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äbent  fata  soa  libelli.  Diese  Darstellang,  bestimmt ,  Haapttbeil  und 
Schluss  des  „Systems  des  öffentlichen  Rechts  in  Deutschland ^^  welches  in 
zwei  Abtheilungen  1861  und  1863  veröffentlicht  worden,  zu  sein  nnd  schon 
im  Jahre  1866  zu  erscheinen ,  tritt  erst  jetzt  und  als  ein  materiell  wie 
formell  geschlossenes  Ganzes  in  die  Oeffentlichkeit.  Die  Erisis  des  deut- 
schen Staatsrechts  im  Jahre  1866  und  die  Wandlung  des  Gegenstandes 
yeranlaseten  und  forderten  dies^  und  ich  habe  der  Umarbeitung  des  Ma- 
Doscripts  mich  gern  unterzogen. 

Das  deutsche  Staatsrecht  ist  heute  ein  anderes  als  Jenes  vor  dem 
Jahre  1866.  Der  tief  und  weit  greifende  Unterschied  kann  wohl  Nieman- 
den entgehen.  Diese  Aenderung  ist  indess  weniger  durch  die  Zertrltmme- 
rung  bestandener  Zustände  als  durch  die  Schöpfung  neuer  Rechtsverhält- 
nisse und  neuer  politischer  Institutionen  herbeigefthrt.  Das  Staatsrecht, 
welches  für  die  Staaten  Hannover,  Eurhessen,  Nassau  nnd  Frankfurt 
untergegangen,  ist  denselben  als  Provinzen  des  constitutionellsten  deut- 
schen Staates  in  voller  Währung  erstattet.  Welchen  staatsrechtlichen  Werth 
aber  hatten  einst  die  Verträge  und  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  be- 
hauptet? Die  süddeutschen  Staaten  werden  jetzt  doch  nicht  andere,  ihr 
Staatsrecht  wird  jetzt  nicht  ein  anderes  sein,  als  es  zur  Zeit  der  Herrschaft 
des  Vertrages  vom  8.  Juni  1815  gewesen. 

Wohl  aber  griff  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  unmittelbar 
und  tief  in  das  Gebiet  des  deutschen  Staatsrechtes  hinein.  Dieser  neue 
Bundesstaat  zog  Elemente  der  Souverainetäten  der  in  ihm  vereinigten 
Staaten  an  sich,  seine  „Gesetzgebung^  rief  bestimmte  staatsrechtliche  Prin- 
zipien in's  Leben  und  eröffnete  die  Perspective  in  eine  noch  weitere  Um- 
gestaltung der  öffentlichen  Zustände  in  dem  Bereiche  seiner  Gewalt  und  — 
etwa  auch  in  noch  grösserem  Ereise? 

Der  jetzt  vorhandene  Zustand  des  öffentlichen  Rechtes  in  Deutschland 
—  dass  er  ein  fertiger  und  in  sich  abgeschlossener  sei,  wer  möchte  dies 
wohl  behaupten?    -Trotz  der  bessernden  Neuerungen  leidet  der  Stoff  noch 
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immer  an  Halbheiten  und  unfertigem  Wesen,  und  noch  gewährt  die  Be- 
arbeitung desselben  die  innere  Befriedigung,  welche  die  Beschäftigung  mit 
dem  Klassischen,  das  Anschauen  einer  vollendeten  politischen  Architektonik 
erwecken,  nicht. 

Mag  indess  die  spätere  Wissenschaft  eines  günstigeren  Stoflfes  sich 
freuen  können,  so  ist  doch  auch  der  jetzt  uns  gegebene  ein  der  wissen- 
schaftlichen Bearbeitung  gewiss  schon  würdiger.  Ist  doch  auch  die  Gegen- 
wart ein  ungleich  bestimmterer  und  l^friedigenderer  Abschluss  in  der 
national-rechtlichen  Entwicklung  Deutschlands,  als  das  in  sich  todte  System 
der  Verträge  von  1815  gewesen.  So  findet  auch  die  Wissenschaft  des 
deutschen  Staatsrechts  jetzt  schon  einen  in  mancher  Hinsicht  bestimmteren 
und  in  sich  geschlosseneren  Stoff  vor.  Durch  den  Hinwegfall  von  vier 
staatsrechtlichen  Systemen  sehr  verschiedenen  Charakters,  durch  die  Dar- 
stellung eines  wesenhaften  Gentrums  des  nationalen  staatlichen  Lebens  ist 
die  Masse  des  staatsrechtlichen  Materials  doch  ein  gut  Theil  einheitlicher 
und  compacter  geworden,  und  wenn  auch  noch  immer  auf  Hoffnung  ge- 
säet wird,  so  ist  doch  ein  anderer  Blick  in  die  Zukunft  eröffnet,  als  da- 
mals die  Verhandlungen  des  Wiener  Congresses  gestatteten. 

Allein  der  Vortheil,  welchen  die  Ausdehnung  des  preussischen  Staats- 
rechts über  das  nicht  unbedeutende  Gebiet  einiger  Nachbarstaaten  durch 
Vereinfachung  des  Stoffes  gebracht  hat,  wird  doch  wieder  durch  die  ver- 
mehrten Schwierigkeiten  des  Systems  der  wissenschaftlichen  Darstellung 
nicht  wenig  beeinträchtigt.  Das  staatenbundliche  System  von  1815  ge- 
stattete schlechthin  eine  formelle  Trennung  des  Bundesrechtes  von  dem 
Bundesstaatsrechte.  Es  stand  Nichts  im  Wege,  die  sämmtlichen  staats- 
rechtlichen Begriffe  und  Verhältnisse  darzustellen  und  daran  die  Dar- 
stellung des  völkerrechtlichen  Inhalts  der  s.  g.  Grundgesetze  des  deut- 
schen Bundes  zu  reihen.  Dem  Belieben  des  Autors  blieb  überlassen, 
welcher  von  beiden  Gegenständen  den  Anfang  oder  den  Schluss  bilden  solle. 

Jetzt  aber  hat  sich  das  System  im  Grunde  verschoben.  Der  Nord- 
deutsche Bund  ist  —  mögen  die  Schulbegriffe  auf  sein  Wesen  passen  oder 
nicht  —  ein  leibhaftiges  staatsrechtliches  Wesen.  Er  hat  eine  wahr- 
haft souveraine  Gewalt,  ausgestattet  mit  Gesetzgebung  und  Regirung.  Sein 
Recht  ist  wirkliches  Staatsrecht  —  von  höchster  völkerrechtlichen  Bedeu- 
tung —  und  ergänzt  dieses  das  Staatsrecht  aller  der  in  ihm  begriffenen 
Staaten.  Umfasste  nun  dieser  Bund  alle  deutschen  Staaten,  so  liesse  das 
System  der  Darstellnung  des  deutschen  Staatsrechts  ungeachtet  seiner  par- 
tikulaiTechtlichen  Verzweigungen  und  Ausläufer  sich  unschwer  finden.  Jetzt 
aber  —  dort  die  süddeutschen  Staaten  je  als  bundesfreie  Staaten  im  voll- 
sten Souverainetätsbesitze  und  hier  im  Norddeutschen  Bunde  wieder  mon- 
archisch verfasste  Staaten  und  drei  Republiken.  Und  dazu  noch  der  ZoU- 
und  Handelsverein  von  1867  mit  entschieden  bundesstaatlichem  Charakter, 


mit  Zollparlament  und  RegiruDgseinrichtuDgeD;  fast  über  alle  deatsche 
Staaten  sich  aasdehnend.  Das  ist  doch  wahrlich  ein  System^  ungleich  ver- 
wickelter als  das  bis  dahin  bestandene. 

Ob  die  systematische  Ordnung  der  folgenden  Darstellung,  bemüht  dem 
Systeme  der  realen  Verhältnisse  und  dem  Wesen  des  Staates  und  seines 
Rechtes  zu  entsprechen,  eine  richtige  genannt  werdjen  könnte?  Auch  das 
ehrlichste  Streben  ist  vor  Irrungen  nicht  sicher,  und  ich  muss,  wie  heute 
vor  36  Jahren  mein  seliger  Vater  in  der  Vorrede  zu  seiner  lateinischen 
Schalgrammatik,  nur  mit  ungleich  mehr  Pflicht  und  Besorgniss  bekennen, 
dass  die  Ausführung  der  Idee  bei  dem  ersten  Versuche  mich  hier  und  da 
auf  Abwege  geführt  hat  und  im  Ganzen  nur  unvollkommen  gelungen  ist. 

Mein  System  wird  mit  den  von  den  neuesten  hochverdienten  Pflegern 
der  Staatsrechtswissenschaft,  dem  Geheimen  Rath  Dr.  von  Gerber  und 
dem  Professor  Dr.  Hermann  Schulze  skizzirten  manche  Aehnlichkeit 
besitzen,  aber  doch  in  nicht  unwesentlichen  Punkten  von  beiden  abweichen, 
wie  dasselbe  in  der  That  vollständig  selbständig  entstanden  und  bereits 
zum  grösseren  Theile  ausgeführt  war,  ehe  die  verdienstvollen  Arbeiten 
Jener  mir  zu  Gesicht  kamen. 

Wenn  meine  Darstellung  mit  der  Feststellung  der  Fortificationslinien 
des  staatlichen  Daseins  beginnt,  so  schien  das  eine  Nothwendigkeit,  welche 
aus  der  Verwirrung  und  Unklarheit  der  Ansichten  über  die  s.  g.  Unter- 
thanenrechte,  die  in  „Freiheiten"  bestehen,  hervorging.  Es  ven-äth  wohl 
irgendwelche  Schwäche,  wenn  ein  wissenschaftliches  System  sich  mit  den 
Gegenständen,  welchenicht  in  dem  Bereiche  seiner  Aufgabe  liegen,  zu- 
nächst beschäftigt.  Gleichwohl  gestattete  der  Stand  der  Wissenschaft  und 
der  Praxis  des  Staatsrechts  noch  nicht,  anders  zu  verfahren. 

Dass  ich  bestrebt  war,  den  reinen  Inhalt  des  Staatsrechts  zu  consta- 
tiren  und  alle  Institutionen,  Zustände  und  Verhältnisse  in  und  an  dem 
Staate  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechtes,  frei  von  dem 
noch  immer  nicht  Überwundenen  Einflüsse  privatrechtlicher  Anschauungen 
darzustellen,  wird  wohl  nicht  verkannt  werden. 

Der  materielle  Inhalt  meiner  Darstellung  wird  knapper  sein.  Manchem 
auch  wohl  dürftiger  erscheinen  als  der  aller  anderen  Bearbeitungen  des 
deutschen  Staatsrechts.  Alle  Referate  aus  den  gewesenen,  aber  jetzt  unter- 
gegangenen Rechtszuständen  fehlen  ihr,  ebenso  die  philosophischen,  literar- 
geschichtlichen  und  politischen  Ausführungen.  Ich  hoffe,  dass  die  Be- 
schränkung meiner  Darstellung  auf  das  wirklich  geltende  Staatsrecht  der 
Gegenwart  nicht  schon  der  Arbeit  selbst  zum  Vorwurf  oder  Tadel  ge- 
reichen wird. 

Aber  noch  in  anderer  Hinsicht  wird  der  Gegenstand  meiner  Darstellung 
in  einer  neuen  Gestalt  erscheinen.  Altgewohnte  Terminologieen  und  übliche 
Ueberschriflen  ganzer  Abschnitte  und  Kapitel  finden  sich  hier  entweder  gar 
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nicht  oder  nur  in  Parenthese  oder  Noten,  So  z.  B.  die  „Hoheitsrechte" 
und  die  „Verfassungsgarantien".  Das  System  und  die  Sache  müssen  dies 
rechtfertigen.  Geht  das  Studium  und  die  Darstellung  des  Staatsrechts  von 
dem  objectiven  Wesen  des  Staates  aus,  so  zeigt  sich  das  bisher  gehand- 
habte System  —  wenn  anders  das  bis  dahin  übliche  lose  Aneinanderreihen 
der  einzelnen  Kapitel  und  Abschnitte  so  genannt  werden  kann  —  unhalt- 
bar. Mit  dem  alten  Systeme  stürzt  aber  ein  gut  Theil  der  traditionellen 
Terminologieen.  Es  vereinfacht  sich  wie  der  Grundriss  so  auch  der  Aufbau 
des  Systems.  Zugleich  bekommen  auch  manche  Begriffe  selbst  eine  andere 
Gestaltung  und,  wenn  auch  die  gewohnten  Ausdrücke  femer  gebraucht 
werden,  so  verändert  sich  doch  nicht  selten  die  Bedeutung.  Eine'  Revision 
der  überkommenen  Definitionen  war  unvermeidlich;  namentlich  dürfen  die 
privatrechtlichen  Bezeichnungen  nicht  länger  den  staatsrechtlichen  Begriff 
verdunkeln. 

Wenn  darum  in  meiner  Darstellung  Manches  fehlt,  das  Andere  für 
nöthig  oder  nützlich  gehalten,  so  möchte  ich  an  den  Ausspruch  des  Polybios 
erinnern  dürfen:  det  dh  rov  dyadvv  segcrriv  ovx  ex  twv  TroQaXecTro/xivoyv  Soxt- 
fid^etv  rovg  yQa^ovTag,  oAA'  ix  rwv  Xeyofievwv,  seav  fiev  iv  tovroiq  Xafißdvii 
rc  xpsvdocy  dSivat  Stou  xdxeZva  naQaXeCnerac  6c  ayvocav.  iäv  dh  ndv  rd 
Xeyofierov  dXtjdhg  y,  (n}yx(aqeZv  dwu  xaxelva  TtaqadioinäTOM  xam  xQÜfcVy  ovx 
äyvocav. 

Die  Aufgabe  der  folgenden  Darstellung  habe  ich  wohl  bestimmt  genug 
abgegrenzt  und  wollte  ich  nur  diese  lösen.  Das  Wort  „Staatsrecht"  um- 
fasst  ein  gar  weites  Gebiet,  dessen  äusserste  Grenzen  sich  fast  dem  for- 
schenden Auge  entziehen.  Wie  der  Begriff  des  deutschen  Staatsrechtes 
in  der  folgenden  Darstellung  verstanden  und  wie  dieses  als  Gegenstand 
derselben  abgegrenzt  ist,  also  wird  dessen  Darstellung  versucht.  Vor 
Allem  ist  danach  das  s.  g.  Verwaltungsrecht  als  ein  grade  so  besonderer 
Theil  des  öffentlichen  Rechtes,  wie  dieses  das  Strafrecht  ist,  von  der  Auf- 
gabe dieser  Darstellung  ausgeschlossen,  und  wolle  man  in  der  Darstellung 
des  „Rechtes  der  Staatsgewalt",  in  welcher  man  etwa  findet,  was  sonst 
der  Abschnitt  von  den  „Regirungsrechten"  zu  enthalten  pflegt,  nicht  die 
des  Verwaltungsrechtes  suchen.  Hinsichtlich  des  Begriffes,  Wesens  und 
Gegenstandes  dieser  besonderen  Disciplin  verweise  ich  auf  das  meisterhafte 
Werk  des  Dr.  Lorenz  Stein. 

Den  besonderen  partikularrechtlichen  Verwirklichungen  der  staatsrecht- 
lichen Prinzipien  konnte  nur  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  nachgegangen 
werden.  Im  Prinzipe  Hess  sich  indess  dieser  Punkt  nicht  schlechthin  be- 
stimmen und  es  wird  die  folgende  Darstellung  nicht  selten  auch  einen 
Blick  in  die  speziellere  partikularrechtliche  Gesetzgebung  werfen.  Man 
wolle  aber  in  diesen  beispielsweisen  Erwähnungen  nicht  auch  ein  bestimm- 
tes System  erwarten.    Weder  als  Muster  noch  nach  einem  bestimmten  Plane 
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sind  diese  Beispiele  gegeben^  sondern  nar  um  den  Blick  auf  diese  Angele- 
genheiten selbst  zu  lenken.  Es  erschien  darum  nicht  eben  von  Bedeutang, 
ans  welcher  Gesetzgebung  das  Beispiel  entnommen;  selbst  die  entwerthete 
nntei^egangener  Staaten  glaubte  ich  in  dieser  Hinsicht  unbedenklich  be- 
nutzen zu  können. 

Dass  die  Wissenschaft  des  deutschen  Staatsrechts  noch  immer  ein 
gutes  Stück  Weges  mit  der  Statistik  gemein  hat,  ist  nicht  zu  verkennen. 
Ich  glanbe  diesen  gewiss  nicht  mühelosen  Theil  der  Arbeit  aufmerksam  be- 
handelt zu  haben.  Dabei  liess  sich  allerdings  fragen ,  ob  bei  der  unver- 
gleichlichen Präponderanz  des  preussischen  Staates  ein  so  sorgfältiges  Be- 
achten des  Staatsrechts  der  anderen  und  namentlich  der  kleineren  und 
kleinsten  deutschen  Staaten  geboten  war.  Wenn  indess  die  Wissenschaft 
des  positiven  Rechts  die  Wahrheit  der  juristischen  Thatsachen  und  das  in 
Wirklichkeit  geltende  Recht  festzustellen  hat,  so  kann  die  minder  politische 
Bedeatsamkeit  der  Territorien,  innerhalb  welcher  die  Rechtssätze  gelten, 
nicht  schon  die  Nichtbeachtung  dieser  rechtfertigen,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  die  Machtverhältnisse  der  Staaten  keineswegs  den  materiellen  Werth 
ihrer  Bechtssätze  bedingen.  Andrerseits  hat  die  Kritik  derselben  aber  auch 
nicht  zn  übersehen,  wie  relativ  der  praktische  Werth  dieser  Rechtssätze 
ist,  und  dass  die  Politik  des  einen  Staates  sehr  wohl  rathen  kann,  hier  die 
Consequenz  eines  Prinzipes  nicht  bis  zum  letzten  Punkte  zu  entwickeln, 
während  in  einem  anderen  Staate  dieses  so  unbedenklich  wie  heilsam  er- 
scheint. Namentlich  lasse  man  nicht  unbeachtet,  dass  das  Staatsrecht 
einer  s.  g.  Grossmacht  eine  ganz  andere  Physiognomie  zeigen  muss,  als 
das  kleinerer  und  kleinster  Staaten.  Die  „Optik  der  grossen  Verhältnisse^' 
zeigt  dort  ganz  andere,  viel  höhere  und  weitere  Gesichtspunkte,  als  die 
knappen  Verhältnisse  der  Kleinstaaten  gestatten.  Während  dort  das  Staats- 
recht unter  der  unmittelbaren  Einwirkung  der  völkerrechtlichen  Stellung 
und  Beziehungen  des  Staates  sich  entwickelt,  ist  in  dem  kleineren  Staate 
das  öffentliche  Recht  fast  nur  die  res  doraestica  dieses  Staatswesens,  und 
während  dort  der  mächtige  Wogendrang  des  Lebens  der  Völker  auch  dem 
Gesetzgeber  Weg  und  Ziel  weist,  kann  hier  die  Theorie  der  Schalen  in 
stillerem  Kreise  sich  zur  Geltung  bringen. 

Dass  meiner  Darstellung  jede  politische  Tendenz  fem  lag,  wird  schon 
ein  oberflächlicher  Durchblick  bezeugen.  Ich  halte  eben.daftlr,  dass  die 
Wissenschaft  des  positiven  Rechts  nicht  objectiv  genug  verfahren  kann, 
dass  sie  das  Recht,  welches  ist,  und  dieses  nur  so,  wie  es  ist,  zu  erfahren 
und  darzustellen  suchen  muss,  ohne  Ansehen  der  Person,  aber  auch  ohne 
Lob  oder  Tadel  des  Bestehenden.  Wohl  aber  mag  grade  so  die  Wissen- 
schaft des  Staatsrechts  der  Politik  besondere  Dienste  leisten  können. 

Vor  Allem  gedachte  ich  nicht,  in  ii^nd  welcher  Weise  die  Ereignisse 
von  1866  zu  beartheilen.     Die  Entstehung  solcher  Wandlungen  der  Staaten- 
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geschichte  gehört  so  wenig  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  wie  dem  des 
bürgerlichen  Rechtes  an.  Beiderlei  Rechte  haben  nicht  Formen  nicht  Regel 
für  die  Geschicke  der  Völker  und  Staaten,  mögen  auch  die  Wirkungen 
solcher  Ereignisse  nicht  nnr  in  alle  Systeme  des  Rechtes,  sondern  auch  in 
alle  Interessen  des  individuellen  Lebens  tief  —  ja!  wer  sagt  wie  tief?  — 
hineingreifen.  In  diesem  Sinne  ist  zu  verstehen,  was  ich  S.  405  von  Ent- 
thronungen sagte.  Nur  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  wird 
ein  „Recht^  der  Thronentsetzung  nicht  anerkannt,  eben  weil  die  Entthro- 
nungen nicht  unter  eine  Regel  des  Staatsrechts  fallen.  Wenn  aber 
S.  258  gesagt  ward:  „Eroberungskriege  seien  nicht  sittliche  Aufgabe  der 
Staatsgewalt",  so  verstehe  man  dies  nicht  so,  als  wolle  ich  eine  jede  Er- 
oberung eine  unsittliche  That  der  siegenden  Macht  nennen.  Nur  das  war 
gemeint,  dass  der  Staat  nicht  von  sich  halten  dürfe,  dass  Eroberungen  in 
dem  Zwecke  seines  Daseins  liegen.  Dass  solche  aber  sehr  wohl  die  Staats- 
nothwendige  Gonsequenz  einer  geschichtlichen  Entwicklung  sein  können, 
wer  könnte  das  im  Angesichte  der  Weltgeschichte  bestreiten?  — 

Die  verfassungsgesetzlichen  Belagstellen  zu  den  Ausführungen  im  Texte 
finden  sich  möglichst  vollständig  in  den  Noten.  Des  Oeftem,  bei  wichti- 
geren Prinzipien  oder  bedeutenderen  Abweichungen,  der  partikularrecht- 
lichen Gestaltungen  regelmässig,  ist  der  Text  der  Gesetzesstellen  wörtlich 
abgedruckt.  Dies  geschah  auch  in  der  Regel,  wenn  auf  die  conorete 
Fassung  des  Prinzipes  oder  auch  auf  die  Constatirung  der  bunten  Ver- 
schiedenheit einzelner  staatsrechtlichen  Bestimmungen,  welche  an  sich  viel- 
leicht nicht  grade  Prinzipien  enthalten,  es  besonders  anzukommen  schien. 
Da  ich  glaubte  voraussetzen  zu  müssen,  dass  die  Sammlung  deutscher  Ver- 
fassungsgesetze, mit  welcher  der  Staatsrath  Dr.  Zachariä  der  Wissen- 
schaft des  deutschen  Staatsrechts  einen  ganz  besonderen  Dienst  geleistet 
hat,  nicht  so  allgemein  verbreitet  und  zugänglich  ist,  so  glaubte  ich  den 
darauf  verwandten  Raum  meines  Buches  beanspruchen  zu  dürfen. 

Sparsam  bin  ich  mit  Citaten  aus  der  Literatur  verfahren,  nicht  als  ob 
ich  den  Werth  derselben  irgend  unterschätzte,  sondern  weil  ich  glaubte, 
aus  äusseren  Rücksichten  so  verfahren  zu  dürfen  und  zu  müssen.  Es  wird 
Niemand  aufrichtiger  überzeugt  sein,  welchen  Dank  die  Gegenwart  der  Ver- 
gangenheit, der  Schüler  den  Meistern  schuldet,  dass  eine  jede  wissenschaft- 
liche Arbeit  nur  auf  Fundamenten  ruht,  welche  die  Werke  Anderer  und 
Besserer  sind:  aber  wird  nicht  die  Verweisung  auf  die  mit  den  vollständi- 
gen Literatur-Nach  Weisungen  versehenen  Werke  Zachariä's  und  Zop  fr« 
—  dessen  Werk  übrigens  nicht,  wie  S.  24  gesagt  ist,  nach  der  4.  sondern 
nach  der  5.  Auflage  citirt  wird  —  dem  Interesse  der  Leser  genügen?  Der 
zu  selbständigen  und  eingehenderen  Studien  des  deutschen  Staatsrechts  sich 
Anschickende  kann  doch  keines  dieser  beiden  inhaltreichen  Werke  entbehren; 
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Änderen  aber  pflegt  mit  solchen  Literatnr-Nachweisungen  nicht  sonderlich 
gedient  zu  sein.  — 

Unter  einer  besonderen  Ungunst  hatt^  meine  Arbeit  zu  leiden,  deren 
nachtheilige  Einwirkungen  leider  nicht  gänzlich  vermieden  sind.  Zwischen 
der  Ausarbeitung  der  einzelnen  Partieen  des  Staatsrechtes ,  ja  einzelner 
Kapitel  desselben  Abschnitts  lag,  in  Folge  der  eintretenden  Krisis  des  deut- 
schen Staatsrechtes  und  auch  in  Folge  anderer  Verhältnisse,  ein  weiterer 
Zwischenraum,  als  wttnschenswerth  war,  und  hat  dies  einige  Unebenheiten 
in  materieller  wie  formeller  Hinsicht  zur  Folge  gehabt,  namentlich  da  mir 
nicht  immer  das  Manuscript  des  vollendeten  Theiles  vor  Augen  lag.  Dazu 
kamen  vielfache  Störungen,  welche  die  sofort  mit  der  Annexion  des  König- 
reichs Hannover  eintretende  Veränderung  der  dienstlichen  Pflichten  seiner 
Verwaltungsbeamten  und  namentlich  die  Versetzung  und  der  Eintritt  in  eine 
ganz  neue  dienstliche  Stellung  unvermeidlich  herbeiführten. 

Besonders  hat  unter  den  Unruhen  des  Umzugs  die  Gorrectur  gelitten, 
und  habe  ich,  abgesehen  von  etlichen  Buchstabenversetzungen,  auch  einige 
ärgerlichere  Druckfehler  zu  beklagen,  um  deren  gefällige  Emendation  ich 
nun  den  Leser  selbst  bitten  muss.  Als  solche  Druckfehler  nenne  ich  hier: 
S.  44  Note  1  „Die  Dragonaden  Ludwigs  XVP;  S.  404  „jus  risistendi  und 
jus  amorum";  S.  577  Note  4  „Städteverordnungen"  (statt  Städteordnungen) ; 
S.  542  (§.  566  Zeile  8  von  unten)  „criminalprocessualische  Instruction  einer 
privatrechtlichen  Klage"  (statt  civilprocessualische  etc.);  S.  692  Note '2 
„locatio  et  conductio  operarum"  (statt  operum).  Alsdann  sind  leider  einige 
IrrthUmer  in  den  Daten  oder  sonstigen  Bezeichnungen  einzelner  Verfassungs- 
gesetze unbemerkt  geblieben.  S,  78  Note  2  ist  statt  „Baiersches  Verfas- 
sungsgesetz Tit.  14  §.  8"  —  „Tit.  IV  §.  8",  S.  95,  2  statt  „Preussisches 
Verfassungsgesetz  Art.  60"  —  „Art.  10",  S.  401  Note  2  statt  „Schwarz- 
borg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  von  1853"  —  „von  1857"  und 
S.  586  Note  1  statt  „Anhaltische  Landschaftsordnung  von  1811"  —  „von 
1859"  zu  lesen.  Ein  besonderes  Misgeschick  hat  indess  das  Reuss-Schleizi- 
sche  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  erfahren,  das  des  Oefteren  als  vom  20.  Juni 
oder  als  vom  10.  oder  20.  Juli  datirend  genannt  ist,  sowie  statt  „Reuss- 
Schleizisches  Verfassungsgesetz"  S.  288  Note  1  „Reuss-Plauensches"  und 
S.  343  Note  1  „Reuss-Greizisches"  gesagt  ist.  Noch  sind  einige  Irrungen 
in  der  Numerirung  oder  Bezeichnung  der  grössern  Abschnitte  der  Darstellung 
zu  erwähnen.  Die  §§.  265—274  müssten  mit  b  anstatt  B  und  dann  ent- 
sprechend weiter  rubricirt  sein.  S.  519  musste  es  statt  „Dritter  Titel"  — 
„Dritter  Abschnitt"  heissen  und  —  was  am  Aergerlichsten  —  S.  69  fehlt 
die  generelle  Ueberschrift  „Erster  Titel.  Das  Recht  am  Rechtsleben"  gänz- 
lich. Die  vorgedruckte  Inhalts-Uebersicht  corrigirt  übrigens  diese  sämmt- 
lichen  Fehler.  Möchten  diese  Ver-  und  üebersehen  die  geneigte  Nachsicht 
des  Lesers  finden. 
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Als  sachliche  Berichtigang  mischte  ich  mir  noch  die  Bemerkung  erlaa- 
ben,  dass  die  anch  in  anderen  Lehrbüchern  des  Staatsrechts  zn  findende 
Behauptung,  dass  der  letzte  Fall  eines  Paragiums  die  1834  erloschene 
s.  g.  Rothenburger  Quart  gewesen  (S.  461  Note  2),  nicht  richtig  sein  wird, 
da  ausweislich  des  Reuss-Schleizischen  Gesetzes  über  die  Wahl  dei"  Landes- 
Vertretung  vom  16.  Mai  1856  §.  4  in  diesem  Staate  noch  ein  „Fürstlich 
Reuss-Eöstritzer  Paragiat^  besteht. 

Die  angehängte  Nachweisung  der  in  meiner  Darstellung  citirten  Para- 
graphen aus  den  deutschen  „Verfassungsgesetzen''  glaubte  ich  als  eine  die 
Mühe  lohnende  Zugabe  betrachten  zu  können.  Dadurch  ist  meine  Dar- 
stellung so  eingerichtet,  dass  sie  in  gewissem  Sinne  als  ein  Commentar  zu 
den  deutschen  Verfassungsgesetzen  benutzt  werden  könnte.  Zugleich  kon- 
trolirte  ich  dadurch  meine  Quellenstudien  und  erleichterte  es,  die  gebliebe- 
nen Lücken  zu  ergänzen. 

Dass  jene  mehr  äusserlichen  Irrtbümer  und  Uebersehen  das  Geringste 
sind,  was  die  Kritik  an  meiner  Arbeit  zu  tadeln  finden  wird,  weiss  ich 
selbst  am  Besten.  Jetzt,  wo  die  Arbeit  vollendet,  die  Ausführung  des  Systems 
in  allen  seinen  Theilen  das  Ganze  als  Ganzes  zu  übersehen  ermöglicht, 
erkenne  ich  selbst,  wie  weit  der  Erfolg  hinter  dem  vorgesetzten  Ziele  ge- 
blieben, wie  grade  für  mich  diese  Arbeit  ein  grosses  Wagniss  gewesen. 
Möchte  aber  der  Ernst  des  Bestrebens,  auch  an  meinem  geringen  Theile 
der  Wissenschaft  des  deutschen  Staatsrechts  diensam  zu  sein,  nicht  nach 
dem  Masse  meiner  schwachen  Kraft  bemessen,  möchte  auch  dem  jetzt  in 
die  Oefl%ntlichkeit  tretenden  „Versuche"  nicht  aller  Werth  oder  Erfolg  ver- 
sagt werden  müssen! 

Arnsberg  in  Westfalen,  den  22.  October  1868- 
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Einleitendes.) 


I.  Der  allgemeine  StaatsbegrHf. 

§.  1. 

Der  Staat  der  modernen  Civilisatiou  ist  die  auf  dem  bestimmt  abge- 
grenzten Theile  der  Erdoberfläche  bestehende  organische  Gemeinschaft  der 
Menschen,  deren  Zweck  und  Aufgabe  die  Darstellung  und  Sicherung  der- 
jenigen äusseren  Zustände  und  Verhältnisse  ist,  durch  welche  die  sittlich 
freiheitliche  Entwicklung  der  auf  diesem  bestimmten  Räume  sesshaften  In- 
dividuen bedingt  wird.  Nur  das  Zusammentreffen  dieser  verschiedenen 
Merkmale  erfüllt  den  Begriff  des  Staates,  wie  ihn  die  politische  Entwick- 
lung in  der  Gegenwart  darstellt.  Derselbe  existirt  also  nicht  ohne  ein 
raumliches  Gebiet,  nur  als  ein  einheitliches  Ganzes  der  zu  einer  Gesammt- 
heit  organisch  vereinigten  Individuen  und  nur  für  irdische  Zwecke  dieser 
als  Gesammtheit  gedachten  Individuen.  Wegen  Mangels  der  räumlichen 
und  organischen  Geschlossenheit  ist  die  „Gesellschaft"  nicht  Staat;  wegen 
Mangels  jener  auf  das  irdische  Leben  gerichteten  und  beschränkten  Zwecke 
fehlt  der  „Kirche"  die  Eigenschaft  des  Staates,  und  wegen  Mangels  des 
Begriffes  einer  für  alle  jene  Zwecke  bestehenden  Gesammtheit  können  die 
besonderen  Gemeinschaften,  in  welchen  Individuen  zur  Erreichung  anderer, 
sei  es  auch  nur  quotitativ  unterschiedener  Zwecke  unfreiwillig  stehen  oder 
sich  freiwillig  vereinigten,  wie  die  „Gemeinden",  die  „Korporationen",  die 
„Familien",  nicht  Staaten  sein.  Das  „Individuum"  als  solches  aber  steht 
der  „Gesammtheit"  der  Individuen  gegensätzlich  gegenüber. 

§.  2. 

Die  Substanz  des  Staates  ist  eine  ideelle,  welche  der  Zweck  seines 
Daseins  und  Lebens  ausfüllt  (Staatside e^,  und  eine  reale  oder  phy- 
sische^  welche  die  natürlichen  Elemente  seines  Organismus  (Staats- 
körper) bilden.     Beide  Arten  der  politischen  Elemente  des  Staatsbestan- 


^  Die  weitere  Aiuf&hrttiig  des  in  dieser  Einleitung  Behandelten  8.  in  Grotefend, 
System  des  deotsclien  Staatsrechts,  Cassel  1863. 

•     O-rotefend,  Staatsrecht.  1 
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des  entwickeln  sich  ftir  jeden  Staat  besonders,  und  der  geschichtliche  Staat 
existirt  nur  so,  wie  die  Auffassung  der  Staatsidee  in  diesem  bestimmten 
Volke  und  die  äussere  Entwicklung  der  physischen  Voraussetzungen  des 
Staates  ihn  gestalteten.  Beides  bedingt  sich  gegenseitig,  wie  alles  Geistige 
auf  Erden  von  der  körperlichen  Natur  des  Wesens,  in  welchem  es  Gestalt 
gewinnt,  aufs  Wesentlichste  bedingt  und  beeinflusst  wird.  Die  Physis  des 
Volkes,  die  natürliche  Beschaffenheit  und  Veranlagung  seiner  Menschen^ 
des  Bodens,  auf  dem  es  feste  Sitze  gegründet,  des  Klimas,  unter  welchem 
es  lebt,  der  Nahrung,  die  es  geniesst,  Alles  dieses  ist  die  natürliche  Basis 
der  geistigen  und  sittlichen  Entwicklung  und  Anschauung  dieses  Volkes, 
wie  andererseits  die  Entwicklung  des  gesammten  geistigen  und  sittlichen 
Denkens  und  Empfindens  des  Volkes  eine  unabweisbare  und  durch  Nichts 
zu  ersetzende  Macht  über  die  natürlichen  Mittel  und  E^räfte  des  Staates  übt ') 


II.  Die  Staatsidee. 

§.3. 
Ungeachtet  der  verschiedenen  praktischen  Verwirklichung  der  in  dem 
obersten  und  allgemeinsten  Begiiffe  der  Staatsidee  concentrirten  oder  dar- 
aus originirenden  Prinzipien  und  Consequenzen  leben  die  deutschen  Staaten 
der  Gegenwart  unter  der  Macht  wesentlich  gleicher  Anschauungen  des 
Sjbaatswesens  und  seiner  rechtlichen  Beziehungen.  Diese  Anschauungen 
sind  indess  den  deutschen  Staaten  nicht  als  ein  nationales  Sondergut  eigen, 
sondern  erzeigen  sich  vielmehr  als  die  Frucht  der  geistig-sittlichen  Arbeit, 
an  welcher  alle  Völker  der  Civilisation  je  in  ihrer  Weise  und  mit  ver- 
schiedenem Erfolge  Antheil  nehmen.  Ein  völliges  Verständniss  jener  Staats- 
idee und  ihrer  realen  Beziehungen  ist  darum  durch  die  Eenntniss  ihrer 
Gestaltung  in  den  unter  demselben  sittlichen  Gesetze  lebenden  Staaten  be- 
dingt und  muss  der  Gesichtspunkt  auch  der  national-deutschen  Staatsrechts- 
wissenschaft in  gewisser  Hinsicht  ein  kosmopolitischer  sein,  wenn  man  die 
Staatenbildungen  der  Civilisation  einen  Kosmos  nennen  darf.     Ein  Anderes 


*)  Dies  bewahrheitet  sich  besonders  bei  dem  Sinken  eines  Volkes,  dessen  Verfall  mit 
der  Demoralisation  und  Entgeistigung  des  Volkes  zu  beginnen  pflegt  und  zuletzt  auch 
in  dem  sichtbaren  Verkommen  aller  physischen  Zustände  an's  Licht  tritt,  obwohl  das 
Land  und  seine  natürlichen  Verhältnisse  dieselben  bleiben.  Wie  günstig  dagegen  ein  ge- 
sundes Klima,  günstige  Bodenverhältnisse  und  die  gesammten  natürlichen  Verhältnisse 
des  Gebietes  auf  die  politische  Bedeutung  des  darauf  wohnenden  Volkes  zu  wirken  ver- 
mögen, beweisst  sich  gerade  an  dem  deutschen  Volke,  dessen  glückliche  Physis  in  Verbin- 
dung mit  der  Kraft  des  eingebomen  sittlichen  Bewusstseins  und  der  geistigen  Thätigkeit  ver- 
hinderte, dass  die  tausendjährige  Ungunst  der  äusseren  Erlebnisse  und  Ereignisse  den 
poUtischen  Character  dieses  Volkes  vernichtete,  und  vielmehr  trotz  aUer  Verachtung  und 
Verkennung  des  Nationalen  die  staatliche  Regeneration  der  Nation  möglich  erhielt 
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ist  es  aber^  wenn  es  sich  nur  um  die  Darstellung  der  concreten  Idee  eines 
gewissen  Staates  oder  einer  bestimmten  Staatengruppe  handelt.  Denn  wenn 
auch  diese  sich  nicht  ohne  Einwirkungen ,  welche  dem  Gesammtleben  der 
unter  demselben  obersten  Gesetze  waltenden  Staaten  entflossen,  gestalten 
konnte,  so  ist  dieselbe  als  das  concrete  Product  betrachtet,  doch  nur  das 
Eigenthum  dieses  Staates.  So  mtissen  auch  die  deutschen  Staaten  der  Gegen- 
wart nicht  nur  in  der  änsseren  Gestalt,  welche  ihnen  eine  wechselvolle  po- 
litische Geschichte  gegeben,  sondern  vor  Allem  auch  als  die  Verwirklichung 
der  in  dieser  Geschichte  g^talteten  politischen  Idee  erkannt  werden.  Diese 
geschichtlich  entwickelte  Staatsidee  ist  freilich  ein  Gemeingut  der  allgemei- 
nen Civilisation  und  das  Product  der  allgememen  christlichen  Culturent- 
wicklung.  Dennoch  aber  ist  ungeachtet  dieser  genetischen  Verwandtschaft 
des  politischen  Lebens  und  seiner  Prinzipien  die  concrete  Gestaltung  des 
durch  die  besondere  Auffassung  der  Staatsidee  bedingten  politischen  Cha- 
rakters der  deutschen  Staaten  je  ihren  eigenen  Weg  gegangen  und  sind 
besonders  in  verschiedener  Weise  praktische  Consequenzen  aus  dieser  con- 
creten Auffassung  der  Staatsidee  gezogen.  Die  Darsfbllung  des  deutschen 
Staatsrechts  setzt  darum  das  politische  Wesen  der  deutschen  Staaten  voraus, 
ohne  damit  die  Aehnliohkeit  desselben  mit  den  andern  Staaten  der  Civili- 
sation zu  negiren  oder  auch  nur  für  unwesentlich  oder  zufällig  zu  halten. 

§•  4. 
Die  praktisch  werdende  Idee  oder  der  Zweck  des  Staates  richtet  sich 
auf  rein  irdische  Interessen  der  Menschen,  d.  h.  auf  die  Interessen  der 
Menschen,  wie  und  so  lange  sie  auf  Erden  leben.  Dies  zu  verstehen  ist 
gerade  der  politische  Werth  der  christlichen  Glaubenslehre,  welche  das 
menschliche  Individuum  mit  seinem  ganzen  geistig- sittlichen  Leben  nicht 
der  sichtbaren  Welt  entrückt,  aber  von  ihrer  Herrschaft  befreit  hat,  und 
welche  nicht  einen  Gegensatz,  sondern  die  Harmonie  der  gegenseitigen 
Selbständigkeit  aller  der  verschiedenen  Interessen,  welche  den  Menschen 
auf  dieser  Erde  umgeben,  zur  Geltung  gebracht  hat.  Von  diesen  Interessen 
fallen  dem  Gebiete  des  Staates  diejenigen  anheim,  welche  die  rechtliche 
Ordnung  unter  den  Menschen  und  die  sonstigen  äusseren  Bedingungen  der 
freiheitlichen  Entwicklung  und  der  materiellen  Wohlfahrt  derselben  dar- 
stellen. Diese  Bestimmung  des  Staatszweckes  bedarf  freilich,  um  der  Wahr- 
heit zu  entsprechen,  noch  wesentlicher  Beschränkungen,  da  weder  das 
ganze  Rechtsleben,  noch  die  gesammten  Bedingungen  der  freiheitlichen 
Entwicklung  und  der  allgemeinen  Wohlfahrt  der  Menschen  von  dem  Zweck 
des  Staates  ergriffen  werden.  Bevor  das  materielle  Recht  des  Staates  im 
Einzelnen  aufgewiesen,  kann  die  Definition  des  allgemeinen  Staatszweckes 
kaum  mehr  erreichen,  als  die  Grenzen  zu  Zeigen,  hinter  welchen  die  Com- 
petenz  des  Staates  keinenfalls  begründet  ist,  ohne  dass  zugleich  behauptet 
sein  dürfte,  dass  nicht  auch  die^seit*  dieser  äusseren  Grenzen  einzelne  Rcf- 
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*  viere  der  politischen  ZuBtändigkeit  verschlossen  sein  könnten  oder  mttssten. 
Die  Aufgaben  des  geschichtlichen  Staates  sind  durch  das  Verständniss, 
welches  andere  Kreise  des  menschlichen  Lebens ^  wie  die  Kirche,  die  Ge- 
sellschaft, die  Gemeinde  von  ihren  individuellen  Daseinszwecken  gewonnen 
haben,  bedingt,  so  dass  eine  prinzipiell  reine  Abgrenzung  des  ausschliess- 
lich und  nothwendig  politischen  Gebietes  nicht  eher  möglich  ist,  als  bis 
auch  jene  anderen  Ordnungen  der  Menschen  sich  ihrer  besonderen  Lebens- 
sphären bewusst  geworden  und  die  Kraft  erlangt  haben,  dieses  Bewusst- 
sein  auch  dem  Staate  gegenüber  zur  thatsächlichen  Herrschaft  zu  bringen. 

§.  5. 
Die  alle  deutschen  Staaten  beseelende  und  beherrschende  Idee  ist  eine 
christliche  insofern,  als  sie  die  Christlichkeit  des  deutschen  Volkes  und 
deren  praktischen  Gonsequenzen  anerkennt  und  voraussetzt.  Nicht  ist  sie 
dieses  aber  in  dem  Sinne,  dass  aus  dem  Dogma  der  christlichen  Lehre  der 
Begriff  und  der  Inhalt  der  Staatsidee  gewonnen  werden  könnte.  Jenes 
stellt  eben  den  Staat  als  die  äussere  Ordnung  der  Lebensverhältnisse  ausser- 
halb der  ftlr  die  relfjgiösen  Interessen  der  Menschen  bestehenden  Ordnung 
und  sieht  nicht  nach  dem  Gesetz,  das  nur  irdische  Angelegenheiten  in  der 
Welt  regehx  und  beherrschen  will.  Dennoch  ist  die  Selbständigkeit  der 
Staatsidee  nicht  also  zu  verstehen,  dass  man  den  Staat  als  den  Gegensatz 
zur  Kirche  und  etwa  gar  in  einem  feindlichen  Verhältnisse  zu  dieser  be- 
trachten wollte.  Die  Harmonie  der  allgemeinen  Weltordnung  schliesst  ein 
solches  Verhältniss  der  Idee  des  Staates  und  der  der  religiösen  Ordnungen 
aus  und  knüpft  ein  Band  tief  sittlicher  Verwandtschaft  zwischen  Beiden. 
Der  Staat  ist  nicht  die  Kirche,  die  Kirche  ist  nicht  der  Staat,  aber  sie 
sind  trotz  der  verschiedenen  Zwecke  und  Formen  ihres  Lebens  durch  das 
oberste  Prinzip  der  Weltschöpfung  verbunden,  indem  sie  beide  je  in  ihrer 
besonderen  Sphäre  und  jnit  ihren  besonderen  Mitteln  der  Entwicklung  des 
Menschlichen  und  der  Heiligung  des  Menschen  dienen  sollen. ') 


*)  Die  Unlösbarkeit  des  Staates  aus  der  ßezielinng  zu  dem  Ethos  der  Individuen,  für 
welche  und  aus  denen  derselbe  besteht,  unterwirft  sein  eigenes  Leben  den  Schwankungen^ 
welchen  das  subjective  Verständniss  dieses  Ethos  als  des  Gesetzes  der  individuellen  Vollen- 
dung ausgesetzt  ist.  Die  Herrschaft  der  im  Evangelium  geoifenbarten  Prinzipien  des 
christlichen  Glaubens  und  Lebens  musste  den  Staatsbegriff  des  Heidenthums  im  Grunde 
verändern  und,  obwohl  auch  das  Alterthum  so  gut  wie  die  heidnischen  Völker  der 
Gegenwart  Staaten  gebildet  haben  und  ferner  bilden,  so  ist  doch  der  christliche  Staat 
ein  wesentlich  anderer.  Es  kann  nicht  gesagt  werden,  dass  der  Staatsbegriff  als  solcher 
einer  bestimmten  Form  der  Ethik  seiner  Menschen  bedürfe,  auch  nicht,  dass  die  Staaten 
des  Heidenthums  in  geringerem  Grade  als  die  der  christlichen  Welt  dem  allgemeinen 
Staat^begriffe  entsprochen  haben,  wohl  aber  muss  das  Leben  des  Staates  ein  verschiedenes 
sein,  je  nachdem  das  Prinzip  des  individuell  menschlichen  Lebens  den  Menschen  dem 
Staate  -^  wie  im  klassischen  Alterthum  —  oder  den  Staat  dem  Menschen  —  wie  dies 
im  Christenthum  geschieht  —  unterstellt,  und  ob  die  Ethik  des  Menschen  ihr  letztes  Ziel 
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§.  6.  . 
Zu  dem  geistig-sittlicheB  Leben  der  Menschen  selbst  und  zu  dem  po- 
sitiven Endziel  aller  individuellen  Entwicklung,  welche«  über  die  Erde  hin- 
ansreicht  und  erst  in  dem  Jenseits  erreicht  werden  kann,  steht  der  Staat 
der  Christen  nur  in  einem  gewissen  negativen  Verhältniss.  Sein  Beruf  ist 
es,  gewisse  Bedingungen  der  freiheitlichen  Entwicklung  des  individuellen 
Lebens  zu  schafen  und  zu  erhalten;  der  positive  Inhalt  und  die  concreto 
Richtung  dieses  Lebens  und  seiner  mannichfachen  formellen  und  materiellen 
Interessen  liegen  ausserhalb  des^  Bereiches  und  der  Macht  des  Staates. 
Dennoch  scheidet  aber  der  Staat  nicht  als  eine  in  sich  selbständige  Ord- 
nnng  aus  dem  Systeme  der  gesammten  Weltordnung  aus,  sondern  hat  stets 
Dor  in  dem  auch  um  seiner  selbst  willen  unlösbaren  und  als  die  Gonsequenz 
eines  höheren  Prinzips  erscheinenden  einheitlichen  Zusammenhange  mit 
dieser,  nur  als  ein  Glied  in  dem  Alles  umfassenden  Organismus  der  phy- 
sischen und  der  sittlichen  Welt  sich  zu  denken  und  zu  leben.  Der  Staat 
eiistirt  eben  nicht  um  seiner  selbst  willen,  sondern  erhält  sein  Dasein  aus 
der  Staatsbednrftigkeit  des  Menschen,  und  wie  dieser  der  Mittelpunkt  und 
der  Herr  der  göttlichen  Schöpfung  und  wie  dessen  ethische  Entwicklung 
nnd  Vollendung  das  Prinzip  der  sichtbaren  Welt  ist,  so  hat  auch  der  Staat 
nar  aus  diesem  ersten  und  letzten  Prinzip  der  gesammten  Welt  sein  Da- 
sein abzuleiten  und  dessen  Zweck  nur  als  eine  Consequenz  aus  diesem  zu 
verstehen.  Weil  die  sittliche  Entwicklung  der  Individuen  ohne  die  Siche- 
rung Aller  gegen  Alle  und  ohne  das  Dasein  der  Bedingungen,  von  welchen 
die  Gesammtentwicklung  Aller  abhängig  sein  muss,  nicht  gedacht  werden 
kann,  weil  die  Freiheit  des  Individuum  die  rechtliche  Ordnung  der  Ge- 
sammtheit  und  das  Wohl  des  Einzelnen  das  des  Ganzen  zur  dauernden 
Voraussetzung  hat,  darum  der  Staat.  Die  Selbständigkeit  des  Staates  ist 
deshalb  nur  im  beschränkten  Sinne  absolut  zu  nennen,  indem  nur  die  be- 
stimmte Abgeschlossenheit  seines  Lebensgebietes  damit  bezeichnet  sein  kann, 
nicht  aber  auch  die  Isolirung  des  Staates  als  einer  nur  um  ihrer  selbst 
willen  bestehenden  Ordnung.  Vielmehr  steht  der  Staat  durch  seine  Be- 
ziehung auf  das  oberste  Prinzip  und  den  letzten  Endzweck  der  göttlichen 
Schöpfung  unter  der  Herrschaft  dieses  als  seines  ethischen  Gesetzes  und 


im  Hades  oder  im  Himmel  findet.  Es  ist  eben  dadurch  eine  yerschiedene  Färbung  des 
StaatAzweckes  bedingt  nnd  es  kann  das  christliche  Staatsprinzip  nur  in  einem  Staate, 
dessen  Menschen  diesem  bestimmten  Ofenbarungsglauben  zugethan  sind,  zum  thatsäch- 
lichen  Ausdruck  gelangen.  Sofern  nun  die  Christen  ihren  Glauben  und  das  daraus 
fliessende  Sittengesetz  f&r  das  allein  richtige,  das  Trachten  nach  dem  seligen  Jenseits 
als  ihre  höchste  Pflicht  und  als  heiligstes  Becht  achten  und  achten  müssen,  sofern  ziemt 
es  denselben  auch,  das  christliche  Staatsprinzip  für  das  allein  richtige  und  den  christr 
lichen  Staat  fti  den  besten  zu  halten,  während  einem  Plato  oder  Mohamed  dies  unmög- 
lich sein  niQsflie. 
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•  in  mehr  oder  minder  directen  und  bestimmten  Beziehungen  zu  allem  An- 
deren, was  der  individuellen  Entwicklung  der  Menschen  dienen  kann. 

§.  7. 
Das  Leben  des  Staates  kann  nur  die  äusseren  Zustände  und  Be- 
ziehungen der  Menschen  berühren.  Das  höhere  Gebiet  des  inneren 
geistigen  oder  sittlichen  Lebens,  welches  entweder  das  Geheimniss  der  In- 
dividuen oder  den  Gegenstand  der  geistigen  und  sittlichen  Gemeinschaften 
bildet,  grenzt  als  ein  eigenbeständiges  gegen  die  Lebenssphäre  des  Staates. 
Nur  der  Reflex  dieser  inneren  Beziehungen  und  Zustände  der  Menschen 
nach  Aussen  trifft  auch  das  Leben,  welches  den  Zweck  des  Staates  erfllUt. 
Beale  Zustände  und  Interessen  der  äusseren  Wirklichkeit  sind  das  Gebiet 
des  Staates,  nur  das  öffentliche  Leben  kann  sein  Wollen  und  Wirken  be- 
stimmen. Wie  der  Staat  selbst  nur  als  eine  äussere  Ordnung  der  Menschen 
und  für  die  Menschen  sich  darstellt,  so  kann  auch  seine  Daseinsaufgabe 
nur  diejenigen  Beziehungen  und  Interessen  derselben  erfassen,  welche 
diese  äussere  Ordnung  begrtlnden  oder  beeinflussen.  Im  Allgemeinen  ist 
aber  diese  Ordnung  durch  das  Dasein  eines  festen  Bechtszustandes  und 
durch  das  Vorhandensein  deijenigen  äusseren  Bedingungen  und  Verhältnisse, 
welche  das  Wohl  und  die  Sicherheit  aller  Individuen  im  Staate  erfordert, 
bedingt  und  ergreift  also  der  Zweck  des  Staates  im  Einzelnen  diese  drei 
Seiten  des  öffentlichen  Lebens.  Weil  indess  die  Individuen  je  für  sich  den 
vollen  Werth  der  selbstberechtigten  Person  besitzen  und  gemeinsam  unter 
dem  Gesetz  eines  höheren  ethischen  Prinzipes  stehen,  welches  die  Vollen- 
düng  der  individuellen  Entwicklung  aller  Menschen  zum  letzten  Ziele 
hat,  so  gewinnt  nur  der  Zweck  des  Staates,  in  welchem  jene  verschiedenen 
Voraussetzungen  und  Zustände  der  äusseren  Ordnung  begriffen  sind,  eine 
höhere  ethische  Beziehung  eben  auf  jenes  Prinzip  der  individuellen  Ent- 
wicklung der  d.  h.  aller  Individuen  seines  Bereiches  und  concentrirt  alle 
Einzelaufgaben  des  Staates  durch  deren  Beziehung  auf  das  einheitliche 
Prinzip  des  individuellen  Ethos. 

§.  8. 
Der  Zweck  des  Staates  erstreckt  und  beschränkt  sich  auf  diejenigen 
Interessen  der  Menschen,  welche  die  aller  Individuen  oder  der  Indi- 
viduen als  einer  Gesammtheit  sind.  Es  ist  also  von  demselben 
ausgeschlosiäen  Alles,  was  nicht  „alle"  Individuen  angeht  und  was  nicht 
der  Zweck  der  „Gesammtheit"  sein  kann.  Der  Begriff  der  Gesammtheit 
ist  in  diesem  Sinne  aber  ein  besonderer,  da  es  nicht  darauf  ankommt,  dass 
alle  Individuen  im  Staat  an  derselben  Angelegenheit  ein  gleiches  oder  auch 
nur  ein  directes  Interesse  haben,  sondern  nur  darauf,  dass  nicht  um  des 
einzelnen  Menschen  und  seiner  besonderen  Verhältnisse  willen,  sondern  für 
alle  in  gleichen  Verhältnissen  existirenden  Menschen  eine  bestinunte  Ord- 
nung nothwendig  oder  nützlich  erscheint.    Es  ist  das  Interesse  des  Indivi- 
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dnom  als  des  Gliedes  einer  Gesaromtheit,  welches  in  die  Anfgabe  des 
Staates  hineinfällt;  während  das  Interesse  des  Individuam  als  solchen  nicht 
von  dem  Zwecke  des  Staates  berührt  wird.  So  bildet  der  Begriff  der  All- 
gemeinheit ein  wesentliches  Merkmal  des  objectiven  Staatszweckes,  mit 
welcbem  aber  eine  Verschiedenheit  der  Kadien  jener  immerhin  nar-  relativen 
Allgemeinheit  nicht  coUidirt.  Denn  es  können  die  Sicherheit  nnd  Wohl- 
fahrt Aller  im  Staate  ohne  jegliche  Unterscheidung  von  Klassen  and  Arten 
oder  ancb  nnr  die  der  einzelnen  darch  besondere  objective  Zustände  and 
Verhältnisse  bestimmten  Gruppen  der  Individuen  im  Staate ,  z.  B.  nur  der 
Grundbesitzer,  nur  der  Beamten,  nur  der  Gemeinden,  in  dem  Zwecke  des 
Staates  enthalten  sein  und  einen  Gegenstand  seines  Licbens  bilden. 


III.  Der  StaatskOrper. 

§.  9. 

Der  Staatskörper  ist  die  Gesammtheit  der  physischen  Elemente 
des  Staatsbestandes,  welche  unter  der  Macht  der  politischen  Idee  zu 
einem  einheitlichen  Körper  organisch  zusammengefügt  und  verbunden  sind. 
Im  Allgemeinen  sind  diese  Elemente  des  Staates  nur  zweierlei  Art:  das 
Gebiet,  auf  welchem,  und  der  Inbegriff  der  Menschen,  aus  welchen  der 
Staat  besteht,  oder  das  Volk.  Der  historische  Begriff  des  einen  Elemen- 
tes des  Staates  bestimmt  sich  aus  dem  des  anderen.  Ein  bestimmter  Theil 
des  Erdballes  wird  nur  als  die  Wohnstätte  eines  bestimmten  Volkes  zu 
dem  physischen  Theile  des  Staates,  wie  umgekehrt  das  Volk  nur  als  auf 
einem  bestiinmten  Baume  sesshaft  ein  politischer  Begriff  und  dieses  Element 
des  Staatsbestandes  sein  kann.  Beide  werden  aber  allererst  durch  die  Ver- 
wirklichung der  politischen  Idee  in  diesem  natürlichen  Elemente  zu  dem 
einheitlichen  Wesen  des  Staates,  zu  dem  organischen  Körper,  in  welchem 
diese  Idee  lebt  und  waltet. 

§.  10. 

Unter  dem  Volke  des  Staates  ist  die  Gesammtheit  der  zu  demselben 
vereinigten  Menschen  zu  verstehen,  ohne  Unterscheidung  der  verschiedenen 
bürgerlichen,  confessionellen,  conventionellen  oder  politischen  Verhältnisse 
derselben.  Das  Volk  bildet  in  diesem  Sinne  —  es  ist  dies  aber  nicht  die 
etaiÄi^  Botflbtung  des  Wortes*)  —  den  Gegensatz  zu  dem  Staatsgebiete 
als  dem  anderen  Elemente  des  Staatsbestandes.  Diesem  Bestandtheile  der 
sinnlichen  Natur  steht  das  Volk  als  der  Inbegriff  der  physisch-sittliclien 


*)  »Volle"  bezeichnet  ausaerdem  so  viel  wie  „Nation"  und  anch  so  viel  wie  „Unter- 
thancn",  welche  letztere  Bedeutung  die  häufigere  und  die  vulgäre  ist.  In  dieser  Dar- 
stellung wird  Ton  dem  Volke  nnr  in  dem  Sinne  des  Textes  gesprochen  werden. 
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Wesen,  welche  das  bestimmte  Gebiet  bewohnen,  -gegenüber.  Das  Volk  des 
Staates  ist  von  Natur  ein  nationales,  d.  h.  durch  die  gemeinsame  physische 
Abstammung  gegeben,  und  trägt  als  solches  einen  bestimmten  nationalen 
Typus,  welcher  auf  den  Charakter  des  Staates  bestimmend  einwirkt.  Die 
geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  Nation  hat  freilich  bis  1866  nur 
eine  Zertheilung  des  deutschen  Volkes  in  verschiedene  Staaten  zum  Ziele 
gehabt,  so'  dass  das  Volk  der  deutschen  Staaten  je  ein  grösserer  oder 
geringerer  Bruchtheil  der  deutschen  Nation  und  an  sich  nur  relativ  ein 
nationales  ist.  Seit  dem  Durchbruch  des  nationalen  Bewusstseins  der  deut- 
schen Nation  ist  indess  thatsäch'Hch  eine  annäherungsweise  und  nach  einer 
solphen  Vergangenheit  noch  mögliche  Identificirung  des  politischen  und  des 
nationalen  Volkes  Deutschlands  thatsächlicl^  und  erfolgreich  angebahnt.  An- 
dererseits begreift  das  Volk  der  deutschen  Staaten  auch  nicht -deutsche 
Elemente,  welche  in  verschiedenem  Grade  trotz  der  politischen  Assimilation 
ihren  besonderen  nationalen  Charakter  gewahrt  haben,  so  namentlich  die 
Juden,  deren  religiös-nationaler  Typus  besonders  scharf  ausgeprägt  geblie- 
ben, und  in  anderem  Sinne  die  P^len. 

§.  11. 
Das  Volk  des  Staate;^  ist  die  politische  Gemeinschaft  der  menschlichen 
Individuen  oder  der  Inbegriff  dieser  als  der  politischen  Wesen.  Darin  zeigt 
sich  eben  der  tiefgehende  Unterschied  der  christlichen  Staatsidee  von  der 
der  heidnischen  und  selbst  der  klassisch-antiken  Staaten.  Die  politische  Ge- 
sammtheit  der  Menschen  in  dem  Volke  der  christlichen  Staaten  bindet  nur 
die  politische  Natur  derselben,  nicht  aber  das  ganze  Individuum.  Die 
Sonderbedeutung  des  Individuum  geht  in  dem  Begriffe  des  Volkes  nicht  un- 
ter, sondern  gewinnt  durch  die  Zugehörigkeit  des  Einzelnen  zu  diesem  nur 
eine  erhöhte  Bedeutung,  welche  selbst  wieder  der  Herausbildung  des  staat- 
lichen Volkes  zu  Gute  kommt.  So  verschwinden  auch  nicht  alle  indivi- 
duellen Eigenthümlichkeiten  an  den  verschiedenen  Gliedern  des  Volkes  in 
dem  Begriffe  seiner  Gesammtheit.  Trotz  der  centralisirenden  Kraft  der 
Staatseinheit  bleibt  eine  Sonderentwicklung  der  individuellen  Interessen 
möglich,  und  es  zeigt  sich  auch  der  (staatsrechtliche)  Begriff  des  Volkes 
als  ein  bestimmt  begrenzter,  weil  ihn  nur  die  Gemeinsamkeit  der  politischen 
Natur  der  Menschen  füllt.  0 

§.  12. 
Die  staatliche  Natur  des  Volkes  zeigt  dieses  als  das  einheiliKehfe  Gtfnze 
organisch  verbundener  Glieder,  durch  deren  verschiedene  Gestaltung  aller- 
erst die  Form  des  Staatskörpers  dargestellt  wird.  Auch  das  Volk  des 
Staates  ist  eine  Harmonie  des  Verschiedenen.  Gerade  das  architektonische 
Zusammenfügen  der  an  sich  besonders  gestalteten  Glieder  giebt  die  Schön- 


')  Vergl.  Grotefend,  System  des  deutßchen  Staatsrechts,  §.  58  ff. 
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heit  des  Staatsganzen  und  es  erhöht  sich  diese  in  dem  Maasse,  in  welchem 
die  Schönheit  der  Glieder  steigt  ^  wie  umgekehrt  auch  ein  jedes  Olied  des 
Korpers  wieder  dnrch  die  Ebenmässigkeit  des  Ganzen  an  Ansehen  und 
Ehre  gewinnt.  Diese  Glieder  des  Volkes  sind  zweierlei  Art:  zuvörderst 
diejenigen,  welche  das  Volk  als  der  elementare  Bestandtheü  des  Staats- 
ganzen besitzt  und  in  denen  sich  der  Staat  als  dieser  lebensfähige  Zustand 
kond  giebt,  und  danach  solche,  mittelst  welcher  der  Staat  sich  als  leben- 
diges Wesen  offenbart  und  welche  als  die  Organe  seines  Lebens  sich  an 
jene  Elemente  seines  Daseins  fUgen.  Die  elementaren  Glieder  des 
Volkes  entstehen  durch  die  Sonderung,  welche  die  zur  Herrschaft  gelan- 
gende Idee  des  Staates  in  dem  Volke  ToUzieht  und  welche  die  herrschende 
Gewalt  des  Ganzen,  das  Staatsoberhaupt,  von  den  derselben  unter- 
worfenen Uebrigen,  den  Unterthanen,  scheidet.  Ohne  diese  beiden 
Glieder  zu  besitzen,  kann  der  Staat  nicht  existiren.  Die  organischen 
Glieder  des  Staatskörpers  aber  sind  diejenigen  Anstalten  und  Einrichtun- 
gen, durch  welche  der  Staat  als  wollendes  und  handelndes  Wesen,  als  die 
gesetzgebende  und  als  die  regirende  Gewalt  sich  offenbart.  Kur 
mit  Htllfe  dieser  Oi^ne  ist  ein  Leben  des  Staates  möglich. 

§.  13. 
Das  organische  Verbundensein  der  Elemente  und  Organe  des  Staates 
in  dem  fest  gegliederten  einheitlichen  Ganzen  heisst  die  Verfassung  des 
Staates.  Der  Staat  ezistirt.  also  nur  kraft  seiner  Verfassung  und  es  ent- 
steht diese  unmittelbar  mit  dem  Staate.  Die  individuelle  Natur  der 
Elemente  des  Staates  bestimmt  den  Charakter  und  die  Art  seiner  Ver- 
fassung, welche  darum  auch  einer  geschichtlichen  Entwicklung  und  ver- 
schiedenen Umgestaltungen  unterworfen  ist.  Im  Allgemeinen  ist  das  be- 
stimmende Moment  die  politische  Selbsterkenntniss  der  Individuen  im  Staat. 
Die  Stadien  der  Genesis  und  der  Ausbildung  des  politischen  Bewusstseins 
des  Volkes,  des  Verständnisses  seiner  politischen  Natur  und  Qualification 
werden  auch  die  Stadien  der  Verfassungsgeschichte  des  Staates  sein.  Will 
diese  einen  eigenen  Weg  gehen,  so  führt  sie  das  Volk  auf  die  Irrgänge 
der  Wttste  oder  fördert  Zustände  an's  Lieht,  welche  als  unnatürliche  oder 
krankhafte  zu  beseitigen  dann  der  nicht  selten  gewaltsam  hervorbrechende 
Trieb  des  politischen  Bestrebens  des  Volkes  ist.  Darum  ist  es  eben  so 
grundlos,  von  den  Prinzipien  der  absolut  und  abstract  besten  Verfassung 
zu  sprechen,  wie  es  gewiss  ist,  dass  der  politische  Werth  der  concreten 
Verfassung  sich  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  politischen  Bildung  dieses 
Volkes  bemisst,  und  dass  diejenige  Verfassung  die  natürlichste  ist,  welche 
di^em  Stande  am  Wahrsten  entspricht,  dass  aber  nur  ein  gesundes  poli- 
tisches Bewusstsein  des  Volkes  eine  gesunde  Staatsverfassung  zeitigen  kann. 
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IV.   Die  Persönlichkeit  des  Staates. 

§.  14. 
Den  äusseren  Bestand  des  Staates  beseelt  die  Idee,  welche  in  dem- 
selben ihre  objective  Ven^rklichung.  sachte.  Der  Staat  ist  dadurch  ein 
persönliches  Wesen,  das  kraft  seines  bestimmten  ethischen  Prinzips 
lebt  und  sein  Leben  in  bestimmtem  Handeln  ununterbrochen  kund  giebt. 
So  erscheint  der  Staat  als  ein  körperlich  wie  geistig  bestimmtes  Wesen, 
dessen  Leben  so  nothwendig,  wie  nach  Form  und  Inhalt  bestimmt  ist.  Als 
ein  solches  persönliches  Wesen  steht  der  geschichtliche  Staat  einmal  den 
anderen  Staaten  und  ,8odann  auch  allen  persönlichen  Wesen  anderer  Art 
gegenüber  und  beansprucht  die  Anerkennung  seiner  persönlichen  Selbstän- 
digkeit und  Integrität  von  allen  diesen.  Anderen  Staaten  gegenüber  tritt 
dieses  in  der  Wahrung  des  gesammten  äusseren  Staatsbestandes  und  der 
Selbstberechtigung  seines  geschichtlichen  Daseins  hervor,  während  die  Per- 
sönlichkeit des  Staates  ftar  sich  betrachtet  in  der  Geltendmachung  der  An- 
sprüche sich  zeigt,  welche  die  organische  Natur  des  Staates  an  die  einzel- 
nen Elemente  desselben  stellen  muss,  um  die  politische  Idee  verwirklichen 
zu  können.^) 

§.  15. 
Die  Macht  des  Staates  ist  das  Uebergewicht  der  Gememschaft  über 
die  einzelnen  Glieder  derselben.  Der  Staat  ist  der  Inbegriff  der  gleichen 
Interessen  Aller  und  das  Allen  Gemeinsame  schliesst  ein  Sonderrecht  des 
Einzelnen  aus.  Das  politische  Indijdduum  ist  dieses  nur  in  der  organischen 
Zugehörigkeit  desselben  zu  dem  Staatsganzen  und  das  Gesetz  des  Ganzen 
verpflichtet  und  bindet,  hält  und  berechtigt  alles  in  demselben  begriffene 
Einzelne.  Je  geringer  nun  die  Erkenntniss  der  tiefgehenden  Scheidung  des 
nicht-politisch  Individuellen  von  dem  politisch  Individuellen  im  Yolke^),  desto 
höher  erscheint  die  Machteigenschaft  des  Staates,  und  es  ist  nicht  zuflülig, 
dass  die  deutsche  Wissenschaft  wie  Praxis  der  Vergangenheit,  welche  nur 
schüchtern  von  den  Grenzen  der  Staatsbethätigung  sprachen,  das  Recht 
des  Staates  seine  Gewalt  nannten  und  als  das  Subject  des  Hechtes 
der  Gesammtheit  nicht  den  Staat,  sondern  die  Staatsgewalt  bezeich- 
neten. Der  Staat  ist  aber  nicht  eine  Gewalt  oder  ein  nur  durch  Ge- 
walt sich  haltendes  Wesen,  sondern  er  hat  eine  Gewalt  und  zwar,  weil 

')  Die  Erkenntniss  der  „Persönlichkeit"  des  Staates  ist  die  Voranssetzting  der  Kich- 
tigkeit  der  praktischen  Consequenzen  des  Staatsdaseins  und  des  wissenschaftlichen  Ver- 
ständnisses seines  Wesens.  Jene  ist  aber  erst  der  neueren  Zeit  gelangen,  in  Deutschland 
erst  seit  und  in  Folge  des  Unterganges  des  deutschen  Reiches,  dessen  ganze  Natur  zur 
Verwirklichung  des  Staatsbegriffes  so  wenig  geartet  war,  wie  jetzt  noch  die  des  Oest- 
reichischen  Reiches. 

>)  VergL  oben  §.  11. 
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er  die  Gesammtheit  der  Menschen  zur  Erreichung  irdischer  Zwecke  ist,  die 
höchste  irdische  Gewalt.  Das  subjective  Recht  des  Individuum,  der  Kirche, 
der  Gesellschaft  ist  so  selbständig  und  unabhängig  wie  das  des  Staates, 
aber  der  physischen  Macht,  welche  die  Gesammtheit  der  physischen  Kräfte 
aUer  Menschen  im  Staate  gewährt,  ist  die  des  nur  sich  besitzenden  Indi- 
vidaum,  die  der  geistig  wirkenden  Kirche,  die  der  fast  k()rperlos  waltenden 
Gesellschaft  nicht  vei^leichbar.  0 

§.  16. 
Weil  der  Staat  eine  ethische  Nothwendigkeit  der  Menschen  und  eine 
bestimmte  Ordnung  in  der  allgemeinen  Weltordnung  ist  und  weil  sein 
Leben  weder  von  der  Willkür  des  Staates  noch  von  der  seiner  Menschen 
abhängt,  sondern  sich  vollziehen  muss,  so  lange  der  Staat  existirt,  darum 
erscheint  der  Staat  als  eine  Macht,  welche  die  Anerkennung  aller  ausser 
ihm  bestehenden  Wesen  und  Ordnungen  unverbrtlchlich  fordert  und  dieses 
Recht  um  seiner  selbst  willen  und  aus  ethischen  Gründen  ausnahmslos  gel- 
tend machen  muss.  Diese  Machteigenschaft,  des  Staates  heisst  seine  Sou- 
verainetät.  Zweierlei  will  dieser  Ausdruck  bezeichnen:  einmal,  dass  der 
Staat  eine  höhere  Macht  der  Erde  nicht  über  sich  weiss,  und  sodann,  dass 
seiner  Macht  Niemand  und  Nichts  auf  Erden  sich  entzieht,  —  nicht  aber, 
dass  diese  Souverainetät  des  Staates  so  zu  verstehen,  als  sei  seine  Macht 
eme  sittlich  absolute  und  das  Gebiet  ihrer  Bethätignng  ein  materiell  oder 
formell  unbegrenztes.  Die  Gewalt  des  Staates  ist  weder  absolut  noch  all- 
mächtig; sie  ist  die  höchste  und  unwiderstehlich  nur  innerhalb  der  Schran- 
ken des  staatlichen  Lebensgebietes.  Auch  über  dem  Staate  steht  und 
herrscht  das  ewige  Gesetz  der  sittlichen  Weltordnung  und  der  sittlichen 
Freiheit  der  Menschen  und  neben  ihm  walten  mit  gleicher  Selbständigkeit  und 
Freiheit  die  anderen  eines  persönlichen  Wesens  theilhaftigen  Ordnungen 
der  Menschen,  wie  deren  religiösen  Gemeinschaften  und  rechtlichen  Ver- 
einigungen. Selbst  das  menschliche  Individuum  schuldet  sich  nur  in  der 
Sphäre  des  politischen  Lebens  dem  Staate;  ausserhalb  derselben  bean- 
sprucht dasselbe  eine  gleiche  Freiheit  und  Selbständigkeit  flir  seine 
Lebensinteressen  und  Verhältnisse,  wie  der  Staat  sie  ftlr  sein  Dasein 
fordern  mnSB. 


')  Der  Aasdmck  , Gewalten"  ist  in  Deutschland  der  üblichste,  aber  nicht  der  beste, 
weil  derselbe  unnöthiger  Weise  vorwiegend  an  die  zwingende  Macht  des  Staates  erinnert. 
Vorrariehen  ist  die  französische  Bezeichnung  »pouvoir"  (das  Können,  Vermögen  zugleich 
mit  der  Hindeutimg  auf  das  WoUen  und  Dürfen.) 
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V.  Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart. 
1.  Die  einselnen  Staaten. 

§.  17. 
Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  haben  sich  unter  der  Macht 
theils  weltgeschichtlicher;  theils  nur  internationaler  Ereignisse  mannichfacher 
Art  und  Bedeutung  herausgebildet.  Nachdem  die  Unnatur  der  Reichsverfassung 
Karl's  des  Grossen  die  scharfe  Ausprägung  des  Sonderbewusstseins  und 
einer  rechtlichen  Abgeschlossenheit  der  zahlreichen  Stämme  des  deutschen 
Volkes  und  die  im  Laufe  von  Jahrhunderten  gezeitigte  Souverainisirung 
noch  zahlreicherer  Dynastengeschlechter  veranlasst  und  beschleunigt  hatte, 
ist  seit  den  welterschtttternden  Ereignissen  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
die  Herausbildung  einer  der  Würde  und  der  Macht  der  deutschen  Nation 
besser  entspgrechenden  einheitlichen  Gesammtverfassung  Deutschlands  das 
treibende  Prinzip  der  äusseren  und  inneren  politischen  Entwicklung  in 
Deutschland  geworden,  und  hat  diese  nach  vielen  vergeblichen  Versuchen 
friedlicher  Verhandlungen  durch  die  Erfolge  der  Preussischen  Waffen  in 
Deutschland  und  wider  Oestreich  endlich .  einen  im  Hinblick  auf  die  weiter 
eröffneten  Aussichten  befriedigenden,  auch  das  innere  Staatensystem  Deutsch- 
lands verändernden  Abschluss  erhalten.')  TEs  existiren  danach  als  deutsche 
Staaten:  die  Königreiche  Preussen  mit  Lauenburg,  Baiern,  Sachsen, 
Würtemberg,  die  GrossherzogthUmer  Baden,  Hessen  (-Darmstadt), 
Luxemburg,  Oldenburg,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Sachsen-Weimar,  die  Herzogthümer  Sachsen-Meining^n, 
Sachsen -Alten  bürg,  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha,  Braunschweig, 
Anhalt,  die  Fürstenthümer  Schwarzburg-Rudolstadt,  Schwarz - 
burg-Sondershauscn,  ßeuss  jüngerer  Linie  und  Reuss  älterer 
Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe-Detmold,  Waldeck  und  Lich- 
tenstein, die  freien  Hansestädte  Bremen,  Hamburg  und  Lübeck, 
also  im  Ganzen  noch  28  Staaten.  Das  Kaiserreich  Oestreich  kann  zu 
den  deutschen  Staaten  nicht  gerechnet  werden,  da  dasselbe  nur  zu  einem 


*)  Nachdem  bereits  früher  kraft  völkerrechtlicher  Verträge  die  beiden  Hohen- 
zollernschen  Fürstenthümer  der  Frcassischen  Monarchie  einverleibt  nnd  in  Folge  Aas- 
sterbens des  betreffenden  souverainen  Fürstenhauses  die  Anhaltinischen  Herzogthümer 
zu  einem  Gesammtstaat  vereinigt  and  die  Landgrafschaft  Hessen-Hombarg  an  das 
Grossherzogthum  Hessen-Darmstadt  zarückgefaUen,  haben  die  kriegerischen  Ereignisse  im 
Sommer  1866  das  Königreich  Hannover,  das  Earfiirstentham  Hessen-Cassel,  das 
Herzogthom  Nassau  und  die  freie  Stadt  Frankfurt  a.  M.  dem  Königreiche  Preassen 
völlig  einverleibt.  VergL  das  Preussische  Einverleibungs-Geset«  vom  20.  September 
1866,  für  die  annectirten  Staaten  von  besonderen  identischen  Königlichen  Patenten  und 
Proclamationen  vom  3.  October  1866  begleitet. 
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genngeren  Theile  aus  Dentechen  gebildet  wird  and  die  Reichsgestalt  des 
Ganzen  den  Staatsbegriff  noch  mehr  ausschliesst,  wie  einst  das  deatsche  Reich. 

2.   Der  Norddeutsche  Bund. 

§.  18. 
Die  dentschen  Staaten  sind  mit  Aasnahme  der  Königreiche  Baiem  und 
Würtemberg^  der  Grossherzogthümer  Baden  und  Luxemburg^  eines  Theiles 
des  Grossherzogthums  Hessen-Darmstadt  (nämlich  des  jenseits  des  Main 
bel^nen^  und  des  wegen  seiner  politischen  Unbedeutenheit  kaum  zu  be- 
merkenden FUrstenthams  Lichtenstein  durch  die .  Errichtung  des  Nord- 
deatschen  Bundes')  in  eine  engere  staatliche  Verbindung  getreten^ 
welche  sowohl  das  materielle  Recht  dieser  Staaten  wie  auch  die  Verfassung 
derselben  beeinflosst.  Es  hörten  indess  diese  Staaten  seit  dem  Eintritt  in 
diesen  Bund  nicht  auf,  selbständige  Staaten  zu  sein,  da  nur  zur  Ausübung 
gewisser  souverainer  Rechte  kraft  der  Vereinbarung  der  Regirungen  be- 
sondere Formen  und  Organe  geschaffen  sind.  Die  Bundesstaaten  haben 
sich  eben  nur  verpflichtet,  gewisse  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Lebens 
gemeinsam  regeln  zu  wollen,  und  haben  zur  Ermöglichung  und  Sicherung 
dieser  gemeinsamen  Ordnung  und  des  gemeinsamen  Verfahrens  Organe  ge- 
schaffen, welche  die  Gesammtheit  des  Bundes  repräsentiren  und  welche  in 
der  Sphäre  der  Bundescompetenz  —  aber  auch  nur  In  dieser,  —  einen 
wahren  Bandesstaat  darstellen.  Das  besondere  Verhältniss,  welches  durch 
den  Londoner  Vertrag  vom  11.  Mai  1867  fllr  das  Grossherzogthum  Luxem- 
burg begründet  worden,  ist  völkerrechtlicher  Art,  indess  insofern  von 
staatsrechtlicher  'Wirkung,  als  dem  Souverain  dieses  Staates  in  militärischer 
Hinsicht  besondere  Schranken  und  Bedingungen  gesetzt  sind.  Durch  das 
Nichteintreten  des  Grossherzogthums  in  ein  föderatives  Verhältniss  zu  den 
übrigen  deutschen  Staaten  ist  aber  die  Qnalification  desselben  als  deutschen 
Staates  nicht  berührt  und  ist  dessen  Staatsrecht  auch  ferner  als  deutsches 
zu  betrachten.     Der  Hinzutritt  der  Süddeutschen  Staaten  zu  dem  Nord- 


*)  Auf  Gnind  des  zwischen  Prenssen  und  Oestreich  zu  Nikolsbarg  geschlossenen 
Praeliminar-YertTages  vom  26.  Juli  1866,  laat  welchem  der  Kaiser  ron  Oestreich  auf  eine 
Mitwirkimg  bei  der  Neagestaltang  der  politischen  Verfassung  Deutschlands  (mit  Ausschluss 
der  Oestreichischen  Staaten)  verzichtete,  schloss  Preussen  mit  den  Staaten  nördlich  der 
Mainlinie  ausser  dem  Königreiche  Sachsen,  den  Grossherzogthümern  Mecklenburg,  dem 
HerMgthum  Sachsen-Meiningen  und  dem  Fürstenthum  Beuss  älterer  Linie  unter  dem 
18.  August  1866,  mit  den  beiden  Orossherzogthümem  Mecklenburg  am  21.  August,  mit 
Henss  ä.  L.  am  26.  September,  mit  Sachsen-Meiningen  am  8.  October  und  mit  dem 
Königreich  Sachsen  am  21.  October  1866  die  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes 
bezielenden  Separat-Bündnisse.  —  Dass  durch  die  Friedensverträge  mit  Hessen-Darinstadt 
ond  Baiem  einzelne  Gebiete  dieser  Staaten  an  Preussen  abgetreten,  sind,  ist  eine  für  die 
Darstellung  des  deutschen  Staatsrechtes  nicht  eben  relevirende  Thatsache. 
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deutschen  Bunde  ist  offen  gehalten  und  damit  dem  weiteren  nationalen  In- 
teresse die  vorläufig  mögliche  Rechnung  getragen/) 

§.  19. 
Seit  der  Emchtung  des  Norddeutschen  Bundes  stellen  sich  in  Deutsch- 
land dreierlei  Arten  von  Staatswesen  dar.  Die  ausserhalb  dieses  Bundes 
gebliebenen  deutschen  Staaten  sind  je  fllr  sich  bestehende^  von  einander 
wie  von  allen  übrigen  Staaten  und  auch  von  dem  Norddeutschen  Bunde 
unabhängige,  also  völlig  souveraine  Staaten.  Der  Norddeutsche  Bund  aber 
ist  ein  wirklicher  Bundesstaat  mit  durchaus  staatlichem  Charakter  und  hat 
eine  staatsrechtliche  wie  völkerrechtliche  Souverainetät,  da  dereelbe  sowohl 
was  sein  inneres  Leben  betrifft  als  auch  hinsichtlich  seiner  Stellung  zu 
ian(leren  Staaten  als  ein  persönliches  Wesen  unter  einer  selbständigen  Idee 
und  in  einem  organisch  einheitlichen  Körper  existirt.  Allein  es  ist  dieser 
Bundesstaat  kein  wirklicher  Staat,  weil  er  nicht  den  Staatszweck  nach 
allen  seinen  Richtungen  und  in  seiner  ganzen  Fülle  zu  verwirklichen  hat^ 
sondern  von  der  Sphäre  des  Staatslebens  nur  einen  bestimmten  Theil  als 
eigenes  Lebensgebiet  überkommen  hat.  Endlich  erscheinen  die  von  diesem 
Bundesstaate  umschlossenen  deutschen  Staaten  zwar  noch  als  Staatswesen, 
allein  mit  einer  durch  die  Souverainetät  des  Bundes  beschränkten  Souve- 
rainetät.  Diese  Staaten  und  der  Norddeutsche  Bundesstaat  erfüllen  aller- 
erst zusammen  den  wirklichen  Staatsbegriff,  je  ^r  sich  erscheinen  sie  nur 
als  Staatswesen  ganz  besonderer  Art.^) 


VI.  Das  Staatsrecht. 
1.  Begriff. 

§.  20. 
Der  Staat  ist  das  Subject  und  das  Object  einer  besonderen  Rechts^ 
entwicklung,  eben  des  Staatsrechts.  Aus  dem  allgemeinen  Begriffe  des 
Rechtes  sondert  sich  dieses  durch  die  Eigenbeständigkeit  und  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Subjectes,  für  welches^  und  des  Objectes,  an  welchem  dasselbe 
existirt,  bestimmt  ab.  Beides  ist  der  Staat  als  das  zur  Verwirklichung  der 
Staatsidee  bestehende   organische   und   persönliche  Wesen.     Denn   es  ist 


')  YerfassDüg  des  Norddeutschen  Bandes,  Art.  79:  „Die  Beziehungen  des 
Bundes  zu  den  Süddeutschen  Staaten  werden  sofort  nach  Feststellung  der  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  durch  hesondere  dem  Reichstage  zur  Genehmigung  vorzulegende 
Verträge  geregelt  werden.  Der  Eintritt  der  Süddeutschen  Staaten  oder  eines  derselben 
in  den  Bund  erfolgt  auf  den  Vorschlag  des  Bundespräsidiums  im  Wege  der  Btüidesgesetz- 
gebung. "     (Der  letztere  Satz  fehlte  im  Entwurf  der  Verfassung.) 

')  Es  ist  voraussichtlich  nur  eine  Frage  der  Zeit,  wann  sich  diese  beiden  Theile  in 
Wirklichkeit  zu  dem  einheitlichen  Staatsganzen  verweben. 
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der  Staat  als  die  soaveraine  Persönlichkeit  der  sabjective  Träger  eines 
Rechtes,  das  nur  ihm  eignet,  und  es  ist  der  Staat  als  jener  äusserlich  wahr- 
nehmbare organische  Zustand  das  Object,  an  welchem  ein  bestimmtes,  nur 
diesen  Organismus  bindendes  Recht  sich  gestaltet.  Der  Inbegriff  dieser 
beiden  Bechtsmassen  ist  das  Staatsrecht,  und  stellt  sich  dieses  also  als  das 
Recht  dar,  welches  das  innere  Leben  des  Staates  oder  die  Verwirklichung 
des  Staatszweckes  an  sich  beherrscht  und  seinen  Organismus  als  eine  feste 
Rechtsordnung  zeigt.  Dasselbe  tritt  damit  in  einem  Gegensatz  gegen  alles 
Recht,  das  nicht  dem  Staate  als  dem  Subjecte  oder  demselben  als  Objecte 
gehört,  also  gegen  das  die  Bechtssphäre  der  Individuen  fllllende  Privat- 
recht,  wie  gegen  das  dem  Leben  der  bestimmt  verfassten  religiösen  Ge- 
meinschaften geltende  Recht,  dem  Kirchenrecht.  Aber  auch  dasjenige 
Recht,  welches  nicht  dem  Staate  als  politischem  Individuum  eignet,  sondern 
die  Beziehungen  desselben  zu  anderen  Wesen  seines  Gleichen  beherrschen 
will,  das  8.  g.  Völkerrecht,  ist  von  dem  Begriffe  des  Staatsrechtes  aus- 
geschlossen. 

2.  Charakter. 

§.  21. 
Das  Staatsrecht  erhält  durch  die  Sonderbeschaffenheit  des  Subjectes 
tmd  des  Objectes,  fHr  welches  und  an  welchem  dasselbe  existirt,  einen  we- 
sentlich besonderen  Charakter,  so  dass  die  Aussonderung  desselben  gegen 
die  anderen  Bechtsmassen  auch  auf  einem  bestimmten  inneren  Prinzipe  be- 
ruht Der  Staat  besitzt  nicht  die  sittliche  Freiheit  des  Individuum,  er  ist 
yielmehr  eine  Anstalt,  deren  die  Menschen  auf  Erden  bedürfen,  und  welche 
ihre  Zwecke  um  der  Möglichkeit  der  menschlichen  Entwicklung  willen  er- 
fllllen  muss.  Darum  trägt  auch  das  gesammte  Becht  des  Staates  den  Cha- 
rakter der  Nothwendigkeit  d.  h.  in  dem  Sinne,  dass  die  Verwirklichung 
des  einmal  vom  Staate  anerkannten  und  .gesetzten  Bechtes  nicht  von  dem 
Belieben  des  Staates  abhängt  und  noch  viel  weniger  unter  einem  Einfiuss 
der  individuellen  Willkür  der  Menschen  im  Staate  steht.  Der  Staat  muss 
sein  Becht  geltend  machen  und  seine  Pflichten  erfUllen.  Der  Staat  muss 
verfasst  sein,  er  muss  die  Normen  des  politischen  Lebens  feststellen,  er 
mass  regiren.  So  erscheint  ein  jedes  Becht  des  Staates  auch  als  seine 
Pflicht,  ein  jedes  Becht  am  Staate  als  ein  besonders  unverletzbares. 

3.   Oemeines  und  partikulares  Staatsrecht. 

§.22. 
Die  Gesammtmasse  des  Bechtes  der  deutschen  Staaten  betrachtet,  so 
ist  dasselbe  zum  Theil  gemeines  Becht  einer  grösseren  Anzahl  die- 
ser Staaten,  zum  Theil  aber  und  zwar  zu  dem  bei  Weitem  grösseren 
Theilje  ein  besonderes  Becht  des  einzelnen  deutschen  Staates. 
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Darch  die  Errichtong  des  Norddeutschen  Bandes  in  der  Form  eines  wirk- 
lichen Bandesstaates  ist  ein  Recht  setzender  Körper  geschaffen,  dessen  Ge- 
setze als  die  Bandesgesetze  für  alle  Staaten  dieses  Bandes  anmittelbar  ver- 
bindende Kraft  haben;  also  ist  das  von  dieser  Glesetzgebang  aasgehende 
Recht  gemeinsames  Recht  in  dem  Sinne,  dass  dasselbe  kraft  seiner  Qaelle 
für  alle  Staaten  des  Norddeutschen  Bandes  gleich  verbindende  Kraft  be- 
sitzt. Aber  auch  nar  dieses  Recht  ist  gemeines  deatsches  Staatsrecht  zu 
nennen,  so  dass  ein  solches  für  die  zum  Norddeutscheu  Bunde  nicht  ge- 
hörigen deutschen  Staaten  nicht  existirt,  wie  auch  alles  nicht  durch  die 
Gesetzgebung  dieser  Bundesgewalt  entstandene  Staatsrecht  nicht  als  ein 
gemeines  Staatsrecht  in  jenem  Sinne  erscheint. 

§.  23. 
Sofern  es  sich  nicht  um  gemeinrechtliche  Institute  des  Norddeutschen 
Bundes  handelt,  stehen  alle  Rechtsgestaltungen,  welche  sich  in  den  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  herausgebildet 
haben,  selbständig  und  je  in  sich  abgeschlossen,  sich  gegenUl)er.  Kein 
Rechtssatz  des  öffentlichen  Rechtes  gilt  unter  jener  Voraussetzung  für  einen 
deutschen  Staat  deshalb,  weil  es  so  in  anderen  oder  in  allen  anderen 
deutschen  Staaten  Rechtens  ist.  Dagegen  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
gesammten  Bildungen  des  öffentlichen  Rechtes  in  den  souverainen  deutschen 
Staaten  unter  dem  Einflüsse  gleicher  geschichtlichen,  sittlichen  und  'recht- 
lichen Prinzipien  sich  gestaltet  haben.  Es  findet  sich  also  facti  seh  eine 
Harmonie  unter  den  verschiedenen  Massen  des  öffentlichen  Rechtes  in 
Deutschland,  welche  der  wissenschaftlichen  Behandlung  das  Recht  giebt, 
in  der  Darstellung  allgemeine  Prinzipien  aufzustellen,  denen  gegenüber  die 
besonderen  Rechtsgestaltungen  einzelner  deutschen  Staaten  sich  nicht  wie 
Ausnahmen,  aber  doch  wie  Singularitäten  verhalten. ')  Es  ist  aber  für  jedes 
einzelne  Rechtsinstitut  zu  constatiren,  ob  und  in  wie  weit  dasselbe  eine  in 
allen  deutschen  Staaten  gleiche  Gestaltung  erfahren,  zugleich  sind  aber  mit 
derselben  Gewissenhaftigkeit  alle  besonderen  Rechtsgestaltungen,  auch  die 
feinen  Nüancirungen  der  einzelnen  Rechtssätze,  zu  berücksichtigen.  Weil 
ein  jeder  deutsche  Staat  souverain  ist,  so  darf  die  Darstellung  des  gelten- 
den deutschen  Staatsrechts  hinsichtlich  ihres  theoretischen  Werthes  so  wenig 


*)  Vergl.  Grotefend,  System  des  öffentlichen  Rechtes  der  deutschen  Staaten, 
Abth.  II.  §.  125;  v.  Gerber,  Grundzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts,  §.  5. 
Beide  Schriftsteller  denken  genau  über  das  „gemeine"  deutsche  Staatsrecht  überein.  Wenn 
dennoch  von  Mo  hl:  Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht,  3.  Heft,  S.  37§,  dem  Ersteren 
wegen  der  unumwundenen  Leugnung  eines  gemeinen  Staatsrechts  einen  besonderen  Stand- 
punkt zuschreibt  und  sich  wundert,  dass  derselbe  dennoch  ein  „System  des  öffentlichen 
Rechts  der  deutschen  Staaten"  giebt:  so  fragt  sich  nur,  was  man  „gemeines  Recht" 
nennt,  und  es  wird  die  folgende  Darstellung  beweisen,  dass  auch  diejenigen,  welche  jenen 
Begriff  anders  deuteten,  in  Wirklichkeit  einen  anderen  oder  besseren  Gegenstand  der 
wissenschaftlichen  Bearbeitrmg  nicht  hatten. 
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zwischen  dem  Rechte  des '  grössten  and  dem  des  kleinsten  nnterscheiden, 
wie  der  Umstand,  dass  Etwas  in  vielen  dentschen  Staaten  so  oder  so  gel- 
tendes Becht  ist,  eine  mindere  Berücksichtigung  der  besonderen  Rechts- 
bildungen  des  oder  der  übrigen  dentschen  Staaten  rechtfertigen  würde. 
Das  deutsche  Staatsrecht  ist  eben  das  Staatsrecht  aller  deutschen  Staaten/) 

4.  Verhältniss  des  Staatsrechts  sn  anderen  Rechten. 

a.  Zu  dem  Völkerrechte. 

§.  24. 
Das  Recht,  welches  dem  Staate  in  den  Verhältnissen  zu  anderen  Staa- 
ten eignet,  liegt  zwar  ausserhalb  der  staatsrechtlichen  Sphäre,  da  dasselbe 
nicht  auf  dem  Wege  der  Entstehung  des  Staatsrechts,  sondern  aus  dem 
Vertrage  der  unter  sich  unabhängigen  und  gegen  einamder  selbständigen 
Staaten  hervorgeht.  Es  ist  völkerrechtlichen  Ursprungs  und  nach  Inhalt, 
Umfang  und  Art  aus  dem  Völkerrechte  zu  verstehen.  Insofern  indess  der 
gesammte  Organismus  des  Staates  durch  seine  völkerrechtlichen  Beziehun- 
gen wesentlich  afficirt  wird,  haben  diese  auch  staatsrechtliche  Wirkungen. 
Diese  sind  zweierlei  Art:  erstlich  solche,  welche  nur  die  formelle  Seite  der 
Entstehung  der  völkerrechtlichen  Verhältnisse  des  Staates  betreffen  und  sich 
in  der  Verfassung  des  Staates*  d.  h.  bei  der  Frage,  in  welchen  Formen 
der  politische  Wille  rechtsgültig  entsteht,  zeigen,  und  sodann  solche,  welche 
den  Znstand  des  materiellen  Rechtes  des  Staates  berühren  und  das  innere 
Recht  des  Staates  selbst  modificiren.  Jene  erstere  Art  der  staatsrechtlichen 
Beziehungen  des  äusseren  Rechtes  des  Staates  gehört  zu  dem  Verfassungs- 
rechte desselben,  während  die  völkerrechtlichen  Einwirkungen  auf  die  Ge- 
staltung des  materiellen  Rechtes  des  Staates  nur  an  diesem  selbst  wahr- 
zunehmen sind. 

b.  Zu  dem  Privatrechte. 

§.  25. 
Das  Privatrecht  besitzt  nicht  die  Macht,  auf  die  Gestaltung  des  Staats- 
rechts bestimmend  einzuwirken,  wie  umgekehrt  auch  die  Sphäre  des  Staats- 
rechtes nicht  die  jenes  berührt.  Treten  an  einem  Verhältnisse  rechtliche 
Erscheinungen  beider  Arten  hervor,  so  ist  schon  an  dem  Verhältnisse  selbst 
eine  zwiefache  Seite  zu  gewahren,  eine  politische  und  eine  privatrechtliche, 
welche  mechanisch  sich  verbanden,  aber  von  ihrem  je  besonderen  Wesen 


^  Welch*  dankenswerthen  Yortheil  aber  auch  die  Wissenschafk  des  deutschen  Staats- 
rechts am  der  Umgestaltmig  der  inneren  politischen  Zustände  Deutschlands  gewonnen, 
l>edarf  wohl  kaum  der  Erwähnung.  Es  ist  keineswegs  nur  die  Verringerung  der  Arbeit, 
welche  die  Vereinfachung  des  Stoffes  gestattet,  sondern  vor  Anom  die  Befreiung  der 
Wissenschaft  von  dem  Bewusstsein,  sich  an  einem  Bechtszustande  ahmühen  zu  müssen, 
der  weder  der  darauf  zu  verwendenden  Arbeit  noch  der  Würde  der  deutschen  Nation 
angemessen  erschien. 

Grotefend,  Staatsrecht.  2 
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gar  nichts  opferten.  So  ist  auch  an  dem  Rechte  solcher  Verhältnisse  das 
öffentliche  und  das  private  zu  unterscheiden  und  für  beide  Bechtsarten  je 
die  besondere;  die  staatsrechtliche  oder  die  privatrechtliche  Regel  zu  suchen. 
In  solchen,  nicht  gemischten  sondern  nur  zweiseitigen,  Rechtsverhältnissen 
stehen  sowohl  der  Staat  selbst  als  fast  alle  Glieder  seines  Organismus,  und 
es  ist  eine  wesentliche  Aufgabe  der  Wissenschaft,  die  Sonderbeschaffenheit 
der  einen  und  der  anderen  Seite  des  Rechtsverhältnisses  an  allen  Punkten 
klarzustellen. 


VII.  Die  Zeugnisse  des  deutschen  Staatsrechts. 

1.  Im  Allgemeinen. 

§.  26. 
Die  Zeugnisse,  aus  welchen  die  Darstellung  des  deutschen  Staatsrechts 
zu  schöpfen  hat,  sind  die  sämmtlichen  Urkunden,  welche  das  Dasein  eines 
politischen  Rechtssatzes  bekunden,  also  zum  weitaus  grössten  Theile~  die 
Masse  der  staatsrechtliche  Bestimmungen  enthaltenden  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen.*) Von  dem  Dasein  einer  „staatsrechtlichen  Gewohnheit^  ist 
Nichts  bekannt  und  hat  selbst  die  Theorie  Mühe,  nur  einmal  die  Mög- 
lichkeit derselben  zu  beweisen.  Die  partikulare  Entwicklung  des  hea- 
tigen  deutschen  Staatsrechts  hat  das  Material  des  geschriebenen  Rechtes 
fast  unübersehbar  vervielfacht  und  die  vollständige  Ermittelung  desselben 
überaus  erschwert,  zumal  was  die  Masse  der  s.  'g.  Specialgesetze  betrifft. 
Andererseits  wieder  ist  durch  die  politische  Codification ,  welche  fast  in 
allen  deutschen  Staaten  und  in  mehr  oder  minder  ähnlicher  Weise  Statt 
gefunden,  das  Material  thunlichst  vereinfacht,  indem  die  allgemeinen  staats- 
rechtlichen Bestimmungen  in  die  besonderen  Verfassungsgesetze  aufgenom- 
men zu  sein  pflegen.  Sofern  nun  diese  Darstellung  sich  auf  die  allgemei- 
nen, das  Dasein  und^  das  Leben  des  Staates  beherrschenden  Rechtsgrund- 
sätze zu  beschränken  hat,  genügt  derselben  im  Allgemeinen  das  in  den 
Verfassnngsgesetzen  und  deren  Nebengesetzeu  enthaltene  Material,  während 
die  vollständige  Darstellung  eines  partikularen  Staatsrechts  ausser  dem  Ver- 
fassungsgesetze dieses  Staates  das  gesammte  Material  der  Special-Gesetze 
und  Verordnungen  zu  benutzen  haben  wird.*)  Die  Neugestaltung  der  po- 
litischen Verhältnisse  Deutschlands  hat  von  dem  staatsrechtlichen  Material 
aus  der  Zeit  des  deutschen  Reiches  den  bei  Weitem  grössten  Tbeil^  aber 

')  Vergl.  Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechts,  §§.  156—178. 

*)  Die  gründlichsten  Nachweisungen  der  gesammten  Zeugnisse  des  Prcussischen 
Staatsrechts  gieht  vonBönne,  das  Staatsrecht  der  Preussischen  Monarchie,  Band  I. 
(1864),  S.  55  ff*.,  und  die  der  wichtigsten  Quellen  des  Staatsrechts  aller  einzelnen  deut- 
schen Staaten  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht,  Bd.  L,  S.  256  ff. 
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aach  Vieles  von  den  späteren  Gesetzen  und  Einrichtimgen  entwerthet.  Die 
Samndang  des  Stoffes  fttr  die  Darstellung  des  in  der  Gegenwart  gültigen 
Staatsrechtes  bat  danun  von  den  jüngsten  Bechtszengnissen  rttckschreitend 
zu  verfahren,  um  desto  sicherer  vor  der  Gefahr ,  veraltete  Institute  und 
Rechte  des  öffenüichen  Rechtes  fbr  noch  zu  Kecht  bestehende  zu  halten, 
bewahrt  za  bleiben.*) 

§.  27. 
Hinsichtlich  der  rechtlichen  QuaUfication  der  einzehien  staatsrechtlichen 
Qoellen  theilt  sich  die  gesammte  Masse  derselben  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  äosseren  Umfanges  ihrer  Gültigkeit  in  gemeinrechtliche,  als  welche 
die  Quellen  des  Norddeutschen  Bundesrechtes  erscheinen,  und  in  nicht 
gemeinrechtliche,  worunter  alle  Quellen  des  Rechtes  der  eiuzebien 
deutschen  Staaten  zu  verstehen.  Innerhalb  dieser  allgemeinen  Gruppen  der 
staatsrechtlichen  Quellen  sind  dann  ferner  zu  unterscheiden: 

1.  Rechtszeugnisse  in  der  Form  der  Gesetze  d.  h.  der  durch  Ver- 
einbarong  des  souverainen  Hauptes  des  Staates  mit  dem  Organe  der  Ver- 
tretung der  Unterthanen  festgestellten  Urkunden.  Unter  diesen  treten  dann 
wieder  als  in  formeller  und  materieller  Hinsicht  besonders  wichtige  Rechts- 
urkauden  die  Verfassungsgesetze  hervor,  welche  die  allgemeinen  Grund- 
sätze der  politischen  Rechtsordnung  enthalten  wollen  und  als  die  obersten 
Rechtsnormen  an  die  Spitze  aller  Gesetze  treten. 

2.  Verordnungen  d.  h.  die  nur  einseitig  sei  es  von  dem  persön- 
lichen Souverain  selbst  oder  von  dem  seine  Gewalt  vertretenden  höchsten 
oder  höheren  Organen  (Regirungsbehördeu)  erlassenen  Bestimmungen  staats- 
rechtliehen, in  der  Regel  aber  nur  verwaltnngsrechtlichen,  Inhalts. 

Das  RangverhiUtniss  dieser  verschiedenen  Arten  der  Rechtszeugnisse 
bestimmt  aus  inneren  Gründen  folgende  Reihenfolge:  Verfassungsgesetze, 
andere  Gesetze,  Verordnungen  des  persönlichen  Regenten,  Verordnungen  der 
Regimngsbehörden . 

Eine  besondere  Klasse  bilden  noch  die  fürstlichen  Hansgesetze, 
falls  dieselben  überiiaupt  als  staatsrechtliche  Documente  betrachtet  werden 
können;  Sofern  dieselben  nämlich  nur  die  inneren  Angelegenheiten  des 
ftrstliehen  Hauses  ordnen,  beanspruchen  sie  eine  staatsrechtliche  Bedeutung 
nicht.  Diese  können  sie  nur  erhalten,  wenn  sie  ein  wirkliches  staatsrecht- 
liches Veiiiältniss  betreffen,  in  welchem  Falle  sie  aber  entweder  nur  gesetz- 
liche, bezw.  verfassungsgesetzliche  Normen  wiederholen  oder  in  der  That 
im  Wege  der  Gesetzgebung  errichtet,  also  wirkliche  Gesetze  sind. 

§.  28. 

Die  Zeugnisse  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts  sind  nur  die  Nor- 
men, welche  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Norddeutschen  Bun- 


')  Vergl.  Grotefend  a.  a.  0. 
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des  ausgehen,  vor  allem  das  organische  Gesetz,  kraft  dessen  die  Verfas- 
sung des  Norddeutschen  Bundes  und  die  aligemeinen  Aufgaben  und  Grund- 
sätze desselben  festgestellt  sind.  Aus  zurückliegenden  Quellen  eines  ge- 
meinsamen öffentlichen  Rechtes  der  deutschen  Staaten  ist  für  die  Gegen* 
wart  gemeines  Recht  in  dem  technischen  Sinne  der  Rechtsverbindlichkeit 
desselben  für  alle  oder  mehrere  Staaten  kraft  der  Gemeinsamkeit  der 
Rechtsquelle  nicht  mehr  zu  schöpfen.  Denn  wie  dem  deutschen  Bunde  von 
IRlö  eine  gesetzgebende  Gewalt  in  staatsrechtlichem  Sinne  nicht  eignete, 
so  konnten  auch  die  Bundesverträge  nicht  als  gemeinrechtliche  Rechtszeug- 
niiäse  gelten  und  ist  die  Recht  begründende  Kraft  derselben  jedenfalls  mit 
der  Auflösung  des  Bundes  völlig  erloschen.  Die  politische  Gesetzgebung 
des  deutschen  Reiches  aber,  welche  ihrem  Wesen  nach  eine  gemeinrecht- 
liche war,  ist  so  gut  mit  der  Reichsverfassung  beseitigt,  als  die  Quellen 
des  Rechtes  des  einstigen  Rheinbundes  durch  die  Auflösung  dieses  ent- 
werthet  wurden.  Wenn  von  den  in  den  deutschen  Reichsgesetzen  oder  den 
Verträgen  des  deutschen  Bundes  begründeten  Rechten  und  Rechtsverhält- 
nissen noch  Etwas  erhalten,  so  gilt  dieses  seit  Auflösung  des  einstigen 
Reiches  und  des  deutschen  Bundes  nur  als  ein  Institut  des  besonderen 
Staatsrechtes  der  einzelnen  deutschen  Staaten  und  hat  dieses  darüber  zu 
entscheiden,  ob  und  in  welchem  Umfange  die  einst  gemeinrechtlich  oder 
doch  allgemein  begiündeten  Rechte  noch  ferner  in  diesem  Staate  anerkannt 
werden  sollen.  Ebenso  ist  es  ein  Act  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen 
Bundes  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  diejenigen  Grundsätze  der 
Bundesgrundgesetze  von  1815  und  1819  zu  bezeichnen,  welche  in  dem  Nord- 
deutschen Bundesgebiete  noch  ferner  als  positiv-rechtliche  Normen  zu  be- 
trachten sind:  dann  werden  die  Bestimmungen  der  einstigen  Bundes- 
verträge zu  gemeinem  Rechte  und  ist  nur  das  Bundesgesetz  das  Zeugniss 
desselben.  *) 

2.  Die  deutschen  Yerfassnngsgesetze. 

§.  29. 
Die  zur  Zeit  in  Kraft  befindlichen  deutschen  Verfassungsgesetze  sind, 
nach  der  herkömmlichen  Reihenfolge,  in  welcher  die  deutschen  Staaten  in 
der  Bundesacte  rangirt  waren,  die  folgenden:^). 
1)  Preussische  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar  1850; 


0  Von  dem  Yerfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  existiren  bereits 
verschiediene  Abdrucke.  Auch  sind  bereits  verdienstvolle  Sammlungen  des  gesammten 
gesetzlichen  Materials  des  Norddeutschen  Bundes  angelegt  Die  erste  und  sehr  hrauchbare 
ist  das  von  Dr.  J.  0.  Glaser  herausgegebene  Archiv  des  Norddeutschen  Bundes, 
Berlin,  1867  ff.;  daran  schliesst  sich  der  Commentar  zur  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  von  Hirsemenzel,  Berlin,  1867  ff. 

')  Vergl.  Grotefend,  Publicistische  Skizzen  (Hannover,  1866)  S.  301  ff.:  Aus  der 
äusseren  Geschichte  des  deutchen  Staatsrechts. 
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2)  Baierische  Verfasfinogsurkunde  vom  26.  Mai  1818; 

3)  Sächsische  Verfassangsarknode  vom  4.  September  1831; 

4)  Würtembergische  Verfassungsurkunde  vom  25.  September  1819; 

5)  Badensche  Verfassungsurkunde  vom  22.  August  1818; 

6)  Grossherzoglich  Hessensche  Verfassungsurkunde   vom    17.  De 
cember  1820; 

7)  Luxemburgisches  Verfassnngsgesetz  vom  27.  November  1856;*) 

8)  Sachsen-Weimarsches  Grundgesetz  vom  15.  Oktober  1850; 

9)  Sachsen-Heiningensches  Grundgesetz  vom  23.  August  1829; 

10)  Sachsen-Altenburgisches  Grundgesetz  vom  29.  April  1831; 

11)  Sachsen-Coburg-Gothasches  Staatsgrnndgesetz  vom  S.Mai  1852 

12)  Brannsch  weigische  Neue  Landschaftsordnung  vom  12.  Oktober  1832 

13)  Oldenburgisches Revidirtes Staatsgrundgesetz vom 22. November  1 852 

14)  Anhaltische  Neue  Landschaftsordnung  von  1859  und  das  Anhalt- 
Bernbnrgische  Landesverfassungsgesetz  vom  28.  Februar  1850^  mo- 
difieirt  durch  Gesetz  vom  31.  August  1859; 

15)  Schwarzburg-SondershausenschesLandesgmndgesetzvom8.  Juli 
1857; 

16)  Sehwarzburg-Rudolstadtsches  Grundgesetz  vom  21.  März  1854; 
IT)  Lichtensteinsches  Verfassungsgesetz  vom  26.  September  1862; 

18)  Staatsgrundgesetz  ftlr  das  Ftirstenthum  Reussjttngerer  Linie  vom 
14.  April  1852,  modificirt  durch  Gesetz  vom  10.  Juni  1856; 

19)  Schanroburg-Lippescher  Landesvergleich  vom  3.  December  1791 
ond  Verordnung  vom  15.  Januar  1816; 

20)  Lippe-Detmoldsche  Verordnung,  die  landständische  Verfassung  be- 
treffend, vom  6.  Juli  1836; 

21)  Waldecksche  Verfassungsurkunde  vom  17.  August  lBb2; 

22)  Lübeck  sehe  Verfassungsurkunde  vom  29.  December  1851; 

23)  Bremensche  Verfassung  vom  21.  Februar  1854; 

24)  Hamburgisches  Verfassungsgesetz  vom  28.  September  1860.*) 
Durch  die  Einverleibung  des  Königreichs  Hannover,  des  Kurfilrsten- 

thums  Eurhessen,  des  Herzogthums  Nassau  und  der  freien  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  in  das  Königreich  Preussen  sind  die  Verfassungsgesetze  die- 
ser Staaten  als  solche  entkräftet'),   sowie  das  Aussterben  der  landgräflich 

*)  Dasselbe  wird  in  der  folgenden  Darstellung  in  der  französischen  Fassung  citirt 
werden,  weil  diese  als  die  authentische  zu  betrachten  ist. 

*j  Diese  sämmtlichen  Yerfassungsgesetze  nebst  den  die  Staatsverfassung  betreffenden 
Nebengesetzen  smd  abgedruckt  in  der  sehr  yerdienstvollen  Sammlung  von  Zacharia: 
Die  deutschen  Yerfassungsgesetze  der  Gegenwart,  I.  und  11.  Lieferung  (Göttingen  1655)i 
eiste  Fortsetzung  (Göttingen  t8ö8),  zweite  Fortsetzung  (Göttingen  1862). 

"*)  Die  Aufhebung  dieser  Yerfassungsgesetze  ist  nicht  identisch  mit  der  Yemichtung 
alles  Staatsrechtes  dieser  einstigen  Staaten.  Die  organische  Verfassung  derselben  als 
^QTerainer  Staaten  ist  damit  freilich  völlig  beseitigt,  indess  ist  davon  ein  g^rosser  Theil 


—    22    — 

Hessen-Homburgschen  Linie  mit  der  Selbständigkeit  dieses  kleinen 
Gemeinwesens  auch  dessen  yerfassnngsrccfatlichen  Zustand  beseitigt  hatte. ') 

S.  Das  Preussische  Yerfassungsgesets  insbesondere. 

§/  30. 
t)as  Preussische  Yerfassungsgesetz  gehört  zu  den  jüngsten  der  in 
Deutschland  geltenden.  Nachdem  seit  dem  Regirungsantritte  Königs  Wil- 
helm IV.  (1840)  das  politische  Leben  in  dieser  Monarchie  sich  neu  belebt 
und  endlich  im  Jahre  1847  die  Berufung  eines  vereinigten  Landtages  für 
die  gesammten  Staaten  den  ersten  Schritt  zu  einer  constitutionellen  Gestal- 
tung des  gesammten  Staates  gethan,  drängten  die  Ereignisse  im  Frühjahr 
1848  zu  der  Anerkennung  der  Nothwendigkeit  einer  das  öffentliche  Recht 
der  Monarchie  darstellenden  schriftlichen  Verfassungsnrkunde.  Indess  hin- 
derte der  Charakter,  welchen  die  Verhandlungen  des  erregten  Landtages 
alsbald  ausgeprägt,  die  besonnene  ruhige  Erledigung  dieses  staatsrechtlichen 
Codifications- Versuches ;  der  Landtag  ward  durch  das  Königliche  Patent  vom 
5.  December  1848  aufgelöst,  und  der  König  übernahm  diese  staatsrechtliche 
Gesetzgebung  allein,  indem  er  unter  jenem  Datum  eine  Verfassungsurkundc 
octroyirte.  Die  auf  Grund  dieses  Verfassungsgesetzes  am  26.  Februar  1849 
zusammengetretenen  Kammern  der  Landesvertretung  anerkannten  die  Rechts- 
verbindlichkeit dieser  Gesetzgebung  und  schritten  zu  dem  Werke  der  im 
Art.  116  vorbehaltenen  Revision.    Die  schon  am  27.  April  1849  erfolgte 

des  materiellen  öffentlichen  Rechtes  unabhängig  und  ist  dieser  nicht  schon  durch  die 
Aufhebung  des  betreifenden  Verfassungsgesetzes  entwerthet.  Vielmehr  ist  es  Sache  einer 
speciellen  Untersuchung  der  einzelnen  Institute  des  öffentlichen  Bechtes  festzustellen,  in- 
wiefern der  Untergang  dieser  Souverainitäten  als  solcher  auch  die  staatsrechtliche  Gestal- 
tung jener  Institute  beeinflusste.  Die  formell  beseitigten  Verfassungsgesetze  sind  das 
Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  vom  6.  August  1840,  modificirt  durch  das  Gesetz 
vom  5.  September  1848,  Königliche  Verordnung  vom  1.  August  1855  und  das  Finanzgesetz 
vom  24.  März  1857;  die  Kurhessischc  Verfassungsurkunde  vom  5.  Januar  1831;  das 
Nassauische  Patent  vom  1./2.  September  1814  und  die  Verordnung  über  das  geltende 
Staatsrecht  vom  25.  November  1851;  die  Frank  furtische  Constitutions-Ergänzungsacte 
vom  19.  Juli  1816.  'Auch  diese  aufgehobenen  Verfassungsgesetze  sind  schon  aus  dem 
Grunde,  dass  nicht  ohne  Weiteres  ersichtlich,  in  wie  weit  ihr  Inhalt  auch  materiell  ent- 
werthet, auch  jetzt  nicht  ohne  Interesse  und  finden  sich  deshalb  im  Folgenden  noch  er- 
wähnt, jedoch  zum  Unterschiede  von  den  in  Kraft  gebliebenen  deutschen  Verfassung^s- 
gesetzen  eingeklammert.  Ebenso  ist  mit  den  Bestimmungen  aus  den  Grundgesetzen  des 
ehemaligen  deutschenBundes  verfahren,  da  die  Auflösung  desselben  zunächst  nur  eine 
völkerrechtliche  Bedeutung  gehabt  hat  und  noch  zweifelhaft  lässt,  ob  und  wie  die  ehe- 
maligen Bundesstaaten  von  den  staatsrechtlichen  Grundsätzen  der  Bundes -Grundgesetze 
und  Beschlüsse  sich  lossagen  wollen. 

^)  Hessen- Homburg  hatte  ein  eigentliches  Verfassungsgesetz  nicht  gehabt;  sein 
staatsrechtUcher  Zustand  war  in  dem  landgräflichen  Erlass,  die  Verfassung  betreffend, 
vom  20.  April  1852  und  in  dem  Gesetz  über  die  individuellen  Personenrechte  (von  dem-, 
selben  Datum)  normirt. 
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AaflösoDg  der  zweiten  Kammer  störte  diese  Revision  der  Verfassung,  welche 
dann  der  anf  Grand  eines  neuen  Wahlgesetzes  zusammeDgetretene  Land- 
tag wieder  aufnahm  and  so  beendigte,  dass  die  revidirte  VerfassungsurkuDde 
unter  dem  31.  Janaar  1850  publicirt  und  am  6.  Febraar  1850  in  vereinigter 
Sitzung  der  beiden  Kammern  vom  Könige  eidlich  bekräftigt  werden  konntet) 

§.  31. 
Das  revidirte  Verfassungsgesetz  der  Preussischen  Monarchie  vom 
31.  Januar  1850  ist  dann  bis  zum  Jahre  1868  fast  jährlich  in  einzelnen 
Pankten  auf  dem  in  der  Verfassung  vorgeschriebenen  Wege  abgeändert 
nnd  bilden  diese  abändernden  Gesetze  integrirende  Theile  der  Verfassungs- 
arkande.    Besonders  zu  nennen  sind: 

1)  Gesetz  vom  30.  April  1851^  betr.  die  Abänderung  des  Art.  69  und 
Ergänzong  der  Art.  66  and  115); 

2)  Gesetz  vom  21.  Mai  1852,  betr.  die  Abänderung  der  Art.  94  und 
95  (schworgerichtliche  Entscheidung  auch  der  politischen  Verbrechen); 

3)  Cresetz  vom  5.  Juni  1852,  betr.  die  Abänderung  der  Art.  40  und 
41  (Erriehtung  von  Lehen  und  Stiftung  von  Familienfideicommissen) ; 

4)  Gresetz  vom  7.  Mai  1853,  betr.  die  Bildung  der  Ersten  Kammer'); 

5)  Gresetz  vom  24.  Mai  1853,  betr.  die  Aufhebung  des  Art.  105  (all- 
gemein gtUtige  Prinzipien  über  die  Vertretung  und  Verwaltung  der  Ge- 
memden,  Kreise,  Bezirke  und  Provinzen); 

6)  Gesetz  vom  10.  Juni  1854,  betr.  die  Declaration  der  Verfassungs- 
orkunde  in  Bezug  auf  die  Rechte  der  mittelbar  gewordenen  deutschen 
BeichsftirBten  und  Grafen; 

7)  Gesetz  vom  30.  Mai  1855,  betr.  die  Abänderung  der  Verfassungs- 
urkunde  in  Ansehung  der  Benennung  der  Kammern  (Herrenhaus  und  Haus 
der  Abgeordneten)  und  der  Beschlussfähigkeit  der  Ersten  Kammer; 

8)  Gesetz  vom  14.  April  1856,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  42 
(Freiheit  der  Verftlgung  über  das  Grundeigenthum)  und  die  Aufhebung  des 
Art.  114  (die  mit  dem  Grundbesitz  verbundene  Polizei- Verwaltang) ; 

9)  Gesetz  vom  30.  April  1856,  betr.  die  Aufhebung  des  Art.  88 
(Nicht-Uebertragbarkeit  anderer  besoldeter  Staatsämter  an  Richter) ; 

10)  Gresetz  vom  18.  Mai  1857,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  76 
(Periodicität  der  Kammern). 

U)  Gesetz  vom  17.  Mai  1867,  betr.  die  Abänderung  des  Art.  69  der 
Verfassungsurkunde. ') 


0  S.  die  aosftQiTlicbere  Darstellung  dieser  Codificationsrorgange '  m  Prenssen  in 
von  Rönne,  Staatsrecht  der  Prenssischen  Monarchie.    Bd.  1.   S.  24—44. 

*)  Dan  die  Ausfühnmgsverordnang  vom  12.  October  1854.  Das  Gesetz  vom  7.  Mai 
1853  hob  die  Art  65  bis  (>8  auf. 

^  Eine  recht  braochbare  Aasgabe  der  solcher  Gestalt  modificirten  Prenssischen  Ver- 
fassuDgsnrknnde  erschien  bei  Aderholz  in  Breslau  (2.  Aofl.  1857).  —  Jetzt  ist  am  Mei- 
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VIII.  Literatur  des  deutschen  Staatsrechts. 

§.  32. 

Aus  der  zahlreichen  Masse  staatsrechtlicher  Schrifteu  der  verschieden 
sten  Tendenzen  und  des  verschiedensten  Werthes  werden  hier  diejenigen 
Bearbeitungen  des  deutschen  Staatsrechtes  hervorgehoben;  welche  noch  immer 
fbr  die  Kenntniss  des  positiven  deutschen  Staatsrechtes  von  Werth  sind. 
Fast  die  ganze  Gesammtheit  der  vor  1815  erschienenen  Werke  staatsrecht- 
lichen Inhalts  ist  mit  dem  Untergange  der  bis  dahin  bestandenen  politischen 
Zustände  und  Anschauungen  antiquirt  und  bietet  nur  noch  historischen  und 
besonders  auch  den  literarhistorischen  Studien  erwünschten  Stoff.  Aber  auch 
in  den  seit  1815  erschienenen  Bearbeitungen  des  öffentlichen  Rechtes  der 
deutschen  Staaten  ist  nicht  selten  noch  der  Einfluss  der  früheren  mehr 
privatrechtlichen  Auffassung  des  Staates  und  seines  Rechtes  zu  gewahren 
und  verringert  dieses  den  wissenschaftlichen  und  auch  praktischen  Werth 
dieser  Darstellungen,  welche  im  üebrigen,  was  die  Vollständigkeit  des 
Materials  und  die  gewissenhafte  Bearbeitung  desselben  betrifft,  immer  noch 
zu  verdienstvollen  und  brauchbaren  Compendien  gehören.    Zu  nennen  sind: 

Elüber,  Oeffentliches  Recht  des  deutschen  Bundes  und  der  Bundes- 
staaten. 4.  Auflage.  1840; 

Maurenbrecher,  Grundsätze  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts, 
3.  Auflage,  1847; 

Weiss,  System  des  deutschen  Staatsrechts.  1843; 

Zöpfl,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Staatsrechts.  5.  Aufl.  1863 
(im  Folgenden  nach  der  4.  Auflage  von  1855  citirt); 

Zachariä,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht.  2.  Auflage.  1853  und 
1854;  3.  Auflage,  1865  und  1867; 

Held,  System  des  Verfassungsrechts  der  monarchischen  Staaten 
Deutschlands,  2  Bände,  1856  und  1857  (nur  „Verfassujigsrecht'^  der  „mo- 
narchischen Staaten"). 

Ausserdem  werden  als  „Einleitungen'^  in  das  deutsche  Staatsrecht 
erwähnt: 

Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht.  1861; 

Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechts.  1863; 

von  Kaltenborn,  Einleitung  in  das  constitutionelle  Verfassungsrecht, 
1863; 

von  Oerber,  Gmndzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts, 
1865; 


sten  zu  empfehlen :  Die  Frenssische  VerÜMsiing  mit  den  entsprechenden  Bestimmungen  der 
Verfassungen  von  Hannover,  Schlewig-Holstein,  Eurhessen  und  Frankfurt  a.  M.,  zusammen- 
gestellt von  Dr.  J.  C.  Glaser,  Berlin  1867.  —  Einen  vollständigen  Nachweis  der  Samm- 
lungen der  Quellen  des  Preussischen  Staatsrechtes  giebt  von  Bonne  a.  a.  0.  §.24  £^ 
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Schulze,  System  des  deutschen  Staatsrechts,  1.  Abtheilang  (a.  u.  d.  T. 
Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht),  t865.*) 

Von  den  Bearbeitungen  des  öffentlichen  Rechtes  einzelner  deutschen 
Staaten  sind  als  besonders  verdienstvolle  Werke,  deren  Werth  auch  ein 
allgemeinerer  ist,  zu  nennen: 

R.  von  Mohl,  Staatsrecht  des  Königreichs  Würtemberg.  2.  Auflage. 
1840,  und 

von  Rönne,  Das  Staatsrecht  der  Prenssischen  Monarchie.  2.  Auflage. 
1864.*) 


IX.  Gegenstand  dieser  Darstellung  des  deutschen  Staatsrechts. 

§.  33. 

Das  positive  deutsche  Staatsrecht  der  Gegenwart  bildet  den 
Gegenstand  dieser  Darstellung.  Ausgeschlossen  von  demselben  ist  also 
alles  nicht  mehr  oder  noch  nicht  geltende  und  alles  nicht-deutsche  Staats- 
recht, nicht  minder  auch  alles  Recht,  welches  zwar  den  Staat  angeht,  aber 
nicht  Staatsrecht,  sondern,  wie  z.B.  das  gesammte  jus  fisci,')  Privat-  oder 
Völkerrecht  ist. 

Das  deutsche  Staatsrecht,  sofern  es  danach  in  den  Bereich  dieser  Dar- 
stellung gehört,  ist  nun  in  seiner  heutigen  Gestalt  das  Product  einer  mehr 
oder  minder  langen  und  wechselvollen  Geschichte  und  darf  nicht  anders 
denn  als  der  aagenblickliche  Abscbluss  dieser  geschichtlichen  Entwicklung 
oder  wohl  gar^nur  als  ein  Glied  in  dieser  betrachtet  werden.^)  Dennoch 
nimmt  diese  Darstellung  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  der  staatsrecht- 
lichen Institute  keine  Rücksicht,    wenn    nicht  das  Yerständniss  auch  der 


*)  Vollständigere  literargeschichtliche  Nacbweisungen  s.  in  B.  yon  Mobl»  die  Ge- 
schichte und  Literatur  der  Staatswissenschaften,  Bd.  2.  S.  286  ff.  (1856)  und  treffliche 
Bemerkungen  üher  die  im  Texte  erwähnten  neuesten  Bearbeitungen  des  deutschen  Staats- 
rechtes von  Demselben  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht  und  deutsche 
VerfiEissungsgeschichte ,  herausgegeben  von  L.  K.  Aegidi,  3.  Heft  S.  354  ff.,  wo  indess 
dem  Verfasser  dieser  Bearbeitung  grosses  Unrecht  geschieht,  indem  auffallender  Weise 
die  Tendenz  jener  Abtheilung  seines  Systems  des  deutschen  Staatsrechtes  (rergl.  die 
Vorrede)  völlig  verkannt  und  dasselbe  als  eine  „Darstellung  des  positiven  deutschen 
Staatsrechtes"  —  für  welche  diese  Abtheilung  sich  in  keinem  Wörtchen  ausgegeben  — 
getadelt  wird. 

*)  Weitere  Nacbweisungen  namentlich  auch  staatsrechtlicher  und  publidstischer  Mo- 
nographieeh  s.  bei  Zacharia  deutsches  Staatsrecht  §.  10. 

3)  Vergl.  unten  §.  244  ff. 

*)  Wie  relativ  der  Begriff  des  deutschen  Staatsrechtes  „der  Gegenwart"  ist,  bedarf 
keiner  Erwähnung,  wie  auch  nicht  verkannt  werden  kann,  dass  diese  Relativität  weder 
ein  Vortheil  für  das  Öffentliche  Leben  noch  eine  Annehmlichkeit  für  die  wissenschaftliche 
Darstellung  ist 
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gegenwärtigen  Gestaltung  dieser  Rechtsbegrifife  and  Rechtsformen  dies  er- 
fordern muss. 

Nur  wirklich  geltendes  Recht,  aber  das  gesammte  deutsche  Staats- 
recht, d.  h.  ohne  prinzipiellen  Ausschluss  irgend  eines  Theiles  desselben, 
soll  im  Folgenden  dargestellt  werden,  also  kein  s.  g.  ideales,  auch  nicbt^ 
was  die  Politik  von  diesem  wirklichen  Rechte  zu  halten  findet 

§.  34. 

Nur  das  positive  d.  h.  wirklich  geltende  deutsche  Staatsrechtv  soll  dar- 
gestellt werden.  Darin  liegt  aber  nicht,  dass  nur  der  wörtliche  Inhalt  der 
dem  Staatsrechte  geltenden  Gesetze  und  Verordnungen  referirt  werde.  Ist 
in  diesen  Rechtszeugnissen  auch  der  grösste  Theil  des  geltenden  Rechtes 
enthalten,  so  hat  doch  die  Wissenschaft  von  den  solcher  Gestalt  gegebenen 
Rechtsbestimmungen  die  demselben  zu  Grunde  liegenden  Prinzipien  zu 
unterscheiden.  Auch  diese  sind  positives  Recht  und  liegen  also  auch  in  dem 
Gebiete  der  Darstellung  des  positiven  deutschen  Staatsrechts.  Erst  durch 
die  AuflBndung  und  Darstellung  dieser  in  den  gesetzlichen  oder  den  ähn- 
lichen Bestimmungen  gewissermassen  lebenden  Grundsätze  eriiält  die  Dar- 
stellung des  positiven  Staatsrechtes  eines  bestimmten  Staates  die  nothwen- 
dige  objective  Vollständigkeit.  Will  man  jene  Prinzipien  im  Gegensatze 
zu  den  formell  beurkundeten  Rechtsbestimmungen  „natürliches  Staatsrecht" 
nennen,  so  umfasst  also  diese  Darstellung  das  nattlrliche  und  das  beur- 
kundete Recht,  Beides  als  die  untrennbaren  Theile  eines  Ganzen  betrach- 
tend. Immerhin  aber  bilden  auch  das  in  dieser  Darstellung  behandelte 
„nattlrliche  Staatsrecht"  nur  die  wirklich  geltenden  Prinzipien  des  Staats- 
rechts, nicht  aber  irgend  welche  Postulate  einer  blos  philosophischen  Rechts- 
construction. 

§.  35. 

Zufolge  der  zum  grösseren  Theile  partikularen  Entwicklung  des  deut- 
schen Staatsrechts  ist  es  unmöglich,  das  gesammte  Staatsrecht  der  deutschen 
Staaten  in  seiner  materiellen  Vollständigkeit  darzustellen.  Eine  gegen- 
ständliche Beschränkung  ist  um  der  Masse  des  Darzustellenden  willen  ge- 
boten. Die  Aufgabe  der  Darstellung  des  deutschen  Staatsrechts  begrenzt 
sich  daher  auf  die  allgemeinen  Prinzipien  der  einzelnen  staatsrechtlichen 
Institute,  hat  diese  aber  in  solcher  Vollständigkeit  zu  behandeln,  dass  ein 
Gesammtbild  des  Staatsrechts  eines  jeden  deutschen  Staates  daraus  hervor- 
geht. Eine  solche  Darstellung  des  deutschen  Staatsrechtes  ist  möglich, 
aber  auch  nur  eine  solche.  Siß  genügt  dann  der  allgemeinen  Kunde  des 
deutschen  Staatsrechts,  ohne  die  Nothwendigkeit  des  specielleren  Studiums 
des  partikularen  zu  vermindern,  erleichtert  aber  auch  dieses  in  augen- 
fälliger Weise  und  kann  namentlich  zur  Förderung  einer  gleichmässigen 
Behandlung  des  partikularen  Staatsrechtes  diensam  sein.  Die  partikularen 
staatsrechtlichen  Institute  und  deren  Rechtsbeziehungen  finden  sich  indess 
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nicht  in  der  Weise  einer  formellen  Trennung  in  dieser  Darstellnng  berttck- 
sichtigt,  so  dass  diese  nur  ein  äusserlich  verbundener  Zusammenhang  der  ein- 
zelnen partikularen  Staatsrechtsmassen,  wie  sie  einst  von  J.  Hoser  ge- 
geben, sein  wtirde,  sondern  eine  wissenschaftliche  Verarbeitung  der  staats- 
rechtlichen Prinzipien,  deren  partikulare  Gestaltung  als  solche  nur  dann 
hervortritt,  wenn  sie  auch  eine  besondere  ist.  Es  ist  darum  wohl  eine  solche 
Darstellnng  des  deutschen  Staatsrechts  als  eine  „Einleitung^  in  das  Stu- 
dium des  partikularen  Staatsrechts  der  einzelnen  deutschen  Staaten  be- 
trachtet. Sie  ist  das  in  der  That,  aber  doch  auch  noch  mehr.  —  Der  Unter- 
s&ned  zwischen  gemeinem  und  nicht-gemeinem  Staatsrechte  wird  in  dieser 
Darstellung  nicht  äusserlich  hervortreten,  sondern  e*8  wird  nur  bei  jedem 
einzelnen  Institute  erwähnt  werden,  ob  und  wie  gemeines  Recht  dasselbe 
gestaltet  hat.*)  —  Das  Staatsrecht  aller  deutschen  Staaten*)  wird  darge- 
stellt werden  mit  alleiniger  Ausnahme  des  der  beiden  Mecklenburgischen  Staa- 
ten. Diese  Ausnahme  zu  machen  gebot  die  Sondematur  dieser  noch  ganz 
unter  den  politischen  Anschauungen  frttherer  Jahrhunderte  lebenden  Staaten.') 


X.  Methode  der  wissenschaftlichen  Behandlung. 

§.  36. 
Wenn  es  um  eine  wissenschaftliche  Darstellung  des  geltenden  deut- 
schen Staatsrechts  zu  thun  ist,  so  ergeben  sich  fhr  die  Methode  derselben 
als  bestimmende  und  leitende  Prinzipien  völlige  Objectivität  der 
Forschung  und  strenge  Wissenschaftlichkeit  der  Darstellung. 
Das  erstere  Prinzip  fordert  die  grösste  Gewissenhaftigkeit  wie  in  der  Con- 
statirung  der  zu  berücksichtigenden  Rechtsmassen  so  auch  in  der  Darstel- 
lung der  in  denselben  sich  bekundenden  Rechtssätze,  das  andere  dagegen 
wird  nicht  nur  durch  eine  wissenschaftliche  Form  der  Darstellung,  sondern 
mehr  noch  durch  die  Behandlung  des  Stoffes  aus  streng  wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten  bewahrheitet.  .Wissenschaftlich  aber  ist  die  Form  der  Dar- 
stellung^ welche  dem  Ernste  und  der  Würde  des  Gegenstandes  gerecht 
wird,  während  die  materielle  Wissenschaftlichkeit  darin  sich  zeigen  muss, 


*)  Eine  systematische  Darstellung  des  Rechtes  des  Norddeutschen  Bundes  wird 
hier  nicht  versucht  werden,  wohl  aber  wird  sich  je  an  der  geeigneten  Stelle  bemerkt  finden, 
welchen  Einfiuss  dieses  Becht  auf  das  eigentliche  Staatsrecht  der  deutschen  Staaten  ge- 
übt hat 

*)  S.  oben  §.  17. 

')  Es  würde  sonst  nothwendig  gewesen  sein,  namentlich  bei  der  Darstellung  des  Ver- 
fastfimgsrechtes,  fast  hei  jedem  Institute  die  Sonderbildung  in  Mecklenburg  zu  erwähnen. 
Baas  dennoch  gelegentlich  auch  einmal  auf  einzelne  Bestimmungen  Mecklenburgscher  Ge- 
setze hingewiesen  werde,  sollte  darum  nicht  ausgeschlossen  sein. 
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dass  die  inneren  Prinzipien  der  einzelnen  Rechtßöätze,  die  darin  sich  aus- 
sprechenden juristischen  Gedanken,  je  flir  sich  und  alle  wieder  in  ihrem 
logischen  Zusammenhange  verstanden  und  dargestellt  werden.  So  ist  die 
Methode  eine  historische,  insofern  es  sich  um  die  Gonstatintng  des  zu  be- 
arbeitenden Materials  handelt,  und  zugleich  eine  philosophische,  weil  dieser 
objectiv  gegebene  und  ganz  bestimmte  Stoff  ohne  Berücksichtigung  seiner 
geBcbichtlichen  Entstehung  als  ein  logisches  Product  der  concreten  oder  ge- 
Bchichtlißhen  politischen  Rechtsschöpfung  in  seiner  Einheit  und  logischen 
Gliederung  dargestellt  wird.  Insofern  kehrt  die  Methode  dieser  Darstellung 
zu  der  „Empirie^  des  Aristoteles  und  zu  der  „Anschauung^  Piatons  zurück^ 
ohne  den  Gewinn  der  geschichtlichen  Juristenschule  zu  opfern. 


XI.  Allgemeines  System  der  Darstellung. 

§.  37. 
Das  Staatsrecht  umfasst  drei  Gruppen  des  Rechtes.  Die  ethische 
Noth\^endigkeit  der  Verwirklichung  des  Staatszweckes  gestaltet  den  Inhalt 
desselben  zu  dem  subjectiven  Rechte  des  persönlichen  Staates  oder  der 
Staatsgewalt.  Der  Staat  und  Niemand  sonst  darf  und  muss  verrichten, 
wafl  des  Staates  ist,  und  es  sind  diese  Verrichtungen  sein  Recht  und  seine 
Pflicht,  Sodann  begreift  das  Staatsrecht  dasjenige  Recht,  welches  sich  an 
den  Elementen  seines  Bestandes,  an  der  realen  Substanz  des  Staates  ent- 
wickelt hat  und  welches  theils  das  subjective  Recht  dieser  Elemente,  so- 
fern sie  den  Charakter  persönlicher  Wesen  besitzen  (der  Fürst,  die  Unter- 
thäneu),  theils  das^  Recht  an  dem  objectiven  Organismus  des  Staates  ist. 
Schliesslich  ist  das  Recht,  welches  die  Formen  und  Organe  des  Staatslebens 
beatiuunt,  ohne  diese  in  ihrer  Bewegung  und  Thätigkeit  zu  verfolgen,  zu 
der  Masse  des  Staatsrechtes  zu  rechnen.  Diese  drei  Rechtsgruppen  be- 
stimmen dann  auch  das  wissenschaftliche  System  des  Staatsrechtes,  das  auf 
der  ZcTtheilung  dieses  Rechtes  in  das  Recht  der  Staatsgewalt,  in  das 
Recht  der  Elemente  des  Staates  und  in  das  Recht  der  Formen 
und  Organe  des  Staatslebens  beruhen  muss.  Da  aber  die  Elemente 
des  Staates  und  die  Formen  |ind  Organe  seines  Lebens  den  Staat  als  den 
äusseren  Organismus  darstellen  und  den  Begriff  der  Verfassung  bilden,  so 
vcreiti facht  sich  das  Grundsystem  der  wissenschaftlichen  Darstellung  des 
Staatsrechts  wieder,  indem  dasselbe  von  der  Unterscheidung  des  (subjectiven) 
Rechtes  der  Staatsgewalt  und  des  Verfassungsrechtes  ausgeht.') 


7  Es  wird  nicht  zu  verkennen  sein,  dass  die  Systematik  der  bisherigen  wissenschaft- 
liclien  Bearbeitungen  des  deutschen  Staatsrechtes  die  schwächste  Seite  derselben  war.  Sie 
begnügtun  sich  mit  einer  äusserlichen  ZusammensteUung  der  einzelnen  staatsrechtlichen 
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LiBtitote  unter  hergebrachte  Schalhegriffe,  ohne  das  wahre  Wesen  des  Staates  zum  Aus- 
gange des  Sjstems  zu  nehmen  und  den  gesammten  Bechtsstoff  nach  der  ihm  selbst  inne- 
wohnenden Logik  zu  gliedern  und  darzustellen.  So  konnte  es  kommen,  dass  die  im  Wesen 
heterogensten  staatsrechtlichen  Begriffe  und  Institute  neben  einander  unter  einem  bei 
wissenschaftlicher  Prüfung  auch  nicht  stichhaltigen  Rubrum  zusammengestellt  wurden, 
wie  z.  B.  unter  der  Ueberschrift  ,  Polizeigewalt  *  das  Yagabonden-  und  das  Universitats- 
wesen.  Auch  nahm  man  keinen  Anstand,  bei  in  Folge  solcher  Ungenauigkeit  der  syste- 
matischen Ordnung  entstehenden  Verlegenheiten  einzelne  Institute  als  «Anhang"  am 
Schlüsse  eines  für  noch  am  Nächsten  verwandt  gehaltenen  Kapitels  einzuschieben.  Erst 
Ton  Gerber  hat  mit  der  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Privatrechtes  bereits  bewährten 
Meisterschaft  in  seinen  Grundzügen  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechtes  der  Syste- 
matik der  Behandlung  des  Staatsrechtes  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen  und  diesen 
Sechtsstoff  unter  wissenschaftliche  Gesichtspunkte  gestellt,  die  zwar  für  die  objectiv  rich- 
tigsten wohl  noch  nicht  zu  halten  sind,  aber  den  Werth  echter  Wissenschaftlichkeit  be- 
sitzen und  deren  Klarstellung  die  reformirenden  Versuche  Anderer,  gerade  wenn  sie  eine 
andere  Richtung  verfolgen,  bestärken  und  unterstützen  müssen.  Dass  die  von  jedem  seiner 
Schiller  gerühmten  Verdienste  eines  W.  E.  Albrecht  um  die  Selbständigkeit  und  Syste- 
matik der  Wissenschaft  des  Staatsrechtes  nur  von  der  Tradition  bewahrt  werden,  hat  diese 
Wissenschaft  selbst  zu  beklagen. 


Erste  Abtheilungt 

Das  Recht  der  Staatsgrewalt« 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Erörterungen. 

I.   Begriff  dieses  Rechtes. 

§.  38.  • 
Das  gubjective  Recht  des  Staates  ist  die  Bethätigung  seines  souveraineu 
>Yesens  oder  die  Verwirklichung  seiner  Idee. ')  Damit  ist  im  Priuzipe  In- 
hiiU  und  Begrenzung  dieses  Rechtes  bezeichnet.  Denn  soweit  die  Idee  oder 
der  Zweck  des  Staates  reicht,  soweit  dehnen  sich  auch  die  Grenzen  seiner 
Macht,  und,  was  die  Verwirklichung  dieser  Idee  erfordert,  eben  das  ist 
auch  der  Inhalt  und  Gegenstand  meines  Berufes.  Die  so  dem  Staate  eig- 
neiideu  Befugnisse  erscheinen  aber  als  das  „Recht"  desselben,  da"  sie  ihren 
hef^tinuutcu  Inhalt  und  Umfang  haben  und  über  die  Grenzen  ihrer  Zustän- 
digkeit hioaus  wie  sittlich  so  auch  rechtlich  begründeten  Widerspruch  er- 
fahren. Mit  der  Frage:  wie  weit  darf  die  Staatsgewalt  sich  bethätigen 
cRler  wag  muss  sie  zum  Gegenstande  ihrer  Handlungen  nehmen ?  wird  auf 
eine  recLtliche  Natur  der  Staatsbefugnisse  gedeutet  und  wird  darauf 
bingewie&en,  dass  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  ein  definitiv*  bestimm- 
haree  Gebiet  hat.  Der  Staat  ist  eben  ein  bestimmtes  persönliches  Wesen 
und  hat  durch  die  in  ihm  lebende  Idee  seine  ganz  bestimmte,  nur  ihm 
eigene  Lebens-  und  Freiheitssphäre,  welche  umgrenzt  wird  von  den  Lebens- 
und  Freilieitskreisen  der  neben  ihm  dastehenden  Wesen  der  Schöpfung. 
Die  Staatsgewalt  hat  also  in  dem  zwiefachen  Sinne  Recht:  zuerst  nämlich, 
weil  sie  auf  dem  Gebiete  ihrer  Lebensbestimmuug  Handlungen  vorzuneh- 
Bieu  hat,  und  sodann,  weil  dieses  Gebiet  der  staatsrechtlichen  Handlungs- 
fähigkeit nach  allen  Richtungen  hin  Grenzen  findet,  an  denen  sich  berech- 


*)  yeTg\  Grotefend  System,  §.  36-56;  §.  89-99. 
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tigter  Widerspruch  gegen  die  Bethätigang  der  Rechtsgewalt  erhebt  und 
über  welche  hinaas  auch  die  HandluDgen  des  Staates  zum  Unrecht  werden. ') 


II.  Subject  desselben. 

§.  39. 
Das  Recht  des  Staates  eignet  diesem  als  dem  aus  den  rerschiedenen 
politischen  Elementen  sich  einheitlich  organisirenden  Oanzen.  Sein  suhjec- 
tiver  Träger  ist  die  Person,  welche  dieser  Gesammtbegriff  des  Staates  in 
der  Idee  darstellt  Es  ist  also  nicht  das  Recht  eines  einzelneu  Organes 
des'StaateS;  sei  es  auch  des  allerhöchsten  und  wesentlichsten,  sondern  nur 
das  Recht,  welches  dem  Ganzen  des  Staates  d.  h.  der  Staatsgewalt  eignet.*) 
Dieses  Snbject  ist  allerdings  nur  ein  Begriff,  weil  die  Persönlichkeit  des 
Staates  nur  eine  fingirte  ist,  wie  indess  diese  Persönlichkeit  von  allen  phy- 
gischen  Personen  im  Staate  wohl  zn  unterscheiden  ist,  so  ist  auch  das 
Beeht  derselben  wohl  zu  unterscheiden  von  allem  Rechte,  welches  zwar  an 
dem  Staate  und  für  denselben  besteht,  aber  doch  nicht  dem  Staate  als  die- 
ser souverainen  Person  zusteht.  Nur  dasjenige  Recht,  welches  dem  Staate 
ab  solchem  eignet,  ist  das  subjective  Recht  der  Staatsgewalt,  während  das 

^)  In  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Staatsrechtes  pfle|(t  die  Darstelln^  der  Rechte 
der  Staatsgewalt  Ton  aUen  denjenigen  Rechten  zn  sprechen,  welche  dem  persönlichen 
SouTeiain  des  Staates,  dem  Fürsten,  eignen.  Wie  indess  der  Staat  und  sein  Fürst  nicht 
kientische  Personen  sind,  so  ist  auch  das  Recht  des  einen  Suhjects  nicht  oo  ipso  und 
a  priori  dasjenige  des  anderen.  Der  persönliche  SouYerain  hat  ein  Recht  an  dem  Rechte 
der  Staatsgewalt  und  nur  durch  den  Besitz  dieser  kommt  er  zu  dem  Besitze  des  der 
Staatsgewalt  eignenden  Rechtes.  Wie  unrichtig  die  Yermischung  heider  Rechte  ist,  ergieht 
sich  schon  aus  der  Thatsache,  dass  in  den  Repuhliken  kein  persönlicher  Inhaher  der 
Staatsgewalt  existirt  und  der  physische  Träger  der  Staatsgewalt  ganz  andere  Rechte  als 
der  Monarch  hat,  ohwohl  die  Rechte  der  Staatsgewalt  im  Allgemeinen  völlig  dieselben 
sind.  Eine  nachtheilsvolle  Trübung  des  wesentlichsten  Theiles  des  Staatsrechtes  ist  die 
Folge  jener  Nichtunterscheidung  gewesen,  denn  ohne  die  richtige  Trennung  beider  Rechts- 
begriffe musste  ein  jeder  dunkel  bleihen.  So  konnte  namentlich  weder  die  Natur  des 
Kechtes  des  persönlichen  Staatssouyerains  noch  die  des  ständischen  Organs  im  Staate  ver- 
Btanden  werden.  Zur  grösseren  Sicherung  der  Darstellung  werden  die  zur  Bezeichnung 
der  Rechte  der  Staatsgewalt  üblichen  Ausdrücke,  „Souverainetäts-,  Regierungs-,  Hoheits-, 
Herrscherrechte,  Regalien,  Prärogative  der  Krone"  (s.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht, 
Tbl.  L  §.  20  S.  70)  in  diesem  Abschnitte  der  Darstellung  ganz  vermieden,  Sie  erinnern 
eben  stets  an  den  persönlichen  Inhaber  der  Staatsgewalt  und  ziehen  dessen  fechte  und 
Befugnisse  in  den  selbständigen  Begriff  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  unzulässig  und  nach- 
theilig  hinein. 

*)  Die  ganze  folgende  Darstellung  wird  von  der  Auffassung  des  Staates  als  eines 
organisch -persönlichen  und  souverainen  Wesens  getragen  und  nimmt  auf  die  Definition 
des  Staatahegriffes  in  Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechtes  §.  73  ff.  Bezug. 
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Recht,  welches  den  Organen  des  Staates  kraft  dieser  ihrer  politischen  Eigen* 
Schaft  zusteht;  unter  den  Begriff  des  Yerfassungsrechtes  fällt.*) 


III.  Rechtlicher  Charakter  desselben. 

§.  40. 
Das  Becht  der  Staatsgewalt  ist^  wie  jedes  subjective  Becht  im  Staate, 
Recht  und  Pflicht  zugleich.  Die  Staatsgewalt  ist  selbst  nicht  ein  Pro- 
duct  der  Willkür,  so  ist  es  auch  nicht  ihrem  Belieben  ttbcrlassen,  ob  sie 
ihren  Hemf  erfüllen  d.  h.  sich  als  Staatsgewalt  bethätigen  will.  Ihr  Recht 
ist  ihr  Beruf  in  dem  Sinne,  dass  sie  dasselbe  üben  muss,  wenn  sie  ihr 
Dasein  behaupten  will,  wenn  überhaupt  der  Staat  existiren  soll.')  Darum 
entspricht  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  auch  stets  ein  Anspruch  Anderer 
—  des  Volkes  im  Ganzen  oder  seiner  einzelnen  Gliederungen  —  auf  dessen 
ErftlUung.  Die  Staatsgewalt  kann  und  muss  den  Inhalt  ihres  Rechts  nach 
seiüem  ganzen  Umfange  verwirklichen,  weil  —  nach  der  ursprünglichen 
und  letzten  Bedeutung  des  Politischen  —  der  Zweck  des  Staates  für  die 
Erhaltung  der  Weltordnung  erfüllt  sein  will.  Sie  kann  daher  niemals  auf 
die  Geltendmachung  ihrer  Befugnisse  verzichten  ohne  den  Zweck  des  Staa- 
tes zu  verletzen;  vielmehr  muss  der  in  ihr  waltende  Wille  stets  ihrer  Er- 
kenntniss  %er  Staatsidee  entsprechen,  und  das  Recht  der  Staatsgewalt  in 
diesem  Umfange  sich  verwirklichen.  Die  Nichterftlllung  ihres  Berufes  ist 
eine  Pflichtverletzung,  welche  dem  Rechte  der  sittlichen  Wesen  und  der 
Moral  des  Staates  widerstreitet.  Die  Noth wendigkeit  der  Rechts- 
übung ist  das  charakteristische  Wesen  des  öffentlichen  Rechtes  der  Staats- 
gewalt dem  Privatrechte  der  Individuen  gegenüber. 


IV.  Die  objective  Begrenzung  desselben. 
1.   Allgemeine  Beseichnnng  der  Grensen.') 

§.  41. 
Weil  das  Recht  des  Staates  das  eines  persönlich  bestimmten  Wesens 
ist,  so  grenzt  sich  dasselbe  objectiv  gegen  das  Recht  aller  derjenigen  Wesen, 
welche  nicht  dieser  Staat  sind.  So  selbstverständlich  dieses  Prinzip  ist,  so 


^)  S.  unten  die  zweite  Abtheilong. 

')  Held,  System  des  dentschen  Yerfassungsrechtes,  Tbl.  I.  S.  309,  nennt  die  Rechte 
der  Staatsgewalt  nicht  übel  „Staats-Selbsterhaltongs-Pflichten''. 

■)  W.  von  Humboldt,  Ideen  stu  einem  Versuche,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit  des 
Staates  zu  bestimmen;  Breslau,  1851. 
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bedarf  dasselbe  doch  einer  ausdrückRchen  Erwähnung^  weil  die  grosse  Macht 
des  Staates  und  die  bisherige  Unklarheit  über  sein  persönliches  Wesen  diese 
Grenzen  des  Rechtsg^bietes  des  Staates  verkannt  oder  yerdnnkelt  haben. 
In  diesen  thatsächlichen  Verhältnissen  hat  es  seinen  Grund,  dasS;  während 
die  Darstellung  des  römischen  wie  des  deutschen  Privatrechts  nicht  daran 
zu  denken  braucht^  dieses  ihr  objectives  Gebiet  anders  als  durch  die  Klar- 
stellung des  positiven  Prinzips  zu  bestimmen,  die  staatsrechtliche  Disciplin 
ein  Mehres  zu  thun  und  die  Gebiete  im  Einzelnen  nachzuweisen  hat,  welche 
das  des  Staatsrechts  als  nicht-politische  oder  doch  als  fremde  umgrenzen/) 
Bestimmt  nun  der  Staatszweck,  wie  ihn  das  bestimmte  politische  Gemein- 
wesen erfasst  hat  und  verwirklicht,  den  positiven  Inhalt  des  Rechtes  dieser 
Staatsgewalt,  so  ist  damit  auch  zugleich  dasjenige,  was  ausserhalb  der 
Recbtssphäre  des  Staates  liegt,  im  Allgemeinen  bezeichnet,  also  die  Grenze 
der  Staatsgewalt  gegeben.  Bei  der  engen  Verknüpfung  der  politischen 
Interessen  und  Zustände  mit  den  nicht -staatlichen  Verhältnissen  aller  Art 
gewinnt  aber  die  nähere  Bestimmung  der  den  prinzipiellen  Umfang  des 
Rechtes  der  Staatsgewalt  bestimmenden  Grenzen  eine  besondere  Bedeutung 
und  empfiehlt  es  sich,  diese  Grenzen  nic.ht  nur  von  dem  Innern  des  Staa- 
tes, sondern  auch  von  den  den  Staat  umgebenden  Ordnungen  aus  zu  be- 
trachten. 

§.  42. 
Die  Bedeutung  der  Grenzen  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  ist  nicht 
die,  dass  diese  schlechthin  an  den  als  das  Staatsleben  umgrenzend  erkann- 
ten Gebieten  keinerlei  Recht  habe,  sondern  grade  das  ist  das  Ziel  der  Unter- 
suchung, dass  aus  dem  Zwecke  des  Staates  und  dem  der  anderen  Lebens- 
ordnuiigen  bestimmt  wird,  wie  weit  der  Staat  in  jene  Gebiete  hineintreten. 
Rechte  üben  und  Pflichten  ernillen  müsse  und  dürfe.  Denn  es  weben 
sich  mancherlei  Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  den  ihn  umgeben- 
den Ordnungen  und  begründen  fllr  den  Staat  mancherlei  Rechte  und  Pflich- 
ten. Es  darf  z.  B.  nicht  nur  gesagt  werden,  dass  der  Staat  und  die  Kirche 
zwei  verschiedene  Anstalten  oder  Ordnungen  sind,  sondern  es  ist  auch  das 
rechtliche  Verhältniss  zu  constatiren,  welches  zwischen  diesen  beiden  und 
80  zwischen  allen  selbständigen  Lebensordnungen  und  dem  Staate  besteht. 
Es  haben  die.  Kirche,  die  Gesellschaft,  der  Mensch  mit  allen  seinen  indi- 
viduellen Interessen  berechtigten  Anspruch  an  die  Macht  des  Staates 
und  wäre  es  auch  nur,    dass   der  Staat  durch  seine  äussere  Macht  die 


*)  Es  ist  nicht  ges&gt,  dass  das  ausserhalb  des  subjectiven  Bechtes  des  Staates  lie- 
gende Bechtsgebiet  noth  wendig  ein  nicht -politisches  sein  müsse,  wie  dieses  das  Privat- 
recht  und  das  Kirchenrecht  ohne  Zweifel  sind.  Vielmehr  gieht  es  auch  politische  Eechte, 
welche  nicht  unter  den  Begriff  des  Bechtes  des  Staates  fallen,  wie  z.  B.  alle  Bechte  der 
einzelnen  Organe  im  Staate,  selbst  die  des  Fürsten,  prinzipiell  unterschieden  sind  von 
denen  des  staatlichen  Ganzen. 
Crotefend,  Siaatarecht.  3 
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Selbständigkeit  jeuer  Ordnungen  zu  scTitttzen  und  gewissermassen  die  ge- 
sammtc  äussere  Ordnung  irdisch -sittlicher  Interessen  zu  überwachen  be- 
rufen ist.  So  ist  durch  die  Aufweisung  der  den  Staat  umgebenden  Gebiete 
nicht  ausgeschlossen ;  dass  der  Staat  auch  an  diesen  Gebieten  Rechte 
und  Pflichten  habe.  Es  sind  vielmehr  jene  Grenzen  des  Rechts  der  Staats- 
gewalt nur  Prinzipien,  welche  denen  des  Staates  entgegenstehen,  ohne  man- 
cherlei rechtliche  Beziehungen  des  Staates  zu  jenen  auszuschliessen.  *) 

§.  43. 
Das  individuelle  Leben  des  Menschen,  die  gesellschaftlichen  Interessen 
und  das  religiöse  Gemeinleben  der  Menschen  sind  die  natürlichen  d.  h. 
durch  objectiv  gegebene  Prinzipien  bestimmten  Schranken  des  Rechtes  der 
Staatsgewalt.  Die  concrete  Richtung  und  Lage  dieser  Schranken  sind  aber 
bediug-t  durch  die  Art  und  das  Mass  der  Entwicklung,  welche  der  politischea 
Idee  auf  der  einen  und  den  jene  Kreise  belebenden  Prinzipien  auf  der  anderen 
Seite  zu  Theil  ward.  War  z.  B.  in  den  ersten  Zeiten  eines  Volkes  öffent- 
liches und  Privatrecht  noch  ein  ungeschiedenes  Ganzes  und  wollte  im  Mittel- 
alter die  Staatskirche  den  Staat  als  Vasallen  betrachten  und  ist  bis  in  die 
neueste  Zeit  hinein  das  Wesen  der  „Gesellschaft"  auch  von  dieser  selbst 
noch  wenig  verstanden,  so  sind  auch,  nachdem  eine  Klarere  Scheidung  der 
Prinzipien  eingetreten,  die  Schranken,  welche  diese  um  das  Recht  des 
Staates  ziehen,  bald  zu  Gunsten  der  einen  bald  zum  Vortheil  der  anderen 
Sphäre  vor-  oder  zurückgeschoben  worden.  Durch  die  thatsächliche  Fest- 
stellung der  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  den  Lebeus- 
kreisen  der  ausser  ihm  dastehenden  Wesen  werden  jene  im  Prinzipe 
a  priori  gegebenen  und  darum  natürlichen  zu  positiv-rechtlichen  in 
dem  Sinne,  dass  sie  nur  in  dieser  positiv- rechtlichen  Gestaltung  von  der 
Gewalt  des  Staates  zu  respectiren  sind.*) 

*)  Unter  der  Rubrik  , Grenzen  der  Staatsgewalt"  süid  nur  jene  Prinzipien  zu  behan- 
debi,  während  die  Aufweisung  dieser  rechtlichen  Beziehungen  in  das  Kapitel  von  dem 
Rechte  des  Staates  gehört.    Vergl.  §.  74  ff. 

^)  Man  hat  noch  in  einem  anderen  Sinne  von  „natürlichen**  und  „positiv-rechtlichen* 
Schranken  der  »Staatsgewalt  gesprochen,  indem  man  unter  jenen  die  «naturrechtlich**  ge- 
gebenen und  unter  diesen  die  nur  kraft  besonderer  gesetzlicher  oder  gesetzartiger  Be- 
stimmungen bestehenden  -verstand.  Vergl.  Elüber  Öffentliches  Recht,  §§.  550  und  554; 
Maurenbrecher  Lehrbuch,  §.39;  Weiss  System,  §.  255.  Als  solche  positiv-rechtlichen 
Grenzen  wurden  dann  früher  die  Grundgesetze  des  deutschen  Bundes  und  die  völkerrecht- 
lichen Separatverträge  der  Staaten  genannt,  und  würden  jetzt  auch  die  Grundgesetze  des 
Norddeutschen  Bundes  dahin  zu  rechnen  sein.  Bei  richtiger  Betrachtung  des  Inhaltes 
sowohl  jener  Bundesverträge  als  der  speziellen  Vereinbarungen  (über  Zoll-,  Münz-,  Schiff- 
fahrts-  und  dergleichen  Sachen)  wird  sich  indess  zeigen  müssen,  dass  alle  diese  positiv- 
rechtlichen Vereinbarungen  und  Festsetzungen  Ausflüsse  des  Rechtes  der  Staatsgewalt 
und  nicht  Schranken  derselben  sind.  Sie  enthalten  leitende  und  bestimmende  Prinzipien 
für  die  Art  der  Ausübung  der  souverainen  Rechte,  d.  h.  der  Regirung  des  Staates, 
und  sind  nicht  die  Schranken  der  Regirung,  sondern  die  concreten  Gestaltungen  dieser 
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2.  Die  einzelnen  Grenzen. 
A.  Das  individuelle  Leben  des  Menschen. 
§.  44. 
Der  Mensch  schuldet  dem  Staate  nicht  seine  gesammte  Existenz^  denn 
der  Staat  ist  um  seinetwillen,  iricht  aber  der  Mensch  um  des  Staates  willen 
geschaffen.  0  Damit  ist  schon  auf  ein  nicht-politisches  Bereich  des  Menschen 
hingewiesen ;  auf  eine  Sphäre  seines  Lebens,  von  welcher  das  Recht  und 
die  Macht  der  Staatsgewalt  ausgeschlossen  sind.  Es  ist  dieses  die  Sphäre 
des  individuellen  Lebens  der  Staatsangehörigen.  Die  Würdigung  dieses 
„staatsfreien"  Gebietes  des  specifisch  Menschlichen  gelang  erst  der  christ- 
lichen Zeit,  weil  erst  die  christliche  Lehre  das  Innerste  des  Menschen, 
sein  Herz,  in  das  vom  Heidenthum  verkannte  Recht  einsetzte  und  die  Grenze 
zwischen  dem  Reiche  Gottes  und  allen  Reichen  dieser  Welt  aufs  Bestimm- 
teste zog.*)  Seitdem  liegt  das  individuelle  Leben  der  Menschen  ausserhalb 
des  Gebietes,  auf  welchem  die  souveraine  Macht  des  Staates  herrscht  und 
waltet,  und  es  findet  die  Staatsgewalt  eine  scharf  bestimmte  Grenze  ihrer 
Zuständigkeit  an  Allem,  was  in  dem  individuellen  Leben  der  im  Staate  le- 
benden Menschen  begriffen  ist:  an  der  physischen  Existenz,  an  der  persön- 
lichen Freiheit,  dem  geistigen  Leben,  dem  religiösen  Leben,  dem  persön- 
lichen Rechte  der  Individuen.') 


»)  Grotefend  System,  §.  47. 

*)  Von  sämmtiichen  deutschen  Gesetzen  hat  das  Hjessen-Homburgsche  vom 
20.  April  1852  den  Charakter  dieser  nicht -politischen  Rechte  der  Menschen  im  Staate 
am  Richtigsten  bezeichnet,  nämlich  als  „individuelle  Personenrechte **.  Während  sämrat- 
liche  Verfassungsgesetze  diese  Art  der  Rechte  nnter  dem  Titel  „Von  den  aUgemeinen 
Rechtsverhaltnissen  der  Staatsbürger"  oder  „Rechte  der  Unt«rthanen"  oder  ähnlich  anf- 
fuhren,  erklärt  jenes  Spezialgesetz  diese  Rechte  -für  nicht-staatsrechtliche  Rechte :  denn  das 
Individuum  als  solches  ist  keine  politische  Person. 

')  Welche  SteUung  dieser  nicht -politischen  Partie  der  subjectiven  Rechte  in  dem 
System  des  Staatsrechts  zu  geben  sei,  ist  länger  unklar  gewesen.  Zuletzt  fasste  man  diese 
individuellen  Rechte  unter  den  Begriff  von  , Freiheitsrechten "  und  beanspruchte  auf  einer 
Seite  entschieden,  dass  die  Macht  des  Staates  sich  von  diesen  ehrfurchtsvoll  fem  halte. 
Es  erscheint  indess  unlogisch,  das  Recht  der  Person  der  Macht  des  Staates  nicht  unter- 
worfen zu  sein,  als  eine  ^pecies  seiner  politischen  Rechte  zu  betrachten.  Das  System 
hat  vielmehr  noch  einen  Schritt  weiter  zu  thun  und  die  unpolitischen  Beziehungen  und 
Verhältnisse  der  Menschen  ganz  aus  dem  Gebiete  des  Staatsrejchtes  auszuweisen  und  sie 
nur  als  Grenzen  der  Staatsgewalt  zu  betrachten.  Zur  Kennzeichnung  der  Auffassungen 
der  deutschen  Lehrbücher  des  Staatsrechtes  Folgendes.  ^ 

Elüber  erwähnte  zwar  in  der  DarsteUung  der  Rechte  der  Staatsgewalt  an  mehreren 
SteUeu  der  Grenzen,  bis  wieweit  diese  Rechte  sich  erstrecken,  hatte  indessen  noch  keinen 
klaren  Begriff  von  dem  aUgemeinen  Prinzipe,  welches  diese  Grenzen  zieht,  nämlich  der 
Individualität  der  Persönlichkeit  des  Staates.  Weiss  gedachte  der  «Freiheit  der  Personen" 
und  der  «Freiheit  des  Eigenthums"  unter  der  allgemeinen  Rubrik  „Politische  Rechte** 
und  unter  der  speziellen  „Bürgerliche  Freiheit"  und  zwar  in  der  Darstellung  der  «Wir- 

3* 
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a.  Die  physische  ExisteDz  der  Person. 
§.  45. 
Der  Staat  hat  die  physische,  wie  sittliche  und  rechtliche  Existenz  des 
Menschen  zu  achten  und  als  ein  unangreifbares  Gut  jedes  Einzelnen  heilig 
zu  halten.  Er  thut  dieses,  indem  er  sich  selbst  nicht  daran  vergreift,  die 
Verletzungen  durch  andere  aber  als  Verbrechen  oder  Vergehen  straft  oder 
aber  auch  als  civilrechtlichen  Klagegrund  anerkennt.')  Je  höher  der  Staat 
den  Werth  dieser  Existenz  achtet,  desto  höher  steigt  die  eigene  Würde 
desselben,  da  die  Individuen  die  sittlichen  Glieder  seines  Organismus  sind 


kungcH  des  Unterthanennexns",  übersah  also  ganz,  dass  jene  „Freiheiten"  so  wenig 
Wirkungen  des  Unterthanennexus  sind,  dass  vielmehr  bei  ihnen  diese  Wirkungen  endigen, 
weil  das  jenen  Fällen  der  „Staatsfreiheiten"  zum  Grande  liegende  Prinzip  ausserhalb  der 
Sphäre  der  Staatsidee  liegt.  Gleichwohl  handelte  Weiss  System  §.  255  ff.  auch  von  den 
„Grenzen  der  Staatsgewalt"  und  bemerkte  sehr  richt^,  dass  „was  nach  Massgabe  der  ge- 
setzten Staatszwecke  als  Recht  der  Einzelnen  (jura  singulorum)  erscheint,  nicht  der  recht- 
mässigen Einwirkung  der  Staatsgewalt  imterliegt".  Indess  verfolgte  auch  Weiss  diese 
richtige  Ansicht  nicht  weiter  und  verlor  sich  bald  in  der  Verwechslung  der  Schranken, 
welche  die  abstracte  Staatsgewalt  umgeben,  mit  denen  des  Rechtes  des  persönlichen  Re- 
genten. —  Zöpfl,  Grundsätze,  §.  290  ff.,  handelt  von  den  „Volksrechten",  d.  h.  „ins- 
besondere jenen  politischen  Rechten,  welche  den  Unterthanen  als  Einzelnen,  der 
Unterwerfung  unter  die  Staatsgewalt  unbeschadet,  im  Verhältnisse  zu  dieser,  d.  h. 
dem  Souverain  gegenüber,  zustehen."  Schon  in  dem  allgemeinen  Theile  der  „Grundsätze" 
(§.  52.  53)  spricht  Zöpfl  freilich  von  der  natürlichen  und  positiven  Begrenzung,  allein 
auch  nicht  ohne  Verwechslung  der  Staatsgewalt  mit  dem  Staatsherrscher  und  ohne  klare 
Erkenntniss  des  Prinzipes,  aus  welchem  die  Beschränkung  der  Staatsgewalt  hervorgeht. 
—  Zachariä  deutsches  Staatsrecht  berührt  nur  beiläufig  im  §.  88  bei  der  Darstellung 
der  „einzelnen  sog.  Rechte  der  Unterthanen  oder  Staatsbürger",  dass  Gewissens-,  Press- 
freiheit u.  dergl.  zu  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  rechtlichen  Schranken  dejc 
Staatsgewalt  gehören.  —  Bluntschli  Allgemeines  Staatsrecht  Tbl.  11.  S.  477  ff.  giebt 
eine  Darstellung  der  „Freiheitsrechte"  mit  der  Unterscheidung  der  „individuellen"  und 
der  „politischen  Freiheitsrechte".  —  Noch  bestimmter  ist  die  Darstellung  bei  Held: 
System  Tbl.  II.  S.  557,  welcher  jene  „individuellen  Freiheitsrechte"  als  „Menschenrechte", 
d.  h.  „als  die  Consequenzen  des  menschlichen  Wesens,  der  menschlichen  Willensfreiheit, 
welche  der  Staat,  ohne  sich  selbst  zu  negiren,  weder  seinen  eigenen  noch  fremden  in  seine 
Grenzen  getretenen  Unterthanen  entziehen  dürfte"  in  das  System  einführt  und  sehr  richtig 
bemerkt,  dass  diese  Rechte  eben  als  ausser  dem  Staate  existirend  eigentlich  gar  nicht  in 
das  Staatsrecht  gehören,  sondern  nur  als  die  Schranken  der  Staatsgewalt  von  dem  Systeme 
des  Staatsrechtes  berührt  werden.  —  Anders  dachte  Stahl  Rechts-  und  Staatslehre,  Ab- 
theilung II.  §.  142  ff.  darüber;  seine  Ansicht  fasst  sich  in  den  Worten  a.a.O.  S.  52G 
zusammen ;  „Die  Rechte  (der  Unterthanen)  sind  nicht  in  dem  Charakter  zu  erklären,  dass 
sie  ihre  Geltu^  im  Staate  aus  dem  „Menschenrechte",  statt  aus  der  Gewährung  des 
Staates,  und  daher  auch  ohne,  ja  gegen  die  Gesetze  des  Staates  als  unveräusserlich  und 
unverjährbar  haben,  wohl  aber  in  dem  Charakter,  dass  sie  Grund  und  Ziel  in  dem  Men- 
schenrecht haben,  d.  i.  nicht  bloss  in  dem  Schutze  gegen  Ungesetzlichkeit  der  Obrigkeit, 
sondern  in  der  Gewähr  der  vollen  menschlichen  Persönlichkeit  innerhalb  der  Staats- 
ordnung." 

')  Vergl.  unten  §.  88  ff. 
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und  das  Mass  ihrer  politischen  Qualification  durch  den  Werth  ihrer  indi> 
vidaellen  Tüchtigkeit  bedingt  ist.  Dass  dem  Staate  als  solchem  ein  all- 
gemeines Recht  über  die'  eine  oder  andere  Seite  der  individuellen  Existenz 
gebühre^  ist  in  der  That  auch  niemals  zu  behaupten  gewagt,  wohl  aber 
war  und  ist  es  zum  Theil  noch  zweifelhaft;  welche  Macht  darüber  dem 
Staate  als  der  öffentlichen  Strafgewalt  zustehe,  und  hat  es  wenigstens  Zei- 
ten gegeben,  wo  dem  Staate  das  Recht  der  Vernichtung  des  physischen 
wie  des  rechtlichen  Daseins  des  Menschen,  der  seiner  Strafgewalt  verfallen; 
und  die  Schändung  der  sittlichen  Würde  desselben  nicht  streitig  gemacht 
und  von  ihm  ohne  Skrupeln  gehandhabt  worden.  Davon  ist  heut  zu  Tage 
allerdings  keine  Rede  mehr,  doch  ist  das  Recht  der  Staatsgewalt,  die 
Todesstrafe  über  den  Verbrecher  zu  verhängen,  noch  ein  Differenzpunkt  in 
der  Theorie  wie  in  der  Gesetzgebung.') 

b.     Die  persönliche  Freiheit. 

§.  46. 
Das  menschliche  Individuum  steht  als  ein  äusserlich  freies  Wesen  dem 
Staate  gegenüber.  Die  Freiheit  zum  Handeln  und  zum  freien  räumlichen 
Bewegen  ist  in  der  Sphäre  des  individuellen  Lebens  nicht  minder  unbe- 
schränkt als  die  des  Staates  in  dem  Bereiche  seiner  Bestimmung.  Die 
Staatsgewalt  hat  eben  in  dieser  äusserlichen  persönlichen  Freiheit  des  In- 
dividuum dessen  Selbständigkeit  und  Eigenberechtigung  anzuerkennen,  und 
darf  ihre  höhere  Macht  nicht  anders  gegen  diese  Freiheit  gebrauchen, 
als  zur  Praevention,  Repression  oder  Restauration  seiner  durch  das  Indivi- 
duum bedrohten  oder  verletzten  eigenen  Souverainetät.  Das  Verbrechen 
ist  die  Bedingung,  welche  dem  Staate  eine  Beschränkung  der  individuellen 
Freiheit  als  Strafe  gestattet  und  ihn  dazu  verpflichtet,  während  das  gemein- 
gefährliche Verhalten  eines  Menschen  die  zwangsweise  Beengung  der  Hand- 
lungsfreiheit dieses  Individuum  zum  Schutze  des  Gemeinwesens  vom  Staate 
fordert.  Dies  erkennen  die  deutschen  Verfassungsgesetze  unbedingt  an  und 
bestimmen,  um  das  Individuum  auch  dagegen  zu  sichern,  dass  die  Staats- 
gewalt nicht  unter  dem  Verwände  einer  Veranlassung  dieser  ihrer  Rechts- 
anwendung die  persönliche  Freiheit  willkürlich  beschränken  möge,  ausdrück- 
lich, dass  Niemand  im  Staate  anders  als  unter  den  Voraussetzungen  und 
Formen  der  Gesetze  verfolgt  oder  verhaftet,  beziehungsweise  in  Haft  be- 
halten werden  dürfe.  ^)  ' 


')  Vergl.  unten  §.  101.. 

*)  Preussische  Verfassungsnrknnde  Art.  5:  „Die  persönliche  Freiheit  ist  gewähr- 
leistet. Die  Bedingungen  nnd  Formen,  unter  welchen  eine  Beschränkung  derselben,  ins- 
besondere eine  Verhaftung  zulässig  ist,  werden  durch  das  Gesetz  bestimmt*'  (vergl.  dazu 
von  Rönne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I  Abth.  2  §.89);  Baiers  che,  Tit.  IV.  §.  8; 
Sächsische,  §.  27:    „Die  Freiheit  der  Personen  —  —  ist  keiner  Beschränkung  unter- 
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§.  47. 
Die  deatschen  VerfassungsgeBetze  und  mehr  noch  die  den  Straiprocess 
und  die  Polizeiverwaltung  betreffenden  Gesetze  haben  auf  Grund  der  An- 
erkennung der  persönlichen  Freiheit  des  Menschen  and  im  Gegensatze,  zu 
der  früher  üblichen  Praxis  ein  besonderes  Augenmerk  darauf  gerichtet,  die 
im  Interesse  des  Strafverfahrens  und  der  Sicherheitspolizei  nicht  vermeid- 
liehe  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  in  jedem  Falle  auf  das  durch 
den  Zweck  gegebene  Mass  und  unter  Wahrung  des  Prinzipes  der  Unver- 
letzlichkeit der  persönlichen  Freiheit  zu  begrenzen.  Die  Verhaftung  oder 
Festnahme  einer  Person  soll  stets  als  eine  AusnahmsverfÜgung  betrachtet 
werden*)  und  darf  sowohl  in  Rücksicht  der  Zeitdauer  als  auch  der  Be- 
handlung des  Verhafteten  während  der  Haft  nicht  anders  ausgeführt  wer- 
den, als  wie  die  objective  Sachlage  und  der  prinzipiell  nothwendige  Zweck 
der  Verhaftung  dies  erfordert.*)    Eben  deshalb  sollte  auch  die  Haft  in  der 


worfen,  aLs  welche  Gesetz  und  Recht  yorechreiben;"  §.  51:  „Niemand  darf  ohne  gesetz- 
lichen Grund  verfolgt,  verhaftet  und  bestraft  werden**;  (Hannoversches  Landesverfas- 
sungsgesetz §.  28.  30);  Würtembergsche  Yerfassungsurkunde  §.  24—26;  Badcnsche, 
§.  13.  15;  (Kurhessische  von  1831,  §.  31.  115);  Grossherzoglich  Hessische,  §.  23 
und  33;  Luxemhurgsche  Constitution,  Art.  12;  Altenburgsches  Grundgesetz,  §.  50 
und  53  (§.  53  beginnt:  ,AUe  die  Freiheit  der  Person  oder  des  Eigenthums  beschränken- 
den Zwangsverhältnisse,  welche  dem  erhöhten  Culturzustande  des  Landes  nicht  mehr  ent- 
sprechen —  —  sollen  —  ahgelöst  —  oder  aufgehoben  werden  können");  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz,  §.32;Braun8chweigBche  Neue  Landschaftsordnung,  §.  32 
und  202;  (Nassauisches  Patent  vom  1. /2.  Septemher  1814,  Einleitung  und  §.  2 
Zachariä  Sammlung  S.  749);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz,  Art.  38 
und  39;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz,  §.  5;  Beuss  j.  L.  Gesetz 
vom  10.  Juni  1856,  §.  38.  39;  Waldecksche  Verfassungsurkunde,  §.  29;  Hessen- 
Homburgsches  Gesetz,  die  individuellen  Personenrechte  betreffend,  vom  20.  April  1852, 
Art.  2  u.  5;  Liechtensteinsche  Yerfassungsurkunde,  §.  8.  9.  10;  Bremensches  Yer- 
fassungsgesetz  von  1854,  §.  5  u.  7. 

')  Darum  die  in  einigen  Yerfassungsgesetzen  und  mehr  noch  in  den  Strafprozess- 
ordnungen enthaltene  Yorschrift,  dass  der  Yerhaftete  innerhalb  kurzer  Frist  (24  oder  48 
Stunden)  vernommen  und  von  dem  Grunde  seiner  Yerhaftung  unterrichtet  sein  mass,  so- 
wie dass  ein  „vorläufig  in  Yerwahrung  Genommener"  entweder  innerhalb  solcher  Frist 
„verhaftet"  oder  in  Freiheit  gesetzt  sein  mus^ 

')  Yergl.  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  204 :  „Die  Gerichts-  und 
Polizeibehörden  des  Landes,  welchen  der  verfassungmässige  Schutz  der  bürgerlichen  Frei- 
heit anvertraut  ist,  sind  in  den  Untersuchungen  gegen  verhaftete  Angeschuldigte  dafür 
verantwoi-tlich.  dass  deren  Haft  nicht  länger  dauere,  als  die  Erforschung  der  Yerbrechen 
und  die  zi;  sichernde  Anwendung  der  Strafe  erfordert;"  und  das  Gesetz,  das  Reichsgesetz 
vom  27.  December  1848  betreffend,  vom  4.  Juli  1851,  §.  2;  jOldenburgsches  Revidir- 
tes Staatsgrundgesetz,  Art.  39  §.  6  und  7:  „Die  Yerwahrungsorte  oder  Gefängnisse  dür- 
fen die  Freiheit  nicht  mehr  beschränken,  und  es  darf  dem  Yerhafteten  kein  grösseres 
Uebel  zugefügt  werden,  als  die  gesetzlichen  Zwecke  der  Haft  und  der  Strafe  unumgäng- 
lich nothwendig  machen;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  52:  „Die  Gefangenen  sollen 
glimpÜich  behandelt  und  Geständnisse  durch  Zwangsmassregeln  nicht  erpresst  werden." 
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Regel  cessiren,  sobald  die  Rechtsverfolgung,  um  deren  willen  sie  geschehen^ 
anf  andere  Weise  genügend  gesichert  werden  kann,  wie  namentlich  im 
Falle  einer  genügenden  CaationsBtellnng. ')  Der  verfassungsgesetzliche 
Schatz  der  persönlichen  Freiheit  pflegt  in  der  Zusicherang  zu  bestehen, 
dass  diese  nur  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  und  Formen 
beschränkt  werden  dürfe.*) 

c.    Das  geistige  Leben. 

§.  48. 
Zu  dem  Bereiche  des  staatsfireien  individuellen  Lebens  gehört  alsdann 
das  geistige  Leben  des  Menschen,  das  in  Wort,  Schrift  oder  bild> 
lieber  Darstellung  sich  offenbarende  Gedankenleben.^  Die 
Anerkennnng  dieser  Schranke  der  Staatsgewalt  ist  eine  Gardinal-Bestim- 
mang  der  deutschen  Yerfassungsgesetze  dieses  Jahrhunderts :  denn  in  früherer 
Zeit  hatte  die  Staatsgewalt  auch  in  dieses  Bereich  des  individuellen  Lebens 
hiDetsgegriffen,  und  es  galt  jetzt,  diesen  Druck  von  dem  eine  äussere 
Machtherrschaft  nicht  duldenden  geistigen  Leben  wieder  zu  entfernen. 
Die  Freiheit  des  Denkens  freilich  war  niemals  angefochten,  weil  sie 
als  nnfassbarer  Gregenstand  nicht  äusserlich  beschränkt  werden  konnte; 
allein  die  Aeusserung  des  Gedankens  war  einer  politischen  Präventiv- 
Controle  anheimgefallen,  welche  unter  dem  Namen  der  Censur  das  geistige 
Leben  bedrängte.  0  In  den  meisten  deutschen  Staaten  gehört  die  Befreiung 
der  Oedankenäusserung  von  dieser  Bevormundung  erst  der  jüngsten  Ver- 
gangenheit, dem  Jahre  1848,  an,  aber  diese  Freiheit  erscheint  seitdem  als 
so  natur-  und  vemunftgem^s,  dass  eine  abermalige  Beschränkung  dersel- 
ben in  den  deutschen  Staaten  nicht  befürchtet  werden  mag.*^)    Denn  das 


Hier  sind  auch  die  Bestimmungen  zu  erwähnen,  welche  den  Verhafteten  einen  brieflichen 
Verkehr  mit  Verwandten  gestatten;  yergl.  z.B.  Liechtensteinsches  Verfassongsgesetz 
§.  13. 

0  Von  den  deutschen  Verfassnngsgesetzen  bestimmen  dies  nur  wenige.  Vergl.  (Kur- 
hesaisches  Verfassungsgesetz  §.  116);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgeuetz 
Art  39  §.  3;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  5;  Liechtenstein- 
sches Verfüssungsgesetz  §.  11.  Regelmässig  enthalten  aber  die  Strafproccssordnungen 
derartige  Bestimmungen. 

')  Vergl.  Preussisches  Gesetz  zum  Schutz  der  persönlichen  Freiheit  rom  12.  Fe- 
bruar 1850  und  dazu  Yon  Könne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  S.  20. 

^)  Mohl  Würtembergsches  Staatsrecht  §.  72;  von  Bonne  Preussisches  Staatsrecht 
§.%, 

*)  Bundes-Pressgesetz  vom  20.  September  1819;  Zachariä  Deutsches  Staats- 
recht Th.  n.  S.  305  ff. 

*)Bunde8be8chlu88  vom  3.  März  1848.  Bezüglich  der  deutschen  Legislatur  vergl. 
Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  27:  , Jeder  Preusse  hat  das  Recht,  durch  Wort, 
Schrift,  Druck  und  bildüehe  Darstellung  seine  Meinung  frei  zu  äussern.  Die  Censur  darf 
nicht  eingeführt  werden;  jede  andere  Beschränkung  der  Pressfreiheit  nur  im  Wege  der 
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geistige  Leben,  mag  es  noch  in  der  unsichtbaren  Stätte  des  Gehirns  oder 
auch  in  den  sinnlich  wahrnehmbaren  Zeichen  der  (Jedanken  sich  bewegen, 
immer  bleibt  es  eine  unmittelbare  Function  der  göttlichsten  Kraft  im 
Menschen,  und  die  Offenbarung  des  innerlich  gehegten  Gedankens  ist  ein 
sittliches  Recht  und  in  der  Regel  geradezu  eine  sittliche  Pflicht,  die  der 
Wahrhaftigkeit.*)  Wird  aber  die  Sprache,  die  Schrift,  das  Bild  zur  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung  oder  der  vom  Staate  zu  wahrenden  Sittlichkeit 
gemissbraucht,  so  ist  die  Staatsgewalt  allerdings  berufen,  diese  Handlung  als 
eine  verbrecherische  That  zur  Verantwortung  zu  ziehen.*)  Nicht  minder 
ist  es  ihres  Amtes  sich  auch   schon  gegen  die  Gefahr  einer  solchen  Ver- 


Gesetzgebung;" Baiersche  Tit.  IV.  §.  11:  ,Die  Freiheit  der  Presse  und  des  Bnchhan- 
dels  ist  nach  den  Bestimmangen  des  hierüber  erlassenen  besonderen  Edictes  (Beilage  TTT. 
der  Yerfassnngsurknnde)  gesichert",  und  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  (in  der  Pö zrschen 
Samrilung  S.  116  ff.);  Sächsische  §.  'ö6;  (Hanuoversohes  Gesetz  vom  5.  September 
1848  §.  3:  „Es  soll  Freiheit  der  Presse  unter  Beobachtung  der  Gesetze  sttatfindcn.**) 
Würtembergsche  Verfassungsurkunde  §.  24:  „Der  Staat  sichert  jedem  Bürger  —  — 
Denkfreiheit;"  §.28:  „Die  Freiheit  der  Presse  uud  des  Buchhandels  findet  in  ihrem  vollen 
Umfange  Statt,  jedoch  unter  Beobachtung  der  gegen  den  Missbrauch  bestehenden  Gesetze;" 
(Xurhessische  Verfassungsurkunde  von  1831  §.  39:  „Niemand  kann  wegen  der  freien 
Aeusserung  blosser  Meinungen  (?)  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  den  Fall  eines 
Vergehens  oder  einer  Eechtsverletzung  ausgenommen;")  Grossherzoglich  Hessische 
§.  35  (wie  die  Würtembergsche  §.  28);  Luxemburgsche  Constitution  von  1856  Art.  24 
(ähnlich  wie  in  Preussen);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.43  (desgleichen); 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  31  (ähnlich  wie  in  Würtembcrg); 
(Herzoglich  Nassauisches  Patent  vom  1/2.  September  1814,  Einleitung,  bei  Zacha- 
riä  Sammlung  S.  749);)  Olde'hburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  46  (ähn- 
lich wie  in  Preussen);  Anhalt-Bernburgsches  Verfa'ssungsgfesetz  §.  8  (desgleichen); 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  14:  „Die  Freiheit  der  Presse  unterliegt 
nur  denjenigen  Beschränkungen,  welche  durch  die  Gesetzgebung  des  Bundes  oder  durch 
die  innere  Gesetzgebung  festgestellt  werden.  Die  Zensur  findet  nicht  statt;  gegen  Press- 
ver;jri,^hen  wird  ein  besonder  s  Gesetz  erlassen;"  (vergl.  hiezu  §.  26  des  Abänderungsgesetzes 
vom  10.  Juni  1856);  Waldecksche  Verfassungsurkunde  g.  30  (ähnlich  wie'  in  Preussen); 
Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.13. 

V)  Vcrgl.  das  Baiersche  Edict  vom  13.  Juni  1803:  „ und  dass  man  nicht  die 

ungerechte  Maxime  befolgen  wolle,  den  Missbrauch  der  natürlichen  Kräfte  durch  Unter- 
sagung  und  Beschränkung  des  Gebrauchs  selbst  verhüten  zu  wollen." 

*J  Vergl.  Preussische  Verf^sungsurkunde  §.  28;  (Kurhessische  von  1831  §.  39;) 
Cobnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  43;  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss 
j.  L.  §.  14  —  Ganz  besonders  ausführliche  Bestimmung  enthält  das  Altenburgsche 
Staatsgrundgesetz  §.  67:  „Jeder  Landesunterthan  hat  die  Befugniss,  Thatsachen  und 
IMeinungen  auf  dem  Wege  des  Drucks  öffentlich  bekannt  zu  machen;  er  ist  dabei  zur 
Beoliachtüng  der  bundesgesetzlichen  und  inländischen  Verfügungen  über  den  Gebrauch 
der  Presse,  namentlich  zur  Vermeidung  dessen  verpflichtet,  was  mit  der  dem  Landesherrn 
gt^bührenden  Ehrfurcht  unvereinbar  wäre,  was  die  öffentliche  Ruhe  im  In-  oder  Auslande, 
iKler  die  Religiosität  und  Sittlichkeit  gefährden  könnte."  Im  weiteren  Fortgange  enthält 
ilieser  Paragraph  .^ogar  detaillii-tere  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit  der  Injurien- 
imd  der  Diffamationsklage. 
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letzQDg  zu  schtttsen,  soweit  dieees  ohne  die  Beschränknng  der  Gedanken- 
freiheit möglich  ist') 

§.  49. 
Auch  nur  aus  historischen  Gründen  erklärt  es  sich,  wenn  die  deutschen 
Verfassangsarknnden  den  brieflichen  und  üherhaupt  schriftlichen  Verkehr 
der  Menschen  als  der  Controle  und  irgend  einer  Einwirkung  der  Staats- 
gewalt entzogen  besonders  hervorheben').  Die  Garantie  des  Briefgehcim- 
nisses  war  ein  Anspruch  des  Volkes  den  ungerechtfertigten  und  unsitt- 
lichen Spionagen  gegenüber ,  durch  welche  in  früheren  Zeiten  die  Staats- 
gewalten ihre  politische  Thfttigkeit  unterstützen  wollten.  Hätten  nicht  that- 
sächlich  die  Polizei-Oi^ne  der  deutschen  Staaten,  nachahmend  die  fran- 
zösischen Muster,  Briefe  von  ihnen  verdächtigen  Personen  heimlich  er- 
brochen und  wohl  ganz  unterschlagen,  so  würde  das  Brief geheimniss  als 
eine  natürliche  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit  wohl  kaum 
ZQ  einer  besonderen  staatsrechtlichen  Anerkennung  gelangt  und  nicht  der 
briefliche  Verkehr  der  Menschen  in  den  neueren  Constitutionen  als  eine  die 
Befugnisse  der  Staatsgewalt  begrenzende  Freiheitssphäre  der  Individuen  be- 
zeicbnet  sein.")    Nur  ausnahmsweise  kann  die  Foitlerung  der  Gerechtig- 

•)  Yergl.  unten  §.  220  ff. 

*)  Vergl.  Klüber  Oeffentliches  Recht  §.  444  Note  b.  Bluntschli  Allgemeines 
Staaterecht  Th.  ü.  S.  606  ff.  bringt  die  „Achtung  dee  Staates  vor  dem  sichern  und  au8- 
»rhliessHchcn  Besitze,  den  das  Individuum  an  seinen  Papieren  übt"  in  eine  logische  Be- 
nebmig  zum  »Schutze  des  Hausrechts. "  Dies  ist  indess  nicht  zu  biUigen,  da  die  Heilig- 
keit des  Hauses  selbst  wieder  das  Recht  der  individuellen  Freiheit  als  höheres  Prinzip 
über  sich  hat  und  dieses  eben  auch  der  logische  Qrund  des  s.  g.  Briefgeheimnisses  ist. 

*)  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  6  und  Art.  33:  „Das  Briefgeheimniss  ist 
imverletzlich.  Die  bei  strafgerichtlichen  Untersuchungen  und  in  Kriegsfallen  nothwendi- 
gen  Beschränkungen  sind  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen;  (Kurhessische  Ver- 
fassnngsurkunde  von  1831  §.  38:  „Das  Briefgeheimniss  ist  auch  künftig  unverletzt  zu 
liahen.  Die  absichtliche,  unmittelbare  oder  mittelbare  Verletzung  desselben  bei  der  Post- 
Terwaltung  soll  peinlich  bestraft  werden;")  Luzemburgsche  Constitution  von  1856 
Art  28:  „Das  Briefgeheimniss  ist  unverletzlich.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Beamten, 
welche  für  die  Verletzung  des  Briefgeheimnisses  der  der  Post  anvertrauten  Briefe  verant- 
wortfich  sind;*  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  42  (wie  in  Preuasen); 
Änhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  12  (desgleichen);  Reuss  j.  L.  €re- 
setz  vom  10.  Juni  1856  §.  27:  „Das  Briefgeheimniss  ist  unverletzt  zu  halten.  Die  ab- 
sichtliche, unmittelbare  oder  mittelbare  Verletzung  desselben  soll  peinlich  bestraft  wer- 
den. Ausnahmen  finden  nur  Statt  in  strafrechtlichen  Untersuchungen  und  in  Kriegsfällen." 
üebrigens  sind  bereits  früher  in  besonderen  Gesetzen  des  deutschen  Reiches,  der  deutschen 
Territorien  und  spater  der  deutschen  Staaten  Sicherungsmittel  gegen  das  unbefugte  Er- 
brechen von  Briefen  getroffen.  Vergl.  Klüber  Oeffentliches  Recht  §.  443  Note  b,  wel- 
cher übrigens  das  „Briefgeheimniss"  unter  das  Rubrum  , Pflichten  der  Bundesstaaten  in 
Binsicht  auf  die  Postanstalt"  setzt.  —  In  Folge  der  staatslogischen  Nothwendigkeit  des 
Briefgeheimnisses  kann  es  auch  nicht  wesentlich  erscheinen,  ob  die  Verfassungsgesetze 
das  Briefgeheimniss  ausdrücklich  sanctioniren  oder  davon  ganz  schweigen.  Die  Staats- 
gewalt kann  es  nicht  verletzen,  ohne  sich  einer  groben  Unsittlichkeit  schuldig  zu  machen. 
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keit^in  der  Verfolgung  eines  strafbaren  Verbrechens  stärker  sein  als  die 
mehr  sittliche  des  Briefgeheimnisses  and  den  Staat  auch  zur  Durchsuchung 
oder  Beschlagnahme  von  Briefen  berechtigen.  Allein  dieses  kann  nur  eine 
Ausnahme  der  strafrichterlichen  Thätigkeit  sein  und  jedenfalls  bleibt  das 
Gebot  des  Briefgeheimnisses  allen  nur  polizeilichen  Recherchen  der 'Staats- 
gewalt gegenüber  unverletzlich.') 

d.    Das  religiöse  Leben. 

§.  50. 
Dem  Staate  gegentlber  kommt  das  religiöse  Leben  nur  in  seiner 
äusseren  irdischen  Ordnung  in  Betracht.  Nicht  die  innere  Glanbenswelt 
des  menschlichen  Herzens  berührt  den  Staat,  und  das  Gewissen  des  Ein- 
zelnen soll  auch  der  Staatsgewalt  heilig  und  vor  ihrer  Beeinflussung  stets 
gesichert  sein.  Dem  war  aber  in  den  deutschen  Staaten  nicht  zu  allen 
Zeiten  so.  Nachdem  bis  zum  Beginne  der  Reformation  Kaiser  und  Reich 
der  römischen  Hierarchie  gern  bei  der  Uebung  «ines  masslos  starren  Ge- 
wissenszwanges hülfreiche  Hand  geliehen,  vindicirten  sich  die  Landesherren 
im  deutschen  Reiche  noch  auf  Grund  des  Augsburger  Religionsfrie- 
dens (§.  36)  das  Recht,  von  ihren  Unterthanen  das  Bekenntniss  zu  einer 
bestimmten  christlichen  Kirche  fordern  und  im  Weigerungsfalle  sie  aus  dem 
Territorium  ausweisen  zu  dürfen.  Lag  in  diesem  —  häufig  geübten  — 
jus  reformandi  der  deutschen  Landesherren  auch  nicht  ein  directer  oder 

')  Ohne  das  Prinzip  der  Unverletzbarkeit  des  Briefgeheimnisses  ansdiücklich  anszu- 
sprechen,  bestimmt  das  Coburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz  §.  32:  „Die  Bedingun- 
gen und  Formen,  unter  welchen die  Beschlagnahme  und  Durchsuchung  von  Briefen 

erfolgen  darf,  können  nur  durch  Gesetz  festgestellt  werden/  Einige  deutsche  Con- 
stitutionen nahmen  auch  speziellere  Bestimmungen  zum  Schutze  des  Prinzips  in  den  un- 
vermeidlichen Ausnahrosfallen  auf.  Yergl.  das  in  vorstehender  Note  erwähnte  Gesetz  fur 
das  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  vom  10.  Juni  1856  §.  27.  Oldenburgsches  Bevidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  41  §.  1:  »Die  Beschlagnahme  von  Briefen  und  Papieren  darf, 
ausser  bei  einer  Verhaftung  oder  Haussuchung,  nur  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit  Griin- 
den  versehenen  Befehls  vorgenommen  werden,  welcher  sofort  innerhalb  der  nächsten 
24  Stunden  dem  Betheiligten  zugestellt  werden  soll;"  §.  2:  „Bei  allgemeinen  Haus- 
suchungen soll  bis  zur  Erlassung  des  im  Art.  40  §.  2  unter  3  erwähnten  Gesetzes  (über 
Befagniss  zu  allgemeinen  Haussuchungen)  eine  Beschlagnahme  von  Briefen  und  Papieren 
nnr  in  Kraft  eines  richterlichen  Befehls  und  unter  Beobachtung  der  für  denselben  gelten- 
den Vorschriften  Statt  finden;"  Anhalt-Bernburgisches  Landesverfassungsgesetz  §.12 
Absatz  2  (wie  in  Oldenburg  Art.  41  §.  1).  Vergl.  auch  Hessen-Homburgsches  Ge- 
setz vom  20.  April  1850.  Die  Grundrechte  gestatteten  im  Art.  III.  die  Beschlagnahme  von 
Briefen  und  Papieren  ausser  bei  einer  Verhaftung  oder  Haussuchung  nur  in  Kraft  eines 
richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls,  welcher  sofort  oder  innerhalb  der  nächsten 
24  Stunden  dem  Betheiligten  zuzustellen  sei  Die  Ausnahmen  von  der  Gewährleistung 
des  Briefgeheimnisses  wurden  auf  „die  bei  strafgerichtlichen  Untersuchungen  und  in  Kriegs- 
fallen nothwendigen  Beschränkungen"  beschränkt  —  VergL  zum  Preussichen  Bechte 
von  Bonne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  II.  Abth.  2  S.  30  Note  1. 
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positiver  Zwang  gegen  das  Gewissen  der  Unterthanen^  indem  die  Weigerung 
des  katholischen  Bekenntnisses  den  Staat  noch  nicht  zur  Anwendung  von 
Zwangsmassregeln,  dieses  zu  erzwingen ^  berechtigte,  so  konnte  doch  die 
öffentliche  Gewalt  sich  gegen  die  Bekenner  eines  von  dem  Landesherrn 
nicht  gewünschten  Glaubens  richten  und  von  den  im  Staate  Verkehrenden 
ein  bestinuntes  Bekenntniss  fordern/)  Dies  änderte  auch  der  Westphä- 
lische  Friedensschluss  (§.  30  ff.)  nur  insofern,  als  er  bei  Anerkennung 
der  völligen  Gleichberechtigung  der  „Beichsreligionen"  d.  h*  der  drei  im 
Reiche  anerkannten  christlichen  Confessionen  das  Reformationsrecht  der 
Reicbsstände  hinuchtlich  aller  derjenigen  Unterthanen  beseitigte,  welche  an 
irgend  einem  Tage  des  Jahres  1624  zu  einer  anderen  Confession  sich  be- 
kannt hatten  und  um  dieses  Besitzstandes  willen  dabei  belassen  werden 
massten.  Ein  offenes  Anerkenntniss  der  allgemeinen  individuellen  Gewissens- 
freiheit lag  darin  noch  keineswegs  und  selbst  die  Deutsche  Bundes- 
acte  von  1815  vermochte  noch  nicht  über  die  Bestimmung  hinauszugehen, 
dass  die  Verschiedenheit  der  christlichen  Beligionsparteien  in  den  Ländern 
and  Gebieten  des  deutschen  Bundes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse 
der  blligerlichen  und  politischen  Rechte  begründen  könne.  ^)  Erst  seit  1815 
und  namentlich  seit  1848  ist  der  Grundsatz  der  Gewissensfreiheit  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  zur  vollen  Geltung  gelangt/) 

*)  Vcrgl.  Burghardi  Tractatns  de  Autonomia  d.  i.  von  Freistellung  der  Religion 
und  Glaaben,  was  und  wie  mancherlei  die  sei,  was  deshalb  im  Belebe  deutscher  Nation 
vorgegangen,  und  ob  dieselbe  von  der  christlichen  Obrigkeit  möge  bewilligt  werden; 
München  1586. 

')  Deutsche  Bnndesacte  Art  16;  vergL  dazu  KlQber  Acten  des  Wiener  Con- 
gresses,  Bd.  IL  S.  5.  265.  401. 

^)  Aus  den  einzelnen  Landesrerfassnngsgeeetzen  sind  hervorzuheben:  Preussische 
Yer&ssungsarknnde  Art  12  vergl.  mit  dem  Land  recht  Th.  II.  Tit.  n.  g.  2;  Baiersche 
Tit.  17.  §.  9;  (Hannoversches  Gesetz  vom  1.  September  1848  §.  6);  Sächsische 
Verfassungsnrkunde  §.  32;  Würtembergsche  §.  24,  27;  Badensche  §.  18;  (Kur- 
bessische von  1831  §.  30);  Grossherzoglich  Hessisches  Gesetz,  die  religiöse 
Freiheit  betreffend,  vom  8.  August  1848;  Luzemburgsche  Constitution  von  1856 
Art  19;  Meiningsches  Grun(^e8etz  §.  29,  spricht  unlogisch  von  Gewissensfreiheit 
der  .Kirchen");  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  33;  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnnng  §.  29,  vergL  dazu  Gesetz,  die  Aufhebung  der  aus  dem 
Glaubensbekenntnisse  entspringenden  Rechtsungleichheiten  betreffend,  vom  23.  Mai 
1848;  Herzoglich  Nassausches  Patent  vom  1/2.  September  1814  (bei  Zachariä 
Sammlung  S.  749);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  32;  Beruburg- 
sches  Verfassungsgesetz  §.  16  (aufgehoben  durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1850,  aber 
wohl  nur  w^en  des  Passus:  «Jeder  >-  ist  unbeschränkt  in  der  Uebung  seiner  Beligion"); 
Schwarzburg-Sondershausensches  Verfassungsgesetz  §.  17  (mit  dem  durch  Gesetz 
Tom  2.  August  1852  §.  ö  aufgehobenen  Zusatz:  „Niemand  ist  verpflichtet,  seine  religiöse 
Uebeneugung  zu  offenbaren");  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  für  das  Fürstenthum  Reuss 
j.  L.  §.  16;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  40;  Bremensches  Verfassungsgesetz 
Ton  1854  §.  12;  Hamburgsche  Verfassungsurkunde  vom  28.  September  lb<iO  Art.  110. 
—  Als  Specialitaten  sind  dagegen- zu  erwähnen  das  Altenburgsche  Grundgesetz  g.  42: 
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§.  51. 
An  dem  Gewissen  seiner  Menschen  findet  aber  der  Staat  insofern  eine 
Grenze  seiner  Macht,  als  er  weder  einen  bestimmten  religiösan  Glauben 
von  dem  Einzelnen  fordern  kann,  noch  die  Uebnng  eines  Zwanges  wider 
das  Gewissen  von  irgend  einer  Seite  dulden  darf.  Die  Staatsgewalt  hat 
also  das  eigene  Bereich  des  Gewissens  anzuerkennen  und  dasselbe  gegen 
alle  Bedrängnisse  zu  schützen.*)  Beides  ist  eine  Forderung  der  Sittlich- 
keit: denn  das  innere  Leben  der  Seele,  ihre  Beziehungen  zu  dem  Ewigen, 
ist  nur  dem  göttlichen  Auge  sichtbar  und  nur  dem  allwissenden,  allgerech- 
ten und  heiligen  Richter  der  Gedanken  unterworfen.  Zugleich  erfordert 
aber  das  Staatsleben  selbst,  dass  die  Menschen  im  Staate  sich  stets  be- 
wusst  sind,  flir  ihr  inneres  Leben  nur  diesem  allein  gerechten  Gott  ver- 
antwortlich zu  sein.  Der  Gewissenszwang  hat  noch  niemals  andere  als 
Satansfrttchte  getragen  und  hat  sich  stets  als  das  untrüglichste  Zeichen 
einer  tödlichen-  Erkrankung  des  Staatswesens  gezeigt.  Andererseits  aber 
ist  derjenige  Staat  am  Festesten  gegründet,  welcher  die  sittlichen  Glieder 
seines  Gemeinwesens  in  der  Freiheit  schützt,  im  ungehinderten  Verkehren 
mit  Gott  die  unsichtbaren  Regungen  des  festen  Glaubens  zu  empfangen. 
Eben  deshalb  ist  aber  auch  diese  Grenze  des  Rechts  der  Staatsgewalt  die 
heiligste  und  ihre  Ueberschreitung  die  gefährlichste  flir  Staat  und  Menschen.*) 


h 


^Zur  Aofnahme  in  den  Staatsverband  des  Herzogthnms  Altenburg  ist  das  Bekenntniss  der 
christlichen  Keligion  erforderlich/  und  die  Mecklenburgsche  Gesetzgebung, 
vvclclje  von  der  Ausschliesslichkeit  der  , wahren  Religion  d  r  Augsburgischen  Confession'* 
ausgtOUi  vergl.  den  Fürstlichen  Revers  vom  4.  Juni  1572  und  namentlich  den  Assecura- 
tion^revers  von  1621.  (In  Oestreich  hatte  das  berühmte  Toleransedict  Kaisers  Joseph  IL 
von  17*^1  das  Prinzip  der  Religionsfreiheit  vollständig  anerkannt,  vermochte  indess  nicht 
lu  thuti^äi^hlichcr  Geltung  zu  kommen.  Erst  das  s.  g.  Prote>tantengesetz  vom  8.  Angust 
X^^til  hat  wenigstens  die  Parität  der  drei  christlichen  Kirchen  gesichert.  Eine  gesetzliche 
ÄnL^rkonnung  der  völligen  Gewissensfreiheit  ist  aber  noch  nicht  erfolgt.) 

')  Sehr  richtig  bestimmte  darum  schon  das  Preussische  Landrecht  Th.  ü.  Tit.  11 
g.  1 1  Die  Begriffe  der  Einwohner  des  Staats  von  Gott  und  göttlichen  Dingen,  der  Glaube 
und  der  innere  Gt)tte8dienst  können  kein  Gegenstand  von  Zwangsgesetzen  sein";  §.  3: 
p,Niemanil  ist  schuldig  über  seine  Privatmeinungen  -  in  Religionssachen  vom  Staate  Yor- 
»dirifti/n  anzunehmen;"  §.  4;  „Niemand  soll  wegen  seiner  R.^Ugionsmeinungen  beunruhigt, 
mr  Ret  benschaft  gezogen,  verspottet  werden."  Die  rechte  Bedeutung  dieser  Bestimmung 
gen  lie^t  aber  in  ihrer  Opposition  gegen  die  Dragonaden  Ludwigs  XVI.  üeber  die  be- 
sonder a  wichtige  Entwicklung  des  Prinzipes  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  im  König- 
reich Preussen  s.  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  §.  97. 

*)  Ohne  Grund  verwahrt  sich  Kl  über  Oeffentliches  Recht  §.  518  a.  E.  gegen  die 
Coimequenz,  .dass  in  deutschen  Staaten  ein  Einwohner  sich  als  Bekenner  keiner  posi- 
tiven Keligion  oder  als  zu  keiner  Glaubenspartei  gehörend  angeben  dürfe;"  (vergl.  da- 
gegt-n  Art.  V.  der  „Grundrechte  des  deutschen  Volkes":  „Niemand  ist  verpflichtet, 
^miv  r*^ligiöse  Ueberzeugung  zu  offenbaren").  .  Ohne  Zweifel  sei  anzunehmen,  dass  Jeder 
ÄU  iU*r  GUubenspartei  gehöre,  in  deren  Schooss  er  geboren  sei.  Diese  Praosumtion  würde 
doch  einfach  ein  positiver  Gewissenszwang  sein,  da  dann  doch  auch  der  Glaubensanstalt 
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§.  52. 
Die  Gewissensfreiheit  hat  sich  in  den  dentschen  Staaten  anch  zu  einer 
Bekenntnissfreiheit  gesteigert  und  in  der  That  ist  gerade  das  religiöse 
Bekenntniss  erst  das  Moment  der  individuellen  Religiosität,  welches  als  eine 
sichtbare  Erscheinung  das  Staatsleben  berührt.  Alle  deutschen  Staaten  re- 
spectirra  die  Freiheit  des  Individuum,  seine  religiöse  Ueberzeugung  zu  be- 
kennen. *  Einen  Zwang  zur  Theilnahme  an  einem  bestimmten  religiösen 
Kultus  will  kein  deutscher  Staat  gegen  seine  Unterthanen  üben,  namentlich 
soll  auch  Niemand  gezwungen  sein,  die  Feiertage  einer  anderen  Confession 
zn  halten. ')  Indess  diBharmoniren  die  einzelnen  Yerfassungsgesetze  bei  der 
Bemessung  der  Freiheit  des  Einzelnen,  sein  Bekenntniss  in  sichtbaren 
Fonnen  zu  tiben.  I>enn  einige  gestatten  dem  religiösen  Bekenntniss  eine 
jede  den  politischen  Verpflichtungen  des  Einzelnen  oder  dem  allgemeinen 
SittlichkeitBbegriflTe  nicht  widerstreitende  Aeussernng  und  Uebung^),  während 
andere  nicht  dem  Einzelnen,  sondern  nur  der  Kirche  und  zwar  nur  den 
drei  christlichen  Kirchen  das  Recht  zur  freien  öffentlichen  ReligionsUbung 
einräumen    und    die    anders  Glaubenden  auf  das  Recht  zur  Hausandacht 


das  Recht  gegeben  sein  muBsta,  von  diesem  darch  gesetzliche  Vermtithung  erworbenen 
Ansrehörigen  die  Erfüllung  ihrer  Glaubensgebote  und  Handlungen  zu  fordern. 

')  Luxemburgische  Constitution  von  1856  Art.  20  (vergl.  unten  S.  48  Note  1).  • 
*)  Prenssische  VerfassungsurVunde  Art.  12:  „Die  Freiheit  des  religiösen  Bekennt- 
nisnes,  der  Vereinigung  zu  Religions-Gesellschaften  und  der  gemeinsamen  häuslichen  und 
öffentlichen  Religions-Uebung  wird  gewährleistet;"  Badensche  §.  18:  ^ Jeder  Landes- 
einwohner  geniesst  der  ungestörten  Gewissensfreiheit  und  in  Ansehung  der  Art  seiner 
Gottesverehrung  des  gleichen  Schutzes;  Kurhessische  von  1831  §.  30;  Luxembur- 
gische Art.  19:  „Die  Freiheit  der  Culte  und  ihrer  öffentlichen  Ausübung,  sowie  die 
Freiheit,  seine  religiösen  Meinungen  zu  bekunden,  sind  gewährleistet;  Meiningsches 

Grundgesetz  §.  29 :  «Die  evangelische  Kirche  ist  die  Landeskirche, .   Doch  geniessen 

aoeh  alle  anderen  Kirchen  den  Schutz  des  Staates  und  volle  Gewissensfreiheit,  insofern  sie 
sich  den  Gesetzen  und  Ordnungen  des  Staats  gemäss  bezeigen*  (wenn  indess  das  Wort 
,Kirche"  hier  im  technischen  Sinne  zu  verstehen  ist,  so  gehört  diese  Beweisstelle  in  die 
folgende  Note);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  33:  „Die  Freiheit  des  re- 
ligiösen Bekenntnisses,  die  Freiheit  der  Vereinigung  zu  Religions-Gesellschaften,  deren 
Grundsätze  weder  den  Strafgesetzen,  noch  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen,  und  die  Frei- 
heit der  gemeinsamen  häuslichen  und  öffentlichen  Religionsübung  wird  gewährleistet"; 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnnng  §.  29  mit  der  Aenderung  durch  das  Ge- 
»itz,  die  Aufhebung  der  aus  dem  Glaubensbekenntnisse  entspringenden  Rechtsungleich- 
heiten betreffend,  vom  23.  Mai  1848;  (Nassausches  Patent  vom  1/2.  September  1814 
im  Eragang);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  36:  „Jeder  Staats- 
bürger ist  unbeschränkt  in  der  gemeinsamen  häuslichen  und  Öffentlichen  Uebung  seiner 
Beligion  und  deren  Gebräuche.  Gesetzöbertretungen ,  welche  bei  Uebung  der  Religion 
und  deren  Gebräuche  begangen  werden,  sind  nach  dem  Gesetze  zu  bestrafen.**  Von  dem 
Prinzipe  der  Tölligen  Freigebung  einer  jeden  Religionsübung  gingen  auch  die  wieder  auf- 
gehobenen Verfassungsgesetze  von  Anhalt-Bernburg  §.  16  und  Schwarzburg-Son- 
derahansen  §.  18  aus.    Vergl.  auch  die  Grundrechte  Art.  V. 


—     46     — 

beschränken.*)  Je  mehr  die  deutschen  Staaten  sich  von  dem  Christen- 
thnme  entfernt  und  ihre  Religion  dieses  specifischen  Charakters  entkleidet 
haben,  desto  weiter  dehnt  sich  ihre  Nachsicht  gegen  die  Religion  und  die 
religiösen  Uebungen  der  Unterthanen.  Die  Preigebung  der  öffentlichen 
Religionsttbung  enthält  wesentlich  die  Beftigniss  aller  Religionsgesellschaften 
ihrem  Dogma  den  sichtbaren  Ausdruck  zu  geben  und  das  religiöse  Leben 
in  den  entsprechenden  Symbolen  zu  bethätigen.') 


M  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  IV.  §.  9:  „Jedem  Einwohner  des  Reichs  wird 
vollkommene  Gewissensfreiheit  gesichert;  die  einfache  Hausandacht  darf  daher  Nieman- 
den, zu  welcher  Religion  er  sich  bekennen  mag,  untersagt  werden;*  Sächsische  §.  33: 
„Jedem  Landeseinwohner  wird  völlige  Gewissensfreiheit  und  in  dem  bisherigen  oder  dem 
künftig  gesetzlich  festzusetzenden  Masse  Schutz  in  der  Gottesrerehrung  seines  Glaubens 
gewährt."  §.  56:  „Nur  den  im  Königreich  aufgenommenen  oder  künftig  mittelst  beson- 
deren Gesetzes  aufzunehmenden  christlichen  Confessionen  steht  die  freie  öffentliche  Re- 
ligionsübung zu;"  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  6:  „Jeder  Landes- 
einwohner geniesst  völlige  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  und  ist  zu  Religionsübungen 
mit  den  Seinigen  in  seinem  Hause  berechtigt';"  und  Landesverfassnngsgesetz  §.  63.  „Der 
evangelischen  und  römisch-katholischen  Kirche  werden  freie  öffentliche  Religionsübungen 
und  ihre  verfassungsmässigen  Rechte  zugesichert");  Würtembergsches  Yerfassungsgesetz 
§.  70;  Grossherzoglich  Hessisches  §.  21;  und  Gesetz  vom  8.  August  1848;  wegen 
des  Herzogthums  Meiningen  s.  vorige  Note;  Altenburgisches  Grundgesetz  §.  128: 
„Die  evangelisch-protestantische  Kirche  ist  die  Kirche  des  Landes/  §.  129:  „Die  Bekenner 
anderer  christlichen  Partikularkirchen  geniessen  den  Schutz  des  Staats  und  die  freie  Aus- 
übung des  Glaubens;"  Waldecks ch es  Yerfassungsgesetz  §.  40:  „Die  Staatsangehörigen 
haben  volle  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  und  sind  unbeschränkt  in  der  hauslichen 
Uebung  ihrer  Religion.  Sie  sind  berechtigt,  sich  zu  Religions-Genossenschaften  zu  ver- 
einigen, denen  die  gemeinsame  Religionsübung,  jedoch  ohne  öffentlichen  Charakter,  zu- 
steht, falls  sie  keine  Corporationsrechte  besitzen.  —  Selbst  Oestreich  hat  der  Macht  der 
(Gewissen  nicht  mehr  zu  widerstehen  vermocht  und  auch  eine  Bekenntnissfreiheit  der  Pro- 
testanten anerkannt  Yergl.  Oestreich isches  Gesetz  vom  8.  April  1861  (das  s.  g. 
Protestantengesetz)  §.  2 :  „Die  volle  Freiheit  des  evangelischen  Glaubensbekenntnisses,  sowie 
das  Recht  der  gemeinsamen  öffentlichen  Religionsübung  ist  ihnen  (den  Evangelischen  des 
„Augsburgischen  und  Helvetischen  Bekenntnisses")  für  immerwährende  Zeiten  von  uns  zuge- 
sichert. Es  werden  daher  alle  früher  bestandenen  Beschränkungen  in  Absicht  auf  die 
Errichtung  von  Kirchen  mit  oder  ohne  Thurm  und  Glocken,  auf  die  Begehung  aller  re- 
ligiösen Feierlichkeiten,  welche  ihrer  Glaubenslehre  entsprachen,  auf  die  Ausübung  der 
Seelsorge,  insoweit  diese  Beschränkungen  noch  in  Uebung  sein  sollten,  hiermit  ausser 
Kraft  und  Wirksamkeit  gesetzt  und  für  null  und  nichtig  erklärt.  —  —  Femer  ist  den 
Evangelischen  der  Bezug  und  Gebrauch  evangelisch-religiöser  und  theologischer  Bücher, 
insbesondere  der  heiligen  Schrift  oder  der  Bekenntnissschriften,  unverwehrt." 

*)  Zöpfl  Grundsätze  §.  530  folgert  Unwesentliches  und  Falsches  aus  dem  Begriffe 
des  exercitiura  religionis  publicum,  jenes,  insofern  er  die  Befiigniss,  Thürme  und  Glocken 
zu  haben,  als  Inbegriff  jener  Freiheit  nennt,  als  wenn  eine  jede  Religionsgesellschaft  diese 
Symbole  beanspruchte,  dieses  aber,  insofern  das  Innehaben  der  Korporationsrechte 
die  selbstverständliche  Consequenz  der  öffentlichen  Religionsübung  sein  soll.  Zur  Wider- 
legung genügt  es  auf  die  Art.  12  und  13  der  Preussischen  Yerfassung  zu  verweisen. 
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§.  53. 

Von  den  nicht  zn  einejn  christlichen  Dogma  sich  bekennenden  Staats- 
aDgehOrigen  konnten  früher  nur  die  Jaden  in  Betracht  kommen,  da  ein 
anderer  Gegensatz  des  Bekenntnisses  nicht  hervortrat.  Die  Juden  genossen 
auch  (jewissensfreiheit  in  dem  Sinne,  dass  der  Staat  keinen  Versuch  niachtC; 
$ie  dem  christlichen  Glauben  und  seiner  Kirche  zu  gewinnen:  allein  gegen 
sie  ttbten  die  Landesherren  mehr  als  ein  Reformationsrecht,  da  die  Ver- 
weigerung des  Geleites  sie  schon  von  dem  Verkehre  in  dem  Territorium 
an^schliessen  konnte.  Als  Staatsangehörige  wurden  sie  überhaupt  nicht 
betrachtet,  sie  erschienen  als  die  geduldeten  „Fremden^ ,  wurden  aber  um 
des  Geldes  willen,  das  ihnen  rechtlos  abgepresst  werden  konnte/)  nicht 
QDgem  geduldet.  Die  deutsche  Bnndesacte  ward  fUr  die  rechtliche  Con- 
Beqneoz  der  Gewissensfreiheit  der  Juden  von  Bedeutung,  indem  sie  eine  An- 
erkennung ihrer  bürgerlichen  Berechtigung  anbahnte,  und  also  die  Duldung 
des  mosaischen  Glaubens  in  den  deutschen  Staaten  nicht  mehr  in  Frage 
gezogen  werden  konnte.')  Jedenfalls  ist  in  dem  allgemeinen  Prinzipe  der 
Gewissens-  und  Bekenntnissfreiheit  auch  die  Freigebung  des  jüdischen  Be- 
kenntnisses enthalten.  Die  danach  in  den  Weg  der  Partikulargesetzgebung 
lünübeigeleitete  Judenfragc  ist,  namentlich  in  Folge  der  Bewegungen  im 
Jahre  1848,  wohl  allenthalben  wenigstens  insoweit  gleichmässTg  gelöst,  als 
die  Freiheit  auch  des  jüdischen  Bekenntnisses  nicht  mehr  zweifelhaft  ist, 
wenngleich  die  politischen  Berechtigungen  der  Juden  noch  verschieden  ge- 
staltet sind.^) 

§.  54. 

In  dem  Prinzipe  der  Gewissens-  und  Glaubensfreiheit  liegt  auch  das 
der  Freiheit  der  individuellen  religiösen  Ei*ziehung.  Der  Staat  darf  Nie- 
manden zwingen,  eine  bestimmte  Religionsanstalt  zu  benutzen  oder  an  den 
erbauenden  und  belehrenden  Feiern  einer  bestimmten  religiösen  Gemeinschaft 


')  VergL  die  interessanten  Nach  Weisungen  bei  Kraut  Grundriss  zu  Vorlesangen  über 
da^  deutsche  Privatrecht  §.  79,  namentlich  aus  der  Urkunde  von  1462  (bei  Eichhorn 
deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  §.  296  Note  d):  ,So  ein  römischer  Kaiser 
oder  K^nig  gekrönt  wird,  mag  er  den  Juden  allenthalben  im  Beich  all  ihr  Gut  nehmen, 
<laza  ihr  Leben  und  sie  tödten,  bis  auf  ein  Anzahl,  der  lützel  sein  soU,  zu  einem  Ge- 
iächtniss.* 

*)  Deutsche  Bundes  acte  Art.  16,  Absatz  2:  «Die  Bundesversammlung  wird  in 
Berathung  ziehen,  wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise  die  hürgerliche  Ver- 
besserung der  Bekenner  des  jüdischen  Glaubens  in  Deutschland  zu  hewijrken  sei,  und  wie 
in  Sonderheit  denselben  der  Genuss  der  bürgerlichen  Bechte  gegen  die  Uebemahme  aller 
Burgerpflichten  in  den  Bundesstaaten  yerschafft  und  gesichert  werden  könne;  jedoch 
werden  den  Bekennem  dieses  Glaubens  bis  dahin  die  denselben  von  einzelnen  Bundes- 
staaten bereits  eingeräumten  Bechte  erhalten". 

^)  VergL  unten  die  Darstellung  der  Unterthanenrechte. 
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Theil  za  nehmen/)  Wer  allein  die  Verantwortung  seines  GlaubenslebenB 
zu  tragen  hat;  der  hat  auch  das  volle  Recht ,  ^selbst  die  Mittel  seiner  re- 
ligiösen Bildung  zu  wählen.  Dabei  kann  aber  in  Frage  konunen,  ob  der 
Staat  auch  die  Befähigung  des  Individuum  zur  Selbstbestimmung  seines  re- 
ligiösen Glaubens  in  Rechnung  ziehen  will;  so  dass  er  die  Glaubensfreiheit 
an  die  Erfüllung  der  erst  in  einem  gewissen  Lebensalter  zu  erwartenden 
geistigen  Reife  knüpft;  sonst  aber  die  Entscheidung;  in  welchem  Glauben 
ein  Jüngerer  erzogen  werden  soll;  Anderen  überlässt.  Von  den  deutschen 
Verfassungsgesetzen  beantwortet  nur  das  Oldenburgische- diese  Frage,*) 
indess  fehlen  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen  auch  in  anderen  Staaten 
nicht;  obwohl  diese  nicht  ^in  die  Verfassungsurkunde  aufgenommen  sind. 
Wenn  nun  aber  auch  die  Wahl  des  Bekenntnisses  nur  nach  einem  bestimm- 
ten zurückgelegten  Lebensalter  freisteht  und  die  Erziehung  der  jüngeren 
Kinder  auch  die  religiöse  Unterweisung  zu  bestimmen  hat;  so  ist  damit 
doch  noch  nicht  ein  Zwang  über  das  Gewissen  des  Pfleglings  geübt;   in- 


*)  Ausdrücklich  erwähnt  dieses  dieLnxembnrgische  Verfassung  von  18ö6  Art.  20: 
n Keiner  kann  gezwungen  werden,  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feier^ 
lichkeiten  eines  Cultus  Theil  zu  nehmen  oder  die  Feiertage  desselben  zu  halten;"  Olden- 
burgisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  35:  ^Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen 
Handlung  oder  Feierlichkeit  gezwungen  werden.  Vorschriften  über  Beobachtung  kirch- 
licher Ruhetage  bleiben  der  Gesetzgebung  Überlassen.*"  Jene  Bestimmung  der  Luxem- 
burgischen Verfassung  war  die  wörtliche  Wiederholung  des  Art.  15  der  Belgischen 
von  1831. 

*)  Oldenburgsches  Staatsgrundgesetz  Art.  34,  §.  1:  ,,Die  Wahl  des  Glaubens- 
bekenntnisses ist  nach  zurückgelegtem  14.  Lebensjahre  der  eigenen  freien  Ueberzeugung 
eines  Jeden  überlassen;"  §.  2j  In  welcher  Religion  die  Kinder  erzogen  werden  sollen, 
haben  lediglich  diejenigen  zu  bestimmen,  denen  nach  bürgerlichen  Gesetze»  die  £rsiehung8- 
rechte  zustehen.  Letzteres  gilt  insbesondere  auch  von  der  Erziehung  der  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen."  —  Als  Beispiel  aus  der  partikularen  besonderen  Gesetzgebung  sei  die 
sehr  bestimmte  Hannoversche  Verordnung  vom  31.  Juli  1826  hier  erwähnt.  Danach 
steht  dem  Ehemanne  das  unverzichtbare  Recht  zu,  zu  bestimmen',  in  welchem  Glaubens- 
bekenntnisse seine  ehelichen  Kinder  erzogen  werden  sollen.  Nach  des  Vaters  Tode  soU 
die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  so  eingeleitet  oder  fortgesetzt  oder  vollendet  werden, 
wie  es  dem  vom  Vater  ernstlich  und  fortwährend  gehegten  Willen  gemäss  ist.  In  den 
§§.  4  und  5  sind  in  dieser  Hinsicht  die  gesetzlichen  Vermuthungen  näher  deüniri  üeber 
die  religiöse  Erziehung  der  Findlinge  oder  sonstiger  von  ihren  Eltern  verlassenen  Kinder 
hat  derjenige. zu  bestimmen,  dem  die  Verpflegung  und  Erziehung  derselben  entweder  nach 
den  Gesetzen  obliegt  —  in  zweifelhaften  FäUen  die  Ortsobrigkeit  —  oder  welche  solche 
gleich  Anfangs  freiwillig  übernimmt.  In  einem  anderen  als  christlichen  Glaubensbekennt- 
niss  darf  die  Erziehung  aber  nur  dann  geschehen,  wenn  sowohl  die  etwa  bekannten 
Eltern,  als  auch  der  nunmehrige  Verpfleger  des  Kindes  der  christlichen  Religion  nicht 
zugethan  sind.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  dann  noch  der  §.  9  dieser  Verordnung: 
„Bei  namhafter  nach  den  Umständen  zu  ermässigenden  Strafe  darf  kein  Geistlicher  ein 
Kind,  welches  sein  vierzehntes  Jahr  noch  nicht  vollendet  hat,  zur  Annahme  oder  zum 
öffentlichen  Bekenntnisse  einer  anderen  Religion  zulassen,  als  worin  dasselbe  den  vor- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  bis  dahin  zu  erziehen  gewesen  ist." 
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dem  nur  seine  Selbstbestimmung  in  religiösen  Dingen  bis  zur  Erlangiüsg 
der  nothwendigen  Reife  des  Urtheils  hinausgeschoben  ist. 

e.    das  persönliche  Recht. 

§.  55. 

Die  Individuen  im  Staate  beanspruchen  dem  Staate  gegenüber  Freiheit 
ihrer  rechtlichen  Existenz  d.  h.  die  Nichtberührung  der  Sphäre,  welche  das 
individuelle  Recht  zieht,  durch  die  öffentliche  Gewalt.  Die  subjectiven  und 
objectiven  Folgen  der  privatrechtlichen  Grundsätze  entziehen  sich  der  Ein- 
wirkung der  Staatsgewalt,  stehen  vielmehr  gegen  diese  als  unverletzliche 
Prinzipien  da.  Als  eine  Schranke  der  Staatsgewalt  und  ihres  Rechtes  zeigt 
sich  die  Freiheit  der  rechtliehen  Persönlichkeit  des  Individuum  in  verschie- 
denen Richtungen.  Zunächst  in  subjectiver,  insofern  das  Individuum 
die  Freiheit  des  rechtlichen  Verkehrens  beansprucht  oder  in  dem  Gebranch 
des  allgemeinen  Rechtes  zum  freien  rechtlichen  Handeln  (privatrechtliches 
Dispositionsrecht)  nicht  durch  die  Macht  des  Staates  beschränkt  sein  will. 
Sodann  in  objectiver  Hinsicht^  insofern  die  gesammte  Masse  der  unter 
der  Herrschaft  der  privatrechtlichen  Grundsätze  entstandenen  Rechtsbeziehun- 
gen und  erworbenen  Berechtigungen  nicht  in  das  Gebiet  der  politischen 
Zuständigkeit  hineinreicht.  Beide  Richtungen  sind  nur  Consequenzen  der 
Anerkennung  der,  rechtlichen  Persönlichkeit  des  Individuum  und  ihrer  Frei- 
heit, aber  beide  nur  in  dem  Sinne,  dass  es  nicht  im  Rechte  des  Staates 
liegt,  die  snbjectiven  und  objectiven  Folgen  der  dem  individuellen  Rechte 
geltenden  privatrechtlichen  Grundsätze  (Regeln  und  Ausnahmen)  zu  beein- 
flussen: denn  die  Aenderung  dieser  privatrechtlichen  Grundsätze  selbst  steht 
allerdings  dem  Staate  zu.') 

§.  56. 

Die  Freiheit  der  rechtlichen  Persönlichkeit  des  Individuum  gilt 
als  ein  die  Staatsgewalt  und  ihr  Recht  begrenzendes  Prinzip.  Die  An- 
erkennung dieser  Seite  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuum  im  Staats- 
leben ist  noch  nicht  alten  Datums.  Allerlei  Hörigkeitsverhältnisse  von  einer 
eigentlichen  Leibeigenschaft  bis  zu  den  verschiedenen  Frohn-Dienstverhält- 
nissen  hielten  eine  grosse  Klasse  der  Staatsbevölkerung  noch  bis  in  dieses 
Jahrhundert  hinein  gefesselt  und  widersprachen  zum  eigensten  Nachtheil 
der  Entwicklung  und  Kräftigung  des  Staatslebens  dem  angeborenen  Rechte 
aller  Menschen  auf  das  Recht  der  vollen  Persönlichkeit.  Einige  und  na- 
mentlich die  älteren  deutschen  Verfassungsgesetze  haben  noch  ein  Verbot 
der  Wiedereinftihrung  der  Leibeigenschaft  fUr  angemessen  erachtet,')  oder 


»)  Vergl.  hierüber  unten  §.  77  ff. 

*)  Würtembergsche   Verfassungsarkunde  §.  25:    ,Die  Leibeigenschaft  bleibt  für 
immer  anfgehoben;"  ebenso  Grossherzoglich  Hessische  §.  25. 
Qrotefsnd,  SUatsrecht.  4 
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siebern  die  Aufhebung  dieser  und  anderer  Hörigkeitsverhältnisse/)  Die 
meisten  neueren  Constitutionen  baben  dagegen  nicbt  mebr  Anlass  gefunden; 
dieser  Fesseln  der  persönlicben  Freiheit  zu  erwähnen,  da  zur  Zeit  ihrer 
Entstehung  das  Prinzip  der  persönlichen  Freiheit  bereits  eine  gesicherte 
Herrschaft  über  das  Staatsleben  übte.. 

§.  57. 
In  dem  Begriffe  des  persönlichen  Hechtes  ist  auch  die  Freiheit  der 
Benutzung  der  privatrechtlich  zustehenden  persönlichen  Bechtsfllhigkeit  ent- 
halten. Der  Staat  hat  auch  diese  zu  respectiren  und  sich  von  Beschrän- 
kungen dieser  Seite  der  persönlichen  Freiheit  fem  zu  halten.  Ausdrücklich 
anerkannt  ist  dieses  in  der  verfassnngsgesetzlichen  Aufhebung  der  Strafe 
des  „btlrgerlichen  Todes^  d.  h.  eben  der  Vernichtung  aller  persönlichen 
Rechtsfähigkeit')  und  in  der  Freigebung  des  Eigenthums-Erwerbes  und  der 
Verfügung  über  das  Eigenthum.'*)  Gleichwohl  sind  Beschränkungen  dieser 
Rechtsfähigkeit  bezw.  der  Benutzung  derselben  nicht  ganz  ausgeschlossen, 
da  öffentliche  Rücksichten  auch  dieser  Sphäre  des  individuellen  Lebens  be- 
sondere Schranken  setzen.  So  findet  sich  der  Erwerb  von  Grundeigenthum 
in  der  s.  g.  todten  Hand  beschränkt,  um  die  Ansammlung  eines  bedeuten- 
deren werbenden  ^Vermögens  in  der  Etand  eines  von  wirthschaftlichen  In- 
teressen nicht  bestimmten  Subjectes  zu  verhindern.^)  Auch  haben  wohl 
Rücksichten  auf  die  besonderen  politischen  Verhältnisse  der  Personen  (Be- 
amten, Juden,  Mennoniten)  allgemeine  oder  bedingte  Verbote  des  Erwerbes 
von  Grundeigenthum  Seitens  dieser  Personen  hervorgerufen.*) 


*)  Baierische  Yerfassnngsarbinde  Tit.  IV.  §.6:  ,In  dem  Umfange  des  Reichs  kann 
keine  Leibeigenschaft  bestehen,  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  Edictes  vom 
3.  Angnst  1808;"  g.  7:  „Alle  imgemessenen  Frohnen  sollen  in  gemessene  umgeändert 
werden  und  auch  diese  ablösbar  sein;*  (Eurhessische  §.  25);  Grossherioglich 
Hessische  §.  25  und  §.  26:  „üngemessene  Frohnden  können  nie  Statt  finden  und  die 
gemessenen  sind  ablösbar;"  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  63 
(ausführlich);  Anhalt-Bernburgsches  Verfassungsgesetz  §.  47:«„Ein  ünterthänigkeits- 
und  HörigkeitsYerband  findet  nicht  Statt"  (Dieser  »Unterthänigkeitsyerband"  ist  selbst- 
verständlich nicht  mit  dem  „Unterthanenverhältniss"  zu  identificiren.)  Waldecksches 
Verfassungsgesetz  §.  35:  „Die  aus  dem  guts-  und  schutzherrlichen  Vorhände  fliessenden 
persönlichen  d.  h.  nicht  auf  dem  Grund  und  Boden  haftenden  Abgaben  und  Leistungen, 
sowie  alle  Gegenleistungen  und  Lasten,  welche  dem  Berechtigten  oblagen,  bleiben  ohne 
Entschädigung  aufgehoben;"  Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.6:  «Sklayerei 
und  Leibeigenschaft  finden  in  demselben  (Bremenschen  Staate)  keine  Anwendung."  —  VergL 
auch  Kaiserlich  Oestreichisches  Patent  vom  31.  December  1851,  bei  Zachariä 
Sammlung  S.  66. 

*)  Vergl  unten  §.101. 

»)  VergL  unten  §.  60. 

*)  Vergl  unten  §.  72  a.  B. 

*)  VergL  Ton  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  L  Abth.  2  §.  93. 
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§.  58. 

Das  Bubjectire  Recht  des  Individuum  — im  Unterschiede  von  den 
politischen  Beziehungen  desselben  sowie  von  dem  abstracten  Rechte,  welches 
den  Verkehr  der  Menschen  und  deren  Verhältnisse  beherrscht  —  oder  das 
„wohlerworbene  Recht",  wie  die  Doetrin  dieses  staatsfreie  Recht  des  Ein- 
zelnen nennt,  ist  das  besonders  erworbene  Recht  einer  bestimmten  Person, 
einer  physischen  oder  juristischen,  und  das  Bereich,  in  welchem  diese  Per- 
son im  Sinne  des  Privatrechts  auch  souverain  ist.')  In  dem  Bereiche  des 
Privatrechts  sind  die  Personen  —  dies  Wort  im  privatrechtlichen  Sinne 
verstanden  — ,  die  physischen  wie  die  fingirien,  zu  denen  unter  anderen 
auch  der  Staat  gehört,  altesammt  Pairs  und  können  nur  in  den  Wegen  und 
Formen  des  Privatrechts  ihre  rechtlichen  Beziehungen  ordnen  und  gegen 
einander  Rechte  gewinnen  und  Pflichten  erhalten.  Nur  die  Zustimmung 
und  der  Entschluss  des  Individuum  kann  dem  Staate  von  dessen  Recht 
verschaffen;  die -souveraine  Macht  des  Staates  vermag  dagegen  nicht  aus 
eigenem  und  selbständigem  Rechte  in  diese  Sphäre  des  individuellen  Rechts-* 
besitzes  hineinzudringen.  Bedarf  der  Staat  aus  Gründen  allgemeinerer  und 
darum  die  individuellen  Interessen  zurückdrängender  Nothwendigkeiten  von 
dem  privatrechtlich  begründeten  Rechte  der  Individuen,  so  ist  die  Erfüllung 
dieses  höheren  politischen  Bedürfnisses  durch  die  Entschädigung  des  ge- 
opferten Rechtes  der  Privatpersonen  bedingt.*)  Dass  die  deutschen  Staa- 
ten die  Heilighaltung  des  „wohlerworbenen  Rechtes"  aller  Individuen  be- 
sonders nachdrücklich  betonen  und  ihrerseits  geloben,  erklärt  sich  lediglich 
aas  geschichtlichen  Vorgängen  früherer  Zeiten,  eben  jener  Zeiten,  in  welchen 
der  Staat  im  Gefühle  einer  gewissen  Allmacht  auch  eine  Uebermacht  über 
alles  Recht  im  Staate  sich  usurpirte.') 

§.  59. 

Zu  diesem  „wohlerworbenen  Rechte",  dessen  Unverletzbarkeit  als  ein 


0  Nicht  selten  (vergl.  Zopfl,  Grundsätze  §.  432;  Blnntschli,  Allgemeines  Staats- 
recht Th.  I.  §.  494  fr.)  werden  die  s.  g.  wohlerworbenen  Eechte  bei  der  Darstellung  der 
gesetzgebenden  Qewalt  und  als  eine  Schranke  dieser  Grenze  erwähnt.  In  Wirklichkeit 
amgrenzen  indess  die  wohlerworbenen  Rechte  das  Becht  des  Staates  selbst  und  aUgemein. 
Sie  stehen  sogar  viel  absoluter  der  Regirung  als  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Staates 
entgegen,  vergL  unten  §.  79. 

*)  VergL  unten  §.  79  und  §.  248. 

*)  Der  Ausdruck  „wohlerworbene  Rechte"  findet  sich  auch  in  den  deutschen  Ver- 
Ussangageaetten,  indess  ist  nirgends  das  allgemeine  Prinzip  ihrer  Heilighaltung  ausge- 
sprochen. Wohl  aber  finden  sich  Consequenzen  dieses  Prinzipes  ausgesprochen,  aus  welchen 
die  allgemeine  Anerkennung  dieses  unmittelbar  zu  schliessen  ist,  so:  dass  jede  von  Seiten 
des  Staates  gegen  seine  Glaubiger  übernommene  Verbindlichkeit  unverletzlich  sei  (Ba- 
densches  Yerfassnngsgesetz  §.  22),  dass  der  Staat  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht 
geben  und  nehmen  wolle  (vergL  unten  §.  88)  und  namentlich  dass  das  Eigenthum  und 
die  Freiheit  darüber  sa  verfügen  gesichert  sei  (s.  unten  §.  60). 

4» 
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unverbrüchliches  Prinzip  über  dem  Staate  und  als  eine  sacrosancte  Schranke 
auch  seiner  Gewalt  gilt,  gehöi-t  aber  nur  dasjenige  thatsächliche  Becht^ 
welches  einer  bestimmten  Person,  einer  physischen  oder  juristischen,  aus 
einem  im  Rechte  anerkannten  Titel  zusteht/)  Es  ist  eben  das  Recht, 
welches  das  Privatrecht  dieser  bestimmten  Person  ist  und  sich  an  das  In- 
dividuum so  unmittelbar  und  eng  anschliesst,  dass  es  dem  Staate  gegen- 
über so  heilig  wie  diese  Person  selbst  erscheint.  Es  sind  also  keineswegs 
alle  rechtlichen  Beziehungen  des  Individuum  in  dem  Begriffe  seines  staats- 
freien Rechtes  enthalten.  Denn  ebenso  wie  zwischen  dem  Privatrecht  und 
dem  religiösen  Gewissensleben,  ebenso  ist  auch  zwischen  jenem  und  dem- 
jenigen Rechte,  welches  den  Menschen  als  das  politische  Wesen,  eben  als 
ein  Glied  des  im  Staate  sich  darstellenden  Volkes  ergreift,  ein  wesent- 
licher und  objectiver  Unterschied.  Es  ist  aber  nur  die  Sphäre  des  „Privat- 
rechts", in  welcher  der  Einzelne  dem  Staate  als  selbstberechtigtes  Wesen 
gegenübersteht,  und  nur  wirkliches,  nicht  etwa  schon  das  nur  mögliche 
Recht  gehört  zu  diesem  staatsfreien  Rechte.  Das  Recht  muss  subjectiv 
und  objectiv  ein  bestimmtes  sein.') 

§.  60.  •  . 
Speciell  wird  von  den  deutschen  Staaten  die  Freiheit  des  Eigenthums 
d.  h.  nicht  nur  des  Besitzes  desselben,  sondern  auch  der  Verfügung  über 
dasselbe  anerkannt,  und  zwar  sowohl  das  der  Privatpersonen  als  das  der 
juristischen  Personen,  namentlich  das  der  Kirchen,  der  Stiftungen  und  der 
Gemeinden.^)     Zu   dem    „wohlerworbenen   Rechte",    welches   dem  Staate 

*)  Vergl.  Würtembergsches  Verfaflsungsgesetz  §.  95:  „Keinem  Bärger,  der  sich 
durch  einen  Act  der  Staatsgewalt  in  seinem  auf  einem  besonderen  Titel 
beruhenden  Privatrechte  verletzt  glaubt,  kann  der  Weg  zum  Richter  verschlossen 
werden;"  Schaumburg-Lippescher  Landesvergleich  vom  3.  Dezember  1791  §.  1: 
„ —  Sicherheit  und  Erhaltung  bei  ihren  Rechten  etc.  —  — ,  wie  dieselben  solche 
rechtlich  erworben  und  hergebracht  haben."  Der  Mecklenburgische  Erb- 
vevgleich  vom  18.  April  1755  §.  199  garantirt  die  „habenden  Privilegien,  Revel-salen, 
Gerechtigkeiten  und  Verträge." 

*)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11.  §,  150:  „Als  ein  wohlerworbenes  Recht, 
jus  quaesitum  (jus  singulorum),  ist  jedes  Recht  zu  betrachten,  welches  als  ein  durch 
einen  gültigen  besonderen  Rechtstitel  begründeter,  gegenwärtiger  Be- 
standtheil  der  Privat-Bechtssphäre  einer  bestimmten  Person  betrachtet 
werden  muss.^ 

^)  VergL  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  9  (vergL  dazu  von  Rönne,  Preussi- 
sches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  §.  94);  Baiersche  Tit.  IV.  §.  8,  9,  10;  Sächsische 
§.  27;  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  28,  75);  Würtembergsche  Ver- 
fassungsurkunde §.  24,  30;  Badensche  §.  13,  14,  20,  21;  (Eurhessische  von  ISdl 
§.  31,  32,  138);  Grossherzoglich  Hessische  §.  23,  27,  46;  LuxemburßiBche  von 
1856  Art.  16;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  16;  Altenburgsches  §.53*  ff.;  Co- 
burg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.49  ff.;  Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  32  ff.  und  §.  216  und  217;  (Nassausches  Patent  vom  1.  September  1814 
i.  £.);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  60  ff.;  Anhalt-Bernburg- 
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gegenüber  unverletzlich  ist,  gehört  auch  dieser  Bestandtheil  des  Privat- 
rechts einer  Person  ganz  selbstverständlich,  da  das  Eigenthum  gerade  der 
Kern  der  Vermögensrechte  und  diese  die  wesentlichsten  Vortheile  des 
privatrechtlichen  Verkehrs  der  Individuen  sind.  Wenn  also  Verfassungs- 
gesetze dag  Eigenthum  der  Unterthanen  ganz  besonders  als  ein  Bereich  des 
der  politischen  Gewalt  entzogenen  individuellen  Lebens  garantiren,  so  er- 
klärt auch  dieses  sich  nur  aus  der  geschichtlichen  Thatsache,  dass  die 
Staatsgewalten  in  früheren  Zeiten  sich  unter  dem  Scheine  eines  allgemeinen 
Obereigenthums  des  Vermögens  der  Unterthanen  —  des  der  jüdischen  gar 
nicht  zu  gedenken  —  nicht  selten  bemächtigten  und  unter  dem  Vorwande 
des  staatlichen  Bedürfnisses  Recht  und  Besitz  der  einer  solchen  Gewalt 
gegenüber  Hülflosen  gefährdeten.  Andererseits  aber  gewinnt  die  ausdrück- 
liche Garantinmg  der  Freiheit  des  Eigenthums  auch  noch  eine  andere  Be- 
deutung, insofern  dieselbe  das  Prinzip  der  Frage  gegenüber  ist:  ob  und 
wie  der  Staat  aus  politischen  Gründen  diese  Schranke  seiner  Macht  tiber- 
schreiten und  auch  von  dem  wohlerworbenen  Eigenthum  der  Unterthanen 
zu  Staatszwecken  beanspruchen  darf.*)  Wenn  dann  einige  Verfassungen 
nicht  nur  die  Freiheit  des  Eigenthums,  sondern  auch  die  der  Verfügung 
über  dasselbe  und  überhaupt  des  Vermögensverkehrs  sichern,*)  so  erklärt 
sich  auch  dieses  nur  aus  den  geschichtlichen  Vorgängen,  welche  dem 
Eigenthümer  und  dem  Besitzenden  mancherlei  Beschränkungen  in  dieser  Hin- 
sicht auferlegt  hatten.^ 


schea  Verfessiingageaetz  §.  41  ff.;  Schwarzburg-Sondershausensches  §.  38  ff.;  Re- 
Tidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  9,  24  (vergL  jetzt  aber  das  Abänderungs- 
gesetz vom  10.  Juni  1856  §.  30  und  49);  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  34  ff.; 
Liechtensteinsches  §.  14;  Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.  19  Absatz  1. 

•)  VergL  unten  §.  248. 

*)  VergL  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  27:  ^ Die  Freiheit  der  Personen  und  die 
Gebahrung  mit  dem  Bigenthume  sind  keiner  Beschränkung  unterworfen,  als  welche  Ge- 
setz und  Recht  vorschreiben;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  56:  „Jeder  Landes- 
unterthan  kann,  sobald  er  volljährig  ist  und  nicht  unter  Vennögensvormundschaft  steht, 
den  Gesetzen  gemäss,  frei  über  sein  Vermögen  verfügen.  Insbesondere  ist  die 
Uebertragung  des  Grundeigenthums  an  Ausländer  unbeschränkt,  ohne  jedoch  für  die  Per- 
son des  Erwerbers  ein  Recht  zur  Aufnahme  als  Landesunterthan  zu  erwirken." 

^  VergL  die  Grundrechte  Art.  IX.:  „Jeder  Grundeigenthümer  kann  seinen  Grund- 
besitz unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  ganz  oder  theilweise  veräussem.  Den  Einzel- 
staaten  bleibt  überlassen,  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Theübarkeit  alles  Grund- 
eigenthums durch  Uebergangsgesetze  zu  vermitteln."  Hier  sind  auch  die  mannichfachen 
Ablösungs-Gesetze  der  deutschen  Staaten  zu  erwähnen.  Sie  haben  es  zunächst  mit 
privatrechtlichen  Verhältnissen  zu  thun,  allein  sie  haben  auch  eine  politische  Bedeutung, 
indem  sie  in  einem  logischen  Zusammenhange  mit  dem  politischen  Prinzipe  der  persön- 
lichen Freiheit  stehen.  Deshalb  haben  auch  mehre  deutsche  Verfassungsurkunden  die 
Ablösbarkeit  der  Reallasten  namentlich  garantirt.  VergL  z.  B.  Bremensches  Ver- 
fassungsgesetz von  18Ö4  §.  19  Abs.  4:  „Alle  gutsherrlichen  und  ähnlichen  Grundlasten 
und  Crefalle  sind  ablösbar  nach  näherer  Bestimmung  des  Gesetzes." 
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B.    Das  Haus. 

§.  W. 
Das  Hans  als  die  Stätte  nnd  als  der  Mittelpunkt  des  individaellen 
Lebens  der  Menschen  ist  ebenfalls  ein  Gebiet,  an  welchem  die  Zuständigkeit 
der  Staatsgewalt  eine  Grenze  findet^)  An  der  Pforte  der  Wohnung  endet 
die  Oeffentlichkeit  des  Lebens  und  die  Macht  der  öffentlichen  Gewalt  Das 
ist  ein  echtes  Prinzip  des  germanischen  Lebens,  das  schon  in  den  ältesten 
Rechtszeugnissen  unumwundene  Anerkennung  gefunden.')  Aber  die  Unsitte 
späterer  Jahrhunderte  vergass  diesen  Grundsatz  nur  allzu  oft.  Noch  vor 
wenigen  Decennien  achteten  die  deutschen  Staaten  und  ihre  Organe  die 
Heiligkeit  des  Hauses  nicht,  drangen  durch  die  yerscblossene  Thttr 
dieses  Asyls  der  individuellen  Freiheit  mit  der  physischen  Uebermacht 
ihrer  Mittel  und  durchsuchten  das  Haus  in  willkttrlichster  Weise.  Die 
Leidenschaftlichkeit  der  Verfolgung  verdächtiger  Personen  oder  Sachen 
Überwand  leicht  die  Scheu,  welche  sonst  das  häusliche  Leben  und  sein 
Friede  erwecken  müssen.  Erst  die  neueren  deutschen  Constitutionen  sichern 
die  Unverletzlichkeit  der  Wohnung  und  gestatten  der  öffentlichen  Gewalt, 
namentlich  d$r  verfolgenden  Polizeigewalt,  das  Betreten  und  Durchsuchen 
der  Wohnung  auch  des  verdächtigsten  Individuum  nur  unter  formellen  und 
materiellen  Voraussetzungen,  welche  diese  Ausnahme  von  jener  Regel  in 
den  Grenzen  der  Noth wendigkeit  halten.^ 


■)  £.  Osenbrüggen,  Der  Haasfrieden,  Erlangen  1857. 

*)  Yergl.  die  Nachweise  bei  Blnntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Tb.  11.  S.  504  ff. 
Sehr  richtig  bemerkt  Held,  System  Tb.  n.  S.  574  Note  3,  dass  der  Hansfriede  des 
älteren  germanischen  Bechts  die  Blatsfremidschaft  nnd  das  Gastrecht  znm  inneren  MotiT 
gehabt  habe,  während  die  Gegenwart  das  Eajis  als  solches  als  eine  Freistatt  für  Jeder- 
mann achtet. 

^)  Preussische  Verfassungsnrlnmde  Art.  6:  „Die  Wohnung  ist  nnverletzlich.    Das 

Eindringen  in  dieselbe  und  Hanssnchnngen sind  nur  in  den  gesetzlich  bestimmten 

Fällen  nnd  Formen  gestattet*  (vergl.  dazu  das  Gesetz  vom  12.  Februar  1840  §§.  7  ff.  nnd 
Yon  Bönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  S.  25.  ff.;)  Luxemburgs  che  Ton 
1856  Art.  15;  (Kurhessische  von  1831  §.  117);  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz §.  32;  Oldenburgsches  Art.  40;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungs- 
gesetz  §.  6;  Beuss  j.  L.  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  40;  Waldecksches  Verfassungs- 
gesetz §.  29;  (Hessen-Homburgsches  Gesetz,  die  individuellen  Personenrechte  be- 
treffend, vom  20.  April  1852  Art.  3  und  5);  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz 
§.12;  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  10.  —  Wo  besondere  Strafprozessordnungen 
existiren,  pflegen  diese  zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  und  des  Hausrechts  aus- 
führliche Bestimmungen  zu  enthalten.  Das  Prinzip  der  ünverletzlichkeit  der  Wohnung 
sprachen  auch  die  Grundrechte  mit  der  denselben  eigenen  Praecision  aus.  VergL  Art  IDL : 
„Die  Wohnung  ist  unverletzlich.  Eine  Haussuchung  ist  nur  zulässig:  1)  in  Kraft  eines 
richterlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehls,  welcher  sofort  innerhalb  der  nächsten 
24  Stunden  dem  Betheiligten  zugestellt  werde  i  soll;  2)  im  Falle  der  Verfolgung  auf 
frischer  That  durch  die  gesetzlich  berechtigten  Beamten;  3)  in  den  Fällen  und  Formen, 
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C.    Die  Fatnilie. 

.  §.  62. 
Die  Familie  als  das  auf  der  innigsten  und  völligsten  Lebensgemein- 
schaft des  Blates  rahende  Verhältniss  zwischen  Mann  und  Weib;  Eltern 
und  Kindern  nnd  Geschwistern  nmschliesst  die  menschlichen  Individuen  zu 
EiDigimgeny  welche  von  einem  selbständigen,  in  der  Staatsidee  nicht  auf- 
gdienden  noch  dieselbe  in  sich  schliessenden  Prinzipe  getragen  werden. 
Den  Altar  des  Vaterlandes  umstehen  die  Herde  des  häuslichen  Lebens. 
Die  Familie  ist  zwar  der  Ursprung  der  Menschheit  und  scfknit  die  Voraus- 
seteuog  aller  Verhältnisse  und  Zustände,  welche  an  den  Menschen  zur 
Er8che»iung  kommen,  also  auch  der  völkerschaftlichen  und  folgeweise  der 
staatliehen  Einigung  der  Menschen:  aber,  nachdem  der  Staat  zu  einem 
lebensToUen  Dasein  sich  entwickelt  hat,  grenzt  die  Sphäre  des  Staatslebens 
gegen  die  der  Familie  bestimmt  ab,  und  diese  Schranke  bleibt  ungeachtet 
der  innigen  Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  Familie.  Das 
Leben  des  Staates  zieht  aber  einen  so  viel  weiteren  Kreis  um  die  Individuen, 
dass  die  Familienbeziehungen  seiner  Menschen  als  die  Angelegenheiten  des 
Einzelnen  erscheinen  und  vor  den  allgemeineren  des  Staatslebens  sich 
gleichsam  schttchtem  zurückziehen.  Das  Bereich  der  Familie  ist  eben  die 
Erziehung  des  Menschen.  Wohl  bildet  das  öffentliche  Leben  sichtbar  an 
dem  Charakter  des  Menschen^  Gerechtigkeit,  Selbstverleugnung,  Opfer- 
willigkeit von  ihm  fordernd,  wohl  mag  der  Staat  eine  Bildungsstätte  der 
Menschheit  zu  nennen  sein :  dennoch  kann  er  die  pflegende  und  erziehende 
Arbeit  der  Vater-  und  Mutterliebe,  den  in  verborgenster  Stille  waltenden 
Segen  des  geschwisterlichen  Zusammenlebens  nicht  ersetzen,  nnd  so  oft  die 
politische  Verblendung  gross  genug  war,  dem  Staate  das  Heiligthum  der 
Familie  Preis  zu  geben,  war  es  nur  ein  unheilvoller  Hohn  wider  das 
Göttliche  im  Menschen,  nur  eine  jämmerliche  Garricatur  politischer  Ver- 
messenheit. Gleichwohl  ist  es  schwer,  die  Qrenze,  welche  die  Familie  der 
Staatsgewalt  setzt,  bestimmt  zu  bezeichnen.  Denn  ist  es  auch  nicht  zweifel- 
haft, dass  eben  die  physische  und  geistig-sittliche  Erziehung  des  Menschen 
das  JSägentlichste  der  Familie  ist'):    so  muss  doch  der  Staat  mit  seinen 


in  welchen  das  Gesetz  ansnahmsweise  bestimmten  Beamten  auch  ohne  richterlichen  Befehl 
dieselbe  gestattet.  Die  Hanssnchmig  mnss  wenn  thunlich  mit  Zuziehimg  der  Hausgenossen 
erfolgen.  Die  ünverletslichkeit  der  Wohnung  ist  kein  Hindemiss  der  Verhaftung  eines 
g«richtUch  Yerfolgten.** 

')  VergL  eine  HannoTersche  Verordnung  vom  31.  Juli  1826;  §.  1:  „Dem  Ehemanne, 
Als  dem  Haupte  der  ehelichen  Gesellschaft,  soll  die  uneingeschränkte  Befugniss  verhleihen, 
l)loB  nach  eigener  üeherzeugung  zu  hestimmen,  in  welchem  Glauhenshekenntnisse  seine 
eidlichen  Kinder  zu  erziehen  sind,  und  Niemand  soll  das  Becht  hahen,  in  diese 
Familien-  und  £rziehungs-Angelegenheit  auf  irgend  eine  Weise  sich  zu 
mischen." 
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Schulen  nnmittelbar  und  schon  früh  auch  in  dicBen  Beruf  der  Familie 
eingreifen»  Dies  ist  indess  nicht  ein  Conflict  zwischen  dem  Staate  und  der 
Familie^  auch  nicht  eine  Ausnahme  von  der  Selbständigkeit  des  einen  und 
der  anderen.  Denn  der  Staat  nimmt  der  Familie  keinen  Theil  ihres 
eigensten  Berufes^  sondern  er  unterstützt  sie  nur  und  hilft  da  weiter ,  wo 
die  Kraft  der  Familie  nicht  mehr  ausreicht.  Immer  ist  diese  es,  welche 
den  göttlichen  Funken  im  Menschen  hüten  und  pflegen  muss,  und  den 
Theil  der  Menschenerziehung,  welcher  die  Lebenssphäre  der  Familie  erftllüt, 
kann  und  darf  der  Staat  nicht  ersetzen^  obwohl  die  Wirksamkeit  der 
Erziehungsanstalten,  in  welche  er  seiner  Zeit  den  heranreifenden  Knaben 
und  Jüngling  aufnimmt,  dem  menschlichen  Auge  sichtbarer  entgegentritt; 
als  der  dennoch  unvergleichlich  höhere  Segen  der  Vater-  und  Mutterliebe 
und  ihrer  opferwilligen  Treue.*) 

D.    Die  Gesellschaft. 

§.  63. 

Diejenigen  Interessen,  welche  die  Bewohner  des  Staates  zu  den 
Gliederungen  der  „Gesellschaft^  vereinigen,  umschliessen  ebenfalls  ein 
Gebiet,  an  welchem  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  eine  Grenze  findet. 
Die  Staatsgewalt  trägt  in  ihrem  Wesen  keinen  Trieb  und  keinen  Beruf, 
an  den  industriellen  und  intellectaellen  Bestrebungen  der  Menschen  Theil 
zu  nehmen.  Diese  sind  so  selbständiger  Art,  dass  sie  nicht  einmal  das 
räumliche  Gebiet  des  Staates  respectiren,  sondern  ihre  innere  Natur  in 
freien  Gestaltungen  zur  Geltung  bringen.')  Zwar  sieht  der  Staat  diesem 
gesellschaftlichen  Treiben  nicht  müssig  und  gleichgtlltig  zu,  da,  wie  das 
gesammte  menschliche  Leben  sein  eigenstes  Wesen  von  allen  Seiten 
berührt,  auch  die  Bestrebungen  und  Erfolge  der  Gesellschaft  einen  mehr 
oder  weniger  starken  und  ^  unmittelbaren  Einfluss  auf  die  Verwirklichung 
der  Staatsidee  üben:  allein  der  Staat  bekümmert  sich  immer  nur  um  die 
Gesellschaft  als  ein  eigenbeständiges,  in  ihm 'selbst  nicht  aufgehendes  Wesen 
und  sucht  nur  die  richtige  Harmonie  zwischen  sich  und  ihr  herzustellen 
oder  auch  der  Gesellschaft  mit  seinen  Mitteln  zu  Hülfe  zu  kommen,  wenn 
ihre  eigenen  nicht  ausreichen,  die  Ftllle  ihrer  eigenen  Bestimmung,  ihr 
eigenes  Leben  ganz  zu  entfalten.^ 

§.  64. 

Das  Wesen  der  Gesellschaft  gestattet  nicht,  dass  die  Grenze  der 
Staatsgewalt  ihr  gegenüber  durch  ein  allgemeines  Prinzip  bezeichnet  werden 


')  Hinsichtlicli  der  positiv-rechtüchen  Beziehungen  des  Staates  zu  der  Familie  s.  unten 
§.  U3. 

*)  YergL  Altenburgsches  Grandgesetz  §.  57:  „Der  Landesnnterthan  kann  auch 
femer  im  Aaslande  Besitzungen  haben  und  erwerben;*  kHngt  etwas  naiv. 

3)  S.  die  Darstellung  unten  §.  154  ff. 
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konnte.  Denn  die  Gtosellschaft  ist  nicht  ein  in  bestimmter  körperlicher 
Form  sich  darstellender  Begriff,  etwa  wie  die  Eiiefae,  sondern  ihr  Wesen 
liegt  in  Interessen,  welche  den  festen  Organismus  eines  persönlichen  Wesens 
nicht  dniden,  denn  der  Begriff  der  Oesellschaft  nmfasst  alle  Beziehungen 
der  Menschen,  wdche  diese  ausserhalb  des  Staates  und  ausserhalb  der 
Kirche ,  also  auf  den  Gebieten  irdischer  aber  nicht  politischer  Interessen 
nmschSessen.  Diese  Interessen  und  Beziehungen  sind  der  mannichfachsten 
Art  und  so  wandelbar  und  wechselnd,  wie  das  Leben  der  Menschen  und 
die  Entwieklong  der  Kultur  derselben  selbst.  Wenn  also  die  Grenzen 
zwischen  dem  Rechte  des  Staates  und  der  Freiheit  der  Gesellschaft  concreter 
nachgewiesen  werden  sollen,  so  kann  dieses  nur  durch  Aufweisung  der 
besonderen  Prinzipien,  welche  den  emzeben  und  in  sich  so  verschiedenen 
Richtungen  des  gesellschaftlichen  Lebens  gelten,  geschehen.  Es  lässt  sich 
ein  aUgemeines  Prinzip  nur  so  fassen,  dass  der  Staat  die  Selbständigkeit  der 
Entwicklung  der  Menschen  auch  auf  den  Gebieten  des  gesellschaftlichen 
Lebens  anzuerkennen  und  sich  einer  jeden  hindernden  Beeinflussung  der- 
selben zu  enthalten  habe*  Der  jeweilige  Stand  der  allgemeinen  Kultur 
moss  dann  im  Einzelnen  bestimmen,  wie  weit  die  Grenze  der  Staatsgewalt 
und  ihres  Rechtes  vor-  und  zurückgeschoben,  oder  wo  die  Staatsfreiheit 
der  Gesellsehaft  beginnen  muss.  Die  deutschen  Staaten  haben  deshalb 
aach  nur  die  Beziehungen  'ihres  Berufes  zu  einzelnen  Interessen  des  gesell- 
sehaftlichen  Lebens  rechtlich  gestaltet  und  nur  in  diesen  Richtungen  die 
Freiheit  der  Gesellschaft  und  die  Selbständigkeit  ihrer  Interessen  anerkannt. 

§.  65. 
Ein  jeder  Mensch  im  Staate  hat  das  Recht,  sich  seinen  Lebens - 
bernf  selbst  zu  wählen  und  sich  zu  demselben  auszubilden,  wo  und  wie 
es  ihm  beliebt.  Dieses  Zugeständniss  der  Verfassungsgesetze  erklärt  sich 
aas  den  entgegenstehenden  Grundsätzen  und  Anschauungen  früherer  Zeiten. 
Mancher  Beruf  ward  als  ein  Vorrecht  der  Geburt  den  in  anderen  Standes- 
nnd  Lebensyerhäitnissen  Geborenen  von  vornherein  verschlossen,  und  manche 
Fonetionen  im  öffentlichen  Leben  waren  das  vererbliche  Eigenthum  bestimmter 
Familien.  Dem  entgegen  sprachen  die  Staaten  jenes  Anerkenntniss  der 
Bemfsfreiheit  des  Eiuzelnen  aus.  Wenn  sie  daneben  Bedingungen  setzten, 
welche  von  dem  Einzelnen  erftlUt  sein  müssen,  ehe  ihm  der  thatsächliche 
Eintritt  in  einen  bestimmten  Bernfskreis  gestattet  ist,  so  liegt  darin  im 
Allgemeinen  weder  eine  Verletzung  noch  eine  Ausnahme  jenes  Prinzipes, 
sondern  nur  eine  Beschränkung  desselben  auf  seine  eigentliche  Bedeutung. 
Denn  das  Individuum  kann  sich  nicht  aus  seiner  staatlichen  Verbindung 
lösen  und  eine  jede  Freiheit  desselben  findet  immer  wieder  eine  Schranke 
an  der  politischen  Natur  des  Einzelnen.  Der  Staat  hat  als  die  Vereinigung 
der  Individuen  zu  einem  Wesen  mit  eigener  Lebenskraft  und  Lebens- 
bestimmung  auch  daftlr  zu  sorgen,  dass  Niemand  diese  Einheit  durch  die 
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Emancipation  seines  Ichs  verletze,  and  der  Einzelne  schuldet  dem  Staate 
einen  Theil  seines  Daseins,  so  dass  er  zur  Lösung  dieser  Schuld  aneh 
einen  Theil  seiner  individuellen  Freiheit  opfern  mnss.') 

§.  66. 
Nur  eine  spezielle  Anwendung  des  allgemeinen  Prinzipes  der  Bemfs- 
fireiheit  ist  die  Freigebung  des  gewerblichen  Gebietes.  Die  ^entaohen 
Staaten  haben  aber  in  dieser  Hinsicht  nach  sehr  verschiedenen  Prinzipien 
gehandelt.  Während  einige  noch  immer  einzelne  Erwerbszweige  als  ein 
Monopol  des  Staates  dem  industriellen  Leben  der  Unterthanen  ganz  entziehen, 
tiberlassen  andere  den  gesammten  Gewerbebetrieb  der  freien  Coneurrenz 
der  Individuen.')  Dazwischen  stufen  sich  die  Grundsätze  mannichfaeh  ab 
und  neben  den  Beschränkungen  des  Zunftwesens  dehnt  sich  hier  und  dort 
ein  mehr  oder  weniger  weites  Netz  der  staatlichen  Concessionen.  Die 
Ansichten  über  die  Räthlichkeit  der  völligen  Freigebung  der  gewerblichen 
Betriebe  aus  der  Obhut  der  Staatsgewalt  sind  selbst  in  der  Theorie  noch 
so  verschieden,  dass  eine  allgemeine  Anerkennung  nur  eines  Grundsatzes, 
sei  es  des  der  Gewerbefreiheit  oder  des  der  Goncessionstheorie,  noch  nicht 
zu  erreichen  gewesen  ist.  Gleichwohl  ist  fast  tiberall  so  viel  wahrzunehmen, 
dass  die  Freiheit  des  Gewerbebetriebes  als  die  Regel,  ihre  Beschränkungen 
nur  als  Ausnahmen  anerkannt  werden.^)  Mit  besonderem  Nachdrucke 
verbieten  einige  Verfassungsgesetze  namentlich  die  Verleihung  ausschliess- 
licher oder  vererblicher  Handels-  oder  Gewerbeprivilegien.  ^)   Der  Staat  hat 


0  Säcbsisches  Verfassungsgesetz  §.  28:  „Jeder  ist  daher  berechtigt,  seinen  Beruf 
und  sein  Gewerbe  nach  eigener  Neigung  zu  wählen  und  sich  dazu  im  In-  und  Auslande 
auszubilden,  soweit  nicht  hierbei  ausdrückliche  Gesetze  oder  Privatrechte  beschränkend 
entgegenstehen;"  Würtembergsches  §.29:  „Jeder  hat  das  Recht,  seinen  Stand  und  sein 
Gewerbe  nach  eigener  Neigung  zu  wählen  und  sich  dazu  im  In-  und  Auslande  auszubilden, 
mithin  auch  auswärtige  Bildungsanstalten  in  Gemässheit  der  gesetzlichen  Vorschriften  zu 
besuchen;"  (Eurhessisches  von  1831  §.  27);  Grossherzoglich  Hessisches  §.  36; 
Altenburgsche§  Grundgesetz  §.  62,  63;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 
§.  34;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  56  §.  1:  „Die  Freiheit  des 
Gewerbes  und  sonstigen  Nahrungsbetriebes  darf  nur  gesetzlich  und  nur  insoweit  beschränkt 
werden,  als  es  vom  Gemeinwohl  erfordert  wird;"  §.  2:  „Beschränkungen  der  Gewerbe  und 
gewerblichen  Anlagen  von  Seiten  des  Staates  auf  Grund  eines  beanspruchten  Regals  finden 
nicht  Statt;"  §.  3:  „Die  jetzt  gesetzlich  bestehenden  Beschränkungen  bleiben  bis  zu 
ihrer  Aufhebung  in  Kraft."  Die  Berufsfreiheit  anerkannten  auch  die  Verfassungsgesetze 
von  Anhalt-Bernburg  §.  17,  Schwarzburg-Sondershausen  §.  31,  Reuss  j.  L. 
§  17,  indess  hat  die  spätere  Legislation  dieser  Staaten  auch  diese  Paragraphen  beseitigt. 

')  Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.  11:  „D^  Betreibung  jedes  Gewerbes 
ist  frei,  soweit  nicht  gesetzliche  Anordnungen  entgegenstehen." 

')  Vergl.  z.  B.  unter  den  Gesetzen,  welche  von  dem  Prinzipe  der  Gewerbefreiheit 
nicht  ausgegangen.  Hannoversche  Gewerbe-Ordnung  §.  45:  „Gewerbe,  welche  weder 
durch  vorstehende  Bestimmungen  (§.  38  ff.),  noch  durch  sonstige  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  an  Concessionen  geknüpft  sind,  bedürfen  solcher  ferner  nicht" 

^  Die  betreffenden  Bestimmungen  deutscher  Verfassungsgesetze  s.  unten  §.  163, 166  ff. 


—    69    — 

%ha  jedeD&Us  dafiUr  zo  sorgen,  dass  das  Qewerbewesen  seiiien  Zwedk 
erftllt  nnd  Dicht  etwa  nach  LosUsong  von  aller  staatlichen  Aaftioht  nnd 
Einwirkuig  in  das  Elend  einer  gewerblichen  Anarchie  Tcrfilllt  Wie  daher 
der  Staat  der  gewerblichen  Entwicklung  alle  Freiheit  nnd  Fl^rd^mng  zn 
gewJihreB  hat,  so  ist  es  auch  sein  Beruf,  diejenigen  Massnahmen  nnd 
Anstalten  einzurichten,  welche  die  Lösung  der  gewerblichen  Aufgabe  sichern.') 

§.  67. 
Die  Anerkennung  der  Erwerbs-  und  namentlich  der  gewerblichen 
Frriheit  involvirt  auch  die  Anerkennung  der  Wohnfreiheit  (Freizügig- 
keit)*) als  einer  wesentlichen  Voraussetzung  der  Ausübung  jener  Freiheit.*) 
ludess  nur  sehr  vereinzelt  hatten  die  deutschen  Oesetzgebungen  das  Prinzip 
der  8.  g.  Freizügigkeit  sanctionirt/)  und  dieses  wieder  in  manchen  Hin- 
sichten eingeschränkt  und  mehr  oder  weniger  bedingt.  Die  sociale  Seite 
der  Wohnreehtsfrage  ist  das  Verbiltniss,  in  welchem  dieses  Recht  zu  dem 
Reefat  des  gewerblichen  Betriebes  —  diesen  in  der  weitesten  Bedeutung 
des  Wortes  vorstanden  —  steht  Ausserdem  hat  dieselbe  aber  auch  eine 
politische  Seite,  insofern  es  sich  um  die  Aufnahme  in  den  Staat  oder  in 
eine  Loealgemeinde  handelt.  Die  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten  hat 
in  beiden  Hinsichten  noch  keine  feste. Gestalt  angenommen.  Es  blieb  eben 
noch  eine  offene  Frage,  in  welchem  Masse,  ob  ganz  und  unbedingt  oder 
ob  theilweise  und  bedingt  die  Freiheit  der  Niederlassung  zum  gewerblichen 
Betriebe  d<em  Individuum  eingeräumt  werden  solle»  Zuerst  kannte  nur  das 
unke  Bheinufer  die  volle  Freizügigkeit.  In  den  übrigen  Territorien  der 
dentschen  Staaten  waren  dagegen  Prinzipien  in  Geltung,  welche  sich  zwischen 
der  volligen  Freigebnng  der  örtlichen  Gewerbefreiheit  und  der  Bedingung 


UebTigem  h*ben  mehre  dentscfae  Staaten  diese  Frage  in  dem  besonderen  Gewerbe-  nnd 
melit  im  Yer&ssnngBgesetie  entschieden,  so  i.  B.  Prenssen,  Sachsen,  (Hannover), 
Baden  n.  A.  Besonders  ansf&hrlich  ist  die  Bestimmung  des  Altenburgschen  Gnmd- 
gesetzes  §.  58:  «Jeder  altenbargsche  Landesnnterthan ,  der  zugleich  Inländer  ist,  hat  die 
freie  Erwerbsbefugniss,  oder  das  Recht,  seine  körperlichen  nnd  geistigen  Kräfte  zur 
Erlangimg  seines  Fortkommens  so  zn  verwenden,  dass  er  die  bestehenden  Gesetze  und 
Polixeiverordnnngen,  ingleichen  die  Privatgerechtsame  Anderer  dabei  genau  beachtet 
ImbescMidere  setzt  die  Betreibung  zünftiger  Gewerbe  deren  genügende  Erlernung  nnd  die 
Befolgong  der  Innungsvorschriften  voraus.* 

0  Sehr  richtig  Bluntachli,  Allgemeines  Staatsrecht  Tb.  11.  S.  493.  Vergl.  unten 
§.  154  ff:  und  163  fll 

*)  Hit  der  .Wohnfreiheit*  verwandt  ist  die  « Auswanderungsfreiheit*.  Von  dieser 
wird  aber  passend  bei  der  DarsteUungr  des  Unterthanenrechtes  (Verlust  desselben)  die 
Rede  sein. 

*)  Blnntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  ü.  ß,  488  spricht  von  dem  Bechte  des 
freien  Zuges  unter  der  Bnbrik  .der  freie  Gebrauch  des  Körpers.* 

^)  So  gut  wie  Nichts  gewährleistete  die  (Bnndesacte  Art  18,  b.)  in  derBefbgniss 
der  ünterthanen  .des  freien  Wegziehens  aus  einem  deutschen  Bundesstaate  in  den  andern, 
der  erweislich  sie  zu  Ünterthanen  annehmen  wilL* 
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derselben  durch  Wohn-  und  Bürgerrecht  halten.')  Erst  der  Norddeutsche 
Bund  hat  die  Freizügigkeit  zu  einem  Grundprinzipe  seines  inneren  Lebens 
erhoben  und  die  Bestimmungen  dartlber  seiner  Gesetzgebung  vorbehalten.') 
Aber  selbst  die  freisinnigste  Gesetzgebung  kann  das  Recht  des  freien  Zuges 
nicht  zu  einer  ungebundenen  Willkür  machen,  weil  die  Niederlassung  in 
einem  Orte  stets  Beziehungen  zu  diesem  und  eventuell  Verpflichtungen 
einer  Gemeinde  begründet ,  also  auch  eine  Anhörung  und  Zustimmung 
dieser  zu  der  Niederlassung  billig  erscheint.  Als  ein  allgemeines  Prinzip 
gilt  in  allen  deutschen  Staaten  das  Recht  der  UnterthaneU;  Grnndeigenthum 
ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen,  zu  erwerben  und  zu  besitzen, 
ohne  deshalb  in  dem  fremden  Staate  mehren  Abgaben  und  Lasten  unter- 
werfen  zu  sein,  als  dessen  eigene  Unterthanen.^)  * 

§.  68. 
Der  Mensch  ist  auf  das  Verkehren  mit  seines  Gleichen  angewiesen. 
Erst  das  Zusammenleben  bildet  den  Einzelnen  und  gibt  der  individuellen 
Kraft  eine  gemeinsame  Nützlichkeit  und  erst  die  gleiche  Bestrebung  Vieler 
erfüllt  die  Aufgabe  der  Menschheit.  Die  Verbindungen,  welche  die  gleiche 
Thätigkeit,  die  gleiche  Gesinnung  und  das  gleiche  Streben  unter  den 
Menschen  schliessen^  sind  die  natürlichen  Erscheinungen,  welche  aus  jenem 
geselligen  Triebe  der  Mensehen  hervorgehen.  Eben  deshalb  ist  die  Befugniss 
des  Qienschlichen  Individuum,  sich  mit  Anderen  zu  dieser  oder  jener  Lebens- 
aufgabe zu  vereinigen,  nur  eine  selbstverständliche  Consequenz  seiner 
natürlichen  Ausstattung.  Sobald  also  die  menschlichen  Associationen  nicht 
in  unerlaubte,  unsittliche  oder  gemeingefährliche  Richtungen  verfallen,  würde 
die  Beschränkung  der  Vereins  fr  eiheit  nur  einen  Eingriff  in  die  Freiheits- 
sphäre des  Individuum  sein.  Gleichwohl  hat  aber  die  Staatsgewalt  ein 
Recht,  das  Vereinswesen  im  Volke  ihrer  besonderen  Aufsicht  und  Ein- 
wirkung zu  unterziehen.  Denn  der  Staat  hat  als  die  Vereinigung  an  sich 
selbständiger  und  freier  Wesen  das  Recht  und  die  Pflicht  zugleich,  alle 
anderen  Einigungen,  welche  die  im  Volke  des  Staates  vereinigten  (politischen) 
Individuen  schliessen,  zu  Überwachen  und  sich  vor  ihrem  schädlichen  Ein- 
flüsse zu  schützen.  Die  Goncentrirung  der  geistigen  und  physischen  Kräfte 
der  einzelnen  Volksglieder  in  geschlossenen  Vereinen  konnte  ein  dem  Staats- 
zwecke zuwiderlaufendes  Ziel  verfolgen  und  eine  Macht  gewinnen,  welche 
die  Wirksamkeit  der  Staatsgewalt  gefährden  möchte;^) 

')  Eine  gute  Uebersicht  der  partikularen  Gesetzgebung  gibt  MedicnaimBluntschli- 
Braterschen  Staatswörterbttche  s.  y.  „Niederlassung".  Hinsichtlich  des  Preussischen 
Bechtes  yergl.  von  Bonne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  §.  90. 

^  Vergl.  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4.  Des  Näheren  ist  auf 
das  Recht  der  Freizügigkeit  bei  der  DarsteUung  der  Unterthanenrechte ,  hezw.  des 
Gemeindewesens  einzugehen. 

^)  (Deutsche  Bundesacte  Art  18  a.) 

*)  Vergl.  unten  §.  217  ff. 
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§.  69. 
Die  staatsseitige  Negation  aller  individuellen  Vereinsfreibeit  greift  in 
Gebiete  hinOber,  auf  welchem  das  Staatsangehörige  Individuum  dem  Staate 
gegenllber  Selbständigkeit  beansprucht  und  eben  als  ein  staatsfreies  Wesen 
erscheint.  Wenn  gesellige  CInbbS;  Gesangvereine  und  dergl.  Zusammen-, 
kfinfte  wenigstens  der  Anmeldung  bei  der  Obrigkeit  pflicbtig  sind  und  ihre 
Statuten^  Mitgliederverzeichnisse  u.  s.  w.  vorlegen  rnttssen^  und  wenn  nur 
im  einzelnen  Falle  eine  Befreiung  von  dieser  Verpflichtung  ertheilt  werden 
kann,  so  werden  sichtbar  Sphären  des  geistigen ,  sittlichen  und  geselligen 
Lebens  anter  die  Botmässigkeit  der  Staatsgewalt  gestellt,  also  zu  politischen 
Angelegenheiten  erhoben,  und  wird  ein  erheblicher  Rückschritt  zu  der 
antiken  Anschauung,  welche  den  Menschen  nur  als  ein  politisches  Wesen 
kannte,  gethan.  In  der  Anerkennung  staatsfreier  Angelegenheiten  des 
Individuum  liegt  auch  als  Conseqnenz  das  Zugeständniss  der  individuellen 
Freiheit  zum  geselligen  Verkehren  und  zur  Eingehung  derjenigen  Vereini- 
gongen,  welche  das  sittlich-geistige  und  allgemein-gesellschaft- 
liche Leben  erfordert.  Ein  Anderes  ist  es  aber,  wenn  das  Vereinswesen 
in  das  Gebiet  des  Staatslebens  hinttberreicht  und  die  Interessen  ergreift, 
deren  Pflege  die  eigentliche  Aufgabe  der  Staatsgewalt  ist.  Die  politis'chen 
Vereine  und  Versammlungen  fallen  allerdings  in  das  Gebiet  der  staatlichen 
Zuständigkeit  und  nur  die  nicht- politische  Zwecke  verfolgenden  bilden 
als  die  Geltendmachungen  der  staatsfreieu  Individualitäten  eine  Grenze  der 
Competenz  der  Staatsgewalt.') 

E.    Die  religiösen  Gemeinschaften.^ 

§.  70. 
Die  Sphären,  welche  das  religiöse  Gemeinleben  der  Staatsbewohner 
erflillt,   Sind  ebenfalls  Gebiete,  welche  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt 
begrenzen.^    Es  ist  dies  ein  anderes  Gebiet,    als  das   des   individuellen 


')  Diese  ünterscheidnng  findet  sich  bestimmter  in  einigen  dentsclien  Verfassnngs- 
gesetxen  berücksichtigt  Auch  der  (Bnndesbeschlnas  vom  13.  Jnli  1854)  hebt  die 
politischen  Vereine  besonders  herror,  indess  nur,  um  diese  einer  besonders  sorgsamen 
Ueberwacbnng  der  deutschen  Stastsregimngen  xa  empfehlen.  —  Im  Uebrigen  ist  Ton  dem 
politischen  Asaociationsrecht  nnten  in  der  Darstellnng  der  Unterthanenrechte  die  Bede. 

*)  Literatur:  Wilda  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  Bd.  XL  S.  161  ff. 
£.  Hermann  über  die  Stellang  der  Religionsgesellschaften  im  Staate;  Blnntschli 
Allgemeines  Staatsrecht  Tb.  II.  8.  287  ff.;  Risch  im  Blnntschli-Braterschen  Staats- 
wöiterbnch  s.  y.  «Bekenntnissfreiheit " :  R.  von  Mohl  über  das  Verhftltnias  des  Staates 
va  Kirche  in  dessen:  Staatsrecht,  Völkerrecht  and  Politik  Bd.  IL  S.  171  ff.;  von  Rönne, 
Preosrisches  Staatsrat  Bd.  U.  Abth.  2  §.  97. 

^  Die  römische  Kirche  rindicirte  sich  Ton  jeher  die  völligste  Freiheit  von  der 
Gewalt  des  Staates  and  beanspruchte  sogar  eine  Suprematie  Über  den  Staat.  Jenen 
Aospruch  behauptete  sie  mit  Erfolg,  gegen  diesen  lehnte  sich  indess  einst  das  deutsche 


GlanbenslebenSy  da  hier  die  in  einem  Glauben  Verbondenen  eine  äasgeiiioh 
wahrnehmbare  Einigung  bilden.  Auch  dieses  organische  Gesammtleben 
dieser  Gemeinschaft  grenzt  an  die  Sphäre  des  Politischen.  Ein  allgemeines 
Prinzip  der  Sonderung  beider  Lebenskreise  fehlt  indess  noch  in  den  deutschen 
Staaten.  Mehre  anerkennen  die  Selbständigkeit  der  organisdi  gefestigten 
fieligionsgesellschaften  und  bezeugen  in  den  Verfassnngsgesetzen  ausdrücklich, 
dass  ihre  Gewalt  nicht  in  das  Lebensgebiet  dieser  Gemeinschaften  hinein- 
reicht: andere  indess  beschränken  jenes  Anerkenntniss  wieder  durch  die 
weite  Ausdehnung  des  staatlichen  Oberaufsichtsrechtes  über  das  religiöse 
Leben,  und  es  yermag  noch  nicht  behauptet  zu  werden,  dass  auch  die 
,,Kirche^  als  ein  staatsfreies  Wesen  von  allen  deutschen  Staaten  mit  aller 
C!onsequenz  anerkannt  worden  sei/)  Dazu  kommt  die  Verschiedenheit  der 
Anschauungen  über  die  Zulässigkeit  und  Anerkennung  auch  der  nicht 
christlichen  Religionsgesellschaften*  und  auch  noch  die  Disharmonie  in  der 
Stellung  des  Staates  zu  den  seinem  eigenen  Bekenntniss  nicht  huldigenden 
anderen  christlichen  Kirchen.  So  geschieht  es,  dass  einige  Staaten  schlechthin 
eine  jede  Religionsgesellschaft  als  staatsfreies  Wesen  respectiren,  andere 
nur  den  drei  anerkannten  christlichen  Kirchen  und  noch  andere  unter  diesen 
nur  der  evangelischen  oder  nur  der  katholischen  eine  wirkliche  Eigen- 
beständigkeit zugestehen.  Auf  die  Stellung  des  Staates  zu  der  evangelischen 
Kirche  ist  dabei  von  ganz  besonderem  Einfluss  gewesen,  dass  die  Gemein- 
schaft des  irdischen  Oberhauptes  eine  scharfe  Bestimmung  der  Gebietsgrenze 
für  die  Zuständigkeit  der  einen  und  .der  andern  Gewalt  nicht  als  so 
erforderlich  erscheinen  Hess,  wie  dieses  hinsichtlich  der  katholischen  Hier- 
archie der  Fall  war.  Nicht  selten  hat  dieser  Umstand  in  den  protestan- 
tischen Staaten  auch  einen  —  unbewussten  —  Uebergriff  der  politischen 
Gesetzgebung  in  die  Gompetenz  der  kirchlichen  Organe  veranlasst,  indem 
jene  auch  Fragen  der  Kirchen  Verfassung  entschied.*)  Die  schärfere  Ausbildung 


Beicb  nicht  vergeblich  auf.  Die  evangelische  Kirche  stand  dagegen  .von  vornherein 
in  einem  friedfertigen  Verkehr  zum  Staate  nnd  unterwarf  sich  sogar  in  jedem  Staate  — 
aus  Noth  —  dem  Landesfursten  als  dem  gemeinsamen  Oberhaupt  Hier  musste  die 
Geschichte  die  Selhstandigkeit  der  Kirche  dem  Staate  gegenüber  erst  in  das  Bewusstsein 
Beider  wieder  rufen.  —  Die  Theorie  war  und  ist  noch  immer  wenig  tilbereinstimmend 
über  die  richtige  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  und  umgekehrt.  Völlige  Unterordnung 
jenes  unter  die  Botmässigkeit  dieser,  völlige  Trennung  heider  Gemeinschaften  und  auch 
wieder  Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat:  Alles  dieses  sind  von  heachtenswerthen 
Autoritäten  gestützte  Ansichten  der  Theorie,  welche  auch  hald  mehr  hald  weniger  das 
wirkliche  Leben  beherrschten.    Yergl.  Kl  üb  er,  Oeffentliches  Recht  §.  512  und  518. 

')  Sind  einerseits  Uehergriffe  der  politischen  Gewalt  in  das  kirchliche  Lehen  m 
conatatiren,  so  fehlt  es  andererseits  auch  nicht  an  Beispielen  des  Eingriffs  der  Kirche  in 
die  Lehenssphäre  des  Staates.  Man  denke  2.  B.  an  die  kirchUche^risdiction  in  bürger- 
lichen Streitsachen  der  Geistlichen. 

')  YergL  z.  B.  Preussisehes  VerfassungsgesetE  Art  17:  nUeber  das  Kirchenpatronat 
und  die  Bedingungen,  unter  welchen  dasselbe  aufgehoben  werden  kann,  wird  ein  besonderes 
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einer  selbstindigen  organischen  Gliederung  der  gesammten  katholischen 
Kirche  unter  einem  weltlichen  Haupte  hat  dagegen  dieser  Kirche  den 
Vorzng  Ycrschaffty  ihre  Selbststelligkeit  von  den  meisten  Staaten  in  dem 
Abschlösse  von  Goncordaten^  als  den  Verträgen  zwischen  dem  Staate  und  der 
katholischen  Kirche  über  ihr  gegenseitiges  Yerhältniss,  äosserUch  wahr- 
nehmbar anerkannt  zn  sehen.  *) 

§.  71. 
Das  ZngestSndniss  der  Freiheit,  ihre  Angelegenheiten  selbständig  zu 
ordnen  nnd  zu  verwalten  und  die  in  dem  religiösen  Oi^nismos  ruhende 
Qewalt  unbehindert  zu  betbätigen,  die  eigene  Verfassung  selbst  zu  bestimmen, 
die  Organe  des  kirchlichen  Lebens  selbst  zu  bestellen  und  mit  den  kirch- 
liehen Oberen  frei  zu  verkehren,  ist  die  Gonsequenz  der  AneriLcnnung  einer 
die  Gewalt  des  Staates  begrenzenden  Selbständigkeit  des  Lebens  der 
religiösen  Gesellschaften.')  Diese  volle  Lebensfreiheit  ist  indess  —  wie 
schon  erwähnt  —  in  Deutschland  regelmässig  nur  den  drei  christlichen 
Kirehen  zugestanden  un4  nur  vereinzelt  auch  anderen  oder  allen  Religions- 
gesellschaften.^  Nirgends  geht  sie  aber  so  weit,  dem  Staate  jede  Befugniss 

Gesetz  ergehen;**  (Hannoversches  Landesverfassiuigsgesetz  §.  23:  «Üeber  Abänderungen 
in  der  bestehenden  Eirchenverfassung  wird  der  König  mit  einer  von  ihm  zu  berufenden 
Yersammlung  yon  geistlichen  und  weltlichen  Personen berathen.*) 

')  TergL  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  507  £;  Richter,  Eirchenrecht  §.  86. 

*)  Die  Freiheit  der  „Kirchen"  bezieht  sich  aber  nur  auf  das  kirchliche  Leben  selbst. 
Die  Kirchen  und  Geistlichen  sind  und  bleiben  in  ihren  bürgerlichen  Handlungen  den 
Gesetzen  und  Gerichten  des  Staates  unterworfen  und  haben  z.  B.  auch  dem  Souyerain  den 
Huldignngseid  zu  leisten;  Baiersches  Yerfassungsgesetz  Tit.  lY.  §.  9  Abs.  b.;  Sachsi- 
sches Yerfassungsgesetz  §.  59;  Würtembergsches  §.  73;  (Hannoversches  §.  73); 
Grossherzoglich  Hessisches  §.  41;  (Kurhessisches  §.  136);  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  228.  YergL  auch  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  520; 
Zöpfl,  Grundsätze  §.  536  Note  3  und  12. 

^  Im  weitesten  ümfuige  anerkennt  das  Preussische  Landrecht  und  die  Yerfassung 
die  Freiheit  der  Religionsgesellschaften.  Yergl.  Yerfassungsgesetz  Art.  15 :  »Die  evangelische 
und  die  römisch-katholische  Kirche,  sowie  jede  andere  Religionsgesellschaft,  ordnet  und 
verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig;**  Art  16:  „Der  Yerkehr  der  Beligions- 
gesellschaften  mit  ihren  Oberen  ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kirchlicher  Anord- 
nungen ist  nur  denjenigen  Beschränkungen  unterworfen,  welchen  alle  übrigen  Yeröffent- 
lichnngen  unterliegen;"  Art.  18:  »Das  firnennungs-,  Yorschlags-,  Wahl-  nnd  Bestätigungs- 
Becht  bei  Besetzung  kirchlicher  Stellen  ist,  soweit  es  dem  Staate  zusteht,  und  nicht  auf 
dem  Patronat  und  besondem  Bechtstiteln  beruht,  aufgehoben.  Auf  die  Anstellung  von 
Geistlichen  beim  Militair  und  an  öffentlichen  Anstalten  findet  diese  Bestimmung  keine 
Anwendung.*  Luxemburgs  che  Constitution  von  1856  drückt  die  Anerkennung  der 
Freiheit  der  religiösen  Gesellschaften  noch  bestimmter  aus,  indem  sie  von  »Yerträgen* 
zwischen  diesen  und  dem  Staate  spricht  Yergl.  Art  22:  „Die  Litervention  des  Staates 
bei  der  Ernennung  und  Einsetzung  der  Yorstände  der  Gülte  im  Grossherzogthum,  die 
Weise  der  Ernennung  und  Absetzung  der  übrigen  Cnltus-Diener,  die  Befugniss  der  einen 
wie  der  andern,  mit  ihren  Oberen  schriftlich  zu  verkehren,  und  deren  Erlasse  zu  veröffent- 
lichen,.  sowie  das  Yerhältniss  zwischen  Kirche  und  Staat,  sind  Gegenstand 
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sich  um  die  Aenssenuigeii  des  Lebens  einer   religiösen  GemeiASohafi  zu 
kümmern  abzusprechen;  vielmehr  reservirt  selbst  die  am  Weitesten  gehende 


Yon  Verträgen,  die  etc."  Das  Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgnmdgesetz  enthalt 
im  Art  78  im  Ganzen  die  Anschauung  der  Preussischen  Verfassung  und  bestimmt  im 
Art.  79,  ähnlich  wie  dieLuxemburgsche,  dass  die  den  Beligionsgesellschaften  zustehende 
Wahl,  Ernennung  oder  Einsetzung  ihrer  Beamten  und  Diener  von  Seiten  der  Staatsgewalt 
nur  die  Gutheissung  nach  Massgabe  der  Gesetze  oder  Verträge  erfordern.  Auch, 
das  Coburg- Gothasche  Staatsgrundgesetz  documentirt  in  den  §§.  33  ff.  wenigfftens  die 
Freiheit  der  Vereinigung  zu  religiösen  Gesellschaften  und  die  Freiheit  der  gemeinsamen 
häuslichen  und  Öffentlichen  Religionsübung,  stellt  alle  Beligionsgesellschaften  in  IdrchUcher 
Hinsicht  dem  Staate  gegenüber  völlig  gleich,  und  beschränkt  diese  Freiheit  der  Beligions- 
gesellschaften nur  durch  die  Bestimmung,  dass  Verordnungen  der  Kircliengewalt  ohne 
vorgängige  Genehmigung  der  Staatsregirang  weder  verkündigt  noch  vollzogen  werden 
können.  —  Auf  die  Anerkennung  der  Freiheit  der  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten 
von  der  üeberwachung  und  Beeinflussung  durch  den  Staat  beschränkt  sich  die  Bai  ersehe 
Verfassungsurkunde  Tit.  IV.  §.  9:  „Die  geistliche  Gewalt  (in  den  drei  christlichen 
Kirchen  und  in  der  griechischen  Kirche,  welche  durch  das  Gesetz  vom  1  Juli  1834  mit 
jenen  gleiche  bürgerliche  und  politische  Bechte  erhalten  -hatte)  darf  in  ihrem  eigentlichen 
Wirkungskreise  Hie  gehemmt  werden ,  und  die  weltliche  Regirung  darf  in  rein  geistliche 
Gregenstände  der  Religionslehre  und  des  Gewissens  sich  nicht  eiiunischen,  als  insoweit 
das  obersthoheitliche  Schutz-  und  Aufsichtsrecht  eintritt;"  femer  Sächsisches  Verfassungs* 
gesetz  §.  57 :  n^ie  Anordnungen  in  Betreff  der  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten  bleiben 
der  besonderen  Kirchenverfassung  einer  jeden  Confession  überlassen."  Ebenso  respectiren 
das  (Hannoversche Landesverfassungsgesetz  §.  63),  das  Würtembergsche  Verfassungs- 
gesetz §.  71,  (das  Kurhessische  von  1831  §  132)  eine  Autonomie  der  christlichen 
Kirchen,  dehnen  indes»  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  selbst  auf  die  rein  geistlichen 
Angelegenheiten  aus.  Entschieden  spricht  die.Braunschweigsche  Neue  Landschaits- 
Ordnung  dem  Staate  die  Praeponderanz  zu,  vergl.  §.  212 :  „Alle  Kirchen  stehen  unter  der 
auf  der  höchsten  Staatsgewalt  beruhenden  Oberaufsicht  der  Landesregierung.  Die  Anord- 
nung der  rein  geistlichen  Angelegenheiten  bleibt,  unter  dieser  Oberaufsicht,  der  in  der 
Verfassung  jeder  dieser  Kirchen  begründeten  Kirchengewalt  überlassen.  Im  Zweifel 
entscheidet  darüber:  ob  eine  Angelegenheit  rein  geistlich  sei?  —  die 
Landesregierung."  Vergl  auch  Meiningensches  Grundgesetz  §.  30  und  31.  Eine 
eigenthümliche  Fassung  erhielt  das  Anerkenntniss  der  Selbständigkeit  der  Kirche  in  dem 
Grossherzoglich  Hessischen  Verfassungsgesetz  §.  39:  »Die  innere  Kirchenverfassnng 
geniesst  auch  den  Schutz  der  politischen."  Auch  das  Hamburgsche  Verfassungsgesetz 
von  1860  gesteht  den  religiösen  Gemeinschaften  die  selbständige  Verwaltung  ihrer 
Angelegenheiten  zu,  HJedoch  unter  Oberaufsicht  des  Staates  "  —  (Endlich  hat  auch  der 
Oestreichische  Staat  in  dem  s.  g.  Protestantengesetze  vom  8  April  1861  die  Selb- 
ständigkeit und  Freiheit  der  beiden  evangelischen  Kirchen  in  demselben  umfange 
anerkannt,  in  welchem  es  von  den  meisten  protestantischen  Staaten  geschehen  ist,  nament- 
lich ist  die  Selbständigkeit  der  Ordnung,  Verwaltung  und  Leitung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  und  die  freie  Wahl  der  Seelsorger,  Senioren,  Superintendenten  und  der 
Kirchencnratoren  jeder  Kategorie  garantirt  Besonders  zu  erwähnen  ist  aus  dem  (besetz  §.  9 : 
.Die  von  der  Generalsynode  beschlossenen  Kirchengesetze  bedürfen  zu  ihrer  Gesetzeskraft 
Unserer  landesftirstlichen  Bestätigung,  welche  unser  Ministerium  bei  Uns  einholen  wird/ 
und  §.  10,  welcher  die  evangelischen  Kirchen  berechtigt,  die  zur  Vollziehung  der  Kirchen- 
gesetze erforderliche  Unterstützung  und  Hülfe  von  den  weltlichen  Behörden  zu  bean- 
spruchen.) 
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Ver&ssmig  dem  Staate  das  Becht^  die  Bekanntmachung  kirchlicher  Anord- 
noDgen  den  Voraassetzangen  alier  Veröffentlichungen  zu  unterwerfen.*) 

§•  72. 
Die  Unverletzlichkeit  des  Eigenthnms  der  christlichen  Kirchen  und 
Oberhaupt  der  mit  Corporationsrechten  versehenen  religiösen  Gesellschaften 
ond  Anstalten,  sowie  die  Sicherung  der  stiftungsgemässen  Verwendung  des 
Vermögens  dieser  Rechtssubjecte  findet  sich  in  allen  Verfassungsgesetzen 
ausgesprochen,^  indess  ist  dieses  viel  weniger  eine  Folge  der  Anerkennung 
einer  staatsfreien  Selbständigkeit  der  Religionsgemeinschaften,  als  vielmehr 
Dur  eine  Consequenz  der  Gerechtigkeit  der  deutschen  Staaten  und  des 
Berufes  derselben,  die  rechtliche  Ordnung  und  ein  jedes  subjective  Hecht 
zo  schätzen.')  Wenn  dennoch  jene  Garantie  so  ausdrücklich  und  so  allgemein 
rieh  findet,  so  erklären  dies  die  historischen  Vorgänge  in  früheren  Zeiten, 
wo  die  Staaten  ihre  finanziellen  Bedürfnisse  gern  aus  dem  —  allerdings 
nicht  selten  überreichen  —  Vermögen  der  Kirchen  und  Klöster  bestritten.  0 
Eben  gegen  die  Wiederkehr  nicht  rechtlicher  Säcularisationen  und  der 
sonstigen  Verfügungen  über  das  Kirchengut  von  Seiten  des  Staates  sollte 
jene  Verfassungsbestimmnng  schützen,')  während  sie  an  ^ich  schon  in  der 
Sicherung  aller  wohlerworbenen  Rechte  enthalten  war.  Ebensowenig  ist 
aber  die  von  mehren  deutschen  Staaten  beanspruchte  Ueberwachung  der 
Verwaltung  und  Verwendung  des  Kirchengutes  °)  ein  Eingriff  in  die  Selb- 
ständigkeit der  kirchlichen  Gemeinschaften,  da  jener  Anspruch  eine  aus 
der  Pflicht  des  Staates,  die  Rechtsordnung  zu  schützen,  entspringende  und 
dem  Interesse   der  Unterthanen   entsprechende   Berechtigung   ist     Wenn 


')  Vergl.  imten  §.  118  ff. 

*)  OeBtreichisches  Protestantengesetz  vom  8.  April  1861  §.  19;  Preussische 
Ver&fismigsiirkimde  Art.  15;  Baiersche  Tit  IV.  §.  9  und  IjD;  Sächsische  §.  60; 
(HannoTerscfaes  Landesrerfassangsgesetz  §.  75  und  Gesetz  vom  5.  September  1848 
§.  27);  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  70  und  77;  Badensches  §.  20,  21; 
Grossherzoglich  Hessisches  §.  43,  44;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz 
§.66;  Meiningensehes  Grundgesetz  §.  33;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrund- 
gesetz Art.  216;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  43. 

^  VergL  oben  §.  55  ff. 

/)  VergL  Zöpfl,  Grundsätze  §.  537. 

*)  VergL  Klüber,  Oeffentliches  Becht  §.  531  und  532. 

*)  So  enthatten  namentlich  das  (Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  §.  75)  und 
^  Mein ingen sehe  Grundgesetz  §.  33,  34  ausfuhrlichere  Bestimmungen  über  die 
Befugnisse  der  Staatsgewalt  Stiftungsvermögen,  das  seinem  Zwecke  nicht  mehr  entsprechen 
ham  oder  ihm  nicht  mehr  zu  dienen  braucht,  anderweit  zu* verwenden  und  über  das 
fiecht  des  Staats,  die  Verwaltu||g  und  Verwendung  des  Kirchen-,  bezw.  des  Stiftungs- 
vermogeng  zu  controliren.  VergL  auch  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  60;  (Kur- 
bessisches  §.  138);  Baiersche  Verordnung  vom  6.  März  1817,  die  Verwaltung  des 
Stiftungs-  und  Communal- Vermögens  betreffend.  —  Literaturnachweisuugen  s.  bei  Klüber 
a.  a,  0.  §.  531  Note  a. 

ürotefend,  StuUrechU  5 
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endlich  in  einigen  Staaten  die  Anhäufung  materieller  Güter  in  der  todten 
Hand  untersagt  oder  erschwert  ist,')  so  liegt  auch  darin  nicht  eine  unbe- 
rechtigte Beeinträchtigung  der  vermögensrechtlichen  Freiheit  der  Kirchen, 
da  jene  Beschränkungen  aus  der  dem  Staat  obliegenden  national-ökono- 
mischen Fürsorge  entspringt  und  eine  wesentliche  Bedingung  fttr  die 
Selbsterhaltung  des  staatlichen  Gemeinwesens  werden  kann,  während  die 
übermässige  Anhäufung  des  kirchlichen  Vermögens  erfahrungsmässig  die 
Intensivität  und  Reinheit  des  religiösen  Lebens  nur  bedroht. 


V.  Arten  des  Rechtes  der  Staatsgewalt.^) 

§.  73. 
Das  Recht,  welches  dem  persönlichen  Staate  zur  Entfaltung  seines 
individuellen  Lebens,  also  ausserhalb  seiner  Beziehungen  zu  anderen  Staaten,' 
eignet,')  steht  in  einer  zwiefachen  Beziehung  zu  dem  Zwecke  des  Staates, 
aus  welchem  sich  dasselbe  begründet.  Erstlich  ist  dasselbe  dasjenige 
Recht,  welches  den  Inhalt  des  Staatszweckes  selbst  zum  Gegenstande  hat, 
und  sodann  dasjenige  Recht,  mittelst  welches  der  Staat  die  äusseren  Mittel 


*)  VergL  z.B.  Meiningensches  Grundgesetz  §.35:  „Neue  Erwerbungen  an  Grund- 
stücken und  Beal-Gcrechtigkeiten  können  Kirchen,  Schulen  und  andere  Stiftungen  nur 
mit  Genehmigung  der  Eegierung  machen.  Vermächtnisse  und  Schenkungen  zu  Gunsten 
einer  frommen  Stiftung  bedürfen  zu  ihrer  Bechtsbestandigkeit  keiner  vorgängigen  landes- 
herrlichen Genehmigung."  Auch  ein  Baiersches  Edict  vom  31.  December  1831  fordert 
von  den  Vermächtnissen  an  Kirchen  und  Geistliche  zwei  Viertheile  (quarta  scholarum  et 
pauperum).  Vergl.  Klub  er  a.  a.  0.  §.  532  Note  c.  (Ausdrücklich  wird  dagegen  — 
man  beachte  den  historischen  Hintergrund  —  in  dem  Oestreichischen  Protestanten- 
gesetze vom  8.  April  1S61  §.  18  erklärt:  „Die  evangelischen  Kirchengemeinden  (Pfarren, 
Seniorate  und  Superintendenzen)  sind  berechtigt  Eigenthum  auf  jede  gesetzliche  Weise  zn 
erwerben,"  eine,  der  Armuth  der  protestantischen  Gemeinden  Oestreichs  gegenüber, 
unbedenkliche  Connivenz  der  politischen  Gesetzgebung.)  Die  Grundrechte  enthielten 
dagegen  im  Art.  IX.  die  Bestimmung:  „Für  die  todte  Hand  sind  Beschränkungen  des 
Rechtes,  Liegenschaften  zu  erwerben  und  über  sie  zu  verfögen,  im  Wege  der  Gesetzgebung 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  zulässig."  Diese  Bestimmung  ging  wortlich  in  die 
Preussische  Verfassungsurkunde  §.  42;  in  das  Coburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz 
§.  52;  das  Schwarzburg-Sondershausensche  Verfassungsgesetz  §.  39  (wieder  auf- 
gehoben) und  das  revidirte  Staatsgrundgesetz  für  Beuss  j.  L.  von  1852  §•  24  über. 

*)  Die  Lehrbücher  des  deutschen  Staatsrechtes  enthalten  mehr  oder  minder  detaillirte 
Eintheilungen  der  Rechte  der  Staatsgewalt,  vergl.  z.  B.  Zachariä,  deutsches  Staats- 
recht Th.  I.  S.  72  ff.;  Held,  System  des  Verfassungsrechta  Th.  I  S.  306  ff.  Diese 
Eintheilungen  betreffen  indess  vorwiegend  die  persönlfthen  Hoheitsrechte  des  Monarchen, 
weniger  die  Rechte  des  persönlichen  Staates  und  sind  deshalb  hier  zu  übergehen. 

')  Das  als  äusseres  von  dem  inneren  Rechte  des  Staates  unterschiedene  Recht 
der  Staatsgewalt  kommt  für  die  Darstellung  des  Staatsrechtes  nur  hinsichtlich  der  staats- 
rechtlichen Organe  seiner  Geltendmachung  in  Ißetracht,  also  nicht  schon  hier. 
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der  YervdrklichTing  seiner  Idee  oder  der  EDtfaltong  seines  individuellen 
Lebens  erhält.  Jenes  Recht  ist  das  unmittelbare,  weil  dasselbe  die 
Aufgaben  des  Staatslebens  unmittelbar  betrifft,  dieses  aber  das  mittelbare, 
weil  es  zu  jenem  in  einem  Yerhältniss,  wie  das  des  Mittels  zum  Zwecke, 
sich  befindet  Beide  Arten  des  subjectiven  Rechtes  der  Staatsgewalt  sind 
aber  trotz  dieser  Yerschiedenartigkeit  der  Beziehungen  auf  das  Prinzip  des 
Staatsdaseins  gleich  wesentliche,  nothwendige  und  ursprüngliche  Gonsequenzen 
ans  dem  Wesen  des  Staates  selbst.  Denn  der  Staat  kann  als  physisches 
Wesen  mit  vorwiegend  irdischen  Interessen  der  ununterbrochenen  Ver- 
sorgung seiner  materiellen  Bedürfnisse  nicht  entrathen.*) 


Zweites  Kapitel. 

Die  unmittelbaren  Rechte. 

§.  74. 
Der  Doppelzweck  des  Staates  theilt  auch  das  unmittelbare  Recht  des 
Staates  in  zwei  grosse  Klassen,  von  welchen  die  eine  das  Recht  des 
Staates  auf  dem  Gebiete  des  Rechtslebens,  die  andere  das  auf  dem 
Gebiete  des  materiellen  und  sittlichen  Gem.einwohles  umfasst. 
Im  Wesen  durchaus  vjsrschieden  erfüllen  sie  zusammen  das  Gebiet  der 
Zuständigkeit  der  Staatsgewalt,  welches  unmittelbar  der  Zweck  des  Staates 
bestimmt.  Die  Verschiedenheit  beider  Theile  des  unmittelbaren  Rechtes 
der  Staatsgewalt  zeigt  sich  in  den  Zielen,  welche  die  Verwirklichung  des- 
selben zu  verfolgen  hat,  wie  auch  in  den  Formen  und  Organen,  durch 
welche  die  Staatsgewalt  thätig  wird.  So  begründet  die  Verschiedenheit 
der  Gegenstände  die  Haupttheilung  des  unmittelbaren  Rechtes  der  StßAts- 
gewalt,  wie  die  materielle  Verschiedenheit  beider  Theile  dieses  Rechtes 
auch  an.  den  Formen  und  Organen  des  Staatslebens  sichtbar  und  bestimmt 
hervortritt*) 


')  VergL  Stein,  AUgemeine  Verwraltungslehre  TK  L  S.  13.  Die  Unterscheidung 
zwischen  wesentlichen  und  unwesentlichen  Rechten,  welche  allgemein  üblich  war, 
trifit  die  Bechte  der  Staatsgewalt  nicht,  sondern  den  Unterschied  zwischen  dem  Rechte 
des  Staates  als  politischen  Wesens  und  dem  des  Staates  als  privatrechtlicher  Person  (als 
Fisciis).  Jene  sind  nur  wesentliche,  wenigstens  relativ  wesentliche  und  vom  Staate  für 
wesentlich  gehalten.  Die  privatrechtlichen  Rechte  des  Staates  sind  dagegen  allerdings 
nicht  aus  dem  Wesen  des  Staates  herzuleiten. 

*)  Die  Eintheilung  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  ist  nicht  selten  mit  der  der  Formen 
des  Staatslebens  verbunden  oder  gar  verwechselt  Unter  der  Rubrik  „das  Regirungsrccht" 
—  im  G^ensatze  zum  Yerfassungsrechte  —  finden  sich  als  gleichartige  Institute  des 
Staatsrecht  „Gesetzgebung,  oberauüsehende  und  vollziehende  Gewalt,  Justizhoheit,  Polizei- 
hoheit,  Finanzhoheit    und  Hüitaiihoheit"    zusammengestellt   (vergL    z.   B.   Zachariä, 

5' 
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§.  75. 
Auf  dem  Gebiete  der  Btaatlichen  Fürsorge  fUr  das  (Gemeinwohl  des 
Volkes  unterscheidet  sich  aber  wieder  eipe  zwiefache  Aufgabe  der  Staats- 
gewalt, nämlich  die  Förderung  der  dasselbe  begtLnstigenden 
Zustände  und  die  Sicherung  der  im  Staate  sich  darstellenden 
äusseren  Ordnung.*)  Dieser  Dualismus ,  welcher  sich  ebensowohl 
in  der  Sphäre  des  geistig -sittlichen  Berufs  der  Staatsgewalt  als  in  dem 
Bereiche  seiner  Fürsorge  für  das  physische  Volkswohl  findet;  hat  vor 
Allem  einen  tiefgreifenden  Einfluss  auf  die  Art  und  die  Formen  der  Betbä- 
tigung  der  Staatsgewalt.  Aber  selbst  in  ihrem  materiellen  Rechte  tritt 
derselbe  sichtbar  hervor,  so  dass  sich  das  Polizeirecht  des  Staates  als 
eine  besondere  Kategorie  der  staatlichen  Befugnisse  ans  dem  Gebiete  seines 
Wohlfahrtsrechtes  ausscheidet.  Denn  auch  der  Gegenstand  dieses  Rechtes 
ist  ein  besonderer.  Hier  handelt  es  sich  um  die  Sicherung  der  Zustände^ 
welche  die  Staatsgewalt  in  der  Erflillung  ihres  übrigen  Berufes  und  über- 
haupt das  Volksleben  im  Staate  geschaiTen  hat;  dasselbe  setzt  also  voraus, 
was  sonst  durch  die  Bestimmung  der  Staatsgewalt  oder  anderer  Wesen 
erst  seine  Existenz  erhalten  soll.  Die  Aussonderung  der  Sicbemngsgewalt 
des  Staates  ans  dem  weiteren  Gebiete  seiner  Bestimmung  beruht  daher 
auf  einem  objectiven  und  inneren  Grunde.  Jedoch  ist  nicht  zu  übersehen, 
dass  das  Recht  der  Pflege  und  das  der  Sicherung  des  Gemeinwohles  im 
Staate  gleich  wesentliche  Bedeutung  für  die  Verwirklichung  der  Staatsidee 
haben  und  nur  als  Theile  eines  allgemeinen  Begriffes,  eben  das  des  Gemein- 
wohles, neben  einander  und  in  innigen  Wechselbeziehungen  zu  einander 
stehen,  da  Wohlfahrt  nicht  ohne  Sicherheit  gedacht  werden  kann  und  diese 
nicht  ohne  jene  eine  Bedeutung  hat.^)  Beide  Berufsarten  sind  in  dem 
höheren  Begriffe  des  staatlichen  Wohlfahrtszweckes  enthalten.') 

Deutsches  Staatsrecht  Th.  IT.  Kap.  in.— YII.),  obwohl  doch  die  Gesetzgebimg  und  die 
oberanfsehende  und  vollziehende  Gewalt  mit  der  Jastizhoheit,  Polizeihoheit  etc.  ganz 
heterogener  Art  sind  und  nicht  einmal  nur  der  äusseren  Bezeichnung  der  Kapitel  nach  als 
gleichartige  Specics  neben  einander  gestellt  werden  können.  Die  Lehrbücher  des  deutschen 
Staatsrechts  kani«n  über  die  Begriflfsverwirrung  der  Rheinbundsacte,  welche  als  die  droits 
de  souverainete  „ceux  de  lögislation,  de  Jurisdiction  snpreme,  de  haute  police,  de  conscrip- 
tion  militaire  ou  recrütement,  et  d'impot"  aufeählte,  nicht  hinaus.  Den  richtigeren  Weg 
zeigte  auch  hier  Gerber,  Gmndzüge  eines  Systems  des  deutschen  Staatsrechts  S.  134  ff. 

<)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th  I.  S.  402:  „—  im  einzelnen  das  Rechte 
und  Gemeinnützliche  zu  befehlen  und  anzuordnen  —  —  das  Land  und  das  Volk  vor  ein- 
zelnen Gefahren  und  Angriffen  zu  schützen  und  dasselbe  zu  vertreten  und  vor  gemeinen 
Uebeln  zu  bewahren."    Vergl.  auch  Grotefend,  System  §.  47. 

*)  Nicht  selten  entspricht  die  Staatsgewalt  beiden  Richtungen  zugleich.  Z.  B.  ist  die 
Fürsorge  für  die  Unterbringung  und  Heilung  der  Irrsinnigen  zugleich  eine  Förderung  des 
Wohles  dieser  und  ihrer  Umgebung  und  auch  eine  Sicherung  der  öffentlichen  Ordnung 
gegen  die  Verletzungen  durch  Wahnsinnige. 

')  ^lüber,  Oeffentliches  Recht  §.  381  findet  dagegen  den  inneren  Unterschied  der 
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I.   Allgemeiner  Inhalt 

§.  76. 
Dreierlei  amschliesst  der  Beraf  der  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  des 
Bechtslebens. ')   Denn,  wenn  das  Kecbt  walten  soll;  so  muss  seine  Berech- 

3.  g,  Sicherheits-  und  Wohlfahrtspolizei  darin,  daas  jene  als  eine  immittelbare  Beziehung 
uf  den  Staatszweck  Staatspolizei,  diese  aber  wegen  ihres  mittelbaren  Verhältnisses  zum 
Staatszwecke  und  ihrer  unmittelbaren  Beziehung  auf  das  Wohl  der  allgemeinen  Gesellschaft 
in  dem  Staat  Staatsgesellschaftspolizei  sei.  Etwas  Wahres  liegt  dieser  ünterschei- 
dong  allerdings  zum  Grunde,  insofern  nämlich  die  gesellschaftlichen  Zustände  und 
Interessen  andere  als  die  rein  politischen  sind.  AUein  auch  das  Sicherungsrecht  der 
Staatsgewalt  erstreckt  sich  auf  jene  geseUschaftb'chen  Zustände,  und  das  Kriterium  dieser 
beiden  Beclitsgruppen  ist  ein  ganz  anderes.  —  Die  frühere  Doctrin  pflegte  den  Theil  des 
Rechtes  der  Staatsgewalt,  welcher  nicht  in  dem  besonderen  Bechtsberufe  enthalten,  unter 
dem  CoUectivbegriff  .Polizeirecht"  zusammenzufassen.  Dieser  Gesammtbegriff  wurde 
dann  sehr  verschieden  definirt,  weil  man  das  Unpassende  dieser  auf  die  Zwangsgewalt 
des  Staates  hindeutenden  Bezeichnung  fühlte  und  sich  doch  von  dem  ererbten  Ausdruck 
nicht  trennen  mochte,  und  Etliche  hielten  sogar  die  Findung  des  rechten  Begriffs  und 
Wesens  der  Polizei  geradezu  für  unmöglich.  YergL  Klüber,  Oeffentliches  Becht  §.  380 
Xote  b  (.logikalische  Verzweiflung  über  einen  untadelhaften  Gattungsbegriff  der  Polizei*). 
Diese  Darstellung  yerlässt  die  bisher  übliche  —  und  selbst  noch  von  Zachariä  (Deutsches 
Staatsrecht  Th.  IL  Elapitel  VI.)  beibehaltene  —  Ausdrucks-  und  DarsteUungsweise  gänzlich, 
indem  sie  des  Ausdrucks  ^Polizei"  zur  Bezeichnung  des  dem  Bechtsberufe  der  Staats- 
gewalt entgegenstehenden  Bechtes  am  Gemeinwohl  des  Volkes  nicht  zu  bedürfen  glaubt, 
Tielmehr  mit  jenem  Ausdrucke  nur  ein  besonderes  in  dem  allgemeinen  Begriffe  des  staat- 
lichen Bechtes  am  Gemeinwohl  enthiltenes  Becht,  nämlich  das  Bccht  der  mit  Zwangs- 
mitteln thätigen  Sicherungsgewalt  des  Staates  bezeichnen  will.  Vergl.  unten  §.  1 95  ff. 
Es  kann  eben  nicht  passend  erscheinen,  so  verschiedenartige  Gegenstände,  wie  die  geistig- 
sittliche  Bildung,  das  matcrieUe  Wohl  des  Volkes  und  die  äussere  Sicherheit  im  Staate 
unter  jenem  Gattungsbegriffe  zusammenzufassen,  zumal  wenn  der  vulgäre  Sprachgebrauch 
mit  dem  gewählten  Ausdruck  keineswegs  den  Begriff  eines  genus ,  sondern  vielmehr  nur  den 
einer  species  der  politischen  Lebensfimctionen  verbindet,  wie  dieses  mit  dem  Worte  „Polizei" 
offendchtlieh  der  FaU  ist.  Vergl.  Waitz,  Grondzüge  der  Politik  S.  81.  —  Aus  der  sehr 
m&ssenden  Literatur  der  s.  g.  Polizeirechtswissenschaft  sind  ausser  den  betreffenden 
Abschnitten  in  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Staatsrechts  als  jetzt  noch  praktisch  her- 
Torznheben:  von  Mohl,  die  Polizei  Wissenschaft  nach  den  Grundsätzen  des  Bechtsstaats 
(das  bedeutendste  Werk  dieses  Inhalts),  3  Bände,  der  dritte  auch  u.  d  T.  System  der 
PraeYentiv-Justiz  oder  Bechts-Polizei,  2.  Auflage  1845,  3.  Auflage  1866;  und  G.  Zimmer- 
mann, die  deutsche  Polizei  im  19.  Jahrhundert,  3.  Bände  1845  —  1859.  Beiden  Werken 
verdankt  dieser  Theil  der  Staatswissensch^ft  eine  wesentliche  Förderung  seines  Verstand- 
nBses.  —  VergL  auch  Stahl,  Bechts-  und  Staatslehre,  Abtheilung II.  S.  587  ff.;  Bluntschli , 
Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S  169  ff.  undMedicus,  im  Bluntschli-Braterschen 
Staatswörterbnch  s.  v.  „Polizei". 

0  Die  Lehrbücher,  welche  der  Bechtsgewalt  des  Staates  unter  dem  Titel  »Justiz- 
hoheit"  zu  gedenken  pflegen ,  beschränken  den  Begriff  derselben  fast  nur  auf  die  Justiz-, 
besonders  Gerichts -Verfassung  im  Staate  und  ersetzen  die  Darstellung  des  materiellen 
Inhalts  der  Bechtsgewalt  des  Staates  durch  die  Ausführung  der  Bechtsprinzipien  und 
Kecbtsanstalten,  welche  der  Verwirklichung  jenes  Bechtes  gelten.  So  lassen  sie  in  dem 
SjBteme  eine  weite  Lücke  offen,  auch  ihrer  eigenen  Darstellung  zum  sichtbaren  Nachtheile. 
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tigung  zum  Beherrschen  des  Lebens  anerkannt  sein  und  es  muss  seine 
Herrschaft  geschützt,  seine  Verletzung  aber  gesühnt  werden.  Das  ist  der 
dreifache  Inhalt  dieses  Rechtes  und  dieser  Pflicht  der  Staatsgewalt.  Jenes 
Erstere  ist  die  Rechtsschöpfung  oder  die  Erklärung,  was  im  Staate 
Rechtens  (positives  Recht)  sein  solle,  das  Andere  istdieRechtsschtttzung 
oder  die  Praeyention  gegen  die  mögliche  Verletzung  dieses 
Rechtes,  das  Letzte  aber  die  Heilung  des  verletzten  Rechtes  durch 
den  Richterspruch.  Nur  durch  eine  gleich  sorgsame  Erfüllung  dieser  drei- 
fachen Aufgabe  der  Rechtsbestimmung  des  Staates  kann  es  dem  Staate 
gelingen,  seinen  vornehmsten  Beruf  in  der  Weltordnung,  die  rechtliche 
Sicherung  der  menschlichen  Lebensverhältnisse  darzustellen  und  zu  erhalten, 
eben  ein  Zustand  des  Rechtes  und  des  Gerechten  zu  sein.  Die  Idee  des 
Gerechten  waltet  ja  nicht  in  den  Herzen  aller  Menschen  als  die  unverletz- 
bare, stets  erkannte  und  anerkannte  Gewalt;  vielmehr  bedarf  sie  immerfort 
der  Hülfe  einer  äusseren  Autorität,  welche  das  rechtliche  Bewusstsein  des 
Einzelnen  befestigen  und  die  Herrschaft  des  objectiv  gesetzten  Rechtes 
auch  dem  rechtswidrigen  Sinne  gegenüber  schützen  kann.  Weil  aber  die 
Gerechtigkeit  die  Königin  der  Erde  ist  und  bleiben  muss,  darum  ist  die 
Zuständigkeit  des  Staates  auf  dem  weiten  Gebiete  des  Rechtlebens  eine 
weitgreifende,  hochvrichtige,  sie  ist  so  absolut,  wie  überhaupt  die  Macht 
des  Staates  das  sem  kann.') 


Vergl.  z.  B.  Kluber,  Oeflfentliches  Recht  §.  366  ff.,  welcher  indess  im  §.  366,  ü.,  HI. 
wenigstens  eines  „weiteren  Sinnes*  der  Jnstizhoheit  gedenkt;  Zopfl,  GnmdsStze  §.  445  ff., 
welcher  die  Jnstizhoheit  von  vom  herein  nur  als  „den  Inbegriff  der  Rechte,  welche  der 
Staatsgewalt  in  Bezug  auf  die  Rechtspflege  d.  h.  die  Handhabung  des  Rechtes 
zustehen,"  definirt;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11.  §.  169,  der  seiner  Dar- 
stellung zwar  den  richtigen  Satz  voranstellt,  dass  der  Staat  zur  Feststellung  und  Erhal- 
tung einer  bestimmten  Rechtsordnung  berufen  sei,  allein  sofort  den  Begriff  der  Justiz- 
hoheit  auf  die  „Handhabung  derselben  theils  zum  Schutz  der  verletzten  Privatrechtc 
der  Einzelnen,  theils  zur  Ahndung  der  das  Recht  im  objectiven  Sinne  negirenden  Hand- 
lungen" beschränkt  und  fernerhin  auch  nur  auf  die  Grundsätze  der  deutschen  Gerichts- 
verfassung Rücksicht  nimmt  Richtiger  faaste  Weiss,  System  §.  325  vergL  mit  g.  328  fi 
den  Begriff  der  Justizhoheit,  indess  ohne  denselben  in  der  weiteren  Darstellung  zu 
seiner  vollen  Geltung  gelangen  zu  lassen.  Auch  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Th.  E. 
S.  597  ff.  erfasst  die  Rechtdgewalt  des  Staates  nicht  in  ihrer  objectiven  Fülle,  sondern 
spricht  nur  von  der  Offenbarung  der  Gerechtigkeit  des  Staates  in  der  Rechtspflege  d.  h. 
der  Aufrechthaltung  seiner  eigenen  Ordnung  und  des  den  Untorthanen  von  ihm  zugesicher- 
ten Rechtes. 

*)  Stahl  a.  a.  0.  S.  598:  „Da  der  Gehorsam  der  Menschen  gegen  den  Staat  und 
die  Rechte  der  Menschen  in  demselben  die  Grundlage  für  den  Staat  und  das  eigentlich 
Sittliche  desselben  sind,  so  ist  die  Rechtspflege  der  höchste,  unentbehrlichste  und  würde- 
vollste Zweig  der  Staatsverwaltung.  In  der  unverbrüchlichen  Handhabung  der  Gerech- 
tigkeit besteht  vor  Allem  die  Majestät  und  Heiligkeit  des  Staates;"  von  Savigny, 
System  Th.  I.  S.  25 :  „Ich  will  nicht  den  Staat  auf  die  Zwecke  des  Rechtes  beschränken  *-. 


—     Ti- 
ll.  Die  besonderen  Aufgaben. 
h  Die  BechtsschSpfting. 
A.     Gegenstand. 

§.  77. 

Den  Inhalt  oder  Gegenstand  der  Recht  schaffenden  Gewalt  des  Staates 
bildet  die  pbjective  Rechtsordnung  als  der  Inbegriff  der  rechtlichen  Prin- 
zipien, welche  die  Verhältnisse  der  Menschen  unter  einander  und  ihre 
Beziehungen  zu  den  Sachen  im  Staate  beherrschen;  diese  zu  Rechts- 
verhältnissen erheben.  Die  Vermittlung  der  thatsächlichen  concreten  Herr- 
schaft dieser  Rechtsordnung  oder  die  Umwandlung  ihrer  Prinzipien  in 
sabjectiye  Berechtigungen  ist  dagegen  der  Inhalt  der  richterlichen  Gewalt 
des  Staates.  Auf  welchen  Lebensgebieten  jene  Verhältnisse  entstehen ,  da 
erwächst  auch  dem  Staate  das  Recht  zur  rechtlichen  Ordnung  derselben. 
Nicht  aber  sind  es  die  sonstigen  Verhältnisse  der  Unterthanen,  welche  vom 
Staate  rechtlich  zu  ordnen  sind,  nämlich  nicht  diejenigen,  welche  aus  den 
ausserhalb  der  Lebenssphäre  des  Staates  liegenden  Interessen  der  Menschen 
hervorgehen,  vrie  z.  B.  die  kirchlichen.  Die  rechtliche  Gestaltung  des 
Kirchenlebens  ist  der  Kirche  selbst  zu  überlassen,  weil  auch  diese  eine 
selbständige  Ordnung  mit  eigenstem  Lebenszwecke  ist  und  selbst  die  Kraft 
besitzt,  ihre  Lebensverhältnisse  rechtlich  zu  gestalten.  Dasselbe  gilt  auch 
hinsichtlich  der  s.  g.  Gesellschaft,  wenn  und  insofern  dieselbe  Kraft  genug 
besitzt,  sich  organisch  zu  gestalten.  Treten  solche  neben  dem  Staate 
existirende  Wesen  in  Beziehungen  zu  diesem  —  und  in  der  That  ist  dieses 
überall  der  Fall  —  so  eignet  dem  Staate  allerdings  der  Beruf,  auch  diesen 
Beziehungen  und  Verhältnissen  eine  rechtliche  Gestalt  zu  geben,  allein  dann 
kann  sich  sein  Recht  nur  darauf  beschränken,  jene  Beziehungen  unter 
seinen  Rechtswillen  zu  stellen,  aber  nicht  auch  das  übrige  besondere  Leben 
dieser  neben  ihm  stehenden  Wesen  (Autonomie,  autonomisches.  Recht). ') 

§.  78. 

Die  deutschen  Staaten  schaffen  zunächst  ihr  eigenes  Recht,  d.  h.  das- 
jenige, welches  die  öffentliche  Rechtsordnung  darstellt  und  verwirk- 
licht, nämlich  alle  diejenigen  rechtlichen  Bestimmungen,  welche  der  Existenz 
des  Staates  und  der  inneren  Ordnung  seines  Lebens  gelten ,  also  das 
öffentliche  Recht  (Staats-  und  Strafrecht).  Sodann  aber  sind  sie  auch 
die  Schöpfer  desjenigen  Rechts,  welches  die  Verhältnisse  der  Individuen 
oder  der  im  Rechtsverkehre  denselben  gleich  gestellten  Personen  zu  ein- 


Dennoch  ist  seine  erste  und  unabweislichste  Aufgabe  die  Idee  des  Bechtes  in  der  sicht- 
baren Welt  herrschend  zu  machen." 
>)  S.  unten  §.  79. 
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ander  regelt  und  zu  Bechtsverhältnisseii  erhebt ,  des  Privatrechts:  denn 
das  Recht,  welches  über  alle  Individaen  herrschen  soll  und  muss,  kann  nur 
aus  dem  Entschlüsse  der  Gtesammtheit,  wie  diese  sich  in  dem  Staate  dar- 
stellt;  hervorgehen.  Beide  Bechtsgebiete  sind  die  Bereiche  der  Bechts- 
gewalt  des  Staates,  und  die  Staatsgewalt  ist  es,  welche  allein  dem  einen 
oder  anderen  Rechte  das  Dasein  geben  kann,  weil  nur  sie  die  Macht  und 
den  Beruf  hat,  ttber  dem  Willen  und  dem  Vermögen  des  einzelnen  und 
der  einzelnen  Menschen  zu  stehen  und  ihre  gemeinsamen  Beziehungen  durch 
eine  der  Willkür  des  Einzelnen  entzogene  Rechtsregel  und  Rechtsordnung 
zu  sichern.  Das  Recht,  welches  die  Staatsgewalt  zu  schaffen  hat,  ist  sowohl 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  wie  auf  dem  des  Privatlebens  zweierlei 
Art,  indem  es  entweder  die  materiellen  Rechtsregeln  oder  die  Bestimmung 
über  die  Geltendmachung  dieser  im  gerichtlichen  Verfahren  umfasst.  Diese 
Bestimmungen,  welche  unter  dem  Gesammtbegriffe  des  Processes  von 
der  Theorie  und  Gesetzgebung  besonders  behandelt  werden,  betreffen  ent- 
weder das  Criminakecht  oder  das  Privatrecht. 

B.    Umfang. 

§.  79. 
Die  Recht  setzende  Gewalt  eignet  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Lebens  nur  dem  Staate.*)  Es  ist  aber  notorisch  und  augensichtlich,  dass 
auch  ausserhalb  des  Organes  der  Staatsgewalt  eine  Rechtsproduction  vor 
sich  geht  und  dass  dem  nicht  politischen  Rechte  d.  h*  dem  Privatrecfate 
auch  aus  einer  anderen  Quelle,  als  die  der  staatlichen  Gesetzgebung  ist, 
Regeln  und  Bestimmungen  zufliessen.  Vor  Allem  ist  es  bekannt,  dass  die 
„Gewohnheit"  der  rechtsfähigen  Personen  und  der  Wille  einer  rechts- 
beständigen Körperschaft,  die  „Autonomie",  für  das  besondere  Rechtsleben 
dieser  Personen  Normen  gegeben  haben  und  auch  femer  geben  können. 
Wird  indess  diese  Rechtsproduction  genau  betrachtet,  so  lässt  sich  auch 
eine  wesentliche  Beziehung  des  Staates  zu  derselben  bemerken.  Denn  ohne 
die  wenn  auch  ganz  allgemein  und  schon  im  Voraus  ausgesprochene  An- 
erkennung des  Staates  erhält  auch  das  nicht  unmittelbar  aus  dem  Willen 
des  Staates  hervorgegangene  Privatrecht  nicht  die  Bedeutung,  welche  das 
Wesen  des  Rechtes  allererst  ausmacht,  nicht  die  Macht  als  Rechtsregel  zu 
herrschen.')  Der  Staat  ist  vielmehr  die  einzige  Macht,  welche  dem  Rechte, 
welcher  Art  dies  immerhin  sein  möge,  die  ausnahmslose  Anerkennung  zu 
verschaffen  vermag:  der  Staat  kann  aber  von  dieser  Macht  nicht  zu  Gunsten 
eines  von  ihm  nicht  anerkannten  Rechtes  Gebrauch  machen.    Es  ist  eben 


0  Vergl.  Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechts  §.  132  ff. 

')  Ernst  Meier,  Die  Bechtsbildung  in  Kirche  und  Staat  S.  23  ff.  bezeichnet  diese 
Concurrenz  des  Staates  bei  der  Bechtsbildung  durch  Autonomie  als  eine  «Bechtshildungs. 
hoheit"  und  „beaufeichtigende  Gewalt". 
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der  Wflle  des  Staatee,  dass  auch  im  Wege  rechtlicher  Gewohnheit  Becht 
Ar  die  in  solcher  Gewohnheit  lebenden  Personen  entstehen  könne,  and  der 
Staat  selbst  entscheidet,  ob  ein  nicht  durch  die  Organe  seines  Willens  ge- 
schafiener  Rechissats  herrschen  oder  etwa  durch  einen  anderen  ersetzt 
werden  solle.  Die  Recht  schaffende  Gewalt  des  Staates  steht  ttber  der 
irgend  eines  anderen  Wesens.') 

G.    Specielle  Richtungen. 

§.  80. 
Die  Recht  setzende  Gewalt  (Gesetzgebung)  des  Staates  hat  in  drei- 
facher Richtung  sich  zu  bethätigen.  Zuerst  hat  sie  die  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse zu  bezeichnen;  welche  als  Rechtsverhältnisse  aus  den  all- 
gemeinen Beziehungen  des  menschlichen  Lebens  im  Staate  hervorgehoben 
sein  sollen.  Sodann  ist  das  materielle  Recht,  die  Rechtsregel,  deren 
Herrschaft  diese  Verhältnisse  unterworfen  sein  sollen,  zu  bestimmen.  End- 
lich sind  die  Subjecte,  welche  in  diesen  Rechtsverhältnissen  stehen 
können,  zn  bezeichnen.  Denn  eben  dieses  Dreifache  bildet  in  seiner  Ver- 
einigung die  positive  Gestaltung  des  ideellen  Rechtes,  und  gerade  deshalb 
bedurfte  es  einer  ausdrücklichen  Bezeichnnng  dieser  einzelnen  Seiten  der 
Rechtsgewalt  des  Staates  durch  die  Gesetzgebung  nicht.     Dagegen  haben 


*)  Eichhorn,  Deutsche  Staats  nnd  Rechtsgeschichte  Th.  IL  §.  346;  ZachariS, 
Deutsches  Staatsrecht  Th.  11.  S.  139  ff.;  Held,  System  Th.  I.  S.  322.  —  Darum  konnte 
auch  das  Preussische  Landrecht  die  Entstehung  eines  aligemeinen  Gewohnheitsrechtes 
ganz  untersagen.  —  Das  wahre  Sachverhältniss  hezeichnet  sehr  richtig  K.  von  Mohl 
im  Bluntschli-Braterschen  Staats-Wörterbuche  s.  v.  „Gesetz"  S.  270:  „Es  wider- 
spricht seiner  (des  Inhabers  der  Staatsgewalt)  ganzen  Stellung,  dass  etwas  im  Staate 
geschehen  kann,  was  ihm  unbekannt  bleibt  und  rieUeicht  sogar  mit  seinen  Ansichten 
und  seinem  WiHen  im  Widerspruche  steht.  Die  Einheit  des  Staates  und  die  allbeherr- 
sehende  Macht  der  Staatsgewalt  würden  dadurch  aufgelöst.  Es  soll  damit  nicht  gesagt 
sein,  dass  nur  das  Staatsoberhaupt  ein  Gesetzgebungsrecht  haben  könne:  im  Gegentheile 
smd  Tiele  Modificationen  hier  möglich :  aber  keine  gesetzgebende  Function  kann  bestehen, 
ohne  dass  ihm,  wo  er  es  nothwendig  findet,  eine  Initiative  und  ein  Veto  zustände."  Es 
darf  dieses  indess  nicht  so  verstanden  werden,  als  sei  das  Gewohnheitsrecht  ursprunglich 
em  Zugeständniss  des  Gesetzgebers;  dasselbe  ist  vielmehr  seiner  Natur  nach  die  Ursprung- 
üchste  Rcchtsquelle.  Vergl.  Stahl,  Bechts-  und  Staatslehre  Abth.  L  S.  237.  —  Die  Aus- 
fuhnmgcn  bei  von  Mohl,  Würtembergisches  Staatsrecht  Th.  I  S.  79  ff  über  die  Frage, 
ob  die  Gültigkeit  eines  Gewohnheitsrechtes  von  den  verfassungsmässigen  Formen  der 
Gesetzgebung  abhängig  sei,  und  welche  zu  dem  Resultate  führen,  dass  das  Gewohnheits- 
recht die  Zustimmung  desjenigen  politischen  Organes,  welches  zur  Normirung  des  con- 
creten  Gegenstandes  das  zuständige  sei,  bedürfe,  um  rechtsverbindliche  Kraft  zu  haben, 
dürften  werthloa  zu  nennen  sein,  da  in  Wirklichkeit  der  Fall  nie  wird  eintreten,  dass  der 
gesetzgebende  Körper  Veranlassung  hat  die  gewohnheitsrechtliche  Regelung  einer  An- 
gelegenheit, welche  sonst  Gegenstand  der  legislatorischen  Thätigkeit  sein  würde,  zu 
sandaoniren.  Es  würde  dann  vielmehr  das  Gewohnheitsrecht  sich  einfach  in  gesetzliches 
umwandeln. 
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fii8t  alle  deutschen  Verfassongsgeßetze  fbr  ni^thig  gehalten  ^  die  Verleihung 
der  Gorporationsrechte  d.  h.  der  Fähigkeit  nicht  physischer  Personen, 
Snbjecte  in  vermögensrechtlichen  Verhältnissen  zu  sein,  als  ein  ausschliess- 
liches Recht  der  Staatsgewalt  zu  urgiren.^  Di^  hat  indess  nur  einen 
äusserlichen  Grund.-  Weil  nämlich  diese  Verfassungsgesetze  im  Allgemeinen 
den  Unterthanen  das  Becht  zu  freien  gesellschaftlichen,  gewerblichen,  po- 
litischen und  dergleichen  Vereinigungen  zugestehen,  so  betonen  sie  jenes 
Recht  der  Staatsgewalt^  um  die  irrige  Schlussfolgerung  zu  verhüten,  dass 
jenes  Vereinsrecht  etwa  auch  die  juristische  Persönlichkeit  als  selbstver- 
ständliche Gonsequenz  in  .sich  schliesse.') 

D.    Arten. 

§.  81. 
Der  Staat  bestimmt  die  objective  Rechtsordnung,  indem  er  für  neue 
Verhältnisse  neues  Recht  giebt,  fttr  veränderte  das  bisherige  Recht 
ändert  und  das  inhaltlos  gewordene  oder  der  ratio  juris  nicht  mehr  ent- 
sprechende Recht  beseitigt.  Es  ist  die  Einsicht  des  Staates,  welche 
allein  ermisst,  ob  und  wann  und  wie  das  objective  Recht  in  seinen  Grenzen 
ergänzt,  geändert  oder  beseitigt  werden  soll,  und  hat  der  Staat  bei  der 
Erfüllung  dieses  seines  Berufes  nur  von  den  auch  seinen  Zweck  bestimmen- 
den Prinzipien  sich  leiten  zu  lassen.  Die  einmal  bestehende  Rechtsordnung 
mit  den  einzelnen  Rechtsregeln  steht  ihm  dabei  nicht  entgegen,  und  es 
hindert  die  Entstehung  neuen  Rechtes  nicht,  dass  dasselbe  eine  Rechtsregel 
beseitigt,  deren  Anwendung  irgend  Jemanden  zu  Gute  kam,  während  der 
neue  Rechtssatz  dieses  Vortheils  ihn  beraubte  oder  gar  ihm  im  Verhältniss 


*)  Preussische  Verfassiingsiirkunde  Art  31:  „Die  Bedingungen,  unter  welchen 
Gorporationsrechte  ertheilt  oder  y erweigert  werden,  bestimmt  das  Gesetz;"  Meiningen- 
sches  Grundgesetz  §.28:  „-—  das  Becht  der  Persönlichkeit,  die  Fähigkeit  auf  den  Namen 
der  Gesellschaft  Grundeigenthum  zu  erwerben,  Beamte  zu  bestellen,  ein  Siegel  zu  fQhren, 
und  Statuten  zu  errichten,  erlangen  sie  (die  „Gesellschaften")  nur  durch  die  Bewilligung 
des  Staates;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  99:  „Die  Verbindung  mehrerer  Landes- 
unterthanen  zu  einem  gemeinschaftlichen  bürgerlichen  Lebenszwecke  kann  nur  dann  auf 
das  Becht  der  Gesammtpersönlichkeit  als  Corporation  im  Staate,  gültigen  Anspruch 
machen,  sobald  solche  Verbindung  die  Genehmigung  und  Anerkennung  der  Staatsregierung 
erhält;"  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  46:  „Die  Ertheilung  von  Corporations- 
rechten  steht  der  Staatsregirung  zu;"  Schwarzburg -Sondershansensches  Yer- 
fassungsgesetz  §.  36  (wie  in  Preussen).  —  Die  Verleihung  von  „Corporationsrecht"  fallt 
übrigens  nicht,  wie  Zöpfl,  Grundsätze  §.  481  sagt,  unter  die  Kategorie  der  Privilegien- 
ertheüung. 

*)  Sehr  deutlich  bezeichnet  dieses  das  Meiningensche  Grundgesetz  §.  28:  „Es  ist 
zwar  den  Unterthanen  nicht  verwehrt,  zu  Zwecken,  welche  an  sich  nicht  gesetzwidrig 
sind,  Gesellschaften  zu  stiften;  allein  das  Becht  der  Persönlichkeit"  etc.  (siebe 
vorige  Note).    VergL  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  46. 
# 


--To- 
ra seinem  frftheren  Sechtsbesitze  Nachtheile  znfllgte.*)  Weil  aber  die  Herr- 
schaft eines  fiechtssatzes  allererst  mit  dem  Augenblick  seines  rechtlichen 
Daseins  beginnen  nnd  niemals  auf  zurückliegende  Zustände  und  das  daran 
haftende  Recht  bezogen  werdeu  kann,  so  bleibt  auch  das  Becht  schaffende 
Recht  des  Staates  vor  den  bereits  eingetretenen  Wirkungen  der  bisherigen 
Rechtsordnung  oder  Rechtsregel  stehen,  und  kann  nur  die  fernere  Rechts- 
bedeutung der  unter  anderen  Regeln  entstandenen  Verhältnisse  Gegenstand 
der  Rechtsschöpfungen  des  Staates  sein.*) 

£.    Bestimmende  Prinzipien, 

§.  82. 
Der  Staat  hat  als  die  Recht  schaffende  Gtewalt  den  Gleisen  zu  folgen, 
welche  das  öffentliche  und  das  bürgerliche  Leben  im  Staate  zieht  Die 
Bedürfnisse  der  Menschen  und  ihres  Verkehres,  die  Entwicklung  der  realen 
Verhältnisse  im  Staate  und  der  Fortschritt  der  geistigen  und  sittlichen 
Bildung  des  Volkes  sind  die  den  Umfang,  die  Art  und  die  Gegenstände 
der  Aufgaben  dieser  Gewalt  des  Staate^  bestimmenden  Momente.  Die  deut- 
schen Staaten  haben  aber  auch  noch  die  besondere  Rttcksicht  zu  nehmen, 
dass  die  Rechtsbildung  in  ihnen  auch  der  individuellen  Mannigfaltigkeit  der 
Verhältnisse  in  ihren  einzelnen  Bestandtheilen  Rechnung  zu  tragen  hat. 
Wie  die  Staaten  aus  so  mancherlei  Stämmen  und  Provinzen  im  Laufe  einer 
wechselvollen  Geschichte  gebildet  worden,  so  sind  auch  die  rechtlichen  und 
einer  rechtlichen  Gestaltung  bedürftigen  Zustände  in  ihnen  mannigfacher 
Art.  Gleichwohl  bleibt  die  Einheit  des  Rechtes  im  Staate  ein  wesentliches 
Ziel  der  Recht  bildenden  Gewalt  des  Staates,  da  in  ihr  die  organische 
Einheit  seines  eigensten  Wesens  den  treusten  Ausdruck  findet.  Die  das 
Ziel  der  einheitlichen  Gestaltung  des  geltenden  Rechtes  verfolgende  Codi- 
fication  des  geltenden  Rechtes,  des  öffentlichen  wie  des  bürgerlichen,  bleibt 
dämm  den  deutschen  Staaten  vorbehalten,   wenngleich  weitere  politische 


0  Die  „irolüerworbeneii  Rechte  **  (vergl.  oben  §.  55  if.)  stehen  der  Becht  schaffenden 
Gewalt  des  Staates  nicht  entgegen,  da  dieses  individuelle  Recht  nicht  einen  Ansprach 
daraaf  hat,  dass  die  Bechtsregel,  welche  dasselbe  begrilndete  und  hielt,  unverändert 
bleiben  mtLsse.  Das  wohlerworbene  Becht  hört  mit  dem  Bechtssatze  auf,  durch  welchen 
dasselbe  bedingt  war,  und  kaan  nur  in  Frage  kommen,  ob  der  Staat  einer  Billigkeit, 
die  aufgehobenen  Bechte  der  Privatpersonen  zu  entschädigen,  zu  genügen  sich  entschliesst. 
Das  Prinzip  sprach  sehr  richtig  das  (Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  §.39)  aus: 
«Glaubt  Jemand  durch  einen  Staatsvertrag  oder  durch  die  Gesetzgebung  in  seinen  wohl- 
enroTbenen  Rechten  sich  verletzt,  so  kann  er  deshalb  einen  Bechtsanspruch  weder  wider 
die  Krone,  noch  wider  eine  Verwaltungsbehörde  bei  den  Gerichten  des  Landes  geltend 
machen." 

')  Nur  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  47  sprach  das  Prinzip,  dass  kein  neues 
Gesetz  r&ckwirkende  Erafb  haben  könne,  ausdrücldich  aus.  Diese  Singularität  beweist 
nur  die  Allgemeinheit  des  Prinzipes. 
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Bfleksichtnahmen  die  Zeit  ihres  Eintritts  zu  bestimmeD  nnd  etwa  nocli  za 
TersehiebeB  haben,  oder  aneb  Ausnahmen  davon  begründen  mtlssen.*) 

§.  83. 
Nachdem  bereits  das  Handelsrecht  zum  Gegenstande  einer  gemeinsamen 
Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten  durch  deren  freiwillige  Vereinbarung 
geworden  und  eine  gleiche  Gestaltung  des  Civilprocessee  in  Deutschland 
wenigstens  emstlichst  versucht  worden,  hat  die  Errichtung,  des  Norddeut- 
schen Bundes  ein  internationales  Gebiet  der  Rechtsschöpfung  geschaffen. 
Abgesehen  von  der  Vereinbarung  der  Bundesstaaten  über  die  gleichmässige 
Behandlung  staatsrechtlicher  Angelegenheiten,  wie  des  Indigenats,  des 
Staatsbttrgerrechts,  des  Militairwesens  u.  dergl.*)  ist  vor  Allem  die  gemein- 
same Gesetzgebung  Über  das  Obligationenrecht,  Strafrecht,  Handels-  und 
Wechselrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren  der  Gesetzgebung  dieses 
Bundes  überwiesen  und  ist  dadurch  wenigstens  innerhalb  des  Gebietes 
dieses  Bundes  eine  materielle  Einheit  fbr  diese  Theile  der  Rechtsordnung 
gesichert*) 

8.    Der  Bechtssehnts. 
A.    Gegenstand. 

§.  84. 
Der  staatsseitige  Rechtsschutz  hat  sich  auf  zwei  Gebieten  zu  bethätigen, 
indem  es  dem  Schutze  der  absoluten  Rechtsordnung  oder  der  Herr- 


0  Die.  Zustände  der  Becbtsbildiing  in  Deutschland  sind  sehr  verschiedene.  In 
Preussen  nnd  Baiern  gilt  ein  allgemeines  Landrecbt,  jedoch  in  dem  ersteren  Staate 
anch  noch  mit  erheblichen  territorialen  Ausnahmen.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten 
wird,  etwa  mit  Ausnahme  der  kleineren  Staaten,  weder  formelle  noch  materielle  Rechts- 
einheit  zu  finden  sein,  und  ist  von  einer  legislatorischen  Neu-  und  Umbildung  der 
bürgerlichen  Rechtszustande  wohl  kaum  die  Kode.  Das  Kriminalrecht  hat  in  den  deut- 
schen Staaten  die  beste  legislatorische  Pflege  erhalten  und  erfreuen  sich  jetzt  die  bei 
Weitem  meisten  deutschen  Staaten  eines  in  dem  ganzen  Umfange  des  Staates  geltenden 
Eriminalgesetzbuches.  —  Einige  deutsche  Staaten  haben  den  Grundsatz  der  formellen 
Bechtseinheit  im  Staate  auch  zu  einem  politischen  Grundsatz  gemacht^  Vgl.  Baiersche 
Yerfassungsurkunde  Tit.  YIII.  §.  7:  „Es  soll  für  das  ganze  Königreich  ein  und  dasselbe 
bürgerliche  und  Strfifgesetzbuch  bestehen";  Grossherzoglich  Hessische  §.  103:  „Für 
das  ganze  Grossherzogthnm  soU  ein  bürgerliches  Gesetzbuch,  ein  Strafgesetzbuch  und  ein 
Gesetzbuch  über  das  Verfahren  in  Bechtssachen  eingeftlhrt  werden.  *"  Die  Nothwendigkeit 
der  dauernden  Anerkennung  proyinzieller  Eigenthümlichkeiten  ist  namentlich  in  dem 
Königreich  Preussen  constatirt,  seitdem  die  Annexionen  von  1866  der  Monarchie  Provinzen 
einer  selbständigen  politischen  Entwicklung  zuführten. 

•)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  3  und  4. 

^)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4  Nr.  13.  Der  Entwurf  hatte  nur  die 
geroeinsame  Ciyil-Process^Ordnung  und  das  gemeinsame  Concurs-Verfahren,  Wechsel-  und 
Handelsrecht  zu  Gegenständen  der  Bundesgesetzgebung  ausgewiesen. 
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sehaft  des  Oereebten,  dann  aber  auch  der  Sichemng  des  objectiven 
Rechtes  der  ^seinen  rechtsftbigen  Snbjecte  im  Staate  gilt  Ebenso  moss 
die  das  Unrecht  abwehrende  Staatsgewalt  auch  zwei  Bichtangen  gleicher 
Weise  verfolgen  nnd  sich  zugleich  gegen  die  absolute  Idee  des  Unrechtes 
und  gegen  die  Verletzungen  der  positiven  Qestaltnngen  der  Bechtsideen 
riehten.  In  jener  Richtung  hat  die  Staatsgewalt  vor  Allem  die  Gerechtig- 
keit in  ihrem  eigenen  Willen  herrschen  zu  lassen  und  dadurch  das  aus 
diesem  Willen  entfliessende  Recht;  die  rechtliche  Ordnung,  von  Ungerechtig- 
keit frei  zu  halten  oder:  sie  hat  zu  yerhtlten,  dass  nicht  das  Ungerechte 
und  Rechtswidrige  in  der  Gestalt  des  positiven  Rechtes  in  die  objectiv 
beiTsehende  Rechtsordnung  hineindringe.  In  der  anderen  Richtung  schlitzt 
der  Staat  dagegen  das  positiv  geltende  Recht  gegen  den  dolus  oder  die 
cidpa  aller  willens-  und  handlungsfiihigen  Subjecte.  Dort  fordert  die  Mög- 
lichkeit der  menschlichen  Verkennung  des  Gerechten  und  der  Geltend- 
machung des  Unrechts  als  Recht  (summum  jus  summa  injuria)  die  Staats- 
gewalt zur  Wachsamkeit  auf,  während  hier  der  individuelle  Wille  im 
grösseren  oder  geringeren  Bewusstsein  der  Ungerechtigkeit  handelt  und 
das  erkannte  und  erkennbare  Recht  verletzen  will.  Immer  handelt  es  sich 
aber  um  den  Schutz  des  Rechtes  gegen  das  Unrecht  und  nicht  etwa 
um  den  Schutz  der  durch  das  positive  Recht  begründeten  äusseren  Zustände. 
Auch  diese  hat  die  Staatsgewalt  vor  Verletzungen  möglichst  zu  sichern; 
allein  hier  tritt  er  nicht  als  Recbtsgewalt,  sondern  als  Polizeigewalt  auf 
ODd  beide  nnterscheiden  sich  nach  den  Cbbieten^  Zwecken  und  Formen 
ihrer  Bethätigung  sehr  wesentlich. ') 

§.  85. 
Als  Object  des  rechtlichen  Schutzes  der  Staatsgewalt  ksam  nur  das 
positive  Recht  erscheinen,  da  nur  dieses  ein  reell  Existentes  ist.    Wie 


0  TergL  unten  §.  195  ff.  A.  M.  ▼.  Aretin,  Staatsrecht  der  constitationellen  Mon- 
archie, Bd.  IL  S.  237;  Zöpfl,  Grundsatie  Th.  I.  S.  766  Note  2,  welche  den  Unterschied 
im  materiellen  Gehalte  des  rechtlichen  und  polizeilichen  Schutzrechts  der  Staatsgewalt 
nicht  beachten  nnd  alle  Schatzgewalten  des  Staates  als  die  Polizeigewalt  desselben  zusam- 
menfassen. Den  richtigen  Sachverhalt  hat  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Th.  IL  §.  168 
UargntelH;  yergL  8.  596:  „Dass  auf  dem  Wege  Rechtens  dem  ünterthan  sein  Recht 
nicht  verletzt,  die  WiederhersteUung  nicht  versagt  werde,  ist  ihr  Bereich,  dagegen  dass 
die  faktischen  Qe&hren,  die  möglicher  Weise  den  Rechten  drohen,  beseitigt  werden,  das 
ist  nicht  Sache  der  Gerechtigkeit  des  Staates,  sondern  seiner  Weisheit,  nicht  Sache  der 
Bechtspflege,  sondern  der  Polizei.*  —  In  anderem  Sinne  sprechen  von  Mohl  Praeventiv- 
JQfitiz  2.  Auflage  1845  und  Weiss  .System  §.  349  und  350  von  der  «Rechtspolizei ",  indem 
sie  daranter  die  Sicherung  des  Rechtes  gegen  widerrechtliche  Handlungen  verstehen 
nnd  die  gesammte  Rechtspolizei  als  einen  Bestandtheil  der  Rechtspflege  des  Staates  be- 
trachten. Dabei  wird  dann  hauptsachlich  an  die  Frage  gedacht,  ob  die  Justiz-  oder  die 
Poliiei-Organe  der  Staatsgewalt  die  Rechtspolizei  wahrzunehmen  haben.  Diese  Frage  ist 
indeas  hier  noch  ohne  Interesse,  da  es  sich  vorlaufig  nur  um  das  Prinzip  der  Eintheüung 
des  Bechtes  der  Staatsgewalt  handelt. 
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Bun  das  positive  Recht  theils  die  absolute  oder  objective  BechtsordnuDg, 
das  plastische  Bild  der  herrschenden  Gerechtigkeit,  theils  das  subjectiv 
erworbene  Becht,  die  nur  in  dem  Individuum  verwirklichte  Bechtsregel^  ist, 
so  ist  auch  das  Gebiet  dieses  Schutzrechtes  der  Staatsgewalt  ein  zwei- 
faches. Aber  es  gilt,  das  gesammte  Becht  im  Staate,  das  öffentliche 
wie  das  nicht  öffentliche,  und  das  Recht  eines  jeden  Subjectes  zn 
schützen.  Denn  das  ist  eben  der  Charakter  des  Staates,  welcher  ein  Zu- 
stand des  Gerechten  sein  will  und  muss,  dass  einem  jeden  im  Staate 
lebenden  Rechtssubjecte  der  Genuss  seines  und  alles  seines  Rechtes  ge- 
sichert ist,  und  dass  die  absoluten  Ideen  des  Gerechten  alle  Verhältnisse 
des  im  Staatsgebiete  sich  darstellenden  menschlichen  Lebens  unverbrüchlich 
beherrschen.  0  Je  vollständiger  die  Sicherung  des  Rechtes  dem  Staate 
gelingt,  desto  fester  gründet  er  seine  eigene  Existenz. 

B.    Arten. 

§.  86. 
Die  absolute  Rechtsordnung,  das  objective  Recht,  schützt  der 
Staat  gegen  rechtswidrige  Handlungen  der  Menschen  durch  Bedrohung  der- 
jenigen Handlungen,  welche  er  als  Verletzungen  dieser  Rechtsordnong 
betrachtet,  mit  weltlichen  Strafen,  also  durch  eine  Abwehr  des* rechts- 
widrigen Willens.')  Durch  einen  solchen  psychischen  Zwang  vermag  indess 
die  Staatsgewalt  nach  ihrem  innersten  Wesen  nur  einen  relativen  Schatz 
zu  üben,  indem  deren  Wirksamkeit  immer  noch  durch  ein  ausser  ihrer 
Machtsphäre  liegendes  Moment,  den  individuellen  Willen  des  Menschen, 
bedingt  ist.  Denn  soll  dieser  nicht  zu  der  das  Recht  in  seiner  absoluten 
Ordnung  oder  in  seiner  concreten  Verwirklichung  verletzenden  That  wer- 
den, so  muss  unmittelbar  auf  die  psychische  Geui^is  der  That,  den  inneren 
Willen,  gewirkt  und  aus  diesem  die  widerrechtliche  und  unsittliche.  Substanz 
fern  gehalten  werden.  Vermag  dieses  die  Androhung  der  Bestrafong  der 
Rechtswidrigkeit  nicht,  so  cessirt  die  Macht  des  Staates,  den  individuellen 
Willen  seiner  Unterthanen  in  den  Grenzen  des  Gerechten  zu  erhalten  und 
das  Recht  gegen  Verletzungen  zu  sichern.  Dann  kann  der  Staat  nur  an 
die  Gewalt  der  Sittlichkeitsanstalten,  der  Kirche  oder  der  sonstigen  religiösen 


')  VergL  z.B.  Badenaches  Yerfassungsgesetz  §.22:  „Jede,  Yon  Seiten  des  Staates 
gegen  seine  Gläubiger  übernommene  Verbindlichkeit  ist  unverletzlich";  Baiersche  Ver- 
fassungsurkunde Tit.  IV.  §.  8:  «Der  Staat  gewahrt  jedem  Einwohner  Sicherheit  seiner 
Person,  seines  Eigenthums  und  seiner  Rechte";  Altenburgsches  Staatsgrundgesetz  §.  54: 
„Der  Staat  sorgt  filr  die  Sicherheit  des  Privateigenthums." 

*)  Damit  hat  aber  das  Erimlnalrecht  nicht  auf  das  Prinzip  des  psychischen  Zwanges 
der  Fenerbachschen  Schule  gegründet  sein  sollen.  Im  Texte  galt  es  eben  nur,  diesen 
einen  Erfolg  der  Strafe  hervorzuheben,  und  wird  nicht  gefragt,  ob  dieser  eine  Erfolg 
der  letzte  Grund  des  Strafrechts  der  Staatsgewalt  sei.    VergL  unten  §.  94. 
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Qemeinscfaaft,  welcher  der  Einzelne  angehört,  appelliren.  Die  Htllfeleistang 
vpn  dieser  Seite  wird  aber  anch  eine  erfolgreichere  sein,  da  diese  Anstalten 
als  für  das  geistige  Leben  geschaffen  auch  mit  geistigen  Mitteln,  die  dem 
Staate  fem  stehen,  wirken. 

§.  87. 
Der  privatrechtlichen  Rechtssphäre  gewährt  der  Staat  durch 
positivere  nnd  änsserlichere  Anstalten  Schntz.  Diese  sind  von  der  Doctrin 
unter  dem  Begriff  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zusammengefasst, 
obwohl  diese  Bezeichnung  das  Wesen  der  Sache  auch  nicht  im  Entferntesten 
triffi.*)  Die  materielle  Bedeutung  dieser  Species  des  Rechtes  der  Staats- 
gewalt beruht  darin,  dass  Verletzungen  der  Gerechtigkeit  durch  das  positive 
Recht  selbst  vermieden  oder  dass  begründete  Rechte  besonders  gesichert 
werden  sollen.  Es  handelt  sich  hier  nicht  ausschliesslich  um  die  Sicherung 
der  subjectiven  Rechte  gegen  Angriffe,  welche  die  dolose  Absicht  Unberech- 
tigter wagen  kann,  oder  um  Verletzungen,  welche  aus  dem  Unrecht  und 
der  Ungerechtigkeit  Einzelner  hervorgehen  können,  sondern  hier  gilt  es 
zugleich  die  Gefahren  abzuwehren,  welche  die  consequente  Geltendmachung 
einer  objectiven  Rechtsregel  dem  subjectiven  Rechte  oder  vielmehr  dem 
persönlichen  Gerechtigkeitsanspruche  des  unter  dieser  Rechtsregel  Stehenden 
droht,*)  So  ist  —  um  ein  Beispiel  zu  geben  —  unbestritten  Rechtens  und 
gerecht,  dass  eine  obligatorische  Vereinbarung  die  Gontrahenten  bindet. 
Da  indess  der  Gontractabschluss  selbst  aus  mangelnder  Einsicht  oder  aus 
leichtfertiger  Unbedachtsamkeit  eines  Theiles  hervorgehen  und  also  die 
rechtmässige  Folge  des  Gontractes  zwar  nicht  mit  den  rechtlichen  Prinzipien, 
wohl  aber  mit  dem  klareren  subjectiven  Wollen  und  Wohle  des  Gontra- 
henten collidiren  kann,  so  sorgt  die  Staatsgewalt  durch  Anordnung  be- 
stimmter Förmlichkeiten  des  Gontractabschlusses  als  der  Bedingungen  seiner 


')  Der  Ausdrack  erUfirt  sich  ans  dem  fiosserlichen  nnd  znfalligen  Umstände,  dass  die 
Wahrnehmang  dieser  praeventiyen  Bechtssorge  des  Staates  durch  die  gerichtiichen  Organe 
geseliali.  Dnrch  das  Epitheton  „freiwillig"  hat  dann  wieder  angedeutet  werden  sollen, 
dass  hier  gleichwohl  keine  richterliche  Thätigkeit  in  Frage  komme,  wie  dies  auch  in 
der  That  der  Fall  ist.  Yergl.  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  379;  Zöpfl,  Grundsätze 
Th.  I  S.  766  Note  2;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  S.  204;  Weiss,'  System 
§.  340;  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Th.  H.  S.  168.  ~  Die  deutschen  Yerfassnngs- 
gesetze  erwähnen  dieses  Rechtes  nicht  ausdrücklich,  weil  dasselhe  notorisch  der  Staats- 
gewalt eignet,  die  näheren  Bestimmungen  über  seine  Geltendmachung  aher  ein  vorwiegend 
priyatrechtliches  Interesse  haben.  Nur  das  Oldenburgsche  Bevidirte  Staatsgrundgesetz 
bestimmt  im  Art.  214:  „Die  Einführung  des  Notariats,  die  Verbesserung  des  Vormund- 
Schaftswesens  etc.  —  bleibt  der  Gesetzgebung  vorbehalten."  Vergl.  Bernburgsches 
Landesverfassungsgesetz  §.  38. 

^  Darum  zu  eng  die  Bestimmung  der  Aufgabe  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bei 
von  Rönne  Preossisches  Staatsrecht  Bd.  11,  AbtheiL  2.  §.  317,  welcher  dieselbe  darauf 
besdirftakt,  «der' 'lE^tstislfuiig  von  Reehtestreitigkeiten  und  Verletzungen  des  Eigenthums- 
rechtes  der  StaHtsbürger  möglicbst  vorzubeugen." 
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rechtlichen  Wirksamkeit  ALr  die  Sicherung  des  individaelien  Beohtsyeikehres 
gegen  die  Gefahr  einer  nachtheiligen  Wirkung  der  absoluten  Rechtssätze. 
Oder:  das  Recht  selbst  nimmt  auf  die  dem  jugendlichen  Lebensalter  man- 
gelnde Urtheilskraft  und  Einsicht  durch  die  Ausnahmsbehandlung  der  Rechts- 
geschäfte der  Minderjährigen  Rücksicht ;  dann  muss  es  die  Sorge  der  Staats- 
gewalt sein,  dass  die  beistandsbedttrftige  Jugend  die  nothwendige  yormund- 
schaftliche  Fürsorge  und  Vertretung  findet.  In  allen  solchen  Fällen  ist 
nicht  von  einer  „Gerichtsbarkeit"  des  Staates,  sondern  allein  von  einem 
Rechtsschutze  durch  die  Staatsgewalt  die  Rede,  aber  nicht  sowohl  von 
einem  Schutze  der  positiven  Rechtsregel  oder  von  einer  Sicherung  ihrer 
concreten  Herrschaft,  als  vielmehr  von  dem  Schutze  der  Gerechtigkeit  gegen 
Verletzungen  durch  die  Anwendung  des  Rechtes  im  einzelnen  Falle,  also 
von  dem  Schutze  des  Prinzipes  gegen  die  aus  seiner  eigenen  Gonsequenz 
im  einzelnen  Falle  der  Anwendung  entspringenden  Gefahren.*)  Die  ein- 
zelnen Institute,  welche  diesen  Rechtsschutz  gewähren  sollen,  sind  übrigens 
in  dem  positiven  Rechte  verschieden  bestimmt.*)  Sie  haben  theils  diesen 
Zweck  der  Sicherung  der  Gerechtigkeit,  zum  grösseren  Theil  aber  nur  die 
Bestimmung,  ein  einmal  begründetes  Recht  durch  Sicherung  seiner  Beweis- 
barkeit zu  schützen.') 

8.   Heilmig  dea  verletzten  Rechtes. 
A.    Zuständigkeit  der  Staatsgewalt. 

§.  88. 
Die  Erfahrung  aller  Staaten  hat  es  bewiesen,  dass  den  Verletzungen 
des  Rechtes  und  der  Rechtsordnung  nicht  soweit  vorgebeugt  werden  kann, 
dass   Unrecht   und  Verbrechen   unmöglich   werden.     Die   Bedrohung  der 


*)  Unklar  ist  die  Auffassung  des  rechtlichen  Inhalts  dieses  Rechtes  der  Staatsgewalt 
hei  Held,  System  Th.  I.  S.  52.  Diese  staatsseitige  Ueberwachung  des  priratrechtlicben 
Verkehres  hetrachtet  derselbe  als  einen  „Grenzpunkt  der  öffentlichen  und  Privatrechte,  nsd 
zwar  als  einen  solchen,  wo  die  Grenzen  beider  Gebiete  in  einander  fli essen **.  Held  findet 
das  Bechtfertigungsprinzip  dieser  politischen  Competenz  nur  darin,  .dass  die  Gesetze  in 
diesen 'Fällen  das  öffentliche  Wohl  für  wichtiger  halten,  als  die  freie  Bewegung  der  ein- 
zelnen ludiyiduen,  uud  es  daher  gerechtfertigt  sehen,  entweder  den  Einzelnen  auch  Ti84-Tis 
dem  Einzelnen  als  Bürger  zu  betrachten  und  ihn  absolut  zu  binden,  oder  Leute,  die  sie 
nicht  für  vollkommene  Bürger  betrachten  können,  auch  in  Frivatdispositionen,  bei  welchen 
wichtige  politische  Bücksichten  mit  vorhanden  sind,  zu  beschränken."  Das  Fehlsame 
dieser  Argumentation  ist  die  Hereinziehung  der  politischen  Qualification  des  Menschen  in 
die  Analyse  der  seinem  rein  privatrechtlichen  Verkehr  geltenden  Rechtsprinzipien.  Der 
Staat  hilft  durch  seinen  Rechtsschutz  nicht  dem  „nicht  für  vollkommen  betrachteten 
Bürger^,  sondern  lediglich  dem  hül&bedürftigen  Menschen. 

*)  Dahin  sind  zu  zählen  das  Notariats-,  Hypotheken-,  Yormundschafts- Wesen. 

*)  Z.  B.  durch  Vorschriften  über  die  Bechtsgültigkeit  des  Geschäftes  bedingende  Cob- 
tractsförmlichkeiten:  Oeffentlichkeit  und  Gerichtlichkeit  der  Rechtsgeschäfte  u.  dergL 
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RechtsverletzoDgen  mit  weltlichen  Strafen  und  sonstigen  äosserliehen  Nach- 
theilen  hat  noch  niemals  einen  Staat  vor  Verbrechen  gesichert;  trotz  der 
blutigsten  Strafgesetze  haben  Verbrechen  und  allerlei  Ungerechtigkeit  sich 
noch  immer  von  Neuem  wiederholt.  Nicht  mächtiger  hat  die  Gewährung 
der  gerichtlichen  Klage  vor  Verletzung  und  Nichtachtung  privatrechtlicher 
Verhältnisse  zu  schützen  vermocht.  Ist  nun  das  Recht  verletzt,  so  hat  die 
Staatsgewalt  den  Beruf,  dasselbe  zu  heilen  und  zu  stthnen.  Jede  Selbst- 
hfllfe  oder  vielmehr  jede  Selbstrache  ist  selbst  wieder  eme  Verletzung  der 
Rechtsordnung.^)  Sie  würde  die  Gewaltthat  des  Unrechts  mit  Gleichem 
erwiedem  und  das  Unrecht  fortsetzen  und  verschlimmem,  anstatt  es  zu 
heilen.  Um  so  ernster  ist  der  Beruf  der  Staatsgewalt,  das  gekränkte  Recht 
wieder  zur  Geltung  zu  bringen  und  jeden  Bruch  der  Rechtsordnung  wieder  * 
zu  heilen.  Ob  es  das  eigenste  Recht  des  Staates  oder  ob  es  das  Recht 
der  Privatperson  war,  das  verletzt  wurde,  modificirt  den  Umfang  jenes 
Rechtes  nicht.  Beides  ist  die  heilige  Forderung  der  Gerechtigkeit  und, 
Wo  dieser  entgegengetreten  ist,  da  ist  die  Staatsgewalt  berufen,  das 
geschehene  Unrecht  zu  bekämpfen  und  der  verletzten  Gerechtigkeitsidee 
Genugthuung  zu  verschaffen.')  Der  Staat  hat  fUr  die  Heilung  alles  verletzten 
Rechtes  zu  sorgen,  über  und  wider  alle  Rechtsverletzungen  zu  richten.') 

')  Bekanntlich  konnte  das  Bechtsleben  des  Mittelalters  sieb  an  einen  Verzicht  auf 
die  Selbsthülfe  im  Fanstrecbt  nicht  gewöhnen,  nnd  erst  dem  letzten  nnd  „ewigen"  Land- 
frieden von  1495  gelang  es,  die  deutschen  Beichsstände  von  den  unheilvollen  Befehdnngen 
fem  zu  halten.  Aber  noch  der  Westphälische  Friedensschloss  hielt  es  nicht  für  über- 
flüssig, im  Artikel  XVH  §.  7  die  Bestimmung  aufzunehmen:  „NulU  omnino  Statuum 
imperii  licet  jus  suum  vi  vel  armis  persequi;  sed  si  quid  controversiae,  sive  jam  exortum 
Bit,  sive  posthac  inciderit,  unusquisque  jure  experiatur,  secus  faciens  reus  sit  fractae 
pacis.*  —  Diese  Verbote  der  Selbsthülfe  galten  aber  und  brauchten  nur  zu  gelten  für 
die  Beichsstände,  nicht  auch  für  die  Unterthanen  in  den  Territorien;  denn  diese  lebten 
aas  selbstverständlichen  Gründen  schon  länger  in  den  Schranken  des  Rechtes,  wenigstens 
seitdem  die  germanische  Sitte  der  Blutrache  der  öffentlichen  Strafe  gewichen  war.  —  An 
das  ständische  Recht  der  Selbsthülfe  erinnert  auch  noch  die  s.  g.  alte  Union  derMecklen- 
burgschen  Landstände  vom  1.  August  1523  (in  hochdeutscher  üebersetzung  bei 
Zachariä,  Sammlung  S.  777  ff.).  —  üeber  die  Ausschliesslichkeit  der  Strafrechtspflege 
des  Staates  vergl.  auch  Eöstlin,  System  des  deutschen  Strafrechts  Th.  I.  §.  27  ff. 

»)  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  IL  §.  58:  „Das  Gericht  (richteriiche  Gewalt) 
ist  die  Wiederherstellung  de's  verletzten  Gesetzes  gegen  das  Individuum 
durch  Eingriff  in  seinen  Rechtskreis,  sei  es  für  Aufrechthaltung  der  Rechte  Anderer 
oder  dee  Ansehens  -des  Gesetzes  selbst" 

^  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  L  S.  403:  »Das  ürtheilen  in  dem  Sinne, 
das  Recht  im  einzelnen  Falle  zu  erkennen  und  auszusprechen,  ist  gar  nicht  nothwendig 
eme  obrigkeitliche  Function,  noch  die  Ausübung  einer  selbständigen  staatlichen  Gewalt 

oder  Macht  (vergL  den  folgenden  §.). Das  Richten  dagegen,  d.  h.  die  Gewährung  des 

Beehtsschutzes  und  die  Handhabung  des  Rechtes  gegen  die  Störungen  und  Verletzungen 
der  Rechte  der  Individuen  und  der  gemeinen  Rechtsordnung  ist  von  jeher  als  eine  obrig- 
keitliche Thätigkeit  angesehen  und  daher  überall  richterlichen  Magistraten  und  Beamten 
ab  eine  staatliche  Gewalt  zugetheilt  worden.*" 

Orot •  fand,  StMisrechi.  6 
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§.  89. 
Der  Staat  ist  der  einaige  Inhaber  der  das  Becht  heilenden,  d.  h.  der 
richterlichen  Gewalt.*)  Wie  das  Gesetz  sein  Wille,  so  ist  auch  die  Auf- 
rechthaltung dieses  Rechtes  die  Verpflichtung  des  Staates,  der  Beweis  seiner 
Grerechtigkeit,  die  Sache  seines  Gewissens.^}  Das  richterliche  Recht  der 
Staatsgewalt  ist  indess  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  selten  aus 
dem  Gesichtspunkte  eines  privat-  und  vermögensrechtlichen  Privilegiums 
oder  eines  s.  g.  nutzbaren  Hoheitsrechtes  (Begal)  betrachtet  und  haben  auch 
die  deutschen  Staaten  sich  zu  einer  Entäusserung  wenigstens  der  Ausübung 
dieses  Rechtes  an  Unterthanen  herbeigelassen.^  Die  s.  g.  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit, welche  ebensowenig  der  Würde  des  Rechtes  als  der 
des  Staates  entsprach  und  das  Ansehen  der  damit  Privilegirten  selten 
erhöhte,  aber  als  Standesprivilegium  dem  „hohen  Adel"  in  der  Bundesacte 
zugestanden  war,^)  ist  in  den  meisten  deutschen  Staaten  erst  in  Folge  der 
Verfassungsläuterungen  im  Jahre  1848  beseitigt.*)  Seitdem  ist  die  richter- 
liche Gewalt  im  Staate  sowohl  auf  dem  privat-  als  auf  dem  öffentlich- 
rechtlichen Gebiete  auf  ihre  einzige  und  wahre  Quelle  zurttckgefllhrt  und 
von  dem  S.taate  das  aus  seinem  Wesen  entspringende  und  nur  ihm  eignende 
Becht  der  Jurisdiction  ganz  zurückgenommen.")  Wenn  aber  Patrimonial- 
gerichte  noch  bestehen  sollten,  so  steht  unbestritten  fest,  dass  dieselben 
ganz  im  Verhältnisse  der  ordentlichen  Staatsgerichte  stehen,  sowohl  was 
die  Beziehung  des  Gerichtes  zum  Staate  als  auch  die  Verpflichtung  des- 


*)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  105;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz Art  92:  »Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Staate  aus**;  ebenso  Anhalt- 
Bernburgsches  Landesyerfassungsgcsotz  §.  31  Abs.  1;  Schwarzburg -Sonders- 
hausensches  Landesgrundgesetz  von  1857  §.  88.  So  bestimmt»  findet  sich  das  richtige 
Prinzip  nicht  weiter  ausgedrückt. 

')  Held,  System  Th.  L  S.  328;  „—  so  ist  das  Bichteramt  das  gemeinsame  und 
äussere  Gewissen  oder  die  äusserliche  Darstellung  des  gemeinsamen  Gewissens  für  die 
Süsseren  Lebensverhaltnisse  der  Menschen  im  Staate.** 

^)  Man  dachte  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  als  eine  „abgeleitete"  oder  „mittelbare* 
Jurisdiction,  deren  letzte  Quelle  die  souveraine  Staatsgewalt  sei.  YergL  des  Näheren  über 
die  ehemalige  Patrimonialgerichtsbarkeit  Zachariä,  deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  178. 

'*)  Deutsche  Bundesacte  Art.  14,  4:  »Die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  pein- 
lichen Gerechtigkeitspfiege." 

')  Die  Aufhebung  der  patrimonialen  Strafgerichtsbarkeit  igt  schoif  älteren  Datums. 

*)  Preussisches  Gesetz  vom  2.  Januar  1849;  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni  1848; 
Hannoversches  Gesetz  über  die  Gerichtsverfassung  vom  8.  Novbr.  1850  §.8;  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  136;  Altenburgsches  Gesetz  vom  17.  März  1849; 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  141;  Anhalt-Bernburgsches  Lan- 
desverfassungsgesetz §.  31  Abs.  2;  Waldecksches  Yerfassungsg^esetz  §.  74.  VergL  auch 
die  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  §.  173:  „Es  sollen  keine  Patrimonia^richte 
bestehen."  Die  Beiugniss  zur  Beschränkung  und  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit 
ist  dem  Staate  nie  bestritten.    Yergl.  Zachariä  a.  a.  0.  Note  8. 
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selben  dem  materiellen  Rechte  gegenüber  betrifft/)  Btwas  Anderes  ist 
dagegen^  dass  den  privatrechtlichen  Personen  das  Becht  zusteht,  die  Ent- 
scheidung ihrer  privatrechtlichen  Ansprtlche  —  aber  auch  nur  dieser  — 
einem  selbstgewählten  Schiedsgerichte  zu  tlberlassen,  da  diese  Verein- 
barung unter  dem  Begriffe  der  civilrechtlichen  Verträge  steht  und  gerade 
den  Ausschluss  eines  gerichtlichen  Verfahrens  im  öffentlich-rechtlichen  Sinne 
beabsichtigt^ 

B.  Bäumliche  Begrenzung  der  richterlichen  Gewalt. 

§.  90. 
Die  richterliche  Gewalt  des  Staates  erstreckt  sich  ttber  das  Gebiet  des 
Staates  und  wird  durch  dieses  begrenzt.')  Die  innerhalb  desselben  be- 
gangenen Verbrechen  untersucht  und  bestraft  der  Staat  und  die  innerhalb 
desselben  entstandenen  Processe  entscheiden  seine  Gerichte.  Dieses  Prinzip 
der  Territorialität  der  staatlichen  Rechtspflege  kaim  *sich  aber  sowohl  auf 
dem  Gebiete  des  Criminal-  wie  auf  dem  des  Givilrechts  in  mancherlei  Weise 
modificiren:  hier  durch  die  verschiedenen  Grundsätze  des  Privatrechts  tlber 
die  GrtLnde  der  Competenz  des  gerichtlichen  Forums,*)  dort  aber  durch  die 
besonderen  Beziehungen,  welche  durch  den  Begriff  der  Unterthanenschaft 
begründet  werden.  Diese  berechtigen  und  verpflichten  den  Staat,  seine 
Unterthanen  wegen  ihres  verbrecherischen  Verhaltens  selbst  zur  Verantwor- 
tung zu  ziehen  und  wenigstens  dann  von  dem  Ort  des  Verbrechens  ganz 
abzusehen,  wenn  dasselbe  auch  von  diesem  Staate  als  solches  anerkannt 
und  zu  bestrafen  ist.  Andernfalls  aber  cessirt  die  Strafgewalt  dieses  Staates 
gänzlich,  indem  der  Staat  die  in  einem  anderen  Staate  begangene  und 
nur  dort  strafbare  Handlung  ganz  zu  ignoriren  hat.  Die  praktische  Folge 
dieser  Prinzipien  ist  der  Grundsatz,  dass  der  Staat  seine  Unterthanen  nicht 
an  einen  anderen  Staat  zum  Zwecke  eines  criminalrechtlichen  Verfahrens 
ausliefert,  indem  er  entweder  das  Strafverfahren  selbst  erüffiiet  und  dazu  als 
Heimathstaat  der  zunächst  Berechtigte  ist  oder  die  Auslieferung  verweigern 


0  Zachariä  a.  a.  0.  S.  270  ff. 

')  Noch  etwas  Anderes  ist  es,  wenn  das  Anhalt-Bernbargsche  Landesrerfassnngs- 
gesetz  §.  37  bestimmt:  «Es  werden  Schiedsgerichte  eingeführt.**  Denn  hier  sind  die 
«Schiedsgerichte"  verfassungsmässige  GerichtssteUen ,  nur  ohne  Competenzswang.  Yergl. 
auch  Oldenbnrgsches  Bevidirtes  Staatsgnmdgesetz  Art.  99  nnd  Liechtensteinsches 
VeTÜAssnngBgesetz  §.  36 :  „Neben  den  ordentlichen  Gerichten  sind  auch  Compromiss-  nnd 
Schiedsgerichte  znr  Ansübnng  der  richterlichen  Functionen  in  Civüsachen  berechtigt.  Die 
Bestellung  nnd  Wahl  derselben ,  so  wie  das  Verfahren  hängt  Ton  dem  Willen  der  Far^ 
teien  ab." 

^  Vergl.  unten  die  Lehre  vom  Staatsgebiete. 

*)  S.  die  Lehrbücher  des  Givilrechts  und  des  Civilprocessrechts. 

6* 
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muss,  indem  er  das  VerWten  seines  Unterthanen  nicht  als  strafbar  za 
erkennen  vermag.  Nur  in  Folge  positiv-rechtlicher  Vereinbarungen  der 
Staaten  kann  dieses  Nichtauslieferungs-Prinzip  beschränkt  werden,  und  in 
einzelnen  Beziehungen  ist  dieses  hinsichtlich  der  deutschen  Staaten  aller- 
dings der  Fall  gewesen/)  Eme  wirkliche  Ausnahme  von  dem  Prinzipe 
der  Territorialität  der  Bechtsgewalt  des  Staates  begründet  nur  das  Völker- 
recht in  dem  Institute  der  s.  g.  Exterritorialität.^)  Durch  die  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  wird  aber  auch  das  Gebiet  der  richterlichen 
Gewalt  der  Bundesstaaten  auf '  das  gesammte  Bundesgebiet  ausgedehnt 
werden.^)  Im  Uebrigen  haben  verschiedene  deutsche  Staaten  unter  sich 
und  auch  mit  nicht  deutschen  Staaten  eine  Auslieferungspflicht  fbr  ge- 
wisse FäUC;  namentlich  hinsichtlich  der  Verfolgung  leichterer  Vergehen, 
stipulirt.*) 


*)  Die  Bnndesverträge  begründeten  eine  wechselseitige  Ausliefenmgspflieht  der 
Bundesstaaten  bez&glich  Deijenigen,  welche  sich  der  gesetzlichen  ICilitairpfiicht  wider- 
rechtlich entziehen,  durch  die  s.  g.  Cartell-Convention  vom  10.  Fe1)ruar  1831,  und 
hinsichtlich  der  politischen  Verbrecher  durch  den  Bundesbeschluss  vom  18.  August 
1836,  der  aber  wohl  als  mit  den  übrigen  s.  g.  Ausnahmsgesetzen  beseitigt  zu  be- 
trachten ist. 

')  Heffter,  Das  Völkerrecht  der  Gegenwart  §.  42  ff.  Die  Exterritorialität  ist  die 
Fiction,  dass  gewisse  Theile  des  Staatsgebietes  nicht  zu  diesen  gehören. 

*)  Yerfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4  Nr.  11,  welcher  die 
Bestimmungen  über  die  wechsefseitige  Vollstreckung  von  Erkenntnissen 
in  Civilsachen  und  Requisitionen  überhaupt,  und  Nr.  13,  welcher  das  gericht- 
liche Verfahren  der  Competenz  der  Bundesgeaetzgebung  zuwies. 

'*)  Aus  den  verfassungsgesetzlichen  Bestimmungen,   welche  in  dem  Prinzipe   völlig 

übereinstimmen,  vergL  Meiningensches  Grundgesetz  §.  7:   „Unterthanen sollen 

an  fremde  Staaten  nicht  ausgeliefert,  und  nicht  an  fremde  Gerichte  gestellt  werden, 
jedoch  mit  Vorbehalt  der  wegen  Stellung  der  Confrontation ,  imgleichen  wegen  geringer 
Vergehen  insbesondere  wegen  Forstfrevel,  Schwängerungssachen  und  dergleichen  bestehen- 
den und  noch  zu  errichtenden  Verträge;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  45:  «Es 
darf  —  in  peinlichen  Rechtssachen  keine  Auslieferung  oder  auch  nur  Stellung  an  aus- 
ländische Gerichte  geschehen,  es  sei  denn  in  Folge  von  Staatsverträgen  und  der  Gegen- 
seitigkeit, namentlich  bei  nothwendigen  Gegenüberstellungen  (Confrontationen)  und  bei 
geringeren  Vergehungen  (als  Fortfrevel  und  dergleichen)."  Besondere  Rücksicht  auf  die 
, Auslieferung  von  Fremden  an  auswärtige  Regirungen"  nimmt  die  Braunschweigsche 
Neue  Landschaflsordnung  §.  206:  „Die  Auslieferung  von  Landeseinwohnem  an  fremde 
Regierungen  findet  nicht  Statt.  Die  Auslieferung  von  Fremden  an  auswärtige  Regierun- 
gen dari'  nicht  ohne  Genehmigung  der  Landesregierung  geschehen.  Diese  wird  nicht  ver- 
sagt werden,  wenn  die  Auslieferung  von  einer  Regierung  der  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
verlangt  wird,  gegen  den  Auszuliefernden  von  der  zuständigen  Behörde  ein  Verhaftsbefehl 
erlassen  und  derselbe  entweder  Unterthan  des  requirirenden  Staates  oder  eines  in  dessen 
Gebiete  begangenen,  nach  gemeinem  Deutschen  Criminalrecht  mit  Strafe  bedrohten,  Ver- 
gehens schuldig  ist;  und  endlich,  wenn  die  requirirende  Regierung  gleiche  Grundsätze 
gegen  den  hiesigen  Staat  befolgt.  Alle  diese  Bestimmungen  gelten  jedoch  nur  unbe- 
schadet der  Vollziehung  der  über  die  Auslieferung  der  Verbrecher  bereits  bestehenden 
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G.   Gegenstand. 

§.  91. 

Der  Gegenstand  des  richterlichen  Berufes  der  Staatsgewalt  bestimmt 
sich  lediglich  nach  objectiven  Gründen,  indem  Alles,  wä43  Gegenstand  einer 
ciyilrechtlichen  Klage  sein  kann,  so  wie  Alles,  was  als  eine  strafbare 
Handlung,  als  ein  Vergehen  oder  Verbrechen,  im  Smne  des  öffentlichen 
Rechtes  erscheint,  der  richterlichen  Cognition,  Entscheidung  und  Ahndung 
unterliegt.')  Das  positive  Hecht  in  seinem  bestrittenen  oder  verletzten  Zu- 
stande ist  also  das  Gebiet  der  richtenden  Staatsgewalt  und  findet  diese  auf 
keinem  anderen  Gebiete  Anlass  zu  ihrer  Bethätigung.  Es  kann  daher 
Etwas,  was  noch  nicht  Rechtens,  so  wenig  wie  Etwais,  das  nicht  mehr 
Rechtens  ist,  die  Zuständigkeit  dieser  Art  der  öffentlichen  Gewalt  begrün- 
den. Desgleichen  fällt  dieser  niemals  anheim,  was  überhaupt  nicht  unter 
den  Begriff  des  Rechtes  f&llt,  wie  z.  B.  nicht  die  moralischen  oder  politi- 
schen Motive  einer  Handlung,  so  dass  also,  wenn  diese  als  solche  nicht 
den  Thatbestand  einer  civilrechtlichen  Klage  oder  eines  strafbaren  Ver- 
gehens erfüllte,  für  die  richterliche  Gewalt  des  Staates  gar  nicht  in  Frage 
kommen  kann,  ob  das  Motiv  der  Handlung  gut  oder  schlecht,  diese  dem 
Zwecke  entsprach  oder  ihn  verfehlte.  Dies  ist  das  im  Allgemeinen  zu- 
treffende Prinzip  und  findet  dasselbe  sowohl  für  die  Handlungen  der  Privat- 
personen, als  auch  für  die  des  Staates  und  seiner  Organe  Anwendung. 

§..  92. 

Die  rein  objective  Begründung  des  richterlichen  Rechtes  der  Staats- 
gewalt bewirkt  auch,  dass  dieselbe  ihre  objective  Competenz  ohne  Rücksicht 


oder  künftig,  nnd  zwar,  insofern  sie  die  Bechte  der  Landeseinwohher  betreffen,  mit  Zu- 
stimmung der  Stände  abzoBchliessenden  Staatsrerträge."  —  Im  IJebrigen  sind  die  des- 
faUsigen  Bestimmnngen  in  den  partikularen  Strafgesetzen  mid  namentlich  auch  Straf- 
prozessordnungen enthalten. 

')  Oh  aher  anch  der  Competenz  der  Gerichte  (im  Gegensatz  zu  anderen  Behörden), 
ist  eine  andere  und  f&r  sich  seihstandige  Frage.  Die  Frage,  „was  eine  „Justizsache"  sei, 
hat  eine  ungemein  umfangreiche  Literatur  hervorgerufen.  Das  Interesse  an  dieser  Frage 
war  ein  zwiefaches,  indem  einerseits  der  „lieben  Justiz*'  Alles,  was  ihr  gebühre,  gerettet 
werden 'sollte,  andererseits  aber  die  nothwendige  Freiheit  des  Staatslehens  Schutz  gegen, 
die  Allmacht  der  Gerichte  suchte.  Extravagante  Schwärmereien  und  praktische  Erfolge 
auf  heiden  Seiten  schürten  den  Streit  der  Gelehrten  immer  von  Neuem  und  helehten  das 
Interesse  an  dessen  Lösung.  Vergl.  die  reichhaltige  Nachweisung  der  einschlagenden 
Literatur  hei  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  U.  §.147  ff.  Der  Grundfehler  der 
meisten  Versuche,  die  rechte  Antwort  zu  finden,  war  die  Verwirrung  der  positiver echtlichen 
Competenz  der  Gerichte  mit  der  ahstracten  Begründung  eines  rechtlichen  Anspruches,  die 
Verwechslung  des  Rechtes  mit  der  Form  der  Geltendmachung  desselben  im  Falle  seiner 
Verletzung.  Die  Begriffshestimmungen  verliefen  sich  aher  fast  immer  zu  sehr  in  Speciali- 
sirungen  und  gahen  dadurch  eher  einzelne  Anwendungen  eines  Prinzipes,  als  dieses  selbst. 
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auf  die  Person,  welche  in  einem  Rechtsverhältnisse  steht  oder  ein  Verbrechen 
begangen  y  nur  in  der  Thatsache  des  bestrittenen  oder  verletzten  Hechtes 
begründet  sehen  kann.  Im  Strafrechte  erleidet  dieses  eine  einzige  Ans- 
nähme  durch  die  Regel,  da«s  der  persönliche  Souverain  auch  dem  positiven 
Strafgesetze  gegentlber  unverantwortlich  ist.')  Im  Civilrecht  hat  dagegen 
jenes  Prinzip  eine  ausnahmslose  Geltung.  Die  deutschen  Verfassungs- 
gesetze nehmen  auch  darauf  ausdrücklichen  Bezug,  indem  sie  die  Verpflich- 
tung des  Fiscus  d.  h.  des  Staates  als  der  juristischen  Person,  vor  den  Ge- 
richten des  Landes  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen,  anerkennen.')  Diese 
besondere  Bezeugung  einer  prinzipiell  sich  von  selbst  verstehenden  Regel 
in  den  Verfassungsgesetzen  hat  nur  in  dem  Missbrauche,  welchen  die 
Staatsgewalt  wohl  mit  ihrer  äusseren  Macht  auf  dem  civilrechtlichen  Gebiete 
getrieben,  ihren  Grund.  Es  haben  eben  die  deutschen  Staaten  sich  von 
.der  früheren  Hyperdoxie,  welche  den  Staat  oder  seinen  Fürsten  als  die  ab- 
solute und  höchste  Macht  auch  auf  dem  privatlichen  Gebiete  über  das 
Recht  stellen  zu  können  glaubte,  lossagen  wollen. 

§.  93. 
Es  begründet  einen  tiefgehenden  Unterschied  in  dem  Rechte  der  Staats- 
gewalt, verletztes  Recht  zu  heilen,  ob  dieses  Recht  zu  der  objectiven,  eine 
absolute  Heilighaltung  erfordernden  Rechtsordnung  gehört,  oder  ob  es  nur 
ein  Recht  des  einzelnen  Rechtssubjectes,  seine  Verletzung  nur  ein  Eingriff 
in  die  individuelle  Rechtssphäre  dieser  Person  ist.  In  diesem  letzteren 
Falle  wird  die  Existenz  des  subjectiven  Rechtes  bestritten  und  es  ist  Sache 
des  angeblich  in  seinem  Rechte  Verletzten  allererst  nachzuweisen,  dass  das 
Recht,  dessen  Verletzungen  er  behauptet,  auch  wirklich  ihm  zustehe.  EQer 
tritt  scheinbar  auch  das  Unrecht  als  Recht  auf  und  das  Organ  der  rich- 
tenden Gewalt  hat  erst  zu  prüfen  und  zu  entscheiden,  ob  der  Anspruch 
oder  die  Weigerung  das  Recht  ftlr  sich  habe.^)  Das  Verbrechen  ist  da- 
gegen ein  Bruch  der  Rechtsordnung  in  ihrem  objectiven  und  absoluten  Zu- 
stande, eine  Verletzung  nicht  blos  des  subjectiven  Rechtsanspruches  einer 
Person,  sondern  gradezu  und  vor  Allem  ein  Verstoss  wider  das  Ethos  des 
Gerechten  und  dessen  äussere  Verwirklichung.  Gegen  das  Verbrechen 
schreitet  die  Gewalt  des  Staates  darum  auch  unmittelbar,  eben  um  des 
Gerechten  willen,  ein,  als  Strafgewalt,  und  sein  Strafrecht  ist  ein  ab- 
solut waltendes.  Dem  verletzten  subjectiven  Rechte  hilft  der  Staat  dagegen 
durch  den  Rechtsspruch  und  nur  auf  Anrufen  dessen^  welcher  an  seinem 


')  S.  nnten  die  Darstellung  des  Bechtes  des  Monarchen. 
^  VergL  oben  §.  58. 

3)  Vergl.  Puchta,   Cursus  der  Institutionen  Th.  I,  S.  69:    »Man  kann  dieses  das 
relative  unrecht  nennen;  es  ist  das  ünreckt,  welches  den  Schein  des  Bechts  annimmt." 
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Rechte  gekränkt  zu  sein  behauptet*)  Der  Unterschied  zwischen  der 
Heilung  des  verletzten  öffentlichen  Rechtes  als  des  äusseren  Ausdrucks  der 
absoluten  Rechtsordnung  und  der  Heilung  des  verletzten  Privat-  oder  bürger- 
lichen Rechtes  begründet  die  scharfe  Sonderung  zwischen  dem  Straf  recht 
und  dem  civilrichterlichen  Rechte  des  Staates. 

a.   Das  Strafrecht, 
aa.   Ethische  Begründung  desselben. 

§.  94: 

Der  Staat  hat  das  verletzte  Recht  zu  heilen,  weil  er  eine  äussere 
Ordnung  zur  Verwirklichung  einer  absoluten  ethischen  Idee  ist,  eben  die 
Idee  des  Rechtes  und  des  Gerechten.  Ist  das  Recht  und  seine  Herrschaft 
über  die  Menschen  und  ihre  Verhältnisse  auf  Erden  nicht  eine  Willkür, 
welche  gelten  und  wieder  endigen  kann,  sondern  ein  von  Gott  der 
Menschheit  eingepflanztes  ewiges  Bewusstsein  und  unveräusserliches  sitt- 
liches Gut,  so  muss  auch  das  Wesen,  welches  zur  Pflege  und  als  Hüter 
dieses  Gutes  berufen  ist,  also  der  Staat,  die  Macht  und  Pflicht  haben,  gegen 
Alles,  was  der  Herrschaft  der  jene  Idee  darstellenden  äusseren  Ordnung 
widerstrebt  und  durch  offene  That  die  Ordnung  des  Lebens  in  Unordnung 
zu  verkehren  versucht,  so  aufzutreten,  dass  die  Uebermacht  und  das  ab- 
solute Wesen  des  Gerechten,  wie  es  herrscht,  d.  h.  der  Rechtsordnung 
allenthalben  zu  Tage  tritt  und  die  Gerechtigkeit  die  alleinige  Wahrheit 
bleibt.  Wollte  der  Staat  die  offene  Verletzung  der  in  ihm  sich  darstellen- 
den Rechtsordnung  unbeachtet  lassen,  so  würde  er  damit  die  Wahrheit 
seiner  eigensten  Lebensidee  leugnen  und  dem  Unrecht  eine  Herrschaft 
lassen,  welche  diesem  so  wenig  gestattet  werden  d&rf,  wie  die  göttliche 
Heiligkeit  auch  nur  die  leiseste  Verletzung  ihres  geoffenbarten  Sittengesetzes 
dulden  oder  verschweigen  kann.  Dass  also  die  Staatsgewalt  die  Ver- 
letzungen der  absoluten  Rechtsordnung  sühnt,  ist  die  nothwendige  Aeusserung 
seines  ethischen  Bewusstseins,  die  Erftlllung  einer  höheren  Anforderung. 
Weil  Recht  Recht  bleiben  muss,  deshalb  hat  der  Staat  als  die  sichtbare 
Offenbarung  des  Gerechten  alles  Unrecht  zu  vernichten. 

§.  95. 

Die  absolute  Rechtsordnung  wird  vom  Staate  durch  die  Bestrafung 
der  Verletzungen  oder  des  Verbrechens  wiederhergestellt.  Aber  —  wenn 
auch  das  Recht  der  Staatsgewalt,  zur  Aufrechthaltung  der  im  Prinzipe 
unverbrüchlichen  Rechtsordnung   alle    Verletzungen   derselben   abzuwehren 


*)  Stahl,  Rechts-  nnd  Staatslehre  Th.  n.  S.  598  nennt  die  CIyü- Rechtspflege  im 
Gegensatze  zu  der  Criminal-Rechtspflege  oder  der  „strafenden  Gerechtigkeit"  die  „ schützende 
Gerechtigkeit**.  Das  Ungenane  dieser  Bezeichnung  dürfte  aus  dem  vorigen  Paragraphen 
des  Textes  ersichtlich  sein. 
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ihrer  concreten  VerwirkUchoDg  sind^  ist  ein  von  der  Staatsgewalt  zn  sühnen- 
des Verbrechen,  wenn  die  WiderreditUchkeit  der  Handlang  dem  fiewosst- 
sein  und  die  Begehung  desselben  dem  Wollen  des  Thäters  —  mittelbar 
oder  unmittelbar  —  zugerechnet  werden  kann.  Aeusserlioh  bestimmt  sich 
also  als  Gebiet  dieses  Rechtes  der  Staatsgewalt  nicht  nur  die  gesammte 
politische  Ordnung  im  Staate  als  die  formde^Gestaltung  der  ethischen  Idee 
des  Staatswesens,  sondern  auch  die  äussere  Ordnung,  welche  die  religiösen 
Gemeinschaften  im  Staate  erhalten  haben,  sowie  die  gesammte  Rechts- 
sphäre des  persönlichen  Inditiduums  als  solchen,  nämlich  die  Bedingungen 
seines  physischen  Daseins  und  die  Verhältnisse,  m  welchen  die  Individuen 
aus  sittlichen  und  physischen  Gründen  zu  einander  stehen  müssen  und  durch 
welche  sie  über  die  ausser  der  Person  des  Menschen  existenten  Güter  der 
Erde  herrschen.*)  Indess,  immer  darf  der  Staat  nur  gegen  thatsächliche 
Verletzungen  der  äusseren  Rechtsordnung  strafend  einschreiten,  denn  als 
eine  Macht,  welcher  nur  die  Mittel  der  äusseren  Erkenntniss  und  des 
physischen  Handelns  zu  Gebote  stehen,  kann  sie  auch  nur  die  That  — ^  die 
geschehende  oder  die  geschehene  — ,  welche  dem  Bruch  der  absoluten 
Rechtsordnung  gilt,  ahnden.  Ausgeschlossen  ist  also  von  dem  Gebiete  des 
staatlichen  Strafrechts  Alles,  das  aus  der  verborgenen  Stätte  des  Gedankens 
nicht  hervortritt,  so  gut  wie  Alles ^  das  wenn  auch  ungerecht  und  wider- 
rechtlich, doch  nicht  die  bewusste  Negation  der  absoluten  Rechtsordnung 
im  (Ganzen  oder  an  einem  besonderen  Theile,  sondern  nur  eine  Weigerung 
geg^n  eme  Anforderung  aus  dem  snbjeotiven  Rechte  einer  Person  ist*) 

^)  Der  Bundesbeschlnss  vom  6.  Juli  18Ö4,  betr.  Verhinderang  des  Missbranchs 
der  Pressfreiheit,  zählte  im  §.  16  ff  eine  Beihe  von  Verbrechen  auf,  welche  in  den 
deutschen  Staaten  mit  angemessenen  Strafen  bedroht  sein  müssen. 

*)  Die  in  dem  Texte  referirte  Anschauung  schliesst  sich  am  Meisten  der  von  Stahl 
a.  a.  0.  entwickelten  an,  weicht  jedoch  von  derselben  durch  eine  mindere  Beziehung  des 
Straf  rechts  auf  das  in  den  zehn  Geboten  geoffenbarte  Sittengesetz  ab.  Stahl  vermochte 
eben  im  Grunde  den  Staat  nicht  anders  als  in  alttestamentlicher  Weise  zu  denken  und 
kannte  als  das  über  dem  Staate  stehende  Sitten  gesetz  nur  das  auf  dem  Sinai  dem  Volke 
Israel  gegebene.  Dass  es  auch  heidnische  Staaten  mit  einer  zum  Theil  sehr  yoUendeten 
Strafrechtspflege  gegeben  und  noch  gibt,  und  dass  der  Begriff >des  Diebstahls,  Betruges, 
der  Tödtung,  des  Staatsverrahts  u.  s.  w.  im  heidnischen  Alterthum  nicht  weniger  richtig, 
als  in  den  christlichen  Staaten  der  Gegenwart  definirt  ist  oder  doch  definirt  werden 
konnte,  ward  dann  ganz  übersehen.  Wenn  aber  der  Staat  nicht  ohne  die  unmittelbarste 
Beziehung  auf  das  in  unseren  heiligen  Büchern  geoffenbarte  Sittengesetz  möglich  oder 
nicht  zu  dulden  wäre,  so  würde  Christus  gewiss  auch  die  Umwandlung  des  römischen 
Reiches  in  einen  christlichen  Staat  verkündet  haben.  Statt  dessen  sprach  er  aber:  .Gebet 
dem  Kaiser,  was  des  Kaisers  ist,  und  Gott,  was  Gottes  ist"  und  „mein  Reich  ist  nicht 
von  dieser  Weif,  und  selbst  am  Kreuze  kam  keine  Klage  wider  die  Ungerechtigkeit 
des  ihn  tödtenden  Staates  über  seine  Lippen,  sondern  nur  der  Schmerzensruf  über  die 
Sündhaftigkeit  des  auserwählten  Volkes  Warum  abo  die- Heranziehung  der  beiden 
Gesetztafeln  (nicht  einmal  des  specifisch  christlichen  Ethos)  zur  Legitimation  des  staat- 
lichen Strafrechts  und  zur  Bestimmung  seines  Gebietes? 
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§.  98. 
DslSb  der  Staat  den  Begriff  des  Verbrechens  allein  bestimiht^  ist  ohne 
Widerspruch  von  der  Theorie  wie  von  der  Praxis  anerkannt.  Die  deutschen 
Yerfassungsgesetze  sowie  die  besonderen  Strafgesetzbücher  erklären  dieses 
ausdrücklich^  indem  sie  bestimmen,  dass  eine  Strafe  nur  kraft  eines  Ge- 
setzes angedroht  oder  verhängt  werden  dürfe  (nulla  poena  sine  lege).*) 
Es  ist  dies  eben  die  praktische  Fassung  des  Satzes,  dass  das  Gesetz  d.  h. 
der  erklärte  Wille  des  Staates  bestimme,  welche  Handlyig  als  eine  straf- 
bare zur  gerichtlichen  Verantwortung  gezogen  werden  solle.  Dabei  ist  es 
dann  die  Aufgabe  des  Staates,  nicht  nur  die  objectiven  und  subjectiven 
Bedingungen  der  Strafbarkeit  einer  Handlung  oder  den  objectiven  und 
subjectiven  Thatbestand  des  Verbrechens  in  thesi  zu  fixiren,  sondern  auch 
diejenigen  Abstufungen  der  Strafbarkeit  einer  Handlung,  welche  durch  den 
Grad  der  Verletzung  des  Sittengesetzes  und  der  allgemeinen  Bechtsoj-dnung, 
wie  auch  durch  den  Grad  der  Beschädigung  der  individuellen  Bechts-  und 
Freiheitssphäre  gegeben  werden,  anzuerkennen  und  in  dem  Grade  wie  in 
der  Art  der  Strafv^erhängungen  zur  äusseren  Geltung  zu  bringen  (Unter- 
schied zwischen  „Verbrechen"  und  „Vergehen").")  Von  den  Uebertreibun- 
gen  früherer  Zeiten,  wo  die  Strafbarkeit  einer  Handlung  in  wunderbarer 
Verkennung  des  Grades  ihres  sittlichen  wie  rechtlichen  Unwerthes  bemessen 
war,  haben  die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  an  der  Hand  der  prüfenden 
Wissenschaft  sich  glücklich  abgewÄndt  und  sich  zu  ungleich  richtigeren 
Anschauungen  und  Grundsätzen  bekannt.') 

')  VeTgl.  Preussiaches  Verfassiugsgesetz  Art.  8:  .Strafen  können  nur  in  Gemäss- 
lieit  des  (Gesetzes  angedroht  oder  verh&ngt  werden ;**  Laxembargisches  Art.  14; 
Oldenburgs ch es  Reridirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  38  §.  1:  „Niemand  kann  anders  als 
nach  dem  Gesetze  verurtheilt  werden;**  Bernbnrgsches  §.  7;  Gesetz  för  Benss  j.  L. 
yom  20.  Juni  1856  §.  38.  Es  ist  dies  ein  Axiom  des  öffentlichen  Bechtes  aller  deutschen 
Staaten,  mag  dasselbe  in  einem  Gesetze  eine  ausdrückliche  Anerkennung  gefunden  haben 
oder  nicht. 

*)  Die  Preussiche  Strafgesetzgehung  unterscheidet  a)  üebertretungen  d.  h. 
Handlungen,  welche  mit  Gefängniss  bis  zu  6  Wochen  oder  Geldbusse  bis  zu  50  Thlr.  oder 
mit  „wiUkürlicher"  Strafe  bedroht  sind,  b)  Vergehen  d.  h.  Handlungen,  welche  im 
Strafgesetzbuche  mit  Einschliessung  bis  zu  5  Jahren,  Gefangniss  yon  mehr  als  6  Wochen 
oder  (reldbusse  von  mehr  als  50  Thlr.  oder  in  anderen  Gesetzen  mit  einer  mehr  ab 
6 wöchigen  *aber  nicht  mehr  als  5jährigen,  mit  Geldbusse  von  mehr  als  50  Thlr.,  mit  dem 
Verluste  von  Aemtem  oder  Gewerbebefugnissen  oder  mit  Stellung  unter  polizeiliche  Auf- 
sicht bedroht  sind,  und  c)  Verbrechen  d.  h.  Handlungen,  welche  mit  schwereren  Strafen 
als  die  fibr  Vergehen  festgesetzt  sind,  bedroht  sind. 

^  Man  denke  nur  an  die  sinnlose  Harte  der  Bestrafung  des  Wilddiebstahls,  oder  an 
die  Verhangung  der  Todesstrafe  über  den,  welcher  ein  Schaf  auf  offener  Waide  gestohlen, 
oder  wider  den  Eassenbeamten,  der  nicht  seine  dienstliche  Kasse  getrennt  fuhrt,  welche 
beide  Fälle  aus  den  partikularen  Gesetzgebungen  noch  des  vorigen  Jahrhunderts  bezeugt 
werden.  Soldhe  Verkehrtheiten  der  criminalrechtlichen  Gesetzgebung  können  nur  die  sitt- 
liche und  rechtliche  Anschauung  des  Volkes  corrumpiren. 
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a.   Constatirnng  des  Verbrechens. 

§.  99. 
Besondere  politische  Bestimmungen  hat  die  Pflicht  des  Staates  ^  mit 
strengster  Gewissenhaftigkeit  die  objective  und  die  subjective  Schnldfrage  zu 
constatiren,  hervorgerufen.  In  glücklicher  Wendung  haben  die  deutschen 
Staaten^  wenigstens  die  meisten  und  grössten  derselben^  diesem  Prinzipe  in 
manchen  criminalTechtlichen  Instituten  gehuldigt.  An  die  Stelle  des  an  sich 
schon  und  noch  mehr  in  seiner  geschichtlichen  Ausbildung*)  völlig  zu  ver- 
werfenden s.  g.  InquisitionsprinzipeS;  welches  dem  Verdächtigen  den  Beweis 
seiner  Unschuld  oft  in  grausamster  Weise  auferlegte;  trat  das  Prinzip  des 
8.  g.  AnklageprocesseS;*)  dessen  Wesen  darin  besteht  ^  dass  der  Ankläger 
nicht  der  Richter  sein  kann  und  dass  Ankläger  und  Angeklagter  wie  zwei 
Parteien  mit  gleichem  Rechte  sich  entgegenstehen,  von  denen  Jener  die 
Schuld  Dieses  zu  beweisen,  Dieser  aber  das  Air  seine  Nichtschuld  Sprechende 
geltend  zu  machen  hat.  Ebenso  ist  im  Interesse  der  Unparteilichkeit  und 
der  besseren  Gewissheit  der  Richtigkeit  der  Beurtheilung  des  objectiven 
wie  subjectiven  Thatbestandes  das  altdeutsche  Institut  der  Schwurgerichte 
wieder  belebt,')  zugleich  mit  dem  das  Verfahren  vor  den  Strafgerichten 
betreflfenden  Prinzipe  der  Oeflfentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  Verhand- 
lungen.^)    Dass  das  „Recht  der  Vertheidigung"  dem  Angeschuldigten  vom 


')  Des  Torturverfahrens  zu  gedenken.  Eine  Erinnening  daran  findet  sich  noch  in 
dem  Altenhnrgischen  Grundgesetze  §.  52:  «Die  Gefangenen  sollen  glimpflich  behandelt 
und  Gestandnisse  durch  Zwangsmassregeln  nicht  eVpresst  werden.  Nur  halsstarrige  Ver- 
weigerung der  schuldigen  Antwort  und  üherwiesene  Lügen  unterliegen  der  gesetzlichen 
Ahndung." 

^  Cohurg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  139;  Oldenburgsches  Revidirtcs 
Staatsgrundgesetss  Art.  101  §.1;  Anhalt-Bernhurgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  36 
Ahs.  1;  Schwarzhurg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  95;  Waldeck- 
sches  Yerfassungsgesetz  §.  79  Abs.  1;  (Frank furtsches  s.  g.  organisches  Geaetz  Yom 
16.  Januar  1855  §.  14.  Ahs.  2);  Hamhurgsches  Verfassungsgesetz  von  1860  Art.  99. 

•'*)  Vergl.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  94  und  95,  welche  indess  durch 
das  Gesetz  vom  21.  Mai  1852  formell  ganz  und  materiell  insofern  beseitigt  sind,  als  der 
Competenz  der  Schwurgerichte  die  Aburtheilung  der  Verbrechen  des  Hochverraths  und  der 
gegen  die  innere  und  äussere  Sicherheit  des  Staates  entzogen  wurde  (vergl.  auch  das 
Gesetz  vom  25.  April  1853);  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  9); 
Braunschweigisches  vom  20.  April  1848;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrund- 
gesetz Art.  101  §.2;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  36  Abs.  2; 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  79  Abs.  2;  (Prankfurtsches  Gesetz  vom  16.  Januar 
1855  §.  14  Abs.  3);  Hamhurgsches  Verfassungsgesetz  Art.  100. 

^)  Nach  langen  vergeblichen  Wünschen  vor  1848  ist  nunmehr  wohl  in  allen  deutschen 
Staaten  die  Oeifentlichkeit  und  Mündlichkeit  der  gerichtlichen  Verhandlungen  zum  Heile 
für  das  ganze  Gerichtsweseii ,  den  privatrechtlichen  Rechtsverkehr  und  die  criminalrecht- 
liche  Aufgabe  des  Staates  als  ein  Verfassunga-Prinzip  zur  Geltung  gekommen.  Vergl. 
Preussisches   Verfassungsgesetz  Art.  93:    «Die   Verhandlungen  vor  dem   erkennenden 
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Staate  oicbt  beschränkt  werden  kann,  ist  eine  selbstyerständliche  Folgerang 
wie  ans  dem  Rechte  des  Staates  so  aus  dem  des  angeschuldigten  Individuum.*) 

ß,   Verhalten  gegen  den  Beschuldigten. 

§.  100. 
Indem  der  Staat  als  strafrichterliche  Gewalt  auftritt,  steht  er  zunächst 
den  der  strafbaren  Handlung  verdächtigen  oder  tlberftlhrten  Individuen 
gegenflber.  Auch  dieses  Verbältniss  des  Staates  zu  dem  Individuum  ist  ein 
Verhältniss  öffentlichen  Rechtes  und  steht  unter  den  Prinzipien  dieses. 
Lange  genug  verkannt,  ist  dieses  von  den  Staaten  der  Gegenwart  zur 
Geltung  gebracht,  indem  sie  den  nothwendigen  Rücksichten  der  Humanität 
Rechnung  trugen.  Die  Formen  und  die  Weise  des  Untersuchungsverfahrens, 
die  Art  der  Behandlung  des  verdächtigen  oder  überführten  und  verurtheilten 
Verbrechers  athmen  durchaus  sittliche  Grundsätze,  die  Anerkennung  und 
Werthhaltung  des  „Menschen'',  der  selbst  als  der  schuldvollste  Verbrecher  noch 
die  Hoffnung  auf  die  ewige  Barmherzigkeit  gewinnen  kann,  und  den  darum 
aach  der  Staat  nicht  als  verworfen  oder  als  der  menschlichen  Würde  nicht 
mehr  würdig  betrachten  darf.  Vor  Allem  gilt  es,  die  persönliche  Freiheit 
des  Menschen  nicht  mehr  und  nicht  länger,  als  es  die  Untersuchung  seiner 
Schuld  oder  die  Bestrafung  seines  Unrechts  erfordert,  zu  beschränken,  und 
es  findet  sich  darum  eben  als  ein  politisches  Prinzip  die  ausdrückliche  Zu- 
sicherung des  Staates,  einen  Angeschuldigten  nur  in  den  Formen  und  unter 
den  Bedingungen,  welche  das  Recht  einmal  gesetzt  hat,  zu  verfolgen  und 
in  Haft  zu  halten,*)  auch  denselben  unter  den  weiteren  gesetzlichen  Be- 


Gerichte in  Civil-  und  Strafimchen  sollen  öffentlich  sein.  Die  Oeffentlichkeit  kann  jedoch 
dsreh  einen  öffentlich  zu  verkündenden  Beschlus»  des  Gericlits  ausgeschlossen  «werden, 
wenn  sie  der  Ordnung  oder  den  guten  Sitten  Gefahr  droht.  In  anderen  Fällen  kann  die 
Oeffentlichkeit  i^nr  durch  Gesetze  beschränkt  werden/  (vergL  dazu  Verordnung  vom 
2.  Januar  1849  §.  32  und  Gesetz  vom  26.  April  1851  Art.  XI);  (Hannoversches 
Gesetz  vom  5.  September  1846  §.  9);  Luxem  bürg  sehe  Constitution  Art.  88  (Art.  89 
dehnt  das  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  aucli  auf  ^e  UrtheilsverkUndigung  ausj;  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  39;  Braunschweigsches  Gesetz  vom  20.  April 
1S48;  Oldenbargsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  100;  Anhalt-Bernburg- 
sches  Landesverfassungsgesetz  §.  35  Abs.  1  (wie  die  Luxemburgsche  Constitution 
An.  89);  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  95;  Waldeck- 
scbes  Yerfassungsgesetz  §.  78;  Frankfurtsches  Gesetz  vom  16.  Januar  1855  §.  14 
AU.  1;  Hamburgsches  Yerfassungsgesetz  von  1860  Art.  98. 

')  VergL  (Enrhessisches  Verfassungsgesetz  §.  118);  Braunschweigsche  Neue 
Landschaftsordnnng  §.  203,  bezüglich  der  übrigen  deutschen  Staaten  aber  die  betreffenden 
Strafprocessordnongen.  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  IL  S.  196:  ,,I>ie  Staats- 
gewalt kann  —  als  Gericht  nicht  allein  und  blos  nach  ihrer  Erwägung  der  individuellen 
Berechtigung  verfahren,  sondern  nur  unter  eigener  Vertheidigung  dessen,  gegen  den 
^ei&kren  werden  soll.'' 

'j  Vergl.  oben  §.  46.   Man  halte  gegen  solche  Prinzipien  die  traurigsten  Verirrungen 
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dingongen  gegen  Sicherstellang  aas  der  Haft  zu  entlassen,  und  während 
der  Haft  ihm  denjenigen  Grad  der  persönlichen  Freiheit  za  gestatten, 
welchen  die  Untersuchung  des  Verbrechens  erlauben  kann.')  Im  Falle 
einer  widerrechtlich  verfügten  oder  verlängerten  Gefangenschaft  gestehen 
einige  deutsche  Staaten  dem  dadurch  Verletzten  einen  Entschädigungs- 
anspruch gegen  den  schuldigen  Beamten  und  nöthigenfalls  auch  gegen  den 
Staat  selbst  zu.') 

y,  Yerhangang  der  Strafe. 

§.   101. 
Die  Verhängung  und  Ausftihrung  der  Strafe   ist   der   letze  Act  der 
Strafgewalt  des  Staates.    Die  Bücksichten  auf  die  Moral  und  den  Cultnr- 


der  öffentlichen  Gewalt  in  dem  Tortnrverfahren  früherer  Jahrhunderte!  An  den  üeber* 
gang  aus  diesem  des  Staates  wie  des  Menschen  so  nnwürdigen  Anschauungen  erinnert 
noch  als  heute  geltende  Bestimmung  der  Mecklenhurgsche  Assecurations-Bevers  von 
1621:  „So  erklären  wir  uns  auch  (für^s  Ein-  und  Vierzigste)  in  Gnaden  dahin,  da  jemand 
aus  der  Bitter-  und  Landschaft  strafwürdig  befunden,  dass  Wir  unerkannten  Bechtens 
wider  ihn  nicht  verfahren,  sondern  ihn  zuvor  mit  seiner  Nothdurft,  vermöge  des  Assecu- 
rations-Bevers  de  Anno  1572  gebührlich  hören  wollen.^  Immerhin  eine  sehr  nothdürftige 
Verwilligung. 

')  Diese  Prinzipien   finden  sich  in   der  Begel   in  den  Specialgesetzen,  .jrelche   das 
Strafverfahren  betreffen,  ausgesprochen  oder  doch  praktisch  ausgeführt    Nur  einige  Yer- 
fassungsgesetze   haben  sie  in   sich  aufgenommen  und  dies   mit  Becht,   da  sie  wirklich 
politische  Grundsätze  oder  richtiger  noch  die  natürlichen  Consequenzen  politischer  Cardinal- 
sätze  sind.     YergL  (Eurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  116:   „Jeder  Angeschuldigte 
soll,  wofern  nicht  dringende  Anzeigen  eines  schweren  peinlichen  Verbrechens  wider  ihn 
vorliegen,  der  Begel  nach  gegen  Stellang  einer  angemessenen,  durch  das  Gericht  zu  be- 
stimmenden, Caution  seiner  Haft  ohne  Verzug  entlassen  werden."    §.  18:  „Eeinem  An- 
geschuldigten darf  das  Becht  der  BeschwerdefQhrung  während  der  Untersuchung  —  versagt 
werden:"  §.  119  (Gestattung  des  mündlichen  oder  schriftlichen  Verkehres  mit  den  Angehöri- 
gen über  Familien- Angelegenheiten);  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung §.  202 
(Gestattung  der  Freilassung  des  Angeschuldigten  gegen  Caütion  wie  in  Eurhessen)  §,  203 
(wörtlich  mit  dem  Enrhessischen  Verfassungsgesetz  §.  118  übereinstimmend),  und  §.  204: 
„Die  Gerichts-  und  Polizeibehörden  des  Landes,  welchen  der  verfassungsmässige  Schutz 
der  bürgerlichen  Freiheit  zunächst  anvertraut  ist,  sind  in  den  Untersuchungen  gegen  ver- 
haftete Angeschuldigte  dafür  verantwortlich,  dass  deren  Haft  nicht  länger  dauere,  als  die 
Erforschung   der  Verbrechen   und   die   zu  sichernde  Anwendung  der  Strafe  erfordert;" 
Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  39  §.  5  (Entlassung  ans  der  Haft 
gegen  Caution)  und  §.  7;   „Die  Verwahrungsorte  oder  Gefängnisse  dürfen  die  Freiheit 
nicht  mehr  beschränken,   und  es  darf  dem  Verhafteten  kein  grösseres  üebel  zugefügt 
werden,  als  die  gesetzlichen  Zwecke  der  Haft  und  der  Strafe  unumgänglich  nothwendig 
machen;"    Anhalt-Bernburgsches  Lande'sverfassungsgesetz  §.  5  Abs.  4;   Gesetz  für 
Beuss  j.  L.  vom  20.  Juni  1856  §.  41  und  §.  42  (wörtlich  mit  §.  118  bez.  §.  119  des 
Enrhessischen  Verfassungsgesetzes  übereinstimmend). 

*)  Oldenburgsches   Verfassungsgesetz  Art  39   §.  6;   Anhalt-Bernburgsches 
§.  5  Abs.  6. 
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zofitand  des  Volkes  machen  sich  aach  hier  entschieden  geltend  und  werden 
noch  durch  die  sittlichen  und  rechtlichen  Zwecke  der  Strafe  besonders 
bestimmt.  Die  letzte  und  reinste  Sühne  des  Verbrechens,  seine  sittliche 
Besserung  y  liegt  freilich  nicht  direct  in  dem  Berufe  des  Staates,  vielmehr 
würde  dieser  die  grösste  Gefahr  laufen,  in  der  Verfolgung  dieses  Zieles 
an  dem  Sittengesetze  selbst  sich  arg  zu  versündigen:  aber  des  Staates  ist 
es,  bei  der  Anwendung  seiner  mit  äusseren  Mittehi  zu  äusseren  Erfolgen 
wirkenden  Oewalt  auf  jenes  sittliche  Ziel  unwandelbare  Bücksicht  zu 
nehmen  und  sich  davor  zu  hüten,  dass  seine  Strafen  nicht  etwa  der  isitt- 
lichen  Besserung  des  Verbrechers  Hindemisse  in  den  Weg  legen.  Grosse 
Verirrungen  der  öffentlichen  Strafgewalt  gehören  der  Geschichte  des  deut- 
schen Kriminalrechts  an,  aber  auch  jetzt  noch  bleiben  unerlässliche  Auf- 
gaben ungelöst.  Nicht  nur  verlangt  die  Vollstreckung  der  als  die  Regel 
der  Strafmittel  zu  betrachtenden  Freiheitsstrafen  noch  eine  humanere  Ge- 
staltung,*) sondern  auch  die  Art.  der  Strafmittel  ist  noch  ein  Differenzpunkt 
in  der  Theorie  wie  in  der  Gesetzgebung  der  deutschen  Staaten.  Das 
schrecklichste  und  unwürdigste  aller  Strafrnittel,  der  bürgerliche  Tod,  ist 
freilich  wie  die  Strafe  der  Brandmarkung  und  der  allgemeinen  Vermögens* 
confiscation  wohl  in  allen  deutschen  Staaten  gänzlich  verworfen,  aber  noch 
steht  die  Strafe  der  körperlichen  Züchtigung  und  der  Vernichtung  der 
physischen  Existenz  des  Verbrechers  unter  den  anwendbaren  Strafmitteln 
und  ist  der  Conflict  derselben  mit  der  sittlichen  Würde,  auf  welche  auch 
der  Verbrecher  noch  gerechtesten  Anspruch  hat^  noch  nicht  gelöst.*^ 


0  Nothwendigkeit  der  Einführung  einer  sinngemässen  Einzelhaft. 

*)  Den  Standpunkt  der  Gesetzgebung  kennzeichnen  die  nachstehenden  Beferate  aus 
den  deutschen  Verfassungsgesetzen.  Preussiche  Verfassnngsurkunde  Art.  60:  „Der 
bargerliche  Tod  und  die  Strafe  der  Vermögensconfiscation  findet  nicht  Statt;"  Baiersche 
Tit  YIEL  §.  6:  »Die  Vermögensconfiscation  hat  in  keinem  Falle,  den  der  Desertion  aus- 
genommen, Statt;"  Sächsische  §.  58:  «Eine  allgemeine  Vermögensconfiscation  tritt  in 
keinem  FaUe  ein;"  (HannoYersches  Landesrerfassungsgesetz  §.  29);  Würtembergsche 
Ver&ssungsurkunde  §.  98;  Baden  sc  he  §.  16  (in  der  unlogischen  Fassung:  »Alle  Ver- 
mögens-Confiscationen  sollen  abgeschafft  werden*);  (Eurhessische  §.  128);  Gross- 
herzoglich  Hessische  §.  105;  Luxemburgsche  Constitution  von  1856  Art.  17  und 
18;  Altenburgsches  Staatsgrundgesetz  §.  48  (mit  dem  Zusätze:  „unbeschadet  der  Be- 
stimmungen des  §.  55;"  da  dieser  §.  55  indess  nur  von  fiscalischen  und  polizeilichen 
Confiscationen  einzelner  Gegenstände  spricht»  so  ist  jene  Beserration  überflüssig  und 
unlogisch);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  50;  Braunschweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  207 :  »Eine  allgemeine  Vermögensconfiscation  tritt  in  keinem  Falle 
ein;"  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  43  §.3,  Art  45;  Bernburg- 
sehe 8  Landesverfassungsgesetz  §.  14  (durch  das  Gesetz  vom  31.  August  1859  angehoben); 
Sehwarzburg-Bonder shausensches  Verfassungsgesetz  von  1849  §.  45  (durch  das 
Landesrer&ssungsgesetz  von  1857  beseitigt);  Gesetz  für  Beubs  j.  L.  Tom  10.  Juni  1856 
§.44;  Liechtensteinsches  §.  16.  —  Noch  andere  Strafmittel  betreffen  Oldenburg- 
sches Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  43  §.  1:  »Die  Todesstrafe,  ausgenommen  wo  das 
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cc.  Das  BegnsdigQngsrecht') 

§.  102. 
Die  deutschen  Staatsgewalten  vindiciren  sich  nnd  üben  sämmtlich  auch 
das  Recht,  die  dem  Gesetze  nach  verwirkte  Strafe  —  sei  es  gänzlich  oder 
theilweise  —  nicht  zu  vollstrecken  oder  das  Recht  der  Begnadigung.^ 
Gleichsam  nachahmend  den  göttlichen  Richter,  welcher  unwandelbar  heilig 
und  gerecht;  aber  auch  barmherzig  und  gnädig  ist  und  nicht  Gefallen  hat 
an  dem  Tode  des  Sünders,  übt  auch  der  Staat  Gnade  fllr  Recht  und  stthut 
eintretenden  Falls  den  Bruch  der  Rechtsordnung  nicht  durch  die  Strafe, 
sondern  durch  einen  Act  der  vergebenden  Gnade.')    Auch  das  ist  Gerech- 


Eriegsrecht  oder  Standrecht  sie  vorschreibt  oder  das  Seerecht  im  Falle  von  Meutereien  sie 
zulässt,  die  Strafen  der  körperlichen  Züchtigung,  des  Lattengeföngnisses,  der  Abbitte  und 
des  Widerrufs,  der  Zwang  zur  Ehrenerklärung,  sowie  die  öffentliche  Ausstellung  sind 
abgeschafifl;'  Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  13:  «Die  Todesstrafe,  aus- 
genommen wo  das  Kriegsrecht  sie  vorschreibt,  die  Strafen  des  Prangers  und  der  Brand- 
markung sind  abgeschafft.  Körperliche  Züchtigung  darf,  ausser  in  Correctionsanstalten, 
von  Behörden  nicht  verfügt  oder  erkannt  werden;"  S^hwarzburg-Sondershausen- 
seh  es  Verfassungsgesetz  von  1849  §.  12:  „Die  Todesstrafe,  ausgenommen  wo  das  Kriegs- 
recht sie  vorschreibt,  sowie  die  Strafe  der  körperlichen  Züchtigung  ist  abgeschafft  Die 
Strafen  des  bürgerlichen  Todes,  des  Prangers  und  der  Brandmarkung  dürfen  niemals  ein- 
geführt werden,"  (beseitigt  durch  das  Landesverfassungsgesetz  von  1857);  Waldeck  sehe 
Yerfassungsurkunde  §.  99;  Hessen-Homburgsches  Gesetz,  die  individuellen  Personen- 
rechte betreffend,  vom'  20.  April  1852  Art.  6;  (Frankfurtsche  Constitutions-Ergänzongs- 
acte  vom  19.  Juli  1816  Art.  4,  c).  Vergl.  auch  die  Deutschen  Grundrechte  Art  DL 
—  Die  Todesstrafe  ist  in  Oldenburg  (Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  42)  und  neuer- 
lichst auch  inWürtemberg  abgeschafft.  Die  Gründe  gegen  eine  aUgemeine  Abschaffung 
dieses  ernstesten  Strafübek  pflegen  von  Seiten  der  Theologen  verfochten  zu  werden  und 
recurrirt  die  Beweisführung  derselben  in  der  Begel  auf  das  alttestan^entliche  Wort:  ,Wer 
durch's  Schwert  tödtet,  soU  durch's  Schwert  umkommen."  Als  ob  die  christliche  Liebe 
nicht  in  dem  Evangelium  von  der  Ehebrecherin  ein  besseres  Argument  für  die  Abschaffung 
der  Todesstrafe  fände?  —  Dass  die  Prügelstrafe  in  den  Mecklenburgischen  Landen 
erst  recht  wieder  eingeführt,  ist  jedenfalls  kein  Lichtbild  aus  den  inneren  Zustanden  dieses 
mittelalterlichen  Staates. 

*)  Literatur-Nachweisungen  s.  bei  Feuerbach,  Lehrbuch  des  peinlichen  Bechts  §.  62 
Note  2  und  §.  63  Note  1  (von  Mittermaier).  YergL  auch  Weiss  System  §.332,333; 
Zöpfl  Grundsätze  Th,  11.  S.  602  ff.,  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  §  173  ff; 
Held  System  Th.  L  S.  264;  Bluntschli  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  IL  S.  100  ff; 
Stahl  Bechts-  und  Staatslehre  Th.  11.  S.  706  ff.;  Köstlin  System  des  deutschen  Straf- 
rechts Th.  I.  §.  143  ff.  Vergl.  auch  Brauer  im  Bluntschli-Braterschen  Staats- 
wörterbuche s.  V.  „Begnadigung".  Eine  beachtenswerthe  Monographie  ist  Lueder  Das 
Souverainetatsrecht  der  Begnadigung  (Leipzig  1860). 

*)  Bluntschli  a.  a.  0.  nennt  das  Becht  der  Gnade  „einen  hohen  Vorzug  der  Mon- 
archie;" dass  indess  kein  Grund  vorliegt,  jenes  Becht  den  Bepul^liken  zu  bestreiten,  be- 
weisen die  Gitate  zu  dem  folgenden  Paragraphen. 

')  Darum  fällt  das  „Begnadigungsrecht"  nicht  unter  den  Begriff  der  „Privü^en', 
wie  Mehre  glauben  (z.  B.  Zöpfl  a.  a.  0.  §.  481). 
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tigkeit  und  eine  Forderang  an  die  Sittlichkeit  des  Staates.  Denn  während 
die  Strafgewalt  nur  auf  die  geschehene  That  und  ihre  Beziehharkeit  auf 
das  Bewusstsein  und  den  Willen  des  Urhebers  sieht  und  dem  Verbrechen 
nur  die  sühnende  Strafe  folgen  lassen  kann,  dürfen  die  von  ihr  nicht  zu 
beachtenden  besonderen  Umstände  des  Verbrechens,  seiner  That  und  ihres 
Motivs  nicht  vergeblich  um  Gnade  rufen,  wenn  die  Strafe  in  keinem  ge- 
rechten Verhältniss  zu  dem  Verbrechen  in  seiner  subjectiven  Bedeutung 
stehen,  die  Vollstreckung  der  Strafe  in  der  Weise  und  in  dem  Grade,  wie 
dieses  Verbrechen  im  Allgemeinen  sie  fordern  muss,  selbst  wieder  eine 
Verletzung  der  Gerechtigkeit,  ein  Verstoss  gegen  die  Sittlichkeit  sein  würde.  *) 
Das  staatliche  Recht  der  Begnadigung  ist  also  nicht  eine  Ausnahme  von 
dem  Prinzipe,  dass  der  Staat  gerecht  sein  und  das  Becht  üben  soll,  sondern 
vielmehr  eine  letzte  Erfüllung  dieses  Prinzipes.  Aber  das  setzt  wieder 
voraus,  dass  die  Staatsgewalt  wohl  Gnade  für  Becht,  aber  nimmer  Gnade 
für  Gerechtigkeit  ergehen  lässt,  dass  sie  dieses  ihres  Rechtes  nie  als  eine 
Willkür,  sondern  stets  in  dem  Pflichtgefühl,  Gerechtigkeit  üben  zu  müssen, 
gebraucht,  eben  nur  dann,  wenn  die  Versagung  der  Gnade  eine  Forderung 
der  Gerechtigkeit  und  der  Sittlichkeit  zurückweisen  würde.')  Die  Staats- 
gewalt hat  also  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  ob  diese  Voraussetzung 
ermUt  ist  und  wie  weit  die  Gnade  der  Vollstreckung  der  verwirkten  Strafe 
entgegentreten  darf  und  muss.')     Die  speziellen  Gründe  zur  Uebung  des 


')  Darum  ist  auch  der  Act  der  Begnadigong  nicht  durch  den  Willen  oder  die  Zu- 
Stimmung  des  Verurtheilten  bedingt  Den  Gnadenact  des  Staates  berührt  ein  Verzicht 
des  Schuldigen  auf  Gnade  nicht.    Weiss  System  §.  333, 

')  Stahl  Rechts-  und  Staatslehre  Th.  II.  S.   708: «Der  Monarch  soll  nicht 

grundlos  begnadigen,  und  es  ist  nicht  etwa  die  höchste  Feier  des  Begnadigungsrechts, 
wenn  ein  recht  verruchter  Verbrecher  begnadigt  wird,  damit  die  Gnade  noch  gewaltiger 
sei  als  die  Gerechtigkeit  und  die  Freiheit  des  Monarchen  gewaltiger  als  das  Gesetz."  — 
Auf  die  Gerechtigkeit  im  Begnadigen  kommt  Alles  an.  Denn  dass  das  Begnadigungsrecht 
der  Staatsgewalt,  willkürlich  oder  aus  in  Wirklichkeit  nicht  vorhandenen  Gründen  ange- 
wandt, der  Gerechtigkeit  Hohn  spricht,  Heuchelei  belohnt  und  andere  Nachtheile  zur 
Folge  hat,  ist  offensichtlich.  Vergl.  Mittermaicr  bei  Feuerbach  in  den  Noten  zu 
§.  63;  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  101. 

^)  Das  positive  Strafgesetz  kann  durch  zu  harte  Strafdrohung  an  sich  ungerecht  oder 
der  sittlichen  Anschauung  des  Volkes  entgegen  sein.  In  solchem  Falle  kann  die  straf-« 
richterliche  Gewalt  nicht  umhin,  auch  die  zu  harte,  ungerechte,  unsittliche  Strafe  zu 
erkennen  und  zu  vollstrecken,  aber  dann  hat  die  Staatsgewalt  in  dem  Gesetze  selbst  das 
Motiv,  durch  Gnade  gerecht  zu  werden.  Z.  Br drohte  das  Hannoversche  Criminalgesetz- 
buch  in  den  Fällen  der  Brandstiftung,  in  welchen  ein  bewohntes  Gebäude  mit  Gefahr  für 
Andere  in  Brand  gesteckt  wurde,  mit  Todesstrafe,  indess  war  es  bereits  eine  langjährige 
Praxis,  dass  die  Gnade  des  Königs  diese  Strafe  wenigstens  dann  in  Freiheitstrafe  ver- 
wandelte, wenn  die  Brandstiftung  kein  Menschenleben  opferte.  —  Dass  es  in  solchen  Fällen 
immerhin  besser  und  gerechter  sein  würde,  das  zu  harte  Gesetz  zu  beseitigen  und  so  den 
gesetzlichen  Anlass  zum  Begnadigen  aufzuheben,  liegt  auf  der  Hand.  Zu  viel  Argwohn 
gegen  die  Gerechtigkeit  der  gesammten  Strafgesetzgebung  verräth  aber  die  Würtem- 

Groiefend,  Staats  recht.  7 
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Begnadigungsrechts  können  aber  ebensowohl  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes, 
als  auf  dem  der  Moral  oder  der  Politik  liegen;  die  Amnestie,  diese 
Species  der  Begnadigung,  welche  das  Vergessen  und  Vergeben  einer 
bestimmten  Gattung  von  Verbrechen  ist,  ist  nur  auf  dem  Gebiete  der  Politik 
begründet,  denn  hier  gilt  es,  ein  politisches  Unrecht  mehr  im  Interesse  des 
Staates  als  aus  Berücksichtigung  der  Individualität  des  Verbrechers  zu  ver- 
geben und  zu  vergessen/) 

§.  103. 
Der  Inhalt  des  Begnadigungsredites  kann  immer  nur  die  Nichtvoll- 
ziehung der  durch  ein  Verbrechen  verwirkten  Strafe  sein.  Alle  Ansprüche, 
welche  eine  Person  aus  dem  Verbrechen  gegen  den  Verbrecher  herleiten 
kann,  stehen  als  das  wohlerworbene  Recht  Jener  dem  Staate  gegenüber 
unverletzlich  da.  Im  Einzelnen  aber  sind  die  Grenzen  verschieden  fixirt, 
innerhalb  welcher  jenes  Recht  ausgeübt  werden  darf.  Mehre  Staaten 
schliessen  die  Abolition  als  die  gänzliche  Ignorirung  der  verbrecherischen 
That  gänzlich  aus,  gestatten  nur  bedingt  den  Eingriif  der  Staatsgewalt 
in  eine  bereits  anhängige  Untersuchung  und  beschränken  das  Begnadigungs- 
recht auf  die  Erlassung  oder  Milderung  im  strafgerichtlichen  Verfahren 
erkannter  Strafen.*)  Andere  .Staaten  vindiciren  ihrer  Gewalt  dagegen 
das  Begnadigungsrecht  im  weitesten  Sinne,  indem  sie  auch  die  Abolition, 

bergsche  Verfassung  §.  97,  welche  den  Criminalgerichten  die  Verpflichtung  auferlegt, 
„in  schweren  Fällen  die  Acten  sammt  ihrem  Erkenntnisse  vor  der  Eröffnung  des- 
selben durch  das  königliche  Justizministerium  dem  Könige  zum  Behufe  einer  etwaigen 
Begnadigung  vorzulegen.** 

0  Vergl.  Brauer  im  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterbuche  s.  y.  , Amnestie.* 
")  Preussische  Verfassungs-Ürkunde  §.  49:  „Der  König  hat  das  Recht  der  Begna- 
digung und  Strafmilderung.  —  Der  König  kann  bereits  eingeleitete  Untersuchungen  nur 
auf  Grund  eines  besonderen  Gesetzes  niederschlagen."  Dieser  zweite  Satz  ergiebt,  dass 
in  dem  ersteren  „Begnadigung"  im  Gegensatz  zur  Strafmilderung  nur  den  gänzlichen 
Erlass  der  Strafen  bedeuten  kann.  —  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit  Vlil.  §.  4: 
„Der  König  kann* in  strafrechtlichen  Sachen  Gnade  ertheilen,  die  Strafe  mildem  oder 
erlassen;  aber  in  keinem  Falle  irgend  eine  anhängige  Streitsache  (gehört  als  ein  Verlxyt 
der  Cabinetsjustiz  nicht  hierher)  oder  angefangene  Untersuchung  hemmen."  Badensche 
Verfassungs-Urkunde  §.  15:  „Der  Grossherzog  kann  erkannte  Strafen  mildem,  oder  ganz 
•  nachlassen,  aber  nicht  schärfen,"  welcher  letztere  Zusatz  selbstverständlich  nicht  die  Ab- 
grenzung des  Begnadigungsrechtes,  sondern  nur  die  Verhinderung  einer  Cabinets- 
justiz bezielt.  —  Luxemburgsche  Constitution  vom  27.  November  185G  Art.  38:  „Der 
König-Grossherzog  hat  das  Hecht,  die  von  den  Bichtern  ausgesprochenen  Strafen  zu  er- 
lassen oder  zu  mildem."  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  208:  «Der 
Landesförst  kann  in  strafrechtlichen  Sachen  begnadigen,  die  Strafe  mildem  oder  erlassen, 
aber  in  keinem  Fall  schärfen,  und  eine  angefangene  Untersuchung  nur,  nachdem  das 
Oberappellationsgericht  sich  gutachtlich  darüber  geäussert  hat,  niederschlagen."  VergL 
auch  Hamburgs  che  Verfassung  vom  28.  September  1860  Art.  24:  „Das  Becht,  eine 
Strafe  durch  Begnadigung  zu  mildem  oder  zu  erlassen,  steht  dem  Senate  zu.  —  £ine 
Amnestie  kann  nur  durch  die  Gesetzgebung  ertheilt  werden." 
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/die  Verhinderung  des  Eintritts  einer  im  Gesetz  gebotenen  Criminal- Unter- 
suchung oder  die  Niedereehlagung  des  noch  im  Gang  befindlichen  Verfahrens 
gestatten.')  In  jenen  Staaten  wird  also  dem  Prinzipe  Rechnung  getragen, 
dass  die  Gnade  die  Gerechtigkeit  erfüllen  oder  ergänzen,  sie  gewissermassen 
in  ihren  eigensten  Wesen  erhalten,  nämlich  vor  Ungerechtigkeit  behüten 
soll,  dass  also  die  Gnade  auch  erst  dann  eintreten  kann,  wenn  zuvor  die 
Gerechtigkeit  ihre  Majestät  offenbaret  hat  und  wenn  derselben  das  ihr 
gebührende  Recht  ist  zuerkannt  worden.  Sonst  wird  die  Gnade  leicht  als 
eine  dem  Gerechtigkeitsgefühl  des  Volkes  widerstreitende  Willkür  erscheinen 
und  die  Gerechtigkeit  eher  verletzen  als  ihre  letzte  Consequenz  ziehen. 
Nur  wenige  Staaten  haben  durch  ausdrückliche  Verfassungsbestimmungen 
dieser  Gefahr  vorzubeugen  gesucht.^) 


*)  Sächsische  Verfassungs- Urkunde  §.  52:  ,Der  König  hat  in  strafrechtlichen 
Fällen  das  Becht  der  Abolition,  sowie  der  Verwandlung,  Minderung  oder  des  Erlasses  der 
Strafe,  kann  aber  zuerkannte  Strafen  nicht  schärfen";  (Hannoversches  Landesverfas- 
sungsgesetz §.  9:  „Der  König  kann  Straferkenntnisse  nicht  schärfen;  aber  Er  hat  das 
Recht,  erkannte  Strafen  im  Wege  der  Gnade  gänzlich  aufzuheben  oder  zu  mildern,  auch 
das  Strafverfahren  wider  einen  Angeschuldigten  einzustellen  oder  völlig  niederzuschlagen" ;) 
Würtembergsche  Verfassungs-Ürkunde  §.  97:  „Dagegen  steht  dem  Könige  zu,  Straf- 
erkenntnisse vermöge  d^s  Begnadigungsrechtes  —  aufzuheben  oder  zu  mildem.  —  Auf 
gleiche  Weise  kann  auch  —  vermöge  des  dem  Könige  zustehenden  Abolitionsrechtes,  noch 
ehe  das  Verbrechen  oder  Vergehen  untersucht,  oder  über  die  Bestrafung  erkannt  worden 
ist,  alles  Verfahren  gegen  den  Beschuldigten  eingestellt  und  niedergeschlagen  werden; 
(Kurhessische  Verfassungs -Urkunde  von  1831,  §.  126:  „Der  Landesherr  ist  befugt, 
Strafen  zu  erlassen  oder  zu  mildem.  Derselbe  wird  bei  der  Ausübung  des  Hechtes  der  Be- 
gnadigung oder  Abolition  darauf  Rücksicht  nehmen"  etc.  [s.  folg.  Note]>)  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  106;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  8  und  48;  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz,  §.  140  (ähnlich  wie  in  Würtemberg);  Oldenburgsches  Revidirtes 
Staatsgmndgesetz  Art.  10;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassuiigsgesetz  §.  85  (auf- 
gehoben durch  das  Gesetz  vom  31.  August  1859,  indess  wird  diese  Aufhebung  sich  nur 
gegen  die  in  dem  §.  85  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  Minister -Anklage  richten, 
nicht  aber  dem  Herzoge  das  zustehende  Begnadigungsrecht  nehmen  sollen);  Schwarz- 
burg-Sondershausensches  Verfassungsgesetz  §.  66;  Revidirtes  Staatsgrandgesetz  für 
das  Pürstenthum  Reuss  j.  L.  §.  44;  Waldecksche  Verfassungs-Urkunde  §.  12:  „Der 
Fürst  hat  das  Recht  der  Begnadigung  und  der  Strafmilderung,  sowie  der  Amnestirung 
und  der  Abolition" ;  Constitutions-Ergänzungs-Acte  zu  der  alten  Stadt- Verfassung  der  freien 
Stadt  Frankfurt  vom  16.  Juli  1816  Art.  29:  „—  sowie  denn  überhaupt  Abolitions-, 
Strafmüderungs-  und  Erlassungsgesuche  in  allen  peinlichen  oder  polizeilichen  Strafföllen 
dem  ganzen  Senat  vorbehalten  smd." 

*)  Würtembergsche  Verfassungsurkunde  §.  97  (s.  vorige  Note);  (Kurhessische 
Verfassungsnrknnde  von  1831  §.  126:  „Derselbe  (der  Landesherr)  wird  bei  der  Ausübung 
des  Rechtes  der  Begnadigung  oder  Abolition  darauf  Rücksicht  nehmen,  dass  dem  wirk- 
samen Ansehen  der  Strafgesetze  nicht  zu  nahe  getreten  werde",  womit  allerdings  mc}fi 
viel  garantirt  war).  Hierher  gehören  auch  die  erst  später  zu  erwähnenden  Bestimmungen 
der  Verfasmingsgesetze,  welche  das  fürstliche  Becht  der  Begnadigung  in  allen  Fällen,  wo 
gegen  die  verantwortlichen  Räthe  der  Krone  eine  Anklage  wegen  Verletzung  der  Ver- 
fassung erhoben  oder  eine  Strafe  erkannt  worden.    Einigen  Schutz  gegen  Misi|brauch  des 

7' 
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.  b.    Das  civilrichterliche  Recht.  ^ 

aa.    Wesen. 
§.  104.  f 

Der  Beruf  der  Staatsgewalt,  die  Verletzungen  des  privativen  Rechtes 
zu  sühnen  oder  den  privatrechtlichen  Personen  zu  ihrem  subjectiven  Rechte 
zu  verhelfen,  ist  der  Inhalt  des  civilrichterlichen  Rechtes  der  Staats- 
gewalt. Auch  hier  gilt  es  der  Bekämpfung  des  Unrechts,  aber  hier  ist  das 
Unrecht  nicht  die  Negation  der  absoluten  Rechtsidee  oder  die  thatsächliche 
Auflehnung,  gegen  die  Herrschaft  der  absoluten  Rechtsordnung,  sondern  nur 
die  Vorenthaltung  des  dare,  facere,  praestare,  das  zu  fordern  ein  Anderer 
berechtigt  sein  will,  oder  die  Bestreitung  oder  Störung  des  dinglichen  Rechtes, 
das  Jemand  behaupten  zu  mtlssen  glaubt.  Also  straft  auch  der  9taj)t 
dieses  privatrechtliche  Unrecht  nicht,  sonderi^  er  entscheidet  nur,  ob  die 
Weigerung  jener  Leistung  wider  das  Recht,  was  die  Berechtigung  des 
Einen  un^  die  Verpflichtung  des  Anderen  sei,  und  verhilft  nöthigenfalls  mit 
seinen  physischen  Zwangsmitteln  dem  Berechtigten  zu  der  Erlangung  alles 
dessen,  was  er  fordern  kann,  der  Andere  aber  leisten  muss.  Weil  nun  die 
Weigerung  des  Verpflichteten  auch  nur  als  die  Geltendmachung  eines  (ver- 
meintlichen) subjectiven  Rechtes,  nämlich  als  die  Behauptung,  dass  die 
Nicht- Leistung  des  Geforderten,  nicht  aber  die  Leistung,  Rechtens  sei, 
erscheint,  so  ist  der  Spruch  der  Staatsgewalt,  wessen  Verhalten  das  recht- 
mässige sei,  eine  Entscheidung,  ob  die  Forderung  oder  die 'Weigerung 
Rechtens  sei.    Die  Staatsgewalt  sucht  hier  das  subjective  Recht. 

bb.    Voraussetzungen. 

§.  105. 
Die  Bethätigung  des  civilrichterlichen  Rechtes  des  Staates  ist  in  wei- 
terer Folge  der  Besonderheit  seines  Gebietes  und  Zweckes  nicht  so  absolut, 
wie  sein  Strafrecht.  Denn  dass  die  objective  Rechtsordnung  in  völliger 
Integrität  bestehe  und  bewahrt  bleibe,  ist  eine  absolute  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit und  eine  wesentliehe  Grundlage  des  Staatslebens.  Eine  Ver- 
letzung des  privativen  Rechtes  ei^es  Individuum  berührt  dagegen  zunächst 
nur  die  Rechtssphäre  dieses  Individuum  und  der  Staat  kann  erst  dann  von 
ihrem  Dasein  erfahren,  wenn  der  Verletzte  ihm  das  erlittene  Unrecht  klagt 
und  wenn  derselbe  darthut,  das  eiii*  Anderes  seine  Berechtigung  gewesen 
sei.  Der  Staat  kann  also  hier  nur  auf  Anrufen  des  Verletzten  thätig 
werden,  und  es  ist  eine  logische  Nothwendigkeit,  dass  der  Staat  nur  einem 


Begnadigungsrechtes  bietet  auch  eine  Bestimmung  wie  die  in  der  Braunschweigschen 
Landschaftsordnnng  §.  208  (s.  oben  Note)  enthaltene,  dass  vor  Ausübung  des  Begnadigung- 
rechtes  die  gutachtliche  Aeußscrung  des  höchsten  Gerichtshofes  zu  erfordern  ist. 
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Kläger  gegenüber  zum  Richter  über  Mein  und  Dein  wird.  Aas  demselben 
Grande  cessirt  aber  aach  das  Becht  des  Staates  ^  einen  Rechtsstreit  zu 
schlichten,  wenn  die  streitenden  Parteien  die  Entscheidung  über  das  Recht- 
mässige ihrer  Ansprüche  und  Weigerungen  anderswo  suchen  wollen^  namest- 
lich  wenn  sie  den  Austrag  der  Streitsache  einem  Schiedsgerichte  überlassen. 
Während  die  Staatsgewalt  nicht  ihr  Strafrecht  einem  Andern  übergeben  oder 
abwarten  darf,  ob  z.  B.  der  Betrogene  Entschädigung  auf  a^rem  Wege 
sacht;  mnss  sie  von  der  Entscheidung  eines  privatrechtlicheffStreites  ab- 
stehen, sobald  die  streitenden  Theile  auf  die  Entscheidung  verzichten,  sei 
es,  weil  sie  sich  über  ihre  Rechte  vertragen  haben,  oder  weil  sie  eine 
aussergerichtliche  Entscheidung  (durch  Schiedsgerichte)  suchen  wollen.  0 
Es  ist  also  das  richterliche  Recht  der  Staatsgewalt,  so  absolut  und  generell 
es  in  abstracto  ist,  in  den  einzelnen^ Fällen  der  Anwendung  doch  ein  nur 
relatives.  Die  Richtei^ewalt  des  Staates  waltet  ebenso  absolut  und  immer, 
wie  seine  Strafgewalt,  allein  sie  tritt  nicht  unbedingt  und  unmittelbar  in 
Thätigkeit.  Die  Staatsgewalt  genügt  hier  zunächst  den  Anforderungen 
der  Gerechtigkeit,  wenn  sie  den  privatrechtlichen  Personen  nur  den  Rechts- 
weg «offen  hält,  auf  welchem  die  gerichtliche  Anerkennung  des  bestrittenen 
subjectiven  Rechtes  erreicht  werden  kann.  In  dieser  Rechtssphäre  gilt  der 
Grundsatz:  wo  kein  Kläger^  da  ist  auch  kein  Richter. 

§.  106. 
Die  Befugniss  streitender  Parteien,  ihre  Streitsache  durch  Schieds- 
gerichte entscheiden  zu  lassen,  muss  materiell  begrenzt  sein,  da  der  Staat 
nicht  schlechthin  es  der  Willkür  der  Parteien  überlassen  kann,  ob  sie  auf 
diesem  Wege  ihr  formelles  Recht  suchen  wollen.  Wo  ein  Interesse  des 
Staates  an  der  von 'ihm  aufrecht  zu  haltenden  allgemeinen  Rechtsordnung 
bei  dem  Streite  unter  zwei  privatrechtlichen  Subjecten  concurrirt,  kann  der 
St^uit  die  richterliche  Entscheidung  nicht  aus  den  Händen  geben.  Das 
Preussißche  Recht  schliesst  deshalb  die  schiedsgerichtliche  Entscheidung  in 
allen  Fällen  aus,  wo  das  gemeine  Beste  (z.  B.  bei  Ehescheidungssachen) 
oder  das  Interesse  des  Landesherm.oder  die  Berechtigungen  in  dem  schieds- 
richterlichen Verfehren  nicht  betheiligt  gewesener  Dritter  in  Frage  kommen 
würden,*)  während  im  Bezirke  des  Appellationsgerichts  zu  Köhi  die  Fälle, 
in  denen  es  sich  um  Schenkungen  oder  Vermächtnisse,  um  Nahrung, 
Wohnung  oder  Kleidung,  um  Gütertrennung  zwischen  Eheleuten,  um  Ehe- 
scheidung, um  Standesfragen  nnd  überhaupt  um  Gegenstände  handelt,  bei 
denen  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Staatsanwaltschaft  concurrirt,  dem 


')  VergL  oben  §.  89  a.  E.  und  den  folgenden  §. 

*)  Vergl.  Preusßische  Allgemeine  Gerichtsordnung  I,  2  §.  167—176;  T,  30  §.  48—55; 
Allgemeines  Landrecht  I,  17  §.  23  und  24. 
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schiedsrichterlichen  Verfahren  entzogen  sind.*)  Selbstverst&idlich  ist  es 
dem  Staate  immer  möglich,  in  den  ihn  direct  betreffenden  Rechtsstreiten 
durch  Verweigerung  des  Gompromisses  die  schiedsgerichtliche  Entscheidong 
ZV  verhindern. 

cc*    Object 

*§.  107. 
Irichterliche  Recht  der  Staatsgewalt  hat  sein  Gebiet  in  der 
Sphäre  des  Privatrechts  als  des  Bereiches  der  positiv  begründeten  privativen 
Rechtsverhältnisse  der  Individuen.*)  Eben  dieses  Gebiet  unterscheidet  jenes 
Recht  von  dem  Sträfrechte  des  Staates  auf  das  Bestimmteste  und  Wesent- 
lichste, wie  sich  denn  auch  dieser  Unterschied  in  der  durchgängigen  Ver- 
schiedenheit der  Ginindprinzipien  des  Verfahrens,  welches  durch  die  Ver- 
wirklichung der  Strafgewalt  oder  der  Richtergewalt  des  Staates  hervor- 
gerufen wird,  wiederspiegelt.  Beide  Gebiete  sind  indess  nicht  immer  scharf 
gegen  einander  abgegrenzt.  Sind  auch  die  s.  g.  Delictsobligationen  des 
römischen  Privatrechts  in  Deutschland  als  Thatbestände  eines  öffentlichen 
Vergehens  betrachtet,  der  civilrichterlichen  Gewalt  des  Staates  entzogen 
und  der  Strafgewalt  desselben  zugewiesen,  so  giebt  es  doch  auch  gegen- 
wärtig Verletzungen  der  Rechtsordnung,  deren  Charakter  so  zweiseitig 
erschien,  dass  jene  beiden  Gewalten  des  Staates  sie  als  zu  ihrer  Competenz 
gehörig  betrachteten.  Dies  sind  die  Verletzungen  der  subjectiven  Ehre 
eines  Menschen.  Bald  sind  sie  als  Negationen  der  absoluten  Rechtsordnung, 
welche  auch  auf  der  Unantastbarkeit  der  individuellen  Ehre  der  Menschen 
beruht,  bald  auch  nur  als  concrete  Bestreitungen  des  subjectiven  Anspruches 
einer  Person  auf  Anerkennung  ihrer  Ehrenhaftigkeit  betrachtet,  und  etiiche 
Staaten  rechnen  diese  rechtsverletzenden  Handlungen  sowohl  zu  dem  Ge- 
biete des  Strafrechts  als  zu  dem  des  richterlichen  Rechtes  des  Staates,  so 


*)  Rheinische  Civil-Processordnang  Art.  1003—1028.  VergL  von  Bonne  Preussisches 
Staatsrecht  ü.  Bd.  2.  Abth.  S.  4  ff 

»)  Vergl.  Gesetz  für  das  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  vom  10.  Juni  1856  §.  23  Abs.  2: 
„Die  gerichtliche  Klage  ist  im  Allgemeinen  und  abgesehen  von  den  Fällen,  in  welchen 
nach  ausdrücklicher  gesetzlicher  Vorschrift  die  Betretung  des  Rechtsweges  soll  erfolgen 
können,  überall  nicht  erörffnet,  wo  die  angeblieh  erlittene  Rechtsverletzung  auf  einer»  durch 
die  Verfugungen  der  Staatsbehörden  geschehenen  Anwendung  der  Staats-  und  Hoheits- 
gerechtsame  beruht,  und  nicht  etwa  ein  auf  einen  besonderen  Titel  sich  gründendes  Recht 
als  durch  dieselben  verletzt  nachgewiesen  werden  kann,  durch  welches  ausser  dem  Gebiet 
des  Privatrechts  in  dem  einzelnen  Falle  die  Anwendung  der  vorgedachten  Staatsgerecbt- 
same  beschränkt  wird."  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  vom  28.  September  18(i0 
§.  96:  „üeber  alle  Rechtsverletzungen  entscheiden  die  Gerichte,  insofern  nicht  die  Be- 
theüigten  in  einer  Verwaltungsangelegenbeit  sich  den  Entscheidungen  der  Verwaltungs- 
behörde freiwillig  unterwerfen  (vergl.  oben  §.  105)  oder  von  der  künftigen  G^etzgebung 
Ausnahmen  gemacht  werden."  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.38: 
„Ueber  alle  Rechtsverletzungen  entscheiden  die  Gerichte.'' 
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dass  dem  an  seiner  Ehre  Gekränkten  die  Anrufdng  der  einen  oder  der 
anderen  Gewalt  des  Staates  freigestellt  ist.')  Femer  sind  die  auf  dem 
Gebiete  des  Elierechtes  entstehenden  Bechtsstreitigkeiten  hier  zu  erwähnen, 
indem  dieselben  in  einigen  Staaten,  welche  die  Ehe  als  ein  vorwiegend 
bürgerlich -rechtliches  Yerhältniss  betrachten,  der  Competenz  der  Staats- 
gerichte überwiesen,  in  anderen  aber  als  kirchenrechtliche  Angelegenheiten 
einer  besonderen  s.  g.  geistlichen  Gerichtsbarkdt  vorbehalten  sind.^) 

§.  108. 
Das  Ziel  des  civilrichierlichen  Berufes  des  Staates  ist  nur  die  Schlich- 
tung des  ihm  vorgetragenen  Rechtsstreites,  die  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens unter  den  streitenden  Parteien.  Darum  braucht  die  richterlicher  Grewalt 
nicht  immer  auf  die  Ermittelung  des  wahren  Rechtsverhältnisses,  auf  die 
Bflischeidung,  was  in  diesem  Processfalle  Rechtens  ist,  bedacht  zu  sein, 
sondern  ihr  Beruf  ist  erfallt,  wenn  die  Parteien  erklären,  sich  mit  irgend 
einem  Rechtsverhältnisse  begnügen  und  dasselbe  als  das  für  sie  verbindliche 
anerkennen  zu  wollen.  So  liegt  in  dem  civilrichterlichen  Berufe  des  Staates 
zugleich  die  Au%abe,  auf  eine  vergleichsweise  Erledigung  des  Rechtsstreites 
hinzuwirken  und  vor  der  Abgabe  und  etwa  auch  Vorbereitung  der  gericht- 
lichen Entscheidung  zuvörderst  den  Versuch  zu  machen,  ob  nicht  eine  güt- 
liche Vereinbarung  der  streitenden  Theile  über  den  Gegenstand  des  Rechts- 
streites den  Anlass  desselben  beseitigen  und  das  gerichtliche  Processver- 
fahren  verhindern  könnte.  Das  Preussische  Recht  hat  diesen  Grundsatz 
besonders  in  dem  Institute  der  (nicht  mit  den  Schiedsrichtern  zu  ver- 
wechselnden) Schiedsmänner  ausgebildet.') 

dd.    Suspension  der  civilrichterlichen  Hülfe. 

§.  109. 
Das  röniische  Recht  gestattete  der  Staatsgewalt  das  Recht,  die  gericht- 
liche Geltendmachung  eines  civilrechtlichen  Anspruches  gegen  Sicherstellung 
der  Gläubiger  (fidejussio  idonea)  zu  suspendiren,  wenn  die  Zahlung  der 
Schuld  im  Fälligkeitsmoment  dem  Schuldner  verbältnissmässig  härter  fallen, 
als  sie  dem  Gläubiger  vortheilhaft  sein  würde.  0    Die  Ertheilung  solcher 


")  So  war  es  z.  B.  im  Königreich  Hannover  der  Fall,  während  der  §.  343  des 
Prenssischen  Strafgesetzhuches  von  1851  die  einfachen  Ehrverletzungen  von  dem  straf- 
gerichtlichen Verfahren  ausschloss;  vergl.  das  Einführnngsgesetz  zum  Preussischen  Straf- 
gesetzbuch Art  XVI. 

*)  Das  Erstere  ist  z.  B.  im  Königreich  Preussen  nach  allgemeinem  Landrecht,  das 
Letztere  in  dem  ehemaligen  Königreiche  Hannover  der  Fall  und  —selbstverständlich  — 
in  allen  katholischen  Staaten. 

')  VergL  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  ü.  Abth.  2  S.  2  ff. 

*)  Vergl.  1.  2  und  4  C.  de  precibus  Imperatori  (I,  19);  Mittermaier,  Civilistisches 
Archiv  XVI,  17;  Puchta,  Pandekten  §.  242;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL 
S.  234  ff. 
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Moratorien  (Indalt,  Anstandsbrief,  literae  respirationiS;  Quinqaenell)  ist 
sichtlich  eine  Aosuahme  von  dem  Grundsätze  der  Freiheit  der  subjectiveii 
Rechte  gegen  den  Staat.  Eben  deshalb  haben  auch  mehre  deutsche  Staaten 
auf  eine  solche  Befiigniss  ausdrücklich  verzichtet/)  während  andere  aller- 
dings sie  auch  femer  beanspruchen  und  ihre  Ausübung  nur  gegen  Miss- 
brauch zu  sichern  suchen.*)  Wo  dieselbe  indess  nicht  ausdrücklich  ans 
dem  Staatsrecht«  entfernt  worden,  da  muss  sie  in  der  Gestaltung ,  welche 
ihr  das  römische  Recht  gegeben ,  auch  ferner  der  Staatsgewalt  zuerkannt 
sein,  da  sie  als  ein  römisch -rechtliches  Institut  des  Privatrechts  die  Yer- 
muthung  gemeiner  Verbindlichkeit  für  sich  beansprucht.')  Es  war  aber  ein 
Irrthum  der  Doctrin,  dieses  Recht  der  Staatsgewalt  als  ein  Analogon  ihres 
Begnadigungsrechtes  zu  betrachten,  denn  das  innerste  Prinzip  beider  Rechte 
disharmonirt  wesentlich  und  die  Verschiedenheit  ihres  Gebietes  influirt  auch 
auf  ihre  äussere  Gestaltung.^) 


^  Sächsisches  Verfassnngsgesetz  §.  54;  Coburg-Gothasches  Staatsgrnndgesets 
§.  57;  (Eurhessische  Yerfassungsnrkimde  von  1831  §.  129;)  Baiersches  Gesetz  Tom 
25.  Joli  1850,  die  Aufhebung  der  Moratorien  betreffend. 

*)  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.9:  «In  ganz  ausserordentlichen  Fällen 
kann  Er  (der  König),  nach  Anhörung  des  Staatsrathes ,  Moratorien  ertheüen");  Brann- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  209:  »Moratorien  werden  von  der  Landes- 
regierung nie  ertheilt;  die  Gerichte  dürfen  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  daraaf 
erkennen";  (ähnlich  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  49);  Wal- 
decksche  Yerfassungsurkunde  §.  82:  »Moratorien  in  einzelnen  Fällen  dürfen  nur  mit 
Zustimmung  des  Landtages  ertheilt  werden";  Beuss  j.  L.  Gesetz  vom  10.  Juni  1856 
§.  4^.  —  Uebrigens  enthielten  schon  die  Beichsgesetze  —  vergl.  namentlich  B.  P.  0.  von 
1577  Tit.  23  §.  4  —  solche  gesetzliche  Schranken  für  die  Ausübung  dieses  Rechtes  der 
Staatsgewalt,  und  war  dieselbe  selbst  im  römischen  Bcchte  keineswegs  unbeschränkt  und 
unbedingt.  Vergl.  1.  2—4  C.  cit.,  wo  es  u.  A.  heisst:  ,Nec  damnoea  fisco,  nee  juri 
contraria  postalari  oportet*' 

»)  VergL  Zachariä  a.  a.  0.  S.  236. 

^)  Auch  die  Zusammenstellung  des  Asylrechtes  mit  diesem  Rechte  (Zachariä 
a.  a.  0.  §.  174)  ist  aus  demselben  Grunde  nicht  zu  billigen.  —  Die  Grundverschiedenheit 
des  Begnadigungsrechtes  und  des  Rechtes,  Moratorien  zu  ertheilen,  ist  schon  daraus  er- 
sichtlich, dass  die  Begnadigung  die  Strafbarkeit  einer  Handlung,  das  andere  Recht  der 
Staatsgewalt  aber  niemals  die  Elagbarkeit  eines  Anspruchs  aufheben  kann. 
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Zweiter  Titel. 

Das  Recht  auf  dem  Gebiete  des  GemeinwoMs. 

I.   Zuständigkeit  der  Staatsgewalt. 

§.  110. 
Die  Thätigkeit,  welche  der  Staat  zur  F^rdernng  der  das  Gemeiowohl 
liediDgenden  Zagtttnde  aA^  entfalten  hat,  bestimmt  sich  aus  dem  eigentlicb- 
8ten  Wesen  des  Staates  wie  derjenigen  Ordnungen,  deren  Interessen  Gegen- 
stand der  Staatsbethätigung  sein  sollen.  Der  Staat  hat  hier  Recht  und 
Pflicht,  hinsichtlich  solcher  Angelegenheiten,  deren  snbjective  Träger  Per- 
sonen sind,  welche  das  Recht  der  Selbstbestimmung  beanspruchen  und 
welchen  dieses  nicht  ohne  Nachtheil  fUr  sie  und  für  den  Staat  entzogen 
oder  beschränkt  werden  darf:  das  Individuum,  die  Familie,  die  Gesellschaft. 
Es  ist  also  der  Beruf  des  Staates  auf  diesem  Gebiete  seiner  Zuständigkeit 
nicht,  das  Gemeinwohl  selbst  zu  schaffen  und  die  einzelnen  Forderungen 
desselben  selbst  zu  erfüllen,  sondern  yielmehr  nur  die  äusseren  Bedingungen 
seiner  günstigen  Entfaltung  herzustellen  oder  zu  unterstützen,  je  nachdem 
dieselben  Solches  von  der  Macht  des  Staates  fordern  müssen.  ^)  Dieses  Prinzip 
macht  sich  in  allen  Kreisen,  welche  das  Gemeinwohl  und  seine  speziellen 
Interessen  und  Richtungen  ziehen,  gleicherweise  geltend,  wenn  auch  die 
Verschiedenartigkeit  dieser  Interessen  wieder  eine  verschiedene  Beziehung 
zwischen  dem  Staate  und  denselben  begründet.  Die  Aufg£|.be  der  Staats- 
gewalt beschränkt  sich  hier  auf  den  Beruf  der  Hülfeleistung  und  darf  die- 
selbe hier  nicht  selbständig  und  ausschliesslich  schaffen  wollen.  Das  innere 
Motiv  dieser  Hülfeleistung  ist  aber  die  Allgemeinheit  des  Interesses  an  dem. 
Vorhandensein  der  dadurch  begünstigten  oder  ermöglichten  Zustände  und 
Verhältnisse,  welche  nur  von  der  Pflege  des  Staates  —  im  Ganzen  oder 
einzelnen  Kreisen  desselben  (Provinzen,  Gemeinden)  —  eine  genügende 
Berücksichtigung  und  Wahrung  ^erwarten  kann.') 


*)  Lorenz  Stein,  die  Verwaltungslehre,  Th.  IL  S.  59:  «Der  Staat  soll  durch  seine 
Verwaltung  niemals  und  unter  keinen  Umständen  etwas  Anderes  leisten,  als  die  Her- 
stellung der  Bedingungen  der  persönlichen,  wirthschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Ent- 
wicklung, welche  der  Einzelne  sich  nicht  selber  zu  verschaffen  vermag,  und  es  dann  dem 
Einzelnen  und  seiner  freien  selbständigen  That  überlassen,  aus  der  Benutzung  dieser  Be- 
'  dingung  sich  sein  eigenes  Leben  zu  bilden  und  zu  entwickeln." 

')  Der  wichtigste,  weil  eigentlich  praktische  Theil  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  auf 
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ii.  Art  der  Verwirklichung. 

§.  111. 

Auch  die  Art  der  Tbätigkeit  der  Staatsgewalt  ist  aaf  diesem  ihrem 
Zuständigkeitsgebiete  eine  besondere.  Es  gilt  hier  die  Interessen  des  Ge- 
meinwohles zu  pflegen.')  Wenn  sonst  die  Staatsgewalt  sieh  vor  Allem 
als  eine  Macht,  welche  ihren  Willen  mit  Zwang  durchzusetzen  vermag  und 
bereit  ist,  geltend  macht,  so  zeigt  sie  sich  auf  diesem  Gebiete  schonend 
und  helfend.  ,  Die  Herstellung  und  Erhaltung  möglichst  günstiger  Zustände 
des  sittlichen,  geistigen  und  wirthschaftlichen  L^ns  des  Volkes  ist  das 
Ziel,  zu  dessen  Erreichung  die  Staatsgewalt  auf  keinem  anderen  Wege  als 
dem  der  sorgsamen  Pflege  helfen  und  fördern  kann.  Nicht  ist  hier  der 
Staat  die  Uebermacht  über  den  Willen  des  Individuums,  sondern  die  die 
Interessen  des  allgemeinen  Wohles  unterstätzende  Macht  und  ist  die  Tbätig- 
keit der  öffentlichen  Gewalt  auf  die  Gewinnung  realer  äusserer  Vortheile 
gerichtet.  Die  Eigenthtlmlichkeit,  welche  daraus  dieser  Beruf  der  Staats- 
gewalt gewinnt,  charakterisirt  denselben  wie  hinsichtlich  der  Zuständigkeit 
so  auch  hinsichtlich  der  Art,  wie  derselbe  erftUlt  werden  muss.  Auf  den 
verschiedenen  Sondergebieten,  welche  die  Fördening  und  Pflege  des  Gemein- 
wohles findet,  gestaltet  sich  der  Beruf  des  Staates  je  besonders,  überall 
aber  bleibt  der  Grundzug  desselben  die  Pflicht^  die  das  Gemeinwohl  des 
Volkes  bedingenden  und .  erfüllenden  sittlichen,  geistigen  und  materiellen 
Interessen  zu  pflegen  und  zu  fördern,  bemerkbar.') 

^  §.  112. 

Insofern  der  Gegenstand  dieses  Rechtes  der  Staatsgewalt  auf  die  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  allgemeinen  Voraussetzungen  und  Bedingun- 
gen,  von  welchen  die  günstige  Entwicklung  des  gemeinen  Wohles  im  Staate 


dem  Gebiete  des  Gemeinwohls  bildet  den  Gegenstand  des  eigentlichen  Yerwaltungs- 
rechtes,  für  welches  durch  die  folgende  Darstellung  nur  die  Perspective  eröf&iet  werden 
soll  und  kann.  Der  meisterhafte  Anfang  einer  selbständigen  Wissenschaft  des  Verwal- 
tungsrechtes oder  —  richtiger  gesagt  —  der  Verwaltungslehre  wird  dem  in  der  vorher- 
gehenden Note  citirten  Werke  von  Lorenz*  Stein  verdankt 

')  Dieses  hervorgehoben  zu  haben  ist  das  besondere  Verdienst  des  oben  zu  §.  75 
citirten  Werkes  von  G.  Zimmermann.  In  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Staatsrechtes 
ist  dasselbe  aber  wohl  noch  zu  wenig  gewürdigt. 

•)  Damm  die  schon  oben  §.  75  Note  3  erwähnte  Nichtbenutzung  des  Ausdruckes 
„Polizei"  zur  Bezeichnung  dieses  Eechtes,  welches  das  den  Begriff  der  „Polizei'*  erfüllende 
Moment  des  äusseren  Zwanges  nicht  oder  doch  nur  in  ganz  anderem  Sinne  kennt.  VergL* 
z.  B.  unten  §.  133  ff. 
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abhängt,  beschränkt  ist,  ist  von  demselben  die  Befugniss  ausgeschlossen, 
den  Einzelnen  oder  aaeh  Alle  znr  Bennteung  des  vom  Staate  in  dieser 
Richtung  Geschaffenen  anzuhalten  oder  gar  zu  zwingen.  War  dieses  auch 
in  früheren  Zeiten  eine  Ansicht,  welche  in  der  s.  g.  Olückseligkeitstheorie 
ihren  Höhepunkt  erreichte  und  sich  so  verderblich  erwies,  dass  der  sittliche 
Widerwille  gegen  sie  in  die  diametral  enl^gegengesetzte  Ansicht ,  dass  die 
Staatsgewalt  gar  kein  Recht  habe,  sich  um  die  Wohlfahrt  im  Staate  zu 
kümmern,  umschlug:  so  ist  doch  seit  der  richtigeren  Erkenntntss  des  Staats- 
wesens und  seines  Verhältnisses  zu  der  individuellen  Freiheit  der  Staats- 
angdiörigen  der  Staatsgewalt  auch  auf  dem  Oebiete  des  materiellen  Wohles 
der  Untertbanen  Recht  und  Pflicht  zugewiesen.')  Freilich  muss  der  Staat 
aach  auf  jenem  industriellen  Gebiete  nicht  selten  äusseren  Zwang  üben  und 
selbst  Strafe  verfügen,  aber  doch  stets  nur,  insofern  die  Aufrechthaltung 
seiner  Veranstaltungen  und  Ordnungen  zur  Förderung  da:  industriellen 
Unternehmungen  Solches  erfordert 


III.  Mittel  der  Ausübung. 

§.  113. 
Die  Mittel,  durch  welche  die  Staatsgewalt  ihren  Beruf,  die  Interessen 
des  Gemeinwohls  zu  pflegen,  erfüllt,  sind  verschiedener  Art,  im  Allgemeinen 
aber  auf  allen  Gebieten  desselben  gleichartig.  Das  spezielle  Bedttrfniss 
bat  im  Einzelnen  darüber  zu  entscheiden  und  kann  mit  dem  Wechsel  jenes 
auch  ein  Wechsel  in  den  Ansprüchen  des  Gemeinwohles  an  die  öffentliche 
Grewalt  eintreten.  Die  Hinwegräumung  rechtlicher  Schranken,  die  Beschaf- 
fang  und  Sicherung  materieller  Unterstützungen,  die  Herrichtung  und  Unter- 
haltung bestimmter  Anstalten  n.  dergl.  mehr  sind  die  Mittel,  welche  dem 
Staate  zur  Erfüllung  dieses  seines  Berufes  zu  Gebote  stehen.  Dieselben 
können  von  verschiedener  Bedeutung,  von  verschiedenem  Umfange  und 
materiellem  Werthe  sein.  Nicht  selten  begründete  grade  die  Grossartigkeit 
und  Kostspieligkeit  einer  Anlage  der  Anstalt  die  Verpflichtung  des  Staates, 
für  deren  Einrichtung  zu  sorgen,  indem  die  grossen  Mittel  des  Staats- 
schatzes dafür  in  Anspruch  genommen  werden  mussten,  während  in  der 
Gegenwart  dieser  Umstand  den  Eintritt  des  Staates  für  die  Interessen  des 
Gemeinwohles  eben  nicht  motiviren  könnte,  da  die  gesellschaftlichen  Unter- 
nehmungen auf  dem  Wege  der  Actienzeichungen  sich  auch  die  grössten 
Mittel  zur  Erreichung  ihrer  weitgehenden  Unteraehmungen  zu  verschaffen 
wissen. 


0  VergL  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  179. 


108 


iV.  Die  besonderen  Aufgaben. 

§.  114. 
Auf  dem  Gebiete  des  Gemeinwohles  des  Volkes  ziehen  sich  bestimmte 
Grenzen  zwischen  den  sittlichen ,  geistigen  und  materiellen  Bedingungen 
desselben.')  Das  Volk  des  Staates  besteht  aus  Wesen  sittlicher ,  geistiger 
und  physischer  Art  und  nur  eine  Pflege  aller  dieser  Richtungen  seiner  In- 
teressen sichert  das  Gemeinwohl,  wie  auch  das  Interesse  des  Staates  dieses 
fordern  muss.  Die  geistige  und  sittliche  Kultur  vermag  nicht  ohne  die 
materielle  Unterstützung  des  physischen  Wohlbefindens  und  dieses  wieder 
nicht  ohne  die  Hülfe  jener  wahres  Wohl  auf  Erden  zu  verbreiten.  Mögen 
auch  die  Ansichten  darüber  divergireU;  ob  die  sittlich-geistige  Fördenmg 
des  Menschei>  der  Hebung  seiner  materiellen  Beziehungen  vorangehen 
müsse  oder  ob  umgekehrt  diese  jener:  immer  bleibt  es  der  Beruf  des 
Staates,  in  teiden  Richtungen  mit  gleichem  Ernste  und  Eifer  die  Fördernng 
des  allgemeinen  Volkswohles  sich  angelegen  sein  zu  lassen.  So  bezeichnen 
sich  als  die  verschiedenen  Gebiete,  auf  welchen  die  Staatsgewalt  zur  För- 
derung des  gemeinen  Wohles  sich  zu  bethätigen  hat,  die  sittlichen,  die 
geistigen  und  die  materiellen  Interessen  des  Gemeinwohles, 
und  hat  auf  diesen  der  Staat  je  einen  besonderen  Beruf  zu  eifElllen.') 


*)  Von  anderem  Gesichtspunkte  anfi-  unterscheidet  Blnntschli  Allgemeines  Staats- 
recht Th.  11  S.  178  ff.,  Staatspolizei!  Individualpolizei  und  KnlturpolizeL 

*)  Bezüglich  des  materiellen  Inhalts  weicht  die  nachfolgende  Darstellung  von  der  den- 
selhen  Gegenstand  behandelnden  anderer  Lehrhücher  des  deutschen  Staatsrechts  ah,  indem 
sie  auf  der  einen  Seite  weniger,  nämlich  nicht  das  antiquirte  „Reichspolizeirecht*,  auf 
der  anderen  aher  vielleicht  mehr,  nämlich  die  allgemeinen  Prinzipien  des  heutigen  deutschen 
Yerwaltungsrechtes  giebt.  Namentlich  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  §.  183  ff.  benutzte 
zu  der  Darstellung  der  einzelnen  in  der  s.  g.  Polizeihoheit  der  Staatsgewalt  enthaltenen 
Bechte  vorwiegend  die  einstige  Beichsgesetzgebung  und  theilte  daraus  geschichtlich  in- 
teressante Materialien  mit.  Allein,  wem  das  gegenwärtige  Staatsleben  einigermassen  be- 
kannt ist,  wird  nicht  verkennen,  dass  gra^e  diese  Rechtszeugnisse  von  praktisch  brauch- 
barem Werthe  so  gut  wie  gar  Nichts  enthalten,  und  dass  die  heutige  Staatsregirung 
nach  ganz  anderen  materiellen  und  formellen  Grundsätzen  lebt,  und  zwar  eine  jede  deutsche 
Staatsregirung  in  je  besonderer  Selbständigkeit.  Eine  Darstellung  des  deutschen  Begirungs- 
rechtes  ist  factisch  nahezu  unmöglich.  Schon  das  Studium  der  partikularen  Yerwaltungs- 
gesetze  eines  einzelnen  deutschen  Staates  ist  umfassend  genug,  um  zu  beweisen,  dass  die 
Darstellung  dieses  Bechtslebens  aller  deutschen  Staaten  für  einen  Menschen  unausitihrbar 
ist,  wenn  ihr  nicht  etwa  eine  ganz  ausschliessliche  Thätigkeit  vieler  Decennien  gewidmet 
werden  kann.  Die  oberflächlichste  und  unwissenschaftlichste  Behandlung  erfuhr  das  &  g. 
Polizeirecht  in  Zöpfl  Grundsätze  §.  460  ff.  besonders  •§.  480  ff.  der  4.  Auflage,  wo  die 
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1.   Fürsorge  für  die  sittliche^  Bildniig. 

A.   Charakter  dieses  Rechts. 

/  §.  115. 

Der  Staat  hat  als  eine  irdische  Ordnung  nnd  Anstalt,  welche  eben- 
sowohl fttr  geistig-sittliche  Wesen  als  aus  solchen  besteht,  auch  den  un- 
veräusserlichen und  wesentlichen  Beruf,  für  die  geistigen  und  sittlichen 
Interessen  dieser  Wesen,  seines  Volkes,  thätig  zu  werden.*)  Es  bestimmt 
und  beschränkt  sich  aber  dieser  Beruf  des  Staates  aus  seinem  eigenen 
Wesen  und  Zweckei  Als  der  durch  und  durch  irdischen  und  äusserlichen 
Macht  fehlt  ihm  die  Befugniss  und  auch  die  Möglichkeit,  selbst  anders  als 
durch  eine  gewisse  Begünstigung  der  sittlichen  Bildung  des  Volkes  an 
derselben  mitzuwirken«  Unmittelbarer  und  wirksamer  wird  sie  in  anderen 
Sphären  gepflegt:  in  dem  Lebenskreise  der  religiösen  Gemeinschaften,  wie 
die  geistige  Bildung  des  Volkes  von  den  Organen,  durch  ^welche  Kunst 
und  Wissenschaft  il^ren  unberechenbaren  Segen  verbreiten,  und  beide  in 
gewissem  Orade  und  in  eigenster  Art  von  und  in  der  Familie  am  Wirk- 
samsten gefördert  wurden«  Indess  auch  jene  nur  mittelbare  Förderung  der 
sittlichen  Bildung  des  Volkes  lässt  dem  Staate  noch  immer  ein  wichtiges 
Gebiet  ftlr  seine  Bethätigung  offen  und  in  mehr&chen  Hinsichten  ist  von 
dem  Bechte  der  Staatsgewalt  auf  diesem  Gebiete  zu  sprechen.  Dabei 
macht  sich  denn  der  Unterschied  geltend,  welcher  zwischen  dem  eigentlich 
religiösen  Bekenntnissleben  und  der  äusseren  Sittlichkeit  hervor- 
tritt, und  ist  das  Becht  des  Staates  an  diesen  beiden  Seiten  des  sittlichen 
Lebens  darzustellen.^ 

§.  116. 

Die  deutschen  Staaten  setzen  die  Christlichkeit  ihrer  Angehörigen  vor- 
aus und  sind  in  diesem  Sinne  christliche  Staaten.  Gleichwohl  verkennen 
dieselben  auch  die  Thatsache  nicht,  dass  auch  andere  Auffassungen  des 
subjectiven  Ethos  unter  den  Menschen  im  Staate  ihre  Vertretung  finden, 
und  unabweisliche  Forderungen  des  wirklichen  Lebens  zwangen  auch  die 
deutschen  Staaten  trotz  ihres  christlichen  Charakters  auch  diesen  abweichen- 
den und  wohl  gar  unchristlichen  Anschauungen  und  Prinzipien  gegenüber 


«Grundrechte  des  deut8ch(^  Volkes"  als  Text  abgedruckt  wurden.    Das  hiess  doch,  die 

Sache  sich  gar  zq  beqnem  machen. 

*)  VergL  Grotefend  System  des  deutschen  Staatsrechts  §.  43  ff.  52  £ 

*)  Literatur:   Elüher   Oeffentliches  Recht  §.   506  —  533,    namentlich   §.   518   ff.; 

Maurenhrccher  Lehrhuch  §.  222  ff.;  Weiss  System  §.  357;  Zöpfl  Grundsätze  §.  526  ff.; 

Richter  Eirchenrecht  §.   53  ff.;  von  Rönne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  T.  Abth.  2 

§.  190  ff. 
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eine  bestimmte  Position  einzunehmen.  Je  entschiedener  der  christliche 
Charakter  der  deutschen  Staaten  desto  schroffer  und  abwehrender,  je  schlaffer 
das  christliche  Bewu^sstsein  der  Staaten  desto  lauer  und  freigiebiger  ihre 
Beziehungen  zu  den  nicht-christlichen  Kreisen  des  sittlichen  Lebens.  Zu 
den  Juden ;  welche  ehedem  die  einzige  ßeligionsgepossenschaft  ausserhalb 
der  bestimmten  christlichen  Kirchen  bildeten,  hat  das  19.  Jahrhundert  noch 
eine  Beihe  anderer  religiöser  Bekenntnisse  gezeitigt,  welche  grössten  Theils 
ans  den  christlichen  Kirchen  hervorgegangen,  zum  Theil  in  gewissen  Hin- 
sichten christlichen  Grundsätzen  treu  geblieben,  zum  Theil  aber  von  den 
Qrundzügen  des  christlichen  Lebens  so  weit  sich  entfernt  haben,  dass  die 
christliche  Kirche  denselben  das  Recht,  sich  christliche  Genossenschaften 
zu  nennen,  abstreiten  zu  müssen  glaubt.  Wenn  der  Staat  sich  gleichgültig 
gegen  den  Inhalt  des  religiösen  Bekenntnisses  seiner  Menschen  verhalten 
will,  so  ist  die  concrete  Formulirung  derselben  ohne  Interesse  für  das  Leben 
des  Staates.  Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  zeigen,  je  nadi  ihrer 
Auffassung  der  Bedeutung  der  individuellen  Religiosität  ftlr  das  öffentliche 
Leben,  verschiedene  Beziehungen  zu  den  ethischen  Prinzipien  und  reli- 
giösen Dogmen  der  Individuen  und  ihrer  geschlossenen  Kreise. 

§.  117. 
Die  christliche  Lehre  offenbart  uns  als  das  einzige  und  Alles  um- 
fassende Prinzip  der  geschaffenen  Welt  die  göttliche  Liebe,  welche  in  der 
Seligkeit  der  Menschen  ihre  heilige  Befriedigung  findet.  Da  aber  zu  dieser 
Seligkeit,  deren  Erfüllung  erst  dem  Jenseits,  auf  der  neuen  Erde,  wo  Ge- 
rechtigkeit  wohnt,  gehofft  werden  kann,  nur  die  im  Kampfe  der  Heiligung 
bewährte  und  geläuterte  Seele  gelangen  wird,  so  ist  auch  die  Heiligung, 
das  Losringen  des  Geistes  von  der  sündhaften  Welt  und  das  völlige  Sich- 
dahingeben an  die  Gnade  der  göttlichen  Liebe,  das  Prinzip  des  individuellen 
christlichen  Lebens.  Der  christliche  Staat  hat  dieses  anzuerkennen  und 
deshalb  sich  Alles  dessen  zu  enthalten,  was  den  Menscheü  von  diesem 
Ziele  fern  halten  oder  an  diesem  Kampfe  verhindern  könnte.  Damit  tritt 
der  christliche  Staat  auch  unter  das  Sittengesetz  der  Menschen  und  hat 
dieses  mit  seinen  einzelnen  praktischen  Beziehungen  auch  für  sein  Leben 
als  die  unverletzbare  Norm  zu  respectiren.  Der  Staat  der  Christen  — 
wie  man  wohl  besser  den  christlichen  Staat  nennt  —  darf  nie  die  For- 
derungen des  Sittengesetzes  verletzen  oder  durch  seine  Anforderungen  an 
seine  Menschen  mit  diesen  in  GoUision  geratben.  Aher  auch  in  positiver 
Weise  übt  das  christliche  Ethos  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Ent- 
wicklung des  Staatslebens,  da  die  allgemeine  Harmonie  der  irdischen  Zu- 
stände und  ihre  Gesammtbeziehung  auf  das  letzte  Prinzip  alles  Geschaffenen, 
den  Menschen,  auch  den  Staat  in  das  Zusammenwirken  der  Erscheinungen 
ftlr  dieses  Prinzip  hineinzieht  und  ihm  auch  einen  Platz  mit  positiven  Be- 
ziehungen zu  dem  ersten  Grunde  und  letzten  Ziele  der  Schöpfung  anweist. 
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Ea  soll* eben  auch  dem  Staate  nicht  gleichgültig  sein,  wie  seine  Menschen 
ihren  sittlichen  Beruf  verstehen  und  erMlen,  da  der  Grad  dieses  Verständ- 
nisses und  die  Art  dieser  Erfüllung  unvermeidlich  auf  das  eigenste  Prinzip 
und  Leben  des  Staates  zurückwirkt.  Der  Staat  hat  darum  schon  um  seiner 
selbst  willen  die  äusseren  Verhältnisse  seiner  Beachtung  und  Pflege  zu 
unterziehen^  welche  die  Gesammtentwicklung  der  sittlichen  Wesen  in  ihm 
yoraussetzen  nniss.       « 

B.  Besondere  Arten. 
a.  Fürsorge  für  das  Religiöse, 
aa.  Gegenstand. 
§.  118. 
Die  Religion  als  das  unsichtbare  Verkehren  der  Herzen  mit  Gott  ist 
kein  Gegenstand  des  Rechtes  der  Staatsgewalt.  Es  ist  weder  der  Beruf 
noch  die  Macht  des  Staates  die  allgemeinen  religiösen  Grundsätze  und  An- 
schauungen zu  bestimmen,  oder  eine  bestimmte  religiöse  Ueberzeugung  in  den 
Herzen  der  Individuen  im  Volke  zu  wecken  und  zu  pflegen.  Alles  dieses  ist 
das  besondere  Recht  der  religiösen  Anstalten  und  liegt  ausserhalb  des  Be- 
reichs der  Staatsgewalt.')  Aber  die  äusserlich  wahrnehmbare  Gestallung 
des  religiösen  Lebens ,  die  Formen  und  Arten  seiner  Bethätigung  sind  Er- 
scheinungen und  Zustände,  welche  eben  als  sichtbare  Ordnungen  irdischer 
Verhältnisse  die  Sphäre  des  Staatslebens  unmittelbar  berühren  und  in  einer 
rechtlichen  Beziehung  zu  der  Gewalt  des  Staates  stehen  mtlssen.  Soll  der 
Staat  als  das  von  einer  eigensten  Idee  beseelte,  selbständig  neben  der 
Kirche  und  allen  religiösen  Gemeinschaften  dastehende  Wesen  in  seiner 
Lebenssphäre  die  besondere  Bestimmung  seines  Daseins  erfüllen,  so  darf 
er  keine  andere  Gewalt  auf  dem  Gebiete  seines  Bernfes  dulden,  auch  nicht 
die  einer  religiösen  Gemeinschaft.  Andererseits  aber  bedarf  auch  die 
religiöse  Gemeinschaft  —  eben  gleichfalls  als  die  irdische  und  äusserliche 
Ordnung  menschlicher  Verhältnisse  —  der  Hülfe  des  Staates  als  der 
höchsten  irdischen  Macht.  Die  Religionsgesellschaft  steht  in  ihrer  irdischen 
Bedeutung  und  sichtbaren  Gestaltung  in  einem*  rechtlichen  Verhältniss,  dessen 


0  Hier  leigt  sich  wieder  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  dem  Rechte  der 
Staatsgewalt  und  dem  des  persönlichen  Landesherrn.  Dieser  ist  in  den  evan- 
geliscben  Staaten  als  summus  episcopus  Inhaber  und  Repräsentant  der  Kirchengewalt, 
dennoch  ist  diese  ein  ganz  Verschiedenes  von  der  Staatsgewalt,  welche  dieselbe  Persön- 
lichkeit vertritt,  nnd  die  Darstellung  des  Staatsrechtes  hat  en  teit  den  Rechten 
des  Regenten  als  des  obersten  Bischofs  gar  nicht  zu  thun.  Wenn  daher  das  Mei- 
ningensche  Grundgesetz  im  §.  32  von  dem  «in  der  evangelischen  Kirchenverfassung 
gegründeten  landesherrlichen  Rechjte  der  Direction,  der  Vocation  und  resp.  Bestätigung 
der  Kirchendiener"  u.  s.  w.  handelt,  so  mag  das  in  praktischer  Hinsicht  zweckmässig 
sein,  aber  als  ein  wesentlicher  Theil  des  Landesverfassungsgesetzes  kann  dieser  §.  32  nicht 
erscheinen. 
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Unverletzlichkeit  dem  Staate  ebenso  heilig  sein  musS;  als  die  Integrität  des 
sonstigen  Rechtslebens  im  Staate^  und  die  Möglichkeit,  ihres  dauernden 
Bestandes  und  der  Sicherheit  ihrer  inneren  Lebensentfaltung  ist  durch 
physische  Zustände  und  Mittel  bedingt^  deren  Gewährung  oder  Sichenmg 
auf  die  Hülfeleistung  des  Staates  recurrirt.  Die  deutschen  Staaten  betrachten 
darum  das  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  der  Freiheit  des  religiösen 
Lebens  als  eine  vorwiegend  politische  Frage  upd  vindiciren  sich  ein 
Recht  über  die  religiösen  Lebensäusserungen  als  eine  logische  Consequenz 
aus  dem  Wesen  der  Staatsgewalt.') 

§.  119. 
Hinsichtlich  des  Rechtes  des  Staates  an  dem  religiös-sittlichen  Leben 
des  Volkes  ist  zwischen  den  Beziehungen  der  Staatsgewalt  zu  dem  religiösen 
Leben  des  Individuum  und  ihrer  Zuständigkeit  den  religiösen  Gemeinschaften 
als  den  äusserlichen  Organisationen  der  in  einem  Glauben  Verbundenen 
gegenüber  zu  unterscheiden.  Doi*t  fragt  es  sich  nur  um  die  Stellung  des 
Staates  zu  dem  Gewissen  der  Einzelnen,  hier  aber  tritt  eme  äuaserlich 
wahrnehmbare  und  ein  äusseres  Leben  bethätigende  Anstalt  hervor,  welche 
nothwendig  alle  anderen  Wesen  der  Wirklichkeit  berührt  und  einer  be- 
stimYnten  rechtlichen  Feststellung  ihres  äusseren  Verhältnisses  zu  diesen 
um  der  allgemeinen  Ordnung  willen  bedarf.  Indem  nun  die  deutschen 
Staaten  die  Freiheit  des  individuellen  Glaubenslebens  im  vollsten  Um&uge 
anerkennen,^  treten  sie  zu  diesem  nur  insofern  in  eme  rechtliche  Beziehung, 
als  sie  dem  religiösen  Bekenntniss  einen  Einfluss  auf  die  individuelle  Rechts- 


')  So  sagte  z.  B.  das  (Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  §.  64:  „Dem  König 
gebührt,  kraft  der  ihm  zustehenden  Staatsgewalt,  über  beide  Kirchen  etc.''). 
Die  Würtembergsche  yerfassnngsurknnde  §.  79  spricht  von  den  „in  der  Staats- 
gewalt begriffenen  Rechten  über  die  katholische  Kirche,"  und  die  (Kurhessische 
von  1831  §.  133)  nannte  die  Rechte  des  Staatsoberhauptes  üher  die  Kirchen  „unveräusser- 
liche.*' Vergl.  auch  Braunschweigsche  Neue  Landflchaftsordnung  §.  212:  ,ÄlIe 
Kirchen  stehen  unter  der  auf  der  höchsten  Staatsgewalt  beruhenden  Ober- 
aufsicht der  Landesregirung.*  —  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  das  noch  immer 
in  Theorie  und  Praxis  schwankende  Verhältniss  des  Staates  zur  Kirche  sind  nur  zu  einem 
geringeren  Theile  in  den  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Staaten  enthalten.  Diese 
pflegen  nur  die  obersten  Prinzipien,  welche  die  Staatsgewalt  zu  respectiren  hat,  zu  be- 
stimmen und  überlassen  im  üehrigen  die  speziellere  Regelung  dieser  Sache  besonderen 
Gesetzen.  Zum  grösseren  Theile  sind  diese  älter,  als  die  heutigen  Verfassungsgesetze; 
vergl.  Klüber  Oeffentliches  Recht  §.  507  Note  c,  Richter  K4rchenrecht  §.  83  ff.  Ut 
Beziehungen  der  deutschen  Staaten  zu  der  katholischen  Kirche  sind  meistens  durch  die 
8.  g.  Concordate,  welche  zwischen  dem  Papste  und  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
geschlossen  wurden,  geregelt.  Vergl.  über  die  älteren  Concordate  Klüber  Oeffentliches 
Recht  §.  507—511;  Zöpfl  Grundsätze  §.  529.  Gesammelt  sind  die  Concordate  (bis  1^30) 
von  Münch  Vollständige  Sammlung  aller  Concordate,  Leipzig  1830,  2  Bände;  Weiss 
Corpus  juris  ecclesiaatici  hodiemi,  quod  per  Germaniam  obtinet,  academicam,  Giessae  1833. 

2)  Vergl.  oben  §.  30  ff. 
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iahigkeit  im  StaatBleben  einräumen/)  Diesen  Einflu8S  zu  bestimmen,  ist 
das  Recht  der  Staatsgewalt ,  weil  dieselbe  überhaupt  das  politische  Leben 
darzustellen  und  die  Bedingungen  und  Richtungen  seiner  Entfaltung  zu 
bestimmen  hat.  Andererseits  fordert  aber  der  Staat  auch  mit  vollem 
Rechte ;  dass  die  Erflillung  der  allgemeinen  politischen  Pflichten  von  dem 
Einzelnen  nicht  aus  dem  Grunde  seines  subjectiven  religiösen  Bekenntnisses 
verweigert  oder  modificirt  werde.  Der  Freiheit  der  religiösen  Ueberzeugung 
des  Einzelnen  steht  das  Recht  des  Staates  ebenso  unabhängig  gegenüber.*) 
Das  Recht  des  Staates  ergreift  besonders  die  Beziehungen  desselben  zu  dem 
religiösen  Gemeinleben. 

bb.   Inhalt  des  Rechtes  der  Staatsgewalt. 
a.  Im  AUgemeinen. 

§.   120.  • 

Die  Staatsgewalt  hat  zunächst  das  Recht  zu  bestimmen,  welche  Re- 
ligionsgemeinschaft ein  äusserlich  wahrnehmbares  Leben  m  bestimmten 
Cnltusformen  im  Staate  bethätigen  darf.^)  Darin  liegt  nicht  eine  Bedrän- 
gung des  Gewissens  der  Einzelnen  noch  eine  Beschränkung  der  Freiheit 
des  religiösen  Bekenntnisses,  da  der  Staat  nicht  die  Formen*,  in  welchen 
sich  eine  religiöse  Anschauung  bethätigen  soll,  bestimmt,  sondern  nur  er- 
klärt, welches  religiöse  Leben  im  Staate  nach  Aussen  hin  sich  wahrnehm- 
bar entfalten  darf.  Durch  die  Ausübung  dieses  zur  Sicherung  der  Freiheits- 
sphäre des  Staates  gebotenen  Rechtes  bestimmt  die  Staatsgewalt  zugleich 
das  äussere  Gebiet,  auf  welches  sich  seine  Bethätigung  bezüglich  des 
religiösen  Lebens  der  ünterthanen  ausdehnen  und  beschränken  soll.  Die 
Prinzipien,  nach  welchen  dieses  in  den  deutscheu  Staaten  geschieht,  sind 
sehr  verschiedene.     Einige   unterscheiden    im   Allgemeinen    zwischen   den 

')  Vergl.  die  DarsteUuBg  der  „Rechte  der  ünterthanen". 

')  Preussisches  Verfaseungsgesetz  Art.  12  und  dazu  von  Rönne  Preussisches 
Staatsrecht  Bd.  I.  Ahth.  2  §  97;  (Kurhessisches  von  1831  §.  30);  Grossherzog- 
lich Hessisches  §.  22;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  29;  Altenbnrgisches 
§.  129;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  33;  Braunschweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  29;  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  16  vergl.  mit 
Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  20;  Schwarzburg-Sondershausensches  Verfassungs- 
gesetz §.  18,  19;  Waldecksches  §.  40;  Hamburgsches  von  1860  Art.  110.  —  Mit 
Recht  macht  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  auf  das  Bedenkliche  dieses  Prinzipes  auf- 
merksam. So  lange  nicht  aprioristisch  feststeht,  was  die  Macht  des  Staates  fordern  dürfe, 
ist  die  Möglichkeit,  mit  jenem  Satze  Gewissenszwang  zu  üben,  nicht  ausgeschlossen. 

')  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  29:  „Aeussere  Religionsübung 
ist  der  Oberaufsicht  des  Staates  unterworten"  (im  Gegensatz  zu  der  Gewissens-Freiheit). 
VergL  auch  Luxemburgsche  Constitution  von  1856  Art.  25,  welcher  die  religiösen 
Versammlungen  von  den  Bestimmungen  über  das  Vereinsrecht  ausnimmt,  und  Art  26: 
,Die  Gründung  irgend  einer  religiösen  Körperschaft  bedarf  der  Ermächtigung  durch  ein 
Gesetz." 

Grotefend.  Staatsrecht.  8 
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christlichen  ReligionBgemeioschaften  und  den  nicht-ehristlichen^) 
and  dann  wieder  zwischen  den  durch  die  Reformation  im  16.  Jahrhunderte 
gegründeten  drei  christlichen  Kirchen  und  den  ausser  denselben  stehen- 
den christlichen  Secten^  sowie  zwischen  dem  Judentham  nnd  den 
anderen  nicht-christlichen  (frei-religiösen)  Gesellschaften. *)  Andere 
Staaten  respectiren  dagegen  eine  jede  religiöse  Gemeinschaft  und 
sind  indifferent  gegen  den  materiellen  Inhalt  des  religiösen  Dogmas,  mag 
es  christlich  oder  nicht-christlich  gestaltet  sein.')  'Jene  Staaten  wahren 
einen  intimeren  Zusammenhang  mit  der  politischen  Veigangenheit  des 
deutschen  Lebens,  das  sich  bis  in  dieses  Jahrhundeit  hinein  ungeachtet  der 
mannichfachsten  sectirerischen  Bewegfingen  nicht  von  den  Grundsätzen  der 
Evangelien  löste.  Diese  Staaten  huldigen  dagegen  der  modernen  An- 
schauung einer  nur  in  allgemeiner  tosserlieher  Ethik  bestehenden  Reli- 
giosität, welche  Sat2|  und  Beweis  nur  der  menschlichen  Vernunft  entnimmt.^) 


*)  So  Baier 8 che  Verfassnngsurkunde  Tit.  lY.  §.  9;  Sächsische  Verfassungsurkunde 
§.  33»  56;  Würtembergsche  §.70;  (Hannoversches  LandesyerfassmigsgeBeiz  §.63): 
Grossherzoglich  Hessische  yerfassungsurkunde  §.  21;  Altenburgsches  Grund- 
gesetz §.  129.  Die  besonderen  politischen  Beziehungen  des  Königreichs  Baiern  zum 
Königreiche  Griechenland  veranlassten  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1834,  welches  die 
unirt^e  wie  dip  nicht-unirte  griechische  Kirche  den  anderen  drei  christlichen 
Kirchen  vöUig  gleichstellte.  Am  Bestimmtesten  —  und  am  Christlichsten  —  drückte  sich 
die  Constitutions-Ergänzungsacte  zu  der  alten  Stadt-Verfassung  der  freien  Stadt  Frank- 
furt vom  19.  Juli  1816  Art.  6  und  7  aus.  —  VergL  von  Bonne  Preussisches  Staatsrecht 
Bd.  I.  Abth.  2  §.  192.* 

*)  Ausdrucklich  macht  kein  deutsches  Verfassungsgesetz  diese  Unterscheidung,  indcss 
ist  sie  durch  argumentum  a  contrario  aus  den  in  voriger  Note  citirten  Gesetzesstellen  zu 
entnehmen. 

^)  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  12;  Badensches  Verfassungsgesdtx  §.  18 ; 
Luxembnrgsche  Constitution  Art.  19;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.33, 
35;  Braunschweigsclie  Neue  Landschaftsordnung  §.  29;  (Herzoglich  Nassausches 
Patent  vom  1/2.  September  1814  (bei  Zachariä  Sammlung  S.  749);  Oldenburgsches 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  36,  76;  Schwarzburg-Sondershausensches  Ver- 
fassungsgesetz §.  18;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  40.  —  Unklar  ist  das  Meinin- 
gensche  Grundgesetz  §.  29:  „Die  evangelische  Kirche  ist  die  Landeskirche.  —  Doch  gemessen 
auch  alle  anderen  Kirchen  den  Schutz  des  Staates  Und  volle  Gewissensfreiheit!  insofern  sie 
sich  den  Gesetzen  und  Ordnungen  des  Staates  gemäss  bezeigen."  Ist  hier  der  Ausdruck 
„Kirche"  im  technischen  Sinne  zu  nehmen,  so  ist  auch  im  Herzogthnm  Meiningen  nur 
den  „christlichen  Kirchen"  der  Schutz  des  Staates  gewahrt  und  werden  nur  diese  vom 
Staate  respeictirt.  Die  deutschen  Grundrechte  Art.  V.:  „Jede  BeligionsgeseUscfaaft 
ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig."  ,.Keine  Religionsgesellschaft 
geniesst  vor  der  anderen  Vorrechte  durch  den  Staat;  es  besteht  fernerhin  keine  Landes- 
kirche." 

*)  Sehr  richtig  bemerkt  Ahrens  die  organische  Staatslehre  Th.  L  S.  121  bezügUcb 
des  Prinzipes,  welches  die  Staaten  in  dieser  Hinsicht  befolgen  sollten:  „dabei  ist  es  selbst- 
redend, dass  der  Staat  überhaupt  nur  einer  wirklichen  Religion,  d.  h.  einer  Lehre,  welche 
ein  bestimmtes  Lebensverhältniss  des  Menschen  zu  Gott  als  höchstem  Wesen  entwickelt. 


—    115    — 

§.  121. 

Aber  nicht  nur  das  ist  das  Recht  des  Staates ^  zu  bestimmen;  welche 
rel^iÖBe  Gesellschaft  in  seinen  Grenzen  ein  äusserliches  Bekenntnissleben 
bethätigen  darf,  sondern  auch  die  Gestattung  oder  Yersagnng  des  äusseren 
CultoB  nach  Art,  Zweck  und  Form  liegt  in  dem  Begriffe  des  Rechtes  der 
Staatsgewalt  ttber  die  religiösen  Gesellschaften  (jus  reformandi  in  diesem 
Sinne). ')  Denn  durch  diese  äusserliche  Gottesverehmng  berührt  das  religiöse 
Bekenntniss  unmittelbar  und  sichtbar  die  Lebenssphäre  des  Staatswesens, 
indem  die  Bürger  dadurch  in  der  Freiheit  ihrer  politischen  Berufserftlllung 
beschränkt,  also  die  Entfaltung  des  politischen  Lebens  an  kirchlich  wich- 
tige, aber  staatsgefährliche  -Bedingungen  geknüpft  werden  könnte.  Vor 
Allem  bedarf  daher  die  Errichtung  der  localen  Cultusanstalten  und  die  Be- 
stimmnng  der  religiösen  Feiertage  der  Genehmigung  der  Staatsgewalt  und 
hängt  von  ihrem  Beschlüsse  allein  die  Festsetzung  der  bürgerlichen  Be- 
deutung der  gottesdienstlichen  Feiertage  ab.  Ueberhaupt  'kann  die  Staats- 
gewalt die  Ordnung  der  äusseren  Verfassung  einer  religiösen  Gesellschaft 
nicht  von  ihrer  Genehmigung  freigeben,  da  die  Eintheilung  der  kirchlichen 
Bezirke  die  der  politischen  berührt,  auch  die  Heranziehung  der  Unter- 
thanen  zu  den  Kosten  der  religiösen  Anstalten  Einfluss  auf  deren  politische 
Leistungsfähigkeit  übt.^) 

§.  122. 

Die  Feststellung  der  rechtlichen  Beziehungen  und  Zustände  der  re- 
ligiösen  Gemeinschaften  ist  ferner  das  ausschliessliche  Recht  der  Staats- 


die  fÖTjdernden  Mittel  gewähren  kann,  nicht  aber  einer  Lehre  oder  einer  Gesellschaft, 
welche  unter  dem  Namen  der  Beligioir  entweder  die  Selbstvergötzung ,  oder  eine  üher- 
wnndene  Form  de»  Natarvergötterung  oder  überhaupt  den  Atheismus  verbreiten  wollte." 
Vortrefflich  sind  die  Auslassungen  Bluntschli's  in  dessen  Allgemeinem  Staatsrecht 
Th.  n.  S.  304  ff.  Ein  höchst  äusserliches  Prinzip  enthält  der  §.  83  des  Ooburg- 
Gothaschen  StaatSgrundgesetzes,  welcher  die  Freiheit  der  Vereinigung  zu  Beligions- 
gesellschaften,  »deren  Grundsätze  weder  den  Strafgesetzen,  noch  der  Sittlich- 
keit zuwiderlaufen,"  sanctionirt.  Indirect  ist  das  Prinzip  der  Unzulässigkeit  atheistischer 
Associationen  im  (Bundesbeschluss  vom  23.  August  1851,  die  zur  Wahrung  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  Ordnung  im  Deutschen  Bunde  zu  treffenden  Massregeln  betreffend) 
anerkannt,  indem  derselbe  die  Bundesregirungen  auffordert,  „durch  alle  gesetzlichen 
Mittel  die  Unterdrückung  der  Zeitungen  und  Zeitschriften  unter  Bestrafung  der  Schul- 
digen herbeizuföhren,  welche  atheistische  —  —  Zwecke  verfolgen."  Der  Atheismus 
wird  also  geradezu  eine  strafbare  Schuld  genannt. 

1)  VergL  Einher  Oeffentliches  Becht  §.  522;  Zöpfl  Grundsätze  §.  530.  Eines  solchen 
jus  reformandi  gedenkt  auch  noch  der  Friedensvertrag  zwischen  Preussen  und 
Sachsen  vom  21.  October  1866  Art.  20:  „Se.  Majestät  der  König  von  Sachsen  erkennt 
das  unbeschränkte  jus  reformandi  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen  in  Betreff  der 
Stifte  Merseburg,  Naumburg  und  Zeitz  an  etc." 

*)  Klüber  a.  a.  0.  §.  523,  lü.  und  IV. 

8» 
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gewalt.')  Grade  bierin  zeigt  sich  der  innere  Connex  zwischen  beiden 
Lebenssphären :  der  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses  und  des  aus  ihm 
hervorgehenden ;  dasselbe  darstellenden  Lebens  entspricht  die  rechtliche 
Freiheit  des  Staates.  Die  deutschen  Staaten  erklären  abgesehen  ?on  der 
Entscheidung  der  Frage,  welchen  Einfluss  das  religiöse  Bekenntnisa  des 
Einzelnen  auf  seine  rechtliche,  bürgerliche  und  politische  Stellung  im  Staate 
haben  soll/)  namentlich  auch  durch  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass 
die  (privatrechtlichen)  Gorporationsrechte  auch  den  religiösen  Qesellschafteu 
nur  durch  die  Verleihung  des  Staates  ertheilt  werden  können.")  Auch  ist 
in  diesem  Rechte  der  Staatsgewalt  die  Befiigniss  enthalten,  den  Umfang 
dieser  corporativen  Berechtigung,  welcher  sich  immer  nur  auf  die  Vermögens- 
rechtlichen  Verhältnisse  bezieht,  zu  bestimmen  und  z.  B.  Bedingungen  fUr 
den  Erwerb  liegender  Gründe  durch  die  religiösen  Gemeinschaften  beson- 
ders zu  normiren.  Nationalökonomische  und  politische  Bücksichten  können 
der  Geltendmachung  dieses  Rechtes  Anlass  bieten.  ^  Dass  aber  der  Staat 
auch  das  Eigenthum  der  Kirchen  so  gut  wie  das  anderer  Rechtasubjecte 
besteuern  kann,  ist  eine  allgemeine  Gonsequenz  seines  Besteuerungsrechtes 
und  bedarf  den  Kirchen  gegenüber  keine  besondere  Rechtfeitigung  oder 
Begründung.  Darin  liegt  indess  weder  ein  Recht  zur  Säcularisation  noch 
des  zur  Incammeration. 

§.  123. 
Im  Einzelnen  ist  das  Recht  der  Staatsgewalt  an  dem  religiösen  Leben 
der  Unterthanen  in  den  deutschen  Staaten  verschieden  gestaltet.  Steht  auf 
der  einen  Seite  das  Prinzip  der  völligen  Freiheit  des  inneren,  rein  geist- 
lichen Lebens  der  religiösen  Gemeinschaften,  und  ist  hier  das  Recht  der 
Staatsgewalt  auf  die  äussere,  das  Leben  des  Staates  direct  berührende 
Seite  des  religiösen  Lebens  beschränkt,'^)  so  finden  sich  doch  in  anderen 
Staaten  der  Staatsgewalt  auch  Befugnisse  überwiesen,  welche  zugleich  auf 
eine  gewisse  üeberwachung  des  inneren  religiösen  Lebens  gerichtet  sind.") 


*)  Vergl.  Preussisches  Allgemeines  Landrecht  Th.  IL  Tit  II.  §.  20  —  22. 

')  S.  unten  die  Darstellung  der  Bechte  der  Unterthanen. 

3)  S.  oben  §.  80. 

')  Vergl.  oben  S.  66  Note  1. 

*)  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  12,  15,  16;  Baiersche  Tit  IV.  §.  9; 
Sächsische  §.  57;  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §..  65);  Würtem- 
hergsche  Vetfassungsurkunde  §.  71;  (Kurhessische  von  1831  §.  132);  Schwarz- 
burg-Sondershausensches  Verfassungsgesetz  §.  20.  Nicht  ganz  bestimmt  druckt 
sich  das  Oldenburgs  che  Bevidirte  Staatsgrundgesetz  Art  78  §.  1  aus:  „Jede  Religions- 
genossenschaffe ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständig,  unbeschadet 
der  Bechte  des  Staates.*' 

")  So  sagt  die  Grossherzoglich  Hessische  Verfassungsurkunde  §.  40  ganz  all- 
gemein: „Verordnungen  der  Kirchengewalt  können,  ohne  vorgängige  Einsicht  und  Ge- 
nehmigung  des  Großsherzogs ,    weder   verkündet    noch   vollzogen   werden."     VergL  auch 
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Eben  dieser  Theil  des  fiecfats  der  Staatsgewalt  ist  noch  nicht  ans  den  un- 
klaren nnd  irrigen  Ansehannngen  früherer  Zeiten  völlig  befreit  und  in  seinen 
Prinzipien  ganz  nnd  allgemein  verstanden.  Das  Verhältniss  der  „Kirche 
znra  Staate"  —  richtiger  wäre  es  in  Anerkennung  der  gegenwärtigen  re- 
ligiösen Zustände  in  Deutschland  von  dem  Verhältniss  der  „religiösen  Ge- 
meinschaften zum  Staate^  zn  sprechen  —  jenes  Verhältniss  ist  noch  der 
Gegenstand  eines  Streites,  welcher  sowenig  in  der  Theorie  wie  in  der 
Praxis  des  Staatslebens  zur  allgtlltigen  Entscheidung  gelangt.  Mehr  und 
mehr  ringt  aber  das  Prinzip  der  Freiheit  des  religiösen  I^ebens  nach  An- 
eikennung  im  Staatsleben,  und  in  der  That  kann  die  Reinheit  und  Wahr- 
heit des  geistigen  Dogmas,  der  eigentlichen  Seele  der  religiösen  Gemein- 
schaften und  ihres  Lebens,  von  der  Staatsgewalt  weder  Schutz  noch  Httlfe 
fordern  und  diese  dtlrfte  sie  nicht  einmal  zu  gewähren  versuchen.  Denn 
der  durch  und  durch  weltliche  Charakter  der  Staatsgewalt  könnte  die 
geistige  Substanz  des  religiösen  Dogmas,  welches  seinen  Ursprung  in  den 
g5ttliehen  Offenbarungen  oder  auch  in  der  aprioristisch  gedachten  mensch- 
lichen Vernunft  sucht,  nur  profaniren  und  verderben.  *)  Immer  aber  mttsste 
es  der  Entscheidung  der  Staatsgewalt  Überlassen  bleiben,  ob  eine  Angelegen- 
heit als  eine  rein  geistliche  ihrer  Gompetenz  entzogen  sein  mnss.') 

ß,  Ben  christlichen  Kirchen  gegenüber. 

§.  124. 
Nur  den  drei  christlichen  Kirchen  d.  h.  der  im  Augsburger 
Religionsfrieden  benannten  römisch-katholischen,  der  lutherischen  und  der 
reformirten  Kirche^  gegenüber  haben  die  deutschen  Staaten  ein  hist-orisch 
gefestigtes  Recht,  nur  jene  haben  an  die  Gewalt  des  Staates  ein  seit  Jahr- 
hunderten und  zuletzt  durch  den  Westphälischen  Friedensschlnss  ver- 
brieftes Anrecht.^)  Nachdem  die  christliche  Kirche  durch  Gonstantin  aus 
dem  Elend  der  Verfolgung  auf  den  Thron  des  Weltherrschers  erhoben  und 


Coburg- Gotha 8 ch es  Staatsgmndgesetz  §.  35.  Ebenso  Meiningensches  Grundgesetz 
§.  SO,  jedoch  heisst  es  im  §.  31:  «Der  Staat  wacht  über  die  Ausbildang,  Berufung  und 
Amtsföbnmg  aller  Geistlichen  und  anderer  kirchlichen  Beamten,  doch  ohne  in  das  Innere 
der  Kirche  weiter,  als  zn  diesem  Endzwecke  nöthig  ist,  einzugreifen."  Aehnlich 
ist  der  §.  212  der  Braunschweigschen  Neuen  Landschaftsordnung  zu  verstehen:  „Die 
Anordnung  der  rein  geistlichen  Angelegenheiten  bleibt,  unter  dieser  Oberaufsicht  (der 
Staatsgewalt),  der  in  der  Verfassung  jeder  dieser  Kirchen  begründeten  Kirchengewalt 
überlassen;"  vergl.  auch  §.  215.  Aehnlich  Hamburgsche  Verfassung  vom  28.  Septem- 
ber 1860  Art.  110. 

')  Vergl.  Richter  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts  §.  60. 

')  Dies  Prinzip  ist  ausdrücklich  nur  in  der  Braunschweigschen  Neuen  Land- 
Bcbaftsordnung  §.  212  sanctionirt. 

')  Bezuglich  der  griechischen  Kirche  im  Königreich  Baiej-n  s.  oben  S.  114  Note  1. 

*)  Vergl.  Zöpfl  Grundsätze  §.  531. 
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die  Kirche  des  römischen  Reiches  geworden^  musste  sie  nach  der  Spaltung, 
welche  ihr  im  16.  Jahrhundert  dnrch  die  deutsche  und  schweizerische  Re- 
formation widerfuhr,  in  ihrer  dreifachen  Gestaltung  um  das  Recht  im  Staate 
kämpfen.  Die  neuen  Kirchen  errangen  in  blutigen  Kriegen  die  Gleich- 
berechtigung mit  der  nun  als  römisch  -  katholische  Kirche  auftretenden 
Mutterkirche.  0  Seitdem  die  Religionsfriedensschlttsse,  vor  Allem  das 
Westphälische  Friedensinstrument  von  1648,  diese  politische  Gleichberech- 
tigung urkundlich  sicherten,  haben  bis  in  dieses  Jahrhundert  hinein  die 
deutschen  Staaten  nur  die  „drei  christlichen  Kirchen"  als  zum  Dasein  be- 
rechtigte Ordnungen  anerkannt  und  nur  das  Verhältniss  zu  ihnen  rechtlich 
gestaltet.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  hat  das  christliche  Dogma  manchen 
Zweifler  gefunden.  Es  sind  Viele  nicht  nur  von  den  Kirchen  dieses 
Dogmas,  sondern  gradezu  von  dem  Evangelium  abgefallen  und  haben,  be- 
günstigt durch  die  von  allen  Staaten  unbeschränkt  gewährleistete  Gewissens- 
freiheit, versucht,  ausserhalb  der  christlichen  Kirchen  eine  religiöse  Lebens- 
ordnung einzuführen  und  auch  diesen  an  dem  Rechte  der  „Kirchen"  im 
Staate  Antheil  zu  verschaffen.  Allein  mit  der  Anerkennung  der  subjectiven 
Reügions-  oder  Glaubensfreiheit  ist  nicht  auch  ein  allgemeines  Prinzip, 
welches  die  rechtliche .  Beziehung  des  Staates  zu  solchen  unkirchlichen 
Religionsgesellschaften  bestimmen  könnte,  gegeben.  Gelang  es  einem  ausser- 
halb der  kirchlichen  oder  gar  der  christlichen  Glaubenssätze  stehenden 
Dogma  wirklich  eine  dauerhafte,  fest  gegliederte  Lebensordnung  zu  ge- 
winnen, so  musste  diese  je  für  sich  abwarten,  wie  der  Staat  sich  zu  ihr 
stellen  wollte,  und  ausdrücklich  erklären  deutsche  Verfassungsgesetze,  dass 
ungeachtet  der  allgemeinen  Religionsfreiheit  neue  Religionsgesellschaften 
nur  durch  ein  besonderes  Gesetz  ein  rechtliches  Dasein  im  Staate  erhalten 
können,  dass  also  der  Staat  selbst  erst  bestimmen  wolle,  welches  Rechtes 
ihr  Verhältniss  zu  einander  sein  soll.*)     Nur  ein  deutscher  Staat  erklärt 

^)  Zuletzt  anerkannte  noch  der  Art.  16  der  (deutschen  Bundesacte)  das  Prinzip 
der  Parität  der  drei  christlichen  Kirchen.  Zur  Beseitigung  der  über  die  Bedeutung 
dieses  Ariikels  entstandenen  Zweifel  bestimmte  für  das  Königreich  Hannover  eine  König- 
liche Verordpung  vom  28.  September  1824,  dass  hinsicblich  der  verschiedenen  Bckenner 
des  christlichen  Glaubens  der  Begriff  von  herrschender  und  blos  geduldeter  Kirche, 
sowie  jede  Art  eines  gegenseitigen  Pfarrzwanges  unter  den  christlichen  Confessionen  auf- 
gehoben sei.    Vergl  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  526. 

*)  Vergl.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  13:  „Die  Beliglonsgesellschaften, 
sowie  die  geistlichen  Gesellschafben,  welche  keine  Corporationsrechte  haben,  können  diese 
Rechte  nur  durch  besondere  Gesetze  erlangen;*  Luxemburgsche  Constitution  von  1856 
Art.  26;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  40  und  41.  —  Selbst  das  Oldenburgsche 
Revidirte  Staatsgrundgesetz,  welches  die  Bildung  neuer  Religionsgesellschafben,  ohne  eine 
Anerkennung  des  Bekenntnisses  durch  den  Staat  zu  fordern,  gestattet  (Art.  76),  verleiht 
ihnen  nicht  in  gleicher  Allgemeinheit  Corporationsrechte  (Art.  77).  —  Hamburgs  che 
Verfassung  vom  28.  September  1860  Art.  110:  „lieber  die  Bedingungen  zur  Bildung 
neuer  religiöser  Gemeinschaften  entscheidet  das  Gesetz." 
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von  Tomherein  sich  gegen  alleReligionggesellschaften  gleicher  Art  verhalten 
zu  wollen.')  Im  Uebrigen  sind  die  Beziehungen  zwischen  den  religiösen 
Gesellschaften  nnd  den  deutschen  Staaten  sehr  verschieden  gestaltet.') 

§.  125. 
Das  Re^t  der  Staatsgewalt  ist  den  christlichen  Kirchen  gegen- 
über von  Wissenschaft  und  Praxis  schon  seit  Längerem  näher  formulirt: 
als  das  Schntzrecht  (jus  advocatiae)  und  das  Oberaufsichtsrecht 
(jus  inspectionis)  des  Staates.^)  Mit  dieser  Bezeichnung  des  Inhalts  des 
jus  majestatis  circa  sacra  wollte  man  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem 
Staate  nnd  den  christlichen  Kirchen  bezeichnen ,  indess  ist  in  Wirklichkeit 
Inhalt  nnd  Umfang  jener  rechtlichen  Befugnisse  und  Pflichten  der  Staats- 
gewalt vreder  durch  die  Theorie  noch'  durch  die  Praxis  zu  einem  gemein- 


0  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  35:  „Eeine  Beligionsgesellscliaft  ge- 
niesst  vor  anderen  Vorrechte  in  kirchlicher  Hinsicht,  vielmehr  gewährt  der  Staat  allen 
gleichen  Schutz." 

*)  Vergl.  Klübcr  Oeffentliches  Recht  §.  525. 

>)  Baiersche  Verfassangsurkunde  Tii  IV.  §.  9  Abth.  3:  »Die  geistliche  Gewalt 
darf  in  ihrem  eigentlichen  Wirkungskreise  nie  gehemmt  werden,  und  die  weltliche  Be- 
gimng  darf  in  rein  geistlichen  Gegenständen  der  Religionslehre  und  des  Gewissens  sich 
nicht  einmischen,  als  insoweit  das  obersthohaitliche  Schutz-  und  Aufsichts- 
recht eintritt,  wonach  keine  Verordnungen  und  Gesetze  der  Kirchengewalt  ohne  vor- 
gängige Einsicht  und  das  Flacet  des  Königs  verkUndet  und  vollzogen  werden  dürfen:^ 
Sächsische  Verlassongsurkunde  §.  57:  „Der  König  Übt  die  Staatsgewalt  über  die  Kirchen 
(jus  circa  sacra),  die  Aufsicht  und  das  Schutzrecht  über  dieselben  nach  den  desfall- 
sigen  gesetzlichen  Bestimmungen  aus;"  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  64 : 
„Dem  Könige  gebührt,  kraft  der  ihm  zustehenden  Staatsgewalt,  über  beide  Kirchen  (die 
evangelische  und  die  römisch-katholische)  das  Oberaufsichts-  und  Schutzrecht) ;  Würtem- 
bergsche  Verfassungsurknnde  §.  72:  „Dem  Könige  gebührt  das  obersthoheitUche  Schutz- 
und  Aufhichtsrecht  Über  die  Kirchen ;"  (der  §.  79  spricht  von  den  »in  der  Staatsgewalt  begriffe- 
nen Rechten  über  die  katholische  Kirche");  (Kurhessische  Verfassungsurknnde  von  1831 
§.  133:  „Die  Staatsregirung  übt  die  unveräusserlichen  hoheitlichen  Rechte  des  Schutzes 
nnd  der  Oberaufsicht  über  die  Kirchen  in  ihrem  vollen  Umfange  aus**);  Grossherzog- 
lich Hessische  Verfassungsurkunde  §.  39:  „Die  innere  Kirchenverfassung  geniesst  auch 
«den  Schutz  der  politischen;"  §.  40:  „Verordnungen  der  Kirchengewalt  können,  ohne  vor- 
gangige Einsicht  und  Genehmigung  des  Grossherzogs,  weder  verkündet  noch  vollzogen 
werden;^  Meiningensches  Grundgesetz  §.  30  (Erfordemiss  der  landesherrlichen  Ge- 
nehmigung kirchlicher  Verordnungen),  §.  31:  „Der  Staat  wacht  über  die  Ausbildung, 
lierufimg  und  Amtsführung  der  Geistlichen  und  anderer  kirchlichen  Beamten,  doch  ohne 
in  das  Innere  der  Kirche  weiter  als  zu  diesem  Endzweck  nöthig  ist,  einzugreifen;"  Alten- 
burgsches  Grundgesetz  §.  130:  „An  der  Spitze  der  La  ideskirche  steht  der  evangelisch- 
protestantische  Regent,  welcher  als  gleichzeitiges  Staatsoberhaupt  das  Recht  der  Ober- 
an&icht  und  die  Verpflichtung  zum  Schutze  der  Kirche  hat;"  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  35;  „Keine  ReligionsgeseUschaft  geniesst  vor  anderen  Vorrechte  in 
kirchlicher  Hinsicht;  yielmehr  gewährt  der  Staat  allen  gleichen  Schutz.  Verordnungen 
der  Kirchengewalt  können  ohne  vorgängige  Genehmigung  der  Staatsregierung  weder  ver- 
kündigt noch  vollzogen  werden;"  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.211 
und  212. 
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gültigen  Begriffe  erhoben.  So  lange  der  Streit  über  den  Gegenstand  dieser 
Rechte  —  ob  nur  die  äusseren  Verhältnisse  oder  auch  und  inwiefern  das 
innere  Leben  der  Kirchen  —  nicht  zu  einer  allgemein  anerkannten  Lösung 
gekommen,  so  lange  ist  auch  der  materielle  Inhalt  jener  politischen  Hechte 
nicht  in  einem  allgemeinen  Prinzipe  zu  bestimmen.  Die  Thatsachen,  dass 
die  lutherischen  Fürsten  als  solche  auch  das  Haupt  der  lutherischen  Kirche 
im  LandC;  dass  also  die  lutherische  Kirche  in  wenn  auch  noch  so.  ausser- 
liehe  doch  immerhin  wesentliche  Beziehung  zu  dem  Staate  und  seinem 
Gebiete  getreten  ist;  dass  andererseits  die  römisch-katholische  Kirche  eine 
solche  Beziehung  zu  dem  Staate  ihrem  innersten  Wesen  nach  nicht  dulden 
kann  und  dass  auch  die  reformirte  Kirche  in  vielen  Gegenden  eine  Selb- 
ständigkeit in  der  Presbyterial-  und  Synodalverfassung  gesucht  hat,  welche 
die  völlige  Loslösung  des  kirchlichen  vom  politischen  Leben  zum  Ziele 
hat:  alle  diese  Thatsachen  und  thatsächlichen  Zustände  hinderten  eine 
glei'chmässige  und  gleichartige  Gestaltung  des  Schutz-  und  Oberaufsichts- 
rechtes des  Staates  über  die  christlichen  Kirchen,  und  nur  ganz  allgemeine 
Gesichtspunkte  vermag  die  Wissenschaft  in  der  Darstellung  dieser  positiven 
Rechte  der  deutschen  Staatsgewalten  geltend  zu  machen.') 

§.  126. 
Das  Recht  des  Staates,  die  Oberaufsicht*)  über  das  religiöse  Leben 
zu  ftlhren,  ergreift  nicht  das  innere  Leben  des  religiösen  Glaubens,  sondern 
nur  die  sichtbaren  Erscheinungen  seiner  lebendigen  Gestaltung.  Die  Staats- 
gewalt hat  nur  dahin  zu  sehen,  dass  die  äusserlich  wahrnehmbare  Gewalt 
der  Kirche  in  den  Schranken  ihres  Berufes  bleibe  und  nicht  ihre  Mittel 
in  unkirchlichen  oder  gar  unsittlichen  Richtungen  missbrauche.  Dieses  Recht 
der  Staatsgewalt  hat  in  den'  deutschen  Verfassungsgesetzen  durch  die  An- 
erkennung des  s.  g.  recursus  ab  abusu  Ausdruck  gefunden.  Wenigstens 
mehre  derselben  erklären  ausdrücklich  die  Staatsgewalt  ftlr  ermächtigt,  die 
Beschwerden  der  ünterthanen  über  Missbrauch  der  Kirchengewalt  zu.  ent- 
scheiden, wenn  die  Organe  dieser  Gewalt  selbst  sich  nicht  bereit  finden, 
den  Beschwerden  Folge  zu  geben  und  von  der  missbräuchlichen  Bethätigung 
abzulassen.^)     Sodann  nmfasst  dieses  Oberaufsichtsrecht  die  Füreorge,  dass 


^)  Wenu  deshalb  die  (Eurhessische  Verfassung  §.  132)  dem  Staatsoberhanpte  das 
Schutz-  und  Oberaufsichtsrecht  über  die  Kirchen  in  seinem  vollen  Umfange  vorbehält,  so 
war  damit  eine  schwankende  Praxis  noch  keineswegs  unmöglich  gemacht. 

3)  Klüber  Oeffentliches  Recht  §.  520;  Zöpfl  Grundsätze  §.  534  ff.;  Richter 
Kirchenrecht  §.  57  ff.;  von  Rönne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2.  §.  193. 

^)  Sächsische  Verfassungsurkunde  §.58:  „Beschwerden  über  Missbrauch  der  kirch- 
lichen Gewalt  können  auch  bis  zu  der  obersten  weltlichen  Staatsbehörde  gebracht  werden;* 
(Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  71  und  Gesetz  vom  5.  September  1848 
§.  25);  (Eurhessische  Yerfassungsurkunde  von  1831  §.  135  lit.  e);  Grossherzoglicb 
Hessische  Verfassungsurkunde  §.  42;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  31;  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  215.    Vergl.  Klüber  a.  a.  0.  §.  521. 
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nicht  unter  der  Maske  religiöser  Uebungen  die  Prinzipien  des  allgemeinen 
Sittengesetzes  verletzt  werden.  Insofern  hat  der  Staat  auch  das  religiöse 
Leben  selbst  zu  beachten  und  mit  seinen  Gewaltmitteln  gegen  Ausschreitun- 
gen desselben,  welche  das  äussere  Leben  der  Staatsglieder  ergreifen  würden, 
zn  sichern.  Denn  der  Staat  ist  ein  sittliches  Wesen  und  hat  das  Gesetz 
der  Sittlichkeit  allenthalben  aufrecht  zu  halten.*)  Dies  ist  das  Prinzip. 
MannichÜEich  aber  sind  die  Verfassungsbestimmungen,  in  welchem  dasselbe 
sich  geltend  macht.  Der  evangelischen  Kirche  gegentlber,  deren  summus 
episcopus  die  Person  der  Staatsgewalt  ist,  ist  auf  eine  Fixirung  des  Ober- 
anfsichtsrechts  des  Staates  tlber  die  Kirchen  weniger  Bedacht  genommen. 
Dahingegen  haben  viele  Yerfassungsgesetze  dieses  Recht  der  StaatsgewKlt 
über  die  katholische  Kirche  besonders  bestimmt  und  ausgedehnt,  weil  die 
ganze  Natur  der  katholischen  Kirche  den  Staat  gegen  Uebergriffe  ihrer 
Gewalt  in  die  Freiheitssphäre  des  Staates  weniger  zu  sichern  schien.*) 
AQein  eine  allgemeine  Gleichförmigkeit  der  Bestimmungen  ttber  den  Umfang 


')  Yergl.  Luxemburgs  che  Constitation  von  1856  Art.  19:  «Die  Freiheit  der  Gälte 
und  ihrer  öffentlichen  Ansübimg,  sowie  die  Freiheit  seine  religiösen  Meinungen  zu  bekun- 
den, sind  gewährleistet,  vorbehaltlich  der  Strafmassregeln  gegen  die  Vergehen,  welche  bei 
Gelegenheit  der  Ausübung  dieser  Freiheiten  begangen  werden;"  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  33;  Schwarzburg-S-ondershausensches  Verfassungsgesetz  §.  18. 
VergL  auch  Meiningensches  Grundgesetz  §.  2^. 

*)  Sehr  bestimmt  war  das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  über  die  römisch-katholische 
Kirche  im  Königreich  Hannover  fixirt.  Vergl.  Landesverfassungsgesetz  §.  69:  „Alle 
allgemeinen  Anordnungen  der  römisch-katholischen  Kirchenbehörden,  welche  nicht  rein 
geistliche  Gegenstände  betreffen,  können  nur  nach  vorher  erfolgter  ausdrucklicher 
Königlicher  Genehmigung  verkündigt  und  vollzogen  werden.  Betreffen  jene  Anordnun- 
gen reine  Glaubens-,  kirchliche  Lehr-  und  Bisciplinarsachen,  so  sind  sie  vor 
deren  Bekanntmachung,  behufs  Ausübung  des  Oberau&ichtsrechts  (§.  64)  dem  Könige  zur 
Einsicht  vorzulegen."  Vergl.  dazu  §.  70,  wo  ein  Gleiches  bezüglich  der  päpstlichen 
Bullen,  Breven,  Rescripte,  Beschlüsse  oder  sonstigen  Schreiben  bestimmt  wird.  Aehn- 
liches  enthielt  die  (Kurhessische  Yerfassungsurkunde  von  1831  §.  135).  Hierher  gehört 
auch  die  Bestimmung  des  Sächsischen  Yerfassungsgesetzes  §.  56:  „Es  dürfen  weder 
neue  Klöster  er]:ichtet,  noch  Jesuiten  oder  irgend  ein  anderer  geistlicher  Orden  jemals 
im  Lande  aufgenommen  werden."  Ebenso  ist  hier  das  Grossherzoglich  Weimarsche 
Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirchen  und  Schulen  im  Grossherzogthum 
vom  7.  October  1823  zu  erwähnen,  namentlich  auch  die  im  §.  60  desselben  angedrohte 
Strafe  gegen  die  Proselytenmacherei.  Vergl.  auch  die  Königlich  Würtem- 
bergsche  Verordnung  vom  30.  Januar  1830,  die  Ausübung  der  verfassungsmässigen 
Schutz-  und  Aufsichtsrechte  des  Staates  über  die  katholische  Landeskirche  betreffend; 
auch  den  im  Jahre  1829  vereinbarten  gemeinschaftlichen  Beschluss  der  bei  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  betheiMgten  Staatsregirungen,  abgedruckt  bei  Härtens:  Becueil 
des  Trait^s,  Supplem.  T.  XII.  p.  161  (einzelne  Paragraphen  auch  bei  Klub  er  Oeffent- 
liches  Recht  §.  520  Note  c).  —  Dalgegen  ist  im  Oldenbnrgschen  Revidirten  Staats- 
grundgesetz Art.  78  §.  3  das  in  Angelegenheit  der  katholischen  Kirche  geübte  landes- 
herrliche Placet  und  Visum  ausdrücklich  aufgehoben;  ebenso  im  Oestreichischen  Con- 
cordat  vom  18.  August  1855  Art.  2  ff. 
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UBd  Inhalt  dieses  landesherrlichen  Plaoet  ist  in  den  dentsehen  Staaten  nicht 
zn  finden.*) 

§.  127. 
Der  Staat  schlitzt  die  Kirche  als  die  irdische  Gestaltang  des 
religiösen  Lebens,  aber  die  Religion  selbst  und  mittelbar,  insofern 
i^lailich  ihre  Herrschaft  durch  die  Sichemng  ihrer  weltlichen  Erseheinangs- 
formen  bedkigt  ist.')  Der  Staat  hat  den  Kirchen  nnr  den  äusseren 
Schutz^)  zn  gewähren,  d.  h.  die  änsseren  Bedingungen  zu  sichern,  von 
welchen  die  Bethätigung  eines  den  Lehren  des  Evangeliums  entq>rechenden 
Lebens  abhängt.  So  hat  der  Staat  die  äusseren  Verletzungen  der  christ- 
lichen Gebote  mit  weltlichen  Strafen  zu  bedrohen  und  einlotenden  Falls 
zn  ahnden.  Hierauf  gründet  sich  eben  die  innere  Berechtigung  aller  der 
Strafgesetze,  welche  dem  Verbrechen  der  Blasphemie,  der  Verletzung  der 
Heiligung  der  Sonn-  und  Feiertage,  StiSrung  des  öffentlichen  Gottesdienstes 
u.  dergl.  gelten.  Aber  nur  das  äusserlich  wahrnehmbare  religiöse  Leben 
gegen  die  you  aussen  drohenden  Verletzungen,  gegen  die  positiven  sinnlich 
wahrnehmbaren  Handlungen  der  In-eligiosität  zu  schützen,  ist  das  Recht 
der  Staatsgewalt.  Alsdann  hat  sie  die  Kir<^e,  als  die  äusserlich  irdische 
Anstalt,  gegen  die  Verletzungen  zu  schützen:  also  die  organische  Ver- 
fassung der  Kirche,  ihre  Diener  und  Beamten,  ihre  Institute  und  ihr  Eigen- 
thum.^)  Dieser  Schutz  ist  die  i^lgemeine  Unterstützung,  welche  die  deut- 
schen Staaten  den  christlichen  Kirchen  gewähren.  Nur  ausnahmsweise 
erklären  sich  einige  bereit,  diese  Unterstützung  auch  auf  eine  positivere 
Hülfeleistung,  nämlich  auf  eine  eventuelle  Mitunterhaltung  der  kirchlichen 
Anstalten  aus  den  Mitteln  des  Staates  auszudehnen.  Diese  Unterstützung 
beschränkt  sich  dann  indess  auf  di^enige. Kirche,  an  deren  Bestand  der 


•)  VergL  Zöpfl  Grundsätze  §.  589  II. 

>)  Elüber,  Oeffentliches  Recht  §.  621  ff.;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  540;  Richter. 
Kirchenrecht  §.  57  ff.;  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  §.  194. 

')  Bedenklich  ist  es  der  Ansicht  Elüb  er 's  a.  a.  0.  §.  521  beizustimmen,  nach  welcher 
der  Staat  auch  befugt  und  verpflichtet  sein  soll,  „staatsgefährlich^  Spaltungen  und 
Streitigkeiten  in  der  Kirche  zu  verhüten  und  zu  entfernen,  dqph  ohne  der  Gevissens- 
freiheit  der  Einzelnen  zu  nahe  zu  treten**.  Dieser  Vorbehalt  ist  jedenfalls  zn  madien, 
aber  wenn  der  Staat  ein  kirchliches  Schisma  heilen  wellte,  so  würde  er  weder  die  Frei- 
heit der  Gewissen  noch  die  der  kirchlichen  Gemeinschaften  (s.  oben  §.  50  ff.)  achten. 

*)  Vergl.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art  15-18;  Bai  er  sehe  Tit  IV.  §.9; 
Sächsische  §.  60;  (Hannoversches  LandesverÜBissungsgesetz  §.  73  ff.);  Wärtern- 
bergsche  Verfassungsurkunde  §.  70.  77  ff.;  Badensche  §.  20;  (Kurhessiscbe  von 
1831  §.  136  und  138);  Grossherzoglich  Hessische  §.39.43.44;  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  33  ff.;  Altenburgsches  §.  155.  161;  Coburg-Gothasches  Staats- 
grundgesetz §.  66;  Braunschweigsche  Neue  LaAdschafbsordnung  §.  216  ff.;  Olden- 
burgsches  Revldirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  79  und  80;  Waldecksche  Verfassungs- 
urkunde §.  42  und  43;  Reuss  j.  L.  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  49);  Liechtensteinsche 
Verfassung  vom  26.  September  1862  §.  5}. 
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Staat  ein  näheres  Intere^Be  hat,  weil  er  siß  als  die  Kirdie  des  Landes 
anerkennt,^)  nnd  ganz  singolär  ist  die  Zasichening  einer  staatsseitigra 
Unterstfltznng  f)lr  eine  andere  kirchliche  Gemeinschaft.^ 

§.  128. 
Als  eine  ganz  besondere  Beziehung,  welche  zwischen  den  deutschen 
Staaten  und  dem  christlichen  Religionsleben  besteht ,  ist  der  Umstand  zu 
betrachten,  dass  durch  Errichtung  der  christlich-theologischen  Fa- 
cultät  an  den  von  dem  Staate  errichteten  und  unterhaltenen  Unirersitäten 
die  Staatsgewalt  allerdings  auch  ftbr  die  Verbreitung  und  Förderung  der 
christlich -theologischen  Wissenschaft  eine  positive  Bethätigung  zeigt.  Die 
UniTersitäten  sind  vom  Staate  geschaffene  und  unterhaltene  Bildungs- 
anstalten, also  theilt  diesen  Charakter  auch  die  besondere  Faculiät,  welche 
als  ein  Theil  des  Lehrkörpers  der  Universität  der  wissenschaftlichen  Pfl^e 
der  christlichen  Religion  gewidmet  ist.  Zunächst  ist  fVeilich  nur  die  Lehr- 
anstalt an  sich  durch  Berufung  der  lehrenden  Personen  vom  Staate  dar- 
gestellt, allein  es  ist  doch  auch  die  Sache  des  Staates  darüber  zu  wachen, 
dass  diese  Lehrer  dem  Zwecke  ihrer  Beruftmg  entsprechen.  Damit  dehnt 
sich  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  keineswegs  bis  zu  der  Bestimmung 
der  wissenschaftlichen  Richtungen  oder  bis  zur  Normirung  der  von  dem 
berufenen  Lehrer  zu  leistenden  wissenschaftlichen  Resultate  aus,  wohl  aber 
liegt  es  in  dem  Rechte  der  Staatsgewalt,  daftLr  zu  sorgen,  dass  die  theolo- 


')  Vergl  Meiningensches  Grandgesetz  §.  29:  „Die  evangelische  Kirche  ist  die 
Landeskirche,  und  sie  wird,  wenn  ihre  Dotationen  in  irgend  einer  Hinsicht  unzureichend 
sind,  ans  den  Landeseinkünften  unterhalten. "  Eine  besondere  Yerpflichtong  des  Staates 
zur  Unterstützung  der  Kirche  mit  seinem  Vermögen  ist  da  begründet,  wo  die  Säcakri- 
sationen  das  einstige  Vermögen  der  Kirche  in  die  Hände  des  Staates  gebracht,  also  diese 
einen  mehr  wie  moralischen  Anspruch  darauf  hat,  dass  der  Staat  nun  auch  zur  Bestrei- 
tung der  einst  auf  jenem  Vermögen  ruhenden  Lasten  bereit  ist.  LiHannoTer  war  dieses 
säcularisirte  Out  zu  einem  besonderen  „Klosterfond"*  vereinigt  und  obwohl  Staatsgut 
doch  zu  einer  nur  kirchlichen,  Schul-  und  jnilden  Zwecken  dienenden  besonderen  Masse 
ausgeschieden.  Vgl.  (Hannoversches  Verfassungsgesetz  §.  79:  „Das  von  den  vormaligen 
Klöstern  und  anderen  ähnlichen  Stiftungen  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Königreichs 
herrührende,  zu  einer  abgesonderten  Masse  vereinigte  Vermögen  soll  von  den  Übrigen 
öffentliehen  Kassen  gänzlich  getrennt  bleiben,  und  allein  zu  Zuschüssen  für  die  Landes- 
Universität,  für  Kirchen  und  Schulen,  auch  eu  milden  Zwecken  aller  Art  verwandt  wer- 
den. —  Die  Verwaltung  dieses  Vermögens  gebührt  allein  der  vom  Könige  (qua  Staats- 
gewalt) dazu  bestellten  Behörde/)  Vergl.  die  ähnlichen  Bestimmungen  in  der  Braun - 
schweigschen  Neuen  Landschafksordnung  §.  219  ff.  —  Auch  Würtemberg  fühlte  sich 
der  katholischen  Kirche  gegenüber  zur  Ausscheidung  eines  ihren  Zwecken  ansschliess- 
lich  gewidmeten  Kirchenfonds  verpflichtet.    Vergl.  Verfassungsurkunde  §.  82. 

')  Würtembergsche  Verfassungsurkunde  §.83:  «Was  die  in  dem  Königreiche  be- 
tmdlichen  reformirten  Kirchengemeinden  betrifft,  so  wird  sowohl  auf  Verbesserung  ihrer 

kirchlichen  Einrichtung ,  als  auch  auf  Ausmittelung  hinreichender  Einkünfte  zum 

Unterbalte  ihrer  Kirchen-  und  Schuldiener,  und  zu  Bestreitung  der  übrigen  kirchlichen 
Bedürfoiflse  gesorgt  werden." 
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gische  Facultät  nur  die  WissenBchaft  der  christlichen  Religion  pflege.  Die 
deutschen  Staaten  wenigstens  haben  noch  nicht  eine  andere  Lehre  durch 
ihre  Universitäten  pflegen  lassen  wollen  und  zeigen  grade  hierdurch,  dass 
sie  immer  noch  die  christliche  Religion  als  die  Norm  und  Regel  des 
religiösen  Lebens  betrachten/) 

b.    Fürsorge  für  die  äussere  Sittlichkeit. 

§.  129. 
Die  Sittlichkeit  ist  der  Reflex  der  religiösen  Anschauung  des  Volkes, 
wie  das  Sittengesetz  als  die  praktische  Abstraction  aus  dem  positiven 
Glaubenssatze  erscheint.  Sofern  nun  die  deutschen  Staaten  das  christliche 
Dogma  als  höchste  und  unwandelbare  Richtschnur  des  religiösen  Lebens 
betrachten,  insofern  erhält  auch  ihr  sittlicher  Beruf  eine  besondere  christ- 
liche  Beziehung.  Da  indess  der  Staat  sich  mit  der  Verwirklichung  der 
äusseren  Seite  des  sittlichen  Lebens  begnügen  muss  und  nur  darauf  sehen 
kann,  dass  das  äussere  Leben  des  Volkes  nicht  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen des  ethischen  Glaubens  und  Denkens  widerspricht,  so  kann  der 
Staat  sich  auch  mit  jeder  religiösen  Anschauung,  welche  dem  allgemeinen 
Sittengesetze,  wie  dasselbe  schon  in  dem  Gewissen  der  Menschen  lebt, 
entspricht,  vertragen  und  braucht  um  seinetwillen  nicht  zu  fordern,  dass 
in  dem  sittlichen  Wandel  des  Volkes  eine  concret  bestimmte  Religiosität 
sich  widerspiegele.    Dennoch  kann  der  Staat  auch  diese  Religiosität  nicht 


*)  Die  einzelnen  christlichen  Confessionen  finden  dabei  eine  verschiedene  Berucksich- 
ti^ng.  Eine  besondere  Faciütät  für  die  „reformirte"  Theologie  findet  sich  vielleicht 
nirgends,  da  die  Lehre  der  Reformirten  überhaupt  nur  ein  geringeres  Terrain  in  Deutsch- 
land hat  finden  können  und  eigentlich  reformirte  Staaten  nur  sehr  wenige  ezistiren.  In 
der  Kegel  berücksichtigen  aber  die  lutherischen  Facultäten  auch  den  reformirten  Lehr- 
begriff, so  dass  auch  die  Bekenner  dieses  in  den  lutherischen  Universitäten  ihr  wissen- 
schafkliches  Interesse  vertreten  finden,  zumal  da  das  Dogma  der  Reformirten  von  dem 
lutherischen  nur  in  wenigen  sehr  bestimmten  Fragen  abweicht,  im  Uebrigen  aber  beide 
protestantischen  Schulen  harmoniren.  Nur  die  Mecklenburgische  Universität  Rostock 
hat  eine  specifisch  lutherische  Facultat.  Vergl.  Assecurations -.Revers  von  1621:  „Zum 
Andern,  verpflichten  Wir  Uns  auch,  in  allen  und  jeden  Kirchen  und  Schulen  keine, 
(ohne  allein  Unser  Herzog  Hans  Albrecht  Schlosskirchen,  nachgesetztermassen  ausgenom- 
men) auch  in  der  Universität  zu  Rostock,  keine  andere,  als  obberührter  Augspurgiscben 
Confession,  und  Lutherischen  Religion,  verwandte  und  zugethane  Prediger,  Professores, 
Lehrer  und  Schuldiener,  zu  instituiren,  anzunehmen  oder  zu  gedulden."  —  Die  katho- 
lische Religion  endlich  wird  in  den  katholischen  Staaten  allein  durch  die  Universität 
wissenschaftlich  gepflegt,  und  findet  dabei  eine  unmittelbarere  Einwirkung  der  kathoUschcn 
Kirche  auf  die  Ernennung  der  Universitätslehrer  und  auf  Ueberwachung  ihrer  wissenschaft- 
lichen Thätigkeit  Statt, 'da  die  Einheit  des  Lehrbegrifüs  ein  essentiale  dieser  Kirche  ist 
und  die  protestantische  Lehrfreiheit  hier  keine  Anerkennung  finden  kann.  An  einigen 
Universitäten  existirt  eine  Facultat  der  protestantischen  Theologie  neben  der  der 
katholischen. 
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missachten  y  da  diese  allein  eine  sichere  Garantie  auch  des  sittlichen  Ver- 
haltens gewährt. 

aa.    Gegenstand. 

§.  130. 
Die  Sittlichkeit,  welche  ein  Gegenstand  des  Rechtes  der  Staatsgewalt 
sein  muss,  ist  nur  die  äussere  Seite  des  sittlichen  Lebens:  denn 
der  Staat  hat  sich  überhaupt  nur  der  äusseren  Beaiehungen  der  Menschen 
zu  bemächtigen  und  diese  als  eine  gefestigte  Ordnung  darzustellen,  nicht 
aber  in  das  innere  Bereich  des  ethischen  Lebens,  welches  in  dem  Herzen 
and  dem  Gewissen  der  Einzelnen  sieb  entfaltet,  hineinzugreifen.  Dennoch 
darf  aber  die  Staatsgewalt  nicht  gleichgültig  sein  gegen  das  innere  Motiv,  die 
innere  Bedeutung  der  äusserlichen  Sittlichkeitshandlnngen,  da  diese  demStaats- 
leben  nur  dann  den  ethischen  Halt  geben,  wenn  sie  in  der  That  Aeusserungen 
einer  sittlichen  Gesinnung  und  in  sich  wahr  sind.  Die  Sittlichkeit  eines  Wesens 
ist  ja  auch  nur  der  Reflex  seiner  religiösen  Anschauung,  wie  das  Sittengesetz 
als  die  praktische  Abstraction  aus  dem  positiven  Religionsdogma  erseheint. 
Darum  hat  die  Staatsgewalt  in  der  Bethätigung  ihres  Sittlichkeitsrechtes 
auch  auf  das  religiöse  Leben  des  Volkes  Acht  zu  geben,  ausserdem  aber 
dahin  zu  trachten,  das  alles  äussere  Leben  im  Staate  stets  den  Anfor- 
derungen des  Sittengesetzes,  wie  dieses  in  dem  Gewissen  des  Volkes  lebt, 
entspricht.  In  dieser  letzteren  Hinsicht  kommt  es  nur  auf  die  allgemeinen 
ethischen  Grundsätze  an,  welche  das  äussere  Leben  beherrschen,  und  darf 
der  Staat,  um  sich  nicht  auf  das  ihm  verschlossene  Gebiet  des  inneren 
Seelenlebens  des  Menschen  zu  verirren,  im  einzelnen  Falle  nicht  die  Har- 
monie der  äusseren  Handlung  mit  der  inneren  Gesinnung  prüfen  oder  gar 
herstellen  wollen. 

bb.    Inhalt. 

§.  131. 
Ein  den  sittlichen  Geboten  entsprechendes  Leben  seines  Volkes  selbst 
zu  erzielen  oder  gar  zu  erzwingen,  vermag  der  Staat  nicht.  Seine  Macht 
und  sein  Recht  ist  hier  nur  negativer  Art,  indem  seine  Befugniss  sich  auf 
die  mögliche  Femhaltung  aller  unsittlichen  Momente  aus  dem  Volksleben 
beschränken  muss.  Wollte  der  Staat  seine  Zuständigkeit  bis  zu  einer 
positiveren  Einwirkung  auf  die  äussere  Sittlichkeit  ausdehnen,  so  würde  er 
zugleich  der  gröbsten  Unsittlichkeit,  der  trügerischen  Heuchelei,  Raum 
geben  und  s^chwerlich  Anderes  als  das  Gegentheil  seiner  Aufgabe  erreicht 
sehen.  Die  Staatsgewalt  hat  daher  nur  den  Beruf,  gegen  ein  unsittliches 
Verhalten  im  Volke,  sofern  dieses  ausserlich  hervortritt,  einzuschreiten  und 
nöthigenfalls  mit  Zwang  gegen  diejenigen  zu  verfahren,  welche  die  Sitt- 
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lichkeitsgesetze  durch  ihre  Handlangen  zu  verletzen  drohen.')  Wenn  aber 
die  Staatsgewalt  Belbst  ihres  ethischen  Berufes  stets  eingedenk  ist  und  an 
ihrem  Theile  den  daraus  entspringenden  sittlichen  Anforderungen  gewissen- 
haft entspricht;  so  findet  hierin  das  sittliche  Leben  des  Volkes  eine  Stütze, 
welche  nicht  minder  stark  und  wirksam  ist^  als  jede  thatsächliche  Abwehr 
des  Unsittlicfaen.^ 

2.   Ffirsorge  für  die  geistige  Bildung.') 

A.    Charakter  dieses  Kechtes. 

§.  132. 
Aus  dem  ethischen*  Zwecke  des  Staates  folgt  das  Recht  und  die  Pflicht 
seiner  Gewalt,  auch  für  die  intellectudle  Bildung  des  Volkes  im  Allgemeinen 
und  in  seinen  einzelnen  besonderen  Gliederungen  zu  sorgen.  Die  Verwirk- 
lichung der  Staatsidee  ist  sch6n  selbst  durch  das  Dasein  eines  Volkes  be- 
dingt, welches  im  Stande  ist,  jene  Idee  in  ihrer  ethischen  Wahrheit  zu 
begreifen,  und  welches  die  geistige  Kraft  besitzt,  durch  Selbstbeherrschung 
und  durch  Unterdrückung  aller  staatsTfidrigen  Soliderbestrebungen  dieser 
Idee  die  Herrschaft  zu  sichern.  Andererseits  vermögen  die  Anforderungen 
der  humanen  Bildung  nicht  ohne  die  staatliche  Unterstützung  sich  zu  der 
objectiv  nothwendigen  Geltung  zu  bringen.  A^issere  materielle  Unter- 
stützung, aufmunternde  Anerkennung,  Schutz  und  Abwehr  nach. Aussen  und 
Innen  bedürfen  diese  Functionen  des  menschlichen  Geistes,  zumal  da  sie 
ihrem  innersten  Wesen  nach  nicht  auf  die  Gewinnung  materieller  Güter 
und  Vortheile  gerichtet  sind  noch  sein  dürfen.  Darum  ist  auf  dem  Gebiete 
der  geistigen  Bildung  die  thätige  Hülfeleistnng  der  Staatsgewalt  begründet 
Indess  erhält  diese  hierdurch  noch  nicht  den  Beruf,  selbst  die  Wissenschaft 
zu  pflegen  oder  die  schönen  Künste  zu  üben,  sondern  nur  das  ist  die  Auf- 
gabe der  Staatsgewalt*,  mit  den  ihr  zur  Verftlgung  stehenden  Mitteln  die 
äusseren  Anstalten,  durch  welche  die  allgemeine  sittliche  und  geistige 
Gultur,  Wissenschaft  und  Kunst  gepflegt  und,  wie  die  unsichtbare  Gottheit 
in  dem  aus  Steinen  gefügten  Tempel,  zugänglich  werden,  zu  fördern,  d.  h. 
sie  allererst  in's  Leben  zu  rufen  und  zu  unterhalten  oder  den  ohne  Be- 
thätigung  der  Staatsgewalt  schon  geschaffenen,  soweit  deren  Erhaltung  es 
fordert,  zu  Hülfe  zu  kommen.    Je  tiefer  der  Staat  den  Werth  einer  wahren 


0  S.  unten  §.  202. 

')  VergL  Grotefend,  Publicistische  Skizien  S.  55  ff.  („Die  heilige  Alliance"). 

3)  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  499  ff.;  Weiss,  System  §.  355;  Zachariä,  Deut- 
sches Staatsrecht  Th.  n.  §.  199j  Bluntschli,  Allgeraeines  Staatsrecht  Th.  II.  S.  329  ff. 
(vortrefflich!);  Medicas  im  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterbuche  s.  v.  »Kultur- 
polizei".  Rücksichtlich  des  ünterrichtswesens  im  Preussischen  Staate  TergL  t.  Rönne, 
Preußsisches  Staatsrecht  Bd.  IL  AbtheiL  2  §.  440—463  und  Bd.  L  Abth.  2  §.  198  ff. 
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gastigen  Bildung  seines  Volkes  erkannt  hat,  desto  ernster  wird  er  seinen 
Beruf  und  desto  weiter  das  Grebiet  desselben  finden ,  fllr  die  mögliobste 
firleiehtemng  der  Theilnabme  des  Einzelnen  an  den  Bildungsmitteln  im 
Staate  zu  sorgen  und  den  zu  höheren  Studien  und  Leistungen  Befähigten 
die 'ihnen  fehlenden  Mittel  zu  gewähren,  ihr  Talent  zum  Nutzen  des  Ganzen 
zn  fördern.') 

B.    Inhalt. 

§.  133. 
Kicht  ist  es  das  Recht  der  Staatsgewalt^  dem  Einzelnen  vorzuschreiben, 
auf  welchem  Gebiete  der  geistigen  Bildung  er  sich  ausbilden  und  wo  er 
Unterricht  und  Uebung  suchen  soll.')  Aber  wohl  gehört  es  zu  ihrem 
Rechte,  von  Allen  im  Staate  zu  fordern,  dass  sie  sieh  wenigstens  den 
Grad  der  Bildung  versehaffen,  wdcher  die  allgemeinste  und  unerUtosliche 
Voraussetzung  eines  wahren  politischen  Lebens,  der  Uebung  seiner  indivi- 
dndl^a  Berechtigungen  und  der  ErAlllung  seiner  individuellen  Pflichten  ist.') 
Deshalb  darf  die  Staatsgewalt  nicht  die  Lehrthätigkeit  Einzelner  beschrän- 
ken, noch  den  Unterricht  in  dem  Umfange  an  sich  ziehen,  dass  ein  Jeder 
gezwungen  wird,  nur  in  den  Bildungsanstalten  des  Staates  seinen  Unter- 
richt zu  suchen,  sondern  dem  Zwecke  des  Staates  ist  genügt,  wenn  nur  in 
der  That  die  zu  fordernde  Bildung  verbreilibt  wird  und  die  Cultur  intensiv 
und  extensiv  sich  ausdehnt.  Immer  bleibt  also  dem  Staate  die  Befugniss, 
selbst  zu  prtlfen,  ob  dieses  erreicht  worden,  d.  h.  nicht  nur,  ob  überhaupt 


*)  Auch  die  deutsche  BeichggeBetzgebmig  von  1849  rechnete  die  Fürsorge  des  Staates 
für  das  Yolksbildungswesfen  zu  den  Grundrechten  des  deutschen  Volkes.  Im 
Art.  VL  fand  der  Grundsatz»  dass  die  Volksbildung  Sache  des  Staates,  die  Wissenschaft 
und  ihre  Lehre  aber  frei  sei,  eine  consequente  Durchführung.  Die  Sät^e  der  Grundrechte 
sind  als  solche  zwar  mit  der  Reichsgesetzgebung  selbst  ausser  Kraft  gesetzt,  im  Einzelnen 
finden  sich  dieselben  aber  in  einigen  Landes-Verfassungsgesetzen  wieder,  so  namentlich 
und  Tollstfindig  in  dem  Preussischen  Verfassungsgesetze  ron  1850. 

')  Vergl.  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §/  29;  (Kurhessisches  §.  27); 
Luxemburgsches  von  1856  Art  23  Abs.  4;  Braunschweigsche  Neue  Lancbchafks- 
ordnnng  §.  34;  Schwarzburg-Sondershausensches  Verfassungsgesetz  §.  31;  Revi- 
dirtes  Verfasaungsgesetz  fux  Beuss  j.  L.  §.  17.  —  Bez&glich .  der  Freigebung  der  Be- 
nutzung der  höheren  öffentlichen  Bildongsanstalten  vergl.  unten  §.  138  ff. 

3)  VergL  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  21:  ^Eltern  und  deren  Stellvertreter 
dürfen  ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen,  welcher  f&r 
die  öffentlichen  Volksschulen  vorgeschrieben  ist."  Mit  diesem  Zwange  correspondirt  als- 
dann die  Bestimmung  im  Art.  25:  „In  der  öffentliclien  Volksschule  wird  der  Unterricht 
unentgeltlich  ertheilt'*  —  Luxemburgsche  Verfassung  von  185G  Art.  23:  „Der  Staat 
trägt  Sorge  dafür,  dass  jeder  Luxemburger  den  Primär -Unterricht  erhalte";  Olden- 
bnrgsches  Staatsgrundgesetz  Art.  83.  84;  vergl:  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz g.  39;  Schwarzburg-Sondershausensches  Verfassungagesetz  §.  28.  30;  Bevi- 
diries  Staatsgrundgesetz  für  Beuss  J.  L.  §.  19. 


—     128     — 

die  Jugend  Gelegenheit  zu  irgend  einer  Art  geistiger  Bildung  erhalten, 
sondern  auch;  ob  der  dargebotene  Unterricht  seine  Aufgabe  den  geistig- 
sittlichen  Prinzipien  entsprechend  bestimmt  hat.  Alle  weitere  Thätigkeit 
der  Staatsgewalt  muss  dadurch  bedingt  sein,  dass  ohne  dieselbe  der  aus 
seiner  Idee  gerechtfertigte  Anspruch  des  Staates  auf  den  gewissen  Grad 
der  Volksbildung  im  Allgemeinen  oder  in  ihren  besonderen  höheren  wissen- 
schaftlichen und  ktlnstlerischen  Richtungen  nicht  erfüllt  würde.  Je  grösser 
die  Bedeutung  einer  bestimmten  Art  dieser  Bildung  für  den  Staat  ist,  desto 
dringender  wird  die  Anforderung  an  den  Staat,  ihre  Erlangung  zu  unter- 
stützen,  zumal  wenn  nacb  der  Art  und  dem  Umfange  der  erforderlichen 
Bildungsanstalten  Mittel  zur  Disposition' stehen  müssen,  wie  sie  nur  die 
Staatskasse  gewähren  kann.  Die  Geschichte  des  deutschen  Schul-  und 
Bildungswesens  motivirt  es,  dass  der  Staat  nicht  etwa  abzuwarten  hat,  ob 
dem  Bildungsbedürfnisse  des  Volkes  ohne  seine  Hülfe  genügt  werde,  son- 
dern grade  an  erster  Stelle  sich  diese  Hülfeleistung  angelegen  lassen  sein 
muss  und  nur  dei;  anderweiten  Ausbreitung  der  Bildung  nicht  verbietend 
entgegentritt.  Das  öffentliche  Schulwesen  ist  in  Deutschland  die  R^el, 
die  Privat-Bildungsanstalten  sind  nur  Ausnahmen,  wenngleich  diese  Aus- 
nahmen in  allen  Staaten  ein  nicht  geringes  Gebiet  beherrschen,  da  überall 
die  Bildung  des  Einzelnen  in  Privatanstalten  gestattet  wird  und  der  Staat 
nur  ftir  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst  auch  die  voraufgegangene  Vor- 
bereitung durch  bestimmte  öffentliche  Lehranstalten  erfordert.*) 

§.  134. 
Die  deutschen  Staaten,  welche  überhaupt  das  Unterrichtswesen  als  ein 
Gebiet  der  staatlichen.  Fürsorge  und  Bethätigung  anerkennen,  finden  sich 
sämmtlich  berechtigt  und  verpflichtet,  nicht  nur  ftlr  die  Einrichtung  und 
Unterhaltung  der  das  Volk  im  Ganzen  bildenden  Anstalten  zu  sorgen,  son- 
dern auch  die  höheren  Bestrebungen  der  Wissenschaft  und  Kunst  zu  unter- 
stützen, um  die  segensreichen  Einwirkungen  derselben  auf  Geist  und  Herz 
zu  sichern  und  möglichst  zu  verbreiten.')    Selbst  diejenigen  Staaten,  welche 


0  Dieses  Sachverhältniss  drückt  z.  B.  die  Prenssische  Verfassimgsurkunde  aus. 
Vergl.  Art  21:  „Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen  ge- 
nügend gesorgt  werden";  Art.  22:  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Unterrichta-Anstalten 
zu  gründen  und  zu  leiten  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche 
und  technische  Befähigung  den  hetreffenden  Staatshehörden  nachgewiesen  hat.*  Vergl. 
dazu  von  Bönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Ahtheil.  2  §.  199.  200.  —  Olden- 
hurgsches  Staatsgrundgesetz  Art.  84  §.  1;  „Der  häusliche  Unterricht  unterliegt  keiner 
Beschränkung."  —  Schwarzburg-Sondershausensches  Yerfassungsgesetz  §.  27.  28; 
Beridirtes  Staatsgrundgesetz  für  das  Fürstenthum  Beuss  j.  L.  §.  19.  20. 

*)  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  25:  „Die  Mittel  zur  Errichtang,  Unter- 
haltung und  Erweiterung  der  öffentliclien  Volksschule  werden  von  den  Gemeinden  und, 
im  Falle  des  nachgewiesenen  Unvermögens,  ergänzungsweise  vom  Staate  aufgebracht  — 
Vergl.  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  42;  Würtembergsche  Verfassunge* 
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das  Unterrichtswesen  noch  ganz  der  Kirche  überlassen  und  fUr  sich  keine 
Theilnahme  an  der  Ausbreitang  der  ;,  Volksbildung"  beanspruchen,  erklären 
sich  doch  wenigstens  verpflichtet,  erforderlichen  Falles  zur  Unterhaltung 
der  Bildungsanstalten  beizutragen.*)  Ueberall  aber  ist  das  den  Zwecken 
des  Unterrichtswesens  gewidmete  Vermögen  von  dem  Staate  durch  die 
Verfassung  garantirt.*)  Die  zahlreichen,  vom  Staate  geschaffenen  und 
unterhaltenen  Schulanstalten  aller  Arten,  die  Volksschulen,  Gymnasien, 
Lyceen,  die  polytechnischen  und  specielleren  gewerblichen  Anstalten,  sodann 
die  Universitäten,  deren  so  viele  exietiren,*  dass  die  Wissenschaft  in 
allen  ihren  Zweigen  im  ganzen  Deutschland  eine  würdige  Pflege  findet, 
endlich  die  hier  und  dort  als  höchster  Hort  der  reinen  Wissenschaft  und 
als  Pflanzstätten  der  darstellenden  Künste  bestehenden  Akademien:  diese 
sichtbaren  Denkmale  der  geistig-sittlichen  Erkenntniss  der  deutschen  Staaten 
beweisen  indess  deutlicher  als  jene  Verfassungsbestimmungen,  wie  um- 
fassend diese  Staaten  ihrer  Culturaufgabe  gerecht  zu  werden  bestrebt  sind. 

G.    Gegenstand. 

§.  135. 
Die  gesammte  Bildung  des  Volkes  scheidet  sich  auch  für  den  Beruf 
des  Staates  in  drei  wesentlich  verschiedene  Arten:  die  Volksbildung, 
die  Wissenschaft  und  die  Kunst.  Die  .Civilisation  erfordert  von  jedem 
Individuum  eine  Bildung,  welche  dasselbe  befähigt,  als  ein  geistig- 
sittliches Wesen  die  allgemeineh  Bedingungen  des  irdischen  und  namentlich 
auch    des   politischen  Lebens   zu   erftlUen.     Dieses  Mass  der  allgemeinen 


uikande  §.  84:  ,Für  Erhaltung  und  Vervollkommnung  der  höheren  und  niederen  ünter- 
richtsanstalten  jeder  Art  und  namentlich  der  Landesuniversität  wird  auch  künftig  auf  das 
Zweekmassigste  gesorgt";  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  von  1831  §.137:  „Für  den 
öffentlichen  Unterricht,  sonach  die  Erhaltung  und  Vervollkommnung  der  niederen  und 
höheren  Bildungsanstalten,  und  namentlich  der  Landesuni  versitat,  sowie  der  Land  schul- 
lehrer  Seminare  ist  zu  allen  Zeiten  nach  Kräften  zu  sorgen *");  Luxemburgische  Ver- 
fassung von  1856  Art.  23:  «Der  Staat  trägt  Sorge  dafür,  dass  jeder  Luxemburger  den 
Primär -Unterricht  erhalte.  Er  errichtet  Anstalten  behufs  des  mittleren  Unterrichts  und 
der  erforderlichen  höheren  Lehr-Curse."  —  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L. 
§.  21  (wörtlich  wie  die  Preussi sehe  Verfassung);  jetzt  dafür  Gesetz  vom  10.  Juni  1856 
§.  48 :  »Für  den  öffentlichen  Unterricht,  sonach'  die  Erhaltung  und  Vervollkommnung  der 
niederen  und  höheren  Bildungsanstalten  ist  zu  allen  Zeiten  nach  Kräften  zu  sorgen."  — 
Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  vom  26.  Septemher  1862  §.  54;  „Für  die 
nöthigen  Unterrichtsanstalten,  inshesondere  die  Volksschulen,  Real-  und  Gewerbsdchulen, 
dann  die  Heranbildung  und  den  Unterhalt  der  Lehrer  soll  zweckmässig  gesorgt  und  diese 
Sorge  der  besonderen  Aufmerksamkeit  der  gesammten  Landesvertretung  empfohlen 
werden." 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  156:  „Bei  nachgewiesener  Mittellosigkeit  der 
Kirch-  oder  Schulgemeinde  tritt  in  dringenden  Fällen  4er  Staat  —  —  aushülflich  ein." 

*)  Badensche  Verfassungsurkunde  §.  21;  Grossherzoglich  Hessische  §.  43. 

Orotefend,  ßUaUracht.  9 
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Bildung  hat  die  Volksschule;  die  unterste  Anstalt  Air  den  geringsten 
und  darum  auch  nothwendigsten  und  allgemeinsten  Grad  der  menschlichen 
Bildung,  zu  geben.  Die  höhere  Bildung^  welche  specifisch  Wissenschaft - 
li<)he  oder  künstlerische  Richtungen  verfolgt ,  kann  ihrem  eigensten 
Wesen  nach  nicht  ein  Gemeingut;  wie  jene  Bildung  sein^  sie  ist  vielmehr 
der  Vorzug  Einzelner;  sei  es  in  einzelnen  Personen  oder  einzelnen  Klassen, 
der  Staatsangehörigen.  Alle  Arten  und  Grade  der  BÜdung  stehen  aber  in 
der  engsten  Beziehung  zum  Staatsleben«  Kein  Staat  könnte  sich  mit  einem 
Volke  begnügen,  das  nur  die  Kenntnisse  des  Volksschulunterrichts  sich 
erworben;  höher  gebildete  Handwerker,  Techniker,  Gelehrte  und  Künstler 
sind  ihm  gleichfalls  unerlässlich  nöthig,  weil  das  Staatsleben  aus  allen 
Sphären  des  geistig-sittlichen  Lebens  seine  Nahrung  ziehen  muss.  Darum 
hat  der  Staat  allen  Anstalten,  welche  der  Förderung  geistiger  Bildung 
gewidmet  sind,  den  Volksschulen,  den  Gymnasien,  polytechnischen  und 
anderen  technischen  Anstalten,  den  Universitäten  und  Akademien  fördernd 
und  schützend  zu  helfen,  namentlich  denselben  im  Falle  der  Ermangelung 
eigener  Mittel  mit  seinen  materiellen  Kräften  zur  Seite  zu  stehen  und 
jedenfalls  deren  Wirken  zu  schützen.  Abqr  das  Re^ht  der  Staatsgewalt 
ist  ein  verschiedenes,  je. nachdem  es  sich  um  jene  allgemeine  Volks- 
bildung oder  um  eine  besondere  wissenschaftliche  oder  künst- 
lerische oder  um  eine  gewerbliche  Bildung  im  Volke  handelt') 

a.    Die  Volksbildung. 

§.  136. 
Die  geschichtlich  zu  erklärende  Thatsache,  dass  im  Mittelalter  die 
römische  Kirche  die  gesammte  Bildung  an  sich  gezogen  hatte  und  sie 
namentlich  in  den  zahlreichen  Klöstern  pflegen  liess,  hat  das  Recht  der 
deutschen  Staaten,  sich  um  die  Volksbildung  zu  kümmern,  nicht  sogleich 
in  seinem  rechten  Umfange  hervortreten  lassen.  Dazu  kam,  das  die  Stel- 
lung des  eigentlichen  Schulunterrichts  zu  der  christlich -sittlichen  Bildnng 
nicht  unbestritten  war,  da  die  völlige  Beherrschung  des  Schulwesens  durch 
die  Kirche  im  Mittelalter  das  andere  Extrenl,  die  völlige  Loslösung  des 
Schulwesens  aus  allen  religiösen  Beziehungen,  provocirte  und  nun  zwischen 
beiden  Polen  die  Meinungen  schwankten.  Längere  Zeit  beanspruchte  die 
Schlichtung  des  Sti*eites,  ob  die  Volksschule  der  Kirche  oder  ob  sie  dem 


0  Das  Preussißche  Allgememe  Landrecht  unterschied  Th.  11.  Tit  12  zwischen  ge- 
meinen Schulen,  gelehrten  Schulen  und  Universitäten.  Die  Gegenwart  bat  aber  noch 
manche  Lehranstalten  in's  Leben  gerufen,  welche  theils  nur  den  Zweck  einer  die  Resultate 
der  gewöhnlichen  Volksschule  übertreffenden  allgemeineren  Ausbildung,  theils  aber  die  Auf- 
gabe besonderer  Fachbildung  haben  und  dann  (s.  g.  Staatsschulen)  auch  wohl  in  ihrem 
Bereiche  den  gelehrten  Schulen  entsi)rechen.  —  Vergl.  von  Rönne,  Preus^sches  Staats- 
recht Bd.  n,  Abtheü.  2  §.  440  IT. 
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Staate  gehöre,  und  poch  jetzt  finden  beide  Ansichten  ihre  theoretische  Ver- 
tretnng  und  selbst  wohl  ihre  praktische  Anerkennung.  Der  Umstand,  dass 
die  Volksschule  Zugleich  die  Religionsschule  war  und  aus  äusseren  Gründen 
sein  mosste,  hat  zur  Verdunkelung  des  richtigen  Sachverhältnisses  viel  bei- 
getragen. Die  Kirchen  wollten  und  konnten  dem  Staate  die  religiöse  Bil- 
dung ihrer  Glieder  nicht  Überlassen,  ebensowenig  vermochte  dieser  sein 
Interesse  gewahrt  zu  sehen,  wenn  die  Kirche  auch  den  Unterricht  Über- 
nahm, dessen  der  Einzelne  im  Volk  nicht  bloss  als  das  Glied  einer  be- 
stimmten religiösen  Gemeinschaft,  sondern  ebensowohl  und  fast  mehr  als 
ein  Glied  des  politischen  Volkes  bedurfte.  Einen  Mittelweg  schlugen  die- 
jenigen Staaten  ein,  welche  das  Volksschulwesen  ftlr  sich  beanspruchten 
und  den  Kirchen  nur  den  Unterricht  in'  ihrer  Keligion  flberliessen.  ^)  Die 
Ausbildung  und  Anstellung  der  Volksschullehrer  mussten  diese  Staaten  dann 
gleichfalls  ftlr  sich  beanspruchen,  während  die  Kirchen  das  Recht  behielten. 


')  So  Preußsisclie  Verfassnn ^Urkunde  Art.  21:  „Für  die  Bildung  der  Jugend  soll 
durch  öfiFentliche  Schulen  genügend  gesorgt  werden."  —  Art.  23:  „Alle  öflfentlichen  und 
Privat -Unterrichts-  und  Erziehungs- Anstalten  stehen  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  er- 
nannter Behörden."  —  Art.  24:  «Bei  der  Einrichtung  der  öflfentlichen  Volksschulen  sind 
die  konfessionellen  Verhältnisse  möglichst  zu  herücksichtigen.  Den  religiösen  Unterricht 
m  der  Volksschule  leiten  die  betreflTenden  Religions -Gesellschaften.  Die  Leitung  der 
äusseren  Angelegenheiten  der  Volksschule  steht  der  Gemeinde  zu.*  Vgl.  dazu  v.  Bönne, 
Prenssisches  Staatsrecht  Bd.  I.  AbtheiL  2  §.  198.  —  Im  Grossherzogthum  Luxemburg 
scheint  das  gesammte  Unterricbtswesen  eine  teine  Staatsangelegenheit  zu  sein;  vergl. 
Art.  23  der  Verfassungsurkunde  Ton  1856.  —  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz 
§.37:  „Das  Unterrichts-  und  Erziehungswesen  steht  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates"; 
§.  39:  „Für  die  Bildung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Schulen  genügend  gesorgt  wer- 
den";  §.  40:   „Die  Lehrer  der  Volksschule werden  vom  Staate  unter  Betheüigung 

der  Gemeinden  angestellt"  —  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  230*: 
.Die  Erhaltung,  Verbesserung  und  Vervollkommnung  der  öffentlichen  Unterrichtsanstalten 
bleibt  ein  vorzüglicher,  jederzeit  mit  allen  deshalb  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  beför- 
dernder Gegenstand  der  Fürsorge  der  Landesregirung."  VergL  dazu  §.  217:  „Das  Ver- 
mögen — *  der  Schulen  —  darf  nie  seiner  ursprünglichen  Bestimmung  entzogen  werden." 
—  Auch  mi  Grossherzogthum  Oldenburg  ist  das  Volksschulwesen  eine  Angelegenheit  des 
Staates.  Das  revidirte  Staatsgrundgesetz  spricht  im  Art.  82  §.  2  nur  von  der  noth wen- 
digen Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schule  und  von  der  Berücksichtigung  der  con- 
fessionellen  Verhältnisse  in  dieser.  Vergl.  Art.  87  und  Art.  89  §.  1.  Im  Uebrigen  ist  das 
Unterrichts-  und  Erziehungswesen  unter  die  Oberaufsicht  des  Staates  gestellt  und  stellt  der 
Staat  die  Volkschullehrer  an  (Art.  88) ,  für  deren  Bildung  er  sorgt  (Art.  89)  und  welche 
dann 'als  Staatsdiener  betrachtet  werden  (Art.  8ö).  "Wenn  dann  im  Art.  91  §.  1. bestimmt 
ist:  „Die  Gelehrtenschulen,  die  Kriegs-  und  Marine-  (Navigations-)  Schulen  sind  Staats- 
anstalten. Ob  und  inwiefern  Realgymnasien  dazu  erhoben  werden,  bleibt  gesetzHcher  Be- 
stimmung überlassen",  so  scheint  dieses  nur  so  verstanden  werden  zu  können,  dass  diese 
Anstalten  in  gar  keiner  Verbindung  mit  der  Kirche  und  einer  bestimmten  Confession 
stehen  sollen,  und  dass  die  Kosten  ihrer  Unterhaltung  lediglich  dem  Staate,  nicht  wie 
die  der  Volkssehulen  zunächst  der  Schnigemeinde,  obliegen.  —  Das  Bernburgsche 
Landesverfasaungsgesetz  vom  28.  Februar  1850  §.  24  ff.  hatte  in  sehr  bestinmiter  Weise 

9" 
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ihre  Religionslehrer  za  bilden  und  anzustellen.*)  In  vielen  deutschen 
Staaten  ist  indess  die  Volksschule  noch  als  ein  Pertinenz  der  Kirchen 
betrachtet  und  dann  dem  Staate  nur  eine  Concnrrenz  bei  ihrer  lieber- 
wachung  gestattet')  oder  auch  der  Staatsgewalt  gar  kein  Antheil  an  dem 
Unterrichtswesen  gegeben.^ 

das  gesammte  Yolksschnlw^sen  dem  Bereiche  der  Staatsgewalt  zugewiesen;  indess  sind 
diese  sammtlichen  Bestimmnngen  durch  den  Art.  I.  des  Gesetzes  Yom  31.  August  1859 
beseitigt.  —  Das  Prinzip  des  Prenssischen  Staatsrechts  findet  sich  auch  in  dem 
Schwarzhurg-Sondershausenschen  Yerfassungsgesetz  §.  26  ff.;  auch  im  Bevidirten 
Staatsgrundgesetz  für  Keuss  j.  L.  §.  19  ff.,  jedoch  ohne  ausdrücklichen  Ausschluss  der 
Concnrrenz  der  geistlichen  Behörden  (vergl.  jedoch  das  abändernde  Gesetz  vom  10.  Juni 
1856,  Abschnitt  III).  —  Hamburgschfe  Verfassung  vom  28.  September  1860  Art  IIl: 
«Der  Staat  übt  die  Oberleitung  und  Oberaufsicht  über  das  gesammte  Unterrichts-  und 
Erziehungswesen  vermittelst  einer  Ober-Schulbehorde  au&  Das  Nähere  bestimmt  das 
.Gesetz." 

*)  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  24:  „Der  Staat  stellt,  unter  gesetzlicli 
geordneter  Betheiligung  der  Gemeinden,  aus  der  Zahl  der  Befähigten  die  Lehrer  der 
öffentlichen  Volksschulen  an.** 

')  So  z.  B.  im  Königreich  Hannover,  wo  die  Volksschule  unmittelbar  unter  den 
geistlichen  Behörden  stand.  Don  §.77  des  Landesverfassungsgesetzes:  „Der  Unterricht 
in  den  Volksschulen  bleibt  der  Aufsicht  der  Pfarrer  und  der  zuständigen  kirchlichen 
Behörde,  unter  Oberaufsicht  des  Königs,  überlassen,"  ersetzte  zwar  der  §.  29  des  Gresetzes 
vom  5.  September  1848:  „Zum  Zwecke  der  Theilnahme  an  der  Aufsicht  über  den  Unter- 
richt in  den  Volksschulen  soll  in  der  Regel  in  jeder  Schulgemeinde  ein  Schulvorstand  be- 
stehen, die  oberste  Aufsicht  aber  unter  dem  Ministerium  (des  Cultus)  von  anzuordnenden 
Schulbehörden  gefuhrt  werden":  indess  waren  diese  Schulbehörden  als  Theile  der  Con- 
sistorial - CoUegien  kirchliche  Behörden,  wie  denn  auch  die  Bildung  der  Volksschullehrer 
lediglich  in'  den  Händen  der  Geistlichen  ruhte  und  die  Seminarien  Anstalten  der  Kirche 
waren.  —  Aehnlich  scheint  es  in  Würtemberg  zu  sein;  wenigstens  sichert  die  Verfas- 
sungsurkunde im  §.  70  den  drei  christlichen  Confessionen  den  freien  Gtenuss  ihrer  Schol- 
fonds  zu  und  garantirt  im  §.  82  der  katholischen  Kirche  zu  kirchlichen  Zwecken  «und 
besonders  für  die  Kosten  der  höheren  Lehranstalten  einen  eigenen,  diesen  Zwecken  aus- 
schliesslich gewidmeten  Kirchenfond".  —  Auch  in  Wal  deck  (Verfassungsgesetz  §.  44) 
vindicirt  sich  die  Staatsgewalt  nur  die  Oberaufsicht  über  das  Unterrichts-  und  Btziehungs- 
wesen  unter  Vorbehalt  einer  gesetzlichen  Begelung  der  Stellung  der  Kirche  zur  Schule 
und  der  Betheiligung  der  Gemeinden  bei  der  Anstellung  der  Volksschullehrer. 

^)  In  Sachsen-Altenburg  ist  das  gesammte  Schulwesen  lediglich  als  Kirchensache 
angesehen  und  nur  den   kirchlichen   Behörden    unterstellt.     Vergl.    Altenburgsches 

Grundgesetz  §.  138:   «Die  Befugnisse  der  Kirchengewalt sind  1.  das  Recht, 

die  Lehrer  und  Diener  der  Kirchen  und  Schulen  zu  berufen,  sie  in  Ansehung  ihrer  Lehre 
und  ihres  Wandels  zu  beaufsichtigen  und  sie  zu  enturlauben;  2.  das  Recht,  die  Mitglieder 
der  Kirche  (sc.  der  evangelisch -protestantischen)  zur  Befolgung  der  Pflichten  gegen  die 
Kirche  und  Schule  anzuhalten;  3.  die  Handhabung  der  bestehenden  Vorschriften  über  den 
Gottesdienst  und  die  Schuleinrichtungen;  —  —  4.  die  Gerichtsbarkeit  über  Kirchen-  und 
Schuldiener,  und  Kirchen-  und  Schulgüter,  und  deren  Gerechtsame."  Femer  §.  141:  ,£» 
(das  Consistorium)  beaufsichtigt  die  Schulen  des  Landes  und  sorgt  dafür,  dass  kein 
Kind  ohne  gehörigen  Unterricht  im  Worte  Gottes  und  in  nützlichen  Kenntnissen  verbleibe; 
dass  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  kein  unbefahigter  Jüngling  zur  Universität  ab* 
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§.  137. 
Za  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen 
^Volksbildung  gehört  vor  Allem;  zu  bestimmen,  auf  welche  Gegenstände 
des  Wissens  die  von  ihr  zu  verlangende  allgemeine  Volksbildung  sich 
erstrecken  soll.  Denn  der  Staat  muss  selbst  am  Besten* wissen ,  welche 
Kenntnisse  dem  politischen  Leben  seines  Volkes  am  Nothwendigsten  sind. 
Wenn  auch  nur  wenige  Verfassungsurkunden  dieses  Rechtes  der  Staats- 
gewalt ausdrücklich  erwähnen,  *)  so  ist  doch  fttr  diejenigen  Staaten,  welche 
das  Yolksschulwesen  als  ihre  eigene  Sache  betrachten,  dieses  Recht  in 
thatsächlicher  Geltung  und  noch,  von  Keinem  bestritten,  wie  denn  auch 
ausserhalb  der  Verfassungsurkunden  besondere  Schulordnungen  wohl  in 
allen  deutschen  Staaten  existiren.  Nicht  minder  unbestritten  ist  aber  auch 
das  Recht  der  Staatsgewalt,  die  formelle  Behandlung  (Methode)  des 
Volksunterrichts  zu  bestimmen,  um  durch  die  Gleichmässigkeit  der  Behand- 
lang auch  eine  möglichste  Gleichmässigkeit  des  Resultats  herbeizuführen. 
Das  Volksschulwesen  hat  eben  einen  vorwiegend  banausischen  Charakter 
und  darf  nicht  mit  der  Wissenschaft  oder  Kunst  die  Freiheit  der  Lehre  und 
des  Lernens  theilen.*)  In  denjenigen  deutschen  Sfaaten,  welche  das  Volks- 
schulwesen noch  als  eine  kirchliche  Angelegenheit  beti*achten,  kann  sich 
das  Recht  der  Staatsgewalt  in  diesen  Richtungen  nur  auf  eine  Beaufsich- 
tigung oder  auch  eine  Mitbestimmung  der  Massnahmen  der  Schulgewalt 
beschränken. 


gehe;  und  es  erhält  sich  in  Eenntniss  über  die  sich  auf  der  Universität  hefindenden  Lan- 
deskinder." Vergl.  auch  g.  150.  —  Nicht  ehen  anders  ist  die  Sachlage  in  den  Me ekle h- 
hnrgschen  Staaten.  Yergl.  Assecnrations-Bevars  Ton  1621  (bei  Zachariä,  Sammlang 
S.  786):  »Und  soll  für's  Dritte  das  Consistorium,  welches  neben  dem  Jure  Episcopali 
nach  wie  vor  gemein  bleibt,  die  Inspection  haben,  dass  in  allen  und  jeden  obbemeldeten 

—  Schulen,  un^  Universität  zu  Rostock  keine  andere,  denn  die  angedeutete un- 

verändefte  Confession  und  Lutherische  Religion  gelehret  und  geprediget,  weniger  einige 
andere  denn  Dero  zugethane  und  wahrhafkig  verwandte  —  Schuldiencr  angenommen,  ein- 
gesetzt oder  geduldet  werden."  Rein  confessionell  ist  das  Volksschulwesen  in  Oestreich; 
vergL  das  Protestantengesetz  vom  8.  April  1861  §.  11.  12. 

')  Nur  einzelne  Verfassungsurkunden  heben  Dieses,  wenn  auch  nur  in  allgemeinen 
Bestimmungen,  hervor.  Vergl.  freussische  Verfassungsurkunde  Art.  26:  „Ein  beson- 
deres Gesetz  regelt  das  ganze  Unterrichtswesen" ;  Luxemburgsche  Verfassungsurkunde 
Art  23:  „Es  (das  Gesetz)  trifPt  übrigens  alle  auf  den  Unterricht  bezüglichen  Anordnun- 
gen*; Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  87:  „Alle  Volksschulen  sind 
so  einzurichten,  dass  die  Jugend  in  denselben  eine  allgemein  menschliche  und  bürgerliche, 
sowie  eine  religiös-confessionelle Bildung  erhält";  Hamburgs ches  Verfassungsgesetz  von 
1860  Art.  111  ond  112. 

')  Vergl.  den  folgenden  Paragraphen;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  ü. 
S.  337  ff,  . 
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b.    Wissenschaft  and  Kunst. 


§.  138.  * 

Das  Recht  der  Staatsgewalt  dem  Leben  and  Wirken  der  Wissengehaft 
and  der  Kunst  gegenüber  kann  nur  ein  sehr  beschränktes  sein.  Sind  diätes 
beides  Funktionen  des  Menschengeistes,  der  seiner  Ewigkeit  sich  bewosst 
ewigen  Wahrheiten,  den  Gesetzen  des  Wahren  und  des  Schönen  nachlebt 
und  das  Himmlische  im  Irdischen,  das  Vergängliche  im  Lichte  der  Ewig* 
keit  sucht,  so  kann  nicht  eine  durch  und  durch  irdische  und  äusserliehe 
Macht,  wie  die  des  Staates,  diesem  geistigen  Streben  das  Ziel,  den  Inhalt 
oder  die  Form  geben  wollen*  Das  Kecht  des  Staates  beschränkt  sich  hier 
auf  die  Gewährung  der  äusseren  Bedingungen,  von  welchen  das  Vorwärts- 
schreiten der  Wissenschaft  und  der  Aufschwung  der  Kunst  abhängen.  Aber 
—  „die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei^,*)  das  heisst  eben,  dass  sie 
nicht  Vasallen  des  Staates  sind,  sondern  mit  eigenstem  Bewusstsein  and 
mit  eigener  Berechtigung  zum  lebensvollen  Walten  ausserhalb  der  Macht- 
Sphäre  des  Staates  stehen.  Nur  dann  kann  die  Staatsgewalt  ihnen  ent- 
gegentreten, wenn  sie  staatsgefährliche  Richtungen  verfolgen.  Denn  der 
Staat  als  solcher  ist  nicht  der  Träger  der  geistigen  Bildung,  sondern  sein 
Volk,  bedarf  ihrer  und  der  Staat  hat  ihre  Pflege  in  seiner  Sphäre  zu  unter- 
sttltzen.  Wo  ein  Gonflict  zwischen  ^er  Rechtsordnung  und  der  materiellen 
Wohlfahrt,  namentlich  auch  dem  sittlichen  Gemeinleben  im  Staate  einßrsetts 
und  den  Lehren  und  Tendenzen  der  Wissenschaflien  andererseits  hervor- 
tritt, da  hat  der  Staat  zum  Schutze  jener  Ordnung  und  Wohlfahrt  nicht 
nur  abwehrend  und  schützend,  sondern  auch  strafend  einzutreten.  Letzteres 
nämlich  dann,  wenn  die  subversi\[;e  Irrlehre  die  Voraussetzungen  eines  Ver- 
brechens wider  den  Staat  oder  wider  die  Sittlichkeit  erftlUt  hat.') 

§.  139. 
Die  der  Pflege  der  Künste  und  Wissenschaften  gewidmften  Anstalten, 
zu  welchen  auch  die  höheren  Gewerbe-  und  Gewerke- Schulen  zu  rechnen 


')  Preuflsische  Verfassnngsorkunde  Art  20:  „Die  T^issenschaft  nnd  ihre  Lehre  ist 
frei."  Vergl.  daza  von  Rönne,  PreussiBches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abtheil.  2  §.  199.  200. 
Ebenso  Schwarzbarg-Sondershausensches  Verfassimgsgesetz  §.25  nnd  Bernburg- 
8 che 8  Landesverfassongsgesetz  vom  28.  Febmar  1850  §.  23,  welche  beide  Bestimmongen 
indess  später  aufgehoben  sind. 

')  Sehr  wahr  sagt  Blnntschli  a.a.O.  S.  361,  dass  aber  dieser,  staatsfeindlichen 
Richtung  der  Wissenschaft  nicht  der  Irrthnm  an  sich  gleichstehe.  „Der  Inthum  ist  ein 
unzertrennlicher  Begleiter  der  Wissenschaft,  und  wenn  die  ausgezeichnetsten  Männer  der 
Wissenschaft  ihn  nie  völlig  los  werden,  wie  sollte  der  Staat,  der  keineswegs  eine  höhere 
wissenschaftliche  Autorität  besitzt,  und  hinter  jenen  in  dieser  Beziehung  zurücksteht,  jene 
Ausscheidung  vornehmen  und  den  Irrthum  hemmen  können?"  YergL  (zum  Theil  dag^en) 
den  als  Ausnahmegesetz  nicht  mehr  in  Kraft  befindlichen  Bundesbeschluss  vom  20.  Sep- 
tember 1819. 
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sind,  sind  in  den  deutschen  Staaten  aus  selbstverständlichen  äusseren  Grtin- 
den  Staatsanstalten  und  stehen  unter  der  Aufsicht  der  öffentlichen  Oewalt.  ^) 
In  dem  Zwecke  dieser  Anstalten  liegt  es,  dass  sie  allen  denen  zugänglich 
sein  müssen,  welche  dieselben  2U  ihrer  Ausbildung  benutzen  wollen  und 
subjectiv  dazu  im  Stande  sind.  Diese  subjeetive  Befähigung  darf  der  Staat 
prüfen,  ehe  er  den  Eintritt  in  die  höheren  Schulen  oder  in  die  Hörsäle 
der  Universitäten  gestattet:  aber  an  andere  Bedmgungen,  welche  die 
Isolirung  der  wissenschirftlichen  oder  'künstlerischen  Bildung  zu  Gunsten 
gewisser  Standeskreise  bezwecken  sollten,  darf  um  der  Wissenschaft  und 
Kunst  willen  die  Ausbildung  der  Einzelnen  fUr  dieselben  nicht  geknüpft 
werden.  Einige  deutsche  Verfassungsgesetze  erklären  ausdrücklich,  dass 
kein  Staatsangehöriger,  welcher  seine  hinreichende  Befähigung  darthut,  von 
dem  Unterricht  an  den  höheren  Bildungsanstalten  ausgeschlossen  werden 
dürfe,  ^  während  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  dasselbe  schon  als  eine 
Consequenz  des  allgemeinen  Prinzips  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz 
und  der  Aufhebung  aller  persönlichen  Privilegien  gilt  und  in  Wirklichkeit 
die  höheren  Bildungsanstalten  Jedem  dazu  Befähigten  offen  stehen.  Die 
Universitäten  der  deutschen  Staaten  nebst  den  polytechnischen  Anstalten 
haben  zudem  einen  vorwiegend  internationalen,  fast  kosmopolitischen  Cha- 
rakter und  gewähren  die  Vortheile  ihrer  Benutzung  auch  ohne  Rücksicht- 
nahme auf  die  Nationalität,  welcher  ihre  Schüler  angehören.  Etwas  An- 
deres ist  es  aber,  wenn  der  Staat  von  denjenigen,  welche  in  seinen,  einer* 
wissenschaftlichen  Vorbildung  bedürfenden  Dienst  eintreten  wollen,  das 
Besuchen  der  „Landesuniversität^  während  einer  bestimmten  Zeit  ver- 
langt.') 

§.  140. 
Ein  besonderer  Anspruch,  welchen  die  Künste,  wenigstens  die  bilden- 
den, und  die  Wissenschaften  an  die  Macht  des  Staates  erheben,  ist  der  auf 


')  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  91  §.  1:  ,Die  Gelehrten- 
Sdnüen,  die  Kriegs-  und  Marine-  (Navigations-)  Schulen  sind  Staatsanstalten.  Ob  und 
inwiefern  Realgymnasien  dazu  erhoben  werden,  Jbleibt  gesetzlicher  Bestimmung  über- 
lassen/ 

*)  Oldenburgsches  Verfassungsgesetz  a.  a.  0.  §.  2;  (Kurhessisches  von  1831 
§.  27:  „Einem  Jeden  ohne  Uuiterschied  steht  die  Wahl  des  Berufes  und  die  Erlernung 
eines  Gewerbes  frei.  Ebenso  kann  Jeder  die  öflTentlichen  Lehr-  und  Bildungsanstalten 
des  In-  und  Auslandes,  selbst  zum  Zwecke  der  Bewerbung  um  einen  Staatsdienst,  be- 
nutzen, ohne  einer  besonderen  Erlaubniss  der  Staatsregirung  hierzu  zu  bedürfen.  Er  muss 
jedoch  jedenfalls  vor  dem  Besuchen  der  Universität  den  filir  die  deshalbige  Vorbereitung 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Erfordemissep  genügen"). 

^  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  52:  MtJebrigens  muss  von  denjenigen, 
welche  künftig  ein  akademisches  Studium  beginnen,  demnächst  die  Nachweisung  ge- 
schehen, dass  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Besuchen  der  Landesuniversitat 
genügt  worden  sei**). 
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Schutz  des  geistigen  Eigenthums.  Die  Verhinderung  des  Nachdruckes, 
welcher  den  Künstlern  und  den  Pflegern  der  Wissenschaft  gewissermassen 
die  materielle  Voraussetzung  des  Sichdahingebens  an  ihren  geistigen  Beruf 
verkümmern  oder  gar  nehmen  musS;  ist  schon  zur  Zeit  des  deutschen  Beiches 
als  eine  dringende  Nothsache  des  geistigen  Lebens  empfunden  und  es  hat 
sowohl  die  einstige  Beichsgewalt,  wie  auch  der  Deutsche  Bund  die  Besei- 
tigung dieses  Uebelstandes  sich  angelegen  sein  lassen.')  Das  Resultat 
blieb  indess  ein  unbefriedigendes.  Trotz  mehrfacher  Anregungen  dieser 
Angelegenheit,  deren  Ordnung  schon  die  Bundesacte  selbst  als  Gegenstand 
der  Bundesverträge  bezeichnet  hatte,')  kam  auch  der  Bundestag  nidit  eben 
über  die  Aeusserung  seiner  Ansichten  hinaus.')  Ein  umfassendes  Gesetz 
zum  Schutze  des  geistigen  Eigenthums  kam  nicht  zu  Stande.^)  Erst  nach- 
dem das  Verfassnngsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  diese  Angelegenheit 
der  Competenz  der  Bundesgesetzgebung  zugewiesen,  ist  auf  die  richtige 
und  würdige  Herstellung  eines  solchen  gesetzlichen  Schutzes  mit  Sicherheit 
zu  hofifen.") 


0  Zur  Reichszeit  ward  diese  Angelegenheit  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Privi- 
legienertheilung  an  Schriftsteller  oder  Verleger  oder  Drucker  hehandelt  und  wurden  so- 
wohl vom  Kaiser  als  auch  von  einzelnen  Landesharren  s.  g.  Privilegia  impressoria  des 
Oefteren  ertheilt.  Yergl.  6.  D.  Hoff  mann  von  den  ältesten  Bücherprivilegien,  Tübingen 
J.777;  Pütter,  Beitrage  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte,  Th.  L  S.  241  £ 

')  Deutsche  Bundesacte  Art.  18,  d. 

')  Der  Entwurf  eines  desfallsigen  Bundesvertrages  oder  s.  g.  Bundesgesetzes  ward 
von  der  damit  heauftragten  Commission  im  Jahre  1818  vorgelegt  (vcrgl.  Einher, 
Oeffentliches  Recht  §.  505  Note  e) ,  allein  zu  einem  Beschlüsse  üher  dessen  Annahlne 
kam  es  nicht,  auch  nicht  durch  die  Bundesheschlüsse  vom  6.  Septemher  1832  und 
2.  Aprü  1835. 

*)  Der  Bundesheschluss  vom  9.  Novemher  1837  setzte  allerdings  in  sechs  Artikehi 
einzelne  Gnmdsätze  fest  (Verhot  der  Vervielfältigung  literarischer  Erzeugpiase  aller  Art, 
sowie  von  Werken  der  Kunst  auf  mechanischem  Wege  innerhalh  der  Frist  von  10  Jahren 
und  —  seit  dem  Bundesheschluss  vom  19.  Juni  1845  —  innerhalh  30  Jahren  nach 
dem  Tode  des  Autors;  Gewährung  eines  Anspruches  auf  Entschädigung  gegen  den  Nsch- 
dracker  oder  Nachhildner;  Confiscation  der  nachgedruckten  oder  nachgehildeten  Exemplare, 
auch  Beschlagnahme  der  zur  NachhilHung  von  Kunstwerken  dienenden  Vorrichtungen; 
allgemeine  Untersagung  des  Dehits  von  Nachdrücken)  und  der  Bundesheschluss  tom 
22.  April  1841  wollte  gegen  die  unhefiigte  AufiEÜhrung  von  musikalischen  oder  drama- 
tischen Werken  durch  Dritte  Schutz  gewähren:  allein  das  Verlangen  nach  einer  umfassen- 
den und  durchgreifenden  Legislation  üher  diesen  (Gegenstand  hlieh  unerfüllt  Der  letzte 
Antrag  in  der  Bundesversammlung,  von  Sachsen  ausgehend,  in  der  Sitzung  vom  23.  Jan. 
1832,  führte  zwar  auch  noch  zur  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  durch  die  hetreffende 
Commission  (Protokoll  des  Bundestages  vom  1.  Septemher  1864),  aher  auch  nicht  weiter. 

*)  Verfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4,  6. 
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8.   Fürsorge  fSr  das  materielle  Oemeinwohl. 

A.    Zuständigkeit  der  Staatsgewalt. 

§.  141, 
Dem  Volke  als  solchem  die  allgemeinen  Voraassetzangen  seines  ma- 
teriellen Wohlergehens  zu  geben  und  zu  erhalten,  ist  eine  wesentliche  Auf- 
gabe deijenigen  Gewalt,  welche  eben  der  Ausdruck  der  Gemeinschaft  und 
der  Hort  der  Gemeinsamkeit  irdischer  Interessen  ist,  der  Staatsgewalt. 
Diese  Aufgabe  der  Staatsgewalt  ist  indess  schon  im  Prinzipe  bestimmt  und 
beschränkt.  Denn  nicht  sämmtliche  Bedingungen  des  materiellen  Volks- 
wohles bilden  einen  Gegenstand  des  Berufes  der  Staatsgewalt,  selbst  dann 
noch  nicht,  wenn  sie  wesentliche  Voi:au8setzungen  des  Wohlergehens  der 
Individuen  im  Staate  sind.  Es  ist  nicht  der  Beruf  des  Staates,  dafHr  zu 
Borgen,  dass  es  einem  Jeden  im  Staate  äusserlich  wohlgehe  und  dass  Nie- 
manden Etwas  mangele,  sondern  die  Fürsorge  des  Staates  und  das  daraus 
entspringende  Recht  desselben  hat  sich  darauf  zu  beschränken,  dass  Nie- 
mand durch  die  allgemeinen  Zustände  im  Staate  materiell  ruinirt  werde, 
dass  vielmehr  ein  Jeder  wenigstens  in  den  ausser  seinem  Willenekreise 
begründeten  äusseren  Verhältnissen  die  Möglichkeit  zur  äusserlich  unge- 
störten Befriedigung  seiner  sittlich -materiellen  Interessen  finde.  Dieses 
Recht  der  Staatsgewalt  wird  also  durch  die  Allgemeinheit  jener  Vor- 
aussetzungen bedingt,  da  der  Staat  nicht  dem  Einzelnen,  sondern  nur  dem 
„Volke"  zu  dem  verhelfen  kann,  was  dieses  in  seiner  Totalität  von  dem 
Glttcke  und  den  Gütern  dieses  Lebens  fordern  darf.  Sodann  ergeht  aber 
eine  begründete  Anforderung  an  die  Hülfe  der  Staatsgewalt  auch  nur  dann, 
wenn  die  eigene  Thätigkeit  der  Menschen  und  ihrer  gesellschaftlichen  Ver- 
bindungen jenes  Ziel  nicht  zu  erreichen  vermag,  sei  es,  weil  denselben  die 
richtige  Erkenntniss  des^  Noth wendigen  oder  die  sittliche  oder  die  materielle 
Kraft,  danach  zu  leben,  fehlen  sollte.*) 

B.    Gegenstand. 

§.  142. 
In  dem  Berufe  der  Staatsgewalt,  das  materielle  Wohl  des  Volkes  zu 
fördern,  lassen  sich  «wieder  zwei  Gebiete  unterscheiden,  indem  dieses  Wohl 
sowohl  die  physische  Beschaffenheit  des  Volkes  als  auch  die  auf 
die  Erhaltung  und  Förderung  des  Gemeinwohls  gerichtete  eigene  Thätig- 
keit des  Volkes  umfasst.  Diese  Thätigkeit  ist  die  „Industrie",  deren 
wesentUchste  Voraussetzungen  jene  physische  Beschaffenheit  des  Volkes 
ist,  welche  aber  auch  selbst  wieder  einen  bedeutungsvollen  Einfluss  auf 


0  Vergi'Grotefend,  System  §.  58. 
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jene  übt.  Im  Einzelnen  lassen  sich  diese  beiden  Grebiete  des  Staats- 
berofes  nicht  bestimmt  nmgrenzen,  da  die  wechselnden  Gestaltungen  des 
individuellen  Volkslebens  die  objectiven  Bestandtheile  derßelben  bilden  und 
die  Grenzen  der  Staatsgewalt  bald  erweitern,  bald  wieder  verengem.  Nur 
in  einzehen  Richtungen  lassen  sieh  die  Gegenstände  dieses  Rechtes  der 
Staatsgewalt  näher  angeben,  gewissermassen  als  die  das  Prinzip  erläutern- 
den Beispiele.  Der  physische  Zustand  des  Volkes  und  seine  industrielle 
Bethätigung  stehen  aber  in  den  innigsten  Wechselbeziehungen,  indem  diese 
picht  in  einem  physisch  schwachen  oder  krankhaften  Volke  gedeihen,  das 
körperliche  Wohl  des  Volkes  aber  auch  nur  durch  eine  in  sich  gesunde 
Industrie  erhalten  werden  kann. 

a.  Die  physischen  Zustände  des  Volkes, 
aa.  Die  Genesis  in  der  Familie. 
§.  143. 
Auf  diesem  Gebiete  seiner  Gewalt  begegnet  der  Staat  vor  Allem  der 
Familie,  als  der  heiligen  Stätte  der  Volksentstehung,  und  die  Geschichte 
hat  eine  intime  Beziehung  zwischen  dem  Staate  und  der  Familie  gekntlpft. 
Zwar  kann  der  Staat  die  Banden  des  Blutes  weder  zerreissen  noch  kntipfen, 
zwar  darf  er  in  das  Recht  und  die  Sitte  des  Qauses  nicht  eingreifen,  noch 
das  sittliche  Verhältniss  der  elterlichen  Herrschaft  und  des  kindlichen  Ge- 
horsams stören:  aber  als  die  Stätte,  wo  der  Mensch  entsteht,  seine  körper- 
liche und  geistige  Pflege  und  Entwicklung  erhält,  muss  die  Familie  dem 
Staate  nahestehen,  fast  wie  das  elterliche  Haus  dem  längst  entwachsenen 
Sohne  werth  bleibt.*)  penn  die  Familien  im  Staate  geben  diesem  die 
Menschen,  das  Volk,  und  weil  der  Staat  ein  reales  Wesen  mit  sittlich 
nothwendiger  Bestimmung  ist,  so  kann  ihm  nicht  gleichgültig  sein,  wie  der 
Ursprung  seiner  sittlich -physischen  Elemente  gestaltet  ist  und  wie  das 
Leben  der  Familie  auf  die  politische  Erziehung  der  Volksglieder  wirkt. 
Denn  die  Verwirklichung  der  Staatsidee  wird  ebenso  durch  den  Stand  der 
physischen  wie  den  der  geistig -sittlichen  Cultur  des  Volkes  bedingt.  Die 
deutschen  Staaten  bethätigen  dieses  ihr  Interesse  an  der  Familie  zunächst 
in  Bestimmungen,  welche  die  Eingehung  und  Lösung  des  ehelichen  Bandes 
und  die  Heilighaltung  des  Toms  nach  dem  ausnahmslosen  Grundsatze  der 
Monogamie  betreflfen.*) 


^)  Die  Doetrin  spricht  Ton  einer  «Bevölkerangs-Pohzei"  der  Staatsgewalt,  ein  Aus- 
druck, welcher  der  vorherrschend  sittlichen  Seite  der  in  der  Familie  sich  vollziehenden 
Volksentstehnng  nicht  eben  entsprechen  möchte. 

')  In  allen  deutschen  Staaten  —  gilt  die  Verletzimg  des  ehelichen  Bandes  durch  Ehe- 
bruch oder  mehrfache  Ehe  —  ein  besonders  qualificirter  Ehebruch  —  als  ein  von  der  Straf- 
gewalt  des  Staates  zu  ahndendes  Verbrechen.  Vgl.  Feuerb ach,  Peinliches  Recht  §.378— 387. 
Die  Monogamie  und  die  Heilighaltung  des  ehelichen  Banden  ist  eia  eutvehie^anes  Sitten- 
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§.  144. 
Was  die  Eingehung  der  Ehe  betrifll;,  so  anerkennen  alle  deutschen 
Staaten  Voraussetzungen,  welche  um  deswillen  erfüllt  sein  rnttsseu;  damit 
nicht  das  Familienleben  in  physischer  Noth  verkommt  und  anstatt  ein  Hort 
des  sittlichen  Lebens ,  eine  Stätte  yon  Schande,  Laster  und  Verbrechen 
wirdJ)  Die  Voraussetzungen  selbst  sind  verschieden;  in  der  Begel  corre- 
spondiren  sie  mit  den  Grundsätzen,  welche  die  Bedingungen  des  Erwerbs 
des  polizeilichen  Wohnrechts  oder  die  Fähigkeit  zum  selbständigen  Qewerbe- 
betriebe  bestimmen,  indem  die  Voraassetzong  des  Erwerbes  eines  festen 
Domizils  oder  der  Ausübung  eines  Gewerbes  mit  der  der  Möglichkeit,  eine 
Ehe  einzugehen,  gewöhnlich  harmonirt  Das  Prinzip  ist  auch  in  beiden 
Fällen  im  Ganzen  dasselbe,  da  in  beiden  die  Möglichkeit,  sich  und  den 
Seinigen  den  erforderlichen  Unterhalt  ohne  Belästigung  Dritter  rechtmässig 
verschaffen  zu  können,  beachtet  wird.  Im  Einzelnen  aber  weichen  die 
Grundsätze,  nach  denen  die  Verheirathung  der  Staatsangehörigen  gestattet 
wird,  in  den  verscbie^nen  deutschen  Staaten  von  einander  ab.  Es  han- 
delt sich  dabei  um  die  Fragen:  ob  Jemand  zur  Eingehung  der  Ehe  der 
staatsseitigeif  Genehmigung  bedarf,  und  unter  welchen  Voraussetzungen 
diese  (der  „Trauschein")  vom  Staate  ertheilt  wird.  Beide  Fragen  sind  in 
den  deutschen  Staaten  verschieden  beantwortet.')    Im  Hebrigen  macht  sich 


gesetz  der  cbristlicben  Beligion  und  warde  von  Christas  um  so  schärfer  betont,  als  das 
Jadenttiimi  die  Vielweiberei  in  aasgedehntestem  Masse  sanctionirte.  Aber  selbst  aas  all- 
gemeinem  homanen  Ges'ichtspunkte  ist  die  Befleckung  des  von  dem  ehelich  verbundenen 
Paare  geweihten  Torus  als  unsittlich,  die  Monogamie  als  eine  politische  Nothwendigkeit 
erkannt  und  die  Strafbarkeit  des  Ehebruches  und  der'  mehrfachen  Ehe  ist  in  allen  deut- 
schen Staaten  ein  ausnahmsloses  criminalrechtliches  Prinzip.  Selbst  in  denen,  welche  die 
Ehe  nor  als  einen  bürgerlichen  Act  mit  rechtlichen  Wirkungen  betrachten,  ist  es  nicht 
gewagt,  aus  dem  Prinzipe  der  Civilehe  auch  die  Consequenz  zu  ziehen,  dass  die  Ver- 
letzung der  Ehe  nichts  Anderes  bedeute  als  die  Verletzuqg  eines  sonstigen  Verhältnisses 
des  bürgerlichen  Bechtes,  also  nur  unter  den  Voraussetzungen  und  in  den  Wegen  einer 
Givüklage  geltend  zu  machen  sei.  Aber  der  Staat  schützt  nur  die  Ehe  durch  die  Be- 
strafung ihrer  Verletzung,  nicht  vigilirt  er  auf  die  Heilighaltung  derselben  oder  sucht  der 
Missachtung  der  Ehe  durch  die  Ehegatten  abwel^^end  zu  begegnen.  Dieses  würde  das 
tief-sittliche  Moment  der  ehelichen  Treue  tödten  und  a^  seine  Stelle  den  physischen 
Zwang  der  äusseren  Gewalt  setzen.  Deshalb  strafen  die  deutschen  Staaten  den  Ehebruch 
auch  nur  auf  Anrufen  des  gekränkten  Ehegatten.  VergL  Feuerbach  a.  a.  0.  §.  382 
Note  n  (von  Mittermaier). 

0  Mai^ann  diese  Voraussetzungen  als  „polizeiliche  Ehehindemisse**  den  „canonischen** 
zur  Seite  setzen. 

')  Von  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  enthält  nur  das  Altenburgsche 
Grundgesetz  Bestimmungen  über  die  Statthaftigkeit  der  Verheirathung.  VorgL  §.  64: 
^Die  Landesunterthanen  männlichen  Geschl^hts  können,  sobald  sie  9!)  die  Srlanguog  eÜMf 
freiwinig^  Unterkünfte  p  w^x»  Carte  des  Landes,  und  b)  die  BefireiuAg  von  der  lE^itair- 
pflicht  ni^^ewiesen  haben  t  auch  c)  nicht  in  41^  KUsae  deir  Hülfsbedürftigi^B  gehören, 
nach  zurückgelegtem  21.  Lebensjahre  sich  mit  ei^er  In-  oder  AusUnct^riB  vorheirathm 
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hinsichtlich  der  staatlichen  Goncnrrenz  bei  der  Eheschliessmig  und  Eheschei- 
dung in  den  deutschen  Staaten  die  Auffassung  geltend,  welche  die  Staaten 
Yon  der  sittlichen  Bedeutung  der  Ehe  haben ,  und  besonders  was  sie  von 
,  der  Christlichkeit  ihres  Berufes  halten. 

§.  145. 
Einige  deutschen  Staaten  betrachten  ihrerseits  die  Ehe  nur  als  einen 
btlrgerlichen  Rechtsact,  erfordern  ftlr  die  Gültigkeit  der  Ehe  eine  Mitwir- 
kung der  Kirche  nicht  und  überlassen  es  dem  Einzelnen,  ob  er  sich  in 
sdnem  Gewissen  gedrungen  ftthlt,  den  Segen  der  Kirche  bei  der  Ein- 
gehung der  Ehe  sich  zu  erwerben.  0  Consequent  ist  dann  auch  die  frei- 
willige Scheidung  der  Ehegatten  blos  ein  Bechtsact,  welcher  vom  Staate 
wahrgenommen  wird.  Wo  diese  Grundsätze  herrschen,  ist  also  die  Familie 
in  die  engste  Beziehung  zum  Staate  gebracht,  indem  die  Gründung  und 
Aufhebung  des  sie  bedingenden  ehelichen  Verhältnisses  ein  Act  ist,  welchen 
nur  der  Staat  vollzieht  und  sanctionirt.  Einer  religiösen  Weihe  ist  derselbe 
entzogen,  wenn  nicht  der  Einzelne  sich  auch  diese  ^verschaffen  will. 

Die  meisten  deutschen  Staaten  leben  indess  in  den  Anschauungen  der 
Vergangenheit  fort,  lassen  die  Eingehung  und  Lösung  der  Ehe  nur  einen 
kirchlichen  Act  sein  und  respectiren  die  Satzungen  der  Kirche  über  die 
Voraussetzungen  der  Gültigkeit  einer  Eheschliessung  wie  Ehescheidung  im 
vollsten  Umfange.    Natürlich  können  alle  katholischen  Staaten,  da  sie  unter 


und  einen  eigenen  Hangstand  gründen.  —  Dispensationen  smr  Yerehelichang  vor  zorück- 
gelegtem  21.  Lebensjahre  können  nur  dann  Statt  finden,  wenn  die  oben  (a,  b,  c)  an- 
gegebenen Bedingungen  erfüllt  sind  und  gleichzeitig  die  Volljahrigkeitserklanmg  (Venia 
aetatis)  nachgesucht  und  Tom  Landesherrn'ertheilt  wird.  —  Die  Landesunterthanen  weib- 
lichen Geschlechts  sind  an  jenes  Heirathsalter  nicht  gebunden."  Die  bisherigen  Ansnahma- 
bestimmnngen  für  Hofdiener  nnd  Militairpersonen  sind  reservirt.  —  In  den  ülirigen  dent- 
sehen  Staaten  sind  auch  die  allgemeinen  Gnmdsatze  über  die  öffentlich -rechtUchen  Vor- 
anssetzungen  der  Eingehung  einer  Ehe  in  besonderen  Gesetzen  enthalten. 

0  Die  Preussis che  Verfassungsurkunde  Art  19  bestimmt  nur:  , Die  Einführung  der 
Civil-Ehe  erfolgt  nach  Massgabe  eines  besonderen  Gesetzes.*  Die  Ausführung  dieses 
Artikels  ist  mehrfach  der  Gegenstand  lebhafter  Eammerdebatten  gewesen,  die  Indess  bis 
jetzt  ein  Resultat  noch  nicht  herbeigeführt  haben.  —  Oldenburgsches  Beyidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  33  §.  3:  „Die  Religionsverschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  ^e- 
hindemiss.  Für  jede  staatsgesetzlich  zulassige  Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gültige  Form/  der 
bürgerlichen  Eingehung  (CiTÜehe)  zu  gewähren."  Hier  ist  also  von  religiösen  Einwir- 
kungen auf  die  Ehegesetzgebung  gar  keine  Bede  mehr.  —  Die  Luzemburgsche  Con- 
stitution von  18&6  Art.  21  erklärt  dagegen ,  dass  die  Civilehe  der  priesterli^en  Einseg- 
nung stets  Yorangehen  solle.  —  Das  Coburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz  bestimmte 
im  §.  36  nur:  „Die  Religionsverschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  Ehehindemiss.*  —  Das 
Schwarzburg-Sondershausensche  Verfassungsgesetz  erklärte  im  §.23:  »Die  bürger- 
liche Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Vollziehung  des  Civilacts  abhängig.  Die  kirch- 
liche Trauung  kann  nur  nach  der  Vollziehung  des  Civilacts  stattfinden.  —  Die  Religions- 
verschiedenheit ist  kein  bürgerliches  Ehehindemiss."  Jene  Bestimmung  ist  indess  durch 
das  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  6  aufgehoben. 
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dem  Dogma  der  Kirche ,  dass  die  Ehe  ein  Sacrament  sei,  onentziehbar 
stehen,  höchstens  einen  Civilact  neben  der  priesterlichen  Einsegnung  der 
Ehe  statniren. 

Als  ein  vermittelndes  Prinzip  —  nnd  zwar  vermittelnd  zwischen  der 
kirchlichen  Anschauung  der  Vergangenheit  und  den  unkirchlichen  Anfor- 
derungen der  Gegenwart  —  wollten  einige  deutsche  Staaten  beide  Arten 
der  Eheschliessung,  die  kirchliche  und  die  gerichtliche,  in  der  Weise  an- 
erkennen, das  sie  es  nur  dem  Einzelnen  überlassen,  welchen  von  beiden 
Wegen  er  betreten  will  (s.  g.  facultative  Civilehe/) 

§.  146. 

Das  Leben  der  Familie  bertlhrt  dann  auch  das  Recht  des  Staates, 
wenn  das  Haupt  derselben  fehlt  und  ihre  Glieder  wegen  unmündigen  oder 
doch  nicht  mündigen  Alters  oder  auch  wegen  geistiger  Mängel  der  Hülfe 
und  Pflege  Anderer  bedürfen.  Das  civilrechtliche  Institut  der  Vormund- 
schaft gehört  zu  dem  Gebiete  der  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt,  insofern 
diese  es  ist,  welche  dafttr  Sorge  zu  tragen  hat,  dass  den  vormundschaft- 
licher Fürsorge  bedürfenden  Familiengliedem  diese  nicht  fehlt,  und  darüber 
wachen  mnss,  dass  die  bestellten  Vormünder  ihre  Pflicht,  soweit  diese  unter 
den  Begriff  des  Rechtes  fällt,  erfüllen.  Die  Grenze  dieser  Zuständigkeit 
der  Staatsgew;alt  zieht  sich  allerdings  nicht  weit,  da  die. Vormundschaft  an 
sich  eine  Angelegenheit  der  Familie  ist  und  zunächst  dem  Einflüsse  und 
den  Entschlüssen  der  Familie  überlassen  werden  muss,')  andererseits  auch 
das  Privatrecht  Recht  und  Pflicht  der  Vormünder  wie  der  Pupillen,  der 
Gnratoren  wie  der  Curanden,  bestimmt:  gleichwohl  aber  ist  das  Recht  des 
Staates  an  diesem  Verhältnisse  des  Familienlebens  ein  unveräusserliches 
und  entspringt  dasselbe  unmittelbar  aus  dem  Berufe  des  Staates  für  die 
allgemeinen  Bedingungen  der  physisch  und  sittlich  gesunden  Entfaltung  des 
Familienlebens,  wie  andererseits  auch  der  Rechtsberuf  des  Staates  das  Vor- 
mundschaftswesen in  dessen  Gompetenzgebiet  hineinzieht.^) 

§.  147. 

Die   Staatsgewalt    sorgt    fUr    die    physische,    aber    auch    ftlr    die 


*)  Die  facultatire  Ciyilehe  sollte  namentlich  in  Preussen  die  Differenzen  der  beiden 
Häiwer  vermitteln.  —  Das  Anhalt-Bernbnrgsche  Verfasaraigsgesetz  §.  23  erklärte: 
,Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  von  der  Vollziehung  entweder  der  kirchlichen 
Trauung  oder  des  Civilactes  abhangig.  Die  Religionsrerschiedenheit  ist  kein  bürgerliches 
Ehehindemiss."  Diese  Bestimmung  ist  indess  durch  Art.  1  des  Gesetzes  vom  31.  August  1859, 
die  Abände^mg  des  Yerfassungsgesetzes  Yom  28.  Februar  1850  betreffend,  aufgehoben. 

*)  Darum  bestimmte  das  (Kurhessische  Verfassungsgesetz  §.  131:  „Die  wichtigeren 
Angelegenheiten  der  Vormundschaften  und  personlichen  Curatelen  sollen  künftig  unter 
Mitwirkung  Yon  Familienrätben  nach  den  deshalb  zu  erlassenden  gesetzlichen  Vorschriften 
besorgt  werden"). 

^  VergL  oben  §.  87;  Lorenz  Stein,  Die  Verwaltungslehre  4.  Th.  S.  177  ff. 
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geistige  nnd  sittliche  Entwicklung  der  Kinder,  welchen  der  Väter  ge- 
nommen ist  nnd  welche  nicht  selbständig  genug  zur  Wahrnehmung  der 
eigenen  Interessen  sind.  Das  Vormundsrecbt  der  Staatsgewalt  geht  hidess 
nicht  weiter ;  als  dafür  zu  sorgen ;  das  die  noch  unselbstiliidigen  Kinder, 
denen  die  elterliche  oder  auch  nur  die  väterliche  Httife  und  Stütze  genom- 
men, diejeiliige  physische  und  geistige  t^ege  erhalten,  welche  sonst  das 
väterliche  Haus  den  Kindern  werden  läiAt.  Der  Staat  hat  diese  Pflege 
nicht  selbst  zu  ttbemehmen,  nicht  sich,  den  Organismus  einer  Seele,  aber 
ein  herzloses  Wesen,  an  die  Stdle  des  leiblichen  Vaters,  seine  Weisheit 
an  die  der  Elternliebe  zu  setzen,  sondern  nur  das  ist  seines  Amtes,  mit 
seinem  Schutze  den  Unmündigen  "zu  Httlfe  zu  kommen  und  die  Anotdnung 
der  Vormundschaften  zu  bewirken  und  die  gewissenhafte  Erfttllnng  ihrer 
verantwortungsvollen  Pflichten  zu  überwachen.  Eine  gleiche  Fürsorge  der 
Staatsgewalt  könnte  zwar  auch  bei  dem  Vorhandensein  der  Eltern  noth- 
wendig  erscheinen,  wenn  die  Eltern  ihre  sittlichen  Pflichten  gegen  die 
Kinder  vergessen  und  diese  an  Leib  und  Seele  verwahrlosen.  Allein  das 
Prinzip  der  Heiligkeit  des  FamilienFebens  und  der  Freiheit  des  väterlichen 
Rechtes  der  Staatsgewalt  gegenüber  hält  die  Einwirkung  des  Staates  aus 
dem  Hause,  in  welchem  noch  der  Vater  Herr  ist,  fern  und  beschränkt  sie 
nur  auf  die  Bestraf\mg  des  etwa  vom  Vater  an  der  geistigen  oder  körper- 
lichen Integrität  des  Kindes  verübten  Verbrechens  (z.  B.  des  Verbrechens 
der  Aussetzung). 

bb.    Die  physische  Erhaltung. 

§.  148. 
Dass  im  Staate  ein  gesundes  und  auch  körperlich  kräftiges  Volk  wohne, 
ist  für  die  Entfaltung  des  Staatswesens  von  der  höchsten  Bedeutung.  Denn 
wie  die  Seele  in  einem  gesunden  Körper  die  beste  Stätte  ihrer  Entwicklung 
findet,  so  kann  auch  die  Idee  des  Staates  als  seine  Seele  nur  in  dem 
Volke  ihre  ganze  Fülle  verwirklichen,  welches  auch  in  physischer  Hinsicht 
von  dem  Bewusstsein  der  Kraft  und  der  Eigenbeständigkeit  erfüllt  isL 
Parum  hat  die  Staatsgewalt  unter  den  allgemeinen  Bedingungen  ihrer  Za- 
ständigkeit  für  Alles  zu  sorgen,  was  die  allgemeine  positive  oder  negative 
Voraussetzung  dieses  körperlichen  Wohles  des  Volkes  ist.  Gesunde  und 
genügende  Nahrungsstoffe,  gute  und  gesunde  Wohnungen,  möglichst  gün- 
stige klimatische  Verhältnisse  u.  dergl.  sind  die  physischen  Bedingungen, 
von  deren  ErftlUung  das  körperliche  Wohl  des  Volkes  abhängt,  i&d  welche 
darum  auch  die  Fürsorge  und  Bethätigung  der  Staatsgewalt  auf  sich  ziehen 
müssen.  In  welcher  Weise  die  concrete  Staatsgewalt  auf  diesem  Gebiete 
thätig  werden  muss,  hat  ihre  Weisheit  nach  den  gegebenen  natürlichen 
Verhältnissen  im  Staate  und  danach  zu  bemessen,  was  bereits  die  Einzelnen 
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im  Volke  selbst  zur  Fötdenmg  und  Erhaltung  dieses  physischen  Wohles 
gethan  haben  und  zu  thun  bereit  und  ün  Stande  snoid-O 

§.  149. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  es^  dass  der  Staat  die  für  die  wissen- 
schaftlich-praktische Krankenpflege  erforderlichen  Anstalten  schafft  und  auf 
dem  Gebiete  des  Medicinalwesens  dafür  Sorge  trägt,  dass  die  Behandlung 
der  Kranken  und  die  Ausübung  des  weiteren  prophylaktischen  Berufes 
der  Aerzte  nur  von  denjenigen  betrieben  wird;  welche  die  dabei  voraus- 
zosetzende  wissenschaftliche  und  praktische  Befähigung  nachgewiesen  haben. 
Ffir  das  Vorhandensein  eines  genügenden  und  befthigten  ärztlichen  Per- 
sonals in  seinen  verschiedenen  Abstufungen,  sowie  ftlr  die  Einrichtung, 
Unterhaltung  un^  ordnungsmässige  Verwaltung  der  fttr  allgemeinere  Zwecke  ' 
der  Gesundheitspflege  dienenden  Medicinal- Anstalten  hat  der  Staat  im  Inter- 
esse der  physischen  Erhaltung  des  Volkes  gewissenhafteste  Sorge  zu  tragen. 
Abgesehen  von  den  in  der  Regel  von  engeren  Kreisen  des  Gemeinwesens 
herzustellenden  und  zu  erhaltenden,  oder  aus  den  Mitteln  privater  Wohl- 
thätigkeit  errichteten  Kranken-Heilanstalten  ist  es  besonders  das  Apotheker- 
wesen, welches  die  Fürsorge  des  Staates  nach  den  beiden  Richtungen  hin 
beansprucht,  dass  nämlich  einmal  das  Publikum  die  Sicherheit  der  Ver- 
sorgung mit  den  richtigen  Medicamenten  hat,  dann  aber  auch  den  unter 
besonderen  geschäftlichen  Verhältnissen  betriebenen  Apotheken  ein  öffent- 
licher Schutz  gegen  eine  die  Interessen  des  Publikums  selbst  benachthei- 
ligende  Goncurrenz  ünbeftigter  gewährt  werde.*) 

§.  150. 

Im  Allgemeinen  und  regelmässig  ist  es  Sache  der  Einzelnen  des  Volkes, 
durch  ihre  wirthschaftliche  und  industrielle  Thätigkeit  jene  Mittel  sich  selbst 
za  ver8c})affen.  Allein  es  treten  auch  Ereignis'läe  ein,-  welche  den  eigenen 
Erwerb  der  nothwendigen  Lebensmittel  dem  Einzelnen  oder  Vielen  oder 
Allen  unmöglich  machen,  und  deren  Wirkung  nicht  durch  die  Kraft  der 
Einzehnen  oder  ihrer  gesellschaftlichen  Einigungen  vermieden  oder  gemin- 
dert werden  kann.  Es  sind  dieses  die  Fälle  der  Verarmung  und  der  all- 
gemeineren Nothstände.  In  jenen  handelt  es  sich  um  eine  dauernde  Noth 
Einzehier,  hier  um  eine  schneller  oder  langsamer  vorübergehende  Noth 
Vieler  oder  Aller.  An  sich  ist  die  Linderung  der  Noth,  mag  sie  in 
grösserem  Umfange  oder  individuell  herrschen,  eine  sittliche  Pflicht  und 
ein  Gebot  der  religiösen  Gesetze«  Der  Staat  hat  darum  auch  nur  dann 
mit  seiner  Hülfe  einzutreten,  wenn  die  sittlich-religiösen  Kreise  und  Wesen 
jene  Pflicht  versäumen  upd  dem  Staat  die  äusseren  Nachtheile  der  Armuth, 


0  Lorenz  Stein,  Die  Verwaltungslehre  3.  Theil  (das  öffentliche  Gesundheitswesen), 
1 867 ;  tnonographisclr  vortrefflich ! 

*)  Hinsichtlich  des  gesammten  Medicinalwesens  im  Königreiche  Preussen  vergL 
Ton  Banne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  ü.  Abth.  2  §.  851—363. 
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als  der  Entbehrung  des  nothwendigen  Lebensunterhaltes,  lassen.  Dann 
aber  muss  die  Staatsgewalt  das  sittliche  Liebeswerk  schon  um  seiner 
äusseren  Bedeutung  willen  üben:  denn  die  individuelle  und  allgemeine 
Sittlichkeit  und  Sicherheit  im  Staate  wird  auf  das  Sichtbarste  von  der 
individuellen  und  allgemeinen  Noth  im  Staate  bedroht.')     ' 

§.  151. 
Die  Pflicht  des  Staates .  ist  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  eine 
zwiefache:  die  Pflege  und  der  Zwang;  die  Armenpflege  und  die 
Armenpolizei;  zwei  im  Orunde  verschiedene  Ziele  der  öffentlichen  Ge- 
walt'). Jene  ist  nur  eine  subsidiäre  Pflicht  des  Staates ,  welche  nur  dann 
sich  geltend  macht;  wenn  die  zur  Leistung  des  Samariterdienstes  zunächst 
verpflichteten  Subjecte,  die  Familie  und  ihre  einzelnen  Glieder  zur  Erfüllung 
dieser  ihrer  Pflicht  nicht  bereit  oder  im  Stande,  auch  nfcht  in  rechtsver- 
bindlicher Weise  dazu  anzuhalten  sind.')  Denn  so  lange  die  Noth  des 
Armen  sich  noch  in  dem  Kreise  des  Familienlebens  begrenzt  und  durch 
die  Mittel  der  Familie  genugsam  gemildert  werden  kann,  tritt  sie  nicht  an 
die  Sphäre  des  öffentlichen  Lebens  heran  und  weckt  die  Aufmerksamkeit 
des  Staates  nicht.  Ebenso  wird  die  Armenpflege  des  Staates  ausgeschlossen, 
wenn  und  soweit  die  Kirche  im  Stande  ist;  dieselbe  zu  versehen.  Bei  der 
lang  üblichen  Verschmelzung  des  öffentlichen  Lebens  mit  dem  kirchlichen, 
welche  nicht  selten  die  politische  und  die  Kirchengemeinde  als  fast  iden- 
tische Kreise  erscheinen  liesS;  hat  die  Kirche  gewissermassen  ein  Vorrecht 


*)  Die  8.  g.  Armenpolizei  ist  sehr  oft  der  Gegenstand  eingehender  und  sehr  wür- 
diger wissenscl^aftlicher  Untersuchungen  gewesen.  Die  Thatsache,  dass  es  stets  Arme 
gieht,  auf  der  einen,  die  moralische  und  politfsche  Bedeutung  derselben  auf  der  anderen 
Seite,  waren  Motiv  genug,  um  die  Unterstützungspflicht,  die  Unterstützungsmittel  und 
die  Voraus  Betzungen  jener  Pflicht  zum  Inhalt  moralisch- philosophischer  und  politisch- 
praktischer Untersuchungen  zu  machen.  Dazu  kam,  dass  in  der  That  die  veröchiedenen 
Staaten  des  Alterthums,  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  verschiedene  Theorieen  repräsen- 
tirten,  der  Werth  der  richtigen  Erkenntniss  aher  in  der  Gegenwart  immer  hoher  nnd 
hoher  stieg,  da  sichthar  mit  der  Kultur  auch  die  Noth  intensiv  und  extensiv  sich  aus- 
dehnte. Die  Literatur  findet  sich  aus  diesem  letzteren  Grunde  namentlich  in  englischen 
und  franzdsichen  Schriften  vertreten.  Ein  vortrefflicher  Aufisatz  üher  die  Armenpflege 
und  Armenpolizei  findet  sich  von  Stahl  (von  Giessen)  in  dem  Bluntschli-Braterschen 
Staatswörterhuch.  Derselhe  giebt  namentlich  auch  sehr  erwünschte  Mittheilungen  über 
die  verschiedenen  historischen  Systeme  der  Armenpflege.  —  Vergl.  auch  Grotefend, 
Publicifltische  Skizzen  S.  217  ff.  („Der  Staat  und  die  Armen"). 

*)  Von  dem  Berufe  der  Staatsgewalt,  den  Gründen  der  Verarmung  durch  besondere 
Anstalten,  vorzubeugen  und  schuldhafte  Verarmung  durch  Zwang  zu  strafen,  wird  unten 
§.  211  ff.  zu  handeln  sein. 

")  Ein  im  Wege  des  gerichtlichen  Verfahrens  geltend  zu  machender  Anspruch  auf 
Versorgung  der  Armen  existirt  dem  Staate  gegenüber  nicht.  Hier  wird  über  die  Unter- 
stützung der  Armen  nur  im  Verwaltungswege  verhandelt,  d.  h.  der  ^j^aat  entschliesst  sich 
selbst  darüber,  ob  und  was  er  zu  geben  bereit  ist  Vergl.  von  Rönne  Preususches 
Staatsrecht  Bd.  n.  Abth.  2  S.  135,  H. 
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an  der  Armenpflege  erhalten,  da  die  moralische  Seite  der  Armuth  die  Auf- 
gabe dieser  speeifisch  sittlichen  Anstalt  unmittelbar  berührte.  In  Wirklich- 
keit pflegt  aber  die  Kirche  der  nothwendigen  umfassenderen  Mittel  zu  ent- 
behren und  kann  auch  ihre  Armenpflege  die  der  Kreise  des  Öffentlichen 
Lebens  nicht  überflüssig  machen/) 

§.  152. 
Das  Wesen  des  Staates  bestimmt  auch  de^  materiellen  Inhalt  seines 
Rechtes  an  der  Armenpflege.  Als  eine  äusserlich  wirkende  Anstalt  kann 
der  Staat  auch  nur  die  äussere  Seite  des  Armenwesens  als  ein  Gkbiet  seiner 
Zuständigkeit  betrachten.  Das  reichere  uud  segensvollere  Gebiet  der  „inneren 
Mission^  ist  ihm  verschlossen  und  es  darf  nicht  die  Absicht  des  Staates 
sein,  moralische  Zwecke  durch  seine  Armenpflege  zu  erreichen.  Die  sicht- 
bare äussere  Noth  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  materiellen  Mitteln 
zu  heben  oder  zu  lindern ,  ist  allein  der  Beruf  des  Staates.  Wohl  aber 
begründet  der  allgemeine  und  höhere  Zweck  der  Armenpflege  die  Noth- 
wendigkeit  des  Zusammengehens  des  Staates  mit  der  Kirche  aqf  dem  Ge- 
biete des  Armenwesens.  Die  Kirche  vermag  der  Hülfe  und  Unterstützung 
des  Staates  auch  hier  nicht  zu  entbehren  und  dem  Staate  ziemt  es  auch 
um  seiner  selbst  willen,  den  Segen,  welchen  die  kirchliche  Armenpflege 
verbreiten  will,  zu  fördern,  ihm  wenigstens  durch  seine  Massnahmen  nicht 
entgegenzutreten.  Uebrigens  ist  in  der  s.  g.  öffentlichen  Armenpflege  in 
subjectiver  Hinsicht  ein  Unterschied  zu  gewahren,  indem  sie  theils  und 
zwar  in  erster  Reihe  von  dem  engereu  Kreise  der  politischen  Gemeinde, 
theils  unmittdibar  von  dem  Staate  und  seinen  directen  Organen  zu  versehen 
ist  Es  ist  dieses  indess  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  die  Armenpflege  des 
Staates  der  Gemeinde  gegenüber  stets  eine  subsidiäre  sei,  vielmehr  hat  der 
Staat  nicht  selten  die  unmittelbar  auf  ihm  lastende  Verpflichtung,  denen, 
welche  zum  eigenen  Erwerbe  des  nothwendigen  Lebensunterhaltes  nicht  im 
Stande  sind,  die  Mittel  dazu  zu  gewähren,  da  die  Verarmung  Personen 
treffen  kann,  welche  dem  Ganzen  des  Staates  näher  stehen,  als  dem  engeren 
Kreise,  welchen  die  Gemeinde  bildet.  Die  zunächst  auf  der  Gemeinde 
lastende  Verpflichtung  zur  Armenpflege  geht  auch  dann  auf  den  Staat  über, 
wenn  die  Gemeinde  zu  dem  Opfer  nicht  im  Stande  ist,  wiewohl  diese  Ver- 
pflichtung immer  mehr  eine  moralische  als  eine  rechtlich  begründete  ist. 
In  der  Regel  aber  beschränkt  sich  die  Armenpflege  des  Staates  als  solchen 
nur  auf  die  Fürsorge,  dass  die  zu  der  activen  Armen  Unterhaltung  Ver- 
pflichteten   ihrer    Verbindlichkeit    entsprechen,    und    auf    die    Beaufsich- 


*)  Einen  Anspruch  der  Untertbanen  auf  Versorgung  durch  den  Staat  anerkennt  das 
Meiningensche  Grundgesetz  ;§.  8  und  das  AltenburgRche  §.  68. 
erotefend,  Staatsreclit.  10 
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tigung  der  zweckentsprechenden  Verwendung  der  Armenmittel  diesCT  Ver- 
pflichteten. *) 

§.  153. 
Verwandt,  aber  nicht  identisch  mit  der  Pflicht  des  Staates  zur  Armen- 
pflege ist  sein  Beruf,  in  den  Fällen  allgemeiner  Noth,  bei  Misseraten 
oder  dergleichen  weiter  greifenden  Calamitäten,  zur  Linderung  der  Noth 
und  zur  Erleichterung  der  Restauration  der  wirthschaftlichen  Zustände  mit 
seinen  Mitteln  zu  Hülfe  zu  kommen.  Die  Art  dieser  Hülfeleistung  kann 
verschieden,  wie  ihr  nächster  concreter  Zweck  sein.  So  gehört  zu  den 
Massnahmen  dieser  helfenden  Fürsorge  des  Staates  die  Remission  der  sonst 
schuldigen  Steuern,  die  Bewilligung  finanzieller  Beihülfen,  die  Herrichtnng 
irgend  welcher  Schutzanstalten,  die  Beseitigung  der  eine  günstige  Entwick- 
lung der  materiellen  Kräfte  des  Volkes  hindernden  Zustände,  Vorkehrungen 
zur  Verhütung  einer  Theuening')  u.  A.  Vor  Allem  treten  unter  diesen 
Anstalten  die  mannichfachen  Versicherungs-Anstalten  hervor,  deren 
Bestimmung  die  Ersetzung  des  durch  gewisse  Unglücksfälle  oder  Ursachen 
(Feuer,  Wasser,  Hagel,  See-  oder  Landtransport)  entstandenen  Schadens 
ist,  sowie  die  mancherlei  Unter  Stützungskassen  fär  Witt  wen  und 
Waisen  (Lebens- Versicherungsbanken)  hervor.  Die  Errichtung  solcher  be- 
sonders den  industriellen  Interessen  Rechnung  tragenden  Assecuranz- Anstalten 
ist  freilich  zunächst  eine  Sache  der  Gesellschaft  und  damit. der  Privat- 
industrie zu  überweisen:  allein  das  öffentliche  und  allgemeine  Interesse 
dieser  Institute  berechtigt  und  verpflichtet  auch  den  Staat,  den  Betrieb  der- 
selben im  Hinblick  auf  ihren  Zweck  zu  überwachen  und  vor  Allem  die 
Staatsangehörigen  rücksichtlich  ihrer  diesen  Anstalten  gegenüber  begründeten 
Rechte  zu  schützen.  Liegt  diese  Schutzpflicht  des  Staates  schon  in  seinem 
Berufe  zum  Rechtsschutz  begründet,  so  ist  sie  auch  in  mehren  Verfassungs- 
gesetzen  noch  ausdrücklich  betont.  Dieser  Beruf  des  Staates-  lenkt  aber 
seine  Fürsorge  sowohl  darauf,  dass  diese  Anstalten  selbst  geschützt  wer- 
den, als  auch  darauf,  dass  sie  jeder  Zeit  zur  Erfüllung  der  obliegenden 
Verpflichtungen  parat  sind.  Jenes  ist  besonders  durch  die  Unterstellung 
solcher  Anstalten,  namentlich  der  Wittweu-  und  Waisenkassen,  unter  den 
Schutz  der  Verfassung  ausgedrückt.'). 


')  Vergl.  Preussisches  Allgemeines  Landrecht  Th.  II.  Tit.  19  §.  IG;  Gesetz  vom 
31.  December  1842  und  Gesetz  vom  21.  Mai  1855. 

*)  Die  8.  g.  Tlienerungspolizei  des  Staates  steht  vorwiegend  unter  dem  Einflaf^e 
volkswirthschaftlicher  Prinzipien  und  bildet  wie  überhaupt  die  Pflege  der  materiellen  In- 
teressen durch  den  Staat  in  der  Hauptsache  einen  Gegenstand  der  Staats wirthschaftslehre. 

^)  Einige  Verfassungs Urkunden  enthalten  auch  besondere  Garantien  der  öffentlichen 
Unterskützungskass^n.  Vcrgl.  Baden  sehe  Verfassungsurkunde  §.  25:  „Die  Institute  der 
weltlichen  und  geiHtlichen  Wittwenkassen  und  der  Brand wrsicherung  sollen  in  ihrer  bis- 
herigen Verfassung   fortbestehen   und   unter   den  Schutz  der  Verfassung   gestellt  sein;* 
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4.   Fürsorge  für  die  Industrie.') 

A.    Zuständigkeit  der  Staatsgewalt. 

§.  154. 
Die  industrielle  Thätigkeit  des  Volkes  ist  die  wesentlichste  Voraus- 
setzung wie  auch  die  bedeutsamste  Folge  der  materiellen  Wohlfahrt  im 
Staate  und  der  nothwendige  Hebel  deijenigen  Mittel  und  Kräfte,  welche 
auch  der  Staat  zur  Verwirklichung  seiner  Zwecke  beanspruchen  muss.  So 
begründet  sich  ein  directes  Interesse  der  Staatsgewalt  an  der  günstigen 
Entwicklung  der  Industrie.  Umgekehrt  aber  hat  auch  diese  selbst  wieder 
an  die  Macht  des  Staates  als  der  souverainen  Gewalt  Forderungen  zu 
stellen,  deren  Erfüllung  ihr  die  Möglichkeit  jener  Entwicklung  giebt.  Die 
Industrie  ist  ein  Gebiet,  auf  welchem  viele  und  grosse  Kräfte  in  richtigem 
Verhältniss  und  rechter  Ordnung  zusammenwirken  müssen,  ebenso  hat  sie 
Zustände  und  Anstalten  zu  Voraussetzungen,  deren  Verwirklichung  zu  nicht 
geringem '  Tbeile  Mittel  oder  auch  eine  Thätigkeit  erfordert,  welche  sich 
nicht  im  Besitze  einer  einzelnen  Person  oder  auch  nur  einer  durch  frei- 
willige Vereinbarung  zusammengetretenen  Gesellschaft,  welcher  in  der  Regel 
die  Macht  einer  unbestreitbaren  Autorität  fehlt,  befinden  können.  ^So  sind 
die  inneren  Gründe  der  Betbätigung  der  Staatsgewalt  auf  dem  industriellen 
Gebiete  die  wechselseitigen  Anspiilche,  welche  der  Staat  an  das  industrielle 
Leben  und  dieses  an  die  Macht  des  Staates  stellt,  und  weil  diese  An- 
sprüche nothwendige  Folgen  der  staatlichen  wie  der  gesellschaftlichen  Ord- 
nung sind,  so  kleidet  sich  jene  Betbätigung  der  Staatsgewalt  in  den  Cha- 
rakter eines  nothwendigen  und  wesentlichen  Rechtes  derselben.') 


Grossherxoglich  Hessische  Verfassungsurlcunde  §.  49;  Altenburgsches  Grund- 
geseta §.  85.  —  Besonders  ist  auch  das  Eigenthum  der  Stiftungen  vor  UebergriflFen 
der  Staatsgewalt  gesichert.  Vgl.  Preussisc he  Verfassungsurkunde  Art.  15;  Baiersche 
Verfassnngsurkunde  Tit.  IV.  §.9.  10;  Sächsische  §.60:  (Hannoversches  Landesver- 
fas.sungsgesetz  §.  75  und  Geselz  v.  5.  Septbr.  1848  §.27);  Badensche  Verfassungsurkunde 
§.  20.  21;  Grossherzoglich  Hessische  §.  43.  44;  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
geset»  §.66;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  216;  Waldecksche 
Verfassungsurkunde  §.  43. 

')  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  II.  S.  411  nennt  diesen  Theil  des  Rechtes 
der  Staatsgewalt  „Volkswirthschaftspflege"  und  stellt  diese  neben  die  „Finanahoheit  unter 
der  allgemeinen  Rubrik  „Staatswirthschaft".  Dagegen  ist  zu  erinnern,  dass  die  Finanz- 
hoheit (vergl.  unten  §.  233  ff.)  und  die  Volkswirthschaftspflege  nur  in  sehr  mittelbarer 
Beziehung  zu  einander  stehen  und  keineswegs  Parallelen  bilden,  und  dass  die  Volkswirth- 
schaftspflege ein  unmittelbares,  die  Finanzhoheit  aber  ein  mittelbares  Recht  der  Staats- 
gewalt ist,  wenngleich  dieses  absolut  und  jenes  nur  relativ  nothwendig'ist.  Die  üblichste 
Bezeichnung  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  der  wirthschaftlichen  und 
industriellen  Interessen  des  Volkes  ist  wohl  „Staatswirthschaftspolizei",  jedoch  ist  der  Sinn 
dieser  Bezeichnung  nicht  bei  Allen  derselbe. 

')  Dies  gilt  aber  nur  in  dem  Sinne»  dass  der  Beruf  des  Staates  auch  dajs  industrielle 

10- 
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B.    VoraussetzuDgen. 

§.  155. 
Das  Becbt  der  Staatsgewalt  auf  dem  industriellen  Gebiete  wird  durch 
die  Anforderungen,  welche  die  Gesellschaft  als  das  begriffliche  Subject  der 
industriellen  Unternehmungen  an  den  Staat  stellt,  bedingt.  Der  Staat  soll 
eben  nur  helfen  und  fördern  wollen,  was  von  anderer  Seite  geschieht,  und 
nur  so  lange  und  nur  so  weit,  als  die  industriellen  Interessen  der  Gesammt- 
heit  es  fordern.  Der  Staat  muss  die  Grenze  seiner  Tbätigkeit  auf  dem 
industriellen  Gebiete  da  finden,  wo  die  Unternehmungen  selbst  anfangen 
ihre  Ziele  mit  eigenen  Mitteln  und  Kräften  zu  verfolgen.  Je  selbständiger 
und  kräftiger  darum  die  Gesellschaft,  desto  geringer  das  Bedttrfniss  der 
staatlichen  Unterstützung,  und  es  muss  als  das  Ziel  aller  industriellen  Be- 
strebungen erscheinen,  dass  sie  in  sich  klar  und  stark  genug  werden,  um 
der  Leitung  und  Hülfe  einer  anderen  Macht,  der  des  Staates,  entrathen  zu 
können.  So  schwankt  die  Wage  der  Berechtigung  zwischen  dem  Staate 
und  zwischen  der  Gesellschaft,  je  nachdem  das  Selbst-  und  Machtgeftihl 
des  einen  oder  der  anderen  überwiegt,  und  während  einst  der  Staat  gar 
als  Vormund  ftar  die  industriellen  Unternehmungen  auftrat,  drängen  jetzt 
dieselben  immer  bestimmter  nach  einer  Selbständigkeit,  welche  sie  dem 
Einflüsse  der  Staatsgewalt  möglichst  ganz  entziehe.*) 

C.    Art  der  Bethätigung. 

§.  156. 
Die  Industrie  ist  das  Gebiet  der  „Gesellschaft^.  Der  Staat  hat  dieses 
und  die  Selbstberechtigung  der  Gesellschaft  anzuerkennen  und  sein  Recht 
von  dem  dieses  selbständigen  Wesens  zu  unterscheiden.')  Der  Beruf  der 
Staatsgewalt  auf  dem  industriellen  Gebiete  beschränkt  sich  auf  die  Unter- 
stützung der  industriellen  Interessen  der  Gesellschaft  oder  auf  die  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  mancherlei  allgemeinen  Voraussetzungen  und 
Bedingungen,  von  welchen  die  günstige  Entwicklung  der  industriellen  Be- 
stre1)Ungen  im  Staat  abhängt.     Nicht  das  ist  die  Pflicht  der  Staatsgewalt, 


Gebiet  im  Allgemeinen  ergreift.  Denn  im  Einzelnen  ist  es  eine  Frage  der  Verhältnisse 
nnd  des  Kulturstandes  des  Volkes,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Staat  Becht  und  Pflicht 
in  dieser  Richtung  habe. 

^)  Ahrens,  Die  organische  Staatslehre  Th.  L  S.  126:  „Eben  weil  die  verschiedenen 
Zweige  der  Industrie  sich  «llmälig  bilden  und  wachsen,  bedürfen  sie  auch  zu  den  ver- 
schiedenen Zeiten  des  Wachsthums  anderer  Bedingungen,  und  Theorie  und  Geschichte 
beweisen,  dass  ein  neuer  Ihdustriezweig,  wie  jedes  sich  bildende  Wesen,  des  Schutzes  nnd 
besonderer  Pflege  bedarf,  welche  aber  allmälig  geringer  werden  und  endlich  ganz  auf- 
hören müssen,  weil  Selbständigkeit  das  Ziel  jeder  Bildung  und  zugleich  der  Beweis  der 
Lebensfähigkeit  sein  muss." 

*)  S.  oben  §.  63  ff. 
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seihst  die  industriellen  Geschäfte  zu  treiben  und  in  directer  Weise  selbst 
die  Ziele  zu  verfolgen,  welche  als  die  Aufgaben  der  verschiedenen  Zweige 
der  Industrie  erscheinen,  sondern  seine  Aufgabe  ist  nur  die  Erhaltung  und 
Mehrung  des  allgemeinen  Wohlstandes  des  Volkes  durch  die  Pflege  der 
ihn  bedingenden  äusseren  Verhältnisse,  und  Zustände.  Der  Staat  kann  frei- 
lich Tiuch  die  industriellen  Wege  betreten,  um  aus  dem  Betriebe  eines  Ge- 
werbes materiellen  Gewinn  zu  ziehen,  Anderen  ein  Vorbild  zu  sein  und 
den  Staatsschatz  zu  bereichem:  allein,  wenn  dieses  der  Fall,  dann  macht 
der  Staat  nicht  von  seinem  Rechte  auf  dem  industriellen  Gebiete  Gebrauch, 
sondern  handelt  als  die  politische  Einanzgewalt  und  zwar  als  eine  ver- 
mögensrechtliche Person  im  Sinne  und  nach  den  Regeln  des  Privatreohts.  *) 
Kar  indirect  wird  der  Staat  auch  durch  die  Uebung  dieses  seines  politischen 
Rechtes  an  der  Industrie  materiellen  Gewinn  ftir  sich  selbst  erlangen,  da 
die  materiellen  Mittel  und  Kräfte  des  Staates  durch  die  physische  und 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  Unterthanen  und  diese  wieder  durch  die 
allgemeinen  Conjuncturen,  welche  den  industriellen  Interessen  im  Staate 
eröffnet  sind,  bedingt  werden.*) 

§.  157. 
Die  Richtungen,  welche  die  Staatsgewalt  bei  der  Uebung  dieses  ihres 
Rechtes  und  dieser  ihrer  Pflicht  zu  verfolgen  hat,  sind  zwiefacher  Art,  in- 
dem es  zunächst  auf  die  Beseitigung  der  Hindemisse,  welche  der  besseren 
Förderung  der  industriellen  Interessen  im  Staate  entgegenstehen,  sowie  auf 
die  Abwehrung  nachtheiliger  Einflüsse  oder  die  Verhütung  von  Missständen, 
alsdann  aber  auch  auf  die  Anwendung  deijenigen  Mittel  und  Massregeln, 
welche  zur  allgemeinen  Hebung  der  Industrie  erforderlich  imd  nützlich  sind, 
ankommen  muss.  Ist  die  erstere  Richtung  negativer  Ai-t,  so  ist  die  letztere 
durchaus  positiver  Natur,  Der  Staat  schafft  bei  ihrer  Verfolgung,  während 
er  sonst  hinwegräumt  oder  nur  den  Status  quo  zu  erhalten  hat.    Im  ein- 


*)  Von  dem  nur  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  zu  beurtheilenden  Rechten 
des  Staates  als  Besitzers  irgend  eines  industriellen  Gewerbes,  der  s.  g.  nutzbaren  Hoheits- 
rechte (Bergwerks-,  Fischerei-,  Salinen-  etc.  Regal)  ist  hier  keine  Rede.    S.  unten.  §.  256. 

')  Die  Frage,  ob  es  räthlich  sei,  dass  der  Sta^at  selbst  an  industriellen  Unternehmungen 
Theil  nehme,  beantwortet  die  Politik,  nicht  das  Recht.  Die  Reichszeit  war  allzu  sehr 
geneigt,  der  Finanznoth  der  Landesherren  und  auch  des  Kaisers  durch  die  Behandlung 
der  öifentlichen  Pflichten  derselben  als  s.  g,  nutzbarer  Hoheitsrechte  oder  Regalien 
zu  Hülfe  zu  kommen.  Das  heutige  deutsche  Staatsleben  hat  dagegen  die  entgegengesetzte 
Richtung  eingeschlagen  und  den  politischen  Charakter  dies^  öffentlichen  Angelegenheit 
von  der  privatrechtlichen  und  finanz- politischen  Beherrschung  zu  befreien  gesucht,  den 
Staat  als  Besitzer  von  Regalien  dem  Privatrecht  überlassend,  seine  souverainen 
Rechte  aber  nicht  als  Pinanzquellen  betrachtend.  Dies  findet  sich  in  den  Verfassungs- 
gesetzen  ausdrücklich  bezüglich  solcher  Angelegenheiten  ausgesprochen,  welche  für  den 
Fiscns  nutzbar  zu  machen  früher  üblich  war  und  leicht  möglich  ist,  wie  z.  B.  hinsichtlich 
des  Post*  und  Münzwesens.    Yergl.  unten  §.  184  und  §.  190. 
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zelnen  Falle  aber  coincidiren  und  durchkreuzen  sich  leicht  alle  drei  Rich- 
tungen, da  das  positive  Schaffen  nicht  'selten  durch  die  Beseitigung  des 
Bestehenden  bedingt  ist,  jene  abwehrende  und  prophylaktische  Thätigkeit 
aber  in  keinem  Augenblicke  zweck-  und  gegenstandlos  sein  wird.  Die 
richtige  Grenze  ftlr  die  eine  und  die  andere  Richtung  dieses  Berufes  der 
Staatsgewalt  zu  finden  und  einzuhalten,  ist  das  Problem  der  industriellen 
Politik  des  Staates  und  hat  diese  die  Aufgaben  der  positiven  Rechts- 
bildung zu  bestimmen/) 

D.    Charakter  dieses  Rechtes. 

§.  158. 
Der  Charakter  der  Industrie  ist  ein  vorwiegend  kosmopolitischer.  Ihre 
Interessen  kleben  nicht  an  der  Scholle,  sondern  gehören  in  ihren  weiteren 
Beziehungen  der  gesammten  Welt  an.  Die  Grenzen  der  historischen  Staaten 
können  nicht  auch  die  Schranken  des  Handels  und  Wandels  sein;  die  in- 
dustriellen Kreise  bilden  sich  vielmehr  nach  eigensten  Prinzipien  und  trennen 
und  verbinden  die  Menschen,  ohne  Rücksicht  auf  deren  national-politischen 
Charakter  zu  nehmen,  wie  es  den  Interessen  des  industriellen  Verkehrs  am 
Besten  entspricht.  So  mnss  der  einzelne  Staat  die  allgemeinen  Interessen 
dieser  Lebenskreise  in's  Auge  fassen  und  in  diesen  bestimmende  Prinzipien 
fllr  sein  Recht  und  seine  Pflicht  auf  dem  industriellen  Gebiete  erblicken.-) 
Aus  diesem  Grunde  hatten  denn  auch  die  deutschen  Staaten  zugleich  im 
Bewusstsein  ihrer  nationalen  Zusammengehörigkeit  und'  der  nationalen 
Gleichheit  ihrer  materiellen  Interessen  über  manche  Angelegenheiten  des 
industriellen  Lebens  gleichmässige  Grundsätze  vereinbart,  um  dem  gewerb- 
lichen Verkehre  ein  möglichst  weites  Gebiet  zu  eröffnen  und  die  äusseren 
Bedingungen  desselben  gleichmässig  zu  gestalten.  Nachdem  schon  auf  dem 
Wiener  Congresse  und  in  der  deutschen  Bundesacte  selbst  die  gemeinsame 
Förderung  des  Handels  und  des  Verkehrs,  freilich  zunächst  nur  durch  eine 
Vereinbarung  über  die  gleichmässige  Regelung  der  Schiflfahrt  auf  den  deut- 
schen. Flüssen,  als  nothwcndig  und  wünschenswerth  erkannt  worden,  haben 
die  deutschen  Staaten  später,  jedoch  nur  unter  sehr  geringer  Betheiligung 
der  Bundesversammlung  durch  mehre  Verträge  manche  äussere  Verhältnisse 
des  industriellen  Lebens  tibereinstimmend  geregelt.^) 


*)  Wie  wechselvoll  die  Ansichten  des  Staates  üher  das  Was  und  Wie  seiner  Bethä- 
tigung  auf  dem  industriellfn  Gebiet  schon  gewesen,  zeigt  die  Geschichte  der  staatd- 
wirthschaftlichen  Politik. 

')  Naiv  klingt  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  60:  „Ebenso  ist  der  Landes- 
Unterthan  herechtigt,  auch  an  ausländischen  Handlungs-Etablissements,  Fa- 
briken und  dergleichen  Theil  zu  nehmen." 

^)  Die  Nothwendigkeit  einer  s.  g.  materiellen  Einheit  der  deutschen  Staaten  fand  auch 
die  Anerkennung  der  deutschen  Bundesversammlung,  als  sie  auf  den  Antrag  Badens  vom 
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§.  159. 
Unter  der  Herrschaft  des  deutschen  Bundes  konnte  das  industrielle 
Leben  nur  in  sehr  einseitiger  Weise  seinen  internationalen  Charakter  zur 
Geltung  bringen.  Bei  der  strengen  Festhaltung  des  Prinzipes  der  gegen- 
seitigen Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  aller  auch,  der  kleinsten  Staaten 
des  Bundes  gelang  es  jenen  Interessen  nur  insoweit  einen  grösseren  Raum 
der  Bewegung  zu  erhalten,  als  die  St^.aten  des  Bundes  ihre  Unterthanen 
gegenseitig  in  einigen  Handelsbeziehungen  nicht  als  Ausländer  behandelten, 
d.  h.  dieselben  in  gewissen  Hinsichten  unter  gleichen  Bedingungen  wie  die 
eigenen  Unterthanen    zum    Handelsbetriebe    zuliessen.^)     Ein  Mehres   war 


18.  April  1848  den  Bericht  der  für  Erfüllung  des  Art.  19  der  Bundesacte  bestellten  Com- 
mission  einforderte  und  am  19.  Mai  1848  den  Beschluss  fasste:  „Um  zuder  Aus- 
fuhrnng  der  nothwendigen  Freiheit  des  innern  Verkehrs  und  zu  einem 
grossen  einheitlichen  Handels-  und  Zollsysteme  in  möglichst  kurzer  Frist 
gelangen  zu  können,  ergeht  an  die  sämmtlichen,  jetzt  noch  durch  verschiedene  Zoll- 
systeme getrennten  deutschen  Bundesstaaten  —  —  die  Aufforderung,  sachverständige 
Männer  hierher  *nach  Frankfurt  zu  senden,  welche  über  ein  gemeinschaftliches  Handels- 
und Zollsystem  sich  zu  verständigen  und  die  geeigneten  Vorschläge  zur  Ausfuhrung  zu 
machen  haben."  Weitere  Resultate  hatte  indess  dieser  Bundesbeschluss  und  die  zu  seiner 
Ausführung  eintretenden  Verhandlungen  der  Regirungs-Commissarien  nicht.  Die  deutsche 
Bundesversammlnng  beschäftigte  sich  freilich  noch  mit  der  bundesrechtlichen  Erledigung 
einzelner  solcher  Angelegenheiten,  wie  namentlich  in  Ausführung  des  Art.  18,  d  der  Bun- 
desacte mit  einer  gleichmässigen  Regelung  der  Gesetzgebung  über  den  Schutz  des 
literarischen  Eigenthums  (einer  auch  industriell  wichtigen  Angelegenheit),  aber  ein  gesetz- 
liches Resultat  haben  auch  diese  Verhandlungen  nicht  gehabt.  —  Die  den  Bundestag 
intepmistisch  ersetzende  Reichsgesetzgebung  sanctionirte  dagegen  in  der  Reichsverfassung 
vom  28.  März  1849  Art.  7  §.33:  „Das  deutsche  Reich  soll  ein  Zoll-  und  Handelsgebiet 
bilden,  umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze,  mit  Wegfall  aller  Binnenzölle."  Allein 
auch  diese  legislative  Bestimmung  sank  zu  bald  mit  der  gesammten  Reichsrerfassung,  um 
irgend  praktische  Folgen  haben  zu  können,  und  es  blieb  hinfort  den  deutschen  Staaten 
überlassen,  ihre  internationalen  Interessen  auf  dem  industriellen  Gebiete  ausserhalb  der 
Bundesversammlung  durch-  besondere  Vereinbarungen  unter  sich  und  mit  fremden  Staaten 
ZOT  Geltung  zu  bringen.  Die  wichtigsten  der  demzufolge  geschlossenen  Verträge  finden 
sich  in  dep  Noten  zu  den  §§.  169  ff.  erwähnt.  Ueber  ältere  Handelsverträge  referirt 
Klüber,  OeffentUches  Recht  §.  412  Note  c.  Ausser  diesen  sind  denn  noch  die  mancherlei 
Verträge  deutscher  Staaten  (auch*  des  Zollvereins)  mit  fremden  Mächten  über  die  gegen- 
seitigen Handelsverhältnisse  zu  ermahnen,  unter  denen  der  französisch -preussische  ein 
besonderes  nationales  Interesse  beansprucht. 

*)  Vor  Allem  war  diese  Gleichmässigkeit  der  Behandlung  des  Handelsbetriebes  darauf 
bezogen  (vergl.  Vertrag  vom  4.  April  1853,.  die  Fortdauer  und  Erweiterung  des  Zoll-  und 
Handelsvereins  betreffend),  dass  die  Ge werbtreibenden  in  keinem  der  durch  den  ZoU- 
vereinsvertrag  verbundenen  Staaten  von  einem  Gewerbe  (Handel  oder  Gewerbe)  eine 
Abgabe  zu  entrichten  haben,  der  nicht  gleichmässig  die  in  demselben  Gewerbsverhältnisse 
stehenden  eigenen  Tjnterthanen  unterworfen  seien.  Desgleichen  sollen  Fabrikanten  und 
Gewerbtreibende,  welche  blos  für  das  von  ihnen  betriebene  Geschäft  Ankäufe  machen, 
oder  Reisende,  welche  nicht  Waaren  selbst,  sondern  nur  Muster  derselben  bei  sich  fuhren, 
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damit  nicht  gegeben.  Da  nun  aber  innerhalb  des  Bandes  die  Befagni&s 
zum  Gewerbebetrieb  nach  den  allerverschiedensten  Grundsätzen  ertheilt 
wurde  und  von  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Wohn-  und  Zugrecbt 
keine-  Rede  war,  so  konnte  mit  jenen  in  den  Zoikerträgen  enthaltenen 
Bestimmungen  nur  wenig  geholfen  sein.  Die  Interessen  des  industriellen 
Lebens  vertrugen  eben  die  Staatenbund- Verfassung  nicht  und  es  blieb  erst 
dem  Norddeutschen  Bunde  als  Bundesstaat,  mit  einheitlicher  Bundesgesetz- 
gebung  vorbehalten,  diesen  Interessen  gerecht  zu  werden. 

§.  160r 
Es  ist  ein  der  Hebung  der  nationalen  Macht  und  Würde  ebenbürtiger 
Gewinn  des  deutschen  Volkes,  durch  die  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bundes  auch  seinen  internationalen  industriellen  Interessen  in  wirksamster 
Weise  Rechnung  getragen  zu  sehen.  Das  gesammte  Gebiet  des  Bundes  gilt 
als  ein  einiges  Handelsgebiet  mid  es  ist  durch  die  Ueberweisung  der  Be- 
stimmungen über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Niederlassungs Verhältnisse, 
über  den  Gewerbebetrieb  und  das  Versicherungswesen,  der  Zoll-  und  Han- 
delsgesetzgebung, der  Ordnung  des  Maass-,  Münz-  und  Gewichts-Systems, 
nebst  Feststellung  der  Grundsätze  über  Emission  von  fundirtem  und  un- 
fundirtem  Papiergelde,  der  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen, 
der  Erfindungs-Patente,  des  Schutzes  des  geistigen  Eigenthums,  der  Orga- 
nisation eines  gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen  Handels  im  Auslande, 
der  deutschen  Schi£ffahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See  und  Anordnung  gemein- 
samer consularischer  Vertretung,  des  Eisenbahnwesens  und  der  Herstellung 
von  Land-  und  Wasserstrassen  im  Interesse  der  Landesvertheidignng  und 
des  allgemeinen  Verkehres,  des  Flösserei-  und  Schifffahrtsbetiriebes  auf  den 
mehren  Staaten  gemeinsamen  Wasserstrassen  und  des  Zusttmdes  der  letz- 
teren, sowie  der  Fluss-  und  Wasserzölle,  des  Post-  und  Telegraphenwesens; 
—  durch  Ueberweisung  dieser  Angelegenheiten  an  die  Beaufsichtigung  und 
Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  ist  den  industriellen  Interessen 
im  weitesten  Umfange  die  unentbehrliche  Garantie  der  international-freiheit- 
lichen Entwicklung  gegeben.*) 


um  Bestellungen  zu  suchen,  wenn  sie  die  Berechtigung  zu  diesem  Gewerbshetriehe  in  dem 
Vereinsstaate ,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  hahen,  durch  Entrichtung  der  gesetzlichen 
Ahgahen  erworhen^ahen ,  oder  im  Dienste  solcher  inländischen  Go^erbtreibenden  oder 
Eaufieute  stehen,  in  den  anderen  Staaten  keine  weitere  Abgabe  hierfür  zu  entrichten  ver- 
pflichtet sein.  Auch  sollen  beim  Besuche  der  Märkte  und  Messen  zur  Ausübung  des  Han- 
dels und  zum  Absätze  eigener  Erzeugnisse  oder  Fabrikate  in  jedem  Vereinsstaate  die 
Unterthanen  der  übrigen  contrahirenden  Staaten  ebenso  wie  die  eigenen  Unterthanen  be- 
handelt werden. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4. 
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E.    Gegenstände. 

§.  161. 
Der  objectiye  Umfang  und  Inhalt  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  anf 
dem  mdnstriellen  Gebiete  sind  nicht  fUr  alle  deutschen  Staaten  gleichmässig 
zu  bestimmende  Begriffe.  Denn  grade  hier  hängt  Alles  von  den  besonderen 
Verhältnissen  des  einzelnen  Staates  ab.  Die  physische  Beschaffenheit  des 
Bodens,  seines  Klimas  und  aller  seiner  sonstigen  gegebenen  Naturverhält- 
nisse,  femer  der  allgemein  schon  befestigte  CnlturBtand,  die  Einsicht  und 
Betriebsamkeit  des  Volkes,  die  Untemehmungskraft  der  Einzelnen,  selbst 
das  Verhältnis»  der  einheimischen  Industrie  zu  der  in  anderen  Staafen: 
alles  Dieses  muss  dem  Staate  den  Gegenstand,  Umfang  und  Inhalt  seines 
Bechtes,  sich  der  Industrie  im  Volke  anzunehmen,  bestimmen.  Wenn  darum 
auch  kein  deutscher  Staat  eine  Seite  der  industriellen  Zustände  und  Be- 
strebungen aus  dem  Bereiche  seiner  rechtlichen  Gompetenz  prinzipiell  aus- 
geschlossen hat,  so  sind  doch  die  einzelnen  Gegenstände  dieses  Rechtes  der 
Staatsgewalt  und  die  den  positiven  Inhalt  desselben  bestimmenden  Prin- 
zipien in  den  verschiedenen  deutschen  Staaten  mehr  oder  minder  ver- 
schiedene. 

.  §.  162. 
.  Im  Allgemeinen  sondern  sich  die  Gegenstände  des  Rechtes  der  Staats- 
gewalt auf  dem  industriellen  Gebiete  in  zwei  Gruppen.  Die  eine  bilden 
diejenigen  industriellen  Unternehmungen,  deren  unmittelbare  Tendenz  die 
Verwerthung  der  stofflichen  Werthe  flir  die  materiellen  Bedürfnisse  der 
Menschen  ist  (das  industrielle  Leben),  die  andere  aber  diejenigen, 
welche  nur  die  allgemeinen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  dei'  gün- 
stigen Entfaltung  jener  sind  (Verkehrsanstalten).  Das  innere  Kriterium 
dieser  Unterscheidung  ist  die  Beziehung,  welche  die  industrielle  Verrichtung 
zu  der  unmittelbaren  Bestimmung  der  sachlichen  Werthe  hat,  ob  sie  deren 
Verwendbarkeit  direct  bewirken  oder  nur  indirect  vermitteln  will.  Jene 
zweite  Gattung  der  industriellen  Unternehmungen  verhält  sich  zu  der 
ersteren,  wie  das  Mittel  zum  Zweck.  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  dieser 
Unterscheidung  zeigt  sich  aber  in  einer  Verschiedenartigkeit  der  Anfor- 
derungen, welche  beide  lUassen  der  industriellen  Unternehmungen  an  die 
Macht  des  Staates  stellen.  Ebenso  gestalten  sich  auch  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen der  Staatsgewalt  wieder  innerhalb  der  beiden  Hauptgruppen  der 
industriellen  Unternehmungen  ftlr  die  einzelnen  Arten  derselben  besonders. 

a.    Das  industrielle  Leben. 

§.  163. 
Das  gesanunte  Gebiet  der  Industrie  bildet  einen  Gegenstand  der  fllr- 
sorgenden  Pflege  der  Staatsgewalt.    Zunächst  sind  es  die  eigentlich  pro- 
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ductiven  Functionen  des  geschäftlichen  Lebens,  deren  Richtung  und 
Bewegung  den  Schutz  und  die  Unterstützung  der  öffentlichen  Gewalt 
beanspruchen,  nicht  minder  aber  hat  auch  an  derjenigen  Thätigkeit,  welche 
die  Vertheilung  jener  Producte  zum  Gegenstande  hat,  die  Staatsgewalt 
sich  zu  bethätigen.  So  stellen  sich  als  die  Gebiete  des  Bernfes  der  Staats- 
gewalt an  dem  industriellen  Leben  die  Land  wir  thschaft  als  die  auf  die 
Gewinnung  der  verwehrtbaren  Naturproducte  gerichtete  Art  der  Industrie, 
das  Gewerbe  als  die  auf  die  V'^erarbeitung  der  nattirlichen  Stoffe  zum 
Gebrauche  der  Menschen  gewandte  Arbeit,  und  der  Handel  als  die  Ver- 
mittlung der  richtigen  Gtttervertheilung,  in  gleicher  Unmittelbarkeit  dar. 
Die  mannichfachen  Unterscheidungen  innerhalb  dieser  einzelnen  Arten  der 
Industrie,  wie  zwischen  der  Land-,  Forst-  und  Gartenwirthschaft,  zwiscben 
Handwerk,  Fabrikation,  Bergbau-  und  Hüttenbetrieb,  zwischen  Gross-- und 
Kleinhandel,  £xport  und  Import,  sind  auch  für  die  concrete  Gestaltung  des 
Rechtes  der  Staatsgewalt  nach  Inhalt,  Form  und  Umfang  nicht  gleichgültig, 
treten  indess  nur  hinsichtlich  des  speziellen  Verwaltungsrechtes  hervor.  Von 
den  Arten  der  Bethätigung  der  Staatsgewalt  in  der  Fürsorge  für  das  in- 
dustrielle Leben  und  seine  Erfolge  selbst  (zum  Unterschiede  von  der  Her- 
stellung der  Verkehrsanstalten)  beansprucht  das  Zollwesen  ein  besonderes 
Interesse  und  ist  auch  in  der  Darstellung  des  Staatsrechtes  zu  erwähnen. 

aa.    Landwirth Schaft.^) 

§.  164. 
Die  Ijandwirthschaft  mit  den  ihr  verwandten  Betrieben  der  Forstwirth- 
schaft,  der  Jagd  und  der  Fischerei  verpflichtet  den  Staat  nur  insofern  zur 
Bethätigung  seiner  öffentlichen  Gewalt,  als  es  seine  Aufgabe  ist,  die  Rechts- 
verhältnisse des  Grund  und  Bodens  so  zu  ordnen,  dass  eine  rationelle  Be- 
wirthschaftung  desselben  möglich  ist,  und  daftlr  zu  sorgen,  dass  die  all- 
gemeinen wirthschaftlichen  Bedingungen  einer  günstigen  Cultur  hergestellt 
und  erhalten  werden.^)  In  beiden  Hinsichten  aber  entscheiden  die  Zustände 
des  einzelnen  Staates  auch  allein  über  die  Grenzen  seines  landwirthschaft- 
lichen  Berufes.  Als  ein  allgemeines  Prinzip  ist  nur  der  Grundsatz  zu  be- 
zeichnen, dass  der  Grund  und  Boden  möglichst  der  freien  Disposition  des 
Eigenthümers  belassen  oder  übergeben  werden  muss,  und  haben  in  der 
That  die  deutschen  Staaten  die  Aufhebung  der  lästigen  grand-  und  gnts- 
Jierrlichen  Berechtigungen   und  die  Ablösung   der   auf  den  Grundstücken 

*)  Vergl.  hinsichtlich  des  Preussischen  Rechtes  von  Bonne,  Preussisches  Staats- 
recht Bd.  IL  Abth.  2  §.  369  ff.  und  Bd.  I.  Ahth.  2  §.  95. 

')  Dahin  gehören  Verhütung  der  Forstverwüstungen  durch  regelwidrigen  Forstbetrieb, 
Sicherung  des  Grundbesitzes  gegen  Wildschaden,  Begünstigung  und  Ueberwachmig  der 
nothwendigen  Anlagen  zur  Ent-  und  Bewässerung  der  Grundstücke,  sofern  sie  von  all- 
gemeinerem Interesse  sind. 
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ruhenden  privatrechtlichen  Lasten  und  Abgaben/)  sowie  die  Befreiung  der 
8.  g.  Gemebheiten  aus  dem  Nexus  gemeinsamer  Nutzungsberechtiguugen 
und  Ueberweisung  derselben  zum  privativen  freien  Eigenthum  der  zu  ihrer 


•)  Vergl.  (Hannoversches  Landesverfassnngsgesetz  §.  41:  „Die  AblÖsbarkeit  der 
grond-  und  g^tsherrlichen  Rechte  und  die  Grundsätze  über  die  daflir  zu  leistende  Ent- 
schädigung, wie  solche  durch  die  Ablösungsgesetze  vom  10.  November  1831  und  23.  Juli 
1833  bestimmt  worden,  bleiben  als  ein  verfassungsmässiges  Recht  sowohl  der  ßerechtigten 
als  der  Verpflichteten  in  Kraft.  Eine  Abänderung  der  Bestimmungen  über  die  Ablösung 
der  Erbpachten  in  Ostfriesland  im  gesetzlichen  Wege  bleibt  jedoch  vorbehalten";)  (Kur- 
hessisches  Verfassungsgesetz  §.  33  hob  die  Jagd-,  Waldkultur-  und  Teichdienste  nebst 
den  Wildprets-  und  Pischfuhren  oder  dergleichen  „Traggängen  srar  Prohne",  ebenso  die 
dem  Staate  zu  leistenden  Pruchtmagazinsfuhren  und  Handdienste  auf  den  Pruchtböden 
gänzlich  auf,  versprach  auch  die  gesetzliche  Umwandlung  aller  ungemessenen  Hof-, 
Cameral-  und  gutsherrlichen  Frohnen  in  gemessene,  und  erklärte  alle  gemessenen  Frohnen 
für  ablösbar;  vgl.  §.  34:  „Alle  Grundzinsen,  Zehnten  und  übrigen  gutsherrlichen  Natural- 
und  Geldleistungen,  auch  andere  Reallaaten  sind  ablösbar");  Braun schweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  36  (AblÖsbarkeit  der  privatrechtlichen  Reallasten,  „womit  das 
Eigenthum  oder  das  erbliche  Besitzrecht  an  einem  Grundstücke  beschwert  ist"),  und  §.  37 : 

„Alle  im  Umfange  des  Herzogthums  belegenen  Lehen  jeder  Art sind  der  Aufhebung 

des  lehnsherrlichen  und  agnatischen  Lehnverbandes  in  den  noch  gesetzlich^  zu  bestimmen- 
den Verhiiltnissen  unterworfen");  Oldcnburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art. 62  ff. 
(sehr  ausführlich);  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  35  ff.;  Bremens  oh  es  §.  19 
Abs.  4  (AblÖsbarkeit  aller  gutsherrlichen  und  ähnlichen  Lasten  und  Gefälle).  Als  ein 
wesentficher  Anspruch  der  landwirthschaftlichen  Interessen  an  die  Gesetzgebung  ist  auch 
besonders  die  Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  be- 
trachtet und  auch  verfassungsgesetzlich.  Sehr  rein  griif  hier  das  Oldenburgsche 
Revidirte  Staatsgrundgesetz  durch ;  vergl.  Art.  64  §.  1 :  „Das  Jagd-  und  Fischerciregal, 
sowie  die  Jagdhoheit  und  sämmtliche  bisherige  Jagdgesetze  sind  aufgehoben;  §.  2:  Jagd- 
pnd  Pischereigerechtigkeiten  auf  fremdem  Grund  und  Boden  und  in  fremden  Gewässern 
sowie  die  Jagddienste,  die  Jagdfrohnen  und  andere  Leistungen  für  Jagdzwecke,  und 
Fischereifrohnen  sind  aufgehoben;  —  §.  4:  Die  Jagdgerechtigkeit  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  und  das  Pischereirecht  in  fremden  Gewässern  darf  in  Zukunft  nicht  wieder  als 
Grundgerechtigkeit  bestellt  werden."  Vergl.  auch  Braun schweigs che s  Gesetz  über  die 
Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremden  Grundstücken  etc.  vom  8.  September  1848.  —  Zu 
den  noch  offenen  Fragen  der  Agrargesetzgebung  gehört  in  einigen  deutschen  Staaten  vor 
Allem  die  Frage  der  freien  Theilbarkeit  des  Grundbesitzes.  Während  in  einigen 
deutschen  Staaten  die  freie  Theilbarkeit  jedes  Grundbesitzes  von  der  Gesetzgebung  als 
oberstes  Prinzip  anerkannt  ist,  wie  z.  B.  im  Grossherzogthum .Oldenburg  (vergl.  Olden- 
burgsche s  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  61:  „Jeder  Grundeigenthümer  kann  seinen 
Grundbesitz  unter  Lebenden  und  auf  den  Todesfall  ganz  oder  theilweise  veräussern,  inso- 
weit nicht  die  künftige  Gesetzgebung  aus  Rücksichten  des  allgemeinen  Wohles  und  staats- 
wirtbschaftlichen  Gründen  in  einzelnen  Landestheilen  des  Herzogthums  Oldenburg  und  im 
Fürstenthum  Lübeck  Beschränkungen  bestimmen  wird.  —  Für  die  todte  Hand  sind  Be- 
schränkungen des  Rechts,  Liegenschaften  zu  erwerben  und  über  sie  zu  verfügen,  im  Wege 
der  Gesetzgebung,  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  zulässig."),  ist  diese  Angelegen- 
fieit  in  anderen  Staaten,  wie  z.  B.  im  ehemaligen  Königreich  Hannover  (und  zwar  schon- 
seit  langen  Jahren),  ein  Gegenstand  nicht  zum  Abschluss  gekommener  Erwägungen  in  der 
Regirung  und  im  gesetzgebenden  Körper. 
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Nntzang  Berechtigten  (Tbeilang,  Separation),  die  Möglichkeit  der  Zueam- 
menlegung  der  Feldmarksgrandstttcke  za  Coniplexen  von  wirthschafUich 
erforderlicher  Grösse  (Verkoppelung),  die  Ent-  und  Bewässerong  der  Grund- 
stücke zum  grössten  Theil  schon  seit  Längerem  gesetzlich  bestimmt  und 
geregelt/)  Wie  weit  im  Uebrigen  die  Sorge  und  die  Hülfe  der  Staats- 
gewalt auf  dem  Gebiete  der  landwirthschaftlichen  Interessen  zu  gehen  habe, 
ob  und  in  wie  weit  der  Staat  mit  seinen  Mitteln  der  Einf&hrung  besserer 
Wirthschajftsmethoden  und  Wirthschaftsgeräthe,  der  Hebung  der  Viehzucht, 
Pflege  und  Sicherung  der  Forstcnltur  und  dergleichen  Angelegenheiten  za 
Hülfe  kommen  solle:  alles  das  muss  der  Stand  der  landwirthschafilicheu 
Cnltur  und  der  ökonomischen  Bildung  des  Volkes  entscheiden  (landwirtfa- 
schaftliche  Lehranstalten*,  Einrichtungen  zur  Hebung  des  landwirthschaft- 
lichen Kredits  u.  dergl.).*) 

bb.    Gewerbe.') 

§.  165. 
Die  Interessen  der  producirenden  Gewerbe  (des  Handwerks  und  der 
Fabrikation  im  weitesten  Sinne,  also  mit  Einschluss  des  Bergbau-  und 
Hütten-,  sowie  des  Salinenbetriebes)  sind  von  den  deutschen  Staaten  nicht 
zum  Gegenstande  einer  gemeinsamen  rechtlichen  Regelung  gemacht,  und 
sind  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Betriebes  dieser  Gewerbe  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  verschieden  bestimmt.  Sofern  indess  der  Verkehr  mit 
den  producirten  Waaren  in  Frage  kommt,  beeinflussen  auch  die  allgemeinen 
Handels-  und  Zollverträge  diese  Unternehmungen  und  ist  insofern  allerdings 
von  einer  gemeinsamen  Regelung  der  gewerblichen  Interessen  zu  sprechen.*) 
Ebenso  werden  dieselben  wenigstens  indirect  durch  die  Verträge  der  deut- 
schen Staaten  über  die  Heimathsberechtigung^)  berührt.  Ein  jeder  deutsche 
Staat  hat  aber  seine  Aufgabe  darin  gefunden,  die  rechtlichen  Bedingungen, 


0  Es  ist  hier  auf  die  partikulare  Gesetzgebung  zu  verweisen.  In  den  deutschen  Ver- 
fassungsgesetzen findet  sich  nur  eine  hierauf  bezügliche  Bestimmung.  Vergl.  Olden- 
burgsches  Bendirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  219:  „Zur  Be Wirkung  der  Nutzbarmachimg 
unbebauter  Flachen,  insbesondere  zu  d€m  Zwecke,  dem  Unbemittelten  die  Erwerbung  ton 
Grundbesitz  zu  erleichtern,  soll  för  das  Herzogthum  Oldenburg  eine  dem  Staatsministerium 
unmittelbar  untergeordnete  Behörde  hergestellt  werden.  Dieser  Behörde  ist  die  Leitung 
der  Anstalten  und  Einrichtungen,  welche  vom  Staate  zu  dem  gedachten  Zwecke  getrofFen 
werden,  zu  übertragen.  Das  Gesetz  hat  zu  bestimmen,  in  wie  weit  derselben  die  Ans- 
weisifhgen  der  dem  Staate  zustehenden '  unangebauten  Flächen  zu  überlassen  sind.  Aach 
soll  sie  durch  angemessene  Staatsmittel  zu  geeigneter  Unterstützung  von  Anbauem  in  den 
Stand  gesetzt  werden." 

«)  Von  Rönne  a.  a.  0.  §.  378.  379. 

3)  Vergl.  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  n.  Abtheil.  2  §.  383-387: 
388-413. 

<)  S.  unten  §.  168  und  169. 

^)  S.  unten  die  Darstellung  der  Unterthanenrechte. 


—     157     — 

von  deren  ErflUlang  die  BeftigniBS  des  gewerblichen  Betriebes  abhängig  ist^ 
zu  bestimmen,  sowie  die  Art  nnd  den  Grad  des  Schutzes^  welchen  die 
öffentliche  Gewalt  den  gewerblichen  Unternehmungen  za  gewähren  hat, 
festzusetzen.  Das  MaaQ3  dieser  Bedingungen  ist  der  Pankt,  nm  welchen 
sich  die  Ansichten  der  Politiker  und  Nationalökonomen  wie  auch  die  Be- 
stimmungen der  Gesetzgebung  drehen.  Das  mittelalterliche  oder  moderne 
Zunftwesen  beherrscht  noch  in  manchen  deutschen  Staaten  auch  diesen 
Theil  des  industriellen  Lebens,  während  in  einigen  das  Prinzip  der  Gewerbe- 
freibeit  (mit  engeren  oder  weiteren  Restrictionen)  den  Gegensatz  zu  jenen 
Beschränkungen  des  productiven  Gewerbes  bildet,  so  dass  sich  von  der  — 
indess  niemals  völligen  —  Freigebung  des  Gewerbebetriebes  die  Scala 
seiner  Beschränkungen  bis  zu  der  strengsten  Zunft-  und  Goncessionstheorie 
erhebt.  Allgemein  aber  scheint  die  Beseitigung  aller  ausschliesslichen 
Gewerbe -Privilegien  (Monopole,  Zwangs-  und  Bannrechte)  von  der  deut- 
schen Gesetzgebung  zur  Aufgabe  genommen  und  der  gewerbliche  Verkehr 
von  diesem  drückenden  Hindemiss. einer  günstigen  Entwicklung  befreit  zu 
sein  oder  zu  werden,  während  das  s.  g.  Patentwesen  gesetzlich  geregelt 
nnd  der  Gefahr   willkürlicher  Bevorzugung  Einzelner  entzogen  ist.*)    Im 


')  Nur  einzelne  Yerfassongsgesetze  enthalten  Bestimmungen  über  die  Verhältnisse  der 
gewerblichen  Betriebe,  deren  Regelung  besonderen  Gesetzen  (Gewerbeordnungen)  über- 
lassend. YergL  (Eurhessische  Yerfassungsurkunde  von  1831  §.  36:  „Ausschliessliche 
Handels-  und  Gewerbeprivilegien  ^sollen  ohne  Zustimmung  der  Landstände  nicht  mehr 
ertheüt  werden.  Die  Aufhebung  der  bestehenden  Monopole,  sowie  der  Bann-  oder  Zwangs- 
rechte, ist  durch  ein  besonderes  Gesetz  zu  bewirken.  Patente  für  Erfindungen  können  von 
der  Regirung  auf  bestimmte  Zeit,  jedoch  nicht  länger  als  auf  zehn  Jahre  ertheüt  werden. 
Diejenigen  Gewerbe,  für  deren  Ausübung  aus  polizeilichen  oder  staatswirthschaftlichen 
Bucksichten  eine  Concession  erforderlich  ist,  soUen  gesetzlich  bestimmt  werden.  Indessen 
ist  das  Erfordemiss  einer  Concession,  wie  solches  bisher  bestand,  nirgend  auszudehnen*"); 
Gross  herzoglich  Hessische  §.  104:  „Ausschliessliche  Handels-  und  Gewerbsprivilegien 
sollen  nicht  Statt  finden,  ausser  zu  Folge  eines  besonderen  Gesetzes.  Patente  für  Erfin- 
dungen dagegen  kann  die  Regirung  auf  bestimmte  Zeit  ertheilen";  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  8;  „Unterthanen  haben  Anspruch  auf  Gestattung  der  Gewerbsberechtigun- 
gen, zu  welchen  sie  sich  vorbereitet  haben,  nach  Vorschrift  der  besonderen  über  diese 
Gegenstände  ergangenen  und  ergehenden  Verordnungen";  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.59:  „Monopole  (ausschliessliche  Privilegien)  sollen  künftig  nicht  mehr  ertheilt  oder  wie- 
der erneuert  werden.  —  Zur  Belohnung  neuer  Erfindungen  oder  wesentlicher  Vervoll- 
konunnungen  älterer  Erfindungen  können  Patente  auf  mehre  Jahre  ertheilt  werden, 
welche  dem  Erfinder  das  ausschliessliche  Recht  zur  Benutzung  seiner  Erfindung  für^iese 
Zeit  gewähren";  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  58  §,1:  „Handels- 
und Gewerbsprivilegitfi  können  nur  in  einzelnen  Fällen,  nur  auf  dem  Wege  des  Gesetzes 
und  nur  unter  Festsetzung  ihres  Umfanges  und  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt  werden" ; 
§.  2:  „Erfindungs-  und  Einführungspatente  auf  höchstens  zehn  Jahre  bedürfen  jedoch  der 
Zustimmung  des  Landtages  nicht".  Aehnlich  Gesetz  für  Reuss  j.  L.  vom  20.  Juni  1856 
§-25;  Liechtensteinsches  Verfassungsgesefz  §.  17:  „Die  Zulässigkeit  ausschliessliche!* 
Handels-  und  Gewerbsprivilegien  für  eine  bestimmte  Zeit  wird  durch  ein  besonderes  mit 
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Zoll-  und  Handelsverträge  vom  8.  Juli  1867  haben  die  Staaten  des  Nord- 
deutschen Bundes  mit  Baiern,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen  sich  ver- 
sprocheu;  dahin  zu  wirken,  dass  durch  Annahme  gleichförmiger  Grundsätze 
die  Gewerbsamkeit  befördert  und  der  Befugniss  der  Angehörigen  des  einen 
Staates,  in  dem  andern  Arbeit  und  Erwerb  zu  suchen,  möglichst  freier 
Spielraum  gegeben  werde.*) 


den  einscblägigen  Bundesgesetzen  ( ?)  übereinstimmendes  Gesetz  normirt" ;  Bremensches 
von  1854  §.  11:  „Die  Betreibung  jedes  Gewerbes  ist  frei,  soweit  nicht  gesetzliclie  Anord- 
nimgen  entgegenstehen."  —  Das  Patentwesen  ist  in  Deutschland  durch  die  Ueber- 
einkunft  mehrer  Staaten  vom  21.  September  1842  (auch  in  dem  Vertrage  zwischen 
dem  Norddeutschen  Bunde,  Baiem,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen  über  die  Fortdauer 
des  Zoll-  und  Handelsvereins  vom  8.  Jali  1867  Art.  21  von  allen  diesen  Staaten  von 
Neuem  anerkannt),  der  später  noch  andere  deutsche  Staaten  beigetreten  sind,  iür  diese 
Staaten  wenigstens  in  den  Hauptprinzipien  gleichmässig  gestaltet.  Die  wesentlichsten 
Grundsätze  dieser  Uebereinkunft  sind  (unter  Vorbehalt  des  Bechts  eines  jeden  Vereins- 
staates,  „über  die  Ertheilung  von  Patenten  zur  ausschliesslichen  Benutzung  neuer  Erfin- 
dungen im  Gebiete  der  Industrie  nach  seinem  Ermessen  zu  beschliessen*'):  „I.  Es  sollen 
Patente  überall  nur  Mr  solche  Gegenstände  ertheilt  werden,  welche  wirklich  neu  und 
eigenthumlich  sind.  —  Die  Beurtheilong  der  Neuheit  und  Eigenthümlichkeit  des  zu  pa- 
tentirenden  Gegenstandes  bleibt  dem  Ermessen  einer  jeden  ßegirung  überlassen.  Für 
eine  Sache,  welche  als  eine  Erfindung  eines  vereinsländischen  Unterthans  anerkannt  und 
zu  Gunsten  des  letzteren  bereits  in  einem  Vereinsstaate  patentirt  worden  ist,  soll  ausser 
jenem  Erfinder  selbst  oder  dessen  Rechtsnachfolger  Niemanden  ein  Patent  in  einem  an- 
deren Vereinsstaate  ertheilt  werden.  II.  Unter  den  im  Artikel  I  ausgedrückt^en  Voraus- 
setzungen kann  auf  die  Verbesserung  eines  schon  bekannten  oder  eines  bereits  patentirten 
Gregenstandes  ein  Patent  gleichfalls  ertheilt  werden,  sofern  die  angebrachte  Aendenmg 
etwas  Neues  und  Eigenthümliches  ausmacht;  ( —  jedoch  ohne  Beeinträchtigung  des  bereits 

ertheilten  Patentes  — ) .    III.   Die  Ertheilung  eines  Patentes  darf  fortan  niemals 

ein  Recht  begründen:  a.  die  Einfuhr  solcher  Gegenstände,  welche  mit  den  patentirten 
übereinstimmen,  oder  b.  den  Verkauf  und  Absatz  derselben  zu  verbieten  oder  tu  "be- 
schränken. Ebensowenig  darf  dem  Patent -Inhaber  ein  Recht  beigelegt  werden,  c,  den 
Ge-  oder  Verbrauch  von  dergleichen  Gegenständen,  wenn  solche  nicht  von  ihm  bezogen 
oder  mit  seiner  Zustimmung  anderweitig  angeschafft  sind,  zu  untersagen,  mit  alleiniger 
Ausnahme  des  Falles,  wenn  von  Maschinen  und  Werkzeugen  für  die  Fabrikation  und  den 
Gewerbebetrieb}  nicht  aber  von  allgemeinen  zum  Ge-  und  Verbrauche  des  grosseren  Publi- 
kums bestimmten  Handelsartikeln  die  Rede  ist.  IV.  Dagegen  bleibt  es  jeder  Vereins- 
Regirung  überlassen,  durch  Ertheilung  eines  Patentes  innerhalb  ihres  Gebietes  dorn  Patent- 
Inhaber  1)  ein  Recht  zur  ausschliesslichen  Anfertigung  oder  Ausfuhrung  des  in  Rede 
stehenden  Gegenstandes  zu  gewähren. 2)  Das  Recht  zu  ertheilen:  a.  eine  neue  Fa- 
brikationsmethode, oder  b.  neue  Maschinen  oder  Werkzeuge  für  die  Fabrikation  —  aus- 
schliesslich anzuwenden  (—  so  dass  jeder  Dritte  das  Recht  dazu  vom  Patent-Inhaber  sich 
erwerben  muss  — ).  V.  Es  sollen  in  jedem  Vereinsstaate  die  Ünt-erthanen  der  übrigen 
Vereinsst'aaten  sowohl  in  Betreff  der  Verleihung  von  Patenten,  als» auch  hinsichtlich  des 
Schutzes  für  die  durch  die  Patentertheilung  begründeten  Befugnisse  den  eigenen  Unter- 
thanen  gleich  behandelt  werden."  Jedoch  bleibt  jedem  Staate  das  Recht,  über  das  Patent- 
gesuch selbständig  zu  entscheiden. 

')  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  Art.  26,  worin  namentlich  die  gleiche  Behandlung  der 
Gewerbtreibenden  in  allen  Vereinsstaaten  als  Prinzip  hingestellt  wurde. 
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§.  166. 
Die  Bethätigung  des  Staates  anf  dem  gewerblichen  Gebiete  kann  nach 
der  Katar  des  Gewerbes  wie  nach  dem  Wesen  des  Staates  nicht  in  einer 
positiven  Antheilnahme  des  Staates  an  den  gewerblichen  Unternehmungen 
bestehen.*)  Diese  gehören  wie  die  gesammte  Industrie  anderen  Kreisen 
(der  Gesellschaft)  an  nnd  hat  der  Staat  nnr  unter  irrationalen  .Verhältnissen 
des  Gewerbelebens  selbst  als  Unternehmer  auftreten  können.  Sein  Beruf 
ist  vielmehr  nur  die  Abwehr  nachtheiliger  Zustände  und  die  Verhinderung 
missbräuchlicher  Ausübung  der  Gewerbe.  Darum  eignet  dem  Staate  ebenso- 
wohl das  Recht,  solche  gewerbliche  Betriebe,  deren  Ausübung  gemeingeftlhr- 
liche  Ueberschreitungen  zulässt,  von  seiner  Erlaubniss  abhängig  zu  machen 
nnd  etwa  auch  seiner  Controle  dauernd  zu  unterwerfen,*)  als  auch  das 
Recht  und  die  Pflicht  darüber  zu  wachen,  dass  die  Gewerbtreibenden,  dem 
socialen  Zwecke  der  Gewerbe  entsprechen'),  und  alle  Missbräuche  derselben, 
welche  dem  zuwider  sind,  zu  unterdrücken.  Die  deutschen  Staaten  vindi- 
eiren  dämm  namentlich  das  Recht  der  Regelung  und  Ueberwachung  des 
Zunftwesens,  jedoch  unter  Respectirung  der  vermögensrechtlichen  Privat- 
rechte der  Zünfte,  als  eine  Sache  des  öffentlichen  Rechtes.^) 

cc.    Handel. 

§.  167. 
Der  Handel,  als  die  auf  die  Vermittlung  des  Waarenverkehrs  (Angebot 
und  Nachfrage)  gerichtete  Thätigkeit,  ist  fast  noch  weniger  als  die  Land- 
wirthscbaft  oder  das  producirende  Gewerbe  eine  Beschäftigung,  an  welcher 
der  Staat  in  directer  Weise  Theil  nehmen  könnte,*)  Dennoch  ist  aber 
auch  der  Handel  ein  industrielles  Gebiet,  auf  welchem  der  Staat  mit  seinen 
grossen  Mitteln  thätig  werden  muss,  indem  er  die  allgemeinen  Bedingungen, 
von  welchen  die  günstige  Entfaltung  des  Handelsverkehrs  abhängig  ist,  zu 


*)  Dass  dennoch  auch  noch  heutiges  Tages  Gewerhs-  (und  Handels-)  Monopole  des 
Staates  vereinzelt  Torkomroen  (z.  B.  das  Tabacks-Monopol  in  Oestreich,  das  Salz-Monopol 
in  PreoBsen)«  beweiset  Nichts  gegen  di^  Bichtigkeit  des  im  Text  Tertretenen  Prinzips. 
Ebenso  ist  der  staatliche  Besitz  von  s.  g.  Begalien  oder  nutzhären  Hoheitsrechten  nicht 
ein  Moment  der  Gegenbeweisfuhrung. 

•)  Z.  B.  Concessionspflichtigkeit  der  Gast-  und  Schankwirthschaft.  Welches  diese 
gewerblichen  Betriebe  und  wie  weit  die  Concessionspflichtigkeit  auszudehnen,  ist  eine 
Frage  der  Politik. 

')  Z.  B.  durch  Unterhaltung  s.  g.  Leggeanstalten  zur  Beförderung  einer  guten  Leinen- 
fabrikation. 

^)  Vergl.  schon  den  Beichsahschied  von  1654  §.  106  und  den  Beichsschluss  von 
1731  (des  Näheren  erwähnt  von  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  ü.  §.  193  "Note  6 
und  7).  Für  das  heutige  Becht  sind  dagegen  die  partikularrechtliehen  Gesetze  nachzu- 
sehen. 

*)  Vergl  jedoch  Note  1  zum  vorstehenden  Paragraphen, 
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schaffen  berufen  ist.  Es  gilt  freilich  auch  hier,  dass  das  Mass  und  die  Art 
der  staatlichen  Thätigkeit  durch  die  Verhältnisse,  unter  welchen  der  Handel 
im  Staate  und  von  dem  Staate  aus  betrieben  wird  und  werden  mnss,  be- 
dingt sind :  allein  es  lässt  sich  der  Beruf  der  Staatsgewalt  doch  auch  hier 
in  dem  allgemeinen  Prinzipe  zusammenfassen,  dass  das  Recht  und  die 
Pflicht  des  Staates  es  ist,  dem  Handel  die  äusseren  Bedingungen  seiner 
zweckentsprechenden  Entfaltung,  sofern  sie  von  allgemeineui  Interesse  und 
nicht  schon  durch  die  Mittel  der  den  Handel  betreibenden  Personen  zu  be- 
schaffen sind,  durch  Hinwegräumung  entgegenstehender  Hindemisse 0  wie 
durch  Herstellung  der  enorderlichen  Anstalten  (Strassen,  Häfen,  Lagerräume 
u.  dergl.)  in's  Leben  zu  rufen  und  zu  sichern.  Daneben  liegt  ^ann  ebenso 
in  dem  Berufe  der  Staatsgewalt,  den  Handel  so  zu  überwachen,  dass  — 
ohne  die  freie  Entfaltung  desselben  zu  beschränken  oder  zu  erschweren  — 
ein  dem  Zwecke  des  Handels  und  dem  Interesse  des  Publikums  ent- 
sprechender Betrieb  desselben  möglichst  gesichert  ist.  So  haben  alle  deut- 
schen Staaten  das  jus  nundinarum,  das  Recht  die  Abhaltung  von  Messen 
und 'Märkten  zu  gestatten  und  Marktordnungen  und  dergleichen  zu  erlassen, 
als  ein  unbestrittenes  Recht  der  Souverainetät  geübt. 

§.  168. 
Die  Natur  des  Handels  erfordert  ein  möglichst  weites  Gebiet  fUr  seine 
Entfaltung')  und  müssen  darum  so  eng  verbundene  zahlreiche  Staaten,  wie 
die  deutschen,  sich  veranlasst  sehen,  durch  besondere  Vereinbarungen  mög- 
lichst gleichmässige  Bedingungen  ftir  den  Handelsverkehr  herzurichten,  sofern 
nicht  dessen  Interessen  sich  zu  localen  verkleinem.  Abgesehen  von  den 
nicht  nur  den  Handel,  sondern  und  besonders  auch'  die  producirenden  Ge- 
werbe betreffenden  Vereinbamngen  der  deutschen  Staaten  unter  sich  und 
mit  ausserdeutschen  Staaten  über  eine  gleichmässige  Behandlung  des  Zoll- 
wesens und  namentlich  die  Aufhebung  der  inneren  Zollgrenzen  in  Deutsch- 
land, sowie  den  sonstigen  Verkehrserleichterungeu  betreffenden  Verträgen, 
haben  die  deutschen  Staaten  besonders  die  gleichmässige  Gestaltung  der 
rechtlichen  Verhältnisse  des  Handels  durch  die  Vereinbarung  eines  allge- 
meinen deutschen  Handelsgesetzbuches  sich  angelegen  sein  lassen  und  da- 
mit einen  wesentlichen  Schritt  zu  Gunsten  des  deutschen  Handelsverkehrs 


^)  So  ist  auch  von  mehreren  Staaten  das  für  die  Handels -Interessen  höchst  nach- 
theilige Institut  der  „ Handels -Monopole"  beseitigt.  Yergl.  die  verfassungsgesetzlichen 
Nachweisangen  oben  S.  157  Note  1.  Schon  die  Reichspolizei-Ordnnng  von  1577 
Tit.  18  §.  1  erl^lärte  sich  gegen  solche  Privilegien  sehr  hestimmt. 

')  Schon  von  den  Mächten  dos  Westphälischen  Friedens  in  den  Worten  anerkannt: 

„Et  quia  publice  interest,  nt  commercia  —  reflorescant, plena  sit  conunerciorom 

libertas  et  transitus  ubique  loconim,  terra  marique  tutus:"  Dem  widersprach  indess  das 
Interesse  der  deutschen  Reichsstände  und  die  Handelspolizeigewalt  des  Reiches  fiel  den 
ZolLspecnlationen  der  Territorien  mm  Opfer. 
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gethau.  Im  Uebrigen  ist  die  Art  und  Weise  und  der  Umfang  der  handels- 
politischen Thätigkeit  des  Staates  je  in  den  deutschen  Staaten  so  ver- 
schieden ^  wie  auch  die  handelspolitischen  Interessen  in  denselben  je  be- 
sondere sind.*) 

dd.   Das  Zollwesen. 

§.  169. 
Zum  Schutze  und  zur  Förderung  der  gesammten  Industrie  dient  das 
Institut  der  Schutzzölle,  d.  h.  derjenigen  Auflagen,  welche  dem  Import 
fremdländischer  Güter  oder  Fabrikate  auferlegt  sind,  um  die  an  sich  noch 
nicht*  concurrenzfähige  Production  des  Inlandes  durch  die  Belastung  der  in 
sich  vollkommneren  und  darum  billiger  arbeitenden  ausländischen  concurrenz- 
fähig  zu  machen.  Diese  -—  von  den  Steuerzöllen')  wesentlich  unter- 
schiedenen —  Zölle  trefFeti  in  der  Regel  derart  nur  den  Handel,  welcher 
ihnen  auch  den  besonderen  Namen  „Handelszölle"  gab,  sind  aber  in  Wirk- 
lichkeit auf  den  Schutz  der  Production  gerichtet  und  werden  daher  von 
dem  Stande  der  Leistungsfähigkeit  derselben  im  Verhältniss  zu  der  anderer 
industriell-politischer  Kreise  nach  Art  und  Höhe  bestimmt.  Die  Ungleich- 
heit der  industriellen  Veranlagung  der  Nationen  ist  das  Fundament  der 
Handels-  oder  Schutzzölle,  deren  Bedeutung  in  demselben  Masse  abnimmt, 
in  welchem  jene  Ungleichheit  sich  ebnet.  Die  Beseitigung  der  Schutzzölle 
muss  der  Sieg  des  kosmopolitisch  gewordenen  industriellen  Lebens  sein; 
die  Hinausschiebung  der  Zollgrenzen .  an  die  nationalen  Frenzen  aber  ist 
das  Bedürfnis^  der  Nation,  gerade  wenn  die  Geschichte  sie  in  verschiedene 
politisch-selbständige  Staaten  zertheilte. 

§.  170. 
,  Unter  den  internationalen  Massnahmen  der  deutschen  Staaten,  welche 
die  Erleichterung  der  industriellen  Entwicklung  zum  Gegenstande  haben, 
treten  als  besonders  wichtig  die  Vereinbarungen  dieser  Staaten  über  die 
gleichmässige  Behandlung  des  Zollweseus  hervor.  Der  Zweck,  welchen 
diese  Vereinbarungen  verfolgten,  ist  ein  zwiefacher,  indem  es  im  Interesse 
des  Handels  und  überhaupt  der  Industrie  zunächst  darum  zu  thun  war,  die 
inneren  Zollgrenzen  in  Deutschland  zu  entfernen  und  dagegen  eine  all- 
gemeine Zollgrenze  und  ein  grösseres  Handelsgebiet  durch  eine  handels- 


*)  Schon  in  Folge  des  Einflusses  der  Verschiedenheit  der  geographischen  Lage  (ob 
Binnen-  oder  Küstenland),  der  localen  Bedeutung  und  Beziehungen  des  Handclsrerlcehrs, 
der  historisch  begründeten  Verhältnisse  u.  dergl.  m.  Der  handelspolitische  Beruf  der 
deutschen  Staaten  steht  auch  nicht  einmal  im  Verhältniss  zu  der  sonstigen  politischen 
Bedeutung  derselben,  wie  denn  z.  B.  die  deutschen  Republiken,  sonst  Gemeinwesen  von 
sehr  geringer  politischer  Kraft  und  Bedeutung,  als  Hauptplätze  des  grossen  Handels- 
verkehrs eine  vorwiegend  handelspolitische  Thätigkeit  zu  entfalten  haben. 

*)  Vergl.  darüber  unten  §.  266  flf. 

Groiefend,  Staatsrecht.  11 
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politische  Zusammenlegung  der. Staatsgebiete  herzustellen,  dann  aber  auch 
darum,  die  Zollpflichtigkeit  der  einzelnen  Verkehrsgegenstände  so  zu  ordnen, 
dass  die  Entwicklung  der  Industrie  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten 
möglichst  gleichmässige  Verhältnisse  in  dieser  Richtung  vorfindet  und  da- 
durch das  Gebiet  der  Concurrenz  erweitert  und  die  äusseren  Bedingungen 
des  einzelnen  Gewerbebetriebes  vortheilhafter  gestaltet  werden.  Die  früheren 
Steuer-  und  Zollverträge  einzelner  deutschen  Staaten*)  schmolzen  zu  dem 
grossen  Zoll  Vereins  vertrage,  welchen  alle  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Ocstreich,  Mecklenburg,  Holstein  und  den  Hansestädten  schlössen,  zu- 
sammen. Zwischen  dem  „Deutschen  Zollverein"  und  Oestreich  knüpfte 
dann  ein  besonderer  Vertrag  ein  engeres  industrielles  Bündniss.')       ^ 

§.  171. 
Seit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  bildet  der  Bund  ein 
Zoll-  und  Handelsgebiet,  umgeben  von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze.  Nur 
einzelne  wegen  ihrer  Lage  zur  Einschliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  ge- 
eignete Gebietstheile  sind  davon  ausgeschlossen.^)  Die  Hansestädte  Lübeck, 
Bremen  und  Hamburg  sind  mit  einem  dem  Zwecke  entsprechenden  Bezirke 
ihres  oder  des  umliegenden  Gebietes  als  Freihäfen  ausserhalb  der  gemein- 
schaftlichen Zollgrenze  geblieben,  bis  sie  ihren  Einschluss  in  dieselbe  bean- 
tragen. *)  Dem  Bunde  ist.  die  Gesetzgebung  über  das  gesammte  ZoUwesen 
sowie  die  Ueberwachung  der  Einhaltung  des  gesetzlichen  Verfahrens  hin- 


')- Viele  ältere  Jlandels-  und  Zollverträge  finden  sich  von  Kl  über  Oeflfentliches  Recht 
§.  412  Note  c.  erwähnt. 

*)  Nachdem  Preussen  und  Oestreich  einen  Zoll-  und  Handelsvertrag  am  19.  Fe- 
hruar  1853  geschlossen,  ward  diesem  Vertrage  auch  von  denjenigen  Staaten  heigetreten, 
welche  unter  dem  4.  April  1853  den  „Vertrag  über  die  Erweiterung  und  Fortdauer  des 
Zoll-  und  Handelsvereins "  vereinhart  hatten.  Der  Preussisch-Oestreichische  Vertrag 
vom  19.  Fehruar  1853  signaliairte  den  Zweck  dieser  Verträge  in  den  einleitenden  Worten: 
„Se.  M.  der  König  von  Preussen  und  S.  M.  der  Kaiser  von  Oestreich  von  dem  Wunsche 
geleitet,  den  Handel  und  Verkehr  zwischen  Ihren  Gehieten  durch  ausgedehnte  Zoll- 
hefreiungcn  und  Zollermässigungen,  durch  vereinfachte  und  gleichförmige  ZollhehandluBg 
und  durch  erleichterte  Benutzung  aller  Vcrkehrsanstalten  in  umfassender  Weise  zu  fördern, 
und  in  der  Ahsicht,  Ihre  Zolleinnahmen  zu  sichern,  und  die  deutsche  allgemeine  Zolleinigang 
anzuhahnen,  hahen  etc."  Geschlossen  wurde  der  Zollvereinsvertrag  nur  für  die  Dauer  von 
zwölf  Jaliren  (his  zum  letzten  Dezemher  1865),  war  dann  aber  durch  die  Verträge  vom 
27.  und  28.  Juni,  11.  Juli  und  12.  Octoher  1864  und  namentlich  durch  den  Zollvereins- 
vertrag  vom  16,  Mai  1865,  bezw  11.  April  1865  auf  fernere  zwölf  Jahre  (bis  zum  31.  De- 
cember  1877)  erneuert.  Ver^.  von  Rönne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  IL  Abtb,  2 
S.  628  ff. 

^  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  33.  Als  die  materielle  Bedeu- 
tung dieses  Bandes  bezeichnete  dieser  Art.  33,  dass  alle  Gegenstande,  welche  im  freien 
Verkehr  eines  Bundesstaates  sind,  in  jeden  anderen  Bundesstaat  eingeführt  werden  können 
und  in  letzterem  einer  Abgabe  nur  in  so  weit  unterworfen  werden  dürfen,  als  daselbst 
gleichartige  inländische  Erzeugnisse  einer  inneren  Steuer  unterliegen. 

*)  Ebenda  Art.  34. 
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sichtlich  der  Erhebung  und  Verwaltung,  der  Zölle  (und  Verbrauchssteuern), 
welche  jedem  Bundesstaate,  so  weit  derselbe  sie  bisher  ausgeübt  hat,  inner- 
halb seines  Gebietes  überlassen  bleiben,  übertragen/)  Die  vor  Errichtung 
des  Norddeutschen  Bundes  vereinbarten  Bestimmungen  über  das  Zollwesen 
bleiben  aber  zwischen  den  bei  diesen  Verträgen  betheiligten  Bundesstaaten 
in  Kraft,  soweit  sie  nicht  durch  die  Vorschriften  der  Bundesverfiässung  ab- 
geändert sind  und  so  lange  sie  nicht  auf  bundesgesetzlichem  Wege  abge- 
geändert  werden.  Mit  diesen  Beschränkungen  sind  die  Bestimmungen  des 
Zollvereinigungsvertrages  vom  16.  Mai  1865  auch  auf  diejenigen  Bundes- 
staaten und  Gebietstheile  ausgedehnt,  welche  dem  deutschen  Zoll-  und 
Handelflverein  bis  dahin  nicht  angehörten.'')  Hinsichtlich  der  nicht  zum 
Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  des  Zollvereins,  bezw.  der  östreichi- 
schen  Monarchie  ist  eine  Revision  des  Handels-  und  Zollvertrages  vom 
II.  April  1865  im  Sinne  einer  grösseren  Erleichterung  des  gegenseitigen 
Verkehres  vorbehalten.  Einstweilen  war  aber  dieser  Vertrag  in  Kraft  ge- 
blieben.^) Der  Vertrag  zwischen  dem  Norddeutechen  Bunde,  Baiem, 
Würtemberg,  Baden  und  Hessen  vom  8.  Juli  1867  sicherte  den  Fortbestand 
des  Zoll-  und  Handelsvereines  bis  zum  letzten  Dezember  1877.*) 


>)  Ebenda  Art.  35  ff. 

')  Ebenda  Art.  40.  Die  Verwaltung  des  Zollwesens  durch  den  Bund  betreffen  die 
Art  36  —  39  des  Verfassungsgesetzes. 

*)  Prager  Friede  vom  23.  August  1866  Art,  13;  Friedensvertrag  zwischen 
Preussen  und  Würtemberg  vom  13.  August  1866  Art  7;  zwisdien  Preussen  und 
Baiern  vom  22.  August  1866  Art.  7;  zwischen  Preussen  und  Baden  vom  17.  August 
1866  Art.  7;  zwischen  Preussen  und  Hessen-Darmstadt  vom  3.  September  1866  Art.  7. 

*)  Vortrag  vom  8.  Juli  1867  Art.  1:  «Die  vertragenden  Theile  setzen  den,  Behufs 
eines  ge  neinsam^n  Zoll-  und  Handelssystems  errichteten,  auf  dem  Vertrage  über  die  Fort- 
dauer des  2ioU-  und  Handelsvereins  vom  16.  Mai  1865  beruhenden  Verein  bis  zum  letzten 
December  1877  fort.  —  Bis  dahin  bleiben  die  Zollvereinigungs- Verträge  vom  22.  und 
30,  März  und  11.  Mai  1833,  vom  12.  Mai  und  10.  December  1835,  vom  2.  Januar  1836, 
vom  8.  Mai,  19.  October  und  13.  November  lißll,  vom  4.  April  1853  und  vom  16.  Mai  1865 
nebst  den  zu  ihnen  gehörenden  Separatartikeln  zwischen  den  vertragenden  Theilen  ferner 
in  Kraft,  soweit  sie  bisher  noch  in  Kraft  waren  und  nicht  durch  die  folgenden  Artikel 
abgeändert  sind.  —  Mit  diesen  Beschränkungen  und  vorbehaltlich  der  Verabredung  im 
Artikel  6  (Bezeichnung  der  Freihafengebiete)  finden  die  Bestimmungen  der  gedachten 
Verträge  auch  auf  diejenigen  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden  Staaten  und  Gebiets- 
theile Anwendung,  welche  dem  ZoU-  und  Handelsverein  noch  nicht  angehörten."  Der 
wichtigste  in  diesem  Vertrage  vom  8.  Juli  1867  begründete  Fortschritt  des  deutschen 
Zollwesens  war  in  dem  Art.  7  beurkundet,  welcher  für  den  gesammten  ZoUverein  ein  dem 
gesetzgebenden  Körper  des  Norddeutschen  Bundes  nachgebildetes  Organ  einer  gemein- 
samen Zoll-Gesetzgebung  constituirte  und  zwar  in  einem  Bundesrathe  des  Zoll- 
vereins als  gemeinschaftlichem  Organ  der  Begirungen  und  in  einem  Zollparlament 
als  gemeinschaftlicher  Vertretung  der  Bevölkerungen.  Der  erste  Fall  einer  „völkerrecht- 
lichen Gesetzgebung". 

11* 
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b.    Vftrkehrsanstalten. ') 

§.  172. 
Der  Verkehr  der  Staaten,  der  Menschen  und  ihrer  Sachen  stellt  an 
die  öffentliche  Gewalt  besondere  Forderungen,  indem  die  Anstalten,  welcher 
derselbe  bedarf,  ein  Gegenstand  der  unerlässlichen  Fürsorge  des  Staates 
sind.  Wenn  nun  schon  die  Industrie  in  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  ihren 
kosmopolitischen  Charakter  geltend  macht,  so  muss  dieses  um  so  mehr  der 
Verkehr  als  die  Vermittlung  jier  Personen,  Sachen  und  Interessen,  welche 
der  Raum  scheidet«^  zu  thun  berechtigt  sein.  Die  allgemeinen  Gesichts- 
punkte, aus  denen  die  einzelnen  Anstalten  des  Verkehrs  geschaffen  und 
unterhalten  werden  müssen,  sind  ftlr  das  Auge  des  Privatmannes  zu  weit 
und  die  Mittel,  welche  dafür  verwandt  werden  müssen,  flir  einzelne  Kräfte 
zu  erheblich,  so  dass  der  Staat  als  die  personificirte  Allgemeinheit  seine 
Fürsorge  und  Pflege  diesen  Anstalten  nicht  entziehen  darf.  Als  der  Zweck 
derselben  gilt  aber  —  und  dies  begründet  den  Unterschied  des  Rechtes 
des  Staates  an  den  Verkehrsanstalten  von  dem  an  der  Industrie  —  nicht 
nur-  die  Vermittlung  und  Förderung  materieller,  sondern  auch  die  der 
geistig-sittlichen  Interessen.  Es  ist  eben  das  der  gesammten  Cultur  des 
und  der  Menschen  ureigenstes  und  unveräusserliches  Bedürfniss,  welches 
in  dem  Verkehre  seine  Befriedigung  sucht  und  nach  den  Mitteln  dieser  Be- 
friedigung zu  begehren  berechtigt  ist. 

§.  173. 
Bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  industriellen  Cultur  sind  die 
Wasser-  und  die  Landstrassen  (in  diesem  Sinne)  mit  Einschluss  der 
Eisenbahnen,  des  Telegraphen-  und  Postwesens  und  endlich  die 
Herstellung  des  allgemeinen  Tausch-  und  Verkehrsmittels,  des  Geldes 
(Münzwesen),  sowie  die  Festsetzung  des  allgemeinen  Masses  und  Ge- 
wichtes diejenigen  Anstalten  und  Angelegenheiten,  deren  Herstellung  und 
Förderung  die  deutschen  Staaten  als  Gegenstände  ihrer  Fürsorge  und  Pflege 
betrachten.  Auch  diese  Verkehrsanstalten  haben  ein  kosmopolitisches  In- 
teresse, das  ihre  rechtliche  wie  technische  Behandlung  allgemeineren  Prin- 
zipien, als  das  Interesse  des  Staates  allein  begründen  würde,  unterstellt. 
Es  hatten  darum  die  deutschen  Staaten  auch  über  die  Herstellung  und 
Benutzung  dieser  Anstalten  gewisse  gleichmässlge  Grundsätze  vereinbart 
und  zwar  wegen  der  innigen  Beziehung,  welche  zwischen  ihnen  und  den 
industriellen  Betrieben  besteht,  gleichzeitig  und  in  integrirendem  Zusammen- 
hange mit  den  zur  Hebung  der  Industrie  und  namentlich  des  Handels  ge- 
troffenen   Steuer-    und   Zoll- Vereinbarungen.')     Im   Uebrigen    hatten    die 

')  Von  Rönne -Preussiaches  Staatsrecht  Bd.  11.  Abth.  2  §.  414  ff. 
')  Vergl.  den  Zollvereinsvertrag  vom  4.  April  1853  Art.  13,  15—17  enthaltend 
die  Bestimmungen  über  Hebnng  von  Chausseegeldern,  WasserzöUcn,  Canal-,  Schleusen-, 
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deutschen  Staaten  auch  auf  diesem  Gebiete  ihres  Berufs  je  ihr  eigenes 
Recht  geübt.  Erst  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  beseitigte  die 
unberechenbaren  Nachtheile  und  Hindernisse,  welche  dem  industriellen 
Leben  durch  die  partikulare  Behandlung  der  allgemeinen  Verkehrsanstalten 
erwuchsen.  Die  Bundesverfassung  erhob  die  Ordnung  des  Mass-,  MUnz- 
uud  Gewichtssystems,  das  Eisenbahnwesen  und  die  HersteUung  von  Land- 
und  Wasserstrassen,  das  Post-  und  Telegraphen wesen,  die  (Marine  und) 
SchiffTahrt  nebst  dem  Gonsulatwesen  zu  Angelegenheiten  des  Bundes.') 

aa.    Schifffahrt.») 

§.  174. 
Die  Freiheit   der  Schifffahrt   auf  allen   schiffbaren  Flüssen  Deutsch 
lands  wie   der  anderen  europäischen  Staaten  war  bereits  in  dem  ersten 
Pariser  Frieden  als  nothwendiger  Gegenstand  der  völkerrechtlichen  Verein- 
barungen erkannt*)  und  hatte  dann  auch  der  Wiener  Congress  weitere  Be- 
stimmungen  darüber    herbeigeführt.*)      Sie    betrafen    von   den    deutschen 


Brücken-,  Fähr-,  Hafen-,  Waage-,  Erahnen-  und  Niederlagegebühren,  sowie  alle  Leistungen 
für  Anstalten,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind,  auch  (Art.  16)  die  Auf- 
hebung aUer  etwa  noch  bestehenden  Stapel-  und  ümschlagsrechte,  und  vor  Allem  den  im 
Art.  41  des  ZoUvereinsyertrages  auch  von  den  übrigen  Zoll  Vereinsstaaten  acceptirten 
Preussisch  -  Oestreichischen  Handels-  und  Zollvertrag  vom  19.  Februar  1853 
Art.  14—17,  namentlich  Art.  15:  „Die  Benutzung  der  Chausseen  nnd  sonstigen  Strassen, 
Canäle,  Schleusen,  Fähren,  Brücken  und  Brückenöffnungen,  der  Häfen  und  Landungsplätze, 
der  Bezeichnung  und  Beleuchtung  des  Fahrwassers,  des  Lotsenwesens,  der  Erahne  und 
Waage- Anstalten,  der  Niederlagen,  der  Anstalten  zur  Rettung  und  Bergung  von  SchifFs- 
gütem  und  dergleichen  mehr,  insoweit  die  Anlagen  oder  Anstalten  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmt  sind,  soll,  gleichviel  ob  dieselben  vom  Staate  oder  von  Privatberechtig- 
ten verwaltet  werden,  den  Angehörigen  des  andern  Staates  unter  gleichen  Bedingungen 
und  gegen  gleiche  Gebühren,  wie  den  Angehörigen  des  eigenen  Staates  gestattet  werden.** 
Hierauf  folgen  allgemeine  Prinzipien  über  die  Hebung  solcher  Gebühren.  Jetzt  kommen 
die  Verabredungen  im  Vertrage  vom  8.  Juli  1867  Art.  22  ff.  in  Betracht,  welche  die 
thunlichste  Befreiung  des  Handelsverkehrs  von  aUen  belästigenden  Abgaben  und  Leistun- 
gen in  ausgedehntestem  Masse  bezweckten. 

')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4  und  Abschnitt  VTI-X. 

«)  Elüber,  Oeffentliches  Recht  §.  563  ff. 

^)  Erster  Pariser  Friede  vom  30.  Mai  1814  Art.  V.:  „La  navigation  sur  le 
Rhin,  du  point  oü  il  devient  navigable  jusqu'  a  la  mer,  et  reciproquement,  sera  libre  de 
teUe  Sorte  qn'eUe  nepuisse  ötre  interdite  a  personne;  et  Ton  s'occupera  au  futur  congres 
des  piincipes  d'apres  lesquels  on  pourra  regier  lefe  droits  ä  lever  par  les  etats  riverains 
de  la  mani^re  la  plus  egale  et  la  plus  favorable  au  commerce  de  toutes  les 
nation«.  —  H  sera  examine  et  decide  de  meme,  dans  le  futur  congres,  de  quelle  ma- 
niere,  pour  faciliter  les  Communications  entre  les  peuples  et  lesrendre  tou- 
jours  moins  etrangers  les  uns  aux  autres,  la  disposition  d-dessus  pourra  6tre  egale- 
ment  ötendue  ä  tous  les  autres  fleuves,  qui  dans  leur  cours  navigable  s^parent  ou  traver- 
sent  differens  ^tats." 

*)  Wiener  Congressacte  Art.  108—117  und  Annexe  XVI,  ä  Facte  du  congres  de 
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Flüssen  den  Rhein,  den  Neckar",  oen  Main  und  die  Mosel,  sowie  yon  den 
Flüssen  in  fremden  Staaten  die  Maas  und  die  Scheide.  Später  haben  dann 
die  betheiligten  deutschen  Uferstaaten  sich  in  gleichem  Sinne  über  die 
Schifffahrt  auf  den  deutschen  Flüssen  vereinbart,  so  dass  als  das  allge- 
meine Prinzip  die  Freiheit  der  Schifffahrt  auf  den  deutschen  schiffbaren 
Flüssen  betrachtet  werden  kann/)  Unter  ausdrücklicher  Bestätigung  der 
Schifffahrtsbestimmungen  des  Wiener  Congresses  verpflichteten  sich  die 
deutschen  Bundesglieder  noch  besonders  zur  Ausführung  jener  Yereinbaron- 
gen,')  und  ward  also  diese  Angelegenheit  zu  einer  Bundessache  erhoben. 
Ausserdem  sind  von  den  einzelnen  deutschen  Staaten  für  die  Schifflfahrt 
innerhalb  ihrer  Gebiete  auch  noch  besondere  Bestimmungen  und  Ordnungen 
getroffen,  welche  indess  jene  allgemeinen  Grundsätze  als  höhere  Normen  zu 
respectiren  gehabt  haben.') 


Vienne  („B^glemens  pour  la  libre  navigation  des  rivieres**).  VergL  Klub  er  Acten  4c« 
Wiener  Congresses  Bd.  m.  S.  1—416. 

*)  Vergl.  den  Preussisch-Oestreichischen  Handels-  und  Zollvertrag  vom  19.  Februar 
1853  Art.  14:  „Zur  Befahrnng  aller  natürlichen  und  künstlichen  Wasserstrassen  in  den 
Gebieten  der  contrahirenden  Theile  (also  der  Zollvereinsstaaten  und  Oestreichs)  sollen 
Schilfsführer  und  Fahrzeuge,  welche  einem  derselben  angehören,  unter  denselben  Bedin- 
gongen  und  gegen  dieselben  Abgaben  von  Schiff  oder  Ladung  zugelassen  werden,  wie 
Schiffsführer  und  Fahrzeuge  des  eigenen  Staates.  *" 

')  (Bundesacte  Art  19.)  Plenarbeschluss  der  Bundesversammlung  vom 
3.  August  1820  §.  4:  „Sämmtliche  dabei  betheiligten  Bundesglieder  machen  sich  verbind- 
lich, die  in  der  Wiener  Congressacte  Art.  109—116  (rectius  117)  inclusive  gegebenen  und 
vermöge  Art.  19  der  Bundesacte  den  Berathungen  der  Bundesversammlung  zum  Grunde 

gelegten  Vorschriften  unverbrüchlich  zu  befolgen, und  in  der  kürzest  möglichen 

Frist  zu  beendigen,  wo  aber  noch  keine  Unterhandlungen  eingeleitet  sind,  solche  unver- 
züglich eintreten  zu  lassen. '^  Die  Wiener  Schlussacte  Art.  65  behielt  auch  diesen 
Gegenstand  zur  ferneren  Bearbeitung  der  Bundesversammlung  vor,  „um  durch  gemein- 
schaftliche Uebereinkunft  zu  möglichst  gleichförmigen  Verfügungen  darüber  zu  gelangen. 

^)  Zum  Protokoll  der  Wiener  Ministerial-Conferenzen  vom  19.  April  1820  war  be- 
schlosseOt  ndass  in  dem  53.  Artikel  der  Schlussacte  unter  der  „Gewährleistung  zugesicherter 
Bechte*"  auch  die  durch  die  Congress-  und  Bundesacte  festgesetzten  Rechte  der  Fluss- 
schifffahrt begriffen  seieü."  Als  Separatverträge  sind  zu  erwähnen:  1)  bezüglich  der 
Elbe  der  Friede  zwischen  Sachsen  und  Preussen  vom  18.  Mai  1814  (in  Klüber 
Acten  des  Wiener  Congresses  Bd.  VL  S.  133  ff.),  die  Elbschifffahrtsacte  vom 
23.  Juni  1821  mit  ergänzenden  Bestimmungen  vom  18«  September  1824  (geschlossen 
zwischen  Oestreich,  Preussen,  Sachsen,  Hannover,  Holstein  und  Lauenburg,  Mecklenburg- 
Schwerin,   Anhalt  und   Hamburg)   und   die  Elbschifffahrts-Additional-Acte  vom 

13.  April  1844;  2)  bezüglich  der  Flüsse,  welche  östreichisches  und  balersches 
Gebiet  durchschneiden  oder  trennen,   der  Oestreich-Baiersche  Tractat  vom 

14.  April  1816  Art.  9  (in  Klüber  Staatsarchiv  Bd.  I.  S.  406),  und  die  Donauschiff- 
fahrt sacte  vom  7.  November  1857  (geschlossen  zu  Wien  zwischen  Oestreich,  Baiem, 
der  Türkei  und  Würtemberg);  3)  für  die  Schifffahrt  auf  der  Ems  der  Preussisch- 
Hannoversche  Tractat  vom  29.  Mai  1815  (in  Klüber,  Acten  etc.  Bd.  VI.  S.  146)  und 
Art.  30  der  Wiener  Congressacte  („S.  M.  le  Boi  de  Prusse  et  S.  M.  Britanniqne« 
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§.  175. 
Das  Recht  der  Staatsgewalt  an  der  Schiflffahrt  hat,  wie  überhaupt  sein 
Recht  auf  dem  Gebiete  der  Industrie,  die  zwiefache  Tendenz,  dass  zunächst 
die  Hindemisse,  welche  der  Benutzung  der  schiffbaren  Flüsse  zu  den 
Zwecken  des  Handels  entgegenstehen,  beseitigt,  dann  aber  auch  diejenigen 
Anstalten,  welche  zur  Erleichterung  und  Sicherung  der  Schifffahrt  erforder- 
lich sind,  hergerichtet  werden  müssen.  Die  völkerrechtlichen  Schifffahrts- 
verträge haben  auch  auf  beide  Richtungen  Bedacht  genommen,  um  wenig- 
stens ein  geringstes  Mass  der  Freiheit  und  der  Bequemlichkeit  der  Schjff- 
fahrt  flir  den  allgemeinen  Verkehr  zu  sichern.*)    Darüber  hinauszugehen 


Boi  d*Hanoyre,  anim^s  da  desir  de  rendre  enti^rement  eganx  et  coromims  ä  Lears  sajets 
respectÜB  les  avaDtages  da  commerce  de  TEms  et  du  port  d'Erobden,  conveniennent  ä  cet 
egard  de  ce  qui  snit*');  4)  ftir  die  Schifffahrt  auf  der  Weser  die  Weserschifffahrts- 
acte  vom  10.  September  1823  (geschlossen  zwischen  Preossen,  Hannover,  Eurhessen, 
Braunschweigi  Oldenburg,  Lippe  und  Bremen)  mit  deren  Schlussprotokoll  vom  21.  Decem- 
ber  1825;  5)  für  die  Bheinschifffahrt  die  Uebereinkunft  der  üferstaaten  (Baden,  Baiem, 
Frankreich,  Hessen-DarmstaÜt,  Nassau,  den  Niederlanden  und  Preussen)  vom  31.  März 
1831;  6)  bezüglich  der  Schifffahrt  auf  dem  Neckar  die  Uebereinkunft  der  Uferstaaten 
(Hessen-Darmstadt,  Baden  und  Würtemberg)  vom  15.  Juli  1842  und  25.  Januar  1843.  — 
Hinsichtlich  der  frulieren  Verträge  über  die  Schifffahrt  auf  dem  Rhein  s.  Klüber 
Oeffentliches  Becht  §.  568  ff.  und  hinsichtlich  der  besonders  das  Königreich  Preussen 
angehenden  Schifffahrtsvertrage  s.  von  Bonne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  11.  Abth.  2 
S.  630  ff. 

*)  Die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Wiener  Congressacte  Art.  108—117  sind 
im  Wesentlichen  auch  die  allgemeinen  Prinzipien  der  besonderen  Schifffahrtsverträge  und 
können  deshalb  hier  eine  besondere  Berücksichtigung  finden.  VergL  Wiener  Congress- 
acte Art.  109:  „La  navigation  dans  tout  le  cours  des  rivieres  indiquees  dans  Farticle 
precedent  (d.  h.  die  schiffbaren  Flüsse,  welche  mehre  Staaten  trennen  oder  durchschnei- 
den), du  point  oü  chacune  d'elles  devient  navigable  jusqu'  a  son  embouchure,  sera  entiere- 
ment  libre,  et  ne  pourra,  sous  le  rapport  du  commerce,  etre  interdite  a  personne,  bien 
entendu,  que  Ton  se  conformera  aax  reglemens  relatifs  a  la  police  de  cette  navigation, 
lesqnelB  seront  con^us  d*une  maniere  uniforme  pour  tous,  et  aassi  favorables  que  possible 
au  commerce  de  toutes  le  nations."  Art.  110:  „Le  Systeme  qui  sera  etabli,  tant  pour  la 
perception  des  droits  que  pour  le  maintien  de  la  police,  sera,  autant  que  faire  se  pourra, 
le  m£me  pour  tout  le  cours  de  la  riviere,  et  s^etendra  aussi,  a  moins  que  des  circonstances 
particoli^res  ne  ß-y  opposent,  sur  ceux  de  ses  embranchemens  et  confluens  qui  dans  leur 
cours  navigable  s^parent  ou  traversent  differens  6tats;"  Art.  111:  „Les  droits  sur  la  na- 
vigation seront  fixes  d*une  maniere  uniforme,  invariable  et  assez  independante  de  la 
qualite  differente  des  marchandises  pour  ne  pas  rendre  necessaire  un  examen  d^taille  de 

la  cargaison  autrement  que  pour  cause  de  fraude  et  de  contra vention," ;  Art.  112: 

„Les  bureaux  de  perception,  dont  on  reduira  autant  que  possible  le  nombre,  seront  fixes 
par  le  reglement,  et  il  ne  pourra  s'y  faire  ensuite  aucun  changement  que  d'un  commun  accord, 
a  moins  qu'un  des  etats  riverains  ne  voulut  diminuer  le  nombre  de  ceux  qui  lui  apparti- 
annent  exclusivement;"  Art.  113:  „Chaquc  etat  riverain  se  chargera  de  Tentretien  de 
chemins  de  halage  (Leinpfade)  qui' passen t  par  son  territoire,  et  des  travaux  nöcessaires 
pour  la  m^me  etendue  dans  le  üt  de  la  riviere,  pour  ne  faire  eprouver  aucun*  obstacle 
a  la  navigation." ;  Art.  114:  „On  n'etablira  nulle  part  des  droits  d'etape  (Stapel- 
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ist  aber  keinem  Staate  verwehrt;  es  bleibt  vielmehr  die  Pflicht  eines  jeden 
Staates^  die  nautischen  Opportunitäten  semer  Lage  in  umfassendster  Weise 
auszunutzen  upd  durch  Herrichtung  und  Sicherung  der  erforderlichen  Wasser- 
strassen (Fahrwasser)  und  durch  Anlegung  der  Schififahrts-Etablissements, 
namentlich  der  dem  allgemeinen  Verkehr  dienenden  Häfen  mit  ihren  Neben- 
anstalten,  zu  unterstützen, ')  wenn  nicht  die  Selbstthätigkeit  der  industriellen 
Kreise  diese  Pflicht  ihm  erlassen  sollte. 

§.  176. 
Der  Norddeutsche  Bund  hat  nun  den  gesammten  SchififTahrtsverkehr 
zum  Gegenstande  seiner  Competenz  erhoben  und  ist  damit  in  wirksamerer 
Weise  nicht  nur  flir  die  Herstellung  der  erforderlichen  Wasserstrassen,  son- 
dern vor  Allem  auch  für  die  Interessen  des  eigentlichen  Schifffahrtsbetriebes 
gesorgt.  Die  Kauffahrteischiffe  aller  Bundesstaaten  bilden  eine  einheitliche 
Handelsmarine.'^)  In  den  Seehäfen  und  auf  allen  natürlichen  und  künst- 
lichen Wasserstraßen  der  einzelnen  Bundesstaaten  werden  die  Kauffahrtei- 
schiffe sämmtlicher  Bundesstaaten  gleichmässig  zugelassen  und  behandelt/) 
Auf  den  nattirlichen  Wasserstrassen  dürfen  Abgaben  nur  für  die  Benutzung 
besonderer  Anstalten,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehres  bestimmt  sind, 
erhoben  werden.  Alle  Abgaben  aber,  auch  die  in  den  Seehäfen  und  aut 
künstlichen  Wasserstrassen  für  Benutzung  der  künstlichen  Schifffahrtsanstal- 
ten  zu  entrichtenden  Abgaben  dürfen  die  zur  Unterhaltung  und  gewöhn- 
lichen Herstellung  der  Anstalten  und  Anlagen  dieser  Anstalten  erforder- 
lichen Kosten  nicht  übersteigen.     Auf  fremde  Schiffe  oder  deren  Ladungen 


recht),  d'^chelle  ou  de  reläche  forc^e.  Quant  a  ceux,  qui  existent  dejä,  ils  ne  seront 
conserves  qu'en  tant  que  les  ötats  riverains,  sans  avoir  egard  a  rinterßt  local  de  Tendroit 
ou  du  pays  oü  ils  sont  etablis,  les  trouveraient  necessaires  ou  utües  a  la  navigation  et 
au  commerce  en  g^neral;"  Art.  115:  „Les  douanes  des  etats  riverains  n^auront  rien  coni- 
mun  avec  les  droits  de  navigation.  On  empcchera  par  des  dispositions  r<§glementaires, 
que  Vereise  des  fonctious  des  douaniers  ne  mette  pas  d^entraves  a  la  navigation,  mais  on 
surveillera  par  une  police  exacte  sur  la  rive,  toute  tcntative  des  habitans  de  faire  la 
contrebande  a  Taide  des  bateliers."  Die  weitere  Ausführung  dieser  Grundbestimraongen 
flir  die  Schifffahrt  auf  dem  Rhein,  Neckar,  Main,  der  Mosel,  Maas  und  Scheide  enthielt 

.  das  vorerwähnte  Annexe  XVI.  der  Congressacte  und  die  üebereinkunft  vom  31.  März  1831 
(s.  vorigen  Paragraphen  Note  3  S.'  167). 

.')  Die  deutschen  Zollvereinsstaaten  haben  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Zollgesetz- 
gebung herbeigeführte  Vertheuerung  der  metallenen  Schiffsbau-Materialien  den  Erbauern 
von  Seeschiffen  für  diese  Materialien  eine  angemessene  Zollvergütung  bewilligt. 

•}  Die  Flagge  ist  schwarz-weiss-roth ;  Art.  55  der  Verfassung  des  Norddeut- 

.  sehen  Bundes. 

^)  Der  Bund  hat  auch  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Ladungsfahigkeit  der  Seq; 
schifte  zu  bestimmen,  die  Ausstellung  der  Messbriefe,  sowie  der  Schiffscertificate  zu  regeln 
und  die  Bedingungen  festzustellen,  von  welchen  die  Erlaubniss  zur  Führung  emes  See- 
schiffes abhängig  ist. 
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andere  oder  höhere  Abgahen  zu  legen  ^  als  von  den  Schiffen  der  Bundes- 
staaten oder  deren  Ladungen  zu  entrichten  sind,  steht  nur  dem  Bunde  zu. ') 
Auch  ist  schon  in  den  Friedensverträgen  von  1866  die  Aufhebung  der 
Schifffahrtsabgaben  auf  dem  Rhein  wie  auch  auf  dem  Main  und  zwar  sowohl 
der  Schiffsgebühr  als  des  Zolles  von  der  Ladung  stipulirt.^) 

bb.   Strassen. 

§.  177. 
In  allen  deutschen  Staaten  sind  die  öffentlichen  Verkehrswege  auf 
dem  festen  Lande  ein  Haupterfordemiss  des  commerciellen  und  überhaupt 
4es  industriellen  Verkehrs,  und  alle  deutschen  Staaten  betrachten  als  ihr 
Recht  und  ihre  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass  dieses  Erforderniss  in  zweck- 
entspreahender  Weise  erfüllt  ist.^)  Zweierlei  liegt  auch  in  diesem  Berufe 
der  Staatsgewalt,  die  Sorge  für  die  Herrichtung  der  erforderlichen  Strassen 
und  Wege,  der  gewöhnlichen  Kunststrassen  (Landwege,  Chausseen)  wie 
der  dem  grossen  Verkehre  gehörenden  Eisenbahnen,  und  die  Ueberwachung 
des  gesammten  Wegewesens  d.  h.  die  Wahrnehmung  alles  dessen,  was  die 
Instanderhaltung  und  die  Sicherung  der  rechtmässigen  Benutzung  der  vorhan- 
denen Wege  erfordert  So  unterscheidet  sich  für  das  Recht  der  Staats- 
gewalt an  den  Verkehrsstrassen  das  Recht,  beziehungsweise  die  Pflicht 
der  Herstellung  und  Unterhaltung  derselben  und  das  Recht,  beziehungsweise 
die  Pflicht  der  Oberaufsicht  und  der  Verwaltung  der  öffentliche  Strassen, 
Seit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  ist  auch  die  internationale 
Bedeutung  des  Strassenwesens  zur  Geltung  gekommen  und  ist  die  Her- 
stellung von  Landstrassen  dem  Interesse  der  Landesvertheidigung  und  des 


')  Verfassung  des  Norddeutsclien  Bundes  Art.  54.  —  Auf  die  Flösscrei  finden 
diese  Bestimmungen  insoweit  Anwendung,  als  dieselbe  auf  schiffbaren  Wasserstrassen  be- 
trieben wird. 

')  Friedensvertrag  zwischen  Preussen  und  Baiern  vom  22.  August  1866 
Art  10;  zwischen  Preussen  und  Baden  vom  17.  August  1866  Art.  9;  zwischen  Preussen 
und  Hessen  vom  3.  Septemher  1866  Art.  12. 

')  Vergl.  schon  den  (nicht  publicirten)  Reichstagsabschied  von  1 670 :  „ So  haben 
Wir  —  gesetzt  und  verordnet  —  und  wollen,  dass  jede  Obrigkeit  in  ihren  Landen  und 
Gebieten  derentwegen  ernste  Fürsehung  thun  und  zur  Inspection  der  Wege,  Strassen  und 
Gestade  gewisse  Beamte,  wo  nicht  schon  Anstalt  gemacht  wäre,  verordnen  und  denselben 
durch  gemessene  Befehle  und  Ordnung  dergleichen  Mängel  ungesäumt  abzuwenden,  ernst- 
lich imd  mit  Bedrohung,  dass  widrigenfalls  bei  sich  ergebendene  Unheile  oder  Unglücke 
die  rebenden  und  commercirenden  Personen  —  ihres  erlittenen  Schadens  sich  an  ihnen 
zu  erholen  hätten,  injungiren  —  und  also  ein  jeder  in  allem  schuldigen  Eifer  und  Pleisse 
nichts  erwinden  lassen  solle,  damit  mehrgedachte  verderbte  Wege,  Stege,  Wassorströme, 
Dämme,  Brücken,  Wasserfahrten,  Leinpfade,  Gestade  und  dergleichen  hinwieder  gebessert, 
reparirt  und  ausgeräumt,  auch  aller  Orten  in  gutem  und  beständigem  Wesen  erhalten 
werden." 
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allgemeinen  Verkehres  der  Beaufsichtigang  und  Gesetzgebung  des  Bundes 
unterworfen.  *) 

§.  178. 
Die  Wege,  welche  einen  Gegenstand  des  staatlichen  Berufes  bilden, 
sind  nur  die  öffentlichen  Wege.  'Unter  diesen  sind  diejenigen  zu  verstehen, 
deren  Benutzung  Jedermann  freisteht,  weil  sie  eben  den  allgemeinen  Ver- 
kehr von  Ort  zu  Ort  vermitteln  sollen.*)  Den  Gegensatz  zu  diesen  Wegen 
bilden  die  Privatwege,  welche  nur  dem  Privatinteresse  Einzelner  dienen 
sollen  und  deren  sonstige  Benutzung  von  diesen  Berechtigten  kraft  Privat- 
rechts  entzogen  werden  können.  Diese  Wege  sind  privatrechtlich  entstan- 
den und  unterliegen  den  Regeln  der  privatrechtlichen  Servituten^  sowie  die 
darüber  (über  die  Wegepflicht,  die  Pflicht  der  Herstellung  und  Unterhal- 
tung, über  das  Benutzungsrecht  u.  s.  w.)  entstehenden  Streitigkeiten  -Gegen- 
stände der  gerichtlichen  Cognition  sind.') 

§.  179. 
Unter  den  öffentlichen  Wegen  begründen  verschiedene  Rücksichten 
weitere  Unterscheidungen,  welche  auch  für  die  öffentlich-rechtlichen  Ver- 
hältnisse derselben  nicht  ohne  Interesse  sind.  Zunächst  ist  es  die  Ans- 
dehnung  des  Verkehrs,  dem  ein  Weg  dienen  soll,  welche  zwischen  den 
Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindewegen  unterscheiden  lässt  und  namentlich 
auf  die  Bestimmung  der  Herstellungs-  und  Unterhaltungspflicht  von  Einfioss 
ist,  indem  die  ersteren  dem  Staate,  die  zweiten  dem  betreffenden  Bezirke 
und  die  letzteren  der  einzelnen  Gemeinde  zur   Last  zu   fallen  pflegen.  0 


0  Verfassung  des  Norddeutschen  Bandes  Art.  4,  8.  —  Der  Entunirf  hatte 
diese  Angelegenheit  nicht  in  die  Competenz  des  Bundes  aufgenommen. 

*)  Vergl.  z.  B.  Hannoversches  Gesetz  über  Gemeindewege  und  Landstrassen  vom 
28.  Juli  1851  §.  2 :  „Oeffentliche  Wege  sind  solche ,  welche  zu  allgemeinem  Gebrauche 
dienen  und  demselben  nicht  kraft  Privatrechts  entzogen  werden  können.  Beschränkungen 
des  allgemeinen  Gebrauchsrechts  nach  der  Eigenschaft  des  Weges  als  Fahr-,  Trift-,  Foss- 
weg,  oder  nach  seiner  besonderen  Bestimmung  als  Mühlen-,  Kirchen-,  Schulweg  etc.  heben 
den  Begriff  nicht  auf.  Zeitweiliger  Hinwegfall  des  allgemeinen  Gebrauchsrechts  überhaupt 
hebt  nur  für  die  Dauer  desselben  die  Eigenschaft  des  Weges  als  eines  öffentlichen  auf.* 
Vergl.  von  Rönne  Preu8si8<;Jie8  Staatsrecht  Bd.  ü.  Abtheil.  2  §.  414,  IL 

3)  Vergl.  z.  B.  Hannoversches  Gesetz  vom  28.  Juli  1851  §.  6:  „Privatwege  sind 
solche,  welche  jedem  allgemeinen  Gebrauche  kraft  Privatrechts  entzogen  werden  können. 
Privatwege  unterliegen  nicht  der  Fürsorge  der  Wegepolizei."  Bezüglich  der  Entscheidung 
über  die  Eigenschaft  eines  Weges,  ob  öffentlicher  oder  Privatweg,  bestimmt  jenes  Gesetz 
§.  7:  „Streitigkeiten  über  die  Frage,  ob  ein  Weg  ein  öffentlicher  oder  Privatwt^  sei, 
sind  zunächst  im  Verwaltungsverfahren  von  der  Ortsobrigkeit  nach  Anhörung  aller  Be- 
theiligten zu  entscheiden.  Die  mit  dem  Ausspruche  der  Obrigkeit  nicht  zufriedene  Partei 
kann  binnen  einer  unerstreckbaren  Frist  von  20  Tagen,  von  Eröffnung  oder  Zustellung 
des  Bescheides  an,  ihre  Ansprüche  entweder  durch  Berufung  an  die  obere  Verwaltongsbehörde 
oder  Betretung  des  förmlichen  Rechtsweges  verfolgen. 

*)  Vergl.  von  Bönne  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  IL  Abtheil.  2  §.  415,  416.    Das 
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Sodann  begründen  die  rechtliche  Qualification  der  Wege,  ob  Fahr-  oder 
Puss-  oder  Trift wege,  und  der  Umfang  des  gestatteten  Gebrauches  der- 
selben, aber  zu  allen  oder  nur  zu  bestimmten  Verkehrszwecken  (Mühlen-, 
Kirchen-,  Schul-  und  dergleichen  Wege)  geöffnet,  eine  Unterscheidung, 
welche  sich  bei  der  Bestimmung  des  Umfanges  und  des  Inhalts  der  be- 
stimmten Wegepflicht  von  Wichtigkeit  erweist,  wie  auch  die  Anforderungen 
des  Verkehrs  an  die  technische  Beschaffenheit  dieser  Wege  je  besondere 
sein  müssen,  je  nachdem  der  Zweck  ist,  dem  sie  zu  dienen  haben.*) 

§.  180. 
Das  Recht  der  Wegehoheit  giebt  der  Staatsgewalt  die  Befugniss,  die 
Instandhaltung  der  Wege  von  dem  dazu  Verpflichteten  zu  fordern,  die  Be- 
nutzung derselben  so  zu  überwachen,  dass  nicht  der  Verkehr. auf  den 
Strassen  ihrer  Bestimmung  zuwider  beschränkt  oder  beeinträchtigt  wird 
(Wege-,  Strassen-,  Chausseeordnuugen  zu  erlassen  und  zu  handhaben);  die 
Anforderungen,  welche  im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehres  an  die  Be- 
schaffenheit der  Strassen  zu  stellen  sind,  zu  bestimmen,  bei  der  Anlegung  neuer 
oder  der  Verlegung  alter  Wege  die  Richtung  (Wegelinie)  festzustellen,  die 
Vertheilung  der  Wegelasten  und  den  derselben  zu  Grunde  zu  legenden  Beitrags- 
fuss  zu  beschliessen,  die  so  vertheilten  Beiträge  einzufordern,  die  Erhebung  einer 
Vergütung  für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Wege  von  dem  verkehrenden 
Publikum  in  quali  et  quanto  zu  genehmigen;')  das  Längenmass  der  Wege 


HannoY ersehe  Gesetz  über  den  Chaosseeban  vom  20.  Juni  1851  charakterisirte  im  §.  2 
die  Chaasseen  als  die  »Wege  zum  allgemeinen  Gebrauche ,  deren  Anlegung  und  Unter- 
haltung Staatslast  ist,"  sodann  bestimmte  das  Gesetz  Dber  Landstrassen  und  Gemeinde- 
wege Tom  28.  Juli  1851  §.  13  als  Voraussetzung  der  Beibehaltung  oder  Erklärung  eines 
Weges  als  Landstrasse,  „dass  derselbe  für  den  äusseren  oder  inneren  Verkehr  wichtiger 
Orte  unter  sich  oder  mit  Häfen,  Strbmen,  öfFentlii^hen  Wegen,  Eisenbahnen,  Fährstellen, 
Ein-  und  Ausladeplätzen,  wichtigeren  gemeinnützigen  Anlagen  oder  solche  unter  einander 
verbindet,"  während  im  §.9  als  Gemeindewege  „solche  Fahr-,  Trift-  oder  Pusswege, 
welche  zu  Verbindung  der  Gemeinden,  einzelner  Abtheilungen  derselben  oder  einzelner 
H5fe  mit  einander  oder  mit  anderen  öfTentlichen  Wegen,  Eisenbahnen,  Häfen  und  F&hr- 
stellen,  Kirchen,  Friedhöfen,  Mühlen,  sowie  mit  Forsten,  Mooren,  Weiden  und  Feldern  etc. 
bestimmt  und  nicht  Privatwege  sind,"  bezeichnet.  Wegen  der  Vertheilung  der  Wegepflicht 
s.  unten  §.  ISO'und  181.   . 

*)  Vergl.  Hannoversches  Gesetz  vom  28.  Juli  1851  §.  16:  „Alle  öffentlichen  Fahr- 
wege, ohne  Unterschied,  ob  Gemeindewege  oder  Landstrassen,  sin^  der  Regel  nach  für 
jede  Art  der  Personen-  und  Sachenbeförderung  zu  benutzen  ;**  §.  19:  „Wegen  Benutzung 
der  Gemeindewege  und  Landstrassen  durch  Frachtfuhrwerk  bleiben  besondere  Bestim- 
mungen vorbehalten,"  und  §.  22:  „Die  Instandsetzung  und  Erhaltung  der  Strassen  und 
Wege  soll  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  und  der  Oertlichkeit  auf  die  den 
Umständen  zweckmässigste  Weise  geschehen.** 

*)  Ans  der  Souverainetät  des  Staates  ist  in  dieser  Hinsicht  ein  grösseres  Recht  nicht 
abzuleiten.  Denn  ob  der  Staat  ein  solches  Wegegeld  selbst  erheben  und  zur  Einnahme 
ziehen  darf,  ist  damit  noch  nicht  entschieden,  sondern  hängt  vielmehr  davon  ab,  ob  der 
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za  bestimmen  und  überhaupt  Alles  wahrzunehmen ,  was  das  öffentliche  In- 
teresse an  dem  Wegewesen  erfordert.  Das  ehemals  als  in  dem  Rechte  der 
Wegehoheit  (richtiger  des  privatrechtlichen  y^WegevegSi]»^)  enthalten  ge- 
dachte Recht;  die  Reisenden  durch  die  Mitgabe  einer  Schutz  wache  oder 
durch  schriftliche  Sicherheitsgelöbnlsse  auf  den  öffentlichen  Wegen  gegen 
Zahlung  einer  Vergütung  zu  schützen  (s.  g.  Geleitrecht)  wird  in  der  Gegen- 
wart wenigstens  thatsächlich  von  keinem  deutschen  Staate  noch  beanspQicht 
werden. ') 

§.  181. 
Die  Herstellung  der  Verkehrswege  sowie  der  Zubehörungen  derselben*) 
liegt  dem  Staate  insoweit  ob,  als  der  allgemeine  Verkehr  die  Herrichtang 
und  Instandhaltung  solcher  Strassen  erfordert  und  nicht  von  anderen  Per- 
soneU;  den  Gemeinden  oder  sonstigen  Korporationen  oder  Privatpersonen 
diesem  Bedürfnisse  bereits  entsprochen  wird.  Es  ist  eine  That-  und 
Rechtsfrage;  ob  eine  solche  Wegepflicht  Landes-  oder  Staatssache  ist,  oder 
ob  dieselbe  von  anderer  Seite  zu  erfüllen  ist.  In  den  deutschen  Staaten 
pflegen  diejenigen  Strassen ;  welche  bedeutendere  Verkehrsorte  verbinden 
und  nicht  blos  dem  s.  g.  lokalen  Verkehre  entsprechen  sollen ;  als  einen 
Gegenstand  der  Staatsregirung  betrachtet  zu  werden ,  und  hat  der  Staat 
als  solcher  den  Bau  und  die  Verwaltung  dieser  Strassen  übernoipmen. 
Gleichwohl  bleibt  es  eine  offene  Frage ;  wann  der  Staat  die  Erfordernisse 
der  Qualification  einer  Staatsstrasse  erfüllt  ansehen  will;  und  lässt  sich 
mit  einem  allgemeinen  Prinzipe  nicht  die  Entscheidung  geben.')    Uebrigens 


Staat  aach  die  Kosten  der  Herstcllnng  und  Unterhaltung  der  Strasse  zu  tragen  hat 
oder  nicht.  Letzteren  Falles  wird  nicht  der  Staat,  sondern  der  die  Wegelast  Tragende 
zum  Bezüge  einer  solchen  Vergütung  berechtigt. 

')  Einige  ausdrückliche  Aufhebungen  dieses  Geleitrechts  erwähnt  Elüber  Oeffent- 
liches  Recht  §.  411  Note  e. 

^)  Was  als  Zubehörungen  (Fertinenzen)  der  Wege  und  Strassen  zu  betrachten,  ist 
nach  den  positiven  Grundsätzen  des  einzelnen  Staates  zu  entscheiden.  Vergl.  z.  B. 
Hannoversches  Gesetz  vom  23.  Juli  1831  §.  3:  „Als  Zubehörungen  der  öffentlichen 
Wege  gelten  alle  zum  Zwecke  des  Weges  gemachten  Vorrichtungen  und  Werke,  welche 
dienen:  1)  zur  Vollständiglieit  der  Wegeanlage ,2)  zum  Schutz,  so  wie  zur  Siche- 
rung der  Wegeanlage  und  deren  Benutzung ,3)  zur  Beseitigung  der  in  Folge  eher 

Wegeanlage  eingetretenen  Störungen  im  Verkehr  und  Wasserlaufe ,4)  behufs  der 

Wegegeldhebung  undtleren  Sicherung ,  5)  zu  Wegebaumateriallagerungsplätzen  und 

Baumschulen." 

^)  Vergl.  z.  B.  Hannoversches  Gesetz  über  den  Chausseebau  vom  20.  Juni  1851 
§.2:  „Landeschausseen  sind  -  —  Wege  zu  allgemeinem  Crebrauche,  deren  Anlegung 
und  Ujiterhaltung  Staatslast  ist,"  und  §.8:  „Zu  den  Landeschausseen  gehören  nur  die 
durch  öffentliche  Bekanntmachung  Unseres  Ministeriums  des  Lmern  als  Chausseen  erklärten 
Strassen.  Dasselbe  ist  ermächtigt,  andere  Strassen  in  die  Klasse  der  Landeschausseen 
aufzunehmen,  und  aufgenommene  aus  derselben  zu  entfernen;"  Gesetz  über  die  Gemeinde- 
wege und  Landstrassen  vom  28.  Juli  1851  §.  30r„*Der  Bau  und  die  Unterhaltung  der 
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ist  die  Wegepflicht  eine  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung,  welche  der  Ver 
pflichtnog  des  Staates,  fbr  die  Herstellung  und  Instandhaltung  der  öffent- 
lichen Wege  zu  sorgen,  entspricht,  und  deren  ErMlung  der  Staat  als 
solcher  yerlangen  muss.  Privatrechtliche  Vorgänge  können  diese  Wege- 
pflicht in  keiner  Weise  berühren.  Selbst  die  etwa  bestehenden,  privat- 
rechtlich begründeten  Verpflichtungen  Einzelner,  zu  den  Wegelasten  in  be- 
sonderer Weise  beizutragen,  beschränken  jene  öffentliche  Wegepflicht  nicht, 
sondern  können  nur  dem  staatsrechtlich  Verpflichteten,  nicht  dem  Staate, 
gegenüber  geltend  gemacht  werden.*) 

cc.   Eisenbahnen. 

§.  182. 
Eine  Verkehrsanstalt  von  besonderer  Wichtigkeit  bilden  auch  in  den 
deutschen  Staaten  die  Eisenbahnen.  Abgesehen  von  der  grossen  Bedeu- 
tung, welche  diese  Anstalten  grade  für  den  allgemeinen  Verkehr  haben,  ist 
es  besonders  auch  die  Nothwendigkeit,  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der 
Eisenbahnen  im  Interesse  der  Sicherheit  als  Gegenstände  der  Machtzuständig- 
keit und  der  Beaufsichtigung  des  Staates  zu  betrachten.  Die  grossen  Kosten, 
welche  die  Erbauung  von  Eisenbahnen  erfordert,  sind  zunächst  der  Anlass, 
dass  der  Staat  auch  die  Herstellung  der  Eisenbahnen  übernehmen  mag: 
indess  erfordert  das  öffentliche  Interesse  dieses  nur,  wenn  nicht  die  Privat- 
industrie zu  solchem  Bau  und  Betriebe  sich  bereit  gefunden.  Ist  dieses 
der  Fall,  so  beschränkt  sich  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates  darauf, 


Landstrassen  ist Obliegenheit  des  Wogeverbandes,  in  welchem  sie  belegen  sind  und 

soweit  dieses  der  Fall  ist.  Den  Wegeverband  bildet  der  Regel  nach  der  obrigkeitliche 
Bezirk",  und  bezüglich  der  Gemeindewege  daselbst  §.  24:  „Die  Wegepflicht  trifft  die- 
jenige Ortsgemeinde  (Stadt,  Flecken,  Baaerschaft)  oder  eine  solche  bildende  selbständige 
Besitzung,  durch  deren  Bezirk  (Ort,  Feldmark,  Gemeinheit)  der  Weg  läuft  und  soweit 
letzteres  der  Fall  ist." 

*)  Vergl.  z.  B.  Hannoversches  Gesetz  vom  28.  Juli  1851  §.  23:  „Die  Wegepflicht 
ist  eine  öffentliche  Verbindlichkeit,  von  welcher *durch  Verjährung  und  privatrechtliche 
Verfugung,  -der  Wegeaufsicht  gegenüber,  Befreiung  nicht  erwirkt  werden  kann";  §.47: 
„Die  privatrechtliche  Wegepflicht  besteht  derjenigen  Gemeinde,  beziehungsweise  demjenigen 
Wegcverbande  gegenüber,  in  deren,  beziehungsweise  dessen  Bezirk  der  Weg  belegen  ist. 
Die  öffentliche  Verpflichtung  verbleibt  nach  Massgabe  der  Vorschriften  im  §,  24  und  30 
der  Gemeinde,  beziehungsweise  dem  Wegeverbande."  Eine  besonders  praktische  Consequenz 
des  Unterschiedes  zwischen  der  öffentlichen  und  der  privatrechtlichen  Wegepflicht  zeigt 
sich,  wenn  die  eine  oder  die  andere  Wegepflicht  streitig  ist.  Vgl.  jenes  Hannoversche 
Gesetz  §.  55:  „Streitigkeiten  unter  den  Wegepflichtigen  derselben  oder  verschiedener  Ver- 
bände über  die  Verpflichtung  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung  der  Gemeindewege  und 
Landstrassen,   sowie  über  das   Beitragsverhältniss ,   der  Wegeaufsicht  gegenüber, 

sollen  im  Verwaltungswege entschieden  werden. Streitigkeiten  über  privat- 

rech'liche  Verpflichtungen  behufs  der  €temeindewege  und  Landstrassen verbleiben 

dem  Rechtswege." 
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den  Betrieb  dieser  Anstalten  zu  Überwachen,  um  denselben  in  den  Schran- 
ken, welche  die  Anforderungen  des  Verkehres  und  die  Sicherheit  der  Per- 
sonen und  Sachen  ziehen,  zu*  halten.  Zur  Wahrung  der  im  Interesse  der 
kosmopolitischen  Bedeutung  dieser  Verkehrsanstalten  nothwendigen  gleich- 
massigen  Grundsätze  Aber  die  Beförderung  von  Personen  und  von  Gfttem 
mittelst  der  Eisenbahnen  haben  die  deutschen  Staaten  sich  gleichzeitig  mit 
der  Eingehung  des  Zoll-  und  Handelsvertrages')  und  später  durch  besondere 
Verträge  verpflichtet  und  bilden  sie  zu  den  verabredeten  Zwecken  einen 
Allgemeinen  Eisenbahn -Verein  von  demselben  Umfange  wie  der  der  JZoll- 
Vereinigungen. 

§.  183. 
Das  Eisenbahnwesen  ist,  soweit  dasselbe  die  Interessen  der  Verthei- 
dignng  des  Bundesgebietes  oder  das  des  gemeinsamen  Verkehrs  berührt, 
zu  einer  Angelegenheit  des  Norddeutschen  Bundes  erhoben  und  ist  damit 
in  wirksamerer  Weise  dem  internationalen  Charakter  dieser  Verkehrsanstalt 
Rechnung  getragen.  Eisenbahnen,  welche  in  jenen  Interessen  für  noth- 
wendig  zu  erachten,  können  kraft  eines  Bundesgesetzes  auch  gegen  den 
Widerspruch  der  Bundesglieder,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen  durchschnei- 
den, unbeschadet  der  Landeshoheitsrechte,  fttr  Rechnung  des  Bandes  an- 
gelegt oder  an  Privatunternehmer  zar  Ausftlhrung  ooncessionirt  und  mit 
dem  Expropriationsrechte  ausgestattet  werden.  Jede  bestehende  Eisenbahn- 
verwaltung ist  verpflichtet,  sich  den  Anschluss  neu  angelegter  Eisenbahnen 
auf  Kosten  der  letzteren  gefallen  zu  lassen.')  Die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen, welche  bestehenden  Eisenbahn-Unternehmungen  ein  Widerspruchs- 
recht gegen  die  Anlegung  von  Parallel-  oder  Concurrenzbahnen  einräumen, 
Verden,  unbeschadet  bereits  erworbener  Rechte,  fttr  das  ganze  Bundesgebiet 
hierdurch  aufgehoben.  Ein  solches  Widerspruchsrecht  kann  auch  in  den 
künftig  zu  ertheilenden  Concessionen  nicht  weiter  verliehen  werden.*)   Zur 


*)  VergL  den  Preassisch-Oestreichischen  Zoll-  und  HandelBvertrag  vom 
14.  Februar  1853  Art.  16:  »Auf  EiseAbahnen  sollen  in  Beziehung  auf  Zeit,  Art  nnd 
Preise  der  Beförderungen  die  Angehörigen  des  anderen  Theiles  (der  eontrahirenden 
Staaten)  und  deren  Güter  nicht  ungünstiger  als  die  eigenen  Angehörigen  und  deren  Gater 
behandelt  werden.  Für  Durchfahren  nach  oder  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Staates  soD 
kein  Staat  höhere  als  diejenigen  Eisenbahnfirachtsatze  erheben  lassen,  welchen  auf  derselben 
Eisenbahn  die  in  dem  eigenen  Gebiete  auf-  oder  abgeladenen  Güter  yerhaltnissmässig 
unterliegen;"  Art.  17:  „Die  eontrahirenden  Theile  werden  dahin  wirken,  dass  dieWaaren- 
beförderung  auf  den  Eisenbahnen  in  ihren  Gebieten  durch  Herstellung  unmittelbarer 
Schienenverbindungen  zwischen  den  an  einem  Orte  zusammentreffenden  Bahnen  und  durch 
Ueberführung  der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf  die  andere  möglichst  erleichtert 
werde/  Weiter  enthalt  dieser  Artikel  Bestimmungen  über  die  Beförderung  der  Waaren 
auf  den  Yereins-Eisenbahnen. 

')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art  41. 

')  Diese  letzteren  beiden  Sätze  fehlten  in  dem  Entwürfe. 
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Sicherung  der  sehr  wesentlichen  Gleichmässigkeit  der  Betriebsgrundsätze 
sind  schon  in  die  Bundesverfassung  bestimmte  Prinzipien  aufgenommen.') 
Ift  den  Friedensverträgen  von  1866  ist  die  gleichmässige  Behandlung  des 
Eisenbahnwesens  auch  zwischen  Preussen  und  den  nicht  zum  Norddeutschen 
Bunde  gehörigen  Staaten  vorbehalten.') 

dd.  Posten  und  Telegraphen.^) 
a.  Posten. 
§.  184. 
Die  Posten  als  die  zur  regelmässigen  Beförderung  der  Personen, 
Packete  und  namentlich  der  Briefe  —  die  Beschaffung  des  brieflichen  Ver- 
kehrs bildet  das  Wesen  der  Post^)  —  bestehenden  Anstalten  sind  insofern 
ein  Gegenstand  des  Rechtes  und  der  Pflicht  der  Staatsgewalt,  als  diese 
dafür  zu  sorgen  hat,  dass  dem  Verkehrsbedürfnisse  durch  die  Errichtung, 
Unterhaltung  und  angemessene  Verwaltung  von  Postanstalten  stets  ge- 
ntigend  entsprochen  wird.  Ob  der  Staat  aber  selbst  Postanstalten  einrichten 
und  unterhalten  soll,  ist  eine  von  jener  Pflicht  der  Fürsorge  vei-schiedene 
Frage,  deren  Beantwortung  lediglich  aus  der  Geschichte  des  Postwesens 
in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  zu  entnehmen  ist.  In  den  deutschen 
Staaten  ist  das  gesammte  Postwesen  eine  Sache  des  Staates ,  seitdem  in 
Folge  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  das  zur  Reichszeit  ent- 
standene Recht  des  Fürstlichen  Hauses  Thnrn  und  Taxis  zum  „Besitz  und 


«)  VergL  Art.  42-47  daselbst. 

*)  VergL  Friedensvertrag  zwischen  Preussen  und  Würtemfeerg  vom 
13.' August  1866  Art.  7:  „Die  Hohen  Contrahenten  werden  unmittelbar  nach  Herstellung 
des  Friedens  in  Deutschland  den  Zusammentritt  von  Commiasarien  zu  dem  Zwecke*  ver- 
anstalten lassen,  um  Normen  zu  vereinbaren,  welche  geeignet  sind,  den  Personen-  und 
Güterverkehr  auf  den  Eisenbahnen  möglichst  zu  fordern,  namentlich  die  Concurrenz- 
Yerhältnisse  in  angemessener  Weise  zu  regeln  und  den  allgemeinen  Verkehrs-Interessen 
nachtheiUgen  Bestrebungen  der  einzelnen  Verwaltungen  entgegenzutreten.  Indem  die 
Hohen  Contrahenten  darüber  einverstanden  sind,  dass  die  HersteUung  jeder  im  allgemeinen 
Interesse  begründeten  neuen  Eisenbahnverbindung  zuzulassen  und  so  viel  als  thunlich  zu 
fordern  ist,  werden  Sie  durch  die  vorbezeichneten  Commissarien  auch  in  dieser  Beziehung 
die  durch  die  allgemeinen  Verkehrs -Interessen  gebotenen  Grundsätze  aufstellen  lassen.** 
Ebenfio  lautete  der  Friedensvertrag  zwischen  Preussen  und.  Baiern  Art.  9,  und 
zwischen  Preussen  und  Baden  vom  17.  August  1866  Art.  8. 

3)  Von  Rönne,  Preossisches  Staatsrecht  Bd.  IL  Abth.  2  §.  424. 

^)  Dies  übersieht  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  197,  I,  welcher  die 
Bestimmung  der  Posten  darin  findet,  „Personen  und  Sachen  gegen  Erlegung  einer  ge- 
wissen Taxe  imd  nach  einer  gewissen  Regel  von  einem  Orte  zum  andern  zu  bringen.* 
Diese  Bestimmung  haben  die  Eisenbahnen  und  die  Schiffe  auch.  Die  technische  Ver- 
schiedenheit der  Wege  und  sonstigen  Anstalten,  mittelst  welcher  die  Posten,  Eisenbahnen, 
Schiffe  etc.  ihre  Aufgabe  erfüllen,  kafin  jetzt  um  so  weniger  zur  Feststellung  des  begriff- 
lichen Unterschiedes  dieser  Verkehrsanstalten  benutzt  werden,  als  die  Posten  ebensowohl 
die  Eisenbahnen  (ambulante  Posten)  als  auch  die  Schiffe  (Postdampfschiffe)  benutzen. 
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Genuss  der  Posten",  d.  h,  deren  Recht  und  Pflicht  zum  Betriebe  der  Post- 
anstalten vertragsmässig  beseitigt  worden.*) 

§.  185. 
Der  Zweck  der  Postanstalten ,  -  dem  allgemeinen  Verkehre  zu  dienen, 
charakterisirt  auch  den  Inhält  des  Rechts,  welches  di&  Staatsgewalt  an 
ihnen  hat.  Zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  freilich  von  den  Territorial- 
Gewalten  wie  auch  von  dem  Kaiser  selbst  das  Postwesen  gern  als  eine 
Quelle  finanzieller  Bereicherung  behandelt,')  indess  haben  die  deutschen 
Staaten  das  Prinzip  der  Regalität  der  Posten  mehr  und  mehr  fallen  lassen 
und  dagegen  anerkannt,  dass  die  Verwaltung  derselben  nur  die  Befriedigung 
der  Verkehrsbedttrfnisse  zum  Ziele  haben  dürfen.')  Eben  darum  haben 
auch*  die  deutschen  Staaten  die  möglichste  Billigkeit  und  Zweckmässigkeit 
der  Beförderungen  durch  die  Post  sich  zur  Aufgabe  gemacht  und  durch 
die  Abschliessung  besonderer  Verträge  eine  Gleichmässigkeit  der  Tarifs- 
und anderer  Beförderungs-Bestimmungen  zu  Gunsten  des  allgemeinen  Ver- 


*)  lieber  die  froheren  Zustande  des  deutschen  Postwesens  vergl.  Klub  er,  Oeffent- 
liches  Recht  §.  434  ff.  Das  Postrecht  des  Thurn  und  Taxlsschen  Httoses  entstand  1516, 
in  welchem  Jabre  Franz  vonTaxis  die  erste  (reitende)  Post  zwischen  Brüssel  undlrVien 
einrichtete.  Durch  Kaiserliche  Belehnung  ward  dieses  Recht  weiter  ausgedehnt,  allein 
es  erhob  sich  schon  bald  ein  Streit  darüber,  ob  das  s.  g.  Postregal  nicht  im  Becht  der 
Landeshoheit  enthalten  sei,  und  ist  dieser  Streit  zur  Zeit  des  Reiches  niemals  zur  Ent- 
scheidung gelangt.  Die  deutsche  Bundesacte  gar antirte  im  Art.  XV IE  das  Thnm 
und  Tazissche  Postrecht  in  folgender  Fassung:  „Das  Fürstliche  Haus  Thurn  und  Taxis 
bleibt  in  dem  durch  den  Reichs-Deputations-Hauptschluss  vom  25.  Februar  1803,  oder  in 
den  späteren  Vertragen  bestätigten,  Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verschiedenen 
Bundesstaaten,  so  lange  als  nicht  etwa  durch  freie  Uebereinkunft  anderweitige  Verträge 
abgeschlossen  werden  sollten.  —  In  jedem  Falle  werden  demselben  in  Folge  des.  Art.  13 
des  erwähnten  Reichs-Deputations-Hauptschlusses  seine  auf  Belassung  der  Posten  oder  auf 
eine  angemessene  Entschädigung  gegründeten  Rechte  und  Ansprüche  versichert.  —  Dieses 
soll  auch  da  Statt  finden,  wo  die  Aufhebung  der  Posten  seit  1803  gegen  den  Inhalt  des 
Reichs -Deputations -Hauptschlusses  bereits  geschehen  wäre,  insofern  diese  Entschädigung 
durch  Verträge  nicht  schon  definitiv  festgesetzt  ist."  Der  Reichs-Deputations- 
Hauptschluss  von  1803 •§.  13  hatte  nämlich  dem  Fürstlichen  Hause  Thurn  und  Taxis 
das  zur  Zeit  des  Lüneviller  Friedens  besessene  Postrecht  zugesichert;  indess  hatten  nach 
Auflösung  des  deutschen  Reiches  einige  Staaten  im  Widerspruche  mit  dieser  Zusicherung 
der  Reichsgewalt  das  Recht  des  Thurn  und  Taxisschen  Hauses  ohne  Weiteres  beseitigt 
und  das  Postwesen  als  eine  Landessache  behandelt.  Zur  Redressirung  dieses  nicht  rechts- 
begründeten Vorgehens  hatte  die  deutsche  Bundesacte  jene  Bestimmung  aufgenommen,  in 
deren  Befolgung  denn  auch  das  beseitigte  Postrecht  wieder  hergestellt  oder  für 'dessen 
Aufhebung  eine  angemessene  Entschädigung  gegeben  worden.  Vergl.  Klub  er,  Oeffent- 
liches  Recht  §.433  ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II   §.  197. 

*)  Klüber  a.  a.  0.  §.  435. 

')  Ausdrücklich  bekennt  das  Prinzip  das  Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrund- 
gesetz  Art.  57 :  „Die  Postanstalten  sollen  nicht  den  Zweck  haben,  eine  Quelle  der  Staats- 
einkünfte zu  sein." 
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kehrs  herbeigefbbrt.  *)  Uebrigens  bezogen  sich  diese  Vereinbarungen  nur  auf 
die  Feststellung  gleichmässiger  Bestimmungen  fllr  die  Taxirung  und  postalische 
Behandlung  der  Brief-  und  Fahrpostsendungen,  welche  sich  zwischen  yer- 
schiedenen  zum  Verein  gehörigen  Postgebieten  oder  zwischen  dem 
Vereins-Gebiete  und  dem  Auslande  bewegen,  so  dass  der  Post- 
verkehr mnerhalb  des  einzelnen  Staates  eine  Angelegenheit  der  besonderen 
Regelung  dieses  Staates  ist 

Ausser  der  Berücksichtigung  der  Interessen  des  allgemeinen  Verkehres 
durch  möglichste  Beschleunigung^  Sicherung  und  Billigkeit  der  Postsendun- 
gen hat  aber  der  Staat  vor  Allem  sein  Recht  durch  die  Heilighaltung  des 
Briefgeheimnisses  zu  begrenzen,')  überhaupt  aber  die  Wahrung  der  gewissen- 
haftesten PoBttreue  als  sein  heiligstes  Gebot  zu  erkennen. 

ß,    Telegraphen 

§.  186. 
Das  dem  Austausch  der  Gedanken  gewidmete  Institut  der  Tele- 
graphen^ ist  von  den  deutschen  Staaten  als  ein  Gegenstand  staatlicher 
Bethätigung  behandelt.  Die  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Telegraphen- 
Anstalten  und  vor  Allem  auch  die  Ueberwachung  ihrer  Benutzung  sind  im 
Allgemeinen  die  Aufgaben,  welche  der  Staat  an  diesen  Anstalten  zu  er- 
föllei  hat.  Besonders  erfordert  die  Discretion,  mit  welcher  die  Telegraphen 
verwaltet  werden  müssen,  die  sorgsamste  Aufmerksamkeit  des  Staates,  dass 
der  Inhalt  der  anvertrauten  Depeschen  (telegraphischeu  Correspondenz)  nur 
dem,  für  den  sie  bestimmt  sind,  bekannt  werde,  sowie  der  Zweck  dieses- 
Institates  die  möglichst  rasche  Beförderung  der  Depescjien  zu  einem  wei- 


*)  Bereits  am  29.  Juli  1819  hatten  die  yier  freien  Städte  bei  dem  Bunde  den  An- 
trag auf  gemeinsame  Verbesserung  des  Zustandes  des  Postwesens  eingebracht,  und  hatte 
aach  die  Bundesversammlung  am  5.  August  1819  beschlossen,  hierüber  die  Instructionen 
der  Bundesregirungen  einzuholen.  Erfolg  hatten  indess  diese  Verhandlungen  nicht  weiter 
gehabt  Es  »ist  dann  am  6.  April  1830  zwischen  Oestreich  und  Preussen  der  unter 
dem  5.  December  1851  erneuerte  und  revidirte  Beutsch-Oestreichische  Postvereins- 
Vertrag  geschlossen  und  sind  demselben  Oestreich  und  Preussen  mit  ihrem  gesammten 
Staatsgebiete,  dann  aber  noch  Balem,  Sachsen,  Hannover,  Würtemberg,  Baden,  die  beiden 
Hessen,  Luxemburg,  Holstein^  die  beiden  Mecklenburg,  die  GrossherzogHch  und  Herzoglich 
Sächsischen  Länder,  Nassau,  Braunschweig,  Oldenburg,  Anhalt,  die  beiden  Beuss,  Schwarz- 
Wg,  Lippe-Detmold,  Waldeck,  Homburg,  Liechtenstein,  Frankfurt,  Hamburg  und  Lübeck, 
sowie  der  Thum  und  Taxissche  Postbezirk  beigetreten.  Auf  der  von  diesen  Staaten,  be- 
nehimgsweise  der  Thnm  und  Taxisschen  Postverwaltung  beschickten  zweiten  deutschen 
Postconferenz  zu  Wien  ist  dann  am  3.  September  1855  ein  Nachtrag  zu  dem  revidirten 
Postrereins- Vertrag  vom  5.  December  1851  und  auf  der  dritten  deutschen  Postconferenz 
XU  Manchen  am  26.  Februar  1857  ein  zweiterNachtrag  zu  jenem  Vertrage  vereinbart. 

•)  VergL  oben  §.  49. 

*)  Das  Telegraphenwesen  wird  technisch  mit  dem  Eisenbahnwesen  verbunden,  staats- 
rechtlich von  demselben  getrennt. 
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teren  Erforderniss  der  Staatsbethätigung  macht.  Diese  Prinzipien  ebarak- 
terisiren  den  speziellen  Inhalt  dieses  Rechtes  der  Staatsgewalt.  Die  deut- 
schen Staaten  haben  zur  Sicherang  einer  gleichmässigen  Uebung  auch  dieses 
ihres  Rechtes  über  bestimmte  Grundsätze  der  Annahme  und  Beförderung 
der  Depeschen,  wie  der  Berechnung  der  Beförderungsgebühren  sich  ver- 
einbart (Deutsch-Oestreichischer  Telegraphenverein)  ')  und  dabei  die  Unter- 
scheidung zwischen  Staatsdepeschen  der  dem  Vereine  angehörigen,  sowie 
der  vertragsmässig  berechtigten  Regirungen,  ferner  zwischen  Eisenbahn- 
und  Telegraphen-Depeschen  und  Privat-Depeschen  zum  Grunde 
gelegt. 

y.    Posten  und  Telegraphen  im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes. 

§.  187.  • 
Das  Postwesen  und  das  Telcgraphenwesen  sind  flir  das  gesammte 
Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  als  einheitliche  Staatsverkehrs  >  Anstalten 
eingerichtet  und  verwaltet.^)  Die  Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphen- 
wesens sind  flir  den  ganzen  Bund  gemeinschaftlich;  die  Ausgaben  werden 
aus  den  gemeinschaftlichen  Einnahmen  bestritten,  die  Ueberschüsse  fliessen 
in  die  Bundeskasse. ^)  Die  obere  Leitung  gehört  dem  Bundes -Präsidium, 
welches  die  Pflicht  und  das  Recht  hat,  dafür  zu  sorgen,  dass  Einheit  in 
der  Organisation  der  Verwaltung  und  im  Betriebe  des  Dienstes,  soWie  in 
der  Qualification  der  Beamten  hergestellt  und  erhalten  wird.  Die  aus- 
schliessliche Wahrnehmung  der  Beziehungen  zu  anderen  deutschen  oder 
ausserdeutschen  Post-  und  Telegraphenverwaltungen  steht  dem  Bunde  zu.*) 
Zur  Beseitigung  der  Zersplitterung  des  Post-  und  Telegraphenwesens  in 
den  Hansestädten  'Wird  die  Verwaltung  und  der  Betrieb  der  verschiedenen 
dort  befindlichen  staatlichen  Post-  und  Telegraphen -Anstalten  vereinigt 
Hinsichtlich  der  deutschen  Anstalten  ist  diese  Vereinigung  sofort  ausgeftlhrt, 
während  dieselbe  mit  den  ausserdeutschen  Regirungen,  welche  in  den  Hanse- 
städten noch  Postrechte  besitzen  oder  ausüben,  im  Wege  völkerrechtücher 
Vereinbarungen  zu  erreichen  ist.*) 


*)  Trat  in  Kraft  am  1.  Januar  1H54. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  48.  Die  Bundesgesetigebaiig 
erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Gegenstände,  deren  Kegelung  nach  den  gegenwärtig  in 
der  Preussischen  Post-  und  Telegraphenverwaltung  massgebenden  Grundsätzen  der  regle- 
mentarischen Festsetzung  oder  administrativen  Anordnung  überlassen  ist. 

')  Ebenda  Art.  49.  In  Betreff  der  bisherigen  Verschiedenheit  der  von  den  Landes- 
Postverwaltungen  der  einzelnen  Gebiete  erzielten  Rein-Einnahmen  enthält  Art.  52  nähere 
Bestimmungen  zum  Zweck  einer  entsprechendeü  Ausgleichung  während  der  nächsten  acht 
Jahre. 

*)  Ebenda  Art.  50.    Derselbe  enthält  auch  speziellere  Verwaltungsgrundsätze. 

*)  Ebenda  Art.  51. 
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§.  188. 

Im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  ist  das  Postwesen  bereits  von 
Bundes  wegen  gesetzlich  geregelt  und  ist  namentlich  die  Competenz  der 
Bundesstaatsgewalt  der  Privatindustrie  gegenüber  festgestellt/)  Es  ist  diese 
hinsichtlich  der  Beförderung  von  Personen  nicht  ausgeschlossen,  jedoch 
bedarf  die  gewerbmässige  Befbrderung  von  Personen  auf  Landstrassen  mit 
regelmässig  festgesetzter  Abgangs  oder  Ankunftszeit  und  mit  unterweges 
gewechselten  Transportmitteln  dann  der  Genehmigung  der  Postverwaltung, 
wenn  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Fahrgelegenheit  auf  der  BefOrderungs- 
strecke  eine  wenigstens  täglich  abgeliende  Personenpost  bereits  besteht. 
Dagegen  ist  die  Beförderung  aller  versiegelten,  zugenähten  oder  sonst  ver- 
schlossenen Briefe  und  aller  Zeitungen  politischen  Inhalts  gegen  Bezahlung 
von  Orten  mit  einer  Postanstalt  nach  anderen  Orten  mit  einer  Postanstalt 
des  In-  oder  Auslandes  verboten,')  wenn  dieselbe  nicht  durch  expresse 
Boten  oder  Fuhren  geschieht')  Diesem  activen  Postzwangsrechte 
des  Norddeutschen  Bundes  entspricht  dann  aber  auch  das  passive,  Briefe 
und  politische  Zeitungen,  sofern  die  Vorschriften  über  Adressirung,  Ver- 
packung u.  s.  w.  beobachtet  sind,  annehmen  und  befördern  zu  müssen. 
Insbesondere  darf  keine  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  erscheinende 
politische  Zeitung,  so  lange  überhaupt  der  Vertrieb  der  Zeitungen  im  Wege 
des  Postdebits  erfolgt,  von  demselben  ausgeschlossen  werden.^)  Die  Ver- 
letzungen des  activen  Postzwangsrechtes  durch  Post-  oder  Portodefrauda- 
tionen  gelten  als  strafbare  Handlungen.") 

§.189. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Anerkennung  und  Fixirung  der 
Garantiepflicht  der '  Staats-Postanstalten.     Wird    das  Publikum    durch  das 


0  Gesetz  über  das  Postweseo  des  Norddeutschen  Bundes  vom  2.  November  1867, 
und  Gesetz  Über  das  Posttaxwesen  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  vom  4.  No- 
vember 1867. 

*)  Bundesgesetz  vom  2.  November  1867  §.  1  und  2:  „Unverschlossene  Briefe,  welche 
in  versiegelten,  zugenähten  oder  sonst  verschlossenen  Packeten  befördert  werden,  sind  den 
verschlossenen  Briefen  gleichzuachten.  Es  ist  jedoch  gestattet,  versiegelten,  zugenähten 
oder  sonst  verschlossenen  Packeten,  welche  auf  andere  Weise  «Is  durch  die  Post  befördert 
werden,  solche  unverschlossene  Briefe,  Fakturen,  Preiscurante ,  Rechnungen  und  ähnliche 
Schriftstücke  beizufügen,  welche  den  Inhalt  des  Packets  betreffen;"  vergL  §.  2  cit.  Abs.  3. 

3)  Bundesgesetz  vom  2.  November  1867  §.  3.  Doch  darf  ein  solcher  Expresser  von 
nur  einem  Absender  abgeschickt  sein  und  dem  Postzwange  unterliegende  Gegenstände 
weder  von  Andern  mitnehmen  noch  für  Andere  zurückbringen. 

*)  Ebenda  §.  4.  Namentlich  darf  bei  der  Normirung  der  für.  die  Beförderung  und 
Debitirung  der  verschiedenen,  im  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundes  erscheinenden  Zei- 
tungen zu  erhebenden  Provision  nach  verschiedenen  Grundsätzen  verfahren  werden.  Der 
politiflehe  Zweck  dieser  Bestimmungen  liegt  auf  der  Hand. 

*)  V«Tgl.  Bnndes-Postgesetz  Abschnitt  IV.:  Straf bestimmungen  bei  Post-  und 
Portodefrandationen,  und  Abschnitt  V.:  Strafverfahren  bei  Post-  und  Portodefraudationen. 

12* 
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Gesetz  gezwungen,  diesen  Anstalten  ein  ausnahmsloses  Vertrauen  zu  schen- 
ken und  sich  derselben  zur  Beförderung  von  Personen  und  Sachen  zu  be- 
dienen ^  so  mnss  auch  der  Staat  die  Sicherheit  leisten ,  dass  seitens  der 
Postanstalten  die  übernommenen  Verpflichtungen  eritillt  werden.  So  hat 
aach  das  Postgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  ausdrücklich  eine  solche 
Garantiepflicht  der  Postanstalten  anerkannt  und  die  Voraussetzungen  der- 
selben des  Einzelnen  normirt.  Das  Prinzip  dieser  Detailbestimmung^n  ist  im 
Allgemeinen,  dass  die  Postverwaltung  nur  für  selbst  verschuldete  Nachtheile 
(Werthbeschädigangen,"  durch  Verzögerungen  der  Expedition  entstandene 
Nachtheile,  körperliche  Beschädigungen  der  Passagiere),  also  nicht  für 
Fahrlässigkeiten  der  Absender  oder  Passagiere,  nicht  fllr  die  Folgen  von 
Naturereignissen  und  nicht  für  auf  auswärtigen  Postanstalten  entstandene 
Beschädigungen  Ersatz  leiste,  und  dass  auch  nur  die  taxirbaren  Verluste 
bei  Geldsendungen,  Pdcketen  (mit  oder  ohne  Werthbestimmnngen),  von 
Briefen  mit  declarirtem  Werthe  und  von  rekommandirten  Sendungen, 
welchen  aber  die  zur  Beförderung  durch  Estafette  eingelieferten  gleich- 
gestellt sind,  und  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  des  Passagierguts, 
sowie  körperliche  Beschädigungen  der  Reisenden  entschädigt  werden.*) 

ff.   Geld. 

•  §.  190. 
Die  Herstellung  des  Geldes  als  des  allgemein  gültigen  Tauschmittels 
und  der  gesammte  Geld  verkehr  oder  das  Münzwesen  ist  ein  unbestrittener 
Gegenstand  des  souverainen  Rechtes  der  deutschen  Staatsgewalt.  Die 
Nothwendigkeit  der  öffentlichen  Beglaubigung  der  Metallstücke,  welche  als 
allgemein  gültiges  Tauschmittel  ein  unersetzliches  Verkehrsmittel  sind^  ist 
der  mnere  Grund  der  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  auf  diesem  Gebiete. 
Zur  Zeit  des  Reiches  hatte  freilich  die  allgemeine  privatrechtliche  Auf- 
fassung der  öffentlichen  Angelegenheiten  es  begünstigt,  dass  die  eigentliche 
sou veraine  Gewalt  in  Deutschland,  Kaiser  und  Reich,  sich  allmälig  zur 
Verleihung  des  als  ein  nutzbares  Recht  behandelten  s.  g.  Münzregals  an 
Reichsstände  und  wohl  gar -nuch  an  Reichsmittelbare  verstanden:')  seitdem 
indess  das  Wesen  des  Staates  und  seines  Rechtes  erkannt  und  die  deut- 
schen Territorialgewalten  zur  vollen  Souverainetät   gelangt  sind,    ist  das 


')  Bundes-Postgesetz  vom  2.  NoTember  1867  §.  6  ff.,  namentlich  auch  §.  11. 

')  Vergl.  die  Nachweisungen  bei  Klüber  Oeffentlichea  Recht  §.  416.  Dass  der 
Kaiser  später  (Wahlcapitnlationen  Ton  1663  und  1711  Art.  IX.  §.6,  11)  in  der  Ver- 
leihung des  Münzrechts  an  die  Zustimmung  der  Kurfürsten  und  Anhörung  des  betreffenden 
Kreises,  auch  bei  Verleihung  an  Beichsmittelbare  an  die  Vernehmung  der  betheüigten 
Reichsunmittelbaren  gewiesen  war,  hinderte  im  Wesentlichen  die  Zersplitterung  und  den 
Unfug  des  Münzwesens  noch  nicht.  Mit  dem  ,Münzregal"  wurde  formlich  Hafidel  g-e- 
trieben,  und  musste  schon  die  Reichs-Münzordnung  7on  1559  §.  174  dieses  verbieten. 
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Münzrecht  als  ein  politisches  Becbt  dem  Staate  vindicirt  und  existirt  in 
Pentschland  ein  Münzberechtigter  ausser  der  Staatsgewalt  nicht  mehr.') 
Das  Recht  der  Staatsgewalt  an  dem  Münzwesen  ist  ein  zwiefaches,  indem 
darin  zunächst  die  Befugniss  und  Pflicht,  die  erforderlichen  Münzen  her- 
zustellen, dann  aber  ^uch  das  Recht  der  Ueberwachung  des  gesammten 
Münzverkehres  enthalten  ist. 

§:  191. 
Als  der  Inhalt  des  Münzrechts  der  Staatsgewalt  erscheint  zunächst 
das  Recht,  die  Münzart  zu  bestimmen,  d.  h.  dsis  Korn  oder  die  durch  Le- 
girung  verschiedener  Metalle  (edler  mit  unedlen)  gewonnene  Masse  oder 
auch  das  ungemischt  zu  verwendende  Metall  (Kupfer)  der  Münze  und 
deren  Form  (Aufschrift  des  Avers  und  Wappen  des  Revers)  zu  bestimmen. 
Sodann  hat  die  Staatsgewalt  vor  Allem  den  Werth,  welchen  die  Münze 
vertreten  soll,  oder  den  Münzfuss  festzusetzen  und  zu  beglaubigen.  Wie 
dieser  Werth  (Nominalwerth)  sich  zu  dem  realen  Werth  verhalten  muss, 
hat  die  Münzpolitik  zu  bestimmen;  oberster  Grundsatz  ist  aber  in  den 
deutschen  Staaten  der  Gegenwart,  dass  der  Staat  bei  der  Ausübung  seines 
Münzrechts  keine  Finanzzwecke  verfolgen,  sondern  allein  die  Ansprüche 
des  Verkehrs  an  ein  gemeingültiges  Tauschmittel  zu  berücksichtigen  habe. 
Diese  Ansprüche  sind  aber  vor  Allem  darauf  gerichtet,  dass  der  Nominal- 
werth der  Münze  nur  um  den  Betrag  der  Prägungskosten  den  wirklichen 
Metallwerth  tibersteigt,  also  beide  Werthe  sich  möglichst  nahe  treten.') 
Endlich  liegt  in  dem  Münzrechte  der  Staatsgewalt  die  Befugniss  und  die 
Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  einzelnen  Stücke  der  bestimmten  Münz- 
sorte nach  völlig  gleichen  Grundsätzen  ausgeprägt  werden,  so  dass  sie 
einen  völlig  gleichen  Werth  repräsentiren  und  den  Charakter  der  Species 
im  allgemeinen  Verkehre  verlieren  können.  Zur  Herbeiführung  der  gerade 
in  Folge  des  partikularistischen  Verfahrens  •in  früheren  Zeiten')   dringend 


*)  Klüber  a.  a.  0.  §.  415,  V.  • 

*)  Ehedem  ward  dagegen  von  Seiten  der  Inhaber  des  »Münzregals*'  gern  zu  Gunsten 
der  eigenen  Kasse  Verstössen.  So  musste  schon  der  Beichsabschied  zu  Speyer  von 
1570  §.  I'i2  bestimmen:  „Als  denn  auch  die  Muntz-Gerechtigkeit  kein  Mereantz,  sondern 
ünBer  Kajserlich  Regal,  so  die  Müntzstände  aus  ünserm  sondern  Vertrauen  nicht  zu 
ihrem  selbstgesuchten  Vortheile,  sondern  wie  Wir  selbst  dem  Heiligen 
Reich  zu  Ehren  und  Wohlfahrt  gebrauchen  sollen;*  und  die  Wahlcapitula- 
tion  von  1711  Art.  IX.  §.  10:  „Wofern  sich  aber  dergleichen  (Missbräuche  des  Münz- 
rechtes) bey  Mediatständen  und  andern,  so  dem  Reich  immediate  nicht  unterworfen ,  be- 
gäbe, alsdann  soU  durch  Dero  Landesfursten  und  Herrn  wider  sie,  wie  sichs  gebühret, 
verfahren,  und  solche  Münzgerechtigkeit  ihnen  gänzlich  geleget,  kassiret  und  femer  nicht 
ertheilet  werden." 

^  Man  vergleiche  die  ausfuhrliche  Üebersicht  der  verschiedenen  Münzfusse  bei 
Klüber  Oeffentliches  Recht  §.  419,  429  ff-  Di«  Kosmopolitik  des  Handels  musste  diese 
Schranken  durchbrechen. 
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nothwendigen  Gleichmässigkeit  der  Handhabung  des  Münzrechtes  sind  die 
deutschen  Staaten  gleichzeitig  mit  der  Errichtung  der  ZoUvereinigungen  zu 
einer  Münzconvention  zusammengetreten,  weiche  dann  später  durch  einen 
anderweiten  Vertrag  erneuert  worden  ist/)  Die  Auflösung  des  deutschen 
Bundes  hat  diesen  Vertrag  fttr  Oestreich  entwerthet  und  ist  die  Aufhebung 
desselben  Yorgesehen/) 

§.  192, 
Die  Ueberwachung  des  Geldverkehrs  ist  die  andere  Anforderung, 
welche  der  allgemeine  Verkehr  an  den  Staat  zu  stellen  befugt  ist.  Das 
positive  Ziel  der  Staatsgewalt  muss  hier  die  Sicherung  des  wesentlichen 
Zweckes  des  Geldverkehrs  im  Allgemeinen  und  des  besonderen  dieses 
Staates  sein.  Die  Gefahr  der  Fälschung  der  echten  Hünze,  ihrer  Ver- 
schlechterung und  Verdrängung  durch  schlechtere  fremde  Münze  bedroht 
den  gesammten  Verkehr  und  bietet  der  Staatsgewalt  genügenden  Anlass, 
durch.  Zwangs-  und  Strafdrohungen  dieselbe  abzuwehren  zu  suchen.  Die 
Verletzung  des  Münzrechts  des  Staates  ruft  die  Strafgewalt  des  Staates 
wach;  mag  die  Münzfälschung  aus  der  unbefugten  Anmassung  des  Münz- 
rechts hervorgegangen  oder  ohne  dieselbe  geschehen  sein.^    Aber  der  Staat 


^)  Nachdem  bereits  die  süddeutschen  Staaten,  welche  dem  „Allgemeinen  Deutschen 
Zoll-  und  Handels  vereine"  angehören,  zu  München  am  25.  August  1837  einen  Münzrertrag 
unter  Annahme  des  24]^  Guldenfusses  geschlossen,  traten  die  sämmtlichen  Zollvereins- 
Staaten  am. 30.  Juli  1838  zu  einem  Münzvereine  zusammen,  der  dann  dem  zu  Wien  am 
24.  Januar  1857  abgeschlossenen  Münzvertrag  der  Zollvereinsstaaten  und 
Oestreichs  mit  Liechtenstein  Platz  machte.  Die  allgemeinen  Prinzipien  dieses  Ver- 
trages enthalten  Art.  1:  „Das  Pfund,  in  der  Schwere  von  500  Grammen,  wie  solches  be- 
reits bei  der  Erhebung  der  Zölle  zur  Anwendung  kommt,  soll  in  den  vertragenden  Staaten 
der  Ausmünzung  zur  Grundlage  dienen  und  auf  deren  Münzstätten  als  ausschliessliches 
Münzrecht  eingeführt  werden,  auch* zu  diesem  Zwecke  eine  selbständige  Eintheilung  in 
Tausendtheile  mit  weiterer  dreimaler  Abstufung  erhalten;"  Art.  6:  „Sämmtliche  vertra- 
gende Begirungen  verpflichten  sich,  bei  der  Ausmünzung  von  grober  Silbermünze,  folglich 
von  Hauptmünzen  sowohl  als  deren  Theilstücken  •—  Courantmünzen  —  ihren  Landes- 
münzfuss  (nach  Art.  3  für  Oestreich  und  Liechtenstein  der  45  Guldenfuss,  für  Baiem, 
Würtemberg,  Baden,  Hessen  Darmstadt,  Meiningen,  Coburg  (nicht  auch  Gotha),  die  Hohen- 
zollemschen  Lande  Preussens,  Nassau,  die  Oberherrschaft  des  Fürstenthums  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Hessen-Homburg  und  Frankfurt  der  62%  Guldenfuss  und  fiir  die  übrigen  Ver- 
tragsstaaten der  30  Thalerfuss)  genau  innehalten,  und  die  möglichste  Sorgfalt  darauf 
verwenden  zu  lassen,  dass  auch  die  einzelnen  Stücke  durchaus  voUhaltig  und  vollwichtig 
ausgemünzt  werden.  Sie  vereinigen  sich  besonders  zu  dem  Grundsatze,  dass  unter  dem 
Vorwande  eines  sogenannten  Bemediums  an  dem  Gehalte  oder  Gewichte  der  Münzen 
Nichts  gekürzt,  vielmehr  eine  Abweichung  von  dem  den  letzteren  zukommenden  Gehalt« 
oder  Gewichte  nur  insoweit  nachgesehen  werden  dürfe,  als  eine  absolute  Genauigkeit  nicht 
innegehalten  werden  kann."    Im  Uebrigen  ist  die  reine  Silberwährung  festgehalten  (Art  2.) 

»)  Präger  Friede  vom  23.  August  1866  Art.  13. 

^)  Feuerbach,  Lehrbuch  des  peinlichen  Bechts  §.  178  unterscheidet  1)  Münz- 
fälschung als  Anmassung  des  Münzrechts  durch  Verfertigung  von  (guten  oder  schlechten) 
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hat  auch  durch  andere  Massnahmen  das  allgemeine  Vertrauen  zu  der 
rechten  Handhabung  seines  Mtinzrechts  zu  unterstützen,  wie  z.  B.  durch 
Verbot  fremdländischen  (schlechteren)  Geldes  oder  durch  Einziehung  seiner 
eigenen  in  Misscredit  'gerathenen  Münzen.  Im  einzelnen  Falle  hat  die 
Politik  des  Handels  und  des  Geldverkehrs  die  geeignete  Massregel  dem 
Staate  an  die  Hand  zu  geben/) 

§.  193. 
Zur  Ausführung  der  Vereinbarungen  über  die  gleichmässige  Behandlung 
des  Mttnzwesens  in  den  Staaten  des  Deutsch-Oestreichischen  Zollvereins  haben 
diese  Staaten  auch  zu  eioem"  Münzcartel  sich  vereinigt.*)  Dadurch  ist  ein  Jeder 
derselben  verpflichtet,  seine  Angehörigen  wegen  eines  in  Bezug  auf  die 
von  dem  andern  Theile  geprägten  Münzen,  auf  das  von  demselben  aus- 
gegebene Papiergeld  oder  auf  diejenigen  öflFentlichen  Creditpapiere,  welche 
er  seinen  Münzen  als  Zahlungsmittel  gesetzlich  gleichgestellt  hat,^)  unter- 
nommenen oder  begangenen  Verbrechens*  oder  Vergehens^)  eben  so  zur 
Untersuchung  zu  ziehen,  und  mit  gleicher  Strafe  zu  belegen,  als  wenn  das 
Verbrechen  oder  Vergehen  in  Bezug  auf  die  eigenen  Münzen  oder  das 
eigene  Papiergeld  Statt  gefunden  hätte.  Zugleich  haben  sich  diese  Staaten 
gegenseitig  verpflichtet,,  die  in  ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Fremden, 
von  welchen  ein  solches  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  das  Münzrecht 
eines  anderen  Vereinsstaates  unternommen  oder  begangen  woi"den,  auf  Re- 


Münzen,  2)  Münzfälschung  ohne  Anmassung  des  Münzrechts  und  3)  Münzfälschung  durch 
andere  Handlungen,  welche  unter  den  Begriff  von  Münzhandlungen  nicht  gehören,  nament- 
lich Verschlechterungen  der  Münzen,  täuschende  Umwandlung  geringerer  Münzsorten 
in  scheinbar  höhere,  absichtliche  Verbreitung  falscher  oder  verfälschter  Münzen. 

')  -Vergl.  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  430. 

*)  Schon  in  Folge  der  Münzconvention  vom  30.  Juli  1838  hatten  die  hetheUigten 
Staaten  ein  Münzcartel  unter  dem  21.  October  184&  geschlossen.  Dasselbe  wurde  durch 
das  als  Beilage  IV.  dem  Zoll-  und  Handelsvertrage  vom  19.  Februar  1853  angereihte 
Münzca^el  ersetzt  und  im  Artikel  25  des  Münzvertrages  vom  24.  Januar  1857  adoptirt. 

^)  Im  §.  4  des  Münzcartels  wurden  die  Verabredungen  desselben  auch  auf  Verbrechen 
und  Vergehen  ausgedehnt,  „welche  die  betiügliche  Nachahmung  oder  die  Verfälschung 
der  von  einem  von  ihnen  ausgestellten  Staatsschuldscheine  und  zum  Umlauf  bestimmten 
Papiere,  sowie  der  von  anderen  juristischen  Personen  unter  Genehmigung  des  Staates  auf 
jeden  Inhaber  ausgefertigten  Creditpapiere  zum  Gegenstande  haben,  oder  die  aus  gewinn- 
süchtiger Absicht  oder  doch  wissentlich  unternommene  Verbreitung  solcher  unechten  Pa- 
piere betreffen." 

*)  Münzcartel  §,  5:   „Wenn  in  einem  Staate die  Unterscheidung  zwischen 

Verbrechen  und  Vergehen  in  der  Strafgesetzgebung  nicht  besteht,  oder  die  strafbare 
Nachahmung  oder  Verfälschung  der  in  diesem  Gartel  genannten  Münzen  oder  Creditpapiere 
mit  einem  anderen  Namen  als  mit  „Verbrechen  und  Vergehen"  von  dem  Gesetze  bezeichnet 
sind,  80  bleibt  es  diesem  Staate  anheimgestellt,  bei  der  Bekanntmachung  des  Cartels,  im 
crsteren  Falle  die  auf  jene  Unterscheidung  bezüglichen  Worte  »oder  Vergehen"  wegzulassen, 
im  zweiten  FaUe  an  Stelle  des  Ausdrucks  „Verbrechen  oder  Vergehen"  diejenige  Bezeich- 
nung ro  setzen,  welche  seiner  Gesetzgebung  entspricht.* 
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quisition  des  Letzteren  anszaliefem,  falls  nicht  der  Staat,  in  dessen  Gebiet 
ein  solcher  Fremder  sich  befindet;  oder  derjenige  Vereinsstaat,  weichein  der 
Delinquent  angehört,  die  Untersuchung  und  Bestrafung  selbst  verhängen  zu 
lassen  vorziehen.*) 

Im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  ist  das  Mttnzwesen  der 
Competenz  der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  des  Bundes  ttberwiesen.*) 

gg.  Mass  und  Gewicht. 

§.  194. 
Eine  der  wesentlichsten  Voraussetzungen  und  ein  besonderes  Interesse 
beanspruchende  Angelegenheit  des  Verkehrs  ist  das  Vorhandensein  allge- 
mein bekannter  und  anzuerkennender  Masse  und  Gewichte^  Diese  für  den 
industriellen  Verkehr  vorzuschreiben  und  zu  bestimmen  ist  die  Saehe  der 
öffentlichen  Gewalt  und  von  jeher  haben  auch  die  deutschen  Staaten  dieses 
Rechtes  wahrgenonmien.  Sie  haben  nicht  nur  das  im  Verkehr  anzuwen* 
dende  Mass-  oder  Gewichtsverhältniss  bestimmt,  sondern  auch  durch  die 
Einrichtung  s.  g.  Aichungsämter  daftir  Sorge  getragen,  dass  die  im  Ver- 
kehre befindlichen  und  gebrauchten  Mass-  nnd  Gewichtstttcke  auch  in  der 
That  dem  festgestellten  Verhältniss  der  Ausdehnung  oder  der  Schwere  ent- 
sprechen. Das  Bestreben  der  deutschen  Staaten,  ein  gleiches  Mass-  und 
Gewichtssystem  für  ganz  Deutschland  einzufahren,  hat  noch  das  erwünschte 
Ergebniss  nicht  gefördert,  obwohl  die  allgemeinen  Verkehnrerhältnisse  des- 
selben so  dringend  wie  des'  einheitlichen  Münzsystems  bedürfen.')  Es  ist 
darum  auch  das  Mass-  und  Gewichtssystem  .zu  einer  Angelegenheit  des 
Norddeutschen  Bundes  erhoben.^) 


*)  Die  Anslieferungspflicht  cessirt  aacb,  wenn  der  betrelFende  Staat  in  Gemässbeii 
eines  ror  der  Verkündig^g  dieses  Cartels  abgeschlossenen  allgemeinen  Vertrages  über 
die  gegenseitige  Auslieferung  der  Verbrecher  verpflichtet  ist,  den  Münz-Verbrecher  einem 
anderem  Stanzte  auszuliefern.    S.  Münzcartel§.  3  a. 

')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4,  3. 

^)  Üeber  die  Preussische  Mass-  und  Gewichts-Gesetzgebung  TergL  von  B^nne. 
Preussisches  Staatsrecht  Bd.  11.  Abiheil.  2  §.  432.  Nur  für  den  Zollverehurverkehr  ist  in 
den  Verträgen  das  „Zollpfund"  vereinbart. 

^)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4,  3.  VergL  auch  Vertrag 
zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde,  Baiem,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen,  die  Fort- 
dauer des  Zoll-  und  Handelsvereins  betreffend,  vom  8.  Juli  1867,  Art.  27 :  ,,Die  vertragen- 
den Theile  werden  gemeinschaftlich  dahin  wirken,  filr.das  Masssystem  und,  so  weit  nöthig, 
f&r  das  Gewichtssystem  ihrer  Gebiete  die  zur  Förderung  des  gegenseitigen  Verkehrs 
wünschenswerthe  üebereinstimmung  herbeizuführen.* 
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Dritter  TlteL 

DasPolizeirecht. 

I.  Begriff. 

§.  195. 

Der  Staat  theilt  mit  jedem  selbständigen  Wesen  das  Recht  und  die 
Pflicht  der  Selbsterhaltung  und  des  Selbstschutzes.  Dieses  Recht  richtet 
sich  nach  Aussen ,  insofern  der  Staat  die  thatsächliche  Anerkennung  der 
Integrität  seines  äusseren  Bestandes  und  seines  staatlichen  Charakters  be- 
ansprucht, aber  es  richtet  sich  auch  auf  das  Innere  des  Staates  selbst, 
indem  der  Staat  sich  als  dieser  geordnete  Organismus  bestimmter  Zustände 
und  Verhältnisse  zu  erhalten  hat.  In  jener  ersteren  Richtung  tritt  der 
Staat  gegen  andere  Staaten  als  seine  äusseren  Feinde  mit  der  gesammten 
Macht  seiner  physischen  Kräfte  auf  und  vertheidigt  seinen  Gesammtbestand 
als  kriegftlhrende  völkerrechtliche  Macht.  In  der  letzteren  Richtung  ist  die 
Staatsgewalt  aber  nur  gegen  diejenigen  Elemente  gerichtet,  welche  die 
innere  Ordnung  im  Staate  zu  stören  und  die  inneren  Voraussetzungen 
seines  Fortbestandes  zu  verletzen  drohen.  Sie  hat  daher  nur  mit  einem 
diesen  Gefahren  entsprechenden  Masse  von  äusserer  Macht  einzutreten  und 
kann  es  die  verschiedenartigsten  Anlässe  und  Zwecke  der  Betheiligung 
dieser  geben.  Dieser  auf  die  Erhaltung  der  inneren  Staatsordnung  ge- 
richtete Selbstschutz  des  Staates  heisst  die  Polizei  und  diese  Seite  der 
Staatsgewalt  die  Polizeigewalt.  Die  materielle  Noth wendigkeit  und 
formelle  Bestimmtheit  dieses  Berufes  des  Staates,  verleiht  auch  diesem  einen 
rechtlichen  Charakter  und  begründet  das  Polizeirecht  des  Staates.*) 

§.  196. 

Die  Polizeigewalt  des  Staates  hat  es  nur  mit  den  äusseren  thatsäch- 
liehen  Zuständen  im  Staate,  mit  der  äusseren  Ordnung  der  in  ihm  be- 
griffenen Interessen  zu  thun.  Sie  schützt  diese  realen  Zustände  und  diese 
äussere  Ordnung  gegen  Alles,  was  sie  verletzen  und  stören  könnte.  Darin 
begründet  sich  die  wesentliche  Unterscheidung  dieses  Rechtes  der  Staats- 
gewalt von  ihrem  Berufe  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes.  Handelt  es  sich 
hier  nur  um  die  Aufrechtbaltung  der  absoluten  Rechtsordnung  und  die  An- 
erkennung der  subjectiven  Berechtigung,  so  beachtet  die.  Polizeigewalt  nur 
die  äussere  Seite  der  Verhältnisse  ohne  Rücksichtnahme  auf  deren  recht- 
liehen Werth.    Ebenso  bestimmt  sondert  sich  dann  femer  das  Polizeirecht 


<)  üeber  den  Begriff  der  Polizeigewalt  vergl.  oben  §.  75. 
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des  Staates  auch  von  seinem  Berufe  an  der  Pflege  und  Förderung  des 
Gemeinwohles.  Die  Polizei  schützt  und  erhält  äussere  Zustände  ohne  an 
die  positive  Förderung  der  materiellen  Interessen  zu  gehen.  Der  Charakter 
der  Polizeigewalt  ist  vorwiegend  negativer  Art,  während  der  Beruf  des 
Staates  auf  dem  Gebiete  des  Gemeinwohles  sich  vor  Allem  auf  die  Her- 
stellung positiver  Anstalten  und  Zustände,  welche  die  Förderung  des  6e* 
meinwohles  bezwecken,  richtet.  Die  Polizei  des  Staates  ist  aber  die  Er- 
möglichung dieser  positiven  Pflege  des  Gemeinwohles  und  also  nicht  ohne 
Beziehungen  zu  diesem.') 


II.    Wes&n. 


§.  197. 
Das  Wesen  der  Polizeigewalt  des  Staates  bestimmt  sich  durch  den 
Zweck  derselben,  welcher  die  Sicherung  und  Wiederherstellung  der  äusseren 
Ordnung  im  Staate  ist.  Dieser  Zweck  wird  aber  theils  durch  eine  dauernde 
und  ununterbrochene  Thätigkeit  der  öffentlichen  Gewalt,  theils  aber  auch 
durch  nur  in  Folge  bestimmter  Anlässe  erforderliche  Handlungen  erfüllt. 
Die  polizeiliche  Wachsamkeit  ist  der  nächste  und  allgemeinste  Ausdruck 
der  Polizeigewalt,  am  Wirksamsten  zeigt  sich  dieselbe  aber  in  den  FäUen, 
wo  bestimmt  drohende  Gefahren  abzuwehren  oder  gegen  bestimmte  Ver- 
letzungen der  äusseren  Ordnung  im  Staate  thatkräftig  einzuschreiten  ist 
Jene  Art  der  Polizeiverwaltung  zeigt  sich  besonders  in  den  Erlassen  be- 
stimmter allgemeiner  polizeilichen  Gebote  oder  Verbote,  deren  Befolgung 
bei  Vermeidung  der  zugleich  damit  angedrohten  Strafen  gefordert  wird,  und 
in  der  üeberwachung  ihrer  Befolgung  und  Erflillung.  Die  andere  Art  der 
Polizeigewalt  besteht  in  der  Anwendung  derjenigen  positiven  Massnahmen, 
welche  in  dem  einzelnen  Falle  zur  Sicherung  oder  zur  Wiederherstellung 
der  gefährdeten  oder  verletzten  äusseren  Ordnung  im  Staate  die  geeigneten 
sind.  Ueberall  aber  zeigt  sich  als,  das  Charakteristische  der  Polizeigewalt 
die  Anwendung  von  Zwang.')  Der  Staat  kann  auf  diesem  Gebiete  seines 
Berufes  Widerstand  nicht  dulden,  auch  dem  Einzelnen  nicht  eine  Bestim- 
mung, ob  das,  was  der  Staat  als  die  im  öffentlichen  Interesse  nothwendigen 
Zustände  betrachtet  und  deren  Erhaltung  er  als  seine  Aufgabe  erkannt  and 


^)  Diese  Beziehung  war  es,  welche  die  Bezeichnung  auch  des  Rechtes  der  Staatsgewalt 
an  dem  Gemeinwohl  mit  dem  Namen  »Poh'zei"  veranlasste. 

')  Man  hat  wohl  den  .Zwang"  als  das  Wesen  der  Polizei  genannt,  aber  nicht  mit 
Becht:  denn  das  Wesen  derselben  bestimmt  sich  aus  dem  Zwecke,  nicht  aber  aus  dem 
Mittel,  dessen  sich  die  Polizei  zur  Erfüllung  ihres  Zweckes  bedienen  muss.  Jenes  ist 
nur  die  Folge  aus  dem  Zwecke  (^ Wesen)  der  Pölizeigewalt  und  nur  eine  Eigemich&ft 
derselben.  •  ■     * 


Mk 
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erklärt  bat,  von  ihm  erflUlt  werden  mdsae,  zogesteben.  Wäbrend  die 
Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  wie  der  geistigen  Gultnr 
vorwiegend  nur  zu  pflegen  und  zu  helfen  bat,  bo  tritt  sie  hier  um  des 
Zweckes  dieser  ihrer  GSwalt  willen  als  eine  bestimmt  fordernde  und  jeden 
Widerstand  bezwingende  Macht  o^uf,  die  unbedingten  Gehorsam  von  Jeder- 
mann fordert.*) 


III.    Mittel. 

§.  198. 
In  welcher  Weise  und  mit  welchen  Mitteln  die  Staatsgewalt  im  cin- 
zehen  Falle  ihre  sicherheitspolizeiliche  Pflicht  zu  erfüllen  bat,  lässt  sich 
Dicht  mit  einem  allgemeinen  Prinzipe  entscheiden.  Den  Ausschreitungen 
früherer  Zeiten  gegenüber  ist  indess  in  der  Gegenwart  allenthalben  darauf 
Bedacht  genommen,  durch  das  Gesetz  allgemeine  Schranken  ftlr  diese  Ge- 
walt des  Staates  zu  ziehen,  um  einen  rechtswidrigen  Missbrauch  derselben 
zu  yerhindem  und  auch  die  Polizeigewalt  zu  einem  allewege  rechtmässigen 
und  sittlichen  Verfahren  zu  verpflichten.')  Fast  überall  ist  durch  eine 
legislatorische    Festsetzung    der    von    der    Polizeigewalt    anzuwendenden 


')  Unmittelbar  ans  dem  Zwecke  des  Staates  selbst  gebt  hervor,  dass  die  Polizeigewalt 
ihre  Forderungen  nnd  Anordnungen  ganz  allgemein  erfüllt  und  geacbtet  seben  will  und 
moss,  obne  darauf  Rücksiebt  zu  nebmen,  ob  etwa  im  einzelnen  Falle  Solcbes  zu  fordern 
Oller  anzuordnen  die  Sicberbeit  im  Staate  nicbt  erfordert  baben  würde.  Um  z.  B.  den 
geßhrlicben  Verkebr  mit  Feuer  und  Liebt  zu  verbindern,  verbietet  der  Staat  das  Ver- 
kehren mit  Liebt  in  der  Nabe  leicbt  Feuer  fangender  Gegenstände  und  nimmt  keine 
ßöckaicbt  darauf,  ob  die  Ueberscbreitang  seines  Verbotes  im  einzelnen  Falle  in  Folge 
besonderer  Vorsiebt  ungefabrlich  sein  würde  und  wobl  in  der  That  gewesen  ist.  Ebenso 
ist  die  Polizeigewalt  des  Staates  insofern  eine  absolute,  als  ibre  Betbätigung  nicbt  noth- 
wendig  mit  einer  recbtlicben  Verpflicbtung  correspondirt,  so  dass  der  Staat  fordern  kann, 
wozu  Niemand  obne  diese  positive  Forderung  verpflicbtet  sein,  durcb  dessen  Nicbterfullung 
Niemand  der  Verletzung  einer  Becbtsnorm  sieb  scbuldig  macben  würde.  Findet  der  Staat 
z.  B.  zu  verordnen,  dass  Niemand  auf  offener  Strasse  eine  brennende  Cigarre  fortwerfen 
solle,  so  ziebt  er  den  Contra venienten  wegen  Nicbtacbtung  dieses  polizeilieben  Verbotes, 
nicht  aber  wegen  Verletzung  der  Recbtsordnung  zur  Verantwortung. 

*)  VergL  z.  B.  Preussiscbe  Verfassungsurkunde  Art.  8:  „Strafen  können  nur  in 
Geraässheit  des  Gesetzes  angedrobt  und  verbängt  werden";  Luxemburgscbe  Constitution 
von  1856  Art.  14j  Grossberzoglicb  Hessiscbe  Verfassungsurkunde  §.  72:  „Obne  Zu- 
stimmung der  Stände  kann  kein  Gesetz,  aueb  in  Bezug  auf  das  Landes-Polizeiwesen,  ge- 
geben, aufgeboben  oder  abgeändert  werden";  Coburg-Gotbascbes  Staatsgrundgesetz 
§.  l4l:  ,Die  Grenzen  der  polizeilieben  Strafgewalt'  werden  durcb  Gesetz  bestimmt"; 
Oldenburgs cb es  ßevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  103;  Verfassungsgesetz  für  das 
FuTstcntbum  Reuss  j.  L.  §.  37.  —  Dass  aber  aucb  die  Polizeigew#t  vor  allen  Dingen 
in  den  Scbranken  ibres  materiellen  Berufs  und  des  Staatszweckes  bleiben  muss ,  verstebt 
sich  Ton  selbst.     VergL  Zacbariä  Deutscbes  Staatsrecbt  Tb.  n.  §.  182,  I. 
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Zwangsmittel  sowie  besonders  aach  der  Voraossetzangen  and  Formen 
ihrer  Benatznng  jenem  Zwecke  entsprochen/)  und  hat  namentlich  eine 
möglichst  prinzipielle,  dem  Wesen  beider  Gewalten  entsprechende  Abgren- 
zung der  Functionen  der  richterlichen  und  der  polizeilichen  (Gewalt  des 
Staates  Statt  gefunden.  Dabei  ist  indess  auf  .der  anderen  Seite  auch  nicht 
verkannt;  dass  der  Polizeigewalt  des  Staates  für  ausserordentliche  Fälle 
auch  weitere  Machtbefugnisse  gelassen  werden  mtlssen,  wenn  nicht  das 
Wohl  des  Staates  einem  starren  Prinzipe  zum  Opfer  fallen  solle.*) 


IV.  Gegenstände. 

§.  199. 
Die  äussere  politische  Ordnung  ist  durch  das  Geordnet-  und  Gesichert- 
sein der  sämmtlichen  realen  Zustände  und  Beziehungen  im  Staate  bedingt 
und  hat  also  auch  die  Polizeigewalt  des  Staates  sich  auf  die  Schützang 
und  Sicherung  aller  dieser  Zustände  zu  erstrecken.  Die  Gebiete,  auf 
welchen  das  öffentliche  Leben  sich  bewegt  und  welche  als  die  Gegenstände 
der  Zuständigkeit  der  das  Gemeinwohl  fördernden  Staatsgewalt  erscheinen, 
sind  darum  auch  die  Gebiete  ihrer  polizeilichen  Gewalt/  wenn  auch  diese 
in  ganz  besonderen  Beziehungen  zu  den  einzelnen  Zuständen  «nd  Verbält- 
nissen auf  denselben  steht.  So  ist  es  entweder  die  politische  Ordnung 
des  Staates  selbst,  welche  als  solche  zu  erhalten  ist,  oder  es  sind  die 
Zustände  in  den  verschiedenen  Kreisen  der  altgemeinen  Interessen  im 
Staate,  welche  wenn  auch  zunächst  nicht  politischer  Natur  doch  auch  um 
des  Staates  und  seiner  Ordnung  willen  Anspruch  an  den' Schutz  der  Staats- 
gewalt erheben.  Es  sind  dieses  die  individuellen  Zustände,  die  sitt- 
liche Ordnung,  die  physischen  Zustände  und  die  gesellschaftliche 
Ordnung,  aber  nur  insofern,  als  sie  die  allgemeine  Ordnung  im  Staate 
bedingen  und  als  der  Staat,  um  ein  Zustand  allseitiger  Ordnung  zu  sein, 
auf  die  Erhaltung  und  Sicherung  dieser  nicht  unmittelb<ar  in  der  Sphäre 
des  Politischen  begründeten  Interessen  achten  und  halten  muss. 


*)  Vor  Allem  galt  es  der  polizeilichen  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  durch 
bestimmte  gesetzliche  Nonnen.    Vergl.  oben  §.  46  Note  2. 

')  Ganz  allgemein  erkemien  dieses  an  Würtembergsche  Vcrfassungsurkande  §.89: 
»Der  König  hat  das  Recht  —  —  in  dringenden  FäUen  zur  Sicherheit  des  Staates  das 
Nöthige  Yorzukehren";  ebenso  Grossherzoglich  Hess'ische  YerÜassangsarkunde  §.73 
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1.    Die  politische  Ordnung. 

§.  200. 
Die  Sicherheit  des  inneren  Staatsbestandes  ^)  oder  derjenigen  äusseren 
Zustände  und  Anstalten ,  in  welchen  die  Staatsordnung  sich  darstellt;  ist 
der  nächste  Gegenstand  des  Polizeirechtes  der  Staatsgewalt.  Unmittelbar 
ist  es  das  Interesse  des  Staates  selbst  ^  welches  hier  wahrzunehmen  und 
zu  vertreten  ist,  indem  die  äusseren  Bedingungen  eines  gesicherten  und 
ruhigen  Staatslebens ,  der  politischen  Ordnung  und  Entwicklung  dadurch 
erhalten  und  geschützt  werden.  So  verschieden  nun  die  einzelnen  KreisC; 
welche  das  innere  Staatsleben  nach  Art  und  Umfang  zieht,  so  mannichfach 
auch  die  besonderen  Gegenstände,  auf  welche  sich  dieses  eigentlich  politische 
Polizeirecht  zu  erstrecken  hat.  Es  gilt  eben  den  gesammten  Organismus 
des  Staates  im  Ganzen  und  Grossen  wie  in  seinen  einzelnen  Bestandtheilen 
zu  sichern;  und  entzieht  sich  darum  kein  Zustand  und  Verhältniss  an.  die- 
sem Organismus  dem  Polizeirechte  des  Staates,  wenn  auch  nach  dem  ver- 
schiedenen Grade  der  politischen  Bedeutung  des  einzelnen  Theiles  auch  der 
politische  Werth  des  einzelnen  polizeilichen  Rechtes  sich  verschieden  be- 
stimmen lassen  muss.  Je  directer  und  ausgedehnter  die  politische  Ordnung 
bedroht  ist,  desto  grösser  und  wichtiger  auch  die  polizeiliche  Aufgabe  der* 
Staatsgewalt,  der  Gefahr  entgegenzutreten,') 

2.    Die  individuellen  Zustände. 

§.  201. 

Die    individuellen    Zustände    und   Verhältnisse   d.  h.   diejenigen,  in 

welchen  das  Individuum  als  solches  steht  und  lebt,  können  nur  dann  den 

Schutz  der  Polizei  beanspruchen,   wenn  sie  thatsächlich  bedroht  sind  und 

die   eigene  Kraft   oder  das   persönliche  Recht  des  Individuums  zu  deren 

^chützung  nicht  ausreichen.    Es  zieht  sich  hier  eine  engere  Grenze  um  die 


*)  Der  äussere  Staatsbestand  und  seine  Sicherung  sind  nicht  Gegenstände  der  Staats- 
rechtUchen  Zuständigkeit  des  Staates.  Gegen  die  dem  Staate  als  solchen  von  Aussen 
drohenden  Gefahren  schützt  er. sich  als  völkerrechtliche  Macht.  Sehr  wohl  können  aher 
heide  Arten  der  Gefahrdung  des  Staatshestandes  zusammenfallen. 

")  Vergl.  unten  §.  216.  —  Bekanntlich  füllte  diese  politische  Polizei  fast  allein  das 
Leben  des  ehemaligen  deutschen  JBundes ,  dessen  Hauptbestrebungen  seit  den  Beschlüssen 
der  Carlshader  Conferenzen  auf  die  Abwehr  jeder  politischen  Gefahr  und  in  den  lehhaf- 
ietften  Stadien  gradezu  auf  die  Unterdrückung  jedes  politischen  Lehens  des  Volkes  ge- 
riehtet  war.  Von  diesen  extremen  Prinzipien  ging  indess  der  Bund  seihst  schon  zurück, 
als  er  mittelst  des  Beschlusses  vom  2.  April  1848  die  s.  g.  Ausnahmegesetze  beseitigte. 
Wenn  dennoch  Zöpfl,  Grundsätze  §.  460  behauptet,  dass  diese  Bundesmaximen  wenigstens 
in  den  Landesgesetzgehungen  beibehalten  seien,  so  wird  wohl  ein  Nachweis  dieses  Bechts- 
bestandes  vergeblich  erwartet  werden  müssen. 
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Zuständigkeit  .der  öffentlichen  Polizei^  da  überhaupt  das  Individuum  imd 
seine  besonderen  Beziehungen  nicht  Objecte  des  staatlichen  Rechtes  sind. 
Unter  jener  Voraussetzung  aber  hat  der  Staat  auch  die  Sicherheit  der 
individuellen  Zustände  zu  garantiren^  insoweit  dieses  überhaupt  mittelst  der 
Geltendmachung  seines  Polizeirechtes  und  der  Mittel  äusseren  Zwanges 
möglich  ist.  Die  öffentliche  Gewalt  kann  nicht  auf  jede  von  einer  Person 
gegen  eine  andere  geäusöferte  Drohung  einer  Rechts-  oder  Leibesbeschä- 
digung mit  Sicherungsmassregeln  gegen  den  Drohenden  einschreiten,  wohl 
aber  dann,  wenn  die  Ausführung  jener  Drohung  thatsächlich  zu  befürchten 
und  damit  die  Verletzung  eines  Grundprinzipes  der  staatlichen  Ordnung, 
des  der  Ausschliessung  der  Eigenmacht  und  der  Gewaltthätigkeit,  zu  be- 
sorgen ist.')  Zum  Schulze  der  individuellen  VermögenszustUnde  gegen  die 
Gefahren,  welche  die  Elemente  der  Natur  drohen,  ist  aber  der  Staat  unter 
der  allgemeinen  Voraussetzung  seiner  Vei-pflichtung,  solche  Gefahren  abzu- 
wehren, so  berechtigt  wie  verpflichtet.*) 

3.    Das  Volksleben. 

A.    Die  sittliche  Ordnung, 
a.   Im  Allgemeinen. 

§.  202. 
Ist  das  sittliche  Leben  des  Volkes  die  Grandbedingung  und  das  Fun- 
dament  seiner  politischen  Befähigung,  so  hat  der  Staat  auch  allen  Störungen 
desselben  entgegenzuwirken  und  Verletzungen  desselben  zu  beseitigen.  Es 
kommt  aber  auch  hier  nur  die  äussere,  sichtbar  hervortretende  Unsittlich- 
keit  in  Frage  und  hat  der  Staat  gegen  die  einzelnen  Handlungen  oder 
Zustände  derselben  nur  insofern  sich  zu  richten,  als  dieselben  durch  die 
äusserlich  wirkenden  Mittel  der  Staatsgewalt  ergriffen  und  zurückgedrängt 
werden  können.  Die  Entfremdung  der  inneren  'Gesinnung  von  den  Grund^ 
Sätzen  der  Sittlichkeit  berührt  nur  dann  das  Gebiet  der  staatlichen  Zu- 
ständigkeit,* wenn  sie  in  äusseren  Folgen  hervortritt  und  wenn  die  äussere 
sittliche  Ordnung  dadurch  vernetzt  wird.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
ist  das  unsittliche  Verhalten  des  Einzelnen  Gegenstand  der  Polizeigewalt 


')  Vergl.  Hannoversches  Gesetz  über  polizeilicbe  Aufsicht  etc.  vom  22.  November 
1850  §.  4:  „In  folgenden  Fällen  ist  zunächst  polizeiliche  Beaufsichtigung  und  erst  dann, 
wenn  diese  Massregel  als  ungenügend  sich  ausgewiesen  hat,  nach  vorgängiger  Androhung 

Gefangenhaltung  im  Werkhause  zu  erkennen: 4)  gegen  diejenigen,  weiche  gefähr^ 

liehe  Drohungen  ausgestossen  haben,  durch  welche  eine  peinliche  Strafe  nicht  verwirkt 
ist,  wenn  durch  di^  Drohungen  die  dringende  Besorgniss  einer  Gefahr  für  Personen  oder 
Eigenthum  begründet  wird  ** 

»)  Vergl.  unten  §.  210. 
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des  Staates  and  hat  diese  also  nicht  jedem  unsittlichen  Verhalten  gegen- 
über  Recht  und  Pflicht.  Vor  Allem  darf  der  Staat  sich  nicht  dem  Glauben 
hingeben y  als  stehe  es  bei  ihm,  alle  Unsittlichkeit  zu  vertreiben  und  ein 
sittliches  Leben  im  vollsten  Sinne  dieses  Wortes  zu  erhalten.  Liegen  die 
Grttude  der  äusseren  Unsittlichkeiten  in  der  Cormption  der  ethischen  Ge- 
sioDung  der  Einzelnen  und  ist  diese  unter  keinen  Umständen  ein  Gebiet, 
auf  welchem  die  Gewalt  des  Staates  zuständig  ist,  so  hat  auch  die  Polizei- 
gewalt sich  von  jeder  Einwirkung  auf  das  sittliche  Gesinntsein  fem  zu 
halten^  diese  der  tieferen  Macht  der  sittlich -religiösen  Anstalten  über- 
lassend. *) 

§.  203. 
Zu  der  Benutzung  der  fUr  die  sittliche  Erziehung  der  Menschen  bestimm- 
ten Anstalten  darf  die  Staatsgewalt  die  Glieder  ihres  Volkes  nicht  zwingen 
und  ist  ein  solcher  Zwang  auch  nicht  aus  dem  Begriff  der  Polizeigewalt 
des  Staates  herzuleiten,  da  in  diesem  niemals  der  Beruf  zur  Förderung 
des  Gemeinwohles  enthalten  ist.  Das  Recht  der  Polizeigewalt  beschränkt 
sich  hier  lediglich  darauf,  diesen  Sittlicbkeitsanstalten  den  zur  Entfaltung 
ihrer  berufsmässigen  Thätigkeit  erforderlichen  Schutz  zu  gewähren  und  da- 
für zu  sorgen,  dass  die  äusseren  Bedingungen  des  sittlichen  Lebens  und 
die  Massnahmen,  welche  mit  der  Billigung  des  Staates  zur  Förderung  der 
sittlichen  Erziehung  dienen  sollen,')  nicht  durch  äussere  Handlungen  ver- 
letzt werden.  So  darf  und  muss  der  Staat  fordern  und  mit  den  Mitteln 
seiner  Zwangsgewalt  nöthigenfalls  durchsetzen,  dass  die  Gebäude  der  reli- 
giösen Verehrung  nicht  entweiht,  die  gottesdienstlichen  Versammlungen  nicht 
gestört,  die  festlichen  Zeiten  nicht  durch  unschickliche  Handlungen  ent- 
heiligt werden.  Nicht  aber  eignet  der  Polizeigewalt  das  Recht,  irgend 
Jemanden  zum  Besuche  des  Gottesdienstes  oder  zur  Theilnahme  an  einer 
kirchlichen  fiandlung  zu  zwingen.') 

b.    Die  physischen  Zustände. 

§.  204. 
Von  dem  Rechte  zur  Pflege  der  Physis  des  Volkes*)  unterscheidet  sich 
der  polizeiliche  Beruf  des  Staates  gegen  die  Gründe  allgemeiner  Störungen 
oder  Gefährdungen  des  physischen  Wohlergehens  des  Volkes  mit  den  Mitteln 
seiner  Zwangsgewalt  zu  wirken.  Dieses  gesundheits-polizeiliche  Recht  der 
Staatsgewalt  hat  sich  dann  zu  bethätigen,  wenn  das  allgemeine  Wohl  durch 
die  Nichtbenutzung  der  Medicinal- Anstalten  und  durch  die  Nichtbeachtung 
der  gesundheits- polizeilichen  Vorschriften  gefährdet  sein  wttrde,  wenn  es 

•)  8.  oben  §.  50  ff.  und  §.  115  ff. 
^  VergL  oben  §.  129  ff. 
*)  Vergl.  oben  §.  50  ff.  und  §.  118  ff. 
*)  YergL'  oben  §.  141  ff. 
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sich  also  um  die  Abwehr  oder  Vertreibang  einer  sich  allgemeiner  verbrei- 
tenden Gefahr  des  physischen  Wohles  handelt  (Vorkehrungen  gegen  die 
schwarzen  Blattern,  Cholera  u.  dergl.;  Quarantaine- Anstalten).  Wenn  es 
dagegen  nur  der  Förderung  der  das  physische  Wohl  des  Volkes  onter- 
stützenden  Zustände  und  Einrichtungen  gilt,  so  darf  der  Staat  im  Allge- 
meinen nicht  in  die  Willenssphäre  des  Einzelnen  hineingreifen,  sondern 
muss  dem  eigenen  Entschlüsse  eines  Jeden  es  frei  lassen,  ob  die  gebotenen 
Mittel  Von  ihm  benutzt  werden  sollen.  Die  materielle  Zuständigkeit  der 
Staatsgewalt  hat  aber  den  jeweiligen  Stand  der  Gesundheitsverhältnisse  im 
Volke  und  der  medicinischen  Wissenschaft  zu  bestimmen,  und  dass  darom 
das  Recht  des  Staates  selbst  bald  engere  bald  weitere  Grenzen  hat,  be- 
weisst  die  Geschichte  der  Medicin  und  der  Gesnndheitspolizei  des  Staates 
sehr  deutlich.*) 

§.  205. 
Es  dehnt  sich  das  Recht  des  Staates  auf  alle  diejenigen  physischen 
Zustände  und  Erscheinungen  aus,  welche  durch  weitgreifende  Massnahmen 
beherrscht  oder  abgerechnet  werden  müssen,  wenn  sie  nicht  den 'Menschen 
im  Staate  an  Leib  und  Gut  Nachtheil  bringen  sollen.  So  hat  der  Staat 
den  Gründen  epidemischer  Krankheiten  und  epizootischer  Seuchen  nach 
Kräften  vorzubeugen,')  ftlr  die  Beseitigung  der  sie  hervorrufenden  oder 
fördernden  klimatischen,  tellurischeu  und  sonstigen  Zustände,  sowie  für  die 
möglichst  baldige  und  allgemeine  Heilung  solcher  Krankheiten,  überhaupt 
aber  für  die  Beseitigung  der  das  menschliche  Wohl  hindernden  physischen 
Zustände  zu  sorgen.  Dahin  gehört  —  um  Beispiele  zu  nennen  —  die 
Ent-  und  Bewässerung  der  Strassen  in  den  Städten,  Trockenlegung  stag- 
nirender  Sümpfe  zur  Vertreibung  oder  Milderung  der  Malaria,  Beschaffung 
gesunden  Trinkwassers,  Ertheilung  von  Bauvorschriftien  zur  Verhütung  ge- 
sundheitswidriger Wohnungen  und  feuergefährlicher  Anlagen,  Ueberwachnng 
der  Berufserflillung  der  Aerzte  und  ihres  Hülfspersonals,  Verbot  des  freien 
und  Ueberwachnng  des  gestatteten  Verkehres  mit  gesundheitsschädlichen 
oder  sonst  in  der  Anwendung  gefährlichen  Sachen  (Gift,  Petroleum,  Pulver) 
und  dergleichen  Anderes.  Auch  fällt  eine  Seite  des  öffentlichen  Armen- 
wesens unter  den  Begriff  des  polizeilichen  Berufes  der  Staatsgewalt  dem 
physischen  Wohle  des  Volkes  gegenüber,  insofern  die  Armuth  neben  der 
sittlichen  Ordnung^)  auch  dieses  beschädigt.  Dass  der  concrete  Gegenstand 
und  Umfang  dieses  Theiles  des  Polizeirechts  der*  Staatsgewalt  wesentlich 
durch  die  physische  Beschaffenheit  des  Staatsgebietes  bestimmt  wird,  i^ 


0  VergL  im  Allgemeinen  über  die  gesandheitspolizeiliclie  Aufgabe  des  Staates  Brat  er 
im  deutschen  Staatswörterbuche  s.  v.  «Oesundheitspflege";  hinsichtlich  der  Preussischen 
Gesetzgebung  von  Bönne,  Preassisches  Staatsrecht  Bd.  11.  Abth.  2  §.  350  ff. 

')  Vergl.  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  55  a.  E. 

')  VergL  oben  §.  151. 
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offensichtlich.  Daneben  bleibt  es  aber  der  einsichtsvollen  Entschliessnng 
der  Staatsgewalt  vorbehalten,  ob  und  wie  weit  der  Staat  es  für  seines 
Amtes  halten  mnsS;  seine  Gewalt  in  diesen  Richtungen  agiren  zu  lassen. 
Aus  selbstverständlichem  Grunde  hat  der  Norddeutsche  Bund  die  Me- 
dicinal-  und  Veterinär-Polizei  zur  Competenz  des  Bundes  verwiesen.') 

4.    Die  gesellsohaftliche  Ordnung. 

§.  206. 
Auf  den  weit  sich  dehnenden  Gebieten  des  gesellschaftlichen  Lebens 
erhält  die  Polizeigewalt  des  Staates  insofern  eine  Zuständigkeit,  als  es  der 
Aufrechthaltung  und  Sicherung  der  Verhältnisse,  Zustände  und  Anstalten 
gilt,  welche  den  gesellschaftlichen  Interessen  dienen  und  welche  als  all- 
gemein nothwendig  und  heilsam  um  der  öffentlichen  Ordnung  ijn  Staate 
willen  geschützt  und  erhalten  werden  müssen.  So  mannichfaltig  nun  diese 
Interessen  und  die  dadurch  oder  dafür  begründeten  und  bestehenden  Zu- 
stände und  Anstalten  sind,  so  verschieden  sind  auch  die  Gegenstände  dieses 
polizeilichen  Rechtes  des  Staates.  Es  ist  die  gesellschaftliche  Ordnung  im 
Allgemeinen,  wie  sie  in  den  engeren  Kreisen  des  häuslich -wirthschaft- 
lichen  Lebens  und  speciell  in  dem  Verhältnisse  der  Herrschaften  zu  den 
Dienstboten  (Gesindewesen)')  sich  darstellt,  und  dann  wieder  sind  es  alle 
die  verschiedenen  Bereiche  des  industriellen  Lebens,  welche  die  Polizei- 
gewalt des  Staates  vor  den  Störungen  ihrer  ordnungsmässigen  Entfaltung 
zu  bewahren  und  von  diesen  zu  befreien  hat.^)  Die  Voraussetzung  ist  nur 
immer,  dass  die  gesellschaftliche  Ordnung  als  solche  gefährdet  ist,  während 
die  Grefährdung  oder  Verletzung  der  individuellen  Beziehungen  des  Einzelnen 
zn  der  Gesellschaft  als  solche  die  Polizeigewalt  des  Staates  nicht  in  An- 
spruch nehmen  kann.^) 


<)  Yerfassong  des  Norddeutschen  Bundes  Ait.  4. 

^  YergL  von  Könne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  IL  Ahth.  2  §.  349. 

')  Man  spricht  darum  von  einer  Landwirthschafts-,  Gewerbe-,  Handels-, 
SchiTffahrts-,  Wege-,  Eisenbahnen-,  Telegraphen-,  Posten-  und  M&nz- 
Polizei.  UebUch  war  es  aber  mit  diesen  Ausdrucken  das  gesammte  Becht  des  Staates 
der  Gesellschaft  gegenüber,  auch  das  der  pflegenden  Fürsorge,  zu  verstehen. 

^)  So  ist  z.  B.  das  Yerhältniss  des  Tagelöhners  zu  seinem  Arbeitgeber  nicht  ^in 
solches,  ^n  welchem  der  Staat  ein  Interesse  nehmen  und  durch  welches  die  Ordnung  im 
Staate  berührt  werden  könnte.  Dagegen  ist  das  Dienstbotenverhältniss  eine  Pertinenz  der 
allgemeinen  Ordnung  im  Staate  und  besonders  der  gesellschaftlichen  Ordnung  und  fordert 
darum  von  dem  Staat  den  Schutz  seiner  Existenz  und  die  Aufrecfa^haltung  seiner  speziellen 
Ordnung.  Ebenso  ist  es  mit  dem  Verhältnisse  der  Handwerksgesellen  und  Lehrlinge  wie 
dem  der  Fabrikarbeiter  der  Fall,  und  hat  deshalb  die  Polizeigewalt  des  Staates  für  diese 
Zustande  als  Ordnungen  von  politischem  Interesse  sich  zu  bethätigen. 
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§•  207. 
In  welcher  Weise  die  Polizeigewalt  des  Staates  sich  auf  den  ver- 
schiedenen Gebieten  des  gesellschaftlichen  Lebens  zu  bethätigen  habe,  be- 
stimmt das  besondere  Interesse,  welches  der  Staat  an  der  Aufrechthaltang 
und  Sicherung  der  Zustände  und  Verhältnisse  dieser  einzelnen  Gebiete  hat, 
und  die  besondere  Art,  in  welcher  auf  diesen  Gebieten  die  gesellschaftlichen 
Interessen  verfolgt  und  befriedigt  werden.  Bald  gentigt  es,  wenn  der 
Staat  durch  Verbote  gewisse  Handlungen  verhindert,  wie  z.  B.  das  ver- 
abredete Einstellen  der  Arbeit  Seitens  der  Fabrikarbeiter  oder  die  Unter- 
haltung von  Gesellenverbindungen;  dann  wieder  sind  positive  Vorschriften 
über  bestimmte  Grundsätze  des  gewerblichen  Verkehres  zu  geben  und  zur 
Verhütung  irgend  welcher  Beschädigungen  der  allgemeinen  industriellen 
Interessen  aufrecht  zu  halten ,  wie  die  Vorschriften  über  die  Aicbung  der 
Masse  upd  Gewichte  und  die  Benutzung  nur  geaichter  Gewichte  und 
Massen;  dann  auch  gilt  es,  die  im  Interesse  des  Verkehres  und  der  In- 
dustrie geschaffenen  und  unterhaltenen  Anstalten  im  Allgemeinen  und  be- 
sonders auch  die  zweckentsprechende  Benutzung  derselben  zu  sichern  and 
zu  schützen,  wie  dieses  z.  B.  die  Vorschriften  über  die  Benutzung  der 
Eisenbahnen  und  öffentlichen  Wege,  der  Schifffahrtskanäle  und  Häfen  und 
dergl.  beabsichtigen.  Im  Allgemeinen  lässt*  sich  der  polizeiliche  Beruf  auf 
diesen  Gebieten  nicht  weiter  charakterisiren,  sondern  es  hat  das  spezielle 
Bedürfniss  eines  polizeilichen  Schutzes  des  einzelnen  industriellen  Interesses 
Art  und  Mass  der  Bethätigung  der  Polizeigewalt  zu  bestimmen. 


V.   Ursachen  der  Gefährdung  der  Öffentlichen  Ordnung. 

§.  208. 
Die  Gefahren,  welche  die  Schutzgewalt  des  Staates  abzuwehren  hat, 
können  aus  mancherlei  Ursacheni  drohen.  Gegen  Alles,  was  die  äussere 
Ordnung  im  Staate  bedroht,  hat  sie  sich  zu  richten.  Im  AUgememen  son- 
dern sich  die  Ursachen  dieser  Gefahren  in  zwei  Gruppen ,  insofern  diese 
nämlich  entweder  aus  natürlichen  Zuständen  und  Ereignissen 
oder  aus  den  Handlungen  und  dem  Verhalten  der  Menschen 
entspringen.*)  Eine  weitere  Unterscheidung  begründet  sich  alsdann  auch 
durch  die  verschiedene  Beziehung  der  Zustände  oder  Handlungen  auf  die 
Ordnung  im  Staate,    indem  eine  Gefahr  daraus  ftir  diese  entweder  un- 


*)  Ungenau  Klttber,  Oeffentliches  Becht  §.  381:  „Die  Sicherheitspolizei  dient  wider 
Rechtsverletzimgen  und  schädliche  Ereignisse,  die  von  der  Natar  oder  sonst  veranlasst 
werden."  „Bechtsverletzungen"  und  „schädliche  Ereignisse"  sind  weder  parallele  BegrUFe, 
noch  Gegensätze. 
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mittelbar  oder  nur  mittelbar  entspringt.  Beide  Unterscheidungen  sind 
ja  in  ihrer  Art  von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  praktische  Bethätigung 
des  Polizeirechtes  der  Staatsgewalt,  da  sowohl  die  Art  als  auch  der  Grad 
der  polizeilichen  Massnahmen  sich  den  Ereignissen  der  Natur  und  den 
Handlangen  der  Menschen  gegenüber  verschieden  und  dann  auch  in  den 
Fallen  einer  nur  mittelbaren  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  sich 
anders  als  in  denen  einer  directen  Bedrohung  derselben  bestimmen  müssen. 
Die  mannichfach  möglichen  Ursachen  der  Gefährdung  der  öffentlichen  Ord- 
mng  und  Sicherheit  können  aber  in  dieser  Darstellung  nur  unter  allge- 
meinen Gesichtspunkten  zusammenge&sst  werden.*) 

1.    Mittelbare  Gefährdung. 

§.  209. 
Die  Gründe  einer  nur  mittelbaren  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  Sicherheit  liegen  zunächst  in  den  Ereignissen  und  Zuständen  der  Natur^ 
welche  die  physischen  und  thatsächlichen  Voraussetzungen  der  rechtlichen 
und  polftischeh  Ordnung  bedrohen,  sodann  aber  auch  in  denjenigen  Hand- 
langen der  Menschen,  welche,  ohne  direct  aus  Staats-  und  rechtswidrigen 
Absiebten  entsprungen  zu  sein,  doch  in  ihren  Folgen  auch  jene  Ordnung 
zn  bedrohen  geeignet  sind.  Zu  diesen  Handlungen  gehört  ver  Allem  das 
zimächst  nur  unsittliche  Verhalten  der  Menschen,  welches  sich  in  allerlei 
Lastern  bekundet  Liegt  hier  auch  keine  rechtswidrige  Handlung  vor, 
welche  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Strafgesetzes  fallen  könnte,  so  ist 
es  doch  ein  Zustand  des  individuellen  Lebens,  welcher,  fortdauernd,  die 
Ginndhigen  der  öffentlichen  Ordnung  berühren  kann  und  gegen  welchen 
sieh  darum  der  Staat  nicht  gleichgültig  verhalten  darf.  Aus  eben  dem- 
selben Grunde  aber  begründet  auch  schon  das  leichtsinnige  oder  unvor- 
sichtige Verhalten  der  Menschen  die  Zuständigkeit  der  Sichernngsgewalt 
des  Staates,  da  auch  aus  diesem  Verletzungen  der  öffentlichen  Ordnung 
und  vor  Allem  der  physischen  Zustände  und  der  gesellschaftlichen  Ordnung 
in  verschiedensten  Graden  hervorgehen  können.  Rechtswidrigkeit  der  Ge- 
sinnung oder  der  Handlung  ist  darum  auch  nicht  das  nothwendige  Requisit 
der  polizeilichen  Zuständigkeit.  Das  Polizeirecht  sieht  vielmehr  nur  auf 
die  Beziehung  thatsächlicher  Zustände  Und  Verhältnisse  zu  den  Anforderun- 
gen des  öffentlichen  Lebens;  dasselbe  hat  nur  den  praktischen  Zweck,  die 
öffendiche  Ordnung  factisch  zu  sichern.  Von  den  speziellen  Gründen  einer 
möglichen  mittelbaren  Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  werden  hier 
nur  einige  besonders  wichtige  zu  nennen  sein. 


*)  Die  speziellere  Ausführung   würde  in  das  Gebiet   des  Polizei -Verwaltungsrechtes 
geboren. 
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A.    Durch  physische  Zustände. 

§.  210. 
Die  Kräfte  der  Natur,  die  Elemente  in  ihrer  freien  Wirkung,  sind 
Glefahr  drohende  Gewalten  und  der  Mensch  hat  ihre  Riesenkraft  zu 
massigen  und  zu  lenken  durch  die  Einsicht  und  Macht  seines  berechnendeD 
Verstandes.  Gegen  die  dämonische  Gewalt  der  Elemente  wirkt  aber  nur 
eine  menschliche  Kraft,  welche  die  Wirkung  einer  grossen  Gesammtthätig- 
keit  ist  und  einem  hindernde  Bedenken,  Trägheit  oder  Unverstand  des 
Einzelnen  und  seines  egoistischen  Interesses  überwindenden  G^sammtwillcD 
entspricht.  Es  bedarf  der  Hersteilung  und  einer  ununterbrochenen  üeber- 
wachung  derjenigen  Anstalten,  welche  zur  Abwehr  von  Feuer-  und  Wassers- 
Noth  und  dergleichen  Gefahren  im  Staat?  getroffen  sind.  In  vielen  Fällen 
wird  es  zwar  genügen,  wenn  die  kleineren  Kreise  im  Staate,  die  Gemein- 
den und  sonstigen  Genossenschaften,  ftir  die  Sicherung  des  Ihrigen  gegen 
drohende  Vernichtungen  der  Elemente  mit  eigenen  Kräften  sich  schützen; 
allein  eben  so  häufig  geht  auch  das  Sicherungs-Interesse  über  jene  Kreine 
hinaus  und  muss  die  Hülfe  des  Staates  eintreten,  wo  die  Macht  41er  ein- 
zelnen Kreise  nicht  ausreicht  oder  doch  eine  höhere  Autorität  die  Kräfte 
derselben  einigen  und  ihre  Wirksamkeit  regeln  muss.  Aber  selbst  wenn 
der  Staat  sich  nicht  veranlasst  finden  konnte,  selbst  solche  Anstalten  her- 
vorzurufen, sondern  ihre  Errichtung  der  Fürsorge  der  Gemeinden  oder 
anderer  Kreise  im  Staate  überlassen  durfte,  so  ist  es  doch  der  Beruf  des 
Staates,  nun  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  solche  Schutzanstalten  ihren 
Zweck  erfllllen,  dass  die  Abwehr  des  Uebels  nicht  der  Grund  zu  an- 
derem Nachtheil  werde  oder  dass  nicht  die  Schutzmittel  der  Einzelnen  An- 
deren wieder  Verletzungen  drohen.  Dem  Staate  bleii)t  also  stets  der  Beruf, 
alle  Sicherungsanstalten  der  einzelnen  Corpörationen  im  weiteren  Interesse 
des  Ganzen  als  die  höhere  Autorität  und  Macht  zu  überwachen. 

B.    Durch  das  Verhalten  der  Menschen. 

§.  211. 
Die  Polizei  des  Staates  hat  sich  vor  Allem  gegen  die  äusseren  Folgen 
des  Müssigganges  und  der  Lasterhaftigkeit  zu  wenden  und  darauf  auch 
durch  Anwendung  von  Zwangsmitteln  Bedacht  zu  nehmen,  dass  aus  diesen 
unsittlichen  inneren  Zuständen  der  Einzebien  nicht  Beschädigungen  der 
sittlichen  Ordnung  des  Ganzen  entstehen.  So  hat  die  Polizeigewalt  sich 
besonders  gegen  die  öiFentlich  .hervortretende  und  Aergemiss  gebende  Sittcn- 
losigkeit  zu  richten,  ferner  die  aus  der  individuellen  Trägheit  hervorgehen- 
den Gründe  der  Verarmung  zu  unterdrücken  und  gegen  diejenigen,  welche 
ohne  rechtlichen  Zweck  und  ohne  die  dazu  erforderlichen  Mittel  zu  besitzen 
das  Land   durchstreichen,  einzuschreiten.     Die  Aufgabe  der  Polizeigewalt 
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ist  in  allen  diesen  besonderen  Bichtungen,  das  gemeingefährliche  Verhalten 
der  Einzelnen  zarttckzndräugen  and  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit 
Tor  den  schädlichen  Folgen  desselben  zu  behüten  und  sie  davon  zu  be- 
freien. Darum  die  zwangsweise  Zurückhaltung  der  liederlichen  Personen 
von  den  öffentlichen  Strassen,  die  zwangsweise  Anhaltung  der  Trunkenbolde 
zo  einem  nüchternen  und  der  Müssiggänger  zu  einem  thätigen  Leben,  und 
endlich  die  zwangsweise  Verhinderung  und  Unterdrückung  der  Landstreicher 
durch  Intemirung  der  Vagabonden  in  einem  bestimmten  Kreise  und  in  einem 
bestimmten  Bernfsverhältniss.  Das  Zwangsrecht  des  Staates  geht  aber  in 
allen  diesen  Fällen  nur  auf  die  Femhaltung  der  gemeingefährlichen  Folgen 
des  unsittlichen  Verhaltens,  nicht  auf  die  Kestauration  einer  sittlichen  Ge- 
sinnung, nn^  bemisst  sich  daraus  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  auf 
den  Gebieten  der  s.  g.  Sitten-,  Armen-,  Vagabonden-  und  Fremden- 
Polizei. 

a.    Sittenpolizei. 

§.  212. 
Die  nach  Aussen  hervortretenden  directen  Verletzungen  der  .allgemein 
humanen  und  positiv -religiösen  Sittlichkeitsgesetze  sind  die  Gegenstände 
der  öffentlichen  Sittenpolizei  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes.  Dieselben 
können  mancherlei  Gestalt  annehmen  und  auch  in  verschiedenen  Graden 
die  Moralität  verletzen.  So  müssen  auch  die  polizeilichen  Massnahmen 
gegen  diese  Ausschreitungen  verschiedener  Art  und  der  dagegen  anzuwen- 
dende Zwang  verschiedenen  Grades  sein.  Das  Verbot  zu  häufiger  und  zu 
lang  andauernder  Tanzbelustigungen,  die  Concessionspflichtigkeit  und  [Jeber- 
wachung  der  G  ist-  und  Schankwirthschaften  sowie  des  Handels  mit  Spiri- 
tuosen, das  Vi  -bot  der  Glücksspiele  oder  verschiedener  Arten  desselben 
(Hazardspiele),  las  Verhüten  öffentlichen  unzüchtigen  Verhaltens  und  vor 
Allem  das  Verbot  oder  doch  die  strenge  polizeiliche  Ueberwachung  der 
einer  gewerbmässigen  Unzucht  dienenden  Anstalten,  die  Vorschriften  über 
die  Heilighaltung  der  religiösen  Feiertage  und  die  Achtung  der  religiösen 
Anstalten  und  Ordnungen,  die  Unterdrückung  Sitten  verderbender  Schriften 
und  Bilder:  Alles  das  und  noch  Anderes  sind  die  Massnahmen,  durch 
welche  der  'Staat  die  äussere  sittliche  Ordnung  zu  schützen  sucht.  Im  Ein- 
zelnen kann  dann  wieder  Mass  und  Art  der  polizeilichen  Thätigkeit  ver- 
schieden sein,  wie  denn  auch  der  Stand  der  Gesetzgebung  auf  diesem  Ge- 
biete in  den  deutschen  Staaten  nicht  überall  derselbe  ist.  Es  hat  hier  eben 
der  aUgemeine  sittliche  Stand  der  Bevölkerung  und  der  absolute  oder  relative 
Werth  der  einzelnen  unsittlichen  Handlungen  für  die  sittliche  Ordnung  im 
Ganzen  den  Weg  der  Gesetzgebung  und  der  Praxis  vorzuzeichnen.  *) 


0  Vor  Allem  diiferirt  die  Gesetzgebong  und  Praxis  der  deutschen  Staaten  in  der 
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b.    Armenpolizei. 

§.  213. 
Die  Polizeigewalt  des  Sljaates  richtet  sich  gegen  die  Armen  nur  in- 
sofern, als  diese  —  eben  in  Folge  ihres  unsittlichen  Verhaltens  —  selbst 
die  Schuld  ihrer  Armuth  tragen.  Mit  der  Pflege  der  Armen  verbindet  sich 
ein  Zwang  gegen  dieselben,  wenn  die  Armuth  nicht  nur  ein  Unglück,  son- 
dern die  Schuld  der  darunter  leidenden  Person  ist.  Der  Staat  zwingt  den 
brodlosen  Mttssiggänger,  welchem  selbst  die  Besiegung  der  vis  inertiae 
nicht  gelingt,  weil  er  sie  auch  gar  nicht  versucht,  zu  einer  regelmässigen 
Thätigkeit,  indem  er  Gelegenheit  zur  Arbeit  und  zum  Ver^enste  giebt  oder 
denselben  auch  direct  unter  eine  bestimmte  Arbeitsordnung  in  einer  Arbeits- 
anstalt zwingt.  Diese  öffentlichen  Arbeitsanstalten  sind  nicht  Gefangen- 
häüser  oder  Strafanstalten,  wie  auch  die  Detention  darin  nicht  als  eine 
Strafe,- sondern  nur  als  ein  Mittel,  den  Grund  der  Armuth  an  diesem  In- 
dividuum zu  beseitigen,  zu  betrachten  ist.  Die  Voraussetzung  ist  hier  aber 
immer  die  verschuldete  Armuth,  d.  h.  also,  dass  der  Arbeitsföhige  die  ihm 
offen  stehende  Gelegenheit  zum  Broderwerb  nicht  benutzt  hat.  Wo  diese 
Voraussetzung  nicht  erfllllt  ist,  weicht  die  Armenpolizei  der  Armenpflege,') 
Eine  besondere  Aufgabe  erhält  die  Armenpolizei,  wenn  die  Armuth  sich 
auf  den  Bettel  legt,  und  also  mit  der  Vagabondage  verwandt  wird.') 

c.    Vagabondenpolizei. 

§.  214. 
Unter  den  Begriff  der  Vagabondage  fällt  das  arbeits*,    mittel-  und 
zwecklose  Umhertreiben.    An  und  für  sich  würde  ein  arbeits-  und  zweck- 
loses Umherwandem  einer  Person  noch  nicht  als  ein  strafbares  Verhalten 

polizeilichen  Bobandlung  der  gewerbmässigen  Unzucht.  Einige  Staaten  suchen  mit  aller 
Strenge  die  öffentliche  und  gewerbmassige  Unzucht  zu  unterdrücken,  andere  wieder  fje- 
statten  dieselbe  unter  gewissen  Bedingungen.  Was  das  Richtigere  und  Bessere  lässt  sich 
leichter  nach  einem  sittlichen  Prinzipe,  als  nach  den  Erfahrungen  der  Praxis  entscheiden. 
Vom  streng  moralischen  Standpunkte  aus  giebt  es  keine  Bechtfertigung  für  irgend  eine 
Connivenz  des  Staates  der  Unzucht  gegenüber,  andererseits  aber  vermag  der  Staat  auch 
geltend  zu  machen,  dass  wenn  es  den  Anstalten  der  sittlichen  Erziehung  Bicht  gelingen 
kann,  der  Verbreitung  der  Unsittlichkeit  zu  steuern,  seine  Pflicht  es  sein  müsse,  das 
öffentliche  Leben  wenigstens  gegen  die  äusseren  Nachtheile  der  Unzucht  zu  sichern  und 
dafür  zu  sorgen,  dass  wenigstens  die  physischen  Nachtheile  derselben  möglichst  gemindert 
werden.  So  kann  der  „Staat*  argumentiren.  Ueber  den  Stand  der  Gesetzgebung  im 
Königreich  Preussen  yergl.  vonRönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  IL  Abth.  2  §.  347, 
auch  348. 

')  Vergl.  Grotcfend,  Publicistische  Skizzen  S.  215 ff.  —  Preussisches  Allgemeines 
Landrecht  Th.  ü.  Tit  19  §.  87.  88;  Gesetz  vom  11.  Mai  1855. 

*)  Die  Gesetzgebungen  pflegen  beide  Arten  von  Polizeivergehen  "in  Verbindung  zu  be- 
handeln.   Identisch  sind  sie  aber  nicht,  wenn  sie  auch  häufig  concurriren  werden. 
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derselben  zu  betrachten  sein:  zn  einem  polizeilichen  Vergeben  wird  dasselbe 
aber  dnrch  die  Gemeingefälirlichkeit,  welche  mit  einem  solchen  Verhalten 
einer  Person  verbunden  ist.  Die  Noth wendigkeit  des  täglichen  Lebens- 
uDterhaltes^  die  Unlust  ihn  durch  fleissiges  Arbeiten  zn  erwerben,  yerbnnden 
mit  der  Begierde  nach  sinnlichen  Genüssen  und  dem  Verlangen,  dieselben 
(^e  eigene  Anstrengung  und  Opfer  sich  zu  verschaffen:  das  sind  die 
Gründe,  welche  die  Vagabundage  als  ein  gemeingefiLhrliches,  die  Sicherheit 
und  das  Eigenthnm  in  Staate  bedrohendes  Verhalten  erscheinen  lassen. 
Der  allgemeine  polizeiliche  Beruf  des  Staates  richtet  seine  Thätigkeit  darum 
vor  Allem  gegen  diese  Personen  und  verpflichtet  ihn,  der  Vagabondage 
durch  vorbeugende  Massregeln  (Armenpolizei)  oder  mit  positiven  Zwangs- 
massregeln  und  Strafen  entgegenzutreten.*)  Zum  Theil  hängt  auch  das 
Passwesen  mit  den  Massnahmen  des  Staates  gegen  die  Vagabondage  zu- 
sammen, und  begründet  sich  eine  begriffliche  Verwandtschaft  zwischen  der 
Vagabonden-  und  der  Fremdenpolizei. 

d.    Fremdenpolizei. 

§.  215. 
Der  Fremdenverkehr  im  Staate  ist  von  jeher  Gegenstand  der  polizei- 
lichen C!ontrole  gewesen.  Es  ist  diese  indess  aus  verschiedenem  Gesichts- 
punkte geübt.  Früher  —  und  noch  Ws  in  die  letzte  Vergangenheit  hinein 
—  war  das  Misstrauen  gegen  jeden  Fremden  das  Prinzip,  so  dass  ein 
Jeder,  welchen  die  Polizeibeht^rde  nicht  kannte  und  welcher  nicht  durch 
einen  in  bestimmter  Form  ausgestellten  officiellen  Personal -Ausweis  (Pass, 
Passkarte,  Legitimation,  Wanderbuch)  sich  zu  legitimiren  vermochte, 
schlechthin  als  verdächtig  galt  und  bis  zum  Beweis  der  Unverdächtigkeit 
polizeilichen  Massregeln  unterworfen  blieb.  Die  Gesetzgebung  und  Praxis 
stellten  daher  Vagabonden-  und  Fremdenpolizei  in  der  Regel  al  pari,  indem 
das  Passwesen  der  gemeinsame  Kern  beider  Arten  der  Sicherheitspolizei 
war.  Später  bat  aber  diese  polizeiliche  Kleinlichkeit  der  aus  dem  besseren 
Selbstbewusstsein  des  Staates  und  der  gesunderen  Gestaltung  des  öffent- 
lichen Lebens  hervorgegangenen  Anschauung  weichen  müssen  und  be- 
schränkt sich  jetzt  das  Prinzip  der  Fremdenpolizei  darauf,  dass  ein  Jeder, 
welcher  der  Polizei  als  verdächtig  vorkommt  oder  von  welchem  diese  einen 
Nachweis  seiner  Persönlichkeit  fordert,  die  Folgen  zu  tragen  hat,  welche 
durch  den  Mangel  eines  solchen  Nachweises  für  ihn  aus  polizeilichen  Grün- 
den eintreten  müssen.  Das  strenge  Pass-System  ist  damit  gefallen  und  ein 
Zwang  zur  Führung  eines  bestimmten  polizeilichen  Ausweises  nur  auf  die-» 
jenigen  Personen  beschränkt,  welche  von  einem  Gewerbebetrieb  im  Umher- 


')  Hiiuichtlich  derPreussischen  Vagabonden-Polizei-Gesetzgebung  vergl.  v.  Rönne, 
Preossiscbes  Staatsrecht  Bd;  IL  Abth.  2  S.  337. 
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ziehen^  leben  und  desshalb  allerdings  besondere  Veranlassong  zur  polizei- 
lichen Ueberwachung  ihrer  selbst  und  ihres  Verbleibens  geben. ')  Der  Nord- 
deutsche Bund  hat  das  Passwesen  und  die  Fremdenpolizei  aus  leicht  er- 
sichtlichen Absichten  seiner  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  unterstellt.^ 
Demzufolge  ist  auch  bereits  das  Passwesen  für  das  Gebiet  des  Korddeut- 
schen Bundes  aus  dem  Gesichtspunkte,  dass  eine  allgemeine  Passpflichtig- 
keit  nicht  mehr  existirt  und  es  einem  Jeden  überlassen  ist,  wie  er  sich  auf 
Erfordern  legitimiren  will,  bundesgesetzlich  geregelt.^)  Nur  im  Falle  der 
Bedrohung  der  Sicherheit  des  Bundes  oder  eines  einzelnen  Bundesstaates 
oder  der  öffentlichen  Ordnung  durch  Krieg,  innere  Unruhen  oder  sonstige 
Ereignisse,  kann  die  Passpflichtigkeit  überhaupt  oder  für  einen  bestimmten 
Bezirk,  oder  zu  Reisen  aus  und  nach  bestimmten  Staaten  des  Auslandes, 
durch  Anordnung  des  Bundes-Präsidiums  vorübergehend  eingeführt  werden/) 

2.   unmittelbare  Gefährdung. 

A.    Durch  das  politische  Verhalten  im  Allgemeinen. 

§.  216. 
Die  unmittelbare  Gefährdung  der  Staatsordnung  ist  in  den  politischen 
Handlungen  oder  in  dem  politischen  Verhalten  der  Menschen  begründet 
Das  staatsfeindliche  Verhalten  des  Einzelnen  oder  das  Mehrer  oder  Vieler 
ist  es,  welches  den  Staat  veranlasst,  sich  und  seine  Ordnung  gegen  diese 
drohenden  Bestrebungen  zu  sichern.  Der  Grad  der  Gemeingefährlichkeit 
dieses  politischen  Verhaltens  kann  sehr  verschieden  sein  und  dainim  auch 
die  verschiedenartigste  Bethätigung  der  Polizeigewalt  erfordern.  Je  weitere 
Dimensionen  eine  solche  Bedrohung  der  Staatsordnung  annimmt,  desto 
ernster  und  dringender  ist  der  Anlass  zu  einem  polizeilichen  Einschreiten 
gegeben,  und  je  gefährlicher  die  gewählten  Mittel  der  Staatsbedrohung, 
desto  energischer  und  wirksamer  werden  die  polizeilichen  Massnahmen  zu 
treffen  sein.    Die  Polizeigewalt  muss  dann  eben  durch  den  Zweck  ihrer 


*)  Bücksichtlich  derPreussischen  Gesetzgebung  über  das  Passwesen  vergl.  t.  Bonne, 
Prenssisches  Staatsrecht  Bd.  11.  Abth.  2  §.  333  ff. 

')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  4,  1. 

')  Bundes-Gesetz  über  das  Passwesen  vom  12.  October  1867  §.  1:  «Bandes- 
angehörige  bedürfen  zum  Ausgange  aus  dem  Bundesgebiete,  zur  Bückkehr  in  dasselbe, 
sowie  zum  Aufenthalt  und  zu  Beisen  innerhalb  desselben  keines  Beisepapiers.  —  Doch 
sollen  ihnen  auf  ihren  Antrag  Pässe  oder  sonstige  Beisepapiere  ertheüt  werden,  wann 
•ihrer  Befugniss  zur  Beise  gesetzliche  Hindemisse  nicht  entgegenstehen";  §.  2:  «Auch  Ton 
Ausländern  soll  weder  beim  Eintritt,  noch  beim  Austritt  über  die  Grenze  des  Bundes- 
gebietes, noch  während  ihres  Aufenthaltes  oder  ihrer  Beisen  innerhalb  desselben  ein  Beise- 
papier  gefordert  werden";  §.  3:  HBundesangehÖrige  wie  Ausländer  bleiben  jedoch  ver- 
pflichtet, sich  auf  amtliches  Erfordern  über  ihre  Person  genügend  auszuweisen." 

*)  Bundes-Passgesetz  §.  9.    Yergl.  auch  unten  §.  228. 
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Bethätignng  das  Ifaes  und  die  Art  der  za  ergreifenden  Mittel  bestimmen 
lassen,  selbstrerständlich  jedoch  innerhalb  der  etwa  gesetzlich  feststehenden 
Grenzen.')  Eine  besondere  Gestalt  gewinnt  aber  das  Polizeirecht  des 
Staates  dem  politischen  Verhalten  der  Uuterthanen  gegentiber,  sobald  dieses 
durch  bestimmte  Formen  seiner  Bcthätigung  an  intensiver  Kraft  und  exten- 
siver Ansdehnuig  wächst,  and  sind  diese  Fälle  besonders  zu  erwähnen. 

B.  Durch  die  politischen  Parteien, 
a.  Im  Allgemeinen. 

§.  217. 
Unter  den  Parteien,  welche  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit 
direct  gefährden  können,  treten  zunächst  die  politischen  Kräfte,  welche 
das  eigentliche  Leben  des  Staates  schaffen  und  gestalten,  hervor.  Vor 
Allem  sind  die  politischen  Parteien  und  mehr  noch  die  organischen  Fac- 
toren  der  öffentlichen  Gewalt  und  ihre  Beziehungen  zu  dem  Staatsganzen 
Gegenstände  der  polizeilichen  Cognition,  insofern  gerade  von  diesen  aus 
eine  staatsgefährliche  Bewegung  ausgehen  kann.  Der  Staat  hat  über  jene 
Kräfte  in  der  Absicht  zu  wachen,  dass  nicht  durch  eine  Störung  des 
Gleichgewichtes  oder  des  organischen  Zusammenhanges  derselben  die  all- 
gemeine staatliche  Ordnung  gestört  werde,  und  eintretenden  Falles,  auch 
abgesehen  von  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  der  thatsächlichen  Yer- 
letzangen  der  politischen  Rechtsordnung,  gegen  die  Bedrohungen  und  Ge- 
fährdangen  derselben  einzuschreiten.  Diese  Seite  des  Polizeirechts,  die 
eigentlich  politische  Polizei,  ist  wohl  als  „hohe  Polizei^  besonders  be- 
zeichnet und  auch  in  Folge  des  Missbrauches  der  Polizeigewalt  auf  diesem 
Gebiete  in  besonderen  Misscredit  gerathen.^  An  sich  aber  ist  diese  polizei- 
liehe Ueberwachung  der  politischen  Parteien  und  ihres  Treibens,  sowie  des 
politischen  Verhaltens  des  Volkes  im  Allgemeinen  ein  unerlässlicher  Beruf 
des  Staates,  dessen  ErftlUung  indess  auch  an  die  durch  den  Zweck  selbst 
gegebenen  Grenzen,  Bedingungen  und  Formen  sich  binden  muss.^  Zu 
einem  activen  Einschreiten  ist  die  Polizeigewalt  dem  Parteileben  gegenüber 


')  VergL  unten  §.  218  ff. 

*)  Van  Terband  nacb  den  Erfahrungen  während  der  Fremdherrsehaft  und  de8  Eriegs- 
irackes  mit  dem  Begriffe  «hohe  Polizei"  den  der  »geheimen  Polizei*  und  yerabscheute 
jene  ifk  diese.  Indess  ist  das  Institut  der  geheimen  Polizei  dem  Staatsrechte  ganz 
fremd,  wie  auch  die  Politik:  dasselbe  nur  als  ein  »nothwendiges  üebel''  und  als  ein 
Experiment  Ton  zweifelhafter  Wirkung  betrachten  kann.  Vergl.  die  Cabinetsordre  Königs 
Friedrich  Wilhelm  HI;  von  Preussen  Tom  3.  November  1817 :  «Bei  dem  Polizei-Ministerium 
wird  Nichts  rerindert;  nur  bleibt  die  sogenannte  höhere  und  geheime  Polizei  ganzlich 
angehoben,  da  sie  nur  in  den  Zeiten  des  feindlichen  Drucks  und  wahrend  des  Krieges 
ein  noihwendig68  Üebel  war/  ^ 

*)  Vergl  die  folgenden  Paragraphen. 
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verpflichtet,  wenn  dasselbe  in  feindlichen  Handlungen  sich  manifestirty  sei  es 
dass  diese  nur  der  Ausdruck  der  staatsgefährlichen  Tendenzen  oder  gcwalt- 
thätige  Ausbrüche  der  politischen  Leidenschaften  (Tumult,  Aufruhr)  sind. 

b.   Die  politischen  Vereine. 

§.  218. 
Vor  Allem  hat  die  Polizeigewalt  sich  gegen  alle  offenen  und  geheimen 
Gesellschaften  zu  richten,  deren  Zweck  die  gewaltsame  oder  jedenfalls 
eigenmächtige  Aenderung  des  Staatsbestandes,  der  Staatsordnung  oder  der 
Freiheit  des  Staatslebens  ist.  Hier  bethätigt  sich  in  der  Gewalt  des 
Staates  sein  Recht  und  seine  Pflicht  der  Selbsterhaltung,  und  wie  dieses 
um  der  sittlichen  Bedeutung  des  Staatswesens  willen  eine  streng  sittliche 
Pflicht  desselben  ist,  so  entspricht  auch  dieses  Recht  der  Staatsgewalt  in 
einem  besonderen  Sinne  seinem  eigentlich  sittlichen  Berufe.  Die  deutschen 
Staaten  beanspruchen  zur  Erfüllung  dieses  ihres  Berufes  das  Recht,  von 
einem  jeden  im  Staate  sich  bildenden  oder  bestehenden  Vereine  die  Ten- 
denz, welcher  derselbe  huldigen  will,  sich  so  umständlich  bezeichnen  za 
lassen,  dass  sie  die  Ungefährlichkeit  seines  Bestehens  für  die  Verwirk- 
lichung des  Staätszweckes,  für  Recht,  Sittlichkeit  und  allgemeine  Wohlfahrt 
zu  beurtheilen  vermag.*)    Dieses  Recht  der  Staatsgewalt  steht  dem  freien 


0  Der  deutsche  Bund  hatte  dieses  in  seinem  Beschlüsse  vom  13.  Jnli  1854,  das 
Vereinswesen  betreffend,  anerkannt:  VergL  §.  1— 3:  „In  aUen  deutschen  Bundesstaaten 
dürfen  nur  solche  Vereine  geduldet  werden,  die  sich  darüber  genügend  auszuweisen  ver- 
mögen, dass  ihre  Zwecke  mit  der  Bundes-  und  Landesgesetzgebung  im  Einklang  stoben 
und  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  nicht  gefährden.  —  Die  einzelnen  Bunde^- 
rci^rungen  werden  demnach  die  nöthigen  Anordnungen  treffen,  um  von  der  Einrichtung 
und  den  Zwecken  eines  jeden  Vereins,  sowohl  im  Beginn  als  im  Laufe  seiner  Ezisienz 
und  Wirksamkeit,  Kenntniss  nehmen  zu  können.  —  In  Beziehung  auf  politische  Ver- 
eine insbesondere  muss,  sofern  derartige  Vereine  nicht  nach  Massgabe  der  Landesgeseti- 
gebung  überhaupt  untersagt  sind,  oder  doch  einer  für  jeden  Fall  besonders  zu  ertheilen- 
den  obrigkeitlichen  Genehmigung  bedürfen,  die  betreffende  Staatsregirung  sich  in  der 
Lage  befinden,  nach  Massgabe  der  Umstände,  besondere  yorübergehende  Beschränkungen 
und  Verbote  erlassen  zu  können,**  (Die  folgenden  Artikel  4—8  enthalten  nur  speziellere 
Ausführungsbestimmungen.)  —  Die  meisten  deutschen  Verfassungsgesetze  enthielten  schon 
früher  —  wenigstens  die  nach  dem  Jahre  1848  entstandenen  —  Bestimmungen,  welche 
das  Becht  der  Staatsgewalt,  die  Vereine  der  Ünterthanen  zu  überwachen,  voraussetzen, 
indem  sie  die  Freiheit  des  Vereinsrechts  durch  die  Beobachtung  der  Gesetze  bedingen. 
Vergl.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  30:  »Das  Gesetz  regelt,  insbesondere  lor 
Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit,  die  Ausübung  des  in  diesem  und  in  dem  ror- 
stehenden  Artikel  gewährleisteten  Bechts  (der  Versammlungen  und  Gesellschaften).  Po- 
litische Vereine  können  Beschränkungen  und  vorübergehenden  Verboten  im  Wege  der 
Gesetzgebung  unterworfen  werden."  fVergl.  Art.  29  und  30.)  (Hannoversches  Gesete 
vom  5.  September  1848  §.  4);  Luxemburgs  che  Constitution  vom  27.  November  1866 
Art.  25,  26;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  46,  47;  01deDJ)urg8che8  Be- 
vidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  50,  besonders  Art.  51  §.  1 :   »Die  Staatsbürger  haben  das 
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VereiDsrecbt  der  Unterthanen  unverletzlich  gegenüber.  Wollte  der  Staat 
darauf  verzichten  ^  so  würde,  er  sich  an  seiner  Pflicht  zur  Selbsterhaltung 
leichtsinnig  versündigen^  aber  der  Staat  darf  dasselbe  auch  nicht  dahin 
ausdehnen,  die  rechtmässige  Bethätigung  der  dem  Staate  nicht  gefährlichen 
Vereine  zu  beschränken  oder  zu  hindern.^) 

§.  219. 
Das  Mass  der  staatlichen  Berechtigungen  auf  dem  Gebiete  des  Vereins- 
wesens ist  in  den  deutschen  Staaten  nicht  übereinstimmend  bestimmt.  Ob- 
wohl der  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854  allgemein  verbindliche  Prin- 
zipien enthalten  wollte,  so  ist  ihm  doch  von  den  einzelnen  Bundesregirun- 
gen  eine  sehr  verschiedene  Folge  gegeben  und  es  finden  sich  ebensowohl 
deutsche  Staaten,  welche  alle  Vereine  von  ihrer  Gestattung  abhängig 
machen  und  sie  ihrer  Beaufsichtigung  unterwerfen,  als  solche,  welche  ihre 
Zuständigkeit  dem  Vereinswesen  gegenüber  nach  Umfang  und  Inhalt  be- 
schränken. Es  correspondirt  eben  die  Freiheit,  welche  dem  Vereinswesen 
gestattet  wird,  mit  den  Rechten,  welche  die  Staatsgewalt  darüber  bean- 
sprucht, und  in  demselben  Masse,  in  welchem  diese  sich  beschränken  oder 
ausdehnen,  erweitert  oder  beengt  sich  das  Mass  der  Vereinsfreiheit. ^)  In 
jenem  Bundesbeschlusse  gingen  die  contrahirenden  Staaten  von  dem  Gesichts- 
punkte aus,  dass  der  Landesregirung  das  Recht  eigne,  politische  Vereine 
überhaupt  zu  untersagen  oder  doch  ihre  Existenz  durch  eine  fttr  jeden  Fall 
besonders  zu  ertheilende  obrigkeitliche  Genehmigung  zu  bedingen,  und  dass 
eine  jede  Bundesregirung  von  der  Einrichtung  und  den  Zwecken  eines 
jeden  Vereines  sowohl  im  Beginn  als  im  Laufe  seiner  Existenz  und 
Wirksamkeit  Kenntniss  nehmen  müsse.  In  Ansehung  der  politischen 
Vereine  müsse  sich  aber  eine  jede  Regirung  in  der  Lage  befinden , .  nach 
Massgabe  der  Umstände,  besondere  voiübergehende  Beschränkungen  und 


Recht  Vereine  zu  bilden.  Dieses  Recht  soU  durch  keine  vorbeugende  Massregel  beschränkt 
werden,"  §.  2:  „Die  Regirung  ist  jedoch  befugt,  die  Vereinsstatuten  einzusehen  und  die- 
jenigen Vereine  aufzulösen,  welche  staatsgeföhrliche  Zwecke  verfolgen,  vorbehaltlich  näherer 
Regelung  dieser  Befugniss  durch  die  Gesetzgebung;**  Anhalt-Bernburgsches  Landes- 
verfassungsgesetz §.  10;  Schwarzburg-Sondershausensches  Gesetz,  die  Abänderung 
des  Verfassungsgesetzes  vom  12.  December  1849  betreffend,  vom  2.  August  1852  §.  8;  Re- 
vidirtes  Staatsgrundgesetz  für  das  Fürstenthum  Reussj.  L.  §.15;  Hessen-Homburg- 
sches  Gesetz,  die  individuellen  Personenrechte  betreffend,  vom  20.  April  1852  Art.  7  (ver- 
weist auf  die  Verordnung  vom  15.  Juni  1843);  Liechtensteinsche  Verfassung  §.  18; 
Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.  16.  Einige  Anerkennung  dieses  Rechtes 
der  Staatsgewalt  fand  sich  sogar  in  den  deutschen  Grundrechten  Art.  VIQ.:  „Volks- 
versammlungen unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche 
Ordnung  und  Sicherheit  verboten  werden." 

')  VergL  Elüber,  Oeffentliches  Recht  §.  360;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht 
Th.  TL  §.  185;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S.  518  ff. 

»)  Vergl.  oben  §.  68  ff.. 
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Verbote  erlassen  zu  können.  Ferner  sollte  in  allen  Bandesstaaten  der 
Landesregirung  nicht  nur  das  Recht  zustehen,  die  Versammlungen 
solcher  Vereine,  welche,  ohne  im  Besitze  einer  besonderen  staatlichen  An- 
erkennung, beziehungsweise  Genehmigung  zu  sein,  sich  mit  öffentlichen 
Angelegenheiten  beschäftigen,  obrigkeitlich  ttberwachen  zu  lassen,  sondern 
den  betreffenden  obrigkeitlichen  Abgeordneten  müsse  auch  überall  die  Be- 
fugniss  eingeräumt  werden,  jede  Versammlung  eifles  solchen  Vereins  auf- 
zulösen, sofern  entweder  die  ihren  Zusammentritt  bedingenden  Förmlich- 
keiten nicht  beobachtet  worden  oder  aber  der  Inhajt  der  Verhandlungen 
eine  in  der  Nothwendigkeit  der  Aufrechthaltung  der  Gesetze  sowie  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung  begründete  Veranlassung  darbiete.*) 

c.   Die  Presse. 

§.  220. 

Das  Bereich  des  geistigeh  Lebens  wird  ein  Gebiet  der  Polizeigewalt 
des  Staates,  sobald  dasselbe  in  den  Formen  äusserlich  wahrnehmbarer  Dar- 
stellungen hervortritt  und  in  die  Lebenssphäre  des  Staates  verletzend  hin- 
eingreift oder  dieselbe  bedroht.  Der  —  mündlich  oder  sonstwie,  literarißch 
oder  artistisch  —  geäusserte,  insoweit  zur  That  gewordene  rechtswidrige 
oder  unsittliche  Gedanke  kann  selbst  schon  eine  Verletzung  der  Grundsätze 
und  der  Rechte  des  öffentlichen  Lebens  enthalten  und  den  Thatbestand 
eines  strafbaren  Vergehens  oder  Verbrechens  consumiren,  oder  es  kann 
seine  Wirkung  sich  auf  die  Bedrohung  der  politischen  Zustände  beschrän- 
ken, indem  durch  den  geäusserten  Gedanken  nur  die  politische  Gesinnung 
des  Volkes  hat  corrumpirt  werden  sollen.  Die  Macht  des  Gedankens  ist 
eben  erfahrungsmässig  gewaltig  und,  wenn  von  unlautern  Motiven  und 
rechtswidrigen  Absichten  getragen,  eine  höchst  gefährliche.  Seitdem  die 
Erfindung  der  Buchdruckerkunst,  andere  technische  Erfindungen  und  die 
Vervollkommnung  der  öffentlichen  Verkehrsmittel  die  ausgedehnteste  und 
rascheste  Verbreitung  der  Gedanken  ermöglichten,  ist  diie  „öffentliche  Mei- 
nung" —  die  geistige  Folge  der  Guttenbergischen  Erfindung  —  zu  einer 
wahrhaft  politischen  Macht  geworden  und  ist  die  politische  Beziehung  der 
Wissenschaften  und  Künste  noch  bedeutend  gesteigert,  so  dass  auch  die 
Polizeigewalt  des  Staates  sich  auf  dem  Gebiete  des  geistigen  Lebeus  zu- 
ständig findet,  wenn  nämlich  dieses  die  Ordnung  und  Sicherheit  des  öffent- 
lichen Lebens  bedroht. 

§.  221. 

Auf  dem  Gebiete  des  geistigen  Lebens  steht  der  Polizeigewalt  des 
Staates  das  Prinzip  der  Freiheit  der  Wissenschaft  und  ihrer  Lehre,  wie 
der  Kunst  und  ihrer  Uebung  gegenüber,  und  hat  jene  sich  darauf  zu  be- 

<)  (Bundesbeschluss  vom  13.  Juni  1854  §.  3  und  6.) 
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schr&nken,  die  Sicherheit  und  Ordnimg  (die  politische  wie  die  sittliche) ') 
im  Staate  gegen  die  Ausschreitungen  des  geistigen  Lebens  zu  schützen. 
Vor  Allem  richtet  sich  darum  die  Polizeigewalt  auf  die  Beachtung  der  po- 
litischen Presse  d.  h.  derjenigen  (gewerbmässigen)  Benutzung  der  Presse, 
welche  unmittelbar  und  mehr  oder  weniger  ausschliesslich  politischen 
Zwecken  dienen  will.  Die  Möglichkeit  einer  staatsfeindlichen  Sichtung  der 
Fresse  weckt  das  polizeiliche  Interesse  an  deren  Benutzung  besonders  und, 
je  leichter  ein  politischer  Missbrauch  der  Presse  zu  besorgen,  desto  ernster 
hat  auch  die  polizeiliche  Gewalt  sich  dagegen  zu  richten.*)  Eine  Ansicht 
hiUt  freilich  das  Gebiet  des  geistigen  Lebens  auch  hinsichtlich  der  Presse 
nicht  für  einen  Gegenstand  der  polizeilichen  Thätigkeit  der  Staatsgewalt, 
indem  nui*  die  Press  vergehen  in  Betracht,  diese  aber  zur  gerichtlichen 
Aburtheilung  kommen  sollen:  allein  zu  praktischer  Geltung  ist  diese  An- 
sicht noch  nicht  gebracht  und  es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  deutschen  Staa- 
ten auch  heutigen  Tages  noch  der  Presse  gegenüber  eine  polizeiliche  Zu- 
ständigkeit beanspruchen  und  üben.') 

§.  222. 
Das  Recht  der  Staatsgewalt  der  Presse  gegenüber  hat  in  den  deutschen 
Staaten  seine  eigene  Geschichte  gehabt.  Während  der  Reichsherrschaft 
war  in  mannichfachen  Gesetzen,  Polizeiordnungen  und  Wahlkapitulationen 
als  die  Aufgabe  der  Staatsgewalt  bezeichnet,-  die  politisch  und  besonders 
auch  religiös  verderblichen  Schriften  zu  unterdrücken  und  die  Gesetze  des 
Staates  wie  die  Symbola  der  Kirchen  gegen  die  Angriffe  der  Presse  zu 
schützen.^)  Die  deutsche  Bundesacte  sprach  dann  allerdings  von  Press- 
freiheit und  wollte  die  Bundesversammlung  sich  alsbald  nach  ihrer  ersten 
Zusammenkunft  mit  der  Abfassung  gleichförmiger  Verfligungen  „über"  die- 
selbe beschäftigen:*)  allein  die  Carlsbader  Conferenzen  ftlhrten  zu  dem 
Bundespressgesetz  vom  20.  September  1818,  welches  die  Befugnisse  der 
ßegirungen  gegen  die  Presse  bis  auf  das  äusserste  Mass  der  Censur  aus- 
dehnte.*)  Das  Jahr  1848  proclamirte  endlich  in  den  Grundrechten  des 


')  Vergl.  oben  §.  129. 

^  BlantRchli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S.  199  ff. 

^  lieber  die  Preussiscbe  Gesetzgebung  in  Betreff  der  Presse  vergL  Yon  Rönne, 
Prenaaisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  2  §.  96. 

*)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11.  §.  186  Note  6. 

*)  (Bundesacte  Art.  18,  d.) 

*)  Dieser  Bundesbeschluss  war  nur  ein  provisorischer,  blieb  indess  bis  1848  in  Kraft. 
Noch  in  keinem  anderen  Beschluss  hat  der  deutsche  Bund  seine  Bundesgewalt  so  pro- 
noncirt  wie  in  diesem,  und  noch  kein  Bundesbeschluss  hat  das  Glück  gehabt,  eine  so  all- 
gemeine und  strenge  Befolgung  von  Seiten  der  Bundesregirungen  zu  erfahren.  Die  freieren 
Bestimmungen  früherer  oder  spaterer  Landesverfassungsgesetze  standen  wegen  der  Clausel : 
r jedoch  unter  Beobachtung  der  gegen  den  Missbrauch  bestehenden  Gesetze"  dem  nicht 
entgegen.     VergL  Baiersche  Verfassungsurkunde  von  1818  Tit.  IV.  §.11;  Badens  che 
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deatsohen  Volkes  das  Prinzip  der  Presäfreiheit  in  seinem  vollsten  Umfange 
und  beschränkte  die  Berechtigung  der  Staatsgewalt  auf  diesem  Gebiete 
nur  auf  die  strafgerichtliche  Zuständigkeit  bei  mittelst  der  Presse  began- 
genen Verbrechen  oder  Vergehen.  *)  Die  gerichtliche  Verfolgung  der  Press- 
vergehen  erhielt  dann  noch  durch  die  Bestimmung  eine  besondere  Gestal- 
tung, dass  über  die  von  Amtswegen  zu  verfolgenden  Pressvergehen  darch 
Schwurgerichte  geurtheilt  werden  solle.  Die  Landesverfassungen, 
welche  diese  weitgefassten  grundrechtlichen  Bestimmimgen  nicht  recipirten 
oder  wieder  aufgaben,')  gingen  doch  sämmtlicb  von  der  Anerkennung  der 
Pressfreiheit  aus  und  sanctionirten  von  Neuem  die  Unstatthaftigkeit  der 
Censur,  forderten  indess  nicht  minder  die  Beobachtung  der  Gesetze,  der 
Bundes-  wie  der  Landesgesetze.^ 

§.  223. 
Nach  Beseitigung  der  Grundrechte  haben  dann  die  deutschen  Staaten 
aus  dem  Beschlüsse  der  Bundesversammlung  vom  6.  Juli  1854  besondere 
Verpflichtungen  erhalten,  das  öflentliche  Leben  gegen  die  aus  dem  Hiss- 
brauch der  Presse  erwachsenden  Gefahren  zu  schützen.  Auch  dieser  Bundes- 
beschluss  liess  das  Prinzip  der  Pressfreiheit  —  ohne  dasselbe  ausdrücklich 
zu  sanctioniren  —  als  obersten  Grundsatz  gelten,  richtete  sich  aber  gegen 
dessen  concrete  Anwendung  durch  prohibitive  und  corrective  Bestimmungen« 
Ist  auch  der  grössere  Tbeil  der  in  dem  Bundesbeschlusse  enthaltenen  Be- 
stimmungen rein  strafrechtlicher  Art,  so  sind  doch  auch  Massregeln  darin 
bestimmt,  welche  die  Verbtitung  eines  Missbrauchs  der  Presse  betreffen, 
wie  die  Bestimmung  der  Concessionspflichtigkeit  des  Buchdruckergewerbes 
und  des  Buchhandels,  (Sammlung  von  Subscriptionen  und  Pränumerationen), 
die  Festsetzung  besonderer  Bedingungen  für  die  Herausgabe  periodischer 
Zeitschriften  (Person  des  Bedacteurs,  Gautionsleistung,  Verantwortlichkeit) 
und  die  Statuirung  der  administrativen  Concessionsentziehung  im  Falle  be- 


von  1818  §.  17;  Würtembergsche  von  1819  §.  28;  Grossherzoglich  Hessische 
von  1820  §.  35;  Sächsische  von  1830  §.  35;  Altenburgsche  von  1831  §.  67;  Braan- 
schw^igsche  Neue  Landschaftsordnung  von  1832  §.  31.  VergL  Zachariä,  Deutsches 
Staatsrecht  Th.  U.  §.  186;  Zopfl,  Grundsätze  §.  470. 

*)  Die  Grundrechte  bestimmten  im  Art.  IV.:  „Die  Pressfreiheit  darf  unter  keinen 
Umständen  und  in  keiner  Weise  durch  vorbeugende  Massregehi,  namentlich  Oensar,  Con- 
cessionen,  Sicherheitsbestellungen,  Staatsauiiagen ,  Beschränkungen  der  Druckereien  odt^r 
des  Buchhandels,  Po.stverbote  oder  andere  Hemmungen  des  freien  Verkehrs  beschranlit 
suspeodirt  oder  aufgehoben  werden.*  Diese  Bestimmung  ging  dann  in  manche  Partibiiv- 
gesetze  über. 

")  Wörtlich  fand  sich  der  Art  IV.  der  Grandrechte  in  dem  Schwarzburg-Sonders- 
h  au  senschen  Verfassungsgesetze  vom  12.  December  1849  §.16,  welchen  indess  das  G^ 
setz  vom  2.  August  1852  §.  4  wieder  beseitigte. 

3)  Vergl.  oben  §.  48  S.  39  Note  5. 
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harrlichen  SÜBsbraachs  der  Drackbefagniss.  Obwohl  andi  dnrcb  die  Dar- 
stellangen  der  Kunst  Recbt  und  Sitte  im  Staate  verletzt  und  die  Ordnung 
gefährdet  werden  kann,  so  ist  doch  aus  inneren  Grttnden  das  Sebutzrecht 
der  Staatsgewalt  nur  auf  die  Ueberwachung  des  Gebrauchs  der  Presse  zum 
Buch-  oder  Steindruck  beschränkt,  und  ist  der  Kttnstler  dem  Schriftsteller 
gleichgestellt.  *)  Dass  indess  dieser  Bundesbeschluss  in  allen  Bundesstaaten 
zur  gesetzlichen  Norm  erhoben  worden,  kann  nicht  behauptet  werden. 


VI.  Besondere  Arten  des  Polizeireohts. 
1.  Polizei-Strafgewalt. 

§.  224. 
In  dem  Begriffe  der  Polizeigewalt  ist  auch  der  der  Polizei-Straf- 
gewalt  enthalten.^)     Die  Uebertretungen   der   polizeilichen  Gebote  oder 


')  Die  staatiichen  ProhibitiT-Massregeln  beschrankt  der  Bundesbeschluss  Yom  6.  Juli 
1854  §.  2  auf  das  Gewerbe  eines  Buch-  oder  Steindrnckers ,  Buch-  oder  Kunsthändlers. 
Antiquars,  Inhabers  einer  Leihbibliothek  oder  eines  Lesecabinets  und  Verkäufers  ron  Zei- 
tungen, Flugschriften  und  bildlichen  Darstellungen. 

•)  Ob  der  Polizeigewalt  ein  Strafrecht  eigene,  ist  in  der  Theorie  controvertirt  wor- 
den und  zeigt  sich  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  hierüber  auch  in  der  Gesetzgebung 
der  deutschen  Staaten.  Während  z.  B.  im  Königreich  Hannover  auf  die  Ausübung  des 
Polizeistrafrechts  durch  die  Verwaltungsbehörden  in  jüngster  Zeit  ein  besonderes  Gewicht 
gelegt  und  die  Bestrafung  der  Folizeivergehen  zu  einem  grossen  Theile  von  den  Gerichten 
auf  die  Verwaltungs-  d.  h.  Polizeibehörden  übertragen  worden,  sanctionirte  dasSchwarz- 
burg-Sondershausensche  Verfassungsgesetz  von  1849  im  §.  169  ausdrücklich:  „^^r 
Polizei  steht  keine  Strafgerichtsbarkeit  zu;"  ebenso  das  Waldecksche  Verfassungsgesetz 
§.81,  und  die  Hamburgische  Verfassung  Ton  1860  Art.  96  Abs.  2.  Vergl.  auch  das 
ReichsTerfassnngsgesetz  vom  28.  März  1849  §.  181:  „Der  Polizei  steht  keine  Straf- 
gewalt zu."  —  Diese  Controverse  ist  indess  von  der  Theorie  falsch  aufgefasat.  Denn  in 
dem  Polizeirecht  des  Staates  liegt  unbedingt  auch  die  Befugniss  der  Polizeistrafgewalt 
Indess  kann  der  Streit  sich  darum  drehen,  ob  die  Polizeistrafg'ewalt  durch  die  richter- 
lichen oder  durch  die  Polizei-Organe  gehandhabt  werden  soU.  Dies  ist  eine  Frage  der 
Strafrechts-Politik,  trifft  aber  nicht  unmittelbar  ein  staatsrechtliches  Prinzip.  Hier  muss 
die  Zweckmässigkeit  der  Zuweisung  der  Polizei  Strafgewalt  an  die  eine  oder  andere 
Kategorie  der  Staatsbehörden  entscheiden,  und  kann  diese  sehr  wohl  in  verschiedenen  Staa- 
ten Verschiedenes  empfehlen.  Dabei  ist  indess  nie  zu  übersehen,  dass  auch  die  Ahndung 
der  Polizeivergehen  eine  richterliche  Function  ist,  mag  sie  von  den  Gerichten  oder 
von  den  Polizeibehörden,  des  Staates  verwaltet  werden.  Vergl.  Zachariä,  Deutsches 
Staatsrecht  Th.  IL  S.  286  ff.,  welcher  der  Pob'zeigewalt  eine  jede  Strafgerichtsbarkeit  ab- 
spricht; dagegen  aber  Stahl,  Bechts-  und  Staatslehre,  AbtheU.  IL  §.  167.  Den  Stand 
der  Theorie  und  der  Gesetzgebung  schildert  ausführlicher  Köstl in,  System  des  deutschen 
Straf^echts,  Abtheil.  I.  S.  19  ff.  —  Im  Königreich  Preussen  steht  den  Polizei-Ver- 
waltungsbehörden ein  Strafrecht  hinsichtlich  der  ihr  Bessert  berührenden  nllebertretungen** 
(im  Sinne  des  Strafgesetzbuches  §.  1   verb.   mit  Einführungsgesetz  Art  VIII.),  jedoch 


Verbote  sind  HandlangeD;  welche  durch  Strafen  redressirt  oder  auch  ver- 
hindert werden  mtlssen.  Analog  der  auf  dem  Bechtsgebiete  dem  Staate 
eignenden  Strafgewalt;  deren  Gegenstand  das  Verbrechen  als  die  Verletzung 
der  absoluten  Rechtsordnung  ist,  hat  derselbe  auch  auf  dem  Gebiete  der 
Sicherheit  und  zum  Schutze  der  äusseren  Ordnung  im  Staate  eine  Straf- 
gewalt, welche  sich  gegen  die  Vergehen  als  die  Uebertretungen  der 
polizeilichen  Anordnungen  richtet.  Den  Begriff,  das  Wesen  und  die  straf- 
rechtliche Behandlung  des  Vergehens  bestimmt  nicht  der  Rechtszweck, 
sondern  der  Sicherheits-  und  Wohlfahrtszweck  de^  Staates,  indem  alle  die- 
jenigen Handlungen  unter  den  Begriff  der  polizeilichen  Vergehen  fallen, 
welche  ohne  selbst  die  absolute  Rechtsordnung  zu  verletzen  doch  aus  sab» 
jectiven  und  objectiven  Gründen  zu  solchen  Verletzungen  der  Rechtsordnung 
fahren  können.  Der  Begriff  der  „Vergehen"  ist  also  ein  durchaus  selb- 
ständiger und  hat  mit  dem  der  Verbrechen  keine  innere  Gemeinschaft.') 
Für  die  Praxis  des  Staatslebens  bedarf  es  aber  der  gesetzlichen  Festsetzung 
der  concreten  Begriffe  des  Vergehens,  der  Erklärung  durch  den  Staat, 
welche  Handlungen  und  welches  Verhalten  derselbe  als  Polizeivergehen 
strafen  will,  da  auch  auf  dem  polizeirechtlichen  Gebiete  der  allgemeine 
Grundsatz  nuUa  poena  sine  lege  gilt.  Die  Zahl  dieser  positiv -rechtlich 
normirtcn  Vergehen  bestimmt  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  der 
Staaten  und  namentlich  auch  nach  dem  gesammten  Gulturstande  ihrer 
Bevölkerung.  Unter  dem  Einflüsse  dieser  Veriiältnisse  sind  die  positiv- 
rechtlichen  Fixirungen  des  objectiv  gegebenen  Prinzipes  der  Vergehen 
auch  in  den  deutschen  Staaten  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden  ge- 
wesen.*) 


dürfen  sie  nur  auf  Gefangnissstrafe  bis  zu  3  Tagen  oder  auf  Gkldbnsse  bis  5  Thaler  er- 
kennen. Dabei  steht  aber  dem  Ck)ndemnaten  das  Recht  innerhalb  zehntägiger  Frist  auf 
die  strafgerichtliche  Entscheidung  zu  provociren  zu,  und  erlischt  damit  das  administnitiTd 
Polizeiverfahren  gänzlich.  Im  Üebrigen  giebt  es  eine  Strafgewalt  der  Polizeihehörden  im 
Königreiche  Freussen  nicht. 

*)  Die  Wissenschaft  hat  sich  lange  abgemüht,  über  das  Wesen  und  den  Begriff  der 
Folizeivergehen  klar  zu  werden.  Dann  sollten  sie  nur  quantitative  Ahschwaehungen  des 
Verbrechens  sein,  dann  in  dem  Begriffe  der  Verbrechen  aufgehen,  und  Andere  dachten 
noch  anders  über  den  Begriff  der  Polizeiübertretongen.  Vergl.  die  literargeschichtliche 
Nachweisung  bei  Köstlin,  System  des  deutschen  Strafrechts  S.  19  No.  3.  Der  Haupt- 
grund des  Streites  und  der  Schwierigkeit,  ihn  zu  lösen  war  die  Bücksichtnahme  auf  die 
praktische  Behandlung  der  Polizeivergehen,  namentlich  auf  der  einen  Seite  die  Besorgniss, 
dass  die  Polizeigewalt  in  das  Bechtsgebiet  hineingreife  und  die  Bechtsgewalt  des  Staates 
corrumpire,  auf  der  anderen  Seite  der  Widerwille  gegen  eine  Suprematie  der  'Gerichte  b 
dem  öffentlichen  Leben.    Vergl.  auch  oben  §.  91. 

')  Man  denke  an  die  in  den  s.  g.  Ausnahmsgesetzen  des  deutschen  Bundes  enthaltenes 
Polizei- Vorschriften,  an  die  Tor  1848  üblichen  Verbote,  Schnurrbarte  zu  tragen,  anf  öffent- 
lichen Strassen  zu  rauchen  u.  dergL  m.  Nicht  selten  lächelt  schon  die  nächste  Generatiuu 
über  Polizeigesetze,  unter  deren  Herrschaft  die  Eltern  leben  mussten.    Die  Poliieigesetz- 
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§.  225. 
Ans  der  Selbstelligkeit  und  der  Besonderheit  des  Begriffes  der  Polizei- 
Vergehen  folgt  auch  die  besondere  Behandlang. derselben  in  der  Praxis  des 
i^ffentliehen  Lebens.  Wie  sie  lediglich  •  als  die  Gefährdangen  der  äusseren 
Zustände  im  Staate  von  diesem  geahndet  werden'^soUen,  so  tritt  auch  die 
Beziehung  der  das  Vergehen  consumirenden  That  zu  dem  Willen  ihres 
subjeetiyen  Urhebers  weiter  zurttck  und  ist  die  polizeirechtliche  Schuld- 
barkeit  eine  ganz  andere  als  die  strafrechtliche/)  Der  Staat  hält  sich 
als  Polizeistrafgewalt  an  das  Factum  des  polizeiwidrigen  Zqstandes  oder 
Verhaltens,  ohne  nach  dem  dolosen  oder  culposen  Verschulden  desselben 
weiter  zu  fragen,  als  die  Strafzumessung  dieses  fordert.  Ebenso  ist  auch 
die  Wahl  der  Strafmittel  durch  den  Charakter  der  damit  zu  ahndenden 
Vergehen  beeinflusst.  Sind  alle  schweren  und  entehrenden  Strafen  über- 
haupt von  dem  Gebiete  der  Polizeistrafgewalt  ausgeschlossen,  so  ist  auch 
das  prinzipale  Strafmittel  die  Geldstrafe  und  tritt  in  der  Regel  eine  Freiheits- 
strafe nur  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Delinquenten  als  Substi- 
tutionsstrafe  ein.  Auch  ist  das  Strafmass  in  dem  Polizeistrafrechte  ein 
geringeres,  indem  diese  Strafe  ihren  Zweck  nicht  in  der  Aufhebung  eines 
rechtsverletzenden  Zustandes  oder  in  der  Rehabilitirung  der  absoluten  Rechts- 
ordnung, sondern  allein  darin  hat,  dass  der  Delinquent  für  das  polizei- 
widrige Verhalten  bestraft  und  dem  Staate  eine  bessere  Garantie  ftlr  die 
unverbrüchliche  Aufrechthaltung  seiner  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles 
gegebenen  Polizeivorschriften  gegeben  werde.  Die  Polizeistrafen  sind  eben 
vorwiegend  nur  Ordnungsstrafen. 

2.  Gerichtliche  Polizei. 

§.  226. 
Ungeachtet  der  prinzipiell  bestimmten  Trennung  der  Polizeigewalt  des 
Staates  von  seiner  Strafgewalt  berühren  sich  doch  beide  in  ihrer  concreten 
Bethätigung  auch  abgesehen  davon,  dass  die  von  der  Polizei  abzuwehrende 
Handlung  auch  als  rechtswidrige  Verletzung  der  Rechtsordnung  ein  Ver- 
brechen consumiren  kann,  insofern  als  die  Polizei  auch  den  Beruf  hat,  der 
StraTgewalt  des  Staates  hülfreiche  Hand  zu  leisten.  .An  der  Bestrafung  des 
Verbrechens  als  der  Restauration  der  verletzten  Rechtsordnung  hat  nun  die 
Polizeigewalt  niemals  Theil  zu  nehmen,  allein  als  diejenige* Gewalt  des 
Staates,  welche  sich  vorwiegend  mit  den  äusseren  Zuständen  im  Staate 
und  ihrer  Ueberwachung  zu  beschäftigen  hat,  und  besonders  die  zur  Aus- 
übung auch  der  criminalrechtlichen  Gewalt  erforderlichen  physischen  Mittel 


gebong  ist  gewlBsermassen  der  Barometer  der  ReginingsBjBteme  und  in  gewisser  Hinsicht 
überhaupt  der  öffentlichen  Meinung. 
')  VergL  oben  §.  97  ff. 

Qrotefend,  Staatsrecht.  14 
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besitzt,  liegt  es  in  ihrem  Beruf;  die  Strafgewalt  bei  der  Erauttlmig  des 
criminellen  Thatbestandes  und  seines  Urhebers  sowie  bei  der  Verfolgung, 
Sistirung  und  Ueberfährung  dieses  zu  unterstützen/)  Indess  hat  die  poli- 
zeiliche Aufgabe  auch  hier  dem  Wesen  der  Polizeigewalt  stets  zu  ent- 
sprechen und  sich  also  nicht  tlber  das  Bereich  der  äusseren  Thatsächlich- 
keiten  hinaus  zu  erstrecken.  Vor  Allem  tritt  dieses  bei  der  polizeilichen 
Mitwirkung  bei  der  Ueberführung  des  Verbrechers  hervor:  denn  hier  darf 
die  Polizeigewalt  sich  nur  die  Gonstatirung  der  äusseren  Beweismomente 
angelegen  sein  lassen.  Die  Polizei  leistet  hier  eben  nur  der  Strafrechts- 
pflege Hülfe  (Hülfs-  oder  Criminalpolizei).^ 

§.  227. 
Das  Institut  der  gerichtlichen  Polizei  ist  in  Deutschland  nur  da  aas- 
gebildet; wo  das  französische  Recht  sich  Geltung  verschaffen  und  erhalten 
konnte.  So  ist  dasselbe  auch  in  dem  Königreich  Preussen  nur  in  dem 
Bezirke  des  Appellationsgerichtes  zu  Köln  wirklich  systematisch  gestaltet, 
so  dass  sowohl  die  Grenzen  der  Zuständigkeit  der  gerichtlichen  Polizei;  als 
auch  die  Organe  ihrer  Ausübung  und  die  Formen  ihrer  Bethätigung  im 
Wege  der  Gesetzgebung  geordnet  sind.  Mit  dem  Berufe,  die  Verbrechen, 
Vergehen  und  Uebertretungen  zu  untersuchen,  die  Beweise  zu  sammeln  und 
die  Urheber  den  Gerichten  zu  überliefern,  ist  danach  die  gerichtliche  Po- 
lizei unbeschadet  ihres  polizeilichen  oder  administrativen  Charakters  zugleich 
ein  Organ  der  Justizverwaltung  und  steht  unter  dem  höheren  Gerichtshofe. 
So  ist  das  Appellationsgericht  auch  befugt,  die  Functionen  der  gerichtlichen 
Polizei  gewissermassen  selbst  wahrzunehmen  oder  die  Organe  derselben 
von  Amtswegen  zum  Thätigwerden  zu  veranlassen.  Die  besondere  Bedeu- 
tung der  gerichtlichen  Polizei  pmecisirt  aber  das  Rheinische  Strafprocess- 
recht  zum  Unterschiede  derselben  von  jeder  anderen  Art  der  Polizei  dahin, 


^)  In  Frankreich  wnrde  zuerst  diese  Function  der  Polizeigewalt  als  police  ju- 
diciaire  von  der  police  administrative  unterschieden.  Die  Ansichten  der  Boctrin 
über  die  Grenze  zwischen  der  polizeilichen  und  der  strafrichterlichen  Thätigkeit  sind  noch 
sehr  verschieden.  Ebenso  ist  auch  die  Gesetzgebung  und  Praxis  der  deutschen  Staaten 
noch  keineswegs  eine  constante  und  gleichmassige.  '  Yergl.  Medicus  im  Brater- 
Bluntschlischen  Staatswörterbuche  8.  v.  „Gerichtliche  Polizei," 

*)  Dieser  Richtung  der  Polizeigewalt  gedenkt  nur  die  Braunstihweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  194,  von  den  richtigen  Prinzipien  ausgehend:  „Die  Polizeigewalt, 
selbständig  in  ihrem  Wirkungskreise,  leistet  zugleich  der •  richtcf liehen  Beistand  bei  der 
Sicherung  der  Rechte  der  Landescinwohner  und  der  Vollziehung  der  Rechtssprüche.  Bei 
Yergehungen  verfolgt  auch  sie  den  Thäter,  und  wirkt  mit  zur  Ermittlung  des  Thatbestan- 
des. Sie  richtet  nie  über  die  That."  Vergl.  auch  den -Französischen  Code  d'instruc- 
tion  criminelle,  Art.  8:  „La  police  judiciaire  recherche  les  crimes,  les  delits  et  les  con- 
trarentions,  en  ressemble  les  pr-eaves,  et  en  livre  les  auteurs  aux  tribunaux  charges  de 
punir."  —  Diese  Prinzipien  zeigen  sich  bei  der  Behördenorganisation  besonders  wichtig. 
Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  S.  288  ff. 
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dass  jene  den  Thatbestand-constatirt  nnd  vollständigen  Beweis  der  Schald 
liefert,  also  die  Existenz  eines  strafbaren  Tbatbestandes  voraussetzen  moss, 
während  die  administrative  Polizei  nur  möglichen  oder  drohenden  Rechts- 
widrigkeiten vorzubeugen  hat/) 

V 

3.  Das  poliseiliche  Nothrecht. 

§.  228. 
-  Einen  besonders  weiten  und  wichtigen  Inhalt  erhält  das  Recht  der 
politischen  Polizei  im  Falle  thatsäehlicher  innerer  GeiUhrdung  des  Staats- 
bestandes, sei  es  des  Staates  im  Ganzen  sei  es  einzelner  Theile  desselben, 
wenn  zu  der  Beseitigung  dieser  Gefahr  die  gewöhnlichen  Mittel  der  Polizei- 
gewalt nicht  genügen  d.  h.  wenn  der  Staat  in  Noth  ist.  Hier  steigert 
sieh  auch  das  Polizeirecht  des  Staates  zu  einem  ausserordentlichen,  eben 
zu  einem  Nothrecht.  Die  einzelnen  Fälle,  in  welchen  der  Staat  von 
diesem  seinen  Nothrecht  Gebrauch  zu  machen  hat,  sind  so  wenig  wie  die 
Art  und  Weise,  wie,  und  die  Mittel,  durch  welche  die  Noth  zu  überwinden 
ist,  in  allgemein  gültigen  Regeln  anzugeben.')  Die  Art  der  Gefahr  muss 
das  Mittel  ihrer  Abwehr  bestimmen  und  ist  das  allgemeine  staatsrechtliche 
Prinzip  nur,  dass  der  Staat  die  Rechts-  und  Freiheitssphäre  der  Privat- 
personen nicht  tiefer  und  nicht  länger  verletzen  darf,  als  die  Noth  des 
Staates  dieses  dringend  erfordert«  Immer  wird  es  sich  um  eine  Beschrän- 
kung der  persönlichen  Freiheit  und  des  privaten  Rechtes  handeln  und  nur 
die  Art  und  das  Mass  derselben  in  den  verschiedenen  NothiäUen  ver- 
schieden sein  müssen.  Das  Prinzip  muss  eben  sein,  dass  der  Staat  nur 
dann  und  nur  insoweit  die  individuelle  Rechts-  und  Freiheitssphäre  ver- 


1)  Vergl.  Bheinische  Strafprocess-Ordniuig  Buch  I.,  besonders  Art.  8.  9.  27.  279; 
YOi»  Bönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  n.  Abth.  2  §.  332. 

*)  Nie  begründet  die  allgemeine  Bücksicht  auf  das  „öffentliche  Wohl"  dieses  Noth- 
recht des  Staates.  Mag  dieses  Etwas  auch  noch  so  wünschenswerth  und  nothwendig  er- 
scheinen lassen,  so  legitimirt  dasselbe  doch  niemals  die  Staatsgewalt  die  Schranken  ihrer 
Zuständigkeit  zu  überschreiten.  Solches  vermag  nur  ein  wirklicher  und  dringender  poli- 
tischer Nothstand  im  Staate.  YergL  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  152; 
Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Tb.  LS.  108.  Es  findet  sich  auch  wohl  das  s.  g. 
Expropriationsrecht  des  Staates  unter  der  Bubrik  seines  Nothrechtes  behandelt,  indess 
ohne  alle  Berechtigung.  Das  Ezpropriationsrecht  ist  ein  nothwendiges  Recht,  aber  kein 
Nothrecht  der  Staätsfgewalt  imd  jenes  in  keinem  anderen  Sinne,  wie  es  das  Besteuerungs- 
recht  oder  sonst  ein  regelmässiges  Becht  des  Staates  ist.  Denn  wenn  der  Staat  eine 
Eisenbahn  im  öffentlichen  Interesse  bauen  will  und  muss  und  zu  dem  Zwecke  die  Ab- 
tretung von  Privateigenthum  fordert,  so  ist  diese  seine  Forderung  eine  noth  wendige  und 
deshalb  berechtigte,  allein  ihre  Nichterfüllung  würde  den  Staat  noch  nicht  in  Gefahr 
bringen  und  ihm  noch  nicht  die  Entfaltung  seines  eigenen  Lebens  unmöglich  machen. 
Der  Begriff  des  «Nothrechtes"  des  Staates  hat  mit  dem  seines  »Expropriationsrechtes " 
Nichts  gemein.    Vergl.  unten  §.  248. 
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letzen  darf,  wenn  und  soweit  die  Geltendmachang  derselben  eine  aUgemeiBe 
dringende  Gefährdung  im  Staate  sein  würde.  ^) 

§.  229. 
Das  Nothrecht  des  Staates  ist  ein  „Recht^  des  Staates  und  rechtlich 
zu  normiren.*)  Die  deutschen  Staaten  haben  sich  diese  rechtliche  Fixirung 
ihres  Nothrechts  wenigstens  für  den  wichtigsten  Fall  seiner  Anwendung 
angelegen  sein  lassen,  indem  sie  zum  Theil  ausdrücklich  sich  das  Becht 
vindiciren,  in  Fällen  des  Aufruhrs  oder  der  Kriegsgefahr,  also  wenn  die 
allgemeine  Ordnung  im  Staate  bedroht  oder  der  Staat  selbst  von  einer 
äusseren  Macht  angegriffen  wird,  die  Sicherheit  der  persönlichen  Freiheit, 
des  Hauses,  das  Versammlungsrecht  und  auch  wohl  das  Becht  der  freien 
Vereinigung  und*  der  Pressfreiheit  nicht  zu  respectiren,  sondern  dann  das 
Verfassungsgesetz,  soweit  dasselbe  diese  Rechte  schützt,  ausser  Kraft  zu 
setzen  oder  gar  das  Standrecht  zu  proklamiren.  Aber  alle  Deutschen  Ver- 
fassungsgesetze haben  die  formellen  und  materiellen  Bedingungen  dieses 
Nothrechts  des  Staates  fixirt  oder  wenigstens  die  gesetzliche  Normirung 
dieses  Rechtes  vorbehalten,  um  dessen  Uebung  gegen  Missbrauch  zu  schützen.^) 


<)  Wenn  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Tb.  11.  S.  125  sagt:  „—  dass  jenes 
äusserste  Recht  der  Staatsgewalt  nie  dazu  gebraucht  werden  könne,  um  etwas,  was  seiner 
Natur  nach  einer  rechtlichen  und  resp.  richterlichen  Peststellung  bedarf,  mit  Umgehung 
des  gesetzlichen  oder  verfassungsmässigen  Weges,  zu  verwirklichen  oder  in^s  Leben  zu 
rufen,"  so  ist  damit  wohl  zu  Viel  behauptet.  Denn  wenn  die  Noth  des  Staates  die  Nicht- 
abwartung  der  gerichtlichen  Entscheidung  erfordern  sollte,  so  würde  derselben  als  der 
Anwendung  des  Nothrechts  der  Staatsgewalt  so  wenig  etwas  entgegenstehen  können,  als 
der  Nichtachtung  eines  nicht  einmal  streitigen  Bechtsverhältnisses,  wie  des  liquiden  und 
Constanten  Eigenthums.  Nur  das  ist  allerdings  auch  öffentlichen  Rechtes,  dass  die  Staats- 
gewalt niemals  ihren  Machtspruch  an  die  Stelle  der  gerichtlichen  und  verfassungsmässigen 
Entscheidung  setzen  und  ftLr  diese  ausgeben  darf. 

^  Der  Missbrauch,  welchen  die  Willkür  eines  Souverains  mit  diesem  Rechte  treibeii 
könnte,  hat  die  Doctrin  nicht  wenig  gegen  dasselbe  eingenommen,  indess  hat  die  Praxis 
des  politischen  Nothrechts  niemals  entrathen  können»  und  es  ist  nur  die  Aufgabe  der 
Wissenschaft  und  der  Gesetzgebung,  das  Wesen  desselben  recht  zu  erkennen  und  auch 
dieses  Ausnahmsrecht  des  Staates  nicht  aus  Furcht  vor  seinem  Missbrauche  zu  rer- 
schweigen. 

')  Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  111:  „Für  den  PaU  eines  Krieges 
oder  Aufruhrs  können  bei  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  die  Artikel  5 
(„Die  persönliche  Freiheit  ist  gewährleistet**),  6  («Die  Wohnung  ist  unverletzlich**), 
7  („Niemand  darf  seinem  gesetzlichen  Richter  entzogen  werden"),  37  („Jeder  Preusse  hat 
das  Recht,  durch  Wort,  Schrift,  Druck  und  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei  zu 
äussern**),  28  (Unterwerfung  der  Pressgesetze  unter  die  allgemeinen  Strafgesetze),  29  (Ver- 
sammlungsrecht),  30  (Vereinsrecht),  und  36  („Die  bewaffnete  Macht  Itann  zur  Unter- 
drückung innerer  Unruhen  und  zur  Ausführung  der  Gesetze  nur  in  den  vom  Gesetze  be- 
stimmten Fällen  und  Formen  and  auf  Requisition  der  Civilbehörde  verwendet  werden*) 
der  Verfassungsurkunde  zeit-  und  districtsweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Das  Nähere 
bestimmt  das  Gesetz;**  Coburg-Gotha sches  Staatsgrundgesetz  §,  131:  „Im  Falle  eines 
Krieges  oder  Aufruhrs  können  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Verhaftung,  Hau»- 
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Die  materiellen  Voraussetzungen  der  Handhabung  dieses  Reebtes  sind  auf 
die  Fälle  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  oder  für  die  ge- 


suchang  und  Versammlungsrecht  mit  Zufltimmung  des  betreffenden  Landtages  oder 
Landtags-Ausschosses  zeitweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Es  ist  jedoch  in  dem  letz- 
teren Falle  der  betreffende  Landtag  innerhalb  14  Tagen  einzuberufen  und  ihm  die  ge- 
troffene Massregel  zur  Genehmigung  vorzulegen;"  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
gnmdgesetE  Art,  54  §.  1:  „Im  Falle  eines  Aufstandes  kann  die  Staatsregirung,  wenn  die 
übrigen  Mittel  zur  Unterdrückung  desselben  nicht  ausreichen,  die  gesetzliche  Ordnung 
und  die  gefährdete  Freiheit  der  Person  und  des  Eigenthums  durch  ausserordentliche 
Mittel  herstellen  und  schützen.  Sie  darf  zu  dem  finde  in  den  bedrohten  Orten  oder  Be- 
zirken die  Ausübung  der  in  den  Art.  39  (Schutz  gegen  ungesetzliche  Verhaffcimgen), 
40  (tJnverletzlichkeit  der  Wohnung),  41  (Schutz  des  Brief?erkehrs),  42  (Schutz  des  Bijpt- 
gebeimnisses),  46  (Fressfreiheit),  50  (Versammlungsrecht)  und  53  (Verwendung  der  Militair- 
gewalt  nur  auf  Antrag  der  Civilbehörden)  gesicherten  Eechte  einstweilen  hemmen  und 
selbst  das  Standrecht  anordnen,  muss  aber  zuvor  daselbst  verkünden,  dass  und  in  welchem 
Umfange  es  geschehe.  Diese  Massregeln  bedürfen  indess  der  Zustimmung  des  Landtages, 
wenn  er  versammelt  ist,  sonst  aber  der  nachzuholenden  Rechtfertigung  vor  demselben;" 
§.2:  „In  FäÜen  äusserster  Noth  und  dringendster  Eile,  wo  die  höhere  Verfügung  nicht 
abgewartet  werden  kann,  darf  die  oberste  Behörde  der  Pro^nz  unter  eigener  Verantwort- 
lichkeit die  gedachten  Massregeln  treffen,  die  Verkündigung  des  Standrechts  ausgenommen;" 
§.  3 :  „Die  Formen  und  Bedingungen  für  solche  ausserordentliche  Massregeln  demnächst 
anders  oder  näher  festzustellen,  bleibt  einem  Aufruhrgesetze  vorbehalten;"  Anhalt- 
liernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  98:  „Für  den  Fall  eines  Krieges  oder  Auf- 
ruhrs können  bei  dringender  Gefahr  für  die  gesetzliche  Sicherheit  die  §§.  5  (per- 
sönliche Freiheit),  6  (Unverletzlichkeit  der  Wohnung),  7  (Gewährleistung  der  gesetz- 
lichen Rechtshülfe),  8  (Pressfreiheit),  9  (Versammlungsrecht),  10  (Vereinsrecht)  zeit- 
und  districisweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden,  jedoch  nur  unter  folgenden  Bedin- 
gungen: 1,  Die  Verfugung  muss  in  jedem  einzelnen  Falle  von  dem  Ministerium  aus- 
gehen, 2,  die  Verfügung  muss  dem  nächsten  Landtage  zur  Genehmigung  vorgelegt 
werden.  Die  näheren  Bestimmungen  darüber  bleiben  einem  besonderen  Gesetze  vor- 
behalten;" Schwarzburg -[Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.11: 
„Im  Falle  des  Krieges  oder  Aufruhrs  können,  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicher- 
heit, die  Bestimmungen  dieses  Abschnitts  über  Verhaftung,  Haussuchung,  Press- 
freiheit, Versammlungs  -  und  Vereinsrecht  zeitweise  für  das  ganze  Land  oder  für 
einzelne  Bezirke  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Das  Nähere  hierüber  ist  durch  ein  Gesetz 
zu  bestimmen;"  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.86:  „Nur  im  Falle  eines  Krieges 
oder  Anfiruhrs  kann,  nach  näherer  Bestimmung  des  Gesetzes,  ein  Ausnahmezustand  ein- 
geführt werden;"  Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.  20.  —  Auf  das  polizei- 
liche Nothrecht  hat  auch  die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  hinsichtlich  des 
Passwesens  (s.  oben  §.  215  a.  E.)  Rücksicht  genommen.  Die  Luxemburgsche  Con- 
stitution von  1848  huldigte  im  %  Art.  117:  „La  Constitution  ne  peut  etre  suspendue  en  tout 
ni  en  partie,"  der  übertriebenen  Vergötterung  der  geschriebenen  Verfassung,  die  von  1856 
kehrte  indess  im  Art.  113 :  „ Aucune  disposition  de  la  Constitution  ne  peut  ^tre  suspendue, 
que  dans  le  cas  d'etat  de  si^ge  proclame  conformement  ä  la  loi,"  zu  der  vernünftigeren 
Auffassung  zurück.    Am  Allgemeinsten  drückte  sich  das  Grossherzoglich  Hessische 

Verüassungsgesetz  §.  73  aus:  „Der  Grossherzog  ist  befugt in  dringenden  FäUen  das 

Ndthige  zur  Sicherheit  des  Staates  vorzukehren  (vergl  dazu  Gesetz,  Anordnungen  zur 
Sicherheit  des  Staates  in  dringenden  Fällen  betreffend,  vom  14.  Juli  1862). 
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setzliche  Ordnaog  und  die  Sicherheit  der  persönlichen  Freiheit  und  des 
£igentham8  im  Falle  des  Krieges  oder  des  Aufruhrs  beschränkt ,  sodann 
ist  die  Dauer  dieses  Aasnahmezostandes  der  Staatsverwaltang  nur  eine 
zeitweise  d.  h.  nicht  länger^  als  der  Grand  seines  Eintritts  dauert^  und  be- 
schränkt sich  die  örtliche  Ausdehnung  des  Nothrechts  auf  den  District,  in 
welchem  der  Anlass  zu  seinem  Eintritt  gegeben.  Damit  ist  der  Charakter 
dieses  Nothrechts  der  Staatsgewalt  als  eines  Ausnahmsrechts  in  allen  Hin- 
sichten gewahrt.  Dass  dann  auch  die  zur  Herstellung  der  Sicherheit  und 
gesetzlichen  Ordnung  zu  wählenden  Mittel  nur  dem  Zwecke  entsprechen 
dtlrfen,  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  und  der  Klugheit  des  Staates.*) 

Im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  kann  der  Bundesfeldherr, 
wenn  die  öffentliche  Sicherheit  in  dem  Bundesgebiete  bedroht  ist,  einen 
jeden  Theil  desselben  in  Belagerungsznstlind  erklären.  Bis  zum  Erlass 
eines  die  Voraussetzungen,  die  Form  der  Verktlndigung  und  die  Wirkungen 
einer  solchen  Erklärung  regelnden' Bundesgesetzes  gelten  die  Vorschriften 
des  Preussischen  Gesetzes  vom  4.  Juni  1851.*) 


Drittes  Kapitel. 

Die  mittelbaren  Rechte. 

§.  230. 
Das  mittelbare  Recht  der  Staatsgewalt  unterwirft  dieser  die  physischen ' 
Kraft«  und  materiellen  Werthe  im  Staate,  welche  zur  Yerwirklichung  des 
unmittelbaren  Rechtes  der  Staatsgewalt  erforderlich  sind.  Der  Staat  be- 
darf ihrer  als  das  irdischen  Zwecken  dienende  und  in  der  physischen  Welt 
dastehende  Wesen.  Eine  Entäusserung  des  die  Gewinnung  und  Verwendung 
dieser  Werthe  und  Kräfte  bezielenden  Rechtes  würde  den  Lebensnerv  des 
Staates  zerschneiden  und  diesen  dem  Bereiche  der  Wirklichkeit  entheben. 
So  wenig  der  physische  Mensch  dies  ohne  Speise  und  Trank  und  ohne  Be- 
nutzung mancherlei  anderer  sachlichen  Werthe  bleiben  kann,  obwohl  Eeaai 
und  Trinken  nicht  seine  Daseinsbestimmung  und  das  Leben  mehr  als  die 
Kleidung,  ebenso  wenig  vermag  der  Staat  jener  Mittel  zur  Erftlllnng  sein^ 
Daseinsberufes  zu  entrathen,  obwohl  der  Besitz^  des  nutzbaren  Vermögens 
und  das  Halten  wehrbarer  Truppen  nicht  schon  die  Aufgabe  des  Staates 


0  Auch  die  Bestimmangen  über  Einrichtung  anaserordentlicher  Criminalgerichte  und 
von  Standgerichten  gehören  als  Beispiel  hierher.  Yergl.  Altenburgsches  Gnmdgesets 
§.  45;  Gesetz  für  Beuss  j.  L.  vom  20.  Jani  1856  §.  37  Abs.  2. 

')  Verfassung  des  Norddentschen  Bundes  Art.  68. 
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erfüllen.  Es  sind  darum  diese  mittelbaren  Rechte  der  Staatsgewalt  voll- 
ständig so  wesentlich  und  unveräusserlich  wie  ihre  unmittelbaren  Rechte^ 
allein  sie  haben  ein  besonderes  Wesen,  insofern  sie  einerseits  sich  diesen 
Rechten  unterordnen,  andererseits  aber  auch  die  Verwirklichung  dieser  be- 
dingen. Entspringen  die  unmittelbaren  Rechte  direct  utfd  nothwendig  aus 
dem  ethischen  Zwecke  des  Staatswesens,  so  liegt  der  unverrückbare  und 
unzerstörbare  Grund  der  mittelbaren  Rechte  in  der  physischen  Natur  des 
Staates,  und  darum  jene  Ueberordnung  der  unmittelbaren  Rechte  der  Staats- 
gewalt und  darum  die  absolute  Nothwendigkeit  der  einen  wie  der  anderen. 

§.  231. 

Aus  der  reichen  und  bunten  Masse  materieller  Weiiihe  beanspruchen 
die  deutschen  Staaten  zweierlei  Arten:  die  physische  Kraft  des  Volkes  und 
von  seinem  sachlichen  Vermögen.  Beide  bilden  gewissermassen  das  Ver- 
mögen des  Staates  und  ergänzen  und  bedingen  sich  gegenseitig.  Als  ein 
„Recht"  des  Staates  erscheint  die  Beanspruchung  dieser  Mittel,  weil  es  die 
Einzelnen  im  Volke  sind,  von  welchen  der  Staat  diese  Opfer  fordern  muss, 
und'  weil  die  Darreichung  der  Staatsmittel  eine  Verpflichtung  der  Menschen 
im  Staate  ist.  Aber  noch  in  einem  anderen  Sinne  ist  die  Gewinnung  dieser 
realen  Kräfte  eine  Sache  des  Rechtes,  insofern  nämlich,  als  das  Recht  und 
sein  Gesetz  die  Bedingungen  und  Formen  festgesetzt  haben,  von  deren  Er- 
füllung und  Beobachtung  die  Macht  des  Staates,  sie  zu  gewinnen,  abhängt. 
Nicht  ist  es  ein  schrankenloses  Belieben  der  Staatsgewalt,  das  die  Heere 
wirbt  und  den  Staatsschatz  füllt,  sondern  auch  dem  Staate  gilt  das  Gebot 
des  Rechtes,  und  nur  die  Kräfte  und  Werthe  eignen  ihm,  welche  das 
Recht  ihm  zuspricht. 

§.  232. 

Die  sachlichen  Bedürfnisse  des  Staates  befriedigt  das  Finanzrecht 
desselben,  welches  theils  ein  staatsrechtliches  theils  ein  privatrecht- 
liches ist  und  nach  diesen  beiden  Arten  wohl  unterschieden  werden  muss. 
Die  physische  Kraft  seiner  TJnterthanen  beansprucht  der  Staat  kraft  seines 
Wehrrechtes.  Der  Ansprach  des  Staates  auf  die  Hülfeleistung  seiner 
Unterthanen  bei  der  Ausübung  seines  polizeilichen  Berufes  ist  das  Hülfs- 
dienstrecht.  Beide  stehen  unter  dem  allgemeinen  Grundsatze,  dass  sie 
für  Staatszwecke  und  nur  för  diese  geltend  gemacht  werden,  und  dass  sie 
von  dem  Volke  im  Ganzen  diese  Opfer  fordern;  aber  dennoch  sind  sie  im 
Wesen  verschieden,  wie  auch  die  Zwecke  auseinandergehen,  welche  der 
Staat  durch  ihre  Verwendung  erftillen  will.  Durch  diesen  ihren  staats- 
rechtlichen Charakter  unterscheiden  sich  diese  Dienstleistungen  der  Unter- 
thanen prinzipiell  von  denjenigen  Diensten,  welche  Jemand  kraft  privatrecht- 
lichen Titels  dem  Staate  als  Fiscus,  nicht  der  souverainen  Gewalt,  schuldet. 
Diese  haben  einen  vorwiegend  vermögensrechtlichen  Charakter  und  Zweck, 
und  stehen  ganz  unter  den  Grundsätzen  des  Privatrechts,  während  jene 
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staatsrechtltcbeD   Dienst-Berechtigungen,    bezw.    Yerpflichtongen    ledigiich 
einen  politischen  Grand  und  Zweck  haben. 


Erster  Titel. 

Das   Finanzrecht. 

i.  Begriff.  i 

§.  233. 
Der  Staat  hat  als  eine  Ordnung  der  natürlichen  Wirklichkeit  and  ah 
der  Organismus  physischer  Elemente  auch  physische,  durch  reale  Werthe 
zu  deckende  Bedtirfnisse,  deren  Befriedigung  eine  noth wendige  Forderung 
der  Staatsexistenz  ist.  Der  Staat  muss  eine  Wirthschaft  führen.*)  Die 
staatsvemünftige  Regelung  und  Begrenzung  dieser  Bedürfhisse  und  die 
Sorge  für  ihre  angemessene  Befriedigung  ist  eine  wesentliche  Aufgabe  des 
Staates,  ihre  Erfüllung  eine  wesentlich  nothwendige  Bethätigung  der  Staats- 
gewalt. Der  InbegrijSf  aller  derjenigen  Functionen  der  Staatsgewalt,  welche 
sich  auf  diesen  Theil  ihres  Berufes  richten,  ist  unter  dem  Namen  der 
Finanzgewalt  des  Staates  zusammengefasst.^)  Die  Bethätigung  der- 
selben ist  aber  nur  zu  einem  Theile  eine  Sache  des  Rechtes,  zum  anderen 
Theile  ist  sie  ein  Act  der  Politik.  Denn  die  Frage  nach  der  Nothwendig- 
keit  oder  Nützlichkeit  einer  Staatsverbindlichkeit  oder  nach  dem  Dasein 
eines  realen  Staatsbedürfnisses  und  die  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit 
und  Angemessenheit  der  Mittel,  welche  zu  ihrer  Befriedigung  zu  verwenden, 
sind  zunächst  Fragen  der  Staatsklugheitslehre.  Dagegen  ist  die  Befugniss 
der  Staatsgewalt  eine  vermögensrechtliche  Verpflichtung  zu  übernehmen 
und  die  Mittel  ihrer  Lösung  zu  bestimmen  und  zu  verwenden  durch  das 
Recht  normirt.®)  Die  Politik  hat  von  diesem  erst-  die  Macht  ihrer  Ver- 
wirklichung zu  entnehmen.  So  steigert  die  Finanzgewalt  des  Staates  sich 
zu  seinem  Finanz  rechte,  und  zwar  in  dem  doppelten  Sinne,  dass  der 
Staat  das  Recht  zur  Gewinnung  und  Verwendung  der  staatswirthsAaft- 
lichen  Mittel  besitzt,  dass  aber  dieses  Recht  nach  Inhalt,  Umfang  und 
Uebungsformen  ein  ganz  bestimmtes  ist.^) 


0  Bau,  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft;  (3.  Auflage)  §.  1. 

>)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  TL  II.  §.  201. 

^)  Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Cameralsachen  Cap.  IH  §.  3:  «Nur  müssen  die  zn 
ergreifenden  Mittel  zur  Verbesserung  des  Cameralwesens  so  beschafPen  sejn,  dass  sie 
denen  Unterthanen,  auch  anderen  dritten  Personen,  an  ihren  Gerechtsamen  unnachtiieilig, 
auch  sonst  vor  Gott  und  der  ehrbahren  Welt  verantwortlich  seyen." 

*)  Zachariä  a.  a.  0.  §.  204  unterscheidet  eine  materielle  und  eine  formellt  Be- 
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§.  234. 
Der  Staat  bedarf  auch  des  privatrechtlicheii  Verkehrs,  weil  die  Er- 
fiUlang  seiner  Zwecke  ihn  auch  auf  den  Besitz  eines  Vermögens  und  be- 
stimmter Vermögensgegenstände  hinweist,*  welche  nur  nach  den  Regeln  des 
Privatrechts  rechtlich  erworben  werden  können.  Denn  sobald  der  Staat 
in  die  pritvatrechtliche  Sphäre  des  —  in  dieser  von  ihm  völlig  unabhän- 
gigen —  Individuum  hineintreten  muss  und  will,  hat  er  die  Heiligkeit 
dieser  individuellen  Kechtssphäre  anzuerkennen  und  sich  unter  die  Kegeln, 
^welche  dieses  Bechtsleben  beherrschen,  zu  stellen.  Das  Privatrecht  er- 
kennt auch  den  Staat  als  eine  privatrechtliche  Person,  als  den  Inhaber 
des  Rechtes  der  juristischen  Personen  an.  Das  Recht  aber,  was  der 
Staat  als  juristische  Person  besitzt ,  gehört  nicht  zu  demjenigen, 
welches  ihm  als  der  souverainen  Gewalt  eignet.  Beide  Rechtsgebiete 
bleiben  auch  dann  prinzipiell  geschieden,  wenn  ihr  subjectiver  Repraesen* 
tant  der  Staat  ist,  und  es  siud  der  Staat  als  solcher  und  der  Staat  als 
juristische  Person  zwei  im  Grunde  verschiedene  Personen.  Der  Staat  ist 
nicht  eine  juristische  Person,  sondern  er  hat  auch  —  nicht  anders  wie  die 
piae  causae,  die  Kirchen  und  dergleichen  Korporationen  —  das  (Vermögens-) 
Recht  der  juristischen  Personen.')  Die  gesammten  privatrechtlichen  Be- 
ziehungen des  Staates  und  seines  finanziellen  Verkehrs  scheiden  als  die 
Gegenstände  privatreehtlicher  Normen  aus  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechtes  aus.  Dieses  begreift  nur  die  staatsrechtlichen  Beziehungen  der 
Vermögensverhältnisse  des  Staates.*) 

schränkung  der  Finanzgewalt.  Jene  sei  die  Nothwendigkeit  der  Ausgabe,  das  Bedurfniss, 
diese  die  rechtliche  Schranke,  der  Consens  der  Landsfcände.  —  Eine  arge  Unklarheit  über 
den  Begriff  and  das  Wesen  des  Finanzrechtes  des  Staates  lässt  sich  noch  Klub  er, 
Oeffentliches  Becht  §.  328  ff.  zu  schulden  kommen,  wo  das  „Staatseigenthumsrecht"  un- 
gefiUir  nicht  mehr  and  nicht  weniger  als  die  politische  Souverainetat  selbst  bedeutet  .und 
z.  B.  im  §.  330  der  Erwerb  und  Verlast  von  Staatsgebiet  nur«  unter  der  Bubrik  ,  Ober- 
herrschaft und  Staatseigenthumsrecht'  behandelt  wird. 

0  ^ergl.  Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechts  §.  75. 

')  Das  Finanzrecht  des  Staates  ist  ein  Gegenstand  theils  des  Privatrechts  «theils  des 
öffentlichen  Bechtes.  Das  innere  Kriterium  dieser  Untersclieidung  liegt  in  der  wesent- 
Uchen  Differenz  zwischen  dem  Staatsrechte  und  dem  Privatrechte.  So  gehören  zu  diesem 
die  priTÜegia  fisci,  das  Becht  des  Staates  an  erblosen  Gütern  (^bona  vacantia,  caduca  und 
erepticia)  und  die  deutschrechtlichen  Begalien  d.  h.  die  s.  g.  nutzbaren  Hoheitsrechte  des 
Staates.  Dagegen  gehört  zu  dem  Staatsrechte  das  Steuer-  und  Zollrecht  und  das  Becht 
auf  die  sonßtigen  Einnahmen,  welche  der  Staat  als  solcher,  nicht  als  juristische  Person 
kraft  Priratrechts  hat.'  Aber  auch  an  dem  privatrechtlichen  Vermögen  des  Staates  knüpfen 
sich  staatsrechtliche  Beziehungen  und  bleiben  diese  ein  Gegenstand  der  staatsrechtlichen 
Disciplin.  losofem  mag  man  auch  yon  gemischten  Bechten  des  Fiscus  sprechen,  wo- 
mit indeas  niemals  gesagt  sein  darf,  dass  ein  Bechtsverhaltniss  zugleich  dem  Staatsrechte 
nod  dem  Privatrechte  angehöre.  Denn  in  Wirklichkeit  theilen  sich  beide  Bechtsgebiete 
gewissermaasen  räumlich  in  ein  Bechtsverhaltniss,  so  dass  dem  einen  dieser  Theil,  dem 
anderen  der  andere  Theil  desselben  angehört. 
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II.   Staatsrechtlicher  Charakter. 

§.  235. 
Die  staatsrechtlichen  Beziehungen  nnd  Verhältnisse  der  Finanzgewalt 
des  Staates  werden  durch  das  Wesen  des  Staates  selbst  begründet.  Es  k 
die  sonyeraine  Macht  in  ihrer  ethischen  Majestät^  welche  biec  handelt,  nnd 
die  Eigenthttmlichkeiten  ihres  Wesens  und  die  besonderen  Beziehungen 
ihres  Lebens  reflectiren  auch  auf  den  Inhalt  und  die  Formen  des  ver^ 
mögensrechtlichen  Verkehrs  des  Staates,  Denn  zunächst  ist  das  Snbject 
desselben  ein  individuell  besonderes,  eben  dieser  bestimmte,  von  seinem 
ethisch-rechtlichen  Frinzipe  beherrschte  Staat,  nnd  wirkt  dieses  bestimmend 
auf  die  rechtliche  Entwicklung  des  Finanzrechtes.  Alsdann  ist  die  be- 
sondere politische  Tendenz  des  staatlichen  Vermögensrechtes,  sein  Zweck, 
die  Ursache  einer  besonderen  Oestaltung  dieses  Rechtes  und  besonderer 
staatsrechtlicher  Qualificationen  desselben.  Ebenso  zeigen  sich  endlich  anch 
an  dem  Objecto  dieses  politischen  Finanzrechtes  staatsrechtliche  Eigen- 
schaften und  Beziehungen,  welche  das  Finanzrecht  des  Staates  besonders 
charakterisiren. 


.  III.   Das  Subject. 

§.  236. 
Das  Subject  des  staatlichen  Vermögens  ist  der  Staat  als  die  organische 
Einheit  von  Volk  und  Land,  von  Unterthanen  und  Obrigkeit. ')    Nur  dies^ 


*)  Sächsisches  Verfassnngsgesetz  §.  16:  „Das  Staatsgut  besteht,  als  eine  eimige 
untheilbare  Gesammtmasse ,  aas  dem,  was  die  Krone  besitzt  und  erwirbt,  und  *e8  geht 
dasselbe  in  seinem  ganzen  Umfange  auf  d£n  jedesmaligen  Thronfolger  über.  Neben  dem- 
selben besteht  das  Fideicommiss  des  königl.  Hauses.  Von  beiden  ist  das  PriYatYennogen 
des  Königs  und  der  königlichen  Familie  zu  unterscheiden/  Wenn  hier  die  «Krone*  »Is 
das  Subject  des  „  Staatsgutes '^  bezeichnet  ist,  so  ist  eben  die  Krone  als  das  Symbol  der 
Staatsgewalt  und  der  Staatseinheit  zu  betrachten ,  also  damit  kein  anderer  Besitzer  des 
Staatsgutes  als  der  Staat  selbst  bezeichnet.  Noch  deutlicher  sagt  das  Meiningensche 
Grundgesetz  §.  37  Abs.  2:  „Auch  die  Ueberschüsse  und  Ersparnisse  in  der  Verwaltoog 
des  StaatsYermögens  gehören  dem  Staate,  und  können  nicht  zu  den  Domainen,  noch 
weniger  zu  dem  SchatuUenvermÖgen  gezogen  werden";  vergL  dazu  das  Gesetz  über  das 
Domainenrermögen  vom  3.  Juni  1854  Art.  I  und  §.  38  des  Grundgesetzes.  Veigi.  toeh 
das  Altenburgsche  Gesetz  wegen  anderweiter  Regelung  der  Rechtsverhahnisse  am 
Domanialvermögen  vom  18.  März  1854,  A.  1  Abs.  1 :  „Wir  erklären  jedoch  a)  die  Landes- 
bank für  ein  dem  Lande  gehöriges  Institut  Unseres  Herzogthums  und  yeniebteD 
für  Uns  und  Unser  Herzogliches  Haus  auf  alle  etwaigen  Ansprüche  an  der^i  Fonds  und 
Ueberschüsse."  Sehr  bestimmt  ist  der  „Vergleich  über  Ausscheidung  des  Domahiengvts 
und  Staatsguts  aus  dem   bisherigen  Kammer-   und  Domainenvennögen  im  HenogtJnun 
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persönliche  Wesen  ist  der  Eigenthttmer  des  Staatsguts  nnd  der  berechtigte 
Disponent  über  dasselbe.  Kicht  ist  dies  das  Volk  in  seinem  Gegensatze 
zu  dem  soaverainen  Fürsten,  ebenso  wenig  aber  auch  der  Fttrst  in  seinem 
Gegensatze  zn  den  durch  ihn  beherrschten  Unterthanen. ')  Das  einheitliche 
Wesen  des  Staates  zeigt  aber  in  seinem  finanziellen  Verkehre  eine  zwie- 
fache rechtliche  Eigenschaft,  indem  es  einmal  als  die  höchste  politische 
Gewalt,  als  die  souveraine  Macht,  dann  aber  auch  als  das  Subject 
privatrechtlicher  Berechtigungen  und  Verpflichtungen,  als  juristische 
Person,  d.  h.  als  Fiscus*)  auftritt  und  handelt.    Allemal  ist  es  der  Staat^ 


Gotha",  welcher  als  Anfüge  A.  dem  Gesetze,  die  Aufhebung  der  Beilage  m  znm  Staats- 
gnmdgeaetz  rom  25.  März  1849  betreffend,  vom  1.  M&rz  1865  beigegeben  ist.  Im  §.  1 
daselbst  heisst  es:  „Das  bisherige  Kammer-  und  Domainenvermögen  im  Herzogthum  Ootha 
wird  in  zwei  Theile  getheilt,  von  denen  A.  der  eine  —  unter  der  Bezeichnung  Domainen- 
gat  —  als  Eigenthum  des  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthauses,  B.  der  andere 
—  unter  der  Bezeichnung  Staatsgut  —  ^is  Eigenthum  des  Herzogthums  Gotha  unwider- 
niflich  anerkannt  wird."  Im  §.4  daselbst  wird  das  Subject  des  „Staatsvermögens"  der 
»Staatsfiscus  des  Herzogthums  Gotha"  genannt.  Oldenburgs ch es  Revidirtes  Staats- 
grundgesetz  Art  180  §.  1:  „Das  gesammte  vorhandene  Staatsgut  (im  Gegensatze  zu  dem 
Krongut)  bildet  eine  im  Eigenthume  des  ungetheilten  Grossherzogthums 
stehende  Gesammtmasse."  Das  Eigenthumsrecht  des  „ Staates"  als  des  organisch  einheit- 
lichen Ganzen  ist  hier  um  so  bestimmter  anerkannt,  als  .der  Genuss,  die  Lasten  und. 
Beschwerden  des  Staatsguts  der  Provinz,  zu  der  dasselbe  gehört,  verbleiben"  (Art.  180  §.  2). 
Der  Art  180  basirt  auf  der  Bestimmung  im  §.  6  der  „Vereinbarung  zwischen  Sr.  König- 
lichen Hoheit  dem  Grossherzoge  und  dem  durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1848  berufenen 
Landtage  des  Grossherzogthums  Oldenburgs  wegen  des  DomanialverraÖgens":  „Der  Gross- 
herzog giebt,  vorbehaltlich*  der  Bestimmung  im  §*.  7  (Anweisung  einer  Civilliste) ,  die  der 
regirenden  Fürstlichen  Familie  zustehenden  Kechte  an  dem  gesammten  übrigen  Domanial- 
vermögen  zum  Besten  des  Landes  auf,  nnd  erklärt  dasselbe  für  Staatsgut." 

^)  S.  bezüglich  des  Vermögensrechts  des  Souverains  unten  die  Darstellung  des  Ver- 
fassungsrechtes §.  344  ff. 

*)  Wenn  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  ü.  Abth.  2  §.  468  sagt:  „Der 
Staat  tritt  als  juristische  Person  in  zwiefacher  Rücksicht  auf,  nämlich  a)  als  Staatsgesell- 
schaft zur  Verwirklichung  des  Staats  Zweckes  (Majestät-  und  Hoheitsrechte)  und  b)  als 
Erwerbsgesellschaft  zur  Herbeischaffung  der  Mittel  zu  diesem  Zwecke.  In  der  zweiten 
Bedeutung  ist  der  Staat  das  Subject  von  Privatrechten  und  fuhrt  die  Bezeichnung  „Fiscus": 
80  Ist  dem  zu  widersprechen.  Denn  der  Staat  „als  juristische  Person"  heisst  allemal 
„Fiüciu",  als  „Staatsgesellschaft  zur  Verwirklichung  des  Staatszweckes"  ist  er  aber  nie- 
mals „juristische  Person".  —  Der  Ausdruck  „Fiscus",  welcher  dem  römischen  Rechte 
(D.  de  jure  fisci,  49,  14)  angehört,  ist  von  der  Doctrin  mannichfach  gedeutet,  bald  in 
objectiv^T  Hinsicht,  indem  man  den  Staat  nur  als  das  Subject  privatrechtlicher  Vermögens- 
rechte oder  als  den  Inhaber  irgend  welcher  Vermög^srechte  so  nannte,  bald  in  subjectiver 
Hinsiclit  bei  der  Behandlung  der  Frage,  wem  das  „jus  fisci"  zustehe.  Die  theoretischen 
und  praktischen  Behandlungen  der  Materie  von  den  Rechten  des  Fiscus  konnten  während 
des  Mittelalters  und  auch  später  bis  zur  durchgreifenden  Erkenntniss  der  politischen 
Natnr  des  Staatswesens  von  der  privatrechtlichen  Anschauung  des  staatlichen  Vermögens- 
rechtes sich  nicht  trennen  und  darum  auch  nicht  vor  allerlei  Irrungen  behüten.  In  der 
Gegenwart  könnte  nur  in  Frage  kommen,  ob  der  Staat  in  allen  seinen  Vermögens* 
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aber  jene  beiden  Eigenschaften  unterscheiden  sich,  wie  sich  auch  an  dem 
Menschen  dessen  Qualification  als  Person  im  Sinne  des  Privatrechts  von 
seinem  anderen  and  eigentlichen  Wesen  unterscheidet,  ohne  seine  Nator 
und  sein  individuelles  Wesen  scu  zertheilen.  *)  Es  ist  der  souveraine  Staat, 
welcher  mit  den  piae  causae,  den  Kirchen  u.  s.  w.  das  Recht  der  jaristi- 
sehen  Personen  theilt,  um  auf  dem  Gebiete  des  privatrechtlichen  Verkehres 
an  dem  Rechte  ttber  Mein  und  Dein  Theil  nehmen  zu  können,  aber  aach 
nur  zu  diesem  Zwecke:  denn  auf  dem  staatsrechtlichen  Gebiete  bedarf  der 
Staat  dieser  privatrechtlichen  Eigenschaft  auch  dann  nicht ,  wenn  es  sieh 
um  die  Gewinnung  materieller  Mittel  und  um  die  Führung  eines  eigenen 
Haushalts  handeln  sollte.  Hier  hat  der  Staat  als  solcher  Macht  und  Bedit 
genug  und  genügen  die  Bestimmungen  und  Formen  des  Staatsrechts  voll- 
ständig. *) 


IV.  Gegenstand. 

§.  237. 
Der  Haushalt  des  Staates  besteht  nicht  anders  wie  der  des  Menschen 
aus  Ausgraben  und  Einnahmen,  jedoch  ist  jenem  eigenthümlich,  dass 
die  Ausgaben  voranstehen,  insofern  sie  die  Einnahmen  bestimmen,  während 
der  Hausherr  nach  seinen  Einnahmen  die  Ausgaben  ermässigen  muss. 
Denn  weil  der  Staat  den  ihm  gesetzten  Zweck  nach  allen  Richtungen  bin 
und  mit  allen  Consequenzen  zu  erftlllcn  hat,  so  mugs  er  die  daraus  resul- 
tirenden  finanziellen  Bedürfnisse  befriedigen  und  sich  aller  der  Mittel  ver- 
schen, welche  zu  deren  Befriedigung  nüthig  und  nützlich  sind.  Die  Auf- 
gaben und  Einnahmen  ^des  Staates  sind  in  diesem  Sinne  noth wendige:  jene. 


rechtlichen  Beziehungen  oder  nur  als  das  Subject  privatrechtlicher  Ver- 
mögensberechtigungen  „Fiscus"  zu  nennen  sei.  Richtiger  würde  das  Letztere  sein, 
da  dieser  Titel  eine  Erfindung  des  Privatrechts  und  für  das  Privatrecht  ist,  allein  es 
steht  auch  Nichts  entgegen,  diese  Benennung  dem  Staate  als  dem  Subject  jedwekher 
Vermögensrechte  zu  belassen,  da  nun  einmal  die  Praxis  dem  Worte  „Fiscus"  jenen  aD- 
gemcineren  ^nn  untergelegt  hat.  Nur  das  Eine  ist  mit  aller  Bestimmtheit  zu  betonen, 
dass  nur  der  Staat  Fiscus  heisst,  und  dass  die  Controverse,  wem  das  jus  fisci  eigne,  für 
das  Staatsrecht  gegenstandlos  geworden.  Dies  ist  im  Grunde  auch  das  Ergebnis  der 
Ausföhrung  von  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  206. 

0  S.  oben  §.  44  ff. 

')  Gegen  die  Aeusserung  von  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  8.413,  \l' 
„Alle  positiven  Rechte  älterer  und  neuerer  Zeit  legen  der  res  publica  oder  dem  Staate 
auch  insofern  juristische  Persönlichkeit  bei,  als  er  die  Fähigkeit  besitzt,  Sadien  -  -- 
eigenthümlich  zu  besitzen",  ist  nach  dem  Texte  eu  erinnern,  dass  das  Recht  dem  Staate 
die  juristische  Persönlichkeit  nicht  auch  insofern,  sondern  nur  insofern,  als  etc. 
beilegt 
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weil  sie  ans  dem  gegebenen  Lebensprinzipe  des  Staates  unmittelbar  hervor- 
gehen and  einen  höheren  ethischen  Grund  und  Zweck  haben,  diese  aber, 
weil  jene  Bedürfnisse  befriedigt  werden  müssen  und  der  Staat  auf  diese 
nicht  ohne  sich  selbst  zu  verletzen  verzichten  kann. 

1.   Staataansgaben. 

A.    Zweck  derselben. 

§.  238. 
Das  innere  Prinzip  des  Finanzrechtes  der  Staatsgewalt  wird  durch  das 
Wesen  desselben  ali^  eines  mittelbaren  Rechtes  des  Staates  bestimmt.  Die 
Bedflrftiisse  des  Staates  —  die  näheren  wie  ferneren,  die  unmittelbaren 
wie  mittelbaren  —  sind  es,  welche  den  allgemeinen  und  concreten  Zweck 
dieses  fiechtes  bilden,  und  deren  Befriedigung  die  einzige  Aufgabe  der- 
selben ist.')  Die  grossen  Mittel,  welche  der  Staat  flir  diese  reichen  und 
umfassenden  Ausgaben  gewinnen  muss,  dürfen  nicht  etwa  in  der  Weise 
des  Vermögens  eines  Privatmannes  in  speculativen  Richtungen,  zum  Zwecke 
industrieller  Bereicherungen  verwandt  werden.  Das  Wesen  des  Staates 
gestattet  ihm  nicht  sich  wie  ein  gewerblicher  Geschäftsmann  zu  geriren, 
dadurch  würde  der  Staat  von  seinem  Throne  herabsteigen  und  in  einen 
Lebenskreis  eintreten,  welcher  als  das  Bereich  des  Privatmannes  und  der 
„Gesellschaft^  ausserhalb  des  Berufes  des  Staates  liegt  und  nur  im  äusseren 
Verkehren  das  ^Gesetz  des  Staates  anzuerkennen  hat.  Im  Rückblick  auf 
die  mancherlei  staatsgef&hrlichen  Irrungen,  in  welche  die  Finanzpolitik 
auch  der  deutschen  Staaten  noch  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  sich 
verirrte,  weil  das  Wesen  und  der  Zweck  des  Staates  nicht  als  das  allein 
entscheidende  Prinzip  erkannt  war,  findet  sich  vereinzelt  in  den  deutschen 
Verfassungsgesetzen  die  speculative  Ausnutzung  der  zur  Erftlllung  des 
Staatszweckes'  bestehenden  Unternehmungen  ausdrücklich  verworfen,^  aber 
das  Prinzip  ist  ein  allgemeineres:  die  Finanzgewalt  des  Staates  soll  ihre 
Aufgabe  nur  in  der  Befriedigung  derjenigen  Bedürfnisse,  welche  aus  den 
Zwecken  des  Staates  entspringen,  finden.^) 


*)  Sächsische  Verfassimgsarkxmde  §.  17:    „Das  Staatsgut  wird lediglich  m 

Zwecken  des  Staates  benatzt ". 

*)  Oldenbargsches  Bevidirtes  Staatsgrondgesetz  Art.  57. 

»)  Klüber,  Oeffentüches  Recht  §.  395;  Weiss,  System  §,369;  Zachariä,  Deulr 
sches  Staatsrecht  §.  204.  Wenn  die  Bundesregirnngen  in  dem  Art.  58  (der  Wiener 
Schlnssacte)  das  Prinzip  aufgestellt  haben,  daas  die  zur  Führung  einer  den  Bundes- 
pflichten und  der  Landesverfassung  entsprechenden  Begirung  erforderlichen  Mittel 
parat  gehalten  werden  müssen  (oder :  „von  den  Standen  nicht  verweigert  werden  dürfen*"), 
8o  ist  damit  nur  der  allgemeine  staatslogische  Grundsatz  anerkannt,  dass  der  Staat  ein 
seinem  Daseinszwecke  entsprechendes  Leben  bethätigen  und  für  die  desfalis  erforderlichen 
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B.    Rechtliche  Fixirung  der  Staatsausgaben. 

§.  239. 
Dem  eigentlichsten  Wesen  des  Staatsgutes  entsprechend  haben  die 
deutschen  Verfassungsgesetze  im  Prinzipe  die  Ausgaben  ^  welche  aus  dem 
Staatsschatze  zu  bestreiten  sind;  generell  bestimmt  und  damit  diesen  Be- 
stimmungen auch  formell  ein  staatsrechtliches  Sigel  aufgedrückt  Das 
innere  Prinzip  dieser  Veirfassüngsbestimmungen  ist,  die  bestimmte  poli- 
tische Verwendung  der  Staatsmittel  zu  sichern  und  damit  dem  Staats- 
haushalte eine  feste  Grundlage  zu  geben.  Die  Ausgaben  oder  Verpflich- 
tungen der  Staatskasse  im  Einzelnen  zu  bestimmen,  kann  freilich  nicht  die 
Aufgabe  des  Verfassnngsgesetzes  sein,  da  die  Bedürfnisse  des  StaatslebcDS 
nicht  so  stetig  und  regelmässig  sich  wiederholende  sind,  wie  es  der  Cha- 
rakter des  Verfassungsgesetzes  als  einer  festen  und  relativ  unwandelbaren 
Norm  es  fordern  würde.  Dem  Verfassungsgesetze  genügt  es,  nur  das 
Prinzip  auszusprechen ;  dass  die  Erträgnisse  des  Staatsgutes  nur  zur  Er- 
füllung der  Staatszwecke  verwandt  werden  dürfen,  und  dann  dafbr  zu 
sorgen,  dass  die  Verwaltung  desselben  an  Grundsätze  und  Formen  geknüpft 
wird,  welche  die  ausnahmslose  Durchführung  jenes  Prinzipes  flir  alle  Fälle 
sichern. ')    Nehmen  Verfassungsgesetze  auf  bestimmte  Ausgaben  der  Staats- 


Mittel  sorgen  inass.    Welche  Mittel  aber  „erforderlich"  und  welche  Bedürfioiiwe  ,iioth- 
wendig*",  bleibt  auch  nach  jenem  Art.  58  der  Wiener  Schlussacte  eine  gffene  Frage. 

*)  Baiersches  yerfaRsungs-Verständniss  über  das  Steuer bewilligongsTecht  der  Stände 
von  1843  §.  2,  III:  „In  Absicht  auf  das  Verfügungsrecht  der  Regirung  (folgt  aus  den 
Verfassungsbestimmungen  im  Tit.  VII  der  Verfessungsurkunde) ,  dass  diese  A)  aus  den 
Staatseinnahmen  nur  Staatsbedürfhisse  und  zwar  nur  solche  bestreiten  darf,  welche  ent- 
weder a)  als  ordentliche  bestandige,  zur  Zeit  der  Willigung  bestimmt  rorhanuseben, 
a  Conto  des  laufenden  Dienstes  oder  als  ausserordentliche,  aber  zur  Zeit  der  WilligiiDg 
bestimmt  Torherzusehende  a  Conto  des  Reichs reservefonds  in  das  Budget  eingestellt 
und  mittelst  dieses  Budgets  „ständischerPrüfung**  unterstellt  wurden,  oder  b)  ausser- 
ordentlicher und  unvorhersehbarer  Weise  im  Laufe  der  Finanzperiode  sich  ergeben,  und 
dass  B)  Ausgaben,  welche  nicht  den  Charakter  des  Staatsbedürfnisses  an  sich  tragen, 
d.  h.  Ausgaben,  welche  die  Erreichung  des  Staatszweckes  nicht  gebietet,  resp.  welche  das 
wahre  Landeswohl  nicht  fordert,  dann  Staatsbedürfhisse,  welche  weder  vermöge  ihrer  Natur 
als  bestimmt  vorherzusehende  in  das  Budget  eingestellt  wurden,  noch  im  Laufe  der 
Finanzperiode  ausserordentlicher  und  un vorhersehbarer  Weise  eingetreten  sind,  nur  kraft 
einer  Vereinbarung  zwischen  Regirung  und  Ständen  Platz  greifen  können";  Sächsische« 
Verfassungsgesetz  §.  17 :  „Das  Staatsgut  wird  durch  eine,  den  Grundsätzen  der  Verfassung 
gemäss  constituirte,  Finanzbehörde  verwaltet  und  lediglich  zu  Zwecken  des  Staats  benutzt 
Sein  Ertrag  bleibt  den  Staatskassen  überlassen";  Meiningensches  Grandgesetz  §.  47: 
.Die  Einkünfte  des  Staatsvermögens  bilden  die  Landeskasse,  aus  welcher  aller  eigent- 
liche Staatsaufwand  bestritten  wird";  Braunschweigsche  Nene  Landschaltsardnung 
§.161:  „ —  das  gesammte  zur  Bestreitung  der  Staatshanshaltsbedürfhisse  bestimmte  Ein- 
kommen", vergl.  auch  §.  172:  „Die  Ueberschüsse  aus  der  Eammerverwaltnng wer- 
den nebst  den  zur  Deckung  des  Bedarfs  bewilligten,  bei  derselben  Kasse  za  vereinnahmes- 
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kasse  Bttcksieht,  so  gesehieht  dieses  nur  aas  Gründen^  welche  in  der  0e- 
Bchichte  der  Finanzverfassung  dieses  Staates  beruhen,  und  zwar  in  der 
Regel  nur,  wenn  yerschiedene  Kassen  existiren  oder  existirten  und  es  dar- 
auf ankam  9  jeden  Zweifel  ttber  die  Verpflichtung  der  einen  oder  der  an- 
deren zur  Bestreitung  einer  bestimmten  Ausgabe  zu  beseitigen,  oder  aber 
durch  Fixirung  der  Ausgabeposition  eine  planmässige  Ordnung  der  Finanz- 
verwaltung  zu  ermöglichen. 

G.    Arten. 

a.    OrdenÜiche  und  ausserordentliche. 

§.  240. 

Die  Ausgaben  des  Staates  releviren  aus  den  materiellen  BedUrAiissen 

desselben   und   sind   deshalb  —  abstract   gedacht  —   stets   nothwendige, 

wenigstens  vom  Staat  für  nothwendig  erachtete  Ausgaben.')    Der  Grund 

and  die  Veranlassung  der  Ausgabe  kann  aber  ein  zwiefacher  sein,  nämlich 

entweder  das  aus  dem   regelmässigen  Staatszustande  hervorgehende  Be- 

dtirfiiiss  oder  auch  ein   aus   ausserordentlichen  Verhältnissen  des  Staates 

herrOhrendes«    Man  unterscheidet  danach  auch  die  Ausgaben  des  Staates 

seihet  als  regelmässige  oder  ordentliche*)  und  als  ausserordentliche:') 


den  Stcnern  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  des  Landes  verwendet";  Olden- 
buTgsches  Bevidirtss  Staatsgnmdgesetz  Art.  183:  „Die  AnfkUnfte  des  Staatsgutes  fliessen 
in  die  Staatskasse  und  werden  lediglich  zu  Staatsausgaben  verwendet **;  Schwarzburg- 
Sondershausensches  Landesverfassungsgesetz  §.  49;   Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  für 

das  Fürstenthum  Beuss  j.  L.  §.  55:    «Die  Volksvertretung  hat  die  Pflicht, dahin 

mitzuwirken,  dass die  gesammten  Staatseinkünfte  mit  Genauigkeit  und  Gewissen- 
haftigkeit ihrer  Bestimmung  gemäss  verwendet  werden."  Besonders  bestimmt  sichert  die 
verfassungsmässige  Verwendung  der  Staatseinnahmen,  besonders  mit  Mcksicht  auf  die 
Special-Etats  der  Staatskasse  das  Weimarsche  Bevidirte  Grundgesetz  §.  36:  „Auf  die 
bei  dem  Landtage  festgesetzten  und  von  dem  Landesfürsten  anerkannten  Kassen-Etats  ist 
während  der^Bechnungsjahre  auf  das  Strengste  tmd  Unverbrüchlichste  zu  halten,  wie  denn 
der  Landesfürst  selbst  sich  keine  Einweisung  in  eine  der  Staatskassen,  welche  jenem  Etat 
in  irgend  einem  Punkte  entgegenläuft,  erlauben  wird." 

')  VergL  Schwär zburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  28  Abs.  3:  „Für  die 
Aufstellung  und  Feststellung  dieses  Etats  sind  die  Grundsätze  massgebend,  dass  das 
Fürstenthum  jeder  Zeit  im  Stande  sein  muss,  bundes-  und  vertragsmässigen  Verpflichtun- 
gen za  genügen,  und  dass  die  gesammte  Staatsverwaltung  eine  solche  Einrichtung  erhalte, 
welche  den  wahren  Bedürfnissen  des  Landes,  sowie  den  Sitten,  Gebräuchen  und  Her- 
kommen in  anderen,  wohlgeordneten  monarchischen  deutschen  Staaten  von  ungefähr 
gleichem  umfange  entspricht." 

*)  Diese  können  auch  unständige  sein.  Vergl.  Bau  a.  a.  0.  §.41  und  auch  §.  40; 
(Kurhessisches  Verfassungsgesetz  von  183 1  §.  147 :  „Die  Auflagen  für  den  ordentlichen 
Staatsbedarf ,  insofern  sie  nicht  ausdrücklich  blos  für  einen  vorübergehenden  —  Zweck 
bestimmt  waren"). 

')  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.97:  „ordentlicher  und  ausserordentlicher  Staats- 
bedarf";  (Kurhessisches  von  1831  §.  143);   Grossherzoglich  Hessisches  §.  71; 
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ein,  Unterschied/  welcher  in  dem  positiven  deutschen  Staatsrechte  seine 
wichtige  Bedeutung  hat,  indem  die  Bethätigung  der  Staatsgewalt  rttcksieht- 
lich  der  zweiten  Art  der  Staatsausgaben  nicht  immer  die  Formen  ihrer 
sonstigen  Finanzentschliessung  zu  wahren  braucht.')  Die  ausserordent- 
lichen Staatsausgaben  lassen  sich  ihrer  Natur  nach  nicht  auf  bestimmte 
Rubriken  zurttckführen;  die  ordentlichen  verth^ilen  sich  aber  im  Allgemeinen 
auf  die  verschiedenen  Gompetenzgegenstände  der  Staatsgewalt  und  die  zu 
diesem  Zwecke  vorhandenen  Institutionen. 

b.    Unmittelbare  und  mittelbare. 

§.  241. 
Die  Bedürfnisse  des  Staates  sind  ferner  verschieden,  je  nachdem  sie 
unmittelbar  oder  nur  mittelbar  aus  den  Rechten  und  Pflichten  des 
Staates  und  aus  der  organischen  Gestaltung  desselben  releviren.  Das 
Leben  des  Staates  zieht  eben  enge  und  weite  Kreise,  und  manche  Inslitn- 
tionen  im  Staate  sind  für  diesen  zwar  nicht  unwesentlich,  weil  sie  immer- 
hin einem  politischen  Interesse  dienen,  indess  doch  nicht  die  unersetzlichen 
Voraussetzungen  oder  die  nothwendigen  Folgen  des  realen  Wesens  des 
Staates.  So  giebt  es  auch  mancherlei  materielle  Bedürfnisse,  welche  nur 
mittelbar  oder  bedingt  als  die  des  staatlichen  Lebens  erscheinen,  gleichwohl 
einen  politischen  Grund  haben  und  auch  um  des  Staates  willen  ihre  Be- 
friedigung erwarten.  Die  Grenze  zwischen  beiden  aus  einem  allgemein 
gültigen  Prinzipe  zu  ziehen  vermag  die  Theorie  nicht.  Denn  es  hängt  von 
der  concreten  Gestaltung  des  Staates  und  von  mancherlei  äusseren  Ver- 
hältnissen, unter  denen  er  sein  Leben  bethätigen  muss,  ab,  welche  ma- 
teriellen Ausgaben  und  Aufwendungen  der  Staat  zu  bestreiten  findet,  am 
sein  eigentlichstes  Wesen  in  der  ganzen  Fülle  seiner  Macht  und  Ehre  dar- 
zustellen und  zu  erhalten.  Vor  allen  Dingen  gilt  dieses  auch  von  dem 
Masse  der  Bedürfnisse,  indem  es  sehr  wohl  der  Fall  sein  kann,  dass  eine 
Ausgabe  an  sich  absolut  noth wendig,  ihre  Grösse  aber  dieses  nur  relativ 
ist.  Indess  ist  das  concrete  Mass  der  Staatsbedttrfnisse  zu  bestimmen  Dicht 
die  Sache  des  Rechtes,  sondern  der  Politik  und  etwa  auch  der  Moral  de« 
Staates. 


Weimarsches  Bevidirtes  Grundgesetz  §.43:  „solche  ansserordentliche ,  nicht  voiher  zu 
sehen  gewesene  Ereignisse,  welche  aus  der  Staatskasse  eine  beträchtliche  Zahlung ,  vd 
die  in  dem  Etat  nicht  gerechnet  worden,  unabwendbar  erfordern";  BraunHchweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  190;  Oldenburgs ch es  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  193 
§.  1;  Anhalt-Bernburgsches  Landesrerfassungsgesetz  §.  75  und  78;  Seh  warzburg- 
SondershausenschesLandesverfassungsgesetz  §.  46;  WaldeckscheVerfassungsurkunde 
§,  89;  Liechtensteinsche  §.  31. 

')  S.  unten  die  Darstellung  des  Verfassungsrechtes,  bezw.  der  Finanzgesetigebung. 
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c.    Staatsrechtliche  und  privatrechtliche. 

§.  242. 
Zwischen  den  Verpflichtungen,  deren  Erflilhing  die  Pflicht  des  Staates 
ist,  zieht  das  unterscheidende  Prinzip  des  Staats-  und  des  Privatrechts  eine 
anveränderliche  Scheidungslinie.  Alle  privatrechtlichen  Verpflichtungen  des 
Staates  können  nur  einen  privatrechtlichen  Ursprung  haben  und  nach  Grund, 
Inhalt,  Umfang  und  Dauer  sich  nur  nach  den  Regeln  des  Privatrechts  be- 
stimmen. Dieses  ist  es,  das  entscheidet,  ob  und  wie  der  Staat  als  Fiscus 
verpflichtet  ist,  und  macht  es  dabei  gar  keinen  Unterschied,  ob  die  privat- 
rechtliche Verpflichtung  des  Staates  ein  staatsrechtliches  Interesse  hat  oder 
durch  die  Uebung  der  Staatsgewalt  allererst  veranlasst  worden  ist.  Das 
Staatsrecht  hat  an  der  rechtlichen  Beurtheilung  dieser  Verpflichtungen  des 
Staates  keinerlei  Antheil,  wie  demselben  auch  kein  Grund  fUr  oder  wider 
das  Dasein  einer  solchen  Verpflichtung  entnommen  werden  könnte,  da  das 
öfl'entliche  Recht  tlberhaupt  keine  Art  der  ;, Obligationen",  weder  ex  con- 
tractu, noch  ex  delicto  kennt,  also  auch  nicht  die  rechtliche  Grundlage 
derselben  enthalten  kann.  So  steht  auch  die  Frage,  ob  der  Staat  aus 
rechtswidrigen  Handlungen  oder  Unterlassungen  seiner  Beamten  zum 
„Schadensersatze"  verpflichtet  werde,  ausserhalb  des  Bereiches  des  Staats- 
rechts und  ist  ihre  concreto  Entscheidung  lediglich  der  gerichtlichen  Ent- 
scheidung, welche  die  Begrüudetheit  eines  derartigen  Anspruches  nach  den 
Regeln  des  Civilrechts  zu  prüfen  hat,  vorbehalten.^) 

d.    Staatsausgaben  im  Norddeutschen  Bunde. 

§.  243. 
Durch  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  sind  den  in  diesem 
Bunde  vereinigten  Staaten  finanzielle  Verpflichtungen  erwachsen,  welche 
in  Folge  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Bundes  dem  einzelnen  Bundes- 
staat gegenüber  als  absolut  noth wendige,  von  seiner  EntSchliessung  un- 
abhängig eintretende  erscheinen.  Zur  Bestreitung  der  Bundesausgaben 
dienen  zwar  zunächst  die  Einnahmen,  welche  dem  Bunde  selbst  und  direct 
aas  den  Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern  und  aus  dem 
Post-  und  Telegraphenverkehre  zufliessen ;  insoweit  indess  diese  Einnahmen 
jene  nicht  decken,  haben  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer 
Bevölkerung  zu  jenen  Ausgaben  beizusteuern.*)  Auch  können  in  Fällen 
eines  ausserordentlichen  Bedttrfiiisses  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  die 
Aufnahme  einer  Anleihe  sowie  die  Uebemahme  einer  Garantie  zu  Lasten 
des  Bundes    erfolgen.^)     Durch  die  Selbständigkeit   und  Superiorität   der 

*)  YergL  tmtcn  die  Darstellung  des  Rechtes  des  Staatsdienstes. 
')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  70. 
^)  Ebenda  Art  73. 

Orotefena,  Staatsrecht.  15 


Qesetzgebung  des  Norddeutschen  Bandes  ist  also  die  selbständige  Ein- 
wirkung des  einzelnen  Staates  auf  die  Entstehung  dieser  ihn  treffenden 
Verpflichtung  ausgeschlossen  und  eine  indirecte  nur  insofern  möglich,  als 
die  Antheilnahme  an  der  Errichtung  der  Bnndesgesetze  sie  gestattet.  So 
unterscheiden  sich  flir  diese  Staaten  deren  bundes-  und  deren  staats- 
gesetzlichen Verpflichtungen.') 

2.    StaatsvermSgen. 

A.    Begriff. 

§.  244. 
Alle  Mittel,  welche  zur  Befriedigung  seiner  materiellen  Bedürfuisse 
vom  Staate  rechtlich  verwandt  werden  dürfen  oder  müssen,  bilden  das 
active  Vermögen  des  Staates.  Aus  dem  Zwecke  der  Sachwerthe  und  dem 
Rechte,  darüber  zu  verfügen,  bestimmt  sich  also  der  S^riff  des  Staats- 
vermögens*)   Wie  sich  nun  aber  die  Verwirklichung  der  Staatsidee  wieder 

')  Man  unterschied  in  gleicher  Weise  auch  wahrend  der  Herrschaft  des  deutschten 
Bundes  von  1815  Da  indess  dieser  Bund  gesetzgebende  Gewalt  nicht  hatte,  sondern 
seine  Mitglieder  sich  nur  im  Wege  des  völkerrechtlichen  Vertrages  einigten,  so  war  eine 
jede  auf  einem  Bundesbcschlusse  beruhende  Verpflichtung  der  Bundesfürsten  aus  dem 
sou verainen  Willen  dieser  selbst  hervorgegangen.  Wenn  dann  Rechtens  war,  dass  die 
Landstände  der  Bundesstaaten  über  bundesmässige  Verpflichtungen  nicht  zu  beschliessen 
haben,  so  hatte  dieses  nur  eine  constitutionelle ,  nicht  aber  jene  im  Text  erwälmte  Be- 
deutung. 

')  Meiningensches  Grundgesetz  vom  23.  August  1829  §.37:  »Das  Staatsvennö^on 
begreift  die  Gesammtheit  derjenigen  Mittel  unter  sich,  aus  welchen  die  allgemeinen  Lan- 
des- und  Staatsbedürfhisse  bestritten  werden,  so  wie  alles  dasjenige,  was  dem  allgemeinen 
Nutzen  und  Gebrauche  bleibend  gewidmet  ist."  In  den  älteren  deutschen  Verfassun^s^- 
gesetzen  ist  der  Begriff  des  Staatsvermogens  oder  des  „Staatsguts"  noch  höchst  unklar, 
weil  auch  zu  patrimonial  und  privatrechtlich  erfasst.  Als  Beispiel  diene  die  noch  immer 
praktisch  gültige  Bestimmung  des  Baierschen  Verfassungsgesetzes  (von  1818J  Tit  III 
§.  1:  „Der  ganze  Umfang  des  Königreichs  Baiern  bildet  eine  einzige  untheilbare  unvt^r- 
äusserliche  Gesammtmasse  aus  sämmtlichen  Bestandtheilen  an  Landen,  Leuten,  Herrschaf- 
ten, Gütern,  Regalien  und  Beuten  mit  allem  Zubehör."  Muss  hierin  die  Zuaammenstelhn«; 
der  ünterthanen  mit  dem  Staatsgebiete  und  den  Regalien  als  Bestandtheile  des  Staats- 
gutes höchst  auffallig  erscheinen,  so  wird  der  §.  3  daselbst  nicht  minder  befremden, 
welcher  das  Verbot  der  Veräusserung  irgend  eines  Bestandtheiles  des  Staatsgutes  mit 
dem  Satze  schliesst:  „Vorzüglich  sollen,  ohne  Ausnahme,  alle  Rechte  der  Souverainetät 
bei  der  Primogenitur  ungetheilt  und  unveräussert  erhalten  werden."  Wie  confus  aber 
noch  unlängst  auch  die  wissenschaftliche  Auffassung  des  Begriffes  und  der  Bestandtheile 
des  Staatsvermogens  war,  beweist  am  Besten  Kl  über,  Oeffentliches  Recht,  wo  im  §.328 
als  Gegenstände  des  Staatseigenthumsrechts  „nicht  nur  1)  das  Vermögen  der  staatsbürger- 
lichen Gesammtheit,  das  Staatsvermögen  oder  das  Staatsgut  in  dem  eigentlichen  Sinne, 
sondern  auch  2)  das  Vermögen  der  Privatpersonen  als  solcher,  das  Privatver- 
mögen, —  —  und  selbst  3)  die  innerhalb  des  Staatsgebietes  befindlichen  herrenlosen 
oder  freistehenden  Sachen"  genannt  worden,  und  wo  im  §.  479  als  mögliche  Bestand- 
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maonich&ch  gliedert ,  indem  die  Staatsgewalt  verschiedeDartiger  Organe 
and  Mittel  bedarf,  um  ihre  ethisch-physische  Bestimmung  in  Wahrheit  gel- 
tend machen  zu  kOnnen,  ebenso  haben  anch  die  einzelnen  Bestandtbeile 
des  StaatsvermQgens  eine  verschiedene  Beziehung  zu  dem  allgemeinen 
Zwecke  ihrer  Verwerthang,  bald  eine  nähere,  bald  eine  fernere.  So  lange 
indess  die  Verwendung  eines  Sachwerthes  seitens  der  Staatsgewalt  der 
Verwirklichung  der  Staatsidee,  der  Verkörperung  ihres  geistigen  Inhalts 
diensam  ist,  so  lange  ist  derselbe  auch  in  dem  Gesammtbegriffe  des  Staats- 
Tenn()gens  enthalten  und  ist  fllr  diesen  Begriff  eine  relevirende  Unter- 
scheidung nicht  zu  machen.  Immer  aber  ist  das  Recht  der  Staatsgewalt, 
die  Vermögensobjecte  flir  die  Erfalluug  ihrer  Bestimmung  verwenden  zu 
dUrfeo,  die  wesentliche  Voraussetzung  der  Zugehörigkeit  derselben  zum 
Staatsvermögen,  so  gut  wie  das  widerrechtlich  besessene  Gut  nicht  dem 
rechtlichen  Vermögen  eines  Individuum  zugehören  kann.  Die  einheitliche 
Natur  des  Staatszweckes  concentrirt  dann  auch  alle  Gegenstände  des 
»Staatsvermögens  zu  einem  begrifflich  einheitlichen  Ganzen,  so  dass  Air 
diesen  Gesammtbegriff  die  sonst  nicht  geringen  sachlichen  und  rechtlichen 
YerBchiedenheiten  in  den  Bestandtheilcn  des  Staatsvermögens  noch  nicht 
in  Betracht  kommen/)  Im  Interesse  der  selbständigen  und  freien  Ent- 
wicklung des  Staatslcbens  haben  die  deutschen  Verfassnngsgesetze  mit 
besonderer  Bestimmtheit  die  Substanz  des  Staatsvermögens,  wie  die  Ver- 
waltunl;  und  Verwendung  desselben  generell  festgestellt.') 

B.    Politische  Bestimmung, 

§.  245. 
Die  politische  Bestimmung  der  Staatseinnahmen  kann  eine  verschiedene 
8eiD,  je  nachdem  dieselben  einem  allgemeinen,  den  Staat  als  Ganzes  an- 
gehenden Zwecke  dienen  sollen  oder  nur  spezielle  Ausgaben  und  Kosten 
einzelner  Institutionen  im  Staate  zu  decken  haben.')    Diese  Unterscheidung 

theile  der  Domainen  so  ziemlich  AUes,  was  in  einem  Staate  ezistiren  kann,  erwähnt 
wird.  —  Von  solchen. Irrthümem  hat  indesa  die  spätere  Theorie  und  Praxis  sich  gründ- 
lich gereinigt. 

')  Vergl.  CL  A.  Sächsische  Verfassungsurkunde  §.  16:  „Db^  Staatsgut  besteht,  als 
eine  einzige  nntheilbare  Gesamrotmasse,  aus  dem"  etc. 

^  Der  Begriff  „Staatsvermögen"  ist  von  dem  des  .Staatsgutes"  zu  unterscheiden. 
•Teiles  umfasst  alle  „Einnahmen"  des  Staates  ohne  'Bücksicht  auf  die  QueUe  derselben  zu 
nehmen,  während  das  Staatsgut  nur  den  privativen  Eigenthumsbesitz  des  Staates  be- 
z<fichnei  Die  Thatsache,  dass  in  den  Verfassungsgesetzen  auf  diesen  Unterschied  der 
Bezeichnungen  nicht  immer  sorgfältig  Bücksicht  genommen  worden,  hat  nicht  wenig  zu 
der  Verwirrung  in  der  Theorie  über  das  Bechtsverhältniss  an  dem  s.  g.  fürstlichen 
Kammergut  (s.  unten  §.  347  ff.  und  §.  353  ff.)  beigetragen. 

^  So  z.  B.  Chausseegelder,  Fortosätze,  Gebühren,  welche  in  eine  bestimmte  Kasse 
flieasen  und  von  dieser  verrechnet  werden. 

15* 
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der  bona  communia  von  den  bona  partieularia  hat  insofern  aucb  eine  staats- 
rechtliche Bedeutung,  als  die  Verwaltung  des  Staatshaushalts  die  besonderen 
Bestimmungen  der  Bestand theile  des  Staatsvermögens  zu  respectiren  bat 
und  eine  Verwendung  derselben  über  die  Grenzen  dieser  Bestimmung  hin- 
aus als  ein  politisches  Unrecht  erscheint.  Auch  ist  jener  Unterschied  ^n 
besonderem  Gewicht  bei  der  Bemessung  der  Verpflichtung  der  Unterthanen, 
zu  den  Lasten  der  Staatsverwaltung  durch  Steuern  beizutragen,  indem  der 
Eintritt  dieser  Verpflichtung  durch  die  Insufficienz  des  übrigen  regelmässigen 
Staatseinkommens  bedingt  ist,  diese  aber  nur  unter  Berücksichtigung  der 
etwa  besonderen  Bestimmungen  der  einzelnen  Bestandtheile  des  Staats- 
vermögens berechnet  werden  kann.  Aus  dem  Begriflf  des  allgemeinen 
Staatsvermögens  scheiden  indess  die  bona  pa,rticularia  imi  dieser  ihrer  recht- 
lichen Besonderheit  willen  nicht  aus,  da  auch  sie  wesentlichen  Zwecken  des 
Staatslebens  dienen  und  da  auch  durch  sie  die  nothwendige  wirthscbaftliehe 
Seite  desselben  ihre  Befriedigung  erhält. 

C.    Rechtlicher  Charakter. 

.  §.  246. 
Das  Vermögen  des  Staates  als  der  InbegriflF  der  zur  Befriedigung  seiner 
materiellen  Bedürfnisse  verwendbaren  Mittel  ist  in  den  deutschen  Staaten 
ein  bestimmter  Rcchtsbegrifl^,  indem  nicht  nur  die  Quellen,  aus  welchen 
diese  ihre  Einnahmen  schöpfen  dürfen,  sondern  auch  die  Mittel  und  We^c, 
zu  denselben  zu  gelangen,  rechtlich  bestimmt  und  vorgezeichnet  sind.  Ist 
bei  den  Ausgaben  des  Staates  das  BedUrfniss  der  Massstab  der  Zuständig- 
keit der  öffentlichen  Gewalt,  so  hat  das  Recht  nach  Möglichkeit  und  Billig- 
keit die  Gegenstände,  welche  der  Verfügung  der  Staatsgewalt  unterthan 
sein  sollen,  und  die  Art  und  Weise,  wie  diese  sie  in  ihren  Besitz  ziehen 
darf,  zu  bestimmen.*)  Ein  aprioristisches  Recht  der  Staatsgewalt  an  den 
im  Staatsgebiete  befindlichen  Werthgegenständen  giebt  es  nicht;  nicht  ein- 
mal streitet  eine  Vermuthung  für  das  Eigenthums-  oder  Nutzungsrecht  des 
Staates.  Vielmehr  hat  auch  dieser  sein  jus  possidendi  bestrittenen  Falles 
zu  erweisen  und  steht,  absti-act  gedacht,  in  dieser  Hinsicht  nicht  berech- 
tigter da,  wie  das  ärmste  Individuum  im  Staate,  es  sei  denn,  dass  das 
positive  Recht  den  Staat  durch  solche  Vorrechte  begünstigen  wollte.*) 
Deutlich  beweist  dieses  die  privatrechtliche  Regel  des  römischen  Rechtes, 
dass  herrenlose  Sachen  durch  Occupation  Eigenthum  des  Occupanten  wer- 
den.    Denn  damit  ist  nicht  nur  anerkannt,  dass  es  in  dem  Staate  berreu- 

*)  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  397;  ausdrücklich  anerkannt  in  dem  Hessen- 
Darmstädtschen  Verfassungsgesetz  §.8:  „Bei  künftigen  Erwerbungen  wird  nach  dem 
Reclitstitel  des  Erwerbes  festgesetzt  werden,  ob  sie  zu  dem  Staats-  oder  Familien- 
Vermögen  gehören." 

-)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11.  §.  205,  I. 
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lose  Sachen  geben  kanO;  sondern  auch  dass  der  Erwerb  derselben  nicht 
ohne  Weiteres  dem  Staate  anfällt,  dass  vielmehr  der  Staat  wie  ein  jeder 
Andere  erst  durch  eine  —  für  Alle  gleichartige  —  rechtliche  Handlang 
jene  Sachen  in  das  Bereich  der  privatrechtlichen  Zuständigkeit  hineinzu- 
ziehen vermöchte. ')  Eben  darum  ist  es  auch  eine  prinzipielle  Nothwendig- 
keit  und  Consequenz,  dass.  derelinquirte  d.  h^  aus  dem  privatrechtlichen 
Nexos  ohne  Knttpfung  eines  anderen  rechtlichen  Bandes  absichtlich  frei- 
gegebenen Sachen  als  herrenlose  betrachtet  und  dem  Schicksale  dieser 
unterworfen  sind.  Der  Staat  mag  auch  diese  Sachen  occnpiren  und  da- 
durch dieselben  seinem  Vermögen  einverleiben,  an  sich  steht  er  indess  in 
gar  keiner  rechtlichen  Beziehung  zu  denselben  und  lebt  nicht  etwa  irgend 
ein  während  des  fremden  Besitzes  schlafendes  Recht  des  Fiscus  daran  auf. 
Vielmehr  steht  dem  Staate  selbst  die  Dereliction  seiner  Vermögenssachen 
an  sich  nicht  minder,  wie  jedem  Eigenthttmer  im  Staate  zu,  wenngleich 
fär  den  Staat  die  Ausübung  dieses  Rechtes  durch  andere,  opferwilligere 
Rücksichtnahmen  bedingter  sein  wird  uiid  muss.') 

D.    Quellen  der  Staatseinnahmen. 

a.    Im  Allgemeinen. 

§.  247. 
Die  Quellen,  aus  •welchen  der  Staat  seine  Einnahmen  schöpft,  kann 
Dor  das  Recht  nachweisen.  Aber  es  ist  theils  das  Privatrecht,  welches 
dem  Staate  als  juristischer  Person  bestimmte  und  concrete  Vermögensrechte 
zuweist,  theils  ist  es  das  öffentliche  Reicht,  welches  die  Gründe,  aus 
denen,  und  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  dem  Staate  als  dem  sou- 
verainen  Wesen  das  Recht  zu  materiellen  Erwerbungen  zusteht,   bestimmt. 


^)  Bekanntlich  verpflichtet  das  römische  Recht  den  Schatzfinder  unter  Umstanden  an 
ien  Fiscns  die  Hälft«  des  Gefundenen  ahzugeben.  Das  Prinzip  enthält  §.  39  J.  de  rerum 
diyisione  (11,  1):  „Thesaurus,  quos  (luis  in  loco  suo  invenerit,  divus  Hadrianns,  naturalem 
atvjaitatem  secutus,  ei  concessit,  qui  nnvcnerit :  idemque  statuit,  si  quis  in  sacro  aut  reli- 
gio8o  loco  fortuito  casu  invenerit.  At  si  quis  in  alieno  loco,  non  data  ad  hoc  Opera,  sed 
fortuito  invenerit,  diraidium  inventori,  dimidium  domino  soli  concessit:  et  convenienter  si 
'{uis  in  Caesaris  loco  invenerit,  diraidium  inventoris,  dimidium  Caesaris  esse  statuit:  cui 
conTeniens  est,  si  quis  in  publice  loco  vel  fiscali  invenerit,  dimidium  ipsius  esse,  dimidium 
tipci  vel  civitatis.'  Verpfl.  auch  1.  3  §.  10.  11  P.  de  jure  fisci  (49,  14)  und  1.  un.  C.  de 
thesauris  (10,  15).  Ehen  diese  Rechtsregel  beweist,  dass  auch  das  römische  Recht  dem 
Staate  oder  dem  Fiscus  keinerlei  Vorrecht  an  herrenlosen  Sachen  oder  überhaupt  im 
Egenthumserwerbe  einräumt,  und  auch  jene  Abgabepflicht  lediglich  als  eine  Consequenz 
(convenienter,  cui  conveniens  est)  des  allgemeinen  Prinzips,  dass  der  fortuitu  gefundene 
Sf'hatx  zur  Hälfte  dem  Finder,  zur  Hälfte  dem  Eigenthümer  des  Grund  und  Bodens,  darin 
derselbe  gefunden,  gehören  solle. 

*}  VergL  die  Lehrbücher  des  Civilrechts. 
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Auf  dem  privatrechtlichen  Gebiete  hat  der  Staat  uachzuvveiBen ,  dass  und 
welches  Vermögensrecht  ihm  aus  einem  von  dem  Privatrechte  anerkannten 
allgemeinen  oder  besonderen  Rechtsgrundsatze  (Kauf,  Tausch,  Servitut, 
Miethe)  eigne,  während  die  staatsrechtlichen  Einnahmen  des  Staates  nur 
aus  Gründen  und  Voraussetzungen,  welche  das  Staatsrecht  anerkennt,  rele- 
viren  können.  Im  AUgemÄnen  reduciren  sich  diese  Gründe  auf  die  Form 
des  Gesetzes  und"  können  die  Finanzgesetze  den  Rechtsregeln  des 
Privat  recht  es  als  die  andere  rechtliche  Quelle  der  Staatseinnahmen  ent- 
gegengestellt werden.  Diejenigen  vermögensrechtlichen  Vortheile  abei-, 
welche  der  Staat  aus  geschichtlichen  Ereignissen  gewinnt  (Kriegs- 
beute, Eroberung,  Säcularisationen  geistlicher  Güter),  können  den  Charakter 
staatsrechtlicher  Einnahmen  nur  durch  das  Hinzutreten  eines  staatsrecht- 
lichen Actes,  nur  durch  die  Form  eines  Finanzgesetzes  erhalten;  an  sich 
gehören  die  rechtlichen  Beziehungen  eines  solchen  Vermögenstheiles  dem 
Völkerrechte  an.*) 

b.    Das  Expropriationsrecht.') 

§.  248. 
Ein  besonderer  Fall  der  Verwerthung  des  Staatsvermögens  tritt  ein, 
wenn  die  Staatsgewalt  behufs  der  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
für  das  öffentliche  Wohl  und  die  allgemeine  Sicherheit  wie  iUr  das  Rechts- 
leben, beziehungsweise  zur  Errichtung  der  dafür  erforderlichen  Anstalten 
eines  im  Eigenthum  einer  Privatperson  d.  h.  irgend  eines  einzelnen  Staats- 
angehörigen oder  einer  im  Staate  existirenden  juristische  Person  befind- 
lichen Werthobjectes,  mag  es  ein  sachlicher  Gegenstand  oder  eine  Berech- 
tigung (Gerechtsame)  sein,  bedarf.  Dem  Bedürfniss  des  Staates  steht 
das  wohlerworbene  Recht  der  Privatpersonen  gegenüber,  und  wie  jenes 
befriedigt  werden  muss,  so  darf  dieses  um  der  Gerechtigkeit  willen  nicht 
verletzt  werden.  Die  Staatsgewalt  darf  auch  hier  niemals  um  des  öffent- 
lichen Nutzens  und  nicht  einmal  um  der  dringendsten  Noth  des  Staates 
willen  das  wohlerworbene  Recht  des  Eigenthümers  ignoriren,  aber  wohl 
kann  der  Staat  um  seiner  höheren  weil  allgemeineren  Zwecke  willen  die 
Abtretung  solcher  Verraögenswerthe  gegen  völligen  Ersatz  verlangen  und 
nöthigenfalls  erzwingen  (das  s.  g.  Expropriations recht  des  Staatei^^. 
Voraussetzung  ist  aber,  dass  eine  concrete  politische  Noth  wendigkeit  der 
Erwerbung  dieses  bestimmten  Vermögensgegenstandes  vorliegt  und  dass  der 


')  So  waren  z.  B.  die  Säcularisationen  der  geistlichen  Güter  im  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts nicht  staatsrechtliche  Vermögenserwerbungen  der  weltlichen  Staaten;  wenn  da- 
gegen ein  Gesetz  die  Umwandlung  des  geistlichen  Guts  in  Staatsgut  Verfügt,  so  ist  dieser 
Erfolg  ein  staatsrechtlicher  Act. 

'■*)  Georg  Meyer,  Das  Recht  der  Expropriation,  Leipzig  I86b. 
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Staat  deu  Werth  de«Belbeii  völlig  ersetzt.')  Das  Expropriationsrecht  der 
Staatsgewalt  vermittelt  das  politische  Bedürfniss  des  Staates  mit  dem 
Privatrecbte  des  Einzelnen  und  ist  ein  allgemein  anerkanntes  Institut  des 
öffentlichen  und  des  Privatrechts.*)  Die  Frage,  ob  der  staatsseitige  Erwerb 
eines  in  fremdem  Eigenthum  befindlichen  Vermögensgegenstandes  nothwen- 
dig  sei;  ist  lediglich  von  dem  Organe  der  Staatsgewalt  selbst  zu  entschei- 
den ;^)  aber  die  Abtretung  desselben  vom  Staate  kann  nur  dann  verlangt 
werden,  wenn  der  bisherige  Besitzer  vollständig  entschädigt  wird  und  zwar 
gleich  bei  der  Abtretung  seines  Eigenthums,  und  diese  Seite  der  Angelegen- 
heit isf  durchaus  civiler  Natur.  So  ist  auch  in  den  Expropriationsgesetzen 
und  zum  Theil  auch  schon  in  den  Verfassungsgesetzen  selbt  besonders 
darauf  Bedacht  genommen,  dass  solche  Enteignungen  nur  zu  öffentlichen 
(Staats-  oder  Gemeinde-)  Zwecken  und  nur  in  den  gesetzlich  gestatteten 
oder,  wenigstens  nur  in  solchen  Fällen,  wo  die  Nothwendigkeit  zuverlässig 
ermittelt  worden,  geschehen  können,  und  dass  die  vom  Staate  zu  gebende 
Entschädigung  eventuell  nach  den  Grundsätzen  des  Givilrechts  so  ermittelt 
werde,  dass  sie  als  eine  Ausgleichung  an  dem  Rechte  der  Privatpersonen 
zu  betrachten  ist/) 


')  Bluntschli,  Allgomeinos  Staatsrecht  Th.  I.  S.  497  ff. 

')  Das  ExproprJationsrecht  des  Staates  modificirt  aUerdings  die  privatrechtliche  Regel 
der  1.  11  D.  de  Beg.  Juris:  „Id  qaod  nostrum  est,  sine  facto  nostro  ad  aliam  transferri 
non  potest." 

')  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  54:  „Ueber  die  von  dem  Eigenthümer  in  Zweifel 
gezogene  Nothwendigkeit  einer  Abtretung  hat  die  Landesregirung  zu  entscheiden,  mit 
aUeinigem  Vorbehalte  der  Berufung  an  den  Landesherrn.'' 

*)  Yergl.  hinsichtlich  des  PreussiachenBechtes  v.  Könne,  Preussisches  Staatsrecht 
Bd.  II.  Abth.  2  §.  94.  —  Die  Grundprinzipien  des  Expropriationsrechtes  des  Staates  sind 
in  keinen  gesetzlichen  Bestimmungen  so  praecise  und  doch  umfassend  enthalten,  als  in 
dem  §.35  des  (Hannoverschen  Landesverfassungsgesetzes):  „Niemand  kann,  abgesehen 
von  privatrechtlichen  Verbindlichkeiten,  gezwungen  werden,  sein  Eigenthum  oder  andere 
Rechte  und  Gerechtigkeiten  zu  Staats-  oder  anderen  öffentlichen  Zwecken  abzutreten,  es 
sei  denn  gegen  vorKergehende  vollständige  Entschädigung  und  dass  ein  Gesetz 
die  Abtretung  vorschreibt,  oder  eine  dringende  Nothwendigkeit  dieselbe  gebietet.  I^t  die 
Abtretung  durch  ein  Gesetz  vorgeschrieben,  so  muss  nicht  nur  die  Frage,  ob  jene  Ab- 
tretung geschehen  soll,  sondern  auch  über  den  Betrag  der  Entschädigung  lediglich  nach 
Vorschrift  der  Gesetze,  und  zwar  von  den  nach  diesen  zuständigen  Behörden  entschieden 
werden.  Besteht  dagegen  über  die  Abtretung  kein  ausreichendes  Gesetz,  so  hat  die  obere 
Verwaltungsbehörde  sowohl  über  die  Frage  der  Abtretung,  als  über  die  Grösse  der  Ent- 
schädigung nach  vorgängiger  Vernehmung  der  Betheiligten  zu  entscheiden.  Gegen  diese 
Entscheidung  ist  den  Betheiligten  der  Recurs  an  das  Ministerium  des  Innern  und  gegen 
die  Entscheidung  des  Letzteren  eine  Beschwerde  an  den  König  gestattet,  welcher  darüber 

vor  Abgabe  Seiner  Verfügung  das  Gutachten  des  Staatsrathes  erfordern  wird. Be- 

zi«?ht  sich  jedoch  der  Widerspruch  des  Betheiligten  auf  die  Grösse  der  Entschädigung, 
und  will  er  sich  in  dieser  Hinsicht  bei  der  von  der  oberen  Verwaltungsbehörde  abge- 
gebenen Entscheidung  nicht  beruhigen,  so  steht  es  ihm  frei,  diese  Sache  im  ordent- 
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E.    Rechtliche  Feststellung  des  Staatsvermögens. 

§.  249. 
Das  Vermögen  des  Staates  sondert  sich  als  das  Object  des  Vermögens- 
rechtes dieses  besonderen  Subjectes  gegen  das  Vermögen  eines  jeden 
anderen  Subjectes  schon  begrifflich  ab.  Wie  es  Rechtens  ist,  dass  die 
Aufkünfte  aus  diesem  Vermögen  nur  zu  den  Zwecken  des  Staates  und  zur 
Befriedigung  seiner  Bedttrinisse  verwandt  werden,  so  ist  es  nicht  mmder 
Rechtens,  dass  der  Staat  das  Vermögen  anderer  Personen,  der  physischen 
wie  der  juristischen,  in  gleicher  Weise  zu  respectiren  und  von  dessen  Er- 
trägnissen Nichts  für  sich  zu  beanspruchen  hat,  falls  nicht  das  Recht  selbst 
ihm  auf  Grund  eines  besonderea  Titels  einen  Anspruch  darauf  gestattet 
Es  ist  dieses  eine  praktische  Consequenz  aus  dem  Prinzipe  der  Anerken- 
nung der  s.  g.  wohlerworbenen  Rechte ,  welches  Prinzip  wieder  nur  ^ine 
Folgerung  aus  der  Anerkennung  der  Selbständigkeit  der  Lebenssphären  wie 
des  Staates,  so  auch  der  Personen  des  Privatrechts  und  überhaupt  aller 
nicht  der  Staat  seienden  Wesen  ist.  Auf  diese  Selbständigkeit  und  Abge- 
schlossenheit des  Staatsvermögens  hinzuweisen,  hatten  die  deutsehen  Ver- 
fassungsgesetze im  Hinblick  auf  das  Vermögen  des  persönlichen  Souverains 
und  seines  fürstlichen  Hauses  besonderen  Anlass.') 

liehen  Rechtswege  zur  Erledigung  zu  bringen.  Die  Abtretung  selbst  darf  durch  den 
Rechtsstreit  über  die  Grösse  der  Entschädigung  nicht  verzögert  werden;  es  kann  aber 
der  zur  Entschädigung  Berechtigte  auch  in  diesem  Falle  vor  der  Abtretung  die  Ans- 
bezahlung  der  von  der  Verwaltungsbehörde  ausgeraittelten  Entschädigung  verlangen.  Ist 
unwiderbringlicher  Nachtheil  mit  dem  Verzuge  verbunden,  so  entscheidet  die  höchste  zur 
Stelle  befindliche  Vei-waltungsbehörde  über  die  Abtretung.  In  diesem  Falle  hält 
der  Recurs  das  Verfahren  nicht  auf  und  folgt  die  Entschädigung  —  rücksichtlich  deren 
übrigens  die  obigen  Grundsätze  gelten  —  in  möglichst  kurzer  Frist  nach."  —  Vergl. 
Baierache  Verfassungsurkunde  Tit.  FV.  §.  8  und  das  besondere  Gesetz  über  die  Zwangs- 
abtretung von  Grundeigenthum  für  öffentliche  Zwecke  vom  17.  November  1837;  Säch- 
sisches Verfassungsgesetz  §.  31;  Würtembergsches  §.  30;  Badensches  §.  14; 
(Kurhessisches  von  1831  §.  32);  Grossherzoglich  Hessisches  §.  27  nebst  dem 
Expropriationsgesetze  vom  27.  Mai  1821;  Luiemburgsches  Art.  16;  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  16  und  17;  Altenburg8ches§.  54  („Für  Staats-  oder  Communalzweckc 
kann  Privateigenthum  nur  dann  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  diese  Zwecke 
wesentlich  sind");  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  49;  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.33;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  öO 
§.  1;  Anhalt-Bernbui'gsches  Verfassungsgesetz  §.  41;  Waldecksches  §.34;  Gesetz 
für  das  Fürsten tlmm  Reuss  j.  L.  vom  15.  Juni  1856  §.21;  Bremensches  Vetfassun^- 
gesetz  §.  19  Abs.  2.  Das  allgemeine  Prinzip  enthielt  auch  der  Art  IX  der  Grund- 
rechte: „Eine  Enteignung  kann  nur  aus  Rücksichten  des  gemeinen  Besten,  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes,  und  gegen  gerechte  Entschädigung  vorgenommen  werden." 

^)  Vergl.  z.  B.  Baicrsches  Gesetz  vom  9.  März  1828,  das  Staatsgut  betreffend; 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  16;  Meiningensches  Gesetz  v.  3.  Juni  1854  Art  U; 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  20  ff.    S.  auch  unten  §.  344  ff. 
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§.  250. 
Die  rechtliche  Bestimmtheit  und  Geschlossenheit  des  Staatsvermögens  *) 
ftlhrt  zü  der  Consequenz,  dass  anch  einzelne  Bestandtheile  dieses  Ver- 
mögens dem  Staate  bestritten  werden  können,  sei  es  dass  der  Staat  unter 
Widerspruch  einer  anderen  Person  ein  Vermögensobject  als  sein  Eigen- 
tham  oder  als  seiner  Nutzung  unterworfen  behauptet,  sei  es  dass  ein 
Anderer  an  das  Vermögen  des  Staates  bestrittene  Ansprüche  erhebt.  Solche 
Vermögensstreitigkeiten  können  völkerrechtlicher,  staatsrechtlicher  und  privat- 
rechtlicher Art  sein,  je  nachdem  sie  den  einen  oder  anderen  Besitz  des 
Staates  betreffen.  Die  völkerrechtlichen  Vermögensstreitigkeiten  beseitigt 
das  Völkerrecht,  d.  h.  der  völkerrechtliche  Vertrag  der  streitenden  Staaten 
oder  etwa  auch  die  Uebermacht  des  Schwertes-,  die  staatsrechtlichen  Diffe- 
renzen, welche  nur.  zwischen  dem  Staate  und  einzelnen  Unterthanen  denk- 
bar sind,  entscheidet  die  souveraine  Gewalt  des  Staates  selbst  und  allein; 
die  privatrechtlichen  Klagsachen  endlich,  in  welchen  der  Staat  als  juristische 
Person  anderen  vom  Privatrechte  anerkannten  Personen  gegenübersteht, 
gehören  vor  das  Forum  der  Gerichte.  Die  deutschen  Staaten  erkennen 
diesen  letzteren  Grundsatz  ausdrücklich  an,  indem  sie  erklären,  Jedem,  der 
sich  an  seinem  Rechte  durch  Handlungen  des  Staates  verletzt  glaubt,  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  zu  Recht  stehen  zu  wollen.*)  Jene  staatsrecht- 
lichen Vennögensdifferenzen  sind  aber  durch  die  speziellen  Verwaltungs- 
gesetze, namentlich  die  Steuergesetze,  unter  Ausschluss  des  gerichtlichen 
Verfahrens  der  administrativen  Entscheidung  zugewiesen. 

F.   Arten, 
a.    Ordentliche  und  ausserordentliche  Staatseinnahmen. 

§.  251. 
Die  Finanzwirthschaft  des  Staates  ist  durch  die  Sicherheit  der  Staats- 
einnahmen bedingt.     Die  Regelmässigkeit    der  Staatsbedttrfnisse   und   die 
bestimmte  Ordnung,  in  welcher  sie  und  die  Nothwcndigkeit  ihrer  Befrie- 


l  ')  Es  Tersteht  sich  von  selbst,  dass  ein  Verfassungsgesetz  nicht  das  Prinzip,  dass  der 

:  Staat  nicht  ungerechtes  Gut  an  sich  ziehen  will,  enthalte.  Dagegen  liegt  ein  Anerkennt- 
[  Disg  des  rechtlichen  Charakters  des  Staatsvennogens  darin,  wenn  das  Privatrecht  der 
anderen  Bechtssubjecte  (Sicherheit  des  Eigenthums  und  aller  rechtlichen  Forderungen) 
ausdrücklich  gesetzlich  garantirt  wird.  Vergl.  z.  B.  Sächsisches  Gesetz,  die  Aufliebong 
d'T  zur  Publikation  der  deutschen  Grundrechte  ergangenen  Verordnung  vom  2.  März  1849 
betreffend,  vom  12.  Mai  1851  §.2;  Badens ch es  Verfassungsgesetz  §.22;  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  6.  —  S.  auch  ohen  §.  55  ff.  üher  die  staats- 
rechtliche Bedeutung  der  wohlerworbenen  Rechte. 

*)  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  49;(Hannoversches  Landesverf assungs- 
?e8etz§.40);  Würte^ergsches  §.  95;  Oldenhurgsches  Revidirtes  Staafesgrundgesetz 
Alt  48. 
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diguug  wiederkehren,  erfordern  auch  Regelmässigkeit  and  Ordnung  in  dem 
Bezage  der  Deckungsmittel.  Diejenigen  Staatseinnahmen,  auf  welche  ans 
feststehendem  Kechtsgrande  regelmässig  gerechnet  werden  kann  and  welche 
die  Grundlage  der  Finanzverwaltuug  des  Staates  bilden,  unterscheiden  sich 
als  die  ordentlichen  Staatseinnahmen  von  den  ausserordent- 
lichen, als  welche  die  wir  aus  vorübergehenden,  der  Ruhe  und  der 
rechtlichen  Ordnung  des  Staatslebens  gegenüber  nur  zuftUlig  erscheinenden 
Ursachen  erwachsenden  Einnahmen  oder  Vermögenserwerbungen  zu  be- 
zeichnen sind.  Diese  Ursachen  lassen  sich  nicht  rechtlich  fixiren,  sondern 
erscheinen  dem  Rechte  gegenüber  als  zufällige,  wie  z.  B.  das  Kriegsgltick. 

b.  Mittelbares  und  unmittelbares  Staatsvermögen. 

§.  252. 
Die  Mittel,  welche  zur  Befriedigung  der  materiellen  Anforderungen 
des  Staatslebens  verwandt  werden  und  rechtlich  verwandt  werden  dürfen, 
releviren  entweder  aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Staates,  oder  auch  aas 
Einnahmequellen,  welche  im  Eigenthum  anderer  Subjecte  sich  befinden 
und  nur  kraft  eines  servitutischen  oder  auch  nur  obligatorischen  Nexus  dem 
Ansprüche  des  Staates  auf  eine  gewisse  Mitnutzung  unterworfen  sind.  Ob 
dieses  Letztere  der  Fall  und  in  welchem  Verhältniss,  entscheidet  nicht  ein 
allgemeines  rechtliches  Prinzip,  sondern  je  das  positive  Recht  des  Staates 
und  zwar  dasjenige  Recht,  welches  über  das  Vermögensrecht  überhaupt 
entscheidet,  nämlich  das  Privatrecht. ')  Entsteht  ein  Streit  darüber,  ob  ein 
politischen  Zwecken  dienendes  Vermögen  dem  Staate  oder  sonst  irgend 
einem  Subjecte  gehört,  oder  ob  die  Erträgnisse  des  Vermögens  eines 
Dritten  in  irgend  einer  Weise  von  dem  Staate  zur  Befriedigung  seiner 
materiellen  Bedürfnisse  beansprucht  werden  können,  so  ist  es  die  Sache 
der  Gerichte,  nach  den  Regeln  des  Pnvatrechts  darüber  zu  entscheiden  and 
zu  sagen,  was  Rechtens  ist.^)    Wenn  dem  Staate  das  Recht,  die  Aufkfinfte 


*)  Vcrgl.  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnmig  §.  181:  „Ebenso  wenig  be- 
darf es  der  standischen  Bewilligung  und  Zustimmung  in  Hinsicht  der  Auibringong  und 
Repartition  der  ihrer  Natur  und  Beschaffenheit  nach  einzelnen  Gemeinden,  Städten,  Ort- 
schaften und  Bezirken  obliegenden  Lasten,  Ausgaben  und  Kosten,  welche  nach  den  Be- 
stimmungen der  Gesetze  und  des  Herkommens  und  in  Ermangelung  derselben  von 
der  Regirung  durch  die  betreffenden  Behörden  zu  reguliren  sind." 

')  Auch  darauf  bezieht  sich  die  Bedeutung  des  allgemeinen  Anerkenntnisses  in  den 
dcutsclien  Verfassungsgesetzen,  dass  der  Piscus  Recht  nehme  und  gebe  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten.  In  einem  deutschen  Staate  ist  für  den  Fall,  wenn  es  sich  danmi  han- 
deln sollte,  ob  ein  Vermögensgegenstand  zu  dem  Fürstlichen  Kammergut  (s.  unten  §.  35lM 
oder  zu  dem  crgentlichen  Staatsgut  gehöre,  eine  besondere  compromissarischc  Instanz  jje- 
schaffen.  Vergl.  das  Meiningensche  Gesetz  über  das  Domainen- Vermögen  etc.  vom 
3.  Juni  1854  Art.  1  Abs.  5:  „Entstehen  hierüber  Zweifel  und  findetAer  einen  desfalisigen 
Anspruch  des  Landes  eine  Einigung  nicht  Statt,  so  schlägt  der  Herzog  drei  oberste  Oe- 
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eines  solchen  iremden  Gutes  zu  nutzen,  zusteht,  so  tritt  er  mit  seinen  eigenen 
Mitteln  erst  dann  und  nur  so  weit  ein,  als  jene  Einnahmen  nicht  aus- 
reichen, und  ist  also  insofern  jener  Unterschied  der  Mittel,  welche  dem 
Staate  fllr  seinen  Haushalt  zu  Gebote  stehen,  von  der  grössten  Bedeutung 
in  der  Finanzwirthschaft  des  Staates.  Dazu  kommt  dann  noch,  dass  das 
Recht  der  Staatsgewalt  an  beiden  Vermögensmassen  ein  verschiedenes  ist, 
indem  das  Recht  der  Verwaltung  des  eigenen  Vermögens  und  der  Ver- 
fügung über  seine  Aufkaufte  ein  ungleich  intensiveres  und  inhaltreicheres 
ist,  als  das  an  dem  Vermögen  eines  anderen  Subjectes,  dessen  Dispositions- 
recht zwar  durch  die  politische  Verpflichtung  beschränkt,  im  Uebrigen  aber 
selbständig  und  nur  einer  gewissen  Gontrole  der  Staatsgewalt  unterworfen 
zu  sein  pflegt. 

§.  253. 
Das  Vermögen,  welches  nicht  das  Eigenthum  des  Staates  ist,  aber 
dennoch  politischen  Zwecken  dient,  kann  in  den  deutschen  Staaten  der 
Gegenwart  einzelnen  politischen  Personen,  in  den  Monarchien  namentlich 
dem  Souverain  als  solchen,  oder  den  politischen  Korporationen  im  Staate, 
wie  namentlich  den  Gemeinden  gehören.')  Die  politischen  Beziehungen 
solcher  Vermögensbestände  sind  insofern  im  Prinzipe  dieselben,  als  die  Ver- 
wendung dieser  Güter  zu  Gunsten  der  bestimmten  politischen  Zwecke  ge- 
sichert ist  und  als  der  Staat  mit  seinen  eigensten  Mitteln  nicht  eher  zur 
Erreichung  dieser  Zwecke  einzutreten  verpflichtet  ist,  als  wenn  auch  nach 
der  ordnungsmässigen  Verwendung  der  Aufkünfte  aus  jenen  Vermögens- 
theilen  Solches  nothwendig  ist.  Die  Erträge  pflegen  den  politischen  Be- 
dürfnissen der  Eigenthümer  zu  dienen  und  stellt  sich  so  die  organische 
Gliederung  des  Staates  gewissermassen  auch  in  den  Finanzen  des  Staates 
dar.  Wie  der  staatliche  Organismus  aus  mancherlei  Gliedern  sich  bildet 
und  das  Leben  des  Staates  in  engeren  und   weiteren  Kreisen   sich    ver- 


richtshöfe  deutscher  Staaten  vor,  aus  welchen  der  Landtag  einen  wählt,  der  dann  schieds- 
richterlich entscheidet.  Zur  Anrufung  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  wird  eine 
aosscMiessende  Frist  von  sechs  Jahren,  vom  Tage  der  Mittheilung  der  Verzeichnisse  (der 
BestandtheUe  des  Herzoglichen  Kammerguts,  die  alle  halhe  Jahre  den  Ständen  mitzutheilen 
sind)  an  die  Stände  an  gerechnet,  festgesetzt.  Das  Schiedsgericht  ist  bezüglich  des  an- 
zuwendenden Verfahrens  an  die  Bestimmungen  der  Processgesetzgebungen  nicht  gebunden, 
es  läset  yielmehr  durch  Denkschriften  oder  auf  andere  ihm  geeignet  erscheinende  Weise 
die  Streitfrage  eröitern;  es  ordnet  von  Amtswegen  bezüglich  der  Ermittlung  und  Auf- 
klärang  von  Thatsachcn  das  Erforderliche  an  und  entscheidet  nach  freier,  ans  gewissen- 
hafter Prüfung  gewonneuer,  rechtlicher  Ueberzeugung." 

M  Von  diesem  dem  Staate  tributpflichtigen  Vermögen  dritter  Personen  wird  bei  Ge- 
l4*genheit  der  Darstellung  ihrer  staatsrechtlichen  Beziehungen  die  Rede  sein,  so  bezüglich 
des  Vermögens  des  fürstlichen  Hauses  bei  der  Darstellung  des  Rechtes  dos  Souverains, 
bezüg-lich  des  Vermögens  der  Gemeinden  bei  der  Darstellung  der  Verfassungsrechte  der- 
.s*;Ibei]  u.  s.  w. 
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wirklichty  ohne  des  einbeitlichen  Prinzipes  zu  entbehren,  so  erBchliesseD 
*  sich  auch  diese  Quellen  finanzieller  Einnahmen  nur  bestimmten  Gliedern 
des  StaateS;  stehen  aber  auch  so  in  einer  wesentlichen  Beziehung  zu  dem 
allgemeinen  Staatshaushalte  und  erscheinen  in  einem  gewissen  Sinne  als 
das  mittelbare  Vermögen  des  Staates.') 

G.    Die  Bestandtheile  des  Staatsvermögens. 

§.  254. 

Die  Bestandtheile  des  Staatsvermögens  können  an  sich  mannichfacber 
Art  sein.  Sitte,  Cultur,  natürliche  Verhältnisse  und  Zustände  im  Staate, 
die  wirthschaftlichen  und  politischen  Beziehungen  des  einen  Staates  zn 
anderen  und  noch  Anderes  bestimmen  die  Wahl  der  Mittel,  welche  und 
durch  welche  der  Staat  seine  materiellen  Bedürfnisse  befriedigen  kann. 
Vor  Allem  hat  das  Bedttrfniss  selbst  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  die 
rechtliche  Bestimmung  der  Arten  der  Staatseinnahmen,  da  nur  jenes  die 
Noth wendigkeit  dieser  rechtfertigen  kann.  Die  allgemeine  Stetigkeit  des 
Staatshaushaltes  hat  freilich  im  Allgemeinen  auch  die  Staatseinnahmen  und 
die  Quellen,  daraus  sie  zu  entnehmen,  festgestellt;  sobald  indess  das  Be- 
dUrfuiss  des  Staates  wächst,  sei  es  dass  dauernd  höhere  materielle  An- 
forderungen- an  den  Staat  gestellt  werden  oder  dass  nur  vorübergehend 
ausserordentliche  Ausgaben  zu  bestreiten  sind ,  so  ist  auch .  auf  die  Erwei- 
terung der  Staatseinnahmen  bis  zur  Grenze  des  grösseren  Bedürfoisses  Be- 
dacht zu  nehmen.  Es  ist  dann  Sache  der  Politik,  der  Gesetzgebung  die- 
jenigen Vermögensquellen  zu  bezeichnen,  welche  diese  dem  Staate  znr 
Benutzung  übei'weist. 

§.  255. 

Im  Allgemeinen  gruppiren  die  einzelnen  Bestandtheile  des  Staats- 
vermögens (Regalien  oder  nutzbare'  Hoheitsrechte)  sich  unter  folgende 
Kategorien:  1)  das  privatrechtliche  Vermögen  des  Staates  als  einer 
juristischen  Person,  und  2)  die  staatsrechtlichen  Einnahmen  des 
Staates  als  der  souverainen  Gewalt.  Jenes  privatrechtliche  Vermögen  ist 
theils  ein  thatsächlich  und  von  Rechtswegen  erworbenes,  theils  aber  auch 
nur  der  einen  Vermögenswerth  repräsentirende  Credit  des  Staates.  Die  staats- 
rechtlichen Einnahmen'  des  Staates  releviren  dagegen  aus  den  Steuern 
und  Zöllen,  aus  den  Gebühren  und  Gefällen,  und  aus  den  Geld- 
strafen, welche  der  Staat  entweder  zur  Sühnung  der  Verbrechen  und 
Vergehen  oder  auch  zur  Aufrechthaltung,  seiner  AutoritÄt  als  Ordnungs- 
strafen erkennt.  Diese  letztere  Art  der  Staatseinnahnjen ,  die  Geldstrafen, 
scheidet  aber  aus   dem  Begriflfe  des  Finanzrechtes  des  Staates  völlig  ans. 


*)  Dies  correspondirt  mit  der  Unterscheidung  der  anmittelbaren  mad  der  mittelbaren 
Bedürfnisse  de«  Staates.    S.  oben  §.  241. 
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da  gie  nicht  von  den  Grundsätzen  des  finanziellen  Lebens  des  Staates, 
sondern  lediglich  durch  die  Maxime  der  staatlichen  Gerechtigkeitspflege 
beherrscht  wird.  Den  wichtigsten  Thcil  der  Staatseinnahmen,  sowohl  was 
den  Ertrag  als  was  die  staatswirthschaftlichen  und  staatsrechtlichen  Grund- 
sätze der  Hebung  und  Verwaltung  betrifft,  bilden  die  Steuern  und  Zölle. 

a.    Das  privati'cchtliche  Vermögen. 

aa.    Das  Staatsgut. 
«.   Im  Allgememen. 

§.  256. 

Die  gesammten  dinglichen  Vermögensrechte  des  Staates*)  bilden  die 
Objccte  des  Staatsgutes  als  des  Inbegriffes  der  dinglichen  Vermögensrechte 
des  Staates.  Die  Gegenstände  können  sehr  verschieden  sein  und  in  der 
That  finden  sich  in  den  deutschen  Staaten  die  verschiedensten  Gegenstände 
des  vermögensrechtlichen  Besitzes  des  Staates.  Das  Privatrecht  hat  ehen 
zn  entscheiden,  an  welchen  Vermögensrechten  der  Staat  die  Rechte  des 
Eigenthümers,  Pfandbesitzers  oder  Nutzniessers  besitzt,  und  ist  prinzipiell 
kein  Vermögensgegenstand  von  der  Möglichkeit  in  dem  Besitze  des  Staates 
zu  stehen  ausgeschlossen.  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  nennen  zum 
Theil  die  einzelnen  Bestandtheile  dieses  vermögensrechtlichen  Besitzes  des 
Staates  oder  des  Staatsgutes,'^)  jedoch  ist  ein  Wechsel  in  denselben  nicht 
ausgeschlossen,^)  sondern  nur  aus  staatsrechtlichen  und  finanzpolitischen 
Gründen  an  gewisse  Bedingungen  geknlipft,  welche  in  dem  staatsrecht- 
lichen Prinzipe  der  s.  g.  Unveräusserlichkeit  des  Staatsgutes  sich  con- 
centriren.  *) 

^ß.  Staatslehen. "") 
§.  257. 

Zn  diesem  dinglichen  Vermögen  des  Staates  gehören  auch  die  aus  dem 
feudalen    Mittelalter   reservirten    Staatslehen.      Mit   der    Auflösung    des 


')  Der  Begriff  dieser  Berechtigungen  des  Staates  ist  lediglich  ein  privatrechtlicher; 
es  sind  eben  die  privatrechtlichen  dinglichen  Vermögensrechte  des  Staates  als  dieser 
juristischen  Person.  Nur  die  staatsrechtlichen  Beziehungen  an  diesem  liegen  ausser- 
halb des  Gebietes  des  Privatrechts. 

*)  Man  vergl.  beispielsweise  das  Gothasche  Gesetz  vom  1.  März  1855  §.  3  und  die 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  172. 

*)  Darum  nannte  die  Doctrin  diese  „Hoheitsrechte"  zufällige  und  nicht  wesent- 
liche. Vergl.  oben  S.  67  Note  1.  Das  „Privatrecht*  des  Staates  ist  aber  gar  nicht^in 
„Hoheitsrecht"  zu  nennen.  Die  — '  auch  nur  in  gewisser  Hinsicht  anzunehmende  —  Iden- 
tität des  Subjectes  begründet  nicht  einen  gemeinsamen  Begriff  der  staatsrechtlichen  Ge- 
walt des  Staates  und  der  privatrechlichen  Vermögensverhältniese  derselben. 

*)  Vergl.  unten  §.  260  ff. 

*)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  §.  214. 
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deutschen  Reiches  und  der  Souverainisirung  der  von  demselben  umschlosse- 
nen Staaten 0  musste  allerdings  alles  Lehnrecht,,  sofern  dasselbe  sich  auf 
das  „Reich"  bezog,  erlöschen  und  konnten  auch  lehnrechtliche  Beziehangeo 
zwischen  den  einzelnen  souverainen  und  gegeneinander  selbständig  gewor- 
denen deutschen  Staaten  nicht  fortbestehen.  Nur  innerhalb  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  blieben  lehnrechtliche  Verhältnisse  bestehen  und  bildeten 
diese,  durchaus  privatrechtlicher  Natur,  einen  Theil  des  privatrechtlichen 
Staatsvermögens.*)  Die  Unmöglichkeit  des  Fortbestehens  der  persönlichen 
Beziehungen  zwischen  dem  Lehnsherrn  und  Vasallen,  dessen  Dienste  und 
Treue  Jener  nicht  mehr  kraft  des  feudalen  Nexus  sondern  lediglich  als 
die  souveraine  Gewalt  zu  fordern  berechtigt  war,  ofifenbarte  noch  deutlicher 
den  vermögensrechtlichen  Charakter  der  Staatslehen.  Die  Umwandlung 
derselben  in  Allodialgut  der  Vasallen  gegen  Entschädigung  der  lehosherr- 
lichen  Berechtigungen  ist  das  sich  selbst  rechtfertigende  Streben  der  neueren 
Gesetzgabungen."*) 

y.   Domainen. 

§.  258. 
Theils  aus  geschichtlichen  theils  aus  staatsrechtlichen  und  fiuanzwirth- 
schaftlichen  Gründen  tritt  aus  dem  privatrechtlichen  Vermögen  des  Staates 
dasjenige  besonders  bemerkensvverth  hervor,  welches  unter  dem  Namen 
„fürstliches  Kammergut"  oder  „Domainen"  in  das  Eigenthum  des  Staates 
übergegangen.  Diese  privatrechtlichen  Vermögenscomplexe,  besonders  in 
mehr  oder  minder  erheblichen  Grundbesitzungen  und  auch  nutzbaren  Beal- 
und  servitutischen  Berechtigungen,  bestehend,  gehörten  nicht  ursprünglich 
dem  Staate,  sondern  dem  fürstlichen  Hause,  unter  welchem  sich  daa  ehe- 
malige Reichsterritorium  allmälig  in  den  Staat  verwandelte.  In  einigen 
Staaten  ist  dieses  Haus-  oder  Familiengut  aber  in  Staatsgut  verjvandelt 
und  kraft  des  Uebergewichtes  des  politischen  Interesses  am  fürstlichen 
Kammergute  der  Staat  an  die  Stelle  des  fürstlichen  Hauses  als  Eigentliümer 
eingetreten.*)  Indess  ist,  ob  dieses  der  Fall  gewesen  oder  ob  das  ur- 
sprüngliche Rechtsverhältniss  in  Kraft  geblieben,  aus  dem  Rechte  eines 
jeden  Staates  besonders  zu  entscheiden,  da  jene  Umwandlung  des  Kammer- 
gutes in  reines  Staatsgut  in  dem  Wege  der  Rechtsentstehung  sich  beson- 
ders vollziehen  musste,  um  eine  rechtliche  Thatsache  sein  zu  können  und 

')  Ausdrücklich  hatten  die  Rheinbundstaaten  in  dem  Art.  34  der  Rheinbund sacte 
auft  die  lehnsherr liehen  Rechte  gegen  einander  verzichtet.  Die  deutsche  Bundesyersanun- 
lung  erklärte  in  dem  Bundesbeschlusse  vom  20.  Januar  1848  das  Fortbestehen  solcher 
lehn»rechtlichen  Beziehungen  mit  dem  Souverainetatsprinzipe  des  Bundes  unvereinbar. 

')  Vergl.  Preussisches  Gesetz  vom  Ö.  Juni  1851. 

3)  Vergl.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.  103  ff.  (4.  Auflage). 

^)  Vergl.  die  folgende  Note  und  unten  §.  347  ff. 
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weder  die  Umbildung  der  Reichsterritorien  in  wirkliche  Staaten  eine  recht- 
liche Vermuthung  flir  dffe  Qualification  des  Kammergutes  als  Staatsgutes 
begründet  noch  auch  zu  leugnen  ist,  dass  seiner  Entstehung  nach  und  bis 
in  die  Zeit  der  politischen  Neugestaltung  Deutschlands  dieses  Gut  nur  als 
das  Eigenthum  des  fürstlichen  Hauses  angesehen  wurde  und  auch  nur  so 
betrachtet  werden  konnte,  da  ein  anderes  Subject,  der  „Staat",  noch  gar 
nicht  existirte.O    Eine  besondere  Frage  aber  ist,  ob  alle. Kammergüter  direct 

•)  In  Staatsgut  verwandelt  ist  das  Kammergut  1)  im  Königreich  Preussen,  wo 
bereits  der  grosse  Kurfürst  seiner  richtigeren  Auffassung  des  Staatsbegriffes  auch  durch 
die  Erklärung  des  Kammergutes  zu  Staatsgut  Ausdruck  gegeben  hatte,  vergl.  von  Rönne, 
Preussisches  Staatsrecht  Bd.  II.  §.470;  2)  im  Königreich  Baiern,  in  welchem  die  ehe- 
maligen fürstlichen  Cabinets-  und  Kammergüter  schon  von  dem  Kurfürsten  Max  Joseph 
(Verordnung  vom  18.  März  1799)  vereinigt  und  durch  die  (theilweise  in  die  Verfassungs« 
Urkunde  übergegangene)  Pragmatik  vom  20.  Oktober  1814  mit  dem  Staatsgute  rechtlich 
ogaUsirt  sind;  vergl.  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  III.  §.  2  und  das  Gesetz,  die 
Festsetzung  einer  j)ermanenten  Civilliste  betreffend,  vom  1.  Juli  1834,  welches  im  Art.  II. 
die  Königliche  Civilliste  auf  die  gesammten  „  Staatsdomain en"  radicirt  und  deren  Ent- 
richtung der  Central-Staatsjcasse  zuweist;  3)  im  Königreich  Sachsen,  vergl.  Sächsisches 
Verfassungsgesetz  §.  16:  „Das  Staatsgut  besteht  —  —  aus  dem,  was  die  Krone  an 
Territorien,  Aemtern  und  Kammergütern,  Doniainen,  den  dazu  gehörigen  Fluren,  Gebäu- 
den und  Inventarien,  Grundstücken,  Forsten  und  Mühlen,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Kuxen, 

Regalien,  Aratacapitalien  etc. besitzt  und  erwirbt."    Wenn  dagegen  der  §.  22  Abs.  2 

von  den  den  „Staatskassen  auf  die  jedesmalige  Dauer  der  Regirungszeit  des  Königs  über- 
wiesenen Nutzungen  des  königlichen  Domainengutes "  spricht,  so  ist  der  §.  IG  so  zu  ver- 
stehen, dass  mit  dem  Ausdruck  Staatsgut  nur  der  Inbegriff  der  Staatseinnahmen  hat  be- 
zeichnet werden  sollen.  Vergl.  oben  S.  227  Note  2.  4)  im  Königreich  Würtemberg,  vergl. 
Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  102:  „Sämmtliche  zu  dem  vormaligen  herzog- 
lich Würtembergschen  Familien-Fideicommisse  gehörigen,  sowie  die  von  dem  Könige  neu 
erworbenen  Grundstücke,  Gefälle^ und  nutzbaren  Rechte  bilden  mit  Ausschluss  des  s.  g. 
Hofdomainen-Kammergutes  (s.  darüber  unten  §.  350  ff.)  das  Königliche  Kammergut,"  und 
§.  103:  „Auf  demselben  haftet  die  Verbindlichkeit  —  auch  den  mit  der  Staatsverwaltung 
verbundenen  Aufwand  —  zu  bestreiten;  es  kommt  ilim  daher  die  Eigenschaft  eines  von 
dem  Königreiche  unzertrennlichen  Staatsgutes  zu."  5)  Das  Verfassungsgesetz  des  ehe- 
maligen Kurfürstenthums  Hessen  von  1831  rechnete  §.  139  zum  Staatsvermögen  „die 
bisher  bei  den  Finanz-  und  anderen  Staatsbehörden  verwalteten  oder  nach  erfolgter  Fest- 
stellung   dieses    Vermögens    zur    Staatsverwaltung    übergehenden    Gebäude,    Domanial- 

(Cammer*)  Güter  und  Gefalle  etc. und  sonstige  Werthgegenstände ,  welche  ihrer 

Natur  und  Bestimmung  nach  als  Staatsgut  zu  betrachten  sind."  6)  Im  Grossherzog- 
thum  He89en  war  ein  Drittheil  der  sämmtlichen  Domainen  an  den  Staat  abgegeben, 
um  mittelst  allmäligen  Verkaufs  zur  Schuldentilgung  verwandt  zu  werden;  vergl. 
Hessische  .Verfassungsurkunde  §.  6  (die  übagen  zwei  Drittheile  blieben  Familieneigen- 
thum  des  grossherzoglichen  Hauses).  7)  Im  Herzogthum  Gotha,  nicht  aber  im  Herzog- 
thum  Coburg  (vergl.  unten  §.  347  ff.)  hob  das  Gesetz  vom  1.  März  1855  Auflage  1.  §.  1 
die  im  Staatsgrundgesetz  von  1849  ausgesprochene  Umwandlung  des  Domainengutes  in 
Staatsgut  wieder  auf,  theilte  aber  von  diesem  Gute  einen  Theil  unter  der  Bezeichnung 
„Staatsgut"  dem  Herzogthum  Gotha  als  unwiderrufliches  Eigenthum  zu.  —  8)  Die  Do- 
mainen im  Grossherzogthum  Oldenburg  sind  auch  von  dem  revidirten  Staatsgrundgesetz 
Ton   1852  Beilage  L  §.  2  in  unzweideutiger  Weise   als  Staatsgut   anerkannt.     Aus  dem 
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in  Staatsgut  verwandelt  sind  oder  ob  nicht  etwa  ein  Theii  derselben  Pidei- 
eomniisFf^iit  des  fürstlichen  Hauses  geblieben.  *Da8  Fortbestehen  eines 
solelien  ist  durch  die  Zulegung  der  Kammergttter  zum  Staatsgute  nicht 
aiiH^cschlosscn/) 

(f.  Nutzangsrecht. 
§.  259. 
Al>gesehen  von  den  mancherlei,  rein  privatrechtlich  zu  behandelnden, 
Bcrviintitichen  Berechtigungen,  welche  mit  dem  Grundljesitze  des  Staates 
vrrljiuiden  sein  werden,  tritt  mit  besonderer  staatsrechtlicher  Bedeutung 
(lasjcTHI^c  Recht  hervor,  welches  der  Staat  an  der  Nutzung  (nicht  an 
ficni  Fä^enthum)  des  flirtlichen  Kammergutes  hat.  Ueberall  ist  dieses  Gut, 
wu  ürsi^cn  politische  Bedeutung  nicht  gar  dasselbe  in  das  Staatsgut  selbst 
liinciiiJL^czogen,  verpflichtet  auch  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  des  Staates 
zu  tlieucn.  In  manchen  Staaten  ist  aber  diese  Verpflichtung  so  gestaltet, 
das^s  iler  Staat  selbst  die  Verwaltung  des  fürstlichen  Kammergntes  und 
die  Nutzung  seiner  Erträgnisse  hat,  und  die  Ansprüche  des  Souverains 
daran  seinerseits  durch  Zahlung  einer  bestimmten  Sjumme  (Givilliste)  befrie- 
diget. Das  Eigenthum  an  diesem  Vermögen  ist  dem  Fürsten  und  seinem 
lla^isc  nach  wie  vor  geblieben  und  ist  nur  die  Verwaltung  und  Nutzung 
dL^sstlheii  gegen  eine  bestimmte  Entschädigung  des  EigenthUmers  dem 
Staate  llbertragen.  Dabei  ist  dann  zu  unterscheiden,  ob  diese  Ueberlassung 
dir  Nutzung  des  Kammerguts  dauernd  oder  nur  auf  bestimmte  Zeit,  wie 
iiaiiuiiflich  auf  die  jedesmalige  Dauer  der  Regirung  der  persönlichen 
SauviM'niue,  geschehen  ist.  Der  Vertrag  zwischen  dem  Vertreter  de* 
fUi-flllit^licn  Kammergutes  und  dem  Statsfiscus  hat  darüber  zu  entscheiden.^) 

fiir  »Staats^t  erklärten  Domanialvermögen  ist  ein  „Krongut**  für  die  Sustentation  des 
tiroHsli-rsioofs  ausgeschieden,  jedocli  wahrt  auch  die  Substanz  dieses  den  Charakter  des 
StanU^nitL^s,  vcrgl.  unten  §.  362.  —  Das  Anhalt-Bernhurgsche  Landesverfassungs- 
g-i/f^ets^  g.  93  überwies  alle  Einkünfte  von  den  sämmtlichen  Domainen,  beziehentlich  Stamm- 
iiiul  Fiileiconnnissgütern  des  Herzogs ,  sowie  von  den  inländischen  Privatgütern  des  Her- 
'/M^^  —  —  überhaupt  alle  bisherigen  Kammereinkünfte  —  zur  Staatskasse,  ohne  indess 
rine  Ttii Wandlung  des  herzoglichen  Kammergutes  in  Staatsgut  auszusprechen.  —  Von  dem 
l^^xiiiininlvcrmogen  in  den  anderen  deutschen  Staaten  kann  die  Umwandlung  in* Staatsgut 
nlclJt  li(.ha.uptet  werden.  —  In  Folge  des  politischen  Unterganges  der  Staaten  Hannover, 
wn  ihm  Finanz^esetz  vom  24.  März  1857,  und  Nassau,  wo  das  Gesetz  vom  23.  Januar 
l^Hjl  den  langjährigen  Streit  über  das  Eigenthum  an  den  Domainen  durch  vermittelnde 
Tti -Stilen Längen  erledigt  hatte,  und  namentlich  in  Folge  der  staatsrechtlichea Abfindungen 
dir  eid thronten  Fürstenhäuser  ist  das  Domanialgut  in  diesen  Staaten  dem  Staatsgute  der 
PreuH^ischen  Monarchie  zugewachsen. 

')  (>b  und  in  welchem  Umfange,  beziehungsweise  unter  welchen  politischen  ßechts- 
Vi^rhültniBsen  ein  fürstliches  Fideicommiss^^ut  besteht,  hat  das  positive  Staats- oder  Privat- 
Fllr^ti^nvecht  eines  jeden  Staates  je  für  sich  zu  entscheiden.    Vergl.  unten  §.  364. 

^)  Die  Nachweisung  über  die  Gestaltung  dieser  Angelegenheit  in  den  deutschen  Staa- 
ten s.  iiDhm  §.  360  ff. 
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£.   Staatsrechtliche  Beziehungen  des  Staatsguts. 

§.  260. 
Die  politische  Bestimmung  des  privatrechtlichen  Staatsgutes  hat  in 
alleD  deatschen  Staaten  die  Conservirung  desselben  in  der  Substanz  und 
in  dem  Ertrage  als  das  Prinzip  seiner  Verwaltung  hingestellt.  ^)  Der  Sinn 
desselben  ist  eben  nur,  das  Vermögen,  welches  zur  Bestreitung  der  po- 
litischen Aasgaben  bestimmt  ist,  so  lange  diese  seine  Bestimmung  existirt,^) 
in  seinem  ganzen  Bestände  ftor  diesen  Zweck  zu  erhalten.  Die  Verfassungs- 
iresetze  pflegen  indess  dieses  positive  Prinzip  nur  in  seiner  negativen 
Fassung,  nämlich  als  das  Verbot  der  Veräusserung  des  Staatsgutes  zu 
sanctioniren.*)  Dieses  Veräusserungsverbot  begreift  dann  alle  Verfllgungen 
üi)cr  das  Staatsgut  und  seine  einzelnen  Bestandtheile,  welche  eine  totale 
der  partielle  Entwerthung  desselben  fttr  den  Staat  zur  Folge  haben  wur- 
den, and  ist  dabei  die  Form  des  Kechtsactes,  in  welchen  sich  die  Ver- 
äusserung kleiden  mochte,  indifierent.  Veräusserungen  durch  Kauf  sind 
nicht  minder  wie  solche  durch  Schenkungen  oder  Tausch  verboten,  ebenso 
aber  auch  Belastungen  des  Staatsgutes  durch  Pfand- .  oder  sonstige  servi- 
tutische Rechte. ')  Das  Prinzip  der  Conservation  des  Staatsvermögens  kann 
iudess  nicht  zu  einem  Prinzip  des  Unrechts  oder  der  Unvernunft  sich 
.steigern  und  sind  deshalb  selbstverständlich  alle  diejenigen  Veräusserungen 
von  dem  Vermögen  des  Staates  in  jenem  Prhizipe  nicht  begriflfen,   welche 


')  Baier Bches  Verfassungsgesetz  Tit.  III.  §.  3  ff ;  Sächsisches  §.  18;  Würtem- 
ber^sches  §.  107;  (Enrhessisches  §.  142);  Grossherzoglich  Hessisches  §.  10; 
iXagsanisches  Gesetz  Tom  23.  Janaar  1861  §.  1);  Oldenbnrgsches  Revidirtes  Staats- 
ffmndjsresetz  Art.  181;  Lübecksche  Verfassungsarknnde  §.  52  No.  2. 

*)  Selbstverständlich  hat  der  „Staat"  das  unbeschränkte  Recht,  über  sein  Eigenthum 
^A  selbständig  und  frei,  wie  jede  Privatperson  über  das  ihrige,  zu  verfügen. 

^)  Sehr  richtig  drücken  das  Prinzip  und  dessen  Consequenz  das  Würtembergsche 
Verfasstmgsgesetz   §.  107    und   das  (Eurhessische  §.  142)    so   aus:    „Das  Kammergut 

(Staatsgut)  ist  in  seinem   wesentlichen  Bestände   zu  erhalten  und  kann  daher 

weder  durch  Veräusserung  vermindert,  noch  etc.  (s.  folgende  Note). 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  UI.  §.4:  „Als  Veräusserung  des  Staatsguts 
ist  anzusehen,  nicht  nur  jeder,  wirkliche  Verkauf,  sondern  auch  eine  Schenkung  unter 
Lebenden,  oder  eine  Vergebung  durch  eine  letzte  Willensverordnung,  Verleihung  neuer 
Lehen,  oder  Beschwerung  mit  einer  ewigen  Last,  oder  Vei'pfändung  oder  Hingabe  durch 
Hnen  Vergleich  gegen  Annahme  einer  Summe  Geldes;**  Sächsisches  §.  18:  »Das  Staats- 
rat —  —  kann  —  weder  durch  Veräusserungen  vermindert,  noch  mit  Schulden  oder 
pjideren  Lasten  beschwert  werden;"  Würtembergsches  §.  107:  „Das  Kammergut 
'*f  Staatsgut)  —  —  kann  —  weder  durch  Veräusserung  vermindert  noch  mit  Schulden 
*leT  sonst  mit  einer  bleibenden  Last  beschwert  werden;"  ebenso  das  (Kurhessische 
5- 142).  Ueber  das  besondere  Recht  hinsichtlich  der  Veräusserung  der  Domainen  (reines 
Staatsgut)  im  Königreiche  Preussen  s.  von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  II. 
AUK  2  §.  472. 

^rotefend,  Staatsrecht.  16 
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aus  einem  rechtlichen  oder  politischen  Grunde  als  nothwendig  erseheineD. 
Die  Entscheidung  über  das  Vorhandensein  eines  solchen  Noihwendigkeits- 
grundes  hat  dann  von  dem  Organe,  welches  den  Staat  als  den  Eigen- 
thümer  und  Nutzniesser  dieses  Vermögenscomplexes  verfassungsmässig  re- 
präsentirt,  auszugehen.  *) 

§.  261. 
Das  stricte  und  allgemeine  Verbot  der  Veräusserung  des  Staatsgutes 
modificirt  sich  aber  eben  so  allgemein  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die 
nothwendige  Beweglichkeit,  deren  auch  der  vermögensrechtliche  Verkehr 
des  Staates  nicht  entbehren  kann.  Nicht  erscheinen  als  Ausnahmen  die- 
jenigen Dispositionen  über  das  Staatsgut,  welche  den  speziellen  Zweck 
so  wenig  als  die  Substanz  oder  das  Recht  des  Staates  an  demselben  ver- 
letzen, sondern  etwa  nur  einen  Wechsel  in  der  Person  des  Nutzniessers, 
welcher  vom  Staate  sein  Recht  ableitet,  enthalten,  und  die  verfassungs- 
gesetzliche  Gestattung  solcher  Dispositionen  modificirt  das  Prinzip  der  Unver 
äusserlichkeit  des  Staatsgutes*  noch  nicht.')  Dann  sind  aber  auch  wirk- 
liche Veräusserungen  der  Substanz  und  des  Rechts  am  Staatsgute  gestattet^ 
sobald  dieselben  nothwendig  erscheinen  und  sich  durch  die  Interessen  des 
Staates  selbst  rechtfertigen.^)     Indess  auch  in  diesen  Fällen  verfassuDgs- 


')  Welches  die  Organe  sind,  hat  das  Verfassungsrecht  darzustellen. 

^)  Baiersches  Verfassongsgesetz  Tit.  ni.  §.  5  schliesst  von  dem  allgemeinen  Y^t- 
äusserungsverbot  „die  bisher  zur  Belohnung  vorzüglicher  dem  Staate  geleisteter  Dienstr 
verliehenen  Lehen,  Staatsdomainen  und  Benten"  aus,  und  gestattet  auch,  heimfallende 
Lehen  jederzeit  wieder  zu  verleihen  und  auch  andere  Staatsdomainen  oder  Benten  zur 
Belohnung  grosser  und  bestimmter  dem  Staate  geleisteter  Dienste  in  der  Eigenschaft  al^: 
Mannlehen  der  Krone  zu  verleihen,  dieses  jedoch  nur  mit  Zustimmung  der  Stände.  Yergl. 
auch  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  107  Abs.  3 :  „ Auch  ist  unter  Veräusserong 
der  Fall  nicht  begriffen,  wenn  vom  Könige  ein  heimfallendes  Lehn  zur  Belohnung  aos- 
gezeichneter  Verdienste  um  den  Staat  wieder  verliehen  wird;"  (Kurhessisches  §.142 
a.  E.:  „Gleichwohl  bleibt  der  Begent  berechtigt,  die  während  der  Dauer  seiner  Beginmg 
hoimgefallenen  Lehen  an  Glieder  des  kurfürstlichen  Hauses  oder  der  hessischen  (ehemak 
reichsunmittelbaren,  althessischen  und  schaumburgschen)  Bitterschaft,  oder  zur  Belohnnng 
von  kundbar  ausgezeichneten  Verdiensten  um  den  Staat  wieder  zu  verleihen*);  Gross- 
herzoglich  Hessisches  §'.  111. 

^)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  III.  §.6:  „Unter  dem  Veräusserungsverbot 
sind  femer  nicht  begriffen:  1}  Alle  Staatshandlungen  des  Monarchen,  welche  innerhalb 
der  Grenzen  des  ihm  zustehenden  Begirungsrechts  nach  dem  Zwecke  und  zur  Wohlfahrt 
des  Staates  mit  Auswärtigen  oder  mit  Unterthanen  im  Lande  über  Stamm-  und  Staats- 
güter vorgenommen  werden ;  insbesondere  was  2)  an  einzelnen  Gutem  und  Gefällen  zar 
Beendigung  eines  anhängigen  Bechtsstreites  gegen  Erhaltung  und  Erlangung  anderer 
Güter,  Benten  oder  Bechte,  oder  zur  Grenzberichtigung  mit  benachbarten  Staaten,  gegen 
andern  angemessenen  Ersatz  abgetreten  wird.  8)  Was  gegen  andere  Bealitäten  nn<^ 
Bechte  von  gleichem  Werthe  vertauscht  wird.  4)  Alle  einzelnen  Veräusserungen  oder 
Verändemngen,  welche  bei  den  Staatsgütern  dem  Staatszwecke  gemäss,  und  in  Folge  der 
bereits  erlassenen  Vorschriften  nach  richtigen  Grundsätzen  der  fortschreitenden  Staats- 
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gesetzlich  gestatteter  Veräusserungen  gilt  das  Prinzip,  dass  der  Vermögens- 
wertk  des  Staatsguts  Dicht  durch  den  Wechsel  einzelner  Bestandtheile  ge- 
schmälert werden  darf,  sondern  für  das  Dahingegebene  ein  angemessenes 
und  sicheres  Aequivalent  dem  fitaatsvermögeu  zufallen  mussJ)    Noch  mehr 


wirthschaft,  zur  Beförderung  der  Landescultur  oder  sonst  zur  Wohlfahrt  des  Landes,  oder 
zum  Besten  des  Staats-Aerars ,  und  zur  Aufhebung  einer  nachhaltigen  Selbstverwaltung 
für  gut  gefunden  werden;**  Sächsisches  §.  18  Abs.  2:  „Unter  dem  Veräusserungsgebot 
sind  jedoch  diejenigen  Veränderungen  nicht  begriffen,  welche  bei  einzelnen  Parcellen  zur 
Beförderung  der  Landescultur,  oder  zur  Entfernung  wahrgenommener  Nachtheile,  durch 
Verkauf,  Austausch  oder  Ablösung,  sowie  in  Folge  eines  gerichtlichen  Urtheils,  oder  zu 
Berichtigung  zweifelhafter  Grenzen,  nöthig  oder  gut  befunden  werden  sollten;**  Würtem- 
bergsches  §,  107  Abs.  2:  „Als  eine  Verminderung  des  Kammergutes  ist  es  jedoch  nicht 
anzusehen,  wenn  zu  einer  entschieden  yortheilhaften  Erwerbung  ein  Gelddarlehn  aufge- 
nommen oder  zum  Vortheile  des  Ganzen  eine  Veräusserung  oder  Austauschung  einzelner 
minder  bedeutender  Bestandtheile  desselben  vorgenommen  wird;**  (Kurhessisches  §.  142: 
»Unter  dem  Veräusserungsverbote  aber  sind  diejenigen  Veränderungen  nicht  begriffen, 
welche  bei  einzelnen  Besitzungen  zur  Beförderung  der  Landescultur,  oder  sonst  zur  Wohl- 
fahrt des  Staates  und  Entfernung  wahrgenommener  Nachtheile,  durch  Verkauf,  Austausch, 
Vererbleihung ,  Ablösung  oder  Umwandlung  in  ständige  Renten,  oder  in  Folge  eines  ge- 
richtlichen Urtheils  nothwendig  oder  gut  befunden  werden  sollten.**);  Grossherzoglich 
Hessisches  §.  10  (s.  unten  §.  357—369);  (Nassauisches  Gesetz  vom  23.  Januar  1861 
§.  1  verbietet  die  Veräusserung,  Verpfändung  und  Schuldenbelastung  der  Domainen  ohne 
Zustimmung  der  Stände  und  Agnaten,  ausgenommen  jedoch  die  Abtheüung  von  Gemein- 
schaften, Ablösung  von  Grundabgaben  und  Diensten  und  die  im  Wege  der  Verwaltung 
nothwendige  oder  zweckmässige  Veräusserung  kleiner  Domanial-Grundstucke  und  die 
Niederlegung  oder  Veräusserung  überflüssiger  Gebäude);  Oldenburgsches  Revidirtes 
Staat^grundgesetz  Art.  181  §.  1 :  „Das  Staatsgut  ist  in  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen 
zu  erhalten  und  auf  eine  das  nachhaltige  Einkommen  sichernde  Weise  zu  benutzen. 
Abweichungen  von  diesem  Grundsatze,  Veräusserungen  oder  Beschwerungen  mit  Schulden 
oder  anderen  Lasten  sind  mit  Bewilligung  des  Landtagen  zulässig;**  §.  2:  „Dieser  Be- 
williguni^  bedarf  es  nicht  für  gesetzliche  Ablösungen,  für  gesetzliche  Ausweisungen,  sowie 
für  Veräusserung  einzelner  Landstücke  zur  Beförderung  der  Landescultur,  zum  Hausbau 
oder  zur  angemessenen  Beseitigung  etwaiger  Unzuträglichkeiten  oder  zur  Berichtigung 
zweifelhafter  Grenzen  im  Inlande;**  Vcrgl.  auch  Anlage  I.  des  Staatsgrundgesetzes  §.11: 
»Das  Grossherzogliche  Krongut  (Pertinenz  des  Staatsguts)  kann  nur  mit  ständischer  Zu- 
stimmung veräussert  oder  mit  Schulden  belastet  werden;**  Schwarzburg-Sonders- 
hausensches  Landesgrundgesetz  von  1857  §.53:  „Eine  Veräusserung  des  Staatsgutes 
kann  nur  mit  Zustimmung  des  Landtages  geschehen.  Ausnahmsweise  ist  diese  Zustim- 
mung nicht  erforderlich:  1)  bei  Veräusserungen,  die  als  nothwendige  Folge  gesetzlicher 
Bestimmungen  oder  rechtskräftiger  Entscheidungen  eintreten,  2)  bei  Veräusserung  von 
beweglichen  Sachen,  Activcapitalien  und  privatrechtlichen  Gerechtigkeiten,  3)  zu  dem 
Verkaufe  von  Grundstücken,  "Welche  nicht  über  1000  Thlr.  werth  sind,  oder  in  entbehr- 
lichen Gebäudeu  bestehen,  4)  bei  Vertauschungen,  5)  bei  Abtretungen  zum  Zwecke  der 
Berichtigung  streitiger  Grenzen.  ** 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  DI.  §.7:  ,In  allen  diesen  Fällen  (§.  6)  dürfen 
j«doch  die  Staatseinkünfte  nicht  geschmälert,  sondern  es  soll  als  Ersatz  entweder  eine 
Dominialrente  —  wo  möglich  in  Getreide,  dafür  bedungen,  oder  der  Kaufschilling  zu 
neuen   Erwerbungen   oder   zur   politischen  Aushülfe   des  Schuldentilgungsfonds,   oder  zu 

16- 
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erleichtert  ist  die  Disposition  tlber  die  Bestandtheile  des  beweglichen  Ver- 
mögens des  Staates.*) 

bb.  Der  Staatscredit. 

§.  262. 
Eine  privatrechtliche  Function  des  Staates  ist  auch  die  AusnutzuDg 
des  demselben  als  eines  vermögensrechtlichen  Subjectes  eignenden  Credits.') 
Die  Contrahirung  von  Anleihen  als  auf  dem  Staate  lastender  Schul- 
den^) ist  eine  eben  so  übliche  wie  an  sich  zulässige  Operation  der  Finanz- 
gewalt des  Staates.  Insofern  dabei  eine  Verpfändung  des  Staatsguts  zur 
Sicherstellung  der  Gläubiger  concurrirt,  treten  die  allgemeinen  Grundsätze 
über  die  Zulässigkeit  einer  solchen  Beschwerung  des  Staatsguts  in  Erail, 
während  sonst  nur  das  allgemeine  Prinzip,  dass  die  Einnahmen  des  Staates 
seinen  Bedürfnissen  zu  entsprechen  und  dass  beide  zu  correspondiren  habeO; 
sich  für  die  Frage  der  Zulässigkeit  einer  Schuldencontrahirung  Seitens  des 
Staates  geltend  macht;  d.  h.  eben  der  Grundsatz  gilt,  dass  der  Staat  nur 
zur  Deckung  einer  von  ihm  zu  leistenden  Ausgabe  und  in  Ermangelung 
eines  anderen  Deckungsmittels  seinen  Credit  durch  Aufsichuahme  einer 
Darlehnsschuld  verwcrthen  darf.*)  Die  hierbei  zu  nehmenden  staatswirth- 
schaftlichen  Rücksichten  und  die  zu  erfüllenden  Bedingungen  der  Finauz- 


andern  das  Wohl  des  Landes  bezielenden  Absichten  verwendet  werden;**  Sächsisches 
§.18  Abs.  3;  „—  —  Was  durch  eine  solche  Veräusserung  an  Grondcigcnthum ,  Rechten, 
Einkünften  oder  Kaufgeldern  erlangt  wird,  nimmt  die  Eigenschaft  des  veräusserten  Gegen- 
standes an  und  tritt  an  dessen  Stelle;"  Würtembergsches  §.107  Abs.  2  („Wieder- 
verwendung zum  Grundstock");  (Kurhessisches  §.  142);  Grossherzoglich  Hessi- 
sches §.  10;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  181  §.  3:  ,J)er  Er- 
lös aus  «Ablösung  und  Veräusserung  ist  vorläufig  zinsbar  zu  belegen.  Zu  einer  sonstigeD 
Verwendung  desselben  bedarf  es  der  Zustimmung  des  Landtags." 

•)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  m.  §.  7  Abs.  2:  „Mit  dem  unter  dem  Staate 
gut  begriffenen  beweglichen  Vermögen  kann  der  Monarch  nach  Zeit  und  Umständen 
zweckmässige  Veränderungen  und  Verbesserungen  vornehmen;"  Seh  war  zburg*  Son- 
ders hause  nsches  Landesgrundgesetz  von  1857  §53,  Ziffer  2;  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  119  Abs.  1. 

')  Die  Zulässigkeit  und  Möglichkeit  von  Staatsanleihen  wird  von  den  Verfassungs- 
gesetzen vorausgesetzt,  indem  sie  nur  über  die  rechtlichen  Voraussetzungen  üirer  Eflfec- 
tuirung  sich  auslassen  (s.  unten  die  Darstellung  des  Rechtes  der  Stände  an  der  Finanz- 
verwaltung). 

^)  Zum  Unterschiede  von  den  Kamm  er  schulden  und  den  Kabinets-  und  Chatull- 
schulden  der  Fürsten,  welche  nur  auf  den  fürstlichen  Besitz  fundirt  sind,  vergl.  Adolf 
Wagner  im  Brater-Bluntschlisohen  Staatswörterbuch  s.  v.  Staatsschulden.  S.  44. 

*)  Das  Prinzip  ist  ausgesprochen  in  der  Baierschen  Verfassungsurkunde  Tit.  VII- 
§.  12:  „Eine  solche  Vermehrung  der  Staatsschulden  hat  nur  für  jene  dringenden  und 
ausserordentlichen  Staatsbedürfnisse  Statt,  welche  weder  durch  die  ordentlichen  noch  durch 
ausserordentliche  Beiträge  der  Unterthanen,  ohne  deren  zu  grosse  Belastung  bestrito 
werden  können,  und  die  zum  wahren  Nutzen  des  Landes  gereichen." 
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])olitik  liegen  ausserhalb  des  Gebietes  des  Staatsrechts  und  hat  dieses  sich 
nur  auf  das  Anerkenntniss  zu  beschränken  ^  dass  der  Staat  als  juristische 
Person  das  eine  Snbject  aller  aus  diesem  Schuldennexus  entspringenden 
Verpflichtungen  und  Rechte  ist  und  dass  alle  Beziehungen  desselben  zu 
den  Gläubigern  und  dieser  zu  ihm  nur  nach  den  Grundsätzen  des  Privat- 
rechts sich  entscheiden;  falls  nicht  denselben  auch  ein  staatsrechtlicher 
Charakter  durch  besondere  politische  Bestimmungen  gegeben  ist.')  Durch 
eine  Unterstellung  dieser  Verpflichtungen  des  Staates  unter  den  „Schutz 
der  Verfassung"  ist  allerdings  in  emigen  deutschen  Staaten  die  Erfüllung 
derselben  zugleich  zu  einer  staatsrechtlichen  Pflicht  erhoben,  also  die  Ver- 
letzung derselben  auch  fllr  ein  staatsrechtliches  Unrecht  oder  Vergehen 
erklärt.*) 

§.  263. 
Die  Operationen  der  Staatsgewalt,  welche  die  Tilgung  der  etwa  con- 
trahirten  Schulden  zur  Aufgabe  haben  muss,  gehören  theils  dem  privat- 
rechtlichen theils  dem  staatswirthschaftlichen  Gebiete  an  und  haben  die 
Prinzipien  und  Regeln  dieser  die  Massnahmen  des  Staates  als  des  Schuld- 
ners zu  bestimmen.  Die  politischen  Beziehungen  dieser  Operationen  er- 
halten einen  Jbestimmten  staatsrechtlichen  Charakter  nur  in.  der  Frage,  wem 
die  Verpflichtung  zur  Deckung  dieser  Staatsverbindlichkeiten  obliegt.  Wenn 
nun  der  Staat  als  solcher  die  Schuld  übernahm  und  dabei  auf  seinen  Credit 
sich  stützte,  so  ist  es  auch  nur  der  Staat,  welcher  die  Schuld  einzulösen 
und  seinen  Gläubigern  gerecht  zu  werden  hat.  Die  Mittel,  welche  ihm 
hierzu  zur  Verfügung  stehen,  giebt  das  Vermögen  der  im  Staate  vereinigten 
Menschen,  eben  dasjenige  Vermögen,  welches  die  Bedürfnisse  der  Staate- 
verwaltung kraft  einer  politischen  Pflicht  zu  bestreiten  hat.  Selbst  wenn 
der  Staat  in  der  Lage  war,  dem  Darleihenden  durch  Verpfändung  seines 
privatrechtlichen  Besitzes  besondere  Sicherheit  zu  leisten  und  dadurch  der 
Darlehnsschuld  einen  dinglichen  Charakter  zu  verleihen,  so  ist  es  doch  nur 
der  Besitzer  dieses  verpfändeten  Gutes,  welcher  der  pei'söuliche  Schuldner 
ist,  also  der  Staat,  wie  denn  auch  die  Aufnahme  des  Darlehns  nur  im  In- 
teresse dieses  geschah  und  das  Darlehn  gewissermassen  nur  die  Antecipation 
der  allmäligeu  Leistungen  der  Staatsangehörigen  war.') 

')  Den  privatrechtlichen  Charakter  der  Staatsschuldöh  anerkennt  auch  Bluntschli, 
Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S.  404  flF.  Nicht  zu  billigen  ist  aber  die  Ansicht,  als  sei 
«lie  Staatsanleihe  eine  antecipirte  Steuerhebung.  Man  denke  nur  an  die  Eisenbahnschul- 
den, die  aus  den  Eisenbahn-Aufkünften  amortisirt  zu  werden  pflegen. 

^)  Vergl.  z.  B  Badcnsches  Verfassungagesetz  §.  22:  „Jede  von  Seiten  des  Staates 
gegen  seine  Gläubiger  übernommene  Verbindlichkeit  ist  unverletzlich."  Grossherzog- 
iich  Hessisches  §.  7S  (s.  folgenden  §.  Note  3);  Waldecksches  §.88:  »Die  Landes- 
schniden  sind  gewährleistet  und  die  Bechte  aller  Gläubiger  des  Staates  dem  besonderen 
Schatz  der  Verfiwsung  unterstellt." 

^)  Dieses  staatsrechtliche  Prinzip  ist  das  innere  Motiv  der  sich  in  allen  Verfassungs- 
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§.  264. 
Nur  eine  Species  der  Staatsschalden  wird  darch  die  Emission  von 
Papiergeld  begründet.  Die  besondere  staatswirthschaftliche  Seite  des- 
selben reflectirt  nicht  weiter  auf  die  Gestaltung  seiner  staatsrechtlichen 
Beziehungen.  Auch  in  dieser  Form  zeigt  sich  keine  Ausnutzung  des  Staats- 
credits  und  ist  es  zunächst  das  Privatrecht^  welches  die  rechtlichen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Staate  als  Schuldner  und  den  Inhabern  der 
Noten  oder  Zettel  als  Gläubiger  bestimmt.  Staatsrechtlich  ist  nur  der 
Grundsatz,  dass  auch  diese  Art  der  Staatsanleitien  nur  durch  das  politische 
Organ  der  Gesetzgebung  contrahirt  werden  könne.*)    Der  staatliche  Ver- 


bezw.  Finanzgesetzen  der  deutschen  Staaten  findenden  Bestimmung,  „dass  die  Aafnahme 
von  Anleihen  ftir  die  Staatskasse  nnr  auf  Grund  eines  Gesetzes  (d.  h.  mit  Zustimmnng 
der  politischen  Vertretung  der  Unterthanen)  St^tt  findet*  (Preussisches  Verfassungs- 
gesetz Art.  103),  ndass  die  gesammte  Staatsschuld  unter  die  Garantie  der  Stände  gestellt 
wird,  und  dass  zu  jeder  neuen  Staatsschuld  die  Zustimmung  der  Stände  erforderlich  ist* 
(Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  Vn.  §.  11);  Sächsisches  Gesetz  vom  5.  Mai  1861 
§.  8  Abs.  1;  (Hannoversches  Finanzgesetz  vom  24.  Mai  1867  §.  28  Abs.  1);  Würtem- 
bergsches  Verfassungsgesetz  §.  119;  Badensches  §.  57;  (Kurhessisches  §.143); 
Grossherzoglich  Hessisches  §.  78:  „Die  gesammte  Staatsschuld,  welche  ohne  stän- 
dische Einwilligung  nie  vermehrt  werden  kann,  ist  als  solche  durch  die  Ve'rfassung  garan- 
tirt;**  Luxemburgsche  Constitution  von  1856  Art.  99;  Weimarsches  Revidirtes  Grund- 
gesetz §.  4  Ziffer  4;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  13  Abs.  3;  Meiningsches  Grund- 
gesetz §.42  Abs.  1:  »Für  die  mit  Genehmigung  der  Stände  aufgenommenen  Landcg- 
schulden  haftet  das  gesammte  steuerbare  Vermögen  der  Unterthanen;" 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  118  Abs.  1;  Braunschweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  187;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  187 
§.  1;  Anhalt-Bernbnrgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  77;  Schwarzburg-Sonders- 
hausensches  Landesverfassnngsgesetz  vom  8.  Juli  1857  §.  50;  Schwarzburg-Rudol- 
städtsches  Grundgesetz  §.  27;  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  47;  Revidirtes 
Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  61;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung,  die  land- 
ständische Verfaasungs-Ürkunde  betreffend,  vom  6.  Juli  1836  §.  5  Abs.  2;  Waldecksche 
Verfassungsurkunde  §.88;  Lübecksche  Verfassungsurkunde  von  1851  §.  52  Note  5; 
Bremensche  von  1854  §.  58  lit.  h.;  Hamburgsche  von  1860  Art.  62  Abs.  4.—  Li  dem 
Patrimonial- Staate  Mecklenburg  giebt  es  selbstverständlich  keine  Staatsschuld,  sondern 
nur  Privatschulden  der  einzelnen  Stände.  Man  vergleiche  z.B.  den  Mecklenburg  scheu 
Erbvergleich  vom  18.  April  1755  §.  230 :  „So  werden  auch  die  Schulden  der  Ritterschaft 
und  der  Städte  von  jedem  Theile  privative  getragen,  mithin  trägt  die  Ritterschaft  ihn; 
Schulden  sowohl  in  Abbürdung  der  Zinsen,  als  der  Capitalien  allein,  und  die  Städte  haften 
gleicher  Gestalt,  ihrer  besonderen  Schulden  halber,  nur  für  und  unter  sich  allein."  An- 
erkannt ist  dagegen  das  Prinzip,  dass  Staatsschulden  auf  den  Unterthanen  lasten,  in  der 
Schaumburg-Lippeschen  Vergleichs-Ürkunde  vom  3,  December  1791  §.4:  „Znr  Be- 
richtigung der  Landesschulden  sollen  die  Unterthanen  die  Summe  von  30,000  Reichs- 
thalern  bezahlen  und  dazu  jährlich  mit  einer  sechsmonatlichen  Contribution  beitragen. ' 

')  (Hannoversches  Finanzgesetz  vom  24.  März  1857  §.  29);  Coburg-Gothasehes 
Staatsgrundgesetz  §.  118;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  77: 
Schwarzburg-Sondershausensches  von  1857  §.  50;  Revidirtes  Staatsgrnndgesetz 
ür  Reuss  j.  L.  §.  61  Abs.  2. 
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kebr  mit  Papiergeld  ist  für  das  Gebiet  des  Norddeatscben  Bandes  der 
Controlc  und  Gesetzgebung  de»  Bundes  unterstellt,  indem  dieser  die  Grund- 
sätze tlber  die  Emission  von  fundirtem  und  unfundirtem  Papiergelde  fest- 
zustellen und  deren  Befolgung  zu  überwachen  hat.*) 

B.    Das  staatsrechtliche  Vermögen. 

§.  265. 
Die  staatsrechtlichen  Einnahmen  hebt  der  Staat  als  Staat,  d.  h.  nicht 
als  die  juristische  Person,  sondern  als  die  souveraine  Gewalt,  kraft  seines 
sottverainen  Hechtes,  und  ist  dieser  Theil  des  Finanzrechts  der  Staatsgewalt 
öfiTentliches  Recht.')  In  allen  Stadien,  welche  die  Erhebung  solcher  Ein- 
nahmen zu  durchlaufen  hat,  zeigt  der  Staat  sich  als  solcher.  In  der  Ver- 
anlagung oder  Beschreibung  der  Steuern  oder  Gebühren  wie  in  ihrer  Hebung 
und  zwangsweisen  Beitreibung  und  in  der  Entscheidung  der  Fragen  über 
die  individuelle  und  concrete  Abgabepflicht:  stets  sind  es  die  souveraine 
Staatsgewalt  und  deren  Organe,  welche  handeln  und  entscheiden  und  ist 
der  Wille  des  Staates,  sein  Gesetz,  die  erste  und  letzte  Norm  der  Geltend- 
machung des  politischen  Finanzrechts,  wie  der  positivrechtliche  Grund  der 
Abgabenpflicht  der  Unterthanen.^)  Ebenso  sind  es  nur  politische  Rück- 
sichten, welche  die  Ausübung  dieses  Finanzrechtes  der  Staatsgewalt  be- 
stimmen, jedoch  in  dem  Sinne,  dass  die  möglichste  Bestimmtheit  und  Stetig- 
keit der  solchen  Rücksichten  entnommenen  Prinzipien  das  Ziel  auch  dieser 
Finanzgewalt  des  Staates  sein  muss.  Ihrem  Wesen  nach  unterscheiden 
sich  unter  den  staatsrechtlichen  Einnahmen  des  Staates  die  Steuern,  die 
Zölle  und  die  Gebühren. 

a.   Die  Steuern  und  Zölle. 

§.  266. 
Der  souveraine  Staat  hat  das  Recht   der  Erhebung  von  Steuern  und 
Zöllen  als  ein   wesentliches  Recht  seiner  Gewalt    und  als  die    natürliche 
Consequenz  seines  Daseins.^)    Denn  er  fordert  damit  ein  Opfer  von  seinen 

0  Verfassung  des  Norddentschen  Bundes  Art,  4,  3. 

*)  Darum  stellt  richtiger  Weise  die  Beitreibung  rückstandiger  öffentlicher  Abgaben 
und  Gefalle  nicht  den  Gerichtsbehörden,  sondern  den  Finanzverwaltungsstellen  zu.  Etwas 
Anderes  ist  es  aber,  ob  die  Contra ventionen  gegen  solche  Finanzvor Schriften  zur  Compe- 
tenz  der  Strafgerichte  gehören.  Nach  dem  Gesetz  vom  3.  Mai  1852  Art  135  ff.  können 
die  Preussischen  Verwaltungsbehörden  solche  Strafen  verfügen,  müssen  jedoch  die  Ent- 
scheidung des  Gerichts  veranlassen,  wenn  eine  Freiheitsstrafe  zu  verhängen,  oder  mit 
jener  Contravention  eine  andere  strafbare  Handlung  concuriSrt  oder  der  Contravenient 
in  Haft  genommen  ist. 

*')  T>arum  die  in  allen  deutschen  Staaten  gleiche  verfassnngsgesetzliche  Bestimmung, 
(la8<¥  Niemand  Abgaben  oder  besondere  Leistungen  zu  tragen  habe,  wenn  eine  Verpflich- 
tung dazu  nicht  auf  dem  Gesetze  oder  einem  besonderen  Bechtstitel  beruhe. 

*)  Nicht  dasselbe  galt  von  den  Landesherrn  im  deutschen  Reich,  eben  weil  diese  nicht 
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Gliedern  und  beweisen  diese  darch  ihre  Leistung  ihre  politische  Natur.  Der 
Staat  hat  als  die  organische  Gemeinschaft  von  Subjecten,  welche  sich  in 
die  physischen  und  materiellen  Kräfte  der  Erde  theileu;  die  Macht  und  die 
Pflicht,  seine  materiellen  Bedürfnisse  aus  den  Mitteln  dieser  seiner  Glieder 
zu  befriedigen.  Ist  auch  das  Vermögen,  welches  durch  die  Steuern  zu 
politischen  Zwecken  herangezogen  wird,  das  Eigenthum  der  privatrecht- 
lichen Personen  und  dem  Verfügungsrechte  dieser  unterworfen,  so  ist  doch 
die  Contribuirnng  von  demselben  zu  den  Lasten  des  Staates  eine  Pflicht 
dieser  Individuen  als  der  politischen  Personen  und  bethätigen  diese  sich 
in  solcher  Eigenschaft  gerade  durch  die  Zahlung  der  Steuern.*)  So  ist 
denn  auch  das  Recht  der  Besteuerung  nur  eine  Folge  des  Staatsdaseinp, 
da  es  selbstverständlich  ist,  dass  die  Menschen,  für  welche  und  aus  denen 
der  Staat  besteht,  auch  die  Mittel  darreichen,  deren  der  Staat  als  die  poli- 
tische Gemeinschaft  und  als  eine  Anstalt  auf  der  aus  physischen  Bedürfnissen 
und  Kräften  bestehenden  Erde  zur  Verwirklichung  seiner  Idee  und  der 
daraus  herrührenden  Rechte  bedarf.  Das  Recht  der  Besteuerung  ist  also 
ein  wesentlich  politisches  Recht  des  Staates.*) 

souverain  waren.  Ein  Besteuerungsrecht  derselben  konnte  nur  auf  einem  besonderen 
Rechtstitel  beruhen  und  wurde  auch  in  der  Regel  auf  das  Herkommen  oder  sonst  einen 
privatrechtlichen  Zuständigkeitsgrund  gestützt.  Gleichwohl  brachten  die  Verhältnisse  es 
mit  sich,  dass  schon  im  16.  Jahrhundert  wohl  kaum  ein  Reichsstand  zu  finden  war,  der 
nicht  von  dem  ihm  verliehenen  Besteuerungsrecht  einen  möglichst  umfassenden  Gebrauch 
zu  machen  suchte,  üebrigens  erstreckte  sich  dieses  Recht,  welches  der  Westphälische 
Friede  Art.  VIII.  §.4  noch  als  Privilegium  collectandi  bezeichnete,  noch  bis  in  das 
17.  Jahrhundert  hinein  prinzipiell  nur  auf  die  Heranziehung  der  Unterthanen  zu  den 
Reichssteuem ,  da  die  Territorien  noch  nicht  als  Staaten  existirten  und  also  auch  von 
Territorial-S  teuer  n  noch  keine  Rede  sein  konnte.  Allmälig  jedoch  benutzten  die  Landes - 
herm  ihr  Besteuerungsprivileg  auch  zur  Einführung  von  Landessteuem ,  und  als  die 
Territorien  auch  rechtlich  zu  souverainen  Staaten  geworden,  fand  sich  schon  in  allen  ein 
mehr  oder  minder  geregeltes  Steuersystem.  Vergl.  die  übersichtliche  DarsteDung  bei 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11,  §.  219  und  220.  Die  Existenz  des  Steuer-  und 
Zollrechts  des  Staates  ist  darum  auch  in  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  nicht  weikr 
sanctionirt,  sondern  als  selbstverständlich  vorausgesetzt. 

')  Vergl.  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  IL  S.  394  flF. 

^)  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II.  S.  577:  „Der  Rechtsgrund  der  Steuern, 
der  Gnmd,  dass  der  Staat  befugt  ist  sie  aufzulegen,  die  Unterthanen  verpflichtet  sie  xu 
entrichten,  ist  auch  hier  schlechthin  die  ünterthanenschaft.  Wie  solcher  Geldauf- 
wand im  Wesen  und  Zweck  des  Staates  mit  Nothwendigkeit  liegt,  so  müssen  auch  seine 
Glieder  ihn  aufbringen."  Vergl  unten  Abth.  II.  Buch  2,  Kap.  3.  Nicht  zu  billigen,  aacb 
nicht  noth wendig  ist  dagegen  die  Auffassung  Stahl's  a.  a.  0.  S.  586  Note:  ^Xach 
unserer  Auffassung  von  den  Steuern  beruht  dieselbe  mit  den  anderen  Staatseinnahmen 
(Domainen,  Regalien)  auf  einem  und  demselben  Prinzip  und  Rechtsgrunde.  Das  ist  der 
Vorbehalt  und  das  Vorwegnehmen  aus  dem  Nationalvermögen  für  den  Staat.  So  sin«! 
denn  z.  B.  Domainen-  und  Grundsteuer  im  Innersten  verwandter  Natur."  Grondfabch 
und  der  Geschichte  der  Domainen  -  jedenfalls  in  Deutschland  —  widersprechend.  Das 
Domanium  ist  privatrechtliches  Eigenthum,  die  Steuer  eine  staatsrechtliche  Einnahme: 
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§.  267. 
Unter  den  staatsrechtlichen  Einnahmen  nehmen  die  Steuern  und  Zölle 
den  ersten  Platz  ein,  ebensowohl  wegen  der  Erheblichkeit  ihrer  Erträge 
als  auch  wegen  der  politischen  Bedeutung  derselben.  Denn  die  Abmessung 
des  Verhältnisses  derselben  zu  dem  Werthe  desjenigen  Vermögens,  von 
welch^QQ  sie  erhoben  werden  (Steuercapital,  Steuerfuss)  als  auch  die  Fest- 
stellung derjenigen  Vermögensarten,  welche  als  steuerfähig  oder  zollpflich- 
tig zu  betrachten,  bilden  einen  höchst  wichtigen  Gegenstand  der  Politik 
und  nehmen  die  umfassendsten  Kenntnisse  der  Lebensverhältnisse  wie  der 
einzelnen  Menschen,  als  auch  der  Gesellschaft  und  des  Staates  in  An- 
spruch. Ausserdem  sind  die  Steueiii  auch  erfahrungsmässig  eben  in  Folge 
ihrer  besonderen  wirthschafllichen  und  politischen  Natur  von  einem  beson- 
deren staatsrechtlichen  Interesse,  indem  sie  es  sind,  welche  ehedem  die 
politische  Organisation  der  Unterthanen  in  der  ständischen  Verfassung  her- 
vorriefen, und  welche  noch  immer  der  Bethätigung  dieser  das  bedeutungs- 
vollste Object  und  den  wichtigsten  Einfluss  geben.  Endlich  pflegen  die 
Steuern  und  Zölle  dem  Staatsschatze  die  verhältnrssmässig  gi'össtcn  Mittel 
zuzuführen,  wie  sie  denn  auch  die  Garantie  für  die  Erfüllung  der  Aufgaben 
des  wirthschaftlichen  Staatslebens  leisten  zu  müssen  pflegen. 

aa.    Begriff  der  Steuern. 

§.  268. 
Die  Steuern  sind  diejenigen  Vermögensmittcl  der  Staatsgewalt,  welche 
derselben  lediglich  und  direct  zu  dem  Zwecke  des  staatlichen  Lebens  aus 
dem  im  Staate  befindlichen  Vermögen  entrichtet  werden.')  Nicht  gehören 
also  diejewgen  Einnahmen  des  Staate»  dazu,  welche  nur  zufällig  dem 
Staate  einen  vermögensrechtlichen  Vortheil  gewähren ,  .  ebensowenig  die- 
jenigen, mit  welchen  die  staatliche  Verpflichtung  der  Wiedererstattung 
oder  Entschädigung  correspondirt,  wie  endlich  auch  nicht  solche  Einnahmen, 
welche  nicht  aus  dem  im  Staate  befindlichen  Gesammt- Vermögen,  sondern 
nur  aus  einem  bestimmten  Einzel- Vermögen,  wenn  auch  direct  zu  Zwecken 
des  öffentlichen  Lebens  und  ohne  Anspruch  auf  Vergeltung,  releviren,  wie 


das  Domaninra  ist  von  dem  Staate  nicht  anders  wie  das  Eigenthum  von  dem  Privatmanne 
zu  erwerben  und  nicht  anders  ans  dem  Nationalvermögen  „vorweggenommen",  als  dies 
mit  allem  freien  Erbgut  der  Fall  gewesen,  die  Grundsteuer  wird  aber  von  dem  Staate 
so  wenig  vorbehalten,  dass  er  vielmehr  nicht  selten  in  die  Lage  kommt,  sie  zwangsweise 
beizutreiben.  Die  StahWhe  Auffassung  hängt  oben  mit  der  Tendenz  seiner  Philosophie 
anmittelbar  zusammen  und  ist  so  ungerechtfertigt  wie  diese.  Vergl.  auch  gegen  »Stahl 
Blnntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S.  399  oben. 

')  Es  wird  hier  absichtlich  nur  das  „Vermögen"  als  das  steuerpflichtige  Object  und 
-  wenn  man  will  —  auch  Subject  genannt.  Wer  die  persönlichen  Steuerzahler  «ind, 
wird  in  der  Darstellung  der  Unterthanenpflichten  zu  erwähnen  sein. 
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z.  B.  die  freiwilligen  Beiträge  zn  Kriegszwecken.')  Fttr  den  allgemeiuen 
Begriff  der  Steuern  ist  daher  von  keinem  Interesse  ^  ob  dieselben  regel- 
mässig wiederkehrende  und  zu  dauernden  Zwecken  der  Staatsverwaltang 
verwendbare  sind^  oder  ob  nur  eine  einmalige  Leistung  zu  fordern  ist,  weil 
der  Zweck  der  bestimmten  Steuer  durch  dieselbe  bereits  erfüllt  werden 
konnte.  Ebenso  relevirt  fllr  den  Begriff  der  Steuern  nichts  nach  welchem 
Modus  und  von  welchen  Vermögensarten  dieselben  gehoben  werden,  so 
dass  auch  eine  Partie  der  Zölle,  die  s.  g.  Steuer -Zölle,  ^  in  dem  Begriffe 
der  Steuern  enthalten  sind.  Dahingegen  begründen  alle  diese  Verschieden- 
heiten weitere  Unterscheidungen  der  Steuern,  von  welchen  jene  erstere 
auch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  nicht  indifferent  ist.') 

bb.    Zweck  der  Steuern. 

§.  269. 
Aus  den  Steuern  sollen  die  Bedürfnisse  des  Staates  befriedigt  werden. 
Die  Bedürfnisse  aber,  für  welche  der  Staat  die  Steuern  der  Unterthanen 
beansprucht,  müssen  bestunmte,  thatsächlich  vorhandene  oder  doch  un- 
zweifelhaft eintretende  sein,  so  dass  deren  Befriedigung  eine  factische  Ver- 
pflichtung der  Staatsgewalt  ist.*)    Der  Staat  hat  die  Existenz  dieser  Be- 

*)  Als  legislative  Umschreibung  des  Begriffs  „Steuern"  seien  erwähnt  Meiningen- 
sches  Grundgesetz  §.  37:  „Den  grössten  Theil  des  Staatsvennögens  machen  die  Beitrage 
der  Unterthanen  (das  steuerbare  Vermögen  derselben)  aus,  welche  auf  verfassungsmässigen) 
Wege  zu  Staatszwecken  ausgeschrieben  werden,"  und  §.  80:  „Die  Beiträge  der  Unter- 
thanen zu  dem,  was  das  Oemeinwohl  erheischt '';  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  för  Beuss 
j.  L.  §.55  (gleich  lautend);  Luiemburgsche  Constitution  von  1856  Art  102:  «Hors 
les  cas  formellement  exceptes  par  la  loi  aucune  r^tribution  ne  peut  6tre  öxig^e  des  citojens 
ou  des  etablissements  publics  qu'a  titre  d'impot  au  profit  de  TEtat  ou  de  la  commune.' 

')  Im  Gegensatze  zu  den  s.  g.  Schutz-Zöllen,  deren  Tendenz  nicht  die  Bereiche- 
rung des  Staatsschatzes,  sondern  die  Schützung  und  Hebung  industrieller  Unternehmungen 
ist  und  welche,  sobald  dieser  Schutz  nicht  mehr  erforderlich  ist,  ihren  Grund  verlieren, 
wogegen  die  Steuer- Zölle  ihre  Existenz  in  den  Bedilrfhisscn  des  Staates  begründet  finden 
und  darum  so  lange  wie  diese  dauern  müssen.    Vergl.  oben  §.  169  ff. 

')  Solche  Unterscheidungen  sind  ausser  den  im  folgenden  Paragraphen  berührten  die 
zwischen  directen  und  indirecten,  zwischen  dinglichen  und  persönlichen  Steuern,  die  nach 
der  verschiedenen  Art  des  Objectes  der  Steuern  (Grundbesitz,  Gebäude,  Capitalien,  Ein- 
kommen, Titel  u.  8.  w.)  zu  machenden,  die  zmschen  Productions-  und  Consumtions-Steuem. 
Diese  Unterscheidungen  sind  von  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln;  für  das  eigentliche 
Staatsrecht  sind  sie  kaum  von  einiger  Hedeutung,  da  sie  sich  nur  in  der  organischen 
Einriclitung  der  Hebung  und  Verwaltung  dieser  Steuern  geltend  zu  machen  pflegen,  dabei 
aber  weniger  rechtliche  als  politische  Prinzipien  entscheiden. 

*)  Baiorsches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  5  Abs.  1:  „Die  zur  Deckung  der  ordent- 
lichen, beständigen  und  bestimmt  vorherzusehenden  Staatsausgaben er- 
forderlichen directen  Steuern";  Sächsisches  §.97:  Die  Stände  „haben  —  das  Befugnis.«. 
—  die  Nothwendigkeit,  Zweckmässigkeit  und  Höhe  der  Ansätze  zu  prüfen";  (Hannoter- 
sches  Finanzgesetz  vom  24.  März  1857  §.  16  und  arg.  §.  24  und  25);   Würtemhcrg- 
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dtirfbisBe  klarzustellen;  ehe  er  kraft  seiner  soaverainen  Gewalt  aas  dem 
Vermögen  seiner  Unterthanen  die  Mittel  zu  ihrer  Deckung  verlangen  kann. 
Auch  hierdurch  unterscheidet  sich  der  staatsrechtliche  Begriff  der  Steuern 
von  dem  einer  jeden  anderen  Einnahme  des  Staates.  Dieselben  sind  eben 
als  die  eigentlich  politischen  Einnahmen  des  Staates  von  dem  Dasein  eines 
politischen  Bedürfnisses  desselben  bedingt;  während  die  anderen  Arten  der 
Staatseinnahmen  primitiv  vorhanden  sind  und;  wenngleich  die  Verwendung 
derselben  auch  nur  zu  politischen  Zwecken  geschieht  und  geschehen  darf; 
doch  nicht  in  solcher  Weise  durch  diese  bedingt  sind,  dass  mit  dem  Weg- 
fall dieses  Zweckes  auch  die  Quelle  der  Einnahme  versiegen  mttsste. 
Unterscheiden  sich  hierdurch  die  Steuereinnahmen  des  Staates  wesentlich 
Yon  seinen  privatrechtlichen  BevenüeU;  so  ist  auch  ein  gleicher  Unterchied 
zwischen  jenen  und  den  übrigen  Einnahmen  des  Staates ;  welche  nicht 
prinzipiell  aus  dem  Grunde  des  staatlichen  Bedüifnisses  empfangen  werden, 
sondern  zur  Befriedigung  dieses  nur  in  zweiter  Linie  verwendbar  sind.  Die 
Steuern  sind  darum  auch  absolut  nothwendige  Einnahmen  des  Staates,  und 
der  (einst  bundesrechtliche)  landesverfassungsrechtliche  Satz,  dass  ihre  Be- 
willigung nicht  an  Bedingungen,  welche  nicht  das  Wesen  oder  die  Ver- 
wendung der  Bewilligung  unmittelbar  betreffen,  geknüpft  werden  dürfen,*) 


seh  es  Verfassungsgesetz  §.  110:  „Dem  Ansinnen  einer  Steuerverwilligung  muss  jedesmal 
eine  genaue  Nachweisung  über  die  Nothwendigeit  oder  Nützlichkeit  der  zu  machenden 
Aasgaben  —  vorangehen**;  (Kurhessisches  von  1831  §.  144:  , Zugleich  muss  die  Noth- 
wendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  zu  machenden  Ausgaben  nachgewiesen,  das  ßedürfniss 
«ler  vorgeschlagenen  Abgaben,  unter  welcher  Benennung  solche  irgend  vorkommen  mögen, 

jrezeigt werden");  Grossherzoglich  Hessisches  §.68  Abs.  2:  „Beide  Kammern 

sind  —  befugt  —  eine  vollständige  Uebersicht  und  Nachweisung  der  Staatsbedürfnisse 
—  ~  zu  begehren";  Weimarsches  Eevidirtes  Grundgesetz  §.4  Ziifer  1;  Meiningen- 
sches  Grundgesetz  §.  80:  „Die  erste  Obliegenheit  der  getreuen  Stände  des  Herzogthums 
ist,  —  dahin  mitzuwirken,  dass  die  Beiträge  der  Unterthanen mit  kluger  Sparsam- 
keit gefordert werden";  Altenburgsches  Grundgesetz  §.204:  „Die  Landschaft  ist 

verbanden,  die  zu  anständiger  Aufbringung  (Dotation)  der  erforderlichen  —  Ausgabesätze 
nothigen  Mittel  zu  bewilligen";  (Nassausches  Patent  vom  1./2.  September  1814  Nr.  3: 
^Zu  dem  Ende  (der  Steuerbewilligung)  ist  das  Bedürfniss  des  kommenden  Jahres  sammt 
dem  wahrscheinlichen  Ertrage  der  zu  erhebenden  Abgaben  in  genauen  \md  vollständigen 
Uebe reichten  ihnen  (den  Landständen)  vorzulegen.");  Oldenburgsches  Revidirtes  Staate- 
grundgesetz Art.  189,  besonders  §.  3:  „Derselbe  (Voranschlag)  muss  insbesondere  das  Be- 
dürfniss der  veranschlagten  Ausgaben  nachweisen";  Anhalt- Hernburgsch es  Laudes- 
verfassungsgesetz  §  75;  Schwarzburg-Sondershausensches  §.  44;  Schwarzbnrg- 
Rüdolstädtsches  Grundgesetz  §.  28;  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Air  Bens s  j.  L.  §.  55, 
545  und  58;  Schaumburg-Lippesche  Verordnung  vom  15.  Januar  1816  §.  2  Nr,  1; 
Lippe-Detmolds  che  Verordnung,  die  landständische  Verfassungsurkunde  betreffend, 
vom  6.  Juli  1836  §.  5  Abs.  2  und  §.6;  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  30. 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.9;  Sächsisches  Gesetz  vom  5.  Mai 
1851  §.4;  (Hannoversches  Finanzgesetz  §.25  Abs.  2);  Würtembergsches  Verfas- 
sungsgesetz §.  113;   Badensches  §.56;  Grossherzoglich  Hessisches  §.68  Abs.  4: 
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der  Steuersätze  zu  bestimmen  ist  Sache  der  Finanzpolitik  und  hat  die 
Gleichheit  der  commerciellen  und  sonstigen  industriellen  Interessen  der 
deutschen  Staaten  auch  in  diesen  Hinsichten  gleichmässige  Bestimmungen 
in  dem  öffentlichen  Rechte  der  deutschen» Staaten  zur  Folge  gehabt*)  Die 
ehedem  im  weitesten  Umfange  ttbliche  Hebung  einer  Steuer  von  dem  ttber 
die  Landesgrenze  eiportirten  oder  in  Folge  eines  Erbanfalls  in  das  Ausland 
geftihi-ten  Vermögen  (gabella  emigrationis  und  gabella  heriditoria,  jus  de- 
tractus)  ist  flir  die  deutschen  Bundesstaaten  allgemein  beseitigt.^) 

oe.    Subsidiarität  der  Steuern. 

§.  272.  . 
tn  dem  Begriff  und  Wesen  der  Steuer  liegt  es,  dass  ihre  Leistung 
nur  und  erst  dann  von  den  Gliedern  des  Staates  gefordert  werden  kann, 
wenn  dem  Staate  eigene  Mittel  zur  Befriedigung  seiner  materiellen  Bedürf- 
nisse nicht  zur  Verfügung  stehen.  Der  Forderung  der  objectiven  Noth- 
wendigkeit  der  Ausgabe,  welche  durch  die  Steuerleistung  gedeckt  werden 
soll;  entspricht  auch  die  Forderung  des  subjectiven  Bedürfnisses  des  Staates, 
jene  Ausgabe. durch  die  Steuer  decken  zu  müssen.  Die  Steuer  ist  also  ein 
subsidiäres  Finanzmittel  des  Staates,  welches  erst  dann  benutzt  werden 
kann,  wenn  und  so  weit  die  sonstigen  Einnahmen  des  Staates  zur  Befrie- 
digung des  objectiven  Bedürfnisses  nicht  ausreichen.  Denn,  da  nicht  das 
der  Beruf  des  Staates  ist,  mit  den  ihm  zu  Gebote  stehenden  finanziellen 
Mitteln  Anderes  als  seine  eigensten  Bedürfnisse  zu  bestreiten,  so  kann  für 
ihn  ein  Grund  zur  Geltendmachung  seines  Steuerrechtes  erst  dann  existiren, 
wenn  jene  seine  Mittel  ihrer  politischen  und  rechtlichen  Bestimmung  gemäss 
verwandt  sind  und  die  unbefriedigt  gebliebenen  Bedürfnisse  des  Staates  die 
Verwendbarkeit  anderweiter  Mittel  erfordern.  Der  Nachweis  dieser  Noth- 
wendigkeit  der  Steuern  liegt  also  dem  Staate  den  Steuerpflichtigen  gegen- 
über ob,  und  bildet  diese  Verpflichtung  des  Staates  einen  wesentlichen 
Grundsatz  in  der  praktischen  Geltendmachung  des  politischen  Stenerrechts.') 


«)  S.  oben  §.  161  ff. 

*)  (Deutsche  Bundesacte  Art.  18  c:  „Die  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte 
kommen  überein,  den  Unterthanen  der  Deutschen  Bundesstaaten  folgende  Rechte  xuzu- 
sichern:  —  —  die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (jus  detractus,  gabella  emigrationis), 
insofern  das  Vermögen  in  einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  übergeht  und  mit  diesem 
nicht  besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeits-Verträge  bestehen.") 

^)  Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  so  allgemein  anerkannt,  dass  es  genügen  wird,  nur 
einzelne  legislative  Anerkennungen  zu  erwähnen.  Vergl.  Bai  er  seh  es  s.  g.  Verfassungs- 
Verständniss ,  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  betreifend,  nach  dem  Landtairs' 
abschiede  von  1843  §.11:  „—  dass  die  Stände  je  von  6  zu  6  Jahren  nur  jene  Steuern 
zu  willigen  haben,  die  nach  ihrer  Ueberzeugung  erforderlich  sind,  um  die  Differen» 
zwischen  dem  Gesammt  Staatsbedürfnisse  —  —  einerseits  und  zwischen  den  von  ihrt^r 
Willigung  unabhängigen  Deckungsmittoln  anderseits  auszugleichen";   Sächsisches  Ver- 
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ff.    Steuern  im  Norddeutschen  Bunde. 

§.  273. 
Im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  können  Bundessteuern  zur 
Deckung  der  Bundesbedürfnisse  gehoben  werden,  welche  dann  in  demselben 
Verhältnisse  wie  die  ßundesverpflichtungen  zu  den  Staatsverpflichtungen*) 
sich  zu  den  Staatssteuem  des  einzelnen  Staates  verhalten  würden.')  Femer 
hat  der  Norddeutsche  Bund  die  Gesetzgebung  tlber  die  Besteuerung  des 
Verbrauches  von  einheimischem  Zucker,  Branntwein,  Salz,  Bier  und  Taback 
(Steuerzölle),  sowie  über  die  Massregeln,  welche  in  den  Zollausschlüssen  ^) 
zur  Sicherung  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze  erforderlich  sind.^)  So 
lange  nicht  direct  Bundessteuern  gehoben  werden,  sind  die  Beitragsquoten 
der  einzelnen  Bundesstaaten  rechtlich  wie  deren  Staatslasten  zu  betrachten 
und  unterscheiden  sich  von  diesen  nur  durch  den  politischen  Zweck  ihrer 
Verwendung. 

b.    Die  Gebühren. 

§.  274. 
Die  letzte  Klasse  der  politischen   Einnahmen  des  Staates  l)ildeu   die 
Gebühren  als  diejenigen  Einnahmen,  welche  der  Staat  als  Ersatz  iür  seine 
im  Interesse  der  Stantsangehörigen  gemachten  Aufwendungen  beansprucht.'^) 

fassungsgesetz  §.  100;  Würtembergsches  Verfasaungsgesetz  §.  109:  „Soweit  der  Ertrag 
des  Kammerguts  nicht  zureicht,  wird  der  Staatshedarf  durch  Steuern  bestritten",  und 
§.  110:  „ Dem  Ansinnen  einer  Steuerverwüligung  muss  jedesmal  eine  genaue  Nachweisung 
—  —  über  die  Verwendung  der  früheren  Staatseinnahmen  und  über  die  Unzulänglichkeit 
der  Kammereinnahmen  vorangehen";  (Kurhessisches  §.  143:  „Die  Stände  haben  für 
Aufbringung  des  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Staatsbedarfs,  soweit  die  übrigen 
Hülfsmittel  zn  dessen  Deckung  nicht   hinreichen,    durch  Verwilligung   von  Abgaben  zu 

sorgen");  Grossherzoglich  Hessisches  §.68:  „Beide  Kammern  sind  —  befugt 

eine  genügende  Auskunft  über  die  Verwendung  früher  verwilligter  Steuern  zu  begehren." 

»)  VergL  oben  §.  243. 

*)  Noch  ist  eine  Besteuerung  von  Bundes  wegen  nicht  veranlasst  gewesen,  die  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  sieht  dieselbe  bereits  vor,  indem  sie  Art.  70 
die  Clausel,  „so  lange  Bundessteuern  nicht  eingeführt  sind",  abweichend  von  dem  Ent- 
würfe einschaltete. 

3)  ^rgl.  oben  §.  171. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  35. 

*)  Der  Begriff  der  „Gebühren"  sondert  sich  ebensowohl  von  dem  der  Steuern  und 
Zölle  als  von  dem  der  privatrechtlichen  Einnahmen  des  Staates.  Keineswegs  fallt  das 
Recht  des  Staates  auf  Gebührenbezug  mit  dem  s.  g.  jus  fisci  zusammen,  da  dieser  Begriff 
entweder  wenn  auf  das  privatrechtliche  Einkommen  beschränkt  —  zu  engp,  oder  — 
wenn  alle  Vermögensrechte  des  Staates  umfassend  —  zu  weit  ist.  Der  richtige  Begriff 
der  Gebühren  ist  nicht  immer  klar  erkannt.    Vergl.  z.B.  Weiss,  System  §.381;  noch 


—    256     — 

Vor  Allem  sind  es  die  Anstalten,  welche  der  Staat  auf  den  verschiedeüen 
Gebieten  seiner  Zuständigkeit  geschaffen  hat,  ftlr  deren  Benutzung  er  eine 
Vergtttung  fordert,  so  namentlich  die  Anstalten  zur  Verwirklichung  de« 
Rechtsberufes  der  Staatsgewalt,  die  zur  Förderung  des  materiellen  Wohles 
und  im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehres  hergerichteten  Anstalten.  Das 
Prinzip  aller  dieser  Gebühren  ist  dasselbe,  indem  sie  alle  als  die  Ent- 
schädigungen flir  dem  Staate  erwachsene  Unkosten  von  denen,  welche  die 
Anstalten  des  Staates  und  seine  Hülfe  beanspruchen,  gefordert  und  gegeben 
werden,  und  es  können  nur  die  Grundsätze  ihrer  Hebung  und  Verwendung 
differiren,')  Es  bleibt  nämlich  eine  Frage  der  Finanzpolitik,  ob  und  in 
welchem  Masse  der  Staat  solche  Gebühren  von  den  auf  seinem  Gebiete 
Lebenden  oder  Verkehrenden  erheben  vrill,  und  bleibt  flir  das  Staatsrecht 
nur  dtis  Anerkenntniss  des  Prinzipes,  dass  der  Staat  kraft  seines  Finanz- 
rechtes zur  Erhebung  solcher  im  Wege  der  Gesetzgebung  bestimmten  Ge- 
bühren berechtigt  ist.")  Es  darf  aber  weder  in  rechtlicher  noch  in  wirth- 
schaftlichcr  Hinsicht  übersehen  werden,  dass  dieses  Gebührenrecht  des 
Staates  auf  völlig  anderem  Prinzipe  als  dessen  Besteuerungsrecht  beruht, 


unklarer  Klüber,  Oeffentlicheß  Recht  §.473  ff.,  namentlich  §.476.  Eine  während  des 
Bestehens  der  s.  g.  Patrimonialgerichtsbarkeiten  praktische  Controverse  drehte  sich  om 
die  Frage,  ob  die  Geldstrafen  den  Charakter  der  Gerichtssporteln  theüten  und  mit  .diesen 
dem  Patrimonialgerichtsherm  gebührten,  oder  ob  dieser  nur  ein  Recht  auf  die  Sporteln, 
der  Staat  aber  das  auf  die  Geldstrafen  habe.    Vergl.  Weiss  a.  a.  0.  Note  a. 

*)  Darum  ist  wenigstens  hier  nicht,  wie  von  Zopfl,  Grundsätze  §.  488  geschieht  zu 
unterscheiden  zwischen  den  „Erträgnissen  der  eigentlichen  Hoheitsrechte,  wie  der  Justir- 
und  Polizeihoheit  an  Sporteln,  Gerichtstaxen,  Stempelpapier  ( —  NB.  eine  reine  Steuer  — ) 
u.  dergl."  und  den  „Einkünften  aus  den  Regalien  oder  s.  g.  nutzbaren,  zufalligen  Hoheits- 
rechten, wie  Bergwerksregal,  Postregal,  das  Münzrecht  u.  s.  w."  Zöpfl  ignorirt  dabei 
gänzlich  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen  den  gewerblichen  Betrieben  desStaa^^ 
und  den  zur  Verwirklichung  seines  Zweckes  geschaffenen  Anstalten.  Das  Münzreckt 
(—  in  der  That  noch  ein  nutzbares  Hoheitsrecht,  wenn  der  Staat  sich  mit  dem  Schlage 
schätz  begnügt?  — )  ist  ein  so  wesentliches  Recht  des  Staates,  wie  die  Polizeihoheit,  nw* 
der  Begriff  dieser  so  eng  oder  so  weit  gefasst  werden,  wie  er  will.  Ehedem  freilich  war'? 
anders,  als  man  dachte,  die  Postanstalten  und  Münzstätten  seien  nur  dazu  da,  von  dem 
Fiscus  zu  finanziellem  Gewinne  behandelt  zu  werden.  Dass  dem  aber  nicht  mehr  so  K 
war  schon  oben  §.  172  ff.  zu  erwähnen. 

*)  Vergl.  z.B.  Pr  eussisc  he  s  Verfassungsgesetz  Art.  102:  „Gebühren  können  StAats- 
oder  Gommunal-Beamte  nur  auf  Grund  des  Gesetzes  erheben".  —  Die  politiSbhc  S<Mte 
des  Gebührenrechtes  behandelt  besonders  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11. 
S.  389  ff.  Mit  Recht  stellt  derselbe  den  allgemeinen  Grundsatz  auf:  „Je  mehr  das  be- 
sondere Privatinteresse  an  der  Staatsleistung  betheiligt  ist,  vne  das  vorzüglich  hei  den 
Gerichtagebühren  klar  ist,  desto  eher  wird  sich  die  Gebühr  rechtfertigen;  je  mehr  die 
Staatsfun ction  dagegen  um  der  Gesammtheit  willen  geübt  wird,  desto  eher  wird  dieselbe 
unentgeltlich  geleistet  werden  müssen,  und  die  Kosten  dafür  in  Form  der  Steuer  zu  er- 
heben sein." 
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80  dass  weder  von  einer  allgemeinen  Gtebührenpflieht  im  Sinne  der  Allge- 
meinheit der  Steuerpflicht  die  Rede  sein^  noch  auch  eine  ausnahmslose 
Allgemeinheit  und  Gleichheit  der  einzelnen  Gebührensätze  Anstoss  er- 
regen kann. 


Zweiter  Titel. 

Das    Wehrrecht. 

I.   Begriff  und  Zweck. 

§.  275. 
Zum  Zwecke  des  Schutzes  und  der  Yertheidigung  des  Staates  nach 
Aussen  wie  aiich  der  Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Innern  muss  der 
Staat  auch  als  physische  Macht  auftreten.  Der  Staat  bedarf  wie  des 
Kechtes  auch  des  Schwertes.  Die  völkerrechtlichen  Beziehungen  wie  aller 
so  auch  der  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  haben  diesem  staatswesent- 
lichen Prinzipe  'im  Wehr-  oder  Militairrechte  der  souverainen  Gewalt  einen 
bestimmten  und  prinzipiell  gleichmässigen  Ausdruck  gegeben.  Das  staats- 
rechtliche *  Prinzip  in  demselben  ist,  dass  die  Aufstellung  einer  bewaffneten 
Macht  und.  die  Herrichtung  der  zu  ihrer  Unterstützung  erforderlichen  An- 
stalten das  alleinige  Recht  des  Staates  und  dass  die  Leistung  des  Militair- 
dienstes  eine  allgemeine  öffentliche  Pflicht  der  Staatsunterthanen  ist^  von 
der  nur  die^  persönliche  (körperliche  oder  geistige)  Unfähigkeit,  den  Dienst 
zu  leisten,  befreien  kann.  Der  feudale  Kriegsdienst  des  Mittelalters,  welcher 
durchweg  einen  privatrechtlichen  Charakter  ti'ug,  indem  die  Pflicht  des 
Vasallen  nicht  weiter  reichte  als  das  Recht  des  Lehnsherrn  und  mit  diesem 
auf  demselben  Grunde,  dem  des  privatrechtlichen  Vertrages,  beruhte,  ist 
seit  der  Errichtung  der  stehenden  Heere  beseitigt  und  in  allen  Staaten  der 
Civilisation  in  jenen  staatsrechtlichen  verwandelt.  Ebenso  ist  in  den  deut- 
schen Staaten  von  dem  zur  Reichszeit  wohl  bestandenen  Rechte  einzelner 
Glieder  des  Staates,  namentlich  auch  der  Städte,  eine  bewaffnete  Macht  zu 
halten,  keine  Rede  mehr. ')  Wo  eine  städtische  oder  ständische  Miliz  noch 
existirt,  beschränkt  sie  sich  auf  den  Charakter  und  Dienst  einfacher  Polizei- 
mannschaften, und  wird  das  Prinzip,  dass  der  Staat  allein  das  jus  armorum 
hat,  dadurch  gar  nicht  berührt.') 

')  Indirect  anerkannt  in  der  (Bundesacte  Art.  14),  welcher  bei  Gelegenheit  der 
Regelung  der  rechtlichen  Verhältnisse  der  Standesherren  von  einem  Recht,  eine  hewaffnete 
Macht  zu  halten,  Nichts  erwähnt.  Die  Rheinbunds-Acte  Art.  XX Yl  hatte  das  „droit 
de  conscription  militaire  on  reyntement**  ausdrücklich  als  ein  spezielles  Souverainetats- 
recht  genannt. 

*)  Vergl.  Zachariä,   Deutsches  Staatsrecht  Th.  ü.  §.  232;    Stahl,   Rechts-   und 

4S  rotefend,  SUatsrucht.  17 
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§.  276. 
Die  sittlich-rechtliche  Bestimmnng  der  Militairgewalt  des  Staates  oder 
des  Gebrauches  der  ihm  uoterstellten  bewaffneten  Macht  ist  nnr  die,  die 
äusseren  Schranken  der  Entfaltung  des  öffentlichen  Lebens  zu  brechen  and 
dem  Staate  die  ihm  gebührende  Selbständigkeit  und  Handlungsfähigkeit 
zu  sichern,  d.  h.  den  Staat  zu  vertheidigen. ')  Es  ist  nur  eine  Hülfe, 
welche  die   bewaffnete  Macht   dem  Staate   leiht.     Durch   die  Au&tellang 


Staatslehre  Abth.  II.  §.  156  ff.  Bezüglich  der  mediatisirten  deutschen  Forsten  war  in  der 
(Bundesacte  Art.  14)  auf  die  Bai  ersehe  Verordnung  vom  19.  März  1807  recurrirt. 
Dieselbe  enthielt  aber  die  ausdrückliche  Bestimmung:  »Keinem  mediatisirten  Fürsten  nnd 
Herrn  ist  gestattet,  ohne  Unsere  allerhöchste  Bewilligung  Miütair  zur  Bewachung  seiner 
Person  und  seiner  Schlösser  zu  halten.  Polizeiwachen  kann  derselbe  aber  zur  Handhabung 
der  Sicherheit  und  inneren  Landespolizei  anordnen,  wobei  er  sich  jedoch  nach  den  all- 
gemeinen Einrichtungen,  die  hierüber  für  Unser  ganzes  Königreich  werden  getroffen  wer- 
den, achten  muss.**  —  Sehr  bezeichnend  ist  das  Abkommen  des  Königs  von  Sachsef 
mit  dem  gräflich  Schönburgschen  Hause,  welches  diesem  ein  besonderes  Militairprin- 
legium  verleiht,  dennoch  aber  das  Militairrecht  des  Staates  in  vollstem  Masse  reservirt. 
Vergl.  Recess  vom  9.  October  1835  (bei  von  Meyör,  Staatsacten  Th.ll.  S.  333  ff.)  Ab- 
schnitt IV  §.  11:  „Dem  Hause  Schönburg  bleibt  die  Haltung  einer  Compagnie  Soldaten 
von  100  Mann  zur  Bewachung  seiner  Schlösser  und  Zubehörungen  und  sonst  zum  Hit- 
gebrauch  bei  Handhabung  der  Sicherheitspolizei,  sowie  auch  als  Ehrenwache  ferner  über- 
lassen. Die  Mannschaften  sind  jedoch  eintreteivden  Falles  nur  durch  freie  Werbung  auf- 
zubringen und  von  der  allgemeinen  Militairpflicht  gegen  die  Krone  Sachsen  nicht  befreit 

Die  Krone  Sachsen  macht  auf  den  Gebrauch  dieser  Compagnie  keinen  Ansprach.' 

Ein  besonderes  Verhältniss  musste  für  die  Grafschaft  Kniphausen,  diesem  nominell 
souverainen ,  aber  factisch  dem  Herzogthum  Oldenburg  als  Provinz  eingefügten  Staate, 
eintreten.  Vergl.  die  Uebereinkunft  zwischen  dem  Herzoge  von  Oldenburg  und  dem  Grafen 
von  Bentinck  vom  8.  Juni  1825  (bei  von  Meyer  a.  a.  0.  Th.  IL  S.  180  ff.)  Art  IV:  »Die 
Herrschaft  Kniphausen  wird  zu  allen  Geldleistungen  und  Mannschaftstellungen  für  das 
Bundesheer,  in  dem  Verhältnisse  beitragen,  als  dieselben  überhaupt  auf  die  Deutschen 
Bundesländer  mit  Rücksicht  auf  deren  besondere  Verhältnisse  vertheilt  werden.  Dabei 
wollen  Se.  Herzogliche  Durchlaucht  gern  dahin  wirken,  dass  der  Herrschaft  Kniphaasen 
alle  diejenigen  Erleichterungen  zugestanden  werden,  welche  irgend  einem  der  die  16.  Curie 
bildenden  kleineren  Bundesstaaten  in  Folge  etwa  bereits  ergangener  oder  künftiger  Ban- 
desbeschlüsse zu  statten  kommen.  Die  Aushebung  der  Mannschaften  kommt 
zwar  demHerrnGrafcn  zu,  auch  steht  Ihm  frei,  die  deshalb  für  die  Oldenburgischen 
Lande  bestehenden  Verordnungen  in  Anwendung  zu  bringen,  oder  besondere,  den  Verhalt- 
nissen der  Herrschaft  etwa  noch  angemessenere  Vorschriften  darüber  zu  erlassen.  £» 
soll  aber  die  Tauglichkeit  der  gestellten  Mannschaften  nach  den  Grundsätzen  der  Olden- 
burgischen  Verordnungen  beurtheilt,  die  Mannschaft  auch  dem  Oldenbnrgischen 
Contingente  einverleibt  werden  und  einen  Theil  davon  bilden,  demgemiss 
auch  den  vorgeschriebenen  Soldaten-Eid  leisten  und  während  ihrer  Dienstzeit  den  Olden- 
burgischen Militairgesetzen  und  Militairgerichten  unterworfen  sein.'* 

^)  Eroberungskriege  sind  nicht  sittliche  Aufgaben  der  Staatsgewalt.  Daliingegen  kann 
der  Vertheidigungskrieg  sehr  wohl  aggressiv  sich  bewegen;  Dass  die  Bestimmung  der 
Aimee  die  Vertheidigung  des  Staates  sei,  sagt  ausdrücklich  Bairische  Verfassungsurkundi? 
Tit.  IX.  §.  2. 
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and  Unterhaltung  einer  bewaffneten  Macht  erfüllt  der  Staat  noch  Nichts 
7on  dem,  was  der  eigentlichste  Beruf  des  Staates  ist:  denn  nicht  der 
Krieg,  sondern  der  Friede  soll  das  Leben  des  Staates  sein. ')  Die  Abwehr 
äusserer  Angriffe  auf  die  Selbständigkeit  und  Freiheit  des  Staates  ist  immer 
die  Aufgabe  des  Militairs,  in  welchem  Masse  aber  es  auch  die  Aufrecht- 
haltung  und  Wiederherstellung  der  inneren  Ruhe  und  Ordnung  im  Staate 
ist,  lässt  sich  nicht  so  allgemein  beantworten.  Wohl  in  allen  deutschen 
Staaten  wird  hier  zunächst'  die  exeeutive  Polizeimannschaft  (Gendarmen, 
auch  Bürgerwehr)  einzustehen  haben  und  nur  für  den  Fall  ihrer  ünzulässig- 
keit  das  MUitair  zu  Hülfe  zu  rufen  sein.  Die  Gefahr  eines  unzeitigen 
Gebrauches  dieser  besonders  wirksamen  und  nicht  selten  unwiderstehlichen 
Gewalt  hat  in  einigen  deutschen  Staaten  sogar  die  besondere  Bestimmung 
veranlasst,  dass  die  Militairmacht  im  Dienste  ftlr  die  innere  Ruhe  und 
Ordnung  im  Staate  nur  auf  Anrufen  der  Civilbehörde  thätig  werden  darf.') 
Den  Souverains  im  Norddeutschen  Bunde  steht  das  Recht  zu,  zu  gleichen 
Zwecken  nicht  nur  ihre  eigenen  Truppen  zu  verwenden,  sondern  auch  die 


*)  A.  M.  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II.  §.  156:  „Die  äussere  Macht,  durch 
welche  der  Staat  gegen  seine  Unterthanen  und  gegen  fremde  Staaten  seine  Herrschaft 
behauptet,  ist  eine  nothwendige  Seite  desselben,  als  sittlichen  Kelchs,  als  beherrschender 
Anstalt,  ja  die  erste,  das  ist  allen  vorausgehende  Seite,  da  auf  ihr  alle  Herrschaft  beruht. 
Die  Staaten  beginnen  daher  zuerst  überall  damit,  kriegerische  Macht  zu  bilden,  und  die 
Kriegsmacht  ist  der  ungebildeten  Vorstellung  das  Einzige  oder  doch  Hauptsächlichste, 
was  sie  bei  Betrachtung  eines  Volkes  oder  Staates  in's  Auge  fasst".  Allerdings  mag  der 
„ungebildeten  Vorstellung"  vom  Staate  diese  Kriegsmacht  als  das  Nöthigste  und  Wich- 
tigste erscheinen,  aber  auch  nur  dieser.  Denn  das  Ziel  der  Bildung  ist  eben  die  Herr- 
schaft der  physischen  Gewalt  durch  die  Uebermacht  der  sittlichen  und  geistigen  Erkennt- 
niss  zu  verdrängen.  Auch  scheint  es  des  Staates  eben  nicht  würdig,  als  den  nächsten 
Zweck  seiner  Militairmacht  die  Richtung  derselben  gegen  die  unterthanen  zu  erklären, 
vielmehr  sollte  gegen  diese  der  Soldat  nur  subsidiär  und  im  dringendsten  Nothfalle  ver- 
wendbar sein.  Wie  viel  besser  klingt  darum  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  IX. 
§.  6:  „Die  Armee  handelt  gegen  den  äusseren  Feind,  und  im  Innern  nur  dann,  wenn  die 
Militairmacht  von  der  competenten  Civilbehörde  formlich  dazu  aufgefordert  wird."  Vergl. 
auch  folgende  Note. 

')  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  36:  „Die  bewaffnete  Macht  kann  zur  Unter- 
drückung innerer  Unruhen  und  zur  Ausfuhrung  der*  Gesetze  nur  in  den  vom  Gesetze  be- 
stimmten Fällen  und  Formen  und  auf  Requisition  der  Civilbehörde  verwendet  werden. 
In  letzterer  Beziehung  hat  das  Gesetz  die  Ausnahme  zu  bestimmen;"  Bernburgsches 
Verfassungsgesetz  §.  40;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  45;  Schwarzburg[- 
Sondershausensches  Gesetz  v.  2.  Aug.  1852  §.  16;  Waldecksche  Verfassungsurkunde 
§.93;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgruudgesetz  Art  53  §.1:  „Zur  Aufrechterhal- 
tang  der  inneren  Ruhe  und  Sicherheit,  sowie  zur  Vollziehung  der  von  den  bürgerlichen 
Behörden  ergangenen  Verfugungen  kann  die  Militairgewalt  nur  auf  ausdrücklichen  Antrag 
der  zuständigen,  dafür  verantwortlichen,  bürgerlichen  Behörde  einschreiten,  und  nicht 
weiter  ak  diese  es  verlangt" 

17* 
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in   ihren  Ländergebieten   dislocirten   anderen    Tnippentheile   der   Bandes- 
armee zu  requiriren.  0 


II.   Materieller  Inhalt 

§.  277. 
Der  materielle  Inhalt  des  staatlichen  Militairrechtes  ist  die  Anfstellung 
und  Unterhaltung  einer  bewaffneten  Macht  und  die  Herrichtung  aller  der- 
jenigen Anstalten  uiid  Vorrichtungen,  welche  zur  Ausbildung  und  zum 
Unterhalt,  wie  zur  Unterstützung  derselben  bei  der  Erftlllung  ihrer  Pflichten 
oder  der  Ausübung  ihres  Dienstes  erforderlich  erscheinen.^)  Zu  diesen 
letzteren  Anstalten  und  Vorrichtungen  gehören  die  Waffen  aller  Arten,  die 
Arsenale  und  Kasernen,  Kriegsfahrzeuge  zu  Lande  und  zu  Wasser,  Festan' 
gen,  Häfen  und  dergl.^)  Nicht  minder  fällt  unter  den  Begriff  des  Militair- 
rechtes die  rechtliche  Organisation  des  Militairdienstes  im  Frieden  wie  im 
Kriege,  wohin  auch  und  v«r  Allem  das  Bequartirungswesen,  eine  durchaus 
öffentlich-rechtliche  Angelegenheit,  gehört,  und  die  Aufrechthaltung  der- 
selben im  Falle  der  Verletzung  (Militairstrafrecht).  Die  völkerrechtlichen 
Beziehungen  der  deutschen  Staaten  und  überhaupt  der  europäischen  haben 
die  Erhaltung  eines  s.  g.  stehenden  Heeres  mit  seinen  Conseqnenzen  zn 
einer  politischen  Sitte  und  Noth wendigkeit  gemacht*)  und  nimmt  dadareh 
die  Handhabung  des  Militairrechtes  eine  hervorragende  Aufmerksamkeit  wie 
verhältnissmässig  bedeutende  Opfer  der  Staaten  in  Ansprach.  Die  Noth- 
wendigkeit  der  Staaten,  immer  kampfbereit  zu  sein,  hat  das  Militairwesen 
in  sehr  bestimmten  Formen  und  in  systematischer  Vollständigkeit  ausge- 
bildet. 


')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  66  a.  E. 

*)  Vergl.  Würtembcrgsches  Verfassungsgesetz  §.  100;  Luxemburgsches  Art.  96: 
„Tout  ee  qui  concerne  la  force  armee  est  r%le  par  la  loi." 

^)  Vergl.  Klub  er,  Oeffentliches  Recht  §.  549. 

^)  Schon  die  Reichsexecution^ordnung  von  1555  legte  den  Reichsstanden  die 
Verpflichtung  auf,  jederzeit  kriegsgeübte,  taugliche  Leute  zu  stellen,  auch  zu  diesem  Ende 
ein  geübtes  taugliches  Kriegsvolk,  so  in  den  Musterungen  bestehe,  sonderlich  zu  Boss, 
in  Dienstwartegeld  oder  Bestellung  aufzunehmen,  auch  jährliche  Musterungen  zu  halten. 
Durch  die  Bundesverträge  ist  die  Haltung  stehender  Heere  eine  bestimmte  Bundespflicbt 
der  deutschen  Staaten  geworden. 
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III.  Positiv-rechtliche  Gestaltung  des  deutschen  Heerwesens. 

§.  278. 
Der  unheilvollen  Zersplitterung  des  Militairwesens  der  deutschen  Staaten 
während  der  Herrschaft  des  Systems  von  1815,  welches  auch  die  Kriegs- 
verfassung des  deutschen  Bundes  nicht  zu  heilen  vermochte,  hat  endlich 
die  Errichtung'  des  Norddeutschen  Bundes  ein  Ende  gemacht.  Das  ge- 
sammte  Militair-  und  Kriegswesen  ist  in  dem  Bereiche  dieses  Bundes  auf 
dem  Fundamente  des  glänzend  bewährten  Systemes  der  Preussischen  Mi- 
litairorganisation  als  ein  einheitliches  System  organisirt  und  ist  dadurch 
erst  die  Möglichkeit  gegeben  und  gesichert,  dass  die  nationale  Kraft  und 
Ehre  der  deutschen  Staaten  die  bis  dabin  zu  vermissen  gewesene  euro- 
päische Anerkennung  und  Autorität  steets  finden.  Von  Bundes  wegen  wird 
für  die  Vertheidignng  der  Bundesstaaten  zu  Wasser  und  zu  Lande  gesorgt. 
Sowohl  die  Stellung  der  Truppen,  vrie  die  Herstellung  der  militairischen 
Zwecken  dienenden  Anstalten  gehört  zu  der  Competenz  des  Bundes')  und 
ist  die  directe  EntSchliessung  und  Beeinflussung  der  einzelnen  Bundes- 
staaten damit  ausgeschlossen.*)  So  ist  im  Gegensatze  zu  der  Kriegs- 
yerfassung  des  deutschen  Bundes,  welche  nur  im  Kriegsfalle  ein  einheit- 
liches Armeecommando  über  die  sonst  je  selbständigen  und  isolirt  ausge- 
bildeten, uniformirten  und  ausgerüsteten  Bnndescontingente  kannte'),  eine 
einheitliche  Organisation  der  militairischen  Kraft  des  im  Norddeutschen 
Bunde  begriffenen  Theiles  der  deutschen  Nation  geschaffen,  so  dass  die 
Souverains  dieser  Staaten  nur  die  Chefs  ihrer  Armee  als  eines  Theiles  der 
Bundesarmee  femer  sind/)  Besondere  s.  g.  Militair-Conventionen  zwischen 
Prenssen  und  allen  Staaten  des  Norddeutschen  Bundes  haben  die  völlige 


*)  Das  Becht,  Festungen  innerhalb  des  Bundesgebietes  anzulegen,  steht  dem  Bundes- 
feldherm  zu,  welcher  die  dazu  erforderlichen  Mittel  aber,  sofern  das  Ordinarium  sie  nicht 
gewahrt,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  erwirken  muss.  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  Art.  65. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Abschnitt  IX.  und  XI. 

')  Vergl.  Grotefend,  System  des  ÖfFentlichen  Rechtes  der  deutschen  Staaten  Abth.  I. 
§.  108  ff.  Nur  einige  der  kleineren  deutschen  Staaten  hatten  schon  früher  durch  be- 
sondere Verträge  mit  grösseren  Staaten  ihr  Contingent  dem  Commando  dieser  unterstellt, 
so  Liechtenstein  dem  Oestreichs,  Coburg-Gotha  dem  PrqussenR.  Auch  hatten 
einige  Staaten  die  vertragsweise  Verpflichtung  übernommen,  das  Contingent  eines  anderen 
Staates  gegen  Entschädigung  mitzustellen,  so  dass  dann  dieses  einen  integrircnden  Theil 
der  Armee  jener  Staaten  bildete.  So  übernahm  Hannover  das  Bremensche  Contingent 
für  Bremerhaven,  Oldenburg  die  Hamburgsche  CavaUerie-Quote. 

*)  Das  Verhältniss  der  einzelnen  Contingente  zu  dem  Ganzen 'der  Bundesarmee  be- 
stimmt die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  64  und  66.  Bei  der  Dar- 
stellung des  Rechtes  des  Souverains  (s.  unten  das  Verfassungsrecht)  ist  hierauf  zurück- 
zukommen. 
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Uebereinstimmung  der  Prinzipien  der  Wehrverfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  mit  dem  Militairwesen  der  einzelnen  Bundesstaaten  bezweckt, ')  wie 
denn  auch  die  Schutz-  und  Trutz-Bündnisse  zwischen  Preussen  einerseits 
..und  BaierU;  Würtemberg,  Baden  und  Hessen  (bezüglich  des  nicht  zum 
Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Theiles)  besondere  militairische  Beziehun- 
gen zwischen  diesen  Staaten  begründet  haben.  ^)  Auch  haben  die  süd- 
deutschen Staaten  unter  sich  wieder  eine  gleichmässige  Gestaltung  des 
Heerwesens  vereinbart,  so  dass  das  Wehrrecht  der  Staaten  des  Nord- 
deutschen Bundes  gemeinrechtlich,  das  der  süddeutschen  Staaten  vertrags- 
rechtlich  und  nur  das  des  Grossherzogthums  Luxemburgs  partikularrechtlich 
in  Deutschland  geordnet  ist. 

L  Im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes. 

A.   Das  Bundesheer. 

§.  279. 
Das  Heer  aller  zum  Norddeutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  ist  ein 
einheitliches  Heer,  die  Armee  des  Norddeutschen  Bundes.  Der  Bundes- 
gewalt eignet  ein  selbständiges  Militairrecht,  welches  von  der  Bundesgesetz- 
gebung bestimmt  und  von  dem  Könige  von  Preussen  als  dem  Bundesfeld- 
herm  ausgeübt  wird.  Das  Bundesheer  in  seinen  beiden  Theilen,  dem 
stehenden  Heere  und  der  Flotte,  stets  zum  Kriegsdienst  bereit,  trägt  die 


«  *)  Diese  Conventionen  sind  zweierlei  Art,  je  nachdem  sie  den  einzelnen  Staaten  ein 
selbständiges  Heer  lassen  und  dieses  nur  als  solches  in  das  Ganze  der  Bundesarmee  auf- 
nehmen oder  von  vorn  herein  die  Contingente  mit  der  preussischen  Armee  verschmebten. 
Zu  jenen  ersteren  Staaten  gehören  Sachsen,  Hessen,  Weimar,  Meiningen,  Coburg-Gotha, 
Altenburg,  Braunschweig,  Mecklenburg,  Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt,  die  beiden  Reuss; 
zu  diesen  letzteren  gehören  Oldenburg,  die  beiden  Lippe,  Schwarzburg-Sondershausen, 
Waldeck,  Bremen,  Lübeck  und  Hamburg.  Die  sämmtlichcn  Militair-Conventionen  finden 
sich  in  Glaser,  Archiv  des  Norddeutschen  Bundes  Heft  EIL  IT.  abgedruckt. 

')  Bündnissvertrag  zwischen  Preussen  und  Würtemberg  vom  13.,  zwischen  Preussen 
und  Baden  vom  17.,  zwischen  Preussen  und  Baiern  vom  22.  August  1866  (aUe  drei 
identisch).  Nach  Art.  1  schlössen  diese  Staaten  ein  Schutz-  und  Trutz-Bündniss,  garan- 
tirten  sich  gegenseitig  die  Integrität  des  Gebietes  ihrer  bezüglichen  Länder  und  ver- 
pflichteten sich  im  Falle  eines  Krieges  ihre  voUe  Kriegsmacht  zu  diesem  Zwecke  einander 
zur  Verfugung  zu  stellen.  Der  Oberbefehl  über  die  Truppen  der  süddeutschen  Staaten 
wird  in  solchem  Falle  nach  Art.  2  dem  Könige  von  Preussen  übertragen.  Das  Schutz- 
und  Trutzbündniss  zwischen  Preussen  und  Hessen  datirte  vom  11.  August  1867.  Die 
Wortfassung  desselben  modificirte  sich  in  Folge  der  theilweisen  Zugehörigkeit  des  Gross- 
herzogthums zum  Norddeutschen  Bunde,  indem  hinsichtlich  des  Oberbefehls  des  Königs 
von  Preussen  über  die  grossherzoglich  hessischen  Truppen  bereits  durch  die  Aufistellang 
des  Entwürfe  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  und  auch  durch  die  Militair- 
Convention  vom  7.  August  1867  das  Nöthige  feststand.  S.  den  Text  dieser  Bündnissver- 
träge, bezw.  der  letzt  erwähnten  Militairconvention  in  Glaser,  Archiv  des  Norddeutschen 
Bundes  Heft  m.  S.  39—42  und  S.  53  ff. 
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hohe  BestimmaDg,  die  Bildungsschule  der  ganzen  Nation  fUr  den  Krieg  zu 
sein.^  Die  Kosten  und  Lasten  des  gesammten  Kriegswesens  des  Bundes 
sind  von  allen  Bundesstaaten  und  ihren  Angehörigen  gleiehmässig  zu 
tragen^  so  dass  weder  Bevorzugungen  noch  Praegravationen  einzelner 
Staaten  öder  Klassen  grundsätzlich  zulässig  sind.  Wo  die  gleiche  Yer- 
theilnng  der  Lasten  in  natura  sich  nicht  herstellen  lässt,  ohne  die  öffent- 
liche Wohlfahrt  zu  schädigen,  ist  die  Ausgleichung  nach  den  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit  im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellen.')  Speziell  ist 
auch  die  active  Dienstpflicht  eine  allgemeine,  indem  jeder  Norddeutsche 
wehrpflichtig  ist  und  sich  in  Ausübung  dieser  Pflicht  nicht  vertreten  lassen 
kann:^)*  Die  Friedenspraesenzstärke  des  Bundesheeres  ist  bis  zum  L  De- 
cember  1871  auf  ein  Procent  der  Bevölkerung  von  1867  normirt  und  wird 
pro  rata  derselben  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  gestellt.  Fttr  die 
spätere  Zeit  wird  die  Friedenspraesenzstärke  des  Heeres  im  Wege  der 
Bnndesgesetzgebung  festgestellt.^) 

§.  280. 
Die  bewaffnete  Macht  des  Bundes  besteht  aus  dem  HeerC;  der  Marine 
nnd  dem  Landsturme.  Das  Heer  wird  eingetheilt  in  das  stehende  Heer 
nnd  die  Landwehr,  die  Marine  in  die  Flotte  und  die  Seewehr.  Der  Land- 
sturm besteht  aus  allen  Wehrpflichtigen  vom  vollendeten  17ten  bis  zum 
vollendeten  24sten  Lebensjahre,  welche  weder  dem  Heere  noch  der  Marine 
angehören.^)  Die  Landwehr  und  die  See  wehr  sind  zur  Unterstützung  des 
stehenden  Heeres  und  der  Flotte  bestimmt;  die  Landwehr -Infanterie  wird 
in  besonders  formirten  Landwehr -Truppenkörpem   zur  V^rtheidigung  des 


*)  Bundesgesetz  betreffend  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  vom  9.  'November 
1867  §.  4. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  58.  Zur  Bestreitung  des  Auf- 
wandes für  das  gesammte  Bundesheer  und  die  zu  demselben  gehörigen  Einrichtungen  sind 
bis  zum  31.  December  1871  dem  Bundesfeldherm  jährlich  so  vid  mal  225  Thlr.,  als  die 
Kopfzahl  der  Friedensstarke  nach  Art  60  beträgt,  zur  Verfügung  zu  stellen.  Nach  dem 
31.  December  1871  müssen  diese  Beträge  von  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes  zur 
Bnndeskasse  fortgezahlt  werden.  Zur  Berechnung  derselben  wird  die  im  Art.  60  interi- 
mistisch festgestellte  Friedenspraesenzstärke  so  lange  festgehalten,  bis  sie  durch  ein 
Bmidesgesetz  abgeändert  ist.  Die  Verausgabung  dieser  Summe  für  das  gesammte  Bundes- 
heer nnd  dessen  Einrichtungen  wird  durch  das  Etatgesetz  festgestellt.  Bei  der  Feststel- 
lung des  Hilitair-Ansgabe-Etats  wird  die  auf  Grundlage  dieser  Verfassung  gesetzlich  fest- 
stehende Organisation  des  Bundesheeres  zu  Grunde  gelegt.  Art.  62.  Ersparnisse  an  dem 
Militair-Etat  fallen  unter  keinen  Umständen  einer  einzelnen  Regirung,  sondern  jederzeit 
der  Bondeskasse  zu.  Art.  67. 

*)  Ebenda  Art.  57  und  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  1.  Vergl.  unten 
die  Darstellung  der  Unterthanenpflichten. 

*)  Ebenda  Art.  60. 

»)  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  2  und  3. 
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Vaterlandes  als  Reserve  ftir  das  stehende  Heer  verwandt.')  Zur  Kriegs- 
flotte gehören  a)  die  aktive  Marine  d.  h.  die  im  aktiven  Dienste  befind- 
lichen Seeleute^  Maschinisten  nnd  Heizer,  sowie  die  Schiffshandwerker  und 
Seesoldaten,  und  b)  die  von  der  aktiven  Marine  beurlaubten  Seeleute, 
Maschinisten,  Heizer,  Schiffshandwerker  und  Seesoldaten  bis  zum  voll- 
endeten siebenten  Dienstjahre.  *)  Die  Seewehr  besteht  a)  aus  den  von  der 
Marinereserve  zur  Seewehr  entlassenen  Mannschaften  und  b)  ans  den 
sonstigen  Marinedienstpflichtigen,  welche  auf  der  Flotte  nicht  gedient,  and 
zwar  bis  zum  vollendeten  einunddreissigsten  Lebensjahre.')  DerLandstunn 
tritt  nur  zusammen,  wenn  ein  feindlicher  Einfall  Theile  -des  Landesgebietes 
bedroht  oder  ttberzieht.*) 

§.  281. 

Die  Bundesarmee  ist  ein  einheitliches  Ganzes.  Die  Regimenter  führen 
fortlaufende  Nummern  durch  die  ganze  Bundesarmee.  Für  die  Bekleidung 
sind  die  Grundfarben  und  der  Schnitt  der  preussischen  Armee  massgebend. 
Dem  betreffenden  Contingentsherm  bleibt  es  überlassen,  die  äusseren  Ab- 
zeichen (Cocarden  etc.)  zu  bestimmen.  Der  Bundesfeldherr  hat  das  Recht 
und  die  Pflicht  daftlr  Sorge  zu  tragen,  dass  innerhalb  des  Bundesheeres 
alle  Truppentheile  vollzählig  und  kriegstüchtig  vorhanden  sind  und  dass 
Einheit  in  der  Organisation  und  Formation,  in  Bewaffoung  und  Comman*, 
in  der  Ausbildung  der  Mannschaften,  sowie  in  -  der  Qnalification  der  Officiere 
hergestellt  und  erhalten  wird.  Der  Bundesfeldherr  bestimmt  den  Praesenz- 
stand,  die  Gliederung  und  Eintheilung  der  Contingente  der  Bundesarmee, 
sowie  die  Organisation  der  Landwehr,  und  hat  das  Recht,  innerhalb  des 
Bundesgebietes  die  Garnisonen  zu  bestimmen,  sowie  die  kriegsbereite  Auf- 
stellung eines  jeden  Theiles  der  Bundesarmee  anzuordnen.  Behufs  Erhal- 
tung der  unentbehrlichen  Einheit  in  der  Administration,  Verpflegung,  Be- 
waffnung und  Ausiüstuug  aller  Truppentheile  des  Bundesheeres  sind  die 
bezüglichen  künftig  ergehenden  Anordnungen  für  die  preussiscbe  Armee 
massgebend.^) 

§.  282. 

Die  Bundeskriegsmarine,  welche  gleich  dem  stehenden  Heere  stets  be- 
reit ist,®)  ist  eine  einheitliche  unter  preussischem  Oberbefehl.  Die  Organi- 
sation und  Zusammensetzung  derselben  liegt  dem  Könige  von  Preussen  ob, 
welcher  die  Officiere  und  Beamten  der  Marine  ernennt  und  für  welchen 
dieselben  nebst  den  Mannschaften  eidlich  in  Pflicht  zu  nehmen  sind.    Der 


*)  Ebenda  §.  5. 

«)  Ebenda  §.  13,  1. 

•^)  Ebenda  §.  13,  7. 

^)  Ebenda  §.  16. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  1. 

^)  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  13,  1. 
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Kieler  Hafen  uad  der  Jadebnaen  sind  Bundeskriegshafen.  Der  zur  Grün- 
dung und  Erhaltung  der  Kriegsflotte  und  der  damit  zusammenhängenden 
Anstalten  erforderliche  Aufwand  wird  aus  der  Bundeskasse  bestritten.  Die 
gesammte  seemännische  Bevölkenmg  des  Bundes,  einschliesslich  des  Ma- 
scbinenpersonals  und  der  Schiffshandwerker  ist  vom  Dienste  im  Landheer 
befreit,  dagegen  zum  Dienste  in  der  Bundesmarine  verpflichtet.  Die  Ver- 
theilnng  des  Ersatzbedarfes  findet  nach  Massgabe  der  yorhandenen  see- 
männischen Bevölkerung  Statt  und  die  hiemach  von  jedem  Staate  gestellte 
Quote  kommt  auf  die  Gestellung  zum  Landesheer  in  Abrechnung.') 

B.  Die  Aushebung  zu  dem  stehenden  Heere. 

§.  283. 
Die  Aushebung  der  stehenden  Heere  geschah  in  Deutschland  nach 
verschiedenen  Prinzipien.')  Das  der  Zeit  nach  älteste  war  das  der  Wer- 
bung, noch  im  Anklang  an  die  mittelalterliche  Weise  der  Armeebildung, 
dasselbe  kommt  indess  nunmehr  in  keinem  deutschen  Territorium  vor.') 
Nach  demselben  ezistirt  eine  unmittelbare  persönliche  Militaärdienstpflicht 
der  Staatsunterthanen  gar  nicht,  sondern  nur  eine  mittelbare,  nämlich  die 
Verpflichtung  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  geworbenen  Truppen.  Das 
andere  Prinzip  war  das  der  Conscription  oder  Aushebung  d.  h.  der 
Bestimmung  der  in  Wirklichkeit  dienstpflichtigen  Unterthanen  durch  das 
Leos  aus  der  grösseren  Zahl  der  im  Allgemeinen  dienstpflichtigen  Mann- 
schäften. Hier  existirte  eine  allgemeine  Dienstpflicht  gewisser  Altersklassen, 
die  indess  erst  durch  die  Loosziehung  zu  der  Verpflichtung  zum  wirklichen 
Eintritt  in  den  Kriegsdienst,  zu  der  aktiven  Militairpflicht  werden  kann, 
indem  die  Pflichtigkeit  der  überzähligen  Mannschaft  sei  es  gänzlich  oder 
vorerst  (Ersatz-Reserve)  cessirte.*)  Das  dritte  Prinzip  und  unzweifelhaft  das 
richtigste  wie  heilsamste  war  das  der  Identificirung  jener  allgemeinen  und 
speziellen  Dienstpflicht,    so  das  jeder   nach  dem  allgemeinen  Grundsatze 

*)  Yerfassiing  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  53.  Hinsichtlich  der  Aaf- 
hringung  der  Kosten  für  das  Marinewesen  hatte  der  Entwurf  das  Revolkerungsrerhältniss 
als  Massstab  vorgeschlagen,  und  die  Vereinbarung  eines  Etats  für  die  Bnndesmarine  mit 
dem  Reichstage  beabsichtigt. 

*)  Ueber  die  Frage:  wer  wehrpflichtig  sei,  vergl.  unten  die  Darstellung  der  Unter- 
thanenpflicht 

*)  Im  Königreich  Hannover  ward  noch  immer  die  Cavallerie  und  Artillerie  durch 
Anwerbung  Freiwilliger  rekrutirt,  indess  zeigte  sich  diese  Rekrutirungsweise  auch  für  diesen 
speziellen  Truppentheil  nicht  mehr  genügend.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  ward  dadurch 
aber  nicht  modificirt,  da  jene  Werbung  nur  verursachte,  dass  die  Zahl  der  jährlich  aus- 
mhebenden  Mannschaften  geringer  gestellt  werden  konnte. 

*)  Yergl.  Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  28:  „In  ausserprdent- 
lichen  Nothfallen  ist  jeder  Hesse  zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  verpflichtet  und  kann 
(üi  diesen  Zweck  zu  den  Waffen  gerufen  werden." 
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zum  Militairdienste  Verpflichtete  (jedes  Mitglied  einer  bestimmten  Alters- 
klasse) auch  zum  Eintritt  in  den  praktischen  Dienst  verpflichtet  galt.  Mit 
den  beiden  letzteren  Prinzipien  ward  auch  —  wenigstens  mit  dem  der 
Conscription  —  das  System  der  StellvertretUDg  verbunden,  so  dass  dem 
auch  speziell  Verpflichteten  freistand,  sich  durch  eine  taugliche  andere 
Person  auf  die  Dauer  seiner  Pflichtigkeit  vertreten  zu  lassen/)  Dem 
wahren  Wesen  des  Staates,  der  organischen  Einheit  und  Geschlossenheit 
aller  Glieder  desselben,  entspricht  nur  da«  System  der  allgemeinen  per- 
sönlichen Militairpflicht,  wie  dasselbe  im  Königreich  Preussen  seit  dessen 
Heranwachsen  zur  deutschen  Grossmacht  zur  Durchführung  gekommen.*) 

§.  284. 
Durch  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  ist  fllr  die 
Staaten  dieses  Bundes  auch  das  Prinzip  der  Aushebung  zum  stehenden 
Heere  ein  gleiches  geworden.  Der  Grundsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht 
aller  Unterthanen  des  Bundes  ist  aus  der  Preussischen  Militairgesetzgebnng 
in  die  des  Norddeutschen  Bundes  hinübergegangen.  Jeder  Waffenfähige 
gilt  als  waffenpflichtig,  die  Ehre  und  die  Mühe  des  Kriegsdienstes  ist  Allen 
gemeinsam.^)  Die  Verpflichtung  zum  Dienst  im  stehenden  Heere,  be- 
ziehungsweise in  der  Flotte,  beginnt  mit  dem  1.  Januar  und  zwar  regel- 
mässig^) desjenigen  Kalenderjahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das 
zwanzigste  Lebensjahr  vollendet,  und  dauert  sieben  Jahre.  ^)    Während  dieser 


')  YergL  Eurhessisches  Yerfassnngsgesetz  von  1831  §.  40 ,  welches  die  Zaläesi^ 
keit  der  Stellvertretung  anerkannte ;  dagegen  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassnugs- 
gesetz  §.  39:  „Stellvertretung  findet  nicht  Statt." 

')  Die  Veifassungsgesetze  pflegen  über  die  Organisation  der  bewaflfncten  Macht  Be- 
stimmungen nicht  zu  enthalten,  sondern  es  sind  diese  in  besonderen  Spezialgesetzen  zu 
suchen.    Am  Ausführlichsten  noch  lautet  die  Bestimmung  der  Baier  sehen  Verfassnngs- 

Urkunde  Tit.  IX.  namentlich  §.  2  und  3:    „Der  Staat  hat eine  stehende  Armee, 

welche  durch  die  allgemeine  Militair- Conscription  ergänzt  und  auch  im  Frieden  gehörig 
unterhalten  wird.  Neben  dieser  Armee  bestehen  noch  Reserve -Bataillons  und  die  Land- 
wehr.« 

^)  Dass  zum  Dienste  auf  der  Marine  besondere  personliche  Qualificationen  erfordert 
werden,  liegt  in  der  Natur  dieses  Theiles  der  bewaffneten  Macht  Vergl.  Bundesgesetz 
vom  9.  November  1867  §.  13,  2. 

*)  Hinsichtlich  der  Ausnahmen  vergl.  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  10: 
„Um  im  Allgemeinen  wissenschaftliche  und  gewerbliche  Ausbildung  so  wenig  wie  möglicli 
durch  die  allgemeine  Wehrpflicht  zu  stören,  ist  es  jedem  jungen  Mann  überlassen,  schon 
nach  vollendetem  17ten  Lebensjahre,  wenn  er  die  nöthige  moralische  und  körperliche 
Qnalification  hat,  freiwillig  in  den  Militairdienst  einzutreten.**  Alsdann  begründet  der 
Krieg  eine  aUgemeine  Ausnahme,  da  im  Kriege  aUein  das  Bedürfhiss  über  die  Dauer  der 
Dienstverpflichtung  entscheidet,  und  alle  Abtheilungen  des  Heeres  und  der  Marine,  soweit 
sie  einberufen  sind,  von  den  Herangewachsenen  und  Zurückgebliebenen  nach  Mas^be 
des  Abganges  ergänzt  werden.    Vergl  Bundesgesetz  §.14. 

*)  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  6.  VergL  jedoch  ebenda  §.11:  «Jnngc 
Leute  von  Bildung,  welche  sich  während  ihrer  Dienstzeit  selbst  bekleiden,  ausrüsten  und 
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gieben  Jahre  sind  die  Mannschaften  die  ersten  drei  Jahre  znm  nnanter- 
brochenen  aktiven  Dienst  verpflichtet.*)  Während  des  Bestes  des  sieben- 
jährigen Dienstes  sind  die  Mannschaften  zur  Reserve  beurlaubt.^)  Jeder 
Reservist  ist  während  der  Dauer  des  Reserveverhältnisses  zur  Theil- 
nahme  an  zwei  üebungen,  welche  die  Daner  von  je  acht  Wochen  nicht 
Überschreiten,  verpflichtet.  Die  Verpflichtung  zum  Dienst  in  der  Landwehr 
und  in  der  Reserve  ist  von  fttnQähriger  Daner.  Der  Eintritt  in  die  Land- 
und  Seewehr  erfolgt  nach  abgeleisteter  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere 
oder  in  der  Flotte.  Die  Mannschaften  der  Landwehr  und  der  Seewehr 
sind,  sofern  sie  nicht  zum  Dienst  einberufen  werden,  beurlaubt.  Die  Mann- 
schaften der  Landwehr-Infanterie  können  während  der  Dienstzeit  in  der 
Landwehr  zweimal  auf  acht  bis  14  Tage  zu  Üebungen  in  besonderen  Com- 
pagnien  oder  Bataillonen  einberufen  werden.  Die  Landwehrmannschaften 
der  Jäger  und  Schützen,  der  Artillerie,  der  Pioniere  und  des  Trains  tlben 
zwar  in  demselben  Umfange,  wie  die  der  Infanterie,  jedoch  im  Anschlüsse 
an  die  betreflFenden  Linientruppentheile.  Die  Landwehr-Kavallerie  wird  im 
Frieden  zu  Üebungen  nicht  einberufen.') 

§.  285. 
Die  Dienstzeit  in  der  aktiven  Marine  kann  für  Seeleute  von  Beruf  und 
für  das  Maschinenpersonal  in  Berücksichtigung  ihrer  technischen  Vorbildung 
und  nach  Massgabe  ihrer  Ausbildung  für  den  Dienst  auf  der  Kriegsflotte 
bis  auf  einjährige  aktive  Dienstzeit  verkürzt  werden.*)  Seeleute,  welche 
auf  einem  Norddeutschen  Handelsschiffe  nach  vorschriftsmässiger  An- 
musterung thatsächlich  in  Dienst  getreten  sind,  sollen  in  Friedenszeiten  ftlr 
die  Dauer  der  bei  der  Anmusterung  eingegangenen  Verpflichtungen  von 
allen  Militairdienstpflichten  be/reit  werden,  haben  jedoch  eintretenden  Falles 
die  letzteren  nach  ihrer  Entlassung  von  dem  Handelsschiffe,  bevor  sie  sich 
anf  8  Neue  anmustern  lassen,  nachträglich  zu  erftlllen.    Ebenso  sollen  See- 


yerpfiegen,  und  welche  die  gewonnenen  Eenntnisae  in  dem  vorschriftsmässigen  umfange 
dargelegt  haben,  werden  schon  nach  einer  einjährigen  Dienstzeit  im  stehenden  Heere  zur 
Reserre  benrlanbt"  Für  die  einjährigen  Freiwilligen  in  der  Flotte  besteht  die  Verpflich- 
tung zar  Selbsthekleidung  und  Selbstverpflegting  nicht.    Ebenda  g.  13,  4. 

')  Ebenda  §.6  Abs  3  und  4:  „Die  aktive  Dienstzeit  wird  nach  dem  wirklich  er- 
folgten Dienstantritt  mit  der  Massgabe  berechnet,  dass  diejenigen  Mannschaften,  welche 
in  der  Zeit  vom  2.  October  bis  31.  März  eingestellt  worden,  als  am  vorhergehenden 
1.  October  eingestellt  gelten.  —  Die  Entlassung  eingeschiffter  Mannschaften  der  Marine 
kann  jedoch,  wenn  den  Umständen  nach  eine  frühere  Entlassung  nicht  ausfuhrbar  ist, 
bis  zur  Bückkehr  in  Häfen  des  Bundes  verschoben  werden." 

')  Ebenda  §.  7  Abs.  5,  jedoch  mit  dem  Vorbehalt:  „insoweit  ni^t  die  jährlichen 
Uebnngen,  nothwendige  Verstärkungen  oder  Mobilmachungen  des  Heeres,  beziehungsweise 
Ausrüstungen  der  Flotte  die  Einberufung  zum  Dienst  erfordern." 

^)  Ebenda  §.  7. 

-•)  Bundesgesetz  vom  9  November  1867  §.  13,  3. 
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lente  während  der  Zeit  des  Besuches  einer  Norddentochen  Navigationsscbale 
oder  Schiffsbauschule  im  Frieden  zum  Dienst  in  der  Flotte  nicht  heran- 
gezogen werden.*)  Bei  ausbrechendem  Kriege  ist  ausser  den  dienstpflich- 
tigen Ersatzmannschaften^  den  Beurlaubten  und  Reserven  der  Flotte  nöthigen- 
falls  auch  die  Seewehr  zum  Dienst  einzuberufen.*) 

§.  286. 
Der  König  von  Preussen  bestimmt  als  BuiMesfeldherr  für  jedes  Jahr 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  die  Zahl  der  in  das  stehende  Heer  und  in 
die  Marine  einzustellenden  Rekruten.  Der  Gesammtbedarf  an  Rekruten 
wird  demnächst  durch  den  Bundesausschuss  fUr  das  Landheer  und  die 
Festungen,  beziehungsweise  unt^r  Mitwirkung  des  Bundesausschusses  fllr 
das  Seewesen,  auf  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach  dem  Verbältniss  der 
Bevölkerung  vertheilt.  Bei  Feststellung  der  Bevölkerung  der  -einzelnen 
Bundesstaaten  kommen  nur  die  in  deren  Gebiete  sich  aufhaltenden  Aus- 
länder, nicht  aber  auch  die  Angehörigen  anderer  Bundesstaaten  in  Ab- 
rechnung.') Die  Einberufung  der  Reserve,  Landwehr  und  Seewehr  zu  den 
Fahnen,  beziehungsweise  zur  Flotte,  erfolgt  auf  Befehl  des  Bundesfeldbcrm. 
Durch  die  kommandirenden  Generale  erfolgt  die  Einberufung  nur  entweder 
zu  den  jährlichen  Uebungen  oder  wenn  Theile  des  Bundesgebietes  in  Kriegs- 
zustand erklärt  werden.*) 

C.  Die  Unterhaltung  des  Heeres. 

§.  287. 
Die  Unterhaltung  des  Heeres  wie  der  demselben  angehörigen  Anstalten 
und  Einrichtungen  ist  eine  Pflicht  des  Staates,  also  eine  Last  der  Staats- 
angehörigen, wie  die  allgemeinen  Landessteuern.  Wo  das  Heer  kasemirt 
ist  und  die  Kasernen  nebst  ihren  Einrichtungen  aus  den  Mitteln  des  Stiiates 
erbaut  sind  und  erhalten  werden,  tritt  dieses  deutlich  hervor.  Anders  ver- 
hält es  sich  aber,  wo  noch  das  mittelalterlichere  System  der  Einquartirun- 
gen  gilt  und  die  spezielle  Quartirlast  nach  irgend  einem  Modus  beziits- 
wefse  vertheilt  und  festgelegt  ist.  Hier  kann  sich  die  staatsrechtlicbe 
Quartirlast,  wie  solche  dem  Staate  gegenüber  besteht,  dem  Pflichtigen 
Individuum  gegenübei'in  ein  Privatrecht  vei-wandelt  haben,  so  dass  dieses  den 
Umfang  und  Inhalt  der  speziellen  Quartirlast  zu  bestimmen  hat.  Der 
Staat  fordert  hier  kraft  seines  öffentlichen  Rec])tes  das  Quartir  ftir  seine 
Soldaten,  aber  das  Privatrecht  ist  es,  welches  die  Pflichtige  Person  (ob  die 
Person  oder  ein  Grundstück),  den  Inhalt  der  Quartirpflicht  (ob  vollständige 


»)  Ebenda  §.  13,  5. 

*)  Ebenda  §.  13,  6. 

^  Bundesgesetz  vom  9.  November  1867  §.  9. 

*)  Ebenda  §.  8. 
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oder  nur  theilweise  Natural  Verpflegung,  ob  blos  Wohnung  und  ob  eigene 
Stube  oder  ob  auch  Stallung  und  Streu),  die  temporejle  Dauer  der  einzelnen 
Quartirleistung  und  dergl.  zu  bestimmen  hat.  Wo  indess  eine  solche 
privatrechtliche  Regelung  des  Quartirwesens  nicht  Statt  gefunden,  ist  es 
Recht  und  Pflicht  des  Staates  dasselbe  als  eine  allgemeine  Staatsangelegen- 
heit nach  öffentlichem  Rechte  und  nach  politischer  Billigkeit  zu  ordnen, 
d.  h.  die  Quartirlast  nach  den  Grundsätzen  der  Besteuerung  der  Staats- 
angehörigen zu  vertheilen.^  Etwas  Anderes  ist  es  aber,  wenn  es  sich  im 
Kriege  oder  auch  auf  Märschen  um  die  Unterbringung  der  Truppen  handelt 
Hier  hat  der  Staat  die  Interessen  der  Truppen  vor  Allem  geltend  zu 
machen  und  es  ist  mehr  Sache  der  concreten  Praxis,  wie  die  reglements- 
mässigen  Anforderungen  der  Trappen  befriedigt  werden.^ 

2.  In  den  sfiddentsohen  Staaten. 

§.  288. 
In  Folge  der  politischen  Ereignisse  und  militairischen  Erlebnisse  des 
Jahres  1866  vereinigten  sich  auch  die  süddeutschen  Staaten  (Baiern, 
WUrtemberg,  Baden  und  Hessen)  auf  der  s.  g.  Stuttgardter  Conferenz  ttber 
eine  gleichmässige  Gestaltung  des  Heerwesens,  zugleich  um  dadurch  die 
Streitkräfte  dieser  Staaten  in  das  richtige  Verhältniss  zu  der  gehobenen 
Streitkraft  des  Norddeutschen  Bundes  zu  bringen.  Jene  Staaten  erkannten 
als  ein  nationales  Bedürfniss,  ihre  Wehrkräflie  so  zu  organisiren,  dass  sie 
zu  Achtung  gebietender  gemeinsamer  Action  befähigt  werden,  und  einigten 
sieb  deshalb  zu  möglichster  Erhöhung  ihrer  Militairkräfte  unter  einer,  den 
Prinzipien  der  preussischen  nachgebildeten  Verfassung,  welche  sie  zur 
Wahrung  der  nationalen  Integrität  in  Gemeinschaft  mit  dem  Übrigen 
Deutschland  geeignet  mache.  Diese  Vereinbarung  der  süddeutschen  Staaten 
ergab  gleiche  Grundsätze  der  aktiven  Wehrpflicht  der  ünterthanen,  sowohl 


')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  §.  234,  HI..  Bezüglich  der  in  den  Bundes- 
Terträgen  vereinbarten  Verpflegung  der  Bundestruppen  auf  Märseben  und  bei  dauernder 
Anwesenheit  in  anderen  Bundesländern  s.  Grotefend,  System  Abth.  I.  §.  136.  Vergl.  auch 
noch*'den  (Bundesbeschluss  vom  23.  August  1832:  „Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an 
eine  Begirung  ergangenen  AuflForderung  oder  auf  Bequisition  der  Regirung  eines  Bundes- 
staates, Hülfstruppen  zur  Wiederherstellung  der  öffentlichen  Ruhe  in  einem  Bundesstaate 
abgesandt  werden,  so  haben  diese  da,  wo  sie  einrücken  —  unbeschadet  des  ihrer  Regirung 
nach  dem  Artikel  14  der  Executionsordnung  ausserdem  noch  zustehenden  Ersatzes  der  zu 
liqaidirenden  Koston  -—  Einquartirung  und  Naturalverpflegung  zu  erhalten,  und  die  Hülfe 
empfangende  Regirung  hat  dafür,  dass  die  Einquartirung  und  Naturalverpflegung  nach 
dem  Reglement  des  Hülfe  leistenden  Staates  gehörig  erfolge,  Sorge  zu  tragen.") 

')  Vergl.  das  Preussische  Reglement  über  die  Naturalverpflegung  der  Truppen  im 
Frieden  vom  13.  Mai  1848,  welches  die  Verordnung  des  Königs  von  Preussen  vom  7.  No- 
vember 1867  auf  Grund  des  Art.  Gl  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  auch  für 
die  i^esammte  Armee  dieses  Bundes  in  Kraft  gesetzt  hat. 
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was  die  Voraassetzunged  als  den  Umfang  und  die  Dauer  derselben  betriffit,') 
sodann,  um  die  einzehien  Contingente  za  gemeinsamer  Aktion  nnter  sich 
nnd  mit  den  ttbrigen  deutschen  Staaten  zu  befähigen ,  gleiche  tactische 
Einheiten,  möglichste  Uebereinstimmung  der  Reglements,  der  Feuerwaffen 
und  der  Munition,  gemeinschaftliche  grössere  Uebungen,  gleichmässige  Aus- 
bildung der  Officiere,*) 

§.  289. 
Das  Prinzip  der  allgemeinen  Wehrpflicht  ist,  wie  dasselbe  im  Kord- 
deutschen Bunde  gilt,  auch  von  den  Stlddeutschen  Staaten  adoptirt,  so  dass 
nunmehr  in  dieser  Hhsicht  in  allen  deutschen  Staaten  derselbe  Grundsatz 
zur  Geltung  gekommen  ist.  Der  noch  vorhandene  Unterschied  zwischen 
der  Zeitdauer  der  aktiven  Dienstpflicht  in  den  Süddeutschen  Staaten  und 
in  denen  des  Norddeutschen  Bundes  ist  von  geringerer  staatsrechtlicher 
Bedeutung.  In  jenen  beginnt*  die  persönliche  Dienstpflicht,  vorbehaltlich 
früheren  freiwilligen  Zuganges,  mit  dem  vollendeten  zwanzigsten,  in  keinem 
Falle  aber  später  als  mit  dem  vollendeten  einundzwanzigsten  Lebensjahre. 
Nach  Umfluss  der  dreijährigen  Praesenspflicht  tritt  die  Mannschaft  in  die 
Kriegsreserve  ihrer  Abtheilung  unter  Verwendung  in  der  Linie  im  Kriege. 
Nach  Umfluss  der  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere  erfolgt  der  Eintritt  in 
die  Reservebataillone  mit  kurzen  Uebungen  im  Frieden  und  mit  Verwen- 
dung gleich  der  Linie  im  Kriege.  Die  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere 
und  in  den  Reservebataillonen  (Landwehr  ersten  Aufgebots)  endet  späte- 
stens mit  dem  vollendeten  zweiunddreis^gsten  Lebensjahre.  Die  Bestim- 
mungen über  weitere  Dienstpflicht  in  der  Landwehr  zweiten  Aufgebots  und 
über  den  Landsturm  sind  nicht  in  den  Bereich  der  Conferenzberathungen 
gezogen.^) 


Dritter  TIteK 

Das    Hülfsdienstrecht 

§.  290. 
Das  Recht  der  Staatsgewalt  beansprucht  von    den  Unterthanen  die- 
jenigen Dienstleistungen,  welche  zum  Zwecke  der  Erfüllung  seines  polizei- 
lichen Berufes  von  diesen  geleistet  werden  müssen  und  von  einem  Jeden 


•)  S.  im  folgenden  Paragraphen. 

*)  S.   den   Text   der  Vereinbarung  in  Glaser,   Archiv   des  Norddeutschen  Bundes 
Heft  HL  S.  42  ff. 

3)  Glaser,  Archiv  des  Norddeutschen  Bundes  Heft  III.  S.  42ff. 
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geleistet  werden  k5iinen.  Nicht  gehört  also  dazu  der  s.  g.  Staatsdienst, 
welcher  nar  von  Einzehien  geleistet  wird  und  zn  welchem  nur  die  Befähig- 
ten zugelassen  werden ,  femer  nicht  diejenigen  Dienste,  welche  nicht  zur 
ErAlIlang  von  Staatszwecken  geleistet  werden,  wie  z.  B.  die  Jagddienste. 
Ebenso  ist  aber  ans  dem  Begriffe  des  Landesdienstes  der  Militairdienst  aus- 
geschlossen, weil  dieser  nicht  von  Allen  im  Staat  geleistet  wird  und  nicht 
Ton  dem  Staate  zur  Verwirklichung  seiner  Idee,  sondern  zur  Sicherung 
seines  Daseins  gefordert  wird.*)  Es  liegt  in  der  Natur  dieser  s.  g.  Land- 
folgedienste,  dass  sie  nur  dann  von  dem  Staate  gefordert  werden,  wenn 
die  Mittel  und  Kräfte,  welche  ihm  in  seinen  ordentlichen  Anstalten  zu 
Gebote  stehen,  nicht  ausreichen  und  eine  umfassendere  Htilfsleistung  erfor- 
derlich ist.  Ein  gewisser  Ausnahms-  oder  Nothstand  wird  vorausgesetzt, 
wie  z.  B.  die  -durch  ausserordentliche  Naturereignisse  herbeigeführten  Ge- 
fahren und  Schäden,  oder  die  durch  weitergehende  Verzweigungen  ver- 
brecherischer Pläne  bewirkte  allgemeine  Unsicherheit.  Darum  eben  die 
allgemeine  Verpflichtung  der  Unterthanen  zu  jenen  Dienstleistungen,  wie 
auch  der  Grundsatz,  dass  diese  Dienste  bei  genügendem  Anlass  und  nur 
bis  zur  Grenze  des  Bedarfes  gefordert  werden  dürfen.*) 

§.  291. 
Die  Dienste,  welche  der  Staat  von  seinen  Unterthanen  als  solchen 
fordert  d.  h.  von  allen  denen,  welche  zu  deren  Ableistung  überhaupt  im 
Stande  sind,  (also  nicht  von  Blinden,  Lahmen  und  dergl.  Gebrechlichen) 
sind  der  Art,  dass  sie  von  Jedermann  ohne  technische  oder  wissenschaft- 
liche Bildung  und  Uebnng  geleistet  werden  können,  eben  Dienstleistungen 
der  Person  als  solcher.')  Dagegen  liegt  es  ebenso  in  dem  Wesen  und 
Zwecke  dieser  Dienste,  dass  sie  im  concreten  Falle  nicht  von  allen  an 
sieh  Pflichtigen  im  Staate  gefordert  werden,  sondern  nur,  vielleicht  unter 
Wahrung  einer  gewissen  Reihenfolge,  ton  denen,  deren  Htllfeleistung  in 
diesem  Falle  die  zweckentsprechendste  sein  wird.  Im  Einzelnen  können 
die  Dienste  verschiedenen  Zwecken  dienen,  immer  aber  nur  dem  in  dem 
Begriffe  des  Staatszweckes  enthaltenen.    Der  Staat  beansprucht  daher  mit 


')  A.  M-  Klüber:  Oeffentliches  Recht  §.469,  welcher  persönliche  und  dingliche 
Staatsdienste  nnterschcidet  und  zu  jenen  die  Kriegs-  oder  Militairdienste  und  dergleichen 
rechnet. 

*)  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.33  a.  E.) 

^)  Die  Unterscheidung  von  Klüber,  OeflFentliches  Recht  §.467  zwischen  persönlichen 
^  dinglichen  Staatslasten  ist  unrichtig  und  beruht  vielleicht  auf  den  Irrthum,  dass  die- 
jenigen Dienste,  welche  nur  von  den  Grundbesitzern  gefordert  werden  (können),  dingliche 
seien.  Personliche  Verpflichtungen,  Dienste,  welche  von  der  Person  geleistet  werden 
sollen  und  müssen,  können  nicht  dinglich  sein  und  der  Umstand,  dass  etliche  nur  von 
Unterthanen  billiger  Weise  gefordert  werden  können,  welche  die  ans  dem  Besitze  einer 
(l>espannten)  H^fstelle  relevirenden  Mittel  besitzen,  macht  die  Dienstpflicht  noch  nicht 
zu  einer  dinglichen. 
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Becht  auf  allen  Gebieten  seiner  Zoständigkeit  anter  der  allgemeinen  Vor- 
aussetzung des  Bedürfnisses  die  persönliche  Hülfeleistung  der  Unterthanen : 
zunächst  auf  dem  Bechtsgebiete  zur  Verfolgung  (Nacheile)  der  Verbrecher^ 
wenn  die  reguläre  Polizei-Mannschaft  nicht  ausreicht,  sodann  auf  dem  Ge- 
biete der  materiellen  Wohlfahrt  zur  Abwehr  oder  Restauration  der  durch 
Naturereignisse  drohenden  oder  eingetretenen  Zerstörungen  im  allgemeinen 
Interesse  junterhaltener  Anstalten  (Deiche,  Wege,  Brücken  etc.)?  endlich  aaf 
dem  Gebiete  der  Sicherheitspolizei  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  der  die 
Ordnung  und  Ruhe  im  Staate  von  Aussen  oder  Innen  gefährdenden  oder 
verletzenden  Zustände.*)  Eine  allgemeine  Voraussetzung  dieser  Landes- 
dienste ist  aber,  dass  der  Staat  sie  nur  in  Ermangelung  besonderer  Organe 
oder  einer  dem  Zwecke  nicht  entsprechenden  Kraft  derselben  fordert,  und 
dass  dieselben  nur  zur  Unterstützung  solcher  Organe,  nicht  aber  an  deren 
Stelle  eintreten  sollen.') 


*)  Vergl.  z.B.  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.40:  „—  behnf  des 
Oemeindeschutzes  —";  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  80:  „—  zur  Aufrechthaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  bürgerlichen  Ordnung  — ";  Anhalt-Bernburgsches 
Landesverfasßungsgesetz  §.39:  ,—  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  —  **. 

')  Am  Deutlichsten  tritt  dieses  bei  dem  für  militairische  ZweclTe  bestimmten  Land- 
folgedlenst  hervor.  Hier  beschränken  sich  diese  auf  Hülfsleistungen,  wie  Kricger- 
fuhren,  Festungsarbeiten  und  dergl.,  nehmen  aber  an  dem  eigentlichen  Militairdienste 
keinen  Antheil. 


Zweite  Abtheilung. 

Die  Verfassungr  Aes  ütaates. 

Erstes  Bnch. 

^llg^emeine  Erörterungen.^) 
I.  Begriff  der  Staatsverfassung. 

§.  292. 
Das  geistig-sittliche  Element  des  Staatswesens  verkörpert  sich  in  sicht- 
baren Zuständen  und  Verhältnissen,  welche  unter  sieh  verschieden  und 
manniehfach  gegliedert  dennoch  einen  einheitlichen  Organismus,  eben  einen 
Körper,  an  welchem  bestimmte  Glieder  zu  unterscheiden  und  mit  welchem 
diese  einzelnen  Glieder  in  integrirendem  Zusammenhange  stehen,  bilden. 
Der  Staat  ist  in  seiner  äusseren  Erscheinung  ein  realer  Bestand  und  bildet 
sich  aus  tausendfachen  Verhältnissen,  welche  nach  Inhalt,  Umfang  und 
politischer  Bedeutung  sich  gegeneinander  auf  das  Mannichfachste  abstufen, 
aber  dennoch  von  dem  unsichtbaren  Bande  der  einheitlichen  Staatsidee, 
durch  die  Macht  der  Sittlichkeit  und  des  Rechtes,  unlösbar  zusammen- 
gehalten werden  und  den  vielfach  gegliederten  einheitlichen  Organismus 
des  sichtbaren  Staates  darstellen.  Diese  äussere  Zuständlichkeit  des  Staates 
ist  die  Verfassung.*)    In  dem  Begriffe  der  Staatsverfassung  concentriren 


M  Alg^ernon  Sidney,  on  govemment  (1690);  K.  S.  Zachariä,  über  die  voll- 
kommene  Staatsyerfassung  (1800);  Krug,  über  Staatsverfassung  und  Staatsverwaltung 
(1805);  Schleiermacher,  über  die  Begriffe  der  verschiedenen  Staatsformen  (in  den 
Abhandlnngen  der  Akademie  der  Wissenschaft  in  Berlin  von  1814—1815,  philosophische 
Oasfie  S.  17—49);  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre,  Abtheilung  II.  S.  211  ff.;  Bluntschli, 
Angemcmeß  Staatsrecht  (4.  Auflage)  B.  I.  S.  278  flF.;  Held,  System  Th.  I.  S.  338  ff. 

*)  Weiss,  System  S.  433:  „In  der  noth wendigen  Verknüpfung  dieser  (der  sub- 
stanzieUen  und  der  ideellen)  Elemente  liegt  die  Verfassung  des  Staates."  Wenn  dagegen 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  75  (ebenso  Held,  System  Th.  I.  S.  344)  sagt: 
,Die  Verfassung  ist  der  Inbegriff  der  rechtlichen  Normen  über  das  Subject  der  höchsten 
Gewalt  Im  Staate  und  über  die  Ausübung  der  Staatsgewalt,"  so  ist  die  Substanziirung 
Orotefend,  Sustsreclii.  18 
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sich  alle  diejenigen  Anstalten  und  Zustände,  durch  welche  die  Idee  des 
Staates  sich  zu  einem  Wesen  physischer  Wirklichkeit  gestaltet,  in  welchen 
sie  ihr  geistig-sittliches  Leben  entfalten  und  durch  welche  sie  die  Macht 
ihrer  Herrechaft  erhalten  kann.  ♦ 


II.  Wesen  der  Staatsverfassung. 

§.  293. 
Die  Verfassung  ist  der  Staat  in  demselben  Sinne,  wie  man  die  sicht- 
bare Gestalt  des  Menschen  den  Menschen  nennt.  Denn  der  Zustand  (Sta- 
tus), in  welchem  der  Staat  d.  h.  der  politische  Organismus  des  Volkes  als 
die  wesentlich  einheitliche,  sich  selbst  bestimmende  und  selbst  gewaltfähige 
Persönlichkeit  sich  darstellt,  ist  die  Verfassung  des  Staates.  Aber  jcoer 
Satz  will  auch  nur  in  jenem  Sinne  behauptet  sein.  Denn  eben  so  unver- 
kennbar ist  es,  dass  die  Seele  des  Staates,  welche  in  dieser  sichtbaren 
Gestaltung  waltet,  die  Staatsidee,  mindestens  nicht  unwesentlicher  als  die 
äussere  Form  des  Staates  ist,  wenngleich  sich  nicht  behaupten  lässt,  dass 


des  Beijrilfes  der  Verfassung  aus  den  „rechtlichen  Normen"  nicht  wohl  zu  billigen,  da 
diese  das  Verfassung! echt,  nicht  aber  die  Verfassung  des  Staates  bilden,  diese  vielmehr 
nur  die  politischen  Institute  als  eine  ZuständUchkeit  des  Staates  darstellen.  Gegenständ- 
lich zu  beschränkt,  das  Wesen  und  die  Fülle  der  Staatsverfassung  nicht  deckend,  ist  die 
Definition  von  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  98,1.:  „Das  Staatsverfassungsrecht  umfa^it 
alle  Kechtsbestimmungen,  welche  auf  die  Staatsform  d.  h.  auf  die  Art  der  öffentlichen 
Persönlichkeit  des  regierenden  Subjectes,  und  auf  das  Rechtsverhältniss  zwischen  Ober- 
herrschaft und  Unterherrschaft  im  Allgemeinen,  sich  beziehen."  Sehr  treffend  bemerkt 
gegen  eine  solche  Begriffsfassung  Stahl,  Bechts-  und  Staatslehre  Abth.  IL  S.  209:  M^ 
Verfassung  ist  nicht  ein  blosses  gegenseitiges  Verhältniss  unter  den  Menschen  (den  Herr- 
schenden und  Gehorchenden),  sondern  das  Verhältniss  einer  Anstalt  über  ihnen,  der  Za- 
sammcnhang  dieser  Anstalt  in  ihr  selbst,  von  dem  erst  folgeweise  auch  das  Keeht- 
verhältniss  zwischen  Regenten  und  Unterthanen  sich  ergiebt."  Wichtig  ist  es.  auf  «ias 
Charakteristische  der  Verfassung  als  des  Zustande s  der  organischen  Einrichtungen  des 
Staates  zu  verweisen,  wie  es  bestimmt  und  klar  von  Stahl  a.  a.  0.  S.  105  geschehen: 
„Die  Gliederung  der  menschlichen  Gemeinschaft,  durch  welche  der  Staat  al^  Anstalt  be- 
steht —  also  der  Zusammenhang  der  Einrichtungen,  die  Austheilung  der  Berafsstellongen. 

die  Bildung  der  Organe  für  Beherrschung  —  ist  die  Verfassung. Jene  ist  daher 

ein  Bestand."  Hierauf  deutet  aach  Held,  System  Th.  I.  S.  339  in  den  Worten:  «Sonach 
ist  die  Verfassung  eines  Staates  die  mit  dem  Dasein  eines  Staates  selbst  gegebene  daneroilo 
und  seinem  Wesen  wie  Zweck  entsprechende  lebendige  Gliedenmg  desselben  als  Staat/ 
Noch  deutlicher  und  sehr  richtig  wird  der  Begriff  und  das  Wesen  der  Verfassung  ebenda 
Th.  IL  S.  50  ff.  dargestellt  —  Auffallen  muss,.wie  Zöpfl,  Grundsätze  §.  325  ff.  »von  d<>T 
Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen**  und  überhaupt  von  den  allgemeinen  Lehren  über 
die  Verfassung  unter  dem  Titel  „die  Landstände"  sprechen  konnte.  Als  wenn  die  Land- 
stände  über  der  Verfassung  ständen  und  nicht  vielmehr  ein  Organ  in  der  Verfassung 
bildeten. 
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,  sie  um  bo  viel  das  Wesentlichere  an  dem  Staatswesen  sei,  als  das  Psy- 
chische des  Menschen  höher  gilt  denn  das  Leibliche.  Denn  die  Staaten 
kennen  ein  Jenseits  nicht  und  müssen^  was  sie  sein  wollen,  ganz  hier  auf 
Erden  sein  und  werden.  Wie  ind^ss  die  Physiognomie  des  Menschen  und 
sein  geistiges  Sein  in  ununterbrochener  wesentlicher  Wechselwirkung  stehen 
nnd  vor  Allem  das  Antlitz  als  der  Spiegel  der  seinen  Ausdruck  bestimmen- 
den Seele  gilt^  so  ist  auch  die  Verfassung  ein  Abbild  der  Idee,  welche  den 
Staat  beherrscht;  welche  das  Leben  des  Staates  ist.  Eben  darin  begründet, 
sich  auch  die  wesentliche  Bedeutung,  welche  die  Verfassung  des  Staates 
für  sein  Leben  behauptet,  und  der  Werth,  welchen  die  richtige  Erkennt- 
niss  desselben  fUr  das  richtige  Verständniss  der  concret  gestalteten  Staats- 
.  idee  und  dieses  wieder  ebenso  fbr  jene  hat.  Das  Eine  bedingt  das  Andere, 
und  das  Eine  will  durch  das  Andere  verstanden  sein.  Vor  Allem  darf  die 
Verfassung  wie  auf  der  einen  Seite  nicht  als  das  Wesen  des  Staates  selbst, 
so  auf  der  aäderen  Seite  auch  nicht  als  ein  Zufälliges  und  Gleichgültiges 
in  der  Natur  des  Staates  betrachtet  werden. 

§.  294. 
Der  Staat  ist  in  seiner  Verfassung  und  durch  dieselbe  der  Staat.  ^) 
Denn  die  sichtbare  Ordnung  sinnlich  wahrnehmbarer  Erscheinungen,  in 
denen  die  Idee  des  Staates  zu  Tage  tritt,  ist  die  Folge  pnd  Bedingung  des 
realen  Staatswesens.  Eben  darum  muss  die  Verfassung  des  Staates  ein 
einheitlicher  Organismus  sein;  die  Glieder  desselben  müssen  ungeachtet  oder 
vielmehr  wegen  ihrer  Mannichfaltigkeit  und  Verschiedenheit  in  einem  lo- 
gischen Zusammenhange  stehen,  so  dass  sie  als  die  integrirenden  Theile  eines 
Ganzen,  eben  als  die  Glieder  eines  Körpers  erscheinen.  Die  Einheit  des 
ideellen  Staatsprinzipes  muss  in  der  Verfassung  des  Staates  ihren  sicht- 
baren Ausdruck  finden,  oder:  die  Verfassung  des  Staates  muss  der  Art 
sein,  dass  die  in  ihr  begriffenen  Organe  und  Organismen  die  Verwirk- 
lichung des  prinzipiell  einheitlichen  Staatswillens,  das  in  sich  consequente 
Handeln  der  von  diesem  belebten  Person  des  Staates  ermöglichen.  Diese. 
Einheitlichkeit  der  Verfassung  spiegelt  sich  vor  Allem  auch  in  dem  ihr 
besonders  gewidmeten  Gesetze,  dem  Verfassungsgesetze  des  Staates  wieder, 
und  es  ist  nicht  ein  Zufälliges,  sondern  vielmehr  die  logische  Consequenz 
aus  dem  höchsten  und  letzten  Prinzipe  des  Staatswesens,  dass  dieses  Ge- 
setz, logisch  und  einheitlich  in  sich,  auch  keinen  Widerspruch  mit  seinem 
eigensten  Prinzipe  dulden  kann.^) 


')  Jordan,  Lehrbuch  des  Staatsrechts  §.  38:  „Staatsform  (ist  hier  gleichbedeutend 
Tuit  «Verfassung"  zu  verstehen)  ist  die  äussere  Gestalt,  in  welcher  sich  die  Idee  des 
Staates  in  der  Erfahrung  wesentlich  darstellt." 

'j  In  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  wird  nicht  selten  ausdrücklich  hervor- 
g-ehobeü,  dass  das  betreffende  Land  einen  unter  einer  Verfassung  vereinigten  Staat  bildet, 
oder  das  ein  Verfassungsinstitut,  namentlich  das  landständische,  für  den  ganzen  Staat  be- 

18* 
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§.  295. 
Die  Verfassang  des  Staates  begründet  seine  Individualität.  Ans  dem 
aligemeinen  Gattungsbegriffe  hebt  sie  ihn  als  eine  Species  hervor,  welche, 
soviel  Gleichheiten  und  Aehulichkeiten  sie  mit  ihres  Gleichen  hat,  gleich- 
wohl in  allen  Hinsichten  ein  eigenes  Wesen  zeigt.  Ein  jeder  historische 
Staat  hat  seine  besondere  Verfassung  und  ist  durch  diese  ein  invidneil 
besonderes  Wesen.  ^  Wie  der  Mensch  dem  Menschen  in  Hinsicht  auf  seine 
endliche  sittliche  Bestimmung  wie  durch  die  Natur  seiner  leiblichen  Ge- 
staltung gleich  ist  und  dennoch  je  für  sich  als  ein  selbständiges  Wesen 
mit  höchst  eigenen  Zuständen  und  Schicksalen  lebt,  so  ist  auch  der  Staat 
in  der  Idee  ein  allen  Staaten  gemeinsamer  Begriff,  aber  der  Staat  in  der 
geschichtlich  gewordenen  Verfassung  ist  ein  flir  sich  dastehendes,  sein 
eigenes  Leben  dirrchlebendes  Individuum.  So  haben  die  deutschen  Staaten 
je  eine  eigene  Verfassung  und  behaupten  sie  gerade  durch  diese  and  in 
dieser  je  ihre  eigene  Existenz.  Eine  jede  deutsche  Ver&ssung  ist  also  in 
ihrer  Selbständigkeit  fttr  sich  zu  betrachten.  Gleichwohl  haben  aber  sämmt- 
liehe  deutsche  Verfasätmgen  viel  Gemeinsames  nicht  nur  insofern,  als  sie 
alle  das  allgemein  Wesentliche  des  Staatsbegriffes  darstellen,  sondern  auch 
insofern,  als  die  geschichtliche  Entwicklung  dieoe  national  verwandten 
Staaten  durch  Jahrhunderte  in  gleichen  Bahnen  führte. 


steht  u.  dergl.  m.  Vergl.  z.  B.  Sächsisches  Verfassungsgeaetz  §.  1  und  61;  Würtem- 
hergsthes  §.  1  nnd  namenth'ch  §.  2  Ahs.  1:   „Wurde  in  der  Folgezeit  das  Königreich 

einen  neuen  Landzuwachs erhalten,  so  wird  derselbe  in  die  Gemeinschaft  der 

Verfassung  des  Staates  aufgenommen;**  Grossherzoglich  Hessisches  §.3: 
Weimarsches  §  1;  Meiningensches  Grundgesetz  §.5;  Altenburgsches  §.1;  Co- 
burg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §,  1  (unter  Vorbehalt  der  Sonderlandtage);  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschafksordnung  §.1;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgnmd- 
gesetz  §.  3;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  1;  auch  Mecklenburgschcr  Erb- 
vergleich vom  18.  April  1755  §.  140. 

*)  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abtheilung  n.  S.  221:  „Die  Verfassung  ist  nur 
Eine  Seite  im  Dasein  eines  Volkes  und  muss  sich  im  Einklänge  mit  den  übrigen  befinden. 
Es  muss  deswegen  jeder  Staat  nach  seinen  eigenthüm liehen  Beziehungen  verfasst  sein,  dU: 
Verfassung  nuiss  den  Bedürfnissen,  den  hergebrachten  Verhältnissen,  der  Sitte  und 
Sinnesart  der  Nationen  entsprechen,  und  dass  dieses  geschehe,  ist  die  nächste  nnerlass- 
üche  Anforderung  an  dieselbe,  sie  darf  nicht  einem  Ideal  von  an  sich  vollkommener  Ver- 
fassung aufgeopfert  werden."  * 
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III.  Das  Verfassungsrecht. 

§.  296. 
Die  Würdigung  des  Staates  als  der  organischen  Verkörperung  der  in 
sich  selbständigen  und  abgeschlossenen  Idee  stellt  die  äussere  Erscheinung 
desselben;  seinen  äusseren  Zustand  als  eine  bestimmte  und  darum  rechtlich 
gefestigte  Ordnung  dar.  Kraft  der  Idee  des  Gemeinsamen  schliessen  sich 
die  einzelnen  Elemente  und  Organe  des  Staates  zu  einem  Organismus  zu- 
sammen, in  welchem  sie  je  fttr  sich  und  doch  alle  in  der  Harmonie  ihrer 
gegenseitigen  Beziehungen  zu  dem  Ganzen  eine  bestimmte  Position  und  ein 
bestimmtes  Gebiet  der  Bewegung  behaupten.  Die  Art  und  Weise,  wie 
diese  Beziehungen  der  Glieder  zu  dem  Organismus  gestaltet  sind,  bestimmt 
den  besonderen,  individuellen  Charakter  einer  historischen  Verfassung.  Die 
Aehnlichkeit  der  politischen  Anschauung  aller  civilisirten  Staaten  hat  eine 
Aehnlichkeit  auch  ihrer  Verfassungszustände  bewirkt,  obwohl  im  Einzelnen 
manche  Unterschiede  schon  in  Folge  der  nationalen  Eigenthümlichkeiten 
geblieben  sind.  So  ist  auch  das  an  der  Verfassung  der  deutschen  Staaten 
gestaltete  Recht  fttr  die  meisten  derselben  in  dem  Sinne  ein  gemeinsames, 
dass  demselben  gleiche  Prinzipien  zum  Grunde  liegen  und  diese  mit  gleichen 
oder  doch  ähnlichen  Gonsequenzen  sich  entfaltet  haben. 

§.  297. 
In  der  Gestaltung  des  Verfassungsrechtes  wirken  gleichzeitig  und  mit 
gleicher  Nothwendigkeit  zwei  Prinzipien,  welche  in  entgegengesetzter  Rich- 
tung und  dennoch  um  des  Staates  willen  so  wirken  müssen.  Es  ist  das 
centripetale  Prinzip  der  Staatseinheit  und  das  centrifugale  der  Selbständig- 
keit der  Staatsglieder.  Die  bestimmte  Sonderung  der  einzelnen  Elemente 
und  Organe  des  Staates  zeigt  sich  in  einer  Selbständigkeit  und  Eigen- 
beständigkeit derselben,  aber  die  Idee  des  Staates  verknüpft  diese  ihre 
Selbständigkeit  wahrenden  Glieder  zu  dem  organischen  Ganzen  des  Staates. 
Die  Geschichte  des  Staates  zeigt  des  Oefteren  die  ungleiche  Kraft  jener 
beiden  Prinzipien;  nur  in  den  glücklichsten  Zeiten  des  Staatslebens  zeigen 
sie  beide  ihre  gleiche  Berechtigung  und  Wirksamkeit  und  gestattet  diese 
Gleichheit  die  reine  Harmonie  der  Verfassung  und  des  Lebens  des  Staates. 
Der  Staat  vergeht  sich  und  leidet  selbst  darunter,  wenn  er  nicht  die  Selb- 
ständigkeit seiner  Elemente  und  Organe  anerkennt  und  derselben  den  be- 
rechtigten Ausdruck  gestattet.  Nicht  minder  irren  die  Glieder,  wenn  sie 
ihr  Wesen  überschätzen  und  den  Zusammenhang,  in  welchem  sie  mit  dem 
Staate  und  unter  sich  stehen,  verkennen.  .  Das  Zusammenwirken  aller 
Elemente  und  Organe  des  Staates  je  in  ihrer  Sphäre  und  nach  ihren  Ver- 
bältnissen bedingt  das  gesunde  Leben  des  Staates-,  so  auch  ist  die  Aus.- 
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bilduDg  des  Hechtes  aller  dieser  Glieder  des  Staates  und  des  Staatsganzen 
selbst  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Verfassung. 


IV.  Bestandtheiie  des  Verfassungsrechts. 

§.  298. 
Das  gesammte  Verfassungsrecht  sonderte  sich  nach  den  Bestandtheiien 
der  Verfassung  selbst  in  das  Recht  der  Elemente  des  Staates,  in 
das  der  Formen  des  Staatslebens  —  diese  als  Einrichtungen  am 
Staate,  nicht  als  die  in  Bewegung  begriffenen  Functionen  des  Staatslebens 
gedacht — *)  und  in  das  der  Organe  des  Staatslebens,  jenes  eretere 
aber  wieder  in  das  Recht  des  Staatsgebietes,  in  das  des  Staats- 
Oberhauptes  und  in  das  der  Unterthanen,  das  Recht  der  Formen 
des  Staatslebens  in  das  der  Gesetzgebung  und  das  der  Regirung 
und  das  Recht  der  Organe  des  Staatslebens  in  das  des  gesetzgeben- 
den Körpers  und  das  des  Staatsdienstes.  Alles  dieses  Recht  ist 
im  Prmzipe  verschieden,  je  nachdem  es  in  einem  monarchischen  Staate 
oder  in  einer  Republik  sich  gestaltet,  während  in  dem  subjectiven  Rechte 
der  Staatsgewalt  diese  Verschiedenheit  der  Staatsformen  sich  nicht  geltend 
machen  konnte.  Es .  wird  aber  jene  Unterscheidung  der  Staatsformen  in 
den  einzelnen  Thoilen  des  Verfassungsrechtes  nicht  in  gleichem  Grade 
sichtbar  hervortreten,  wie  namentlich  das  Recht  der  Unterthanen  und  des 
Staatsgebietes  in  den  Monarchieen  und  in  den  Republiken  fast  als  dasselbe 
sich  zeigt,  die  Formen  des  Staatslebens  aber  im  Wesen  in  beiden  Staats- 
arten  die  gleichen  sind.  Endlich  hat  die  Errichtung  des  Norddeutschen 
Bundes  ein  selbständiges  Organ  des  Bundeslebens,  der  Gesetzgebung  und 
der  Regirung,  herausgebildet,  während  das  Recht  der  Elemente  des  Staates 
in  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  als  eines  nur  staatsartigeu 
Wesens  nicht  eine  solche  besondere  Gestaltung  gelinden  und  es  für  dessen 
Darstellung  genügt,  auf  die  Beeinflussung  desselben  durch  den  Norddeut- 
schen Bund  aufmerksam  zu  machen. 


V.   Das  Verfassungsgesetz. 

§.  299. 
Das  Verfassungsgesetz  fordert   um  des  Staates   willen  Klarheit    und 
Festigkeit.*)     Der  organische  Auf-  und  Ausbau  der  staatlichen  Persönlich- 


')  S.  unten  die  Darstellung  der  Formen  des  Staatslcbens. 

2)  Stahl,  Kcchts-  und  Staatslehre  Abth.  11.  S.  275:   „Da  zuerst  die  oberste  Gew»h 
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keit  und  Recht  und  Pflicht  ihrer  einzelnen  Glieder  sollen  von  vornherein 
erkennbar  und  gewiss,  das  rechte  Leben  aller  Theile  des  Ganzen  flir  alle 
Fälle  gesichert  sein.  Die  Beurkundung  des  Verfass'ungsrcchtes 
des  Staates  oder  das  Verfassungsgesetz  ist  dainim  ein  Bedürfniss  der 
Gegenwart  geworden,  welches  nicht  der  üebermuth  der  Unterthanen,  son- 
dern das  Selbstbewusstsein  des  Staates  und  die  Liebe  zur  Gerechtigkeit 
empfanden.')  Aus  diesem  Gesichtspunkte  sind  die  vielen  Codificationen 
der  deutschen  Verfassungsrechte  zu  verstehen.'*)  Für  den  ßegriflf  und  das 
Wesen  der  Staatsverfassung,  der  monarchischen  wie  der  republikanischen, 
sind  sie  in  dem  zwiefachen  Sinne  indifferent,  dass  weder  die  eine  oder  die 
andere  Verfassungsform  eine  urkundliche  Niederschrift  des  geltenden  Ver- 
fossungsrechtes  erfordert,  noch  dass  das  Dasein  einer  solchen  Urkunde  den 
Charakter  der  Monarchie  verändert,  dem  monarchischen  Frinzipe  Eintrag 
thnt.  Aber  wahr  ist,  dass  das  Dasein  einer  Jedermann  zugänglichen  und 
verständlichen  Verfassungsurkunde  für  das  Leben  des  Staates  von  grösster 
BedeutTlng  ist;  nicht  minder  wie  die  Codificationen  Justinians  und  ihrer 
Nachahmungen  von  grösstem  Werthe  für  die  Erhaltung  und  Fortbildung 
der  privatlichen  Bechtsgestaltungen  gewesen.  Denn  das  geschriebene  Ge- 
setz muss  in  der  eine  unmittelbare  Bechtserzeugung  und  Rechtserhaltung 
nicht  mehr  kennenden  Gegenwart  ein  Surrogat  für  die  Recht  schaffende 
und  übende  Gewohnheit  sein.  Das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  bedarf 
der  kräftigeren  Unterstützung  durch  das  Organ  der  Gesetzgebung  und  durch 
dessen  sichtbare  Werke.  ^) 


ihren  staatlichen  Charakter  erhielt,  so  musste  zwar  eine  üebergangsepoche  eintreten,  in 
welcher  hei  Ermangelung  irgend  einer  bedeutsamen  Landesvertretung  auch  das  Verfassungs- 
gesetz der  Bestimmtheit  und  Unverbrüchlichkeit  entbehrte,  und  die  Sitte  und  Regirungs- 
praxis  haben  diesen  Mangel  ersetzt  oder  nicht  fühlbar  gemacht.  Aber  es  ist  gegen  das 
Gesetz  der  natürlichen  Entwicklung,  dass  ein  Zustand  der  Unbestimmtheit,  der  durch 
Sitte  bloss  thatsachlich  erhaltenen  Ordnung  für  immer  fortbestehe;  er  musste  sich  ent- 
weder zu  der  eigentlichen  Despotie,  wie  unter  Ludwig  XIV.,  oder  zu  einem  viel  bestimm- 
teren gesetzlichen  Charakter  entscheiden.  *" 

*)  Waitz,  Grundzüge  der  Politik  S.  129:  „Wie  man  lange  schon  dahin  gelangte,  das 
private  Becht  nicht  mehr  hlos  im  Bewusstsein  oder  in  der  Gewohnheit  des  Volkes  ruhen 
zu  lassen,  sondern  dasselbe  auch  äussorlich  fixirtc  und  damit  eine  neue  Epoche  für  die 
Ausbildung  und  zugleich  die  bessere  Anwendung  desselben  eröffnete,  so  hat  nothwendig 
das  Gleiche  für  da»  öffentliche  Becht  geschehen  müssen:  die  Geschichte  lehrt,  dass  es 
regelmässig  später  geschieht,  aber  dass  es  nicht  unterbleibt,  wenn  ein  Staat  nicht  über- 
haupt erstarrt  oder  verkommt;  die  es  hindern,  halten  diesen  nur  auf  dem  Wege  seiner 
Entwicklung  auf/  Dass  das  „Verfassungsgesetz "  kein  Bequisit  des  Staatsbegriffes  ist, 
beweist  England,  das  sogar  als  Mutter-  und  Musterland  des  Constitutionalismus  einer 
„Verfassungsurkunde"  im  französischen  und  deutschen  Sinne  entbehrt.  Indess  ist  England 
auch  zu  sehr  „Beich",  um  diese  Consequenz  aus  dem  Begriffe  des  „Staates"  zu  dulden 
und  gebt  es  ihm  in  dieser  Hinsicht  nicht  besser  als  Oestreich. 

*)  Die  Nachweisung  derselben  s.  oben  §.  29. 

^)  S.  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  L  S.  447  a.  E..;  Stahl,  Bechts-  und 
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§.  300. 
Die  Verfassangsorkonde  hat  die  Verfassung  zum  Gegenstände^  aber 
sie  ist  diese  nicht  selbst/)  Der  staatliche  Zustand  mit  allem  seinen 
mannichfachen  Rechte  ist  gar  nicht  danach  angetban^  sich  in  die  Fonn 
einer  Urkunde  ganz  fassen  zu  lassen,  und  in  der  That  giebt  keines  der 
vielen  deutschen  oder  nicht-deutschen  Verfassungsgesetze  den  gesammten 
Inhalt  einer  bestimmten  lebenden  Verfassung  wieder.  Selbst  die  am&ssend- 
sten  müssen  aus  den  anderen,  oft  den  verschiedensten  Rechtszeugnissen 
ergänzt  werden;  die  Verfassung  bleibt  auch  in  ihrer  codificirten  Gestaltung 
ein  buntes  Bild.  Andererseits  ist  es  auch  thatsächlich,  dass  Verfassangs- 
urkunden  über  den  Zweck  ihrer  Niederschrift  hinausgehen  und  Gegenstände 
eines  fremden  Rechts-  oder  Freiheitsgebietes  in  sich  aufnehmen,  etwa  weil 
die  Gelegenheit  zu  ihrer  urkundlichen  Festigung  sich  hier  am  Günstigsten 
bietet.  Dann  sind  solche  gesetzliche  Bestimmungen  wohl  Theile  der  ge- 
schriebenen Verfassung;  aber  dennoch  nicht  BestandtheUe  des  materiellen 
Verfassungsrechtes.  Jedoch  können  auch  diese  gewissermassen  eiifö  Per> 
tinenzqualität  der  Staatsverfassung  gegenüber  erhalten,  wenn  sie  durch  iB& 
Verfassungsgesetz  unter  den  Schutz  der  Verfassung  gestellt  und  somit 
wenigstens  formell  die  richtige  Bedeutung   dieser   theilen.*)     So  ist  eine 


Staatslehre,  Abth.  11.  S.  272  ff.  und  vor  Allem  die  vortreffliche  Abhandlung  „Ednigthmn 
und  verfassungsmässige  Ordnung"  von  Waitz,  Grundziige  der  Politik  S.  129  ff. 

^)  Denkbar  ist  sogar  eine  thatsächliche  Disharmonie  zwischen  der  historischen  und 
thatsächlich  geltenden  Verfassung  und  ihrer  formellen  Beurkundung.  Die  gesetzgebende 
Gewalt  könnte  in  der  legislativen  Fixirung  der  vor  ihr  liegenden  Verfassung  sich  irren 
und  das  Verfassungsleben  des  Volkes  nicht  in  den  Wegen  der  Verfassungsurkunde  sich 
bewegen.  Dann  wird  es  sich  zeigen,  welches  von  Beiden  das  Stärkere  ist,  ob  das  reale 
Leben  des  Volkes  oder  der  Buchstabe  des  Gesetzes,  und  muss  sich  danach  entscheiden, 
ob  das  Gesetz  dem  Leben  weichen  oder  dieses  in  die  Form  des  Gesetzes  sich  fugen  muss. 
Der  Theorie  gegenüber  wird  allerdings  die  Vermuthung  für  das  Vorrecht  des  Gesetees 
streiten,  denn  so,  wie  sich  der  Wille  des  Staates  in  der  beabsichtigten  Form  d^  Gesetzes 
ausspricht,  ist  er  zu  erkennen  und  zu  verstehen,  und  das  formelle  Becht  ist  nur  in  dieser 
Form  erhalten.  Aber  der  Widerstreit  des  Verfassungsgesetzes  wider  das  wirkliche  Leben 
des  Staates  und.das  Verfassungsbewusstsein  des  Volkßs  kann  einen  ernsten  Elampf  herbei- 
fuhren, in  welchem  es  sich  um  Höhexes,  als  der  Buchstabe  des  Gesetzes  sein  kann,  eben 
um  bedeutungsvolle  Prinzipien  des  staatlichen  Lebens,  um  das  innerste  Wesen  der  Ver- 
fassung, vielleicht  gar  um  die  letzte  Frage  ihrer  Existenz,  also  um  den  Staat  selbst 
handelt. 

')  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abtheüung  IL  S.  281  ff.  rügt  als  einen  üebclstaDd 
der  neuen  Veif assungsgesetze ,  dass  sie  oft  Bestimmungen  aufnehmen,  die  gar  nicht  Ge- 
setze, sondern  blosse  politische  Kundgebungen  oder  theoretische  Aussprüche  seien.  Zo 
diesen  rechnet  derselbe  einmal  die  allgemeinen  Grundsätze,  Tendenzen  und  Sentenzen, 
wie  „die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre  ist  frei",  „Standesrechte  sind  abgeschafil",  -Alle 
Deutschen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich",  und  sodann  die  Ankündigungen  und  Ver- 
heissungen  künftiger  Gesetze,  wie  z.  B.  „Es  soll  für  das  ganze  Königreich  ein  und 
dasselbe  bürgerliche  und  Strafgesetzbuch  bestehen*,  oder  „Die  Minister  sind  verantwort- 
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wesentliche  Differenz  zwischen  der  Verfassang  und  dem  VerfasanngsgeBetze 
des  Staates  unverkennbar;  und  sie  ist  nicht  ohne  praktische  Bedeutsamkeit 
Denn  —  um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen  —  alle  Fragen  über  die  Ent- 
stehung ^  Aufhebung  oder  Abänderung  einer  Verfassung,  welche  in  den 
deutschen  Staaten  bis  auf  diesen  Tag  so  oft  zu  verhandeln  waren  und 
selbst  wieder  einen*  wichtigen  Gegenstand  der  Verfassungsgesetze  bilden, 
betreffen  direct  und  zuerst  nur  die  Verfassungsurkunde  und  sind,  was 
wenigstens  die  s.  g.  Entstehung  und  Aufhebung  einer  Verfassung  betrifft, 
in  der  That  nur  bei  dieser  denkbar.  Die  Schicksale  der  Verfassungsgesetze 
sind  zunächst  eben  nur  die  Schicksale  der  Gesetzgebung,  die  der  Ver- 
fassung bilden  aber  unmittelbar  die  Geschichte  des  Volkes  oder  des  Staates.  ^) 

§.  301. 

Das  Verfassungsgesetz  ist  wie  die  Verfassung  des  Staates  selbst  ein 

im  Prinzipe  einheitliches  Gesetz  und  eine  Norm  für  alle  legislatorischen 

Acte  der  Staatsgewalt.    Eben  das  ist  der  Begriff  der  „Constitution".   Ns^hm 

sie  auch  nur  diejenigen  Grundsätze  des  rechtlichen  Staatslebens  in  sich  auf. 


lieh,  die  Fälle  der  Verantwortlichkeit  und  ihre  Bestrafung  werden  in  einem  Gesetze  naher 
bestimmt  werden".  Stahl  fährt  dagegen  an,  dass  en  unpassend  sei,  den  Gesetzgeher  zu 
binden,  dass  solche  Yerheissungen  nicht  die  Praecisirung,  ja  meist  nicht  einmal  überhaupt 
die  Modalitäten  des  zu  erlassenden  Gesetzes  haben  und  deshalh  nicht  zur  Erlassung  eines 
bestimmten  d.  h.  gerade  dieses  Gesetzes  verpflichten  können,  dass  solche  theoretischen 
Aussprüche  der  Würde  des  Gesetzgebers  nicht  entsprechen,  dass  sie  zur  Eechtsunsicher- 
heit  fuhren  und  politische  Unzufriedenheit  bewirken.  Stahl  nennt  darum  jenes  Verfahren 
der  Yerfassungsgesetze  „Verirrungcn  des  Chartenwesens"  und  citirt  von  Gerlach,  welcher 
solche  Ankündigungen  und  Yerheissungen  »Monologe  des  Gesetzgebers **  genannt  hat. 
Indess  verkannte  Stahl  aus  Widerwillen  gegen  die  staatsrechtlichen  „Codificationen"  die 
wahre  Bedeutung  und  das  wahre  Wesen  jener  „Ankündigungen  und  Yerheissungen"  völlig. 
Denn  die  von  Stahl  gerügten  Besömmungen  der  Yerfassungsgesetze,  welche  sich  wohl 
in  aUen  deutschen  Yerfassungsgesetzen  finden,  sind  in  der  That  nicht  unbestimmte  oder 
nicht  realisirbare  Ankündigungen  und  Yerheissungen,  sondern  Bekenntnisse  hochwichtiger 
staatsrechtlicher  Prinzipien,  welche  das  gesammte  Staatsiebon  beherrschen  und  das  Recht 
der  Staatsgewalt  hestimmen  und  beschranken  wollen.  Dadurch,  dass  die  Yerfassungs- 
urkunde  sie  aufnahm,  erhielten  sie  eben  die  Autorität  dieser,  so  dass  sie  als  Axiome  des 
Staatslebens  dastehen,  mit  welchen  vor  Allem  auch  die  Gesetzgehung  in  Harmonie  stehen 
muss.  Und  ob  solche  Yerfassungsbestimmungen  oftmals  auf  ein  noch  zu  erlassendes  Ge- 
setz verweisen  —  eben  weil  die  Gesetzgebung  auch  unter  den  Bedingungen  der  Zeit 
!^teht  — ,  so  sind  sie  doch  mehr  als  reflectirende  Monologe  des  Gesetzgebers,  da  sie  der  ' 
Saamen  weiterer  Früchte,  neue  Schösslinge  an  dem  ehrwürdigen  Stamme  des  Staatswesens 
n'md.  Auch  stimmt  es  sehr  wohl  zu  der  Würde  des  Staates,  dass  er  seinen  legislativen 
Willen  bestimmt  äussert,  obwohl  die  Möglichkeit  ihn  in  seiner  ganzen  PüUe  und  Con- 
seqnenz  zu  bethätigen  nicht  so  gleich  vorhanden  ist 

^  Der  deutsche  Sprachgebrauch  ist  sehr  ungenau  geworden,  indem  die  Worte  „Yer- 
fafwung''  und  „Yerfassungsgesetz"  synonym  gebraucht  werden,  während  die  Wichtigkeit 
der  richtigen  Unterscheidung  zwischen  dem  materiellen  Rechte  und  dem  historischen 
Kcchtszustand  und  zwischen  der  formalen  Beurkundung  desselben  (und  zwar  nur  eines 
Theiles  desselben)  eine  strenge  Fiiirung  des  Begriffes  jener  Worte  erfordert. 
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welche  gewissermasBen  dem  Maskel-  und  Nervensystem  des  Staatskörper» 
entsprechen  nnd  deren  Heilighaitang  die  Vorbedingung  des  gesammten 
Rechtes  im  Staate  ist,  so  ist  doch  das  Verfassungsgesetz  der  Ansdruck 
eines  in  sich  einheitlichen  Rechtswillens  und  eben  deshalb  auch  ein  in  sich 
gefestigtes  System.  Darum  die  nicht  selten  auch  ausdrücklich  den  Yer- 
fassungsgesetzen  eingefügte  Bestimmung,  dass  das  Verfassungsgesetz  für 
den  ganzen  Staat  gilt, ')  dass  alle  früheren  diesem  widersprechende  Gesetze 
damit  aufgehoben  seien;  darum  dies  Axiom,  dass  das  Verfassungsgesetz 
eine  (relativ)  unbeugsame  Schranke  der  Gesetzgebung  sei  —  falls  diese 
eben  nicht  jenes  selbst  abändern  will  —  und  dass  die  Verfassungsurkunde 
eine  um  ihres  materiellen  Werthes  willen  unverletzliche,  heilige  VerbrieAing 
der  fundamentalen  Rechte  im  Staate.  Dagegen  ist  nicht  das  das  Wesen 
der  Constitution,  dass  nur  in  ihr  das  gesammte  Recht  des  Staates  begriffen 
sein  soll,  so  dass  staatsrechtliche  Normen  nur  in  dieser  Form  sanctionirt^ 
und  in  irgend  einem  anderen  (früheren)  Gesetze  nicht  enthalten  sein 
könnten.*) 


0  Dadurch  sind  aber  Modificationen  des  Yerfassungsgesetzes  für  einzelne  Landestheile 
nicht  ausgeschloRsen.  Vergl.  Erklärung  der  königlich  haierschen  Kreisregimng  der 
Pfalz  über  die  Gültigkeit  des  Yerfassungsgesetzes  in  der  Pfalz  vom  12.  Juni  1818  und 
Sächsich  es  Verfassungsgesetz  §.  1  und  dazu  die  Bemerkungen  von  Zachariä,  Samm- 
lung I.  Lieferung  S.  159  Note. 

^)  Stahl  a.  a.  0.  S.  278  bemerkt  richtig,  dass  die  Constitution  nicht  den  Ansprach 
machen  dürfe,  dass  sie  als  solche  der  Grund  alles  Rechtes  und  die  Quelle  der  Heiligkeit 
sei.  Es  seien  dies  vielmehr  die  rechtlichen  und  sittlichen  Bande,  die  sie  zum  Inhalt  habe. 
Es  ist  eben  nicht  die  Form  der  Constitution  das,  was  sie  aus  der  Menge  aller  Gesetze 
im  Staate  so  bestimmt  hervorhebt,  sondern  nur  der  materielle  Inhalt,  die  Be- 
stimmung, das  Grundgesetz  des  Staates  zu  sein,  giebt  ihr  jene  besondere  Autorität. 
Wenn  Stahl  dann  femer  verlangt,  dass  die  Autorität  der  Constitution  ,im  Laufe 
der  Zeit  zurücktreten  solle  hinter  die  der  verjährten  üebung**,  so  ist  dem  nicht  xu 
widersprechen,  indess  ist  dieses  nicht  eine  Eigenthümlichkeit  des  Yerfassungsgesetzes, 
sondern  vielmehr  ein  untrügliches  Merkmal  dSr  inneren  Wahrheit  und  Gerechtigkeit 
aller  materielle  Bestimmungen  enthaltenden  Gesetze.  Wenn  dagegen  Stahl  (a.  a.  O. 
S.  279)  an  der  Constitution  nicht  „die  Form  systematisch  erschöpfender  Rcdaction"  er- 
blicken, sondern  das  Bedürfhiss  einer  neuen  möglichst  vollständigen  Aufzeichnung  des 
öffentlichen  Hechtes  der  Pflege  der  Wissenschaft  überlassen  sehen  will  und  höchstens  eine 
*  »amtlich  veranstaltete  aber  nicht  mit  gesetzlichem  Ansehen  bekleidete  AufiEeichnung"  ge- 
statten möchte:  so  ist  darin  nur  die  politische  Anschauimg  der  Stahlschen  Partei  zu 
erkennen.  Denn  in  Wirklichkeit  ist  von  der  Gesetzgebung  zu  erwarten,  dass  sie,  durch 
die  Propyläen  der  Wissenschaft  hindurchgegangen,  auf  der  Höhe  logischen  d.  h.  eben 
systematischen  Denkens  steht  und  den  gewaltigen  Bechtsstoff  in  dem  richtigen  Systeme 
gesetzlich  tixiren  kann.  Dann  aber  ist  vor  Allem  die  Gesetzgebung  vor  der  Zumuthong 
zu  wahren,  nur  der  Handgriff  einer  „ungebundenen  Praus"  zu  sein,  nicht  aber  eine  fesie 
Schranke  für  das  Leben  des  Staates  und  die  politischen  Bestrebungen  in  ihm.  Die  ,Fonn 
der  Codiflcation",  vor  welcher  Stahl  die  Constitution  geschützt  sehen  möchte,  ist  in 
Wahrheit  kein  Makel  dieser  Yerfassungsgesetze  und  aus  historischen  Gründen  gar  nicht 
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§.  302.  ■ 
Die  wesentliche  Bestimmung  des  Verfassungsgesetzes,  die  Fundamente 
des  Staatsrechtes  zu  sichern  und  klarzustellen,  schliesst  die  Möglichkeit 
eines  Zweifels  über  den  Sinn  einer  einzelnen  Bestimmung  dieses  Gesetzes 
nicht  aus.  Die  EigenthUmlichkeit  der  staatsrechtlichen  Praxis  gestattet 
oder  veranlasst  nicht,  dass  solche  Zweifel  vor  das  Forum  eines  endgültig 
entscheidenden  Gerichtes  gebracht  werden.  Auch  die  Wissenschaft  vermag 
nicht,  die  Staatsgewalt  oder  sonst  ein  Subject  im  Staate  zur  Anerkennung 
der  von  ihr  vielleicht  sehr  richtig  gefundenen  bestimmten  Deutung  zu 
zwingen.  Es  verblieb  also  nur  ein  Weg  zur  Lösung  solcher  verfassungs- 
gesetzlichen Zweifel,  dass  nämlich  der  Gesetzgeber  selbst,  welcher  jenen 
zweideutigen  Satz  als  eine  verfassuBgsgesetzliche  Bestimmung  publicirte, 
den  darin  enthaltenen  Sinn  in  unzweideutiger  Fassung  wiederholte  (authen- 
tische Interpretation).')  Einige  deutsche  Staaten  haben  für  den  Fall  eines 
nicht  zu  hebenden  Dissenses  der  beiden  Factoren  des  gesetzgebenden  Kör- 
pers einen  besonderen  Weg  der  Deutung  ihrer  Verfassungsgesetze  offen 
gehalten,  den  einer  schiedsrichterlichen  Interpretation  des  Ver- 
fassungsgesetzes. ') 


einmal  zu  meiden,  wenngleich  sie  etwa  dem  Parteileben  sehr  unbequem  und  lastig 
sein  kann. 

V  S.  unten  die  Darstellung  des  Rechtes  des  gesetzgebenden  Körpers.  Auffallend 
bestimmt  das  Grossherzoglich  Hessische  Verfassungsgesetz  §.  72:  „Wenn  bei  be- 
stehenden Gesetzen  die  doctrinelle  Interpretation  nicht  hinreicht,  so  tritt  nicht  authen- 
tische Interpretation,  sondern  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Bestimmung  durch 
einen  Act  der  Gesetzgebung  ein."  Welches  die  praktische  Bedeutung  dieser  Bestimmung 
sei,  ist  gewiss  zweifelhaft. 

'J  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  135:  „Wenn  über  die  Auslegung  einzelner 
Funkt«  der  Verfassungsurkunde  Zweifel  eatsteht  und  derselbe  nicht  durch  Uebereinkunft 
zwischen  der  Begirung  und  den  Ständen  beseitigt  werden  kann,  so  sollen  die  für  und 
wider  streitenden  Gründe  sowohl  von  Seiten  der  Begirung  als  der  Stände  dem  Staats- 
g-erichtshofe  zur  Intscheidung  vorgelegt  werden.  —  Zu  diesem  Behufe  ist  von  jedem 
Theile  eine  Deduction.  dem  Gerichtshofe  zu  übergeben,  solche  gegenseitig  mitzutheilen 
and  in  einer  zweiten  Schrift  zu  beantworten,  so  dass  jedem  Theile  zwei  Schriften  frei- 
stehen. Bei  der  Entscheidung  giebt'im  Falle  der  Stimmengleicheit  die  Stimme  des 
Präsidenten  den  Ausschlag.  —  Der  hierauf  ertheilte  Ausspruch  soll  als  authentische 
Interpretation  angesehen  und  befolgt  werden";  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  266 
Abs.  2:  „Im  Falle  einer  nicht  auszugleichenden  verschiedenen  Ansicht  zwischen  der 
Staatsregirung  und  Landschaft  über  die  Auslegung  einzelner  Punkte  tritt  ein  schieds- 
richterliches Verfahren,  nach  Analogie  des  in  der  Ober -Appellations- Gerichtsordnung 
§.  41 — 44  verordneten  ein;  doch  ist  vor  dessen  Betreten  ein  nochmaliger  Versuch  einer 
Hinterlegung  im  Erörterungswege  zu  machen";  Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  231:  „Wenn  die  Landesregirung  und  die  Stände  eine  verschiedene  Ansicht 
über  die  Auslegung  einzelner  Bestimmungen  des  Landesgrundgesetzes  haben  sollten,  so 
wird  zuvörderst  das  Herzogliche  Staatsministerium  mit  einer  Deputation  der  Stände  zu- 
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VI.   Der  Const'rtutionalismus. 

§.  303. 
Der  GonstiiationalisinaB  bezeichnet  denjenigen  Zustand  des  Staates, 
in  welchem  das  öffentliche  Leben  alle  Glieder  des  Staates  ergreift  und  in 
welchem  die  Antheilnahme  Aller  an  der  Erfüllung  des  Staatszweckes  in 
solcher  Harmonie  geordnet  ist,  dass  ein  jedes  Glied  des  Ganzen  sich  je  in 
seiner  Sphäre  als  den  Träger  und  Pfleger  der  politischen  (xemeinschaft 
weiss  und  bethätigt. ')  Auf  zwei  Axiomen  beruht  die  Idee  des  Constiiutio- 
nalismus:  zunächst  auf  dem  Anerkenntniss,  dass  der  Staat  ein  seiner  eigenen 
Idee  und  nur  dieser  lebendes  persönliches  Wesen  ist/)  und  alsdann  auf  dem 
Anerkenntnisse    dass  die  Persönlichkeit  des  Staates  durch  die  organische 


sammentreten,  um  eine  Ausgleichung  zu  versuchen.  —  Sollte  aber  dieser  Versuch  frucht- 
los bleihen,  so  ist  sowohl  der  Bcgirung  als  den  Ständen  unbenommen,  die  entstandene 
Differenz  im  Wege  Rechtens  entscheiden  zu  lassen.  Diese  Entscheidung  soU  in  erster  und 
letzter  Instanz  durch  ein  Compromissgericht  abgegeben  werden,  welches  auf  eben  die 
Weise  zusammengesetzt  wird,  yrie  der  gemeinschaftliche  Grerichtshof,  welcher  gebildet 
wird,  wenn  auf  Bestrafung  wegen  einer  Verletzung  der  Verfassung  angetragen  ist"  (vergl. 
Grcsetz  vom  19.  März  1850);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  209: 
»Waltet  über  die  Auslegung  des  Staatsgrundgesetzes  oder  über  die  Grenzen  der  ver- 
fassungsmässigen Mitwirkung  des  Landtages  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten  zwischen 
der  Staatsregirung  und  dem  Landtage  ob,  und  ist  eine  Verständigung  nicht  erreicht,  so 
soll  auf  Antrag,  sei  es  der  Staatsregirung  oder  des  Landtags,  die  Frage  von  einem  ver- 
einbarten Schiedsgerichte  oder  von  dem  Staatsgerichtshofe  als  Schiedsgericht  und,  felis  die 
Staatsregirung  oder  der  Landtag  sich  bei  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichts  nicht  be- 
ruhigen wollen,  von  dem  deutschen  Bundesschiedsgerichte  in  letzter  Instanz  erledigt  werden," 
(diese  letzte  Instanz  ist  jetzt  nicht  mehr  zugänglich);  Art  210  §  1:  „Dem  Schiedsgerichte 
ist  von  jedem  Theile  eine  schriftliche  Ausführung  zu  übergeben,  solche  gegenseitig  mit- 
zutheilen  und  in  einer  zweiten  Schrift  zu  beantworten;  alles  in  den  vom  Schiedsgerichte 
zu  bestimmenden  Fristen";  Art.  211:  „Der  vom  Schiedsgerichte  abgegebene  Spruch  soll 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden  und  dann  die  Kraft  einer  authentischen  Auslegung, 
beziehungsweise  eines  rechtskräftigen  Urtheiis  haben."  Auch  das  (Klir hessische  Ver- 
fassungsgesetz von  1831  §.  154)  verwies  die  Zweifel  zwischen  der  Staatsregirung  und  den 
Landständen  über  den  Sinn  einzelner  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  oder  for 
Öestandtheile  derselben  erklärte  Gesetze  an  die  Entscheidung  eines  Compromissgerichtes, 
bestehend  ^us  sechs  unbescholtenen,  der  Bechte  und  der  Verfassung  kundigen,  wenigstens 
dreissig  Jahre  alten  Inländern,  von  denen  drei  durch  die  Begirung  und  drei  durch  die 
Stände  zu  wählen.  Die  Verfassungsurkunde  von  1852  g.  120  recurrirte  lediglich  auf  die 
Bundesversammlung  mit  dem  Zusatz  „unbeschadet  einstweiliger  Geltung  des  von  der  Re- 
girung  angenommenen  Sinnes". 

')  Vergl.  Held,  System  Th.  I.  S.  365  ff.  Ueblich  war  es,  das  Wesen  des  Constitn- 
tionalismus  nur  nach  der  Formation  des  Rechtes  des  Monarchen  zu  bestimmen.  Dass 
aber  ein  tieferer  und  weiterer  Gesichtspunkt  genommen  werden  muss,  wird  die  folgende 
Darstellung  an  allen  Theilen  des  Verfassungsrechtes  nachweisen. 

»)  Vergl  oben  §.  U  ff. 
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Einheit  des  Volkes  als  der  sittlichen  Wesen  im  Staate  dargestellt  werde.') 
Jenes  Axiom  führte  zu  dem  Gonstitationalismus  des  Lebens  des 
Staates  oder  der  Regirung^  dieses  aber  begründet  den  Gonstitatio- 
nalismus der  Verfassung.  Constitutionen  ist  also  diejenige  Ver- 
fassung des  Staates ;  welche  den  Staat  als  den  Organismus  des  Volkes 
(constitutio  popnli)  so  darstellt,  dass  in  ihm  die  Staatsidee  in  ihrer  Fülle 
und  Beschränktheit  die  Macht  ihrer  Verwirklichung  besitzt  und  dass  das 
Volk  in  seiner  Totalität  durch  die  harmonische  Antheilnahme  aller  seiner 
Glieder  das  Leben  des  Staates  verwirklicht  und  erhält.  Diejenige  Staats- 
verfassung dagegen ;  welche  einzelne  Glieder  des  Volkes  etwa  unter  An- 
wendung nicht  politischer  Prinzipien  (z.  B.  in  Berücksichtigung  der  ver- 
schiedenen socialen  Stellung  der  Volksklassen)  von  der  Antheilnahme  an 
dem  öffentlichen  Leben  ausschliessen,  bildet  den  Gegensatz  der  constitutio- 
nellen,  ist  eine  nicht-constitutionelle  Verfassung.^) 


«)  VergL  oben  §.  9  ff. 

*)  Der  Constitationalinuus  ist  die  Anerkensung  nnd  Sicherung  der  organischen  Ein- 
richtungen im  Staate  und  der  daran  haftenden  Rechte,  beruhend  auf  dem  richtigen  Ver- 
ständniss  der  organischen  Natur  und  der  endlichen  Bestimmung  des  Staatswesens.  Sind 
Absolntie,  Aristokratie  und  Demokratie  Folgen  sei  es  der  Verkennung  des  Staatswesens 
sei  es  des  thatsachhchen  Missrerhältnisses  der  organischen  Kräfte  im  Staatskörper,  so  ist 
der  Constitutionalismus  seinem  Prinzipe  nach  die  Folge  und  der  Ausdruck  der  normalen 
Staatsnatur  und  der  Harmonie  der  Beziehungen  einmal  der  organischen  Gliederungen  im 
Staate  zu  einander  und  zu  dem  Ganzen,  dann  aber  auch  —  und  vor  Allem  -  der  Per- 
sönlichkeit des  Staates  zu  den  anderen  Wesen  und  Ordnungen  der  sichtbaren  Schöpfung. 
Eben  deshalb  ist  auch  die  constitutionelle  Verfassung  weder  eine  Huldigung  an  die  De- 
mokratie, noch  ein  Opfer  der  Aristokratie.  Beide  keinem  Staate  von  einigem  politischen 
Leben  fehlenden  Elemente  finden  in  der  constitutionellen  Verfassung  diejenige  Anerkennung 
nnd  ein  solches  Freilieitsgebiet,  als  ihre  innere  Berechtigung  Beides  fordern  kann.  Da- 
gegen ist  es  wahr,  dass  der  Constitutionalismus  der  prinzipielle  Feind  der  Absolutio  als 
der  schrankenlosen  Willküiherrschaft  des  persönlichen  Regenten  ist.  Eine  Versöhnung 
oder  Vermittlung  zwischen  beiden  ist  nicht  möglich:  entweder  die  eine  oder  die  andere 
Verfassungsform.  VgL  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I.  S.  400  ff.  Aber  das 
Gegensätzliche  der  constitutionellen  Monarchie  liegt  weder  darin,  dass  dem  politischen 
Willen  des  persönlichen  Souverains  einzelne  Gegenstände  de^  staatlichen  Lebens  entzogen 
und  die  Gewalt  des  Staates  unter  zwei  oder  mehre  Subjecte  vertheilt  wird,  noch  darin,. 
dass  die  Entschliessung  des  Souverains  dem  Willen  irgend  eines  anderen  Subjectes,  der 
landständischen  Versammlung,  der  Volksmehrheit  oder  sonst  eines  Wesens  unterworfen 
wild,  sondern  die  Beschränkungen  der  Gewalt  des  Staatsoberhauptes,  welche  durch  den 
Constitutionalismus  gegeben  worden,  sind  ganz  allein  diejenigen,  welche  das  indiTiduelle 
Wesen  des  Staates  schon  begrifflich  enthält  und  deren  thatsächliche  Geltendmachung  nur 
eine  Anerkennung  des  gegebenen  Staatswesens  ist.  Dass,  wie  B.  von  Mohl,  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaften  Th.  I.  S..268  meint,  der  Begriff  des  Constitutio- 
nalismus ein  allgemein  bekannter  sei,  darf  im  Hinblick  auf  seine  verschiedenen  Deutungen 
in  Theorie  und  Praxis  nicht  zugegeben  werden.  Der  Mfsseredit,  in  welchem  die  consti- 
tutionelle Idee  unverkennbar  noch  bei  Vielen  steht  (vergl.  G.  Zimmermann,  Die  Vor- 
trefflichkeit der  constitutionellen  Monarchie  für  England  und  die  ünbrauchbarkeit  der 
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§.  304. 
Der  Gonstitatioiielle  Charakter  des  Staates  hat  sich  an  allen  Elementen 
und  Organen  des  Staates  za  vei-wirklichen.  Ist  der  constitntionelle  Staat 
die  politische  Organisation  des  Volkes ,  so  muss  auch  ein  jedes  einzelne 
politische  Glied  dieses  Volkes  sich  als  dieses  Glied  des  Ganzen,  also  trotz 
seiner  individuellen  Beschaffenheit  und  Bestimmung  in  seinen  bestimmten 
Beziehungen  zu  dem  Ganzen  kundgeben.  Es  würde  ein  Widerspruch  wider 
den  Begriff  des  Gonstitutionalismns  sein,  wollte  nur  ein  einzelnes  Element 
des  Staates  oder  ein  einzelnes  Organ  der  Staatsgewalt,  etwa  nur  das 
Staatsoberhaupt  oder  nur  der  gesetzgebende  Körper  constitntionell  sein, 
und  sollte  nur  das  Staatsoberhaupt  eine  rechtlich  bestimmte  und  rechtlich 
abgegrenzte  Stellung  im  Staate  einnehmen,  so  würde  der  Staat  im  Ganzen 
nicht  Constitutionen  genannt  werden  und  der  Staat  nicht  eine  harmonische 
Ordnung  sein  können.  Nur  die  rechtliche  Ordnung  des  ganzen  Volkes  im 
Staate,  aller  politisch  hervortretenden  Klassen  des  Volkes  erflült  den  Begriff 
des  Constitutionalismus.  Derselbe  verlangt  nicht  nur  ein  constitutionelles 
Oberhaupt,  sondern  auch  constitutionelle  Unterthanen  und  so  gut  constitn- 


constitutionellen  Monarchie  für  die  Länder  des  europäischen  Oontinentes ;  Hannover  18o2). 
ist  nicht  die  Schahl  dieser  Idee  selbst,  sondern  die  Folge  der  Extravaganzen,  za  welchen 
die  Pnrteileidenschaften  sie  trieben.  Wird  der  Constitutionalismus  im  Sinne  des  Textes 
verstanden,  so  können  seine  Gegner  nur  die  sein*,  welche  entweder  den  Staat  im  Köoi^ 
finden,  also  einen  unsittlichen  Absolutismus  predigen,  oder  aber  ein  anderes  Glied  des 
Staates,  die  Unterthanen,  als  das  Haupt  des  Staates  vergöttern  möchten.  Im  Falle  der 
Anwendung  kann  aber  die  constitutionelle  Idee  eine  ebenso  mannichfache  Gkstaltung  er- 
halten, wie  es  bei  den  anderen  Prinzipien  des  Staatsrechtes,  dem  Königthum,  dem  Beprä- 
sentativsystem  u.  dergl.  der  Fall  ist  Eben  deshalb  ist  es  auch  eine  vöUig  ungerechtferti^e 
Meinung,  dass  der  Constitutionalismus  als  die  Abstraction  eines  utopischen  IdealismuK  ein 
General-Schema  far  alle  Staaten  der  Erde  sein  wolle.  Auch  das  constitutioneUo  Sjstem 
respectirt  die  Individualität  der  Staaten  und  Völker  und  accommodirt  sich  dieser,  um  das 
zu  sein,  was  es  sein  wiU  und  muss:  die  Form  des  gesunden  Staates.  Wenn  Stahl. 
Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II.  S.  223  von  „Theorieen,  die  einem  vollständig  durch- 
geführten Verfassungsentwurf  als  Norm  und  Ideal  für  alle  Staaten  oder  vollends  als  ein 
bereits  wirklich  geltendes  Staatsrecht  anfsteUen*',  spricht  und  zu  dem  Worte  „Ver&ssnng^- 
entwurf  in  Parenthesi  hinzufügt,  „das  sogenannte  constitutionelle  System**,  so  beweiset 
das  nur,  dass  Stahl  —  eben  der  Verehrer  eines  theokratischen  Königthuras  —  Etwas 
das  constitutionelle  System  nennt,  das  in  Wahrheit  mit  diesem  Namen  nicht  bezeichnet 
werden  darf.  Dem  wahren  Sinne  des  Constitutionalismus  huldigt  auch  dieser  Staats- 
rechtslehrer, wenn  er  bald  nach  jenen  Worten  (S.  226)  bezeugt:  «es  ist  aber  auch  unvoD- 
kommen,  wenn  der  aufs  Beste  regirte  Staat  nicht  auch  eine  wohl  ausgebildete  Verfassnns^ 
hat**.  Eben  das  ist  die  Grundidee  und  das  Endziel  des  „constitutionellen  Systems".  V^I- 
auch  Stahl  a.  a.  Q.  S.  256:  «Der  Charakter  der  europäischen  Monarchie  aber  besteht 
darin,  dass  der  Fürst  durch  Bechte  der  Unterthanen  und  des  Volkes  beschränkt  ist,  nnd 
dadurch  eben  ist  sie  Monarchie  im  Unterschiede  der  Despotie.*  Die  Geschichte  des  deat- 
sehen  Staatsrechts  ist  übrigens  über  die  doctrinairen  Anfechtungen  des  Gonstitutionalismns 
längst  hinweggeschritten. 


i 
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tionelle  Regiruiigsorgaoe  wie  einen  eoDStitntionellen  KOrper  der  Gesetz- 
gebung. Die  rechtliche  Harmonie  im  Staate  ist  das  Ziel  und  der  Beweis 
des  Constitationalismus/) 

§.  305. 
Der  praktische  Werth  und  Zweck  des  Constitotionalismas  der  Staats- 
verfassung ist  die  Sieherstellnng  des  öffentlichen  Lebens  in  dem  zwiefachen 
Sinne,  dass  der  Staat  die  Fülle  seiner  Idee  entfalten  und  zur  thatsächlichen 
Geltung  bringen  kann,  und  dass  der  Staat  auch  die  Grenzen,  welche  die 
ausserhalb  seines  Zweckes  liegenden  Leben^rdnungen  ihm  setzen,')  stets 
und  allenthalben  wahrt.  Dieser  Zweck  des  Staates  tritt  in  der  gesammten 
Gestaltung  der  staatlichen  Ordnung,  wie  auch  an  allen  einzelnen  Insti- 
tuten, aus  welchen  das  Ganze  der  Staatsverfassung  sich  bildet,  sichtbar 
hervor.  Die  besonderen  Anstalten,  welche  die  Verfassung  garantiren  oder 
fbr  die  Einhaltung  der  in  der  staatlichen  Ordnung  und  durch  dieselbe  den 
einzelnen  Elementen  und  Organen  des  Staates  gesetzten  Schranken  Gewähr 
leisten  wollen,  sind  indess  nur  die  praktischen  Oonsequenzen  des  constHu- 
tionellen  Charakters  der  Verfassung  und  ihrer  einzelnen  Bestandtheile,  zu 


')  In  der  Begel  fand  man  den  constifcutionellen  Charakter  des  Staates  nur  in  der 
consfcitationellen  Gestaltung  des  Staatsoberhauptes  d.  h.  in  der  Beschränkung  der  Monarchie 
durch  eine  repräsentative  oder  landständische  Verfassung.  Es  mag  dieses  die  zunächst 
hervortretende  und  wichtigste  Seite  des  Constitutionalismus  sein,  aber  das  Wesen  desselben 
durchzieht  und  beeinflusst  die  ganze  Verfassung  des  Staate.^  und  zwar  des  monarchischen 
wie  des  republikanischen  Staates,  Es  ist  nicht  gerechtfertigt,  den  Constitutionalismus 
nur  an  der  monarchischen  Verfassung  flir  möglich  zu  halten  und  nur  von  der  „constitutio- 
nellen  Monarchie''  zu  sprechen,  eben  so  wenig  darf  man  aber  die  Consequenzen  des  Con- 
stitutionalismus nur  an  der  Spitze  des  Staates  erkennen  wollen.  Der  Constitutionalismus 
ist  ein  Charakter,  der  von  keiner  bestimmten  Staatsform  (s.  unten  §.  310)  ausgeschlossen 
wird.  Vergl  hinsichtlich  des  Begriffes  des  Constitutionalismus  R:  von  Mohl,  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaften  Th.  I.  S.  268,  welcher  als  die  vier  Merkmale  des 
Constitutionalismus  aufzählt:  „Handhabung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  Sinne  und 
Zwecke  des  Rechtsstaates  und  zwar  durch  einen  monarchischen  oder  auf  bestimmte  Zeit 
gewählten  Träger  derselben,  —  genaue  Feststellung  der  ordentlichen  un(i  ausserordent- 
lichen, zur  FQhrung  der  Regirung  bestimmten  Rechte  mittelst  eigener  Verfassungsgesetze, 
—  gleichmässige  Feststellung  der  Ansprüche  der  ünterthanen,  im  Ganzen  und  Einzelnen, 
an  die  Staatsgewalt,  —  Bestellung  verschiedener  Sicherungsmittel  dieser  letzteren  Rechte, 
namentlich  aber  mittelst  einer  eigens  zur  Wahrung  bestimmten  und  hierzu  mit  den 
nothigen  Mitteln  ausgerüsteten  Versammlung  aus  der  Mitte  der  Ünterthanen.  Es  gehören 
somit  der  constitutionellcn  Staatsart  weder  diejenigen  Staaten  an,  in  welchen  einzelne 
Stande  mehr  oder  weniger  bedeutende  Ausnahmsrechte  besitzen  und  diese  dann  etwa  auch 
gegen  die  Regirung  wahren,  noch  solche  Staaten,  in  welchen  die  einzelnen  Bestandtheile 
der  Staatsgewalt  verschiedenen  Berechtigten  zustehen,  welche  in  ihren  Kreisen  selbständig 
Iseschliessen  und  handeln.  Dergleichen  Einrichtungen  mögen  manche  Aehnlichkeiten  mit 
einem  constitationellen  Staate  haben,  allein  sie  beruhen  auf  ganz  änderen  Grundlagen  und 
Icönnen  nur  bei  einer  völligen  Verlassung  derselben  und  nach  vorgängiger  Verwandlung 
in  Rechtsstaaten  constitutionelle  Staaten  werden.  ** 

*)  VergL  oben  §.  41  ff. 
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deren  thatBächlichen  Geltendmachung  die  Nothwendigkeit^  den  Staat  und 
seine  rechtliche  Ordnung  gegen  den  nachtheilsvoUen  Einflnss  unpolitischer 
Elemente;  namentlich  auch  des  menschlichen  Egoismus,  zu  schützen,  fthren 
mnsste.  Denn  bei  der  Beschaffenheit  der  Menschen,  welche  das  Volle  des 
Staates  bilden,  kann  nicht  erwartet  werden,  dass  die  rechtliche  Ordnimg 
des  staatlichen  Organismus  ohne  besondere  Schutzanstalten  sieh  zu  allen 
Zeiten  erhalten  kann.  Es  bedarf  vielmehr  besonderer  Einrichtungen  im 
Staate,  welche  gewissermassen  die  politische  Moralität  seiner  Elemente  and 
Organe  und  den  politischen  Charakter  ihrer  Lebensbethätigungen  sichern. 
Daraus  sind  eben  die  positiv  rechtlichen  Gestaltungen  der  einzelnen  Be- 
standtheUe  der  Verfassung  hervorgegangen.*) 

§.  306. 
Wenn  auch  unter  dem  sichtbaren  Einflüsse  der  politischen  Vorgänge 
in  England  (bill  and  declaration  of  rights  and  liberties  of  the  Sabjecto) 
und  vor  Allem  in  Frankreich  so  ist  doch  der  oonstitutionelle  Charakter  der 
deutschen  Staaten  ein  originair  nationaler.  Die  germanischen  Völker- 
schaften trugen  vom  ersten  Auftreten  in  der  politischen  Geschichte  an  die 
oonstitutionelle  Anschauung  des  Staatswesens  lebendig  in  sich  und  gaben 


')  Es  ist  in  VerfassuD^sgeeetzen  und  Lehrbüchern  üblich  gewesen,  unter  dem  Rubniin 
,, Von  den  Garanticen  der  Verfassung"  oder  „Von  der  Gewähr  der  Verfassung*  diese  con- 
stitutionellen  Institute  zu  systematisiren  und  als  ein  Ganzes  für  sich  zu  behandeln.  Tergl. 
von  den  Verf assangsgesetzen :  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  X;  Sächsische 
J^.  138  ff.;  Grossherzoglich  Hessische  §.  106  ff.;  Weimarsches  Revidirtes  Gnmd- 
gesetz  §.64  ff.;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.166  ff.;  Oldcnburgsches 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  197  ff.;  Schwarzburg-Rudolstädtisches  Grund- 
gesetz §.46  ff.;  Reuss-Plauenschcs  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  107;  Liechten- 
stein sches  Verfassnngsgesetz  von  1862  §.  119  ff.  und  von  den  Lehrbüchern :  Zacharii. 
Deutsches  Staatsrecht  Th.  L  §.  55  ff.;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  414;  Held,  System  Tli.n. 
S.  99  ff.  Die  Theorie  unterschied  dann:  1)  völkerrechtliche,  2)  staatsrechtliche  Garantieen 
und  diese  wieder  als  a)  allgemeine,  die  ganze  Verfassung  betreffende,  oder  b)  spezielle. 
welche  nur  einzelne  Theile  der  Verfassung  betreffen.  Jene  völkerrechtlichen  Garantieen 
—  ^.VerfsjBsungsgarantieen,  welche  sich  ausserhalb  der  Staatsver&ssung  befinden*",  ine 
Held,  System  Th.  IL  §.  256  sie  nennt  —  bezielen  indess  nur  den  völkerrechtlichen  Be- 
stand des  Staates,  nicht  seine  bestimmte  Verfassung,  diese  wenigstens  nur  indirect,  nnd 
gehören  deshalb  nicht  zu  den  Grcgenständen  der  staatsrechtlichen  Doctrin.  Die  &  g- 
staatsrechtlichen  Garantieen  aber  können  nicht  als  ein  Gesammt- Institut  von  der  Dar- 
stellung der  einzelnen  Bestandtbeile  der  Staatsverfassung  getrennt  und  systematisch  selb- 
ständig behandelt  werden.  Der  praktischen  Tendenz  der  Verüassungsgesetze  mag  die^s 
schon  eher  gestattet  sein;  die  Theorie  begeht  dagegen  mit  jener  Systematisirung  einen 
Fehler,  auf  welchen  schon  die  Nothwendigkeit,  der  einzelnen  Ver&ssungsgarantieen  ancfa 
und  zwar  .vorzugsweise  bei  Gelegenheit  der  Darstellung  der  einzelnen  Verfassungsbestand- 
theile  zu  erwähnen,  hinweisen  müsste.  Die  verschiedenen  „Garantieen  der  Verfassimg" 
eignen  sich  wegen  ihrer  ganz  verschiedenen  Zwecke  und  Gestaltungen  so  wenig  za  einer 
Systematisirung,  wie  im  Frivatrecht  die  verschiedenen  Fälle  des  Verzichtes  oder  im  Pro- 
cessrecht  die  verschiedenen  Arten  des  Provocationsverfahrens. 
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derselben  in  all  den  Einrichtungen,  welche  die  Antbeilnahme  der  gesamm- 
ten  Gemeinschaft  an  dem  öfifeutlichen  Leben  sicheiiien^  praktischen  Aus- 
druck.*) Unter  der  Ungunst  der  späteren  Entwicklung  der  politischen 
Zustände  in  Deutschland,  vor  Allem  in  Folge  des  Ueberwucherns  der 
privatrechtlichen  Lehnen  über  das  gesammte  öffentliche  Lebeii  verkümmer- 
ten indess  jene  eingeborenen  politischen  Anschauungen  des  deutschen  Volkes 
und  verlofen  die  denselben  entsprechenden .  Einrichtungen  und  Anstalten 
ihre  Bedeutung  oder  auch  ihr  Verständniss.  Erst  die  Zertrümmerung  des 
deutschen  Reiches  und  das  Beispiel  der  französischen  Charte  von  1814 
weckten  die  unter  dem  Schutt  des  mittelalterlichen  Feudalwesens  glücklich 
erhaltenen  Funken  eines  besseren  politischen  Bewusstseins  der  deutschen 
Staaten  und  es  gelang  denselben,  gleichsam  den  in  einer  tausendjährigen 
Geschichte  verlorenen  Faden  der  nationalen  und  staatlichen  Entwicklung 
wieder  aufzunehmen  und  die  Gonsequenzen,  zu  welchen  der  nationale 
Charakter,  die  eigene  politische  Veranlagung  der  deutschen  Staaten  hin- 
drängte, auch  in  der  Foi:mation  der  Staatsverfassungen  thatsächlich  zu 
ziehen.')  Dass  der  Einfluss  der  Staats  Wissenschaften  auf  die  praktische 
Herausbildung  des  Gonstitutionalismus  wie  in  Frankreich  so  auch  nament- 
Uch  in  Deutschland  ein  sehr  bedeutender  gewesen,  ist  nicht  zu  ver- 
kennen.') 


*)  Man  erinnere  sich  der  Wabmebmung  des  Tacitas  de  Germania  c.  7:  „Nee  regibos 
iniinita  ant  libera  potestas." 

*)  Der  Nachweis  der  nationalen  Selbständigkeit  der  constitutionellen  Entwicklung  der 
deutschen  Staatsverfassungen  bleiht  eine  der  werthvoUsten  und  wichtigsten  Aufgaben  der 
geschichtlichen  Wissenschaft. 

^)  Wie  das  Wesen  dss  Staates  selbst  erst  allmälig  richtiger  verstanden  und  im  Laufe 
der  Geschichte  eine  Seite  desselben  nach  der  anderen  von  der  Wissenschaft  enthüllt 
wurde,  so  trat  auch  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Staatswesens  die  constitutio- 
nelle  Form  und  Art  des  Staates  erst  allmälig  entgegen.  VergL  B.  vonMohl,  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaften  Th.  L  S.  271:  «Es  lassen  sich  vier  verschiedene 
Wendungen  genau  unterscheiden:  —  Der  Gründer  des  allgemeinen  constitutionellen  Staats- 
rechtes (—  richtiger  wohl:  der  Entdecker  — ),  Montesquieu,  gründete  seine  Lehre  auf 
eine  Verbindung  der  Dreitheilung  der  Staatsgewalt  und  der  drei  seit  den  Griechen  unter- 
schiedenen Begirungsformen.  —  In  einem  zweiten  Abschnitte  veranlassten  die  vorherrschen- 
den demokratischen  Richtungen  Nordamerika's  und  Frankreichs  eine  Vereinfachung  mittelst 
auBschliesslicher  Zarückfuhrung  auf  die  Dreitheilung.  —  Nach  dem  Sturze  der  Napoleoni- 
schen Herrschaft  wurde  die  Gegenübersetzung  der  vollen  Staatsgewalt  und  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  des  Volkes  der  Grundgedanke  in  der  Theorie  und  in  den  zahlreichen 
nach  ihr  gebildeten  positiven  Verfassungen.  —  Endlich  aber  scheint  die  Lehre  bereits  in 
das  weitere  Stadium  einer  Gliederung  der  Volksvertretung  nach  den  naturgemässen  gesell- 
schaftlichen Kreisen  eingetreten  zu  sein.  —  Ausserdem  darf  nicht  übersehen  werden,  dass 
in  den  Fürstenthümern  die  Anwendung  auf  das  Leben  nach  einem  doppelten  Systeme 
geschieht,  dem  parlamentarischen  und  dem  dualistischen." 


Grotefend,  Staatsrecht.  19 
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VII.   Aenderungen  der  Verfassung.') 

§.  307. 
Es  liegt  schon  in  dem  B^;riffe  der  abstract  gedachten  Verfassung, 
dass  sie  nur  und  sofort  mit  dem  Staate  selbst  entsteht  und  endigt.')  Denn 
wie  der  Staat  nur  durch  die  organische  Gliederung  seiner  physischen  Ele- 
mente,  welche  die  Verfassung  ist;  existirt,  so  kann  auch  dieser  Znstand 
des  staatlichen  Organismus  nicht  früher  und  nicht  länger  existiren^  als  die 
Idee  des  Staates  in  diesem  Organismus  herrschen  will  und  kann.^  Da- 
gegen kann  die  Form  der  Staatsverfassung  im  Laufe  der  Zeiten  mancherlei 
Wechsel  erleben  und  eine  eigene  für  das  politische  Leben  des  Volkes  h(Scfast 
bedeutungsvolle  Geschichte  erfahren.  Diese  Wechsel  sind,  so  weit  und  tief 
sie  auch  immerhin  gehen  mögen,  nur  Aenderungen  an  der  Verfas- 
sung, die  Bedeutung  einer  Aufhebung  derselben  können  sie  nie  und  nimmer 
beanspruchen.  Die  umfassendste  Umgestaltung  einer  bestehenden  Staats- 
form, wie  sich  dieselbe  z.  B.  in  der  ersten  französischen  Revolution  voll- 
zog, ist^  so  wenig  gemeint  gewesen,  den  Zustand  des  Staates  vernichten  zn 
wollen,  dass  sie  vielmehr  von  der  Ewigkeit  seines  Bestandes  ausging  and 
eben  nur  eine  neue  Verfassungsform  für  den  Staat  Frankreich,  für  die 
französische  Nation  schaffen  wollte.  Wenn  gleichwohl  die  Sprache  des 
politischen  Lebens  von  der  Aufhebung,  Einführung  oder  Restitution  einer 
Verfassung  spricht,  so  darf  dies  nicht  als  die  Identificirung  der  Verfassung 
und  des  Verfassungsgesetzes,  dieser  beiden  prinzipiell  so  wesentlich  ver- 
schiedenen Objecte,  verstanden  werden.*) 


0  Elüber,  Ocffentliches  Recht  §.  284;  Maurenbrecher,  Lehrbuch  §.  51;  Zacba- 
riä,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrccht  §.54;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  d42;  Held,  Sjstein 
Th.  n.  S.  65  ff. 

')  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre,  Abth.  11  S.  275  §.  82:  „Die  Verfassung  ist  wie 
alles  Recht  zuerst  nicht  aus  Absicht  und  Ueberlegung  hervorgegangen,  sondern  mit  dein 
Staate  selbst  von  Anfang  an  gegeben." 

')  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  75:  „—  insofern  es  in  jedem  Stuite 
gewisse,  darüber  feststehende  Normen,  die  selbst  in  der  absoluten  Monarchie  der  Waikör 
des  Herrschers  entzogen  sind,  giebt,  kann  man  sagen:  Es  giebt  keinen  Staat  ganz  obne 
Verfassung." 

*)  Ein  deutliches  Beispiel  lieferte  die  Aufhebung  der  „Verfassungen"  der  dem  E5Di^ 
reich  Preussen  1866  einverleibten  Staaten.  Diese  Verfassungsgesetze  wurden  beseitig 
und  blieb  die  Einfuhrung  des  preussischen  Verfassungsgesetzes  auf  Jahresfrist  suspendirt. 
Gleichwohl  waren  nicht  alle  öffentlich-rechtlichen  Institutionen  dieser  neuen  ProFmseii 
damit  vernichtet.  Es  blieben  z.  B.  die  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  und  ein  grosser 
Theil  derjenigen  Gesetze,  welche  das  eigentliche  Leben  des  Staates  regeln  und  beherr* 
sehen,  und  es  war  nur  in  einem  gewissen  Sinne  zulässig,  von  einer  „Ver&ssnngRlo6%keit* 
dieser  Provinzen  zu  sprechen.     Es  berührte  dieser  Act  zunächst  nur  die  SonveraiiMtät 
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§.  308. 
Der  Weg;  auf  \Yelcliem  eine  VerfassoDgsänderuug  herbeigeführt  wird  *), 
kann  erfahrangsmäSBig  ein  legaler  oder  auch  ein  illegaler  sein.  Sobald 
Dämlich  die  Verfassung  selbst  die  Formen  und  Voraussetzungen  ihrer  An- 
ordnungen durch  positive  Bestimmungen  vorgesehen^  kann  rechtlich  nur  in 
diesen  Formen  und  durch  die  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen  der  be- 
stehende Verfassungszustand  des  Staates  geändert  werden.*)  Nur  eine 
solcher  Gestalt  geschehene  Aenderung  der  Verfassung  ist  eine  legale  oder 
verfassungsmässige  und  ist  es  dabei  gleichgültig;  ob  dieselbe  in 
grösserem  oder  geringerem  Umfange  das  Bestehende  modificirt.  Die  auf  ^ 
nicht  verfassungsmässigem  Wege  herbeigeführten  oder  octroiirten') 
Aendernngen  der  Verfassung  des  Staates  sind  an  und  für  sich  betrachtet 
rechtlose  Acte  oder  Ereignisse,  welche  nur  von  äusserer  Macht;  die  nicht 
selten  nur  in  der  Schwäche  oder  Gleichgültigkeit  des  rechtlichen  Bewusst- 
Seins  im  Volke  besteht,  die  Möglichkeit  ihrer  thatsächlichen  Herrschaft  ent- 
lehnen können.  Denkbar  ist  aber,  dass  auch  eine  solche  gewaltsame 
Aenderung  der  Verfassung  (der  Staatsstreich,  die  Revolution)  als  ein  relativ 
günstiger  Erfolg  betrachtet  und  darum  auch  dauernd  anerkannt  wird;  ob- 
wohl die  Rechtlosigkeit  des  Actes  selbst  dadurch  nicht  gemildert  wird. 
Denn  in  den  Zeiten  der  Gährungen  im  öffentlichen  Leben  oder  der  Er- 
krankung des  politischen  Bewusstseins  liegt  vielleicht  die  Rettung  der 
öffentlichen  Zustände   nur   in   der  Energie  des   politischen  Machthabers.*) 


dieser  Staaten,  mit  deren  Vernichttmg  allerdings  der  Fortbestand  der  Verfassungsgesetze 
dieser  ehemaligen  Staaten  prinzipiell  contrastirt  haben  würde. 

')  Da  aUe  deutschen  Staaten  eine  bestimmte  Verfassung  thatsächlich  besitzen,  das 
Staatsrecht  aber  thatsächlich  nnr  im  Wege  der  Gesetzgebung  fortgebildet  wird  (vergl. 
Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsrechts  Abth.  I.  §.  145  ff.),  so  kann  auch  die  Abw- 
anderung einer  Verfassung  nnr  noch  im  Wege  der  Gesetzgebung  geschehen. 

*)  Welches  diese  Voraussetzungen  seien,  hat  das  Verfassungsrecht  des  Staates  selbst 

zu  bestimmen.    Vergl.  nnten  die  Darstellung  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Staates.  — 

Die  in  den  Lehrbüchern  behandelten  Fragen  über  Nichtigkeit,  absolute  oder  relative  der 

Verfassung  und  deren  Consequenzen  können  sich  nur  auf  die  Verfassungsgesetze  beziehen. 

^.  oben  §.299  ff. 

^)  Dieser  Ausdruck  wird  hier  nur  in  dem  im  Texte  erklärten  Sinne,  also  zur  Bezeich- 
nung einer  rechtswidrigen  Handlung  gebraucht,  nicht  aber  in  dem  Sinne  einer  „befugter 
Weise **  einseitigen  Aenderung  der  Verfassung  durch  den  Fürsten.  Octroiirt  kann  aber 
von  oben  und  von  unten'  werden. 

*)  Eine  Theorie  der  Octroiirangen  kann  es  nicht  geben.  Die  Wissenschaft  des 
Staatsrechts  würde  sich  ihrer  moralischen  Würde  begeben,  wollte  sie  die  faits  accom- 
plis  sjstematisiren.  Wie  in  dem  Frivatrecht  so  ist  auch  in  dem  Staatsrecht  das  Gerechte 
Ton  dem  Nützlichen  unterschieden  und  kann  dieses  als  solches  nimmer  für  jenes  aus- 
jregeben  werden.  Anders  steht  es  mit  dem  Völkerrecht.  Auch  dieses  darf  nicht  die 
Macht  als  Recht  setzen,  aber  die  im  Völkerverkehre  und  in  der  Entwicklung  der  Nationen 
wirkenden  Interessen  und  Kräfte  rechtfertigen  es,  dass  der  Macht  die  Wirkung  des  Bechtes 
beigelegt  wird,  wo  das  Recht  nicht  im  Stande  ist,  der  summa  lex  des  nationalen  Interesses 

19* 
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Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende  Verfassung  ist  jedenfalls  als 
eine  zu  Recht  bestehende  zu  betrachten.*)  In  anerkannter  Wirksamkeit 
befindet  sich  aber  eine  Verfassung,  nach  welcher  die  Organe  der  Staats- 
gewalt thatsächlich  leben  und  handeln.^ 

§.  309. 
Die  Aenderungen  der  bestehenden  Verfassungsform  wirken  stets  nach 
zwiefacher  Kichtung,  indem  sie  einmal  die  Endigung  irgend  eines  bis  dahin 
bestandenen  Theiles  der  Verfassung  bezwecken,  zugleich  aber  ein  Neues 
an  dessen  Stelle  schaffen  wollen,  sei  es  dass  dieses  Neue  ein  schon  einmal 
Dagewesenes  (Reactivirung,  Rehabilitirung  einer  Verfassung)  oder  ein  auch 
absolut  Neues  (Reformirung  der  Verfassung)  ist.  Sofern  es  sich  um  den 
Verfassungszustand  des  ganzen  Staates  handelt,  ist  ein  Anderes  nicht  denk- 
bar, als  dass  in  dem  Augenblicke  der  Beseitigung  eines  bestimmten  Ver- 
fassungszustandes ein  anderer  in  dessen  Stelle  tritt.  ^  Ein  Vacuum  an  der 
Verfassung  des  Staates  als  solchen,  die  Verfassungslosigkeit  desselben  ist 
undenkbar:  denn  der  Staat  kann  nicht  einen  Augenblick  ohne  eine  be- 
stimmte Form  seines  Seins  und  Lebens  existiren.  Ein  Anderes  ist  aber, 
wenn  nur  ein  Theil  des  Staates  seines  unter  anderen  Verhältnissen  bestan- 
denen Verfassungszustandes  verlustig  geht.  Hier  ist  es  möglich,  dass  eine 
Zeit  lang  in  gewissen  Beziehungen  Verfassungslosigkeit  herrscht  d.  b.  aber 
auch  nur  in  dem  Sinne,  dass 'dieser  Theil  des  Staates  in  gewissen  Hin- 
sichten nicht  activen  Antheil  an  dem  Leben  des  Ganzen  nimmt:  denn  der 
höchsten  Autorität  zu  gehorchen  und  an  den  Lasten  des  Staates  mitzu- 
tragen hört  er  nimmer  auf.')    Verfassungslosigkeit  des  Staates  oder  eines 


g^erecht  zu  werden.  Nicht  staatsrechtlich  sind  die  Auslassungen  Zachariäs  in  dessen 
Deutschem  Staatsrecht  Th.  L  §.  53,  welcher  sogar  hei  der  Beurtheilung  des  staatsrecht- 
lichen Besitzstandes  von  dem  höchst  civilrechtlichen  petitorium  und  possessormm 
spricht.  Gänzlich  fchlsam  ist  die  Theorie  Zöpfl's  (Grundsätze  §.  342),  welche  graderu 
gar  keinen  Unterschied  zwischen  octroiirten  und  pactirten  d.  h.  im  verfassungsmässig^ 
gesetzlichen  Wege  entstandenen  Verfassungen  sehen  will. 

')  Bei  den  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden  Verfassungen  kann  auf  die  Ent- 
stehung derselben  nicht  mehr  gesehen  werden  und  ersetzt  jene  Thatsache  die  etwa 
fehlende  rechtmässige  Entstehung.  £s  war  darum  staatsrechtlich  ganz  richtig,  wenn  dir 
Wiener  Schlussacte  Art.  56  bestimmte:  „Die  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehentk^n 
landständischen  Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässigem  W^  wieder  ab> 
geändert  werden." 

')  Vergl.  Zachariä  im  Bluntschli- Brate rschen  Staatswörterbache  Bd.  H. 
S.  94  ff. 

^)  Eine  Ausnahme  tritt  auch  nicht  ein,  wenn  in  dem  oben  §.  228  besprochenen  Fall«? 
der  Souverain  das  politische  Nothrecht  geltend  macht  und  einzelne  Bestimmungen  suapen- 
dirt.  Hier  tritt  an  die  Stelle  dieser  Grundsätze  und  Rechte  die  MachtfuUe  der  souverainen 
Gewalt. 

*)  Das  oben  §.  307  Note  4  erwähnte  Beispiel  ist  hier  zu  wiederholen.  Die  Eattlirf)- 
nung  des  Königs  von  Hannover,  die  Aufhebung  des  hannoverschen  Verfassungßge»et«e* 
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Theiles  desselben  würde  Anarchie  sein  und  ein  anarchisches  Staatswesen 
ist  undenkbar.*) 


VIII.    Formen  der  Verfassung. 

§.  310. 
Die  Art  und  Weise,  wie  die  äussere  Erscheinung  des  staatlichen 
Organismus  sich  gestaltet,  ist  die  Verfassungs-  oder  Staats  form. 
Diese  ist  also  der  concrete,  äusserlich  wahrnehmbare  Ausdruck  eines  poli- 
tischen Organismus,  die  sichtbare  Physiognomie  des  Staates.  Die  historische 
Verfasflungsform  ist  im  Wesentlichen  der  Reflex  des  jeweiligen  Stadiums 
der  politischen  Entwicklung  des  Volkes  und  wandelt  darum  auch  mit 
dieser.  Eben  darum  ist  es  nicht  möglich,  von  einer  absolut  besten  Ver- 
fassungsform in  dem  Sinne  zu  reden,  dass  ein  bestimmter  Staat  absolut 
nur  diese  Verfassungsform  tragen  dürfe.  Richtig  ist  nur  diejenige  Ver- 
fassungsform, welche  dem  jeweiligen  Verständniss  der  politischen  Idee  im 
Volke  am  Wahrsten  entspricht.  Die  Verfassungsform  wird  also  mehr  das 
Erkennungszeichen  dieses  Standes  der  politischen  Bildung  als  die  Voraus- 
setzung und  Bedingung  ihrer  Entwicklung  sein.  Gleichwohl  ist  die  Ver- 
fassungsform auch  für  die  Fortentwicklung  der  Staatsidee  von  grösster 
Bedeutung.  So  wenig  gesagt  werden  dürfte,  dass  die  Monarchie  ein  Volk 
verhindere,  seine  weltgeschichtliche  Mission  zu  erfüllen,  nicht  minder  irrig 
würde  es  sein,  sollte  der  Republik  allein  die  Krafl,  ein  Volk  gross  und 
^^ticklich  zu  machen,  zugeschrieben  werden.  Den  politischen  Werth  d«r 
\  erfasßungsform  bestimmt  nur  ihr  Verhältniss  zu  der  politischen  Bildung 
des  Volkes.  Mit  dem  Fortschritte  dieser  wird  jene  sich  immer  herrlicher 
vollenden.     Sobald   das   politische   Bewusstsein   des    Volkes    an    sittlicher 


uml  die  Nichtausdehnung  des  preussischen  auf  diese  Provinz  bewirkten  keineswegs  einen 
anarchischen  Zustand  dieser  Provinz.  Fand  auch  das  prcussische  Verfassungsgesetz  noch 
keine  Anwendung  in  dieser  neuen  Provinz,  so  ward  sie  doch  durch  die  Souverainetät  des 
stanzen  Staates  und  die  personliche  Repräsentation  derselhen  mit '  beherrscht  und  war  an 
«He  Stelle  der  entthronten  Dynastie  eine  andere  mit  anderen  Beziehungen  getreten.  Aber 
auch  während  der  Suspension  der  preussischen  Verfassung  blieb  diese  Provinz  dem  öffent- 
lichen Leben  verpflichtet  und  entstanden  mit  der  Vernichtung  der  Selbständigkeit  dieses 
^>taat8wesen8  sofort  neue  passive  Beziehungen  desselben  zu  dem  Staate,  dem  dieses  als 
Provinz  einverleibt  wurde. 

M  Von  einem  „anarchischen  Prinzipe  des  monarchischen  Staatsrechts"  in  dem  Sinne 
zu  sprechen,  „dass  da,  wo  nach  dem  wahren  Wesen  des  Staates  dessen  Gebiet  aufhört, 
anch  cjie  staatliche  Beherrschung  ihr  Ende  und  die  individuelle  Freiheit  ihren  Anfang 
haben  müsse"  (Held,  System  Th.  11.  S.  42),  ist  nimmer  gerechtfertigt.  Es  kann  doch 
nioht  die  Thatsache,  dass  der  Staat  nicht  die  Kirche  ist,  die  kirchliche  Anarchie  des 
Staates  oder  die  politische  Anarchie  der  Kirche  genannt  werden. 
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Kraft   verliert,    wird  auch   die   Würde   seiner   Staatsform   in   den   Stanb 
zurücksinken.*) 

§.  311. 
Das  Wesen  der  Verfassungsform  bestimmt  sich  lediglich  aus  der  For- 
mation des  Staates  als  der  politischen  Organisation  des  Volkes.  Ist  dieses 
die  von  der  ethischen  Idee  des  Staates  durchgeistete  und  in  sich  einheitlich 
gestaltete  Persönlichkeit,  so  ist  es  eben  die  Art,  wie  diese  Einheit  aus  den 
vielen,  an  sich  isolirt  dastehenden  Individuen  gebildet  ist,  welche  die  Form 
des  Staates  bestimmt.  Da  nun  aber  das  persönliche  Wesen  des  Volkes 
durch  das  Dasein  eines  einheitlichen,  Alle  und  das  Ganze  beherrschenden 
Willens  bedingt  ist,  indem  die  von  Natur  ungebundenen  Elemente  des 
Volkes  nur  durch  die  ethische  Macht  eines  solchen  sie  alle  umschliessenden 
einheitlichen  Willens  zu  dem  Ganzen  sich  Algen  und  zusammenhalten,  und 
da  femer  dieser  an  sich  nur  in  der  Idee  existente  Volks-  oder  Staatswille 
ohne  die  Verkörperung  in  einem  sinnlich  wahrnehmbaren  Organe  physischer 
Wirklichkeit  nur  eine  dem  historischen  Leben  entzogene  Idee  verbleiben 
würde,  also  dieses  Organes  seiner  Verwirklichung  prinzipiell  und  unersetz- 
bar bedarf,  so  ist  es  die  Gestaltung  des  physischen  Qrganes  des  Staats- 
willens oder  der  Staatsgewalt,  daran  der  individuelle  Charakter  der  Staats- 
form direct  an's  Licht  tritt.')  Obwohl  also  der  Charakter  der  Formation 
oder  Organisation  des  den  Staat  bildenden  Volkes  die  Staatsform  bestimmt, 
so  ist  es  doch  das  physische  Subject  der  Souverainetät,  in  welchem  diese 
Organisation  sich  vollzieht  und  vollendet  und  in  welchem  die  Eigenthüm- 
liehkeit  derselben  sich  symbolisirt.') 
^ 

*)  Man  denke  an  die  Geschichte  des  römischen  Reiches  nnd  an  die  der  Staatsformen 
Roms.  , 

*)  Praktisch  richtig  ist  es,  wenn  Blnntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  LS.  2i<7, 
nach  dem  Vorgange  Vieler  das  Kriterium  der  Verfassnngsform  —  »in  der  Art,  wie  der 
Gegensatz  der  Regirung  und  der  Regirten  aufgefasst  wird",  findet.  Es  ist  nicht  zufällig, 
dass  der  Charakter  der  englischen  Verfassung  sich  in  der  hill  and  declaration  of  rhigts 
and  liherties  ofthe  Suhjects  darstellt. 

^  So  alt  die  Theorie  von  den  Staataformen  ist  und  so  zahlreich  die  Versuche  der 
Staatsphilosophen  und  der  Rechtslehrer  gewesen,  eine  allgemein  hefriedigende  Theorie  über 
diesen  praktisch  so  bedeutungsvollen  Gegenstand  aufzusteUen,  so  ist  doch  der  Zweck  dief^r 
Versuche  noch  nicht  erreicht  und  die  opinio  doctorum  noch  keineswegs  eine  commune. 
Vergl.  R.  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  Th.  LS.  ^1: 
Vorländer,  die  Staatsformen  in  ihrem  Verhältniss  zur  Gesellschaft,  in  der  Tfibinger 
Zeitschrift  für  Staatswissenschaften,  Bd.  XIV.  S.  293  ff.);  Röscher  in  Schmidts  Zeitschrift 
für  Geschichte  Bd.  VII.  S.  82  ff.;  Waitz,  Grundzüge  der  Politik  S.  107  ff.  Der  Gnmd 
dieser  Mannichfaltigkeit  der  Ansichten  und  Unterscheidungen  ist  kein  anderer  als  dit 
Unklarheit  über  das,  was  als  das  Wesen  und  als  der  Bestimmungsgrund  der  Staatsformesi 
zu  betrachten,  aus  welchem  Gesichtspunkte  diese  Theorie  zu  versuchen  sei.  ,An  sich  siod 
aoch"  —  sagt  Waitz  a.  a.  0.  S.  107  —  „verschiedene  Gesichtspunkte  möglich.  Mar, 
kann  Rücksicht   nehmen  auf  die   historische  Entwicklung  des  Staates  bei  einem  Vidi». 
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,  §.  312, 
Die  Verfassungsformen  der  deutschen  Staaten  unterscheiden  sich  im 
Allgemeinen,  wie  die  auch  anderer,  antiker  me  modemer  Staaten :  sie  sind 
entweder  Monarchien  odpr  Republil^en/)  Eine  republikanische  Ver- 
fassung haben  die  drei  freien  Städte  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen, 
die    übrigen    deutschen    Staaten    sind    ausnahmslos    Monarchien^^      Das 


oder  bei  der  Menschheit  überhaupt,  oder  doch  in  gewissen  grossen  Perioden  ihrer  Ge- 
schichte, auf  den  Umfang  der  Staatsbildung  in  Beziehung  zu  einem  oder  mehreren  Völkern, 
auf  die  Gebietet  der  Tbatigkeit,  welche  vom  Staate  oder  unter  Umständen  anch  nur  von 
dem  Volk  besonders  cultivirt  werden,  auf  verschiedene  Tendenzen  oder  Zwecke,  die  die 
Staaten  verfolgen,  auf  Verschiedenheiten  im  Verhalten  des  Volkes  oder  einzelner  Theile 
desselben  zum  Staat,  auf  die  Organisation  des  Staats,  besonders  die  in  ihm  waltende, 
ihm  zu  Grunde  liegende  Ordnung,  die  Verfassung;  und  auch  hier  kann  weder  auf  Ver- 
schiedenes besonderes  Gewicht  gelegt  werden:  ob  die  Gewalt  an  Einer  Stelle  vereinigt 
oder  vertheilt  ist,  ob  sie  von  Einem  oder  Mehreren  geübt  wird,  wo  ihr  eigentlicher  Sitz 
und  Ursprung  ist,  wie  sich  namentlich  das'  Volk  zu  ihr  verhält."  Alles  dieses  und  wohl 
noch  Anderes  hat  seit  Aristoteles,  dem  Vater  dieser  Lehre,  die  Theorie  von  den  Staats- 
und Verfassungsformen  beeinflusst.  AUein  der  Begriff  der  Verfassungsform  in  dem  oben 
im  §.  310  entwickelten,  von  dem  der  Staatsform  und  der  Eegirungsform  ebenmässig  unter- 
schiedenen Sinne  duldet  diese  mannichfaohen  Rücksichtnahmen  nicht,  sondern  kann  sich 
Allein  auf  das  im  Text  erwähnte  Motiv,  als  das  einzige  Kriterium  der  „ Verfassung", 
gründen.  Diese  im  Text  vertretene  Ansicht  ist  das  Resultat  der  vorerwähnten  verdienst- 
vollen Ausfuhrung  von  Waitz.  Vergl.  Dessen  Grundzüge  der  Politik  S.  119:  „In  der 
That  wird,  wenn  es  gilt  das  Wesen  der  Staaten  und  also  auch  die  Verschiedenheit  der 
die  innere  Uebereinstimmung  der  einzelnen  zu  erfassen,  es  auf  die  Organisation  im  All- 
gemeinen ankommen.  Da  der  Staat  aber  eben  auf  dem  Volk  ruht,  das  Volk  darstellt, 
dl'  Organisation  des  Volkes  ist  (vergl.  Grotefend,  System  des  deutschen  Staatsre(jhte8 
Abth  '-ng  I.  §.58  ff.),  so  muss  nothwendig  auch  die  "Verschiedenheit  der  Staaten  und 
Staatslu       n  durchaus  durch  diese  bedingt  sein." 

*)  Die  Lehrbücher  des  deutschen  Staatsrechts  pflegen  bei  der  Erwähnung  der  ver- 
schiedenen Staatsformen  mehre  Unterscheidungen  zu  machen  und  mit  der  trias  politica 
des  Aristoteles  zu  beginnen.  Alle  weiteren  Unterscheidungen,  als  die  beiden  im  Texte 
erwähnten,  sind  indess  entweder  nur  Erfindungen  einer  grauen  Theorie  oder  nur  Er- 
innerungen an  eine  längst  verschollene  Vergafagenheit  Deutschland  kennt  weder  die  klassi- 
schen Aristokratien  oder  Ochlokratien  noch  Hierarchieen,  Wahlreiche  u.  dergl.  -—  VergL 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th  I.  S.  75,  11 ;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht 
Th.  I.  S.  278  ff.;  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abtheilung  ü.  S.  211  ff.;  Held,  System 
Th.  L  S.  338  ff.;  Rabus,  Das  monarchische  Prinzip  S.  104, 

')  Einige  deutsche  Verfassungsgesetze  bekennen  dieses  ausdrücklich,  indess  sehr  richtig 
in  der  Weise ,  dass  sie  des  monarchischen  Charakters  der  R e g i r u n g  oder  derRegirungs- 
form  erwähnen,  da  es  den  Constitutionen  nur  um  die  Kennzeichnung  der  Rechte  des 
Monarchen  den  Unterthanen-  und  ständischen  Rechten  gegenüber  zu  thun  ist.  Vergl. 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  §,3;  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  4); 
(E urhessisches  Verfassungsgesetz  §.2);  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 
§.  2;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  4  §.  1;  Schwarzburg- 
Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  2.  Ganz  allgemein  bekennen  aber 
die  deutschen  Verfassungsgesetze  den  monarchischen  Charakter  der  entsprechenden  Staaten 
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Kriterium  dieser  beiden  Verfassungsformen  ist  in  den  deutschen  Staaten 
kein  anderes,  als  dasselbe  je  gewesen.  Die  physisch«- persönliche  Darstel- 
lung der  ideellen  Staatsgewalt  ist  das  entscheidende  Moment.  In  den 
Monarchien  beruht  die  gesammte  Staatsgewalt  in  einer  physischen  Person, 
dem  Regenten;  in  den  Republiken  dagegen  ist  auch  das  physische  Subjeet 
der  Staatsgewalt  so  gut  wie  diese  selbst  nur  eine  ideelle  Person,  indem 
die  Gesammtheit  der  in  diesem  Staate  vereinijg^ten  Personen  (der  politischen 
Bürgerschaft)  als  der  subjective  Träger  der  Staatsgewalt  gedacht  wird  und 
diese  es  ist,  welche  durch  das  Organ  einer  dazu  berufenen  höchsten  Be- 
hörde, des  Senates,  ihre  Souverainetät  verwirklicht.  Eben  wegen  dieses 
nur  subjectiven  Unterschiedes  der  physischen  Personificirung  der  Staats- 
gewalt, ist  die  Unterscheidung  zwischen  Republiken  und  Monarchien  auch 
nur  eine  die  Form  der  Staatsverfassung,  nicht  aber  den  Begriff  des  Staates 
selbst  berührende.  Die  Staaten  sind  stets  sich  gleiche  Wesen,  mag  deren 
Gewalt  in  der  Person  eines  Regenten  oder  durch  das  Corpus  eines  Senates 
sich  zum  physisch  handelnden  Subjecte  gestalten.') 


IX.   Einfluss  des  Norddeutschen  Bundes  auf  die  Verfassung  der 

Bundesstaaten. 

§.  313. 
In  Folge  der  Auflösung  des  deutschen  Bundes  waren  die  deutschen 
.Staaten  auch  hinsichtlich  ihrer  Verfassungsformen  allen  Verpflichtungen, 
welche  die  Grundgesetze  dieses  Bundes  ihnen  in  sehr  bestimmter  Weise 
auferlegten,  enthoben.  Durch  die  Errichtung  des  Norddeutschen  Bandes 
ist  dagegen  für  die  zu  demselben  vereinigten  Staaten  ein  besonderer  Ver- 
fassungszustand begründet,  insofern  innerhalb  der  Competenz  dieses  neuen 
Bundes  ein  Theil  und  zwar  materiell  der  wichtigste  Theil  der  Gesetzgebung 
belegen  und  dieser  Theil  des  öffentlichen  Rechtes  hinfort  diesen  Staaten 
nur  als  den  Bundesgliedem  eignet.  Das  Prinzip  der  Wiener  Schlussacte 
von  1819,  dass  die  Verfassungen  der  deutschen  Staaten  den  Grundgesetzen 
des  Bundes  nicht  widersprechen  dürfen,*)  ist  seit  Auflösung  des  deutschen 


in  dem  Satze,  dass  die  sämmtlicben  Rechte  der  Staatsgewalt  in  dem  persönlichen  Soave- 
rain  vereinigt  sind.    VergL  unten  die  Darstellung  des  monarchischen  Prinzips. 

')  Dies  war  in  den  Grundgesetzen  des  deutschen  Bundes  wie  in  der  Verfassmg  de* 
Norddeutschen  Bundes  gleiclier  Weise  anerkannt. 

^)  Dieses  Prinzip  reflectirte  in  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  besonders  in  dem 
Anerkenntnis  der  Verbindlichkeit  der  Bundesbeschlüsse  ftlr  das  Staatsrecht  der  Bondes- 
staaten,  vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  89  und  Gesetz  vom  5.  Juni  1851  §.  1: 
Würtembergsches   §.  4;    Badensches  §.  2;    Grossherzoglich   Hessisches  §.  5i 
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Bundes  in  Wegfall  gerathen,  dagegen  aber  hat  die  Verfassang  des  Nord- 
deutschen Bandes  fUr  diesen  jenes  Prinzip  auch '  entbehrlich  gemacht,  da 
die  in  diesem  Bunde  begriffenen  deutschen  Staaten  organisch  verbunden 
und  hinsichtlich  der  Zwecke  des  Bundes  eine  einheitliche  gesetzgebende 
Grewalt  darstellen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  die  Gesetze  des  Bundes 
den  Landesgesetzen  der  einzelnen  Staaten  vorgehen/)  Den  süddeutschen 
Staaten  aber,  welche  zum  Bunde  nicht  gehören,  ist  auch  hinsichtlich  der 
Gestaltung  ihrer  Verfassungsverhältnisse  die  volle  Selbständigkeit  geblieben.') 


X.   System  der  Darstellung. 

§.  314.  ' 
Das  wissenschaftliche  System  des  Verfassungsrechtes  ergiebt  sich  aus 
der  natürlichen  Gliederung  der  Bestandtheile  desselben.  Die  Darstellung 
hat  zunächst  das  Recht  der  Elemente  des  Staates,  alsdann  das 
der  Formen  und  letzlich  das  der  Organe  des  Staatslebens  zum 
Gegenstande  zu  nehmen  und  dort  nach  den  einzelnen  Elementen,  hier  nach 
den  einzelnen  Formen  und  Organen  den  Stoff  des  Weiteren  zu  theilen. 
Die  Unterscheidung  des  Verfassungsrechtes  der  Monarchieen  und  der  Re- 
publiken übt  aber  so  gut,  wie  der  Unterschied  zwischen  dem  Rechte  des 
Norddeutschen  Bundes  und  dem  der  einzelnen  deutschen  Staaten,  einen 
wesentlichen  und  directen  Einfluss  nur  auf  die  Gestaltung  der  Organe  des 
Staatslebens  und  findet  in  der  Darstellung  des  Rechtes  der  Elemente  des 
Staates  wie  des  der  Formen  des  Staatslebens  nicht  eine  besondere  syste- 
matische Berücksichtigung.  Bei  der  Darstellung  des  Rechtes  des  Staats- 
oberhauptes genügt  es,  hinsichtlich  der  Republiken  die  Nicht-Personificirung 


und  77;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  12  und  72;  Coburg- Gothasches  Staats- 
grundgesetz  §.  2;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  11  und  12;  Olden- 
burgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  2  §.  2. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  2;  „Innerhalb  dieses  Bundes- 
gebietes übt  der  Bund  das  Becht  der  Gesetzgebung  nach  Massgabe  des  Inhalts  dieser 
Verfassung  und  mit  der  Wirkung  aus,  dass  die  Bundesgesetze  den  Landesgesetzen  vor- 
gehen." 

')  Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  modificirt  den  Verfassungszustand  der 
iu  ihm  begriffenen  Staaten  in  allen  Theilen  der  Verfassung,  jedoch  nur  in  einzelnen  Be- 
ziehungen, eben  in  denjenigen,  aus  welchen  sich  der  Bund  als  ein  wahrer  Bundesstaat 
bilden  musste.  So  hat  auch  die  Darstellung  des  positiven  Verfassungsrechtes  der  deut- 
schen Staaten  auf  die  Grundsätze  der  Bundesverfassung  Rücksicht  zu  nehmen,  kann  indess 
sich  darauf  beschränken,  bei  der  Darstellung  der  einzelnen  verfassungsrechtlichen  Institut« 
der  Verschiedenheit  der  Bundesverfassungs-  und  der  Landesverfassungs- Bestimmungen  zu 
gedenken. 
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der  Idee  der  souverainen  Gewalt  zu  constatiren ,  während  der  Begriff  des 
Unterthanenrecfates  and  seiner  staatsrechtlichen  Conseqaenzen  wie  der  des 
Staatsgebietes  und  seines  politischen  Charakters  von  der  Verschiedenheit 
der  StÄatsformen  so  gut  wie  gar  nicht  berührt  wird.  Ebenso  ist  der  Be- 
griff und  das  Wesen  der.  Form  des  Staatslebens  für  die  monarchischen 
Staaten  und  die  Republiken  nicht  zu  unterscheiden.  Wohl  muss  aber  der 
Unterschied  der  Staatsformen  in  der  Darstellung  des  Rechtes  der  Organe 
der  Staatsgewalt  bestimmter  hervortreten,  wie  denn  auch  die  Selbständig- 
keit der  Organe  der  Gewalt  des  Norddeutschen  Bundes  die  Anerkennung 
des  Systems  verlangt.  So  theilt  sich  der  Gegenstand  der  Darstellung  des 
Rechtes  der  Organe  des  Staatslebens  wieder  dreifach,  indem  es  sich  am 
das  Recht  dieser  Organe  in  d^en  deutschen  Monarchieen,  in 
den  deutschen  Republiken  und  in  dem  Norddeutschen  Bunde 
handelt.  Seit  der  Errichtung  des  deutschen  Zollvereins  ist  endlich  zu 
den  Organen  des  Staatslebens  noch  das  Zollparlament  hinzngekonunen 
und  hat  die  Darstellung  des  deutechen  Verfassungsrechtes  der  Gegenwart 
auch  das  Recht  an  diesem  Organe  zu  berücksichtigen. 


Zweites  Bach. 

Die  Elemente  des  Staates. 

Erstes  Kapitel. 

Das  Staatsgebiet 

I.  Begriff. 

§.  315. 
Der  Staat  —  der  monarchisch^  wie  die  Bepublik  —  bedarf  als  eine 
Ordnung  und  ein  Wesen  der  physischen  Wirklichkeit  eines  bestimmten 
räumlichen  Gebietes,  innerhalb  dessen  Grenzen  seine  Gewalt  herrscht  und 
waltet.')  Das  Gebiet  des  Staates  ist  der  Grund  und  die  Schranke  der 
Staatsgewalt  d.  h.  des  Staates.  Soweit  jenes  sich  dehnt,  soweit  reicht 
auch  diese  und  nur  insofern  und  so  lange  der  Staat  eine  solche  räumliche 


*)  Es  wird  staatsrechtlicher  gedacht  sein,  das  Staatsgebiet  in  seiner  Bedeutung  for 
den  „Staat"  zu  betrachten,  als  dasselbe  „denjenigen  Theil  der  Erde,  welcher  der  poUti' 
sehen  Regirnng  (der  gesetzgebenden  und  ToUziehenden  Gewalt)  eines  gewissen  Herrschers 
unterworfen  ist"  (von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  I.  Abth.  1  §.32)  zu  nennen. 
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Existenz  besitzt,  ist  er,  was  dieser  Name  besagt.*)  Umgekehrt  ist  aber 
auch  das  Dasein  der  Staatsgewalt  und  die  Darstellung  dieser  innerhalb 
dieses  bestimmten  geographischen  Bezirkes  die  Voraussetzung  der  Existenz 
eines  Staatsgebietes,  da  dieser  örtlich  umgrenzte  Raum  aufhört  ein  solcher 
zu  sein,  sobald  die  Staatsgewalt,  welche  in  und  über  diesem  Räume 
herrschte,,  erlischt  und  dieser  Staat  aufhört  zu  sein.*)  So  verliert  das  Ge- 
biet eines  Staates  seinen  Charakter  als  Staatsgebiet,  wenn  dieser  Staat 
einem  anderen  einverleibt  wird  (Inkorporation),  also  ein  integrirender  Theil 
(Provinz)  dieses  wird,  während  die  Verbindung  der  souverainen  Vertretung 
eines  Staates  mit  der  eines  anderen  (Personal-  oder  Real-Union)  den  Staats- 
bestand keines  dieser  beiden  berührt.^)  Die  politische  Geschichte  ,der 
deutschen  Staaten  hat  das  territoriale  Gebiet  derselben  festgestellt  und 
haben  dabei  allerlei  rechtliche  und  thatsächliche  Motive  (Kauf  und  Verkauf, 
Verpfandungen,  Vererbungen,  Eroberungen)  mitgewirkt.*) 


0  Die  Natur  des  Staates  fordert  ein  bestimmt  abgegrenztes  festes  räumliches  Gebiet, 
auf  welchem  derselbe  ruhen  und  sein  Leben  entfalten  kann.  Es  giebt  wohl  Nomaden- 
Völker,  aber  nicht  Nomaden-Staaten :  denn  die  Idee  des  Staates  als  der  organischen  Ein- 
heit der  Individuen  ist  nur  in  einem  räumlichen  festen  Körper  zu  verwirklichen.  Die 
Durchwebung  alles  Einzelnen  zu  dem  einheitlichen  Ganzen,  das  Leben  der  Gemeinschaft 
für  alle  Individuen,  die  Vervollkommnung  des  Individuum  aus  der  Einheit  ihrer  Gemein- 
schaft: diese  Ziele  und  Eigenschaften  des  Staates  sind  unvereinbar  mit  dem  Zustande,  in 
welchem  eine  nationale  Vereinigung  von  Menschen  tiie  Abenteurerpolitik  fahrender  Krieger, 
oder  das  unpolitische  Leben  wandernder  Hirten  führt.  Die  Staaten  der  Civüfeatioji  haben 
sich  auch  in  keinem  Jahrhundert  anders  denn  in  festen  Grenzen  eines  bestimmten  geogra- 
phischen Gebietes,  des  Staatsgebietes,  entwickelt  und  es  ist  schon  lange  üblich,  in  der 
Benennung  den  Staat  schlechthin  mit  dem  Lande,  auf  welchem  er  sich  äufgebauet,  zu 
identificiren  und  z.  B.  den  Preussischen  Staat  schlechthin  Preussen  zu  nennen,  obwohl 
das  Land  Preussen  nicht  einmal  das  ganze  Gebiet  dieses  Staates  repraesentirt,  oder  auch, 
wie  mit  dem  Namen  Deutschland,  mit  dem  Namen  eines  geographischen  Raumes  die 
Gesammtheit  der  darauf  gegründeten  Staaten  zu  bezeichnen. 

»)  Klüber,  Oeifentliches  Recht  §.  238;  Weiw,  System  §.  222  Note  k  und  besonders 
§.  225  ff. 

^  von  Mob  1,  Würtembergsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  154. 

*)  Es  ist  auf  die  Darstellungen  der  deutschen  Staatsgeschichte  zu  verweisen.  Yergl. 
auch  oben  §.  17  ff.  Abgesehen  von  den  Einverleibungen  des  ganzen  Staatsgebietes  von 
Hannover,  Kurhessen,  Nassau  und  Prankfurt  a.  M.  in  den  preussischen  Staat 
sind  von  Baiern  und  dem  Grossherzogthum  Hessen  einzelne  Gebietstheile  an  Preussen 
abgetreten  und  von  Preussen  einzelne  Parcellen  an  Oldenburg.  Laut  Art.  XIV.  des 
Preussisch-Baierschen  Friedens- Vertrages  vom  22  August  1866  trat  der  König  von 
Baiem  („nachdem  zur  Wahrung  strategischer  und  Verkehrs-Interessen  eine  Grenzregulirung 
als  erforderlich  befunden  worden")  das  Bezirksamt  Gersfeld  und  einen  Bezirk  um  Ort, 
sowie  die  zwischen  Saalfeld  und  dem  preussischen  Landkreis  Ziegenrück  gelegene  En- 
clavc  Caulsdorf  an  den  König  von  Preussen  ab.  Laut  Art.  XIV.  des  Preussich-Hessen- 
schen  Friedensvertrages  vom  3.  September  1H66  sind  vom  Grossherzogthum  Hessen  der 
Krone  Preussen  mit  allen  Souveralnetäts-  und  Dorainialrechten  abgetreten.    1)  Die  Land- 
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ii.   Politische  Bedeutung. 

§.  316. 
Die  Bedeutung  des  Staatsgebietes  bewirkt  unmittelbar  die  Aufrichtung 
und  Erstreckung  der  staatlichen  Autorität  über  das  ganze  Gebiet.')  Es 
giebt  keine  Scholle  dieses  Raumes,  auf  welcher  nicht  dieser  Staat  sich  dar- 
stelle und  seine  Macht  entfalte.  Es  erhält  dadurch  die  Staatsgewalt  einen 
gewissen  dinglichen  Cha-rakter,  welcher  sich  vor  Allem  darin  zeigt,  dass 
das  Betreten  des  Staatsgebietes  unmittelbar  dieser  Staatsgewalt  unterwirft, 
d.  h.  den  im  Staate  verweilenden  zur  Beobachtung  der  Gesetze  desselben 
verpflichtet,  andererseits  aber  diesem  auch  den  Schutz  des  Staates  gewähr- 
leistet.^)    Dies  ist  die  unmittelbarste  und  unausweichlichste  rechtliche  Be- 


grafschaft  Hessen-Homburg  einschliesslich  des  Oberamtsbezirks  Meisenheim,  jedoch  aus- 
schliesslich der  beiden  in  der  preussischen  Provinz  Sachsen  belegenen  Hessen-Homburg- 
schen  DomanialgQter  Hötensleben  und  Oebisfelde ;  2)  folgende  bisher  zur  Provinz  Oberhessen 
gehörige  Gebietstheile,  nämlich  der  Ereis  Biedenkopf,  der  Kreis  Wohl  einschliesslich  der 
Enclaven  Eimeliod  und  Heringhausen,  der  nordwestliche  Theil  des  Kreises  Giessen  (die 
Orte  Frankenbach,  Krnmbach,  Königsberg,  Fellinghausen,  Bieber,  Haine,  Bodheim,  Wald- 
girmes,  Naunheira  und  Hermannstein  umfassend),  der  Ortsbezirk  Bödelheim,  und  der 
unter  Grossherzoglich  Hessischer  Souverainetät  stehende  Theil  des  Ortsbezirks  NiedA-UrseL 
Mittelst  Vertrages  vom  27.  September  1866  sind  dagegen  von  Preussen  an  Oldenburg 
„zum  Zwecke  einer  besseren  Arrondirung"  des  oldenburgischen  Fürstenthums  Labeck  das 
holsteinische  Amt  Ahrensböck,  sowie  die  lübiscÜen  Districte  und  die  Staatshoheit  über 
den  Dicksee  cedirt.  In  Wirklichkeit  bezweckte  diese  Cession  eben  nur  eine  Entschädigung 
des  Grossherzoglichen  Hauses  für  den  vertragsmässigen  Verzicht  der  im  Grossherzogthum 
Oldenburg  regirenden  jüngeren  Linie  des  Schleswig-Holstein-Gottorpschen  Hausee  auf  alle 
Bechte  und  Ansprüche  in  Betreff  der  Erbfolge  und  Souverainetät  in  den  Herzogthümem 
Schleswig  und  Holstein,  welche  von  diesem  Hause  sei  es  aus  eigenem  Becht  sei  es  in 
Folge  der  durch.  Kaiser  Alexander  n.  von  Bussland  geschehenen  Uebertragung  der  Becht« 
und  Ansprüche  der  älteren  Gottorpschen  Linie  bisher  erhoben  und  bei  dem  früheren 
Deutschen  Bande  geltend  gemacht  worden,  zu  Gunsten  des  Königs  von  Preussen  und 
seiner  Nachfolger  für  jetzt  und  alle  Zeiten.  Vergl.  den  Preussisch-Oldenburgschen 
Vertrag  vom  27.  September  1866  Art.  L 

0  Das  deutsche  Staatsrecht  kennt  auch  einen  gemeinschaftlichen  Besitz  des  Beehtes 
am  Staatsgebiete  Seitens  zweier  Staaten,  welches  Bechtsverhältniss  die  Theorie  und  auch 
die  Gesetzgebung  als  condominium  (Condominate)  bezeichnete.  Die  solcher  Art  be- 
sessenen Gebiete  hiessen  Condominate.  Die  rechtliche  Bedeutung  dieses  Verhältnisses  ist, 
dass  die  Gebietshoheit  zwei  Staaten  zugleich  zusteht  und  also  nur  von  beiden  gemeinsam 
gehandhabt  werden  kann.  Diese  durchaus  exceptionellen  und  an  sich  weder  staatsrecht- 
lich noch  politisch  sich  empfehlenden  Zustände  datiren  aus  der  Zeit  der  privatrechtlichen 
Auffassung  des  Staatsbegriffes  und  des  Bechtes  der  Staatsgewalt  und  drängt  die  Ent- 
wicklung des  deutschen  Staates  sichtbar  auf  deren  Beseitigung. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  24:  „Der  Aufenthalt  innerhalb  der  Grenzen 
des  Staates  verpflichtet  zu  Beobachtung  der  Gesetze  desselben  und  begründet  dagegen  den 
gesetzlichen  Schutz;"  Luxemburgsches  Art.  111:   „Tout  etranger  qui  se  trouve  sur  le 
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Ziehung,  welche  sich  zwischen  dem  Gebiete  des  Staates  and  den  auf  dem- 
selben verkehrenden  Personen  begründet.  Es  hat  sich  eben  die  abstracte 
Staatsidee  mit  diesem  räumlichen  Gebiete  umkleidet  und  erAilit  dieses  in 
allen  seinen  Theilen.  Darum  ist  selbst  für  diejenigen ,  welche  nicht  zu 
dem  Volke  des  Staates  gehören  und  etwa  nur  vorübergehend,  in  dem 
Staatsgebiet©  verkehren,  jene  Pflicht  und  jener  Anspruch  begründet.  Eine 
Ausnahme  ist  nur  im  Interesse  des  völkerrechtlichen  Verkehres  der  Staaten 
durch  das  Recht  der  s.  g.  Exterritorialität  begründet:  die  Fiction,  dass 
gewisse  Personen  obwohl  in  diesem  Staate  sich  aufhaltend  doch  als  in 
ihrer  Heimath  anwesend  angesehen  werden  sollen,  also  ein  mehr  persön- 
liches als  dingliches  Ausnahmsrecht.  Dahingegen  verletzt  dieses  Prinzip 
die  Znlässigkeit  einer  Belastung  des  Staatsgebietes  durch  s.  g.  Staats- 
servituten nicht,  da  solche  nur  die  völkerrechtliche  Gestaltung  einer  be- 
stimmten Mitbenutzung  des  für  öffentliche  Zwecke  hergerichteten  Staats- 
gebietes Seitens  eines  anderen  Staates  sind,  also  die  Autorität  des  Staates 
auch  nicht  von  solchen  Theilen  seines  Gebietes  ausscbliessen.*) 


territoire  du  Grand-Ducli6 ,  jouit  de  la  protection  accordee  aux  persoimes  et  aux  bieiis, 
saat  Ics  exceptions  stabiles  par  laloi;"  Meiningensches  Grundgesetz  §.  18:  „AUe  im 
Staate  sich  aufhaltende  Fremde,  insofern  sie  nicht  eine  völkerrechtüche  Ausnahme  ge- 
messen, sind  den  Gesetzen  des  Landes  Gehorsam  schuldig  und  werden  wegen  der  im 
Lande  vorgenommenen  Handlungen  und  begangenen  Verbrechen  nach  diesen  (^setzen  be- 
urtheilt.  Sie  gemessen,  so  lange  sie  sich  ruhig  und  gesetzlich  verhalten,  den  Schutz  der 
Gresetze,  können  aber  im  entgegengesetzten  Falle  aus  dem  Lande  gewiesen  werden;" 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  94  ff.  (in  der  diesem  Gesetze  eigenthümlichen  Casuistik 
und  Breite);  Braunschweigsche  Neue  Landschaffcsordnung  §.  28:  „Fremde,  während 
ihres  Aufenthaltes  im  Staatsgebiete,  geniessen  den  Schutz  der  Gesetze  und  sind  zu  deren 
Beobachtung  verpflichtet.  Die  Verwaltungsbehörden  entscheiden,  ob  und  wie  lange  ihnen 
der  Aufenthalt  zu  gestatten  sei;"  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.4  (wie  das 
Sächsische  §.  24). 

«)  Weiss,  System  §.  257;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  ü.  S.  370,  V.  und 
besonders  S.  597  ff.  Letzterer  bemerkt  richtig ,  dass  die  Lehre  von  den  Staatsservituten 
„eigentlich*  ( —  ein  „uneigentlich"  giebt  es  doch  wohl  nicht  für  die  Rechtswissenschaft  — ) 
gar  keine  staatsrechtliche  im  engeren  Sinne  (—  doch  wohl  auch  nicht  im  weiteren 
Sinne  — ),  sondern  eine  völkerrechtliche  sei.  Dennoch  vermochte  auch  Zachariä  nicht, 
sich  von  allen  Consequenzen  der  früheren  staats-privatrechtlichen  Behandlung  dieser 
Lehre  zu  befreien,  so  dass  er  auf  den  durch  Nichts  zu  motivirenden  Satz  zurückkam, 
„dass  bei  der  einer  höheren  Staatsgewalt  unterworfenen  Territorial -Gewalten  die 
Staatsservitut  ausser  Vertrag  und  Herkommen  (als  völkerrechtlichen  Titeln)  auch  auf 
Verjährung  und  Privilegien  beruhen  kann."  Als  ob  „einer  höheren  Staatsgewalt  unter- 
worfene Territorial-Gewalten"  souveraine  Staaten  genannt  werden  könnten,  und  als  ob 
das  „Staatsrecht"  Verjährung  und  Privilegium  zur  Begründung  voij  Rechtsverhältnissen 
zwischen  souverainen  Staaten  zu  kennen  vermöchte.  Bei  näherer  Prüfung  des  mit  dem 
Worte  „Staatsservituten"  bezeichneten  Rechtsverhältnisses  wird  man  übrigens  die  ün- 
angemessenheit  dieses  Ausdrucks  nicht  verkennen.   Auch  hier  wieder  ist  die  Uebertragung 
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S.  317. 
Der  Staat  existirt  nur  innerhalb  der  Grenzen  eines  bestimmten  räom- 
liehen  Gebietes.  Weder  vor  dem  Besitze  dieses'  Gebietes  giebt  es  einen 
Staat,  noch  kann  derselbe  den  Verlast  dieses  überdauern.*)  Diesen  inte- 
grirenden  Zusammenhang  des  Staates  mit  seinem  Gebiete  hat  die  Theorie 
lange  Zeit  hindurch  nicht  anders  als  aus  dem  privatrechtlichen  Gesichts- 
punkte der  Eigenthumslehre  betrachtet.  Wie  indess  überhaupt  die  Institute 
und  Begriffe  des  Privatrechts  auf  dem  eigentlich  staatsrechtlichen  Gebiete 
Anwendung  nicht  leiden,  so  ist  auch  das  Verhältniss  des  Staates  zu  seinem 
Gebiete  den  privatrechtlichen  Grundsätzen  gänzlich  entzogen.  Das  Staats- 
gebiet ist  weder  des  Fürsten  noch  des  Volkes  noch  des  Staates  Eigenthom, 
Niemand  von  diesen  Personen  hat  darüber  in  der  Weise,  wie  das  privat- 
rechtliche Eigenthumsrecht  es  gestatten  würde,  zu  verfllgen.^  Vielmehr 
ist  die  Thatsache  des  historischen  Staates  auch  der  Rechtsgrund  des 
Daseins  eines  und  zwar  des  bestimmten  Staatsgebietes.  Wie  das  Dasein 
des  historischen  Staates  die  That  der  Geschichte  ist  d.  h.  sich  auf  die 
Macht  des  Volkes  sich  als  souveraines  Staatswesen  zu  behaupten  gründet, 


privatrechtlicher  Begriffe  auf  staatßrechtliche  Verhältnisse  wahrzunehmen.  Der  cidliecht- 
liche  Begriff  „Bervitus"  passt  für  das  durch  völkerrechtliche  Verträge  begründete  Beebt 
eines  Staates  auch  auf  dem  Gebiete  eines  anderen  eine  politische  Handlung  vornehmen 
(z.  B.  Truppen  raarschiren  lassen)  zu  dürfen  ganz  und  gar  nicht  Denn  es  ist  nicht  das 
Staatsgebiet  der  fundus  qui  servit,  sondern  die  Souverainetät  des  einen  Staates  hat  n 
Gunsten  eines  anderen  auf  das  Becht  verzichtet,  auf  seinem  räumlichen  Gebiete  nur  allein 
zu  leben.  Das  aus  diesem  Verzichte  gewonnene  Becht  fällt  aber  in  keinem  Betracht  unter 
irgend  einen  privatrechtlichen  Gesichtspunkt. 

^)  Selbstverständlich  ist  das  in  mehreren  deutschen  Verfassungsgesetzen  ausdrücklich 
ausgesprochene  Prinzip,  dass  der  Monarch  nicht  ausserhalb  des  Staatsgebietes  residiren 
oder  dass  die  Begirung  nur  in  Nothfallen  ausserhalb  der  Grenzen  des  Landes  verlegt 
werden  dürfe.  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  ö;  Würtembergsches  §.  6; 
Luxemburgsches  Art.  109;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  4;  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.6;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  14  §.  1; 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  13  (seit  der  Vortragsweisen  Uebertragung  der  Staats- 
verwaltung an  Preussen  wohl  ohne  Bedeutung).  Vergl.  auch,  hinsichtlich  der  Pflicht  des 
Monarchen  seinei^  „wesentlichen**  Aufenthalt  im  Lande  zu  nehmen  unten  §.  416. 

*)  Man  hat  in  der  That  bei  der  Behauptung,  dass  das  Staatsgebiet  in  ledit- 
licher  Hinsicht  als  Gesammteigenthum  der  Staatsgenossenschaft  zu  betrachten  sei  (Jor- 
dan» Lehrbuch  des  Staatsrechts  §.  76),  sich  gar  Nichts  denken  können.  Legt  man  das 
sichtbare  Wesen  des  Staatsgebietes  an  den  Massstab  des  Eigenthumsbegriffes,  so  findet 
man  sofort,  dass  beides  ganz  incommensurable  Begriffe  oder  Gegenstände  sind.  Wie  wäre 
z.  B.  das  staatsrechtlich  anerkannte  Prinzip  des  vom  Staate  nie  verletzbaren  Privateigen- 
thums  (s.  oben  §.  65  ff.)  mit  einem  Gesammteigenthum  der  Staatsgenossenschaft  nur  einmal 
denkbar?  Selbst  der  Satz  (Jordan  a.  a.  0.),  dass,  was  nicht  ein  Privat-  oder  Gemeinde- 
Eigenthum  ist,  dem' Staate  gehöre,  ist  völlig  haltlos.  Vergl.  oben  §.  256  über  das  PriTSt- 
recht  des  Fiscus.  Die  richtige  Auffassung  s.  bei  Blunt sohl i,  Allgemeines  Staatsiecht 
Th.  I.  S.  219  ff. 
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Bo  igt  aach  die  Existenz  des  bestimmten  Staatsgebietes  eine  That  der  Ge- 
schichte d.  h.  die  Folge  jener  Macht  des  im  Staate  begrififenen  Volkes.  ^) 

§.  318. 
Die  innige  Wechselbeziehung  zwischen  dem  Volke  und  dem  Gebiete 
des  Staates  bekundet  sich  vor  Allem  in  der  Unlösbarkeit  der  Beziehung 
des  Einzelnen  im  Volke  zu  diesem  Gebiete.  Der  Staat  kann  Niemanden, 
der  ihm  als  Unterthan  angehört,  ausser  Landes  verweisen,  wenn  nicht 
zuvor  das  Verhältniss  der  Staatsangehörigkeit  gelöst  ist.^)  Andererseits  ist 
es  aber  auch  nur  der  Staatsunterthan,  welcher  die  Gestattung  des  Auf- 
enthalts in  diesem  Staate  verlangen  kann.  Die  Staatsgewalt  hat  das 
Recht  ihre  territorialen  Grenzen  dem  „Ausländer^  zu  verschliessen.  Die 
Nothwendigkeit  einer  freieren  Bewegung  des  Völkerverkehres  verwehrt 
freilieh  einem  jeden  Staate  die  rücksichtslose  Ausübung  di^es  Rechtes, 
indess  hat  sich  dasselbe  auch  noch  immer  in  dem  consequent  und  von  allen 
Staaten  mehr  oder  minder  gleichmässig  geübten  Rechte  der  Ueberwaofiung 
des  Fremdenverkehres  und  der  Zurückweisung  verdächtiger  Fremden  von 
dem  Eintritt  in  den  Staat,  beziehungsweise  Ausweisung  derselben  aus  dem 
Staate  erhalten.^ 


Ili.  Das  Recht  am  Staatsgebiet. 

§.  319.       . 
Das  Recht  der  Staatsgewalt  an  dem  Staatsgebiete  ist  nicht  irgend 
welche  Art  oder  irgend  welcher  Grad  des  Eigenthumsrechtes.^)    Dasselbe 
ist  vielmehr  nur  das  Recht  der  staatsrechtlichen  Beherrschung  d.  h.  aber 


*)  Nach  den  misalungenen  Beschreibungen  des  Bechtsyerhältniases  des  Staatsgebietes 
iahrt  Jordan  a.  a.  Orte  S.  33  III.  fort:  » wiewohl  das  Eigenthumsrecht  des  Volkes  an 
dem  Staatsgebiete  zn  andren  Völkern  nicht  anf  einer  Zatheilnng  nach  dem  Bechtsgesetze, 
sondern  anf  dem  eigenen  Ürtheile  des  Volkes,  also  zuletzt  auf  Gewalt  beruht"  Lässt 
man  die  Beschränkung  »im  Verhältniss  zu  andren  Völkern"  fort  und  setzt  anstatt  „auf 
dem  eigenen  Ürtheile"  «auf  der  politischen  Befähigung  des  Volkes",  so  kann  jene  Auf- 
fassung gebilligt  werden. 

')  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  44.  Landesverweisungen  von 
Unterthanen  haben  allerdings  aus  politisch-polizeilichen  Gründen  im  Königreich  Preussen 
Statt  gefunden,  als  Unterthanen  in  den  1866  erworbenen  neuen  Provinzen  (wenigstens  in 
der  Provinz  Hannover)  in  den  Verdacht  geriethen,  der  Durchführung  der  Einverleibung 
entgegenzuwirken.  So  lange  noch  Staaten  ein  Gastrecht  üben,  mag  die  Landesverweisung 
möglich  sein,  andernfalls  ist  das  Becht  einer  solchen  Massregel  sehr  zweifelhaft. 

3)  VergL  oben  §.  214. 

*)  Es  ist  auch  in  der  That  niemals  gelungen,  den  s.  g..  Patrimonialstaat  mit  den 
Consequenzen  seines  Begriffes  in  der  Wirklichkeit  darzustellen.  Die  Unwahrheit  der  Be- 
haaptmig  eines  dominium  principis  am  Staatsgebiete  zeigte  sich  an  jedem  Tage  des 
StaatBlebens. 
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es  ist  das  Kecht  des  Staates  sein  persönliches  Leben  auf  diesem  Staats* 
gebiete  unbeschadet  und  ungeachtet  der  daran  und  darauf  bestehenden 
privatrechtlichen  Verhältnisse  zu  entfalten.  Insofern  nun  die  Staatsgewalt 
mächtiger  ist  als  das  Individuum  und  die  politische  Seite  dieses  dem  Staate 
und  seinem  Leben  unterworfen  ist,  insofern  ist  auch  das  Recht  der  Staats- 
gewalt an  seinem  Gebiete  mächtiger  als  das  des  Individuums  daran  und 
hen-scht  die  Staatsgewalt  über  das  Staatsgebiet.  Es  sind  nur  die  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  am  Staatsgebiete,  welche  den  Gegenstand  der 
s.  g.  Gebietshoheit  der  Staatsgewalt  bilden,  nicht  aber  sind  es  die  natür- 
lichen oder  privatrechtlichen  Qualificationen  desselben.  So  kann  die  Staats- 
gewalt die  politischen  Eintheilungen  des  Staatsgebietes  bestimmen,  nicht 
aber  willkllrlich  über  die  privatrechtlich  begründeten  dinglichen  Rechts- 
verhältnisse jdaran  verftigen  oder  willkürlich  auf  die  Substanz  des  Staats- 
gebietes als  Sache  einwirken.') 


.   IV.  Einheit  des  Staatsgebietes. 

§.  320. 
Das  Staatsgebiet  zeigt  sich  als  einheitliches  Ganzes  und  als  ein  staats- 
rechtlicher Begriff.  Sobald  der  Staat  wirklich  Staat  d.  h.  dieses  politische 
souveraine  Wesen  ist,  niuss  die  einheitliche  Natur  seines  prinzipiellen  Wesens 
auch  das  Gebiet  des  Staates  jergreifen,  da  eine  Theilung  dieses  nur  eine 
Theilnng  des  Staates  selbst  sein  würde.  Als  man  daher  auf  die  Erhaltung 
des  Staatsbestandes  Bedacht  nahm  und  das  (privatrechtliche)  Prinzip  der 
fideicommissarischen  Erbfolge  auf  die  Folge  in  die  Landeshoheit  anwandte, 
um  die  in  Deutschland  so  übliche  wie  gefährliche  Neigung,  den  Eintritt  in 
die  Landeshoheit  nach  dem  Grundsatze  der  römisch- rechtlichen  Succession, 
welche  alle  dem  Erblasser  gleich  nahe  verwandten  Erben  zur  Erbschaft 
berief,  zu  behandeln,*)  wirksam  entgegenzutreten,  musste  selbstverständlich 
mit  der  alleinigen  Berufung  der  Primogenitur  zur  Thronfolge  auch  die 
Untheilbarkeit  des  Staatsgebietes  ausgesprochen  sein.  Was  so  aus  privat« 
rechtlichen  Anschauungen  heraus  mittelst  privatrechtlicher  Mittel  behu& 
Wahrung  des  Glanzes  und  der  Macht  des  landesherrlichen  Hauses  erreicht 
werden  sollte,  erscheint  heutzutage,  wo  der  Staatsbegriff  erkannt  und  ein 
wirkliches  Staatswesen  sich  hemusgebUdet,  als  ein  mit  diesem  Staatsbegriff 


')  Darum  nicht  oder  doch  nttr  sehr  bedingt  richtig  die  Aenssernng  Ger  her 's,  Üeber 
öffentliche  Rechte  S.  40:  „Es  (sc.  das  Recht  am  Staatsgebiete)  ist  eine  wirkliche  Unter- 
werfang  der  Sache  unter  den  Willen  des  Königs,  aber  nicht  als  IndlTidnoms,  sondern  als 
Inhabers  der  Staatsgewalt." 

*)  Darum  —  aber  verkehrter  Weise  —  nannte  Weiss,  System  §.  283  die  Theilbar- 
keit  des  Staatsgebietes  (sc.  bei  Gelegenheit  der  Thronfolge)  das  gemeinrechtliche  Prinnp. 
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gegebener  Btaatsrechtlicher  and  staatsnothwendiger  Zustand.')  Will  der 
historisch  bestimmte  Staat  dieser  Staat  sein  nnd  bleiben,  so  mnss  er  auch 
die  einmal  gegebenen  Grenzen  seines  Gebietes  wahren  and  sein  Gebiet  als 
geschlossenes  Ganzes  behalten.  Dass  ein  Staatsgebiet  getheilt  werde,  ist 
damit  nicht  eine  rechtliche  oder  geschichtliche  Unmöglichkeit,  indess  be- 
deatet  die  Theilang  des  Staatsgebietes  die  Schöpfung  eines  neaen  Staates 
d.  h.  zweier  aus  dem  einen:  ein  Act,  welcher  ebensowohl  eine  Völker-  als 
eine  staatsrechtliche  Seite  hat.*)  So  lange  aber  der  Staat  dieser  Staat  ist, 
so  lange  ist  auch  sein  Gebiet  ein  antheUbares ,  einheitliches  und  ge- 
schlossenes. Die  aasdrtlckliche  Anerkennung  dieser  Eigenschaft  des  Staats- 
gebietes in  dem  Verfassungsgesetze  erklärt  sich  historisch  aas  der  früheren 
gegensätzlichen  Praxis  and  bedeutet  den  Ausschluss  einer  einseitigen  Ver- 
fbgang  des  persönlichen  Sonverains  über  den  Bestand  des  Staatsgebietes. 

§.  321. 
Fast  ein  jeder  deutsche  Staat  umschliesst  verschiedene  Territorien, 
welche  frtther  selbständige  Gebiete  einer  politischen  Gewalt  waren  und  erst 
dorch  die  neue  Ordnung  der  territorialen  Staatsverhältnisse  in  Deutschland 
Tbeile  eines  Ganzen  wurden.  So  geschah  es  auch,  dass  einzelne  Theile 
des  Staatsgebietes  als  von  anderen  Territorien  umschlossen  thatsächlich 
isolirt  und  nur  staatsrechtlich  mit  dem  Staate  verbunden  sind  (Enclaven). 
Allein  auf  die  Einheitlichkeit  des  Staatsgebietes  und  des  Staatswesens  ttbt 
dies  •keinerlei  Einfluss.  Die  deutschen  Staaten  haben  ein  einheitliches 
Staatsgebiet  und  die  einzelnen  Bestandtheile  desselben  sind  nicht  etwa  nur 
äujsserlich  verbunden,  sondern  wirklich  dem  Ganzen  des  Staates  iucorporirt. 
Dabei  relevirt  auch  die  Thatsache  nicht,  dass  einzelne  Theile  des  Staats- 
gebietes geo^aphisch  zerstreut  und,  von  einem  oder  mehren  anderen 
Staaten  umschlossen,  nicht  in  ununterbrochenem  Zusammenhange  mit  dem 
grösseren  Theile  d^s  Staatsgebietes  stehen.    Staatsrechtlich  sind  auch  diese 


0  Darum  ungenau  Zöpfl,  Grundsätze  §.444,  dass  der  Grundsatz  der  Untheilbarkeit 
des  Staatsgebietes  insoweit  aufgenommen  sei,  als  Primogeniturordnung  bei  der  Thronfolge 
Platz  greife.  Es  ist  der  Gang  der  Rechtfientwicklung  wohl  zu  beachten.  Gegen  die  Ge- 
fahren der  privatrechtb'chen  Behandlung  des  Thronfolgerechtes  als  eines  „Erbrechtes" 
suchte  man  durch  privatrechtliche  Cautelen  zu  sichern,  so  lange  überhaupt  der  Staat  nur 
als  ein  Object  privatrechtlicher  Normen  betrachtet  wurde.  Seit  der  Herausbildung  des 
wählen  Staatsbegriffes  und  eines  wahren  Staatsrechtes  bedarf  es  aber  nicht  mehr  der 
Berufung  auf  privatrechtliche  Regeln,  um  ein  rein  staatsrechtliches  Prinzip,  die  Consequenz 
des  Staatewesens,  zu  legitimiren. 

*)  Einen  solchen  Fall  scheint  das  Oldenburgsche  revidirte  Staatsgrundgesetz 
Art.  1  §.  2  vorzusehen :  »Diese  Bestandtheile  des  Grossherzogthnms  bilden  einen  nach  den 
Bestimmungen  des  gegenwartigen  Staatsgrundgesetzes  vereinigten  und  unter  der  Re- 
girnng  der  Nachkommen  des  Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig  nntheilbaren 
Staat.- 

Oratefond,  Staatsrecht  ^  20 
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Enclayen  integrirende  Theile  des  einheitlicbeo  Gänsen/)  Der  politiaehe 
Ansdruck  dieser  rechtlich  einheitlichen  Nator  des  Staatsgebietes  ist  die 
Unterstellung  desselben  unter  das  eine  Verfassungsgesetz,  welche  in  dem 
deutschen  Verfassnngsgesetzen  ausdrücklich  sanctionirt  zu  sein  pflegt  *) 


V.    Eintheilungen  des  Staatsgebietes. 

§.  322. 
Das  Gesammtgebiet  der  einzelnen  deutschen  Staaten  zertheUt  sich 
wieder  in  geographisch  bestimmte  Bezirke  (Provinzen,  Kreise,  Ge- 
meinden), welche  aus  verschiedenen  Gründen  und  in  verschiedener  Weise 
sich  gegen  einander  absondern.  Zum  Theil  haben  sich  in  diesen  Ein- 
theilungen des  Staatsgebietes  die  völkerschaftlichen  Sonderungen  innerhalb 


0  Weiss,  System  §.  226. 

')  PreuRsisches  YerfaBsangsgesetz  Art.  1:  „Alle  Landestbeüe  der  Monarchie  in 
ihrem  gegenwartigen  Umfange  bilden  das  Preussische  Staatsgebiet";  Baierscbes  Tit.  L 
§.  1:  „Das  Königreich  Baiern  in  der  Gesammtvereinignng  aller  älteren  und 
neueren  Gebietstheile  ist  ein  sonverainer  Staat",  und  daselbst  §.2:  „Für  das  ganze 
Königreich  l)e8teht  eine  allgemeine  —  Stände  Versammlung;*  —  Sächsisches  §.  1: 
„Das  Königreich  S.  ist  ein  unter  einer  Verfassung  vereinigter  —  Staat."  —  (▼'^i^l- 
wegen  der  Ober-Lausitz  den  Vertrag  vom  17.  November  1838,  wegen  der  gräf- 
lichen Herrschaft  Schönburg  die  Declaration  vom  9.  October  1835  und  wegen  ^^^ 
Herrschaft  Wildenfels  die  Verordnung  vom  18.  Februar  1846);  Würtemberg- 
sches  §.  1:  Sammtliche  Bestandtheile  des  Königreichs  sind  und  bleiben  zu  einem 
unzertrennlichen  Ganzen  und  zur  Theilnahme  an  einer  und  derselben  Ver- 
fassung vereinigt";  Grossberzoglich  Hessisches  §.  3:  ,.Das  GrosshenogÜmm 
bildet  in  der  Gesammtvereinignng  der  älteren  und  neueren  Gebietstheile, 
ein  zu  einer  und  derselben  Verfassung  verbundenes  Ganze;"  —  Altenburg-- 
sches  Grundgesetz  §.  1:  „Das  Herzogthum  Sachsen- Altenburg  bildet  in  seinen  —  — 
einzelnen  Bestandtheilen.  ein  staatsrechtliches,  zur  Theilnahme  an  einer 
und  derselben  Verfassung  vereinigtes  Ganze;"  —  Meiningensebes  Grund- 
gesetz §.  1:   „Das  Herzogthum  Sachsen-Meiningen  bildet ein  staatsrechtliches 

Ganze;"  —  Coburg-Gothascbes  Staatsgrundgesetz  §.  1:  „Die  Henogihümer  Coburg 
und  Gotha  bilden  ein  unter  der  Begirung  des  Herzoglichen  Hauses  von  Sachsen-Cobmir 
und  Gotha  vereinigtes,  untrennbares  Ganzes  mit  nachstehender  Verfassung;"  — 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  vom  12.  October  1832  §.  1:  „Die  sänunt- 
lichen  Herzoglichen  Lande  bilden  einen  durch  dasselbe  Grundgesetz  verbunde- 
nen, untheilbaren  Staat;"  —  Mecklenburgischer  Erbvergleich  vom  18.  April 
1755  §.  138:  «Dieweil  unsere  Ritter-  und  Landschaft  nicht  nur  in  einer  natürlichen 
Verbindung  steht,  sondern  selbige  auch  im  Jahre  1523  in  eine  unzertrenn- 
liche Union  getreten  ist,  etc;"  —  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrondgesetz  Toia 
22.  November  1852  Art.  1  §.2:  „Diese  Bestandtheile  des  Grossberzogthums  bilden  ein 

nach  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Staatsgrundgesetzes  vereinigten Staat;* 

—  Anhalt -Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  1.  —  Schwarsbarg-Son- 
dershausenschcs  Vertassung-sgesetz  §.  1;  —  Waldecksche  Verfassnngsurknode  $.  1. 
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der  deutschen  Na4ion  erhalten,  indem  da^  Gebiet,  welches  einst  eine  solche 
Völkerschaft  bewohnte,  eben  um  dieses  Grandes  willen  noch  jetzt  einen  in 
sich  geschlossenen  Theii  des  grösseren  Staatsganzen  bildet  Dann  haben 
anch  historische  Vorgänge  diese  Eintheilnng  des  Staatsgebietes  bestimmt, 
indem  entweder  die  frühere  Selbständigkeit  oder  auch  Reichsstandschaft 
derselben  oder  die  völkerrechtliche  Acqnisition  dieser  Pertinenzien  dtnrch  den 
Staat  eine  Unterscheidnng  derselben  in  dem  Ganzen  anch  ferner  begrün- 
deten. Endlich  haben  rein  oder  doch  vorwiegend  administrative  Zwecke 
auf  die  Eintheilnng  des  Staatsgebietes  in  Kreise,  Behörden-  und  Gemeinde- 
bezirke gewirkt.  In  dieser  Eintheilnng  des  Staatsgebietes  beknndet  sich 
in  einem  gewissen  Sinne  eine  Organisation  dieses  nnd  es  wird  dieselbe 
nm  so  mannichfoltiger  sein,  je  grösser  der  räumliche  Umfang  des  Staates 
und  je  verschiedener  die  nationalen  Elemente  desselben  und  die  Gründe, 
welche  diese  zu  dem  einen  Staate  vereinigte.  So  zahlreich  aber  auch 
die  Provinzen  oder  Gemeinden  des  Staates  sein  mögen,  immer  sind  diese 
nur  die  —  coordinirten  —  Theile  des  Ganzen  und  begründen  nur  eine  ge- 
wisse Verschiedenartigkeit  am  Staatsgebiete  ohne  den  einheitlichen  Begriff 
dieses  zu  berühren.') 


VI.  Veränderungen  des  Staatsgebietes. 

§.  323. 
Das  Staatsgebiet  kann  so  wenig  ein  unveränderliches  sein,  als  über- 
haupt der  Staat  sich  allen  geschichtlichen  Phrasen  mid  Metamorphosen  ent- 
ziehen kann.  Die  Grenzen  des  Staates  können  sich  zur  Erweiterung  oder 
Verkleinerung  des  räumlichen  Umfanges  desselben  verschieben  und  zwar 
Beides  aus  verschiedenen  Gründen 'und  in  verschiedenem  Umfange.')  Von 
dem  Austausch  einzelnel:  Gebietstheile  ium  Zwecke  der  Begradigung  oder 
besseren,  kenntlicheren  Darstellung  der  Landesgrenzen  bis  zu  dem  Ver- 
loste oder  Gewinne  eines  Landes  durch  das  Recht  der  Gewalt  (Occupation, 
Usurpation,  Eroberung)  steigt  die  Beihe  der  Gründe,  welche  eine  Aenderuug 
der  Staatsgrenzen  herbeiführen  können.  Es  ist  aber  eine  Frage  des  Völker- 
nnd  des  Staatsrechts,  inwiefern  diese  Grenzveränderungen  als  rechtsgültige 


«)  Vergl.  Bltintschli,  Allgemeinefl  Staatsrecht  Th.  I.  S.  225  flf. 

*)  VergL  Wj^rtembergsches  Yerfassungfigesetz  §.  2:  ^ Würde  in  der  Folgezeit  das 
Königreich  einen  nenen  Landznwachs  durch  Kauf,  Tausch  oder  auf  andere  Weise 
erhalten,  so  etc.*  „A\a  Landeszuwachs  ist  Alles  anzusehen,  was  der  König  nicht  blos  f&r 
seine  Person,  sondern  durch  Anwendung  der  Staatskräffce ,  oder  mit  der  ausdrücklichen 
Bestimmung,  dass  es  einen  Bestandtheil  des  Königreichs  ausmachen  soU,  erwirbt  SoUte 
ein  unabwendbarer  Nothfall  die  Abtretung  eines  Landestheiles  unvermeidlich  machen, 
so  ist  etc." 
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Acte  erscheinen.  Das  in  den  VerfassungsgesetsBen  sich  findende  staats- 
rechtliche Verbot  der  Veräasserung  vom  Staatsgebiete;  welches  in  das 
Prinzip  der  Unveräasserlichkeit  dieses  d.  h.  der  Erhaltung  der  Integrität 
des  historischen  Staates  in  seinen  gegebenen  Grenzen  gekleidet  ist,  hat 
nicht  den  Sinn  eines  absoluten  Verbotes  dieser  Art  der  Grenzverändernngen, 
sondern  verbietet  blos  einseitige  Verftigungen  des  persönlichen  Souverains 
über  das  Staatsgebiet,  wie  solche  früher  in  Folge  der  Behandlung  dieses 
als  eines  fttrstlichen  Dominiums  üblich  waren.  Unter  den  Begriff  der  Ver- 
äusserung  im  Sinne  dieses  Prinzipes  fällt  dann  aber  jeder  Act,  welcher 
eine  Veränderung  der  Staatsgrenzen  zur  Folge  hat,  wie  %,  B.  auch  der 
Tausch  einzelner  Gebietstheile. ')  Ausgenommen  von  diesem  Verbote  pflegen 
dagegen  diejenigen  Veränderungen  am  Staatsgebiete  zu  sein,  welche  die 
Folge  zwingender  Ereignisse  oder,  wie  die  deutschen  Verfassungsgesetze 
dies  ausdrücken,  durch  Friedensschlüsse  veranlasst  werden,  oder  blos  den 
Zweck  einer  Grenzberichtigung  d.  h.  der  factischen  Feststellung  der  recht- 
lich unklaren  Grenze  haben.') 


')  You  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  Tb.  I.  §.23  Note  5;  Zacharia,  Deut- 
sches Staatsrecht  Th.  11.  S.  602. 

*)  Das  Prinzip  der  Unveräusserlichkeit  ist  in  den  Verfassunflpgesetzen  so  gefasst,  dass 
nur  eine  Veräusserung  ohne  Zustimmung  der  Landstande  verboten  oder  nur  eine  Ver- 
änderung des  Staatsgebietes  im  Wege  der  Gesetzgebung  gestattet  ist.  VergL  Preussi- 
sches  Verfassungsgesetz  Art  2;  Sächsisches  §.2;  Wfirtembergsches  §.85  (veigl. 
auch,  oben  Note  2);  Badensches  §.  3;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  4  No.  7;  Mei- 
ningensches  §.  2;  Altenburg'sches  §.  2;  Cohurg-Gothasches  Staatsgrundgesetz 
§.  112  und  113;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  1;  Oldenburgsches 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  3  §.  1  und  2;  Anhalt-Bernhurgsches  Landesver- 
fassungsgesetz §.  2  (aufgehoben  durch  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1850  Art.  1);  Schwarz- 
hur^-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  1;  das  filr  Reuss  j.  L.  von  1862  §.  1 
und  4;  Waldecksches  §.  2;  Hamhurgsches  Art.  1.  —  Das  staatsrechtliche  Fliniip 
drückt  das  Preussischc  Gesetz  Art.  2:  „Die  Grenzen  dieses  Staatsgebietes  können  nur 
durch  ein  Gesetz  verändert  werden,"  am  Richtigsten  aus,  da  der  Ausdruck  „Veräusserung* 
als  civilrechtlichen  Begriffen  entlehnt  hier  zu  vermeiden  ist,  auch  Vergrosserung  und 
Verkleinerung  des  Staatsgebietes  unter  gleichen  Rechtsgrundsätzen  stehen.  Einige  Ver- 
fa^sungsgesetze  unterscheiden  zwischen  Abtretungen  von  Staatsgehiet,  wodurch  Staats- 
angehörige aus  dem  Staatsverbande  treten,  von  den  blossen  Landabtretnngen :  so  das 
Weimarsche,  Oldenburgsche,  Schwarzhurg-Sondcrshausensche,  Waldeck- 
Bche.  Andere  hegnügen  sich  mit  dem  allgemeinen  Anerkenntniss  der  Unveränderlichkeit, 
Unveräusserlichkeit  und  Untheilharkeit  des  Staatsgebietes:  so  das  Luxemburgsche 
Verfassungsgesetz  Art.  1;  Liechtensteinsche  §.  1. 
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VII.  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes. 

§.  324, 
Der  Norddeutsche  Bond  bedarf  als  Bundesstaat  eines  bestimmten 
geographischen  Gebietes,  auf  welchem  er  sein  staatliches  Leben  fährt. 
Dieses  Bundesgebiet  hat  einen  entschieden  staatsrechtlichen  Charakter,  in- 
dem alle  diejenigen  politischen  Wirkungen,  welche  dem  Staatsgebiete  an- 
haften, auch  dem  Bundesgebiete  eignen.^)  Auch  dieses  ist  das  Gebiet, 
innerhalb  welches  der  Bund  sein  Recht  der  Gesetzgebung  und  seine  bnndes- 
staatliche  Gewalt  übt,  und  welches  das  Object  ist,  dessen  völkerrechtliche 
Schützung  ein  wesentlicher  Zweck'  und  fast  der  erste  Anlass  der  Ent- 
stehung des  Norddeutschen  Bundes  war.^)  Dieses  Bundesgebiet  besteht 
aus  den  Staaten  Preussen  mit  Lauenburg,  Sachsen,  Mecklenburg-Schwerin, 
Sachsen- Weimar,  Mecklenburg-Strelitz,  Oldeüburg,  Braunschweig,  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarzburg- 
fiudolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Waldeck,  Keuss  älterer  Linie, 
Beuss  jflngerer  Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Bremen,  Ham- 
burg und  aus  den  nördlich  vom  Main  belegenen  Theilen  des  Grossherzog- 
thums  Hessen.') 


Zweites  Kapitel. 

Das  Staatsoberhaupt. 

§.  325. 
Die  Republik  giebt  ihrer  politischen  Souverainetät  einen  sichtbaren 
Ausdruck  in  der  Weise  der  Monarchieen  nicht.  Ihre  souveraine  Gewalt 
ruht  nicht  nur  der  Idee  nach  sondern  auch  in  Wirklichkeit  nur  in  dem 
idealen  Subjecte  des  Volksganzen.  Ein  jedes  Glied  des  Volkes  ist  ein 
integrirendes  Element  des  subjectiten  Trägers  der  Staatsgewalt,  das  Volk 
als  Ganzes  hat  die  souveraine  Gewalt  und  ist  allein  das  physisch-sittliche 
Element  des  Staates.  Die  ganze  Fülle  der  Staatsgewalt  und  ihrer  Rechte 
eignet  dem  Volke  selbst  und  ist  auf  dessen  Willen  und  Handeln  alles 
Leben  des  Staates  unmittelbar  zurückzuHihren.    Das  Ganze  des  Volkes  ist 


*)  Auch  der  Dentsche  Bund  yon  1815  hatte  ein  Bundesgebiet  aber  in  einem  ganz 
anderen  Sinne,  eben  in  einem  nicht  utaatsrechtlichen  Sinne,  da  auch  der  Bund  selbst  des 
staatlichen  Charakters  ganz  entbehrte. 

*)  Yergl.  die  Verfasssung  des  Norddeutschen  Bundes,  Einleitung  a.  £.  und 
Art.  2  und  3  i.  A. 

=»)  Ebenda  Art.  1. 
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das  Oberhaupt  des  Staates  und.  kann  nur  in  diesem  Betracht  der  Funda- 
mentalsatz  der  Monarchieen,  dass  die  ganze  Staatsgewalt  in  dem  Staats- 
oberhaupt vereinigt  bleiben  müsse,  anf  das  öffentliche  Recht  der  Bepabliken 
anwendbar  sein.  Denn  aach  das  Staatsoberhaupt  der  Bepublik  mnss  alle 
Gewalt  des  Staates  in  sich  besitzen  und  kann  sich  keines  ihrer  Bechte 
entäussem;  aber  das  Staatsoberhaupt  bleibt  hier  das  ideale  Subjeet  des 
Yolksganzen  und  ist  nicht  ein  körperliches  Element  in  dem  physischen 
Organismus  des  Staates.')  Nur  in  dem  monarchisch  gestalteten  Staate  ist 
das  Staatsoberhaupt  eine  physische  Person  und  als  solche  ein  bestimmtes 
Element  und  wesentliches  Glied  an  dem  Körper  des  Staates,  eben  der  per- 
sönliche Bepraesentant  der  Staatsgewalt  oder  die  physische  DarsteUoiig 
der  Staatspersönlichkeit. 


Erster  Titel. 

Das   monarchische   Prinzip.') 

I.  Begriff  und  Wesen. 
1«  Im  Allgemeinen. 

.  §.  326. 
Das  Wesen  der  monarchischen  Staaten  oder  das  monarchische 
Prinzip  beruht  in  der  Darstellung  der  idealen  Staatsgewalt  dorch  dne 
physische  Person,  so  dass  diese  als  der  Bepraesentant  der  Staatsgewalt  — 
als  Monarch,  Souverain,  Regent  — ')  zu  betrachten  ist.  Wie  nun  die 
Staatsgewalt  in  ihrem  ideellen  Dasein  ein  wesentlich  einheitliches  Wesen 
ist,  eben  so  einheitlich  wie  der  physische  Wille  seiner  innersten  Natur 
nach  sein  muss,  so  kann  auch  die  sichtbare  Darstellung  der  iStaatsgewalt 


0  Die  Verfassungsgesetze  der  dentschen  Republiken  setzen  dieses  Prinzip  Torans;  die 
Constitution  der  franzosischen  Bepublik  vom  4.  November  1848  begann  dagegen  Art  1: 
„La  souyerainet^  r^side  dans  Tuniversalitö  des  dtoyens  francais,  —  Anena  individB, 
aucune  fraction  du  peuple  ne  peut  s'en  attribuer  Texercice." 

')  Holsche,  üeber  die  monarchische  Kegimngsform ,  Königsberg  1794;  Heeren, 
Uebcr  die  s.  g.  politischen  Theorieen,  in  den  historischen  Werken  Bd.  L  S.  398  ft;  Stahl, 
das  monarchische  Prinzip,  Heidelberg  1845;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Bd.  L 
S.  440  ff.;  Held,  System  Th.  I.  S.  349  ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  L 
S.  80ff. 

')  Jordan,  Lehrbuch  §.  54  Note  1:  „Der  rechtmfisslge  Herrscher  beisst  Monareh, 
insofern  man  auf  die  Ausschliesslichkeit  seines  Besitirechts,  SouTerain,  inaofern 
man  auf  die  ihm  gebührende  Machtvollkommenheit,  und  Regent,  insofern  man  auf 
die  wirkliche  Ausübung  der  ihm  gebührenden  Bechte  steht"  Im  Folgenden  wird  der 
Ausdruck  „Regent"  nur  für  den  Stellvertreter  des  Monarchen  gebraucht  werden. 


—  Sil- 
in einer  physischen  Person;  einem  einzelnen  Menschen ,  nur  den  ganzen 
Staatswilien  in  sich  aufnehmen.  Der  Monarch  ist  der  alleinige  Repraesen- 
tant  der  vollen  Staatsgewalt,  diese  waltet  nor  in  ihm  und  durch  ihn.  Der 
Wille  des  Staates  ist  ein  einiger  und  dieser  eine  und  in  sich  einige  Wille 
raht  und  handelt  in  der  Person  des  Monarchen.  Eben  darum  leuchtet  auch 
der  Qlanz  der  Stfuverainetät  des  Staates  als  der  höchsten  irdischen  Macht- 
und  Herrlichkeitsidee  in  der  Person  des  regirenden  Fürsten  und  erhebt 
diesen  als  den  Souverain  aus  der  Sphäre  menschlich-irdischer  Verantwort- 
lichkeit und  verleiht  ihm  BQcht  und  Macht,  ttber  alle  Uebrigen  im  Volke 
als  ttber  seine  Unterthanen  zu  herrschen.')  Der  Souverain  als  solcher*)  ist 
in  keiner  Hinsicht  Unterthan.  Aber  der  Fürst  ist  auch  nicht  Herrscher 
ttber  dem  Staate,  sondern  nur  Regent  des  Staates  oder  Herrscher 
im  Staate,  wodurch  sich  eben  der  Unterschied  zwischen  Beiden  und  zu- 
gleich das  materielle  Recht  der  ftlrstlichen  Gewalt  bestimmt.') 

2.  In  Dentschland. 

§.  327. 
Das  Wesen  der  deutschen  Monarchen  ist  ein  individuell  bestimmtes 
nnd  besonderes.  Das  Fürstenthutn  der  Gegenwart  gilt  weder  als  die 
Despotie  oder  das  Imperatorenthum  der  klassischen  Staaten  des  Älterthums, 
noch  als  das  theokratische  Königthum  des  jüdischen  Volkes  oder  als  die 
vom  Weihrauch  eines  religiösen  Gultus  umhüllte  Willkürherrschaft  des 
Orients,  noch  als  das  Recht  des  fränkischen  Eaiserthums  voll  specifisch 
kirchlicher  Beziehungen  oder  des  feudalen  oder  des  patrimonialen  Staates 
des  Mittelalters:  sondern  sein  Wesen  ist  es,  ein  Glied,  wenn  auch  das 
vornehmste  nnd  herrlichste,  in  dem  Osganismus  des  Volkes,  welcher  der 
Staat  heisst,  zu  sein  und  die  Persönlichkeit  des  Staates  in  sich  zum  voll- 
endeten Abschluss  zu  bringen.     Darum  ist  das  deutsche  Fürstenthum  der 


')  Anden  die  Auffassung  StahTs.  Yergl.  dessen  Bechts-  und  Staatslehre  Abtb.  11. 
§.  71:  „Der  Fürst  hat  seine  Gewalt  als  der  Souverain  des  Staates,  indem  er  diesen 
repraesentirt,  d.  i.  sich  mit  ihm  identificirt,  dessen  Personification  ist**.  Das  ist 
übertrieben.  Denn  der  Staat  wird  aüerdings  erst  durch  das  Staatsoberhaupt  ein  persön- 
liches Wesen,  wie  der  Mensch  nicht  ohne  Kopf  zu  leben  vermag,  aber  es  ist  nicht  wahr, 
daas  „der  Staat  und  der  König  in  einander  aufgehen,"  und  dass  jene  berühmte  absolutistische 
Parole:  „L'etat  c'est  moi*  an  sich  völlig  wahr  und  nur  von  Ludwig  XIV.  falsch  ge- 
meint gewesen  sei  (Stahl  a.  a.  0.  S.  240). 

«)  Vergl.  unten  §.  366  ff. 

')  Dies  betonte  auch  Stahl  a.  a.  0.  S.  2Ö8:  «Ware  er  ein  Herrscher  über  dem  Staate, 
so  wire  er  des  Staates  nicht  bedürftig  zu  seiner  Macht,  und  seine  Macht  wäre  unuit* 
schrankt  Nun  er  aber  ein  Herrscher  im  Staate  ist,  so  ist  sie  beschränkt  durch  das 
Game  des  Staates."  Seltsam,  dass  dennoch  Stahl  behaupten  mochte,  dass  das  „Cetat 
c^est  moi'*  völlig  wahr  sei  und  dass  Ludwig  XIV.  nur  den  Fehler  begangen,  nicht  die 
▼olle  Ckmsequenz  daraus  zu  ziehen. 
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Gegenwart  kein  Amt  des  Volkes/)  weil  dieses  erst  in  jenem ,  jenes  erst 
in  diesem  existirt.  Aber  es  ist  auch  nicht  der  Staat,  da  der  Staat  ein 
Organismas  aus  vielen  Gliedern  ist  und  nur  in  seiner  Totalität  das'gana^, 
einheitliche  Wesen  ist,  welches  wie  eine  Person  wollend  und  handeÜMT 
dasteht.  Das  deutsche  Fürstenthum  ist  ein  Element  des  Staates,  eine  Insti- 
tution fllr  ihn  und  in  ihm,  und  immer  ist  das  Verhältnisrdes  Hauptes  sum 
menschlichen  Körper  das  beste  Symbol  für  das  des  Fürsten  zum  Staate.^ 
Auch  in  jenem  gipfelt  die  Persönlichkeit  des  Menschen,  aber  das  Haupt 
ist  so  wenig  wie  der  Bumpf  der  Mensch;  dieser  besteht  aus  Beiden.  So 
ist  der  deutsche  Fürst  das  Haupt  des  Staates,  jenes  besteht  an  diesem, 
dieses  durch  jenes.  ^) 

*)  Ein  alter  Irrthnm,  aber  doch  erst  durch  Bonsse  au  zn  einer  staatsgefUirlichen 
Geltung  gebracht.  In  der  souverainen  Gewalt  aswei  Arten:  la  puissance  legislative  und 
la  puissance  ex^cutiye  zu  unterscheiden  (contrat  social  lU,  1),  war  durchaus  nicht  za 
tadeln  (vergL  unten  §.  333) :  ein  Fehler  aber  war  es,  diese  an  sich  zunächst  nur  ps]rcho- 
logischo  Unterscheidung  zu  einem  auf  die  Verfassungsform  anwendbaren  Prinzipe  zu 
erheben. 

')  Vergl.  Frederik  le  Grand,  Essai  sur  les  formes  de  gouyernement  (abgedruckt 
bei  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I.  S.  443  Note  5):  «Le  souverain  represente 
Tetat;  lui  et  ses  peuples  ne  forment  qu'un  corps,  qui  ne  peut  etre  heureux  qu'aatant  la 
Concorde  les  unit."  Die  deutschen  Yerfassongsgesetze  pflegen  auch  den  Souverain  aus- 
drücklich (allerdings  etwas  pleonastisch)  das  »Oberhaupt  des  Staates"  zu  nennen.  Yergl. 
z.  B.  Baiersches  Yerfassungsgesetz  Tit.  IL  §.1;  Sachsisches  §.4;  Würtemberg- 
sches  §.4  (»Haupt  des  Staates"). 

^)  Aus  naheliegenden  Gründen  ist  vor  Allem  an  den  Gegensatz  zu  erinnern»  welchen 
der  Feudalstaat  des  Mittelalters  in  Deutschland  und  fast  mehr  noch  in  England  und 
Frankreich  zu  dieser  Ait  von  Staatsform  bildete.  Dort  war  von  einem  organischen 
Ganzen  des  Volkes  gar  keine  Bede.  Jeder  Einzelne  muss  um  Theil  an  dem  Leben 
des  Staates  d.  h.  an  dem  Rechte  des  Fürsten  zu  haben,  eine  Stellang  zu  diesem  doreh 
den  Hineintritt  in  den  Lehnsnexus  sich  erwerben,  dem  Könige  als  dem  yon  Grott  eingesetz- 
ten Lehnsherrn  Treue  und  Gehorsam  gelobend  und  dafür  von  ihm  ßchutz  und  Becht, 
selbst  das  Becht  an  Grund  und  Boden  zurückempfangend.  Verwandelt  sich  hier  das 
Staatsgebiet  in  ein  ursprüngliches  Eigenthum  des  Fürsten  als  des  Landesherm,  so 
scheidet  aus  dem  nationalen  Volke,  das  als  solches  gar  nicht  gekannt  wird,  ein  Theil 
aus,  um  für  sich  durch  das  Vasallenthum  in  eine  Beziehung  zu  dem  vor  Allen  berechtige 
ten  und  mit  ausgezeichneten  Ehren  ausgestatteten  Fürsten  zu  treten  und  diesem  in  alle» 
seinen  Angelegenheiten  stets  treu,  hold  und  gewärtig  zu  sein.  Der  Charakter  dieses 
Lehnstaates  ist  prinzipiell  privatrechtlicher  Natur,  auf  dem  Prinzipe  individueller  Beeht« 
und  Pflichten  aufgebaut.  Der  Staatszweck  ist  das  Literesse  des  Fürsten.  VergL  schon 
Tacitus,  de  Germania  ca^.  14:  nDlnm  (principem)  defendere,  tuen,  sna  quoque  fintia 
facta  gloriae  ejus  assignare,  praecipuum  saeramentum  est  Principes  pro  victoria  pognsnt; 
comites  pro  principe."  Eben  in  dieser  Bildung  des  Lehnsstaates  ist  aber  auch  wieder 
elh  Anlass  zu  einer  unheilbaren  Disharmonie  unter  den  Elementen  dieser  Staatsait  ge- 
geben. Die  fürstliche  Gewalt  ist  ein  Joch,  welchem  man  sich  zwar  nicht  ohne  zwingende 
Gründe,  aber  dennoch  freiwillig  fügt;  einmal  gebunden,  sucht  man  der  übel  zu  empfinden- 
den Last  sich  zu  entledigen  oder  doch  die  Übernommenen  Pflichten  auf  ihr  geringstes 
Mass  herabzudrücken,  während  der  Lehnsherr  seine  Bechte  auszubeuten  nicht  minderen 
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II.   Polttische  Bedeutung  des  Monarchen. 

§.  328. 

Der  Monarch  ist  nicht  nur  ein  mechanisch  mit  dem  Staate  verbundenes 

Organ,  durch  welches  dieser  Rechte  übt  and  Pflichten  erflült,  sondern  ein 

wesentliches  Element   des  Staatsbestandes   selbst   and  ein   integrirender 

Theil  seines  Organismas.    Nicht  ttbt  er  nur,  wie  der  Senat  oder  Präsident 


Anlass  findet.  Sehr  treffend  charakterisirt  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I. 
S.  392  den  Lehnstaat:  „Auf  der  einen  Seite  eine  starre,  festgegliederte  Rechts - 
ordnnng,  welche^wohl  den  Indiyidaen,  nicht  aber  der  Gesammtheit,  wohl  den  ein- 
zelnen Corpotationen  nnd  Stiftungen,  aber  nicht  der  Natipn  xmd  ihren  Kräften  Freiheit 
gewährt,  auf  der  anderen  ein  fortgesetzter  innerer  Krieg,  und  eine  immer 
wiederkehrende  Anarchie,  das  sind  diese  beiden  entgegengesetzten  Erscheinungen, 
welche  die  .beiden  Gesichter  des  Jannskopfes  mit  dem  mittelalterlichen  Lehnstaate  ver- 
wachsen sind."  Eben  deshalb  aber  bildet  diese  Yerfassungsform  den  diametralen  Gregensats 
ZQ  der  im  Texte  gegebenen  Auffassung,  welche  in  der  organischen  Formation  des  Volks- 
ganzen  innere,  unzerstörbare  Harmonie  der  Form  und  des  Geistes  erblickt.  —  Nicht 
bestimmt  genug  kann  der  Gegensatz  der  heutigen  Monarchie  gegen  das  Fürstenthum  der 
deutschen  Beichszeit  herrorgehoben  werden.  Noch  immer  findet  sich  in  Theorie  und 
Praxis  ein  Anologisiren  beider  Staatsformen  und  Consequenzen  werden  aus  dem  Charakter 
und  Bechte  dieses  für  die  heutige  Monarchie  gezogen  zur  unverkennbaren  Verdunklung 
und  Benachtheiligung  des  Staatsrechts  der  Gegenwart.  Selbst  diejenigen  Schriftsteller, 
welche  den  Staat  nnd  seinen  Fürsten  souverain  nennen  und  die  privatrechtliche  Auf- 
fassung des  Wesens  und  des  Rechtes  Beider  entschieden  bestreiten,  sind  nicht  selten  bei 
einzelnen  Fragen  des  Monarchenrechts  auf  demselben  L-rwege  zu  betreffen,  vor  dem  sie 
im  Allgemeinen  selbst  sorgsam  warnen.  In  jedem  Worte  das  nichtige  trifft  fast  nur  Waitz 
in  seinen  Gmndzügen  der  Politik  (1862),  in  denen  ein  durchaus  wahrer  Aufrisu  des  heu- 
tigen deutschen  Staates  und  seines  Bechtes  gegeben  ist.  Die  deutsche  Monarchie  der 
Gegenwart  will  ak  ein  Neues  in  seiner  Neuheit  und  mit  allen  Consequenzen  aus  diesem 
neuen  Prinzipe  verstanden  sein.  So  sagt  Waitz  a.  a.  0.  S.  130  ff.:  „Nicht  jede  Monarchie 
ist  Königthum  im  wahren  Sinne  des  Wortes. Auch  das  Fürstenthum  gehört  ur- 
sprünglich nicht  hierher,  das  sich  bei  uns  Deutschen  auf  groesentheils  privatrechtlicher 
Grundlage  entwickelt,  unser  Königthum  ersetzt,  sich  allerdings  einen  grossen  Theil  seiner 
Bechte  und  Befugnisse  angeeignet  hat,  ohne  aber  damit  auch  seine  Pflichten  und  Auf- 
gaben zu  erfüllen.  Hat  es  aber  den  Namen  des  Konigthums  angenommen  oder  sich  ganz 
an  die  Stelle  desselben  gesetzt,  so  liegt  ihm  sicherlich  ob,  auch  dies  zu  thun;  wenn  es 
glaubt  dazu  herangewachsen  zu  sein,  so  muss  es  nun  auch  die  Consequenzen  voUaus  ziehen 
lassen,  die  sich  hieraus,  das  heisst  aus  der  Umwandlung  der  alten  Herrschaften  in  Staaten 
ergeben,  indem  sie  so  die  Verpflichtung  empfangen,  in  allen  ihren  Theilen  das  zu  sein 
und  wirklich  das  zu  gewahren,  was  den  Menschen  der  Staat  sein  und  geben  soll;  und 
zwar  in  der  bestimmten  Weise,  wie  sich  dies  bei  dem  einzelnen  Volk,  hier  unserm  deut- 
schen Volk,  gestaltet  hat;**  und  dann  daselbst  S.  141:  „König  und  Volk  zusammen' 
sind  der  Staat.  —  —  Der  König  ist'  Nichts  ohne  das  Volk;  er  hat  seine  Gewalt  nicht 
von  dem  Volk,  aber  auch  nicht,  wie  Einige  gesagt  haben,  blos  für  das  Volk:  er  hat  sie 
so,  das  sie  wirksam  wird  in  Gemeinschaft  mit  dem  Volke.  Zusammenwirken  des  Königs 
nnd  des  Volks,  das  ist  das  Wesen  verfassungsmässiger  Ordnung." 
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oder  Dictator  der  Repabliken^  die  einem  anderen  Subjeote  zustehende  Ge- 
walt, sondern  es  hat  die  Idee  der  staatlichen  Einheit  und  des  persönlichen 
Wesens  des  Staates  in  der  Person  des  Monarchen  oder  —  am  diese  in 
üblicher  Weise  zn  symbolisiren  —  in  der  Krone  allererst  ihren  lebendigen 
Ansdmck  gefunden.  Während  in  den  Republiken  das  Subject  der  Staate- 
gewalt zwar  nicht  dem  Begriffe  nach,  aber  in  Wirklichkeit  fehlt,  eben  dn 
nnfassbarer  Begriff  geblieben  ist,  hat  dasselbe  in  den  Monarchieen  in  der 
Person  des  Fttreten  Fleisch  nnd  Blat  angenommen  und  ist  auch  ein  sicht- 
bares Glied  am  Organismas  des  Staates,  das  eine  der  physisch  sittlichem 
Elemente  des  Staates  geworden.  Ausserdem  ist  der  Monarch  auch  ein 
Organ  am  Staate,  durch  welches  die  Gewalt  und  das  Leben  desselben 
sich  verwirklichen:  aber  das  zwiefache  Wesen  des  Monarehen  ist  zu  unter- 
scheiden. ') 

§.  329. 
Weil  der  Monarch  nur  die  Gewalt  des  Staates  vertritt,  diese  aber  dnea 
wesentlich  bestimmten  und  beschränkten  Inhalt  hat,  so  wird  auch  die  Person 
des  Monarchen  und  ihr  Wollen  und  Handeln  nicht  schon  von  dem  Leben 
des  Staates  verschlungen,  sondern  es  bleibt  ein  gut  Theil  des  individuellen 
Lebens  des  Fürsten,  welcher  ausserhalb  der  politischen  Sphäre  liegt,  auf 
welchem  der  Souverain  nur  ein  Glied  der  bürgerlichen,  kirchlichen,  sodalen 
Kette  ist,  in  welcher  das  menschliclie  Individuum  Anerkennung,  die.Soave- 
rainetät  der  Gleichberechtigung  fordert.  Auch  der  Fürst  hat  seinen  persön- 
lichen Glauben  und  ist  daflir  dem  ewigen  Richter  so  verantwortlich,  wie 
Priester  und  Laie;  auch  der  Monarch  steht  in  privatrechtlichen  Verhält- 
nissen und  Beziehungen  und  hat  in  diesen  nicht  anders  wie  der  ärmste 
Unterthan  sein  Recht  zu  wahren  und  zu  suchen,  nämlich  vor  dem  Gesetze 
und  seinem  Richter.^  Es  ist  hier  eben  nicht  anders,  wie  es  ^em  jeden 
Individuum  des  politisch  gegliederten  Volkes  ergeht:  das  Politische  erfssst 
nur  eine  Seite  seines  individuellen  Lebens,  und  das  grade  ist  die  grösste 
Weisheit  des  Staates,  die  rechte  Grenze  zwischen  dem  politischen  und 
nicht  politischen  Theile  dieser  Einzellebenskreise  zu  erkennen  und  heilig 
zu  halten.^ 


*)  Yergl.  nnten  die  Darstelltmg  der  Organe  des  Staates. 

*)  Von  Mpriyatrechtlichen"  Verhältnissen  des  Landeshergm  sprechen  manche  dealsche 
Verfassnngsgesetze,  namentlich  in  den  Kapiteln  vom  Finanzwesen  des  Staates,  wo  eben 
das  politische  Vermögen  von  dem  privatrechtlichen  nnd  darum  nicht-politischen  des  Fürsten 
unterschieden  wird.    S.  unten  §.  363  ff. 

^)  Der  Einfluss  der  Unterscheidung  des  politischen  Willens  des  personlichen  SoaveraiBs 
von  dessen  Privat-Willen  zeigt  «ich  hei  der  Gestaltung  der  Organe  der  Staatsgewmit  be* 
sonders  wirksam. 
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III.   Ethisches  Fundament  der  Monarchie. 

§.  330, 
Diese  Beziehung  des  Monarchen  zu  dem  Staate  ist  der  Grund  und  die 
Legitfanation  der  fbretlichen  Gewalt.  Einer  anderen  oder  weiteren  Recht- 
fertigung bedarf  sie.  so  wenig,  wie  das  Haupt  des  menschlichen  Körpers 
sich  und  sein  Dasein  zu  rechtfertigen  hat.  In  der  organischen  Natur  des 
Staatsganzen  ist  sie  begründet  und  sonst  in  Keinem.  *)  Weil  der  Staat  der 
in  sieh  gefestigte  Organismus  integrirend  verbundener  Glieder  ist,  so  ist 
das  Ganze  dieser  Einheit  das  Wesen,  in  welchem  die  Staatsidee  Fleisch 
und  Blut  angenommen  und  zu  der  souverainen  Gewalt  sich  gestaltet  hat 
Das  persönliche  Oberhaupt  des  Staates  aber  ist  dasjenige  Glied  dieses 
organischen  Ganzen,  in  welchem  sich  die  Functionen  aller  Glieder  concen- 
triren  and  durch  welches  das  Ganze  seinen  Willen  und  darum  seine  Per- 
sönlichkeit äussert.  Nicht  bat  das  persönliche  Recht  des  Monarchen  einen 
überirdischen,  göttlichen  Ursprung  in  dem  Sinne,  in  welchem  die  Königsagen 
der  alten  Griechen  und  Germanen  es  glaubten,  aber  ebensowenig  ist  sie 
eine  Ermächtigung  des  Volkes,  dieses  anderen  Gliedes  im  Organismus  des 
Staates,  wie  Philosophen  der  alten  und  der  neuen  Welt  es  lehrten.  Son- 
dern das  allein  ist  der  Grund  des  Herrscherrechtes  im  Staate,  dass  die 
reale  Geltendmachung  des  bis  zum  Begriffe  einer  selbständigen  Persönlich- 
keit sich  steigernden  Gedankens  der  Gemeinschaft  und  Einheit,  wie  ihn  das 
Volk  des  Staates  in  sich  trägt,  die  einheitliche  Organisation  dieses  Volkes, 
also  auch  ein  Glied  an  diesem  Körper  erfordert,  durch  welches  die  Persön- 
lichkeit des  Staates  ihre  organische  Vollendung  und  ihre  mechanische  Be- 
deutung erlangt.')  Die  Frage  nach  dem  letzten  Grunde  des  FUrstenthums 
findet  also  ihre  Antwort  in  der  Klarstellung  des  letzten  Grundes  des  Staates. 
Das  ist  die  Selbständigkeit  des  Fürstenthums  und  seines  Rechtes  und  das 
Wesen  des  deutschen.^) 


M  Hogo  Grotins  de  jure  belli  et  pacis  Lib.  11  cap.  9  §.8:  „Nam  imperiam,  quod 
in  rege  est  nt  in  capite,  in  popnlo -manet  ttt  in  toto,  'cigas  pars  est  capnt:  atqne  adeo 
regis  famiiia  extincta  jus  imperandi  ad  populum  redit." 

*)  Der  Monarch  ist  der  Repräsentant  der  Vielheit  oder  —  besser  noch  —  der  Einheit 
den  Einzehien  gegenüber.  Vgl.  Schelling,  Vorlesungen  über  die  Methode  des  akademi- 
schen Studiums  S.  229  ff. 

•3)  Waitz,  Grundzüge  der  Politik  S.  132  a.  E.  Die  Wfeise  des  christlicheren  Mittel- 
alters, nach  welcher  sich  die  Herrscher  „von  Gottes  Gnaden"  nannten,  hat  sich  bis  in  die 
Gegenwart  der  deutschen  Staaten  erhalten.  Die  deutschen  Souveraine  nennen  sich  „Ton 
Gottes  €hiaden".  Ehedem  war  dieses  ein  Bekenntniss  der  Demut  und  des  Dankes  gegen 
den  gnadigen  Gott,  der  einen  Sterblichen  aus  der  Zahl  seiner  Brüder  herausgenommen 
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Zweiter  Titel. 

Das  Recht  des  Monarchen. 

I.    Im  Allgemeinen. 

1.   Charakter  dieses  Rechtes.  ' 

§•  331. 
Die  orgaDische  Natur  des  Staates  weisst  dem  Rechte  und  der  Macht 
des   persönlichen  Monarchen  den   bestimmten  Inhalt   and  die   bestimmten 


und  gewürdigt  hat,  auf  den  Thron  der  irdischen  Herrlichkeit  tu  sitzen.  Man  vergl  i.  R 
das  Bekenntniss  der  Herzöge  Berend'  und  Heinrich  von  Braunschweig -Lüneburg 
in  der  Versicherungs-Urkunde  vom  St.  Matthäi-Tage  1392  (hei  Kleinschmidt,  Samm- 
lung von  Landtagsahschieden  etc.  Th.  L  S.  65) :   „ under  allen  stücken,  da  Uns  von 

Unser  Herschop  und  Undersaten  wegene  aUe  tidt  aheliegende  sint,  nemen  wy  hogest  to 
sinne,  das  Gott  de  Fürsten  darumh  haven  andere  Lüde  gewerdiget  und  gesett  hefft,  da 
se  von  Fürstlicher  Dogent  und  Ehre  wegen  da  guden  in  Frede  und  in  Gnaden  Pflich- 
tigen, vorstan  und  benolden  schollen,  und  de  an  erem  Rechte  jegen  de  unrechtferdigen 
kräftigen,  heschüten  und  heschermen.  Und  sint  Uns  Gott  mit  sinen  Gnaden  ahn  Fürst- 
liche Achte  gesät  hefffc,  Szo  begehren  wy  mit  siner  Hülpe,  Uns  an  den  vorschreven  stücken 
bj  Unsen  Undersaten  alzo  thohewisende,  dat  wy  Lohnes  darumb  von  Gade  hapen  mögen, 
und  Unse  Undersate  Unses  Vorstandes  gefröwet  und  Unse  Herschop  des  gerieket  werde 
und  getureth.**  Seitdem  aber  der  christliche  Glaube  aus  der  Verwaltung  und  aas  dem 
Lehen  des  Staates  mehr  und  mehr  gewichen,  hat  man  jenes  suhjective  Demutshekenntniss 
zu  einem  staatsrechtlichen  Dogma  erhohen  und  mit  demselben  ein  grosses  politisches 
Capital  zu  machen  versucht.  Der  Revolution  und  dem  Prinzipe  der  Volkssouverainetat 
gegenüber  soUte  jene  Parole  das  Prinzip  der  fürstlichen  Legitimität  und  d&<^ 
christliche  Staatsprinzip  signalisiren.  Dem  Staate  soUte  damit  der  gottliche  Ur- 
sprung und  dem  Fürsten  ein  göttliches  Recht  gesichert  sein.  Nicht  nur,  dass  es  göttiiche 
Fügung  sei,  welche  den  Individuen  den  Zugang  zu  der  höchsten  irdischen  Macht  oo^ 
Würde  in  Gnaden  eröffnet,  sondern  auch,  dass  Gott  das  Recht  dieses  Fürsten  anerkannt 
und  geheiligt,  allem  Einflüsse  der  Menschen  entzogen  habe :  das  sollte  der  Sinn  jener  alt 
hergebrachten  Formel  sein.  So  war  aber  diese  ebensowohl  zur  sittlichen  Bekämpfoog 
eines  jeden  Angriffes  auf  das  Recht  einer  bestimmten  Dynastie  und  ihrer  eilizelncn  Glieder 
als  auch  zur  Verurtheilnng  einer  jeden  demokratischen  Tendenz  und  jeder  Beeinträchtigting 
der  persönlichen  Souverainetät  zu  verwenden,  und  eben  diese  Nutzbai'keit  stempelte  jeß^ 
Worte  zur  wichtigsten  Parole  einer  politischen  Partei.  Vergl.  Stahl,  Rechts-  und  Staats- 
lehre, Abtheilung  11.  S.  250  und  Derselbe:  Die  Revolution  und  die  constitutioDell^ 
Monarchie. 

Allein  diese  Ansicht  bekämpfte  Irrthum  mit  Irrthum.  Das  Christenthum  weiss  nur, 
dass,  wie  alle  Dinge,  so  auch  alle  Obrigkeit  von  Gott  ist,  und  dass  wie  ein  jeder  Mensch, 
so  auch  der  Souverain  von  Gottes  Gnaden  ist,  was  er  ist  Aber  dass  die  Herrschftlt  «io^^ 
bestimmten  Dynastie  absolut  Recht,  die  einer  anderen  absolut  Sünde  oder  Unrecht  ^ei 
(Prinzip  der  Legitimität  oder  Dlegitimität),  ist  so  wenig  christlich,  als  sich  der  materieDc 
Inhalt  der  fürstlichen  Gewalt  oder  die  Formen  ihrer  Bethätigung  aus  der  Bibel  nach- 
weisen lassen.    Dass  Jemand  durch  eigene  und  fremde  Ungerechtigkeit  und  (wirklichem 
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Grenzen  zu.  Ans  der  Thatsache,  dass  der  Monarch  das  Haupt  des  staat- 
lichen Organismus,  also  nicht  der  Staat  selbst,  aber  das  vomehmste  und 
höchste  Glied  an  dessen  Körper  ist,  folgt,  dass  die  rechtliche  Stellung  des 
Monarchen  nicht  ans  einem  ausserhalb  des  Staates  liegenden  Begriffe,  son- 
dern nur  aus  dem  Wesen  des  Staates  bestimmt  werden  kann  und  dass  nur 
die  Beziehungen  des  Monarchen  zu  dem  Staate  den  Inhalt  und  den  Umfang 
der  subjectiven  Rechte  desselben  zu  geben  vermögen.  Wie  die  Idee  der 
politischen  Gemeinschaft  alle  Glieder  des  staatlichen  Organismus  durch- 
geistet  und  sie  alft  je  in  ihrer  besonderen  Sphäre  zu  den  Functionen  be- 
lebt und  treibt,  aus  deren  Zusammenwirken  das  Leben  des  Staates  besteht: 
80  ist  es  auch  die  politische  Natur  des  Staates,  seine  organische  Beschaffen- 
heit und  sein  persönliches  Wesen,  woraus  wie  der  Begriff  der  Monarchie 
so  auch  alles  Recht  und  alle  Pflicht  des  Monarchen  als  solchen  hervorgeht 
und  sich  rechtfertigt.  Nicht  eine  einzige  rechtliche  Beziehung  des  Monarchen 
als  solchen  löst  sich  von  dem  Wesen  und  dem  Körper  des  Staates.  Das 
gesammte  Recht  desselben  ist  nur  ein  Theil  des  Rechtes,  das  sich  in  dem 
Staate  entwickelte  und  das  ihm  eignet,  und  es  ist  jenes  Stück  aus  dieser 
Rechtsmasse  nach  allen  Seiten  hin 'so  scharf  gekantet,  wie  die  Einheit  und 
Bestimmtheit  des  Organismus  des  Staates  und  sein  persönliches  Wesen 
dieses  mit  sich  bringen. 

§.  332. 
Das  Recht  des  Monarchen  ist   ein  durch  und  durch  öffentliches.    Nur 


^unde  eine  Krone  erlangen  kann,  ist  wahr,  aber  nicht  wahrer,  als  dass  ein  höchst  und 
unzweifelhaft  legitimer  Fürst  ein  Herodes  oder  Nero  oder  der  Sprössling  eines  fürstlichen 
Ehebmchs  sein  kann,  so  dass  die  Sünde  auch  die  formell  legitimste  Herrschaft  durchfrisst 
und  diese  nur  um  so  gottloser  in  aller  Hinsicht  ist.  Wohl  ist  es  löblich  und  specifisch 
christlich,  dass  der  Purst  allewege  der  erfahrenen  Gottesgnade  eingedenk  sei  und  diese 
demutsTolle  Anerkennung  wird  gewiss  die  sicherste  Bürgschaft  für  die  Gerechtigkeit 'der 
fürstlichen  Herrschaft,  wie  die  beste  Sicherung  des  treuen  und  freudigen  Gehorchens  der 
Unterthanen  sei:  aber  die  Staatslehre  darf  aus  diesem  moralischen  Prinzipe  nicht  auch 
ein  politisches  machen  und  den  wichtigsten  Theil  des  Staatswesens  nicht  durch  ein  dem 
politischen  Gebiete  nicht  angehörendes  Prinzip  begründen  und  befestigen  wollen.  VergL 
Waitz,  Grundzüge  der  Politik  S.  133:  „Gewiss  wäre  es  thöricht  und  frevelhaft  zugleich, 
eine  Bezeichnung  anzufechten,  die  seit  mehr  als  einem  Jahrtausend  Geltung  und  dazu 
wohl  eine  tiefe  Bedeutung  hat.  Aber  man  thut  offenbar  nicht  minder  Unrecht,  wenn  man 
von  dem  ursprünglichen  Gedanken  abgeht  und  ganz  anderes  in  das  Wort  hineinlegt,  als 
an  sich  darin  liegen  sollte.  Nicht  ein  Eönigthum,  sondern  nur  Könige  von  Gottes  Gnaden 
kennt  die  Geschichte.  Und  es  war  dies  eine  Bezeichnung  mehr  der  Demut  als  der  Er- 
hebung: der  gnädigen  Fügung  Gottes  wurde  es  zugeschrieben,  dass  diese  bestimmte 
Person  die  Herrschaft  bekommen,  zu  der  Würde  gelangt  sei.  Es  geschah  das  femer  von 
dem  gewählten  wie  von  dem  erblichen  König,  ebenso  wie  es  von  dem  Bischof  oder  mit- 
Qnter  selbst  von  solchen  geschah,  die  ein  Amt  aus  der  Hand  des  Königs  empfangen.  Es 
hatte  noch  weniger  einen  Bezug  auf  das  Becht  und  die  Macht  des  Königs."  YergL  auch 
Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht,  herausgegeben  von  Aegidi,  Heft  11  S.  172  («das 
Konigthum  von  Gottes  Gnaden"  von  Dr.  J.  C.  H.). 
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das  öffentliche  Recbt  bestimmt  den  Gegenstand  nnd  Inhalt  desselben,  die 
Fonnen  seiner  Ai^ttbung  and  die  Voraosselzangen  seines  Besitzes.  Es  ist 
eben  der  Staat  als  solcher,  in  welchem  nnd  flir  welchen  der  Monarch  als 
das  Haupt  des  organischen  StaatskOrpers  besteht,  und  es  ist  nur  das  Recht 
des  Staates,  welcher  die  rechtlichen  Beziehungen  auch  dieses  Gliedes  des 
Organismus  giebt.  Von  den  Begriffen  des  Privatrechtes,  sei  es  des  longo- 
bardischen  (Lehnrechts),  sei  es  des  deutschen,  passt  nicht  ein  einziger  anf 
die  rechtlichen  Verhältnisse  und  Beziehungen  der  Monarchen  der  deutgchen 
Staaten  der  Gegenwart/)  Nicht  die  privatrechtlichen  Ifegriffe  des  Eiges- 
thums  oder  des  Mandates  oder  eines  ähnlichen  Bechtsinstitutes  können  den 
Begriff  des  Monarchenrechts  decken  oder  den  Inhalt  demselben  rechtferügeo, 
sondern  hierfUr  ist  Alles,  nur  aus  dem  Begriffe  und  dem  Rechte  des  Staates 
zu  entnehmen.  Ebenso  ist  auch  alle  persönliche  Willktlr  des  Monarchen 
von  der  Entstehung,  dem  Inhalte,  den  Fonnen  und  der  Endigung  seines 
Rechtes  ausgeschlossen,  wenngleich  der  Snbjectivität  des  Monarchen  in  dan 
Masse  des  thatsächlich  geltend  gemachten  Rechtes  freieres  Spiel  gelassen 
bleiben  musste.')  Der  Staat  als  die  organische  Gliedemi:^  des  Volkes  ist 
Grund,  Inhalt  und  Zweck  des  Rechtes  und  der  Macht  des  Monarchen.  *) 


*)  Die  frühere  Doctrin  irrte  auch  hierin  und  phantasirte  Ton  „Patrimonial-StaateB" 
und  „territoria,  quae  modo  magis  herili  reguntur**,  die  es  in  \^rklichkeit  niemals  gegeben 
hat.    VergL  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  320  ff. 

*)  Der  König  regirt  individuell  persönlich,  aber  nicht  despotisch  oder  absolotisiisch. 

')  Gerber,  üeber  öffentliche  Rechte  S.  65:  «Das  Monarchenrecht  tragt  Tollst&ndig 
den  Charakter  der  öffentlichen  Rechte;  es* ist  ein  Recht,  das  dem  Einzehien  nicht  al< 
solchem,  sondern  als  Glied  der  organischen  Verbindung  des  Volkes  zusteht;  das  niemals 
der  blossen  Privatdisposition  unterworfen  sein  kann,  upd  ebensosehr  Verpflichtung  ils 
Berechtigung  ist";  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abtheilung  II.  S.  141:  „Der  FöK 
hat -die  Gewalt  nicht  als  in  seiner  Person,  sondern  als  im  Wesen  der  Anstalt  entsprangen, 
daher  auch  nicht  nach  seinem  Privat  willen  und  zu  seinem  Privatzwecke,  sondern  b^oi^ 
und  bestimmt  durch  den  Zweck  und  nach  dem  Gesetze  der  Anstalt."  VergL  aocb 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  50,  11;  Zöpfl,  Grundsatze  §.  54  und  57; 
Ahrens,  Organische  Staatslehre  Th.  L  S.  171,  2.  und  194  ff.;  Held,  System  Th.  I 
S.  240  ff.  272.  275;  Bischof,  Allgemeine  Staatslehre  S.  38  unten;  besonders  auch  Pacht». 
Cursus  der  Institutionen  Th.  L  S.  64  ff.,  namentlich  S.  66:  „Die  Aufgabe  ist,  das  Ver- 
hältniss  zwischen  Fürsten  und  ünterthanen  in  seiner  Reinheit,  mit  Abstreiiung  theik  der 
familienhaften ,  theils  der  privatrechtlichen  Reminiscenzen ,  in  eine  rechtliche  Fonn  n 
bringen,  in  eine  Form  aber,  welche  dem  vollen  Inhalt  des  Verhältnisses  sich  anbeqnemt 
Diese  Form  ist  die  einer  Herrschaft  über  Personen,  aber  einer  Herrschaft,  die  eiiKi 
öffentlichen  Person  über  öffentliche  Personen  zusteht,  und  deren  Inhalt  sich  nur  auf  die^ 
Eigenschaft  der  Personen  bezieht."  —  Diese  Auffassung  des  monarchischen  Recht»  a1^ 
eines  „öffentlichen"  Rechtes  ist  noch  nicht  alten  Datums.  Der  Feudalstaat  gestattete  dk- 
selbe  nicht;  in  ihm  ist  vielmehr  die  „Landeshoheit **  in  der  That  vorwiegend  priTttreclit- 
licher  Natur  und  suchten  die  Landesherren  nicht  mit  Unrecht  sie  als  und  wie  eis  Prir»^ 
recht  zu  schützen.  Sp&ter  versuchte  noch  die  Lehre  von  der  absoluten  fürstlichen  Gew&h 
und  Machtvollkommenheit  dem  Souverain  das  monarchische  Recht  als  ein  seiner  irtiiin 
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8.   Arten  des  Beolites  des  Monarehen. 

A.   Das  materielle  Reeht  and  das  Recht  zu  dessen  Aasilbung. 

§.  333. 
Wie  in  der  Sonverainetttt  des  Staates  ein  Zwiefaches  liegt,  das  Recht 
zur  Herrschaft  und  seine  Uebung  oder  das  Herrseben  selbst,  so  ist  auch 
Beides  in  dem  Rechte  des  Monarchen  enthalten:  es  ist  der  persönliche 
Monarch,  welcher  das  Recht  der  Souverainetät  in  sich  besitzt  und  durch 
sich  zur  Geltung  bringt  und  geschichtliche  Thatsache  werden  lässt  Dennoch 
aber  ist  ein  Unterschied  zwischen  dem  einen  und  dem  anderen  Bestand- 
tbeile  des  Monarchenrechtes.  Denn  jenes,  das  materielle  Recht  der 
Souverainetät  kann  nur  in  der  einen  Person  des  Monarchen  residiren 
und  muss  in  dieser  seine  ganze  Fülle  concentriren,  so  dass  kein  Atom  des- 
selben zu  Gunsten  irgend  eines  anderen  Subjectes  sich  lösen  darf.  Die 
Ausübung  der  souverainen  Gewalt  dagegen  leidet  wohl  den  Eintritt 
einer  zweiten  Person,  welche  entweder  mit  dem  Souverain  und  neben  ihm 
oder  flir  ihn'  in  seinem  Namen  und  aus  seiner  Ermächtigung  die  Regirung 
des  Staates  als  die  Bethätigung  seines  Rechtes  fllhrt  So  ist  jene  Unter- 
scheidung der  zwiefachen  Bestandtheile  des  Monarchenrechtes  von  grosser 
praktischer  Bedeutung.  Das  sonst  so  einfache  und  stabile  monarchische 
Prinzip  wird  hierdurch  flexibel  und  gestattet  mannichfache  Arten,  positiv- 
rechtlicher  Gestaltung.^) 

B.    Unmittelbares  und  mittelbares  Recht. 

§.  334. 
Das  gesammte  Recht,  welches  fUr  den  und  an  dem  Monarchen  besteht, 
ist  theils  solches,  das  diesem  kraft  seiner  organischen  Stellung  im  Staate 
und  unmittelbar  um  des  Staates  willen  eignet,  theils  wird  dasselbe  ans 
denjenigen  Verhältnissen  und  Beziehungen  gebildet,  in  welchen  der  Monarch 
persönlich  um  jener  seiner  staatlichen  Bedeutung  willen  steht.  Dieses 
Recht  der  Person  des  Monarchen  ist  als  das  mittelbare  jenem  als  dem 
unmittelbaren  gegenttbergei^llt.  Beide  Arten  des  monarchischen  Rechtes 
stehen  in  dem  Yerhältniss  der  Voraussetzung  zu  ihrer  Consequenz  zu  ein- 
ander, sind  aber  gleich  wesentlich  und  politisch  nothwendig  und  es  stehen 
beide  Rechtstheile  unter  den  Regeln  des  Staatsrechts.     Das  unmittelbare 


Dispontion  onterworfeiies  Privatrecht  zn  yindiciren,  allein  ohne  heachtenswerthen  Erfolg. 
Der  PiÜBSchlag  des  Staatslebens  hatte  ehen  diese  scholarchische  Influenza  bereits  ausge- 
schieden. Es  empfiehlt  sich  daher  anch  nicht,  von  einer  «Yerwandlnng  der  feudalen 
Landeshoheit  in  eine  allodiale**  zu  sprechen,  irae  Weiss,  SjBtem  S.  430  und  Andere 
tbaten. 

*)  VergL  unten  die  Darstellung  der  Organe  der  Staatsgewalt, 


-    320    — 

Recht  des  Monarchen  ist  das  Recht  an  der  Sonveraiuetät  des 
Staates,  das  mittelbare  der  Inbegriff  der  Ehrenrechte  and  der  politi- 
schen Vermögensrechte  des  Monarchen. 


II.   Das  Recht  an  der  Souverainetat  des  Staates. 
1.   Allgemeiner  Inhalt« 

§.  336. 
Der  Monarch  hat  da«  Recht  des  Staates  zu  verwirklichen  und  die 
Macht  des  Staates  darzustellen.  Das  Recht  der  Staatsgewalt,  dessen 
ideelles  Subject  der  Staat  als  die  organische  Einheit  von  Land  nnd  Leaten 
ist/)  lebt  in  der  Pereon  des  Monarchen,  so  dass  erst  durch  dessen  Wollen 
und  Handeln  jenes  Recht  zur  Geltung  kommt.  Das  Recht  des  Staates  i?t 
nicht  identisch  mit  dem  des  Monarchen^  so  wenig  wie  Staat  und  Monarch 
dasselbe  ist,  aber  es  ist  das  Recht  des  Monarchen,  dass  nur  durch  ihn  dag 
Recht  des  Staates  seine  Macht  zeigt  und  dass  nur  er  dasselbe  mit  dem 
realen  Leben  vermittelt.  Der  Monarch  besitzt  also  nicht  das  Recht  des 
Staates  als  sein  Eigenthum,  nicht  als  das  an  seiner  Person  haftende  Recht 
wohl  ab^T  hat  derselbe  ein  Recht  an  dem  Rechte  des  Staates  und  zwar 
das  ausschliessliche  Recht  daran.*)  Das  Object  des  monarchischen  Rechtes 
ißt  also  das  Recht  der  Staatsgewalt  in  der  ganzen  Fülle,  welche  aus  dem 
Zwecke  des  Staates  historisch  hervorgegangen,  aber  nur  in  dem  Sinne, 
dass  der  Monarch  dieses  Recht  als  das  Recht  des  Staates  fllr  dieses  nur 
in  ihm  handlungsfähige  Subject  austlbt.     Der  Monarch  kann  darum  anch 

»)  Vergl.  oben  §.  14  ff.   * 

*)  Nur  in  diesem  Sinne  enthält  das  in  fast  alle  deutsche  Verfassungsgesetw  über- 
gegangene Prinzip  des  deutschen  Bundes,  dass  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Ober- 
haupte des  Staates  vereinigt  bleiben  müsse  (Wiener  Schlussacte  Art  57),  eine  Wahr- 
heit.  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgeset z  Tit.  II.  §.  1  und  Tit.  in.  §.3;  Sächsische 
§.  4;  (Hannoversches  Landeeverfassungsgesetz  §.  5);  Würtembergsches  VerfassungF- 
gesetz  §.  4;  (Enrhessisches  §.  10);  Badensches  §.  5;  (^krossherzoglich  Hessi- 
sches §.4;  Luxemburgsches  Art.  32;  Meiningensches  Grundgesetz  §.3;  Alteu- 
burgsches  §.  4;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  3;  Braunschweigscht! 
Neue  Landschaftsordnung  §.  3  und  5;  Oldenburgsches  Revidirtes  StaatsgrundgedTti 
Art  4  §.2;  Schwarzburg-Sondershausensches  C^esetz  vom  2.  August  1852  §.12; 
Schwarzburg-Rudolstädtisches  Grundgesetz  §.  1;  Waldecksches  YerfMssamth 
gesetz  §.3;  Liechtensteinsche8§.  2.  Nicht  wiederholt  ist  jener  Art  57  der  Wiener 
Schlussacte  *in  der  Preussischen  Verfassungsurkundo  {vergL  Art  43  ff.)  und  in  dtri» 
Anhalt-Bernbnrgschen  Landesverfassungsgesetz  (vergl.  §.  82).  Originell  ist  der  Aus- 
druck „Herzogliche  Staatsgewalt"  in  dem  AI tenburgschen  Grundgesetz  §.  Ä  Missrw- 
standnissen  ausgesetzt  ist  die  Bedeweise  des  Meiningenschen  Grundgesetzes  §.  105: 
„Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Staate  jind  dem  Landesherrn  aus". 
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nicht  mehr  politisches  Recht  zur  Oeltnng  bringen,  als  dem  Staate  eignet^ 
and  er  muss  dasselbe  so  verwirklichen,  wie  es  dem  Staate  zusteht  (con- 
stitntionelle  Monarchie).  Dahingegen  kann  auch  kein  Atom  dieses 
Rechtes  sich  anders  als  durch  die  Person  des  Monarchen  lebendig  und 
mächtig  erweisen.  Der  Monarch  ist  nicht  ein  Symbol  der  Staatsgewalt, 
sondern  das  eine  Glied,  welches  in  dem  Organismus  des  Staates  besteht 
und  an  dem  Leben  desselben  wesentlichsten  Antheil  nimmt.') 

§.  336. 
Die  fürstliche  Souverainetät  ist  der  Inbegriff  allel*  derjenigen  Rechte 
and  Rechtsverhältnisse,  welche  der  Monarch  als  das  politische  Subject,  als 
der  persönliche  Repraesentant  der  Staatsgewalt  besitzt.  Diese  Rechte  des 
Monarchen  sind  nicht  die  arithmetische  Summe  einzelner  Rechte  und  Be- 
fugnisse, sondern  die  einem  einheitlichen  Prinzipe,  der  Staatsidee  oder  dem 
Zwecke  des  Staates,  entströmende  Fttlle,  deren  Mannichfaltigkeit  nicht  die 
wesentliche  Einheit  des  Ganzen  aufhebt,  sondern  nur  den  Reichthum  des 
ethischen  wie  materiellen  Werthes  der  endlichen  Bestimmung  des  Staats- 
wesens darthut.     Des  ganze  ungetheilte  Recht  der  Staatsgewalt  beruht  in 


^  Das  Gegentbeil  zu  behaupten,  war  das  Vorspiel  der  französischen  Revolution.  Ge- 
stützt auf  die  Bousseaosche  Theorie  von  dem  contrat  social  und  der  Souverainetät  des 
Volkes  ]}nd  auf  seine  Lehre  von  der  (organischen)  Sonderung  der  herrschenden  und  der 
regirenden  Grewalt  im  Staate  zogen  die  dialectischen  Vorläufer  und  Propheten  dieser 
Katastrophe  die  Consequenz  solcher  Prinzipien  in  dem  Wahne,  Frankreich  mit  dem  Ideale 
der  constitutioneUen  Idee  zu  heglücken.  Bas  Prinzip  und  dessen  praktische  Bedeutung 
charakterisirt  sehr  deutlich  Thiers,  Histoire  de  la  revolution  fran^aise  T.  L  p.  97:  „La 
nation  veut,  le  roi  fait;  les  esprits  ne  sortaient  pas  de  ces  ^l^ments  simples,  et^ils 
croyaint  vouloir  la  monarchie,  parce  qu'ils  laissaient  un  roi  comme  ex^cuteur  des  volontes 
nationales.  La  monarchie  reelle,  teile  qu'elle  existe  m€me  dans  les  ^tats  lihres,  et  la 
domination  d'un  seul,  a  laqueUe  on  met  des  homes  au  moyen  du  concours  nationaL  — 
Mais  des  Tinstant  que  la  nation  peut  ordonner  tout  ce  qu*eUe  veut,  sans  qne  le  roi  puisse 
8*y  opposer,  par  le  reto,  le  roi  n^est  plus  qu*un  magistrat.  C*est  alors  la  r^pubUque  avec 
QU  seul  consul  au  lieu  de  plusieurs/  Vgl;  auch  die  ferner  heiBluntschli,  AUgemeines 
Staatsrecht  Th.  L  S.  434  Note  1  ahgedruckten  Stellen  aus  Rousseau,  contrat  social,  und 
aus  einer  Rede  Mirabeau*s  vom  1.  Septemher  1789.  Die  schamloseste  Verspottung  der 
forstlichen  Souverainetät  wagte  Mirabeau  in  dem  Essai  sur  le  despotisme:  „Vous  (les 
princes)  etes  les  salaries  de  vos  sujets,  et  vous  devez  subire  les  conditions  auxquelles  vous 
est  accorde  ce  salair  sous  peine  de  le  perdre."  Einmal  so  gelehrt,  konnte  die  französische 
Nation  eine  Achtung  vor  dem  Throne  „ihres"  Königs  nicht  mehr  hahen.  Durch  die 
Soaverainesirung  des  „Volkes"  und  die  Apotheose  der  Massen  entsitÜichte  die  Philosophie 
die  Nation  und  verwirrte  ihre  elementarsten  Begriffe  und  Wünsche.  Das  Volk  bestieg 
den  blutbefleckten  Thron,  aber  —  man  darf  fast  sagen  —  in  dem  Haupte  des  unglück- 
lichen Königs  enthauptete  sich  die  Nation  im  Schauder  erregenden  Spiele  trunkenen 
üebermaths  und  gottlosen  Selbstvergessens.  —  Auch  die  Hegeische  Philosophie  wollte 
nur  von  einem  sehr  losen  und  äusserlichen  Connexe  des  persönlichen  Fürsten  und  des 
Staates  wissen,  jenen  nur  als  das  „Letzte,  was  das  Abwägen  der  Gründe  und  Gegengründe, 
zwischen  denen  sich  immer  herüber-  und  hinüberschwanken  lässt,  abbricht  und  sie  durch, 
das:  Ich  will,  beschliesst",  betrachten. 

Oxot«fend,  SUAtsrocht.  21 


—     322    — 

dem  persönUchen  Honarchen  und  eine  jede  Ueban^  dieses  Rechtes  ist  im 
letzten  Grande  nur  anf  diesen  als  die  Quelle  oder  den  alleinigen  Verweser 
der  staatlichen  Sonverainetät  zu  beziehen.  *)  So  verschieden  auch  die  orga- 
nischen Institutionen  sein  m(^gen,  deren  der  persönliche  Repräsentant  zur 
Greltendmachung  seines  Rechtes  und  zur  Uebung  seiner  Pflicht,  d.  h.  eben 
zur  E^ftiUung  des  Staatszweckes  bedarf,  und  ob  einzelne  derselben  auch 
bis  hart  an  die  Stufen  des  fürstlichen  Thrones  hinanreichen  und  die  an- 
mittelbarsten  Vermittler  des  souverainen'  Willens  sind:  inmier  ist  es  nur 
die  sonveraine  Person  des  Monarchen,  auf  welche  die  Legitimation  dieser 
Organe  zurückgreift  und  dessen  Recht  und  Pflicht  in  ihren  Handlungen 
waltet.  Kein  Theilchen  der  Sonverainetät  oder  des .  Rechtes  der  Staats- 
gewalt eignet  einem  anderen  Subject  als  demjenigen,  welches  die  Soave- 
rainetät  des  Staates  in  sich  zum  sichtbaren  Ausdruck  brachte,  und  keine 
Handlung  der  Staatsgewalt  existirt  ausserhalb  Ae&  Willens  dieses  persön- 
lichen Souverains.') 

2.    Arten. 

§.  337. 
Das  Souverainetätsrecht  des  Monarchen  ist  theils  ein  Staatsrecht- 
Hohes,    theils    ein    völkerrechtliches.    Denn    es    eignet    demselben 
zweierlei  Recht:  das  zur  Vertretung  des  Staates  als  des  völkerrechtlichen 

*)  BlantRchli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  L  S.  44B:  .Das  im  Hittelalter  erkannte 
Prinzip,  dass  alle  Regirungsaatorität  and  Gewalt  von  oben  her  komme  und 
stufenweise  nach  usten  verliehen,  nicht  aber  umgekehrt  von  unten  nach  oben  aafgetnig«ii 
werde,  und  dass  alle  obrigkeitliche  Macht  vom  Centrum  zur  Peripherie  und  nicht 
von  dieser  zu  jenem  den  Weg  nehme  und  wirke,  ist  in  der  constitutionellen  Monarchie  der 
neueren  Zeit  in  Anerkennung  geblieben.  Aber  die  mittelalterliche  Zersplitterung  dieser 
Gewalt  in  selbständige  Theilgewalten  ist  nun  aufgegeben  worden.** 

*)  Anders  war  die  Auffassung  Siejes*,  welcher  dem  Regenten  nur  die  wenig  neidens- 
werthe  RoUe  müssiger  Passivität  zuweisen,  als  handelndes  Organ  der  Staatsgewalt  aber 
ein  anderes  Subject  ansehen  wollte.  Dass  diese  Ansicht  nur  den  Schein  der  Monarcbie 
retten,  sonst  aber  ein  durch  und  durch  republikanisches  Wesen  schaffen  konnte,  liegt  auf 
der  Hand  Sehr  nahe  vorwandt  mit  ihr  ist  die  He  gel  sehe  Yorstellnng  vom  Monarchen. 
Der  Satz:  „Der  Monarch  hat  nur  Ja  zu  sagen  und  den  Punkt  über  das  I  zu  setzen' 
(Hegel,  Rechtsphilosophie  §.  280)  würde  bei  praktischer  Geltung  nicht  nur  die  Monarchie 
entwürdigen,  sondern  ganz  gewiss  sie  in  kürzester  Frist  vernichten,  wenn  nicht  den  ganien 
Staat  verderben.  —  Nicht  minder  irrig  und  auf  die  Dauer  unausführbar  ist  aber  die  mehr 
verbreitete  Meinung,  als  eigne  zwar  dem  Monarchen  das  Recht  der  Staatsgewalt,  aber 
nicht  die  Uebung  desselben,  welche  vielmehr  den  Minifftem  zustehe.  Suchte  diese  Meinoni^ 
nun  auch  das  Recht  der  Minister  auf  die  Devolution  des  Fürsten  zu  gründen,  so  gab  sie 
ihm  doch  eine  solche  Selbständigkeit,  dass  in  Wirklichkeit  der  Antheil  des  Monarphen  an 
diesem  Rechte  bis  zur  Unkenntlichkeit  verschwinden  und  sein  eigenes  Recht  zu  einem 
nichtssagenden  Scheinrecht  werden  musste.  Die  Phrase  Thiers',  «le  roi  regne,  mais  0 
ne  gouverne  pas"  ist  ein  von  der  aura  popularis  getragenes  Sophisma  ohne  innere  Wahr- 
heit und  praktische  Brauchbarkeit. 
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Individanm  und  das  der  Kepräsentation  dar  Macht  des  Staates  hinsichtlich 
des  inneren  Staatslebens.  Kraft  dieses  Rechtes  ist  der  Monarch  ein  Staats* 
rechtliches  Snbject  und  das  yomehmste  Organ  des  inneren  Staatslebens. 
Die  völkerrechtliche  Sonverainetttt  des  Monarchen  zeigt  diesen  aber  als  den 
Vertreter  seines  Staates  anderen  Staaten  gegenüber  und  als  den  Ausdruck 
der  staatlichen  Individualität  dieses  politischen  Gemeinwesens.  Das  Recht 
-des  Monarchen  ist  danach  ein  inneres  und  ein  äusseres,  jenes  gehört 
dem  Bereiche  des  Staatsrechts,  dieses  dem  des  Völkerrechts  an. 

A.    Das  staatsrechtliche  Recht. 

§.  338. 
Die  Gegenstände  des  staatsrechtlichen  Rechtes  des  Monarchen 
(Hoheitsrechfe,  Majestätsrechte,  Rechte  der  Krone)*)  bestimmen  sich  ledig- 
lich nach  denjenigen,  welche  den  Inhalt  des  Rechtes  des  Staates  bilden: 
denn  die  Verwirklichung  dieses  Rechtes  ist  das  Recht,  und  die  Pflicht  des 
Monarchen.*)  Dasselbe  bezieht  sich  also  sowohl  auf  das  Rechtsgebiet  des 
staatlichen  Berufes  als  auf  den  Beruf  des  Staates  an .  dem  Gemeinwohle 
und  an  der  öffentlichen  Sicherheit,  und  wie  auf  diese  unmittelbaren  Rechte 
der  Staatsgewalt  so  auch  auf  die  mittelbaren,  das  Finanzrecht,  das  Militair- 
recht  und  das  Ötllfsdienstrecht  des  Staates.  Andere  Gebiete  seiner  recht- 
lichen Zuständigkeit,  als  die  der  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  sind,  be- 
sitzt der  Monarch  nicht,  er  kann  nur  auf  den  Gebieten  und  innerhalb  der 
Grenzen  zuständig  sein,  welche  der  Competenz  der  Staatsgewalt  unter- 
worfen sind  und  welche  die  Objecte  ihres  Rechtes  bilden.  Da  der  Monarch 
an  allen  diesen  Rechten  der  Staatsgewalt  das  Recht  ihrer  Geltendmachung 
hat,  so  bestimmt  sich  das  Object  seines  Rechtes  nach  Art  und  Umfang 
lediglich  aus  dem  Rechte,  welches  der  Staatsgewalt  und  wie  dasselbe  dieser 
eignet  Alles  Recht,  welches  dem  Staate  sei  es  auf  dem  politischen  (seinem 
eigentlichen)  oder  auf  dem  privatrechtlichen  (seinem  in  gewisser  Hinsicht 
zuftllligen  oder  unwesentlichen)  Gebiete')  zusteht,  bildet  den  Gegenstand 
des  Rechtes  des  Monarchen,  so  dass  dieses  also  ein  nothwendiges  und, 
weil  dasselbe  nur  und  schon  um  des  Staates  willen  existirt,  ein  po1itisc)ies 
Recht  ist.  Der  bei  dem  Rechte  des  Staates  wahrzunehmende  Unterschied 
zwischen  dem  politischen  und  wesentlichen  (Vermögens-)  Rechte  einerseits 
und  dem  privatrechtlichen  und  deshalb  politisch  zufälligen  andererseits  ist 


^)  Diese  Terminologie  bezieht  sich  Aber  auch  und  besonders  auf  die  Formen  der 
Geltendmachang  des  Bechtes  der  Staatsgewalt.  , 

')  Dass  der  Souverain  auch  die  Tdlkerrechüichen  Beziehungen  des  Staates  wahrzu- 
nehmen und  dasBecht  der  Vertretung  des  Staates  nach  Aussen  habe,  ist  ein  Satz 
des  Völkerrechtes,  dessen  staatsrechtUche  Bedeutung  sich  nur  an  den  Organen  des 
Staatslebens  zeigt. 

=)  Vergl.  oben  §.  242  und  256. 

21- 
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an  dem  Rechte  des  Monarchen  in  solcher  Hinsicht  nicht  bemerkbar,  da  der 
Monarch  kraft  'seines  politischen  Rechtes  auch  an  diesem  ihm  gegenüber 
nicht  zufälligen  Privatrecht  des  Staates  Recht  hat.  Steht  der  Staat  (Fiscos) 
in  privatrechtlichen  Beziehungen,  so  ist  der  Monarch  auch  zur  Geltendmachang 
dieser  politisch  d.  h.  staatsrechtlich  berechtigt  und  verpflichtet  *) 


*)  Der  Grundsatz,  dass  die  gesaramten  Rechte  der  Staatsgewalt  durch  die  Person  des 
Souverains  verwirklicht  werden  mfissen,  erübrigt  eine  nähere  Specialisirung  des  jnaterielleii 
Inhalts  und  Gegenstandes  des  unmittelbaren  Souverainetatsrechtes  des  Monarchen.  Die 
Gesetzgebung  hat  freilich  eine  Detaillirung  der  einzelnen  Objecte  dieses  Rechtes  nicht 
selten  für  noth wendig  gehalten,  indess  stets  ohne  den  Gegenstand  des  Monarchenrechta 
ganz  zu  erfassen  und  stets  nur  um  eines  praktischen  Interesses  willen,  namKch  um  die- 
jenigen Gehiete  zu  bezeichnen,  auf  denen  dem  persönlichen  Souverain  auch  das  Recht  der 
Ausübung  ganz  ausschliesslich,  ohne  Concurrenz  der  Vertretung  der  ünterthanen,  eignet 
So  findet  sich  vor  Allem  das  Recht  zum  Oberbefehl  über  das  Heer,  das  Münzrecht,  das 
Recht  Titel  und  Orden  zu  verleihen  u.  s.  w.  dem  Souverain  ausdrücklich  vorbehalten, 
sowie  der  Monarch  als  der  Ursprung  der  Regirungsgewalt  und  die  Quelle  aller  Gerichts- 
barkeit bezeichnet  wurde.  Dass  Gerber,  Ueber  öffentliche  Rechte  S.  53  aus  der  That- 
sache,  „dass  die  Yerfassungsurkunden  die  Rechte  der  Regenten  einzeln  aufzahlen,  nicJit 
in  einem  Begriffe  zusammenfiissen,*'  den  Schluss  zieht,  .dass  es  schwer  oder  unmögliclt 
ist,  den  gesammten  Inhalt  des  Monarchenrechts  anders  als  durch  Aufzählung  seiner  ein- 
zelnen Bestandtheile  zu  charakterisiren,"  ist  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Wissenschaft 
nicht  wohl  zu  billigen,  denn  es  ist  deren  Aufgabe,  die  in  den  Gesetzen  verkörperten  and 
gewissermassen  krystallisirten  Erscheinungen  des  Lebens  in  ihren  höheren  Prinzipien  und 
Tendenzen  zu  verstehen  und  sie  wie  die  Radien  des  Kreises  in  einem  concentrischen  Be- 
griffe zusammenzufassen.  Der  Wissenschaft  ist  dieses  möglich,  während  «die  Gesetz- 
gebung sich  geradezu  verirren  würde,  wenn  sie  dem  praktischen  Leben  anstatt  mit 
positiven  Consequenzen  mit  speculativen  Begriffsdefinitionen  dienen  wollte.  Die  Wissen- 
schaft hat  umgekehrt  wie  die  Gesetzgebung  zu  verfahren.  Jene  constatirt  aus  allen 
Lebenszeichen  des  Staates  den  Begriff  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  nach  Inhalt  ond 
Umfang  und  überweisst  denselben  mit  allen  seinen  Consequenzen  dem  persönlichen  Mon- 
archen als  den  Gegenstand  seines  Rechtes.  Hat  sie  dort  zu  specialisiren,  so  bedarf  sie 
hier  nur  einer  Verweisung  auf  den  constatirten,  auch  durch  und  durch  praktischen  Be- 
griff des  Rechtes  des  Staates.  Die  Gesetzgebung  dagegen  adoptirt  die  Consequenzen  jeneä 
Begriffes  und  formulirt  sie  als  staatsrechtliche  Grundsätze,  im  Frinzipe  mit  dem  Satze, 
dass  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Monarchen  vereinigt  bleiben  müsse,  sich  be- 
gnügend. —  Gleichwohl  ist  es  eine  allgemeine  Sitte  der  Praxis  wie  der  Theorie  grade  des 
heutigen  Staatsrechts  geworden,  von  besonderen  Rechten  des  Souverains  im  Gegensatz  in 
denjenigen  Rechten  der  Staatsgewalt,  bei  deren  Uebung  auch  die  landstandischen  .Organe 
zu  concurriren  haben,  zu  sprechen  und  dieselben  als  die  «Prärogativen  der  Krone*  an»- 
zuschciden.  Dagegen  ist  Nichts  zu  erinnern,  wenn  durch  jenen  Ausdruck  auf  die  positiv- 
rechtlichen  Bestimmungen  über  die  „Ausübung"  der  Rechte  der  Staatsgewalt  unter 
Bethätigung  der  landständischen  Organe  gedeutet  werden  sollte.  Eeinenfalls  aber  darf 
jener  Ausdruck  in  dem.  Sinne  verstanden  werden,  als  könne  es  staatsrechtlicbe  Gebiete 
geben,  auf  denen  der  Souverain  nach  freiester  Willkür,  ohne  Anerkennung  eines  auch  über 
ihm  stehenden  Rechtes  schalten  und  walten  könnte.  Dass  es  solche  Rechte  im  deutschen 
Staatsrecht  nicht  giebt,  ist  wohl  schon  bewiesen  und  wird  auch  wohl  im  Ernste  nicht 
mehr  bestritten.  Auch  das  Recht  des  Monarchen  ist  ein  positiv  bestimmtes  und  be- 
grifflich bestimmbares. 
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B.    Das  Yölkerrechtliche  Recht 

§.  339. 
Der  Monarch  ist  der  Bepräseivtant  der  völkerrechtlichen  Souverainetät 
des  Staates,  er  vertritt  denselben  nach  Aussen.    Grade  in  dem  völkerrecht- 
lichen Verkehre  der  Staaten  als  der  von  einander  unabhängigen  und  je  in 
sich  selbständigen  Wesen  bedarf  die  Persönlichkeit  des  Staates  eines  sicht- 
baren Aosdrncks  seiner  Individualität  im  Dasein  wie  im  Leben.     Dieser 
sichtbare  Ausdruck   ist   die  Person  des  Staates  mit  den  Symbolen    ihrer 
völkerrechtlichen  Bedeutung.     Seine  Handlungen  gelten  in  dem  Verkehre 
der  Staaten  als  die  Handlungen  des  Staates  und  in  seinem  Namen  handeln 
die  Organe  der  völkerrechtlichen  Gewalt  ded  Staates  (Gesandtschafls-  und 
Consulatswesen).    Ein  Anderes  ist  aber  die  Frage ,  welche  Erfordernisse 
die  Handlungen  des  Souverains  zu  erfüllen  haben,  um  diesen  völkerrecht- 
lichen Charakter  tragen  und  als  die  Handlungen  des  Staates  selbst  gelten 
zu  können.    Die  Construction  des  völketrechtlichen  Willens  des  Staates  ist 
keine  andere  als  die  seines   staatsrechtlichen  Willens  und  bestimmt  sich 
nach  gleichen  Grundsätzen,  bis  wie  weit  der  persönliche  Wille  des  Souve- 
rains die  Bedeutung  des  Willens  des  Staates  beansprucht.    Die  deutschen 
Verfassungsgesetze  pflegen  dies  Prinzip  in  praktischer  Weise  so  zu  fassen, 
dass  der  Monarch  den  Staat  im  Verhältniss  zu  anderen  Staaten  vertritt, 
dass  er  das  Recht  Krieg  zu  erklären  und  J'rieden  zu  schliessen  besitzt, 
dass  nur  er  die  Gesandtschaften  anordnet,   Verträge  mit  anderen  Staaten 
abschliesst   und  dadurch  nicht  nur  Rechte  dem  Staate  erwerbe,    sondern 
diesen  dadurch  zur  Erftlllung  der  vertragsmässigen  Verbindlichkeiten  auch 
verpflichte,  dass  aber  in  dem  Falle,  wenn  die  Ausführung  der  Verträge 
die  Bewilligung  von  Geldmitteln  aus  der  Landeskasse  erfordere  oder  eine 
Abänderung  der  bestehenden  Landesgesetze  hervorbringe,  also  eine  staats- 
rechtliehe Wirkung  der   völkerrechtlichen   Handlungen    des  Monarchen   in 
Frage  stehe,  diese  auch  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  entstehen  können.  ^) 

')  VergL  Preussisches  Verfaesungsgesetz  Art.  48:  „Der  König  hat  das  Recht  Krieg 
zu  erklaren  und  Frieden  zn  schlieBsen,  auch  andere  .VertTäge  mit  fremden  Begirnngen  zu 
errichten.  Letztere  bedürfen  za  ih'rer  Gültigkeit  der  Zustimmong  der  Kammern,  sofern 
es  Handelsyerträge  sind  oder  wenn  dadurch  dem  Staate  Lasten  o^er  einzelnen  Staats- 
bürgern Verpflichtungen  auferlegt  werden";  Würtembergsches  §.  85.  8^  Luxem- 
burg sehe  Constitution  Art.  1  Abs.  2:  „Les  resolutions  fed^rales,  promulguees  parleBoi- 
Grand -Duc,  ont  force  obligatoire  dans  lo  Grand -Duche.  Les  mojens  de  satisfaire  aux 
obligations  qui  en  resultent,  sont  determines  avec  le  concours  des  Etats,  pour  autant  qu'il 
est  requis  d'apres  les  dispositions  de  la  Constitution";  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  6:  «Der  Herzog  Y^rtritt  den  Staat  in  allen  seinen  Verhältnisln)  gegen  andere  Staaten"; 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  128  Abs.  2:  „—  Solche  (onerose)  Verträge 
sind  als  Gesetz  zu  yeröffenüichen" ;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 
§.  7.  8;   Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  6;   Anhalt-Bernburg- 
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3.   Einflass  der  Veifassang  des  Norddeutschen  Bandes. 

§.  340. 
Von  bedeutendem  Einfiosse  auf  die  Souverainetfttsrechte  der  Monaiehen 
in  den  zum  Norddeutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  ist  die  VerfassuDg 
dieses  Bundes  gewesen.  Das  durch  diese  geschaffene  Organ  des  Bandes 
hat  sowohl  von  den  inneren  wie  von  den  äusseren  Hoheitsrechten  der  ver- 
bündeten Souveraine  an  sich  gezogen,  so  dass  von  einer  GeltendmaehuDg 
der  Souverainetätsrecbte  der  Monarchen,  welche  zu  dem  Norddeutschen 
JBunde  vereinigt  sind,  nur  noch  in  dem  Sinne  die  Bede  sein  kann,  da^s 
dieselben  durch  ein  Gesammtorgan,  den  Bundesrath  unter  dem  Bundes- 
präsidium, innerhalb  des  Competenzgebietes  dieses  Bundes  handehi.  Auch 
in  dem  ehemaligen  deutschen  Bunde  hatten  die  deutschen  Souveraine  und 
zwar  alle  Monarchen  und  die  freien  Städte  sich  der  selbständigen  Ausfibong 
einzelner  Souverainetätsrecbte  begeben ;  während  dieser  Verzicht  indess  nur 
die  Fiction  war,  dass  der  Beschluss  der  Gesammtheit  auch  der  Einzelwille 
der  Bundesglieder  sei,  und  das  Prinzip  der  vollen  Souverainetät  aller 
Bundesstaaten  unberührt  gelassen  war,  hat  die  Verfassung  des  Norddeut- 
schen Bundes  ein  Subject  geschaffen,  dem  wirklich  die  bestimmten  Be* 
standtheile  des  Souverainetätsrechtes  der  deutscheiT  Staaten  eignet  und 
welches  diese  bestimmten  Rechte  als  die  seinigen  ausschliesslich  und  Aber 
den  Einzelstaaten  im  Bunde  ausübt.') 


seh  es  LandesTerfassungsgesetz  §.  84  Abs.  4:  «Der.  Herzog  schliesRt  die  Staatsvertrige 
mit  anderen  Begimngen  ab.  Zur  Gültigkeit  derselben  ist  die  Genehmigung  des  Land- 
tages erforderlich  (also  jedesmal,  vergl.  auch  §.  72  Abs.  2),  unbeschadet  einer  protisori- 
schen  Ausführung  in  besonders  dringenden  Fällen";  Waldecksches  Verfassungsgeseta 
§.11.  —  Selbstverständlich  ist  auch  in  dem  verfassungsgesetzlichen  Qrundsatzo  »Der 
Souverain  ist  das  Oberhaupt  des  Staates**  dessen  völkerrechtliches  Soaverainet&tsrecht  axb 
erkannt  —  Auf  die  staatsrechtlichen  Voraussetzungen  der  Geltendmachung  der  Völker- 
rechtlichen  Souverainetät  des  Staates  durch  den  Souverain  wird  bei  der  Darstellung  der 
Organe  des  Staatslebens  zurückzukommen  sein.  Vor  Allem  wird  daselbst  auch  der  Ein- 
fluss,  welchen  die  Verfassung  d«8  Norddeutschen  Bundes  darauf  geübt  hat,  erwähnt 
werden. 

*j  Vor  AJlem  ist  das  völkerrechtliche  Recht  derjenigen  Souveraine,  deren  Staaten  n 
dem  Norddeutschen  Bunde  zusammengetreten,  durch  dessen  Verfassung  wesentlichst  modi- 
ücirt.  Diese  Souveraine  haben  auf  die  völkerrechtliche  Vertretung  ihrer  Staaten 
verzichtet  und  dieselbe  dem  Könige  von  Preussen  übertragen.  Die  Krone  Preussen  bat 
in  Ausübung  ihres  Präsidialrechtes  den  Bund  völkerrechtlich  zu  vertreten,  im  Namen  des 
Bundes  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere  Vertrage  mit 
fremden  Staaten  einzugehen,  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen.  VeigL  Ver- 
fassung des  Norddeutschen  Bundes  Art.  11  Abs.  1.  Vor  Allem  ist  das  Consulst- 
wesen  zu  einer  Bundesfftgelegenheit  erhoben;  dasselbe  steht  wenigqltens  unter  der  Auf- 
sicht des  Bundes-Präsidiums  und  stent  dieses  die  Consuln  (nach  Vernehmung  des  Aos- 
Schusses  des  Bundesrathes  für  Handel  und  Verkehr)  an.  Ebenda  Art.  56  Abs.  1.  ^f^ 
auch  Abs.  2:   ;,In  dem  Amtsbezirke  der  Bundesconsuln  dürfen  neue  Landesconsulate  nicht 
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§.  341. 
Seit  der  Auflösung  des  deutschen  Bundes  und  in  Folge  der  Errichtung 
des  Norddeutschen  Bundes  giebt  es  dreierlei  Arten  des  souverainen  Rechtes 
der  deutschen  Monarchen,  je  nachdem  die  Staaten  derselben  dem  Bunde 
zugehören  oder  nicht.  Diejenigen  deutschen  Fürsten;  welche  dem  Nord- 
deutschen Bunde  nicht  angehören,  sind  im  Besitse  eines  Souverainetäts- 
rechtes,  welches  der  Unabhängigkeit  und  völligen  Selbständigkeit  ihrer 
Staaten  entspricht.  Die  im  Norddeutechen  Bunde  stehenden  Fürsten  be- 
sitzen dagegen  mit  Ausnahme  des  Königs  von  Preussen  nur  das  Recht  in 
der  durch  die  Verfassung  des  Norddeutsehen  Bundes  beschränkten  Souve- 
rainetät,  während  der  König  von  Preussen  als  das  Bundes -Präsidium  ein 
in  demselben  Masse  erweitertes  Souverainetätsrecht  besitzt.  Die  Modifica- 
tionen  des  souverainen  Rechtes  der  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörenden 
Fürsten  betreffen  aber  zugleich  den  materiellen')  Inhalt  und  die  formelle 
Geltendmachung  dieses  Rechtes.  Diese  Fürsten  besitzen  eben  nur  dasjenige 
materielle  und  formelle  Souverainetätsrecht,  welches  und  wie  die  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  dasselbe  gestaltete.') 


III.   Die  Ehrenrechte  des  Monarchen.^) 

§.  342. 
Die  rechtliche  und  sittliche  Macht  und  Würde  des  Souverains  ist  in 
den  deutschen  Staaten  nicht  minder  wie  in  allen  Staaten  der  Civilisation 
in  mannichfacher  Weise  symbolisirt.  Aeussere  Ehrenzeichen  in  Wappen, 
Siegeln,  Insignien,  Bezeugungen  der  allgemeinen  Ehrfurcht,  auserwählte 
Abzeichen  in  der  Kleidung  und  besondere  Titel  heben  das  Oberhaupt  des 
Staates  auch  sichtbar  aus  der  Menge  des  Volkes  empor.  ^)    Der  Souverain 

errichtet  werden.  Die  Bnndesconsuln  üben  für  die  in  ihrem  Bezirke  nicht  vertretenen 
Bundesstaaten  die  Fanctionen '  eines  Landesconsnls  ans.  Die  sämmtlichen  besiehenden 
Landesconsnlate  werden  anfgehoben,  sobald  die  Organisation  der  Bandesconsulate  dergestalt 
vollendet  ist,  dass  die  Yertretong  der  Einzel-Interessen  aller  Bundesstaaten  als  durch  die 
Bnndesconsulate  gecichert  von  dem  Bundesrathe  anerkannt  wird.** 

')  Hinsichtlich  des  Einflusses  des  Norddeutschen  Bundes  auf  das  materielle  Becht  der 
Staatsgewalt  s.  die  Darstellung  dieses  oben  §.  110  ff.  Von  jenem  Einflüsse  auf  die  Formen 
und  Organe  des  Staatslebens  wird  später  die  Rede  sein. 

^  Auch  die  fürstlichen  Mitglieder  des  Norddeutschen  Bundes  heissen  „souverain", 
indess  ist  dieser  Ausdruck  in  zwiefachem  Sinne  zu  verstehen,  je  nachdem  vom  Könige 
von  Preussen  oder  von  anderen  Bundesfdrsten  gesprochen  wird  Ebenso  ist  der  Begriff 
der  Sonverainetät  des  Königs  von  Preussen  als  des  Bundesoberh^tes  nicht  identisch  mit 
dem  der  Souverainetat  der  süddeutschen  Monarchen.  V 

3)  Weiss,  SjBtem  §.  361;  Bluntschli,  Allgem.  Staatsrecht  (2.  Aufl.)  Th.  II.  S.  59  ff. 

*)  Seltsam  ist  es  das  „von  Gottes  Gnaden"  als  ein  Ehren  recht  des  Souverains  zu 
deuten,  wie  von  Weiss  a.  a.  0.  §.  261  geschehen.'    Yergl.  oben  §.  330. 
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ftlhrt  den  Titel  „Majestät",  wenn  er  Kaiser  oder  König  ist,  oder  „König- 
liche Hoheit",  wenn  er  den  Rang  der  Orossherzöge  bekleidet,  oder  endlich 
„Hoheit",  beziehungsweise  „Durchlaucht",  wenn  er  nur  herzoglichen  oder 
fllrstlichen  Banges  ist.  Dies  sind  Usancen  mit  mehr  oder  minder,  recht 
lichem  Charakter,  welchem  sich  das  gesammte  Cftremonienwesen  am  fllrst- 
liehen  Hofe  und  die  mancherlei  Ehrenbezeugungen  der  Unterthanen,  nament- 
lich der  im  Dienste  des -Königs  und  des  Staates  stehenden,  anschliessen 
Beruht  ein  Theil  derselben  auf  den  wandelbaren  Anordnungen  des  Souye 
rains,  so  ist  doch  der  bei  Weitem  grössere  Theil  derselben  in  solcher 
Weise  traditionell  und  allgemein  gültig,  dass  wohl  diese  symbolischen 
Zeichen  der  Ehrfurcht  und  Unterthänigkeit  gradezu  als  gewohnheitsrecht- 
liche Normen  betrachtet  werden  können.  Zunächst  erscheinen  dieselben 
zwar  nur  als  Aeusserlichkeiten,  welche  zum  TheU  auch  und  besonders  dem 
völkerrechtlichen  Verkehre  angehören,  indess  ist  auch  ein  politischer  und 
staatsrechtlicher  Werth  denselben  nicht  abzusprechen,  da  auch  der  mensch- 
lichen Seite  des  Staates  und  seines  Volkes  Bechnung  zu  tragen  und  in 
dieser  Hinsicht  der  Symbole  nicht  zu  entbehren  ist.  Nur  über  die  einzelnen 
Formen  mag  eine  Meinungsverschiedenheit  zulässig  und  auch  die  Praxis 
des  öffentlichen  Lebens  verschieden  sein. 

§.  343. 
In  dem  Ehrenrechte  des  Monarchen   liegt   auch    die   ausschliessliche 
Befugniss  desselben.   Andere  mit  politischen  Ehrenrechten  und  Auszeich- 
nungen zu  beleihen.    Das  öffentliche  Leben  kann  auch  in  gewissen  Grenzen 
der  äusseren  Kennzeichnungen  der  politischen  Tugenden  nicht  entrathen. 
Der  Missbrauch,  welcher  mit  solchen  politischen  Auszeichnungen  nicht  selten 
zur  Schädigung  des  sittlichen  Bewusstseins  des  Volkes  und  des  öffentliehen 
Lebens   ttberhaupt   getrieben,   hat  freilich  die  Nothwendigkeit,   das  Mass 
dieser  Auszeichnungen  herabzudrücken,    bewiesen,    indess  ist  die  Zweck- 
mässigkeit derselben  in  richtigem  Masse  und  in  richtiger  Weise  nicht  zu 
bestreiten  und  ist  die  Anwendung  dieses  in  gewiasem  Sinne  activen  Ehren- 
rechtes des  Staates  in  allen  Monarchieen  üblich.    Die  deutschen  Verfas- 
sungsgesetze  bekunden  ausdrücklich,  dass  der  Monarch  allein  das  Recht 
habe,  Titel,  Orden  und  sonstige   politische  Ehrenrechte,»  sowie  Standes- 
erhöhungen zu  verleihen,  jedoch  nur  als  die  Symbole  der  forstlichen  An- 
erkennung der  persönlichen  Verdienste  eines  Unterthanen  oder  der  etwa 
auch  gegen  Seinesgleichen  geübten  Gunstbezeugung,  ohne  staatsrechtliche 
Bedeutung. ') 


*)  Vergl.  PreuBsischos  VerfaastingBgesetz  Art.  50:  »Dem  Könige  gfcelit  die  Ver- 
leihung von  Orden  und  anderen  mit  Vorrechten  nicht  verhnndenen  Auszeichnungen  w'J 
Luxemhurgschcs  Art  40:    „Le  Roi-Grand-Dac  a  le  droit  de  conferer  de»  titw  ^ 
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IV.  Das  Vermögensrecht  des  Monarchen. 

1.   Begriff. 

§.  344. 
Wie  der  «Staat  selbst  so  bedarf  auch- der*  persönliche  Repräsentant 
desselben  zur  Wahrung  seiner  äusseren  Stellung  und  der  damit  wesentlich 
verbundenen  Würde  materieller  Werthe  und  Mittel/)  deren  Grösse  sich  in> 
Allgemeinen  durch  die  politische  Bedeutung  dieser  persönlichen  Souve- 
rainetät  bestimmt  d.  h.  je  nach  der  politischen  Bedeutung  des  Staates 
selbst  verschieden  sein  wird.  Auch  der  Monarch  als  solcher  steht  in  ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen  und  eignet  ihm  ein  Vermögensrecht;  das 
sich  wie  auf  der  einen  Seite  von  dem  Vermögensrechte  des  Monarchen  als 
einer  Privatperson  so  auf  der  anderen  Seite  von  dem  Vermögensrechte  des 
Staates  begrifflich  unterscheidet  Das  Recht,  welches  die  vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse  des  Monarchen  als  des  persönlichen  Repräsentanten  der 
Staatsgewalt  beherrscht,  ist  öffentliches  Recht  und  ein  Theil  des  Staats- 
rechts,   während   die   dem  Monarchen   als   einer   privatrechtlichen  Person 


noblesse,  sans  pouvoir  jamais  j  attacher  aucun  privilfege";  Art.  41:  „Le  Roi-Grand-Duc 
confere  des  ordres  civils  et  militaires  en  observant  a  cet  ^gard  ce  que  la  loi  prescrit** 
(also  z.  B.  Art.  11:  „T1  n'j  a  dans  TEtat  aucane  distinction  d^ordres");  BrannschweigBche 
^eue  LandBchaftsordnung  §.  10:  „Der  Landesfürst  hat  allein  das  Becht,  Titel,  Bang, 
Wurden,  gesetzlich  zalässige  Privilegien,  Standeserhöhung  und  Ehrenzeichen  zu  verleihen. 
Titel,  Bang,  Würden,  Privilegien,  Standeserhohungen  und  Ehrenzeichen,  welche  Landes- 
ein wohnem  von  auswärtigen  Begirungen  verliehen  werden,  dürfen  nur  mit  Zustimmung 
des  LandesfÜTsten  angenommen  werden";  Oldenhurgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz 
Art.  9:  „Dem  Grossherzoge  steht  die  Belohnung  ausgezeichneter  Verdienste  zu".  Vergl. 
auch  als  die  ähnlichen  Bestimmungen  eines  repuhlikanischen  Verfassungsgesetzes  das 
Bremensche  Verfassungsgesetz  §.  17:.  „Titel,  Aemter,  Würden  und  Auszeichnungen,  die 
einem  Bremer  von  Seiten  eines  anderen  Staates  oder  einer  Behörde  desselhen  ertheilt 
sind,  werden  nicht  anerkannt,  es  sei  denn,  dass  die  Annahme  derselben  ausdrücklich  vom 
Senate  genehmigt  wäre.  Auch  in  diesem  Falle  werden  dadurch  keinerlei  Befreiungen, 
VoTÄÜge  oder  Ansprüche  vor  anderen  Staatsgenossen  begründet"  —  Selbst  das  Beichs- 
verfasBungsgesetz  von  1849  bestritt  dieses  aktive  Ehrenrecht  der  Seuveraine  nicht,  be- 
schränkte dasselbe  indess  durch  Aufhebung  aller  nicht  mit  einem  Amte  verbundenen  Titel 
land  durch  das  Verbot  der  Annahme  eines  Ordens  von  einem  auswärtigen  Staate.  Vergl. 
Keichsverfassungsgesetz  von  1849  §.  137. 

0  Das  Prinzip  als  solches  spricht  das  Prenssische  Allgemeine  Landrecht  Th.  11. 
Tit.  13.  §.  14  aus:  „Damit  das  Oberhaupt  des  Staates  die  ihm  obliegenden  Pflichten  er- 
füllen und  die  erforderlichen  Kosten  bestreiten  könne,  sind  ihm  gewisse  Einkünfte  und 
nutzbare  Bechte  beigelegt."    Vergl.  auch  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  22  Abs.  2: 

„ als  wesentliches  Bedürfhiss  zur  Erhaltung  der  Würde  der  Krone."    Es  ist  damit 

im  Wesentlichen  bezeichnet,  was  Tacitns  de  Germania  c.  15  beschreibt:  „Mos  est  civi- 
taülrns,  nitro  ac  viritim  conferre  principibus  vel  armentorum  vel  frugum,  quod,  pro  honore 
&eceptaro,  etiam  necessitatibus  subvenit."    Die  mos  ist  eben  in  jus  verwandelt. 
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eignenden  Rechtsbeziehangen  und  Verhältnisse  nur  unter  der  Herrschaft 
des  Privatrechts  stehen  und  für  den  Staat  und  sein  Becht  nur  indirect 
Interesse  haben.  Das  Vermögensrecht  des  Staates  aber  unterscheidet  8ich 
durch  das  Subject,  welches  dasselbe  besitzt,  von  dem  des  Monarahen,  sowie 
auch  der  rechtliche  Zweck  beider  Vermögensarten  ein  im  Grunde  ver- 
schiedener ist.*) 

2.   Die  materiellen  Bedurfnisse  des  Monarchen. 

§.  345. 
Die  materiellen  Bedürfnisse  des  Souverains,  für  deren  Befriedigung  der 
Staat  schon  um  seinetwillen  zu  sorgen  hat,  sind  im  Allgemeinen  diejenigen, 
welche  aus  der  Verpflichtung  des  Souverains  seiner  hohen  politischen  Be- 
deutung entsprechend  zu  leben  hervorgehen.  Im  Einzelnen  können  die 
Gegenstände  der  politischen  Bedürfnisse  des  Souverains  verschieden  sein, 
da  sowohl  die  politische  Bedeutung  des  Staates  als  auch  die  Natur  und 
die  Cultur  des  Landes  und  der  Bevölkerung  darauf  Einfluss  üben  müssen. 
Indem  im  Allgemeinen  die  ftlrstliche  Haus-  und  Hofhaltung  das  finanzielle 
Bedürfniss  des  Souverains  bestimmt ,  ist  ans  dem  öffentlichen  Rechte  des 
einzelnen  Staates  zu  constatiren ,  in  welchen  einzelnen  Richtungen  und  in 
welchem  bestimmteren  Umfange  dieses  Bedürfniss  anerkannt  wird,  ob  und 
in  welchem  Masse  z.  B.  die  Apanagen,  Dotationen  und  Witthümer  der 
Glieder  des  fürstlichen  Hauses  und  seiner  Nebenlinien,  die  Erbauung,  Ein- 
richtung und  Unterhaltung  von  Schlössern  und  Gärten,  die  Unterhaltung 
von  öffentlichen.  Anstalten  zur  Pflege  der  Kunst  (Theater),  die  Bestreitung 
der  Kosten   einer  Regentschaft  u.  dergl.   in   die  s.  g.  Bedarisunune  des 


*)  Das  gesamrote  Vermögensrecht  des  Sonverains  iit  zweierlei  Art:  das  privat- 
rechtliche  des  Souverains  als  einer  privatrechtlichen  Person  und  das  staatsrecht- 
liche desselben  als  des  persönlichen  Repräsentanten  der  Staatsgewalt.  Jenes  ist  ausser- 
halb der  Willenssphäre  des  Staates  and  nicht  durch  die  Macht  seines  Beehtes,  sondern 
auf  dem  Gehiete  und  in  den  Formen  des  Privatrechts  entstanden.  Das  staatsrechtiicbe 
Vermögen  dagegen  relevirt  aus  dem  V^illen  und  Vermögen  des  Staates  nnd  eignet  mir 
dem  Souverain  als  solchen,  als  dem  vornehmsten  Gliede  in  dem  Oi^nismus  des  Stute«. 
Beide  Arten  der  Vermögensrechte  des  Fürsten  unterscheiden  sich  auf  das  Bestimmteste 
und  Wesentlichste  sowohl  durch  das  Recht,  welches  die  eine  oder  die  andere  Vermög«»- 
masse  beherrscht  und  welches  entweder  das  Privatrecht  oder  das  Staatsrecht  ist,  ab 
auch  durch  das  Subject,  welchem  das  Vermögen  zusteht  und  als  welches  auf  dem  prifat- 
lichen  Gebiete  die  dem  Menschen  eignende  privatrechtliche  Persönlichkeit,  auf  dön  d« 
staatsrechtlichen  Vermögens  aber  nur  der  Souverain  als  das  staatsrechtliche  OberiiMpt 
des  Staates  erscheint,  und  endlich  nicht  minder  durch  den  Zweck,  welchem  die  eine  oder 
die  andere  Vermögensart  zu  dienen  hat  und  welcher  dort  aus  den  menscliHdien  Bedürf- 
nissen und  Genüssen  des  Monarchen,  hier  aber  aus  den  staatsrechtlichen  Ansprftclien  nnd 
Verpflichtungen  desselben  hervorgeht. 


—    331     — 

Souverains  hiQeinzarechnen  Bind.^)  Jedenfalls  aber  gelten  die  gesetzlich 
festgestellten  Bedürfnisse  des  Sonverains  als  politische  Angelegenheiten  des 
Staates  und  geschieht  auch  die  Verwendung  der  entsprechenden  Mittel  zu 
Staatszwecken.')  Gleichwohl  erfordert  die  Ordnung  des  Staatshaushaltes 
und  das  staatsrechtliche  System^  dass  die  politischen  Bedürfnisse  des  Son- 
verains auch  praktisch  unterschieden  werden  von  den  Ausgaben,  welche  die 
Verwaltung  des  Staates  erfordert.') 

§.  346. 
Die  zur  Sustentation  des  Souverains  (Dotation  der  Krone)  und  seines 
Hauses  erforderlichen  Mittel,  die  s.  g.  fürstliche  Bedarfsumme,  sind 
ebenso  wie  die  Gegenstände  der  Ausgaben  staatsrechtlich  bestimmte  nach 
Art  und  Umfang.  Diese  Bedarfsumme  der  fürstlichen  Haus-  und  Hofhal- 
tung oder  die  Civilliste')  ist  jenen  Bedürfnissen  entsprechend  ermittelt 
nnd  gesetzlich  festgestellt,  so  dass  der  Souverain  deren  Auskehrung  fordern 
kann,  aber  auch  nicht  über  deren  Betrag  hinaus  begehren  darf.*^)    Dadurch 


0  Baiersches  YerfasBungsgresetz ,  die  Festsetzung  einer  permanenten  Civilliste  be- 
treffend, vom  1.  Juli  1834  Art.  IVff.;  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  22;  Würtem- 
bergsches  §.  104—106;  (Hannoversches  Finanzgesetz  vom  24.  März  1857  §.  7); 
Badensches  Gesetz  vom  3.  März  1854  Art.  20;  Altenburgsches  Gesetz  vom  18.  März 
1854,  B.  3;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  170;  Oldenburgsches 
Kevidirtes  Staatsgrundgesetz  Beilage  I.  §.12;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfas- 
sungsgesetz §.  92  Abs.  2;  Waldeck  sehe  Verfassungsurkonde  Anlage  A  §.  5  und  6. 

*)  Deshalb  bestimmt  auch  das  Staatsrecht  und  zwar  in  der  Begel  das  Verfassungs- 
gesetz selbst  hierüber.    Vergl.  unten  §.  351  ff. 

')  Vergl.  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  161:  „Zur  Beförderung 
einer  geregelten  Finanzverwaltung  soll  der  fürstliche  Haushalt  von  dem  Staatshausbalte 
iretrennt  werden".  —  Von  besonderem  Interesse  und  besonders  lehrhaft  für  das  gesammte 
Staatsleben  ist  die  Geschichte  der  Civil-list  in  England,  welche  nach  den  verschiedensten 
Phasen  und  Versuchen  (am  4.  Februar  1831)  mit  der  völligen  Trennung  der  civil-list 
von  dem  civil-govemment  und  der  Beschränkung  der  Verpflichtung  jener,  die  Kosten  des 
Hofhalts,  der  Gnadenbezeigungen  und  der  Pensionen  zu  bestreiten,  endigte.  VergL 
von  Treitschke  im  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterbuche  s.  v,  Civilliste  S.  517. 
*)  Der  Ausdruck  „Civilliste",  dem  englischen  Staatsrechte  entlehnt,  wird  zur  Bezeich- 
nung der  Bedarfisumme  als  des  Inbegriffes  des  fürstlichen  Bedürfnisses,  aber  anch  zur 
Bezeichnung  der  zur  Befriedigung  desselben  staatsrechtlich  festgestellten  Mittel  gebraucht 
Hier  wird  er  in  der  letzteren  Bedeutung  verstanden. 

^  Die  Höhe  der  Bedarfisamme  bestimmt  sich  nach  dem  Masse  des  politischen  Be- 
dürfniMes  des  Souverains  und  seines  Hauses  und  dieses  wieder  nach  der  politischen  Bedeu- 
tung des  Staates.  Ohne  Einfluss  auf  die  Abmessung  der  Bedarfsumme  pflegen  aber  auch 
die  PriTat-Vermögensverhältnisse  des  Souverains  nicht  zu  sein.  Festgestellt  ist  die  Civü- 
Itste  z.  B.  1)  ^i  den  König  von  Preussen  durch  Verordnung  vom  17.  Januar  1820  zu 
2.573,098"/8  Thlr.,  welche  Summe  durch  Gesetz  vom  30,  April  1859  um  500,000  Thlr. 
nnd  1867  noch  um  1  Million  erhöht  wurde;  2)  für  den  König  von  Baiern  durch  Gesetz 
vom  1.  Juli  1884  zu  2,350,580  Gulden;  3)  f&r  den  König  von  Sachsen  laut  Verfassungs- 
urknode  §.  22  Abs.  3  zu  500,000  Thlr.;  4)  für  den  Grossherzog,  von  Baden  durch  Gesetz 
vom  14.  April  1858  Art  1  zu  752,409  Gulden;  5)  für  den  Herzog  zu  Sachsen-Alten« 
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mochte.  Auch  bestimmte  nicht  selten  dos  Lehnrecht  die  Bessiebmigen  des 
Kammergates  zu  den  Interessen  der  Unterthanen.  Fast  Überall  aber  hatte 
man  das  deatsch7rechtliche  Institut  des  Fideicommisses  benutzt,  um  das 
Eammergut  seiner  familiären  und  damit  -^  wohl  unbewusst  —  seiner 
politischen  Bestimmung  zu  erhalten.  Diese  Rechtsform  gestattete  die  Oon- 
solidation  des  Kammergntes  den  römisch-rechilichen  Gefahren,  der  Freiheit, 
darüber  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  zu  dispdniren,  gegenüber 
und  bewirkte  diejenige  Verbindung  desselben  mit  den  öffentlichen  Interessen 
des  landesherrlichen  Territoriums,  welche  um  des  zukünftigen  „Staates^ 
willen  unerlässlich  war.  Die  politische  Bedeutung  des  Kammergutes  suchte 
in  den  mit  dem  Begriffe  des  Fideicommisses  gegebenen  Grundsätzen  der 
Untheilbarkeit  und  der  Unveräusserlichkeit  desselben  einen  privatrechtlichen 
Ausdruck.  Durch  die  Verbindung  des  ausschliesslichen  Besitzes  des  Fidei- 
cpmmissgutes  mit  dem  persönlichen  Besitze  der  Landeshoheit  und  durch 
den  Ausschluss  der  willkürlichen  Verfügung  über  die  Substanz  und  die 
Verwendung  des  Kammergutes  war  dem  praktischen  Bedürfnisse  der  Teni- 
torien  genügend  entsprochen,  wenn  es  auch  noch  nicht  an  der  Zeit  war^ 
das  politische  Wesen  des  Kamftiergutes  zu  würdigen  und  jene  privatrecht- 
lich formulirten  Grundsätze  nqr  als  die  staatsrechtlichen  Gonseqnenzen 
dieses  zu  erkennen. 

§.  349. 
Je  bestimmter  sich  der  Staatsbegriff  an  den  deutschen  Territorien  ver- 
wirklichte, desto  klarer  trat  der  öffentliche  Charakter  des  Kamniergutes 
und  das  Bedürfniss,  ihn  praktisch  anzuerkennen,  hervor.  Es  war  nun  nicht 
mehr  allein  der  Landesherr  oder  die  Landeshoheit,  sondern  auch  der  Staat, 
um. dessen  willen  die  Erträgnisse  des  Kammergutes  verwandt  wurden,  und 
das  Recht  des  Staates  umrankte  dieses  Gut  von  allen  Seiten.  Die  Bedürf- 
nisse des  fürstlichen  Hauses  und  der  Hofhaltung  des  Regenten  erhielteu 
einen  so  bestimmt  politischen  Charakter  wie  die  Staatsverwaltung  und  die 
Ansprüche  der  Unterthanen  an  diese  seihst.  War  der  Fürst  das  vor- 
nehmste Glied  im  Organismus  des  Staates,  so  war  auch  die  Erhaltung 
dieses  Gliedes  in  der  ihm  eignenden  Würde  durchaus  ein  politisches  Inter- 
esse,  ein  noth wendiges  Erfordemiss  des  Staates.  Die  Staatsverwaltung 
aber  emancipirte  sich  aus  der  mittelalterlichen  Anschauung  einer  persön- 
lichen Angelegenheit  des  Fürsten  und  ward  zu  einer  Sache  objectiverer 
Bedeutung,  eben  zu  dem  eigentlichsten  Acte  des  Staatslebens,  So  trat  das 
Kammergut  in  allen  Hinsichten  unter  die  Herrschaft  politischer  An- 
schauungen und  Interessen,  und  es  fand  das  öffentliche  Interesse  sich  in 
manchem  Staate  im  Widerspruch  mit  den  Rechtszuständen  am  ftlrstlichen 
Kammergut,  welche  aus  den  Zeiten  der  Beherrscjiung  des  öffentlichen 
Lebens  durch  das  Privatrecht  überkommen  waren. 
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§•  860, 
Das  lel)endiger  erwachte  Staatfibewusstsein  und  die  ErkenntnisB  der 
Notbwendigkeit  eines  prinzipmässig  geordneten  Systemes  des  Staatshaus- 
haltes; das  die  schärfe  Sonderang  des  Hanshaltes  des  Souverains  von  dem 
des  Staates  voraussetzte,  drängten  zu  der  Umwandlung  des  Eämmergntes 
in  wirkliches  Staatsgut  und  wenn  nicht  schon  früher,  wie  in  den  König- 
reichen Preussen  und  Baiern,  so  war  doch  die  politische  Gesetzgebung  des 
Jahres  1848  fast  allgemein  auf  die  Gewinnung  des  Eämmergntes  für  den 
Staat  gerichtet.  Die  s.  g.  Domainenfrage  ward  in  vielen  deutschen  Staaten 
der  Brennpunkt  des  Verfassungskampfes,  und  die  praktische  Wichtigkeit 
der  Eotscheidnng  weckte  den  Eifer  der  Gesetzgebung  und  das.  Interesse 
der  politischen  Wissenschaft  in  gleichem  Masse.  Die  Richtung  der  politi- 
schen Bewegung  im  Jahre  1848  war  der  Umwandlung  des  Kammergutes 
in  Staatsgut  gtinstig,*)  die  nachfolgende  Gegenströmung  hat  aber  fast 
überall  diese  Vorgänge  rückgängig  gemacht  und  das  frühere  Rechts- 
Terhältniss  an  den  fürstlichen  Domainen  wiederhergestellt.  Vor  Allem  war 
in  den  kleineren  deutschen  Staaten  der  Conflict  der  gesetzgebenden  Factoren 
besonders  lebhaft  und  hat  die  Wissenschaft  theils  in  der  Form  von  Rechts- 
gutachten theils  in  selbständigeren  Abhandlungen  au  der  Lösung  der  Rechts- 
frage, wem  das  £igenthum  am  Kammergnt  gebühre,  Antheil  genommen.*) 


^  So  namentlich  in  den  Sächsischen  Herzogthümern,  vergl.  Weinvarsches  Gesetz 
Yom  6.  April  1848;  Meiningsches  Gesetz  vom  23.  Mai  1849;  Altenburgsches  Gesetz 
Tom  17.  Jnli  1849;  Gothaisches  Staatsgrundgesetz  von  1849  Beilage  in. 

*)  VergL  ansser  den  in  dem  hannoverschen  Verfassnngskampfe  von  1838  veranlassten 
«Gutachten  der  Juristenfacnltäten*  herausgegeben  von  D  ah I  mann,  namentlich  die  den 
Streit  um  die  Domainen  in  den  sächsischen  Fürstenthümem  betreffenden  Schriften: 
Wahlkampf  über  die  Domainenfrage  im  Herzogthun  S.-lieiningen ,  Darmstadt  1847; 
Darlegung  der  Ansichten  des  Staatsministerinms  über  den  von  den  h.  Agnaten  erhobenen 
Protest  (gegen  Vereinigung  der  Domainen  mit  dem  Staatsgut),  Gotha  1850;  Rechtsgut- 
acbten  über  die  Verbindlichkeit  des  S.-Altenburgschen  Civillisten Vertrags  (von  Per- 
Bi'ce),  Halle  1853;  die  Domainenfrage  im  Herzogthum  Altenburg,  Frankfurt  1853; 
Grasdorf,  zur  Territorialfrage  des  Herzogthums  Altenburg,  Leipzig  1854;  Vollert, 
die  Domainenfrage  im  Grossherzogthum  S.- Weimar-Eisenach,  Weimar  1854;  Der- 
selbe, die  Entstehung  und  rechtliche  Natur  des  Eammervermögens  überhaupt  und  ins- 
besondere in  den  S.-Ernestinischen  Landen,  Jena  1857;  Böttiger,  über  Kammer- 
guter  und  Domainen  in  den  Sächsischen  Landen,  Leipzig  1856,  Luther,  über  die 
rechtliche  Natur  der  Domainen  im  Herzogthum  S. -Meiningen  und  den  übrigen  säch- 
sischen und  deutschen  Staaten,  Meiningen  1857;  H.  A.  Zachariä,  das  rechtliche  Ver- 
haltniss  des  fürstlichen  Eämmergntes,  insbesondere  im  Herzogthum  S. -Meiningen, 
Göttingen  1861;  Zöpfl,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  Jahrgang  1861  No.  29; 
Heinze,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft,  Jahrgang  1865 
S.  202  ff.;  Bejrscher,  die  Hechte  des  Staates  an  den  Domainen  und  Eammergütem  nach 
den  deittschen  Staats-  und  Landgesetzen ,  insbesondere  der  sächsischen  Lande,  Leipzig 
1^63;  H.  A.  Zachariä,  das  Eigenthumsrecht  am  deutschen  Eammcrgat.  Gegen 
A.  L.  Beyscher,  Göttingen  1864;  Zöpfl,  in  den  Heidelberger  Jahrbüchern,  Jahrgang 
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Das  Resultat  war  fast  Überall  dem  Fttrsten  und  seinem  Hause  günstig. 
Es^  ist  aber  für  jeden  einzelnen  Staat  zu  constatiren,  ob  das  ehemalige 
ftlrstliehe  Kammergut  Staatsgut  geworden  und  noch  ist,  oder  ob  dasselbe 
Familieneigenthnm  des  ftarstlichen  Hauses  geblieben  oder  doch  wieder  ge- 
worden, sei  es  mit  besonderen  staatsrechtlichen  Modificationen  oder  nur 
im  privatrechtlichen  Sinne.  0 


1864  No.  16  ff.;  Key  scher,  über  das  Eigenthum  an  den  Domainen  des  Herzogthams 
S. 'Heiningen,  Leipzig  1865. 

*)  Das  positive  Bechtsyerhältniss  des  fürstlichen  Kammergates  kann  nnr  aas  dem 
positiven  Bechte  bestimmt  werden,  and  zwar  nur  ans  dem  Rechte  des  einzehien  Staates, 
da  eine  gemeingültige  Kegel  dasselbe  nicht  bestimmt.  Es  ist  wissenschaftlich  irrig  and 
praktisch  annütz,  die  s.  g.  Domainenfrage  mit  einem  allgemeinen  Prinzipe  beantworten 
za  wollen.  Nicht  richtig  ist,  dass  die  Umwandlung  der  ehemaligen  Territorien  des 
deutschen  Reiches  in  soaveraine  Staaten  und  der  reichsunmittelbaren  Landeshoheit  in  die 
politische  Souverainetat  auch  das  Eigenthumsrecht  an  dem  fürstlichen  Kammergate  ver- 
wandelt habe,  so  dass  hinfort  nicht  das  fürstliche  Haas  sondern  der  Staat  als  Eigen- 
thümer  sich  ansehen  müsse.  Denn  die  Eigenthamsfrage  ist  aus  den  Regeln  des  Privat- 
rechts zu  entscheiden  and  modificiren  sich  diese  nicht  ohne  Weiteres  nach  den  Wandlun- 
gen politischer  Zustande  und  Interessen,  flbenso  ist  es  auch  nicht  wahr,  dass  das  Eigen- 
thum am  fürstlichen  Kammergute  von  jeher  dem  Staate  zugestanden  habe.  Denn 
abgesehen  von  der  Thatsache ,  dass  das  gesammte  öffentliche  Recht  bis  in  das  18.  Jahr- 
hundert hinein  durchaus  nur  unter  der  Vormundschaft  des  Privatrechts  gestanden,  so 
hat  auch  so  lange  das  deutsche  Reich  bestand,  dasjenige  Subject,  welches  Staat  heissU 
gefehlt.  Andererseits  ist  aber  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  die  vollendete  Ausbildung 
des  organischen  Staatswesens  auch  das  vornehmste  Glied  im  Staate,  den  persönlichen 
Souverain,  so  bestimmt  staatsrechtlich  qualificirt,  dass  es  nur  consequent  erscheint,  wenn 
auch  die  vermögensrechtliche  Stellang  desselben  als  des  Souverains  nur  eine  staatsrecht- 
liche ist  und  durch  das  Gesetz  in  eine  solche  verwandelt  wird.  Aber  es  hat  auch  nur 
das  positive  Recht  (das  Gesetz)  das  Rechtsverhältniss  des  concreten  fürstlichen  Kammer- 
gutes  zu  bestimmen.  —  In  welchen  deutschen  Staaten  das  fürstliche  Kammergut  bezv. 
ein  Theil  desselben  in  Staatseigenthum  verwandelt  und  solches  geblieben,  war  eben 
S.  239  Note  1  zu  erwähnen.  Ein  vom  Staatsgut  gesondertes  fürstliches  Kammergat 
existirt  noch:  1)  im  Königreich  Sachsen,  vergl.  Verfassungsgesetz  §.  20,  2|  im  König- 
reich Würtemberg,  unter  dem  Namen  „Hof-Domainen-Kammergut",  vergL  Verfasaungs- 
urkunde  §.  102  und  108;  3)  im  Grossherzogthum  Baden,  vergL  Verfassongsarkuniie 
§.  59;  4)  im  Grossherzogthum  Hessen,  wo  zwei  Drittheile  der  Domainen  Familieneigen- 
thum  des  grossherzoglichen  Hauses  geblieben,  das  letzte  DriUheil  aber  in  Staatsgut  ver- 
wandelt worden,  vergl  Verfassungsgesetz  §.7;  5)  im  Grossherzogthum  Weimar,  vergL 
Getsetz  vom  4.  Mai  1854;  6)  im  Herzogthum  Meiningen,  vergL  Gesetz  vom  3.  Juni  1854; 

7)  im  Herzogthum  Altenburg,  vergL  Grundgesetz  §.  3  und  Gesetz  vom  18,  März  1854; 

8)  im  Herzogthum  Coburg,  vergL  Gesetz  vom  29.  Dezember  1846  Art.  1;  9j  im  Herzog- 
thum Gotha,  wo  seit  dem  Gesetze  vom  1.  März  1855  das  Kanmiergut  in  zwei  Tbeüe 
zertheilt  und  der  eine  unter  Bezeichnung  „Domainengat**  als  Eigenthum  des  herxoglich 
Sachsen-Gothaschen  Gesammthauses  anerkannt  war  (vergl  oben  S.  239  Note  1);  10)  im 
Herzogthum  Braunschweig,  vergL  Edict  vom  1.  Mai  1794  und  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  164;  11)  im  Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen,  vergL  Lande»- 
grundgesetz  von  1857  §.19;  12)  im  Fürstenthum  Schwarzburg-Rudolstadt,  vergL 
Grundgesetz  von  1854  §,  9;  13)  in  den  beiden  Reussischen  und  in  den  beiden  Lippe- 
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B.    Die  Systeme  der  Gegenwart, 

§.  351. 
Die  Beschaffung  der  zur  Deckung  des  fllrstlichen  Bedürfnisses  erforder- 
lichen Mittel  geschieht  in  den  deutschen  Staaten  nach  verschiedenem  System, 
sowohl  was  die  Gewinnung  der  Mittel  als  was  die  Art  ihrer  Wahl  betrifft. 
Das  fürstliche  Kammergut  liegt  der  Ausstattung  der  Krone  in  den  deutschen 
Staaten  zum  Grunde,  indess  in  sehr  verschiedener  Weise,  je  nachdem  das- 
selbe im  Eigenthum  des  fürstlichen  Hauses  geblieben  oder  in  das  Eigen- 
thum  des  Staates  übergegangen  ist.  Hier  ist  die  für  die  Sustentation  des 
Souverains  aus  dem  Staatsschatze  gewährte  Summe  das  Aequivalent  für 
die  einst  zu  Gunsten  des  Staates  oder  auch  aus  anderen  Absichten  dauernd 
aufgegebenen  Ansprüche  an  dem  fürstlichen  Kammergute,  während  da,  wo 
dieses  noch  in  den  einstigen  Rechtsverhältnissen  geblieben,  die  unmittelbare 
Abführung  der  fürstlichen  Bedarfsumme  möglich  blieb  oder  doch,  falls  die 
Nutzung  (nicht  das  Eigenthum)  des  Kammerguts  dem  Staate  überlassen 
sein  sollte,  die  Civilliste  nur  so  lange,  als  dieses  Nutzuugsverhältniss  be- 
steht, als  Aequivalent  für  die  Selbstnutzung  des  Kammerguts  durch  den 
Souverain  erscheint.*.)  Im  Allgemeinen  unterscheiden  sich  demnach  als 
die  beiden  Quellen  der  Sustentation  des  Souverains  das  fürstliche 
Kammergut  und  der  Staatsschatz.  Hinsichtlich  der  Art  der  Gewäh- 
rung der  Bedarfmitlei  unterscheidet  sich  dann  aber  weiter  die  Zahlung 
einer  bestimmten  haaren  Geldsumme  (Civilliste)  im  engeren  Sinne  und 
die  Ausweisung  eines  bestimmten  Gomplexes  vom  fürstlichen  Kammergut 
oder  vom  Staatsgut  zur  eigenen  Verwaltung  und  Nutzung  durch  den  Sou- 
verain (Krongut). 


sehen  Fürstenthümern,  in  denen  wenigstens  die  Verfassongsgesetze  über  das  Domanial- 
vermögen  Nichts  enthalten  und  also  wohl  das  Eigenthum  am  fürstlichen  Kammergute 
den  betreflfenden  fürstlichen  Häusern  verblieben  istj  14)  im  Fürstenthum  Waldeck,  vergL 
Verfassungsurkunde  von  1852''§.  2;  und  letzlich  15)  im  Fürstenthum  Liechtenstein, 
vergl.  Verfassungsgesetz  von  1862  §.  30  und  den  fürstlichen  Erlass  vom  26.  Septhr.  1862. 
0  Vergl.  z.  B.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  22  Ahs.  2:  „Diese  Summe  (Civil- 
liste) ist  als  Aequivalent  für  die  den  Staatskassen  auf  die  jedesmalige  Dauer  der 
Begirungszeit  des  Königs   üherwiesenen  Nutzungen  des.  Königlichen  Domainenguts 

zu  betrachten. Diese  Nutzungen  soUen  auch  den  Staatskassen  so  lange  überwiesen 

bleiben,  als  eine  Civilliste  ||ßwilligt  wird,  welche  der  jetzt  mit  500,000  Thalem  verab- 
schiedeten an  Höhe  wenigstens  gleich  kommt;"  Altenburgsches  Gesetz  vom  18.  März 
1854,  B.,  2:  ^Hauptsächlich  als  Aequivalent  für  die  dem  Staatsfiscus  überwiesenen  Nutzun- 
gen und  sonstige  Erträgnisse  des  Domanialvermögcns  bezieht  der  regirende  Herzog  aus 
der  Finanzhauptkasse  jährlich  eine  Civilliste  (resp.  Domanialreute)." 


Orotefend.  Staatsrecht. 
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a.   System  des  fürstliehen  Kammerguts. 

aa.    Bestand  des  Kammerguts. 

§.  352. 
Die  materiellen  Bestandtheile  des  itirstliehen  Eammergates  sind  sehr 
verschiedenartig.  Die  physische  Beschaffenheit  derselben,  ob  sie  in  wirth- 
schaftlibh  nutzbaren  Gütern,  in  Fabrikanlagen,  Waldungen,  Bergwerken, 
Schlössern,  Bibliotheken,  nutzbaren  Rechten  oder  todten  Schätzen  bestehen, 
relevirt  staatsrechtlich  nicht.  Es  hat  das  Privatrecht  zu  entscheiden,  welche 
Vermögensrechte  zu  dem  Kammergute  dieses  fürstlichen  Hauses  gehören, 
und  kann  dieses  hinsichtlich  aller  Vermögenswerthe  der  Fall  sein.  ^  Ebenso 
ist  es 'nur  von  wirthschaftlichem  Interesse,  zwischen  den  productiven  nnd 
den  nicht  productiven  Bestandtheilen  des  Kammergutes  sowie  zwischen  den 
materiellen  Vermögenssubstanzen  und  den  nur  einen  Vermögenswerth  re- 
praesentirenden  Rechten  und  Gerechtsamen  zu  unterscheiden.  Es  treten  in 
diesen  privatrechtlichen  und  wirthschaftlichen  Hinsichten  aber  dieselben 
Unterschiede  hervor,  welche  sich  an  den  Bestandtheilen  des  Staatsguts 
sichtbar  zeigen.  Eine  staatsrechtliche  Eigenschaft  zeigt  sich  an  der  Sub- 
stanz des  Kammergutes  nur  in  dem  Accrescenzprinzipe,  kraft  dessen  nicht 
nur  die  Erträgnisse  des  Kammergutes  selbst  diesem  zuwachsen,  so  dass 
die  nicht  verwandten  dem  Bestände  desselben  (als  Cajpital)  zufallen,  son- 
dern etwa  auch  andere  Erwerbungen  des  Souverains  ohne  Weiteres  zu  dem 
Kammergute  hinzukommen.  In  welchem  Umfange  und  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen dieses  zu  geschehen,  hat  das  positive  Staatsrecht  aufzuweisen.^ 


*)  Vergl.  die  Aufzählungen  im  Sächsischen  Verfassungsgesetze  §.  20  Ahs.  1  (sehr 
speziell);  Würtembergsches  §.  102:  „Sämmtlichc  zu  dem  vormaligen  herzoglich 
würtemhergischen  Familien -Fideicommisse  gehörigen,  sowie  die  von  dem  Könige  neu  er- 
worbenen Grundstücke,  Gefalle  und  nutzbaren  Rechte,  bilden,  mit  Ausschluss  des  sogenann- 
ten Hof domainen  -  Kammergutes  (vergl..  unten  §.  362),  das  königliche  Kammergut;" 
Gothaisches  Gesetz  vom  1.  März  1855  §.2  und  Beilage  I,  A.;  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  162  und  168  und  das  Meiningensche  Gesetz  vom  3.  Jnni 
1854  Art.  1  Abs,  4,  wo  für  den  Fall,  dass  eine  Differenz  zwischen  dem  Herzoge  und  dem 
Lande  hinsichtlich  des  Eigenthumsrechtes  an  einem  bestimmten  YermÖgensobjecte  nicht 
im  Wege  gütlicher  Einigung  geschlichtet  werden  könnte,  eine  schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung durch  einen  obersten  Gerichtshof  vorgesehen  ist. 

')  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.20:  „Dem^ben  (dem  königlichen  Fidei- 
commiss)  wächst  b)  alles  dasjenige  zu,  was  der  König  während  seiner  Keginmg  ans 
irgend  einem  Privatrechtstitel  oder  durch  Ersparnisse  an  der  Civilliste  erworben,  und 
worüber  derselbe  unter  den  Lebenden  nicht  disponirt,  imgleichen  dasjenige  Vermögen, 
welches  der  König  vor  seiner  Gelangung  zum  Throne  besessen,  sowie  das,  was  er  mit 
diesem  Vermögen  nachher  erworben  hat,  insofern  von  ihm  über  dieses  Vermögen  weder 
unter  den  Lebenden,  noch  auf  den  Todesfall  verfugt  worden  ist." 
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bb.    Das  Recht  am  Kammergut. 
a.  Charakter  des  Rechts. 

§.  353. 
Wie  das  Eigenthum  ein  privatreehtlicher  Begri£f  ist,  so  kann  auch  nur 
das  Privatrecht  über  das  Eigenthum  am  Kammergute  entscheiden.  Es  ist 
Sache  der  bis  in  die  Entstehung  des  fürstlichen  Kammergutes  zurttck- 
gehenden  geschichtlichen  Prüfung,  fUr  jeden  einzelnen  Bestandtheil  des 
Eammerguts  den  Rechtstitel  seines  Besitzes  zu  prüfen,  dieser  selbst  aber 
kann  nur  aus  den  Regeln  des  Privatrechts  entnommen  werden.  Ein 
Anderes  ist  aber  die  Klarstellung  der  staatsrechtlichen  Beziehungen  des 
Kammergutes.  Diese  hat  nur  das  öffentliche  Recht,  eben  das  Staatsrecht 
dieses  Staates  aufzuweisen  und  es  würde  ein  wissenschaftlicher  Fehler 
sein,  wollten  auch  diese  Rechtsverhältnisse  dem  Privatrechte  entnommen 
werden.  Nun  aber  ist  ^  es  Thatsache,  dass  die  politische  Natur  des  Kammer- 
gates auch  dessen  privatrechtliche  Beziehungen  so  entschieden  und  tief- 
gehend beeinflusst,  dass  auch  die  privatrechtliche  Frage  über  das  Eigen- 
thum am  Kammergute  nicht  ausserhalb  des  staatsrechtlichen  Gesichts- 
punktes beantwortet  werden  kann,  oder  vielmehr,  dass  erst  durch  die 
gleichzeitige  Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Bedeutung  des  Kammer- 
gutes  dessen  privatrechtlichen  Beziehungen  in  ihrem  rechten  Lichte  er- 
scheinen können.  Alles  Recht  am  Kammergut  besteht  an  diesem  als  einem 
auch  politisch  charakterisirten  Vermögenscomplexe,  und  es  ist  das  Staats- 
recht, welches  sowohl  auf  die  Bestimmung  der  Person,  welcher  das  Eigen- 
thum zusteht,  als  auf  die  Bestimmung  des  jeweiligen  Besitzes  desselben 
und  auch  auf  das  Recht,  welches  an  dem  Kammergute  besteht,  entschie- 
denen Einfluss  übt.*) 

ß.  Sabject 

§.  354. 

Hinsichtlich  des  Eigenthums  am  fürstlichen  Kammergute  sind   in  den 

deutschen  Staaten,  welche  überhaupt  noch  ein  solches  von  dem  „Staatsgut" 

unterscheiden,    verschiedene  Grundsätze*  anerkannt.     Es    findet    sich   das 

Eigenthum  am  Kammergute  überall  dem  fürstlichen   Hause,  welches  die 


*)  Am  Deutlichsten  tritt  die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  fürstlichen  Eammergutes 
gerade  da  hervor,  wo  dessen  privatrechtliche  Natur  am  Ausdrücklichsten  anerkannt  ist. 
So  bezeugt  das  Gothaische  Gesetz  vom  1.  März  1855,  Anfüge  A.  §.5:  »Das  Domainen- 
gttt  und  die  einzehien  Bestandtheile  desselben  (vergl.  den  folgenden  §.)  unterliegen  hinfort 
denselben  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie  das  übrige  im  Privateigenthum  befindliche 
Grundvermögen  im  Herzogthum  Gotha."  Gleichwohl  enthielt  die  Anfüge  B.  jenes  Gesetzes 
verschiedene  durchaus  staatsrechtliche  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  und  Nutzung 
des  Domainengutes. 
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Souverainetät  des  Staates  in  sich  repraeseutirt,  zugesprochen,  allem  es  ist 
dieses  Subject  nicht  so  überall  gleich  qualificirt  und  bleibt  es  einer  weiteren 
Untersuchung  vorbehalten,  in  welchem  Sinne  das  fürstliche  Haus  jenes 
Eigenthumsrecht  besitzt.  In  einigen  deutschen  Staaten  ist  es  nur  das 
fürstliche  Haus  in  seiner  politischen  Bedeutung,  welches  das 
Eigenthnm  am  Kammergute  sich  vindicirt.  Nur  weil  und  insofern  dasselbe 
zur  Thronfolge  berufen,  also  nur  als  dieses  politische  Wesen  ist  dasselbe 
der  subjective  Träger  jenes  Eigenthumsrechtes.  Verliert  das  fürstliche  Haus 
das  staatsrechtlich  zu  behandelnde  Anrecht  auf  die  Thronfolge  und  also 
jenen  seinen  politischen  Charakter,  so  geht  trotz  des  etwaigen  Fortbestehens 
dieser  fürstlichen  Familie  dieses  Subject,  welchem  das  Eigenthum  am 
Kammergut  zustehen  würde,  unter  und  es  erhebt  sich  als  solches  diejenige 
Persönlichkeit,  welche  nunmöhr  jene  politische  Qualifioation  erfüllt.  Denn 
das  Kammergut  ist  hier  eine  Pertinenz  der  Krone  und  ist  mit  dieser  vom 
Staate  unzertrennbar.  Anders  Verhaltes  sich  dagegen,  wo  die  fürstliche 
Familie  als  solche,  also  nur  als  der  genetische  Verband  das  Eigenthum 
am  Kammergute  besitzt.  Hier  theilt  dasselbe  nur  das  rechtliche  Schicksal 
dieser  Familie  und  verbleibt  derselben  als  deren  privatrechtliches  Besitz- 
thum,  auch  wenn  sie  das  politische  Recht  der  Thronfolge  verloren  haben 
sollte.  Wo  das  Gesetz  die  Einkünfte  des  fürstlichen  Kammergutes  nur  der 
Erfüllung  von  Staatszwecken  —  woßin  aber  auch  die  Sustentation  des 
Souverains  gehört  —  zuweist,  wird  das  Eigenthum  am  Kammeigute  jenem 
ersteren  Subjecte  gehören/) 


M  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.20  Abs.  2:   „Dasselbe  (das  königliche  Fidei- 

commiss)  ist  Eigenthum  des  königlichen  Hauses,  dessen  Besitz  geht  aber auf  den 

jedesmaligen  rechtmässigen  Regenten  des  Königreichs  Sachsen  über.  Dasselbe  ist  von 
dem  Lande  unzertrennbar  und  unyeräusserlich."  VergL  Würtembergsches 
Verfassungsgesetz  §.  108:  „Das  —  Hofdomainen- Kammergut  ist  ein  Privateigenthum  der 
königlichen  Familie;"  Badensches  §.59:  „Ohngeachtet  die-Domainen  nach  allgemein 
anerkannten  (?)  Grundsätzen  des  Staats-  und  Fürstenrechts  unstreitiges  ^atrimonial^t 
des  Regenten  und  seiner  Familie  sind,  nnd  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft,  vennögt 
obhabender  Pflichten,  als  Haupt  der  Familie,  hiermit  ausdnicklich  bestätigen,  so  wollen 

Wir  dennoch  den  Ertrag  derselben  ausser  der  darauf  radicirten  Civilliste  etc. der 

Bestreitung  der  Staatslasten  ferner  belassen";  Grossherzoglich  Hessisches  §.7:  «Die 
übrigen  zwei  Drittheile  (der  Domainen)  bilden  das  —  Familieneigenthum  des  grossheraog- 

liehen  Hauses.     Die   Einkünfte   dieses  Familienguts sollen  jedoch  —  —  m  den 

Staatsausgaben  Ycrwendet  werden;"  Meiningensches  Gesetz  vom  3.  Juni  ISö^*,  welches 
Art:  1  das  Eigenthum  dem  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthause  zuspricht  und 
Art.  10  alle  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  Erträgnisse  des  Kammergotes  xo 
Staatszwecken,  über  das  Erforderniss  des  landständischen  Consenses  zu  Veräu8sening«i, 
über  die  Verwaltung  desselben  durch  Staatsbehörden,  nur  für  die  Dauer  der  Regim&g 
des  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthauses  in  Kraft  lässt.  Das  Altenburgscfae 
Grundgesetz  bestimmte  in  §.3,  dasa  der  Bestand  der  Domainen  „ungeschmälert  ii  d« 
Staat  serbfolge  der  Herzoglichen  Speciallinie  Sachsen-Altenburg  forterbe",  und  betonie 
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y.  Besitz  des  Eammerguts. 

§.  355. 
Der  thatsächliche  Besitz  des  Kammerguts  bestimmt  sich  lediglich  nach 
der  Ordnung  der  Thronfolge  und  steht  dem  Monarchen  als  solchen  d.  h. 


ausdrücklich,  dass  „unter  keinem  Verwände  ein  Tbeil,  wenn  er  auch  noch  so  gering 
wäre,  während  der  Dauer  des  jetzigen  Specialhauses,  zu  Gunsten  eines  Allodialerhen  gegen 
den  Regirungsnachfolger  in  Anspruch  genommen  werden  könne."  Das  Gesetz  wegen 
anderweiter  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  am  Domanial- Vermögen  vom  18.  März  1854, 
welches  das  Rechtsverhältniss  an  dem  Domänium  (Eigenthum,.  Verwaltung  und  Nutzung) 
in  dem  Sinne  geordnet  hatte,  dass  das  Domänium  „für  Rechnung  des  Staatsfiscus  und 
zwar  nach  den  Vorschriften,  welche  für  die  Verwaltung  deß  Staatsvermögens  nach  dem 
Grundgesetz bestehen  werden"  verwaltet  werde,  resei^irte  für  den  Fall  des  Nicht- 
bestehens des  Herzoglichen  Specialhauses  den  Wiedereintritt  der  grundgesetzlichen  Be- 
etimmungen. Da  nun  das  Grundgesetz  im  §.  18  Abs.  2  den  Ertrag  des  Kammergutes  der 
landesherrlichen  Easse  zuweist  und  dem  Herzoge  dafür  eine  Civilliste  stipulirt,  so 
würde  anzunehmen  sein,  dass  beim  Rücktritt  des  Herzoglichen  Hauses  von  der  Regirung 
die  Zahlung  der  CiviUiste  cessirt,  dagegen  die  Domainen  dem  Staate  als  dem  Inhaber- 
der  ^landesherrlichen"  Easse  verbleiben.  Dafür  scheint  auch  zu  sprechen,  dass  die  Nicht- 
ansdehnung  dieses  Vorbehaltes  auf  das  Josephinische  oder  Oldislebener  Fideicommiss  oder 
auf  den  s.  g.  Prinzessinnenfonds  ausdrücklich  erwähnt  ist.  Es  würde  dieses  nicht  nöthig 
gewesen  sein,  wenn  die  Domainen  auch  nach  dem  Rücktritt  des  Herzoglichen  Hauses  von 
der  Regirung  als  Fideicominiss  desselben  betrachtet  werden  sollten.  Sehr  bestimmt  ist 
das  Coburgsche  Gesetz  vom  29.  Decembor  1840  Art.  1;  „Die  Domainen  bilden  auch 
ferner  das  mit  der  Fideicommisseigenschaft  belegte,  unveräusserliche  Familieneigenthum 
des  Herzoglichen  Hauses,"  und  Art.  8:  „Die  Verwaltung  des  Domainenguts  erfolgt  durch 

die  vom  Herzoge  hiermit  beauftragten  Behörden ohne  all  und  jede  Einmischung 

der  Stände."  Den  Ständen  werden  zur  Eenntnissnahme  die  Domainen-Eassenetats  mit- 
gctheilt  und  können  dieselben ,  falls  der  mit  Gesetzeskraft  versehene  Grundetat  (Art.  3 
des  Gesetzes)  nicht  eingehalten  sein  soUte,  Erinnerungen  und  Anträge  desfalls  stellen; 
fuhren  indess  die  Ausgleichsverhandlungen  zu  einer  Vereinbarung  nicht,  „so  entscheidet 
innerhalb  der  Grenzen  des  Grundetats  der  Herzog  (Art.  8  Abs.  3).  Hinsichtlich  des 
Kammer-  und  Domainenvermögens  im  Herzogthum  Gotha  ist  durch  das  Gesetz  vom 
1.  März  1855  Anfüge  A.  §.  1  unter  Aufhebung  der  in  der  Beilage  III  des  Staatagrund- 
gesetzes  vom  25.  März  1849  ausgesprochenen  Verwandlung  des  Kammergutes  in  Staatsgut 
der  eine  Theil  des  Kammergutes  unter  der  Bezeichnung  „Domainengut"  als  Eigenthum 
des  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthau^^s  unwiderruflich  anerkannt. 
Vergl.  auch  daselbst  §.  4,  wo  die  wechselseitigen  Cessionen  der  dinglichen  Rechte, 
bczw.  Verzichte  auf  dieselben  zwischen  dem  Herzoglichen  Hause  und  dem  H^rzogthume 
vollzogen  sind.  Sehr  bestimmt  ist  auch  in  der  Anfüge  B.  zu  jenem  Gesetze  vom  1.  März 
1855  das  rechtliche  Schicksal  des  Domainengatea  im  Falle  des  Rücktritts  des  Herzoglich 
Sachsen-Gothaischen  Gesammthauses  von  der  Regirung  vorgesehen.  Dann  sollen  nach 
§.  8  jener  Anfüge  alle  staatsrechtlichen  Beziehungen  des  Domainengutes  cessiren  und 
insbesondere  die  Abgewährung  irgend  eines  Theiles  des  Domainenertrags  zur  Bestreitung 
von  Staatfilasten  aufhören  und  von  da  an  das  gesammte  Domainengut  von  dem  Herzog- 
b'chen  Hause,  dem  diesen  daran  zustehenden  Eigenthum  gemäss,  zu  verwalten  und  zu 
nutzniessen  sein.  Die  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  bestätigt  im  §.  1G4 
„<lie  bisherigen  Rechtsverhältnisse  des  Kammergiits  und  namentlich   die  Bestimmungen 
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als  der  politischen  Person  und  als  diesem  bestimmten  Gliede  im  Organis- 
mys  des  Staates  zu.    Dasselbe  unterscheidet  sich  danach  von  demjenigen' 


des  Edicts  Tom  1.  Mai  1794."  Wenn  nun  in  diesem  Edicte  die  rechtliche  Verpflichtung 
des  Kammergutes  zu  den  Landesbedürfhissen  beizutragen  grundsätzlich  anerkannt  nnd 
nur  die'  Conservirung  desselben  durch  genauere  Feststellung  des  Prinzipes  der  Unver- 
äusserlichkeit  bezweckt,  so  ist  wohl  zu  schllessen,  dass  das  Herzogliche  Haus  andere 
Rechtsansprüche  an  dem  Kammergut  nicht  haben  kann,  als  welche  in  dem  durch  be- 
sondere Vereinbarung  festgestellten  Ansprüche  des  „Landesftirsten  und  Seines  Hauses" 
(§.  169)  auf  den  Reinertrag  des  Kammergutes  bestehen.  Diese  Ansprüche  eignen  nach 
§.  167  der  Neuen  Landschaftsordnung  aber  nur  dem  , Fürsten",  fallen  also  hinweg,  sobald 
das  Herzogliche  Haus  aufgehört  hat,  den  LandesfÜrsten  darzustellen.  Das  Schwarz- 
burg-Sondershausensche  Grundgesetz  von  1849  §.  68  erkannte  das  Kammergut  als 
„ein  immerwährendes  und  — ^  soweit  nicht  rücksichtlich  einzelner  Bestandtlieüe  eine  in 
dem  früheren  Familienrecht  begründete  Ausnahme  nachgewiesen  werden  kann,  — 
nach  der  Regirungsfolge  forterbendes  Fideicommiss  des  Fürstlichen  Hauses"  an,  überhess 
aber  die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Kammergutes,  mit  Ausschluss  der  zu  unmittelbarer 
Benutzung  des  Fürstlichen  Hauses  bestimmten  Bestandtheile  auf  ^  die  Dauer  der  Selb- 
ständigkeit des  Fürstenthums  nach  Vereinbarung  einer  dem  Fürajfcen  zu  gewährenden 
Civilliste  „unwiderruflich  dem  Staate".  Schon  das  Landesgrundgesetz  vom  8.  Jnli  1867 
§.  19  widerrief  aber  insofern  jene  Feststellung  des  Rechtaverhältnisses  am  Kammergnt. 
als  dasselbe  dem  Regirungsnachfolger  das  Recht  vorbehielt,  dieses  Verhältniss  wieder  auf- 
zulösen. Mache  er  von  diesem  Rechte  Gebrauch,  so  falle  die  Verwaltung  und  Nutzung 
des  Kammergutes  an  ihn  zurück,  nachdem  das  Jahr,  in  welchem  er  seine  desfallsi^ 
EntSchliessung  dem  Landtage  eröffnet  habe,  und  das  darauf  folgende  Jahr  abgelaufen 
sein  werden.  Es  ist  also  damit  das  Recht  des  Kammergutes  für  den  Fall  des  Aufhörens 
der  Selbständigkeit  des  Fürstenthums  und,  falls  der  Regirungsnachfolger  von  jenem 
Revocationsrechte  Gebrauch  machen  sollte,  in  Frage  gestellt  Das  Schwarzburg- 
Rudolstädtische  Grundgesetz  von  1854  §.  9  erklärte  „das  ganze  Kammervermögen 
mit  allen  Rechten  und  Beschwerden"  für  „ein  immerwährendes  fideicommissarisches  Eigen- 
thum  des  Fürstlichen  Hauses",  das  nach  den  Grundsätzen  der  Staatserbfolge  forterbe. 
In  den  beiden  Reussischen  und  in  den  beiden  Lippeschen  Fürsten thümern  haben  die 
Verfassungsgesetze  das  Recht  am  Kammergut  nicht  verändert  und  ist  dieses  nach  wie 
vor  Familiengut  der  Fürstlichen  Häuser  —  aber  in  welchem  Sinne?  geblieben.  Im 
Fürstenthum  Wal  deck  hatte  das  Staatsgrundgesetz  von  1849  das  Kammergnt  zn  Staats- 
gut umgewandelt,  die  Verfassungsurkunde  vom  17.  August  1852  §.  26  anullirte  dies& 
aber  und  restitulrte  die  früheren  Rechtsverhältnisse  des  Domanialvermögens ,  welche  vor 
1849  bestanden.  Demnach  ^rd  dasselbe  als  das  Familieugut  des  Fürstlichen  Hauses  xq 
gelten  haben,  obwohl  die  Verwaltung  des  Domanialvermögens  „nicht  wie  früher  einer 
besonderen  Behörde,  sondern  einer  Abtheilung  der  Staatsregirung,  welche  dieselbe  unter 
verfassungsmässiger  Verantwortlichkeit,  getrennt  von  der  übrigen  Finanzverwaltung  des 
Staates  —  --  abgesondert  zu  führen  hat",  übertragen  ist.  Vergl.  Anlage  A.  der  Ver- 
fassungsurkunde §.  2.  Im  Fürstenthum  Liechtenstein  endlich  ist,  entsprechend  der 
Unfähigkeit  dieses  Ländchens  zu  politischer  Selbständigkeit,  das  Domanialwesen  in 
der  Weise  Sache  des  Fürsten  geblieben,  dass  dieser  allein  die  Domanialverwaltnng  ohne 
Einmischung  der  Stände  fuhrt,  dagegen  aber  auch  „von  den  Landeseinnahmen  Nichts  tür 
sich  behält";  vergl.  Verfaasungsgesetz  §.  30  und  den  Filrstlichen  Erlaas  vom  26.  September 
1862.  Er  wird  hier  also  das  Domanialvermögen  Eigenthum  des  Fürsten  und  seines 
Hauses  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  zu  nennen  sein. 
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Vermögen,  welches  dem  Monarchen  nicht  als  solchem  sondern  als  einer 
privatrechtlichen  Person  zusteht,  und  dessen  Privateigenthum  bildet/)  Der 
subjective  Inhaber  des  Kammergutes  wechselt  mit  dci  Person  des  Monarchen 
und  bestimiüt  sich  lediglich  nach  den  Grundsätzen,  welche  das  Recht  der 
Thronfolge  beherrschen,  während  das  Privatrecht  des  Monarchen  wie  in 
allen  Hinsichten  so  auch  hinsichtlich  des  Eigenthumsttberganges  lediglich 
unter  der  Herrschaft  des  Privatrechts,  möchte  dieses  auch  die  Autonomie 
dieses  fttrstlichen  Hauses  sein,  steht.  So  ist  im  Falle  der  Eröffnung  der 
Thronfolge  das  rechtliche  Schicksal  d«s  Kammergutes  unä  des  Privat- 
vermögens des  letzten  Throninhabers  je  ein  selbständiges  und  verschiedenes, 
selbst  wenn  in  Wirklichkeit  auch  ferner  das  Subject  beider  Vermögeus- 
massen  ein  und  dasselbe  bleiben  würde.  Dem  Staate  gegentlber  ist  dieses 
nur  ein  Zufälliges.  Von  einer  besonderen  Successionsordnung  hinsichtlich 
des  Emtritts  in  den  Besitz  des  Kammergutes  kann  nicht  mehr  die 
Rede  sein.*) 

cf.  Nutzung  des  Kammerguts. 

§.  356. 
Die  Erträgnisse  des  Kammergutes  gewähren  die  Sustentation  des  Sou- 
verains,  aber  nach  verschiedenen  Prinzipien.  Rücksichtlich  des  Anspruchs 
des  Souverains  und  seines  fürstlichen  Hauses  ist  nach  dem  positiven 
Rechte  der  deutschen  Staaten  bestimmt  entweder  bis  zu  welchem  Betrage 
jene  Einkünfte  fUr  den  Unterhalt  des  Fürsten  und  seines  Hauses  verwandt 
werden  dürfen,  oder  welchen  Theil  derselben  die  Staatskasse  zur  Verwen- 
dung fbr  ihre  Bedürfnisse  beanspruchen  kann.  In  jenem  Falle  ist  die  s.  g. 
Bedarfsumme  festgestellt,  so  dass  der  Sou verain  Nichts  weiter  als  die 
Leistung  dieser  Summe  beanspruchen  kann,  in  dem  letzteren  Falle  aber 


')  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  20:  «Dasselbe  (das  Königliche  Fidei- 
comiDiss)  ist  Eigenthum  des  Königlichen  Hauses,  dessen  Besitz  geht  aber  nach  der  §§.  6 
und  7  für  die  Krone  bestimmten  Successionsordnung  und  sonst  auf  den  jedesmaligen  recht- 
mässigen Regenten  des  Königreichs  Sachsen  über;**  (Hannoversches  Gesetz  vom 
24.  März  1857^.  1:  ,Die  Königlichen  Domainen  —  bilden  ein  seinem  Gesammtbestande 
nach  stets  zu  erhaltendes  Fideicommiss ,  welches  zugleich  und  unzertrennlich  mit  der 
Nachfolge  in  der  Begirung  (§.  12  des  Landesverfassungsgesetzes)  dem  Könige  anfallt)"; 
Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  108:  „Das  Hofdomainen - Kamraergut  —  --, 
dessen  Verwaltung  und  Benutzung  dem  Könige  zusteht";  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  3;  Gothascher  Vergleich  über  Ausscheidung  des  Domainenguts  etc.  vom  1.  März  1855 
§.  6;  Schwarzburg-Sondershausensches  Grundgesetz  von  1857  §.  19;  Scbwarz- 
burg-Rudolstädtsches  §.  9;  Reuss-Greizisches  Gesetz  vom  10.  Jani  1856  §.  6, 
wonach  aber  die  Begirung  „gleich  dem  der  Primogenitur  gehörigen  Fürstlichen  Starames- 
cigenthum"  den  Hausgesetzen  gemäss  übergeht;  Waldecksche  Verfassung^urljunde  An- 
lagei  A.  §.  5  und  8. 

\  Vergl  Rheinbundsacte  Art.  XXVII;  Dahlmann,  Rechtsgutachten  S.  242lf.; 
Zöpfl;  Grundsätze  §.  485,  VIII. 
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hat  die  Staatskasse  nur  einen  Ansprach  auf  diese  bestimmte  Samme  ans 
dem  Ertrage  des  Eammergates  nnd  verbleibt  der  möglicher  Weise  yanirende 
Rest  derselben  dem  Fttrsten  nnd  seinem  Hause.  Dabei  ist  wieder  zn  nnter- 
scheiden,  ob  —  wie  in  den  meisten  Staaten  —  die  Einkünfte  aus  dem 
Kammergute  in  die  Staatskasse  fliessen  und  dieses  von  Staatsbehörden  ver- 
waltet wird,  oder  ob  der  Souverain  selbst  diese  Revenuen  bezieht  und  das 
Recht  der  Verwaltung  des  Eammergntes  hat.  Dort  zahlt  die  Staatskasse 
die  Civilliste  dem  Souverain,  während  hier  der  Souverain  dem  Staate  den 
Ucberschuss  der  Einkünfte  vom  Kammergute  auskehrt.') 

M  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.22:  «Der  König  bezieht  jährlich  eine  mit  den 
Standen  auf  die  Dauer  seiner  Regirung  verabschiedete  Summe  aus  den  Staatskassen  als 
Civilliste  zu  seiner  freien  Disposition  in  monatlichen  Baten  im  Voraus  .zahlbar."  (Han- 
noversches Finanzgesetz  vom  24.  März  1857  §.5:  „Wir  verpflichten  Uns  und  Uüsere 
Nachfolger  in  der  Regirung,  die  gesammten  Auskünfte  der  Domainen  und  Regalien  roA 
Abzug  der  Bedarfsummen  für  den  König  und  das  Königliche  Haus  in  die  Königliche 
Generalkasse  (d.  h.  Staatskasse)  abliefern  und  —  —  für  die  Bedürfnisse  des  Staat« 
verwenden  zu  lassen");  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  59:  „ —  —  so  woUen  Wir 
dennoch  den  Ertrag  derselben  ausser  der  darauf  radicirten  CiviUiste  und  ausser  anderm 
darauf  haftenden  Lasten der  Bestreitung  der  Staat«lasten  femer  belassen";  Gross- 
herzoglich Hessisches  §.  7:  „Die  Einkünfte  dieses  Familiengutes sollen 

zu  den  Staatsausgaben  verwendet  werden,  die  zu  den  Bedürfnissen  des  grossherzoglichen 
Hauses  und  Hofes  erforderlichen  Summen  sind  aber  darauf  vorzugsweise  radicirt";  Wei- 
marsches   Gesetz   vom  4.  Mai  1854,  IT:    „Der  Unserem  Grossherzoglichen  Hause  znr 

eigenen  Verwaltung  und  Benutzung  vorbehaltene  Theil  Unseres  Kammervermogens *: 

Meiningensches  Gesetz  vom  3.  Juni  1854  Art.  7  Abs.  2:  „Einen  Theil  der  üeberschüsse 
der  Domaineneinnahmen  giebt  der  Herzog  zur  Verwendung  für  die  Zwecke  der  Landes- 
verwaltung"; AUenburgsches  Gesetz  vom  18.  März  1854,  B,  L  Abs.  4:  „Die  Nutzungen 
und  Erträge  des  Domanialvermögens  fliessen  in  die  Hauptfinanzkasse"  (aus  welcher  dann 
die  Civilliste  für  den  Herzog  abgeführt  wird).  Coburgsches  Gesetz  vom  29.Deccinber 
1846  Art.  5:  ^Bis  zum  Abtrag  der  gesammten  gegenwärtigen  Staatsschuld  —  —  ist  die 
Hälfte  des  Domainenreinertrages  zur  Bestreitung  von  Staatslasten  —  —  abzugewähren 
Nach  Ablauf  des  zw  Tilgung  der  dermaligen  Staatsschuld  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Zeitraums  mindert  sich  der  für  Deckung  von  Staatslasten  bestimmte  Betrag  auf  ein  Drit- 
theil des  Domainenreinertrages";  Gothasches  Gesetz  vom  1.  März  «855  §.  5:  „Von  d^m 
wirklichen  Beinertrag  bezieht  zunächst  der  Herzog  zur  Bestreitung  des*  Aufwandes  Ur 
Sich  und  das  Herzogliche  Haus  —  die  feste  Summe  von  100,000  Thalem  und  überlässt 
sodann  denselben  bis  zur  Summe  von  36,000  Thalem  der  Staatskasse  des  Herzogthum? 
Gotha  zu  Abführung  der  vom  Domainengut  zu  entrichtenden  Staatsabgaben  und  zur  theil- 
weisen  Deckung  der  Staatsverwaltungskosten  unter  der  Regirung  des  Herzoglichen  Hause«. 
Der  dann  noch  verbleibende  Ucberschuss  wird  zwischen  dem  Herzog  und  der  Staatskasse 
zu  gleichen  Theilen  getheilt";  Braunschweigsche  Neue  Landscbaftsordnung  §.  167: 
„Die  Aufkünfte  des  gesaynmten  Kammergutes  sollen  —  wie  bisher  zur  Bestreitung  der 
Bedürfnisse  des  Fürsten  und  des  Landes  verwendet  werden",  §.  167:  „Der  Bedarf  des 
Landesfursten  und  Seines  Hauses  haftet  zunächst  und  zuvorderst  auf  dem  Reiertrage  des 

Kammergute«",  §.  172:   „Die  Ueberschlisse  aus  der  Kammerverwaltung fliesyi  in 

die  Hauptfinanzkasse";  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  92:  .IVr 
Herzog  bezieht eine  aus  den  Aufkünften  der  Herzoglichen  Stamm-  und  Pidcicimnii« 
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e.   Staatsrechtliche  Eigenschaft  des  Kammerguts. 

§.  357. 
Der  staatsrechtliche  Charakter  des  Kammergutes  zeigt  sich  hinsichtlich 
des  objectiven  und  materiellen  Bestandes  desselben  in  dessen  Geschlossen- 
heit und  festen  Gonsolidation.  Eben  dem  nachtheiligen  Einflüsse  des  huma- 
nistischer denkenden  römischen  Privatrechts  gegenüber  suchte  schon  das 
Mittelalter  durch  die  Feststellung  der  Fideicomraissqualität  des  Kammer- 
gutes  einen  rechtlichen  Schutz  für  dieses  zu  gewinnen  und  die  Gesammt- 
heit  des  Kammergntes  als  das  untheilbare  Object  des  Besitzes  ausnahmslos 
zu  erhalten.  Seit  dem  Erkennen  der  politischen  Natur  des  Kammergutes 
ist  aber  die  Untheilbarkcit  desselben  nicht  mehr  ein  dem  Privat'recht  ent- 
lehnter Grundsatz,  welchen  die  autouomischen  Bestimmungen  des  fürst- 
lichen Hauses  in  •  den  Formen  des  privatrechtlichen  Verkehres  feststellten, 
sondern  ein  politisches  Prinzip,  welches  aus  dem  \^esen  des  Staates  als 
einer  nothwendigen  und  einheitlichen  Person  und  aus  der  politischen  Be- 
stimmung des  Kammergutes  unmittelbar  hervorging."  Wie  die  Thronfolge 
nur  der  einen  bestimmten  fürstlichen  Person  eröffnet  wird  und  werden 
kann,  so  kann  auch  das  der  Krone  folgende  Kamraergut  nur  als  ein  ein- 
heitliches Ganzes  in  den  Besitz  eben  derselben  fürstlichen  Person  übergehen. 
Vor  Allem  zeigt  sich  dieses,  wenn  Pertinenzen  des  Kammergutes  ausser- 
halb* des  Staatsgebietes  liegen  und  einer  fremden  Staatshoheit  unterworfen 
sind.  Auch  über  solchen  Bestandtheilen-  des  Kammergutes  herrscht  das 
staatsrechtliche  Prinzip  der  Unveräusserlichkeit.') 


sowie  ans  seinen  AUodialgütern  vorab  zu  entnehmende  Civilliste,  deren  Betrag  —  —  aus 
der  Staatskasse  abzuführen  ist";  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrund- 
gesetz von  1857  §.  20:  „Die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Kammergutes  kann  —  —  von 
dem  Fürsten  gegen  den  Bezug  einer  festen  Dpmainenrente  der  Landesfinanzverwaltung 
überlassen  werden";  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  11:  „Die  ge- 
sammten  Einkünfte  des  Domanialvermogens  werden  nach  Massgabe  der  hierüber  zu 
treffenden  Bestimmungen  zunächst  zur  Deckung  der  Kosten  der  Hofhaltung  des  regirenden 
Fürsten  und  zur  Sustentation  der  Fürstlichen  Familie  verwendet.  Aus  den  Ueberschüssen 
werden  die  Kosten  der  gesammten  Landesverwaltung  mit  bestritten'*;  Waldecksches 
Yerfassungsgesetz  Anlage  A.  §.5:  „Aus  den  Einkünften  des  Domanialvermogens  wird 
▼orab  der  standesgemässe  Unterhalt  des  Fürsten  und  des  Fürstlichen  Hauses,  wie  solcher 
nach  §.  6  ein  ftlr  allemal  bestimmt  werden  wird,  bestritten",  §.  7:  „Der  Ueberschuss, 
welcher  sich  nach  Zahlung  erwähnten  Betrages,  sowie  nach  Abzug  der  Verwaltungskosten, 
Zinsen  etc.  ergiebt,  verbleibt  der  Staatskasse  resp..  den  Staatskassen."  ^ 

')  VergL  Schmelzer,  das  Yerhältniss  auswärtiger  Kammergüter  deutscher  Staaten 
und  des  Familienrechts  deutscher  Regentenhäuser  zu  bürgerlichen  Gesetzen,  Halle  18!9; 
von  Rönne,  Preussisches  Staatsrecht  Rd.  II  §.472. 
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§.  358. 
Die  politische  Bestimmung  des  Kammergutes,  wie  der  privatrechtliche 
Charakter  des  Rechtes  zu  dessen  Besitz  schliessen  die  Verfügung  seines 
persönlichen  Besitzers  ttber  die  Substanz  desselben  aus.  Seit  der  Umgestal- 
tung des  Kammergutes  in  die  privatrechtliche  Form  eines  Fideicommies- 
besitzes  bezeichnete  man  jenes  Prinzip  als  das  der  „Uuveräusserlich- 
keit^  des  Kammergutes.  Dasselbe  ist  indess  nur  in  dem  Sinne  zu  ver- 
stehen, dass  der  jeweilige  Besitzer  des  Kammergutes  nicht  das  Kecht  hat, 
einseitig  die  Substanz  desselben  zu  verändern.  Dass  aber  tiberhaupt  der 
augenblickliche  Bestand  des  Kammergutes  unveränderlich  und  unveräasser- 
lich  sei,  will  damit  durchaus  nicht  gesagt  sein.  Dem  Organe  des  Staatß- 
willens  (und  dem  fürstlichen  Hause?)  ist  vielmehr  jede  Veräusserung  vom 
Kammergute  rechtlich  möglich  und  steht  sogar  der  gänzlichen  Veräusserang 
desselben,  wie  der  Umwandlung  des  Kammergutes  in  directes  Staatsgut  recht- 
lich Nibhts  entgegen.  Der  staatsrechtliche  BegriflF  der  s.  g.  Unveräusserlich- 
keit des  Kammergutes  ist  nur  darin  zu  finden,  dass  das  Kammergut  in  seiDem 
ganzen  Bestände  der  persönlichen  Willkür  des  Souverains  entzogen  und 
als  ein  politisch  qualificirtes  Vermögen  dem  Staate  gesichert  ist.  Zweierlei 
liegt  also  in  dem  Veräusserungsverbot :  der  Ausschluss  einer  Trennung  des 
Kammergutes  —  sei  es  sßiner  Substanz  oder  seinem  Werthe  nach  —  von 
dem  Staate,  für  welchen  dasselbe  existirt,  und  der  Ausschluss  der  ein- 
seitigen Verfügung  des  Souverains  ttber  dessen  Substanz. 

.  8.  359. 
hn  Wesentlichen  ist  dieses  Prinzip  dasselbe,  welches  auch  fllr  das  im 
Eigenthum  des  Staates  befindliche  Domanialgut  gilt.  Die  Unveräusserlich- 
keit ist  auch  hier  nur  die  negative  Fassung  des  Prinzipes  der  Gonservirnn^ 
dieses  Vermögensbestandes,  nicht  aber  der  Spezies  seiner  einzelnen  Bestand- 
theile,  sondern  nur  des  realen  Werthes  des  Ganzen.  Eben  deshalb  gilt 
der  Eintausch  gleichartiger  Vermögensgegenstände  nicht  als  Veräusserung 
und  die  Veräusserung  einzelner  Bestandtheile  aus  Gründen  der  Ntttzlich- 
keit,  so  dass  also  der  Vermögcnscomplex  nur  an  Werth  gewinnt,  nicht 
für  unzulässig,  wenn  nur  das  Acquivalent  dem  Kammergute  wieder  ein- 
gefligt  wird  und  eine  dauernde  Pertinenz  desselben  bleibt.  Andererseits 
fällt  auch  die  Verpfändung  unter  den  Begriff  der  Veräusserung,  wenngleich 
jene  auch  staatsrechtlich  unter  besonderen  Grundsätzen  steht.  ^)  Wenn  dann 
endlich  die  nothwendige  Veräusserung  des  Kammergutes  und  nament- 
lich die  in  Folge  gesetzlicher  Bestimmungen  wie  namentlich  auch  in  Folge 
eines  gesetzlichen  Expropriationsverfahrens  und  in  Folge  eines  rechtskräfti- 
gen Urtheils  gestattet  wird,  so  ist  damit  weniger  eine  Ausnahme  von  dem 


*)  S.  die  Citate  der  folgenden  Kote. 
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allgemeinen  Veräusserungsverbot  sanctionirt,  als  vielmehr  die  Anwendbar- 
keit eines  allgemeinen  höheren  Prinzips  jener  Regel  gegenüber  gesichert.') 


*)  Sächsisches  Verfassnngsgesetz  §.  20  Ahs.  2  ff.:  „Unter  dem  Veräusserungsverhote 
sind  jedoch  diejenigen  Veränderungen  nicht  hegriffen,  welche  durch  Verkauf  oder  Austausch 
einzelner  Gegenstände  für  gut   hefunden   werden  sollten.     Was  durch  Veräusserung  an 
Gegenständen  oder  Kaufgeldern  erlangt  wird,  nimmt  die  Eigenschaft  des  veräusserten 
Gegenstandes  an  und  tritt  an  dessen  Stelle.  —  Die  Kaufgelder  sind,  sohald  sich  eine 
Torth eilhafte  Gelegenheit  findet,   zur   Vermehrung   des  Haustideicommisses   anzuwenden. 
Aach  steht  dem  jedesmaligen  Regenten  lediglich  unter  Zustimmung  der  Stände  die  Be- 
fugniss  zu,  die  zu  demselben  gehörigen  Kostbarkeiten  bis  zur  Höhe  einer  Million  Thaler 
in  ausserordentlichen  NothföUen  zu  Staatszwecken  zu  verpfänden.    Es  ist  jedoch  der  ver- 
pfändete Theil  desselben,  sobald  als  möglich,  wieder  einzulösen.  —  Nur  in  den  §.  105 
(jetzt  §.  8  des  Gesetzes  vom  5.  >fai  1851)  erwähnten  ausserordentlichen  dringenden  Fällen, 
wo  die  Einberufung  der  Stände  durch  die  Umstände  unmöglich  gemacht  wird,  kann  eine 
Verpfilndung  desselben  vom  Könige  unter  Verantwortlichkeit  der  ihn  hierbei  berathenden 
Minister  auch  ohne  Zustimmung  der  Stände  verfUgt  werden,   und  es  treten  alsdann  die 
Bestimmungen   des  gedachten  Paragraphen    in  Kraft";    (Hannoversches  Gesetz   vom 
24.  März  1857  §.  2:  „Mit  Vorbehalt  der  nachstehenden  Ausnahmen  dürfen  Domainen  und 
Regalien  in  Zukunft  nicht  veräussert,   auch  nicht  mit  Schulden  belastet  werden";  §.  3: 
„Veränsserungen  aus  dem  Bestände  des  im  §r  1  bezeichnet-en  Vermögens  können  nur  in 
Folge  gesetzlicher  Bestimmungen,  wohin  auch  der  Fall  des  §.  35  des  Landesverfassungs- 
gesetzes (s.  oben  §.  248  Note  4)  zu  rechnen  ist,  oder  wegen  ihrer  Nützlichkeit  eintreten, 
den  blossen  Tausch  gleichartiger  Vermögensgegenstände  vorbehaltlich.    Jedoch  ist  Ver- 
äusserung ganzer  Domanialgüter  oder   bedeutender  Forsten   aus  blossen  Gründen  der 
Nützlichkeit  unzulässig.   D^  Aequivalent  soll  mit  dem  Fideicommissgute  wieder  vereinigt 
und  dessen  Anlegung  oder  Verwendung  auf  eine  sichere  und  einträgliche  Art  beschafft 
werden,  welche  indess  auf  die  Dauer  im  Königreiche  geschehen  muss";)  Würtemberg- 
sches  Verfassungsgesetz  §  108:   „—  Der  Grundstock  darf '  nicht  vermindert  werden;  es 
gelten  jedoch,  was  die  Aufnahme  von  Geldanlehen  zu  einer  vortheilhaften  Erwerbung  und 
die  Veräusserung  oder  Austauschung  einzelner  minder  bedeutenden  Bestandtheile  zum  Vor- 
theile  des  Ganzen  betrifft,  die  in  dem  vorigen  Paragraphen  bei  dem  Kammergute  an- 
gegebenen Verwaltungsgrundsätze "   (s.  oben  §.261  Note  2);  Badensches  Verfassungs- 
gesetz §.  58:   „Es  darf  keine  Domaine  ohne  2«ustimmung  der  Stände  veräussert  werden. 
Ausgenommen  sind  die  zu  Schuldentilgungen  bereits  beschlossenen  Veräusserungen,  Ab- 
lösungen von  Lehen,  Erbbeständen,  Gülten,  Frohndiensten,  Verkäufe  von  entbehrlichen  Ge- 
bäuden, von  Gütern  und  Gefallen,  die  in  benachbarten  Staaten  belegen  sind,  und  aUe 
Veräusserungen,  die  aus  staatswirthschaftlichen  Bücksichten  zur  Beförderung  der  Landes- 
coltar  oder  zur  Aufhebung  einer  nachtheiligen  eigenen  Verwaltung  geschehen.    Der  Erlös 
mass  aber  zu  neuen  Erwerbungen  verwendet  oder  der  Schuldentilgungskasse  zur  Verzinsung 
übergeben  werden.  —  Ausgenommen  sind  auch  Tausche  und  Veräusserungen  zum  Zwecke 
der  Beendigung  eines,  über  Eigenthums-  oder  Dienstbarkeitsverhältniase  anhängigen  Bechts- 
streites;  femer  die  Wiedervergebung  heimgefallener  Thron-,  Bitter-  und  Kammerlehen, 
während  der  Zeit  derBegirung  desBegenten,  dem  sie  selbst  heimgefallen  sind";  Gross- 
herzoglich  Hessensehes  §.9:   „Das  Veräusserungsverbot  des  §.  7  bezieht  sich  nicht 
auf  die  Staats-  und  Begirungshandlungen  mit  auswärtigen  Staaten.     Auch  sind  darunter 
der  Verkauf  entbehrlicher  Gebäude,  der  in  anderen  Staaten  gelegenen  Güter  und  Ein- 
künfte, die  Vergleiche  zu  Beendigung  von  Bechtsstreitigkeiten,  die  blossen  Austauschungen 
und   die  Ablösung  des  Lehns-  und  Erbleihverbandes,  der  Grundzinsen  und  der  Dienste 
nicht  begriffen.   In  aUen  diesen  Fällen  wird  aber  den  Ständen  eine  Berechnung  über  den 
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b.   System  der  Civilliste. 
aa.   Reines  System. 

§.  360. 
In  den  deutschen  Staaten,  wo  die  Verwandlung  des  ftirstlichen  Kammer- 
Erlös  und  dessen  Wiederverwendung  zum  Grundstock  vorgelegt  werden";  Weimarsches 
Revidirtes  Grundgesetz  §.39;  Meiningensches  Gesetz  über  das  Domainenvennögen  vom 
3.  Juni  1854  Art  3:  ^l>ie  Substanz  des  Domainenvermögens  soU  durch  irgend  eine  Art 
von  Veräusserungen ,  Verkauf,  Schenkung,  Belastung  mit  Renten  und  dergleichen  nicht 
vermindert  werden."  —  Zur  rechtlichen  Gültigkeit  jeder  (sc.  die  Substanz  vemiinderaden) 
Veräusserung  ist,  unbeschadet  des  agnatischen  Consenses,  auch  die  Zustimmung  der 
Stande  noth wendig,  ausgenommen:  1)  wenn  die  Veräusserung  in  Folge  gesetzlicher  Be- 
stimmung oder  rechtlicher  Nothwendigkeit,  z.  B.  bei  der  Expropriation,  Ablösung  in  Folge 
gerichtlicher  Erkenntnisse  u.  s.  w.  eintritt,  oder  2)  wenn  bei  freiwilligen  Veräusserongeu 
der  Schätzungswerth  des  veräusserten  Gegenstandes  die  Summe  von  5000  Gulden  nicht 
übersteigt  —  Der  erlöste  Betrag  ist  niemals  zu  den  laufenden  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu  ziehen,  sondern  der  Substanz  mit  einem  der  Nutzung  des  veräusserten  Gegenstandes 
entsprechenden  Ertrage  zu  erhalten,  und  entweder  zur  Wiedererwerbung  von  Grundeigen- 
thum  zu  verwenden  oder  sonst  auf  sichere  Weise  anzulegen";  Art  4:  „Neue  Doniainen- 
schulden  d.  h.  solche,  wodurch  der  Gesammtbetrag  derselben  vermehrt  wird,  können  nur 
mit  ausdrücklicher  Zustimmung  der  Stände  gemacht  werden."  Im  Verlauf  dieses  Art  i 
werden  dann  einige  Fälle  benannt,  in  jdenen  der  Consens  der  Stände  erfolgen  muss.  - 
üebrigens  gelten  nach  Art.  10  die  Bestimmungen  der  Artikel  3  und  4  nicht  länger,  al:^ 
ein  Zweig  des  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthausqp  die  Regirung  des  Henog- 
thums  Sachsen-Meiningen  führt  Das  Altenburgsche  Gesetz  wegen  anderweiter  Re- 
gelung der  Rechtsverhältnisse  am  Domanial-Vermögen  vom  18.  März  1854  verbietet  unter 
A,  4  ebenfalls  -  eine  „Veräusserung  oder  Verpfandung  irgend  eines  Theils  des  Domanial- 
Vermögens,  überhaupt  eine  Substanzverminderung  desselben  ohne  ausdrückliche  Einwilli- 
gung der  Landschaft",  welche  letztere  jedoch  in  den  unter  No.  5  daselbst  au^fiihilen 
Fällen  entgeldlicher  Veräusserung  nicht  erforderlich  ist.  Der  Erlös  ist  auch  in  diesen 
Fällen  zu  neuen  Erwerbungen  zu  verwenden  oder  einstweilen  als  Activcapital  zinsbar  zc 
machen.  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.117  und  vor  Allem  (hinsichtlich 
der  Domainen  im  Herzogthum  Gotha)  das  Gothasche  Gesetz  vom  1.  März  1855  §.  "*'- 
„Veräusserungen  einzelner  Bestandtheile  des  Domainengutes  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit 

ausser  der agnatischen  Einwilligung  auch  noch  die  Zustimmung  des  Gothaiachen 

Landtages,  es  wäre  denn,  dass  der  Werth  des  zu  veräussemden  Gegenstandes  den  Betrag 
von  500  Thlr.  nicht  erreicht,  als  in  welchem  Falle  die  Veräusserung  auch  ohne  solche 
Zustimmung  gültig  ist  —  Die  auf  Grund  vorstehender  Bestimmung  ohne  Zustimman;: 
des  Gothaischen  Landtages  vorgenommenen  Veräusserungen  dürfen  im  Traufe  eines  Etats- 
jahres den  Betrag  von  3000  Thlr.  nicht  übersteigen  und  sind  dem  Landtage  bei  dessen 
nächstem  Zusammentritt  bekannt  zu  machen.  —  Eine  Belastung  des  Domainenguts  oder 
eines  Theiles  desselben  mit  wiederkehrenden  Leistungen  oder  mit  Schulden,  insbesondeT« 
eine  Verpfändung,  ist  unbedingt  unzulässig  und  nichtig.  Belastungen  anderer  Art  sind 
gleich  den  Veräusserungen  zu  betrachten";  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsoidnosr 
§.  164  Abs.  2:  „Dasselbe  (Eammergut)  ist  —  fortwährend  in  seinem  ganzen  Bestände  n 
erhalten,  und  auf  eine  das  nachhaltige  Einkommen  sichernde  Weise  zu  benutzen,  die  darc 
gehörigen  Grundstücke,  Gerechtsame  und  Einkünfte  können  ohne  Zustimmung  der  Stindf 
nicht  veräussert,  also  auch  nicht  verpfändet  werden";  Abs.  3:  „Veräusserungen  ohne  stau- 
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gutes  in  wirkliches  Staatsgut  Rechtens  geworden/)  oder;  wo  die  Nutzung 
des  Eammergutes  dem  Staate  überlassen  ist,  musste  der  Staat  selbst  und 
unmittelbar  für  die  Mittel  zur  Deckung  des  fürstlichen  Bedürfnisses  sorgen. 
Dem  Beispiele  Englands  und  Frankreichs  folgend  ward  in  diesen  Staaten 
die  Civilliste  in  quali  et  quanto  zwischen  der  Krone  und  dem  Lande  ver- 
einbart und  die  Leistung  derselben  der  Staatskasse  aufgelegt.  Der  Staat 
versieht  den  Souverain  mit  den  Mitteln ,  deren  derselbe  um  des  Staates 
willen  zur  Erfüllung  seiner  persönlichen  politischen  Pflichten  und  zur  Auf- 
rechthaltung seiner  politischen  Stellung  nicht  entrathen  kann.  Die  deut- 
schen Verfassungsgesetze  pflegen  zur  Sicherstellung  des  Anspruches  deß 
Souverains  und  mehr  noch  zur  Kennzeichnung  der  politischen  Nothwendig- 
keit  desselben  zu  bezeugen,    dass  die  Civilliste  des  Souverains   auf  das 


dische  Zastimmtmg  sind  nichtig";  §.  165:  „Dnrch  die  nothwendige  Erhaltung  des  Eammer- 
gntes  in  seinem  Bestände  sind  jedoch  diejenigen,  unter  Zustimmung  der  Stande,  zu  treffen- 
den Veränderungen  nicht  ausgeschlossen,  welche  bei  einzelnen  Besitzungen  ?ur  Beförderungen 
der  Landescultur  oder  sonst  zur  Wohlfahrt  des  Staates  und  Entfernung  wahrgenommener 
Nachtheile  durch  Verkauft  Austausch  oder  Vererhleihung  noth wendig  oder  gut  befunden 
werden  sollten.  Wird  eiuQ,  Ablösung  der  zum  Eammergute  gehörenden  Dienste ,  Zehnten 
und  Gefälle  gegen  Geld  eintreten,  oder  eine  Veräusserung  einzelner  Theile  des  Kammer- 
gutes im  gesetzlichen  Wege  beschlossen,  so  ist  gleichzeitig  verfassungsmässig  üher  die 
nützliche  Verwendung  der  eingehenden  Gelder  Vorsorge  zu  treffen";  Anhalt-Bernburg- 
sches  Landesverfassungsgesetz  §.95:  n^ie  Hetzoglichen  Stamm-  und  Fideicommissgüter, 
sowie  alle  sonstigen  Staatsgüter  und  Einkünfte  dürfen  ohne  Einwilligung  des  Landtages 
weder  veräussert,  noch  verpfändet  werden ;  hinsichtlich  der  inländischen  Allodialgüter  des 
Herzogs  gilt  für  die  Lebensdauer  des  Herzogs  dieselbe  Bestimmung.  —  Eigenthums- 
veränderungen  in  Folge  richterlichen  Erkenntnisses  und  bezuglich  einzelner  Parcellen 
mittelst  Ablösung,  Austausches  oder  Vergleiches  zur  Beförderung  der  Landescultur,  zur 
Verausgabung  von  Baustellen  oder  zur  Berichtigung  zweifelhafter  Grenzen  bedürfen  nicht 
der  Zustimmung  des  Landtages";  Schwarzburg-Öondershausensches  Landesgrund- 
gesetz von  1857  §.  19 :  „Dasselbe  (Kammergut)  muss  unbeschadet  nothwendiger  oder  nütz- 
licher Veränderungen  mit  einzelnen  Bestandtheilen  seinem  Werthe  nach  unvermindert  er- 
halten werden**;  und  §.  54:  .Auch  die  Veräusserung  von  Bestandtheilen  des  Kammerguts 
bedarf  ohne  Unterschied,  ob  dasselbe  für  Rechnung  des  Fürsten  oder  des  Landes  ver- 
waltet wird,  der  Zustimmung  des  Landes  in  gleicher  Weise  mit  den  im  §.  53  (bezüglich 
des  Staatsguts  s.  oben  §.  261  Note  3)  bezeichneten  Ausnahmen";  Schwarzburg-Rudol- 
städtiscbes  Grundgesetz  §.  10:  «Domainen  können  nur  mit  Zustimmung  des  Landtages 
veräussert  werden.  Zur  Veräusserung  minder  bedeutender  Theile  des  Domanialvermögens, 
namentlich  auch  zur  Ablösung  der  Rechte  und  Verpflichtungen  desselben  bedarf  es  der  Ein- 
willigung des  Ländtages  nicht.  Alle  aus  solchen  Veräusserungen  oder  Ablösungen  her- 
rührenden Gelder  sind  dem  Domanialstaram vermögen  zu  erhalten";  Waldecksche  Ver- 
fassungsurkunde  von  1852  Anlage  A.  §.3:  „Veräusserungen  und  Verpfandungen  der  Do- 
rn anialstücke,  sowie  Dispositionen,  durch  welche  die  Substanz  des  Domaniums  verringert 
werden  würde,  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stände,  welche  in  Bezug  auf  die  Verwal- 
tung des  Domanialvermögens  überhaupt  dieselben  Rechte  auszuüben  haben,  die  ihnen  in 
Bezag  auf  die  Finanzverwaltung  des  Staats  verfassungsmässig  zustehen." 
')  VergL  oben  §.  258. 


—    350    — 

Staatsgut  radicirt  sei.  Besonders  wird  auch  wohl  das  im  Staatsgut  be- 
griffene ehemalige  fürstliche  Kammergut  als  dasjenige  Grundvermögen  be- 
zeichnet ,  das  ftlr  jene  Civilliste  hafte  oder  dessen  Einkünfte  zunächst  zur 
Deckung  derselben  verwendet  werden  mttssen.') 

§.  361. 
Die  Art  der  Mittel,  welche  das  Staatsrecht  zur  Beschaffung  der  fürst- 
lichen Bedarfsumme  ausweisst,  ist  im  Wesentlichen  aus  nabeliegenden 
Gründen  in  allen  deutschen  Staaten  dieselbe.  Die  allgemeine  Gleichartig- 
keit der  materiellen  Bedürfnisse  der  Krone  l^edingte  auch  im  ÄllgemeineD 
eine  Gleichartigkeit  der  Deckungsmittel.  Dieselben  bestehen  überall  theils, 
und  vornehmlich  in  haaren  Geldsummen, 'j  theils  in  der  Nutzung  bestimmter 
Gegenstände  vermögensrechtlichen  Werthes  und  dauernder  BeschaffeDheit 
(Baar-  und  Natural -Bezüge,  Immobiliar-  und  Mobiliar- Besitz  der  Krone). 
Vor  Allem  pflegen  bestimmte  Baulichkeiten  (Schlösser,  Villen,  Marställe, 
Gewächshäuser  u.  dergl.)  und  Gärten,  sowie  ein  entsprechendes  wirthschaft- 
liches  Inventar  und  auch  unproduktive  Kunstschätze  dem  Fürsten  zur  per- 
sönlichen Nutzung  überwiesen  zu  sein."^)  Derartige  Naturalien  sind  dann 
in  die  Bedarfsumme  hineingerechnet  oder  es  ist  diese  vielmehr  unter  Be- 
rücksichtigung solcher  Nutzungsrechte  festgestellt.  Die  rechtlichen  Eigen- 
schaften beider  Arten  der  Einnahmen  der  Krone  sind  dieselben-,  beide  stehen 
in  gleicher  Weise  unter  dem  Grundsätze,  dass  sie  zur  Sustentation  des 
Souverains  und  seines  Hauses  bestimmt  sind,  und  verwirklichen  sich  die 
staatsrechtlichen  Consequenzen  dieses  Prinzipes  an  beiden  Theilen  der 
Krondotation  gleichmässig,  so  namentlich  die  Grundsätze  der  ausschliess- 
lichen Nutzung  durch  den  Souverain,  der  Conservirung  des  Bestandes  and 
der  Untrennbarkeit  der  Pertineuzien  vom  Lande.*)  Darum  ist  auch  wohl 
der  Naturalbestand  der  Dotation  der  Krone,  zugleich  zur  Unterscheidung 


')  Im  Königreich  Preussen  sind  die  Einkünfte  der  Domainen  zur  Bildung  desErc>n- 
fideicommissfonds ,  wie  dieser  durch  das  Gesetz  vom  17.  Januar  1828  zur  Höhe  tuh 
2,573,098^  Thlrn.  festgestellt  worden,  bestimmt  (vergl.  Preussische  Yerfassangsürkunde 
Art.  59),  wogegen  die  im  Gesetz  vom  30.  April  18.59  zur  Erhöhung  der  Krondotation  Ixf- 
willigten  500,000  Thlr.  „aus  anderen  Staats-Einkünften"  gezahlt  werden.  S.  v.  Rönne. 
Preussisches  Staatsrecht  Bd.  L  Abth.  1  S.  378.  Yergl.  auch  Baiersches  Gesetz  töhi 
1.  Juli  1834  Art.  II:  Die  Civilliste  „wird  hiermit  ausdrücklich  auf  die  gesammten  Staats- 
domainen  radicirt  und  in  monatlichen  Raten  aus  der  Central -Staats -Kasse  entrichtet*; 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  22:  „Der  König  bezieht  jährlich  eine  —  —  Summe 
aus  den  Staatskassen  als  Civilliste  " 

«)  Vergl.  oben  §.  346  Note  5. 

^)  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  20;  Altenburgsches  Gesetz  vom 
18.  März  1854,  C,  1,  wo  sich  speziellere  Aufzählungen  der  Immobilien  und  ihres  Inven- 
tars finden. 

^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  21, 
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desselben  von  der  in  baaren  Geldsammen  ermittelten  ^  besonders  als  ein 
Fideicommissbesitz  des  Souverains  bezeichnet.*) 

bb.    System  des  Eronguts. 

§.  362. 
Zur  Gewinnung  der  ftir  die  Sustentation  des  Souverains  zu  gewÄhren- 
den  Mittel  ist  da,  wo  das  fürstliche  Kammergut  in  wirkliches  Staatsgut 
verwandelt  oder  auch  nur  die  Nutzung  des  Kammergutes  dem  Staate 
überlassen  worden,  auch  wohl  ein  Theil  dieses  besonderen  Staatsgutes 
bezw.  des  Kammergutes  in  der  Weise  ausgeschieden,  dass  die  Erträgnisse 
desselben  die  Dotation  der  Krone  bilden.  Das  Eigenthumsverhältniss  wird 
durch  die  Bildung  eines  solchen  „Krongutes"*  oder  „Kronfideicommissfonds" 
nicht  berührt,  indem  sei  es  der  Staat  sei  es  das  fürstliche  Hads'auch  das 
Eigenthum  an  diesem  Vermögenscomplexe  behält.  Es  ist  vielmehr  nur 
das  Prinzip  der  Gewährung  der  Bedarfsumme  der  Krone  aus  den  Mitteln 
der  Staatskasse  modificirt  und  dem  Souverain  der  Selbstbezng  dieser  Mittel 
aus  einem  bestimmten,  grade  zu  diesem  Zwecke  ausgesonderten  Grund- 
besitze zugestanden.^)  Im  Prinzipe  soll  das  Einkommen  der  Krone  dadurch 
nicht  verändert  werden,  indem  die  Äusmittlnng  des  Krongutes  von  dem 
Grundsatze  ausgeht,  dass  dessen  Eii;rag  der  festgestellten  Bedarfsumme 
(Civilliste)  oder  einem  bestimmten  Theile  entspricht.  Thatsächlich  werden 
iudess  in  Folge  der  unvermeidlichen  Unzuverlässigkeit  der  ökonomischen 


M  So  im  Sächsischen  Yerfassungsgesetz  §.  20  als  .Eönigtjches  Fideicommiss". 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  17:  »Uebrigens  ist  dem  Könige  unbenommen, 
eine  oder  die  andere  Domaine  gegen  Abzug  einer  nach  dem  Durchschnitfsertrage  der 
letzten  10  Jahre  bestimmten  Summe  von  der  Civilli§te  auf  Lebenszeit  zu  eigener  Ver- 
waltung und  Benutzung  zu  übernehmen";  (Hannoversches  Finanzgesetz  vom  24.  März 
1857  §.  5  Nr  4:  ^Der  König  hat  das  Recht,  ein  oder  das  andere  Domamengut  gegen 
Abrechnung  des  Pachtwerthes  auf  die  festgestellte  Bedarfsumme  zu  übernehmen,  ist  auch 

berechtigt,  zur  Deckung  der Summe  von  600,000  Thalem  (Bedarfsumme)  oder  eines 

Theiles  derselben  einen  Complex  von  Domanialgütern ,  welcher  nach  Abzug  aller 

daraaf  haftenden  Abgaben  und  Lasten  einen  jener  Bedarfsumme,  resp.  eines  bestimmten 
Theiles  derselben,  gleichen  Reinertrag  liefert,  ausscheiden  und  getrennt  von  dem  übrigen 
Domanio  für  die  Kronkasse  verwalten  zu  lassen");  Würtembergsches  Verfassungsgesetz 
§.  102:  ,—  mit  Ausschluss  des  Hofdomainen  -  Kammergutes  — ":  §.108:  „Das  oben  er- 
wähnte Hofdomainen-Kammergut  ist  ein  Privateigenthum  der  Königlichen  Familie,  dessen 
Verwaltung  nnd  Benutzung  dem  Könige  zusteht";  Weimarsches  Gesetz  vom  4.  Mai 
1854r,  II:  »Der  Unserem  6ro.  sherzoglichen  Hause  zur  eigenen  Verwaltung  und  Benutzung 
vorbehaltene  Theil  unseres  Kammervermögens";  Oldenburgsches  Revidirtes  Staats- 
irrandgeaetz,  Anlage  1  §.  2:  „Von  dem  gesammten  —  —  Domanialbestande  werden  zur 
Sustentation  des  Grossherzoglichen  Hauses  Grundstücke  ausgeschieden  zum  Pachtwerthe 
von  85,000  Thaler  (Bedarfsumme),  und  für  Krongut  der  jetzt  regirenden  fürstlichen 
Familie  erklärt,  in  dessen  l>esitz  der  jedesmalige  regirende  Herzog  sich  befindet." 
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SchätzuDgeu  der  Erträgnisse  der  Domainen  AbweichaDgen  yon  dem  Soll 
der  Civilliste  nicht  zu  vermeiden  sein.*) 

4.    Das  priYatrechtliche  Vermögen  des  Monarclien. 

A.    Im  Allgemeinen. 

§.  363. 
Der  Regent  ist  auch  eine  Person  im  Sinne  des  Privatrechts  (eben  als 
Mensch)  und  kann  fUr  sich  eigenes  Vermögen  als  sein  Eigenthum  besitzen, 
welches  dann  nach  den  Regeln  des  Privatrechts  zu  beurtheilen  ist  DieseiJ 
Privatgut  des  Fürsten  ist  von  dem  Vermögen  des  Staates  wie  der  Krone 
in  allen  Hinsichten  zu  unterscheiden.  Wie  es  an  sich  ein  Zufälliges  ist^ 
indem  seih  Erwerb  im  Grunde  eben  durch  alles  dasjenige  bedingt  ist,  was 
in  einem  Jeden,  welcher  irdische  Güter  rechtlich  erwerben  will,  sich  er- 
fUUen  muss,  so  ist  andererseits  auch  das  BedUrfniss  wie  die  Ausgabe  des 
Staates  ohne  Rücksicht  auf  den  privativen  Besitz  oder  Nichtbesitz  des* 
Fürsten  zu  bestimmen.  Dieses  Privatgut  des  Fürsten  kann  also  für  die 
Darstellung  der  Vermögensrechte  des  Staates  gar  nicht  in  Betracht  kom- 
men.') Wenn  Verfassungsgesetze  des  Privatguts  des  Souverains  envähnen, 
80  geschieht  das  eben  nur,  um  den  Unterschied  desselben  und  des  Staats- 
gutes hervorzuheben  und  die  Freiheit  des  Souverains,  über  dasselbe  zu  ver- 
fügen,  anzuerkennen.*)     Dass  diese  Freiheit  aber  auch  ihre   rechtlichen, 


')  Grade  das  Verfahren  bei  Ausmittelung  des  „Reinertrages"  der  zum  Krongnt  aos- 
ersehenen  Domainen  waii  es,  das  im  Königreich  Hannover  einen  so  allgeroeinen  Wider- 
willen gegen  das  ganze  Institut  hervorrief,  obwohl  das  Prinzip  an  sich  eine  solche  l't- 
Zufriedenheit  wohl  nicht  gerechtfertigt  haben  würde. 

*)  Es  ist  die  privata  imperatorura  substantia  des  römischen  Rechtes.  YergL  §.  13 
Inst,  de  usur.  (II,  6);  J.  39  §.  3  D.  de  leg.  I;  1.  3  Cod  de  quadr.  praescr.  (YU,  37l 
Dieser  Gegensatz  ist  in  den  deutschen  Territorien  stets  anerkannt;  vergl.  Moser,  Vf^ 
der  Reichsstände  Landen  S.  212;  von  Karaptz,  Eröiterung  der  Verbindlichkeit  eiri-.^ 
weltlichen  Reichsfürsten  S.  8ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II.  S.  414,  m. 
Eine  höchst  singulare  Bestimmung  des  Gegentheils  findet  sich  aber  in  dem  AnhaU- 
IJernbnrgschen  Verfassungsgesetze  §.  Ü3:  „Es  fliessen  fortan  aUe  Einkünfte  von  Jen 
sämmtlichen  Domainen,  beziehentlich  Stamm-  und  Fideicommissgütern  «le^ 
Herzogs,  sowie  von  den  inländischen  Privatgütern  des  Herzogs  —  —  ^'-^ 
Staatskasse.**  Nur  sehr  eigenthümliche  Verhältnisse  dieses  Hcrzogthums  können  eiK 
solche  Singularität  erklären. 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  UI  §.  2:  „Zu  dem  unveräusserlichen  Staatsg^'it. 
welches  im  Falle  einer  Sonderung  des  Staatsvermögens  von  der  PriTatTerlassenschafi 
(sc.  des  Königs)  in  das  Inventar  des  letztem  nicht  gebracht  werden  darf,  gehören*  ^-t*-.. 
womit  zu  vergleichen  daselbst  §.  1  Abs.  2:  „Auch  alle  neue  Erwerbungen  atus  Primat- 
titeln  an  unbeweglichen  Gütern,   sie  mögen  in  der  Haupt-  oder  Nebenlinie  g«ch«htii. 

wenn  der  erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat, wer^la 

als  der  Gesammtmasse  (des  Staatsguts)  einverleibt  angesehen**;  Sächsisches  Verfassan?^- 
gesetz  §.  21 :    „Privateigentham  des  Königs  ist  alles  dasjenige,  was  derselbe  vor  der  (h- 
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nämlich  privatrechtlichen  Schranken,  sei  es  die  der  allgemeinen  Rechts 
regeln  oder  die  besonderer  privatrechtlicher  Bestimmungen  (privilegia  fisci, 
autonomische  der  Hausgesetze)  hat,  ist  dem  Staate  und  für  das  Staatsrecht 
ohne  Interesse.*)  Consequent  ist  es  dagegen,  wenn  das  Staatsrecht  auch 
das  Privateigenthum  der  Souveraiue  gleich  wie  das  irgend  anderer  Personen 
der  allgemeinen  Steuerpflicht  unterworfen  hat.*) 

langung  zum  Throne  bereits  besessen  hat  und  nait  diesem  Vermögen  ferner  erwirbt,  es 
steht  ihm  darüber  die  freie  Disposition  unter  den  Lebendigen  und  auf  den  Todesfall  zu. 
Hat  der  König  über  dieses  Vermögen  nicht  disponirt,  so  wächst  dasselbe  bei  seinem  Ab- 
leben dem  Hauptfideicommiss  zu.  Ueber  dasjenige  Vermögen,  was  der  König  sonst  wäh- 
rend seiner  Regirung  aus  irgend  einem  Privatrechtstitel  oder  durtjh  Ersparnisse  an  der 
Civilliste  erwirbt,  steht  demselben  die  freie  Disposition  unter  den  Lebenden  zu,  bei  seinem 
Ableben  aber  fallt  es  ebenfalls  dem  Hausfideicommisse  anheim";  (Hannoversches 
Finanzgesetz  vom  24.  März  1857  §.  13:  „Das  Privatvermögen  des  Königs,  der  Königin, 
der  Prinzen  und  Prinzessinnen  —  es  gilt  also  für  den  „König"  ein  besondÄ:es  Recht  nicht 
—  verbleibt  nach  Massgabe  der  Hausgesetze,  oder  soweit  diese  darüber  nicht  entscheiden, 
der  Landesgesetze  der  völlig  freien  Verfügung  der  Berechtigten"):  .  Altenburg  seh  es 
Grundgesetz  §.21:  „ —  bildet  dasjenige,  was  der  regirende  Herzog  aus  dem  Gesammt- 
betrage  der  Civilliste  für  seine  Person,  oder  &h  Nutzniesser  der  eben  genannten  Fidei- 
commisscapitalien  (s.  vorstehenden  §.)  bezieht,  oder  was  er  sonst  ausser  der  Staats- 
erbfolge durch  Erbschaft,  Testament  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  nach  privat- 
rechtlichen Titeln  erwiibt,  die  Herzoglichen  SchatuUeinkünftc  und  das  Schatullgut"; 
§.  22:  „Die  Schatulleinkünfte  und  das  Schatullgut  stehen  unter  der  unbeschränkten  Dis- 
position des  Souverains  und  w^erden  nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  beurtheilt. 
Privatschulden  des  Landesherrn  können  nur  gegen  die  Herzogliche  Schatulle  —  nicht  also 
auch  gegen  das  Fideicommiss  —  geltend  gemacht  werden;  und  der  Regirungsnachfolger 
ist  für  solche  nur  in  soweit  verbindlich,  als  das  von  dem  Vorgänger  erworbene  und  von 
ihm  hinterlassene  Schatull vermögen  reicht  (wobei  wohl  vorauszusetzen,  dass  der  Kegirungs- 
nachfolger  auch  der  Erbe  des  Schatullgutes  geworden).  —  Auch  durch  Testament,  Schen- 
kungen und  Vermächtnisse  kann  nur  über  das  Schatullgut  gültig  verfügt  werden.  —  In 
Ermangelung  einer  letztwilligen  Verfügung  findet  in  das  zurückgelassene 
Schatullvermögen  des  Regenten  die  Intestaterbfolge  nach  deren  landes- 
gesetzlichen Bestimmung  Statt";  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz 
Art.  186:  »Dem  Grossherzoge  und  der  Grossherzoglichen  Familie  steht  über  das  Privat- 
vermögen  die  freie  Verfügung  zu,  nach  den  näheren  Bestimmungen  des  Hausgesetzes."  — 
Höchst  Singular  ist  dagegen  die  Bestimmung  des  Anhalt-Bcrnburgschen  Landes- 
grundgesetzes  in  den  §§.  9d  ff.,  dass  auch  die  Einkünfte  aus  dem  Privatvermögen  des 
Herzogs  und  des  Herzoglichen  Hauses  in  die  Staatskasse  iliessen  und  vorbehaltlich  der 
aus  dieser  zu  leistenden  Civilliste  zu  Staatszwecken  verrechnet  werden  sollen. 

*)  Mag  es  das  römische  Recht  oder  das  s.  g.  Privatfürstenrecht  sein,  welches  das 
Recht  des  Souverains  an  seinem  Privateigenthum  bestimmt  und  etwa  demselben  besondere 
Vorzüge  oder  besondere  Lasten  verleiht,  immer  ist  es  das  Privatrecht,  welchem  jenes 
R4icht  zu  entnehmen  ist,  und  ist  diesem  Genüge  gethan,  wenn  das  Staatsrecht  ganz  all- 
gemein die  Herrschaft  des  Privatrechts  über  diese  ^rt  des  privatrechtlichen  Vermögens 
anerkennt. 

*)  Wenn  für  adlige  Güter  Steuerfreiheit  als  ein  besonderes  Vorzugsrecht  gilt,  so  ist 
es  nur  consequent,  auch  das  fürstliche  Privatgut  zu  dem  exemten  zu  rechnen.  Ist  da- 
tregen  jenes  Privileg  im  Prinzipe  beseitigt,  so  ist  es  nur  gerecht,  dasselbe  auch  für  das 

Grotefend,  Staatsrecht.  23 
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B.    Fideicommissarischer  Besitz. 

§.  364. 
Eine  besondere  Form  des  privatrechtlichen  Vermögens  des  Fürsten  ist 
das  fideicommissarisch  geschlossene  Gut,  welches  in  einzelnen  Fürsten- 
häuscrn  dem  jeweiligen  Regenten  zur  Nutzung  überwiesen  ist.  Dasselte 
ist,  hier  und  da  unter  dem  Namen  Schatullgut, ')  das  Eigenthnm  der  fürst- 
lichen Familie,  diese  wird  indess  in  dem  Besitze  durch  dasjenige  Glied, 
welchem  die  Krone  des  Staates  gehört,  vertreten.  Der  fideicommissarische 
Charakter  dieses  Gutes  giebt  dem  Rechte  des  Souverains  an  dessen  Nutzung 
und  Verwaltung  besonderen  Inhalt  und  besondere  Formen,  da  sein  Recht 
nicht  das  Eigenthnm,  sondern  nur  die  Nutzniessung  des  in  dem  Eigenthnm 
eines  anderen  Subjectes,  der  fürstlichen  Familie,  stehenden  Gut4»  ist.  Die 
daraus  hervorgehenden  Beschränkungen  des  Nutzungsrechtes  des  Monarchen 
sehen  allerdings  den  staatsrechtlichen  Grundsätzen,  welche  das  Recht  des 
Souverains  au  dem  s.  g.  Rammergut  bestimmen  und  modificiren,  ähnlich, 
insofern  beide  Arten  von  Bestimmungen  die  Gonservation  je  dieses  be- 
stimmten Vcrmögenscomplexes  bezwecken,  jene  Beschränkungen  der  Dispo- 
sitionsbefngnisse  des  Monarchen  an  dem  Fideicommissgute  seines  fürstlichen 
Hauses  sind  indess  durchaus  privatrechtlicher  Natur,  da  sie  aus  einer  rein 
privatrechtlichen  Quelle,  der  Autonomie  des  fürstlichen  Hauses  (Hausgesetze), 
entsprangen,  auch  nicht  direct  das  staatsrechtliche  Interesse  des  Glanzes 
der  Krone,  sondern  in  erster  Linie  nur  den  Glanz  des  fürstlichen  Hauses, 
wenn  auch  als  eines  souverainen,  im  Auge  haben. 

5.    Trennung  des  privatrechtlichen  and  des  staatsrechtlichen 
Vermögens  des  Monarchen. 

§.  365. 
Der  unpolitische  Charakter  des  Privatgutes  des  Fürsten  zeigt  sich  am 
Deutlichsten,  wenn  der  Eigenthümer  desselben   stirbt.    Es  treten  dann  an 
diesem  Vermögen  alle  diejenigen  Wirkungen  hervor,  welche  das  Privatrecht 

fürstliche  Privatvermögen  nicht  mehr  gelten  zu  lassen.  Denn  auch  der  Fürst  geniesst 
als  privatreehtliche  Person  des  Schutzes  des  Staates.  Vergl.  Würtembergsches  Ver- 
fassungsgesetz §.  108;  Meiningensches  Gesetz  vom  3.  Juni  1854  Art.  8;  Gothaschos 
Gesetz  vom  1.  März  1855  Beilage  A  §.  5  und  Beilage  B  §.  8  Abs.  4. 

M  Mit  dem  Worte  „Schatullgut"  verbindet  sich  ein  bestimmter  vermogensrechtlirbt^r 
Bcgrifif  nicht.  Das  positive  Recht  hat  zu  entscheiden,  ob  damit  das  persönliche  Eigen- 
thnm  des  Souverains  oder  das  fideicommissarische  des  fürstlichen  Hauses  bezeichnet  sein 
soll.  In  jenem  Sinne  spricht  z.  B.  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  20  ff.,  in  diewin 
aber  das  (Hannoversche  Finanzg<\<?etz  vom  2-1.  März  1855  §.  12)  von  dem  Schatnllguie 
der  Fürsten.  Vergl.  auch  Meiningensches  Gesetz  vom  3.  Juni  1854  Art.  11:  ^Das 
Schatull-  und  AUodialvermögen    -  -    ist  Eigenthnm  des  Herzoglichen  Hauses." 
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—  sei  es  das  gemeine  oder  das  besondere  auf  autonomiscLe  Satzungen 
sieh  stützende  Familieurecbt  des  fürstlichen'  Hauses  —  dem  Tode  dca 
Eigenthtimers  zuschreibt.  Das  Vermögen  ist  die  Nachlasseiiscbaft  eines 
Verstorbenen  im  privatrechtlichen  Sinne  und  der  Tod  eröffnet  eine  privat- 
rechtliche  Erbfolge  in  diesen  Nacblass.  Das  Schicksal  des  Privatguten  des 
Souverains  ist  also  kraft  des  durchaus  privatrechtlichen  Charakters  des- 
selben ein  völlig  selbständiges  d.  h.  eben  ein  rein  privatrecbtUches,  und 
wenn  dasselbe  schon  bei  Lebzeiten  des  Eigenthtimers  in  keinerlei  recht- 
lichen Beziehungen  zu  dem  staatsrechtlichen  Vermögen  diesem  als  tles  Sou* 
verains  stand^  weil  es  eben  nicht  dem  Souverain,  sondern  dem  persönlichen 
Mensehen  gehörte,  so  tritt  noch  weniger  im  Falle  des  Todes  dieses  Doppel- 
Wesens  irgend  eine  Verbindqng  zwischen  dem  Vermögen,  \velcbeR  jetzt 
privatrechtlicher  Nacblass  ist,  und  demjenigen,  welches  als  Gut  der  Krone 
wohl  die  Person  des  Besitzers,  nicht  aber  seinen  staatsrechtlichen  Cbarakter 
verändert  hat,  ein/) 


Dritter  Titel. 

Politische  Eigenschaften  des  Monarchen. 

I.   Souverainetät. 

§.  366. 
Als  Besitzer  des  ausschliesslichen  Rechtes  an  dem  Rechte  der  souverainen 
Staatsgewalt  heisst  der  Monarch  selbst  souverain  und  ist  sein  Recht  das 
Recht  der  Souverainetät.  Der  Sinn  dieser  Bezeichnung  ist,  dass  dm  Recht 
des  Monarchen  ein  selbständiges  und  völliges  ist:  selbständig,  weil  dasselbe 
von  einer  anderen  irdischen  Macht  nicht  abgeleitet  wird,  und  völlig,  weil 
nur  der  Monarch  dieses  Recht  an  dem  Rechte  des  souveraiucu  Stoatew 
liaben  kann.  Das  Recht  der  ftlrstlichen  Souverainetät  ist  al^^o  von  dem 
der  staatlichen  Souverainetät  schon  im  Begriffe  verschieden.  Dieses  ist  die 
Voraussetzung  jenes  und  kann  ein  Recht  der  Souverainetät  des  Monarchen 
nur  existiren,  wenn  die  Souverainetät  des  Staates  als  sein  Objcct  exiKtirt. 
Andererseits  aber  vollendet  auch  die  Souverainetät  des  Monarelien  allererst 
die  Souverametät  des  Staates,  indem  nur  durch  jene  diese  euic  reale  Madit^ 
ein  Wesen  der  Wirklichkeit  werden  kann.  Das  Recht  der  .Souverainetät 
oder  die  persönlich  souverainen  Rechte  sind  aber  nicht  eins  oder  etliche 
Rechte  des  Monarchen;  sondern  decken  den  Begriff  des  Monaichen  so  voU- 

»)  Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  §.  75. 

23* 
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ständig,  dass  sie  als  die  wesentlichsten  Eigenschaften  desselben  erscheinen, 
dass  der  Monarch  nur  durch  das  Recht  der  Soaverainetät  dies  ist.*) 


II.   Heiligkeit  der  Person. 

§.  367. 
Als  dem  Repräsentanten  der  Gewalt  nnd  der  Würde  des  Staates  eignet 
dem  Monarchen  persönliche  Unverletzbarkeit  und  Heiligkeit  in  dem  Sinne, 
dass  kein  Mensch  und  keine  irdische  Anstalt  befugt  ist,  an  der  Person  it^ 
Monarchen  Gewalt  zu  üben  oder  diesen  zur  Verantwortung  zu  ziehen/! 
Diese  äussere  Erhabenheit  des  Souverains  und.  diese  seine  Sicherheit  gegen 
Verletzungen  der  körperlichen  Integrität  wie  der  Ehre  ist  der  sichtbare 
Ausdruck  der  moralischen  Ehrfurcht,  welche  der  Staat  als  die  mächtigste 
und  glänzendste  Anstalt  der  irdischen  Weltorduung  beansprucht  und  ein- 
flösst.  Die  Verletzung  derselben  gilt  in  allen  deutschen  Staaten  als  ein 
schweres,  die  Vergewaltigung  an  der  fürstlichen  Person  sogar  als  ein  absolut 
todeswürdiges  Verbrechen.  Die  Souverainetät  des  Fürsten  fordert  auch  die 
vollste  äussere  Freiheit  desselben,  völlige  Abwehr  eines  jeden  compulsiven 
Zwanges.     Dagegen  ist  die  Untermischung  einer  religiösen  Heiligkeit  unter 

')  Gerber,  lieber  öffentliche  Rechte  S.  61:  „Man  spricht  zwar  oft  von  einem  be- 
sonderen Rechte  der  Souverainetät;  dies  ist  aber  kein  wirklich  selbständiges  Recht  D*ch 
eigenem  Inhalt,  sondern  nur  der  Ausdruck  für  die  Eigenschaft  des  Monarchenrecbts, 
dass  es  jene  Rechte  unabhängig  von  jeder  fremden  Unterordnung  in  sich  trage.'  —  Was 
unter  dem  Worte  „Souverainetät"  zu  verstehen  sei,  war  den  deutschen  Fürsten  in  den 
Wiener  Conferenzen  selbst  unklar.    Vergl.  Held,  System  Th.  II.  S.  31  Note. 

')  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  lassen  die  ausdrückliche  Anerkennung  der  Heilig- 
keit und  Unverletzlichkeit  der  fürstlichen  Person  und  mehre  auch  das  besondere  Bekeniit- 
niss  der  ünverantwortlichkeit  seiner  Handlungen  (im  Gegensatze  zu  der  um  so  strengen»!! 
Verantwortlichkeit  der  Minister)  nicht  fehlen.  Vergl.  Preussisches  Verfassungs^^tz 
Art.  43  und  44  (in  der  Fassung:  „Die  Minister  des  Königs  sind  verantwortlich",  ergi^: 
der  König  nicht);  Baiersches  Tit.  II  §.1;  Sächsisches  §.  4;  Würtembergsche- 
§.4;  Badenschcs  §.5;  (Kurhessisches  §.10);  Grossherzoglich  Hessisches  §.4: 
Luxemburgsches  Art  4;  Mciningensches  Grundgesetz  §.  102  („Der  Landesherr  InI 
über  alle  persönliche  Verantwortung  erhaben);  Altenburgsches  ^.  4  und  36;  Coburjj- 
Gothaschea  Staatsgrundgesetz  §.2;  Braunschweigscbe  Neue  Landschaftsordnong §. ^ > 
Oldenburgsches  Rcvidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  4  §.  3  und  Art.  12  §.1;  Anhalt- 
Bernburgsches  Verfassungsgesetz  §.  82;  Schwarzburg-Sondershausensches  Gfstti 
vom  2.  August  1852  §  12  (in  der  Fassung  des  hierdurch  aufgehobenen  §.  49  des  Tcr- 
fansungsgesetzes  erschien  das  Anerkenntniss  der  Heiligkeit  und  unverletzlichkeit  der  fürst- 
lichen Person  fast  wie  eine  gedankenlose  Redensart) ;  Schwarzburg-Rudolstädtsche- 
§.2;  Reussisches  j,  L.  §.  40;  Waldecksches  §.4;  Liechtensteinsches  §.  2.  —  Von 
der  Heiligkeit  und  Unverletzlichkeit  des  Souverains  war  in  dem  Hannoverschen  Lanii<?*- 
verfasaungsgesetze  keine  Rede,  aber  selbstverständlich  ohne  Präjudicirung  gegen  ibre 
Anerkennung. 
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jene  politische  in  der  Gegenwart  wenigstens  in  den  deutschen  Staaten  nicht 
mehr  zu  finden,  während  die  katholische  Kirche  in  ihren  Dogmen  kein 
Hinderniss  zu  einer  solchen,  ehedem  wohl  üblichen  Apotheose  antreffen 
mochte. ') 


III.   Rechtliche  Unverantwortllchkeit. 

§.  368. 
Der  Monarch  ist  unverantwortlich.  In  diesem  staatsrechtlichen  An- 
erkenntniss  der  Unverantwortlichkeit  des  Souverains  liegt  nicht  etwa  das 
Zugeständniss  einer  moralischen  oder  intellectuellen  Unfehlbarkeit  desselben, 
auch  nicht  eine  Vermuthung,  dass  das  Unrecht  und  die  Unwahrheit  des 
Souverains  nicht  dem  Wissen  und  Wollen  des  Monarchen,  sondern  dem 
Irrthum  oder  der  Bosheit  seiner  verantwortlichen  Rathgeber  zuzuschreiben 
seien. ^  Vielmehr  ist  jenes  Prinzip  nur  die  Wahl  des  geringeren  Uebels, 
denn  unerträglicher  als  das  Unrecht  des  Souverains  würde  es  sein,  wenn 
über  denselben  ein  Gericht,  das  immer  nur  aus  seinen  Unterthanen  bestehen 
würde,  tagen  und  etwa  eine  Strafe  erkennen  möchte.  Die  Geschichte, 
auch  die  deutsche,  kennt  solchen  Skandal,  aber  hat  auch  seine  ernste  Ge- 
fahr bewiesen^)  und  es  ist  ein  Fortschritt  der  politischen  Gesittung,  dass 
das  Recht  eine  Wiederkehr  desselben  nicht  mehr  für  möglich  halten  will.^) 
Im  heutigen  deutschen  Staatsrecht  ist  das  Prinzip  der  Unverantwortlichkeit 
des  Souverains  in  seiner  vollsten  Bedeutung  zur  Anwendung  gelangt,  so 
dass  die  Person  des  Souverains  auch  nicht  einmal  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts  Recht  zu  geben  hat,   indem  hier  die  gegen  den  Souverain  zu 

')  Selbst  die  Oestreic bische  Verfassnngsurkunde  von  1849  §.  14  substituirte  in 
der  That  für  den  sonst  üblichen  Ausdruck,  „die  Person  des  Souverains  ist  heilig",  den 
nicht  gleichbedeutenden,  „der  Kaiser  ist  geheiligt". 

^)  Das  englische  constitutionelle  Sprichwort:  „the  king  can  do  no  wrong"  würde 
wortlich  verstanden  einfacher  Unsinn  sein,  der  nahezu  an  Blasphemie  streift.  Das  „wir 
sind  allzumal  Sünder"  gilt  von  den  Souverainen  nicht  minder  als  von  den  ärmsten  Armen, 
and  es  hat  noch  keinen  Monarchen  geschändet,  dass  ihn  seine  Unterthanen  am  Altar  des 
Herrn  Vergebung  der  Sünden  sich  erbeten  sahen.  Jene  englische  Parömie  ist  nur  im 
Sinne  der  römischen  „Princeps  legibus  solatus  est"  zu  verstehen.  Vergl.  Meiningen- 
sches  Grundgesetz  §.  102;  Altenburgsches  §.  36. 

')  Man  denke  an  die  schmachvollen  Zustände  im  Reiche,  als  Kaiser  Wenzel  des 
Thrones  entsetzt  wurde.  —  Wenn  übrigens  der  Kaiser  durch  die  Reichs-  und  Hofgerichte 
Beichsfürsten  zur  Verantwortung  zog  und  entsetsd:e,  so  waren  dies  nicht  schon  Fälle  einer 
Verurtheilung  souverainer  Fürsten,  und  ist  deshalb  auch  aus  diesem  Rechte  der  Reichs- 
gerichte nicht  etwa  eine  Analogie  für  das  heutige  deutsche  Staatsrecht  zu  entnehmen 
oder  dasselbe  als  ein  von  dem  heutigen  Staatsrecht  abweichendes  Recht  des  Mittelalters 
zu  verstehen. 

*)  S.  die  Citate  in  der  Note  2  des  vorigen  Paragraphen. 
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erhebenden  Ansprüche  gegen  den  Fiscus  oder  die  juristiBche  Person  der  Giv3- 
liste  ^  der  SchatuUkasse  oder  des  fürstlichen  Hausfideicommisses  geltend 
gemacht  werden  müssen. ')  Die  politische  Unverantwortlichkeit  des  SouTe- 
rains  ist  aber  nur  eine  äussere;  dem,  von  welchem  alle  Obrigkeit  ist, 
gegenüber  trägt  auch  der  Souvcrain  die  volle  Verantwortlichkeit  ftir  sein 
Denken,  Thun  und  Lassen.  Den  Massstab  dieser  moralischen  Verantwort- 
lichkeit giebt  das  Gesetz  und  das  Gewissen. 


¥lei-ter  Titel. 

Das    Recht    der    Thronfolge. 

I.    im  Allgemeinen. 

1.  Begriff  nnd  Wesen  der  Thronfolge. 

§.  369. 
Die  Person  des  Monarchen  wechselt  nach  dem  Gesetze  der  Sterblich- 
keit. Die  unsterbliche  Idee  und  die  ununterbrochene  fortathmende  Gewalt 
des  Staates  können  die  sterbliche  Natur  des  sie  darstellenden  Menschen 
nicht  ändern,  und  wenn  auch  dem  „le  roi  est  mort"  das  „vive  le  roi"  im 
selben  Augenblicke  folgt,  so  ist  doch  der  neue  König  ein  anderer  und  ein 
Wechsel  in  der  Person  des  Souverains  vollzogen.  So  entsteht  eine  Snc- 
cession  in  das  Recht  an  der  Souverainetät  des  Staates,  indem  dem  letzten 
Inhaber  desselben  ein  Anderer  folgt  und  so  eine  mehr  oder  weniger  glieder- 
reiche Reihenfolge  der  Souveraine  je  nach  den  Wandelungen  der  Geschichte 
gebildet  wird.  Dieser  Uebergang  der  monarchischen  Rechte  von  einer 
Person  auf  eine  andere  ist  ein  Ereigniss  von  bedeutendstem  politischen 
Interesse  und  von  grossem  rechtlichen  Wei-the.  Eben  weil  der  Staat 
„ewig"  ist  und  seine  Gewalt  nie  schlummern  darf,  weil  das  Leben  des 
Staates  von  der  nie  rostenden  Spindel  der  Zeit  getrieben  wird,  ist  es  eine 
nothwendige  Forderung  desselben,  dass  ungeachtet  jenes  Wechsels  in  den 
souverainen  Personen  dem  Staate  doch  in  keinem  Augenblicke  das  Oi^n, 
welches  sein  Haupt  ist,  fehle.  Darum  ist  es  von  grosser  Wichtigkeit,  dass 
in  dem  Augenblicke  der  Thronerledigung  der  neue  Träger  der  Souverainetät 
des  Staates  sofort  existirt,  d.  h.  eben  jener  Wechsel  zeitlich  unmerklich, 
rechtlich  gewiss  ist. 


M  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  ü.  S.  74  ff.  (2.  Auflage). 
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§.  370. 
Der  individuelle  ßepräsentaut'  der  Staatsgewalt  kann  sich  tiianuichfach 
bestimmen.  Er  kann  aus  einem  Kampfe  der  Waffen  hervorgeben ^  durch 
den  Sieg  der  Uebermacht,  durch  List  und  Betrug,  durch  irgend  ein  ein* 
maliges  geschichtliches  Ereigniss,  das  sich  wie  ein  Zufall  aus^ninmitj  er- 
mächtigt, oder  aber  von  dem  Rechte  nach  der  von  diesem  sanetionirteu 
Ordnung  berufen  werden.  So  begründet  sich  ein  wesentlicher  nnd  tief 
bedeutungsvoller  Unterschied  zwischen  dem  rechtsbegrüiidettsu  Titel 
der  persönlichen  Souverainetät  und  den  übrigen  dem  Bereiche  uniieret^heii- 
barer  Thatsachen  angehörenden  Gründen  ihres  blos  thatsächliclu'n  Bc* 
Sitzes,  zwischen  dem  legitimen  und  dem  illegitimen  Monarchen.  Die 
Wissenschaft  des  Rechtes  kann  aber  nur  auf  diejenige  Entstehung  der  per- 
sönlichen Souverainetät  Rücksicht  nehmen,  welche  auf  ihrem  Gebiete,  dem 
des  Rechtes,  sich  vollzieht  und  nur  diejenigen  Grundsätze,  na  eh  welchen 
sich  die  Thronfolge  bestimmt,  darstellen,  welche  das  positive  Recht  als 
seine  Regel  gegeben  hat.') 

2.    Bechtlicher  Charakter. 

§.  371. 
Die  staatsrechtliche  Successionslehre  steht  auf  wesentlich  eigenen! 
Grunde  und  unter  ganz  besonderen  Gesichtspunkten,  welclic  eine  Ver- 
mischung mit  den  Grundsätzen  und  Lehren  der  civilrechtlieUcn  Erbfolge 
nicht  dulden  dürfen.^)  Zwar  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  die  Staatsrecht* 
liehe  Successionsordnung  dem  deutschen,  longobardischen  nnd  rnniiwehen 
Privatrechte  entlehnt  ist  und  also  eine  historische  Verwandtschnff  mit  diesem 
hat,  allein  auch  dieses  ist  nur  als  eine  historische  Reminiscenz  der  privat- 
rechtlichen  Behandlung  des  Staatswesens  zu  betrachten  und  mutiä  jcts^t  auch 


')  Den  Ausdruck  „Legitimität"  als  politisches  Schiboleth  erfand  Tülleyraiid  auf 
dem  Wiener  Congress.  Seitdem  ist  derselbe  das  Stichwort  politischer  Pyüsitrcbuijgen  g-e- 
worden  und  ist  unter  ihm  gar  Vielerlei  verstanden.  Vergl.  Zachariä,  Deut^jclu^s  Sta;it»- 
recht  Th.  I.  S.  78.  Ueber  die  Auffassung  dieses  Begriffes  auf  dem  Wieticr  Onjr^roHaü  s. 
Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  Th.  V.  S.  503,  Th.  VI.  S.  235.  291-  ^tiVl  Th.  \7L 
S.  52.  398,  Th.  XI.  S.  1G9.  218.  Die  spätere  französische,  italienische  uii'l  ilculaclie  Ge- 
schichte hat  den  richtigen  Oommcntar  zu  diesem  Begriffe  geliefert. 

')  Darauf  soll  auch  der  unpassende  Ausdruck:  „Alle  Staaten  des  ileutschen  Bunde» 
sind  allodial"  (Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.242;  Weiss,  System  8.  iH)  hinwcLscn. 
Man  hat  mit  diesem  Ausdruck  allerdings  etwas  Richtiges  bezeichnen  wolkig  iiäiiilich  ila»^ 
die  deutschen  Staaten  nicht  mehr  Feudalstaaten  seien;  allein  darum  sind  dU'^i-  Uiich  nicht 
„allodial",  wie  überhaupt  der  Gegensatz  von  Lehen  und  Allod  nur  auf  dem  Gt^biete  des 
Privatrechts  gilt.  Vielmehr  sind  die  deutschen  Staaten  „souverain**,  welche  Eigeni^clmfl 
und  welchen  Ausdruck  nur  das  Staatsrecht  kennt.  Vergl.  Held,  System  Tli,  IL  ^,  :34Ü 
Note  2. 
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die  staatsrechtliche  Successionsordnung  in  ihrer  vollen  Selbständigkeit  und 
Eigenthtimlichkeit  anerkannt  werden.*)    Der  staatsrechtliche  Charakter 

M  A.  M.  Zachariä,  Deatsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  341 :  „Das  Snccessionsrecht  in 
den  souverainen  Fürstenhäusern  ist  insofern  doppelter  Natur,  als  es  zwar  privatrecht- 
lich ist  hinsichtlich  seiner  Zuständigkeit,  staatsrechtlich  dagegen  vermöge  seines 
hesonderen  Gegenstandes."  Wenn  dann  Zachariä  mit  Eecht  die  Meinung  verwirft, 
daas  die  pvivatrechtliche  Natur  dieser  Succession  in  ihrem  Wesen  als  einer  successio  ex 
pacto  et  Providentia  majorum  beruhe,  so  ist  darin  eben  eine  Negatioa  jener  voranfgegan- 
genen  Behauptung  zu  befinden.  Obwohl  nun  diese  Negation  begründeter  als  jene  Behaup- 
tung ist,  so  wagt  doch  auch  Zachariä  noch  nicht,  sie  bestimmt  zu  behaupten,  da  er 
sofort  zugiebt,  dass  aus  jenem  Satze  wenigstens  die  „Folgerungen"  gezogen  werden  dürfen, 
dass  „a)  nur  die  rechtlich  qualificirte  Abstammung  vom  s.  g.  ersten  Erwerber  ein  Suc- 
ccssionsrecht  giebt;  dass  b)  die  Successionsordnung  ohne  Einwilligung  der  schon  vorhan- 
denen Berechtigten  vom  zeitigen  Souverain  nicht  geändert  und  das  civilrechtlicha  Ent- 
erbungsrecht darauf  gar  nicht  bezogen  werden  kann,  und  dass  c)  der  Anfall  des  Bechts 
ipso  jure  eintritt."  Wenn  indess  jener  Satz  falsch  ist,  so  dürfen  auch  keine  Con.sequenien 
für  die  Praxis  daraus  gezogen  werden.  Diese  unbestreitbar  richtigen  Sätze  sind  allerdings 
einst  aus  der  Lehre  von  der  successio  ex  pacto  et  Providentia  majorum  theoretisch  abs- 
trahirt  und  gerechtfertigt,  allein  das  fürstliche  Successionsrecht  der  Gegenwart  ist  ein 
staatsrechtliches  in  alleÄ  seinen  Prinzipien  und  Folgerungen  und  bedarf  nicht  mehr  einer 
Berufung  auf  jene  Theorie  mittelalterlicher  Wissenschaft.  Wie  könnte  man  auch  sagen, 
dass  das  Successionsrecht  in  den  deutschen  Staaten  .  „privatrechtlich  hinsichtlich  seiner 
Zuständigkeit"  sei?  Ist  es  denn  etwa  das  Privatrecht,  welches  die  Bedingungen  der 
Souverainetätsbcrechtigung  aufstellt?  Vielmehr  ist  es  doch  nur  das  Staatsrecht,  welches 
jene  Bedingungen  und  zwar  dem  Privatrechte  völlig  fremde  Bedingungen  setzt  Man 
denke  nur  einmal  an  die  Erfordernisse  der  Kegirungsfähigkeit ,  die  zum  Theü  ja  sogar 
das  confessioneUe  Gebiet  berühren.  Nicht  einmal  die  Successionsordnung  ist  gegen- 
wärtig noch  privatrechlicher  Art,  wie  schon  eine  Erinnerung  an  das  Successionsrecht  und 
die  Folge  der  Agnaten ,  der  Cognaten  und  der  s.  g.  ErbverbrOderten  (s.  unten  §.  398  £) 
beweist.  Kurzum:  an  dem  staatsrechtlichen  Successionsrechte  der  Gegenwart  ist  gar 
Nichts  mehr  privatrechtlicher  Natur.  —  Vergl.  Held,  System  Th.  II.  S.  250  ff.  Wie 
schwer  es  aber  hält  sich  von  dem  Jahrhunderte  lang  gepflegten  Irrthum,  als  könne  anf 
die  staatsrechtliche  Succession  wenigstens  in  einiger  Hinsicht  -das  privatrechtliche  Erb- 
recht Anwendung  leiden,  beweist,  dass  selbst  Bluntschli  (Allgemeines  Staatsrecht  Th.  E 
S.  27),  welchem  sonst  die  Staatswissenschaft  zu  besonderem  Danke  verpflichtet  ist,  nicht 
nur  das  „Erbrecht"  zu  den  Entstehungsgründen  des  Monarchenrechts  rechnet,  sondern 
auch  die  Darstellung  desselben  mit  dem  Satze  beginnt:  „Das  ausgebildete  moderne  Staats- 
recht ist  durch  seine  öffentliche  Natur  darauf  hingewiesen,  auch  die  erblich  geordnete 
Thronfolge  voraus  aus  dem  öffentlichen  Gesichtspunkte  zu  betrachten;  und  insofern 
unterscheidet  sich  die  staatsrechtliche  Folge  durchaus  von  der  privatrechtlichen  Suc- 
cession. Auf  der  andein  Seite  aber,  da  auch  jene  innerhalb  einer  bestimmten  Familie 
vor  sich  geht,  steht  sie  in  Verbindung  mit  dem  Familienerbrechte  und  erinnert  immerhin 
an  privatrechtliche  Verhältnisse  und  Ordnungen.  So  wird  das  richtige  Prinzip  des 
ersten  Satzes  dfirch  die  unrichtige  Anschauung  im  zweiten  wieder  wesentlich  verletzt 
Wie  wenig  das  Familienerbrecht  der  souverainen  Häuser  mit  der  staatsrechtlichen  Suc- 
cession zu  thun  hat,  wird  sich  unten  bewiesen  finden.  Es  gilt  vor  Allem  auch  für  das 
Recht  der  Thronfolge  in  den  deutschen  Monarchieen  die  Consequenzen  der  richtigen  Er- 
kenntniss  des  Staatswesens  bis  zum  letzten  Punkte  zu  ziehen  und  auch  dieses  Recht  ganx 
und  völlig  aus  den  viel  zu  knappen  Formen  des  Privatrechts  zu  lösen. 
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dieser  Succession  beruht  eben  darin,  dass  ihr  Gegenstand  die  Souverainetät 
des  Staates  oder  die  Staatsgewalt  ist,  und  dass  die  Bedingungen  ihres  Ein- 
tritts durch  das  Recht  des  Staates  und  unter  Berücksichtigung  seiner 
speziellen  Interessen  bestimmt  sind,  wodurch  es  kommt,  dass  diese  Be- 
dingungen oft  geringer  oft  strenger  als  die  Voraussetzungen  der  civilrecht- 
lichen  Erbfolge  sind.  Vor  Allem  aber  ist  auch  das  Subject  dieser  Suc- 
cession ein  wesentlich  besonderes,  mit  dem  der  privatrechtlichen  Erbfolge 
gar  nicht  zu  vergleichen,  sowie  endlich  die  rechtlichen  Beziehungen  dieses 
Subjectes  zu  dem  Gegenstande  seines  Rechtes  einen  durchaus  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  tragen.  Das  oberste  Prinzip  der  staatsrechtlichen 
Succession  ist  eben  das  „rei  publicae  causa". 

3.   Inhalt. 

§.  372. 
Hinsichtlich  der  Succession  in  die  fürstliche  Souverainetät  ist  zwischen 
den  allgemeinen  rechtlichen  Voraussetzungen  der  Befähigung  zur  Nachfolge 
und  der  Ordnung,  in  welcher  dieses  Recht  als  ein  individuelles  geltend  zu 
machen  ist,  zu  unterscheiden.')  Erst  die  Successionsordnung  bestimmt  das 
Individuum,  welches  im  einzelnen  Falle  allein  befähigt  ist,  jene  gleichsam 
familienrechtliche  Qaalification  für  sich  geltend  zu  machen.  Jenes  Recht 
ist  das  der  Dynastie,  die  Successionsordnung  normirt  das  Recht  der  ein- 
zelnen Glieder  derselben.  Dann  aber  handelt  es  sich  nicht  minder  wie  in 
dem  Privatrechte  so  auch  hier  um  den  materiellen  Inhalt  dieses  Successions- 
rechtes  oder  um  den  Gegenstand  desselben  sowie  um  die  Voraussetzung 
und  Wirkung  des  Antritts  des  deferirten  Rechtes.  So  ordnet  sich  das 
System  des  individuellen  Successionsrechtes  aus  den  Lehren  von  der  Be- 
rechtigung zur  Thronfolge  und  der  Successionsordnung,  von  dem 
Gegenstande  des  Thronfolgerechtes  und  von  den  persönlichen 
Voraussetzungen  seines  Erwerbes  und  seiner  Geltendmachung. 


II.   Das  Recht  zur  Thronfolge. 
1.    Charakter    dieses   Rechtes. 

§.  373. 
Das  Recht  zur  Succession  in  die  Staatsgewalt  einer  deutschen  Mon- 
archie  hat  einen  entschieden   privatrechtlichen  Hintergrund^   indem  in  den 
älteren  Zeiten  4ie  deutsch  -  rechtlichen  Grundsätze  von  der  Erbfolge  in  das 

»)   Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  65  Note  1. 
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Stammgut,  später  die  Lebren  über  die  successio  in  feudam  und  die  römisch- 
recbtlichen  Erbrechtsregeln,  nicht  ohne  Verwirrung  der  ganzen  Lehre  von 
der  Succession  in  die  Landehhoheit,  zur  Anwendung  gebracht  wurden.  Be- 
trachteten einst  die  Fürsten  und  die  Gelehrten  selbst  die  Landeshoheit  als 
ein  Object  privatrechtlicher  Art,  so  konnten  sie  auch  über  die  Erbfolge  in 
dieselbe  nur  in  der  Weise  dieses  Rechtes  denken,  zumal  da  eine  äussere 
Achnlichkeit  der  Erbfolge,  eben  die  nach  Geblütsrecht,  nicht  zu  verkennen 
war^.  Später  trat  eine  Vermischung  beider  Arten  des  Rechts  ein,  als  näm- 
lich die  Landeshoheit,  zwar  im  Wege  privatrechtlicher  Belehnung  verliehen, 
aber  doch  schon  unter  politischen  Gesichtspunkten  und  als  eine  Qua$i- 
Souverainetät  betrachtet  wurde.*)  Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart 
haben  indess  den  öflFentlich  -  rechtlichen  Charakter  der  Succession  in  die 
staatliche  Souverainetät  in  seiner  vollen  Reinheit  erkannt  und  deshalb  auch 
die  rechtlichen  Grundsätze  über  dieselbe,  welche  bis  dahin  in  den  fürst- 
lichen Hausgesetzen  oder  anderen  privatrechtlichen  Formen  angepassten 
Urkunden  enthalten  waren,  als  einen  hochwichtigen  Theil  des  öffentlichen 
Rechtes  in  die  Verfassungsgesetze  aufgenommen,  oder  aber  durch  aus- 
drückliche Agnition  dieselben  zu  einem  integrirenden  Theile  der  Verfassung 
gemacht.') 

§,  374. 
Das  Wesen  des  heutigen  Successionsrechtes  der  deutschen  Monarchieen 
ruht  in  der  rechtlichen  Festigung  desselben  in  dem  Sinne,  dass  das  Recht 
des  Staates  es  ist,  das  den  Thronfolger  bestimmt  und  ihm  die  Souverainetät 
des  Staates,  diesen  allenfalls  rechtlich  bestimmten  Gegenstand,  vertraut 
Damm  die  Ausschliessung  aller  Willkür  von  der  Bestimmung  des  persön- 

M  VergL  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  and  Rechtsgeschichte  B.I.  §.  65;  HI.  §.421  £: 
IV.  §.  540  ff.;  Schulte,  Lehrbuch  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  S.  172,  II ; 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I.  §.  64;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  247  ff.;  Held, 
System  Th.  IL  S.  115  ff 

')  Dass  die  lehnrechtlichen  Regeln  für  das  heutige  Successionsrecht  irgendwelche 
Anwendbarkeit  beanspruchen  können,  muss  entschieden  yerneint  werden,  da  kein  deatsch»»r 
Staat  mehr  ein  Lehnsbesitz  ist  und  die  Selbsteiligkeit  des  Staatsrechts  eine  EnÜehaini^ 
völlig  fremder  Rechtsgrundsätze  nicht  mehr  vertragen  will.  Held,  System  Th.  IL  S,  1S4 
in  den  Worten:  „Der  Staat  ist  als  Gegenstand  der  Thronfolge"  etc.  A.  M.  z.B.  ^''eis?^. 
System  S.  459,  welcher  indess  für  die  Anwendung  lehnrechtlicher  Grundsätze  die  «grosst^: 
Vorsicht"  empfiehlt 

')  Die  älteren  hausgesetzlichen  Bestimmungen  (einen  Nachweis  derselben  gebt-m 
Klüber,  Oeffentliches  Recht  §  242;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  215  Not«  1)  haben  formell 
noch  entschieden  einen  privatrechtlichen  Charakter,  den  des  Testamentes  oder  fideicoia- 
missarischer  Bestimmungen  oder  von  Erbstatuten  oder  Erbverträgen  u.  dergl.  Danun  i«t 
es  um  so  weniger  -unwesentlich,  dass  dieser  Theil  ihrer  Bestimmungen  in  das  Verfcssungs- 
gesetz  übergegangen  and  dadurch  staatsrechtlich  codificirt  ist.  Eine  «vollständige  Samir- 
lung  der  Hausgesetze  cxistirt  nicht;  eine  solche  fing  an  Herrn.  Schulze,  die  Haosgesetz^e 
der  regirenden  deutschen  Fürstenhäuser,  Bd.  I ,  Jena  1Ö62. 
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lieben  Sonverains,  des  Gegenstandes  seines  Rechtes  und  seiner  rcclitüelien 
Beziehungen  za  diesem,  und  eben  darum  die  Aufnahme  des  Suecessioim* 
rechtes  in  die  Form  des  unverbrttchlichen  Gesetzes.  Wemi  auf  dem  Ge- 
biete des  Privatrechts  der  Wille  des  Einzelnen  die  bestimmende  und  trei- 
bende Kraft  ist  und  dieser  den  Erben  ernennen,  den  geset/Jieb  berufenen 
enterben,  die  Erbschaft  nach  allerlei  Quoten  theilen  imd  mit  den  niaiinii-b- 
faltigsten  Legaten,  den  Ausdrücken  der  persönlichsten  Zunt  i;;ungen;  Vtsr- 
pflichtungen  und  Interessen,  beschweren  kann,  so  ist  es  nur  diis  iinwandel* 
bare  Recht  und  seine  Ordnung,  welche  ausnahmslos  in  jedem  Pralle  den 
Inhaber  des  Thrones  berufen  und  legitimiren  ^  und  ihm  Recht  and  Pflicht 
in  unveränderlichem  Masse  zuwägen.  Und  dieses  ganz  selb^tverständlieli : 
denn  der  Wille  des  souverainen  Staates  erkennt  keine  irdische  Gewalt  llbcr 
sich  und  b^timmt  Alles,  was  in  dem  Staate  und  für  diesen  gelten  m\\ 
sein  Wille  aber  spricht  in  dem  „ewigen"  Gesetze  und  so  i^t  es  auch  nur 
dieses,  welches  zu  dem  Besitze  des  höchsten  politischen  Gutes^,  der  souve- 
rainen Staatsgewalt  ermächtigt.  Das  ist  eben  eine  Folge  und  ein  wescnt- 
lichster  Theil  der  verfassungsmässigen  Ordnung  im  Staate. 

§.  375. 
Der  Grundzug  des  deutschen    staatsrechtlichen  Succe^Hion^rechtes  it^t 
das  in  allen  deutschen  Monarchieen  gleichmässig  geltende  Priiizip^  das»  das 
Monarchenrecht   in  Deutschland  einem  bestimmten    historif^iljen   (Fürsten-) 
Geschlechte  eignet,  dass  es  sich  aber  in  diesem  von  Glied  -m  Glied  weiter 
trägt  und  dass  das  der  Vielheit  zustehende  Recht  immer  nur  von  Einem 
geübt  wird,  dass  immer  nur  „Einer  dem  Einen  succedire*^/)    Der  Einzelne 
besitzt  nur,  wa^  den  Vielen  seines  Hauses  gehört  und  er  besitzt  diew,  vveü 
er   zu  diesen  Vielen  gezählt  ist.     Darum  Ausschluss  aller  Willk  lirlieb  keit 
sowohl  von  dem  Gegenstande  des  Besitzes  wie  von  der  Ucbertra^ung  den- 
selben von  dem  Einen  auf  den  Anderen.     Die  gegebene  yoiiverainetät  mit 
dem  ganzen  und  vollen  Inhalt  ihrer  reichen  Rechte  und  scbwercn  rfliehtcn 
ist  die  grosse  Verlassenschaft,  zu  deren  Besitz  nur  und  stct^i  derjenige  g^r- 
langt,    welchen    die .  unabänderlicbe    Ordnung    des    Rechtes    dazu    beruft. 
Dariu  beruht  eben  das   Wesen   des  deutschen   Fürstenthnnis ;   A\e^  hi  ein 
selbständiges,   wie  der  Staat  selbst  und  wie  sein  Volk.     Es  igt  eine  Tbat 
der  Geschichte,   dass  auf  diesem  Räume  ein  Volk  sesshaft  und  zu  diesem 
Staate  vereinigt  ist,   so  ist  es  auch  eine  That  der  Geschichte,  dnss  die^^es 
bestimmte  Geschlecht  des  Volkes  und  aus  ihm  je  ein  bestimmtem  (Hied  die 
Kouveraine  Würde  dieses  Staates  in  sich   darstellt.     Ueber  dns  Ma*«»  de» 
fürstlichen  Rechtes  und  die  politische  Würde  des  Fürsten  mag  Recht  und 
Sitte  Verschiedenes  gesetzt  haben,  das  ändert  das  Wesen  des  Fttrtatentbinm* 

«)  Held,  System  Th.  U.  S.  156. 
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nicht;  dessen  Charakter  liegt  nur  in  dieser  Selbständigkeit,  in  der  Zustän- 
digkeit kraft  der  Bestimmang  einer  unverbrllchlichen  Kechtsordnung.*) 

2.   Stufen  des  Snccessionsreclits. 

§.  376. 
Bei  der  Frage,  wie  der  persönliche  Besitz  der  staatlichen  Souverainetät 
in  den  deutschen  Staaten  erworben  wird,  ist  die  Berufung  einer  bestimmten 
Dynastie  von  der  Bestimmung  des  persönlichen  Souverains  zu  unterschei- 
den. Der  Rechtsgrund  ist  ftlr  Beide  ein  verschiedener,  jener  ein  eimnal 
•gegebener  und  historisch  bestimmter,  dieser  ein  in  jedem  Falle  der  Thron- 
erledigung wiederkehrender  und  immer  von  Neuem  wirkender.  Das  Recht 
der  Dynastie  stützt  sich  auf  einen  vorwiegend  völkerrechtlichen  Titel.  Das 
persönliche  Recht  des  bestimmten  Monarehen  gründet  sich  dagegen  auf 
einen  rein  staatsrechtlichen  Erwerbsgrund,  wenngleich  nicht  zu  verkennen, 
dass  derselbe  aus  einem  wesentlich  privatrechtliehen  hervorgegangen.  Aber 
das  Recht  der  Dynastie  als  der  geschlechtlichen  Gesammtheit  und  das  des 
einzelnen  im  bestimmten  Falle  zur  Thronfolge  berufenen  Gliedes  derselben 
ist  im  Wesen  ein  und  dasselbe  und  bedingt  sich  in  gewissem  Sinne  gegen- 
seitig. Denn  diesem  Individuum  eignet  die  Souverainetät  des  Staates  nur, 
weil  dasselbe  zu  diesem  dynastischen  Geschlechte  gehört,  und  das  Recht 
dieses  kann  sich  nur  durch  die  einzelnen  Glieder  der  geschichtlich  gestal- 
teten Gesammtheit  wirksam  und  werthvoU  erweisen.^ 

A.    Successionsrecht  der  Dynastie. 

a.    Politische  Bedeutung. 

§.  377. 

Die  Souverainetät   einer  jeden  deutschen  Monarchie  eignet  je  einem 

bestimmten  fürstlichen  Geschlechte,  dem  Fürstenhause  dieses  Staates.    Die 

Succession  seiner  Glieder  in  das  Monarchenrecht  ist  einmal    begründeten 

Rechtes  und  deshalb  als  die  Regel  zu  betrachten.^)    Falls  aber  diese  be- 


')  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  II.  S.  28:  „Die  ganze  Dynastie,  inner- 
halb welcher  die  Folge  genauer  regulirt  ist,  erscheint  so  in  ununterbrochenem  Zusamroe»- 
hange  als  ein  Korper,  aus  welchem  nach  bestimmter  Ordnung  das  Staatsoberhaupt  inniwr 
wieder  hervorgeht,  so  oft  der  Tod  den  jetzigen  Monarchen  dahinrafft." 

*)  Auf  diese  Unterscheidung  und  die  Verschiedenheit  der  Erwerbstitel  der  Dvnasti^ 
und  des  bestimmten  Monarchen  ist  in  der  Wissenschaft  des  deutschen  Staatsrechts  bisher 
gar  nicht  oder  doch  nicht  bestimmt  genug  Rücksicht  genommen.  Vergl.  a.  B.  Zacharii, 
Deutsches  Staatsrecht  Th.  L .  §.  63.  Es  findet  sich  eben  die  Unterscheidung  zwischen  d^a 
Rechtsgründen  der  Succession  einer  anderen  Dynastie  und  den  der  Succession  inneriiÄlV 
dieser  Dynastie  zu  wenig  beachtet. 

^)  Für  die  deutschen  Monarchieen  kann  nicht  gelten,  was  Bluntschli  auf  Grand 
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stimmte  Dynastie  aus  irgend  eiqem  Grunde  von  dem  Thron  zurücktritt, 
eröffnet  sich  die  Thronfolge  ftlr  ein  anderes  Geschlecht,  dessen  Recht  im 
Vergleiche  zu  dem  jenes  ersteren  als  subsidiär  erscheint,  nach  seinem 
Aufleben  aber  selbstverständlich  so  selbständig,  rechtsbeständig  und  aus- 
schliesslich ist,  wie  jenes.  Dieses  subsidiäre  Thronfolgerecht  setzt  ein 
eventuelles  Änerkenntniss  desselben  in  dem  Rechte  des  betreffenden  Staates 
voraus;  ohne  dieses  würde  die  Succession  einer  anderen  Dynastie  oder 
einer  anderen  Person  eine  ausserordentliche  sein  und  in  einem  ge- 
wissen Gegensatze  zu  jener  regelmässigen  oder  regelrechten  stehen.  Das 
deutsche  Staatsrecht  kennt  subsidiäre  und  ausserordentliche  Successionsarten, 
letztere  jedoch  nur  als  Möglichkeiten. 

b.    Rechtlicher  Charakter.  i 

§.  378. 
Das  Recht  der  Dynastie  an  der  staatlichen  Souverainetät  ist  ihr  aus- 
schliessliches Recht,  aber  ihr  öffentliches  Recht. ')  Denn  nicht  nur  ist  das 
Object  desselben  durch  und  durch  staatsrechtlicher  Natur,  sondern  auch 
der  Grund,  aus  welchem  dieses  fürstliche  Geschlecht  das  souveraine  ist, 
liegt  nach  seinem  ganzen  Umfange  und  nach  seiner  ganzen  Bedeutung  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  und  des  politischen  Lebens.  Nicht 
um  der  privativen  Interessen  dieses  fürstlichen  Hauses,  sondern. zu  Nutz 
und  Frommen    des   unter   diesem   Scepter   lebenden    Staates   besteht   das 


des  englischen,  schwedischen  und  spanischen  Rechtes  hehaupten  durfte.  Vergl.  Dessen 
Allgemeines  Staatsrecht  Th,  II.  S.  30:  „Dagegen  folgt  aus  der  staatsrechtlichen  Bedeu- 
tung des  Rechts  zur  Thronfolge,  dass  in  dem  entwickelten  System  des  Repräsentativ- 
staates Aenderungen  in  denselben  auf  dem  nämlichen  Wege  herbeigeführt  werden 
können,  wie  Aenderungen  in  der  Verfassung,  d.  h.  durch  einen  Act  des  gesauimten  Re- 
präsentativkörpers. Die  Zustimmung  der  übrigen  betheiligten  Glieder  der  Djuastie, 
ausser  dem  Monarchen,  ist  dabei  freilich  wünschenswerth,  aber,  wenn  sie  nicht  durch  die 
Verfassung  selber  gefordert  wird,  nicht  mehr  nothwendig,  so  wenig  als  die  Zustimmung 
anderer  politisch  Berechtigter  zur  Umgestaltung  ihrer  politischen  Rechte  durch  neue  Ge- 
setze.* Diese  Freiheit  hat  der  gesetzgebende  Körper  nach  positivem  deutschen  Rechte 
nur,  wenn  die  berechtigten  Dynastieen  erloschen  sind  und  für  eine  anderweite  Berufung 
zum  Throne  gesorgt  werden  muss.    Vergl.  unten  §.  386. 

*)  Darum  falsch  Zöpfl,  Grundsätze  §.  204:  „In  jeder  Erbmonarchie  erscheint  die 
Krone  nicht  nur  als  der  Besitz  eines  Individuums  gegenüber  dem  Volke,  sondern  sie 
nimmt  auch  zugleich  die  Natur  eines  Patrimoniums,  mitunter  und  meistentheils  (aber 
nicht  nothwendig)  sogar  die  Natnr  eines  Majorates  oder  eines  Familien fideicom- 
misses  einer  gewissen  Familie  an,  indem  sich  hier  der  Begriff  der  politischen  Herr- 
schaft mit  dem  Charakter  eines  Privat-Rechtes,  nämlich  mit  der  Erblichkeit  ver- 
bindet und  zu  einem  Ganzen  verschmilzt."  Die  folgende  Darstellung  wird* es  rechtfertigen, 
diese  Charakterisirung  d9  Thronfolgerechts  falsch  zu  nennen.  Richtiger  druckt  sich 
Zopfl  im  §.  248,  VI  aus. 
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Wuiidor  •  der  unverletzlichen  HerrBchaft  EineB  ttber  so  viele  Tausende.') 
Ebenso  ist  das  Recht  der  Dynastie  auch  nur  dasjenige^  welches  und  wie 
dasselbe  der  Wille  des  Staates,  dieses  ttber  Alle  waltenden  Elementes  der 
Gesellschaft,  darreicht.  So  vermag  denn  auch  der  Umstand,  dass  dieses 
bestimmte  fürstliche  Geschlecht  das  ausschliessliche  Recht  auf  die  souveraine 
Gewalt  des  Staates  besitzt,  nicht  zu  ändern,  dass  dasselbe  nur  als  ein 
inhaltlich  gegebenes  erscheint  und  gettbt,  aber  nicht  willkürlich  gehandbabt 
sein  will.*) 

c.   Geschichtlicher  Grund. 

§.  379. 
Der  Ursprung  der  deutschen  Dynastien  und  ihres  Rechtes  an  der 
Souverainetät  ihrer  Staaten  liegt  weit  über  Menschengedenken  hinaus,  hin- 
sichtlich vieler  gar  so  weit  zurück,  dass  er  sich  in  ein  mythenhaftes  Dunkel 
hüllt.  ^)  Jedenfalls  ist  es  aber  Sache  der  geschichtlichen  Forschung  ihn 
nachzuweisen  und  die  unbestreitbare  Thatsache,  dass  diese  Geschlechter 
die  sonverainen  in  Deutschland  sind,  zu  legitimires.^)  Die  völkerrecht- 
lichen Verträge  von  1815,  namentlich  die  Wiener  Congressacte,  agnoscirte 
das    Souverainetätsrecht    der    betreffenden    deutschen    Fürstenhäuser ,    die 


*)  Die  Nichtanerkennung*  dieses  Prinzips  war  der  grosse  Fehler  des  Wiener  Congresseü 
und  die  Hanptursache  der  Ereignisse  im  Jahre  1866. 

>)  Gerber,  Ueber  öffentliche  Rechte  S.  66:  «—  ein  durchaus  öffentliches  Recht  vird 
als  individuelle  Familienberechtigung  dargestellt. '^  Diese  Familienberechtigung  als  ein 
„Eigenthumsrecht"  zu  bezeichnen,  war  ehedem  üblich,  weil  eben  der  Staat  nicht  andeis 
denn  als  das  Object  privatrechtlicher  Regeln  betrachtet  wurde.  Dieser  Irrthum  ist  völ% 
überwunden,  indess  lasst  sieh  noch  immer  ein  Reflex  jenes  Irrthums  wahrnehmen,  wenn 
nämlich  zwischen  dem  individuellen  oder  dem  dynastischen  Souverainetatsrechte  und  dem 
Eigenthumsrechtc  wenigstens  noch  eine  Analogie  gesucht  wird,  wie  z.  B.  von  Weiss. 
System  8.  4bb.  Das  Staatsrecht  und  seine  Wissenschaft  müssen  selbständig  sein  und  be- 
dürfen auch  einer  solchen  Analogie  nicht. 

')  Ein  grober  Irrthum  ist  die  Meinung  (Zöpfl,  Grundsätze  Th.  I.  S.  124),  als  seien 
die  deutschen  Souveraine  als  solche  Nachfolger  des  deutschen  Kaisers  und  Erben  seiner 
Souverainetät  geworden.  Im  Gegentheil:  die  Souverainetät  der  Reichsstände  sprengt*  die 
von  Kaiser  und  Reich.    Vergl.  Held,  System  Th.  L  S.  38. 

*)  Es  ist  eine  petitiA  pnncipii,  schlechthin  einen  bestimmten  Entstehungsgmnd  des 
Monarchenrechts  einer  Dynastie  anzugeben.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  der  Meinuiiir, 
dass  die  souveraine  Gewalt  auf  dem  Wege  des  Vertrages  entstanden  sei,  bekanntlich  eine 
sehr  alte  und  gern  gepflegte  Anschauung  (der  alte  Mythus  von  der  „lei  regia"^  ver^L 
Ulpian  in  1.  3,  D.  de  const.  princ.  I,  4;  Kl  üb  er,  Ooffentlichcs  Recht  §.  3),  in  welcher 
dann  zugleich  eine  Anspielung  darauf  enthalten,  dass  der  vom  Volke  mit  dem  Fürsten 
geschlossene  Vertrag  auch  kündbar  sei  und  so  das  „Volk"  seine  einst  entäusserte  Gevah 
zurückfordern  könne.  Eine  Vermuthung  streitet  eher  dagegen,  als  dafür.  Uebriijjens  u't 
nicht  zu  verkenilen,  dass  diese  speculativ  historische  Untersuchung  zu  den  schwierijrsten 
Aufgaben  der  Wissenschaft  gehört,  schon  weil  das  Object  derselben  sich  zeitlich  einer 
genauen  Beobachtung  entzieht. 
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Legitimität  desselben  als  anbestreitlmr  voraussetzend.  In  ihnen  ist  aher  ßto 
neuer  Titel  dieses  Rechtes  der  Dynastieen  nicht  gegeben.  So  darf  auch 
die  Wissenschaft  des  positiven  deutschen  Staatsrechtes  die  Berechtigung  der 
jetzt  in  den  deutschen  Staaten  regirenden  Fürstenhäuser  als  eine  notorische 
Thatsache  annehmen  und  sich  nur  um  den  Uebergang  diöses  Souver^inetät»- 
rechtes  auf  ein  anderes  Ftirstengeschlecht  kümmern.  Ein  solcher  sctrt 
aber  voraus,  dass  die  in  einem  Staate  geltende  Successionsordnuug  in  der 
regirenden  Dynastie  einen  rechtlich  und  factisch  zur  Ftthrung  der  Reginiug 
Befähigten  nicht  mehr  finden  kann,  also  das  Recht  fllr  diese  Dynaätie  er- 
loschen ist. 

d.    Neuer  Erwerb  des  Successionsrechts. 

§.  380. 
Die  legislative  Erwerbung  der  souverainen  Gewalt  eines  Staates  Seitens 
einer  neuen   Dynastie  oder  einer    zu    dem  bisher   dazu    berechtigtiu   Ge- 
schlechte nicht  gehörigen  Person  erfordert  einen  besonderen  Titel,  welcher 
sich  aus  dem  positiven  Rechte    desjenigen  Staates   begründen  muss,    an 
dessen  Souveraiuetät  das  Recht  erworben  werden  soll.')    Ein  jede«  andere 
fürstliche  Geschlecht  ist  diesem  Staate  gegenüber  an  sich  ein  völlig  frem- 
des  und  eine  so  innige  Beziehung  zu  demselben  und  desselben  /.u  ihm, 
wie  das  Monarchenrechf  ist,   kann  nur  aus  einem  besonderen  positi^TCcht- 
lieben  Grunde  entstehen,  und  zwar  nur  aus  einem  besonderen  Über  die 
eventuelle  Succession  in  die  Regirung  eines  bestimmten  Staates  gesehlossc- 
uen   Vertrag,    welcher    sich    durch    seinen    besonderen  Gegenfc^tniid    und 
Zweck  materiell  und  formell  eigenthümlich  qualificirt.*    Dieser'  Succenfe^ioim- 
vertrag  ist  der  eigentliche  Grund,  aus  welchem  noch  jetzt  einem  fttrstlidien 
Hanse  das  eventuelle  Recht  zur  Succession  in   einem  deutschen  Stiuite  er- 
worben sein  kann.     Der  unter  den  politischen   Verhältnissen    des  Mittel- 
alters und  auch   noch   später  denkbare  Fall  der  Bestimmung  des  Thron- 
folgers durch  eine  einseitige  (letztwillige)  Erklärung  des  Regenten   int  in 
der   Gegenwart  nicht  mehr  möglich,   da   der  Staat  und  die  öflFentliche  Ge- 
walt   nicht    mehr  Eigenthum    des  Regenten    sind.*)     Ebensowenig  ist  die 


»)  Nicht  zu  billigen  ist,  dieses  „subsidiarische"  Successionsrecht  einer  Dynastie  oder 
einer  Person  ein  „ausserordentliches"  zu  nennen  (wie  von  Kl  über,  OeffentlicJit'B  Ret^ht 
§.  242,  V.  geschehen).  Denn  es  tritt  ebenso  kraft  rechtlicher  Ordnung  und  ordentlichen 
Kechtes  ein,  wie  jenes  primitivere  des  seit  unvordenklicher  Zeit  berechtigten  Geschlechts, 
«)  KlQber,  Oeffentliches  Recht  §.  242,  VII.;  A.  M.  Weiss,  System  §.  24*3;  Zo]in, 
fimndsätze  §.  248,  VI.  und  §.  254.  Unjuristisch  ist  die  Aeusserung  Held'js  (System 
Tb.  11-  S-  159):  „Dabei  ist  es  für  den  Rechtsgrund  der  Staatssuccession  ganz  ^kieh^rdtigt 
ob  dieses  Gesetz  (über  die  Thronfolge)  in  der  regelmässigen  Form  eines  Btaats;rrötid- 
rrcsctzes  oder  eines  s.  g.  Hausgesetzes  oder  in  der  eines  Vertrages  oder  Testaments  auftritt  s 
*lonn  da  das  öffentliche  Recht  nicht  durch  Privatwillkür  festgestellt  oder  abgeÄiuWrt  wer- 
<len  kann,  so  kann  auch  eine  Staatssuccession  wohl  etwa  in  der  Form  eines  rriv^vta^ts. 
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GeltendmachuDg  eines  Suecessionsrechtes  auf  Grund  einer  einstigen  (Event^ial-j 
Belebnung  fernerhin  denkbar,  da  kein  deutscher  Staat  mehr  im  Lehns- 
besitze  steht  und  durch  das  Erlöschen  seines  souverainen  Ftürstengeschlechts 
nicht  mehr  ein  „Lehen"  eröffnet  wird.  Nur  dann,  wenn  die  einstige  Ver- 
handlung einen  Successionsvertrag  in  sich  schliessen  sollte,  kann  sie  ein 
Successionsrecht  begründen,  aber  nicht  als  ein  Act  des  Feudalrechts,  eon- 
dem  nur  als  Successionsvertrag/)  Dass  auch  die  (privatrechtliche)  Yer 
jährung  nicht  mehr  der  Rechtstitel  der  Souverainetät  sein  kann,  bedarf 
wohl  kaum  der  Erwähnung.*) 

nie  aber  durch  das  Wesen  eines  solchen,  durch  individuelle  Willkür  begründet  werden. 
80  zwar,  dass  jeder  Act,  durch  welchen  eine  Staatssuccession  rechtswirksam  begründet 
werden  soll,  ein  Gesetzgebungsact  gewesen  sein  muss  " 

')  Die  Meinungen  der  Theoretiker  über  die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  einstigen 
Eventualbelehnungen  und  Lehnsexpectanzen  waren  und  sind  getheilt.  Auch  mögen  einige 
fürstliche  Häuser  solche  eventuelle  Successionsrechte  als  nicht  erloschen  betrachten,  wäh- 
rend Andere  auf  solche  ausdrücklich  Verzicht  zu  leisten  für  nicht  überflüssig  hielten, 
wenn  auch  ein  solcher  Verzicht  nicht  schon  in  dem  Artikel  18  und  19  der  Wiener 
Congressacte,  in  denen  Oestreich,  Preussen  und  Sachsen  auf  ihnen  zustehende  Soze- 
rainetäts-  oder  lehnsherrliche  Rechte  verzichteten,  zu  finden  sein  wird.  Die  Gründe  drr 
im  Text  vertretenen  Ansicht  sind  durchaus  objectiv  und  sachlicher  Art.  Konnte  die  ehe- 
malige „Landeshoheit*  als  ein  „Reichsamt"  nach  Lehnrecht  verliehen  und  besessen  werden, 
so  ist  dies  doch  nicht  bei  der  „Souverainetät"  ah  dem  Woll^jn  und  Können  des  persön- 
lichen Staates  möglich.  —  Aus  der  Literatur  vergl.  Kl  über,  Oeffentliches  Recht  §.  iVj 
Noted;  Weiss,  System  §.  245;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  256  ff.;  Zachariä,  Dentaches 
Staatsrecht  §.  37,  V  und  §.  74,  III.  Die  Gründe,  durch  welche  Zöpfl  a.  a.  0.  die  Suc 
cessionsberechtigung  aus  dem  Titel  der  Sammtbelehnung ,  der  Eventuellbelehnungen,  tkr 
Leimsanwartschaften  und  der  Lehnsherrlichkeit  bewiesen  findet,  sind  völlig  werthlos  dtr 
einen  Thatsache  gegenüber,  dass  alle  deutsche  Staaten  souverain  und  aus  jedem,  mit  dem 
Wesen  des  souverainen  Staates  völlig  unvereinbaren,  Lehnsnexus  herausgetreten  sind. 
Wie  könnte  in  aller  Welt  von  der  Anwendung  lehnsrechtlicher  Bestimmungen  die  Ri-dc 
sein,  wenn  es  weder  ein  Lehngut  noch  einen  Lehnsherrn  giebt!  Zöpfl  nennt  ja  selli^ 
die  deutschen  Staaten  allodial  und  behauptet  dennoch,  was  auch  zur  Zeit  der  vollster. 
Blüthc  des  Lohns wesens  undenkbar  war,  djiss  Alles  nach  Lehnrecht  erworben  werden  s»»ll 
Wer  des  Wesens  der  heutigen  Staaten  kundig  ist,  wird  auf  den  Gedanken,  dass  die  Sac- 
cession  in  deren  Souverainetät  nach  Lehnrecht  geschehen  könne,  gar  nicht  koinracD 
mögen.  Diese  Behauptung  klingt  etwa  nicht  anders,  als  wenn  Jemand,  der  ein  jus 
Itineris  auf  einem  Grundstücke  hatte,  dieses  auch  beanspruchen  will,  nachdem  ein  Enl- 
sturz  das  Grundstück  in  einen  Teich  verwandelt  hat.  Eben  dasselbe  ist  auch  gegen  div 
Argumentation  Zachariä's  a.  a.  0.  §.37,  V  zu  sagen;  welcher  zwar  nicht  den  kaisk'r- 
lichen  Ezpectanzen  und  Anwartschaften,  wohl  aber  den  Eventual-Belehnungen  fortdaaemüe 
Gültigkeit  zugesteht,  «weil  diese  Belehnung  schon  ein  dingliches,  wenn  anch  bedin- 
gungsweise, aber  dann  von  selbst  wirksames  Recht  gebe."  Dies  dingliehe  Recht 
mag  edstiren,  es  ist  aber  wirkungslos  geworden.  Weil  sein  Object  untergegangen. 

')  Man  hat  das  Gegentheil  auf  Grund  des  Art.  23  der  Wiener  Schlassacte. 
welcher  zu  den  Rechtsquellen  der  Austrägal-Gerichte  das  gemeine  Recht  zahlt,  behaapUr. 
wollen,  indess  um  so  mehr  mit  Unrecht,  weil  die  Austrägal-Gerichte  der  Bundesvcrfiisson^ 
gar  nicht  berufen  waren,  über  das  Recht  zur  Souverainetät  eines  deutschen  Staates  zu  exit 
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aa.    Kraft  Erbrertrages. 
a.  Yoraassetzungen  des  Erbvertrages. 

§.  381. 
So  lange  die  deutschen  Territorien  als  lehnbare  oder  als  allodiale  Be- 
sitzungen der  flirstlichen  Häuser  galten,  war  es  ein  unbestrittenes  Recht 
dereelben,  die  Thronfolge  in  dem  bestimmten  Territorium  im  Wege  des 
Vertrages  einem  anderen,  nicht  durch  Gebltitsrecht  zur  Succession  berech- 
tigten, fiirstlichen  Hause  zu  eröffnen.  *)  Man  nannte  diese  Successions- 
verträge  wie  die  ähnlichen  über  den  privatrechtlichen  Nachlass  Erbverträge 
oder  Erbverbrtiderungen  (pacta  confraternitatis)  und  behandelte  dieselben 
zum  Theil  auch  nach  dfem  ttber  die  privatrechtlichen  Erbverträge  geltenden 
Regeln.  Einen  öffentlichen  Charakter  erhielten  sie  wohl  durch  die  Con- 
currenz  der  Landstände  bei  ihrer  Errichtung,  indess  ward  diese  nicht  als 
nothwendig  flir  die  Gültigkeit  des  Vertrages  betrachtet.  Diese  einst  zur 
Zeit  des  Reiches  d.  h,,  bevor  die  deutschen  Territorien  rechtlich  zu  sou- 
verainen  Staaten  erhoben  worden,  geschlossenen  Erbverbrüderungen  be- 
anspruchen auch  in  der  Gegenwart  noch  rechtliche  Gültigkeit,  da  das  aus 
ihnen  erworbene  Recht  so  wenig  wie  die  Succession  kraft  Geblütsrechts 
von  der  Vernichtung  der  Reichsfonn  berührt  worden  ist.') 

§.  382. 
Eine  andere  Frage  ist  aber,  ob  auch  fernerhin  den  deutsehen  Soifve- 
rainen  das  Recht  zusteht,  durch  solche  Verträge  einem  fremden  fürstlichen 
Hause  das  Recht  zur  Succession  zu  verschaffen.  Unzweifelhaft  kann  von 
einem  solchen  einseitigen  Rechte  in  dem  früheren  Sinne  nicht  mehr  die 
Rede  sein,  nachdem  die  deutschen  Territorien  zu  souverainen  Staaten  und 
die  Succession  in  deren  Regirung  zu  einer  rein  politischen  und  staatsrecht- 
lichen Sache  geworden.  Dahingegen  ist  ein  staatsrechtlicher  Suc- 
cessionsvertrag  auch  fernerhin  •möglich  d.  h  ein  solcher  Vertrag  unter  den 
souverainen  fürstlichen  Häusern    des   deutschen  Bundes,')   welcher   unter 


sclieiden.  Der  Grand  braucht  also  gar  nicht  aus  der  Clausel  jenes  Artikels,  , insofern 
solche  (Rechtsquellen)  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  der  Bundesstaaten  anwendbar  sind" 
^nommen  zu  werden  (Zachariä,  Deutsches  .Staatsrecht  §.36  Note  8). 

')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  74,  I. 

')  Ausdrücklich  erkennen  die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Erbverträge  an  Baier- 
sches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  5;  Sächsisches  §.  7;  (Kurhessisches  §.  4);  Gross- 
herzoglich Hessisches  §.  5.  Das  Schweigen  der  übrigen  Verfassungsgesetze  ist  aber 
nicht  anders  zu  verstehen.  —  Solche  etwa  noch  geltende  Successionsverträge  verzeichnet 
Zachariä  a.  a.  0.  §.  74  Note  2. 

*)  Zu  diesen  sind  dann  auch  die  mediatisirten  Fürstenhäuser  zu  rechnen.  Vergl. 
Zöpfl,  Grundsätze  §.  225,  IX.  Dass  die  Souverainetät  eines  deutschen  Bundesstaates 
auch  durch  Vertrag  nicht  an  ein  nicht  zum  deutschen  Bunde  gehöriges  fürstliches  Ge- 

Grotefend,  Staatflrecht.  24 


—  .  370    — 

Zustimmung  der  dabei  betheiligten  Mitglieder  dieser  Häuser  und  des  stän- 
dischen Organes  im  Staate  das  Recht  zur  Thronfolge  in  diesem  dem  einen 
oder  auch  gegenseitig  beiden  überlässt.  Ein  solcher  Successionsvertrag 
unterscheidet  sich  von  den  ehemaligen  privatrechtlichen  Erbverträgen  so- 
wohl durch  die  Subjecte  wie  auch  durch  das  Object  des  Vertrages  und  ist 
eben  ein  nur  dem  Staatsrecht  angehörendes  Institut  Näher  betrachtet, 
besteht  dieser  staatsrechtliche  Successionsvertrag  aus  zwei  Theilen,  einem 
mehr  völkerrechtlichen  Vertrage  zwischen  den  beiden  fürstlichen  Häusern 
und  einem  Acte  der  Gesetzgebung  des  Staates  oder  der  beiden  Staaten, 
deren  Souverainetätsrechte  dem  fremden  Fürstenhause  tibertragen  werden 
sollen.  Das  Dasein  dieses  legislatorischen  Actes  ist  die  wesentliche  Vor- 
aussetzung, unter  welcher  neue  Successionsverträge  geschlossen  werden 
können/)  Erst  aus  der  Harmonie  beider  Acte  geht  ein  recbtsbegrttndetes 
Successionsrecht  hervor.*) 

ß,  Gegenstand. 

§.  383. 
Der  spezielle  Inhalt  der  Successionsverträge  kann  sich  in  Bezug  anf 
den  Eintritt  der  Thronfolge  der  gegenseitig  berechtigten  fUrstlichen  Linien 

schlecht  gebracht  werden  könne,  lag  im  Art.  6  der  Wiener  Schlassacte  ausgesprochen. 
Jetzt  wird  dieses  factisch  unmöglich  sein. 

^)  Die  Verfassungsgesetze  erwähnen  des  Rechtes  der  Souveraine»  ferneriiin  Successions- 
verträge schliessen  zu  können,  nicht  ausdrücklich.  Unter  den  im  Text  erwähnten  Vor- 
aussetzungen dürfte  aber  ihrer  Zulässigkeit  Nichts  entgegenstehen.  Der  Umstand,  dass 
das  Baiersche  Verfassungsgesetz  Tit.  11  §.  5  des  Successionsrechtes  der  Erbverbruderten 
gedenkt,  während  zur  Zeit  der  Errichtung  dieses  Verfassungsgesetzes  solche  Erbverbrü- 
derungen für  das  „Königreich"  Baiern  nicht  bestanden,  begründet  die  Vermuthung,  dass 
damit  für  diesen  Staat  die  Möglichkeit  des  Abschlusses  neuer  Successionsverträge  hat  an- 
erkannt werden  soUen.  Wenn  dann  ferner  die  Verfasuungsgesetze  für  (Eurh essen  §.4) 
und  Oldenburg  Art.  18  (s.  unten  §.  386  Note  1)  fü»  den  Fall  des  Aussterbens  der  jetzt 
succcssionsberechtigten  Fürstenhäuser  die  Regelung  der  fernerweiten  Thronfolge  durch 
die  Gesetzgebung  vorbehalten,  so  ist  damit  auch  nur  die  Perspective  in  neue  Successions- 
verträge eröffnet,  indem  zu  diesem  legislativen  Act  immer  noch  der  Vertrag  mit  dem 
zur  Succession  zu  berufenden  Fürstenhause  hinzukommen  muss,  um  eine  neue  Thronfolge 
in  Wirklichkeit  zu  eröffnen,  da  Niemand  durch  das  Gesetz  des  Staates  zur  Annahme  der 
Krone  gezwungen  werden  kann.  Dem  steht  auch  noch  nicht  entgegen,  dass  das  Knr- 
hessische  Verfassungsgesetz  §.4  diesen  Weg  der  Bestimmung  des  Thronfolgers  nur  für 
den  Fall  eröffnete,  dass  Niemand  kraft  „fortdauernder  Erbverbrüderungen"  berechtigt  sei. 
Denn  offenbar  ist  der  Sinn  dieses  Ausdrucks  nicht,  wie  Zöpfl,  Grundsätze  §.  255  Note  11 
meint,  nur  die  zur  Zeit  der  Errichtung  dieses  Verfassungsgesetzes  bestehenden  Erbvcrbrö- 
derungen  anzuerkennen,  sondern  nur  die  Fortdauer  ihrer  Gültigkeit  bis  zur  Erledigung 
des  Thrones  für  die  Erbverbrüderten  als  Voraussetzung  zu  statuiren. 

*)  Darum  trifft  Held,  System  Th.  11  S.  159  nur  die  halbe  Wahrheit,  wenn  er  eine 
Begründung  des  Successionsrechts  auf  dem  Vertragswege  ncgirt  und  als  den  einzigen 
Erwerbsgrund  desselben  nur  das  Gesetz  anerkennt. 
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verschieden  modificiren,  *)  nicht  aber  in  Rücksichl  auf  den  Gegenstand,  das 
Thronfolgerecht  selbst.  Denn  dieser  ist  aus  mehren  Gründen  den  Dis- 
positionen des  Vertrages  entzogen :  zunächst  durch  das  staatsrechtliche 
Axiom  der  üutheilbarkeit  des  Staates,*)  alsdann  durch  das  unumstössliche 
Prinzip,  dass  die  in  dem  Souverainetätsrechte  sich  darstellende  Gewalt  des 
Staates  ein  objectiv  Gegebenes  und  der  Willkür  oder  der  Disposition  des 
jeweiligen  Inhabers  der  Souverainetät  entzogen  ist,  endlich  durch  das 
Dogma,  dass  der  Staat  nicht  des  Fürsten  wegen,  sondern  dieser  als  das 
Haupt  jenes  existirt.  Ehedem,  als  die  Territorien  und  die  Gewalt  darüber 
noch  als  das  Eigenthum  der  ftirstlichen  Häuser  im  civilrechtlichcn  Sinne 
des  Wortes  galten  und  Theilungen  (Todtheilungen  und  Mutschirungen)  un- 
angefochten Rechtens  waren,  auch  der  Begriff  der  fürstlichen  Gewalt  selbst 
noch  so  wenig  wie  der  des  Staates  erkannt  war,  verhielt  sich's  hiermit 
freilich  anders  und  betrafen  die  Erbverträge  auch  den  materiellen  Gegen- 
stand des  Successionsrechtes,  so  gut  wie  das  Erbfolgerecht  durch  testamen- 
tarische Verfügungen  des  letzten  Besitzers  vergeben  werden  mochte.  Für 
das  heutige  Recht  steht  es  aber  unzweifelhaft  fest,  dass  durch  die  Suc- 
cessionsverträge  Nichts  weiter  und  Nichts  Anderes  bestimmt  werden  kann, 
als  welches  fürstliche  Geschlecht  eventuell  in  die  Regirung  des  Staates  ein- 
zutreten berechtigt  ist,^)  während  das  Recht,  welches  dadurch  erworben, 
als  ein  positivrechtlich  gegebenes  durch  den  Vertrag  so  wenig  berührt 
wird,  wie  das  bereits  bestehende  Succcssionsrecht  irgend  einer  Person,  sei 
diese  ein  Glied  der  agnatischen  oder  der  cognatischen  Linien  oder  ein 
dorch  frühere  Successionsverträge  bereits  zur  eventuellen  Thronfolge  berech- 
tigtes Subject.^) 

y.   Subjecte. 

§.  384. 
Die  Subjecte  dieser  Successionsverträge  sind  die  fürstlichen   Häuser, 
zwischen  denen  ein  Succcssionsrecht  begründet  werden  soll.     Das  Wesen 


')  Namentlich  auch  hinsichtlich  des  Anwartschaftarechtes  der  Cognaten. 

*)  S.  unten  §.  401.  Damm  nicht  richtig  Weiss,  System  S.  481  oLen  (in  den 
Worten:  „sowohl  auf  das  gesammte  Land"  etc.). 

^)  Um  alle  Erinnerungen  an  den  privatrechtlichen  Begriff  der  „Erh vertrage**  von  dem 
<iebiete  des  Staatsrechts  ausznschliesson,  wird  es  sich  em])fehlcn,  für  jenen  Ausdruck  den 
rein  staatsrechtlich  zu  deutenden  „Successionsverträge*'  zu  gebrauchen. 

*)  Die  NichtVerletzung  der  begründeten  Successionsrechte  ist  die  materielle  Bedingung 
der  Successionsverträge.  Diese  werden  eben  nur  für  den  Fall  geschlossen,  dass  ein  Suc- 
cessionsberechtigter  nicht  mehr  existirt.  In  denjenigen  Staaten,  welche  vor  den  Cognaten 
die  Brbverbrüderten  zur  Thronfolge  berufen  (s.  unten  §.  400),  schliesst  das  Vorhandensein 
cognatischer  Descendenten  die  Berufung  eines  anderen  Fürstenhauses  zur  Regirung  nicht 
auB,  während  sonst  das  Aussterben  des  ganzen  Fürstenhauses,  der  Agnaten  wie  der  Cog- 
naten die  Voraussetzung  sein  muss. 

24- 
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der  deatschen  Staaten  als  der  Glieder  eines  national  einheitlichen  Granzai 
beschränkt  aber  jene  subjective  Vertragsfähigkeit  auf  die  Zugehörigkeit  des 
fürstlichen  HauseS;  welchem  ein  Successionsrecht  eröffnet  werden  soll,  zu 
den  fürstlichen  Häusern  im  deutschen  Bunde.  Die  in  dieser  Hinsicht  nicht 
entwertheten  Bundesgrundgesetze  bestätigten  dieses  auch  ausdrücklich.^ 
Femer  haben  sich  aber  bei  solchen  Successionsverträgen  alle  diejenigen 
zu  betheiligen,  welche  an  deren  Inhalt  ein  staatsrechtlich  begründetes  In- 
teresse haben:  also  nicht  nur  diejenigen  existenten  Mitglieder  der  contra- 
hirenden  fürstlichen  Häuser,  welche  von  dem  Rechte  ihrer  Staaten  zur 
Succession,  sei  es  auch  nur  eventuell,  berufen  sind,  nämlich  die  agnatisch 
oder  cognatisch  Verwandten,')  sondern  auch  die  Landstände  der  betreffen- 
den Staaten  als  das  mitwirkende  Organ  der  Gesetzgebung.*)  Denn  das 
Thronfolgerecht  ist  eine  Angelegenheit  nicht  blos  der  fürstlichen  Geschlechter, 
sondern  vielmehr  des  Staates  und  kann  dasselbe  nicht  ohne  den  ausdrück- 
lichen Willen  dieses  für  ein  neues  Subject  begründet  werden. 

<f.  Eechtlicher  Charakter. 

§.  385. 
Der  Successions vertrag  ist  ein  staatsrechtlicher  Act,  kann  sich  aber 
mit  einem  völkerrechtlichen  Acte  verbinden,  sofern  die  Souverainetät  zweier 
völkerrechtlichen  Subjecte  dabei  in  Frage  kommt.  Rticksichtlich  des  Staates, 
auf  dessen  Thron  ein  nicht  schon  vom  Rechte  dazu  Bestimmter  berufen 
werden  soll,  bedarf  der  Successionsvertrag  der  Form  des  Gesetzes,  denn 
nur  in  dieser  vollzieht  sich  der  Wille  des  Staatfes/)  Ob  die  Zustimmung 
Anderer,  der  Agnaten  oder  der  Cognaten  oder  aus  einstigen  s.  g.  Erb- 
verbrüderungen Berechtigter,  hinzutreten  muss,  bestimmt  sich  nach  den 
thatsächlichen  Verhältnissen,  unter  welchen  die  üebertragung  des  Thron- 
folgerechts geschehen  soll.  Irgend  eine  civilrechtliche  Form,  eine  Ver- 
fügung des  Souverains  sei  es  unter^  Lebenden  oder  auf  den  Todesfall, 
vermag  nicht  diesen  staatsrechtlichen  Act  zu  fassen.    Die  Möglichkeit  einer 


*)  Wiener  Schlussacte  Art.  6.  Ausdrücklich  nimmt  auch  das  Baiersche  Ver- 
fassungsgesetz Tit.  n  §.  5  nur  Rücksicht  auf  die  „mit  einem  anderen  fürstlichen 
Hause  aus  dem  deutschem  Hunde  geschlossene  Erb  Verbrüderung." 

')  Zöpfl,  Grundsatze  §.  255,  IV  unterscheidet  bezüglich  des  Erfordernisses  der 
Zustimmung  der  Cognaten,  ob  diese  den  Erbverbrüderten  vorangehen  oder  nicht  (s.  unten 
§.  400) ,  da  sie  nur  in  jenem  Falle  ein  festes  „Wartrecht'  haben  und  deshalb  der  Ah- 
Schliessung  von  Erbverträgen  widersprechen  können.  Diese  Unterscheidung  ist  indessi 
nicht  gerechtfertigt,  da  die  Successionsordnung  für  die  eventuellen  Thronfolgeberechtigim- 
gen  keinerlei  Unterschiede  begründen  kann.    Vergl   Held,  System  Th.  II  S.  267. 

*)  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  4);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz Art.  18. 

")  S.  unten  die  Darstellung  der  Formen  des  Staatslebens. 
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SaceessioDsbestimmaDg  in  der  Fonn  eines  fürtlichen  Testamentes,  eines 
„Erbvertrages"  oder  eines  sonstigen  civilrechtlichen  Actes  ist  mit  dem  An- 
erkenntniss  des  souverainen  Staates  gefallen.  Die  in  der  Vergangenheit 
geschlossenen  Successionsverträge  werden  dagegen  um  ihrer  privatrecht- 
lichen Form  willen  noch  nicht  anfechtbar  sein,  vorausgesetzt,  dass  sie  aus 
einer  Zeit  stammen,  in  welcher  das  Staatswesen  auch  sein  Leben  noch  in 

den  Formen  des  Privatrechts  und  nach  dessen  Grundsätzen  führte. 

m 

bb.    Aas  anderen  Gründen. 

§.  386. 
In  welcher  Weise  der  Thronfolger  in  dem  Fall,  dass  die  gesetzliche 
Thronfolge-Ordnung,  auch  die  subsidiäre  der  aus  Successionsverträgen  Be- 
rechtigten und  der  cognatischen  Linien,  wegen  Mangels  zu  berufender  Per- 
sonen nicht  mehr  zur  Anwendung  kommen  kann,  zu  bestimmen  ist,  bleibt 
eine  offene  Frage  der  Gesetzgebung.  Einige  deutsche  Verfassungsgesetze 
sprechen  dieses  ausdrücklich  aus,  indem  sie  die  Thronfolge  als  einen 
Bestandtheil  des  Verfassungsrechtes  und  als  einen  Gegenstand  des  Grund- 
oder Verfassungsgesetzes  betrachten.*)  Nicht  richtig  ist  es  dagegen,  wenn 
Theoretiker  in  diesem  Falle  von  der  Bestimmung  des  persönlichen  Sou- 
yerains  durch  die  Wahl  des  Volkes  oder  auch  seiner  Vertreter  sprechen:') 
denn  kein  deutscher  Staat  weiss  Etwas  von  einem  solchen  Wahlrechte  und 
noch  weniger  von  den  Formen  seiner  Geltendmachung,  sondern  der  Wille 
des  Staates  und  seines  Volkes  äussert  sich  durch  das  Organ  der  Gesetz- 
gebung und  die  Bestimmung  des  Souverains  ist  in  diesem  Falle  auch 
nichts  Anderes  als  eine  gesetzliche.  Dass  wie  einst  dem  Deutschen  Bunde 
so  jetzt  dem  Norddeutschen  Bunde  das  Recht  zustehen  würde,  sich  um 
die  Wiederbesetzung  des  Thrones  als  eine  höchst  wichtige  Angelegenheit 
des  betreffenden  Bundesgliedes  und  mittelbar  des  gesammten  Bundes  selbst 
zu  kümmern,^)  ist  unbestreitbar,  indess  ist  damit  noch  Nichts  über  den 
Modus,  wie  diese  Angelegenheit  zu  erledigen  sein  würde,  gesagt. 


')  Kurhe 8 sisch es  Verfassungsgesetz  §.4::  „Würden  dereinst  Besorgnisse  wegen  der 
Thronerledigung  bei  Ermangelung  eines  durch  Verwandtschaft  oder  fortdauernde  Erh- 
verbruderung  zur  Nachfolge  herechtigten  Prinzen  entstehen,  so  soll  zeitig  von  dem  Landes- 
herm  in  Uebereinstimmung  mit  den  Landständen  durch  ein  weiteres  Grundgesetz  über 
die  Thronfolge  die  nöthige  Vorsorge  getroffen  werden."  Aehnlich  Oldenburgsches 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  18. 

«)  VergL  z.  B.  Weiss.  System  §.  247;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  260. 

3)  Zöpfl,  a.  a.  0. 
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B.    öuccesßioDsrecht  innerhalb  der  Dynastie, 
a.   Der  Reclitsgrund. 

§•  387. 
Den  physischen  Träger  der  Staatsgewalt  bestimmt  aas  den  Gliedern 
der  berufenen  Dynastie  in  den  deutschen  Staaten  ausnahmslos  die  bluts- 
verwandtschaftliche Beziehung  zu  dem  letzten  Inhaber  des  Thrones,  odA* 
doch  zu  dem  ersten  Erwerber  der  Krone.  Die  Thronfolge  gründet  sich 
auf  das  Recht  des  Geblüts,  weil  nur  dieses  der  Selbständigkeit  entspricht, 
welche  das  Wesen  des  deutschen  Fürstenthums  ausmacht.*)  Zur  Zeit  des 
Reiches  konnte  ausser  der  eigentlich  einzigen  souverainen  Gewalt  des 
Kaisers  oder  des  deutschen  Königs  auch  die  analoge  Landeshoheit  in  den 
geistlichen  —  ausnahmsweise  auch  in  einigen  weltlichen  —  Territorien 
durch  Wahl  vergeben  werden ;  allein  das  heutige  Staatsrecht  der  deutsehen 
Monarchieen  weiss  hiervon  so  wenig  Etwas,  als  von  der  Uebertragung  der 
Landeshoheit  durch  Belehnung  oder  durch  sonstige  Verfügung  einer  höheren 
politischen  Gewalt,  oder  als  von  dem  Erwerbe  der  fürstlichen  SouverainetÄt 
durch  eine  unvordenkh'che  oder  gar  eine  ordentliche  Verjährung.*)  Die 
Möglichkeit  dieser  letzteren  Arten  des  Souveränetätserwerbes  ist  eben  mit 
der  Durchbildung  der  deutschen  Monarchieen  zu  wirklichen  souverainen 
Staaten  völlig  vernichtet.  Denn  weder  die  privatrechtliche  Erwerbsart 
durch  Verjährung  noch  die  nicht  minder  unstaatliche  durch  einen  Act 
einer  lehnsherrlichen  Gewalt  können  in  einem  Staate  Geltung  finden, 
welcher  aus  den  Fesseln  privatrechtlicher  Anschauungen  befreit  und  »einer 
selbständigen  Persönlichkeit  d.  h.  eben  seiner  Souverainetät  sich  be- 
wusst  ist/) 


')  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II  S.  238:  „Die  Macht  des  Königs  muss 
von  sich  seihst  sein  (ascitas),  kein  Zuthun  der  ünterthanen,  keine  Wahl,  keine  Ernennung 
durch  den  Vorfahren,  kein  Loos  soll  sie  gewährt  hahen.  Der  König  muss  von  seihst 
König  sein  durch  sein  Dasein,  seine  Gehurt.  Die  königliche  Qualität  muss  untrennhar 
in  der  Person  des  Königs  liegen.  Darum  erbt  er  den  Thron  und  hinterlässt  ihn  seinen 
Erhen.  Die  Dynastie  ist  dann  eine  ununterhrochene  und  unabsehbare  Einheit.  «Der 
König  stirbt  nicht!"  So  ist  er  die  Macht  im  Staate,  die  keine  Ursache  hat  und  keinen 
Anfang  und  kein  Ende."     Vergl.  auch  Waitz,  Grundzüge  der  Politik  S.  134  a.  E. 

')  Als  diese  Erwerbsarten  der  „Landeshoheit"  noch  praktisch  galten,  waren  die 
deutschen  Territorien  noch  keine  Staaten  und  bewegte  das  politische  Leben  sich  noch 
gänzlich  in  den  Formen  des  Privatrechts.  Vergl.  Über  jene  Zachariä,  Deutsches  Staats- 
recht §.  63  und  die  dort  Citirten. 

»)  Schon  Klüber,  OeflPentliches  Recht  §.  242  bemerkte  richtig:  „Die  Thron-  oder 
Rcgirungsfolge  in  den  teutschen  souverainen  Erbstaaten  ist  jetzt  überall  als  wahre  Staats- 
Succession  zu  betrachten,  welche  die  privatrechtliche  Idee  einer  Erbschaft,  einer  Ver- 
erbung oder  einer  Ererbung  der  Regentengewalt,  mithin  auch  diejenige  eines  Erbfolge- 
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b.    Rechtlicher  Charakter. 

§.  388. 
Das  individaelle  Snccessionsrecht  ist  nicht  ein  Erbrecht  im  civilrecht- 
liehen  Sinne,')  sondern  ein  dem  und  jedem  einzelnen  zur  Thronfolge  Be- 
rufenen nrsprtlnglich  zustehendes,  aus  dem  Dasein  des  Staates  entspringen- 
des und  durch  das  Recht  des  Staates  gegebenes  öffentliches  Recht.  ^)  Zwar 
wird  auch  dieses  politische  Snccessionsrecht  erst  durch  den  Tod  des  Vor- 
verwesers  zu  praktischer  Realität  erhoben  und  schmiegt  dasselbe  sich  auf  das 
Engste  an  die  geschlechtliche  Gliederung  der  Blutsyerwandtschaft,  allein 
es  entsteht  nicht  aus  jenem  Ereignisse  und  wird  nicht  nach  den  Disposi- 
tionen des  letzten  Besitzers  überkommen,  sondern  um  des  willen  geht  das 
souyeraine  Recht  des  Staates  von  einer  Generation  zur  anderen,  weil  die 
„Ewigkeit^  des  Staates  nur  in  dem  fils  im  Leben  gedachten  Geschlechte 
einen  entsprechenden  Ausdruck  finden  kann,  die  Stetigkeit  und  Ordnung 
des  staatlichen  Lebens  aber  auch  eine  feste  Ordnung  in  der  Reihenfolge 
der  individuellen  Uebung  dieses  Rechtes  erfordert.  Eben  darum  ist  auch 
der  —  freilich  ausnahmslos  constante  —  Sprachgebrauch  der  staatsrecht- 
lichen Wissenschaft,  der  Gesetzgebung  und  der  Praxis,  welcher  auch  das 
politische  Successionsrecht  ein  „Erbrecht"  nennt  und  dann  von  einer  „Erb- 
folge" und  „Erbfolgeordnung"  spricht,  nicht  gerechtfertigt.^)  Das  civil- 
rechtliche  Erbrecht  und  die  Succession  in  die  Souverainetät  des  Staates 
verlieren  ihre  anscheinend  significante  äussere  Aehnlichkeit,  sobald  das 
W^en  Beider  richtig  unterschieden,    der  Charakter  des  öffentlich  -  recht- 


rechtes,  einer  Erbfolgeordnung,  eines  Erblassers  nnd  eines  Erb-  oder  Vermächlnissnehmers 
ansschliesst.* 

*)  Held,  System  Th.  n  S.  203:  ,Da  der  Staat  selbst  niöht  stirbt,  so  wird  er  auch 
nicht  beerbt,  und  da  er  nie  herrenlos  sein  kann,  und  die  privatrechtliche  Analogie  der 
hereditas  jacens  auf  ihn  nicht  anwendbar  ist,  so  kann  er  auch  im  Sinne  des  Privatrechts 
nicht  geerbt  werden.  Der  Tod  des  Regenten  ist  kein  Tod  des  Staats  und  macht  auch 
den  Staat  nicht  zum  Gegenstand  einer  Herrschaft."  Yergl.  dazu  daselbst  S.  208  fF. 
(§.  308  und  309). 

•)  Vergl.  schon  Kl  über,  OeffentUches  Recht  §.  242,  VI.  Es  ist  eine  mehr  privat-, 
und  besonders  lehn-rechtliche  Fassung  dieses  Satzes,  wenn  das  individuelle  Successions- 
recht von  dem  „ersten  Erwerber"  abgeleitet  und  als  eine  „successio  singularis  ex  pacto 
et  Providentia  majorum"  bezeichnet  wird,  wie  von  Kl  über,  §.  244,  I;  "Weiss,  System 
§.  239  geschehen.  Sofern  damit  die  Disposition  des  Monarchen  über  die  Person  seines 
Nachfolgers  hat  negirt  werden  sollen,  ist  weniger  dagegen  zu  sagen,  als  sofern  eine  po- 
sitive Regel  darin  gegeben  sein  soll  Denn .  nicht  pactum  et  Providentia  majorum,  sondern 
die  Geschichte  und  die  göttliche  Vorsehung  bestimmten  das  individuelle  Successionsrecht. 

^)  Aus  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  sei  der  Ausdruck:  „Die  Regirung  ist  die 
erblich  monarchische",  erwähnt  Vergl,  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz 
§.  3);  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.2;  Schwarzburg-Sonders- 
bausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  2. 
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liehen  von  dem  des  privatrechtlichen  gesondert  wird/)  Denn  der  Thron- 
folger gründet  sein  Recht  nicht  auf  das  des  Vorhesitzers  der  Krone  nnd 
setzt  nicht  dessen  rechtliche  Persönlichkeit,  wie  der  röniisch-recbtliche 
Erbe,  fort,  sondern  ergänzt  nur  die  Persönlichkeit  des  Staates  und  thut 
dieses  kraft  des  ihm  angeborenen  eigenen  Rechtes.') 

c.   Die  allgemeinen  Erfordernisse, 
aa.    Genetische  Zagehörigkeit  zu  dem  successionsberechtigten  Hause. 

§.  389. 
Die  allgemeinen  Voraussetzungen  der  individuellen  Befähigung  zur 
staatsrechtlichen  Succession  betreffen  die  genetische  Abstammung  tod 
dem  ersten  Erwerber,  so  dass  nur  durch  Adoption  in  das  regirende 
Haus  Eingetretene  zur  Thronfolge  nicht  gelangen  können.')  Die  Colia- 
teralen  des  letzten  Souverains  können  daher  auch  nur  als  Descendenten 
eines  gemeinsamen  Ahnen,  der  den  Thron  besa^s,  succediren,  also  nur  wenn 
keine  Descendenten  vom  letzten  Throninhaber  existiren/)  Die  fttrstiicbe 
Souverainetät  vererbt  sich  eben  nur  in  dem  bestimmten  fürstlichen  Ge- 
schlechte und  die  Zugehörigkeit  zu  diesem  ist  die  allgemeinste  Bedingnog 
dieser  Successionsfähigkeit  einer  Person.  Dieser  familiäre  Zusanunenhaog 
muss  aber  auf  Blutsverwandtschaft  beruhen  und  die  weiteren  besoDderen 
Voraussetzungen  erfüllen,  welche  das  deutsche  Staatsrecht  dafür  sanctionirt 
hat.  Diese  besonderen  Voraussetzungen  betreffen  die  genetische  Beziehung 
zu  dem  letzten  Regenten')   —  dessen  Rechtmässigkeit   vorausgesetzt  — , 


*)  Damm  bleibt  Gerber  auf  halbem  Wege  stehen,  wenn  Derselbe,  üeber  öffent- 
liche Rechte  S.  66  sagt:  »Das  Becht,  die  Monarchenrechte  zu  haben,  ist  das  eigene  Redit 
einer  Familie,  welches  in  den  Formen  des  priyatrechtlichen  Erbrechts  übertragen  wiri" 
Sehr  schwankeod  ist  die  Auslassung  Zachariä's  (Deutsches  Staatsrecht  §.  65).  Dasselbe 
nennt  das  Successionsrecht  privatrechtlich  hinsichtlich  seiner  Zuständigkeit  und  staats- 
rechtlich hinsichtlich  seines  Gegenstandes. 

*)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  248,  I:  „Die  Thronfolge  ist  ein  Einrücken  in  den  dnrch 
das  Ableben  des  Vorgängers  eröffneten  Kronbesitz  aus  einem  Bechtsgrundei  welcher  bereits 
vorher  bestand". 

^)  Bezüglich  der  Frage,  ob  Adoptirte  succediren  können,  vergl,  Held,  System §.322 
(Th.  II  S.  224)  und  Zöpfl,  Grundsätze  §.  236,  welcher  indess  auch  diesen  Familiengliedern 
ein  Successionsrecht  nur  dann  bestreitet,  wenn  besondere  Staats-  und  Hausgesetze  ent- 
gegenstehen. Allein  in  Wahrheit  ist  diesen  Personen  niemals  ein  Becht  an  der  Souverai- 
netät zuzuerkennen,  da  dasselbe  juris  public!  und  eine  Sache  des  Staates  ist  nnd  nicht 
durch  einen  privatrechtlichen  Act  des  persönlichen  Souverains  übertragen  werden  kann. 
Das  ausdrückliche  Verbot  von  Adoptionen,  welches  sich  allerdings  in  mehren  deutschen 
Hausgesetzen  (Baiersches  Familien-Statut  von  1819  Tit.  II  §.  5;  Königlich  Sächsi- 
sches Hausgesetz  vom  30.  December  1837  §.  13;  Coburg^Gothasches  Hausgesetx  von 
1855  Art.  97)  findet,  hat  darum  nur  eine  familienrechtliche  Bedeutung. 

0  Zöpfl,  Grundsätze  §.  248,  UI. 

»)  Weiss,  System  §.  240,  L 
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ßowie  die  rechtlichen  Formen  derselben.  Diese  sind  indess  nicht  in  all- 
gemein gültigen  Regeln  gegeben,  sondern  es  ist  aus  dem  Rechte  einer 
jeden  deutschen  Monarchie  zu  bestimmen,  welche  Grundsätze  die  materiellen 
und  formellen  Voraussetzungen  der  individuellen  Successionsfthigkeit  be- 
stimmen. Allgemein  ist  es  auch  ein  staatsrechtlicher  Grundsatz,  dass  der 
Embryo  als  natus  gilt,  insofern  die  Thronfolge  bis  zur  Geburt  ihm  offen 
gehalten  und  die  Regirung  für  ihn  durch  eine  Regentschaft,  welche  dann 
auch  eventuell  als  Vormundschafts-Regirung  fortbestehen  würde,  geführt 
wird.  Kommt  dagegen  der  Embryo  todt  oder  weiblichen  Geschlechts  zur 
Welt,  so  wird  die  Thronfolge  an  den  Nächstberechtigten  deferirt  und  als 
der  Zeitpunkt  des  Regirungsanfalls  der  Augenblick  des  Todes  des  letzten 
Souverains  fingirt.*) 

bb.    Eheliche  Gebart. 

§.  390. 
In  der  Person  des  Thronfolgers  ist  vor  Allem  das  Requisit  des  ehe- 
lich Geborenseins  zu  erfüllen,  so  dass  von  der  Thronfolge  die  aus 
einem  Adnlterium  oder  Concubinat  Geborenen  absolut  ausgeschlossen  sind.') 
Die  eheliche  Geburt  ist  ein  eben  so  absolutes  wie  allgemeines  Erfordemiss 
der  SnccessionsfUhigkeit  in  allen  deutschen  Monarchieen.  Obwohl  die 
römisch-rechtliche  Wissenschaft  wiederholt  versuchte  ihre  Lehre  von  der 
Legitimation  unehelich  Geborener  wenigstens  für  den  Fall  der  legitimatio 
per  subsequens  matrimonium  'auf  dem  staatsrechtlichen  Gebiete  zur  Geltung 
zu  bringen  und  auch  für  den  Thronfolger  den  Makel  der  unehelichen  Ge- 
burt durch  diese  Legitimation  zu  heben,  so  bat  doch  die  staatsrechtliche 
Wissenschaft  und  Praxis  diesen  Einfluss  der  römischen  Jurisprudenz  schon 
seit  Längerem  völlig  zurückgewiesen,  und  es  ist  das  Erforderniss  der 
ehelichen  Geburt  als  ein  ausnahmsloses  Prinzip  der  Successionsfähigkeit  in 
allen  deutschen  Monarchieen  jetzt  widerspruchslos  anerkannt. ')  Das  innere 
Prinzip  dieses  Requisites  der  Successionsberechtigung  ist  ein  sittliches  und 
rechtliches  zugleich.  Denn  galt  die  uneheliche  Geburt  von  jeher  als  ein 
Makel,  den  freilich  der  Unschuldige  am  Meisten  zu  tragen  hat,  und  schloss 
sie  auch  in  den  Sphären  des  bürgerlichen  Lebens  von  allen  Ehren  aus,  so 


')  Vergl.  von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  Th.  I  S.  159. 

')  Vergl.  Klub  er,  Oeffentliches  Recht  §  245;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht 
§.  67;  Held,  System  Th.  ü.  S.  228  ff.;  Zöpfl,  Grundsätze  §,  219. 

')  Vergl.  Zöpfl,  Grundsätze  §.  233  ff.,  der  indess  geneigt  ist,  den  per  subsequens 
matrimonium  Legitimirten  die  Successionsfähigkeit  zuzuerkennen;  Zachariä,  a.  a.  0. 
§.  67;  Held,  System  Th.  II S.  226  und  von  den  Gesetzen:  Baiersches  Verfassungsgesetz 
Tit,  III  §.  3;  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  12);  Würtembergsches 
Verfassungsgesetz  §.  8;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  13;  Coburg -Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.6;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  14. 
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musste  dieses  um  so  mehr  da  der  Fall  sein,  wo  die  höchste  irdische  Ehre 
thront  und  als  sittliches  Vorbild  zu  leuchten  berufen  ist.  Dann  aber  ist 
ja  auch  der  ehelich  Geborene  allein  vom  Rechte  als  zur  Familie  des  Vatere 
gehörig  anerkannt  und  giebt  es  nur  fttr  diesen  die  juristische  Gewigsheit 
der  Blutsverwandtschaft. 

§.  391. 
Die  Frage,  ob  der  Thronpraetendent  einer  rechtsgültigen  Ehe  ent- 
sprossen, ist  zunächst  aus  dem  gemeinen  Rechte  und  vor  Allem  aus  dem 
Rechte  der  protestantischen  oder  der  katholischen  Kirche  zu  bestimmen, 
je  nachdem  die  Eltern  des  Thronfolgers  zu  der  einen  oder  der  anderen 
sich  bekannten.  Nach  den  Grundsätzen  dieser  verschiedenen  Rechte  sind 
die  Formen  und  die  materiellen  Voraussetzungen  auch  der  fürstlichen  Ehe 
zu  bestimmen,  so  dass  namentlich  die  rechtliche  Bedeutung  der  priester 
liehen  Trauung,  die  kanonischen  absoluten  oder  relativen  Ehehindernisse, 
das  Erfordemiss  des  elterlichen  Consenses  lediglich  aus  diesen  Rechts- 
quellen zu  beurtheilen  sind.  Demgemäss  verhält  es  sich  auch  mit  der  tod 
der  Wissenschaft  besonders  lebhaft  behandelten  Frage,  ob  die  Abstammung 
aus  einer  s.  g.  Gewissensehe  der  Successionsfähigkeit  entgegenstehe  odei 
nicht.  *)  Diese  überhaupt  nur  für  die  protestantischen  Landesherren  denk 
bare  Form  der  Eheschliessung  (ohne  priesterliche  Trauung)*)  genügt  Staats 
rechtlich  nur  für  die  Person  des  Souverains,  nicht  aber  ftlr  andere  Glieder 
des  souverainen  Hauses,  da  das  Recht  der  Nichtachtung  der  durch  die 
Kirchenordnung  vorgeschriebenen  Form  der  Eheschliessung  nur  dem  Sou- 
verain  als  summus  episcopus  ftlr  sich  zusteht,  und  auch  nur  so  lange,  ai^ 
ihm  dieses  Recht  eignet.') 


*)  Diese  Frage  ward  noch  in  diesem  Jahrhundert  durch  den  berühmten  ,Bentin<"k- 
sehen  Bechtsstreit"  zu  einer  cause  celehre  der  staatsrechtlichen  Literatur  erhoben. 

^)  Bekanntlich  unterscheidet  sich  das  protestantische  Kirchenrecht  sehr  wesentlich 
von  dem  katholischen  gerade  hinsichtlich  der  Auffassung  der  Ehe.  Dieses  betrachtet  dif 
Ehe  als  ein  Sacrament,  und  das  Ooncilium  Tridentinum  sess.  XXIV  sanctionirte  in  b'> 
Stimmtester  Weise  die  rechtlichen  und  kirchlichen  Formen  der  Eheschliessung.  Die  pro- 
testantische Kirche  vindicirte  dagegen  der  Ehe  keine  sacramentaie  Bedeutung  und  fan-i 
ihr  Wesen  vor  Allem  in  dem  erklärten  consensus  matrimoniaHs ,  so  dass  die  EingehnBi? 
einer  Ehe  ohne  priesterliche  Trauung  nicht  schon  einem  kirchlichen  Dogma  widcrstreü.'t. 
Darum  ist  auch  dem  mit  dem  Rechte  der  Kirchengewalt  betrauten  protestantLsdif'' 
Landesherm  die  Befugniss  nicht  bestritten,  bei  seiner  Ehe  den  Act  der  kirchlichen 
Trauung  unvoUzogen  zu  lassen,  oder  eine  s.  g.  Gewissensehe  einzugehen.  Es  jrJ' 
diese  also  als  eine  rechtsgültige  Ehe  und  sind  die  daraus  entsprossenen  Kmder  ebrliciJ 
geboren. 

^)  Da  die  oberst- bischöfliche  oder  die  Kirchengewalt  der  protestantischen  Landes- 
herren kein  kirchliches  Dogma,  sondern  mehr  nur  eine  historische  Zufälligkeit  ist,  so  to 
diese  Bedingung  gesetzt  werden. 
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cc.    Männliches  Gescblecbt. 

§.  392. 
Endlich  erfordert  das  deutsche  Thronfolgerecht,  dass  der  Succedent 
männlichen  Geschlechts  ist.     Es   ist   dieses   ein   echt   germanisches 
Prinzip,  welches  schon  in  dem  salischen  Volksrechte  seine  gesetzliche  An- 
erkennung gefanden')  und  danach  durch  das  Lehnrecht  eine  bedeutende 
Stütze  erhielt,    aber   auch   durch   den    entgegenstehenden  Grundsatz   des 
njmiscbeu  Rechtes  nicht  ohne  Erfolg  bekämpft  ward,   namentlich  in  den 
s.  g.  allodialen  Staaten.    So  lange  das  fürstliche  Amt  von  den  Pflichten 
des  Lehndienstes,   welcher  hauptsächlich  in  der  persönlichen  militairischen 
Hülfeleistung  bestand,    begleitet  wurde,    war  es  nur    natürlich,    dass  die 
Frauen  von  demselben  völlig  ausgeschlossen    wurden.     Dieser  Grund  ist 
dann  allerdings  mit  der  Umwandlung  des  fürstlichen  Amtes  in  die  poli- 
tische Souverainetät  hinweggefallen,  allein  es  ist  deutschen  Rechtes  geblie- 
ben,  dass    der   Thronfolger   männlichen  Geschlechts   sein   muss.     Dieses 
allgemein  gültige  Prinzip  der  deutschen  Staaten  erleidet  nach  dem  Rechte 
niehrer  deutschen  Staaten*)  nur  dann  die  einzige  Ausnahme,    wenn  die 
Thronfolge  nach  dem  Erlöschen  der  agnatischen  Linie  auf  die  weibliche 
Linie  übergeht  und   die  dem  letzten  Throninhaber  am  Nächsten  stehende 
Person   dieser  Linie    weiblichen   Geschlechtes  ist.     In  diesem  Falle  wird 
auf  das  Geschlecht  keine  Rücksicht  genommen  und  ist  auch  die  Succession 
der  Frau  ebenso  rechtlich  zulässig  wie  die  des  Mannes.    Für  die  Descen- 
deuz  dieses  weiblichen  Throninhabers  tritt  dagegen  der  Vorzug  des  Manns- 
stammes  sofort   wieder   in   Kraft,    so  dass   die  Succession   der  Cognatin 
nur   als   eine   höchst  ausnahmsweise  und  nur  als  ein  Nothbehelf  in  der 
staatsrechtlichen  Thronfolge  erscheint.') 

')  Lex  Saliga  Tit.  62  §.  6:  „De  terra  vero  saliga  nulla  portio  mulieri  veniat  sed 
ad  virilem  semm  tota  terrae  hereditas  perveniat." 

')  Das  weibliche  Geschlecht  ist  vollständig  und  ausnahmslos  successionsunföhig,  wo 
überhaupt  die  cognatische  Linie  ausgeschlossen  ist.  Vergl.  unten  §.398.  Die  gross- 
herzoglich Badensche  Declaration  vom  4.  October  1817  §.  3  schh'esst  dagegen  die 
Frauen  von  der  Succession  aus,  nicht  aber  auch  die  cognatischen  Prinzen. 

^)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  TL.  §.  5;  Sächsisches  §.  7;  (Hannoversches 
Landesverfassungsgesetz  §.  12);  Würterabergsches  Verfassungsgesetz  §.  7;  Gross- 
)ivrzoglich  Hessisches  §.5;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  14; 
Schwarzburg-Sonde'rshausensches  Landesgrundgesetz  §.  13;  Waldecksches  Ver- 
tjssungsgesetz  §.  15.  —  Mit  Unrecht  widerspricht  Held,  System  Th.  II  8.  264  ff  der 
„einstimmigen  Meinung  der  Gelehrten**,  dass  das  männliche  Geschlecht  nur  bei  derselben 
Linie  und  bei  gleichem  Grade  den  Vorzug  vor  dem  weiblichen  erhalte,  sonst  aber  ledig- 
li«rh  die  grössere  Nähe  der  Verwandtschaft  entscheide.  Von  den  Beweisgründen  Held 's 
wird  wohl  keiner  zutreffen.  Es  ist  aber  auch  ganz  und  gar  nicht  auffallend,  dass  wenn 
•einmal  der  Weiberstamm  zur  Thronfolge  berufen  werden  muss,  diejenige  weibliche  Person, 
Vielehe  das  Tbronrecht  auf  ihre  Descendenz  herüberzieht,  den  Thron  selbst  besteigen  darf. 
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d.    Hausgesetzliche  Erfordernisse. 

§.  393. 
Die  Vollgültigkeit  der  Ehe  in  dieser  staatsrechtlichen  Hinsidit  ist  nacb 
mehren  deutschen  Verfassungsgesetzen  noch  durch  die  besonderen  Erfor- 
dernisse, welche  das  Hausgesetz  des  betreffenden  souverainen  Hauses  aaf- 
gestellt^  bedingt.  Indem  eine  „hausgesetzlich  gültige^'  Ehe  erfordert  wird, 
um  die  daraus  entsprossene  Descendenz  als  successionsfähig  betrachten  zn 
können,  ist  auf  die  eherechtlichen  Bestimmungen  dieses  Hausgesetzes,  «Iso 
auf  die  für  jedes  einzelne  fürstliche  Haus  besonders  zn  constatirenden 
Rechtsvorschriften  verwiesen,  allein  im  Grunde  concentrirt  sich  dieser  In- 
halt der  Hausgesetze  nur  um  zwei  Punkte,  um  die  Prinzipien,  dass  der 
Thronfolger  aus  einer  mit  Zustimmung  des  Souverains  geschlos- 
senen Ehe  .entsprossen  und  dass  diese  Ehe  mit  einer  Ebenbürtigen 
muss  geschlossen  gewesen  sein.  Wo  eine  hausgesetzlich  gültige  £he  der 
Eltern  die  Voraussetzung  der  Successionsfähigkeit  ist,  pflegt  nur  an  diese 
beiden  Requisite  gedacht  zu  sein,  und  wo  neben  der  „Hausgcsetzlichkeit^ 
der  Ehe  die  Ebenbürtigkeit  der  fllrstlichen  Ehegatten  besonders  benannt 
worden,  ist  mit  jenem  Worte  nur  an  die  Noth wendigkeit  des  Consenses 
des  Souverains  erinnert. 

aa.   Gebart  in  consontirter  Ehe.') 

§.  394. 
Aus  sichtlich  politischen  Rücksichten  ist  in  mehren  deutschen  Staata 
auch  gesetzlich  erfordert,  dass  der  Thronfolger  aus  einer  Ehe  entsprossen, 
welche  ausser  den  gemeinrechtlichen  und  sonstigen  Voraussetzungen  der 
rechtlichen  Gültigkeit  derselben,  einst  mit  Genehmigung  des  souverainen 
Hauptes  der  Familie  des  ftii-stlichen  Ehegatten  geschlossen  worden.')  Dieser 
Gonsens  des  Souverains  ist  dann  nicht  mit  dem  allgemein  geforderten  Con- 
sense  des  Vaters  oder  der  Eltern  zu  verwechseln,  wenngleich  beide  An«i 
sich  vereinigen^  wenn  der  Souverain  zugleich  der  Vater  war.  Der  Mangel 
dieses  Erfordernisses  hat  die  SuccessionsunfUhigkeit  des  aus  der  nicht* 
consentirten  Ehe  Entstammenden  zur  unmittelbaren  Folge,  mag  auch  an 
der  rechtlichen  Vollgültigkeit  der  fraglichen  Ehe  in  anderer  Hinsicht  Nicht« 
auszusetzen  sein.^)    Es  ist  dies  eben  ein  specifisch  staatsrechtliches  Requisit 

')  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  245;  Zopfl,  Gnmdsätze  §.  217;  Zachariä,  D«** 
sches  Staatsrecht  §.  68,  I;  Held,  System  Th.  U.  S,  232  ff. 

')  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  IL  §.  3;  (Hannoversches  §•  J- 
Würtembergsches  §.8;  Grossherzoglich  Hessisches  §.5;  Coburg-Gothascbr 
§.  6;  Braunschweigsches  §.  14. 

^)  So  das  Baiersche  Familien-Statut  vom  5.  August  1819  Tit  2;  Würtemberg- 
sches Hausgesetz  von  1808  §.  18  ff.;   (Kurhessisches  Hausgesetz  von  1817  §.6);  'l^- 
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der  Süccessionsfäbigkeit;  welches  einem  wohlberecbtigten  Interesse  des 
fürstlichen  Hauses  and  auch  des  betreffenden  Staates,  der  Sicherung  einer 
Angemessenheit  dieser  höchst  politischen  Ehe,  entsprechen  soll.  Jene 
staatsrechtliche  Wirkung  des  Mangels  der  Einwilligung  des  Souverains  ist 
aach  eine  so  absolute,  dass  selbst  der  etwa  nachfolgende  Consens  eine 
rfickbezttgliche  Wirkung  nicht  haben  kann.*)  Ob  indess  ein  solches  Er- 
fordemiss  für  die  Ehe  der  Eltern  des  Thronfolgers  aufgestellt  worden,  ist 
fUr  das  souveraine  Hans  des  betreffenden  Staates  besonders  zu  untersuchen, 
da  es  keineswegs  ein  selbstverständliches  oder  allgemeines  Requisit  ist. 

bb.    Geburt  in  ebenbürtiger  Ebe. 

§.  395. 
Sodann  findet  sich  das  Erfordemiss  der  Abstammung  aus  ebenbür- 
tiger (standesroässiger)  Ehe.')     Dasselbe  hat  seinen  geschichtlichen  Ur- 


^emeinschaftlicbe  Hansgesetz  des  Eöniglicb  Hannoverscben  nnd  Herzoglich  Braun- 
schweigschen  Hauses  vom  24/19.  October  1831  §.  7;  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  28.  Nicht  gilt  aber  das  Erforderniss  der  consentirten  elterlichen  Ehe  för  den  Ein- 
tritt der  Succession  eines  Cognaten,  wenn  dieser  nicht  Mitglied  des  Hauses  des  letzten 
agnatischen  Regenten  war.  S.  von  Mohl,  Wurtembergsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  163 
unten. 

0  von  Mohl,  Wurtembergsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  161:  , Verweigert  der  König 
seine  Zustimmung,  so  kann  die  Ehe  rechtlich  gültig  nicht  zu  Stande  kommen;  und 
schljesst  der  Prinz  sie  dennoch,  so  haben  seine  Gattin  nnd  seine  Kinder  kein  Becht  auf 
Stand,  Wappen,  Titel  eines  würtembergschen  Familien-Mitgliedes ;  ebensowenig  können  sie 
Staats -Erbfolge  oder  irgend  eine  Art  von  Greldbeifcrägen  aus  der  Staatskasse  in  Anspruch 
nehmen;'  sie  sind  lediglich  an  das  Privatvermögen  des  Vaters  und  Ehemannes  gewiesen." 
Der  §.  18  des  Würtembergschen  Hausgesetzes  vom  1.  Januar  1808  entzog  sogar  dem  ohne 
('onsens  heirathenden  Königlichen  Prinzen  das  Recht  auf  die  Krone  als  einem  Geistes- 
kranken, welche  Bestimmung  indess  spater  so  gut  wie  die  beseitigt  ist,  dass  eine  solche 
Ehe  unheilbar  nichtig  sei.  —  Die  Frage  nach  den  staatsrechtlichen  Polgen  der  ohne 
Consens  des  Souverains  eingegangenen  Ehe  eines  Gliedes  des  souverainen  Hauses  kam 
besonders  durch  die  Ansprüche  des  aus  der  nichtconsentirten  Ehe  des  Herzogs  von 
S  US  sex  und  der  Lady  Murraj  entsprungenen  Obersten  Augustus  d'Este  zum  Aus- 
trage. Die  Staatsrechtslehrer  beschäftigten  sich  angelegentlichst' mit  dessen  Ansprüchen 
auf  die  Titel,  Würden  und  Rechte  eines  Prinzen  des  Hauses  Hannover,  und  war  die  Ent- 
scheidung hierüber  allerdings  von  praktischem  Interesse  für  die  Thronfolge  im  Königreich 
Hannover.  Sprachen  sieh  die  gewichtigsten  Stimmen  der  Wissenschaft  gegen  diese  An- 
sprüche aus,  so  blieben  sie  auch  in  der  That  von  dem  souverainen  Hause  Hannover  nicht 
anerkannt.  Vergl.  die  Literatur  bei  Zachariä  a.  a.  0.  §.  68  Note  3.  —  Wenn  übrigens 
<iie  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  ein  Anderes  vorschreiben,  so  ist  die  Einwilligung 
<les  Souverains  in  die  Verehelichung  eines  Mitgliedes  seines  Hauses  dessen  freiestes  Recht. 
Ka  findet  sich  indess  die  Bestimmung,  dass  die  Einwilligung  zu  ebenbürtigen  Ehen  nicht 
ohne  besonderen  Grund  versagt  werden  soll  (Hannoversches  Hausgesetz  von  1836 
Cap.  in  §.  7);  vgl  Wurtembergsches  Hausgesetz  von  1828  Art.  18;  Coburg-Gotha- 
>{rhes  Hausgesetz  von  1855  §.  93. 

*)  Als  noch  immer  bedeutungsvollste  Monographien  über  diese  Materie  sind  die  von 
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BpruDg  in  der  mittelalterlichen  Strenge  der  StandeBunterschiede  nnd  ist 
darum  eine  echt  germanische  Voraussetzung  der  Successionsfähigkeit.  War 
anfänglich  die  Ebenbürtigkeit,  d.  h.  die  Abstammung  aus  einem  gleichen 
Stande  —  also  eine  sehr  relative  Ebenbürtigkeit  —  sogar  eine  unÄbweis- 
liche  Bedingung  der  privairechtlichen  Erbfähigkeit^),  so  beschränkte  sie  sich, 
nachdem  das  römische  Recht,  welches  die  deutschen  Standesunterscbiede 
nicht  kannte,  auch  keine  Analogie  in  seiner  Statuslehre  bot,  zur  Herrschaft 
über  den  privatrechtlichen  Verkehr  gelangt  war,  auf  die  Succession  in  die 
landeshoheitliche  Gewalt  Seitens  der  fürstlichen  Familien  oder  dem  boheu 
'Adel.  Aber  auch  in  dieser  besonderen  Sphäre  schwankte  Theorie  und 
Praxis  längere  Zeit  zwischen  der  strengen  Anschauung  des  germanischeu 
Rechtes  und  den  gewissermassen  kosmopolitischen  Grundsätzen  des  rö- 
mischen^), zumal  da  die  seit  dem  14.  Jahrhundert  immer  häufiger  sich 
wiederholenden  Standeserhöhungen  die  einst  scharf  gezogenen  Grenien 
zwischen  den  verschiedenen  Ständen,  namentlich  zwischen  dem  hohen  und 
dem  niedrigen  Adel  immer  mehr  zu  verwischen  drohten.  ) 

§.  396. 
In  der  Gegenwart  haben  mehrere  deutsche  Monarchieen  das  Erforder- 
niss  der  Ebenbürtigkeit  der  Ascendenten  des  Thronerben  mit  grösserer  Be 
stimmtheit  betont  und  auch  seine  Bedeutung  staatsrechtlich  fixirt.*)    Dauacli 


Pütter»  üeber  Missheiratben  teutscher  Fürsten  und  Grafen,  und  Zöpfl,  üeber  hoN'n 
Adel  und  Ebenbürtigkeit,  zu  nennen.  Sonst  ist  zu  vergleichen:  Kl  über,  Oeffentlirbr? 
Becht  §.  245  Note  6;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  220  IT.,  wo  namentlich  eine  gescbiebtlicK 
Uebersicbt  über  dieses  Erfordemiss  der  Succesaionsfähigkeit  zu  finden  ist;  Zacbariä. 
Deutsches  Staatsrecht  §.68,  11  (reiche  Literaturnachweise);  Held,  System  TL  II. 
S.  234  ff. 

*)  Göhrum,  Geschichtliche  Darstellung  der  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit,  TübiB- 
gen  1846. 

*)  Vergl.  von  Mo  hl,  Würtembergsches  Staatsrecht  §.  25  Note  7. 

^)  üeber  den  sittlichen  und  politischen  Werth  der  „standesmässigen  Ehe"  lässt  dcl 
streiten,  wenigstens  über  den  politischen  Werth,  da  eine  sittliche  Beziehung  JesselJRn' 
nicht  ermittelt  werden  kann.  Nicht  mit  Unrecht  äussert  Klüber,  Oeffentliches  Berbt 
§.  245  Note  6:  „Die  Idee  von  Missheirathen  ist  ein,  vou  Teutschen  erst  in  der  neniTi't 
Zeit  erweitertes,  Vermächtniss  eines  rohen  Zeitalters ,  wo  Ehen  z¥äschen  Freien  und  Fu- 
freien,  doch  nur  sie,  in  weltlicher  und  kirchlicher  Beziehung  nicht  für  vollwirkend  gdter.. 

Die  ganze  Theorie  von  Missheirathen  ist  dem  Sittengesetz fremd."     Ob  aach  der 

.^Staats Weisheit*,  wie  Klüber  hinzufügt,  dürfte  indess  nicht  so  unbestreitbare  sein.  V^'. 
auch  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  IL  S.  34:  .Staatsrechtliche  Gründe  für 
dieselbe  (Ebenbürtigkeit),  die  im  Sinne  der  modernen  Entwicklung  allein  massgebend  s^in 
können,  giebt  es  nicht.  Sie  ist  daher  eher  als  ein  Best  veralteter  Anschauungswfift-. 
nicht  als  eine  noth wendige  Bestimmung  des  jetzigen  Staates  zu  betrachten.*  —  l'^^- 
Ebenbürtigkeit  ein  allgemeines  und  gewisser  Massen  selbstverständliches  Requisit  s«: 
ist  auch  mehrfach  behauptet,  vergl.  z.  B.  Weiss,  System  §.  240  Note  9,  aber  g«^*" 
ohne  Grund. 

'•)  Die  Ebenbürtigkeit  der  ascendentischen  Ehe  erfordern  aussdrücklich  die  VeriaÄiflQä.v 
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ist  nur  diejenige  Ehe  eine  „ebenbürtige^  im  Sinne  des  staatsrechtlichen 
Snccessionsrechtes,  welche  zwischen  zwei  dem  s.  g.  hohen  Adel,  d.  h.  den 
einst  reichsständischen  oder  jetzt  sonrerainen  (deutschen  oder  fremden) 
Fttrstenfamilien  angehörigen  Personen  geschlossen  ist,  vorausgesetzt;  dass 
diese  itlrstlichen  Personen  selbst  rechtmässig  und  aus  ebenbürtiger  Ehe 
getoren  sind.*)  Der  Titel,  welchen  das  souveraine  Haus  fllhrt,  ist  dabei 
von  keinerlei  Bedeutung.')  Die  mediatisirten  deutschen  Fürstenhäuser  sind 
durch  die  deutsche  Bundesacte  ausdrücklich  als  auch  femer  zum  hohen 
Adel  gehörig  anerkannt.^)  Ausnahmen  von  dem  Erforderniss  oder  jener 
Begriffsbestimmung  der  Ebenbürtigkeit  kommen  freilich  auch  noch  heutiges 
Tages  vor,  so  dass  eine  allgemein  gültige  Theorie  oder  Praxis  auch  in 
dieser  Hinsicht  nicht  behauptet  werden  darf,  vielmehr  der  speziellen  Unter- 
suchung des  partikularen  Staatsrechts  überlassen  werden  muss,  das  Recht 
der  einzelnen  Dynastie  festzustellen.  Wo  aber  die  Ebenbürtigkeit  der  Ascen- 
denten  die  unab weisliche  Bedingung  der  Successionsfähigkeit  ist,  da  ist 
Missheirath  oder  eine  morganatische  Ehe  ein  unheilbares  Hinderniss  der 
Thronfolge.^)  Selbst  wenn  der  Souverain  kraft  seines  hausgesetzlichen 
Rechtes  die  Unebenbürtigkeit  einer  Ehe  seines  Hauses  durch  Anerkenntniss 
aufgehoben,  werden  die  aus  solcher  Ehe  Stammenden  nimmer  successions- 
fähig,  da  heutiges  Tages  das  gesammte  Successionsrecht  nicht  mehr  als 
die  Privatsache  eines  fllrstlichen  Hauses,  sondern  als  eine  Verfassungssache 
betrachtet  wird  und  Aenderungen  an  demselben  nur  durch  die  gesetzgeben- 
den Factoren  geschehen  können.*)  Die  staatsrechtlichen  Wirkungen  standes- 
widriger Ehen  sind  aus  dem  Rechte  des  einzelnen  Staates  und  der  einzelnen 
Dynastie  zu  bestimmen.  •) 


Sfesetze  für  Baiern  Tit.  IL  §  3;  Sachsen  §.  6;  (Hannover  §.  12);  Würtemberg 
§.  8;  (Enrhessen  §.  3);  Grossherzogthum  Hessen  §.  5;  Coburg-Gotha  §.  6; 
Braunschweig  §.  14. 

')  Vergl   Zöpfl,  Grundsätze  §.  22G. 

-)  Das  Würtembergs che  Hausgesetz  vom  1.  Januar  1808  §.  17  wollte  dagegen  nur 
eine  Ehe  mit  Angehörigen  der  kaiserlichen,  königlichen,  grossherzoglichen  und  regirenden 
liorzoglichen  Häuser  als  „ebenbürtig"  anerkennen,  was  später  beseitigt  ist. 

^)  Bundesacte  Art.  14:  „—  so  vereinigen  die  P.undesstaaten  sich  dahin:  a)  das 
diese  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  (wie  es  im  Eingange  dieses  Artikels  heisst,  „die 
im  Jahre  1806  und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Beichsstände  und  Reichs- 
ang-ehörigen")  fortan  nichts  desto  weniger  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutachland  gerechnet 
werden,  und  ihnen  das  Becht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  bisher  damit  verbunden  Begriffe 
verbleibt" 

*)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  227.  228;   Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  66,  H. 

»)  Zöpfl,  a.  a.  0.  §.  228  a.  E. 

")  Besonderes  praktisches  Interesse  erhielt  die  Frage  über  das  Erforderniss  der  Eben- 
bürtigkeit in  der  neueren  Zeit  durch  die  politischen  Ansprüche  der  Grafen  vonBentinck, 
«b?s  Obersten  Augustus  d^Este  und  des  fürstlich  Löwensteinschen  Hauses  und  in 
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III.  Successionsordnung.^) 

§.  397. 
Den  Zweck  und  Inhalt  der  Successionsordnungen  bildet  ein  Dreifaches. 
Zunächst  haben  sie  die  Reihenfolge  zu  bestimmen,  nach  welcher  die  ver- 
schiedenen zur  Thronfolge  berechtigten  fürstlichen  Häuser  zur  wirklicheu 
Geltendmachung  dieses  ihres  Rechtes  gelangen.  Alsdann  gilt  es,  die 
Reihenfolge  festzustellen,  nach  welcher  innerhalb  der  berechtigten  flirst- 
lichen  Hänser  die  verschiedenen  Linien  desselben  zur  Thronfolge  berafen 
werden.  Endlich  aber  ist  es  die  Aufgabe  der  Successionsordnung,  innerhalb 
dieser  Linien  die  Folge  der  einzelnen  Glieder  derselben  in  der  Regirasg 
zu  bestimmen.  Die  praktische  Geltendmachung  des  Rechts  der  Thronfolge 
bestimmt  sich  also  in^  den  deutschen  Staaten  1)  nach  dem  Rechte  de^ 
fürstlichen  Geschlechts,  2)  nach  dem  der  Linie  und  3)  nach  dem 
des  fürstlichen  Individuum.  Hinsichtlich  des  ersteren  Punktes  präcisirt 
die  Frage  sich  dahin,  dass  die  Reihenfolge  der  Succession  der  kraft  6e- 
bltttsrechtes  zur  Thronfolge  berufenen  und  der  nur  kraft  Successionsvertrages 
zur  Thronfolge  berechtigten  ftlrstlichen  Häuser  zu  bestimmen  ist  DieSac- 
cessionsordnung  innerhalb  der  einzelnen  Linien  des  successionsberechtigteD 
fürstlichen  Hauses  berücksichtigt  aber  nur  das  Successionsverhältniss  der 
(agnatischen  und  cognatischen)  Seitenlinien  des  letzten  souverainen  Hansa^, 
da  die  Successionsordnung  der  Descendentcn  schon  durch  das  Prinzip,  wel- 
ches das  Individuum  des  Thronfolgers  bestimmt,  festgestellt  ist. 

1.    Folgeordnung  hinsichtlich  der  Dynastieen. 

§.  398. 
Dass  das  kraft  des  Successionsvertrnges  zur  Succession  berechtigte 
fürstliche  Haus  sein  Thronfolgerecht  erst  nach  Erlöschen  des  kraft  Geblfit^ 
rechts  benifenen  geltend  machen  kann,  ist  allgemeines  Prinzip.  Indcss 
variiren  die  deutschen  Staaten  hinsichtlich  der  Grundsätze,  welche  den  Zeit- 
punkt des  Eintritts  des  Successionsrechtes  der  durch  Vertrag  Berufenen 
bestimmen,  insofern  als  es  sich  darum  handelt,  ob  diese  den  cognatischen 


allerjüngster  Gegenwart  durch  die  scbleswig-holsteinsche  Erbfolgefrage.  Dnrcb  ^w 
vielfachen  theoretischen  Untersuchungen  derselben  hat  sich  zur  Evidenz  erwiesen,  li^^ 
das  souveraine  Haus  Oldenburg  nebst  der  Augustenburger  Linie  niemals  das  Erforder- 
niss  der  Ebenbürtigkeit  für  das  Successionsrecht  gekannt  haben.  Vergl.  das  Votum  Ji-* 
Königlich  Baierischen  Bundestagsgesandten  Freiherrn  von  der  Pforten  über  die  Erb- 
folge in  Schleswig-Holstein  (veröffentlicht  Braunschweig  1864)  S.  43—45  —  Singular  \^ 
wohl  das  Recht  de«  grossherzoglich  Qadenschen  Hauses,  insofern  dasselbe  die  Ebec- 
bürtigkeit  in  der  agnatischen,  nicht  aber  auch  in  der  cognatischen  erfordert  Vgl  grosf- 
herzoglich  Badensche  Declaration  vom  4.  October  1817  §.  3. 

^)  Weiss,  §.241;    Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  71  ffl;    Zöpfl,  Grandsät» 
§.  247;  Held,  System  Tb.  ü.  S.  246  ff 
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Linien  des  erstbereclitigten  Hauses  nachstehen  oder  voranstehen.  Das 
deutsche  Staatsrecht  unterscheidet  rticksichtlich  der  Successions Ordnung  der 
Dynastien  drei  Klassen  der  zur  Thronfolge  berechtigten  fürstlichen  Ge- 
schlechter oder  Häuser.  Zuerst,  die  agnatische  und  die  cognatische 
Descendenz  oder  den  Mannesstftmm . und  den  Weiberstamm,  und  alsdann 
die  kraft  Erbvertrags  oder  ErbverbrUderung  berufenen  fürst- 
lichen Häuser.  Das  Rangverhältniss  der  Successionsberechtigningen  dieser 
drei  Klassen  ist  aber  nicht  in  allen  deutschen  Staaten  gleichraässig  be- 
stimmt. Einige  Staaten  schlössen  zwar  die  cognatischen  Linien  des  regiren- 
den  Hauses  völlig  und  ausnahmslos  von  der  Thronfolge  aus, ')  die  anderen 
deutschen  Staaten  gestanden  aber  diesen  Linien  wenigstens  ein  eventuelles 
oder  subsidiäres  Successionsrecht  zu,  nämlich  für  den  Fall 'der  Erlöschung 
des  Mannesstammes.  Von  diesen  ordneten  wieder  einige  deutsche  Staaten 
die  Succession  der  Cognaten  und  die  der  kraft  Erbvertrages  Berechtigten 
si»,  dass  sie  jene  erst  im  Fall  der  Ermanglung  dieser  in  Kraft  treten 
liessen,*)  wohingegen  die  übrigen  Staaten  die  Klasse  der  Erb  verbrüderten 
erst  an  dritter  Stelle  rangirten.  Das  primäre  Recht  des  Mannesstammes 
ist  dagegen  jetzt  allgemein  anerkannt  ^)  und  ist  damit  das  deutsche  Staats- 
recht nach  den  mannichfachen  Schwankungen,  welche  das  römische  und  das 
Lehn-Recht  und  seine  Doctrin  auch  auf  diesem  Gebiete  des  deutschen  Rechtes 
hervorriefen,  zu  einem  echt  gern^anischen  Prinzipe  zurückgekehrt.') 

*)  Preussigches  Verfassungsgesetz  Art.  53;  (Kurhessisches  Verfassungsgesotz 
§.  3);  Oldenhurgsches  Kevidirtes  Staatsgrundgesetz  Ait.  17  §.  2;  Altenburgschea 
Grundgesetz  §.  13;  Gesetz  für  Reuss  j.  L.  vom  10.  Juni  1856  §.  8. 

*)  Haiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  U.  §.  5;  Sächsisches  §.  7  und  Gross- 
herzoglich Hessisches  §.  5.  Das  Baiersche  Verfassungsgesetz  gestattet  aber  nur 
den  durch  Erbirerträge  „mit  einem  anderen  fürstlichen  Hause  aus  dem  deutschen 
Bunde"  Berechtigten' den  Vorzug  vor  den  Cognaten.  Hier  ist  also  das  Successionsrecht 
der  weiblichen  Linie  durch  die  Möglichkeit  neuer  Successionsvertrage  immer  in  Frage 
jj^estellt,  oder  —  wie  Zöpfl,  Grundsätze  §.  253  es  ausdrückt  —  die  Cognaten  haben  kein 
^Wartrecht*.    Vergl.  §.  400  Note  1. 

^)  Preussisches  Verfassungsgetz  Art.  53;  Baiersches  Tit.  II.  §.4;  Sächsisches 
§.  7;  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  12);  Würtenibergschcs  Verfas- 
suTigsgesetz  §.7;  Badensche  Declaration  vom  4.  October  1817;  (Kurhessisches  Ver- 
fassungagesetz  §.  3);  Grossherzoglich  Hessisches  §.5;  Altenburgschos  Grund- 
j^esäetz  §.  13;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  14;  Schwarzburg-Son- 
flershausensches  Landesgrundgesetz  §.13;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  15. 

*)  Abgesehen  von  den  Kurlanden,  für  welche  die  Goldene  Bulle  die  Erbfolge  nur 
der  Agnaten  festsetzte,  war  nur  in  denjenigen  Territorien,  welche  als  Reichslehen  galten 
unU  nicht  feuda  feminlna  subsidiaria  waren,  der  Vorzug  des  Mannesstammes  einigermassen 
gesichert  So  lange  überhaupt  die  Landeshoheit  wie  ein  privatrechtliches  Eigenthum  und 
Erbgut  betrachtet  wurde,  konnte  namentlich  unter  dem  Hinzutritt  der  römisch-rechtlichen 
Erbfolge-Theorie,  welche  von  der  Gleichberechtigung  der  Agnaten  und  der  Cognaten  aus- 
ijebt,  das  Zurücktreten  der  Töchter  selbst  hinter  den  Mannesstamm  der  Seitenlinie  nicht 
^•enügend  gerechtfertigt  werden     Erst  die  neuere  Zeit  hat  im  Zurückgehen  auf  das  echt 

O  rote foiid,  Staatsrecht.  25. 
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2.   Folgeordnnng  der  Seitenlinien« 

§.  399. 
Das  Verhältniss  der  einzelnen  Spezial-Liniea  des  successionsberechtigten 
fürstlichen  Hauses  bestimmt  sich  in  eini^n  deutschen  Staaten  bezüglich  der 
agnatischen  und  der  cognatischen  Linien  gleicher  Weise/)  in  den  fibrigen 
aber  verschieden.  Die  Succession  der  agnatischen  Linien  ordnet  sich  in  allen 
Staaten  nach  dem  Grundsätze,  dass  diejenigen,  welche  mit  dem  letzten  Besitzer 
den  nächsten  parens  communis  haben,  successionsberechtigt  sind  (Lineakysteml 
Die  Successionsordnung  der  cognatischen  Linien  richtet  sich  dagegen  in  den 
jenigen  deutschen  Staaten,  welche  die  Successionsordnung  der  agnatischen  und 
der  cognatischen  Linien  verschieden  bestimmten,  so  nach  den  Beziehungen  der- 
selben zum  letzten  Inhaber  des  Thrones,  dass  die  diesem  Souverain  nächste 
cognatischc  Linie  vor  allen  übrigen,  also  .auch  den  älteren  cognatischen  Linien 
zur  Regirung  berufen  wird  (Lineal-Gradualsystem).*)  Die  Nähe  dieser  Ver- 
wandtschaft bestimmt  sich  dann  wieder  im  Falle  gleicher  Nähe  verschieden. 
Einige  Staaten  lassen  alsdann  das  Alter  der  Linie  und  nur,  falls  dieses 
wiederum  gleich  sein  sollte,  daß  Alter  der  Personen,^  andere  Staaten  da- 
gegen sogleich  und  nur  das  Alter  der  Person  über  den  Vorrang  entecheiden/ 
Die  einst  auch  mit  dem  Schwerte  ausgefochtene  Streitfrage:  ob  Erbtochter 
oder  Regredienterbin?  ist  also  nach  dem. Rechte  dieser  Staaten  nicht  mehr 
denkbar.*) 


germanische  Prinzip  den  Vorzug  der  agnatischen  Bescendenten  des  ersten  Erwerbers  k 
fürstlichen  Souverainetat  als  allgemein  geltende  Begel  anerkannt. 

')  So  in  Baiern  (Verfassungsgesetz  Tit.  ü.  §.  5)  und  in  Braunschweig  (N<?^ 
Landschaftsordnung  §.  14). 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  7:  „Hierbei  (hei  dem  Ucbergange  der  ThM- 
folge  auf  die  cognatische  Linie)  entscheidet  die  Nähe  der  Verwandtschaft  mit  dem  zal^tr 
regirenden  Könige";  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  12  Abs.  3);  Wörtern- 
hergsches  Verfassungsgesetz  §.  7;  Grossherzoglich  Hessisches  §.  5;  Schwan 
burg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  13. 

^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  7;  (Hannoversches  LandesverfaasungsgM't. 
§.  12  Abs.  3:  „dass  —  und  bei  gleichem  Verwandtschaftsgrade  das  Alter  der  Linie,  ii 
der  Linie  aber  das  natürliche  Alter  den  Vorzug  verschafft";  Schwarzburg-Son^ie^^• 
hausensches  Landesgrundgesetz  §.  13:  „dass  —  bei  gleichem  VerwandtschafograJ 
sowohl  zwischen  mehreren  Linien,  als  innerhalb  einer  und  derselben  das  höhere  Alt4?r  <iti 
Vorzug  verschafft." 

*)  Würtembcrgsches  Verfassungsgesetz  §.7:  „ —  und  zwar  so,  dass  dieXihetlt^ 
Verwandtschaft  mit  dem  zuletzt  regirenden  Könige  und  bei  gleichem  Verwandtscbaftsfrrai' 
das  natürliche  Alter  den  Vorzug  giebt";  Grossherzoglich  Hessisches  §.  5;  Waldock- 
sches  §.  15.  —  Die  Singularitäten  des  Grossherzoglich  Badenschen  Rechtes,  weM'* 
sich  durch  die  spezielle  Familiengeschichte  dieses  fürstlichen  Hauses  erklären,  s.  ^' 
Zöpfl,  Grundsätze  §.  233  Note  10. 

^)  Vergl.  zur  Geschichte  dieses  famosen  Rechtsstreites  der  Gelehrten  und  der  Staat.- 
männer  Falk,  Eranien  zum  deutschen  Rechte  Bd.  L  S.  63  ff. 
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§.  400. 
Die  weiblichen  Linien  der  fürstlichen  Häuser  sind^  wenn  sie  nicht  von 
der  Thronfolge  gänzlich  ausgeschlossen  sind,  was  in  einigen  deutschen 
Staaten  auch  jetzt  noch  Rechtens  ist,  erst  nach  dem  Wegfall  der  kraft 
agnatischen  Rechtes  oder  auch  erst  in  Ermanglung  von  kraft  geschlossener 
Successionsverträge  Berufener  zur  Thronfolge  berechtigt. ')  Das  Successions- 
recht  der  Cognaten  ist  stets  nur  ein  eventuelles  und  subsidiäres.  Erlischt 
auch  die  successionsfähige  cognatische  Linie  wieder,  so  tritt  die  dem  letzten 
ßegenten  aus  dieser  nächst  verwandte  agnatische  oder  cognatische  Linie 
nach  eben  den  Grundsätzen  in  die  Thronfolge  ein,  welche  die  vorregiren- 
den  Glieder  der  Cognat^nlinie  zur  Regirung  beriefen. 

3.  Die  individuelle  Thronfolge.') 

§.  401. 
Auch  das  individuelle  Successionsrecht  hat  fllr  die  deutschen  Mon- 
archien erst  in  der  neueren  Zeit  eine  bestimmtere  staatsrechtliche  Gestalt 
erbalten.  Bestimmte  dieses  Recht  sich  früher  für  die  lehnbaren  und  allo- 
dialen  Territorien  verschieden,  dort  nach  Lehnrecht,  hier  nach  den  Grund- 
sätzen des  deutschen  Stammgutf  rechtes,  so  ist  dasselbe  seit  der  Befestigung 
des  politischen  Charakters  des  Staatslebens  so  gestaltet,  dass  die  Einheit 
des  Staates  mit  dem  Rechte  der  bestimmten  Dynastie  in  möglichste  Har- 
monie gebracht  ist.  Das  Recht  der  Thronfolge  empfand  sonst  einen  sehr  em- 
pfindlichen Nachtheil  der  bisherigen  Ordnung,  nach  welcher  die  successions- 
fähigen  Descendenten  der  fürstlichen  Häuser  zur  Herrschaft  berufen  wur- 
den, nämlich  den  der  Theilung  der  Souverainetät  unter  mehre  gleich  nah 
verwandte  Descendenten  des  Landesherrn.  Die  deutschen  Successions- 
orduungen  der  Gegenwart  gehen  nunmehr  nur  von  der  Untheilbarkeit  des 
Staates  aus  und  berufen  darum  auch  nur  je  ein  Glied  des  souverainen 
Hauses  zur  Regirung.  Erreicht  wurde  dieses  durch  die  Bevorzugung  des 
Erstgeborenen  unter  den  sonst  mit  gleich  nahem  Rechte  zur  Succession 
Berufenen.  Die  heutige  Successionsordnung  der  deutschen  Monarchieen 
enthält  danach  erstlich  die  Bestimmung  der  zunächst  Berafenen  aus  Rück- 


')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit  ü.  §.  5:  „Nach  gänzlicher  Erlöschung  des 
Mannesstammes  in  Ermangelung  einer  mit  einem  anderen  fürstlichen  Hause  aus  dem 
deutschen  Bunde  für  diesen. Fall  geschlossenen  Erhverhrüderung  geht  die  Thronfolge  auf 

die    weihliche  Nachkommenschaft über";    Sächsisches  §.  7;    (Hannoversches 

Landesverfassungsgesetz  §.  12);  Würtemhergsches  Verfassungsgesetz  §.7;  Gross- 
lierzoglich  Badensche  Deelaration  vom  4.  Octoher  1817  (in  der  Verfassungsurkunde 
vom  22  August  1818  §.  4  agnoscirt);  Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz 
-g.  5;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  14;  Schwarzhurg-Sonders- 
hausensches  Landesgrundgesetz  §.  13;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  15. 

*)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  251. 

•  25" 
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sichten  der  Verwandtschaft  mit  dem  letzten  Regenten  und  alsdann  die  alle 
anderen  Interessen  zurückdrängende  Bevorzugung  der  Primogenitur/) 

§.  402. 
In  den  deutschen  Monarchieen  bestimmt  sich  die  individuelle  Succes- 
sionsberechtiguug  lediglich  nach  dem  natürlichen  Lebensalter,  so  dass  unter 
mehren  zugleich  Berechtigten  nur  der  danach  Aelteste  als  Thronfolger  auf- 
treten kann  und  alle  Jüngeren  in  die  Reihe  der  (vorläufig)  Nicht-Successions- 
berechtigten  zurücktreten.^)  Das  Vorrecht  der  Primogenitur  gilt  in  alleD 
Fällen  der  gleichzeitigen  Existenz  mehrer  Thronfolge-Berechtigter,  mögen 
sie  Descendenten  des  letzten  Souverains  oder  agnatische  oder  cognatische 
CoUatcralen  desselben  sein.  )  Durch  diese  Modification  des  Lineal- Systems 
wurde  eben  die  so  nothwendige  Erhaltung  des  Staatsbestandes  den 
mittelalterlichen  Staatstheiluugen  gegenüber  gesichert.  Das  heutige  Staat«- 
reclit  der  deutschen  Monarchieen  beruft  also  nur  den  Erstgeborenen  von 
denjenigen,  welche  mit  dem  letzten  Throninhaber  den  nächsten  parens 
communis  haben,    so  dass  die  durch  das  Prinzip  der  Primogenitur  modifi- 


M  Das  Privatfiirstenrecht  Iccnnt  allerdings  auch  eine  SucccRsion  nach  Majorat,  Seniorat 
oder  Minorat,  aber  nicht  das  Staatsrecht.     Vergl.  Klübcr,  Oeffentlichcs  Recht  §.243. 

^)  Zur  Geschichte  dieser  jetzt  allgemein  gültigen  Thronfolgeordnung  s.  Zachariä, 
Deutsches  Staatsrecht  §.  71  ff.  —  Gegen  die  Ansicht  iZachariä 's,  dass  es  eine  „gemeine" 
und  eine  „besondere"  Successionsordnung  für  die  deutschen  Staaten  gebe,  ist  zu  bemerken, 
dass  die  gemeinrechtlichen  Erbfolgeordnungen  für  die  Lehen  oder  die  allodialen  Staram- 
und  Fideicommissgüter  auf  die  Souverainetät  des  Staates  gar  keine  Anwendung  leider 
können  und  dass  von  anderen  „gemeinen"  Successionsordnungen  im  deutschen  Staats- 
rechte keine  Rede  ist.  Der  Anwendbarkeit  einer  gemeinrechtlichen  Succcssionsordnaß^' 
steht  schon  das  unverbrüchliche  Prinzip  der  Untheilbarkeit  des  Staates  entgegen.  Vergl. 
Held,  System  Th.  ü.  S  246  ff. 

^)  Seniorate  oder  Majorate  oder  Minorate  existiren  im  deutschen  Thronfolgerechtc 
nicht  mehr.  Die  Fälle,  welcher  Klüber,  Oeffentlichcs  Recht  §.  243  Note  6  gedenkt,  sin«! 
schwerlich  noch  praktisch.  —  Ueber  die  Herausbildung  der  Bevorzugung  der  PriraogeniiTir 
im  Wege  fideicomniisvsarischer  Dispositionen  s.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  ^ 
Note  10.  Das  Primogenitur-Prinzip  ward  für  die  Kurstaaten  bereits  durch  die  golden  f 
Bulle  eingeführt  und  sehr  bestimmt  beschrieben;  vergl.  daselbst  Cap.  VII  §.2:  «ÜtvcKt- 
quam  iidem  Principes  Electores  saeculares,  et  eorum  quilibet  esse  desierit,  jus,  toi  e: 
potestas  electionie  hujusmodi  ad  filium  suum  primogenitum,  legitiraum,  laicum;  iflo  «^t^r«' 
non  exstante,  ad  ejusdem  primogeniti  filium,  similiter  laicum,  libore  et  sine  contradifti'''B*' 
cujuspiam,  devolvatur.  §.3:  Si  vero  primogenitus  hujusmodi,  absque  haeredibus  niascuin. 
legitimis  laicis,  ab  hoc  luce  migraret,  virtute  praesentis  imperialis  edicti,  jus,  vox  et  |»»- 
testas  electionis  praediatare  ad  seniorem  fratrem  laicum  per  veram  paternalem  linearj 
descendentem ,  et  deinöeps  ad  illius.  primogenitum  laicum  devolvatur."  Man  hat  Ja^i 
keinen  Anstoss  daran  zu  nehmen,  dass ^ nach  der  Wortfa-ssung  dieses  Gesetzes  nur  «U-- 
„Wahlrecht"  des  Kurfürsten  nach  der  Primogenitur-Ordnung  dcvolvirt  werden  solL  ^  ^^' 
dies  niemals  anders  verstanden ,  als  dass  die  Kurwürde  überhaupt  in  dieser  Weise  üVr- 
kommcn  werden  soll.  Ungeachtet  dieser  frühzeitigen  Anerkennung  des  Primogeniti* 
Prinzipos  hat  dasselbe  sich  doch  nur  im  Laufe  mehrer  Jahrhundorte  zu  allgemeiner  Gäli%'' 
keit  durchringen  können. 
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cirte  Linealfolge  —  und  zwar  in  denjenigen  Staaten,  wo  die  Cognaten  von 
der  Thronfolge  ganz  ausgeschlossen,  nur  die  agnatische  Linealfolge  —  die 
persönliche  Thronfolgeberechtigung  in  den  deutschen  Monarchieen  im  ein- 
zelnen Falle  bestimmt.*)  Der  Grundzug  dieser  Thronfolgeordnung  ist  die 
Berufung  der  Descendenz  des  ersten  Erwerbers:  darum  die  Berufung  der 
Linien  (Parentelen)  ohne  Berücksichtigung  der  Gradesnähe.  Aus  diesem 
Grundzuge  entwickelte  sich  in  consequentem  Fortschritt  das  Prinzip, 
dass  die  nächste  Linie  den  Vorzug  vor  den  ferneren  haben,  und  in  den- 
selben die  Descendenten,  also  Söhne  und  Enkel,  wenn  jene  nicht  mehr 
existiren  (s.  g.  Kepräsentationsrecht) ,  berufen  sind.  Die  Bevorzugung  der 
Erstgeburt  bestimmt  dann  im  Interesse  des  Staatsganzen  aus  dieser  Descen- 
denz den  alleinigen  Thronfolger. 

§.  403. 
In  zwei  deutschen  Staaten  ist  fdr  den  Fall  eines  Gonflictes  der  all- 


0  Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  53:  , Die  Krone  ist,  den  Königlichen 
Hausgesetzen  gemäss,  erblich  in  dein  Mannesstamme  des  Königlichen  Hauses  nach  dem 
Rechte  der  Erstgeburt  und  der  agnatischen  Linealfolge."    Wörtlich  oder  dem  Sinne  nach 
ebenso   lauten   die   Verfassungsgesetze   für   Preussen   Art.  53;    Baiern  Tit.  11.  §.2; 
Sachsen  §.6;    (Hannover  §.  12);   Würtemberg  §.  7;    (Kurhessen  §.  3);    Gross- 
herzogthum  Hessen  §.  5;  Altenburg  §.  13;  Cohurg-Gotha  §:  6;  Braunschweig 
§.  14;  Oldenburg  Art.  17  §.  1  und  2,  Art.  18;  Schwarzburg-Sondershausen  §.  50; 
ßeuss  i.  L.  §.  45;  Waldeck  §.  15.  —  Das  Meiningensche  Grundgesetz  §.  3  erkennt 
die  Grundsätze  der  Erstgeburt  und  Linealordnung  nach  dem  Alter  der  Linie  und  für  das 
herzogliche  Spezialhaus  an,  verweist  im  Uebrigen  auf  „die  Verträge  und  Observanzen 
des  herzoglichen,  grossherzoglichen  und  königlich  sächsischen  Gesammthauses."     Ebenso 
verweist  der  §.  88  des  AnhaltrBernburgschen  Landesverfassungsgesetzes  auf  die  im 
Gesammthause  Anhalt  abgeschlossenen  Verträge  und  »Hie  bestehenden  Gesetze,  ohne  deren 
Inhalt   zu   referiren.     Ob   aber   darum   zu   behaupten   ist,    „dass  bei  dem  Abgange  der 
regirenden  Hauptlinie  die  Linealfolge  als  die  gemeinrechtliche  Successionsart  für  die  unter 
der  Hauptlinie  begriffenen  Spezialünien  betrachtet  werden  müsse,   sofern  nicht  besondere 
Familienverträge,  Observanzen  oder  Gresetze  entgegenstehen  (Zöpfl,  Grundsätze  §.  251 
a.  E.),  dürfte  mehr  wie  fraglich  sein.     Denn  eine  „gemeinrechtliche"  Thronfolge  giebt  ea 
80  wenig  wie  überhaupt  gemeines  Staatsrecht;  dann  aber  ist  die  Thronfolgeordnung  ein 
Stück  des  Verfassungsgesetzes,  das  mit  diesem  gilt,  mag  die  eine  oder  die  andere  fürst- 
liche Linie  zur  Thronfolge   berechtigt   sein.     Das  St^atssuccessionsrecht  ist   eben  nicht 
mehr    eine  Familiensache   der   fürstlichen  Häuser,    sondern    eine   rechtlich  feststehende 
Staatssache  (vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  72  Note  3).    Etwas  Anderes  ist 
ti8  aber,  wenn  das  positive  Recht  eines  Staates  für  den  Fall  des  Eintritts  einer  anderen 
Spezialünie  in  dfe  Regirimg   ausser   der   verfassungsgesetzlich    anerkannten  Successions- 
«>r(iiiung  die  besonderen,  damit  vereinbarten  Grundsätze . des  fürstlichen  Gesammthauses 
ausdrücklich   adoptirt   hat,   wie   z.  B.   das   Altenburgsche  Grundgesetz  §.  13  Abs  ?: 
«Hiemach  (nach  den  Grundsätzen  des  Erstgeburtsrechts  und  der  Linealordnung)  bestimmt 
sicli  in  dem  herzoglichen  Spezialhause  die  Staatserbfolge  auch  bei  allen,  künftig  demselben 
anfallenden  Landen   und  Besitzungen   in   allen  und  jeden  Successionsfällen ,  für  welche 
Übrigens   die   Verträge    und    das    Herkommen   in   dem    sächsischen    Gesammthause   der 
Krnestinischen  und  der  Albertinischen  Hauptlinie  die  Richtschnur  geben." 
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gemeinen  Regel  der  Thronfolgeordnung  mit  dem  Grundsatze,  dass  der 
Regent  in  dem  Staate  selbst  residiren  muss,  eine  Secundo-  oder  gar  Tertio- 
Genitur  unter  Ausschluss  des  Rechtes  des  Erstgeborenen  eingeführt  Im 
Königreich  Baiern  soll  nämlich  die  Krone,  falls  sie  nach  Erlöschung  ks 
Mannesstammes  an  den  Regenten  einer  „grösseren^  Monarchie  gelangen 
würde,  welcher  seine  Residenz  in  diesem  Königreich  nicht  nehmen  könnte 
oder  würde,  an  den  zweitgeborenen  Prinzen  dieses  Hauses  übergehen. 
Ebenso,  falls  die  Krone  an  die  Gemahlin  eines  „grösseren^  Monareben 
kommen  sollte,  diese  zwar  Königin  werden,  jedoch  geht  nach  ihrem  Ab- 
leben die  Krone  an  ihren  zweitgeborenen  Prinzen  über.*)  Alsdann  haben 
die  besonderen  Verhältnisse  des  herzoglich  Sachsen-Gothaschen  Hauses 
die  Bestimmung  in  dem  Verfassungsgesetze  dieses  Herzogthums  veranlasst, 
dass  im  Falle  des  Ueberganges  der  Thronfolge  auf  den  Bruder  des  (kinder- 
losen) regirenden  Herzogs  oder  dessen  Descendenz  übergehen  sollte,  der 
regirende  König  von  England  und  der  voraussichtliche  englische  Thron- 
folger (heir  appearent  des  englischen  Rechtes)  dergestalt  ausgeschlossen 
sein  sollen,  dass  die  Regirung  sofort  auf  den  nach  ihnen  zunächst  berech- 
tigten Prinzen  übergehe.')  In  der  Linie  des  aus  diesem  besonderen  Grunde 
berufenen  „zweiten^  Prinzen  tritt  dann  aber  die  regelmässige  Thronfolge- 
Ordnung  wieder  ein,') 

§.  404. 
Die  Grundsätze,  nach  welchen  sich  die  individuelle  Thronfolge  inner- 
halb der  einzelnen  Linien  der  successionsberechtigten  ftirstlichen  Hänser 
bestimmt,  sind  für  die  agnatische  wie  für  die  cognatische  Linie  dieselben. 
Eröffnet  sich  die  Thronfolge  der  weiblichen  Linie,  so  fingirt  das  Staatsrecht 
auch  flir  diese  den  Charakter ^der  agnatischen  Linie,  d.  h.  es  werden  die 
Descendenten  aus  der  weiblichen  Linie  wie  Prinzen  aus  dem  Mannesstamme 
betrachtet,  die  Cognaten  wie  Agnaten  und  die  Prinzessinnen  wie  Prinzen.! 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  11.  §.  6. 

*)  Cobnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  7—9;  vergl.  besonders  auch  §.9 
Abs.  2:  „Ist  jedoch  zur  Zeit  eines  Erbanfalls  ausser  dem  regirenden  Eonige  von  Ei^nd 
oder  ausser  dem  englischen  Thronfolger  oder  ausser  dem  Könige  und  dem  Thronfolger 
ein  saccessionsfähiger  Nachkomme  aus  der  Speziallinie  ^es  Prinzen  Albert  nicht  rorhan* 
den,  80  hat  im  ersteren  und  dritten  Falle  der  König  von  England,  im  zweiten  Falle  der 
englische  Thronfolger  die  Regirung  der  Herzogthümer  anzutreten  und  dieselbe  durch  eben 
Statthalter  so  lange  führen  zu  lassen,  bis  sie  von  einem  volljährigen  successionsfahiges 
Prinzen  aus  der  Speziallinie  des  Prinzen  Albert  übernommen  werden  kann." 

3)  Ausdrücklich  sagt  dieses  das  Baiersche  Verfassungsgesetz  Tit  EL  §.  6. 

•     *)  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  n.  §.  5:    „ geht  die  Thronf'Jr«: 

auf  die  weibliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolge,  die  für  den  Mannesstamro 
festgesetzt  ist,  über,  so  dass  die  zur  Zeit  des  Ablebens  des  letztregirenden  Königa  leben- 
den bayerischen  Prinzessinnen  oder  Abkömmlinge  von  denselben,  ohne  Unterschied  dt^ 
Geschlechts,  eben  so,  als  wären  sie  Prinzen  des  ursprünglichen  Mannesstanunes  des 
bayerischen  Hauses,  nach  dem  Erstgeburtsrechte  und  der  Linealfolge-Ordnnng»  lur  Throa- 


i 
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Diesen  Grundsatz  vermag,  das  Lehnrecht  nicht  zu  niodificiren,  so  dass  auch 
die  lehn  rechtliche  Regel,  dass  bei  gleichem  Grade  und  in  derselben  Linie 
das  männliche  Geschlecht  unbedjngt  den  Vorzug  gebe,  nicht  zur  Anwendung 
gelangen  kann.  Den  Cognaten  wird  die  Thronfolge  nach  den  Regeln  des 
Staatsrechts  nur  so  eröffiiet,  wie  diese  die  Agnaten  berufen.  Es  hat  also 
unter  den  dem  Grade  nach  gleichen  Cognaten  derselben  Linie  das  persön- 
liche Alter  nach  dem  Grundsatze  des  Erstgeburtsrechtes  zu  entscheiden  und 
nicht  das  Geschlecht.*) 


IV.   Individuelle  Geltendmachung  des  Successionsrechts. 
1.    Eröffnung  der  Thronfolge« 

§.  405. 
Die  Souverainetät  als  der  InbegriflF  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  eignet 
dem  kraft  Geblütsrecht  dazu  berufenen  Succedenten  im  Augenblicke  der 
Thronerledigung  ipso  jure,  wie  die  politische  Paroemie:  „le  roi  est  mort, 
vive  le  roi!"  oder:  „le  mort  saisit  le  vif"  dieses  ausdrücken  will.  Der 
Uebergang  des  Rechtes  zur  Staatsregirung  ist  nicht  durch  einen  Willensact 
des  nächsten  Successionsberechtigten  oder  gar  durch,  eine  den  Willen, 
Regent  zu  sein,  manifestirend^  Handlung  bedingt,  sondern  er  ist  eine  ge- 
schichtliche Thatsache,  deren  inneres  Motiv  die  Continuität  des  Staatslebens 
ist.  Der  Athemzug  des  Staates  stockt  nicht  in  dem  Augenblick  des  Todes 
seines  Souverains;  ohne  irgend  eine  Unterbrechung  setzt  er  sich  fort  durch 
das  Organ,  welches  schon  im  Voraus  ftlr  diesen  Fall  vom  Rechte  bestimmt 
ist.  Der  Staat  kann  nicht  einen  Augenblick  hauptlos  sein,  er  muss  und 
will  ununterbrochen  in  einem  physischen  Repräsentanten  leben.  Der  per- 
sönliche Erwerb  der  Souverainetät  ist  daher  ein  angeborenes  Recht,  welches 
im  Momente  und  in  Folge  der  Thronerledigung  auflebt,  ohne  dass  der  neue 
Souverain  darüber  irgend  Beschluss  fassen  könnte  oder  dürfte.*)  Ebenso 
ist  aber  auch  dieses  individuelle  Successionsrecht  insofern  ein  fest  gegebenes, 


folge  berufen  werden."  —  Die  gleiche  Anwendung  der  über  die  Erbfolge  des  Mannes- 
stammes  geltenden  Grundsätze  auf  die  der  weiblichen  Linien  sprechen  fast  alle  Verfas- 
snngsgesetze,  welche  des  Successionsrechts  der  weiblichen  Linie  gedenken,  aus. 

M  A.  M.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  L  S.  378  auf  Grund  des  Entschei- 
dangsgnmdes  von  11.  F.  17  pr.  Wenn  die  „Prinzessinnen  wie  Prinzen"  angesehen  werden 
sollen,  so  ist  damit  die  Eücksichtnahme  auf  das  Geschlecht  ausdrücklich  ausgeschlossen. 
Auch  steht  m  der  Successionsordnung  das  Prinzip  der  Primogenitur  über  dem  des  Erfor- 
dernisses des  männlichen  Geschlechts.  Jener  lehnrechtliche  Entscheidungsgrund  ist  aber 
für  die  staatsrechtliche  Successionsordnung  ganz  bedeutungslos. 

'  *)  Vcrgl.  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.14:  „Nach  erledigtem  Throne 
tritt  der  Thronfolger  die  Begirung  des  Königreichs  unmittelbar  an,  ohne  dass  es  dazu 
irgend  einer*  weiteren  Handlung  bedarf"). 
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als  es  nicht  durch  den  Willen  eines  Dritten,  namentlich  nicht  durch  Ver- 
fügungen des  letzten  Throninhabers  beseitigt  oder  beschränkt  werden  kann. 
Es  giebt  keine  Ausscliliessung  des  Tlironfolgers,  wie  das  Civilrecbt  die 
Enterbung  des  Sohnes  kennt/) 

2.    Antritt  der  Begirnng« 

§.  406- 
Von  dem  sich  ohne  Weiteres  von  selbst  vollziehenden  Uebergange  des 
Souverainetätsrechtes  auf  den  nächsten  Subcessionsberechtigten  ist  die  that- 
sächliche  Uebung  der  in  jenem  Rechte  liegenden  Befugnisse  und  Pflichten 
verschieden.*)  Diese  ist  ein  Act  des  Wollens  und  Handelns  des  an  und 
für  sich  Berechtigten  und  es  hängt  noch  von  mancherlei  Bedingungen  ab, 
ob  jenes  eo  ipso  erworbene  Recht  nun  auch  durch  diese  souveraine  Person, 
durch  ihr  Wollen  und  Handeln  ^  zur  That  werden  soll  Von  dem  Rechte 
an  der  staatlichen  Souverainetät  unterecheidet  sich  also  die  reale  Uebung 
desselben  als  der  thatsächliche  Besitz ,  welcher  selbständig  anfängt  und 
einen  besonderen  Bestand  hat.  Der  Anfang  dieses  Besitzes  ist  der  Antritt 
der  Regirung;  als  Zustand  gedacht  ist  es  die  „Regirung"  des.  Staaten, 
nämlich  die  thatsächliche  Uebung  der  staatlichen  Souverainetät.  Das  Recht 
unterscheidet  zwischen  diesem  Besitzstande  und  jenem  Rechte.  Ist  diescj* 
die  unersetzliche  Grundlage  und  Voraussetzung  jenfes,  so  ist  der  Besitz 
doch  keineswegs  die  nothwendige  Folge  des  Anfalls  jenes  Rechtes,  sondern 
eine  That,  die  erst  geschehen,  ein  Zustand,  der  erst  begründet  werden  inu^^ 
und  der  sehr  wohl  niemals  eintreten  oder  aus  besonderen  Gründen  im 
Unterschiede  von  jenem  abstracten  Rechte  wieder  endigen  kann.') 


*)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  248,  IV  wendet  darum  den  Begriif  deß  deutsch-rechtlicbcn 
„Wartrechtes"  (Sachsenspiegel  DI,  84  §.  3)  auf  dieses  Successionsrecht  an. 

•)  Vergl.  auch  oben  §.  333  hinsich flieh  des  Unterschiedes  zwischen  dem  materiellen 
Rechte  des  Monarchen  und  der  thatsächliehcn  Geltendmachung  desselben. 

')  Das  Recht  bat  die  rechtliche  Seite  des  Regirungsantritts  nicht  in  allen  Punlrt*^» 
bestimmt  ausgebildet.  So  ist  keine  Zeit  gesetzt,  innerhalb  welcher  der  Regimngsantritt 
geschehen  muss,  und  noch  weniger  giebt  es  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Folgen 
der  Nichtbeachtung  solcher  Fristen.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  in  einer  gewissen  ruck 
sichtsvollen  Scheu  von  Bestimmungen  fem  gehalten,  welche  auf  den  Entschlnss  des  Mon- 
archen ejnen  corapulsiven  Zwang  üben  mussten,  und  sich  wohl  mit  Recht  darauf  verlass^D. 
dass  der  natürlichen  Forderung  des  Staatsrechtes,  *da8s  nämlich  die  Regirung  sich  rak'- 
lichst  nahe  an  den  Zeitpunkt  des  Anfalls  derselben  anschliesse,  von  dem  ThronfoUrcr 
Rechnung  getragen  werde.  Dagegen  giebt  es  in  den  verschiedenen  deutschen  Staaten  '»ir 
mehr  oder  minder  gefestigtes  und  detaillirtes  Herkommen,  welches  für  den  Antritt  dtt 
Regirung  allerlei  symbolische  Handlungen  —  zum  Theil  noch  Reminiscenzen  der  mittel- 
alterlichen Anschauung  über  das  Verhältnisss  der  beiden  Schwerter  —  und  so  ebe  gewi-«e 
politische  Etiquette  geschafifen  hat,  ohne  diesen  Symbolen  einen  eigentlich  rechtÜchea 
Charakter  zu  verleihen.  Zu  diesen  Usancen  sind  z.  B.  die  Acte  der  Krönung,  des  feieT- 
lichen  Einzugs,  der  Inauguration  u.  dergl.  zu  rechnen. 
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A.    Erforderniss  in   dem  Wollen   des  Suecessionsberechtigten. 

§.  407. 
Das  Recht  an  der  Souverainetät  des  Staates  legt  seine  Pflichten  auf 
die  zur  Thronfolge  berufene  Person  nicht  wider  deren  Willen.  Der  Antritt 
der  Regirung  relevirt  aus  dem  freien  Entschlüsse  des  dazu  Berufenen. 
Dieser  kann  auf  das  angefallene  Recht  verzichten  und  so.  die  Regirungs- 
folge  zu  Gunsten  des  nächst  ihm  Berufenen  eröflFnen.  Das  Recht  setzt  der 
Freiheit  dieses  Entschlusses  keinerlei  Schranken  und  ermächtigt  Niemanden, 
wegen  desselben  irgend  einmal  Rechenschaft  zu  fordern.  Aber  ein  solcher 
Verzicht  anullirt  den  Anfall  des  Monarchenrechts  Und  die  Krone  fällt  an 
den  durch  die  Successionsordnung  zunächst  Berufenen,  als  hätte  der  Ver- 
zichtende gar  nicht  dazwischen  gestanden.  Der  Verzicht  des  Vaters  würde 
also  die  Succession  des  Sohnes,  nicht  die  eines  Bruders  oder  sonstigen 
Agnaten  eröflFnen.  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  haben  aber  diesen 
staatsrechtlichen  Gegenstand  nicht  weiter  berührt,  und  wohl  deshalb  nicht, 
weil  die  Souverainetätsrechte  der  fürstlichen  Häuser  als  Kleinodien  galten, 
deren  sofortige  Entäusserung  von  einem  Gliede  dieses  Hauses  nicht  wohl 
erwartet  werden  kann.  Jene  Behauptung,  dass  die  Krone  in  jener  Reihen- 
folge weiter*  deferirt  werden  mUsste,  darf  sich  aber  auf  das  allgemeine 
Prinzip  der  deutschrechtlicben  Thronfolge,  nach  welchem  die  Succession 
des  Descendenten  vor  der  aller  Collateralen  den  Vorzug  hat,  gründen. 
Im  üebrigen  giebt  das  positive  Recht  keinerlei  Auskunft,  wann  und  wie 
ein  solcher  Verzicht  auf  die  Regirung  eines  deutschen  Staates  geschehen 
mttsste. 

B.    Form  des  Antritts. 

§.  408. 
Das  durch  die  That  der  Geschichte  deferirte  Successionsrecht  muss 
angetreten  werden,  um  in  der  Person  des  Succedenten  wirkliches  Leben 
und  Dasein  zu  erhalten.  *)  Deutsches  Recht  und  die  Observanzen  der  sou- 
verainen  Fürstenhäuser  erfordern  mit  grösserer  oder  geringerer  Bestimmt- 
heit einen  thatsächlichen  und  wahrnehmbaren  Antritt  der  ipso  jure  dieser 
bestimmten  Person  zustehenden  Souverainetätsrechte  und  sanctioniren  die 
Bedingungen,  von  welchen  der  Antritt  und  die  Gültigkeit  der  üebung  jener 
Rechte  abhangen.  Das  Recht  ward  dabei  wohl  nicht  nur  von  dem  rich- 
tigen Tacte  geleitet,  dass  es  sich  nicht  wohl  zieme,  wenn  der  Uebergang 
des  höchsten  und  gewaltigsten  Rechts  unter  der  Sonne  von  einem  mensch- 
lichen Wesen  auf  das  andere  gleichsam  ungesehen  und  heimlich  sich  voll- 
ziehe und  nicht  vielmehr  ein  so  tiefernstes  Ereigniss    in  dem  Geschicke 


^)  Anderer,  aber  gewiss  nicht  richtiger  Meinung  Zöpfl,  Grundsätze  §.  248,  VII. 
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der  Völker  in  augensichtlicher  Weise  »eine  Bedeutung  verkündigt  Es 
galt  ihm  wohl  besonders  durch  einen  formellen  Antritt  der  Regirung  das 
offene  Bekenntniss  des  Thronfolgers  zu  vernehmen,  dass  derselbe  des 
Ernstes  seiner  Berufung  eingedenk  die  Pflichten  derselben  zu  erftlllen 
ernstlich  gewillt  sei.  Eben  deshalb  findet  sich  die  ausdrückliche  gesetz- 
liche Vorschrift,  dass  der  Regirungsantritt  öflentlich  und  feierlich  verkün- 
digt werden  soll,  in  der  Regel  durch  landesherrliches  „Patent",*)  und  das 
Schweigen  anderer  Verfassungsgesetze  über  die  Kundmachung  des  Re- 
girungsantritts  beweist  nur,  wie  selbstverständlich  dieselbe  ist. 

§.  409. 
Durchaus  rechtlichen  Charakters  ist  dagegen  die  —  nicht  etwa  erst 
durch  die  constitutionelle  Idee  hervorgerufene*)  —  Vorschrift  etlicher  Ver- 
fassungen, dass  der  Souverain  bei  dem  Antritt  der  Regirung  die  unver- 
brüchliche Festhaltung  und  Schützung  der  Verfassung  des  Staates  „bei 
ftlrstlichem  Worte"  oder  „eidlich"  geloben  muss.')  Die  Geschichte  der 
Staatsverfassungen  giebt  den  Commentar  zu  dieser  ausdrücklichen  Bestim- 
mung der  Verfassungsgesetze.  Sie  ist  eben  eine  Abwehr  des  Unheils, 
welches  die  willkürliche  Aenderung  oder  Verletzung  der  gegebenen  und 
zu  Recht  bestehenden  Verfassung,  der  Irrthum,  als  gelte  die  politische  Le- 
gislation nur  auf  die  Dauer  der  Lebenszeit  des  Regenten,  auch  in  manchen 
deutschen  Staaten '  hervorgerufen.  Die  Heilighaltung  der  Verfassung  soll 
auch  in  dem  Gewissen  des  Souverains  Schutz  und  Gewähr  haben.  0  Es 
fragt  sich  dann  aber,  welcher  Art  die  rechtliche  Bedeutung  diesier  fürst- 
lichen Beschwörung  der  Verfassung  ist:  ob  eben  nur  diese  moralische 
Festigung  derselben  darin  bezweckt  wird,  oder  ob  sie  gar  eine  Voraus- 
setzung des  Regirungsantrittes  selbst  sein  will.  Eine  allgemeine  Regel 
existirt  hierüber  in  den  deutschen  Staaten  nicht,  vielmehr  finden  sich  beide 
Ansichten  .gesetzlich  sanctionirt,  und  ist  die  Bedeutung  der  ftirstlichen  6e- 


•)  Vergl.  Baiersches  Verfaseungsgesetz  Tit.  11  §.52:  „ Der  ßcgimngsantritt 

des  Königs  wird  in  der  Residenz  und  in  dem  ganzen  Königreiche  feierlich  (-—  durch 
Reichsherolde  — )  bekannt  gemacht";  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  14: 
„Der  König  verkündet  seinen  Regirungsantritt  durch  ein  Patent").  Aehnlich  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.1;  Schwarzburg-Sondershauscnsches 
Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  13;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  19. 

*)  Vergl,  z.  B.  für  das  einstige  Herzogthum  Wurtemberg  den  s.  g.*  Tübinger 
Vertrag  von  1514;  von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  §.  27. 

^)  Vergl.  bezüglich  dieser  mehr  nur  formellen  Verschiedenheiten  die  in  folgender  Kote 
allegirten  Gesetzesstellen  Ganz  unbestimmt  ist  das  Altenburg  sehe  Grundgesetz  §.  266: 
»Die  künftigen  Regirungsnachfolger  sind  an  das  Grundgesetz  gebunden,  und  werden  di>? 
beim  Regirungsantritt  jedesmal  noch  besonders  erklären." 

*)  Der  Verfassungseid  des  Fürsten  pflegte  unter  den  „Garantieen"  der  Verfessun^* 
(vergl.  oben  §.305  Note  2)  primo.loco  aufgeführt  zu  werden.  S.  Z ach ariä,  Deutsches 
Staatsrecht  Th.  I  §.  56. 
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lobung  der  Verfassungstreue  flir  einen  jeden  Staat  besonders  zu  prüfen.^) 
Uebrigens     beschränken     auch     diejenigen    deutschen    Verfassungsgesetze, 


')  Vergl.  Held,  System  Th.  II  S,  268  if.  Jene  erstere  Auffassung  findet  sich  in  der 
Preussischen  Verfassungsurkunde  Art.  54:  „Er  (der  König)  leistet  in  Gegenwart  der 
vereinigten  Kammern  das  eidliche  Gelöbniss,  die  Verfassung  des  Königreiches  fest  und 
unverbrüchlich  zu  halten  und  in  üebereinstimmung  mit  derselben  und  den  Gesetzen  zu 
regiren";  in  der  Baierschen  Tit.  X  §.  1:  „Bei  (also  nicht  „vor*')  dem  Regirungsantritt 
schwört  der  König  etc.";  in  der  Sächsischen  §.  138  (auch  „bei  dem  Antritt  der  Re- 
girung");  im  (Hannoverschen  Landesverfassungsgesetz  §.  14:)  „Der  König  verkündet 
Seinen  Regirungsantritt  durch  ein  Patent.  Er  verspricht  darin  bei  Seinem  Königlichen 
Worte  etc."  (also  nach  dem  Regirungsantritt);  Luxemhurgsche  Constitution  vom 
27.  November  1856  Art.  5:  „Lorsqu'  il  (\e  Grand-Duc)  prend  les  rßnös  du  Gouvernement, 
11  prete,  aussitot  que  possible,  —  —  le  serment  suivant  etc.";  Weimarsches  Be- 
vidirtes  Grundgesetz  §.  67 :  „Tritt  der  Fall  eines  Regirungswechsels  ein,  so  soll  der  neue 
Landesfiirst  hei  dem  Antritt  der  Regirung  sich  schriftlich  bei  Fürstlichen  Worten  und 
Ehren  verhindlich  machen  etc.".  Der  folgende  §.  68 :  „Um  diese  schriftliche  Versicherung 
noch  vor  der  Huldigung  von  dem  Landesfürsten  in  Empfang  zu  nehmen,  ist  ein  ausser- 
ordentliche^  Landtag  zusammenzuberufen" ,  modificirt  die  Bestimmung  im  §.67  gewiss 
noch  nicht  im  Sinne  der  unten  allegirten  Bestimmung  des  Oldenburgschen  Verfassungs- 
gesetzes. Dem  §.67  des  Weimar  sehen  Grundgesetzes  entspricht  der  §.  107  des  Mei- 
ningenschen  Grundgesetzes  genau.  Das  Altenhurgsche  Grundgesetz  bezeugte  nur 
ganz  gelegentlich  im  §.  266  Abs.  2  a.  E.:  „Die  künftigen  Regirungsnachfolger  sind  an 
das  Grundgesetz  gebunden  und  werden  dies  beim  Regirungsantritte  noch  jedesmal  beson- 
ders erklären."  Die  Braanschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  4  lautet  wie  der 
ohen  allegirte  Paragraph  des  Hanno  verschen  Verfassungsgesetzes;  ebenso  dasSchwarz- 
burg-Sondershausensche  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  13,  das  Revidirte  Staatsgrund- 
gesetz für  Reuss  j.  L.  §.  103  und  die  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  17. 

Der  strengeren  Ansicht,  dass  der  Thronfolger  erst  nach  Leistung  des  Verfassungs- 
eides zur  Ausübung  der  Regirungsgewalt  befähigt  wird,  huldigen  noch  (vergl.  unten)  das 
Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  197  §.  1:  „Im  Falle  einer  Regirungs- 
erledigung  tritt  der  Regirungsnachfolger  die  Regirung  des  Grossherzogthums  mittelst 
eines  Patentes  an,  in  welchem  er  eidlich  verspricht:  die  Staatsverfassung  unverbrüchlich 
aufrecht  zu  erhalten  und  in  Gemässheit  der  grundgesetzlichen  Bestimmungen  sovne  nach 
den  Gesetzen  zu  regiren;  §.  2:  Dasselbe  gilt  von  dem  Regenten  beim  Antritt  der  Regent- 
schaft; §.  3:  Bis  zur  Erlassung  eines  solchen  Patentes  wird  die  Staatsverwaltung,  von  dem 
bei  der  Regirungserledigung  vorhandenen  Staatsministerium  unter  verfassungsmässiger 
Verantwortlichkeit  wahrgenommen",  und  das  Coburg -Gothasche  Staatsgrundgesetz 
§.  158  und  159.  Von  den  1848  entstandenen  "V^rfassuugsgesetzen  gehörten  gleichfalls 
hierher  das  Luxemhurgsche  Art.  5,  das  Anhalt-Bernburgsche  §.  90  und  das 
Schwarzburg- Sondershausensche  §.  55,  deren  Bestimmungen  indess  durch  die 
revidirende  Gesetzgebung  wieder  beseitigt  sind.  Vergl.  Luxemhurgsche  Constitution 
von  1856  Art.  5;  Anhalt-Bernburgsches  Gesetz  v.  31.  August  1859  Art.  6;  Schwarz- 
bnrg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  18.  Der  §.  10  des  Würtemberg- 
schen  Verfassungsgesetzes  lautet:  .,Der  Huldigungseid  wird  dem  Thronfolger  erst  dann 
abgelegt,  wenn  Er  —  —  die  unverbrüchliche  Festhaltung  der  Landesverfassung  bei 
Seinem  Königlichen  Worte  zugesichert  hat."  Der  ständische  Entwurf  dieses  Gesetzes 
hatte  dagegen  den  Nachtrag  erhalten:  „Ehe  dieses  geschehen  ist,  sind  die  Landes- 
angehörigen nicht  schuldig,  denselben  als  Regenten  anzuerkennen  oder   ihm  den  Hui- 
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welche  der  Beschwörung  der  Verfassung  die  weiteste  Bedeutung  geben, 
diese  immer  noch  darauf,  dass  die  Unterthanen  vor  derselben  nicht  ver- 
pflichtet sind,  den  Thronfolger  als  Regenten  anzuerkennen  und  ihm  die 
Huldigung  zu  leisten,  und  ist  namentlich  nirgends  der  Eintritt  einer  Regeot- 
schaft  bis  zur  Leistung  des  Verfassungseides  des  Landesherm  vorgeschrie- 
ben,') während  es  wohl  unzweifelhaft  ist,  dass  im  Falle  einer  iReichsver- 
wesung  nach  solchen  Gesetzen  diese  nicht  vor  der  Eidesleistung  des  neuen 
Souverains  erlischt.*)  Wie  aber  der  unhaltbare  Zustand,  welchen  die  Nicht- 
anerkennung des  zur  Succession  berufenen  Regenten  schaflfen  würde,  be- 
seitigt werden  könnte,  ist  nach  den  Bestimmungen  zu  entscheiden,  welche 
die  Verletzung  der  Verfassung  und  deren  Beseitigung  betreffen.^) 

C.    Persönliche  Qualification  des  Thronfolgers. 

§.  410. 
Der  Antritt  der  Regirung  ist  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche 
der  zu  demselben  Berechtigte  persönlich  erfüllt  haben  muss,  wenn  das 
Recht  der  Souverainetät  durch  seine  Person  sich  geltend  machen  kann. 
Das  Recht  hat  diese  Bedingungen  ftlr  alle  deutschen  Staaten  wesentlich 
gleichartig  gestaltet  und  um  so  natürlicher,  als  sie  in  der  That  Nichts 
sind  als  die  rechtliche  Anerkennung  der  Bedeutung,  welche  die  Persönlich- 
keit des  Souverains  ftlr  die  Verwirklichung  seines  erhabenen  Zweckes  hat. 
Das  Recht  aller  deutscheu  Staaten  fordert,  dass  der  Souverain  zur  Re- 
girung des  Staates  persönlich  befähigt  ist  d.  h.  das  allgemeine  Mass  gei- 
stiger und  physischer  Kraft  besitzt,  welches  die  Selbständigkeit  des  WoUeDß 
und  Handelns  eifordert.  Im  Allgemeinen  sondern  sich  diese  Bestimmungen 
in  zwei  Gruppen,  indem  auf  der  einen  Seite  das  Erfordemiss  steht,  dass 
dem  Souverain  die  zum  Besitze  und  zur  Geltendmachung  eines  eigenen 
Willens  erforderlichen  Eigenschaften  nicht  fehlen',  auf  der  anderen  Seite 
aber  auch  die  Voraussetzung  sich  findet,  dass  diese  Eigenschaften  bereitjj 
eine  solche  Entwicklung  und  Reife  erhalten,  dass  sie  die  Entfaltung  ihres 
Werthes  garantiren.   In  allen  deutschen  Staaten  ist  darum  die  Selbstübon? 


digangseid  zu  leisten".  In  der  That»  entsprach  diese  Auffassung  der  Bedeutimg  »1« 
fürstlichen  Verfassungseides,  welche  schon  das  alte  Würtenibergsche  Verfassongsrecht 
namentlich  der  Tübinger  Vertrag  von  1514  sanctionirt  hatte,  und  von  Mohl,  Wür- 
tembergsches  Staatsrecht  §.  27  Note  2  sucht  deshalb  diese  Anschauung  auch  in  der 
Fassung  des  §.  10  des  Verlassungsgesetzes  wieder  zu  finden,  wogegen  Reyscher,  Publi- 
cistische  Versuche  S.  278  das  alte  Wurtembergsche  Recht  in  diesem  Stücke  durch  jeneo 
§.  10  geändert  sieht.    Letztere  Ansicht  ist  wohl  die  richtige. 

')  Vergl.  die  im  vorigen  Paragraphen  citirten  Artikel  des  Oldeuburgschen  un^J 
Coburg-Gothaschen  Verfassungsgesetzes. 

')  Vergl.  Baiersche  Verfassungs Urkunde  Tit.  II  §.  22. 

•')  Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  58  ff. 


/ 
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der  Rechte  der  Staatsgewalt  einmal  an  die  Bedingung  eines  gewissen 
Lebensalters  (Regirungsmündigkeit)  und  dann  an  die  Bedingungen  der 
persönlichen  Befähigung  zur  Regimng  geknüpft. 

a.   Regirungsmündigkeit.*) 

§.  411. 

Die  Zeitdauer  der  Regiruugsunmündigkeit  oder  der  Eintritt  der  Regirungs- 
mündigkeit ist  in  den  deutschen  Staaten  verschieden  bestimmt.  Die  ehe- 
maligen Kurstaaten  haben  nebst  mehren  anderen  den  auch  in  der  Goldenen 
Bulle  sanctionirten  Volljährigkeitstermin  des  älteren  süddeutschen  Rechtes, 
welcher  mit  der  Vollendung  des  achtzehnten  Lebensjahres  eintrat,  bei- 
behalten,*) während  die  übrigen  Staaten  jenen  Termin  bis  zur  Vollendung 
des  einundzwanzigsten  Lebensjahres  hinausgeschoben  haben.'*)  Wo  nun 
diese  Verfassungsgesetze  ausdrücklich  ein  bestimmtes  Lebensalter  für  die 
Bedingung  des  Regirungsantritts  erklärt  und  bis  zu  dessen  Eintritt  eine 
Verwesung  der  Regiruug  Namens  des  minderjährigen  Souverains  vorgesehen 
haben,  ist  die  Erfüllung  des  gesetzlichen  Alters  eine  unveränderliche  Be- 
dingung des  Regirungsantritts,  welche  durch  Nichts  ersetzt  oder  beseitigt 
werden  kann,  und  in  der  That  ist  diese  Bedeutung  der  Regirungsmündig- 
keit die  Regel  in  dem  Rechte  der  deutschen  Staaten.*) 

Der  innere  Grund,  welcher  diese  politische  Volljährigkeit  früher  er- 
reicht werden  lässt,  als  die  privatrechtliche  Anschauung  es  gestattet,  liegt 
offenbar  nicht  in  der  minderen  Wichtigkeit  des  Rechtes,  welches  durch  die 
Volljährigkeit  erlangt  wird,  sondern  vor  Allem  in  der  Rücksichtnahme  auf 
das  Staatswohl,  welchem  das  Institut  der  Regentschaft  weniger  zu  ent- 
sprechen pflegt.  Das  Recht  hatte  die  Wahl  zwischen  zwei  Uebeln;  dem 
einer  Verlängerung  der  Regiruugsverwesung  und  dem  der  Uebergabe  der 
Staatsregirung  in  die  Hand  des  jugendlicheren  und  weniger  erfahre- 
nen Monarchen.  Das  Recht  entschied  sich  'für  das  letztere  als  das  ge- 
ringere und   fand  auch  noch   einen   Grund  dafür  in  den  mancherlei  poli- 

'}  Klüber,  OeffentUclies  Recht  §.  247  Note  a;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  2j7;  Zachariä, 
Deut^hes  Staatsrecht  §.  79,  II. 

')  Äurea  Bulla  cap.  VII,  §.4:  ,  -  legitimam  aetatem,  —  quam  in  Principe  Electore 
decem  et  octo  annos  corapletos  censeri  volumus.'*  Diese  Bestimmung  nahmen  von  den 
deutschen  Verfassungsgesjetzen  auf:  das  Preussische  Art.  54:  „Der  König  wird  mit 
Vollendung  des  18.  Lebensjahres  volljährig ";  Bai  ersehe  Tit.  II  §.7;  Sächsische  §.8; 
Würtembergsche  §.  9;  Luxemburgsche  Art.  (>;  Brau nschweigsche  Neue  Land- 
ßcliaftsordnung  §.  15;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  19, 

••)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  4;  Altenburgsches  §.  15;  Coburg- 
Gothasches  Staat«grundgesetz  §.  Jl;  Ahhalt-Bernburgsches  Verfassungsgesetz 
§.  90;  Schwarzburg-Sondershausensches  §.52;  Reuss  j.  L.  §.  46,  48;  Waldeck- 
sches  §.  16. 

*)  Vergl.  Zopfl,  Gnindsätze  §.  237  a.  E. 
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tischen  Institationen ,    welche  das  Recht  im  Staate  zu  schützen  und  die 
Willkür  des  Monarchen  fern  zu  halten  den  Zweck  haben.') 

§.  412. 
Eine  Fingirung  der  Volljährigkeit,  wie  sie  das  Civilrecht  in  dem  In- 
stitute der  venia  aetatis  oder  Volljährigkeitserklärung  kennt  und  ausgebildet 
hat,  ist  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Staatsrechts  nicht  in  gleicher  All- 
gemeinheit agnoscirt.  In  denjenigen  deutschen  Staaten,  welche  die  Ee- 
girungsfähigkeit  an  die  Erfüllung  eines  bestimmten  Lebensalters  bestimmt 
knüpfen,  ohne  der  Möglichkeit  einer  Verfrühung  des  Regirungsantritts  aus- 
drücklich zu  gedenken,  kann  von  einer  früheren  Regirungsmündigkeit  keine 
Rede  sein,  weil  das  gesetzlich  gefestigte  Thronfolgerecht  nicht  anders  als 
im  gesetzlichen  Wege  modificirt  werden  kann  und  die  Ausserachtlassaug 
des  Rechtes  zu  Gunsten  eines  Einzelnen  nicht  statthaft  ist,  auch  endlich 
der  Weg  nicht  bezeichnet  ist,  auf  welchem  eine  solche  staatsrechtliche 
Volljährigkeitserklärung  zu  erreichen  sein  würde.  So  steht  es  in  fast  allen 
deutschen  Staaten.*)  Nur  die  Grundgesetze  für  die  Herzogthümer  Mei- 
ningen und  Altenburg  gestatten  eine  Volljährigkeitserklärung  vor  dem 
vollendeten  21.  Lebensjahre  (welches  dort  der  VoUjährigkeitstermin  ist), 
wenn  der  Sonverain  das  18.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat.')  Nach  dem 
Rechte  jenes  Staates  ist  es  die  fürstliche  Obervormundschaft,  welche  unter 


*)  Das  ältere  französische  Recht  (seit  Karl  V,  1374)  bestimmte  schon  die  VoDendonf 
des  vierzehnten  Lebensjahres  als  den  Eintritt  der  Volljährigkeit,  allerdings  wohl  etwa« 
zu  früh. 

*)  Wenn  Zöpfl,  Grundsätze  §.  '237  sagt:  „Heut  zu  Tage  muss  es  ak  ein  ßcclit  des 
Souverains  als  Hauptes  des  Hauses  betrachtet  werden,  den  Prinzen  und  Prinzessiimen  Jev 
selben  eine  Volljährigkeitserklärüng  zu  ertheilen,  und  zwar  auch  sogar  dem  Erb- 
prinzen zum  Behufe  des  Regirungsantritts,  sofern  nicht  eine  ausdrückliche  Tk^ 

Stimmung  der  Landesverfassnngsurkunde  entgegensteht, oder  nach  dem  (leiste  d«'r 

Verfassung  jede  Volljährigkeitserklärung  des  Thronfolgers  an  sich  als  ausgeschlossen  zl 
erachten  ist",  —  so  ist  dagegen  zu  erinnern,  dass  heutiges  Tages  der  Gfeist  aller  Ver- 
fassungen jenes  Recht  ausschliesst  und  deshalb  das  die  Regel  ist,  was  ZÖpfl  als  Aus- 
nahme bezeichnet.  Der  Regirungsantritt  ist  eben  nicht  eine  res  domestica,  sondern  darcli 
und  durch  eine  res  publica.  Wenn  aber  Held,  System  Th.  II  S  280  Note  3  jene  Zöpflsolie 
Ansicht  durch  die  Clausel:  „aber  es  muss  dabei  eben  nur  die  veifassungsmässige^oriB 
eines  Verfassungsgesetzes  beobachtet  werden",  modificirt,  so  ist  dagegen  zu  erinnern,  da^ 
diese  Form  der  Volljährigkeitserklärung  den  Begriff  derselben  aufhebt  und  nur  als  em 
Aendernng  oder  zeitweise  Suspension  des  Verfassungsgesetzes  erscheint. 

^)  Zopfl,  Grundsätze  §.  237  Note  6  will  das  Institut  der  politischen  VoDjährigkeit'«- 
erklärung  auch  für  das  Herzogthum  Coburg-Gotha  auf  Grund  des  Hausgeseties  rin 
185  >  §.  7,  welches  dem  Herzoge  das  Recht  giebt,  .den  Prinzen  und  Prinzessinnen  d»^ 
herzoglichen  Hauses  auf  Ansuchen  ihres  Vaters  oder  Vormundes  die  Rechte  der  Voll- 
jährigkeit zu  ertheilen,  wenn  sie  wenigstens  das  18.  Jahr  ihres  Alters  erfüllt  h&beu*. 
vindiciren.  Der  bestimmten  Norm  des  §.  11  des  Staatsgrundgeaetzes  von  1852  gegenükr 
ist  indess  jene  hausgesetzliche  Bestimmung  nicht  von  staatsrechtlicher,  sondern  nur  vco 
familienrechtlicher  Bedeutung. 
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Zustimmung  des  an  Jahren  ältesten  regirenden  Herrn  des  sächsischen 
Gesammthauses  aller  Linien  das  VoUjäbrigkeitsrecht  verleiht/)  während 
in  dem  Herzogthum  Altenburg  dieser  Agnat  unter  Zustimmung  der  bis- 
herigen Vormundschaft  und  Regentschaft  den  Herzog  für  grossjährig  er- 
klären darf.*) 

b.  Geistige  und  körperliche  Befähigung.') 

§.  413. 
Die  andere  allgemeine  Voraussetzung  der  Führung  der  Regirung  ist 
die  persönliche  Befähigung,  die  Regirung  des  Landes  ftlhren  zu  können. 
Welche  Gründe  diese  Befähigung  negiren,  oder  wann  eine  Regirungs 
fähigkeit  vorhanden^  ist  nicht  durch  ein  allgemeines  Prinzip  für  alle  einzelne 
Fälle  zu  entscheiden.  Die  Prinzipien,  welche  im  Feudalstaat  des  Mittel- 
alters gelten  und  sich  auf  die  Berücksichtigung  des  persönlichen  Lehn- 
dienstes gründen,  können  eben  weil  dieser  Grund  nicht  mehr  zutrifft,  so 
wenig  wie  die  positiven  Bestimmungen  der  Goldenen  Bulle,  welche  nur  der 
Snccession  in  den  Kurlanden  galt,  heutigen  Tages  als  positivrechtliche 
Normen  zur  Entscheidung  über  diese  persönliche  Regirungsfähigkeit  des 
Thronerben  benutzt  werden.^)  Wie  sich  die  rechtliche  Anschauung  über 
diese  Angelegenheit  des  Thronfolgers  so  wesentlich  verändert  hat,  beweist 
eben,  dass  in  der  Gegenwart  die  persönliche  Regirungsunfähigkeit  nicht 
mehr  die  Snccessionsfähigkeit  aufhebt,  so  dass  die  Thronfolge  auf  den 
Nächstberechtigten  sofort  deferirt  wird,  sondern  nur  den  rechtmässigen 
Thronpraetendenten  von  der  persönlichen  Regirung  fernhält  und  den  Ein- 
tritt einer  im  Namen  desselben  regirenden  Vormundschaft  oder  Regentschaft 
(Reichsverwesung)  begründet.*)  Stets  wird  die  Unmöglichkeit  der  geistigen 
Selbstbestimmung  dieses  herbeiführen;  der  Mangel  der  körperlichen  Inte- 

*)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  4  Abs  2. 

*)  Ältenburgaches  Griifidgesetz  §.  15  Abs.  3. 

3)  Kluber,  Oeifentlicbes  Recht  §.247  Note  b.  (reiche  Casuistik) ;  Zöpfl,  Grundsätze 
§.  250;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  70. 

^)  Das  longobardische  Lehnrecht  schwankte;  vergl.  U  Feud.  36:  „Mutus  et  surdus, 
coecuSi  claudus  vel  aliter  imperfectus,  etiam  si  sie  natus  fuerit,  totum  feudum  patemum 
retinebit.  Obertns  et  Gerardus  et  multi  alii.  Quidam  tarnen  dicunt,  eum  qui  talis  natus 
est,  feudum  retinere  non  posse,  quia  ipsum  servire  non  valet."  Diese  letztere  Ansicht 
entsprach  offenbar  dem  wahren  Lehnwesen  am  Meisten.  —  Das  Prinzip  der  Goldenen 
Balle  fand  sich  im  Cap.  XXY  §.  3:  „Primogenitus  filius  succedat  in  eis,  sibique  soli  jus 
et  dominium  competat,  nisi  forsitan  raente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  ac  no- 
tabilis  defectus  existeret,  propter  quem  non  deberet  seu  possit  hominibus 
principari.''  Das  eigentliche  Prinzip  lag  in  diesen  letzten  Worten,  zu  denen  sich  die 
Aufzahlung  in  den  Vorsätzen  mehr  nur  wie  eine  Beispielsammlnng-  verhält. 

•)  Das  Lehnrecht  gestattete  nur  dem  Lehnsherrn,  den  „imperfectus"  vom  Lehn  aus- 
ziischliessen,  nicht  den  Agnaten.    Dem  ist  bei  der  staatsrechtlichen  Thronfolge  anders. 
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grität  aber  nur  dann,  wenn  das  Gehrechen  der  Art  ist,  dass  die  SicheniDg 
einer  selbständigen  und  sich  8ell)st  bewussten  Führung  der  Regining  nicht 
möglich  ist.  Es  kommt  immer  auf  die  Entscheidung  im  einzelnen  Falle 
an,  und  ist  diese  dem  Rechte  des  betreffenden  Staates  zu  entnehmen.*) 


')  Die  deutschen  Verfasaungsgesetze  sprechen  wohl  von  „dauernden  Verhinderungen 
der  Selbstregirung" ,  indess  nur  in  wenig  concreten  Ausdrücken,  ausserdem  nach  Ter- 
schiedenen  Grundsätzen.  Man  vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  56:  „Wenn 
der  König  minderjährig  oder  sonst  dauernd  verhindert  ist,  seihst  zu  regiren, 
80  übernimmt  derjenige  volljährige  Agnat  etc  ";  Baiersches  Tit.  II  §.  9:  „Die  Beichs- 
verwesung  tritt  ein:  —  —  h)  wenn  derselbe  (der  Monarch)  an  der  Ausübung  der  B&- 
girung  auf  längere  Zeit  verhindert  ist,  und  für  die  Verwaltung  des  Reiches  nicht  selbst 
Vorsorge  getroffen  hat  oder  treffen  kann**;  ebenso  Sächsisches  §.9;  (Hannoversches 

Landesverfassungsgesetz  §.  20:   „Wenn  der  König nicht  wegen  Minderjährigkeit, 

sondern  wegen  Seines  geistigen  Zustandes  zu  Führung  der  Regirung  für  unfähig  ge- 
halten wird,  so  etc."  (eine  Fassung,  welche  offenbar  die  Zweifel  über  die  Regirungsfabig- 
keit  des  damaligen  Thronfolgers  abschneiden  sollte);  Würtembergsches  Verfassungs- 
gesetz  §.  11 :  „Ist  der  König  minderjährig  oder  aus  einer  anderen  Ursache  an  der  eigenen 
Ausübung  der  Regirung  verhindert,  so  tritt  eine  Reicjisverwesung  ein",  womit  zu  ver- 
gleichen daselbst  §.  13:   „Sollte  sich  bei  einem  zunächst  nach  dem  regirenden  Könige 
zur  Erbfolge  bestimmten  Familiengliede  eine  solche  Geistes-  oder  körperliche  Be- 
schaffenheit zeigen,  welche  demselben  die  eigene  Verwaltung  des  Reiches  unmöglich 
machen  würde,  so  ist  etc.";  (Kurhessisches  §.  7:   „Ist  entweder  der  Regirongsn&eh- 
folger   minderjährig   oder    der   Landesherr   an   der   Ausübung    der   Regirung   auf 
längere    Zeit   verhindert,    etc.";    und  §.  9.    „Sollte   hi   einem  zunächst  nach  dem 
regirenden  Landesfürsten  zur  Erbfolge  berufenen  Prinzen  eine  solche  Geistes-  oder  körper- 
liche Beschaffenheit  sich  zeigen,  welche  es  demselben  wahrscheinlich  für  immer  unmög- 
lich machen  würde,  die  Regirung  des  Landes  selbst  zu  führen  etc.");  Luiemburgsch«' 
Constitution  von  1856  Art.  7:    „Si  le  Roi-Grand-Duc  se  trouve  dans  Timpossibilite  tlf 
regner  etc.";  Coburg-Got  hasch  es  Staatsgrundgesetz  §.  12:  ,Ist  der  Herzog  regirnngs- 
unmündig  oder  ist  derselbe   wegen  körperlicher  oder  geistiger  Schwäche  oder 
aus  einem   anderen  Grunde  nicht   im  Stande,   die  Regirung   zu   führen  (der  fort- 
zuführen, so  tritt  eine  Regirurigsverwesung  ein",  womit  zu  vergleichen  daselbst  §.  If»: 
„Sollte  sich  bei  einem  zunächst  nach  dem  regirenden  Herzog  zur  Regimngsnachfolge  l«e- 
stimmten  Prinzen  eine  solche  Beschaffenheit  des  Geistes  oder  Körpers  zeigen,  dass  der- 
selbe nicht  im  Stande  wäre,  selbst  die  Regirung  gehörig  (?)  zu  führen  etc.";  Olden- 
burgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  16  §.  1   und  Art.  20:   „Eine  Begentschaft 
tritt  ein,   wenn   der  Grossherzog  minderjährig  oder  sonst  an  der  eignen  Ausübung  der 
Regirung  dauernd  verhindert    ist";  Anhalt-Bcrnburgsches  Landes verfassnngsgesets 
§.  91:   „Ist  der  Herzog  minderjährig,  oder  befindet  er  sich  in  der  Unmöglichkeit 
zu  regiren,   so  tritt  für  die  Dauer  der  Minderjährigkeit  oder  der  sonstigen  Verhin- 
derung  eine  Regentschaft   ein";    Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgnird- 
gesetz  von  1857  §.  6:  „Eine  solche  (Regentschaft)  ist  auch  dann  anzuordnen,  wenn  der 
Fürst   zur   Selbstregirung   unfähig   sein    sollte";   Gesetz    für  Reuss  j.  L  vom 
10.  Juni  1856  §.  9:    „Während   der  Minderjährigkeit    des  Landesherm  oder  seiner  Be- 
hinderung an  der  Regirung";  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  14:   „Ist  der  Fürst 
an  der  Ausübung  der  Regirung  vorübergehend  verhindert,  so  fuhrt  wihrea«! 
dieser  Verhinderung"  etc.  —  Das  Altenburgsche  Grundgesetz  erwähnt  die  Fälle  «^^ 
Regirungsunfähigkeit  des  Souverains  gar  nicht,  obwohl  der  §  17,  in  welchem  4ie  An- 
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§.  414. 
Für  die  KegirangsfShigkeit  ai8  den  normalen  Zustand  der  souvcrainen 
Persönlichkeit  streitet  die  Vermnthung. *)  Erst  dann,  wenn  sie  bestritten 
wird,  wird  eine  Untersuchung  derselben  und  eine  Entscheidung  darüber 
nothwendig.  Es  ist  dieses  eine  durchaus  staatsrechtliche  Frag»,  da  sie  die 
wenn  auch  nur  stellvertretende  Repraesentation  der  Staatsgewalt  betrifft. 
Aber  obgleich  sie  von  der  grössten  Wichtigkeit  fttr  das  Successionsrecht 
und  die  rechtliehe  Ordnung  im  Staate  ist,  sind  doch  nur  einige  deutsche 
Staaten  darauf  bedacht  gewesen,  sichere  Bestimmungen  hierüber  in  den 
Verfassungggesetzen  zu  treffen,  während  die  übrigen  hierüber  schweigen 
and  so  in  ihrem  Staatsrecht  eine  Lücke  belassen  ftir  deren  Ergänzung  eine 
andere  Rechtsquelle  nicht  existirt.*)  Von  praktischer  Wichtigkeit  ist  immer 
die  Unterscheidung,  ob  die  Regirungsfähigkeit  des  Thronfolgers  noch  wäh- 
rend der  Regirung  des  zeitigen  Souverains  oder  erst  zur  Zeit  des  Anfalls 
des  Thronrechts  in  Frage  kommt  oder  auch  ob  der  Souverain  erst  während 
seiner  Regirung  zur  Selbstübung  derselben  unfähig  wird.') 

c.   Christliches  Bekenntniss. 

§.  415. 
Eine  ausdrücklich  nur  in  wenigen  Verfassungsgesetzen  erwähnte,  aber 
stillschweigend  wohl  noch  in  allen  deutschen  Staaten  anerkannte  Bedingung 
der  Regirungsfähigkeit  des  Souverains  ist  sein  Bekenntniss  zu  einer  christ- 
lichen Kirche.^)     Wollen  die  deutschen   Staaten  dem   auch   für  ihr  Glück 


Ordnung  einer  Begentschaft  im  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Herzogs  behandelt  wird, 
Anlass  dazu  geboten  haben  könnte.  —  Diese  positivrechtlichen  Bestimmungen  entscheiden 
eine  viel  behandelte  Streitfrage  der  früheren  Wissenschaft,  welche  nur  für  die  Kur  Staaten 
in  der  Goldenen  Bulle  Cap.  25  §.  3:  „Primogenitus  filius  succedat,  sibique  soli  jus  et 
dominium  competat,  nisi  forsitan  mente  captus,  fatuus,  seu  alterius  famosi  et  notabilis 
def^ctus  existeret,  propter  quem  non  deberet  seu  posset  hominibus  principari"  einen  po- 
sitiven Anhalt  fand,  im  Uebrigen  sich  mit  lehnrecbtlichen  Grundsätzen  zu  helfen  suchte. 
Vergl.  Weiss,  System  §.240,  IL 

')  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  16.    Vergl.  unten  §.  428. 

*)  Ausdrücklich  behält  „die  näheren  Bestimmungen  über  die  Bedingungen  der  Re- 
g'irungsunfahigkeit,  das  Verfahren  bei  Einsetzung  der  Begentschaffc  und  die  zu  derselben 
berechtigten  Personen  einem  besonderen  Gesetze  vor  Schwarzburg-Sondershausen- 
sches  Verfassungsgesetz  §.  53  und  später  noch  da«  Landesgrundgesetz  von  1853  §.  16. 
Auf  das  fürstliche  Hausgesetz  verweist  die  Luxemburgs  che  Constitution  Art.  6  und  7, 
auf  die  „Familienverträge''  das  Gesetz  für  Reuss  j.  L.  vom  10.  Juni  1856  §.  9.  Die  nicht 
in  den  Noten  der'§§.  428  und  429  genannten  Verfassungsgesetze  schweigen  über  diese  Fragen 
g-änzlich. 

^  Vergl.  unten  §.  424  ff. 

*)  Die  ehedem  noch  praktische  Rechtsfrage,  ob  der  -geistliche  Stand  (U.  P.  26  §.  6 : 

..Qui   clericufi  efficitur,   aut  votum  religionis  assuroit")  von  der  Thronfolge  ausschliesse, 

iverj^l.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  69,  L)  darf  heutiges  Tages  als  ohne  alles 

praktische  Interesse  unberücksichtigt  bleiben.  —  Der  Grund  des  Lehnrechts:  „Quia  ipsum 

Grotefend,  Staatsrecht.  26 
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and  ihre  Ehre  nar  segensreichen  Einflasse  des  christlichen  Glanbens, 
weicher  in  den  im  Staate  vereinigten  Menschen  lebt  und  durch  sie  auch 
den  Staat  selbst  ergreift/)  sich  nicht  ganz  entziehen,  so  ist  es  nur  gar 
natürlich;  dass  der  Staat  ein  Gewicht  darauf  legt,  dass  sein  yomehmstes 
Glied  nicht  «in  Feind  des  christlichen  Glaubens  ist.  Einige  deutsche  Staaten 
erfordern  sogar  ein  bestimmtes  christliches  Bekenntniss  des  Landesfaemi 
und  zwar  das  protestantische  oder  das  evangelische,  da  es  eben  protestan- 
tische Staaten  sind  und  die  Besorgniss  vor  der  Benachtheiligung  des  staat- 
lichen Lebens  durch  die  Einflüsse  der  katholischen  Hierarchie  jene  legis- 
latorische Bestimmung  hervorrief.*)  Jedenfalls  aber  darf  ein  Wechsel  des 
religiösen  Bekenntnisses  des  Monarchen  in  keinerlei  Weise  die  Rechte  und 
die  Verfassung  des  Staates  und  im  Staate  berühren.')  Unverkennbar  neigt 
sich  indess  das  heutige  Staatsrecht  mehr  und  mehr  zu  einer  gewissen 
Gleichgültigkeit  gegen  das  religiöse  Bekenntniss  wie  des  Volkes  so  auch 
des  Fürsten  und  weicht  schon  sichtbar  von  der  Anschauung  des  christ- 
lichen Mittelalters,  welches  über  den  Kaiser  den  Bann  aussprach,  wenn  er 
an  dem  christlich-katholischen  Glauben  zweifelte,  zurück.^) 

d.  Aufenthalt  im  Staate. 

§.  416. 
Ausser  diesen  die  Begirungsfähigkeit    des  Souverains  betreffenden 


servire  non  valet"  (II.  F.  36)  ist  natürlich  jetzt  nicht  mehr  zu  verwerthen,  da  lein  Son- 
Ycrain  zu  dienen  hat.  Wohl  aber  ist  es  eine  allgemeine  Sitte  geworden,  dass  die  oamint- 
liehen  Prinzen  der  f&rstlichen  Häuser,  besonders  die  Yoraossichtlich  zur  Thronfolge  be- 
rufenen, und  Souyeraine  selbst  mit  militairischen  Chargen  (Commandos  in  der  Bundes- 
armee) bekleidet  werden. 

')  Vergl.  Schwedisches  Grundgesetz  von  1772  Art.  1:  „Die  Einigkeit  in  der  Be- 
ligion  und  in  dem  rechten  Gottesdienst  ist  die  kräftigste  Grundmauer  zu  einem  löbHelien, 
einträchtigen  und  wahrhaften  Kegimente." 

•)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  5:  ,Der  König  bekennt  sich  zu  einer 
der  christlichen  Kirchen";  (vergl.  dazu  von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht 
Th.  I  §.28)  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  20:  „Der  Statthalter  sowie  der 
Begirungsverweser  muss  protestantischen  Glaubens  sein";  auch  die  Holsteinsch^ 
Verordnung  vom  26.  Juli  1854  §.  2:  „Der  König  soll  der  evangelisch-lutherisclifB 
Kirche  angeboren".  Im  Königreich  Hannover  ward  vorausgesetzt,  dass  der  König  der 
evangelischen  Kirche  angehöre,  und  hiess  es  darum  im  §.  67  des  Landesverfassungsgesetzes:: 
„Bekennt  sich  der  König  oder  der  Regent  nicht  zur  evangelischen  Kirche,  so  werden 
die  Rechte  der  Kirchengewalt  einstweilen  von  den  vereinten  evangelischen  Staatsminl&teni 
ausgeübt." 

3)  Vergl.  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.528.  —  Zur  Zeit  des"  Reiches-  kam  aus 
kirchengeschichtlichen  Gründen  es  häufiger  ^or,  dass  hausgesetzliche  oder  selbst  testunei»- 
tarische  Bestimmungen  von  dem  Thronfolger  ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntniss  for- 
derten. Es  wurden  indess  sehr  richtig  solche  Verträge  oder  Bestimmungen  stets  ab 
wirkungslos  (conditio  turpis)  angesehen.    Vergl  Zöpfl,  Grundsätze  §.  249  Note  4. 

*)  Sachsenspiegel  III,  "57  §.  I. 
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Beaingimgen  anerkennen  dentscfae  Verfassongsgesetze  auch  noch  solche, 
welche  nicht  jene  persönliche  Befähigung,  sondern  nur  einen  mehr  oder 
minder  bestimmten  Grad  der  äusseren  Möglichkeit  oder  Zweckmässig- 
keit der  Selbstregirung  bezielen.  So  ist  in  einigen  deutschen  Staaten  dem 
Souverain  oder  dessen  Vertreter  die  Verpflichtung  ausdrücklich  auferlegt, 
seinen  „wesentlichen^  Aufenthalt  in  dem  Staatsgebiete  zu  nehmen/)  und 
wtlrde  danach  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  eine  Bedingung  für  die 
Ausübung  der  Souverainetätsrechte  sein.  Eine  Ausnahme  findet  sich  dann 
wohl  ftlr  den  Reichsverweser,  wenn  derselbe  zugleich  ein  auswärtiger 
Regent  iat,  gestattet.')  Ebenso  verbieten  einige  Verfassungsge^etze  den 
Eintritt  des  Souverains  in  auswärtigen  Staatsdienst  (ohne  Zustimmung  des 
Landtages):  ein  Verbot,  das  sich  ebensowohl  auf  die  Würde  als  auf  die 
Unabhängigkeit  und  Wohlfahrt  des  Souverains  und  seines  Staates  gründet 
und  darum  auch  fttr  diejenigen  Staaten  vermuthet  werden  dürfte,  deren 
Yerfassungsgesetze  dasselbe  nicht  ausdrücklich  enthalten.  ^)  Vereinzelt 
findet  sich  auch  noch  die  gesetzliche  Bestimmung,  dass  der  Landesherr 
ohne  Zustimmung  der  Stände  nicht  zugleich  Oberhaupt  eines  anderen 
Staates  werden  kann,  Erbanfälle  ausgenommen.^)    Weiche  Wirkung  indess 


*)  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  §.  5;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrand- 
gesetz Art.  14  §.1;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.4  und  20;  Waldeck- 
sches  Verfassungsgjesetz  §.  13.  Die  besonderen  Verhältnisse  des  herzoglich  Coburg- 
Gothaschen  Haoses  finden  in  den  §§.  8  und  9  des  Staatsgrondgesetzes,  welche  den  FaU 
der  Saccession  der  englischen  Sp«ciallinie  vorsahen,  einen  den  ^.4  modificirenden  Aus- 
druck. —  Dass  übrigens  für  jene  Verpflichtung  der  Souverainc,  in  ihrem  Staate  den 
wesentlichen  Aufenthalt  zu  nehmen  keine  Vermuthung  spricht,  geht  aus  dem  Hannover- 
Bchen  Landes verfasBungsgesetz  §.16:  „Bei  längerer  Ahwesenheit  des  Königs  aus  dem 
Königreiche  hat  derselbe  das  Becht,  eine  Stellvertretung  anzuordnen",  hervor,  indem  von 
dieser  gesetzlichen  Bestimmung  die  Möglichkeit  einer  dauernden  Abvresenheit  vorausgesetzt 
wird  und  in  diesem  Falle  der  König  nur  das  Recht,  nicht  aber  auch  die  Pflicht  zur  An- 
ordniftig  einer  Stellvertretung  hat. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  12. 

')  Schwarzburg-Sondershausens'ches  Verfassungsgesetz  §.56.  Absoluter,  weil 
auch  der  Consens  der  Landstände  keine  Ausnahme  begründet,  ist  die  Fassung  im  Olden- 
burgschen  K«vidirten  Staatsgrundgesetz  Art  lö  §.  1. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  ^.  55:  „Ohne  EinwiUigung  beider  Kammern  kann 
der  König  nicht  zugleich  Herrscher  „fremder*"  Beiche  sein**;  Baiersches  Verfassungs- 
gesetz Tit.  II  §.  6:  „Sollte  die  baierische  Krone an  den  Regenten  einer  „grösseren" 

Monarchie  gelangen,  welcher  seine  Residenz  im  Königreich  Baiem  nicht  nehmen  könnte 
oder  würde,  so  soll  dieselbe  an  den  zweit^eborenen  Prinzen  dieses  Hauses  übergehen"; 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  ^.  5:  „Der  König  kann,  ohne  Zustimmung- der  Stände, 
weder  zugleich  Oberhaupt  eines  „anderen"  Staates  werden,  noch  etc."  Das  Olden- 
burgsche  Bevidirte  Staatsgrundgesetz  Art  15  §.  1  .und  2  unterscheidet  zwischen  der 
Vereinigung  der  Regirung  des  Grossherzogthums  mit  der  eines  „ausserdeutschen"  und 
zwischen  jener  mit  der  eines  „andern  deutschen*  Staates,  diese  ist  im  Falle  der  Zu- 
stimmung der  Landstände  gestattet,  jene  aber  absolut  verboten.    Das  Praejudiz  spricht 

26* 
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die  Annahme  einer  fremden  Krone  ausser  dem  Erbfaile  haben  würde ,  'ist 
beim  Mangel  einer  positivrechtliehen  Bestimmung  um  so  weniger  za  be- 
haupten, als  deutsche  Staaten  noch  immer  in  einer -s.  g.  PerBonalanion 
sogar  mit  einem  nicht  deutschen  Staate  standen  (das  Grosshersogthum 
Luxemburg  und  bis  zum  1^.  November  1863  die  Elbherzogthtimer,  seit 
1865  das  Heyzogthum  Lauenburg  mit  Preussen)  und  die  Unrechtmässigkeit 
eines  solchen  Zustandes  ans  allgemeinen  Gründen  noch  niemals  be- 
hauptet ist. 

3.   Endigung  des  Thronbesitses. 

A.    Gründe  der  Endigung. 

§.  417. 
Der  Souverain  hört  ausser  im  Tode  rechtlich  nur  durch  seinen  eigenen 
Willen  auf;  dieses  zu  sein. ')  Die-  Theorie  hat  freilich  auch  von  einer  Ent- 
setzung des  Monarchen  gesprochen  und  ein  Recht  dazu  den  ünterthanen 
vindiciren  wollen.  Allein  in  Wahrheit  hat  es  ein  solches  Recht  in  Deutsch- 
land niemals  gegeben,  und  vor  Allem  kann  von  demselben  heutiges  Tages 
keine  Rede  sein.  Wahr  ist,  dass  einst  zur  Zeit  des  Reiches  in  manchen 
Territorien  den  Ünterthanen  ein  jus  risistendi  oder  jus  amorum  zugestanden 
hat,  und  dass  es  Recht  und  Pflicht  von  Kaiser  und  Reich  war,  den  seine 
landeshoheitlichen  Rechte  missbrauchenden  oder  gar  durch  Verbrechen  g^en 
Kaiser  und  Reich  sich  verschuldenden  Reichsfürsten  seines  fürstlichen 
Amtes  zu  entsetzen.  Aber  jenes  Widerstandsrecht  war  kein  Recht  zu  der 
(höchst  activen)  Thronentsetzung;  die  Reichsftirsten  waren  nicht  die  sou- 
verainen  Monarchen  der  Gegenwart  und  die  Gewalt  von  Kaiser  und  Reich 

nur  dasCoburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz  §.  19  mit  aller  nestimmtheit  aus:  .Die 
Staatsregirang  kann,  ausgenommen  in  dem  §.  9  Torgesehenen  Falle,  auf  den  Inhaber  einef 
„ausserdeutscheii"  Thrones  nicht  gelangen.  Wenn  ein  Herzog-  einen  ausserdeutschen  Thron 
besteigt,  so  wird  dafür  angenommen,  dass  er  darauf  Verzicht  geleistet  habe,  über  die 
Herzogthümer  zu  regiien."  Per  argumentum'  a  contrario  wird  man  übrigens  la  dem 
Schlüsse  kommen  dfirfen,  dass  die  Annahme  eines  anderen  deutschen  Thrones  diese  Wirkung 
nicht  Rchon  hat.  Unzweideutig  ist  auch  die  Bestimmung  in  dem  Scbwarzburg-Son- 
dershauscnschen  Verfassungsgesetze  §.50  a.  E.:  „Ist  er  (der  aus  der  Cognatenlinie 
zur  Thronfolge  Herufene)  bereits  Oberhaupt  eines  anderen  Staates,  so  muss  er  anf  Veiv 
langen  des  Landtages  entweder  auf  diese  Eigenschaft  oder  auf  die  ihm  angefallene  B^ 
girungsfolge  verzichten."  Hausgesetzlich  gilt  dasselbe  auch  für  das  Grossherzogthum 
Baden;  vcrgl.  das  Hausgesetz  von  1817  §.  d  No.  4  (abgedruckfc  bei  Zöpfl,  Grundsätau? 
§.249  Note^l. 

*)  Die  Entthronungen,  welche  die  Polgen  von  Revolutionen  oder  der  ücbermacht 
fremder  Waffen  sind,  können  nicht  als  Rechtsacte  erscheinen  und  hat  das  Staatsrecht 
dafür  keinen  Titel.  So  auch  Zöpfl,  Grundsätze  §.  280,  welcher  indess  wieder  doi  Ver- 
stoss gegen  das  System  macht,  „die  Entthronung  durch  eine  Revolution"  im  §.277  als 
dritte  mögliche  Beendigungsart  der  ^^ouverainetät  zu  registriren. 
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ist  mit  der  Reichsverfassung  versehwunden,  ohne  auf  ein  anderes  Subjcct, 
wie  etwa  früher  den  Deutschen  Bund  oder  jetzt  den  Norddeutschen  Bund, 
übergegangen  zu  sein.  In  dem  deutschen  Staatsrecht  der  Gegenwart  ist 
vielmehr  ein  solches  Dethronisationsrecht  unerfindlich.')  Ein  solcher  Miss- 
brauch der  Staatsgewalt,  wie  geschichtlich  die  Entthronung  von  Fürsten 
hervorrief;  wird  auch  in  der  Regel  eine  Störung  der  geistigen  Kräfte  und 
des  Gemüthes  zum  Grunde  haben  und  darum  die  Entfernung  des  Sou- 
verains  von  der  factischen  Regirung  im  Wege  der  Regentschaftsanordnung 
auch  rechtlich  ermöglichen.*) 


*)  Dass  ein  solches  Recht  existire,   ist   von  Niemand  auf  Grund  positivrechtlicher 
Bestimmungen,  die  es  in  der  That  nie  gegeben  und  auch  jetzt  nicht  giebt,  behauptet, 
sondern  lediglich  aus  Gründen  des  „natürlichen  Staatsrechts"  und  unter  Berufung  auf  die 
geschichtlichen  Beweise.    Klüber,   Oeffentliches  Recht  §,  255  hält  das  Entsetzunggrecht 
nur  für  eine  Aufkündigung  des  Contractes,  aus  welchem  det  Monarch  sein  Recht  erhalten. 
So  wenig  aber  das  Recht  des  Monarchen  auf  einem  solchen  Contracte  beruht,  so  wenig 
ist  ein  Verlust  desselben  wegen  Nichterfüllung  des  Contractes  durch  dessen  Kündigung 
möglich.   —  Weiss,    System  §.  266  nimmt  die  Möglichkeit  einer  Thronentsetzung  an, 
„welche  jedoch  nach  heutigem  deutschen  Staatsrecht  höchstens  nur  durch  die  Famib'e  des 
Souverains  in  den  hausgesetzlich  oder  durch  das  Herkommen  bestimmten  Fällen  unter 
der  Zustimmung  des  deutschen  Bundes  gestattet  sein  dürfte."     Ein  Beweis  für  diese  will- 
kürlich formulirte  Hypothese  wird  gar  nicht  beigebracht.  —  Was  nun  die  Thatsache,  dass 
schon  so  und  so  viele  deutsche  und  nicht-deutsche  Fürsten  entthront  sind  (vergl.  Klüber 
a.  a,  0.  §.  255  Note  d),  betrifft,  so  ist  dieselbe  weder  zu  leugnen  noch  als  irgend  beweis- 
kräftig anzusehen.    Die  Entthronung  souverainer  Fürsten  ist  stets  nur  eine  von  keinem 
staatsrechtlichen  Grundsatze  getragene  That  der  Geschichte,  stets  nur  die  Folge  einer 
Entwicklung,  welche,  so  gerecht  ihre  Entstehung,  so  heilsam  ihre  Folgen  sein  mögen, 
dennoch  niemals  auf  ein  „Recht"   ihrer  Urheber  sich  stützen  kann.    Auch  der  aus  der 
neuesten  deutschen  Staatsgeschichte,  glücklicherweise  allein,  anzuführende  Fall  der  Ent- 
tlironung  des  Herzogs  Carl  von  Braunschweig  kann  Nichts  für  die  Entsetzungstheorie 
beweisen.    Auch  dieses  Ereigniss  war  nur  die  That  der  allerdings  empörend  gereizten 
Gewalt,  eine  That,  die  als  solche  sittlich  gerechtfertigt  sein  mag,  die  jedenfalls  von  dem 
heimgesuchten  Staate  als  ein  Glück  gepriesen  werden  muss,  die  darum   auch  die  Conni- 
venz  des  deutschen  Bundes  (nicht  seine  Gutheissung)  gefunden  (vergl.  die  Nachweisungen 
des  interessanten  Materials  bei  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  84  Note  11\  welche 
aber  nie  und  nimmer  als  eine  Rechtsthat,  als  die  Uebung  einw  Unterthanenrechtes  sich 
legitimiren  kann.    Noth  bricht  Eisen.  —  Zur  Annahme  der  rechtlichen  Möglichkeit  einer 
Thronentsetzung  neigte  sich  auch  von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  Tb.  I  S.  182: 
„Hieraus  ergiebt  sich  denn  der  Satz,  dass  allerdings  ein  König,   welcher  die  Verfassung, 
seinem  Eide  zuwider,  nicht  halten  will,  rechtlich  nicht  weiter  regiren  kann;  allein   dass 
dieses  Mittel  die  Verfassung  zu  retten,  das  letzte  ist,  welches  nur  dann  eintritt,  wenn  zu 
^If  icher  Zeit  einer  Seits,  objectiv,    die  Verfassung  in  ihrem  Wesen  und  nicht  blos  in 
Nebenpunkten  verletzt  ist,  und  anderer  Seits,  subjectiv,  auf  den  irregeleiteten  Fürsten  die 
g-ewöhnlichen  gelinderen  von  dem  Grundgesetze  selbst  angegebenen  Mittel  jede  Wirkung 
verfehlen."     Die  Entthronungen  im  Jahre  1866  waren  die  Folge  völkerrechtlicher  Acte. 
')  Zöpfl,  Grundsätze  §.  279.     Sofern  die  Agnaten  bei  der  Regentschalisanordnung 
mitzuwirken  haben,  kommen  sie  auch  hierbei  in  Betracht;  dass  sie  auf  Grund  des  Haus- 
^t'Hetzcs  Kaisers  Ludwig  des  Frommen  von  817  (bei  Pertz:  Monumenta  Germaniae,  Tom. 
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B.    Bedeatnng  der  ThronentBagung.  0 

§.  418. 

Das  persönliche  Recht  an  der  Souverainetät  dauert  so  lange  als  der 
Monarch  dieses  Becht  besitzen  will  Steht  nach  allgemeinem  Rechte  dem  be- 
rufenen Thronfolger  das  Recht  zu,  die  Regirung  nicht  anzutreten,  so  ist  es 
auch  nicht  minder  seinem  Belieben  überlassen,  wie  lange  er  die  Souverainetät 
des  Staates  in  sich  dargestellt  sein  lassen  will.  Zwar  legten  mehr  mora- 
lische Gründe  dem  Monarchen  die  Verpflichtung  auf,  sich  nicht  um  per- 
sönlicher Gründe  willen  des  souveramen  Rechtes  zu  begeben,  allein  des 
Rechts  wegen  steht  seiner  jederzeitigen  Entsagung  auf  die  Regirungsgewalt 
in  den  deutschen  Staaten  kein  Hinderniss  entgegen.')  Vereinzelt  findet 
sich  auch  eine  gesetzliche  Vermuthung  des  Verzichtes  anerkannt',  wenn 
der  Souverain  eine  nicht-deutsche  Krone  annimmt.') 

Die  rechtliche  Wirkung  eines  Verzichtes  auf  das  Recht  der  Souve- 
rainetät ist  der  definitive  Verlust  sämmtlicher  in  dem  Begriffe  der  Souve- 
rainetät enthaltenen  Rechte  und  Pflichten  zu  Gunsten  des  nächstberechtigten 
Thronfolger^/)  Eine  Wiedemahme  der  einmal  vergebenen  Souverainetät 
ist  so  wenig  möglich,  wie  ein  Eingriff  des  Verzichtenden  in  die  gesetzliche 
Thronfolgeordnung.  Auch  ist  eine  Reservation  einzelner  Souverainetäts- 
rechte  undenkbar,  da  das  monarchische  Prinzip  eine  Theilung  der  Staats- 
gewalt und  der  ihr  eignenden  Rechte  nicht  duldet. 

Die  Thronentsagung  eröffnet  dem  nächstberechtigten  Thronfolger  sofort 
den  Antritt  der  Regirung  kraft  eigenen  Rechtes  und  versetzt  den  zarttck- 


Legg.  I  p.  199  abgedruckt,  und  von  Zopfl  a.  a.  0.  Note  3  excerpirt)  oder  gar  kraft  eines 
.fandamental-herkömmlichen  Rechtes"  —  seltsame  Terminologie!  —  ein  Entthronongsreebt 
gehabt,  ist  zu  yiel  behauptet. 

')  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §..255  ff.;  Weiss,  System  §.  266;  Zachari». 
Deutsches  Staatsrecht  §.  84;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  278;  Held,  System  Th.  II  S.  2%  ff. 

>j  Von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht,  Th.  I  S.  179.  A.  M.  Kltber,  Oeffent- 
liches Recht  §.  256  mit  der  unhaltbaren  Motivirung:  „Da  der  Staatsoberherr  durch  Ver- 
trag zu  der  Staatsvertretung  und  Staatsregirung  sich  verpflichtet  hat."  Zacharia 
a.a.O.  §.84  Note  4  bemerkt  dagegen  sehr  richtig,  dass  in  diese)'  Behauptung  Grund 
und  Folgerung  falsch  sei. 

')  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  19.  Der  Schlusssatz  des  Schwari- 
burg-SondershausenschenVerfassungsgesetzes  von  1849  §.  50:  »Ist  er  (der  Saccesser] 
bereits  Oberhaupt  eines  andern  Staats,  so  muss  er  auf  Verlangen  des  Landtags  entweder 
auf  diese  Eigenschaft  oder  auf  die  ihm  angefallene  Regirungsfolge  verzichten",  ist  indem 
§.  13  des  Landesgrundgesetzes  vom  8.  Juli  1857  nicht  beibehalten. 

*)  Der  von  der  Regirung  zurücktretende  Monarch  wird  im  Augenblick  der  Abdicati<m 
Unterthan  des  neuen  Souverains.  Dass  ihm  die  Ehren-Prädicate  der  politischen  Coortoisk 
bleiben,  ist  dabei  gleichgültig. 
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tretenden  Souverain   wieder  in  die  Beibe   der  Unterthanen  dieses   neuen 
Monareben. 

Der  Verzicht  auf  die  Souverainetät  ist  irrevocabel,  da  die  Continuität 
des  Staatsrechts  einen  Rttckscbritt  nicbt  duldet  ^  der  Verzichtende  aber  als 
gestorben  gilt.') 


V.   Gegenstand  der  Thronfolge. 

§.  419. 

Den  Gegenstand  oder  Inhalt  der  Thronfolge  bildet  das  Recht  an  der 
Staatsgewalt  oder  das  Recht,  die  Souverainetät  als  den  Inbegriff  aller 
Rechte  und  Pflichten  der  Staatsgewalt  in  sich  zu  personificiren.')  So  wenig 
es  nun  möglich  ist,  diesen  Gegenstand  unter  einen  privatrechtlichen  Begriff, 
zu  fassen,  eben  so  wenig  ist  es  zulässig,  denselben  einer  Regel  des  Privat- 
rechts zu  unterwerfen.  Vielmehr  ist  es  lediglich  das  Staatsrecht,  welches 
den  Inhalt  der  Thronfolge  bestimmt  und  begrenzt.  Was  in  dem  Begriffe 
lind  dem  Rechte  der  Staatsgewalt,  beziehungsweise  in  dem  Rechte  des 
persönlichen  Repraesentanten  derselben  enthalten  ist,  das  ist  der  Inhalt  des 
Rechtes,  welches  die  Thronfolge  überliefert.  So  ist  dieses  auch  ein  positiv- 
rechtlicher Gegenstand:  denn  das  Recht  eines  jeden  Staates  bestimmt  es, 
was  als  die  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  anzusehen  ist.  Ueber  den  so 
bestimmt  gegebenen  Inhalt  des  Thronfolgerechts  vermag  auch  der  letzte 
Inhaber  des  Thrones  in  keiner  Weise  zu  disponiren.  Der  Thronfolger  tritt 
in  das  Recht  der  Krone,  so  wie  dieses  aus  den  Quellen  des  Staatsrechts 
zu  schöpfen  ist.') 

Im  concreten  Falle  kann  freilich  der  Nachfolger  an  der  Regirung 
aneh  noch  ein  Mehres  erwerben,  indem  auch  die  Privatverlassenschaft  des 
Vorgängers   ihm   zufallen   oder   sonst   aus    privatrechtlichem   Grunde   ein 


<)  Blnntschli,  Allgemeinos  Staatsrecht  Th.  11  S.  375  ff.;  Held,  System  Th.  11  S.  299. 

>)  Zachariä,  Deatsches  Staatsrecht  §.  75;  Held,  System  Th.  II  S.  202  ff.  (giebt 
sich  viel  Mühe,  das  Bichtige  zu  erkemien,  bleibt  aber  systemlos). 

3)  Zuviel  behauptet  Held,  System  Th.  11  S.  202,  wenn  er  als  den  Gegenstand  des 
Successioiisrechts  den  „ Staat"  bezeichnet  und  dann  fortföhrt:  «Der  Staat  aber  ist  die 
^anxe  Summe  körperlicher  und  unkörperlicher  Sachen  nebst  der  Gesammtheit  der  unter- 
thanen, alles  zusammen  in  seiner  organischen  Einheit,  worauf  der  Begriff  des  souverainen 
GS^meinwesens  beruht,  also  die  Gesammtheit  der  Länder  und  Menschen,  welche  des  Staates 
natOxliehes  und  sittliches  Substrat  sind,  als  ein  untheilbares  politisches«  Ganze,  ferner  die 
sie  hierzu  bildende  gesammte  oberste  Staatsgewalt,  wie  sie  im  kritischen  Augenblick  be- 
steht" Das  ist  eine  Üeberschwenglichkeit,  welche  den  Gegenstand  der  heutigen  deutschen 
Staatssuccession  gar  nicht  bezeichnet.  Dem  Souverain  eignet  die  Souverainetät  des  Staates 
und  ist  diese  der  Gegenstand  der  Staatssuccession.  Der  Staat  ist  dies  so  wenig,  wie  der 
Kopf  sagen  kann,  ihm  gehören  die  übrigen  Glieder  des  Körpers. 
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Vermögengcomplex  seiner  Nutzung  und .  Verfttguog  unterworfen  werden 
kanu;  vielleicht  weil  diese  Nutzung  und  YerfUgung  grade  dem  jeweiligen 
Sonverain  eignen  soll.  Diese  Vortbeile  der  Begiiiingsfolge  sind  indess  vom 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  aus  als  zufällige  und  gleichgfiltige  zu  be- 
trachten, da  sie  aus  keinem  Grunde  des  öffentlichen  Rechtes  und  nicht  aus 
dem  Willen  oder  im  unmittelbaren  Interesse  des  Staates  dem  souveminen 
Fürsten  bei  dem"  Erwerb  der  Souverainetät  zugefallen  sind,  lieber  die 
Vererbung  und  Erwerbung  (Recusation)  jener  privatrechtlichen  Vermögens- 
theile  entscheidet  auch  nur  das  Privatrecht,  das  Privat-Fürstenrecht,  wäh- 
rend dieses  an  der  Regelung  der  staatsrechtlichen  Succession  keinen  Ad- 
theil  nimmt.  Beide  Successionsobjecte  sind  wie  die  ihnen  geltenden  Rechte 
wesentlich  auseinander  zu  halten :  denn  die  staatsrechtliche  Thronfolge  umfasst 
Alles,  was  aus  dem  Rechte  des  Staates. der  Staatsgewalt  gehört,  aber 
auch  nur  dieses.*) 

§.  420. 
Wie  das  Souverainetätsrecht  eine  bestimmte  räumliche  Grenze,  eben 
das  Gebiet  des  Staates,  hat,  so  ist  auch  der  Inhalt  des  durch  die  Thron- 
folge erworbenen  Rechtes  in  eben  solchen  Grenzen  räumlich  bestimmt  und 
begrenzt.  Die  Souverainetät  des  ganzen  räumlichen  Staates,  auf  und 
über  dem  ganzen  Staatsgebiete,  ist  das,  was  der  Regirungsnachfolger  durch 
den  Antritt  der  Regirung  bekommt.     Hierauf  hat  eben  das  neuere  Staats- 

0  In  der  Theorie  hat  das  Kapitel  von  der  Sondenmg  der  staatsrechtlichen  Verhufieo- 
Bchaft  des  Souverains  von  seiner  privatrechtlichen  Erbschaft  stets  eine  besondere  Bedeu- 
tung gehabt.  Je  weniger  klar  der  Begriff  des  Staates  und  des  Rechtes  der  Staatsgewalt 
erkannt  war,  desto  confuser  war  auch  die  Lehre  von  dem  Gegenstande  der  Beginmgsfolge. 
Heutiges  Tages  versieht  die  Theorie  sich  nur  noch  darin,  dass  sie  den  Besitz  des  Sou- 
verains, welcher  ihm  auf  Qrund  eines  Familicnfideicommisses  dieses  förstUchen  Hauses 
zusteht,  deshalb,  weil  er  dem  jeweiligen  Throninhaber  eignet,  mit  zu  dem  Objecte  der 
staatsrechtlichen  Succession  zählen,  wie  z.B.  auch  noch  Bluntschli,  Allgemeines  Staats- 
recht Th.  n  S.  36  sagt:  „Zu  jener  (der  staatsrechtlichen  Verlassenschaft)  gehören  voraus 
alle  dem  Staatsoberhaupte  als  solchem  zustehenden  öffentlichen  Äechte,  dann  aber  auch 
alles  Vermögen,  welches  nach  der  VerÜEissung  oder  durch  Hausgesetz  oder  in  Folge  be- 
sonderer Stiftung  oder  letztwilliger  Verordnung  der  Staatsverlassenschafb  zogewiesea  wor- 
den ist/  Dass  diese  Rechtstitel  an  dem  Gegenstand  der  Staatssuccession  Nichts  be- 
stimmen können,  geht  schon  aus  dem  allgemeinen  Charakter  des  StaatssaccessioDsrecbtes 
hervor  (s.  oben  §  371).  Dabei  relevirt  auch  die  Thatsache  Nichts,  dasr  einige  Verfassui^- 
gesetze  diesen  Theil  der  s.  g.  Staatsverlassenschaft  —  ein  unglücklicher  Ausdruck  —  als 
nicht  zur  Privatverlassenschaft  des  Souverains  gehörig  bezeichnet  haben,  wie  z.  E  sehr 
ausfuhrlich  die  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  III  §.  2:  denn  wie  konnte  «rwart<t 
werden,  dass  die.  gesetzgebenden  Versammlungen  eine  richtigere  Eenntniss  von  dem 
V/esen  des  Staates  und  seines  Rechtes  haben  möchten,  als  die  aUgemeine  Doctria?  E? 
ist  dies  eben  ein  Fall,  wo  das  Verfassungsgesetz  über  die  Grenzen  des  Staatsrechts  hin- 
ausging und  privatrechtliche  Bestimmungen,  wenn  auch  privatfürstenrechtlicbe  in  sieb 
aufnahm.  Damit  sind  diese  aber  nicht  auch  in  das  Gebiet  des  Staatsrechts  veipflaurt, 
denn  dessen  Inhalt  ist  ein  objectiv  gegebener. 
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recht  im  Bttckblick  auf  die  nachtheiligen  Folgen  früherer  entgegeustehender 
Observanzen  and  ßeebtsanschaunngen  ein  besonderes  und  sehr  bestimmtes 
Gewicht  gelegt.  Das  Prinzip  hat  sich  in  dem  Satze,  dass  der  Staat  un- 
theilbar  sei,  formnlirt  und  es  findet  sich  derselbe  als  Gegensatz  zu  der 
einstigen  Ueblichkeit,  dass  mehre  dem  Grade  nach  gleich  nahe  Thron- 
IJraetendenten  Land  und  Leute  zu  bestimmten  Theilen  unter  sich  theilten, 
in  den  Yerfassungsgesetzen  aller  deutschen  Staaten.  Eb^n  deshalb  ist 
auch  das  persönliche  Lebensalter  bei  der  Thronfolge  in  Bücksicht  genom- 
men und  so  die  Möglichkeit  einer  solchen  Concurrenz,  welche  die  Theilung 
des  Staates  zur  rechtlichen  Folge  haben  müsste,  abgeschnitten.  Eine 
Theilung  des  Staate  ist  in  keinem  deutschen  Staate  ferner  mehr  die  Folge 
der  Eröffnug  des  Thronrechts.  *) 

§.  421. 
Der  Thronfolger  überkommt  den  Inhalt  seines  Begirungsrechtes  so, 
wie  derselbe  im  Augenblicke  der  Thronerledigung  aus  rechtlichen  Gründen 
sich  vorfand,  eben  weil  er  nur  das  Leben  des  Staates  fortsetzt.*)  Seine 
Sottverainetät  wirkt  nicht  rückwärts,  sondern  ist  die  Fortsetzung  der 
souverainen  Gewalt  des  Vorverwesers  —  auch  des  illegitimen  Zwischen- 
herrschers') —  und  hat  diese,  sofern  sie  eben  in  rechtlicher  Weise 
herrschte,  zu  respectiren.  Der  Staat  lebt  ja  in  dem  souverainen  Fürsten 
fort  und  nimmer  darf  der  Wechsel  der  Personen,  welchen  die  Majestät 
des  Thrones  eignet,  die  Athemzüge  des  Staatslebens  unterbrechen.  So  ist 
denn  auch  ein  jeder  Souverain  verpflichtet,  alle  Folgen  der  Vorregirung 
für  sich  und  fllr  den  Staat  unter  seiner  Begirung  als  rechtsverbindlich  zu 
betrachten,  sofern  sie  nur  formell  als  gültig,  d.  h.als  dem  Bechte  des 
Staates  entsprechend  zu  betrachten  sind.*)     Ein  Anderes  würde  die  recht- 

*)  Auch  die  von  Weiss,  System  §.  242  a,  E.  noch  für  möglich  gehaltenen  Fälle  der 
ZuläMigkeit  einer  Rechtstheilang  ans  dem  Grunde  gleicher  Berechtigungen  mehrerer 
Thronpraetendenten  existiren  in  Wirklichkeit  nicht  mehr.  AUe  Eventualitäten  der  fürst- 
lichen Familienverhältnisse  macht  die  Untheilharkeit  des  Staates  von  vornherein  staats- 
rechtlich wcrthlos. 

*)  Kl&her,  Oeffentliches  Recht  §.  252;  Maur enhrecher ,  Grundsätze  §.  237  ff.  243  ff. ; 
Zöpfl,  Grundsätze  §.266;  Zachariä,  Deutsche»  Staatsrecht  §.  76  ff.;  Held,  System 
Th  n.  S.  218—323;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  II  S.  47  ff.  Die  frühere 
Literatur  ist  von  geringem  Werthe,  da  sie  noch  unter  den  mancherlei  privatrechtlichen 
Auffasanngen  des  Staatsrechts  geschrieben  und  mit  allerlei  Irrthümem  zu  kämpfen  hatte. 

^)  Vergl.  Zachariä  a.  a.  0.  §.  78;  Held,  System  Th.  II.  S.  323. 

*)  Kl  über  a.  a.  0.  §.  252:  „Der  ewige  Staat  spricht  durch  jeden  Regenten.  Seine 
Verpflichtungen  wie  seine  Rechte  jverden  nicht  geschwächt  und  nicht  vernichtet  durch 
blossen  Wechsel  in  der   physischen  oder  moralischen  Person  des   regirenden  Subjects"; 

Jordan,  Lehrbuch  §.  57;  ,Der  Nachfolger  beginnt  keine  neue  Regirung. Er  muss 

daher  auch  alle  wahren  Staatshandlungen  seines  Vorgängers,  selbst  des  Usurpators,  der 
dnrch  die  stillschweigend  oder  ausdrücklich  erfolgte  Anerkennung  des  zu  solcher  wegen 
der  factischen  Unterbrechung  der  rechtmässigen  Regirung  und  für  die  Dauer  dieser  Unter- 
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liebe  Ordnung  im  Staate  verletzen  und  die  Entwieklong  des  Staatatebens 
gefahrvoll  unterbrechen.  Sind  die  früher  auf  rechtlichem  Wege  geschaffenen 
Zustände  nicht  den  Interessen  des  Staates  oder  den  Grundsätzen  seines 
wahren  Rechtes  entsprechend,  so  findet  der  neue  Regent  darin  gewiss 
einen  wohl  begründeten  Anlass  zur  Reform  und  Restauration:  allein  Irr- 
thum  oder  Böswilligkeit  des  Vorverwesers  sollen  nicht  anders  als  auf  dem* 
verfassungsmässigen  Wege  corrigirt  werden.  Bis  zu  der  rechtlichen  Auf- 
hebung behaupten  alle  unter  der  Vorregimng  in  das  Leben  getretenen  Zu- 
stände als  die  Folgen  der  rechtmässigen  Herrschaft  des  Souverains  ihre 
unanfechtbare  Autorität  und  bedürfen  durchaus  nicht  einer  ausdrttdLlichen 
Anerkennung.*)  Dagegen  verpflichten  den  Thronfolger  alle  diejenigen 
Handlungen  des  Vorverwesers  der  Reglrung   nicht,   welche  er  nicht  im 


brechung,  befugten  Volkes  in  Bezug  auf  dieses  intemiystisch  (!)  ein  rechtmässiger  Herr- 
scher geworden  ist,  wie  seine  eigenen  anerkennen  und  aufrecht  erhalten.*  Verkehrt  ist 
dann  aber,  diese  Verbindlichkeit  des  Nachfolgers  durch  den  „Vertrag  zwischen  dem  Herr- 
scher und  dem  Volke"  begründen  «u  wollen  (Jordan  a.  a.  0.  §.55).  Das  wahre  Sacb- 
und  Bechtsverhältniss  kennzeichnet  sehr  richtig  Gerber,  üeber  öffentliche  Bechte  S.  69: 
„Der  allein  richtige  Gesichtspunkt  ist  hier  gewiss  der,  dass  der  Thronfolger  mit  der 
Uebemahme  der  Regirung  in  einen  Rechtskreis  eintritt,  der  jede  Berufung  auf  das  nicJit 
staatsorganische  Recht  der  privatrechtlichen  Persönlichkeit  ausschliesst;  der  Thronfolger 
darf  sich  hier  lediglich  als  Glied  des  Organismus  fühlen,  wie  er  durch  seine  eigene  innere 
Bildungskraft  sich  entwickelt  hat,  und  fblgeweise  kann  er  sich  nicht  die  Frage  vorlegen, 
ob  er  vermöge  der  Grundsatze  des  successiven  Erbrechts  eine  bestimmte  an  und  für  sich 
rechtmässige  Regirungshandlung  (z  B.  die  Ertheilung  einer  Verfassung  durch  einen  bis 
dahin  absoluten  Monarchen)  anzuerkennen  hat,  oder  nicht." 

*)  Mit  Recht  bemerkt  Zachariä,  Deutsches  Staatsrechts  Th.  I.  S.  343,  IE,  daas  die 
Succession  des  Thronerben  weder  eine  Singular-  noch  eine  Üniversal-Succeseion  sei  Diese 
civürechtlichen  Begriffe  passen  eben  gar  nicht  auf  die  staatsrechtliche  Thronfolge  und 
nur  die  privatrechtliche  Auffassung  des  Staatswesens  konnte  sich  verleitet  finden,  jenr 
römisch-rechtlichen  Terminologieen  auch  auf  diese  Materie  des  öffentlichen  Rechtes  amu- 
wenden.  Zöpfl,  Grundsatze  §.  266  argumentirt  dagegen  nur  mit  dem  Begriffe  der^Sin- 
gularsuccession"  und-  zieht  auch  in  dieser  Materie  das  Staatsrecht  auf  den  Boden  des 
römischen  Privatrechts.  Wenn  derselbe  gegen  die  auch  im  Texte  vertretene  Anschanmig 
von  der  Souverainetat  des  ,i ewigen  Staates"  sich  mit  den  Worten  äussert:  ,£bea  hier> 
durch  gründete  man  aber  bewusst  oder  unbewusst  die  Verbindlichkeit  des  Thronfolgeis 
aus  den  Regirungshandlungen  des  Vorgängers  auf  das  Prinzip  einer  angeblichen  Staats- 
souverainetat  neben  der  Furstensouverainetät,  also  auf  eine  an  sich  unhaltbare  Hypothese/ 
80  braucht  an  dieser  Stelle  wohl  Nichts  dagegen  gesagt  zu  werden,  da  eben  diese  Ass- 
las^nng  Zöpfl's  nur  die  Folge  seines  Miskennens  des  Wesens  der  deutschen  Staaten  ist 
VergL  oben  §.  1  ff.  Wie  viel  richtiger  dachte  doch  schon  Baldus  (vergL  Bluntschli, 
Allg.  Staatsrecht  Th.  IL  S.  48  Note  1)  über  diese  bei  d^er  richtigen  Erkenntniss  des  Staats- 
wesens so  einfache  und  klare  Frage,  weim  er  die  Aeusserung  wagte:  »Imperator  meri 
potest,  sed  ipsa  dignitas,  ofücium  imperatoris  est  immortale;  quae  facinnt  itaque  reges, 
nomine  non  suo  sed  regni  i.  e.  gentis  suae,  illa  obligant  gentem  et  prineipem  ejus  suc* 
cessorem,  nisi  laudarent  facta  ipsum  regnum  quia  regni  tutela  est  commissa,  non  dila- 
pidatio." 
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Bereiche  seiner  Sonverainetät,  nicht  als  die  politische  Person,  oder  wenn 
auch  als  solche,  so  doch  nicht  in  den  Formen  des  auch  ttber  ihm  stehen- 
den Rechtes  vorgenommen  hat.  Diese  Handlangen  verpflichten  den  Thron- 
folger staatsrechtlich  gar  nicht;  wenn  sie  auch  diesen  binden  sollen, 
Bo  ist  es  Sache  des  Privatrechts,  den  Grund  ihrer  Verbindlichkeit  nachza- 
weisen.  *) 


IV.   Modificationen  des  Thronbesitzes. 
1.    Mitregentschaft. 

§.  422, 
Ein  jeder  Sonverain  hat  das  unbestrittene  Recht,  sich  zur  Ausübung 
seiner  Souverainetät  einen  Mitregenten  zu  ernennen,  jedoch  selbstver- 
ständlich ohne  dem  Thronfolgerechte,  welches  die  gesetzliche  Thronfolge- 
ordnung giebt,  irgend  zu  präjudiciren.  Eine  gesetzliche  oder  urkundliche 
Anerkennung  hat  dieses  Recht  indess  niemals  gefunden  und  ist  dasselbe 
nur  zu  behaupten,  wetl  die  Geschichte  früherer  und  neuester  Zeit  die  Be- 
weise liefert,  dass  die  Uebung  eines  solchen  Rechtes  von  keiner  Seite 
Widerspruch  .erfahren  und  dasselbe  vielmehr  stillschweigend  anerkannt 
ist.^     Eben   darum  lässt  sich  aber  auch  der  Inhalt  und  Umfang  dieses 


M  VergL  Weiss,  System  §.250,  welcher  jenes  Prinzip  casuistisch  auszuführen  sucht. 
—  Früher  operirten  die  Theoretiker  hei  dem  Nachweise  der  Verpflichtung  des  Thron- 
folgers zur  Anerkennung  der  Handlungen  des  Vorregenten  vor  Allem  mit  einzelnen  lehn- 
rechtliclien  Sätzen,  namentUcb  II  Feud  45.  Dass  indess  heutiges  Tages  mit  diesen  Grund- 
sätzen im  Staatsrechte  Nichts  mehr  zu  machen,  wird  einer  Bemerkung  kaum  noch  be- 
dürfen. —  In  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  wird  nur  selten  diese  staatsrechtliche 
Frage  berührt  Das  Prinzip  sprechen  sehr  richtig  aus  das  Altenburgs che  Grundgesetz 
§.  14:  ,Die  Regentenhandlungen  des  Vorfahrers  sind  von  dem  Landesnachfolger 
anzuerkennen  und  zu  vertreten ,  sofertT  sie  ohne  Ueherschreitung  der  verfassungsmässigen 
und  hausgesetzlichen  Befiigniss  unternommen  wurden";  das  Anhalt-Bernburg  sc  he 
Landesverfassungsgesetz  §.89:  „Alle  rechtsgültigen  Regentenhandlungen  und  Gesetze  sind 
von  dem  Regirungsnachfolger  unhedingt  anzuerkennen  und  zu  vertreten";  Schwarzhurg- 
Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  14 :  „ Die  rechtmässigen  Regirungshandlungen 
des  Vorfahren  verbinden  den  Nachfolger";  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  41 
(wörtlich  wie  im  Altenburgischen  Verfassungsgesetze).  —  Bin  Anerkenntniss  des  Prinzips 
liegt  aber .  nicht  schon  in  den  Bestimmungen  der  Verfassungsgesetze ,  welche  dio  Unver- 
letzlichkeit der  Verbindlichkeit  des  Staatsfiscus  sichern  wollen ,  da  es.  sich  hier  nicht  um 
die  Handlungen  des  Souverains  als  des  Repräsentanten  der  Staatsgewalt,  sondern  um  Vor- 
nahmen des  Staates  als  der  juristischen  Person  handelt.  A.  M.  Zachariä  a.  a.  0.  §.  76 
Note  11. 

*)  Die  letzten  Fälle  waren  die  Mitregentschafb  des  Thronfolgers  Fried  rieh  Wilhelm  I. 
zu  Hessen-Cassel  und  der  Herzogin  Friederike  zu  Anhalt. 
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Rechtes  nicht  näher  bezeichnen  und  nur  das  behaupten,  dass  die  Mit- 
regen tschaft  nicht  eine  Theilung  der  sou verainen  Gewalt,  welche  in  ihrer 
ganzen  Fülle  in  der  Person  des  Souverains  vereinigt  bleibt,  ist,  sowie  aach, 
dass  dieselbe  als  durchaus  öffentlichen  Rechtes  nicht  von  dem  Begriffe 
eines  condominium-pro  indiviso*)  gedeckt  wird.  Vielmehr  ist  die  Annahme 
eines  Mj^regenten  nur  die  Zuhülfenahme  seiner  Kraft  zur  Geltendmachraig 
der  Souverainetätsrechte  und  falls  der  Mitregent  etwa  der  Thronfolger  sein 
sollte,  eine  in  so  beschränktem  Sinne  vorgenommene  Anticipation  der 
Thronfolge.'')  Dennoch  gehört  aber  die  Bestellung  einer  Mitregentschaft 
nicht  zu  den  Grtlnden,  welche  den  Besitz  der  Souverainetätsrechte  auf- 
heben könnten.') 

2.    Regentschaft/) 
A.    Begriff  und  Wesen. 

§.  423. 
Das  Prinzip  der  untrennbaren  Vereinigung  aller  Souverainetätsrechte 
zu  dem  ausschliesslichen  Besitze  des  Monarchen  ist  von  den  deutschen 
Staaten  niemals  anders  verstanden,  als  dass  nur  das  materielle  Recht  des 
Staates  in  dieser  einen  Person  sich  verkörpert,  und  ist  es  ein  ebenso  all- 
gemeines Prinzip,  dass  die  thatsächliche  Ausübung  jenes  Rechts  un- 
beschadet des  monarchischen  Prinzipcs  durch  eine  andere,  den  Souverain 
vertretende  Person  geschehen  kann.  Die  Zulässigkeit  einer  stellvertreten- 
den Regirung  ist  in  allen  deutschen  Staaten  Rechtens,  sowie  die  Verfas- 
sungsgesetze eine  bestimmtere  gesetzliche  Gestaltung  des  staatsrechtlichen 
Instituts  der  stellvertretenden  Regirung  oder  der  Regentschaft 
(Reichs-  oder  Regirungsverwesung)  sich  haben  angelegen  sein  lassen.  Dabei 
sind  dieselben  zum  Theil  von  der  Verbindung  dieses  Rechtsinstitutes  mit 
dem  rein  -  privatrechtlichen  der  Vormundschaft  ausgegangen  und  haben  so 
die  privat-  und  famiHenrechtliche  Bevormundung  des  Souverains  mit  der 
im  Prinzipe  und  Wesen  so  grundverschiedenen  Verwesung  der  Regimng 
verschmolzen.  Es  ist  daher  eine  wesentliche'  Aufgabe  der  staatsrechtlichen 
Wissenschaft  wieder  zu  scheiden  und  der  Regentschaft  als  der  stellvertre- 
tÄiden  Regirung  des  Staates  die  gebührende  Selbständigkeit  zu  sichern.') 


«)  Wie  Weiss,  System  §  266  Note  c  denkt. 

•)  Weiss  a.  a.  0.  §.  266. 

')  Wie  Weiss  ft.  a.  0.  die  Sache  darstellt. 

*)  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  247,  II-IV,  Weiss,  System  §.  349;  M»ar«»ii- 
brecher,  Onmdsätze  §.  248  ff.;  Zopfl,  Grundsätze  §.  238  ff.;  Held,  System  Th.  II. 
S.  276  ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  80  ff. 

*)  So  ist  es  in  dem  Altenhurgischen  Grundgesetze  §.  17  und  in  der  Brann- 
schweigischen  Neuen  Landschaftsordnung  §-16,    welche  von  der  Kegentschaft  unter 
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B.    Gründe  ihres  Eintretens. 

§.424 
Eine  Vertretung  des  Souverains  in  der  Regirang  kann  aus  dem  frei- 
willigen Entschiasse  des  Monarchen  angeordnet  werden,  oder  aber  aus 
objectiven  Gründen  nothwendig  sein  und  bestellt  werden  müssen.  Es 
unterscheidet  sich  demnach  die  freiwillige  Regentschaftsanordnung  von 
der  noth  wendigen:  ein  Unterschied,  welcher  nicht  ohne  praktische  Be- 
deutung ist  und  namentlich  bei  der  Bestimmung  des  persönlichen  Regenten 
(in  diesem  technischen  Sinne)  von  besonderem  Einfluss  ist.  Die  nothwen- 
dige  Regentschaft  tritt  in  den  Fällen  der  Verhinderung  des  Souverains  an 
der  Selbstregirung  ein  und  kann  also  so  mannichfache  Gründe  haben,  wie 
diese.  Im  Allgemeinen  sondern  sich  diese,  je  nachdem  sie  in  persönlichen 
Eigenschaften  des  Souverains  oder  in  seiner  Person  selbst  liegen,  oder 
durch  äussere  Zuständlichkeiten,  in  denen  sich  der  Monarch  befindet,  be- 
gründet sind.  Zu  jener  Gruppe  gehören  die  Minderjährigkeit  und  die  per- 
sönliche Unfähigkeit  zur  Regirungsfbhrang,  zu  dieser  die  Gründe  einer 
sonstigen  Verhinderung  des  Souverains,  und  es  stellen  sich  als  die  Gründe 
einer  noth  wendigen  Regentschaft  dieRegirungsunmttndigkeit  des  Sou- 
verains neben  dessen  Regirungsunfähigkeit  und  die  Verhinderungen 
desselben  zur  Selbstregirung  aus  anderen  Gründen. 

a.    Freiwilliger  Entscbluss. 

§.  425. 
Die  Ausübung  der  Regirungsrechte  ist  das  Recht  und  die  Pflicht  des 
Monarchen,  aber  es  ist  wohl  als  eine  allgemeine  Praxis  aller  deutschen 
Staaten  zu  betrachten,  dass  es  dem  Souverain  auch  freistehe,  sich  zeit- 
weilig in  der  Ausübung  seiner  souverainen  Rechte  aus  freiestem  Entscbluss 
vertreten  zu  lassen.  Die  Befugniss  zur  Anordnung  einer  solchen  frei- 
willigen Stellvertretung,  in  der  thatsächlichen  Führung  der  Regirung,  wird 
dem  Souverain  nur  in  wenigen  deutschen  Staaten  ausdrücklich  eingeräumt.  ^ 


dem  Rubrum  „Vorraundacbaft*  hindeln,  obwohl  auch  in  diesem  Falle  dieses  familienrecht- 
liche Institut  von  jenem  rein  politischen  wohl  zu  unterscheiden  sein  würde.  Verkehrt  ist 
es  aber,  wenn  auch  die  wissenschaftliche  Darstellung  des  Rechtes  der  stellvertretenden 
Regirung  nur  unter  dem  Titel  , Vormundschaft"  erwähnt,  wie  z.  B.  Zöpfl's  Grundsätze 
§.  238. 

')  Wenn  die  Luxemburgsche  Constitution  Art.  42:  .La  Roi  Grand-Duc  peut 
he  faire  representer  par  Prince  du  sang,  qui  aura  le  titre  de  Lieutenant  du  Roi  et  residera 
dans  le  Grand-Duche",  die  Befugniss  des  König- Grossherzogs  im  weitesten  Umfange  an- 
erkennt, 80  erklärt  sich  dieses  aus  der  völkerrechtlichen  Stellung  Luxemburgs  zu  dem 
Königreich  der  Niederlande.    Diejenigen  Verfaasungsgesetze,  welche  eine  SteDvertretung 
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und  es  lässt  sich  ans  dem  Buchstaben  der  Verfassnngsgesetze  nicht  nach- 
weisen,  ob  dasselbe  ein  selbstverständliches  Recht  jedes  Sonverains  sei.  hi 
es  auch  ein  allgemein  rechtlicher  Gardinaisatz,  dass  der  Monarch  sich  mit 
der  SouYerainetät  des  Staates  ebenso  eng  verbunden  erachten  rnnss,  wie 
die  fürstliche  Würde  im  innigsten  Zusammenhange  mit  dem  ganzen  Staats- 
wesen  steht ,  und  dass  darum  der  Monarch,  so  lange  er  dieses  ist,  den 
Posten  nicht  verlassen  darf,  so  ist  doch  andererseits  demselben  auch  die 
Freiheit  nicht  wohl  zu  beschränken,  welche  ein  jeder  Beamter  nach  Recht 
und  Billigkeit  beansprucht,  auch  einmal,  vielleicht  aus  höchst  persÖDÜchen 
Gründen,  die  Last  des  Regimentes  auf  einige  Zeit  von  sich  fem  zu  halten 
und  sich  eine  Zeit  politischer  Müsse  zu  verschaffen.  Jedenfalls  aber  dürfte 
ein  solches  Otium  nur  als  Ausnahme  und  nicht  ohne  dringenden  Grund 
gesucht  werden. 

§.  426. 
Die  stellvertretende  Regirung,  welche  der  Souverain  flir  sich  selbst 
aus  freiem  Entschlüsse  bestellt,  ist  im  Wesen  von  der  rechtlich  noth wen- 
digen Anordnung  einer  Regentschaft  verschieden,  und  wird  darum  auch 
wohl  von  der  Gesetzgebung  nicht  mit  diesem  Ausdrucke  bezeichnet.  *)  Jene 
ist  ein  wirklicher  Auftrag  des  Sonverains,  und  können  auch  die  Befiignisse 
des  stellvertretenden  Regenten  nur  aus  dem  Inhalt  dieses  Auftrages  be- 
messen werden.  Während  bei  der  noth^endigen  Regentschaft  die  gesamm- 
ten  Souverainetätsrechte  an  Stelle  des  Sonverains  durch  den  Regenten  aas 
objectiven  Gründen  geübt  werden,  um  das  Leben  des  Staates  und  seine 
rechtliche  Ordnung  nicht  zu  unterbrechen,  findet  in  diesem  Falle  nur  eine 
freiwillige  Uebertragung  der  nach  wie  vor  bei  der  Person  des  Souveralvä 
verbleibenden  Regirungsgewalt  und  aus  höchst  persönlichen  Gründen  Statt 
und  hängt  es  lediglich  von  dem  Souverain  ab,  in  welchem  Umfange  er 
seine  Regirungsgewalt  zeitweilig  intermittiren  will.  Selbstverständlich  darf 
aber  die  Bevollmächtigung  der  stellvertretenden  Regirung  nur  innerhalb 
der  eigenen  Rechte  des  Sonverains  sich  halten,  da  wie  Niemand  so  auch 
der  Souverain  nicht  mehr  Rechte  übertragen  kann,  als  er  selbst  besitzt^ 


in  der  Regirung  nur  für  den  Fall  der  „Verhinderung  des  Sonverains"  gestatten,  wi.- 
z.  B.  das  Sächsische  §.9,  begründen  dagegen  eine  «ol'che  Freiheit  des  Sonverains  nicht. 

')  Vergl.  z.  B.  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.16  Abs  4 :  „ Der  Könisr 
kann  dem  „Stellvertreter"  keine  ausgedehnteren  Rechte  übertragen,  als  einem  .Regenten " 
in  Gemässheit  der  nachfolgenden  Vorschriften").  Auch  das  Coburg-Gothasche  Staats- 
grundgesetz gebraucht  für  einen  solchen  Vertreter  des  Landesherrn  nicht  den  AusdrecV 
« Regent",  sondern  „Statthalter";  vergl.  daselbst  §.  8  und  20.  Andere  VerfassongsgesetZi* 
machen  indess  einen  solchen  Unterschied  nicht.  Vergl  z.  B.  Baiersches  Verfasso&gs- 
gesetz  Tit.  IL  §.  11. 

")  Vergl.  (Hannoversches  Landesverfassungsgetz  §.  16  Abs.  l:  „Bei  längerer  Ab- 
wesenheit des  Königs  aus  dem  Königreiche  hat  derselbe  das  Recht,  eine  Stellveitrrts&r 
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§.  427. 
Das  freiere  Wesen  der  freiwilligen  Stellvertretung  in  der  Regirang 
zeigt  sich  in  dem  Rechte  einiger  deutschen  Staaten  auch  darin  ^  dass  es 
dem  Entschlüsse  des  Souverains  tiberlassen  bleibt,  wem  er  die  Regimng 
übertragen  will.  Indess  harmoniren  die  deutschen  Verfassungsgesetze  in 
diesem  Punkte  nicht.  Am  Weitesten  ging  das  hannoversche  Staats- 
recht, welches  dem  Könige  sogar  ttberliesS;  ob  er  die  Stellvertretung  einem 
Ministerrathe  oder  einer  Person  anvertrauen  wolle,  und  im  letzteren  Falle 
nur  die  Erfüllung  der  persönlichen  Erfordernisse,  welche  sich  in  der  Person 
eines  Regenten  erfbllen  müssen,  erforderte.  *)  Auf  entgegengesetztem  Stand- 
punkte befindet  sich  dagegen  das  Recht  anderer  Staaten,  welches  auch  in 
diesem  Falle  die  ftlr  den  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Souverains  bestimmte 
gesetzliche  Regentschaft  eintreten  lässt,')  und  ist  dieses  auch  wohl  als  der 
Standpunkt  derjenigen  Verfassungsgesetze  zu  betrachten,  welche  das  Sub- 
stitutionsrecht des  Souverains  anerkennen,  ohne  ftlr  dasselbe  besondere  Vor- 
schriflien  aufgenommen  zu  haben. 

b.   Regirungsunmündigkeit  und  Regirungsunftlhigkeit  des  Souverains. 

§.428. 
Die  Regirungsunmündigkeit  und  die  persönliche  Regirungsunfähigkeit 
sind  als  die  Gründe  der  Anordnung  einer  Regentschaft  insofern  von  gleicher 
Bedeutung,  als  der  Eintritt  dieser  die  rechtlich  nothwendige  Folge  jener 
Gründe  ist  und  durch  Niemandes  Wollen  abgewandt  werden  kann.  Den- 
noch aber  unterscheiden  sich  beide  Gründe  auch  wieder  in  mancherlei  Hin- 
sicht. So  ist  zunächst  die  Minderjährigkeit  ein  unzweifelhafter,  die  Re- 
girungsunfähigkeit aber  ein  erst  zu  beweisender  oder  doch  formell  zu  con- 
statirender  persönlicher  Zustand.  *)  Alsdann  ist  die  Regentschaft  im  Augen- 
blicke der  Volljährigkeit  de&  Monarchen  eo  ipso  erloschen,  während  die 
Endignng  derselben  in  jenem  anderen  Falle  ein  formelles  Verfahren,  eben 
wie  die  Begründung,    erfordert.     Femer  ist  es  ein  auch    rechtlich   nicht 

anzuordnen  und  deren  Befugnisse  zu  bestimmen")  und  dazu  den  in  vorhergehender 
Note  abgedruckten  Absatz  4;  Oldenburgsches  Revidirte«  Staatsgrundgesetz  Art  16  §.  1: 

, —    so  fuhrt der  von  ihm   (dem  Grossherzoge)  zu  ernennende  Stellvertreter  die 

Kegirung  nach  den  Bestimmungen  des  Staatsgrundgesetzes  und  den  damit  übereinstimmen- 
den Vorschriften,  die  der '  Grossherzog  ihm  aus  eigener  freier  Entschliessung  ertheilen 
möchte.  Es  können  jedoch  dem  Stellvertreter  keine  ausgedehnteren  Rechte  tibertragen 
werden,  als  nach  den  Bestimmungen  dieses  Staatsgrundgesetzes  einem  Regenten  zustehen 
(Art  25).- 

')  (Hannoversches  Landesverfassnng'sgesetz  §.  16  Abs.  2  und  3). 

•)  Preussisches  Verfassungsgestz  Art.  56;  Baiersches  Tit.  ü.  §.  11;  Sächsi- 
sches §.  9  Abs.  1  und  2. 

^)  Oldenburgsches  RevidirteH  Staatsgrundgesetz  Art  23  §.  1. 
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gleichgültiger  Unterschied,  dass  die  Daner  der  Behinderung  wegen  Minder- 
jährigkeit im  Voraus  zu  übersehen  ist,  während  die  Dauer  der  übrigen 
Behij)derungsgründe  mehr  oder  weniger  unberechenbar  ist.  Auch  finden 
sich  endlich  höchst  praktische  Unterschiede  zwischen  jenen  beiden  Arten 
der  Gründe  einer  persönlichen  Regirungsbehinderung,  indem  in  einigen 
Staaten  je  eine  verschiedene  Person  zur  Regentschaftsfllbrung  benifen  wird. 

c.    Andere  Gründe. 

§.  429. 
Die  „anderen  Gründe"  der  Verhinderung  des  Souverains  zur  Selbst- 
regirung  charakterisiren  und  praecisiren  die  deutschen  Verfassun^geset^ 
gi'össten  Theils  gar  nicht,  *)  einige  nur  sehr  allgemein.  So  ist  der  Eintritt 
der  Regentschaft  nach  bairischem  Rechte  nur  nothwendig,  wenn  der 
Monarch  durch  eine  Ursache,  die  in  ihrer  Wirkung  länger  als  ein  Jabr 
dauert,  an  der  Ausübung  de^  Regirung  gehindert  werden  sollte.')  Mehre 
deutsche  Staaten  kennzeichnen  dagegen  den  Verhinderungsgrund  in  mehr 
materieller  Weise,  wenn  sie  denselben  nur  im  Falle  der  „längeren  Ab- 
wesenheit des  Monarchen"  anerkennen.^)  Unter  diesen  qnalificirten  Fällen 
der  zeitweiligen  oder  auch  dauernden  Verhinderung  des  Souverains  an  der 
Ausübung  seiner  Souverainetätsrechte  treten  dann  wieder  diejenigen  hervor, 
in  welchen  diese  Anordnung  noch  durch  ein  besonderes  politisches  Interesee 
charakterisirt  wird,  wie  durch  die  Absicht,  die  Gefahren  zu  vermeiden, 
welche  durch  den  Uebergang  der  Regirung  an  einen  auswärtigen  (grössanen) 
Monarchen  oder  an  einen  fremden  Fürsten  fUr  den  Staat  herbeigeführt  wer- 
den könnten.  "*) 


')  Sächsisches  Yerfassang^gesetz  §.  9;  (Kurhessisches  §.  7);  Oldenbnrgsches 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  16  §.1.  Uebrigens  ist  es  keineswegs  ein  positiTreefat- 
liches  Dogma,  dass  die  Nichtbeachtung  der  oben  §.  410  ff.  erwähnten  Voraussetzungen  der 
Selbstfuhrung  der  Regirung  nothwendig  die  Anordnung  einer  stellvertretenden  Regirung 
zur  Folge  hat,  da  die  Gesetze  mit  wenig  Ausnahmen  solche  Bedingungen  setzen,  ohne  die 
rechtliche  Folge  ihrer  Nichterftillung  zu  bestimmen,  und  die  Frage  oflfen  lassen,  ob  nicht 
jene  Bedingung  die  weitere  Deferirung  der  Souverainetätsrechte  selbst  zur  Folge  haben 
soll.  Zu  Viel  behauptet  darum  Zöpfl,  Grundsätze  §.  240.  Für  Coburg-Gotha  ist 
z.  B.  der  Verlust  der  Souverainetät  selbst  als  die  Folge  anzusehen,  wenn  der  Herzog  seisen 
wesentlichen  Aufenthalt  im  Herzogthum  nicht  nimmt,  arg.  Staatsgrundgesetz  §.  8. 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  11. 

^)  Vergl.  die  oben  §.416  Note  1  citirten  GesetzessteUen.  Ein  besonderes  war  es  mit 
der  Bestimmung  im  Hannoverschen  Landesverfassungsgesetz  §.  16,  dass  der  König  bei 
längerer  Abwesenheit  das  Recht  habe,  einen  Stellvertreter  zu  bestimmen.  Hier  ist  abß 
die  , längere  Abwesenheit"  nicht  unter  die  Gründe  einer  nothwendigen  Stellvertrrtnn^r 
aufgenommen,  sondern  nur  als  möglicher  Anlass  zu  einer  freiwilligen  Stellvertretung  be- 
trachtet 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  11.  §.  6  Abs.  2:    „Kömmt  aber  die  Krone  ao 
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G.    Riecht  des  Regenten, 
a.   Kechtsgrnnd. 

§.  430. 
Die  rechtliche  Stellung  des  Regenten  ist  nicht  die  eines  Mandatars, 
da  nicht  ein  persönlicher  Auftrag  des  Souverains,  sondern  das  Gesetz 
und  das  Recht  des  Staates  ihn  berufen  hat;  sie  ist  vielmehr  die  eines 
aus  eigenem  Rechte  berechtigten  Vertreters  des  Repräsentanten  der  Staats- 
gewalt. Ist  daher  dieses  Rechtsverhältniss  des  Regenten  nach  seinem 
Inhalt  und  Grunde  ein  nur  dem  öffentlichen  Rechte  angehöriges ,  so  ist 
ein  Gleiches  auch  hinsichtlich  der  formellen  Seite  dieses  Rechtes  zu  be- 
haupten. Die  Regentschaft  besteht  kraft  des  Gesetzes  um  des  Staates 
willen  und  übt  ihr 'Recht  im  Namen  des  Souverains  aus:^  das  ist  das 
Wesen  dieses  öffentlich-rechtlichen  Institutes,  x  Inhaber  der  Souverainetät 
ist  und  bleibt  nur  der  durch  das  Successionsrecht  im  Staate  berufene 
Thronfolger,  aber  die  thatsächliche  und  auch  rechtliche  Uebung  des  ihm 
zustehenden  Rechtes  eignet  aus  den  verfassungsmässigen  Grtlnden  einem 
Anderen,  dessen  Recht  eben  jene  Uebung  und  nur  diese,  aber  diese  auch 
ganz  und  ausschliesslich  ist.  Es  ist  daher  auch  nur  consequent,  dass  da, 
wo  die  persönliche  Erscheinung  des  Souverains  eine  symbolische  Bedeutung 
erhält,  die  Person  des  Regenten  zurücktritt  und  überhaupt  die  persönlichen 
Ehren  des  Souverains  nur  diesem,  nicht  dem  Regenten  eignen.')  Nicht 
minder  consequent  ist  es  aber,  dass  dem  Regenten  die  Eigenschaft  des 
Souveraiis,  welche  nicht  nur  unmittelbar  aus  dem  Wesen  der  Souverainetät 
hervorgeht,  sondern  auch  von  praktischster  Bedeutung  flir  das  Wohl  des 
Staates  ist,  in  derselben  Weise,  wie  dem  Souveraine  selbst  zusteht:  die 


die  Gemahlin  eines  auswärtigen  grösseren  Monarchen,  so  wird  sie  zwar  Königin,  sie  muss 
jedoch  einen  Yicekönig,  der  seine  Residenz  in  der  Hauptstadt  des  Königreichs  zu  nehmen 
hat,  ernennen";  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §»  8  (durch  den  Tod  des  Prinzen 
Alhert  bereits  in  Wegfall  gekommen)  und  §.9:  „ — .  —  so  hat  im  ersteren  und  dritten 
Falle  der  König  von  England,  im  zweiten  Falle  der  englische  Thronfolger  die  Begirung 
der  Herzogthümer  anzutreten  und  dieselbe  durch  einen  Statthaltj^r  so  lange  fdhren  zu 
lassen,  bis  sie  Ton  einem  yolljährigen  successionsfähigen  Prinzen  aus  der  Speziallinie  des 
Prinzen  Albert  übernommen  werden  kann." 

')  VergL  die  im  folgenden  Paragraphen  Note  3  citirt^n  Stellen  aus  deutschen  Ver- 
fassungsgesetzen, auch  noch  Baiersches  Yerfassungsgesetz  Tit.  IL  §.  15  Abs.  1. 

'J  VergL  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II.  §.  2  und  3:  „Alle  Ausfertigungen 
werden  in  seinem  (des  Monarchen)  Namen  und  unter  dem  gewöhnliehen  königlichen  Sigel 
erlassen;  alle  Münzen  mit  seinem  Bilde,  Wappen  imd  Titel  geprägt.  —  Der  Begent  zeichnet 
als  „des  Königreichs  Baiem  Verweser." 

Orotefead,  Staatsrecht.  27 
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persönliche  Unverantwortlichkeit  und  Uuverletzlichkeit^  0  natttrlich  aber  nar 
während  der  Dauer  der  Regentschaft.^) 

b.   Inhalt. 

§.  431. 
Den  materiellen  Inhalt  des  Regentenrechtes,  welches  nicht  anders  wie 
das  des  Souverains  Recht  und  Pflicht  zugleich  ist,  bildet  das  Recht  und 
die  Gewalt  des  Souverains,  so  dass  sich  jenes  Recht  von  diesem  nicht  nach 
dem  Inhalt,  sondern  allein  nach  dem  Zuständigkeitsgrunde  unterscheidet, 
indem  der  Sou verain  kraft  eigenen  Rechtes,  der  Regent  aber  nur  kraft 
seines  Rechtes,  das  Recht  des  Souverains  zu  üben,  die  Regirung  des  Staates 
führt.  ^)  Einige  deutsche  Verfassungsgeselze  modificiren  indess  diesen  Satz 
durch  eine  gewisse  materielle  Beschränkung  des  Regentenreoht^s,  welchem 
sie  einzelne  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  entziehen.^  So  findet  sich  die 
verfassungsgesetzliche  Bestimmung,  dass  der  Regent  eine  Schmälerung  der 
Rechte  des  Souverains,  sowie  eine  Aenderung  in  dem  Grundsystem  und  in 
den  verfassungsmässigen  Rechten  der  Ständeversammlung  (und  der  Pro- 
vinzialstände)  nicht  vornehmen  oder  gestatten  darf,*)  Feiner:  dass  der 
Reichsvei-weser  keine  Standeserhöhungen  verftlgen,  keine  neue  Ritterorden 
und  liofämter  errichten  und  kein  Mitglied  des  Geheimenrathes  anders  als 
in  Folge  gerichtlichen  Erkenntnisses  entlassen  darf,  dass  eine  jede  während 
der  Reichsverwesung  geschehene  Aenderung  der  Verfassung  nur  auf  die 


*)  Coburg-Gotbasches  Staatsgraodgesetz  §.21:  „Die  Person  des  Herzogs  ist  nn- 
verletzlich;  für  seine  Regirungshandlungen  ist  er  kölner  äusseren  Verantwortung  im  Lande 
unterworfen.  Dieselben  Bestimmungen  gelten  in  Beziehung  auf  den  RegirungsverwestT.* 
Wenn  dann  der  Satz  hinzugefügt  wird:  „Der  Statthalter  ist  dem  Herzog  verantwortlich*, 
so  wird  damit  jene  Unverantwortlichkeit  nicht  etwa 'beseitigt,  sondern  lediglich  nmch 
einer  Richtung  hin  modificirt.  Ohne  gesetzliche  Feststellung  des  formeUen  und  materiellen 
Wesens  dieser  Verantwortlichkeit,  erscheint  die  praktische  Bedeutung  jenes  Satzes  sehr 
zweifelhaft,  zumal  wenn  der  Grund  der  Regirungsverwesung  ein  solcher  ist,  dass  der  Herzog 
selbst  nicht  im  Stande  ist,  -die  Verantwortung  zu  fordern. 

')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  81,  III 

^)  Preussisches  Verfa^ungsgcsetz  Art.  58:  „Der  Regent  übt  die  dem  Könige  xo- 
stehende  Gewalt  in  dessen  Namen  aus";  Baier  seh  es  Tit.,  IL  §.  17  (s.  folgende  Notel; 
Sächsisches  §.  12;  (Hannoversches  §.  23);  Würtembergsches  §.  15;  Olden- 
burgsches  RevidirteaStaatsgrundgesetz  Art.  25  §.  1;  Schwarzburg-Sondershausen- 
sches  Landeagrundgesetz  vom  8.  Juli  1857  §.  17;  Waldecksches  Verfassungsgesetx  §.44 
(ohne  jede  Beschränkung  wie  in  Preussen).  Kin  gleicher  Sinn  war  zu  finden  im  §.  8  d« 
Kurhessischen  Verfassungsgesetzes. 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II,  §.  17:  „Der  Regent  übt  wahrend  seiner 
Reichsverwesung  alle  Regirungsrechte  aus,  welche  durch  die  Verfassung  nicht  besooden 
ausgenommen  sind."  Vergl.  dazu  schon  §.  18  a.  E.:  „Der  Reichsverweser  kann  weder 
Krongüter  veräussern  oder  heimgefallene  Lehen  verleihen,  noch  neue  A^ter  einfahren.* 

®)  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  23),  Vergl  auch  Schwaribnrir- 
Sondershausenschcs  Landesgrundgesetz  §.  17;  LuxemburgsclLe  Constitution  Art  UCk 
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Dauer  der  Begentscfaäft  gilty  dass  der  Regent  heimgefallene  Leken  nicht 
wieder  verleihen  kann.')  Etwas  Anderes  ist  es  dagegen,  wenn  dem  Re- 
genten Verfassungsänderungen  in  Antrag  zu  bringen  oder  die  von  den 
Ständen  beantragten  zu  genehmigen  nur  dann  gestattet  ist,  wenn  dieses 
von  ihm  unter  Beirath  des  verfassungsmässig  constituirten  Familienrathes 
und  in  Folge  eines  rechtmässigen  Beschlusses  desselben  geschieht.')  Denn 
in  diesem  Falle  ist  ihm  kein  geringeres  Recht  als  dem  Souverain  ein- 
geräumt, sondern  nur  eine  besondere  Voraussetzung  seiner  Geltendmachung 
statuirt. 

Der  Grund  aller  Beschränkungen  —  der  materiellen  wie  der  formellen 
—  des  Rechtes  des  Regenten  ist  nur  das  Wesen  der  Regentschaft  selbst, 
indem  in  jenen  Modificationen  sich  nur  das  Prinzip  ausspricht,  dass  der 
stellvertretende  Regent  nicht  ein  Präjudiz  für  das  Recht  des  durch  ihn  ver- 
tretenen Souverains  begründen  kann,  möchte  dieses  das  Sonverainetätsrecht 
unmittelbar  oder  nur  mittelbar,  nämlich  in  den  correspondirenden  Rechten 
der  anderen  politischen  Organe  treffen.  Der  Regent  soll  das  Recht  des 
Souverains  üben,  aber  dieses  fremde  Gut  nicht  verändern. 

c.    Wirkung. 

§.  432. 
Weil  die  "Regentschaft  die  Regirung  des  Staates  im  Namen  uhd  an 
der  Stelle  des  Souverains  ist,  so  ist  es  auch  selbstverStäDdlich  —  und  wird 
darum  in  keinem  deutschen  Verfassungsgesetze  erwähnt  — ,  dass  die  recht- 
liche Bedeutung  und  Wirkung  der  Regentschaft  ganz  dieselbe  ist  wie  die 
der  Regirung  des  Souverains  selbst.  Es  ist  eben  Ein  und  Dasselbe,  das 
sich  in  der  Regirungsführung  des  Souverains  und  in  der  Verwesung  der- 
selben durch  den  Regenten  darstellt:  der  Wille  und  die  Macht  des  Staates, 
und  deshalb  kann  auch  der,  Souverain,  welcher  nach  Beendigung  der  Re- 
gentschaft selbst  die  Regirung  des  Staates  übernimmt,  sich  den  rechtlichen 
Wirkungen  der  Regentschaftsftthrung  so  wenig,  als  den  Folgen  der  Regirung 
eines  vorher  regirenden  Souverains  entziehen.  Alle  dem  Verfassungsrecht 
entsprechenden  Handlungen  des  Regenten  gelten  als  die  legitimen  Hand- 
lungen der  Staatsgewalt  und  fordern  auch  von  dem  souverainen  Thron- 
folger die  Autorität  des  Rechtsmässigen,  wohingegen  dieser  zur  Desavouirung 
des  rechtswidrigen  Verfahrens  des  Regenten  so  berechtigt  wie  verpflichtet 
ist.  Uebrigens  kann  selbstverständlich  von  einer  Verantwortlichkeit  des 
Kegenten  dem  vertretenen  Souverain  gegenüber,  wie  sie  das  Vormuud- 
schaftsrecht  kennt,   schon  wegen  des  rechtlichen  Charakters  der  Regent- 


M  W&rtembergsches  Verfassmigsgesetz  §.  15  Abs.  2. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  12  Abs.  2,  dessen  nicht  indifferenter  Schluss- 
satz lautet:  „Dergleichen  Veränderungen  erhalten  aber  «odann  bleibende  Gültigkeit." 

27* 
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Schaft  keine  Rede  seiD.  Denn  diese  ist  ein  staatsrecbtliches  Institut  ond 
eine  Einrichtung  zum  Besten  des  Staates  und  nicht  oder  doch  nur  in  zweiter 
Linie  auch  im  Interesse  des  persönlichen  Souv^ains.') 

D.  •  Verhältniss  der  Regentschaft  zum  Souverain.') 

§.  433. 
In  den  Fällen  der  Behinderung  des  legitimen  Thronfolgers  zur  persön- 
lichen Ausübung  der  Regirung  erlischt  dessen  materielles  Souverainetäts- 
recht  nicht;  sondern  es  tritt  nur  eine  Stellvertretung  für  die  Ausübung  des- 
selben eiu;  so  dass  sich  in  diesem  Falle  zwei  Snbjecte  in  der  Personificirting 
der  Staatsgewalt  finden  ^  das  eine  als  der  Inhaber  und  zwar  der  alleinige 
Inhaber  des  Rechtes ,  das  andere  aber  als  das  physische  Organ  seiner 
Uebung.  Ist  der  Souverain  das  physische  Organ  des  Willens  und  der  Ge- 
walt des  Staates ;  so  ist  der  für  den  persönlich  an  der  Uebung  dieses 
Rechtes  behindeilen  Souverain  eintretende  Regent  ein  solches  Air  das  in 
dem  Souverain  personificirte  Recht  der  Souverainetät.  Die  stellvertretende 
Regirung  ist  also  durch  das  Dasein  einer  anderen  Souverainetät  bedingt: 
der  Regent  ist  eben  nicht  selbst  souverainer  Inhaber  des  Thrones,  sondern 
nur  Stellvertreter  dieses.  Darum  eignen  dem  Stellvertreter  in  der  Regirung 
auch  nicht  die  persönlichen  Souverainetätsehren.^)  Andererseits  aber  ist 
dieser  Stellvertreter  des  Souverains  aus  eigenem  Rechte  und  um  des  Staates 
willen  zur  Regentschaft  berufen  und  in  einer  bestimmten  staatsrechtlichen 
Stellung,  so  das  es  auch  nur  consequent  ist,  wenn  die  Strafgesetze  die 
Strafen  wider  das  Verbrechen  des  Hochverraths  und  der  Majestätsbeleidignng 
auch  auf  solche  gegen  den  stellvertretenden  Regenten  verübte  Verbrechen 
ausdehnen.^) 

E.    Regentschaftsrath. 

§.  434. 
Zur  grösseren  Sicherung  der  Regirung  wie  der  Verfassung  des  Staates 
vor  der  möglichen  Grefährdung  durch  die  Handlungen  des  mit  dem  Bewusst 
sein  vorübergehender,  nur  interimistischer  Herrschaft  regirenden  R^;ente& 
ist  in  einigen  deutschen  Staaten  ein  besonderer  Regentschaftsrath  be- 
stellt, dessen  Gutachten  der  Regent  „in  allen"*)  oder  „in  allen  wichtigen 
Angelegenheiten"  *)  einzuholen  hat.  Welcher  Art  in  diesem  Falle  eine  An- 
gelegenheit sein  müsse,  um  in  dieser  Weise  behandelt  zu  werden,  ist  indes^ 


«)  Zöpfl,  Grandsätze  g.  244.    Vergl.  jedoch  oben  S.  418  Note  1. 

»)  Vergl.  Zacbariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  80.  81. 

3)  S.  oben  §.  342  flf. 

M  S.  die  Lehre  von  den  Staatsverbrechen  in  den  Lehrbüchern  des  Strafreehts. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  17. 

®j  Baiersche  Verfassungsurkunde  Tit.  II  §.  19;  Sächsische  §.  14. 
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lediglich  eine  quaestio  facti  geblieben,  sowie  auch  in  keinem  Yerlassungs- 
gesetze  sich  eine  Andeutung  darüber  findet,  was  Rechtens  sein  würde, 
wenn  der  Regent  diese  verfassungsmässige  Verpflichtung  ausser  Acht  lassen 
wollte.  Als  Regentschaftsrath  pflegt  die  oberste  Staatsbehörde  oder  das 
ßesammt-Ministerium  bestellt  zu  sein,  also  diejenige  Behörde,  welche  schon 
ihrem  eigensten  Berufe  nach  dieser  Thätigkeit  am  nächsten  steht/) 

F.    Anordnung  der  Regentschaft. 

§.  435. 
Kommt  die  RegirungsßLhigkeit  des  präsumtiven  Thronfolgers  in  Frage, 
so   belassen  einige  Verfassungsgesetze  dem  Sou verain  das  früher  unange- 
fochten  geübte  Recht  der   eigenen   selbständigen  Entschliessung  über  die 
Noth wendigkeit  der  Regentschaft.*)    Andere  deutsche  Staaten  lassen  indess 


*)  Die  verfassungsgesetzlichen  Bestimmungen  lauten  in  Baiern  (Tit.  II.  §.  19)  und 
Sachsen  (§.14)  fast  wörtlich  überein:  „Das  Gesammt-Staatsrainisterium  (Sachsen:  die 
oberste  Staatsbehörde)  bildet  den  Regentschaftsrath  und  der  Reichsverweser  ist  verbunden, 
in  allen  wichtigen  Angelegenheiten  das  Gutachten  desselben  ^u  erholen."  ^(Kurhessi- 
sches  Verfassungsgesetz  §  8:  „In  allen  Fällen  steht  der  Regentschaft  ein  Rath  von  vier 
Mitgliedern  zur  Seite,  welche  zugleich  Minister  oder  Geheimoräthe  sein  können  und  wenig- 
stens zur  Hälfte  mit  Beistimmung  der  Landstände  zu  wählen  sind.  Ohne  die  Zustimmung 
dieses  Regentschaftsrathes  kann  keine,  dem  Landesherm  ausschliesslich  zukommende  Re- 
gimngshandlung  gültig  ausgeübt  werden.  Von  Seiten  der  Regentschaft  und  deren  Rathea 
»t  die  Anfrechthaltung  der  Landesverfassung  und  die  Regirung  nach  den  Gesetzen  ebenso 
wie  von  dem  Thronfolger  urkundlich  zu  geloben*).  Anders  das  Altenburgsche  Grund; 
gesetz  §.  17:  „Der  Vormundschaft  steht  ein  mindestens  aus  drei  Mitgliedern  bestehendes 
Ministerium  als  Regentschaftsrath  zur  Seite  —  — .  Wenn  in  dieser  Hinsicht  von 
dem  verstorbenen  Landesherrn  keine  Anordnung  getroffen  ist,  so  tritt  das  bisherige  Mi- 
nisterium desselben  in  den  Regentschaftsrath  ein."  Ein  Regentschaftsrath  wird  auf  Grund 
der  flausgesetze  auch  im  Fürstenthum  Reuss  j  L.  berufen;  vergl.  Gesetz,  die  Anordnung 
eini^r  Theile  des  unter  dem  14.  April  1852  erlassenen  Verfassungsgesetzes  betr.  vom 
10.  Juni  1856  §.  9  mit  dem  §.  49  a.  E.  dieses  Verfassungsgesetzes  von  1853. 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II.  §,  11;  (Hannoversches  Landesverfas- 
stmgsgesetz  §.18:  „Der  König  ist  zur  Anordnung  einer  Regentschaft  für  den  Thronfolger 
auf  den  Fall  berechtigt,  dass  dieser  beim  Anfalle  der  Thronfolge  in  einem  der  beiden, 
hn  §.  17  angeführten  Fälle  sich  befinden  sollte").  Es  war  hier  zwar  nicht  bestimmt  ge- 
sagt, wer  über  das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  des  Eintritts  einer  Regentschaft  ent- 
scheiden solle,  indess  ist  den  Ständen  des  Königreichs  nirgends  eine  Antheilnahme  an  dieser 
Entscheidung  eingeräumt  und  folglich  die  Bestimmung  des  §.  18  auch  auf  die  Vorfrage 
über  die  Noth  wendigkeit  auszudehnen  Vergl.  auch  Alten  burgsch  es  Grundgesetz  §.  16: 
, Während  der  Minderjährigkeit  des  Landesnachfolgers  wird,  im  Falle  von  dem  ver- 
storbenen Regenten  nicht  deshalb  besondere  Bestimmungen  getroffen  worden  sind"  etc,- 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  20:  „Ist  wegen  der  Regentschaft  weder  durch  den 
Fürsten  selbst,  noch  im  Falle  dessen  Minderjährigkeit  durch  den  Reginingsvorgänger, 
noch -durch  die  Hausgesetze  Anordnung  getroffen,  so"  etc.;  und  die  Braunschwcigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  17  ff.,  wo  indess,  wie  iniAltenburgschen  Grundgesetz  §.  16, 
nur  ron  der  vormundschaftlichen  Regirung  fiir  den  minderjährigen  Sou  verain  die  Rede  ist. 
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auch  in  solchem  Falle  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  Nothwendigkeit 
4er  Stelkertretung  bestimmen '  und  räumen  den  Ständen  des  Landes  ans- 
drücklich  ein  Zustimmungsrecht  ein.')  In  jenem  Falle  ist  die  privatrecht- 
liche Anschauung  des  römischen  Successionsrechtes  auch  ftlr  diese  Staats- 
rechtliche  Frage  in  Kraft  geblieben,  während  in  diesem  die  staatsrechtliche 
Natur  desselben  zur  Geltung  gekommen  ist. '  Auf  den  Fall,  dass  der  Thron- 
inhaber selbst  minderjährig  ist  und  die  Regirungsunfähigkeit  seines  Sac- 
cessors  in  Frage  kommt,  nimmt  nur  ein  Verfassungsgesetz  Rücksicht  und 
erkennt  auch  dem  Vormund-Regenten  das  Recht  der  Anordnung  einer  Re- 
gentschaft zu.') 

§.  436. 
Falls  eine  Regentschaft  nicht  bereits  vor  der  Succession  des  zur  Selbst- 
regirnng  unfähigen  Thronfolgers  angeordnet,  ist,  oder  falls  der  regirende 
Souverain  an  der  Fortfllhrung  der  Regirung  behindert  wird,  ehe  eine  solche 
Anordnung  getroffen,  steht  in  mehren  deutschen  Staaten  die  Initiative  zu 
der  Regelung  dieser  Angelegenheit  dem  gesamniten  Staatsministerium  zn. 
Das  Verfahren  ist  dann  im  Allgemeinen  so  gestaltet,^)  dass  diese  oberste 
Staatsbehöcde  die  vol^ährigen  Prinzen  (Agnaten)  des  souverainen  Hauses 
oder  einen- Familienrath  mit  Ausschluss  des  zunächst  zur  Regentschaft  be- 
rufenen Agnaten  zu  einer  Beschlussfassung  über  die  Nothwendigkeit  einer 
stellvertretenden  Regirung  veranlasst.  Für  diesen  Act  des  Staatsministerioms 
ist  in  den  verschiedenen  Staaten  eine  verschiedene  Frist  voi^eschriehen, 
deren  Nichteinhaltung  ein  Verfassungsbruch  sein  und  die  Minister  also  dem 
Verfassungsgesctze  gegenüber  verantwortlich  machen  würde.   Der  Beschloss 

')  Baiersches  Verfassungsgesctz  Tit.  II.  §.  11;  Sächsiches  §.  10:  „Sollte  sich  Vi 
einem  zunächst  nach  dem  Könige  zur  Thronfolge  bestimmten  Familiengliede  ein  Hifider- 
niss  zeigen,  welches  demselben  die  eigene  Verwaltung  des  Landes  unmöglich  machen 
wUrde,  so  ist  noch  unter  der  Regirung  des  Königs  durch  ein  Staatsgesetx  über  den 
künftigen  Eintritt  der  Reginmgsverwesung  zu  entscheiden."  Ebenso  lautet  das  Würtcro- 
bergsche  Verfassungsgesetz  §.  13,  jedoch  mit  dem  Zusatz,    „durch   ein   förmliches 

Staatsgesetz";  vergl.  auch  (Kur h essische s  Verfassungsgesetz  §.  7  und  9:  „Sollte . 

so  ist  über  den  künftigen  Eintritt  der  Regentschaft  durch  ein  Gesetz  zeitig  zu  verfilgen*'); 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  13  und  15.  —  Dem  Sinne  nach  synonym  ist 
das  Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  21:  „Der  Grossheraog  ist  befftgt, 
mit  Zustimmung  des  Landtags,  im  Voraus  für  den  Fall  eine  Regentschaft  anzooidnen. 
dass  sein  Nachfolger  zur  Zeit  des  Anfalls  der  Regirung  an  deren  eigener  üebemahoie  — 
-—  verhindert  sein  würde";  Verfassungsgesetz  für  Reuss  j.  L.  §.  46:  „ —  ohne  dass  von 
seinem  Vorfahren  durch  eine  mit  Zustimmung  der  Landesvertretung  errichtete  Verfügung 
deshalb  genügende  Vorsorge  getroffen  worden  ist  —  — ." 

')  Vergl.  den  in  vorhergehendem  Paragraphen  Note  2  dtirten  Paragraphen  des  Wal- 
deckschen  Verfassungsgesetzes. 

^)  Ganz  allgemein  gehalten  ist  das  Anhalt-Bernburgsche  Verfassungsgesetz  §.91: 
„Die  nöthige  Einleitung  zur  Regentschaft  hat  das  Staatsministerium  im  EinvenieliiiieB  mit 
dem  Landtage  zu  treffen." 
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der  Agnaten,    welchen  Stimmenmehrheit  ergiebt,   ist  alsdann  wieder  der 
Ständeversammlung,  deren  Zustimmung  derselbe  bedarf,   vorzulegen')   und 


^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.11:  „Würde  der  König  während  seiner  Regimng 
oder  bei  dem  Anfall  der  Thronfolge  durch  ein  solches  Hinderniss  von  der  eigenen  Ver- 
waltung des  Landes  abgehalten  sein,  ohne  dass  früher  die  bestimmte  Verfügung  getroffen 
wäre,  so  soll  längstens  binnen  sechs  Monaten  in  einer  von  der  obersten  Staatsbehörde 
(§.  41)  zu  veranlassenden  Versammlung  sämmtlicher  im  Königreiche  anwesenden,  nach 
zurückgelegtem  21.  Jahre  volljährigen  Prinzen  des  Königlichen  Hauses,  mit  Ausschluss 
des  zunächst  zur  Regentschaft  berufenen  Agnaten,  auf  vorgängiges  Gutachten  jener  Be- 
hörde, Über  den  Eintritt  der  Regirungsverwesung  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  ein 
Beschluss  gefasst  und  solcher  den  versammelten  oder  ausserordentlich  zusammenzuberufen- 
den Ständen  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  —  Sind  nicht  mindestens  drei  König- 
liche Prinzen  zur  Fassung  eines  diesfallsigen  Beschlusses  gegenwärtig,  so  werden  die  den 
Jahren  nach  ältesten  regirenden  Häupter  der  Emestinischen  Linie  bis  zur  Erfüllung  dieser 
Zahl  zu  der  Versammlung  eingeladen";  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  20: 
„Wenn  der  König,  in  Ermangelung  einer  vorher  von  Dessen  Vorgänger  gemachten  An- 
ordnung (§.  18),  nicht  wegen  Minderjährigkeit,  sondern  wegen  Seines  geistigen  Zustandes 
zu  Führung  der  Regirung  für  unfähig  gehalten  wird,  so  haben  die  vereinigten  Minister 
binnen  drei  Monaten  alle  volljährigen  Agnaten  zu  einer  Zusammenkunft  zu  berufen, 
um  einen  Beschluss  darüber  zu  fassen,  ob  eine  Regentschaft  wirklich  noth wendig  sei.  — 
Der  in  der  Ordnung  der  Thronfolge  zu^st  zur  Regentschaft  berufene  Agnat  nimmt  an 
der  Versammlung  keinen  Antheil.  —  Halten  die  Agnaten  die  Anordnung  einer  Regent- 
schaft für  noth  wendig,  so  theilen  die  vereinigten  Minister  diesen  Beschluss  den  allgemeinen 

Standen  zum  Zweck  ihrer  Zustimmung  mit.    Sobald  diese  erfolgt  oder (s.  folgende 

Note),  tritt  —  —  als  Regent  ein").  Das  Würtembergsche  Verfassungsgesetz  §.  13 
Abs.  2  harmonirt  im  Ganzen,  zum  Theil  wörtlich,  mit  jenem  §.11  des  Sächsischen,  weicht 
aber,  abgesehen  von  der  Anordnung  einer  Berathung  «sämmtlicher  im  Königreiche  an- 
wesenden volljährigen,  nicht  mehr  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Prinzen", 
darin  ab,  dass  nur  für  die  Erledigung  der  Regentschaftsbestellung  und  nicht  für  die  ein- 
zelnen Stadien  des  desfallsigen  Verfahrens  eine  Frist  und  zwar  „längstens  binnen  Jahres- 
frist" ben\^88en  ist;  (Kurhessischea  Verfassungsgesetz  §.  8:  „Die  nöthige  Einleitung 
zur  Regentschaft  liegt  dem  Gesammt- Staatsministerium  ob,  und  zwar  alsbald  im  Falle 
eines  landständischen  Antrages.  Zum  Zwecke  der  desfallsigen  Berathung  hat  nämlich 
dasselbe  das  Zusammentreten  eines  fürstlichen  Familienrathes  zu  veranlassen,  welcher  aus 
den  volljährigen,  nicht  mehr  unter  väterlicher  Gewalt  befindlichen  Prinzen  des  kurfürst- 
lichen Hauses,  mit  Ausschluss  des  zunächst  zur  Regentschaft  berufenen  Agnaten  bestehen 
wird");  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgeäetz  §.  16:  „—  so  hat  das  Staatsministerium 
den  Zusammentritt  eines  aus  drei  Mitgliedern  bestehenden  Familienrathes,  —  zu  welchem 
jedoch  der  in  der  Nachfolge  nächste  volljährige  Agnat  nicht  zugezogen  werden  darf,  — 
zu  veranlassen.  Dieser  Familienrath  hat  nach  Stimmenmehrheit  zu  entscheiden,  ob  eine 
Regirungsverwesung  nöthig  ist."  Es  scheint  also  in  diesem  Staate  dem  Staatsministerium 
überlassen  zu  sein,  die  Mitglieder  des  Familienrathes  zu  designiren.  Ueber  eine  andere 
Eigenthümlichkeit  vergl.  unten  Note  3.  —  Ein  besonderes  Verfahren  bestimmt  das  Olden- 
buTgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  23  §.  1:  „—  in  den  anderen  Fällen  der  Art.  20 
und  22  aber  (sc.  wenn  der  Grossherzog  aus  anderem  Grunde  als  wegen  Minderjährigkeit 
an  der  B'ührung  der  Regirung  behindert  ist)  hat  das  Staatsministerium,  nach  eigenem 
Beschlüsse  oder  auf  Antrag  des  versammelten  Landtages  oder  des  ständigen  Landtags- 
ansschusses,  eine  Zusammenkunft  der  volljährigen  Prinzen  des  Grossherzoglichen  Hauses, 
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hat  diese  in  einiget!  deutschen  Staaten  ihre  Erklärung  ebenfalls  innerhalb 
einer  bemessenen  Frist  der  Begirung  einzureichen/)  Eine  gutachtliche 
Aeusserung  des  Staatsministeriums  vor  der  Beschlussfassung  der  Agnaten 
wird  nur  vereinzelt  erfordert.*)  Auch  kommt  es  vor,  dass  die  ZustimmuDg 
der  Ständeversammlung  nur  dann  erfordert  wird,  wenn  die  Frage  über  die 
Nothwendigkeit  der  Begentschaft  von  dem  Agnatenrathe  bejaht  ist.^  Ein 
wesentlich  anderes  Verfahren  ist  dagegen  in  dem  Königreich  Prenssen 
und  dem  Fürstenthum  Waldeck  legalisirt,  indem  hier  der  Begent,  welchen 
die  gesetzliche  Begentschaftsfolge  beruft;  ohne  Weiteres  nach  eigenem  Er- 
messen die  Begentschaft  antritt  und  erst  danach  in  gewisser  Frist  den  Be- 
Bchluss  der  Stände  ttber  die  Nothwendigkeit  der  (Fortdauer  der)  Regent- 
schaft erwirkt.^) 

G.    Bestimmung  des  Begenten. 
'  a.    Prinzip. 

§.  437. 
Dem  Charakter  der  deutschen  Monarchieen  entsprechend,  ist  es  ein 
allgemeiner  Grundsatz  des  deutschen  Staatsrechts,  dass  auch  die  Begent- 
schaft nur  von  einer  Person  geftlhrt  werden  kann.    Will  die  Gewalt  des 
Staates  sich  in  dem  einen  Haupte,  dem  Souverain,  concentriren,  so  ist  es 


mit  Ansschlnss  des  zanächst  zar  Begentschaft  bernfenen,  zu  veranlassen,  welche  über  (Us 
Erforderniss  einer  Beg^entschafb  nach  vorgängiger  Begutachtung  des  Staatsministeriums 
heschliessen.  §.  2:  Dem  versammelten  oder  ausserordentlich  zu  berufenden  Landtage  ist 
dieser  Beschluss  sofort  zur  Genehmigung  vorzulegen."  Art.  24:  „Erfolgt  eiu  solcher 
Beschluss  nict  binnen  drei  Monaten  nach  der  an  die  volljährigen  Prinzen  (Art  23)  er- 
gangenen Einladung,  so  hat  das  Staatsministerium  selbst  &ber  das  Erforder- 
niss einer  Begentschaft  Beschluss  zu  fassen  und  zur  Genehmigung  an  den 
Landtag  zu  bringen." 

*)  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  20:  «Sobald  diese  (Zustimmung  der 
Ständeversammlung)  erfolgt,  oder  eine  Frist  von  vier  Wochen  nach  der  Mittheilung  ohne 
eine  Erwiederung  abgelaufen  ist")  etc.  Vergl.  auch  die  in  voriger  Note  'citirten  §.  13 
Abs.  2  des  Würtembergschen  Verfassungsgesetzes  und  Art.  24  des  OldenburgscheB 
Bevidirten  Staatsgrundgesetzes. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  11;  Würtembergsches  §.  13  Abs.  2;  Olden- 
burgsches  Art.  23  §.  1. 

^)  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  16  (vergl.  S.  423  Note  1):  ,\Wni  die 
Frage  verneint,  so  hat  es  dabei  sein  Bewenden;  wird  dieselbe  bejaht,  so  bedarf  der  Aus- 
spruch zu  seiner  Gültigkeit  der  Zustimmung  des  gemeinschaftlichen  Landtages." 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  56:  „—  so  übernimmt  derjenige  voüjihrige 
Agnat  (Art.  53),  welcher  der  Krone  am  nächsten  steht,  die  Begentschaft.  Er  hat  sofort 
die  Kammern  zu  berufen,  die  in  vereinigter  Sitzung  über  die  Nothwendigkeit  der  Begeot- 
schaft  heschliessen":  Walde cksch es  §.  22:  „Der  Begent  versammelt  innerhalb  der 
nächsten  6  Wochen  den  Landtag,  welcher,  den  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Fflwten 
ausgenommen,  über  die  Nothwendigkeit  der  Begentschaft  Beschluss  fasst" 
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auch  nur  consequent^  auch  dann  die  Einheit  der  Person  zu  erfordern,  wenn 
das  Recht  des  Souverains  nicht  auch  durch  seine  Person  zur  That  werden 
kann,  sondern  ein  anderer  Wille  fUr  den  des  Souverains  eintreten  muss. 
Ausdrücklich  ist  diese  Consequenz  des  monarchischen '  PrinzSpes  zwar  nur 
in  wenigen  Verfassungsgesetzen  ausgesprochen,  *)  indess  wird  das  Schweigen 
der  Übrigen  durch  die  gesetzliche  Entscheidung  der  Frage,  wer  eintretenden 
Falles  die  Regentschaft  zu  führen  habe,  unzweideutig  in  jenem  Sinne  inter- 
pretirt,  so  dass  jener  logischen  Entwicklung  ans  dem  monarchischen  Prin- 
zipe  auch  die  gesetzliche  Anerkennung  nicht  fehlt.') 

b.    Bestimmung  der  Person.') 

§.  438. 
Zur  rechtlichen  Lösung  der  Frage,  wer  im  Falle  der  Behindehmg  des 
Souverains  an  der  Selbstregirung  die  Regentschaft  für  denselben  zu  führen 
berufen  ist,  hat  sich  in  den  deutschen  Staaten  ein  allgemeines  System  nicht 
ausbilden  können.  Eben  auch  hierin  zeigen  sich  die  mannichfaltigsten  Ver- 
webungen der  am  Ende  des  Mittelalters  mit  Liebe  gepflegten  Grundsätze 
des  römischen  Rechtes  über  die  Vormundschaft  mit  den  nationalen  An- 
schauungen und  Gewohnheiten,  welche  in  dem  acht  germanischen  Institute 
des  Mundium  rechtliche  Gestalt  gewannen.  Etliche  Staaten  blieben  diesen 
angeborenen  Grundsätzen 'treu,  indem  sie  die  Regentschaftsftihrung  als  ein 
Anrecht  der  Agnaten  behielten,  während  andere  in  mannichfachen  Variatio- 
nen der  Gleichberechtigung  cognatischer  Verwandten  in  der  gesetzlichen 
Fixirung  der  Regentschaftsordnung  deutlichen  Ausdruck  gaben.     Die  Ver- 


')  Vergl  Schwarzbnrg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  yom  18.  Juli 
1857  §.  16  imd  Waldecksches  Verfassmigsgdsetz  §.  19. 

')  Am  Deutlichsten  ist  die  Anerkennung  dieses  Prinzipes  in  der  Bestimmung  dea 
Baierschen  Verfassungsgesetzes  Tit.  II  §.  13  enthalten,  dass  in  Ermangelung  der  sonst 
berufenen  fugtlichen  Personen  ein  Kronbeamter  die  Regentschaft  führen  soU.  Vergl.  *  im 
Uebrigen  unten  §.  442.  Dem  stand  auch  das  Hannoversche  Landes  Verfassungsgesetz 
§.  16  nicht  entgegen,  welches  bestimmte:  „Vom  Konige  hängt  es  ah,  oh  Er  die  Stellvertretung 
einem  Ministerrathe,  od^  einer  Person  übertragen  will".  Denn  diese  Bestim- 
mung galt  nur  für  den  einzigen  Fall  der  Anordnung  der  Regentschaft  aus  dem  Grunde 
der  Abwesenheit,  also  für  einen  Fall,  in  welchem  der  Souverain  völlig  regirungsÄhig  ist 
und  nur  von  dem  Rechte  Gebrauch  macht,  zeitweilig  seine  Regirungsgeschäfte  durch 
Andere  wahrnehmen  zu  lassen  und  zwar  in  dem  Umfange,  welchen  seine  Entschliessung 
bestimmt  (vergl.  oben  §.  426),  wo  also  die  stellvertretende  Regirung  nicht  eine  Regent- 
schaft im  strengsten  Sinne  ist  (vergl  oben  §.  423)  und  der  Souverain  nur  in  allgemeinem 
Umfange  von  dem  Rechte  Gebrauch  macht,  Regirungshandlungen  durch  das  Ministerium 
wahrnehmen  zu  lassep.  Dagegen  kennt  das  Preussische  Verfassungsgesetz  Art.  57  eine 
wirkliche  Ausnahme  von  jenem  monarchischen  Regentschaftsprinzipe ,  wenn  bis  zum  An- 
tritt der  Regentschaft  von  Seiten  des  von  den  Kammern  erwählten  Regenten  die  Regirung 
dem  Staatsministerium  übertragen  ist. 

»)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  238  ff.  und  §.  241  flf. 
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fassungsgesetze  der  deutschen  Staaten  berühren  sämmtlich  diesen  allerdings 
nicht  unwichtigen  Gegenstand  des  Staatsrechts.  Abgesehen  von  jenen 
prinzipiellen  Differenzen  charakterisiren  sich  dieselben  aber  auch  noch  durch 
eine  Grundvesschiedenheit  des  Zweckes  der  gesetzlichen  Regentschafls- 
Ordnung,  indem  die  Subsidiarität  derselben  auf  der  einen,  das  Prinzip  der 
Unersetzlichkeit  derselben  auf  der  anderen  Seite  steht,,  so  dass  dort  die 
gesetzliche  Regentschaftsordnung  nur  in  Ermangelung  einer  anderen  Be- 
stimmung des  Begenten  zur  Anwendung  kommt,  während  hier  die  Geltung 
jener  ausnahmslos  und  unabänderlich  ist/) 

aa.    Durch  den  Souverain. 

§.  439. 
Die  Person  des  Regenten  zu  bestimmen,  erkennen  die  meisten  deut- 
schen Gesetze  als  ein  Recht  des  Souverains  an,  wenn  es  sich  um  die  An- 
ordnung einer  Regentschaft  fUr  den  Sou?erain  selbst  oder  für  den  minder- 
jährigen oder  regirungsunfähigen ,  oder  auch  fUr  den  nicht  aus  solebem 
Grunde  verhinderten  Thronfolger  handelt.  Vereinzelter  findet  sich  dagegen 
dieses  Recht  des  Souverains  insofern  beschränkt,  als  der  Kreis,  aus  welchem 
derselbe  zu  nehmen  ist,  gesetzlich  bezeichnet  ist.  Als  das  innere  Motiv 
dieser  Bestimmungen  erscheint  die  Sorge  für  die  Integiirät  des  Staates 
und  die  Selbständigkeit  seiricr  Regirung,  sowie-  auch  das  Prinzip >  den 
deutschen  Staat  nur  durch  einen  deutschen  Fürsten  verwalten  zu  la&sen. 
So  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  der  Souverain  zunächst  einen  seiner 
regirungsfäbigen  Agnaten  zum  Regenten  zu  ernennen  habe;  findet  sich  aber  ein 
solcher  nicht  oder  sollte  der  König  Giünde  haben,  von  dem  seinen  Agnaten 
zustehenden  Vorzuge  abzuweichen,  so  kann  seine  Wahl  auf  einen  nicht 
regirenden  Prinzen  eines  zum  deutschen  Bunde  gehörenden  souverainen 
Fürstenhauses  fallen.^)  Das  Braun  seh  weigsche  Verfassungsgesetz  lässt 
dem  Landesherrn  dieses  freiere  Wahlrecht  aber  nur  dann,  wenn  die  vor- 
mundschaftliche Regirung  nicht)  seiner  Gemahlin  oder  seiner  Mutter  ober- 
tragen   werden    konnte.'*)     Andererseits   ist   auch  eine   solche  Anordnung 


')  Preuasische  Verfassimg^urkunde  Art.  Ö6:  „Wenn  der  König  mindeijälmg  oder 
sonst  dauernd  verhindert  ist,  selbst  zu  regiren,  so  übernimrat  derjenige  volljährige  Agnat, 
welcher  der  Krone  am  Nächsten  steht,  die  Regentschaft" 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  10  9ha,  1;  (Hannoversches  Landes- 
verfassungsgesetz  §.  18). 

^)  Braunsch weigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  17:  «Der  Landesfurst  kann  för 
seinen  mindeijahrigen  Nachfolger  den  Vormund  bestellen.  Er  wird  di^en  aber  ans  <1cd 
reginingsfahigen  Agnaten  des  Hauses  wählen,  oder,  falls  besondere  Gründe ,* hiervon  ab> 
zusehen,  vorhanden  sein  sollten,  seiner  Gemahlin  oder  seiner  Mutter  die  Vormundsch&ft 
übertragen,  und  nur  wenn  keine  dieser  Personen  vorhanden  ist,  steht  es  ihm  za,  einen 
nicht  regirenden  volljährigen  Prinzen  aus  den  zum  Deutschen  Bunde  gehörenden  Farsteih 
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des  Landesherrn  an  die  landständische  Zastimmnng  geknüpft,* so  dass  auch 
die  Ernennung  des  Regenten,  gleich  wie  die  Entscheidung  ttber  die  Noth- 
wendigkeit  des  Eintritts  einer  regentschaftlichen  Begirung  ein  Act  der 
Gesetzgebung  ist.*) 

bb.    Kraft  der  Regentscbaftsordnangr 

§.  440. 
In  Ermangelung  einer  von  dem  Souverain  getroffenen  und  staatsrecht- 
lich gültigen  Wahl  des  Regenten  bestimmt  sich  die  Person  desselben  nach 
einer  gesetzlichen  Ordnung,  ähnlich  wie  sich  die  Person  des  Thronfolgers 
selbst  bestimmt.  Dieser  gesetzlichen  Reg^ntschaftsordnung  der  deutschen 
Staaten  liegen  verschiedene  Prinzipien  zum  Grunde.  Etliche  —  und  zwar 
die  grösseren  deutschen  Staaten  haben  die  deutsch-rechtliche  Bevorzugung 
der  Agnaten^)  auch  in  der  Regentschaftsordnung  zur  Geltung  gebracht.^ 
Hier  wird  der  dem  Souverain  oder  der  Krone  nächst'  stehende  volljährige 
und  regirungsfähige  Agnat  zur  Regentschaft  berufen,  und  devolvirt  sich 
innerhalb  der  agnatischen  Linie  das  Regentschaftsrecht  ganz  in  der  Weise 
und  Reihenfolge  des  Successionsrechtes  selbst.  *)  Erst  dann,  wenn  ein  voll- 
jähriger und  regirungsfähiger  Agnat  nicht  existirt  oder  der  Berufene  die 
Kegentschaft  ausschlägt,  kann  es  sich  um  den  Eintritt  Anderer  in  die  Re- 
gentschaft handeln.  Nur  wenige  Verfassungsgesetze  beschränken  die  ge- 
setzliche Regentschaftsordnung  auf  die  Agnaten  in  dem  Sinne,  dass  nur 
diese  ein  gesetzlich  gefestigtes  Recht  auf  die  Regentschaftsführung  haben.') 
In  den  übrigen  deutschen  Staaten  werden  dagegen  demnächst  noch  be- 
stimmte Personen  aus  der  cognatischen  Linie  berufen. 

§.  441. 
Diejenigen  deutschen  Staaten,  welche  im  engeren  Anschluss  an  die 
römisch-rechtlichen  Grundsätze  der  Intestaterbfolge  eine  Regentschaftsord- 


häusem  zum  Regenten  zu  ernennen."  —  Dass  diese  Bestimmung  sich  nur  auf  die  „vor- 
mundschaftliche'* Regirung  bezieht,  wurde  schon  oben  bemerkt 

')  Vergl.  oben  §.  424. 

•)  Vergl.  Aurea  Bulla  cap.  VII  §.  4:  „Si  principem  electorem  seu  ejus  primogeni- 
tum  ant  filium  seniorem  laicum  mori  et  heredes  masculo  legitimos  laicos,  defectura*  aetatis 
patientes,  relinquere  contingeret,  tuus  frater  senior  ejusdem  primogeniti  tutor  eorum  et 
administrator  existat,  donec  senior  ex  bis  legitimai^-aetatem  attigcrit." 

^  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  56;  Baiersches  Tit.  II  §.  10;  Sächsi- 
sches §.  D;  (Hannoversches  §20);  Würtembergsches  §.12;  Altenburgsches 
§.  16;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  18;  Oldenburgsches  Re- 
vidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  22  §.  1. 

*)  Ausdrücklich  erklärte  dieses  das  Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  §.  19, 
es  darf  aber  wohl  als  eine  selbstverständliche  allgemeine  Regel  gelten. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  56  und  Särchsisches  §.  11,  namentlich  ist 
jener  Art.  56  ganz  unzweideutig. 
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nang  aafgeBtellt,  charakterisirten  die  gesetzliche  Feststellang  derselben 
darch  die  Bevorzugung  weiblicher  Glieder  des  Begentenhauses  vor  den 
Agnaten^  ohne  indess  hierin  gleichen  Grundsätzen  zu  folgen.  Das  Anhalt- 
Bernburgsche  Verfassungsgesetz  gewährt  der  Gemahlin  des  an  der 
Selbstregirung  behinderten  Herzogs  einen  Vorzug  in  der  Führung  der  Re- 
gentschaft vor  den  Agnaten,*)  während  das  des  Eurfttrstenthnms 
Hessen  die  Regentschaft  ftlr  den  minderjährigen  Thronfolger  vor  dem 
successionsbere'chtigten  Agnaten  der  leiblichen  Mutter  übertrug;  sonst  aber 
und,  wenn  ans  der  gemeinschaftlichen  Ehe  ein  zur  unmittelbaren  Nachfolge 
berechtigter,  noch  minderjähriger  Prinz  vorhanden  ist,  die  Gemahlin  des 
behinderten  Landesherm  vor  den  Agnaten  zur  Regentschaft  berief.*)  Jene 
Disposition  über  die  Vertretung  des  minderjährigen  Souverains  findet  sich 
auch  in  dem  Rechte  des  Herzogthums  Altenburg  und  in  dem  desFttrsten- 
thums  Reuss  j.  L.;*)  die  letztere  in  dem  Coburg-Gothaschen  und  zwar 
nicht  nur  ftir  den  Fall  des  Eintritts  einer  Regentschaft  ftlr  den  minder- 
jährigen Souverain.*)  Noch  weiter  weicht  von  der  cogna tischen  Regent- 
schaftsordnung das  Waldecksche  Recht  ab,  welches  zu  der  Regentschaft 
zunächst  die  Gemahlin,  danach  die  leibliche  Mutter  und  in  deren  Er- 
mangelung die  väterliche  Grossmutter  des  Füreten  vor  dein  nächsten 
Agnaten  beruft.*) 


')  Anhalt-Bernburgsches  Landesyerfassangsgesetz  §.  91  Abs.  2- 

').KuThe8si8che8  Verfassungsgesetz  g.  7. 

')  Oldenburgsches  Grundgesetz  §,  16;  Reussisches  Gesetz,  die  Aenderung  einiger 
Theile  des  unter  dem  14.  April  1852  erlassenen  Verfassungsgesetzes  betreffend,  vom 
10.  Juni  1856  §  9.  Jenes  Altenbnrgscbe  Gesetz  beruft  in  Ermangelung  eines  roll* 
jährigen  Prinzen  unter  den  Agnaten  im  berzogUchen  Hause,  noch  «den  altesteB 
regirenden  Herrn  im  Gesammthause  Sachsen"  zur  Regentschaft. 

.  ')  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  17,  jedoch  mit  der  Clausel:  .wenn 
nicht  der  Farailienrath  mit  Zustimmung  des  gemeinschaftlichen  Landtages  ein  Anderes 
bestimmt. 

*)  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  20.  —  Es  sei  hier  noch  einer  besonderai 
Bestimmung  des  Hannoverschen  Landesverfassungsgesetzes  §.  19  Abs.  3  und  4  erwähnt, 
welche  den  Fall  des  Uebergangs  der  Thronfolge  auf  die  weibliche  Linie  betrat  Id 
solchem  Falle  sollte  in  diesem  Staate  die  Kegentschaft  für  die  zur  Thronfolge  nach  Br- 
loschung  des  Mannsstamroes  zuerst  berufene  Königin  dem  Gemahl  derselben,  falle  die^r 
das  einundzwanzigste  Jahr  vollendet  habe,  sodann  ihrer  leiblichen  Mutter  und  endlich  ihrer 
Grossmutter  väterlicher  Seite  gebüliren.  Auch  war  der  Fall  berücksichtigt,  wenn  für  ^« 
Sohn  oder  die  Tochter  einer  regirenden  Königin  (Erbtochter)  eine  Regentschaft  aniuorduen 
sein  würde,  und  war  in  diesem  Falle  das  Kecht  zur  Begentschaftsführung  der  GeBuhÖn 
oder  dem  Gemahl  nach  jenen  Bestimmungen  und  nach  diesem  der  Grossmntter  mütter- 
licher Seite  gesichert.  In  diesen  singulären  Bestimmungen  hatte  also  auch  die  AflSnitat 
als  Grund  des  Begentschaftsrechtes  einen  Platz  gefunden. 
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«,  CG.    Subsidiäres  Verfahren. 

§.  442. 
Falls  die  gesetzliche  Begentschaftsordnong  nicht  zur  AnwenduDg 
kommen  kann,  auch  in  gesetzlicher  Weise  Fürsorge  fbr  diesen  FaU  nicht 
getroffen  ist,  ist  in  den  deutschen  Staaten  bezüglich  der  Berufung  Anderer 
zur  Begentsehaft  Verschiedenes  bestimmt.  Unverkennbar  haben  auf  diese 
partikularrechtlichen  Bestimmungen  die  besonderen  Verhältnisse  der  ein- 
zelnen Fürstenhäuser,  namentlich  die  2iahl  der  agnatischen  Mitglieder  der- 
selben, entscheidend  eingewirkt.  Im  Königreich  Preussen  und  im  Herzpg- 
thum  Braunschweig  hat  in  diesem  Falle  das  Staatsministerium  die 
Kammern  zu  berufen  und  erwählen  diese  in  vereinigter  Sitzung  einen  Re- 
genten, und  zwar  in  dem  letzteren  Staate  aus  den  volljährigen  nicht- 
regirenden  Prinzen  der  zum  deutschen  Bunde  gehörigen  Fürstenhäuser.^) 
Das  Baiersche  Verfass)ingsgesetz  beruft  dagegen  bei  dem  Mangel  eines 
agnatischen  Regenten  an  erster  Stelle  die  verwittwete  Königin  zur  Reichs- 
verwesnng  und  in  deren  Ermangelung  denjenigen  Kroubeamten,  welchen  der 
letzte  Monarch  hierzu  ernennt,  und  wenn  von  demselben  eine  solche  Be- 
stimmung nicht  getröffen  ist,  den  ersten  Kronbeamten,  welchem  kein  ge- 
setzliches Hinderniss  entgegensteht.^)  Noch  Anderes  war  in  dem  König- 
reich Hannover  Rechtens,  wo  im  Falle  der  Ermangelung  eines  regirungs- 
fahigen  Agnaten  die  Regentschaft  auf  die  Königin  (Gemahlin  des  Königs), 
falls  diese  das  fUnfundzwanzigste  Lebensjahr  vollendet  habe,  nach  dieser  auf 
die  leibliche  Mutter  und  endlich  auf  die  Grossmutter  väterlicher  Seite  über- 
ging, dann  aber  von  den  vereinigten  Ministern  und  den  allgemeinen  Ständen 
die  Bundesversammlung  um  Benennung  dreier  Bundesfürsten  zu  ersuchen 
war,  welche  einen  Prinzen  aus  den  zum  deutschen  Bunde  gehörenden  sou- 
verainen  Fürstenhäusern  zum  Regenten  ernennen  werde.')  Nach  Würtem- 
bergschem,  Braunschweigschem  und  Oldenburgschem  Recht 
fallt  die  Regentschaft  in  gleichem  Falle  an  die  Mutter  und  nächst  dieser 
an  die  väterliche  Grossmutter  des  Königs.*) 


')  Preussisches  Verfassangsgesets  Art  57:  „Ist  kein  volljähriger  Agnat  vorhanden, 
und  nicht  bereits  vorher  gesetzliche  Vorsorge  für  diesen  FaU  getroffen,  so  hat  das  Staats- 
ministeriam  die  Kammern  zu  herufen,  welche  in  vereinigter  Sitzung  einen  Regenten  er- 
nvahlen.  Bis  zum  Antritt  der  Kegftntschaft  v-on  Seiten  desselben  führt  das 
ßtaatsministerium  die  Regirung";  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 

§.  19:  , so  wählt  die  Ständeversammlung  auf  den  Vorschlag  des  StaatsminiBteriums 

den  Vormund  aus  den  volljährigen  nicht  regirenden  Prinzen  der  zum  deutsehen  Bunde 
g'ehorigeo  Fürstenhäuser.*' 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  13. 

')  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  19  Abs.  2  und  §.  21.) 

*)  Würtembergsches  Vorfassungsgesetz  §.  12;  Braunschweigsche  Neue  Land- 
schaftsordnung §.18;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  22  §.  2. 
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c.   Voraussetzungen  in  der  Person  des  Regenten.^ 

§.  443. 
Die  persönliche  Beßüiigung  zur  Führung  der  R^;ent8chaft  nmss  im 
Allgemeinen  an  dieselben  Bedingungen  geknüpft  sein,  von  welchen  die 
Regirungsfähigkeit  des  Souverains  selbst  abhängig  gemacht  ist,  da  sie  eben 
den  Mangel  der  persönlichen  Regirungsfähigkeit  des  Souyerains  ergäDxen 
soll,  also  nicht  selbst  an  gleichem  Mangel  leiden,  aber  auch  nicht  wohl 
durch  ein  Mehres  bedingt  sein  kann/)  Die  deutschen  VerfassnngsgesetKe 
pflegen  darum  dieser  Bedingungen  der  Befähigung  zur  Regentschafts- 
führung nicht  besonders  zu  gedenken,  sondern  erwähnen  dieselben  nur 
dann,  wenn  sie  fbr  den  Regenten  besondere  sind  oder  eine  Betonung  der- 
selben hier  von  besonderer  Bedeutung  erschien.  So  findet  sich  ausdrück- 
lich die  Verpflichtung  des  Regenten,  insofern  er  nicht  ein  auswärtiger 
Souverain  ist,  seinen  wesentlichen  Aufenthalt  im  Lande  zu  nehmen,*)  feroer 
die  Bedingung  eines  bestimmten  religiösen  Bekenntnisses')  erwähnt.  Als 
eine  besondere  Voraussetzung  der  Regentschaftsfähigkeit  findet  sieb  ver- 
einzelt nur  eine  andere  Abgrenzung  der  Regirungsmündigkeit  des  Regenten, 
indem  für  diesen  ein  höheres  Alter  (von  21  oder  auch  2ö  Jahren)  erfordert 
wird/)  Dagegen  findet  sich  auch,  dass  positivrechtliche  singulare  Bedin- 
gungen der  Regirnngsftahrung  des  Souverains  auch  für  die  Regentschafis- 
fähigkeit  sanctionirt  sind,  wodurch  eben  die  Parallelisirung  beider  Arten 
der  Staatsregirung  vollendet  wird.*)  Für  die  Regentinnen  pflegt  aber  eine 
besondere  Bedingung  der  Regentschaftsfähigkeit  gesetzt  zu  sein,  nämlich 


*}  Vergl.  2.  B.  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.20:  „ —  tritt  der  in d^r 
Ordnung  der  Thronfolge  zunächst  stehende  Agnat,  welcher  das  achtzehnte  Jahr  ToU«tnict 
hat  und  sonst  regirungsfähig  ist,  als  Regent  ein**;  Kurhessisches  Ver&Miu^' 
gesetz  §.  7  in  den  Worten:  ^Diese  gebührt"  etc.) 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  13  (vergl.  mit  §.  5);  Cohurg-Gothasche* 
Staatsgrundgesetz  §.  20  (vergl.  mit  §.4);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats^nmdgesetz 
Art.  25  §.  2.  Das  Hannoversche  Verfassungsgesetz  §.  21  erforderte  dieses  nur  fiir  den 
durch  Vermittlung  des  deutschen  Bundes  gewählten  Regenten. 

*)  Cohurg-Gothasches  Staatsgrnndgesetz  §.  20:  «Der  Statthalter,  sowie  <)«r 
Reichsverweser  muss  protestantischen  Glaubens  sein." 

^)  So  einstim  Königreich  Hannover.  VergL  Hanno  ver  seh  es  Verfassuogsgesete^.l- 
Abs.  2  und  3  und  §.  21  Abs.  1  a.  £.  Danach  mAs  die  Gemahlin  des  Königs,  vesB  sie 
die  Regentschaft  fuhren  will,  das  filnfundzwanzigste,  der  Gemahl  der  Königin,  welche  b<i 
Uebergang  der  Thronfolge  von  dem  Mannsstamra  auf  die  weibliche  Linie  die  Eraoe  Sb^ 
kommt  und  selbst  nicht  regirungsfähig  ist,  das  einnndzwanzigste,  endlich  dar  von  der 
Bundesversammlung  ernannte  Regent  das  fQnfundzwanzigste  Lebensjahr  voUend^  ^^ 
Man  vergL  dazu  das  KönigUche  Patent,  die  Publikation  des  Grundgesefties  des  Kofiir 
reichs  betreffend,  vom  26.  September  1833,  Art  2. 

*)  Vergl.  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  25  §.  2;  ***^ 
Art.  16  §.  2, 


-    431    -• 

dass  sich  dieselben  nicht   wieder  vermählen,   in  welchem  Falle  die  Re^ 
gebtschaft  auf  den  Nächstberafenen  deferirt  ^rd.*) 

H.    Individuelle  Geltendmachang  des  Regentschaftsrechts. 
a.    Eröffnung  der  Regentschaft. 

§.  444. 
Das  Recht  zur  Regentschaft  eignet  ^  dem  gesetzlich  dazu  Berufenen 
und  zwar  dem  nach  der  gesetzlichen  Regentschaftsordnung  Berufenen  so 
gut  wie  dem,  welchen  die  besondere,  dem  Verfassungsrecht  entsprechende 
Anordnung  des  Souverains  beruft,  ipso  jure.  In  den  deutschen  Verfassungs- 
gesetzen ist  dieses  freilich  nicht  besonders  anerkannt,  indess  dürfte  es 
keinem  Zweifel  zu  unterziehen  sein,  dass  in  dieser  Hinsicht  zwischen  dem 
Anfall  der  Souverainetät  und  dem  des  Regentschaftsrechts  ein  Unterschied 
nicht  besteht,  zuraal  da  im  Falle  einer  anderen  rechtlichen  Auffassung  eine 
positivrechtiiche  Bestimmung  über  die  Ait  ihrer  praktischen  Geltendmachung 
nicht  zu  umgehen  gewesen  sein  würde.  Uebrigens  ist  der  Ipso-jure-Anfall 
des  Regentschaftsrechtes  in  zwei  Verfassungsgesetzen  auch  aufs  Unzwei- 
deutigste anerkannt.') 

b.    Antritt  äer  Regentschaft. 

§.  445. 
Auch  die  Regentschaft  ist  anzutreten  d.  h.  durch  einen  formellen 
Act  zu  bekunden.  Es  geschieht  dieses  nach  den  Bestimmungen  mehrer 
deutschen  Verfassungsgesetze  zunächst  durch  ein  eidliches  Gelöbniss 
des  Regenten  und  dann  durch  die  Ablassung  eines  Patentes,  welches 
den  geschehenen  Antritt  der  Regentschaft  zur  allgemeinen  Kunde  bringt.') 
Der  Inhalt  jenes  Eides  ist  die  unverbrüchliche  Aufrechthaltung  der  Ver- 


*)  Yergl.  Baiersches  VerfaBsnngsgesetz  Tit  II.  §.  15;  Sächsisches  §.  15; 
(Hannoversches  Landes  Verfassungsgesetz  §.  19  Abs.  5),  welches  Ehescheidung  der 
Wiedervermählung  gleichsetzt;  (Kurhessisches  Verfassungßgesetz  §.  7);  Braun- 
flchweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  18;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staats- 
grnndgesetz  Art.  22  §.  2,  welches  diese  Bedingung  aber  nicht  für  die  Gemahlin  des 
Grossherzogs  zu  kennen  scheint;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  13;  Anhalt- 
Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  91;  Verfassungsgesetz  f&r  Reuss  j.  L.  §.  47. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  56;  Waldecksches  §.  22  (vergL  oben 
S.  424  Note  4).  Die  Bezugnahme  auf  den  Anfall  der  Vormundschaft  nach  dem  Rechte 
des  Schwabenspiegels  (Zöpfl,  Grundsätze  §.  242a  Note  2)  ist  nicht  gerechtfertigt,  aber 
aacli  nicht  nothwendig. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  58;  Baiersches  Tit.  II  §.  16;  (Hannover- 
sches Landesverfassungsgesetz  §.22);  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  §.  9  und  §.  138; 
WiLxtembergsches  §.  14;  Sehwarzburg-Sondershausensches  Landesgmndgesetz 
von  1857  §.  18;  Waldecksche  Verfiassungsurkunde  §.  21. 


•-    4ä2    - 

fassang  des  Staates  und  aller  Gesetze.  Einzelne  Verfassnogsgesetse  prä- 
cisiren  diesen  Eid  aach  wohl  noch  durch  eine  besondere  Bezugnahme  auf 
die  Stellung  des  Regenten,  als  des  Verwesers  einer  fremden  Souverainetät') 
Die  Formen  der  Eidesleistung/)  namentlich  die  Bestimmungen  über  die 
Versammlung,  vor  welcher  der  Eid  geleistet  werden  muss,  sind  in  den 
verschiedenen  deutschen  Staaten  verschieden  bestimmt.')  Die  rechtliche 
Bedeutung  der  Eidesleistung  fUr  den  Antritt  und  die  Geltendmachung  des 
Regentschaftsrechtes  ist  in  den  verschiedenen  deutschen  Staaten  eine 
verschiedene,  indem  die  Eidesleistung  entweder  eine  Bedingung  der  Regent- 
schaftsftLhrung  ist  und  erst  nach'  derselben  der  Regent  handela  darf,  oder 
dem  formellen  Regirungsantritte  nachfolgt  und  also  nur  eine  Pflicht  des 
Regenten  ist.  Jenes  ist  nur  sehr  vereinzelt  der  Fall,  dieses  dagegen  die 
numerische  Regel/) 


*)  Preussiscbes  Verfassungsgesetz  Art.  58:  „Perselbe  (der  Regent)  schwört  naeh 
Einrichtung  der  Regentschaft  —  —  einen  Eid,  die  Verfassung  des  Königreiches  fest  und 
nnverbruchlich  tu  halten  und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  und  den  Gesetzen  zo 
regiren";  Baier  seh  es  Tit.  II  §  16  normirt  den  Eid  also;  »Ich  schwöre,  den  Staat  in 
Gemässheit  der  Verfassung  und  der  Gesetze  des  Keiches  zu  verwalten,  die  Integrität  i^^ 
Königreichs  und  die  Bechte  der  Krone  zu  erhalten,  und  dem  Könige  die  Gewalt,  deren 
Ausübung  mir  anvertraut  ist,  getreu  zu  übergeben,  so  wahr"  etc.  Das  Sächsische 
Verfassungsgesetz  §.  138  bezeichnet  ah;  Inhalt  des  Eides  des  Souverains  wie  des  Begent<;B 
die  Beobachtung,  Aufrechthaltung  und  Beschützung  der  Verfassung  in  allen  ihren  Be- 
stimmungen; das  (Hannover»che  §.  22:  „die  unverbrüchliche  Aufrechthaltang  Jer 
Landesverfassung");  das  Würtembergsche  §.  14:  »die  Beobachtung  der  Landes- 
verfassung"; das  Schwarzburg-Sondershausensche  §.  18:  „die  Anerkennung,  Er- 
haltung und  Schützung  des  Landesgrundgesetzes"  (nicht  der  Landesverfassung);  das 
Waldecksche  §.21  fordert  von  dem  Regenten  das  eidliche  Gelöbniss,  «die  Verfassung 
fest  und  unverbrüchlich  zu  halten  und  in  Uebereinstimmung  mit  derselben  und  mit  den 
Gesetzen  zu  regiren". 

')  In  etlichen  Staaten  ist  es  ein  feierlicher  körperlicher  Eidschwur  (so  inPrejissen. 
Bai  er  n,  Hannover),  in  anderen  ein  „Versprechen  bei  fürstlichem  Worte"  (Sachsen) 
oder  „feierlicher  Zusicherung"  (Würtemberg)  oder  schriftliches  eidliches  GelöbnUs 
(Waldeck),  oder  gar  nur  schriftliches  Gelöbniss  (Schwär zburg-SondersbauReDi. 

3)  In  Preussen  „vor  den  vereinigten  Kammern",  in  Baiern  „in  der  Mitte  der 
Stände  Versammlung  und  in  Gegenwart  der  Staatsminister,  sowie  der  Mitglieder  des  Stutir 
raths",  in  Sachsen  „in  Gegenwart  des  Gesammtministerii  und  der  beiden  Präsidesteo 
der  letzten  .Ständeversammlung",  in  Hannover  mussten  sämmtKche  Minister,  der  £rb- 
landmarschalli  die  Präsidenten  und  Vice-Präsidenten  der  allgemeinen  St-ändeversammlimii 
geladen  werden,  dieser  Feierlichkeit  beizuwohnen",  in  Würtemberg  ist  die  feierlick 
Zusicherung  den  Ständen  zu  geben. 

*)  Preussiscbes  Verfassungsgesetz  Art  58:  „Bis  zu  dieser  Eidesleistung  bleibt  in 
jedem  Falle  das  «bestehende  gesammte  Staats-Ministerium  für  alle  BegirnngshandlaQ^^i: 
verantwortlich".  In  den  übrigen  deutschen  Verfassungsgesetzen,  welche  der  Eideßfeistan^ 
des  Kegenten  erwähnen,  heisst  es  dagegen,  dass  diese  nach  oder  bei  dem  Antritt  der  Kr* 
gentschaft  zu  geschehen  habe.  Der  §.  22  des  Hannoverschen  Landesverfaawaigsg«?^*^ 
ist  von  Zöpfl,  Grundsätze  §.  243  Note  19  falsch  verstanden,  indem  derselbe  iiicbt  ^ 
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c.   Endigung  der  Regentschaft.") 
aa.    Wegen  Wegfall  des   Grundes. 

§.  446. 
Die  stellvertretende  Regirang  erlischt  materiell  zu  Gunsten  des  legi- 
timen Herrschers  beim  Eintritt  der  Volljährigkeit  des  Souverains  oder  in 
Folge  Hinwegfallens  des  Grundes^  aus  welchem  einst  die  Stellvertretung 
eintreten  musste.')  Jener  Zeitpunkt  ist  ein  gesetzlich  bestimmter  und  be- 
wirkt sein  Eintritt  die  Endschaft  der  Regentschaft  ipso  jure,  lieber  den 
Eintritt  der  persönlichen  Regirungsfähigkeit  des  legitimen  Thronfolgers  ist 
aber  erforderlichen  Falles  auf  eben  dem  Wege  zu  entscheiden^  auf  welchem 
das  Vorhandensein  der  Regirungsunfähigkeit  einst  zu  bestimmen  war. 
Ausdrücklich  erklären  dieses  freilich  nur  wenige  der  deutschen  Verfassungs- 
gesetze, allein  es  darf  als  eine  allgemein  gültige  Rechtsregel  betrachtet 
werden. *)  Wo  aber  auch  flir  die  Entscheidung  über  die  Regirungsunfähig- 
keit kein  Organ  und  kein  Gesetz  existirt,  da  ist  auch  nicht  zu  sagen,  wie 
der  Eintritt  der  Regirungsfähigkeit  entschieden  werden  sollte.    Dass  mit 


«Anfang  der  Regen tschaffc",  sondern  die  Kundmachung  des  Begirungsantritts  bis  nach 
der  Eidesleistung  hinausschiebt 

^)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  83. 

*)  Bai  er  seh  es  Verfassungsgesetz  Tit  II  §.21:  „Die  Regentschaft  dauert  in  den  im 
§.  9  bemerkten  zwei  FaUen  —  im  ersten  bis  zur  Grossjährigkeit  des  Königs  und  im 
zweiten  —  bis  das  eingetretene  Hinderniss  aufhört";  §.  22:  „Nachdem  die  Regentschaft 
beendigt  ist  und  der  in  die  Regirung  eintretende  neue  König  den  feierlichen  Eid  abgelegt 
hat,  werden  alle  Verhandlungen  der  Regent-schaft  geschlossen  und  der  Regirungsantritt 
des  Königs  wird  —  —  kund  gemacht";  Sächsisches  §.  9:  „Sie  besteht  nur  auf  so 
lange,  als  der  König  an  der  Ausübung  der  Regirung  behindert  ist,  und  deren  Eintritt 
und  Schluss  wird  gesetzlich  bekannt  gemacht";  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz 
§.24:  «Die  Regentschaft  hört  auf,  wenn  der  König  das  Alter  der  Volljährigkeit  erreicht, 
oder  der  an  der  Ausübung  der  Regirung  Ihn  hindernde  geistige  Zustand  aufgehört  hat") ; 
ferner  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  17;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staats- 
grundgesetz Art.  26;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  23  („nach  gehobener  Noth- 
wendigkeit  der  Regentschaft"). 

^)  Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  24:  „lieber  die  letztere  Frage  (ob 
der  die  Regirungsfähigkeit  behindernde  geistige  Zustand  gehoben  ist)  ist  auf  dem  im 
§.  20  angegebenen  Wege  zu  entscheiden.  Der  Regent  nimmt  an  den  Verhandlungen  der 
A^aten  keinen  AntheiL  Er  darf  das  Verfahren  der  vereinigten  Minister  nicht  hindern"); 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  18:  „Die  Aufhebung  der  nach  §.  16  be- 
schlossenen Regirungsverwesung  wegen  Wegfalls  der  Regirungsunfähigkeit  kann  nur  durch 
den  Beschluss  eines  nach  den  Bestimmungen  des  §.  16  berufenen  Familienrathes  und  mit 
Zastinunung  des  gemeinschaftlichen  Landtages  erfolgen";  Oldenburgsches  Revidirtes 
^Staatsgrundgesetz  Art.  26:  „In  den  anderen  Fällen  der  Regentschaft  (nicht  wegen  Minder- 
jälirig'keit  des  Souverains)  ist  auf  dem  im  Art.  23  and  24  vorgesehenen  Wege  über  deren 
Beendigung  zu  bestimmen."  —  VergL  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.83,  11. 
Orotefend,  Staatirecht.  28 
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Einwilligung  des  Soaverains  die  Regentschaft  oder  die  Vormandschaft  fort- 
dauern kann,  ist  selbstverständlich,  ^)  letztere  verwandelt  sich  indess  alsdann 
in  eine  Regentschaft,  da  die  Bevormandang  des  Mündigen  joristisch  un- 
denkbar ist.  Endlich  endigt  die  stellvertretende  Regirong  in  Folge  Ab- 
lebens des  Vertretenen,  falls  alsdann  ein  regirungsfähiger  Thronfolger  be- 
rufen ist;  im  anderen  Falle  würde  jene  allerdings  fortzudauern  haben  und 
kl^nnte  es  sich  dann  nur  fragen,  ob  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Be- 
genten  eintreten  müsste. 

Die  Beendigung  der  Regentschaft  muss  aber,  um  staatsrechüichen  Be- 
stand zu  erhalten,  auch  formell  vollzogen  werden,  was  in  der  Regel 
durch  die  öffentliche,  etwa  auch  gesetzliche  Kundmachung  der  Beendigung 
der  Regentschaft  und  des  Antritts  der  Regirung  durch  den  Souverain  ge- 
schehen wird.*) 

bb.   Aus  Gründen  in  der  Person  des  Regenten. 

§.  447. 
Die  Vormundschaft  oder  Regentschaft  endigt  für  die  Person  des  Vor- 
mundes oder  Regenten  im  Allgemeinen  aus  den  nämlichen  Gründen,  ans 
welchen  die  Regirung  des  Souverains  selbst  erlischt,  nämlich  durch  den 
Tod  des  Vormundes  oder  Regenten  und  durch  dessen  Abdankung.  Ausser- 
dem aber  pflegt  noch  ftlr  die  Vormünderin-  oder  Regentin-Mutter  ausdrflck- 
lich  bestimmt  zu  sein,  dass  sie  im  Falle  einer  Wiederverheirathung  dieses 
ihr  Recht  verliert,  und  zwar  zu  Gunsten  des  gesetzlich  Nächstbemfenen/} 
Ob  in  dem  Falle  einer  Nichterfüllung  der  Regentschaftspflichten  eine  Ent- 
setzung des  Regenten  eintreten  könne,  darüber  enthalten  die  deutschen 
Verfassungsgesetze  keinerlei  Bestimmungen.  Dennoch  wird  die  rechtliche 
Unmöglichkeit  einer  solchen  Entsetzung  nicht  schon  aus  diesem  Grande 
behauptet  werden  dürfen,  da  das  Recht  des  Regenten  an  der  Regentschaft 
öflFentliches  Recht  ist  und  der  Grund  desselben  nicht  in  der  Person  des 
Regenten,  sondern  in  dem  Staate  und  seinem  Wohle  liegt,   und  dieser 


*)  Dass  aber  „ein  Kechtfertigungsgrund  für  die  Verlängerung  der  Vormundschaft  über 
den  hausgesetzlichen  Termin  der  Volljährigkeit  auch  in  einer  den  Termin  der  Volljährig- 
keit hinausschiebenden  väterlichen  Disposition**  liegen  könne  (Zachariä  a.  a.  0.  §.83.  ID;. 
ist  irrig,  da  die  Regentschaft  für  den  Fall  der  Minderjährigkeit  des  Souverains  nicht 
länger  als  diese  selbst  bestehen  kann,  dann  aber  vor  Allem  die  verfassungsgesetz- 
liehe  Dauer  der  Minderjährigkeit  nicht  durch  eine  Disposition  des  Vaters  des  mindcT- 
jährigen  Souverains  verändert  werden  kann. 

*)  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  11  §.  22;  Sächsisches  §.  9  («.  S.«» 
Note  2);  Waldecksches  §.  23:  „Die  Regentschaft  endigt,  sobald  nach  gehobener  N'oti'- 
wendigkeit  derselben  der  Fürst  die  eigene  üebernahme  der  Regirung  dem  Lande  dnrJi 
ein  Patent  verkündet" 

^)  Vergl.  (Hannoversches  Landesverfassimgsgesetz  §.  19);  (Kurhesaisches  §-  «' 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.16. 
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objective  Zweck  der  Regentschaft  nicht  schon  durch  das  Dasein  eines  Be- 
genten,  sondern  erst  durch  die  Erfüllung  seines  Berufes  erfüllt  wird.  ^)  Bei 
dem  Mangel  jeder  positivrechtlichen  Norm  bleibt  aber  theoretisch  unbestimm- 
bar,  wer  eintretenden  Falles  über  die  Nothwendigkeit  einer  Entsetzung  des 
Regenten  zu  entscheiden  haben  würde.') 

I.    Sustentation  des  Regenten. 

§.  448. 
Die  Frage,  von  wem  die  Sustentation  des  Regirungsverwesers  zu  be- 
streiten/ musste  sich  in  den  deutschen  Staaten  je  nach  dem  Prinzipe, 
welches  diese  Frage  hinsichtlich  des  Souverains  selbst  entschied,  verschieden 
gestalten.  Wo  auch  der  Bedarf  der  Krone  aus  der  Staatskasse  bestritten 
wird,  kann  auch  nur  diese  den  Unterhalt  des  Regirungsverwesers  gewähren.') 
Wenn  dagegen  ein  besonderes  fürstliches  Hausgut  existirt  und  die  Ver- 
pflichtung, die  Bedürfnisse  der  fürstlichen  Hofhaltung  zu  bestreiten,  trägt, 
so  fallen  auch  diesem  die  Kosten  der  Regentschaft  zu.  Denn  wie  die 
Regentschaft  selbst  die  persönliche  Souverainetät  des  Fürsten  darstellt,  so 
erscheinen  auch  die  Kosten  derselben  als  Pertinenzien  der  fürstlichen  Hof- 
haltung und  sind  aus  den  Fonds  zu  bestreiten,  welche  dieser  die  Mittel 
gewähren.^)  Die  staatsrechtliche  Gesetzgebung  hat  aber  in  allen  Fällen 
die  Bedarfsumme  des  Regenten  und  dessen  Ansprüche  an  die  Mittel  des 
Staates  oder  an  die  des  fürstlichen  Kammergutes  näher  bestimmt,  sei  es 
in  dem  Verfassungsgesetze  selbst  oder  in  den  besonderen  Finanzgesetzen. 


*)  Die  Statthaftigkeit  einer  Entsetzung  des  Begenten  wegen  schlechter  Administration 
bestreitet  ohne  Nennung  eines  Grundes  Weiss,  System  §.  249  Note  w. 

*J  Auch  der  deutsche  Bund  wurde  zu  einer  solchen  Entscheidung  nicht  anders  als 
unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen  seiner 'Competenz  in  den  Angelegenheiten  eines 
Bundesstaates  berechtigt  gewesen  sein.  Vergl.  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  §.  83  Note  4. 

'^)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  10,  vergl  jedoch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834 
Art  ni:.  „Die  Kosten  der  ßeichsverwesung  wahrend  der  Minderjährigkeit  des 
Königs  ruhen  auf  der  Civilliste." 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  13;  (Hannoversche^  Finanzgesetz  vom 
24.  März  1857  §.  9);  Würtemhergsches  Verfassungsgesetz  §.  106:  „Die  Kosten  der 
Hofhaltung  des  Reichs  Verwesers  werden  aus  den  Mitteln  der  Civilliste  hestritten;  die 
Apanage  desselhen  wird  his  zum  Betrage  der  einem  Kronprinzen  gehührenden  erhöht*', 
(sie  wird  aber  nach  §.  105  unmittelbar  aus  der  Staatskasse  entrichtet);  Gothascher 
Vertrag  über  die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Domainenguts  vom  1.  März  1855  §.  5, 
welcher  die  Kosten  einer  Regirungsverwesung  oder  Statthalterschaffe  in  die  Bedarfsumme 
des  Herzoglichen  Hauses  hineinrechnet.  Ebenso  das  Grossherzogthum  Oldenburg  nach 
der  Vereinbarung  zwischen  dem  Grossherzoge  und  dem  durch  das  Gesetz  vom  26.  Juni 
1848  berufenen  Landtage  des  Grossherzogthums  Oldenburg  wegen  des  Domanialvermögens 
§.  12  unter  Verweisung  auf  die  Festsetzungen  des  Hausgesetzes  über  den  Betrag  des  an- 
gemessenen Bedarfs  des  Begenten. 

28' 
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FAnfter  Titel. 

Bevormundung  des  Souverains  im  Falle  der  Minderjährigkeit. 

I.  Bedeutung. 

§.  449. 
Der  miodeijährige  Fürst  bedarf  behuf  Erziehung  and  Wahmehmimg 
seiner  persönlichen  ÄDgelegenheiten  eines  Yormandes  nicht  anders^  als  der 
minorenne  Privatmann.  In  den  deutschen  Staaten  ist  diese  Angelegenheit 
wohl  allgemein  als  ein  Gegenstand  des  öffentlichen  Rechtes  betrachtet  und 
von  den  meisten  auch  in  das  Verfassungsgesetz  aufgenommen.  Sie  ist 
auch  in  der  That^  obwohl  zunächst  von  höchst  persönlichem  Interesse  f&r 
den  regirungsmttndigen  Souverain  und  für  die  fürstliche  Familie,  doch  zn- 
gleich  von  grösster  Bedeutung  für  den  Staat  selbst,  eben  weil  die  Person 
des  Souverains,  sein  Charakter,  seine  sittlichen  Anschauungen,  seine  in- 
tellectuellen  Befähigungen,  seine  Interessen  u.  dergl.  von  mehr  oder  minder 
entscheidendem  Einflüsse  auf  die  ganze  Regirung  des  Staates  sein  müssen.  1 
Andererseits  aber  haben  mehre  der  deutschen  Verfassungsgesetze  den  po 
litischen  Charakter  der  fürstlichen  Vormundschaft  nicht  überschätzt,  sondeni 
vielmehr  die  Regirung  des  Staates  von  derselben  in  einer  Weise  unter- 
schieden, dass  diese  unberührt  bleibt  von  der  Wahrnehmung  jener  in  erster 
Linie  persönlichen  Angelegenheit  des  minderjährigen  Souverains.  Praktisch 
macht  sich  dieses  in  der  Unterscheidung  zwischen  der  Regentschaft  and 
der  Vormundschaft  geltend,  namentlich  in  der  Bestellung  verschiedener 
Personen  ftlr  jene  und  für  diese.  In  anderen  deutschen  Staaten  ist  freilieh 
diese  Unterscheidung  nicht  gemacht,  indess  sind  dieses  nur  kleinere  po- 
litische Gemeinwesen,  in  welchen  die  Vereinigung  der  nur  staatlichen  und 
der  vorwiegend  persönlichen  Angelegenheiten  nicht  wohl  von  politischem 
Naohtheile  sein  noch  aUch  das  Interesse  des  bevormundeten  Souverains  ver- 
letzen  kann. 


II.  Berechtigung  zur  VormundschaftsfOhrung.^) 

§.  450. 
Die  Frage,   wer  im  einzelnen  Falle  zur  Führung  der  Vormondschaft 
über  den  minderjährigen  Souverain  berufen  sei,  ist  in  den  deutschen  Staaten 


')  S   oben  §.  326  if. 

2)  Zacharitt,  Deutsches  Staatsrecht  §.  B2,  IV. 
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verschieden  gelöst.  Diejenigen,  welche  die  Regentschaft  und  Vormund- 
schaft nicht  trennen,  berufen  eine  und  dieselbe  Person  zu  dieser  wie  zu 
jener,  so  dass  hier  die  Regentschaftsordnung  zugleich  die  Ordnung  fllr  die 
Bestellung  des  Vormundes  ist  In  den  anderen  pflegt  dagegen  dem  Reichs- 
verweser die  Führung  der  Vormundschaft  über  Den,  dessen  politisches 
Recht  er  wahrnimmt,  ausdrücklich  verboten  zu  sein  und  sind  besondere 
Bestimmungen  über  die  Bestellung  dieses  sanctionirt.  Vor  Allem  ist  dann 
dem  Vater  gestattet,  über  die  Bevormundung  seines  Sohnes  und  Nachfol- 
gers in  der  Regirung  Anordnung  zu  treffen  und  zwar  einseitig,  weil  es 
eiüe  Sache  väterlicher  Fürsorge  ist.  Ist  eine  solche  aber  nicht  getroffen, 
so  pflegt  die  Mutter  und  Grossmutter  von  väterlicher  Seite  gesetzlich  zu- 
nächst berufen  zu  sein.*) 


*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  II  §.  14:   „In  jedem  Falle  gebührt  einer  ver- 
wittweten  Königin  unter  der  Aufsicht  des  Reichsverwesers  die  Erziehung  ihrer  Kinder, 
nach  den  in  dem  Familiengesetze  hierüber  enthaltenen  näheren  Bestimmungen";  Sächsi- 
sches §.  15:   „In  Ermangelung  einer  vom  Könige  getroffenen  Anordnung  gebührt  die 
Erziehung  des  minderjährigen  Königs  der  Mutter  und,  wenn  diese  nicht  mehr  lebt  oder 
sich  vermählt,  der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite,  jedoch  kann  die  Ernennung  der 
Erzieher  und  Lehrer  und  die  Festsetzung  des  Erziehungsplans  nur  nach  Rücksprache  mit 
dem  Regirungsverweser  und  dem  Regentschaftsrathe  geschehen.    Bei  einer  Verschieden- 
heit der  Ansichten  hat  der  Regirungsverweser  mit  dem  Regentschaftsrathe  die  Entschei- 
dung;  auch  liegt  diesem  nach   dem  Absterben  oder  der   anderweiten  Vermählung   der 
Mutter   oder   der  Grossmutter   die  Sorge  für  die  Erziehung  des  minderjährigen  Königs 
allein   ob.  —  Die  diesfallsigen  Berathungen  des  Regentschaffcsrathes  werden   unter  dem 
Vorsitze  des  Regirungsverwesers  gepflogen,  welcher  bei  dem  zu  fassenden  Beschlüsse  nur 
eine   Stimme,   jedoch  im  Falle   der  Stimmengleichheit  die  Entscheidung  hat";  (ähnlich 
lautete   das   Hannoversche   Landesverfassungsgesetz    §.  25),    vergl.    auch   das    (Kur- 
h essische  Verfassungsgesetz  §.  7);  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  16  stimmt 
im  Wesentlichen  mit  dem  Sächsischen  überein,  beruft  aber  anstatt  des  Regentschafts- 
rathes  einen  Vormundschaftsrath,  welcher  sich  aus  den  Mitgliedern  des  Geheimenrathes 
unter   dem  Vorsitze   des  Reichsverwesers  bildet";    Alte nburgs che s  Grundgesetz  §.  16 
identificirt  die  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Souverain  mit  der  Regentschaft, 
ebenso  das  Coburg-Gothas  che  Staatsgrundgesetz  §.  16:   „Der  Regirungsverweser  ist 
zugleich  persönliche^  Vormund  des  Herzogs".    Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnang  §.  16  ff.,  welche  indess  §.  22  Abs.  2  der  Mutter  des  minderjährigen  Landesftirsten 
und   nach  dieser   der  Grossmutter  von  väterlicher  Seite   das  Recht   einräumte,   bei  der 
Leitung   der  Erziehung   des   minderjährigen  Landesftirsten    „mit  ihrem  Gutachten  und 
Hechte  gehört  zu  werden".    Das   Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  27 
^chlosfl  dagegen  den  Regenten  mit  Ausnahme  der  Mutter  und  Grossmutter  von  der  Vor- 
mandschaft   des   minderjährigen   Grossherzogs   aus;   Art.  28  §.  1:   „Die  Erziehung   des 
minderjährigen  Groasherzogs  gebührt,   wenn   darüber  vom   letztregirenden  Grossherzogo 
keine  Anordnungen  getroffen  worden,  zunächst  der  leiblichen  Mutter  und  nach  dieser  der 
Grossmutter  von  väterlicher  Seite,  falls  und  so  lange  sie  nicht  anderweit  vermählt  sind"; 
§.2:    ,Jn  Ermangelung  derselben  ist  die  mit  der  Leitung  der  Erziehung  zu  beauftragende 
Person  auf  dem  in  den  Art.  23  und  34  (sc.  behuf  Erwählung  des  Regenten)  vorgesehenen 
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Drittes  Kapitel. 
Die    TTnterthanen. 


Erster  Tlt€i« 

Die    Unterthanschaft. 

I.  Begriff  und  Wesen. 

§.  451. 
Auf  dem  Unterschiede  zwischen  der  Gesammtheit  nnd  den  Einzeb^ 
zu  solcher  Gesammtheit  Verbundenen  gründet  sich  der  Begriff  der  po- 
litischen Unterthanschaft  als  des  Correlates  der  Souverainetät.  Der- 
selbe bezeichnet  das  Verhältniss  der  ausser  der  Person  des  Souverains  im 
Staate  sesshaften  Personen  zu  dem  Staate  als  dem  persönlichen  nnd  orga- 
nischen Ganzen.')  Das  Verhältniss  dieser  Menschen  -^  des  Volkes  im 
Sinne  des  Gegensatzes  zu  dem  persönlichen  Souverain  —  zum  Staate  und 
im  Staate  ist  ein  zwiefaches;  je  nachdem  dasselbe  dem  Staate  als  dem 
persönlichen,  souverainen  Wesen  oder  dem  Staate  als  dem  organisch  ge- 
ordneten Ganzen  gegenüber  begründet  ist.  Dort  stellt  sich  das  Verhältniss 
der  Unterthanen  als  eine  Unterwürfigkeit  derselben  unter  den  Willen  und 
die  Gewalt  des  Staates  dar:  denn  es  liegt  in  dem  Wesen  der  Gemeinschail, 
dass  sie  über  das  in  ihr  begriffene  Einzelne  herrsche,  und  die  Persönlich- 
keit des  Staates  ist  eine  Gewalt  desselben  über  Alle  im  Staate.  In  dem 
Organismus  der  staatlichen  Ordnung  erschemen  die  Unterthanen  dagegen 
als  ein  wesentliches  Element  des  Staatsbestandes,    eben   als  das  andere 


Wege  zu  ernennen";  §.3;  In  allen  Fällen  bedaif  es  bei  Annahme  der  übrigen  wr  Er- 
ziehung und  zum  Unterricht  erforderlichen  Personen  der  Zustimmung  des  Staatsmini- 
steriums."  Das  Schwarzburg-Sondershausensche  ^Landesgnmdgesetz  von  1857 
§.16  behält  die  näheren  Bestimmungen  auch  über  die  Erziehung  des  mindexjahrigeB 
Fürsten  einem  besonderen  Gesetze  vor.  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  25:  ,J)^ 
Regent,  mit  Ausnahme  der  Mutter  und  der  väterlichen  Grossmutter,  kann  die  Vonnnnd- 
schaft  über  den  minderjährigen  Fürsten  nicht  führen.  Im  Uebrigen  sind  in  Anschammg 
der  Vormundschaft  und  der  Erziehung  des  minderjährigen  Fürsten,  beziehungsweise  die 
hausgesetzlichen  Bestimmungen  massgebend.  In  Ermangelung  besonderer  Bestiminang 
hat  die  Vormundschaft  für  die  Erziehung  zu  sorgen.^'  —  In  mehren  deutechen  Staaten 
ist  das  fürstliche  Vormundschafbswesen  durch  die  Hausgesetze  geregelt 

^)  Dass  nur  die  Verhältnisse  der  Menschen  zum  Staate  den  Inhalt  und  Gegenstisd 
der  Unterthanenschaft  bilden  und  dass  der  Mensch  wohl  ein  politisches  Wesen,  aber  kei- 
neswegs nur  ein  politisches  Wesen  ist,  war  schon  früher  zu  betonen.  VergL  obe« 
§.  44  ff. 
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physisch-Bittliche  Element  ^  welches  ebensosehr  durch  den  elementaren  Be- 
griflf  der  Staatsoberhauptschaft  oder  Sonverainetät  bedingt  wird, '  als  diesen 
selbst  bedingt.  Aus  diesem  Zwiefachen  bildet  sich  der  BegriflF  der  Unter- 
thanen  und  zeigt  sich  deren  staatsrechtliches  Wesen  in  dieser  zwiefachen 
Richtung.  *) 

§.  452. 
Das  Unterthanenverhältniss  ist  durch  die  Zugehörigkeit  zu  diesem 
Staate  bedingt  und  ist  diese  selbst.^)  „Fremde"  d.  h.  die  nicht  in  dem 
Staate  wohnen  und  nicht  zu  dem  Volke  dieses  Staates  gehören,  stehen 
auch  nicht  in  dem  Verhältnisse  der  Unterthanen  dieses  Staates,  wenngleich 
sie  auf  dem  Gebiete  des  Staates  verweilen  und  mit  dessen  Unterthanen 
privatrechtlich  verbunden  oder  an  Gegenständen  im  Staate  privatrechtlich 
berechtigt  sind.^  Nach  zwei  Seiten  hin  kennt  aber  das  positive  Recht 
einiger  deutschen  Staaten  eine  Ausnahme:  es  findet  sich,  dass  auch  schon 
der  Erwerb  von  Grundbesitz  an  sich  das  Unterthanenverhältniss  begründet 
(Landsassiatus  plenus)*),  sowie  dass  auch  Auswandernden  das  Unterthanen- 


*)  Der  Begriff  und  das  Wesen  der  „ünterthanschaft*'  wird  lediglich  aus  dem  Be- 
griffe und  dem  Wesen  des  „Staates",  nicht  aus  dem  Gegensatze  zu  dem  persönlichen 
Staatsoberhaupte  herzuleiten  sein.  (A.  M.  von  Gerber,  Ueber  öffentliche  Rechte  S.  73  ff.) 
Geschieht  Jenes,  so  wird  die  Unterscheidung  der  dauernden  und  der  nur  zeitweiligen 
Unterthanenschaft  —  vergl.  z.  B.  Jordan,  Lehrbuch  §.  62,  Zöpfl,  Grundsätze  §  281  ff. 
—  hinwegfallen.  Denn  die  „Gäste"  oder  „Fremden"  sind  wohl  der  Staatsgewalt  unter- 
worfen, sind  aber  niemals  „Unterthanen"  des  fremden  Staates.  —  Dass  es  zur  Construction 
des  rechtlichen  Verhältnisses  der  Unterthanen  im  Staate  und  zu  der  Staatsgewalt  der 
Annahme  eines  „ünterwerfungsvertrages"  (Klub er,  Oeffentliches  Recht  §.257)  nicht  be- 
darf, liegt  wohl  auf  der  Hand. 

')  Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  12;  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  14;  Altenburgsches  §.  40.  Darum  selbstverständlich  das  Prinzip 
der  Luxemburgschen  Constitution  Art.  11,  dass  nur  Luxemburger  (geborene  oder  natu- 
ralisirte)  zu  öffentlichen  Aemtern  gelangen  können. 

')  Vergl.  oben  §.  318.  Wenn  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  40  und  94  die 
„in  einem  vorübergehenden  Verhältnisse"  zu  der  Staatsgewalt  und  dem  Lande  stehenden 
Fremden  „zeitige  Unterthanen"  nennt  und  §.  44  und  58  von  den  „altenburgschen  Unter- 
thanen, die  zugleich  Inländer  sind",  spricht,  so  ist  das  eme  allzuweite  und  nicht  gerecht- 
fertigte, auch  nicht  nothwendige  Ausdehnung  des  Begriffes  der  Unterthanenschaft.  — 
Ueber  das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  „Fremden"  im  Staate  vergl.  Held,  System 
Th.  L  S.  152  ff. 

^)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.39,  Abs.  2:  „Wenn  aber  Jemand  im  Herzog- 
thame  nur  Grundstücke  erwirbt  und  denselben  persönlich  fremd  bleibt,  so  ist  er  als  aus- 
ländischer Grundbesitzer  (Eingesessener,  Forenser  im  weiteren  Sinne)  anzusehen;" 
vergl.  mit  §.  91 :  „Ihnen  stehen  die  Rechte  der  Staatsbürgerschaft  nicht  zu.  Sie  geniessen 
jedoch  für  ihr  Eigen thum  den  dinglichen  uijd  (im  Falle  eines  zeitigen  persönlichen 
Aufenthaltes  im  Lande)  den  persönlichen  Staatsschatz.  Aus  dieser  Rücksicht  haben  sie 
den  Httldigungseid  abzuleisten,  ohne  jedoch  dadurch  das  Staatsbürgerrecht  oder  auch  nur 
das  Heimathsrecht  zu  erlangen."    Der  volle  Landsassiat,  d.  h.  die  Verbindung  des  vollen 
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recht  erhalten  bleiben  kann^  falls  der  Heimathstaat  dieses  ausdraeklich 
reservirtJ)  Bei  rein  nationalen  Staaten,  würde  auch  nur  die  Nationalität 
das  Unterthanenverhältniss  begründen  können;  in  Wirklichkeit  ist  indess 
in  den  Staaten  der  europäischen  Civilisation  der  nationale  Charakter  d^ 
Menschen  nicht  mehr  ein  Hindemiss  seines  Eintritts  in  das  Unterthanen- 
verhältniss eines  anderen  Staates.  Die  Staatsangehörigkeit  entscheidet  sieb 
nicht  mehr  nur  aus  der  Nationalität  der  Menschen,  sondern  aus  dem  po- 
sitiven Rechte  des  Staates  und  nach  den  Kegeln,  welche  dieses  über  den 
Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  feststellte.  Vor  Allem  trat  in 
den  deutschen  Staaten  als  den  vielen  Staaten  einer  Nation  hinsichtlich  des 
einzelnen  Staates  die  nationale  Eigenschaft  der  Unterthanen  ganz  zurück 
und  bestimmte  nur  das  positive  Recht  die  persönliche  Zugehörigkeit  zq 
einem  Staate.  Die  Anerkennung  eines  allgemeinen,  durch  die  partikulare 
Gesetzgebung  oder  Verwaltung  nicht  zu  modificirenden  Bundes-Indigenats 
im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  hat  den  wesentlichsten 
Schritt  zur  nationalen  Gharakterisirung  des  Unterthanenverhaltnisses  gethan/i 

§.  453. 
Die  Unterthanschaft  hat  eine  dingliche  und  zugleich  auch  persön- 
liche Bedeutung.  Der  Staat  umscfaliesst  sein  Volk  in  den  Grenzen  seines 
Staatsgebietes  und  ist  dadurch  einem  jeden  Gliede  dieses  Volkes  das 
Recht  gestattet,  auf  dem  Gebiete  des  Staates  zu  weilen  und  zu  verkehren/) 
Aber  der  Unterthan  gehört  auch  persönlich  dem  Staate  an  und  es  ist  das 
Verweilen  in  seinem  Gebiete  nicht  die  Bedingung  der  praktischen  Wirk- 


Unterthanenrechtcß  mit  dem  blossen  Erwerb  von  Grundbesitz  ist  gewiss  selten.  Die  Wir- 
kungen solchen  Erwerbes  werden  in  der  Begel  sich  nur  auf  die  politische  Qualification 
dieses  Grundbesitzes  (landsassiatus  minus  plenus)  und  auf  processualische  Angelegeoheiten 
beschränken.  Hinsichtlich  der  Preussischen  Monarchie  s.  von  Rönne,  Preussisches 
Staatsrecht  Bd.  I.  Ath.  2,  S.  8,  Note  5.  Vergl.  auch  Braun  schweig  sehe  Neue  Land- 
schaftsordnung §.  43. 

')  S.  unten  §.  466,  Note  1. 

')  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  Art.  3,  Abs.  1;  „Für  den  garara 
Umfang  des  Bundesgebietes  besteht  ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der  Wirkim^. 
dass  der  Angehörige  (Unterthan,  Staatsbürger)  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  andeni 
Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeM  und  demgemäss  zu  festem  Wohnsitz,  zum  Ge- 
werbebetrieb, zu  öffentlichen  Aemtem,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  usd  tarn 
Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Eechte  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  der 
Einheimische  zuzulassen,  auch  in  Betreff  der  Bechtsverfolgung  und  des  BechtsschotzeF 
demselben  gleich  zu  behandeln  ist;''  Abs  2:  „In  der  Ausübung  dieser  Befug^isu  darf  der 
Bundesangehörige  weder  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimath,  noch  durch  die  Obrigkeit 
eines  andern  Bundesstaates  beschränkt  werden."  In  dem  ehemaligen  Deutschen  Basde 
als  einem  reinen  Staatenbunde  konnte  es^natürUch  „Bundes -Unterthanen"  nicht  gi^^ 
Nach  der  Beichsverfassung  von  1849  §.  132  war  dagegen  ein  „Eeichsbiliigerte€ht'* 
für  alle  Angehörige  der  Staaten,  welche  das  „Deutsche  Reich"  bilden,  in  Auasidit  gesteBt. 

')  S.  oben  §.  318. 
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samkeit  des  Unterthanenverhältnisses.  0  Auch  ausserhalb  der  Grenze  des 
Heimathstaates  schuldet  der  Unterthan  demselben  Gehorsam  und  Ehr- 
erbietung, wie  der  Staat  auch  dem  Unterthan  in  der  Fremde  Schutz  zu 
gewähren  verpflichtet  ist.  So  ist  die  Unterthanenschaft  eine  persönliche 
Eigenschaft,  welche  sich  freilich  am  Bedeutungsvollsten  und  Wirksamsten 
innerhalb  der  Grenzen  des  Staatsgebietes,  in  der  Heimath,  erweist,  welche 
aber  auch  ausserhalb  derselben  Bedeutung  behält,  so  lange. überhaupt  das 
Unterthanenverhältniss  besteht/) 

§.  454. 
Die  ünterthaneneigenschaft  gewährt   im  Allgemeinen  das  Recht  der 
Niederlassung  an  jedem  Orte  innerhalb  des  Staatsgebietes,  des  freien  Ver- 
kehrs in  dessen  Grenzen,  des  Erwerbes  von  Grundeigenthum  in  jeder  Feld- 
mark und  des  Betriebes  von  GewerbeVi  aller  Art.     Durch  das  Freizügig- 
keitsgesetz des  Norddeutschen  Bundes  ist  diese  Bedeutung  des  ünterthanen- 
nexus  auch  für  das  ganze  Gebiet  dieses  Bundes,  eben  als  die  praktische 
Bedeutung  des  Buddes-Indigenats  anerkannt.^)    Das  Recht  des  Staates  hat 
»war  noch  besondere  Bedingungen  festgestellt,  unter  denen  dieser  allgemeine 
Inhalt  des  Unterthanenrechtes  im  einzelnen  Falle  geltend  gemacht  werden 
kann ;  unter  der  Voraussetzung  der  Erfüllung  dieser  Bedingungen  steht  aber 
einem  jeden  Unterthan  und  zwar  regelmässig  nur  diesem  als  solchen  die 
thatsächliche  Uebung  dieser  allgemeinen  Rechte  zu.    Es  ist  also  die  Unter- 
thanschaft  die  allgemeine  Voraussetzung  der  individuellen  gesellschaftlichen 
Rechte,  und  liegt  hierin  die  wesentlichste  Bedeutung  des  Indigenats  für  die 
äusseren  Interessen  des  Individuum.^) 


II.    Rechtliche  Bedeutung. 

.  §.  455. 
Die  Unterthanschaft*  gestaltet  sich  zu  einem  Systeme  bestimmter  und 
besonderer  Rechtsverhältnisse  und  ist  ein  wahrer  RechtsbegriflF.*)    Die  or- 


*)  Die  nähere  Ausfilhrimg  dieses  Prinzipes  ist  besonders  f&r  die  Praxis  des  Straf- 
rechtes,  namentlich  fiir  die  Frage  der  Competenz  zur  Verfolgung  der  von  dem  Inländer 
im  Auslande  begangenen  Verbrechen  wichtig. 

^)  Je  grosser  die  politische  Bedeutung  des  Staates  anderen  Staaten  gegenüber,  desto 
grösser  auch  die  Bedeutung  der  Unterthanschaft  des 'Individuum  im  Auslande.  Das  ist  der 
völkerrechtliche  Werth  des  Bundes-Indigenats  im  Norddeutschen  Bunde  für  jeden  Ange- 
hörig-en  dieses  Bundes,  dessen  Kraft  im  Stande  ist,  einem  Jeden  seiner  Angehörigen  auch 
in  der  Fremde  thatsächlich  zu  gewähren,  was  dieser  von  dem  Heimathstaate  fordern  kann. 

3)   Freizügigkeits-Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  vom  1.  November  1867  §.  1. 

*)   S.  oben  §.  63  ff. 

^)  Die  Unterthanschaft  hat  auch  eine  durchaus  ethische  Seite  und  zeigt  sich  diese 
iu  der  intimen  moralischen  Beziehung  des  Unterthanen  zu  dem  Staate  als  seinem  „Vater- 
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ganische  Natur  des  Staates  weist  auch  den  Unterthanen  eine  bestimmte 
Stellang  in  diesem  Organismus  zu,  und  begründen  sich  dadurch  bestimmte 
Beziehungen,  aus  welchen  gesetzlich  bestimmte  und  umgrenzte  Pflichten 
und  Bechte  henrorgehen.  I>er  Zustand  des  Unterthan-Seins  oder  die 
Unterwtlrfigkeit  unter  die  Glewalt  des  Staates  ist  wenn  auch  die  näch^ 
so  doch  keineswegs  die  einzige  Bedeutung  des  Unterthanenverhältniflses, 
vielmehr  wird  dieses  erst  durch  die  Herausbildung  eines  bestimmten  Bechtes 
der  Unterthanen  im  Staate  zu  einem  organischen  Theile  des  Staates  und 
dieser  selbst  erst  dadurch  zu  einem  organischen  Ganzen.  Auch  jene  Unter- 
würfigkeit ist  seit  der  Unterscheidung  des  politischen  Wesens  der  HenscheL 
von  dem  individuellen  nach  Inhalt  und  Umfang  rechtlich  bestimmt,  eben  in 
der  Weise,  wie  die  organische  Natur  des  Staates  die  Individuen  beanspruchte 
und  berechtigte  und  wie  das  Becht  die  Grenze  dieser  Ansprüche  und  Be- 
rechtigungen zog  (constitutionelle  Unterthanen). 

§.  456. 
Die  rechtlichen  Verhältnisse  und  Beziehungen  der  Unterthanen  sind 
durchaus  politischer  Natur  d.  h.  sie  haben  ihren  Grund  und  ihr  Ziel  (rüo^ 
nur  in  dem  Wesen  des  Staates. ')  Sie  stehen  darum  unter  den  Begeln  de» 
öffentlichen  Bechtes,  wie  die  nichtpolitischen  Bechtsverkältnisse  der  Men- 
schen im  Staate  der  Herrschaft  des  bürgerlichen  oder  des  Priv£^t-Becht«s 
unterworfen  sind.  So  sind  auch  jene  nur  durch  die  Begründung  des  Unt^^r- 
thanenverhältnisses  zu  erwerben,  während  der  Begriff  und  das  Wesen  des 
Staates  der  Ertheilung  der  privatrechtlichen  Beziehungen  an  die  Menschen 
als  solche,  also  auch  an  die  „Fremden"  im  Staate  Nichts  entgegenstellen.') 


lande",  in  der  Treue  und  Liebe  zu  diesem.  Das  Recht  hat  diese  moralischen  Pfiichteß 
und  Tagenden  der  Unterthanen  nicht  zum  Gegenstande,  aber  wohl  findet  sich  die  Intr- 
kennung  derselben  auch  in  positiv-rechtlichen  Grundsätzen.  Wenn  z.  B.  den  ünterthaner 
untersagt  ist,  ohne  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Monarchen  von  einer  auswärtigen  Macht 
weder  Gehalt  noch  Ehrenzeichen  anzunehmen  (Baiersche»  Verfassungsgesetz  Tit.  H. 
§.  14),  so  ist  das  Motiv  dieses  Verhotes  doch  vor  Allem  die  sittliche  Pflicht  des  Unter- 
thanen, dem  Vaterlande  zuerst  und  treu  zu  dienen.  Auch  den  Grundsatz  der  Nicht- Aus- 
lieferung von  Unterthanen  zum  strafrechtlichen  Verfahren  eines  anderen  Staates  liegt  das 
Bewusstsein  der  intimen  Beziehungen  des  Staates  zu  seinen  Unterthanen  und  dieser  n 
jenem  zum  Grunde. 

»)  Held,  System  Th.  I.  S.  260:  „Die  s.  g.  politischen  Rechte  sind  ihrem  Wesen  na*t 
Pflichten  der  liürger  als  solcher  gegen  den  Staat  als  solchem,  und  ihre  Erfulliag 
ist  eine  grundsätzlich  ahsolut  nothwendige.*' 

*)  S.  oben  §.  3  ff.  Ein  Anderes  ist  aber ,  ob  äussere  Rücksichten  den  Staat  rerai* 
lassen ,  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Fremden  in  einigen  Beziehungen  beson«lt  r^ 
zu  gestalten ,  wie  z.  B.  in  processualischer  Hinsicht  nachtheiliger  durch  das  Erfbrdcnxi^ 
der  Bestellung  von  Processcautionen.  Solche  besonderen  Rechte  pflegen  nicht  um  dt^ 
Staates  oder  um  der  Unterthanen  willen,  sondern  lediglich  aus  äusseren  Gründen,  wi» 
z.  B.  wegen  des  Mangels  einer  genügenden  Bechtshülfe  Seitens  des  Heiniathstaates  de« 
Ausländers  begründet  zu  sein. 
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Streitigkeiten  über  den  individuellen  Antheil  an  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Unterthanen  sind  darum  an  die  Entscheidungen  der  politischen  Behör- 
den verwiesen  und  der  Competenz  der  Gerichte  entzogen.  Denn  diese  er- 
kennen nur  über  die  Frage  des  Mein  und  Dein^  das  Recht  des  Unter- 
thanen eignet  diesen  aber  nicht  dem  „Staate"  gegenüber,  sondern  nur 
in  dem  Staate.*) 


III.  Subjecte. 
1,   Die  staatsrechtlichen  Personen. 

§.  457. 
Die  Subjecte,  welche  in  dem  Unterthanenvferhältnisse  stehen  —  Unter- 
thanen, Landeseinwohner,  Staatsangehörige,  Staatsbürger'),  Staatsgenossen') 
—  sind  zunächst  physische  Personen  d.  h.  die  Menschen,  welche  das 
Volk  des  Staates  bilden  und  nicht  der  persönliche  Repräsentant  der  Staats- 
gewalt sind.    Da  der  Mensch  als  willens-  und  handlungsfähiges  Wesen 
allein  im  Stande  ist,  an  dem  politischen  Leben  des  Staates  selbstbewusst 
sich  zu  betheiligen,  so  fallen  begrifflich  nur  die  physischen  Personen  im 
Volke  unter  den  BegriflF  der  Unterthanen.    Allein  das  positive  Staatsrecht 
hat  auch  in  der  Weise  des  Privatrechts  ausser  den  physischen  Personen 
noch  Subjecte  des  Unterthanenverhältnisses  anerkannt,  welche  ohne  physische 
Personen  zu  sein  doch  in  gewissen  staatsrechtlichen  Hinsichten  gleich  wie 
solche  betrachtet  werden  sollen.    Die  politische  Rechtssphäre  dieser  fingirten 
Unterthanen  ist  aber  je  eine  besondere  und  viel  engere  als  die  der  physi- 
schen Personen  im  Staate.    Wie  das  Privatrecht  die  juristischen  Personen 
nur  auf  dem  Gebiete  des  Vermögensrechtes  kennt,  so  beschränkt  sich  auch 
die   Unterthaneneigenschaft  der  staatsrechtlich  fingirten  Personen  nur  auf 


')  Singular  ist  das  Prinzip  der  Luxemburgschen  Constitution  Art  85,  dass  die 
Streitigkeiten,  welche  politische  Rechte  zum  Gegenstande  haben,  zum  Ressort  der  Gerichts- 
behörden gehören,  „vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Ausnahmen".  In  den  übrigen  deutschen 
Staaten  wird  wohl  allgemein  die  Regel  gelten,  dass  über  die  politischen  Rechte  und 
Pflichten  der  Unterthanen  nicht  die  Gerichte,  sondern  Administrativ-Behörden  entscheiden. 
Die  Theorie  schwankt  noch.  Etliche  weisen  alle  Klagen  der  Unterthanen  über  Rechtsver- 
letzungen durch  den  Staat  den  Gerichten  zu  (vergl.  Mittermaier,  Archiv  für  civilistische 
Praxis  Bd.  IV.  S.  311  flF.;  Bd.  XÜ.  S.  393  fF ;  Pfeifer,  Praktische  Ausführungen  Bd.  HL 
S.  181  ff.;  Jordan  in  Weiske's  Rechtslexicon  Art.  „Administrativ- Justiz " ;  Andere  (R.  von 
Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  Th.  I.  S.  394)  glauben  indess,  das  öffentliche  Leben 
und  sein  Recht  nitht  der  richterlichen  Gewalt  in  die  Hände  geben  zu  dürfen. 

•)  „Staatsbürger"  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  verstanden.  In  einem  engeren  Sinne 
werden  damit  besonders  qualificirte  Unterthanen  verstanden.    Vergl.  unten  §.  507  ff. 

^)   „  Staatsgenossen "  nennen  die  Repuliken  ihre  Unterthanen. 
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die  bestimmten  Angelegenheiten;  bei  welchen  um  des  Staates  and  um  dieser 
Subjecte  selbst  willen  auch  eine  Gesammtheit  von  Individuen  als  ein  staats- 
rechtlicher ünterthan  gedacht  werden  muss.  Diese  Subjecte  sind  die  po- 
litischen Gemeinden.  Diese  haben  in  der  Regel  auch  und  wohl  an 
ersteh  Stelle  das  Recht  der  privatrechlichen  juristischen  Personen  oder  Cor- 
porationen,  allein  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  tritt  diese  Eigenschaft  der- 
selben ganz  zurück  und  zeigen  sich  dieselben  nur  a|s  staatsrechtlich  fingirte 
Unterthanen.  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  derselben  ist  von  der  der 
physischen  Unterthanen  wesentlich  verschieden,  da  nur  ein  bestimmter 
Theil  der  Pflichten  und  Rechte  der  Unterthanen  diesen  Subj«cten  zustehen, 
aber  auch  Rechte  verliehen  sind,  welche  den  einzelnen  Unterthanen  gar 
nicht  eignen.  Die  Rechtsverhältnisse  dieser  beiden  Arten  der  Unterthanen- 
Subjecte,  der  physischen  und  der  staatsrechtlich  fingirten  oder  der  persön- 
lichen Unterthanen  und  der  Gemeinden,  sind  daher  zwei  verschiedene  Theile 
des*  staatsrechtlichen  Systems. 

2.   Beeinflussnng  der  politischen  Eigenschaften  der  Unterthanen. 

§.  458. 
Der    Begiiff    der   Unterthanschaft    vernichtet    die    Individualität  der 
Unterthanen  nicht,  vielmehr  ist  dieser  gerade  in  den  Staaten  christlicher 
Bildung  die  freieste  Entfaltung  gestattet.    Die  Verschiedenheit  der  indivi- 
duellen Entwicklung  der  Unterthanen  zeigt  sich  aber  auch  in  dem  Leben 
des  Staates  wie  in  seinem  Organismus  nicht  bedeutungslos,  da  ja  ancb 
nach  dem  Grade  der  individuellen  geistigen  und   körperlichen   Kraft  des 
Einzelnen  sich  der  Grad  des  Interesses,  welches  derselbe  an  dem  politi- 
schen Leben  nimmt,  und  der  ^rad  und  die  Art  der  Bedeutung,  welche  der 
Einzelne  flir  den  Staat  hat,  bestimmt.    Vor  •Allem  tritt  die  Besonderheit 
hervor,  welche  das  Individuum  durch  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Berufskreise  oder  durch  die  Antheilnahme  an  der  gemeinsamen  Arbeit  und 
an  den  gleichen  socialen,  sittlichen  und  politischen  Interessen  Anderer  er- 
halten..  Durch  die  Mitgliedschaft  in  einem  „Stande"  gewinnt  auch  das 
Individuum  eine  besondere  Beziehung  zu  dem  Staate,  und  seine  allgemeine 
politische  Bedeutung  oder  die  allgemeine  Unterthanen  -  Eigelischaft  des  In- 
dividuum wird  durch  jene  Standeseigenschaft  besonders  qualificirt,  ohne 
dass  aber  das  allgemeine  Unterthanen- Wesen  des  Individuum  daflurch  ver- 
ändert  würde.     Im  Allgemeinen   ist   es   der   industrielle   Beruf,  die 
geistige  Thätigkeit  und  der  Staatsdienst,  was  dem  Individnuiu  eine 
besondere  politische  Qualification  verleiht.^) 


*)  Unnöthige   Spezialisirung  der   Standesyerschiedenheiten    der  Unterthanen  s.  t»"' 
Kluber,  Ocffentliches  Recht  §.  258  flf.,  namentlich  auch  §.  267.  —  Wenn  in  einem  In^i" 
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A.    Durch  den  geistig-sittlichen  Bejuf. 

§.  459. 
Die  verwandten  nnd  doch  gegen  einander  selbständigen  Interessen  des 
geistigen  und  sittlichen  Lebens  haben  in  dem  Grade^  welchen  die  intellec- 
taelle  und  sittliche  Veranlagung  der  deutschen  Nation  bestimmte^  den  l^en- 
sehen,  welche  ihrer  Pflege  sich  activ  widmen,  eine  auch  äusserlich  hervor- 
tretende Stellung  gegeben.  Die  unberechenbare  Bedeutung,  welche  die  von 
diesen  vertretenen  Interessen  der  Cultur  beanspruchen,  \s\  auch  ftlr  den 
Staat  und  sein  Leben  nicht  zu  übersehen.  -Wie  es  des  Staates  ist,  diesen 
Interessen  die  äusseren  Bedingungen  einer  selbständigen  und  freien  Ent- 
faltung zu  verschaffen  und  zu  sichern,  so  kntlpft  diese  wechselseitige  Be- 
ziehung auch  zwischen  dem  Staate  und  den  individuellen  Vertretern  des 
sittlichen  d.  h.  in  den  deutschen  Staaten  des  christlich -sittlichen  Lebens 
und  der  Wissenschaft  ein  Band,  welches  auch  in  dem  Rechte  des  Staates 
nicht  unbeachtet  geblieben  ist.  Zwar  diese  Individuen  bedürfen  als  solche 
nicht  einer  Bevorzugung  in  den  Rechten  oder  Pflichten  gegen  den  Staat 
und  sind  die  individuellen  staatsrechtlichen  Beziehungen  dieser  Unterthanen 
nicht  besondere;  wohl  aber  hat  das  Standes-Interesse  der  christlichen  Geist- 
lichkeit und  der  Gelehrten  sowohl  im  eigenen  wie  im  Interesse  des  Staates 
einen  Anspmch  auf  Berücksichtigung,  wenn  die  Gesamratheit  der  Unter- 
thanen nach  einem  politischen  Ausdruck  suchen  muss. 

B.    Durch  industrielle  Bestrebungen. 

§'  460. 
Die  industriellen  Interessen  umziehen  die  Individuen  mit  mancherlei 
Kreisen,  in.  denen  diese  alsdann  unter  der  Macht  der  gemeinschaftlichen  Be- 
strebungen als  Genossenschaften  mit  mehr  oder  mhider  gefestigtem  Organis- 
miis  oder  aber  auch  in  vorwiegend  individueller  Eigenschaft  stehen.  Diese 
socialen  Beziehungen  und  Bestrebungen  der  Menschen  reflectiren  auch  auf  die 
politische  Bedeutung  derselben  als  Unterthanen.  Denn  dieselben  bestimmen 
mit  dem  materiellen  Zustande  der  Unterthanen  auch  das  Interesse,  welches 
der  Staat  an  ihnen  und  welches  sie  an  dem  Staate  haben.  Bei  gar  man- 
chen Fragen'  des  öffentlichen  Lebens  sieht  der  Staat  sich  nur  seinen  Unter- 
thanen als  den  socialen  Ständen  gegenüber.  So  namentlich  auf  dem  Ge- 
biete seines  Finanzrechtes,  auf  welchem  gerade  die  socialen  Interessen  und 
Zustände  der  Unterthanen  dem  Gesetze  des  Staates  die  Richtung  und  den 
Gegenstand  geben  müssen.  Die  individuelle  Verpflichtung,  zu  den  Lasten 
des  Staates  zu  concurriren,  bemisst  sich  vor  Allem  aus  der  socialen  Be- 

vidnum  mehre  Gründe  einer  besonderen  politischen  Qualification  zasamraentreffen,  so  wird 
in   der  Eegel  nur  ein  Grund  wirksam  sein. 
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deutang  der  Individuen.  Dennoch  -aber  ist  die  Macht  dieser  socialen  Inter- 
essen nicht  so  stark,  einen  Unterschied  in  den  staatsrechtlichen  Verhält- 
nissen der  Unterthanen  zu  einander  zu  begründen  und  findet  selbst  die 
sociale  Bedeutung  der  Unterscheidung  der  drei  oder  vier  Stände  in  dem 
Rechte  der  Unterthanen  nur  dann  Berücksichtigung,  wenn  die  Gesammtbeit 
der  Unterthanen  das  handelnde  Subject  ist  und  die  Bildung  eines  dieselbe 
repräsentirenden  Organes  auch  auf  jene  Unterschiede  zurückgreift. 

C/  Durch  die  s-taatsdienstliche  Stellung. 

'  §.  461. 
Auf  specifisch  politischem  Grunde  beruht  der  Stand  der  Staatsdiener 
als  derjenigen  Unterthanen,  welche  ihre  geistige  und  physische  Kraft  dem 
Leben  des  Staates  widmen  und  diesem  zur  ErftlUung  seiner  Lebensaufgaben 
in  bestimmten  Sphären  diensam  sind.  Dem  Staate  stehen  sie  ungleich 
näher,  da  sie  die  bestimmten  und  ausschliesslichen  Organe  seines  Handelns 
sind;  so  ist  auch  der  Staat  ihnen  in  besonderer  Weise  verpflichtet,  und  es 
bilden  sich  ftlr  die  Staatsdiener  mancherlei  besondere  RechtsverhältDisse 
eben  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  eben  so  consequent 
aus  dem  Begriffe  des  Staatsdienstes  hervorgehen,  als  sie  nur  fbr  die  Staate- 
diener  begründet  sein  können.  Alle  diese  besonderen  staatsrechtlichcD  Be- 
ziehungen berühren  indess  an  keinem  Punkte  das  Unterthanenverhältni^' 
der  Staatsdiener.  Diese  bleiben  in  Rechten  und  Pflichten  ganz  in  dem 
weiten  Kreise  der  Unterthanen  stehen.  W^s  das  öffentliche  Recht  für  sie 
Besonderes  hat,  liegt  ausserhalb  der  Sphäre  des  allgemeinen  Untertbanen- 
verhältnisses ,  so  dass  kein  in  demselben  begründetes  Recht  und  keine  iu 
demselben  begründete  Pflicht  durch  das  besondere  Rechtsverhältniss  der 
Staatsdiener  verändert,  weder  erweitert  noch  verringert  wird.*)  Nur  deß 
Militair  kann  in  Folge  seines  besonderen  Berufes  nicht  immer  das  volle 
Mass  der  individuellen  Freiheit  und  Rechte  belassen  sein  und  hat  anch  i^ 
deutsche  Staatsrecht  Ausnahmen  von  dem  allgemeinen  Unterthanenrecbte 
ftlr  das  Militair  begründet.^  Einen  politischen  „Stand"  in  dem  Sinne, 
dass  der  Gesammtbeit  der  Staatsdiener,  sei  es  im  Civil-  oder  im  Militair- 
dicnste,  eine  besondere  politische  Stellung  gegeben  sei,  giebt  es  indess 
nicht   und   von   einem   Staatsdienerstande   lässt   sich   nur   in   dem    Sinue 


*)  Das  einzige  Verfassungsgesetz,  welches  noch  gewissen  Klassen  der  Staatsdiener  ab 
solchen  einige  politische  Vorrechte  zusichert,  ist  das  Baiersche  (1818),  vergL  Tit  V. 
§.  1 :  „Die  Eronbeamten  sind  durch  ihre  Beichswüfden  Mitglieder  der  erst-en  Kjunnier  ie 
der  Ständeversammlung",  und  §.  5,  wonach  die  CoUegialräthe  und  höheren  Beanit**n  i^^'D 
den  Vorrechten  des  Adels  das  Recht  der  Sigelinässigkeit  und  das  Privilegiom,  dasiss  üit 
Söhne  ihrer  Militairpflicht  als  Cadetten  goif&gen,  besitzen. 

')  So  z.  B.  Beschränkung  des  allgemeinen  Vereinsrechtes  hinsichtlich  der  bewafiiKtA 
Macht 
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spreeheD,  dass  die  staatsrechtlichep  Verhältnisse  der  Staatsdiener  prinzipiell 
and  regelmässig  dieselben  sind/) 


IV.   Entstehung  und  Endigung  der  Unterthanschaft. 
1.    Entstehnng. 

§.  462. 
Der  nächste  nnd  eigentlichste  Grand  der  Entstehung  des  Unterthanen- 
Terhältnisses  ist  die  Geburt  von  Eltern,  welche  bereits  in  diesem  standen, 
sei  es  dass  dieses  hinsichtlich  des  legitimen  Vaters  oder  hinsichtlich  der 
'  unehelichen  Mutter  der  Fall  ist.')  Der  Grundsatz,  dass  das  eheliche  Kind 
dem  Vater,  das  uneheliche  aber  der  Mutter  in  Ansehung  des  Wohn-  und 
Unterthanenrechtes  folge,  ist  wohl  ein  allgemeiner  der  deutschen  Staaten.^) 
Ausser  aus  diesem  nationalen  Grunde,  welcher  der  regelmässige  und  natür- 
lichste ist,  entsteht  das  Unterthanenverhältniss  aber  auch  als  von  selbst 
eintretende  Folge  anderer  Ereignisse,  welche  das  Individuum  hi 
solche  Beziehungen  zu  dem  (neuen)  Staate  brachte,  dass  die  Aufnahme 
desselben  in  den  Unterthanenverband  nothwendig  sein  musste.  Diese  Er- 
eignisse sind  a)  die  völkerrechtliche  Einverleibung,  sei  es  des  ganzen  Staates 
oder  eines  Gebietes  desselben  hinsichtlich  der  darauf  Wohnhaften,  falls 
nicht  etwa  in  dem  betreffenden  Staatenvertrage  ein  Anderes  stipulirt  wor- 
den*/) b)  die  Anstellung  Jemandes  in  dem  Staatsdienste  eines  anderen 
Staates;*)  und  c)  die  Verheirathung  hinsichtlich  der  einem  anderen  Staate 
angehörig  gewesenen  Frau.^  *  In  allen  diesen  Fällen  treten  die  betreffenden 


^)  S.  unten  die  Darstellung  des  Bechtes  des  Staatsdienstes. 

*^)  Nur  dem  Eingebornen  ist  der  Staat  zugleich  das  Vaterland  ini  eigentlichen 
Sinne  des  Wortes. 

2)  Vergl.  auch  den  s.  g.  Gothaer  Vertrag  vom  15.  Juli  1851  §.  3  ff.,  in  welchem 
wenigstens  die  Vertragsstaaten  gegen  einander  dieses  Prinzip  anerkannt  haben. 

*)  So  enthielt  z.  B.  der  Preussisch-Oldenburgsche  Staatsvertrag  über  die  Er- 
werbung der  Jadegebiete  vom  20.  Juli  1853  Art.  8  die  Bestimmung,  dass  die  Bewohner 
dieser  Gebiete  auch  hinfort  als  Oldeuburgsche  im  Königreich  Preussen  angesessene  Unter- 
tbanen  betrachtet  werden  sollen,  sofern  sie  die  Aufnahme  in  den  Preussischen  Unter- 
thanenverband nicht  wünschen  und  Solches  innerhalb  Jahresfrist  nach  der  Preussischen 
Besitzergreifung  erklärt  baben. 

*)  Vergl.  Preussisches  Gesetz  vom  31.  December  1842  §.  6;  Würtembergsches 
Verfassungsgesetz  §.  19  a.  E.,  welches  jedoch  in  diesem  Falle  das  Staatsbürgerrdbht  nur 
auf  die  Dauer  der  Dienstzeit  dem  Angestellten  verleiht;  Badensches  §.  9  Abs.  2:  „AUe 
Auslander,  welchen  Wir  ein  Staatsamt  conferiren,  erhalten  durch  diese  Verleihung  un- 
mittelbar das  Indigenat';  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  41,  c;  „Durch  Verleihung 
eines  Staats-,  Kirchen-  oder  Schulamtes,  durch  Eintritt  in  den  Militairdienst  und  defini- 
tive Anstellung  ia  Hofdienst." 

^  S.  die  Gesetzesstellen  in  folgender  Not»  3. 
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Individaen  ohne  Weiteres  mit  dem  Eintritt  jener  Ereignisse  in  das  neue 
Unterthanenverhältniss  ein.  ^)  Endlich  kann  das  Unterthanenrecht  auf  be- 
sonderes  Ansuchen  von  dem  Staate  einem  „Fremden"  verliehen 
werden  und  hat  das  positive  Recht  eines  jeden  Staates  die  BedingUDgen 
und  Voraussetzungen  einer  solchen  Verleihung  zu  bestimmen.')  Die  deut- 
schen Verfassungsgesetze  pflegen  auf  besondere  Gesetze  hierüber  zu  ver- 
weisen, einige  haben  aber  selbst  die  allgemeinen  Grundsätze  in  sich  auf- 
genommen.^    Alle   diese   Fälle   des    Erwerbes   eines    ünterthanenrechtes, 


*)  Die  Aufnahme  in  den  Unterthanenverband  einen  „Vertrag  zwischen  dem  Volke  nnJ 
dem  Aufzunehmenden"  zu  nennen  (Jordan  Lehrhuch  §.  64),  ist  nicht  8taat«rechtiich ,  da 
der  Aufzunehmende  auf  den  Inhalt  dieses  „Vei-trages"  gar  nicht  einwirken  kann. 

*)  So  erklärte  der  vorstehend  erwähnte  Vertrag  über  die  Abtretung  der  Jjidegebietf 
an  Preussen  Art  8,  dass  die  Bewohner  derselben  durch  jene  Erklärung  ohne  V7eitere? 
in  den  Preussischen  Unterthanenverband  aufgenommen  seien.  Vergl.  auch  den  in  vor- 
stehender Note  5  citirten  §.9  des  Baden  sehen  Verfassungsgesetzes:  „—  erhalten  durch 
diese  Verleihung  unmittelbar  das  Indigenat. 

•  ^)  VergL  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  3:  „Die  Verfassung  und  das  Geseti 
bestimmen,  unter  welchen  Bedingungen  die  Eigenschaft  eines  Preussen  und  die  staats- 
bürgerlichen Rechte  erworben,  ausgeübt  oder  verloren  werden",    und   dazu  das  Gesetz 

vom  31.  December  1842;  Baiersches  Verfas^ungsgesetz  Tit.  IV  §.  1:   „ wird  das 

Indigenat  erfordert,  welches  entweder  durch  die  Geburt  oder  durch  die  Natnralisirun? 
nach  den  näheren  Bestimmungen  des  Edictes  über  das  Indigenat  erworben  wird";  Säch- 
sisches Verfassungsgesetz  §.  25  (ähnlich  wie  das  Preussische  Art  3)  und  dazu  das  Ge- 
setz über  das  Heimathsrecht  vom  2B.  November  1834 ;  Würtemhergsches  Verfassun^- 
gesetz  §.19.  »Das  Staatsbürgerreoht  wird  theils  durch  Geburt,  wenn  bei  ehelich  Geborenen 
der  Vater  oder  bei  Unehelichen  die  Mutter  das  Staatsbürgerrecht  hat,  theils  durch  Auf- 
nahme erworben";  Grossherzoglich  Hessisches  §.  13:  „Das  Recht  eines  InHnders 
(Indigenat)  wird  erworben:  1)  durch  die  Geburt  für  denjenigen,  dessen  Vater  oder  Müt«r 
damals  Inländer  waren;  2)  durch  Verheirathung  einer  Ausländerin  mit  einem  Inländer = 
3)  durch  Verleihung  eines  Staatsamts;  4)  durch  besondere  Aufnahme";  Luxemburgsches 
Art.  9:  „La  qualit6  de  Luxembourgeois  s'acquiert,  se  conserve  et  se  perd  d'aprös  les 
regles  determinöes  par  la  loi  civile";  Art.  10:  „La  naturalisation  est  aecordee  par  lo 
pouvoir  legislativ";  Meiningensches  Grundgesetz  §.6:  „Unterthanen  sind  diejenigeD, 
welche  von  inländischen  Eltern  geboren  sind,  das  ist:  bei  ehelichen  Kindern,  deren  Vater, 
und  bei  unehelichen,  deren  Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  im  Unterthanenverband 
stand;  ferner  diejenigen,  welche  das  Bürger-  oder  Nachbarrecht  eines  Orts  erlangen,  oder 
in  den  Staatsdienst  aufgenommen  werden."  —  In  wiefern  blosser  zehnjähriger  Aufenthalt 

den  Fremden  Ünterthanenrechte  gebe,  hängt von  den  bestehenden  Verordnungen 

in  einzelnen  La^destheilen  und  von  Verträgen  mit  anderen  Staaten  ab";  Altenburg- 
sches  Grundgesetz  §.  41:  „Zur  Begründung  der  Landesunterthanschaft  genügt  dat' 
Heimafhsrecht  (Wohnrecht,  Indigenat)  im  Herzogthume,  welches  erlangt  wird:  a)  durch 
die  Geburt  von  einer  Mutter,  welche  in  stehender  Ehe  mit  einem  altenbnrgschen  ünter- 
than  lebt,  oder  (im  Falle  einer  ausserehelichen  Geburt)  welche  sich  im  Ünterthanenver* 
bände  befindet.  —  t-  b)  durch  eine  den  Landesgesetzen  gemässe  Verheirathung  einer 
Ausländerin  mit  einem  Landesunterthan;  c)  durch  Verleihung  eines  Staatsamtes  etc. 
(s.  vorstehende  Note  5) ;  d)  durch  Aufnahme  in  eine  Gemeinde  des  Lande»  und  e)  durch  Be- 
leihung mit  einem  Rittergute;   Meckleflburgsche  Verordnung  betreffend  den  Erwerb 
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welches  nicht  schon  durch  die  Geburt  überkommen  war,  sind  unter  der 
Bezeichnung  Naturalisation  im  Gegensatze  zu  dem  Indigenat  begri£fen. 
Hinsichtlich  der  staatsrechtlichen  Wirkungen  stehen  Indigenat  und  Naturali- 
sation sich  Yöllig  gleich.') 

§.  463. 
Grade  für  die  Frage  der  concreten  Staatsangehörigkeit  zeigte  die  Zer- 
theilang  Deutschlands  in  so  viele  souveraine  Staaten  sich  von  grösstem 
Naehtheile  und  drängten  diese  zu  Verträgen,  mittelst  welcher  dieselben 
unter  sich  gewisse  Bedingungen  feststellten,  unter  denen  sie  unter  sich  die 
Frage  der  Staatsangehörigkeit  eines  Individuum  entscheiden  wollten.  Der 
8.  g.  Gothaer  Vertrag  vom  15.  Juli  1851,*)  welchen  Preussen  mit 
mehren  anderen  deutschen  Staaten  schloss  und  welchem  später  die  übrigen 
denlfichen  (nur  Oestreich  ausgeschlossen)  beitraten,  regelte  die  Voraus- 
setzongen,  unter  welchen  ein  Staat  die  Ausweisung  eines  Individuum  als 
des  nicht  zum  Staate  gehörigen  verfügen  dürfte,  beziehungsweise  unter 
welchen  derselbe  den  anderswo  Ausgewiesenen  aufnehmen  müsse.  Dieser 
Vertrag  hatte  indess  nur  die  Absicht,  das  polizeiliche  Verfahren  hinsichtlich 
der  Heimathlosen  zu  erleichtern  und  zu  vereinfachen,  eine  positive  Beein- 
fiassung  der  partikularen  Gesetzgebung  über  das  Heimaths-  und  Staats- 
bürgerreeht  lag  noch  nicht  darin.  Öas  günstigste  Resultat  für  den  Heimath- 
losen war  nur  die  grössere  Sicherheit,  von  irgend  einem  der  deutschen 
Staaten  nicht  ausgewiesen  werden  zu  können.    Hinsichlich  der  Bedingungen 


mä  Verlust  der  Eigenschaft  eines  Mecklenboigischeu  Unterthans  vom  1.  Junios  1853; 
Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  30:  »Das  Recht  eines  Oldenburg!- 
sehen  Staatsbürgers'  (Staatsangehörigkeit)  und  das  damit  verbundene  Ortsbürgerrecht 
((lemeindeangehörigkeit)  wird  erworben  und  verloren  nach  den  näheren  Bestimmungen 
der  Gesetze";  Anh.alt-Bernburgsches  Landes  Verfassungsgesetz  §.  3:  r^as  Staats- 
bärgerrecht  wird  unter  den  im  Gesetze  aufgestellten  Bedingungen  erworben  und  verloren" ; 
Schwarzburg-Sondershausensches  Yerfassungsgesetz  von  1849  §.2  (wie  das  An- 
bält-Bemburgsche  §.  3);  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  für  Reuss-Schleiz  von  1852  §.  5 
(•le3gleichen). 

")  Vergl.  Luxembargsche  Constitution  Art.  10  (vergl.  vorstehende  Note):  r.EBe 
senle  ila  naturalisation)  assimile  T^tranger  au  Luxembourgeois  pour  Texercice  des  droits 
politiqQes.**  Ein  Anderes  sagt  auch  nicht,  wenn  einige  Verfassungsgesetze  hinsichtlich 
der  Verleihung  von  Dienststellen  den  „Landeseingeborenen",  „bei  gleicher  Tüchtigkeit" 
den  Vorzug  vor  „Fremden"  geben;  vergl.  z.  B.  Würtembergsches  Verfassungsgesetz 
§•  44;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  61.  Denn  hier  handelt  es  sich  nur  um  die  Be- 
rufung eines  Ausländers  in« den  Staat,  nicht  um  die  Berücksichtignng  eines  bereits  Na- 
tuTalisirten.  Dieser  hat  gleiche  Ansprüche  mit  dem  Eingeborenen.  Vergl.  Baiersches 
Verfassungsgesetz  Tit.  IV  §.4:  „Kronämter  etc.  —  —  können  nur  Eingebomen  oder 
verfassungsmässig  Naturalisirten  ertheilt  werden."  Uebrigens  wird  der  Ausdruck  „Indi- 
genat" auch  in  anderem  Sinne,  wie  das  in  vorstehender  Note  erwähnte  Baiersche  Ver- 
fasnmgsgesetz  Tit.  IV  §.  1  beweist,  gebraucht,  nämlich  zur  Bezeichnung  des  Ünterthanen- 
rechtes  selbst. 

*)  Mit  dem  s.  g.  Eisenacher  Schlussprotokoll  vom  25.  JuU  1854. 
Grotafend,  StMtsrecht.  29 
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des  Erwerbes  oder  Verlustes  des  Unterthanenrechtes  war  dadurch  ftlr  eine 
nationalere  Gestaltung  der  Gesetzgebung  Nichts  gewonnen.*) 

§.  464. 
Gründlicher  und  zu  grösserem  Segen  wirkte  die  Errichtung  des  Nord- 
deutschen Bundes,  welcher  die  Consequenz  seiner  strengeren  und  entschie- 
deneren bundesstaatlichen  Natur  fast  zuerst  zu  Gunsten  der  politiscben 
Sesshaftigkeit  der  von  ihm  umschlossenen  Unterthanen  geltend  macbte. 
Die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  hat  für  den  ganzen  Umfang 
des  Bundesgebietes  ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der  Wirkung  ge- 
schaflFen,  dass  der  Angehörige  (Unterthan,  Staatsbürger)  eines  jeden  Bundes- 
staates in  jedem  anderen  Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  und  dem- 
gemäss  zum  festen  Wohnsitz,  zum  Gewerbebetrieb,  zu  öflfentlichen  Aemtera, 
zur  Erwerbung  von  Grundstücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts 
und  zum  Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Vor- 
aussetzungen wie  der  Einheimische  zuzulassen,  auch  in  Betreff  der  Rechts- 
verfolgung  und  des  Rechtsschutzes  demselben  gleich  zu  behandeln  ist.^ 
Dadurch  sind  in  Wahrheit  Unterthanen  des  Norddeutschen  Bundes  ge- 
schaffen —  die  dem  ehemaligen  Deutschen  Bunde  fehlten  — ,  wie  denn 
auch  alle  Bundesangehörige  dem  Auslande  gegenüber  gleichmässig  Ansprach 
auf  den  Bundesschutz  haben. ^  Weder  die  Obrigkeit  seiner  Heimath  noch 
die  Obrigkeit  eines  anderen  Bundesstaates  darf  den  Bundesangehörigen  m 
der  Ausübung  jener  mit  dem  gemeinsamen  Indigenat  gegebenen  Befugnisse 


*)  Die  Bedeutung  des  b.  g.  Gothaer  Vertrages  erheUt  schon  aus  deinf.  1  deaBelben: 
„Jede  der  contrahircnden  Reginmgen  verpflichtet  sich,  a)  diejenigen  Individnen,  welche 
noch  fortdauernd  ihre  Angehörigen  (Pnterthanen)  sind,  und  b)  ihre  vormaligen  Auge- 
hörigen  (Unterthanen),  auch  wenn  sie  die  Unterthanschaft  nach  der  inländischen  Gesetz- 
gebung bereits  verloren  haben,  so  lange,  als  sie  nicht  dem  anderen  Staate  nach  dess^^E 
eigener  Gesetzgebung  angehörig  geworden  sind,  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  wieder 
zu  übernehmen."  Hinsichtlich  der  Grundsätze  der  „inländischen  Gesetzgebung"  über  deB 
Erwerb  oder  Verlust  der  Unterthanschaft  war  damit  Nichts  gesagt,  auch  war  durch  diesen 
Vertrag  keinerlei  Einfluss  darauf  geübt.  Nur  darüber  hatten  sich  die  contrahirenden  Re- 
girungen  verständigt,  nach  welchen  Grundsätzen  sie  unter  sich  die  Frage  über  die  Staats- 
angehörigkeit eines  Individuum  im  Falle  der  Ausweisung  desselben  und  di-r 
Zweifelhaftigkeit  seines  Domicilverhältnisses  verständigen  wollen.  Wenn  der 
Auszuweisende  zu  keiner  Zeit  einem  Vereinsstaate  als  Unterthan  angehörte,  so  hat  der- 
jenige Vereinsstaat  denselben  zu  übernehmen,  in  dessen  Gebiet  er  a)  nach  zurückgelegtem 
21.  Lebensjahre  sich  zuletzt  5  Jahre  hindurch  aufgehalten,  b)  sich  verheirathet  und  nüt 
seiner  Ehefrau,  unmittelbar  nach  der  Eheschliessung  eine  •gemeinschaftliche  WohnoDsr 
wenigstens  6  Wochen  inne  gehabt  hat.  Treffen  beide  Fälle  zusammen,  so  entscheidet  da> 
neuere  Verhältniss.  Liegt  keiner  dieser  beiden  Fälle  vor,  so  hat  der  Vereinsstaat,  in 
welchem  der  Auszuweisende  geboren,  denselben  zu  übernehmen.  Den  völlig  HeimathloseB. 
für  welchen  keiner  dieser  Gründe  zutrifft,  hat  der  Staat,  in  welchem  derselbe  sich  »nf- 
hält,  zu  übernehmen.    Gothaer  Vertrag  §.  2  und  6. 

*)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art  3  Abs  1. 

3)  Ebenda  Art.  3  Abs.  6. 
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beschränken.*)  Nur  diejenigen  Bestimmungen,  weiche  die  Armenversorgung 
und  die  Aufnahme  in  den  lokalen  Gemeindeverband  betreffen,  werden  durch 
den  Grundsatz  des  Bundesindigenats  nicht  berührt.')  Die  Herbeiftlhrnng 
gleichmässiger  Grundsätze  tlber  die  Heimaths-  und  NiederlassungSYcrhält- 
nisse  und  das  Staatsbttrgerrecht  ist  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen 
Bandes  vorbehalten.') 

2.    Endigung. 

§.  465. 
Das  Unterthanenverhältniss  endigt  von  selbst  m|t  dem  Untergange 
sei  es  der  Person  des  Unterthanen  sei  es  des  Staates  selbst.  In  diesem 
letzteren  Falle  verwandelt  sich  das  bisherige  Unterthanenverhältniss  in  ein 
neues  und  zwar  regelmässiges  in  das  zu  demjenigen  Staate,  welcher  jenen 
in  sich  aufiiahm.  Dies  ist  auch  schon,  wenn  ein  Theil  des  Staates  einem 
anderen  einverleibt  wurde,  hinsichtlich  der  darauf  Wohnenden  der  Fall, 
wenn  nicht  der  Vertrag  der  beiden  Staaten  in  dieser  Hinsicht  besondere 
Bestimmungen  vorbehielt.^)  Ausserdem  cessirt  das  Unterthanenverhältniss 
auch  freiwillig,  gleichsam  auf  dem  der  Naturalisation  entgegengesetzten 
Wege,  in  Folge  des  vom  Staate  genehmigten  Verzichtes  des  Unterthanen 
auf  die  Zugehörigkeit  zu  dem  Volke  desselben,  d.  h.  durch  dessen  Aus- 
wanderung.') Die  entgegenstehende  Politik  früherer  Zeiten  verlassend, 
haben  die  deutschen  Staaten  als  Grundsatz  anerkannt^  dass  Niemand  ge- 


0  Ebenda  Art.  3  Abs.  2. 

')  Ebenda  Art.  3  Abs.  3  Tind  Abs.  4:  „Ebenso  bleiben  bis  auf  Weiteres  die  Verträge 
in  Kraft,  welche  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  Beziehung  auf  die  Uebemahme 
von  Auszuweisenden,  die  Verpflegung  erkrankter  und  die  Beerdigung  verstorbener  Staats- 
angehörigen bestehen." 

^)  Ebenda  Art  4.  Vergl.  das  Freizügigkeitsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes 
vom  1.  November  1867,  welches  zwar  noch  auf  den  Gothaer  Vertrag  und  die  Landes- 
j^esetzgebung  recurrirt,  aber  doch  einige  allgemeine  Grundsätze  rucksichtlich  der  Aufnahme 
in  den  ünterthanenverband  sanctioni]:t.    Vergl.  Art.  4  und  Art.  8. 

*)  Vergl.  Note  3  zu  vorstehendem  §.  462.  Singular  ist  die  Cautel  im  Würtem- 
bergschen  Yerfassungsgesetz  §.  2  Abs.  3:  „Sollte  ein  unabwendbarer  Nothfall  die  Ab- 
tretung eines  Landestheiles  unvermeidlich  machen,  so  ist  wenigstens  dafür  zq  sorgen,  dass 
den  Eingesessenen  des  getrennten  Landestheiles  eine  hinlängliche  Zeitfrist  gestattet  vnrd, 
um  sich  anderwärts  im  Königreiche  mit  ihrem  Eigenthume  niederlassen  zu  können,  ohne 
in  Yeräusserung  ihrer  Liegenschaften  übereilt  oder  durch  eine  auf  das  mitzunehmende 
Vermögen  gelegte  Abgabe  oder  sonst  auf  andere  Weise  belästigt  zu  werden." 

^)  Als  Auswanderung  gilt  wohl  überall  die  Verheirathung  einer  Inländerin  mit  einem 
Ausländer  (vergL  Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  17,2;  Alten- 
burgsches  Grundgesetz  §.  43, a)  und  der  Eintritt  in  einen  auswärtigen  Staatsdienst. 
VergL  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  54;  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  43,  b.  Nicht  aber  wandert  der  aus,  welcher  in  einem  fremden  Staate  seine  —  wenn 
auch  bleibende  —  Wohnung  nimmt.    VergL  ebenda  §.  35. 
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zwangen  werde  ihr  Unterthan  zu  bleiben,  falls  er  nur  den  gesetzlichen  Ver- 
bindlichkeiten, welche  aus  dem  bisherigen  Unterthanen Verhältnisse  oder 
auch  —  aber  nur  in  einigen  deutschen  Staaten  —  aus  privatrechtlicheu 
Handlungen  hervorgegangen,  namentlich  der  Militairpflicht  Gentige  geleißtet 
habe.  Unter  Anerkennung  des  Prinzipes  der  Auswanderungsfreiheit 
haben  die  deutschen  Staaten,  zum  Theil  schon  in  den  Verfassungsgesetzen 
selbst,  die  Bedingungen,  unter  denen  der  ünterthan  das  Unterthanenver- 
hältniss  lösen  und  auswandern  könne,  je  in  besonderer  Weise  gesetzlich 
festgestellt.*)  .  Namentlich  ist  auf  die  Belastung  der  Auswanderung  mit 
einer   Abzugssteuej   (gabella   emigrationis,  jus   detractus)    allgemein  ver- 


•)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  11:  ,Die  Freiheit  der  Auswanderung  kann 
von  Staatswegen  nur  in  Bezug  auf  die  Wehrpflicht  beschränkt  werden**;  Baiersches 
Tit.  IV  §.  14:  „Es  ist  den  Baiem  gestattet,  in  einen  anderen  Bundesstaat,  welcher  erwei5- 
lich  sie  zu  Unterthanen  annehmen  will,  auszuwandern,  auch  in  Civil-  und  MilitairdienFte 
desselben  zu  treten,  wenn  sie  den  gesetzlichen  Verbindlichkeiten  gegen  ihr  bisherig« 
Vaterland  Genüge  geleistet  haben";    Sächsisches  §.29:  „Jedem  ünterthan  steht  der 

Wegzug  aus  dem  Lande frei,  soweit  nicht  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  odw 

sonst  Verbindlichkeiten  gegen  den  Staat  oder  Privatpersonen  entgegenstehen";  Wörtern- 

bergsches   §.24:    „Der  Staat  sichert  jedem   Bürger Aus wanderungs -Freiheit"; 

§.  32:  ^ Jedem  Staatsbürger  steht  frei,  aus  dem  Königreiche auszuwandern,  sobal«! 

er  dem  ihm  vorgesetzten  Beamten  von  seinem  Vorsatze  die  Anzeige  gemacht,  seine  Schul- 
den und  andere  Obliegenheiten  berichtigt,  und  hinreichende  Versicherung  ausgestellt  hat. 
dass  er  innerhalb  Jahresfrist  gegen  König  und  Vaterland  nicht  dienen,  und  eben  so  lange 
in  Hinsicht  auf  die  vor  seinem  Wegzuge  erwachsenen  Ansprüche  vor  den  Gerichten  des 
Königreichs  Recht  geben  wolle  ;  Badensches  §.  12:  .Das  Gesetz  vom  14.  August  1817 
über  die  Wegzugsfreiheit  wird  als  ein  Bestandtheil  der  Verfassung  angesehen";  Gross- 
herzoglich Hessisches  §.24:  „Jeder  Person  steht  das  Recht  der  freien  Aus wanderan<r. 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes,  zu;  Meiningensched  Grundgesetz  §.9:  »Dia^5 
allgemeine  ünterthanenrecht  geht  verloren  durch  die  Auswanderung.  Zu  dieser  An?- 
wanderung  ist  ein  Jeder  berechtigt,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  er  seine  (bereit« 
fällig  gewordenen)  Verbindlichkeiten  gegen  das  Land  und  seine  Mitbürger  erfülle';  Alten- 
burgsches  §.69:  .Die  Befugniss  zum  Auswandern  in  einen  fremden  Staat,  der  erweis- 
lich die  Aufnahme  zugesteht,  setzt  die  Erfüllung  der  Obliegenheit  als  Landesnntenhäo 
und  Staatsbürger  voraus  (nach  §.  78  namentlich  d^r  Militairpflicht)  und  richtet  sich  bir- 
ziehungsweise  nach  den  mit  einzelnen  Staaten  bestehenden  Staatsverabredongen.  —  — 
Unbeschadet  der  —  —  Arrestanlegungen  auf  Vermögenstheile  des  Auswandernden,  weger. 
Schulden  an  Inländer,  darf  unter  jener  Voraussetzung  der  zu  suchende  Auswanderung^- 
schein  niemals  verweigert  werden";  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  29:  ,D^ 
Auswanderungsfreiheit  ist  von  Staatswegen  nur  für  die  Dauer  bereits  eingetretener  V\  ehr- 
pflicht  beschränkt  ;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  27:  .Das  Landen 
öinwohnerrecht  geht  durch  Auswanderung  verloren".  (Die  Bedingungen  werden  in  Speci^- 
Gesetzen  zu  suchen, sein);  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetx  §.  1^  <^*"^ 
dem  Coburg- Gothaschen  Staatsgrundgesetz  §.  29  übereinstimmend);  Schwariburg" 
Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  10  (desgleichen);  Beuss-Seblei- 
zisches  Gesetz  vom  20.  Juni  1856  §.13  (durch  Auswanderung  od^r  eine  dergleicb^'^ 
Handlung);  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.32  (,wie  Cobarg^Gotha);  Bremeüsf*»«'* 
Verfassungsgesetz  von  1854  §.  8  (desgleichen). 
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ziehtet.*)  Mit  der  Aufnahme  der  Freizügigkeit ,  des  Heimathwesens  und 
des  Staatsbtirgerrechts  in  die  Gompetenz  des  Norddeutschen  Bundes 
ist  auch  dem  Auswanderungswesen  eine  gleichmässige  Gestaltung  ge- 
sichert.') 

3.    Wirkungen  der  Entstehung  bzw.  der  Endignng  der 
ünterthanschaft. 

§.  466. 
Die  Wirkung  der  Aufoahme  in  den   Unterthanenverband  ist  wie  die 
der  Entlassung   daraus  im  Allgemeinen  der  Erwerb   beziehungsweise  der 


^)  In  der  Deutschen  Bundesacte  Art.  18c  war  für  alle  Bundesstaaten  die  Frei- 
heit von  aller  Nachsteuer;  ini)fem  das  Vermögen  in  einen  andern  deutschen  Bundesstaat 
übergehe  (also  nicht  hinsichtlich  aller  Auswanderungen)  und  mit  diesem  nicht  hesondere 
Verhältnisse  durch  Freizügigkeitsverträge  bestehen,  anerkannt.  Es  haben  aber  die  meisten 
deutschen  Staaten  die  Freiheit  von  der  Nachsteuer  allen  Auswandernden  ohne  Unterschied 
zugestanden,  vergl.  Preussisches  Yerfassungsgesetz  Art.  11;  Sächsisches  §.  29; 
Würtembergsches  §.  32;  Coburg-Gothasches  §  29;  Anhalt-Bernburgsches 
§.  15;  Reuss-Schleizisches  §.  7;  Waldecksches  §.  32.  Dagegen  Altenburgsches 
Grundgesetz  §.  70:  „Abzugsgeld  findet  bei  Auswanderungen  in  einen  anderen  deutschen 
Bundesstaat  niemals  Statt  und  in  einen  ausserhalb  des  deutschen  Bundes  gelegenen  Staat 
nur  in  den  Grenzen  billiger  Rechtserwiderung ";  Bremensches  Verfassungsgesetz  von 
1854  §.  9:  „Das  Abschoasrecht  darf  gegen  deutsche  Staaten  nie,  gegen  fremde  nur  als 
WiderVergeltung  in  Anwendung  kommen." 

*)  VergL  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art  3  Abs.  1  und  Art.  4,  1. 
Von  besonderer  Wichtigkeit  für  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  innerhalb  des  Gebietes 
tdes  Norddeutschen  Bundes  ist  der  Vertrag  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica,  betreffend  die  Staatsangehörigkeit  der- 
jenigen Personen,  welche  aus  dem  Gebiete  des  einen  Theils  in  dasjenige  des  andern  Theils 
einwandern,  vom  22.  Februar  1868.  Vergl.  Art.  1:  „Angehörige  des  Norddeutschen  Bun- 
des, welche  naturalisirte  Staatsangehörige  der  Vereinigten  Staaten  von  America  geworden 
sind  und  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in  den  vereinigten  Staaten  zugebracht  haben, 
sollen  von  dem  Norddeutschen  Bunde  als  americanische  Angehörige  erachtet  und  als  solche 
behandelt  werden."  (Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  in  den  Norddeutschen  Bund  eingewan- 
derten Staatsangehörigen  der  vereinigten  Staaten  America's.)  „Die  blosse  Erklärung  der 
Absicht,  Staatsangehöriger  des  einen  oder  des  andern  Theils  werden  zu  wollen,  soll  in 
Beziehung  auf  keinen  der  beiden  Theile  die  Wirkung  der  Naturalisation  haben "";  Art.  2: 
„Ein  naturalisirter  Angehöriger  des  einen  Theils  soll  bei  etwaiger  Rückkehr  in  das  Ge- 
biet des  andern  Theils  wegen  einer,  nach  den  dortigen  Gesetzen  mit 'Strafe  bedrohten 
Handlung,  welche  er  vor  seiner  Auswanderung  verübt  hat,  zur  Untersuchung  und  Strafe 
gezogen  werden  können,  sofern  nicht  nach  den  bezüglichen  Gesetzen  seines  ursprünglichen 
Vaterlandes  Verjährung  eingetreten  ist";  Art.  4:  „Wenn  ein  in  America  naturalisirter 
Deutscher  sich  wieder  in  Norddeutschland  niederlässt,  ohne  die  Absicht,  nach  America 
zurückzukehren,  so  soll  er  als  auf  seine  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten  Ver- 
zicht leistend  angesehen  werden Der  Verzicht  auf  die  Bückkehr  kann  als  vorhan- 
den angesehen  werden,  wenn  der  Naturalisirte  des  einen  Theils  sich  länger  als  zwei  Jahre 
in  dem  Gebiete  des  andern  Theils  aufhält  ** 


—    454    — 

Verlust  aller  derjenigen  Rechte  und  Pflichten,  welche  aus  dem  Unterthancn- 
nexus  hervorgehem*)  Besondere  politische  Berechtigungen  werden  dagegen 
nur  aus  besonderem  staatsrechtlichen  Grunde  erworben,  wie  dieselben  aach 
aus  besonderen  Gründen  verloren  werden.  Ein  Anderes  ist  aber,  Air 
welche  Personen  die  Naturalisation,  beziehungsweise  die  Auswanderong 
jene  Wirkung  geltend  macht.  Dass  die  Ehefrau  das  Unterthanenverhält- 
niss  des  Ehemannes  theüt,  ist  allgemein  ausnahmsloser  Grundsatz.  Prinzip 
ist  auch,  dass  die  ehelichen  Kinder  in  dieser  Beziehung  dem  Vater  und 
uneheliche  der  Mutter  folgen.^  Diese  letztere  Begel  hat  aber  schon  eine 
prinzipielle  Ausnahme,  insofern  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  die  Kinder 
ein  anderes  Unterthanenrecht  besitzen,  also  auch  von  dem  Wechsel  in  dem 
Unterthanenverhältniss*  nicht  berührt  werden.  Abgesehen  von  ^em  FaUe, 
wenn  die  Naturalisation,  beziehungsweise  die  Auswanderung  nur  für  be- 
stimmte Personen  und  nur  fllr  einige  Kinder,  nicnt  für  alle,  nachgesncbt 
war  und  also  deren  Wirkung  nur  für  diese  beabsichtigt  werden  sollte,') 
findet  sich  auch,  dass  eine  gesetzliche  Vermuthung  fUr  den  Ausschluss 
gewisser  Kinder  von  der  Naturalisation  oder  von  der  Auswanderung  be- 
gründet ist.^) 


Zweiter  Titel. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Unterthanen. 

§.467. 
Die  Rechtsverhältnisse  d^r  Unterthanen  sind  dreifacher  Art.    Ein  Theil 
derselben  schliesst  sich  an  die  Gesammtheit  der  Unterthanen  als  dieses  ein- 
heitliche Subject,   ein  anderer  dagegen  umgiebt  die  individuellen  Glieder 


*)  Dass  der  Staat  dem  Answandemden  die  ÜnterthanenrechtQ  vorbebalten  kann,  i>t 
wohl  för  aUe  deutsche  Staaten  zu  behaupten.  VergL  Altenburgsches  Grnndgc««?^ 
§.  43 :  „In  beiden  letzteren  FäUen  (des  •  Eintritts  in  fremden  Staatsdienst  etc.  und  der 
Auswanderung)  kann  das  ünterthanverhältniss  fortbestehen,  wenn  um  diese  Verg&ustigiis? 
beim  Landesherm  ausdrücklich  gebeten  und  sie  ertheilt  wird." 

*)  Von  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  spricht  diesen  Grund8|i.tz  nur  das  Altcn- 
burgsche  Grundgesetz  §.  69  a.  E.  aus.  Der  s.  g.  Gothaer  Vertrag  vom  15.  JnülSöl 
§.  3—6  erkennt  den  Grundsatz  an,  dass  die  ehelichen  Kinder  die  Staatsangühörigkeit 
des  Vaters,  die  unehelichen  aber  die  der  Mutter  theilen. 

^  Auf  diesen  Fall  bezieht  sich  wohl  Würtembergsches  Verfassungsgeseti  §.33: 
, J)urch  den  Wegzug  verliert  der  Auswandernde  sein  Staatsbftrgerrecht  für  ridi  nnd  sm^ 
mit  ihm  wegziehenden  Kinder.  Das  Vermögen  deijenigen  Kinder ,  welche  nicht  mit  des 
Eltern  auswandern,  wird  im  Lande  zurückbehalten.'' 

*)  Vergl.  Luxemburgsche  Constitution  Art.  10:  „La  natnraüsation  aeoord^e  » 
pere  profite  a  son  enfant  mmeur,  si  celui-ci  dedare  dans  les  denx  annees  de  n  m»jo^ 
vouloir  revendiquer  ce  b^nefice.'* 
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dieser  Gesammtheit  als  solche,  ein  dritter  endlich  begreift  die  rechtliche 
Organisation  der  ünterthanen  im  Staate  oder  die  Rechtsverhältnisse 
der  Gemeinden.  So  unterscheiden  sich  die  Rechtsverhältnisse  der 
Gesammtheit  der«  Ünterthanen  von  denen  der  Gemeinden  und 
auch  von  denen  der  Individuen  dieser  Gesammtheit/)  Alle  diese 
Arten  sind  staatsrechtlicher  Natur  und  schliessen  sich,  durchaus  staatsrecht- 
lich qualificirten  Subjecten,  den  Menschen  als  ünterthanen,  an.  Die  Rechts- 
verhältnisse der  Gesammtheit  der  ünterthanen  charakterisiren  sich  dann, 
dem  verschieden^en  Charakter  der  Subjecte  entsprechend,  in  den  Monarchieen 
and  Republiken  verschieden,  indem  sie  dort  nur  Momente  aus  dem  ünter- 
thanen Verhältnisse  auftiehmen  konnten,  hier  aber  zugleich  das  Recht  des 
souverainen  Volkes  repräsentiren  mussten.*)  In  den  Sphären  dagegen,  in 
welchen  die  Individuen  dieser  Gesammtheit  als  solche  in  staatsrechtlichen 
Beziehungen  stehen,  kann  sich  ei|^  solcher  unterschied  nicht  geltend 
machen,  da  alle  Einzelnen  und  selbst  diese  in  ihrer  organischen  Verbindung 
zor  Gemeinde  m  den  Republiken  wie  in  den  Monarchieen  nur  ünter- 
thanen sind. 


Erster  Abschnitt. 

^k  inbmbneHm  'gUcc^fsDcrfjdftnifTc  bn  %ntntfianm: 

I.   Allgemeiner  Inhalt. 

§.  468. 
Das  individuelle  Recht  der  ünterthanenschaft  begreift  alle  diejenigen 
Verhältnisse,  in  welchen  der  ünterthan  als  solcher  d.  h.  als  das  Glied 
dieses  Volkes  und  als  Angehöriger  dieses  Staates  ohne  Rücksicht  auf  eine 
besondere  staatsrechtliche  oder  politische  Qualification  steht.  Es  ist  also 
die  ünterthanenschaft  identisch  mit  der  allgemeinen  politischen  Qualification 
des  Menschen  in  einem  bestimmten  Staate  und  stellt  dieser  sich  kraft  jener 
als  das  politische  Wesen  gleichsam  im  Sinne  eines  Gattungsbegriflfes  dar. 
Aus  der  Gesammtheit  der  ünterthanen  treten  dann  diejenigen  Personen 
als  Staatsbürger  hervor,  welche  um  des  Staates  willen  staatsrechtlich 
besoDders  qualificirt  sind  und  an .  denen  sich  besondere  politische  Rechts- 


')  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Unterschiede  zwischen  allgemeinen  und  beson- 
deren ünterthanenrechten;  vergL  unten  §.494  ff.  Die  ausdrückliche  Unterscheidung  der 
individuellen  Unterthanenrechte  von  den  „Rechten  und  Befugnissen,  welche  dem  Volke  in 
seiner  Gesammtheit  im  Verhältniss  zu  der  Begirung  zustehen**,  findet  sich  in  dem  Mei- 
n  1  n  g^  e  n  s  c  h  e  n  Grundgesetz  §.  49. 

2)  VergL  oben  §.  312. 
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Verhältnisse  verwirklichen.  In  jenen  ist  der  Zustand  der  Unterwürfigkeit 
das  bestimmende  Motiv  flir  die  Gestaltung  des  Rechtes  der  Unterthanen- 
schaft,  während  in  den  Staatsbürgern  die  organische  Stellung  der  Unter- 
thanen  in  defai  Organismus  des  Staates  und  die  active  Antheilnahme  der- 
selben an  dem  Leben  des  Staates  das  bestimmende  und  besonders  hervor- 
tretende Moment  ist.  Die  Unterthanschaft  ist  die  Voraussetzung  des. 
Staatsbürgerrechts  in  dem  Sinde,  dass  dieses  nur  dem  Unterthan  zustehen 
kann,  dass  aber  nicht  schon  der  Unterthan  als  solcher,  sondern  nur  der- 
jenige, in  dessen  Person  sich  die  besonderen  Voraussetzungen  erfWlen,  io 
den  Besitz  des  Staatsbürgerrechts  gelangt.')  Das  Staatsbürgerrecht  gebt 
mit  dem  Unterthanenverhältniss  unter,  dieses  aber  nicht  auch  schon  mit 
jenem,  wie  ja  auch  die  Vernichtung  aller  oder  einzelner  staatsbürgerlicher 
Rechte  als  von  selbst  eintretende  oder  im  Strafverfahren  besonders  erkannte 
Folge  eines  Verbrechens  das  allgemeine  Unterthanenverhältniss  des  Ver- 
brechers nicht  berührt.'^) 


li.    Prinzip. 

§.  469. 
Der  allgemeine  Charakter  aller  in  dem  Begriffe  der  Unterthanschaft 
beschlossenen  Rechtsverhältnisse  liegt  in  der  Gleichheit  Aller  vor  dem 
Gesetze  d.  h.  in  der  gleichen  Anwendung  des  Gesetzes  fllr  Alle  nnd 
gegen  AUe.^)  Niemand  soll  um  seiner  Person  willen  wider  die  Regel  des 
Gesetzes  berechtigt  sein,  sich  dem  Gesetze  zu  entziehen,    wie  auch  der 


*)  Den  Unterschied  und  diese  Beziehungen  zwischen  dem  allgemeinen  ünterthaneB- 
rechte  und  dem  Staatshürgerrecht  berücksichtigen  aUe  deutschen  Staaten,  wie*  auch  einige 
Verfassungsgesetze  denselben  ausdrücklich  betonen.  Vergl.  Hessen-Darmstädtschep 
Verfassungsgesetz  §.12:  „Der  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte  —  —  sowohl  der  PriTat- 
rcchte  als  der  öffentlichen  Rechte  steht  nur  Inländern  zu";  Meininge nsches  GniDil- 
gesetz  §.  9  und  13,  auch  §.  14:  „Das  Staatsbürgerrecht  steht  jedem  grossjährigen  Unter- 
than zu";  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  40:  „Mit  der  Landesunterthanschaft  ist  ^ 
Staatsbürgerrecht  aufs  Engste  verknüpft.  Es  gewährt  den  damit  Berechtigten  (also  nieht 
jedem  Unterthan)  ausser  dem  Rechtsschutze  noch  besondere  staatsrechtüche,  persönlicb"? 
Vorzüge";  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  23  und  ?4.  Dagegen  findet  sich 
in  deutschen  Verfassungsgesetzen  —  wie  auch  in, Lehrbüchern  des  StaatsrechtB,  Ter^l- 
z.  B.  R.  von  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  §.  66  —  der  Ausdruck  „Staatsbürger* 
und  „Staatsbürgerrecht"  im  Sinne  von  „Unterthan*  und  „ünterthanenrecht"  gebraucht. 
Vergl.  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  19  ff.;  Badensches  §.  7.  Deshalb  ä^ 
Kothwendigkeit  für  diese  Verfassungsgesetze,  „Ausnahmen"  von  dem  Prinzipe  der^feiA- 
heit  der  allgemeinen  Unterthanenrechte  anzuerkennen. 

«)  Vergl.  unten  §.  509. 

^  Dieses  Prinzip  ist  nicht  sowohl  ein  Recht  der  Unterthanen  mit  einem  bestimmten 
Inhalt,  als  vielmehr  nur  ein  prinzipieller  Charakter  aller  allgemeinen  Unterthanenrechte. 
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Staat  nicht  ermächtigt  ist,  Jemanden  von  dem  Schutze  der  Gesetze  auszu- 
schliessen.    Es  gilt  dieses  hinsichtlich  der  verpflichtenden  Gesetze  sowohl 
als  hinsichtlich  der  berechtigenden,  und  ebenso  auf  dem  privatrechtlichen 
wie  auf  dem  öffentlichen  Gebiete.    Denn  auf  Jenem  steht  der  Staatsgewalt 
nicht  zu  die  Rechtsfähigkeit,  welche  das  Privatrecht  einer  Person  zuge- 
steht, aus  politischen  Motiven  dem  Individuum  gegenüber  zu  verändern, 
sei  es  um  sie  zu  erhöhen  oder  um  sie  zu  mindern,  wie  auf  dem  Gebiete 
des  politischen  Rechtes  nicht  minder  ein  jedes  politische  Individuum  alles 
das  Recht  hat  oder  erwerben  kann,  welches  und  wie  dieses  im  Allgemeinen 
besteht  oder  erworben  werden  kann.     In  beiden  Hinsichten  garantiren  die 
deutschen  Verfassungsgesetze  die  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze.    Keines- 
wegs ist  damit  aber  gesagt,  d^s  einem  Jeden  Unterthan  eine  jede  privat- 
oder  öffentlich-rechtliche  Befugniss  zustehen  oder  eine  jede  rechtliche  Last 
obliegen  müsse.    Vielmehr  enthält  jenes  Prinzip  an  sich  nur  das  Anerkennt- 
nißs,  dass  ein  Jeder  zu  dem  Genüsse  aller  Rechte,  wie  auch  zu  der  Ueber- 
nahme  aller  Verpflichtungen,  welche  das^  Recht  in  diesem  Staate  kennt, 
berufen  'sei,    wenn  die   allgemein   geltenden  Bedingungen   des  Erwerbes 
solchen  Rechtes  oder,  die  Voraussetzungen  des  Eintritts  solcher  Verpflich- 
tungen in  dieser  Person  erfllllt  worden.     Als  die  Consequenzen  des  Prin- 
zipes  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  pflegen  die  Abschaffung  aller 
Vorrechte  der  social-poHtischen  oder  der  Geburts-Stände  im  Staate  und  die 
gleiche  Zugänglichkeit  aller  Staatsämter  ftlr  die  dazu  Befähigten  besonders 
anerkannt  zu  sein.^)    Indessen  sind  gewissen  ünterthanen  auch  besondere 
Vorrechte  vorbehalten. 


0  Das  Prinzip  der  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetz  sprechen  als  solches  in  der 
Regel  nnr  die  nach  1848  entstandenen  Verfasstingsgesetze  aus;  die  früheren  bekennen 
sich  zu  demselben  nur  durch  Anerkennung  bestimmter  Consequenzen  jenes  Prinzipes. 
Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  4:  „Alle  Preussen  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich.  Standesvorrechte  finden  nicht  Statt.  Die  öffentlichen  Aemter  sind,  unter  Einhal- 
tung der  von  den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen,  für  alle  dazu  Befähigten  gleich 
zugänglich;"  das  declaratorische  Gesetz  vom  10.  Juni  1854  erklärte,  dass  diese  Verfas- 
sungsbestimmung einer  Wiederherstellung  derjenigen  durch  die  Gesetzgebung  seit  dem 
1.  Januar  1848  verletzten  Rechte  und  Vorzüge  nicht  entgegenstehe,  welche  den  mittelbar 
gewordenen  Deutschen  Reichsfursten  und  Graten,  deren  Besitzungen  in  den  Jahren  1815 
und  1850  der  preussischen  Monarchie  einverleibt  oder  wieder  einverleibt  worden,  auf 
(rnind  ihrer  früheren  staatsrechtlichen  Stellung  im  Reiche  und  der  von  ihnen  besessenen 
Landestheile  zustehen  und  namentlich  durch  den  Art.  XIV.  der  Deutschen  Bundesacte,  die 
Art.  23  und  43  der  Wiener  Congress-Acte  und  durch  die  spätere  Bundesgesetzgebung  zu- 
gesichert worden  seien.  Baiersches  Tit.  FV.  §.5:  „Jeder  Baier  ohne  Unterschied  kann 
zu  allen  Civil-,  Militair-  und  Eirchenämtern  oder  Pfründen  gelangen;"  Sächsisches 
§.  26:  .Die  Rechte  der  Landeseinwohner  stehen  für  alle  in  gleichem  Masse  unter  dem 
Schutze  der  Verfassung;**  Würtembergsches  §.21:  „Alle  Würtemberger  haben  gleiche 
staatsbargerliche  (d.  h.  in  der  Sprache  dieses  Gesetzes  Ünterthanen-)  Rechte  und  eben  so 
sind  sie  zu  gleichen  staatsbürgerlichen  Pflichten verbunden,  soweit  "nicht  die  Ver- 
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fassang  eine  ausdrückliche  Ausnahme  enthält;  auch  haben  sie  gleichen  yerfassungsmäa^igen 
Gehorsam  zu  leisten;"  §.  ^:   „Kein  Staatsbürger  kann  wegen  seiner  Geburt  von  irgend     I 
einem  Staatsamte  ausgeschlossen  werden;"    Badensches  §.7:  »Die  staatsbüigeilicheD 
(d.  h.  ünterthanen-)  Rechte  der  Badener  sind  gleich  in  jeder  Hinsicht,  wo  die  Verfassw 
nicht  namentlich  und  ausdrücklich  eine  Ausnahme  begründet;"   Gesetz  vom  17.  Februar 
1849' Art.  1:    „Alle  Staatsbürger  —  —  haben  zu   allen  Civil-  und  Militairstellen  and 
Kirchenämtem  ihrer  Confession  gleiche  Ansprüche;"  Hessen-Darmstädtisches  Ter-     . 
fasawngsgesetz  §.  18:  „Alle  Hessen  sind  vor  dem  Gesetze  gleich;"  §.  19:  „Die  Geburt  ge- 
währt keinem  eine  vorzügliche  Berechtigung  zu  irgend  einem  Staatsamte;"  Luxemburg- 
sches  Art.  4:   „II  n*y  a  dans  TEtal  aucune  distinction  d'ordres.  —  Les  Luiembourgeois     , 
sont  6gaux  devant  la  loi;"  Meiningensches  Grundgesetz  §.  15:  „Die  besonderen  Eechig-     ■ 
Verhältnisse  der  verschiedenen  Stände  geniessen  den  Schutz  der  Ver&ssung.    Kein  Stan- 
desunterschied giebt  jedoch   im   Herzogthume   eine   Befreiung  von   den   allgemeinen 
ünterthanenpflichten,  noch  ein  Vorrecht  bei  dem  Erwerbe  der  Grundherrlichkeit  und  der 
Gelangung  zu  irgend  einem  Staatsamte ;"  Altenburgsches  §.44:  , »Jeder  altenburgisck    i 

Landesunterthan hat  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  gleiche  AnwartscM 

zu  den  im  Grundgesetze  enthaltenen  staatsbürgerlichen  Rechten.  Ebenso  bestimmen  sich 
die  mit  der  Landesunterthan-  und  Einwohnerschaft  verbundenen  allgemeinen  Rechte 
und  Pflichten  nach  dem  gegenwärtigen  Grundgesetze,  ohne  weiteren  Einfloss  des  Standes 
oder  der  Geburt;"  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  30:  „Vor  dem  Gesetze 
gilt  kein  Unterschied  der  Stände.  Standesvorrechte  finden  nicht  Statt.  Die  öffentlichen 
Aemter  sind  für  alle  dazu  befähigten  Staatsbürger,  unter  Einhaltung  der  von  den  Ge- 
setzen festgestellten  Bedingungen,  gleich  zugänglich;"  Oldenburgsches  Revidirt^s 
Staatsgrundgesetz  Art.  31  §.  1 :  „Vor  dem  Gesetze  sind  Alle  gleiqh.  Geburts-  und  Stan- 
desvorrechte  finden  nicht  Statt;"  §.  2:  Die  öffentlichen  Aemter  sind  für  alle  Beföhigt^, 
unter  Erfüllung  der  vom  Gesetze  festgestellten  Bedingungen,  gleich  zugänglich;"  BraüD- 

schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  25:    „AUe  Landeseinwohner geniesstn 

sämratüche  durch  Verfassung  und  Gesetz  zugesicherten  Rechte,  vorbehaltlich  der  in  Bezug 
auf  die  Ausübung  einzelner  Rechte  geltenden  Beschränkungen;'*  §.  200:  „Alle  Landes- 
einwohner sind  vor  dem  Richter  gleich";    Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassunc^- 

gesetz  §.  4:  „Alle  Standesunterschiede  und  Standesvorrechte  sind  aufgehoben. ^^' 

öffentlichen  Aemter  sind  für  alle  Befähigten  gleich  zugänglich'*;  Schwarzburg-Soa- 
dershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.3:  „Die  Staatsangehörigen  sind  vor 
dem  Gesetze  gleich.  Alle  Standesvorrechte  sind  abgeschafft  Die  öffentlichen  -Aemter  prai 
unter  den  von  den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen  für  alle  dazu  Befähigten  gleirh 
zugänglich";. Liechtenst ei nsch es  Verfassungsgesetz  "§.  5:  „Die  Erlangung  aller  staats- 
bürgerlichen Rechte  steht  jedem  Landesangehörigen  nach  Massgabe  der  Bestimmungen 
dieser  Verfassung  zu";  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.17:  „Alle  Staatsgenossen 
sind  gleich  vor  dem  Gesetz.  Der  Staat  erkennt  bei  seinen  Genossen  keinen  Adel  an  *; 
§.  18:  „Jeder  Staatsbürger  ist  unter  Voraussetzung  der  gesetzlich  erforderlichen  Eigen- 
schaften zu  jedem  Amte  wählbar."  Das  Reuss-Schleizische  Gesetz  vom  20.  Juni  185*> 
§.  12  begnügt  sich  mit  dem  Bekenntniss:  „Die  Rechte  und  Pflichten  der  Ünterthanen 
bostimQien  sich  im  Allgemeinen  nach  den  bestehenden  Gresetzcn." 
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III.  Ausnahmen. 

1.   Das  Haus  des  Soaverains. 
A.    Politische  Stellung  desselben. 

§.  470. 

Die  intimen  blatsverwandtschafUichen  Beziehungen  der  Glieder  des 
iarstlichen  Hauses  zu  dem  ihm  angehörenden  Souverain  ziehen  auch  jenes 
al>er  das  Niveau  der  politischen  Verhältnisse  der  Unterthanen  hinaus,  ob- 
wohl auch  das  fürstliche  Haus  dem  allgemeinen  Begriffe  der  Unterthanen- 
^chaft  sich  nicht  entziehen  kann.  Alle  Glieder  d^s  fürstlichen  Hauses, 
.selbst  die  Gemahlin  des  Souverains,  gehören  zu  den  Unterthanen  des 
>taates  und  schulden  dem  Staate  Treue  und  Gehorsam.  Aber  die  besondere 
Bedeutung,  welche  dieses  fürstliche  Haus  in  Folge  des  Grundprinzipes  des 
deutschen  Thronfolgerechtes  aus  wahrhaft  politischen  Gründen  beansprucht, 
reflectirt  auch  in  den  Rechtsverhältnissen,  in  welchen  dasselbe  und  seine 
einzehien  Glieder  stehen.  Diese  Rechtsverhältnisse  liegen  indess  nur  zum 
Theil  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts,  grösseren  Theils  gehören  sie  dem 
Priratrechte  und  noch  mehr  dem  Kirchenrechte  an  und  stehen  sie  nur 
dnrch  den  Einfluss  des  politischen  Interesses  an  ihrer  concreten  Gestaltung 
in  einer  gewissen  verwandtschaftlichen  Beziehung  zu  einander.  Dieses 
politische  Interesse  ist  die  Sicherung  des  politischen  Bewusstseins  und  der 
politischen  Gesinnung  und  Einsicht  der  Glieder  des  ftlrstlichen  Hauses,  aus 
welchen  das  Recht  des  Staates  den  Souverain  bestimmt,  zugleich  aber  auch 
die  Sicherung  angemessener  äusserer  Verhältnisse,  welche  der  politischen 
Bedeutung  des  fürstlichen  Hauses  und  den  nahen  Beziehungen  desselben 
in  dem  Souverain  entsprechen. 

§.  471. 

Die  politische  Bedeutung  des  fürstlichen  Hauses  hat  das  besondere 
Privatfürstenrecht  begründet,  welches  theils  das  Familien-,  namentlich 
da8  eheliche  Recht,  theils  das  Vermögensrecht  desselben  betrifft.  Dasselbe 
ist  seinem  Wesen  nach  autonomisches  Recht  des  fürstlichen  Hauses  und 
darum  auch  in  den  Formen  der  Autonomie  (in  Hausgesetzen,  Testamenten, 
Statuten  u.  dergl.  Urkunden)  bekundet.  Npr  einzelne  Beziehungen  haben 
eise  direet  staatsrechtliche  Gestaltung  bekommen  und  sind  auch  formell  als 
'Staatsrecht  betrachtet  und  nicht  selten  in  dem  Verfassungsgesetze  selbst 
behandelt.  Die  deutschen  Verfassungen  weichen  aber  hierbei  von  einander 
ab.  So  ist  die  Frage  über  die  staatsrechtliche  Bedeutung  4|ßs  hausgesetz- 
lichen Erfordernisses  der  Ebenbürtigkeit*)  und  der  Consentirung  einer  Ehe 


0  S.  oben  §.  396  ff. 
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Seitens  des  Soaverains  in  verschiedenem  Umfange  und  in  verschiedener 
Weise  von  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  berücksichtigt.  *)  —  Von  dem 
Begriff  und  der  Bedeutung  der  Missheirathen  und  der  besonderen  Formen 
der  Eheschliessung  (morganatische  und  Gewissens-Ehen)  schweigen  die  Ver- 
fassungsgesetze gänzlich,  wie  diese  Fragen  auch  nur  tirchenrechtlicher  Art 
sind.')  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  dieser  .Fragen  wird  sich  indess 
lediglich  nach  staatsrechtlichen  Prinzipien  bestimmen  lassen  und  könneß 
die  Familien- Grundsätze  des  ftarstlichen  Hauses  nicht  schon  als  solche  und 
kraft  ihrer  hausgesetzlichen  Feststellung  den  Anspruch  auf  eine  staatsrecht- 
liche Gültigkeit  erheben,  denn  die  Thronfolge  steht  lediglich  unter  den 
Grundsätzen  des  Staatsrechts  und  nicht  mehr  unter  denen  des  PrivatfiirsteD- 
rechts.*)  Staatsrechtlich  sind  dagegen  die  Vermögensansprüche  und  die 
Bevormundungen  der  Mitglieder  des  ftlrstlichen  Hauses,  beziehungsweise 
des  minderjährigen  Thronfolgers  behandelt.^) 

B.    Vermögensrechtliche  Verhältnisse. 

§.  472. 
Das  Staatsrecht  aller  itonarchieen  hat  entweder  durch  Anerkennung 
der  autonomischen  Bestimmungen  des  fürstlichen  Hauses  über  die  Dotation 
der  Glieder  desselben')  oder  auch  in  mehr  selbständiger  Weise  die  An- 
sprüche, welche  diese  Personen  in  vermögensreclitlicher  Hinsicht  um  ihrer 
politischen  Bedeutung  willen  haben,  nach  allen  Seiten  hin  bestimmt  So- 
wohl der  Titel,  aus  welchem  ein  solcher  Anspruch  herzuleiten,^  als  auch 
die  Grösse  des  zu  Beanspruchenden  (Apanagen  oder  einmalige  Verwil- 
ligangen)0,  die  Mittel,  aus  denen  derselbe  zu  befriedigen,®)  und  die  Dauer 

')  Von  der  Einwilligung  des  Souverains  zu  den  Ehen  der  Glieder  seines  Haffi?> 
sprechen  Baier  sehe  8  Verfassungsgesetz  Tit  IT  §.3;  Würtembergsches  g.  8;  Grös>- 
herzoglich  Hessisches  §.  5;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  28.    Vergl.  oben  §  395. 

')  Zöpfl,  Grundsätze  §.  218—223;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.94  NotelK 

3)  A.  M.  anscheinend  Zöpfl,  Grundsätze  §.  217,  IV. 

«)  S.  oben  §.  449.  ^ 

^)  Vergl.  z.  B.  W  a  1  d  e  c  k  s  c  h  e  s  Verfaasungsgesetz  §.  28. 

®)  Der  Rechtsgrund  der  Apanagirung  der  fürstlichen  Prinzen  und  Prinzessinnen  war 
ursprünglich  die  mehr  privatrechtlich  gedachte  Absicht,  diese  Glieder  des " fürstlichen 
Hauses  für  die  mit  der  Einführung  des  Primogenitur -Prinzipes  in  das  Thronfolgeret bi 
verlorenen  Ansprüche  an  das  landfisherrüche  Territorium  zu  entschädigen.  Nach  Jer 
Umwandlung  der  Succession  in  die  Landeshoheit  in  das  rein  staatsrechtliche  Institut  der 
Thronfolge  und  seit  der  geschichtlichen  Realisirung  des  wahren  Staatsbegriffes  Tonnen 
die  Apanagen  jenen  ursprünglichen  Charakter  nicht  mehr  haben  und  stehen  sie  lediglich 
unter  dem  staatsrechtlichen  Prinzipe  und  Motive,  das  fürstliche  Haus  als  ein  politische? 
Glied  vom  StaalSe  mit  den  noth wendigen  Vermögensbezügen  angemessen  zu  versorgen. 

^)  Z.  B.  bei  Gelegenheit  der  Vermählung  des  Thronfolgers  oder  sonstiger  Prinzen 
oder  der  Prinzessinnen. 

^)  Ob  Staatskasse  oder  fürstliches  Kammergut;  s.  oben  §.  351  ff. 
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des  Genusses  pflegen  staatsrechtlich,  meistens  auch  in  den  Verfassungs- 
besetzen  bestimmt  zu  sein,  so  dass  die  Rechtsgrundsätze,  welche  hierüber 
eutscheiden,  nicht  dem  Privatrechte,  sondern  dem  Staatsrechte  zu  entneh- 
meii  sind/)  Politisches  Prinzip  ist  im  Allgemeinen,  dass  die  Höhe  der 
Apanage  sich  nach  den  Vermögenskräften  des  fürstlichen  Hauses  und  des 
Landes  richtet,  und  dass  also  eine  Erhöhung  oder  auch  eine  Verminderung 
ihres  Betrages  nicht  ausgeschlossen  ist.  Die  Apanagen  werden  heut  zu 
Tage  nur  noch  in  bestimmten  Geldsummen  gegeben;  die  s.  g.  Paragien 
'a[)anagium  impropriuin)  d.  h.  zum  Zwecke  der  Apanagirung  ausgewählte 
Territorien  mit  gewissen  Besitzrechten  sind  allenthalben  erloschen.^)  Unter 
den  Apanagen  treten  das  Witthum  der  Wittwe  des  Souverains,  und  die 
Apanage,  welche  etwa  der  Thronfolger  als  solcher  —  in  der  Regel  erst 
vom  Tage  seiner  Volljährigkeit  an  —  erhält,  besonders  hervor.  Dieses 
üni  Dotationen,  welche  mit  dem  speziellen  Anlass  hin  wegfallen,  also  für 
die  Wittwe  im  Falle  der  Wiedervermählung,  fftr  den  Thronfolger  im  Falle 
der  Thronbesteigung.') 

2.  Die  Vorrechte  des  hohen  Adels.   • 

A.    Begriff  des  hohen  Adels.  *) 

§.*473. 
Die  ehemals   reichsunmittelbareii  Landesherren   mit   ihren  fürstlichen 
Häusern  bilden  den  hohen  Adel,    mögen  sie  die  Landeshoheit   als  Sou- 
verainetät  behalten  haben,  oder  ticht.^)   Zu  diesem  Stande  des  hohen  Adels 

')  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz,  die  Festsetzung  einer  permanenten  Civil- 
liste  betreffend,  vom  1.  Juli  1834,  Art.  VII j  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  22  u.  23; 
Würtembergsches  §.  105;  Meiningen sches  Gesetz  über  das  Domainenvermögen 
Tom  3.  Juni  1854,  Art.  4,  2  und  Art.  7;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  18  ff.;  Co- 
burgsches  Gesetz  vom  29.  December  1846  Art.  4;  Braunschweigsche  Neue*  Land- 
schaftsordnung §.171;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz,  Anlage  I  §.  12; 
Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  92  und  §.  94;  Schwarzburg- 
Kadolstädtsches  Grundgesetz  von  1854  §.  11. 

^)  Der  letzte  FaU  eines  Paragiums  war  die  1834  erloschene  s.  g.  Bothenburger 
Quart  der  Linie  Hessen-Bheinfels  in  Eurhessen. 

^)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  94.      ^ 

*)  Weiss,  System  S.  590  ff.;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  308;  Zachariä,  Deutsches  Staats- 
recht Th.  I  §.  93  ff. 

'^}  Ueber  den  deutsch-rechtHchen  Begriff  des  „hohen  Adels"  sollte  nicht  wohl  Zweifel 
sein.  Die  Deutsche  Bundesacte  Art.  14  unterschied  „die  im  Jahre  1806  und  seitdem 
mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Beichsstände  und  Beichsangehörigen"  von  dem  „ehe- 
maligen Beichsadel".  Das  Preussische  Gesetz  vom  10.  Juni  1854,' betr.  die  Deklaration 
der  Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Januar  1850,  restituirte  die  im  Art  14  der  Bundesacte 
vorbehaltenen  Privilegien  den  „mittelbar  gewordenen  Beichsfursten  und  Grafen".  Der 
ehemalige  Besitz  der  Landeshoheit  ist  das  Kriterium  des  hohen  Adels.    Es  ist  freilich 
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gehören  also  nicht  diejenigen  ehemals  Reichsunmittelbaren^  welche  des  Be- 
sitzes der  Landeshoheit  sich  nicht  erfreuten,  wohl  aber  diejenigen,  welchen 
die  politischen  Ereignisse  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  oder  später  diesen 
Besitz  wieder  entzogen  haben.  Der  Charakter  des  bomben  Adels  erstreckt 
sich  auf  die  Familien  jener  ehemals  Beichsunmittelbaren  und  sind  also  die 
An^hörigen  dieses  Standes  alle  Glieder  dieser  Familien,  welche  nach  den 
Regeln  des  Eherechts  zu  dieser  gehören.  So  kann  auch  die  Zugehörigkeit 
zum  hohen  Adel  nur  durch  die  Geburt,  das  Geborensein  in  einer  solchen 
Familie,  entstehen,  und  ist  dieser  Stand  ein  Geburtsstand* im  eigentlicbsteü 
und  strengsten  Sinne  des  Wortes.  Die  politischen  Titel  dieser  landes- 
herrlichen Familien  bedeuten  dabei  Nichts,  wie  denn  auch  nicht  der  Titel 
eines  adligen  Hauses  nur  einmal  eine  Vermuthung  für  dessen  Zugehörig- 
keit zum  hohen  Adel  begründet. 

B.    Staatsrechtliche  Bedeutung  desselben. 

§.  474. 
Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  war  die  rechtliche  StelloDg 
des  hohen  Adels  der  partikularen  Gesetzgebung  und  namentlich  den  6^ 
Schlüssen  des  Rhembundes,  in  dessen  Gebiete  ein  bedeutender  Theil  des- 
selben sesshaft  war,  überlassen.  Bei  der  Errichtung  des  deutschen  Bundes 
vereinbarten  die  deutschen  Fürsten  sich  indess  über  einen  in  Gemässheit 
der  gegenwärtigen  Verhältnisse  gleichförmig  bleibenden  Reditszustand  dei 


manches  adlige  Geschlecht  seit  1806  von  deutschen  Sonverainen  mit  den  Privilegien  d^s 
hohen  Adels  bedacht,  indess  ist  damit  diesen  Familien  nicht  die  Eigenschaft  des  h^h-^ 
Adels  im  Sinne  der  Bundesacte  von  1815  verliehen.  Der  Begrüf  des  hohen  Adels  ist  tir 
wahrhaft  gemeinrechtlicher  in  Deutschland,  während  solche  kraft  der  Entschliessung  eh^ 
Souverains  dem  hohen  Adel  zugerechneten  Familien  nur  partikularrechtlich  diesen  Cba- 
rakter  tragen.  Diese  Unterscheidung  machte  schon  die  Deutsche  Bundesacte  irtH. 
wo  Abs'.  3  von  der  Herstellung  „eines  in  allen  deutschen  Staaten  übereinstim- 
menden Rechtszustandes  der  mittelbar  gewordenen  Fürsten,  Grafen  und 
Herren"  gesprochen  war,  während  Abs.  4  die  Rechte  des  ehemaligen  Reichs- 
adels den  Modificationen  der  Landesgesetze  unterworfen  blieben.  Der  Darsfelluni: 
jenes  allgemeinen  Rechtszustandes  sollte  die  königlich  Baiersche  Verordnung  vom  Jahre 
1807  (Beilage  IV  des  Baierschen  Verfassungageöetzes)  „als  Basis  und  Norm"  unUrgele^ 
werden.  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  V  §.2:  »Den  vormals  reichs- 
fltändischen  Fürsten  und  Grafen  werden  alle  jene  Vorzüge  und  Rechte  gesichert'  et*, 
und  §.  3:  „Die  der  Baierschen  Hoheit  untergebenen  ehemaligen  unmittelbaren 
Reich-s adligen  geniessen  diejenigen  Rechte,  welche  in  Gemässheit  der  königlichen  IV 
klaration  durch  die  constitutionellen  Edicte  ihnen  zugesichert  werden. 
Badensches  Verfassungsgesetz  §.  23:  „Die  Berechtigungen,  die  durch  das  Edict  Tom 
23.  April  1818  den  dem  Grossherzogthume  angehörigen,  ehemaligen  Reichsstandeii  a»J 
Mitgliedern  der  vormaligen  unmittelbaren  Reichsritterschaft  verliehen  worden  siad 
bilden  einen  Bestandtheil  der  Staatsverfassung*';  ähnlich  GrossheriogÜ^h 
Hessisches  Vorfassungsgesetz  §.  37. 
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mediatiBirten  Fürsten  und  Grafen  in  allen  Bandesstaaten  und  erklärten  diese 
als  ;,die  ersten  Standesherren''  in  dem  Staate^  zu  welchem  sie  geh()ren/ 
und  als  die  „privilegirteste  Klasse  der  Unterthanen^. ')  Die  politische  Be- 
wegung von  1848  ging  dagegen  über  dieses  Änerkenntniss  des  hohen  Adels 
als  eines  besonderen  politischen  Standes  mit  dem  conseqnenten  Prinzipe 
der  Gleichheit  aller  vor  dem  Gesetze,  welches  die  Beichsverfassang  von 
1849  durch  die  Nichtanerkennung  eines  Unterschiedes  der  Stände  und  die 
ausdrückliche  Aufhebung  der  Standeseigenschaft  des  Adels  und  aller  Standes- 
vorrechte unzweideutig  präcisirte,  hinweg.*)  Die  jener  Bewegung  folgende 
Gegenströmung  der  politischen  Entwicklung  führte  indess  zu  der  Resti- 
tution etlicher  in  der  deutschen  Bundesacte^estgestellten  Rechtsbesonder- 
heiten des  hohen  Adels  und  zu  der  Anerkennung  desselben  als  eines  po- 
litischen Standes  zurück.^)  Durch  die  Auflösung  des  deutschen  Bundes 
ist  hierin  noch  Nichts  geändert,  da  jeder  einzelne  deutsche  Staat  zur  An- 
erkennung des  so  gestalteten  Rechtszustandes  verpflichtet  geblieben  ist. 
Wohl  aber  wird  die  einstige  Vereinbarung  der  Bundesflirsten  über  den 
Rechtszustand  des  hohen  Adels  der  partikularen,  wie  der  Gesetzgebung  des 
Norddeutschen  Bundes  kein  Hinderniss  geben,  denselben  als  Gegenstand 
ihrer  Competenz  zu  betrachten. 

§.  475. 
Die  historisch-politische  Bedeutung  des  hohen  Adels  ist  der  unzerstör- 
liche    Hintergrund    der    besonderen    staatsrechtlichen   Stellung    desselben. 

*)  Deutsche  Bundesact'e  Art.  14. 

^)  Deutsche  Reichsrerfassung  von  1849  §.  137. 

^)  Obwohl  die  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  4  die  Gleichheit  aller  Preussen 
vor  dem  Gesetze  mit  dem  ausdrücklichen  Zusatz:  „Standesvorrechte  finden  nicht  statt**, 
als  Prinzip  ^erkannt  h^te,  deklarirte  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1854,  dass  die  Bestim-, 
mungen  der  Verfassungs-Urkunde  vom  31.  Januar  1850  einer  Wiederherstellung  derjenigen 
durch  die  Gesetzgebung  seit  dem  1.  Januar  1848  verletzten  Rechte  und  Vorzüge  nicht 
entgegenstehen,  "welche  den  mittelbar  gewordenen  Deutschen  Reichsfursten  und  Grafen, 
deren  Besitzungen  in  den  Jahren  1815  und  1850  der  Preussischen  Monarchie  einverleibt 
(hier  wieder  einverleibt  worden,  auf  Grund  ihrer  früheren  staatsrechtlichen  Stellung  im 
Kelche  imd  der  von  ihnen  besessenen  Landeshoheit  zustehen,  und  namentlich  durch  ien 
Art.  14  der  Deutschen  Bundesacte  vom  8.  Juni  1815  und  durch  die  Art.  23  und  43  der 
Wiener  Congressacte  vom  9.  Juni  1815,  sowie  durch  die  spätere  Bundesgesetzgebupg  zu- 
^^esichert  worden,  sofern  die  Betheiligten  sie  nicht  ausdrücklich  durch  rechtsbeständige 
Verträge  aufgegeben  haben.  Die  Wiederherstellung  sollte  durch  Königliche  Verordnung 
♦'rfolgen.  Demzufolge  ergingen  der  Königliche  Erlass  vom  9.  Oktober  1854  über  die  Ver- 
tretung der  vormals  reichsunmittelbaren  Fürsten  und  Grafen  in  Processen  und  zwei 
Königliche  Verordnungen  vom  12.  November  1855,  von  denen  die  eine  die  Restitution  des 
)»rivilegirten  Gerichtsstandes  (vergL  dazu  den  Erlass  des  Justiz -Ministers  vom  17.  Decem- 
bt-r  1855)  und  die  andere  die  Feststellung  des  ümfanges  der  jedem  einzelnen  vormals 
reichsnnmittelbaTen  Hause  zustehenden  Rechte  und  Vorzüge  sowie  die  Regulirung  der  zur 
Herstellung  des  verletzten  Rechtszustandes  erforderlichen  Massregeln  und  der  etwa  in  In- 
.^pruch  genommenen  Entschädigungen  betraf. 
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Während  der  sonstige  Adel  nur  noch  als  Stand  eine  politische  Qoalificaüoii 
zeigt  und  dem  Einzelnen  nnr  als  dem  Mitgliede  dieses  Standes  einen  be 
sonderen  staatsrechtlichen  Charakter  leiht,  ist  jedes  Geschlecht  des  hoheu 
Adels  von  einer  solchen  politischen  Bedeatung,  dass  dieser  eine  besondere 
Staatsrechtliche  Stellung  entsprechen  muss.  Die  Fürsten  des  deatscheo 
Bundes  reservirten  den  im  Jahre  1807  und  seitdem  mittelbar  gewordeBen 
ehemaligen  Reichsständen  und  Reichsangehörigen,  ^um  in  Gemässheit  der 
gegenwärtigen  Verhältnisse  denselben  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleieL- 
förmig  bleibenden  Rechtszustand  zu  verschaffen^,  1)  den  Charakter  do 
hohen  Adels  und  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  bisher  damit  ver 
bundenen  Begriffe,  2)  die  mgenschaft  der  ersten  Standesherren  in  im\ 
Staate,  zu  dem  sie  gehören  und  der  privilegirteslen  Klasse  der  Unterthaneu 
in  demselben,  insbesondere  in  Ansehung  der  Besteuerung;  und  3)  inEttck- 
sieht  ihrer  Personen,  Familien. und  Besitzungen  alle  diejenigen  Rechte  und 
Vorzüge,  welche  aus  ihrem  Eigen thum  und  dessen  ungestörtem  Gennsst» 
herrühren  und  nicht  zu  der  Staatsgewalt  und  den  höheren  Regirungsrechten 
gehören.  Unter  diesen  Rechten  sollten  insbesondere  und  namentlich  be- 
griffen sein:  a)  die  unbeschränkte  Freiheit,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  za 
dem  Bunde  gehörenden  oder  mit  demselben  in  Frieden .  lebenden  Staate  zo 
nehmen;  b)  nach  den  Grundsätzen  der  früheren  deutschen  Verfassung  die 
noch  bestehenden  Familienverträge  und  die  Befngniss,  über  ihre  Güter  and 
Familienverhältnisse  verbindliche  Verfügungen  zu  treffen;  c)  privilegirter 
Gerichtsstand  und  Befreiung  von  aller  Militairpflichtigkeit  für  sich  und  ihre 
Familie;  d)  die  Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gcrechtigkeiu^- 
/  pflege  in  erster,  und,  wo  die  Besitzung  gross  genug  sei,  in  zweiter  Instanz. 
die  Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und  Schul- 
. Sachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  na^h  Vorschrift  der 
Landesgesetze,  welchen  sie,  sowie  der  Militairverfassung  und 
der  Oberaufsicht  dejp  Regirungen  über  jene  Zuständigkeiten 
unterworfen  bleiben.  Bei  der  näheren  Bestimmung  der  angeftihrten 
Befugnisse  sowohl  wie  in  allen  übrigen  Punkten  sollte  die  königlich 
Baiersche  Verordnung  vom  Jahre  1807  als  Basis  und  Norm  untergelegt 
werden.  Diese  der  rechtlichen  Bedeutung  nach  höchst  verschiedenen  Rechio 
—  es  sind  theils  privatrechtliche,  theils  politische  und  diese  wieder  theils 
Regirungsrechte,  theils  Unterthanenprivilegien  —  sind  auch  noch  jetzt  der 
Inhalt  des  Standesvorrechts  des  hohen  Adels  in  den  deutschen  Staaten, 
nur  sind  die  Steuerprivilegien  desselben  und  die  patrimoniale  Gerichts- 
barkeit als  höheren  staatsrechtlichen  Prinzipien  widerstreitend,  beseitigt 
geblieben.*) 


0  Vergl.  oben  §.  89  und  unten  §.  488  ff. 
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3.   Staatsrechtliche  Stellang  des  niedern  Adels/) 

§.  467. 
Die  feadale  Bedeutung  des  s.  g.  niederen  Adels  ist  mit  der  politischen 
Entwicklung  der  deutschen  Staaten  gesunken.  Die  besonderen  Pflichten, 
welche  einst  den  reichsständischen  Adel  fast  zum  alleinigen  Träger  des  po- 
litischen Lebens  erhoben,  sind  als  solche  verschwunden  und  zu  allgemeinen 
Pflichten  Aller  geworden,  so  hat  auch  das  Recht  desselben  sich  verflüchtigt 
and  ist  in  den  allgemeinen  Bechten  der  Unterthanen  aufgegangen.  In  der 
Gegenwart  unterscheidet  der  niedere  Adel  sich  nur  noch  durch  Aeusserlich- 
keiten  der  socialen  Stellung  von  den  übrigen  Unterthanen,  Seitdem  die 
Verleihung  dieser  äusserlichen  Standesabzeichen  (Adelsprivilegien)  durch  die 
Gunst  des  Sonverains  der  Thatsache  des  adlich  Geborenseins  gleichgestellt 
und  zwischen  der  Verleihung  des  persönlichen  Adels  und  der  des  Geschlechts- 
adels unterschieden  worden,  ist  vollends  das  historische  Prinzip  des  niedern 
Adels  gebrochen  und  ist  die  Bedeutung  des  Adels  fast  ganz  auf  das  sociale 
Gebiet  beschränkt.  So  bestimmt  sich  auch  der  Begriff  des  niedern  Adels 
nur  aus  Momenten,  deren  politischer  Werth  kaum  zu  bemerken  ist,  denn 
diese  Klasse  des  Adels  bildet  sich  nur  aus  denen,  welche  das  Becht  des 
adligen  Namens  und  Wappens  haben,  sei  es  durch  die  Geburt  oder  die 
Verleihung  des  Souverains.  Der  Besitz  dieser  besonderen  Rechte  begründet 
aber  noch  keinerlei  Vermuthung  für  den  Besitz  auch  politischer  Vorrechte, 
nnd  es  kann  nur  aus  dem  positiven  Rechte  des  einzelnen  Staates  ersehen 
werden,  ob  derajtige  Vorrechte  dem  niederen  Adel  in  diesem  Staate  ver- 
liehen sind.  Persönliche  politische  Vorrechte  gesteht  das  deutsche  Staats- 
recht den  Adligen  nicht  mehr  zu 5  nur  dem  Adel  als  einem  „Stande"  Hess 
dasselbe  einige  Bedeutung  bei  der  Organisation  der  Vertretung  der  Unter- 
thanen. Es  wird  sich  aber  erweisen,  dass  dem  Stande  des  niedern  Adels 
als  solchem  so  gut  wie  gar  keine  besondere  staatsrechtliche  Rechte  zu- 
stehen; es  pflegen  diese  vielmehr  an  besondere  Voraussetzungen  geknüpft 
zu  sein,  deren  Erfüllung  allererst  den  Adligen  staatsrechtlich  qu^ificirt. 
In  der  Regel,  begründet  nur  das  Zusammentreffen  der  Eigenschaft  des 
Adels  mit  dem  Besitze  eines  grösseren  gefestigten  Grundbesitzes  noch  eine 
staatsrechtliche  Qualification  des  Adels,  jedoch  des  Oefteren  auch  nur  in 
der  Weise,  dass  jener  Besitz  diese  Qualification  bewirkt,  auch  wenn  jene 
persönliche  Eigenschaft  dem  Besitzer   mangeln  würde.     In  diesem  Falle 


M  In  einem  System  des  Staatsrechts  kann  nur  von  dem  Adel  als  einem  Gebortsstand 
die  Rede  sein.  Der  s.  g.  persönliche  (Amts-,  Kriegs-  oder  Glocken-)  Adel  mag  noch 
eine  sociale  Bedeutung  hahen,  staatsrechtlich  aber  ist  er  ganz  ■  bedeutungslos.  Zu  dem 
öeburtsadel  kann  aber  auch  der  Briefadel  gehören,  wenn  nämlich  der  Adel  erblich 
verliehen  worden.    VergL  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  261. 

Grotefend,  StaatsrAcht  30 
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gewinnt  also»  der  politisobe  Adel  nur  aus  seinen  socialen  Verhältnissen  eine 
politische  Bedeutung  und  ist  mit  dessen  geschichtlicher  völlig  gebrochen,') 


IV.  Entstehung  der  Rechtsverhältnisse. 

§.  477. 
In  dem  Individuum  begründen  sich  die  einzelnen  Verpflichtungen  oder 
Berechtigungen y  welche  aus  dem  Unterthanennexns  hervorgehen,  theils 
schlechthin  durch  die  persönliche  Existenz  desselben  oder  erst  dnrch  be- 
sondere dingliche  Verhältnisse,  in  denen  das  Individuum  als  Subject  steht 
Auch  das  Staatsrecht  .kennt  —  freilich  nicht  in  dem  Sinne  des  Privat- 
rechts —  den  Unterschied  zwischen  persönlichen  und  dinglichen  politiscfa^ 
Rechten  der  Unterthanen,  in  dem  Sbne  nämlich,  dass  gewisse  dieser 
Rechte  einen  bestimmt  qualificirten  dinglichen  Besitz  zur  Voraussetzung 
haben  und  mit  diesem  erworben  werden,  während  sonst  und  zwar  in  der 
Regel  die  Person  des  Unterthanen  als  solche  schon  den  Rechtsgrund  ihrer 
politischen  Beziehungen  in  sich  trägt.  Der  dingliche  (Grund-)  Besitz  tritt 
besonders'  bei  der  Steuerpflicht  der  Unterthanen  und  bei  der  Bildung  de^ 
Organes  der  Unterthanen-Vertretung  bedeutsam  hervor,  aber  in  beiden  Hin- 
sichten in  sehr  bestimmt  besonderer  Art  und  mit  ganz  verschiedener  Be- 
deutung.')   Es  richtet  sich  indess  das  politische  Streben  auf  die  Besdügun^ 


')  Die  Deutsche  Bundesacte  Art.  14  garantirte  dem  „ehemaligen  Reiclißadcl"  di« 
unbesclirankte  Freiheit  des  Aufenthalts  und  das  Recht  der  (autonomischen)' Pamilien- 
verträge,  gleichwie  diese  Kechte  dem  hohen  Adel  zugesichert  waren.  Ausserdem  so&tr 
der  ehemalige  Beichsadel  Antheil  an  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Forstgerichtsbarkeit 
Ortspolizei,  Kirchenpatronat  und  privilegirteu  Gerichtsstand  haben,  und  zwar  ward  nm 
„den  Begüterten''  der  Antheil  an  der  Lantlstandschafk  zugesichert.  Die  Bundesacte  ent- 
hielt aber  schon  selbst  (Jen  Vorbehalt,  dass  diese  Rechte  nur  nach  Vorschrift  der 
Lande;^gesetze  ausgeübt  werden  sollen.  Die  Landesgesetze  haben  dann  auch  in 
der  That  viele  dieser  Privilegien  beseitigt.  Vergl.  Preussisches  Verf assung^fesetx  Art  4; 
Baiersche  Gesetze  vom  11.  September  1825,  vom  4  Juni  1848  und  vom  28.  Mai  1852; 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.34;  Grossherzoglich  Hessisches  Gesetz,  die  Ver- 
hältnisse der  Standesherrn  und  adligen  Gerichtsherrn  betreffend,  vom  8.  Augost  184^; 
Braunschweigsches  Gesetz  vom  4.  Juli  1851;  Meiningensches  Grundgesetz  §-  15: 
Altenburgsches  §.64.  Für  den  nicht  zum  ehemaligen  Reichsadel  zu  rechnenden  Adrl 
sind  auch  unter  dem  Einflüsse  des  Deutschen  Bundes  niemals  besondere  staatsrechtiicbe  Ver- 
hältnisse begründet  gewesen.  —  Wenn  das  Bremen  sehe  Verfassungsgeseta  §.  17  m  dtm 
Prinzipe  der  Gleichheit  aller  Staatsgenossen  vor  dem  Gesetze  noch  hinzufugt:  «Der  Staat 
erkennt  bei  seinen  Genössen  keinen  Adel  an",  so  motivirt  sich  dies  ^us  dem  repoblik*- 
nischen  Charakter  dieses  Staatswesens. 

*)  S.  unten  §.  488  und  die  Darstellung  der  Bildung  des  gesetzgebenden  Körpers. 
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der  BeeinfloBBUDg  der  politiBchen  Beehtsbeziehungen  der  Unterthanen  durch 
den  Besitz  (Vermögen)  nnd  die  GleichstelluDg  aller  poUtifichen  Personen 
als  solcher.') 


V.   Arten  derselben. 

§.  478- 
Dicf  Rechtsverhältnisse   der  Unterthanen   sind  theils   passive   theils 
active  in  dem  Sinne,  dass  sie  entweder  den  Unterthan  dem  Staat  gegen- 
über vorwiegend  verpflichten  oder  ihn  in  dem  Staate  zu  bestimmten  recht- 
lichen Handlmigen  besonders  ermächtigen.     Der  allgemeine  Charakter  der 
politischen  Rechtsverhältnisse  als  der  um  des  Staates  willen  nothwendigen 
verhindert   freilich   das   politische  Recht   der  Unterthanen   schlechthin   in 
Pflichten  und  Rechte  einzutheilen :    denn  eine   politische  Pflicht  erscheint 
auch   wieder   als   politisches   Recht,    bisweilen   sogar   als   ein   politisches 
Ehreurecbt  des  Verpflichtete,  und  ein  jedes  Recht  ist  auch  wieder  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  als  Pflicht,  wohl  auch  als  politische  Ehrenpflicht    • 
des  Berechtigten  zu  betrachten,  eben  weil  der  Staat  ein  bestimmtes  orga- 
nisehes  Wesen  und  sein  Redit  ein  um  des  Staatsbestandes  willen  noth- 
wendiges  ist.    Allein  in  der  Hinsicht  unterscheiden  sich  doch  alle  recht- 
lichen Beziehungen  der  Unterthanen,  dass  in  diesen  die  Verpflichtung  zu    • 
politischen'  Opfern  oder  die  Berechtigung  zu  politischen  Handlungen  vor- 
wiegt.    Alle   diejenigen  Rechtsverhältnisse,   in   welchen   die    Unterthanen 
als  solche  zu  einem  bestimmten  Verhalten  oder  zu  bestimmten  Leistungen 
dem  Staate  gegenüber  verpflichtet  sind,  erscheinen  als  passive,  diejenigen 
aber,  kraft  welcher  der  Unterthan  zu  einer  bestimmten  Antheilnahme  an 
dem  Staatsleben  ermächtigt  und  verpflichtet  ist,  als  active  Rechtsverhäit- 
uisse  der  Unterthanen. 

1.  Passive  Rechtsverhältnisse. 

§.  479. 
Wenn  auch  der  Mensch  nicht  um  des  Staates  willen,  sondern  der  Staat 
nur  um  des  Menschen  willen  existirt,  so  stellt  doch  auch  der  Staat  For- 
derungen an  die  Menschen,  fUr  welche  derselbe  besteht,  deren  Erfüllung 
es  ihm  allererst  ermöglicht,  dem  politischen  Bedürfnisse  des  Menschen  Be- 
friedigung zu  gewähren  d.  h.  aber  Staat  zu  sein.  Aus  zwiefachem  Grunde  • 
ist  der  Unterthan  dem  Staate  verpflichtet,  zunächst  um  diesem  die  Macht 


*)  Das  Prinzip  des   aUgemeinen  Wahlrechts   in  der  Verfassang  .des  Norddeutschen 
Bundes  hat  die  Bahn  gebrochen. 
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und  die  Mittel  des  Bestehens  zu  gewähren,  sodann  aber  auch,  um  dem 
Staate  die  Erfüllung  seines  Lebensberufes  zu  sichern.  In  einzelnen  Ver- 
pflichtungen der  Unterthanen  treffen  vielleicht  beide  Gründe  derselben  zq- 
sammen,  indess  bleibt  ihre  Unterscheidung  praktisch  wichtig,  da  die  Prae- 
ponderanz  des  einen  oder  des  anderen  den  rechtlichen  Charakter  der  Ver- 
pflichtung wesentlich  bestimmt  und  namentlich  entscheidet,  ob  und  bis  zu 
welchem  Grade  die  Verpflichtung  des  Unterthanen  nothwendig  erfüllt  sein 
muss  oder  ob  die  Erfüllung  mehr  nur  dem  Belieben  des  Unterthanen  selbst 
fiberlassen  sein  kann.  Es  richtet  sich  dieses  aber  danach,  ob  in  unmittel* 
barer  oder  mehr  nur  mittelbarer  Beziehung  die  Anforderung  des'  Staates 
an  seine  Unterthanen  zu  den  Bedingungen  des  Staatsbestandes  und  zu  den 
Voraussetzungen  des  Staatslebens  steht. 

A.    Verfassungsmässiger  Gehorsam. 

§.  480. 
Dem  Begriffe  des  Herrschens,  welcher  in  dem  des  Staates  und  seiner 
Gewalt  enthalten  ist,  entspricht  die  Veipflichtung  der  Beherrschten  d.  h.  der 
Unterthanen,  dem  Willen  des  Staate^  als  des  politischen  Ganzen  stets  nod 
so  zu  gehorchen,  wie  dieser  W^ille  es  erfordert.  Diese  Verpflichtung  der 
Unterthanen  ist  im  Prinzipe  nie  bestritten,  weil  überhaupt  ohne  eine  solche 
Beziehung  des  Ganzen  zum  Einzekien  der  Begriff  des  Staates  undenkbar 
ist.  Ebenso  selbstverständlich  ist  es  aber,  dass  dieser  Gehorsam  nur  auf 
dem  Gebiete  der  Zuständigkeit  des  Staates  gefordert  werden  kann  und  bot 
von  denen,  welche  die  politischen  Personen  dieses  Volkes  sind.  Eben  das 
ist  der  Gewinn,  welchen  das  Staatsrecht  von  dem  Christenthum  erhalten, 
und  das  heutige  Staatsrecht  von  dem  der  antiken  Welt  wie  dem  der  Oriente- 
lischen  Staaten  glücklich  unterscheidet.  Nicht  der  Staat  als  eine  absolute 
Macht  fordert  hier  Gehorsam,  so  ist  es  auch  nicht  der  Mensch  sk  solcher, 
welcher  ihn  schuldet.  Vielmehr  fordert  der  Staat  nur  als  dieses  dem 
Menschen  gegenüber  stehende  persönliche  Wesen  die  Unterthänigkeit  de? 
Menschen,  so  fern  und  in  so  weit  dieser  dem  Staate  gehört.  *)  Darum  jene 
objective  "Abgrenzung  des  Rechtes  der  Staatsgewalt  und  die  Klarsteilnni: 
der  Grenzen  des  individuellen  Lebens,  über  welche  hinauS  die  Staatsgeiralt 
kein  Recht  mehr  besitzt^  hinter  welcher  das  staatsfreie  Recht  der  Individnen 
liegt.')  Das  Staatsrecht  der  Gegenwart  hat  diesen  politischen  Gehorsam 
den  „verfassungsmässigen"  genannt,  in  der  Voraussetzung,  dass  die  Vor- 


• 


')  Gerber,  Ueber  öffentliche  Kechte  S.  75:  ^Diese  ünterwerfong  ist bot  eiot 

staatliche;  da  der  Staat  keineswegs  das  gcsammte  Gesellschaftsleben  der  Mensehen  msid 
aufnimmt,  sondern  es  nur  von  einer  einzelnen  Seite  her  berührt,  so  bleibt  ein  gmsr: 
Theil  desselben  von  diesem  Kreise  ausgeschieden." 

«)  S.  oben  §.  44  ff. 
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fassuDg  oder  das  Verfassungsgesetz  die  Schranken  zieht,  innerhalb  welcher 
der  Staat  Gehorsam  zu  fordern  und  der  Unterthan  diesen  zu  leisten  hat. ') 

§.  481. 
Die  deutschen  Verfassungsgesetze  verpjSichten  fast  allgemein  die  Unter-, 
thanen  zum  Gehorsam  gegen  die  Verfassung  und  das  Gesetz.') 
Der  Sinn  dieser  gesetzlichen  Fassung  ist,  dass  die  ünterthanen  die  in  der 
Verfassung  des  Staates  ihnen  gegebene  organische  Stellung  wahren  und 
den  Anforderungen,  welche  das  Gesetz  an  dieselben  stellt,  entsprechen 
sollen.')  Wie  nun  aber*  das  Gesetz  es  ist,  welches  alle  Functionen  des 
Staates  nach  Inhalt,  Zweck  und  Formen  bestimmt,  welches  die  Organe 
der  Staatsgewalt  einsetzt  und  diesen  je  die  besondere  Sphäre  ihrer  Wirk- 
samkeit zuweist,  so  ist  die  Gehorsamspflicht  der  Ünterthanen  auch  gegen 
alle  diese  Einrichtungen  des  Gesetzes  und  gegen  die  Verrichtungen  der 
Organe  der  Staatsgewalt  begründet.  Die  Zurückbeziehung  aller  organischen 
Functionen  des  Staates  auf  die  Ermächtigung  aus  seinem  Gesetze  setzt 
dieses  auch  als  Grund  und  Schranke  des  Gehorsams  der  Ünterthanen. 
Die  eidliche  Gelobung  dieses  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Gehor- 
sams (Staatsbtirgereid)  ist  in  einigen  deutschen  Staaten  allen  Ünter- 
thanen eines  gewissen  Lebensalters,  in  anderen  dagegen  nur  denjenigen 
Ünterthanen,  welche  einen  besonderen  Dienst  im  Staate  ttbeniehmen  oder 
in  besonders  activer  Weise  an  die  Functionen  der  Staatsgewalt  Antheil 
haben   (Diensteid)    zur   Pflicht   gemacht.^)     Dort   wird   die   Ableistung 


*)  Die  Bezeichnung  „verfasaungsmässiger  Gehorsam"  findet  giph  in  dem  Würtembcrg- 
schen  Verfassungsgesetz  §.  21.  Die  Lehre  vom  „verfassungsmässigen  Gehorsam"  der 
ünterthanen  hat  hei  allen  .Nationen  eine  nicht  unbedeutende  Literatur  hervorgerufen. 
VergL  E.  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staats  Wissenschaften  Th.  I  S.  320  ff. 
und  hinsichtlich  der  deutschen  Literatur  besonders  S.  331  ff.  Mit  dem  constitutionellen 
Staate  ist  der  Begriff  des  s.  g.  verfassungsmässigen  Gehorsams  gegeben.  Denn  es  ist 
dieser  Nichts  als  die  Consequenz  der  organischen  Stellung  der  Ünterthanen  im  Staate. 
Die  deutschen  Verfassungsgesetze  sprechen  selbstverständlich  niemals  von  der  Verpflich- 
tung der  ünterthanen  zu  „verfassungsmässigem  Gehorsam",  anerkennen  denselben  indess 
als  Prinzip  durch  die  positivrechtliche  Feststellung  der  allgemeinen  wie  der  besonderen 
Verpflichtungen  der  ünterthanen,  so  namentlich  dadurch,  dass  dieselben  von  den  unter- 
tiianen  Gehorsam  und  Treue  gegen  den  König,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  fordern, 
also  deren  Verpflichtungen  in  der  Verfassung  und  in  den  Gesetzeii  und  nur  in  diesen  be- 
gründet finden  lassen. 

*)  VergL  die  Citat^  aus  den  Verfassungsgesetzen  unten  Note  4,  und  Würtemberg- 
sches  Verfassungsgesetz  §.21  (welches  die  Ünterthanen  zu  gleichem  „verfassungsmässi- 
gem Gehorsam"  verpflichtet);  Meiningensches  Grundgesetz  §.7. 

^)  VergL  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  72:  „Die  im  Herzogthura  Altenburg  gel- 
tenden Gesetze  — -  —  sind  die  Richtschnur,  wonach  ein  jeder  Landesunterthan  und  Ein- 
wohner seine  Handlungen  einzurichten  hat. 

*)  Die  Verpflichtung  zur  Ableistung  eines  „Ünterthanen-Eides*  findet  sich  vorgeschrie- 
ben in  den  Verfassungsgesetzen  von  Bai  er  n  Tit.  X  §.  3;  Hess  en-D  arm  stadt  §.  108; 
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dieses  Eides  die  Voraussetzung  der  Anstlhimg  der  politischen  Rechte,  hier 
besonders  der  Verwaltung  eines  Staatsamtes  sein.^  Die  Verletzung  des 
Unterthaneneides  wird  in  der  Regel  als  ein  besonderes  Vergehen  oder  Ver- 
brechen nicht  betrachtet  werden,  wogegen  die  Verletzung  des  Verfassungs- 
gesetzes und  die  darin  begründeten  Unterthanenpflichten  allerdings  den 
Begriff  strafbarer  Handlungen  erfüllen  werden.')  Aus  besonderem  politi- 
schen Grunde  pfle^  in  den  deutschen  Staaten  das  Militair  nicht  auf  die 
Verfassung  beeidigt  zu  werden. 

§.  482. 

Der  Gehorsam  der  Unterthanen  ist  der  allgemeinste  Ausdruck  des 
Unterthänigkeits- Verhältnisses  und  ist  diejenige  Pflicht  der  Unterthanen, 
deren  Erfüllung  sie  der  Staatsgewalt  in  allen  Sphären  ihres  Lebens  schul- 
den. Ein  bestimmtes  Ziel  und  einen  bestimmten  Inhalt  erhält  der  Gehor- 
sam der  Unterthanen  allererst  durch  die  concreten  Richtungen  und  Zwecke 
der  Staatsgewalt;  die  Unterthanen  haben  zu  thun  oder  zu  unterlassen  oder 
zu  dulden,  wann  und  was  und  wie  die  Staatsgewalt  dies  wirklich  fordert. 
Wie  nun  aber  der  Staat  selbst  bestimmte  Grenzen  seines  Berufes  und  be- 
stimmte Formen  und  Voraussetzungen  seiner  Gewalt  hat,  so  dass  nur  auf 
dem  Gebiete  seiner  Zuständigkeit  und  nur  unter  den  rechtlich  festgestellten 
Bedingungen  ihrer  Geltendmachung  der  Staat  herrschen  und  als  eine  Ge- 
walt sich  bezeigen  kann  und  darf,  so  hat  auch  der  Gehorsam  der  Unter- 
thanen bestimmte  Grenzen,  bis  zu  welchen,  und  bestimmte  Voraussetzungen, 
unter  welchen  er  geschuldet  wird.  Die  Pflicht  der  Unterthanen  zum  Ge- 
horsam bedingt  und  bestimmt  sich  aus  dem  Rechte  des  Staates,  ihn  zu 
fordern.  Weil  aber  dieses  Recht  nicht  die  Willkür  der  Staatsgewalt,  son- 
dern die  aus  der  Natur  des  Staates  selbst  hervorgehende  Nothwendigkeit 
ist,  deshalb  ist  es  auch  Pflicht  derselben,  den  Gehorsam  zu  fordern  und 
den  verweigerten  zu  erzwingen.  So  gestaltet  sich  die  Gehorsannpflieht 
der  Unterthanen  zu  einem  bestimmten  staatsrechtlichen  Begriff.^ 

§.  483. 

Der  Gehorsam  documentirt  sich  verschieden,  indem  die  Staatsgewall 
entweder  ein  Dulden  oder  ein  Unterlassen  (Nichtthun)  oder  eine  positive 
Handlung  fordert.    Mab  kann  danach  zwischen  einem  passiven  und  einem 


Altenburg  §.  73;  Coburg-Gotha  §.  28-,  Schwarzburg-Sondershausen  tob 
1849  §.7. 

')  Ausdrücklicli  gprach  dieses  daaSchwarzburg-Sondershausenscbe  Verlks«migs- 
gesetz  von  1849  §.  8  aus.    VergL  unten  in  der  DarsteUung  der  Lehre  vom  Staatsfienst 

')  AltenburgBches  Grundgesetz  §.  73:  »Eine  Verletzung  des  Grundgesetiea,  beeos- 
ders  einer  der  hier  genannten  unterthanenpflichten  gilt  als  Treubruch  und  Staatsrergdiea. 
VergL  im  üebrigen  die  Strafgesetzbücher. 

^  Hier  zeigt  sich  der  Charakter  der  constitutionellen  Staaten  im  Gegensätze  n  des 
der  Absolutieen  und  Despotien  an  den  Unterthanen. 
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activen  Gehorsam  onterscheideii;  wobei  man  das  Unterlassen  eine  Thätig-' 
keit  nennen  und  neben  das  positive  Handeln  stellen  könnte.  In  welcher  dieser 
Formen  im  einzelnen  Falle  der  Gehorsamspflicht  der  Unterthanen  ent- 
sprochen werden  müsse;  hat  allein  der  Zweck  des  concreten  Staatswillens 
zu  entscheiden.  Wenn  die  öffentliche  Gewalt  einen  bestimmten  Rechts- 
znstand geschaffen,  welcher  herrschen  soll,  so  ist  die  Pflicht  der  Unter- 
thanen nur,  sich  diesem  zu  fügen  und  einen  solchen  Zustand  bestehen  zu 
lassen  oder  zu  dulden.  Verbietet  dagegen  der  Staat  eine  gewisse  Hand- 
lung oder  ein  bestimmtes  Verhalten,  so  hat  der  Gehorsam  sich  in  der 
negativen  Form  des  Unterlassens  oder  Nichtthuns  zu  zeigen.  Fordert  end- 
lich der  Staat  eine  bestimmte  Handlung  oder  Leistung,  so  genügt  der 
Unterthan  seiner  Pflicht  nur  durch  die  Vornahme  dieser  Handlung  oder 
durch  die  thatsächliche  Leistung  des  Geforderten.  Stets  wird  aber  voraus- 
gesetzt, dass  die  Staatsgewalt  bestimmt  will  und  ein  bestimmtes  (positives 
oder  negatives)  Verhalten  der  Unterthanen  fordert.  Wenn  dieselbe  nur 
ein  bestimmtes  Verhalten  empfiehlt  und  nur  einen  wohlmeinenden  Rath 
ertheilt,  so  kann  nicht  einmal  das  thatsächliche  Befolgen  dieses  Bathes 
Gehorsam,  geschweige  denn  die  Nichtbefolgung  Ungehorsam  genannt  wei^- 
den.  Besonders  qualificirt  ist  aber  der  Gehorsam,  welchen  die  Staatsdiener 
und  solche  Personen  im  Staate,  welche  zu  dessen  organischen  Functionen 
in  besonderen  Beziehungen  stehen,  schulden.  Hier  ist  der  Gehorsam  stets 
die'  Verpflichtung  zu  einem  bestimmten  positiven  Handeln  oder  Verhalten 
für  den  Staat  und  in  dessen  besonderem  Auftrage. 

§.  484. 

Gehorsam  schulden  die  Unterthanen  dem  als  solchen  erklärten  Willen 
des  Staates,  seinem  Gesetze,  sowie  allen  Verordnungen  und  Verfügungen, 
welche  von  den  Organen  der  Staatsgewalt  ausgehen  und  Nachachtung  ver- 
langen, nur  unter  der  Voraussetzung,  däss  diese  Gesetze,  Verordnungen 
oder  Verfügungen  rechtmässig  d.  h.  dass  sie  innerhalb  der  materiellen  Zu- 
ständigkeit der  Staatsgewalt  und  von  den  im  Rechte  gesetzten  Organen 
derselben  erlassen  waren.  Das  ganze  Leben  des  Staates  ist  eben  ein 
rechtlich  bestimmtes  und  ist  die  Willkür  wie  von  dem  Gegenstande  so 
auch  von  den  Formen  desselben  ausgeschlossen.  Das  positive  Recht  eines 
Jeden  Staates  hat  also  die  Bedingungen  und  Formen  zu  bestimmen,  unter 
and  in  welchen  die  Staatsgewalt  und  ihre  Organe  Gehorsam  von  den 
Unterthanen  fordern  können.  Diese  positive  Seite  des  Gehorsams  ist  denn 
auch  einer  weiteren  Erläuterung  nicht  bedürftig.  Dahingegen  ist  die  Frage 
vielfach  bestritten  und  besonders  wichtig,  welches  Recht  den  Unterthanen 
gegen  materiell  oder  formell  rechtswidrige  Zumuthungen  der  öffentlichen 
Oewalt  zusteht. 

§.  485. 

Die    constitutionelle   Natur   des   Staates    und   der   Unterthanen    giebt 
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diesen  das  Recht,  sich  vor  rechtswidrigen  Anforderungen  der  Organe  der 
Staatsgewalt  zu  schützen.  Dieses  Recht  gestaltet  sich  zu  einem  bestimmten 
staatsrechtlichen  BegriflFe',  zu  dem  Rechte  der  Beschwerde,  welches 
auch  in  der  That  in  fast  allen  deutschen  Staaten  positivrechtlich  anerkannt 
worden  ist/)  Ausser  diesem  Beschwerderechte  steht  den  Unterthanen  ein 
Rechtsmittel  gegen  die  Anordnungen  der  Organe  der  Staatsgewalt  nicht 
zu.  Würde  dieses  nicht  genügen  oder  im  einzelnen  Falle  nicht  anwendbar 
sein,  so  würde  den  Unterthanen  ein  directes  Mittel,  die  Beseitigung  der 
rechts-  oder  ordnungswidrigen  Verfügung,  einer  Staatsbehörde  zu  erwirken, 
nicht  zu  Gebote  stehen.  Dagegen  ist  es  gestattet,  der  Verfiigung  einer 
unzuständigen  Behörde  oder  einer  solchen  Anordnung,  welche  dem  klaren 
Inhalte  eines  Gesetzes  oder  einer  höheren  Verordnung  widerspricht,  nega- 
tiven Ungehorsam  entgegenzusetzen,  dieselbe  gleichsam  als  nicht  erlassen 
zu  betrachten.  Selbst  die  AuflForderung  an  Andere  in  gleicher  Lage  sieh 
befindende,  ein  Gleiches  zu  thun,  ist  nicht  strafbar,  falls  der  negative  Un- 
gehorsam ein  individueller  bleibt.  Jede  Drohung  oder  Gewalt,  gegen  eine 
Staatsbehörde  geübt,  bleibt  aber  ein  strafbares  Verfahren,  es  sei  denn  dass 
i^ur  die  Anwendung  der  Eigenmacht  im  Stande  war,  den  Unterthanen  vor 
einem  unersetzlichen,  aus  der  ordnungswidrigen  Verfügung  der  Behörde 
unmittelbar  entspringenden  Nachtheil  zu  bewahren.*)  Dass  aber  die  Gesetz- 
gebung auch  ein  an  sich  nicht  strafbares  Verhalten  der  Unterthanen  seinen 
Anfoi:derungen  gegenüber  für  besondere  Fälle  verbieten  und  zu  einem  nach 
dem  positiven  Gesetze  sraf baren  Verhalten  machen  kann,*  ist  selbstTer- 
ständlich. 

B.  Treue  gegen  den  Souverain. 

§.  486. 
Neben  dem  rechtlich  zu  erzwingenden  Gehorsam  gegen  die  Gesetze 
des  Staates  besteht  in  den  monarchischen  Staaten  noch  das  besondere 
Band,  welches  sich  zwischen  dem  persönlichen  Repräsentanten  des  Staate?, 
seinem  Souverain,  und  dem  von  diesem  regirten  Volke  knüpft.  Die  hohe 
politische  Stellung  und  Bedeutung  Jene,s  fordert  aus  objectiven  Gründen 
die  äusserlich  wahrnehmbare  Anerkennung  der  Unterthanen,  deren  Trcne, 
Ehrfurcht  und  Gehorsam.  Jene  ersteren  beiden  sind  mehr  moralische 
Pflichten  und  erhalten  diese  gewissermassen  nur  im  Falle  der  Verletznngen 
einen  .bestimmten  rechtlichen  Charakter,  indem  diese  als  strafbare  Vergehen 
und  Verbrechen  zur  rechtlichen  Verantwortung  gezogen  werden  können. 
Der  Gehorsam  dagegen  ist  auch  dem  Souverain  gegenüber  kern  anderer 


')  Vergl.  unten  §.  496  ff. 

«)  Ton  Mohl,  Würtembergsches  Staatsrecht  Th.  I  S.  327  ff.;    Zöpfl,  Gnmdsätic 
283,  IV. 
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als  ein  verfassungsmässiger,  denn  auch  der  Souverain  kann  nur  in  den 
Grenzen  seiner  souveramen  Gewalt  ihn  fordern.  In  denjenigen  Staaten, 
wo  eine  formelle  Huldigung  der  ünterthanen  und  die  Ableistung  eines 
Hnldigungseides  allgemeine  Unterthanenpflicht  ist/)  ist  dieser  Ver- 
pfllciitung  ein  besonderer  Ausdruck  gegeben,  wenngleich  auch  dadurch 
jene  Gesinnung  nicht  zum  Inhalte  eines  wirklichen  Rechtes  werden  kann. 
Denn  selbst  das  eidliche  Gelöbniss  der  Ünterthanen,  dem  Fürsten  treu  sein 
zu  wollen  —  worauf  der  Huldigungseid  der  Ünterthanen  sich  zu  beschrän- 
*  ken  pflegt  —  begründet  an  sich  weder  eine  rechtlich  begreifbare  Verpflich- 
tung der  ünterthanen  gegen. den  Souverain  noch  eine  besondere  rechtliche 
Folge  im  Falle  der  Verletzung  dieses  eidlichen  Gelöbnisses.  Es  haben 
darum  atich  manche  Staaten  auf  diesen  Huldigungseid  der  Ünterthanen 
verzichtet  und  fordern  denselben  nur  von  denjenigen,  welche  eine  be- 
sondere politische  Stellung  im  Staate  einnehmen  und  dadurch  in  besondere 
politische  Beziehungen  zu  dessen  Fürsten  treten.*) 

C.    Antheilnahme  an  den  Staatslasten. 

§.  487. 
Die  Ünterthanen   haben    die  Sfciatslasten  zu  tragen  d.  h.   diejenigen 
materiellen  Opfer,  welche  der  Staat  um  seines  Daseins  und  Lebens  willen 
von  den  ünterthanen  kraft  seines  politischen  Rechtes  und  unter  den  Vor- 
aussetzungen dieses  Rechtes  zu  fordern  hat,  zu  bringen.     Die  ünterthanen 


M  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  X  §.  3:  „Alle  Staatsbürger  sind  bei  der  An- 
sassigmachung  und  bei  der  allgemeinen  Landeshuldigung  —  —  verbunden,  folgenden  Eid 
abzulegen:  ;,Ich  schwöre  Treue  dem  Könige  etc.";  Würtembergsches  §.  20:  „Der 
Huldigungseid .  ist  von  jedem  geborenen  Würtemberger  nach  zurückgelegtem  16.  Jahre 
und  von  jedem  neu  Aufgenommenen  bei  der  Aufnahme  abzulegen";  Hessen-Darm- 
städtsche8§.  108  (wie  das  Baiersche  Tit.  X  §.  3);  Meiningen  seh  es  Grundgesetz  §.  11: 
,Alle  Ünterthanen  männlichen  Geschlechts  haben  nach  zurückgelegtem  achtzehnten  Jahre, 
oder  bei  ihrer  Aufnahme  in  das  Land  den  Huldigungseid  abzulegen;  Altenburgsches 
(xnindgesetz  §.  71:  „Dem  Landesherrn  —  —  ist  jeder  Unterthan  Treue,  Ehrfurcht  and 
Gehorsam  schuldig";  Coburg-Gotha  sehet  Staatsgrundgesetz  §.  28:  „Jeder  Staatsbürger 
hat  nach  Erreichung  des  achtzehnten  Lebensjahres  folgenden  Eid  abzuleisten:  „Ich  schwöre 
Treue  dem  Herzog  etc.";  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  26:  „Alle 
männlichen  Landeseinwohner  haben  nach  zurückgelegtem  einundzwanzigsten  Lebensjahre 
den  Erbhuldigungseid  zu  leisten.  Derselbe  soll  lauten:  ,Ich  schwöre  Treue  und  Gehorsam 
dem  Durchlauchtigsten  Landesförsten  und  dessen  Nachfolgern  an  der  Landesregirung  aus 
dem  Durchlauchtigsten  Hause  Braunschweig  etc.";  Schwarzburg-Sondershausensches 
Verfassungsgesetz  §  7  (dem  Sinne  nach  wie  das  Meiningensche  Grundgesetz  §.  11). 

*)  Von  diesen  besonderen  politischen  Eiden  ist  bei  der  Darstellung  des  Rechtes  dieser 
besonderen  staatsrechtlichen  Personen  zu  sprechen,  namentlich  bei  der  des  Rechtes  der 
Mitglieder  der  standischen  Vertretung  und  der  Staatsdiener.  —  Die  rechtliche  Bedeutung 
des  Hnldigungseides  ist  der  des  Unterthaneneides  ganz  analog,  wenn  auch  der  Gegenstand 
und  die  politisch-moralische  Bedeutung  desselben  besondere  sind. 
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sind  verpflichtet  von  ihren  Mitteln  und  Kräften  dem  Staate  zu  gewähren, 
was  die  Befriedigung  seiner  materiellen  Bedürfnisse  verlangt  und  was  nicht 
die  sonstigen  Einnahmen  des  Staates  bereits  gewähren.*)  Die  gleiche 
Verpflichtung  aller  Unterthanen,  zu  diesen  Staatslasten  zu  concurriren,  ist 
als  die  Gonsequenz  der  .organischen  Beschaffenheit  wie  des  Staates  so  der 
Unterthanen,  einer  abweichenden  Praxis  früherer  Zeiten  entgegen,  zu  einem 
Prinzipe  der  meisten  deutschen  Staaten  geworden  und  als  solches  auch  in 
deren  Verfassungsgesetzen  ausdrücklich  anerkannt.')  Der  Sinn  dieses 
Prinzipes  der  gleichen  Heranziehung  aller  Unterthanei\  zu  den  Staatslasten 
ist  indess  nur  der,  dass  Niemand  um  seiner  Person  willen  oder  aus  dem 
Grunde  persönlicher  Begünstigung  davon  befreit  sei,  nicht  aber  ist  dasselbe 
so  zu  verstehen,  dass  nach  einer  absoluten  Gleichheit  alle  Unterthanen  za 

')  Vergl.  oben  §.  227  ff.  Diese  staatsrechtlichen  Verpflichtungen  der  Unterthanen 
sind  wohl  zu  unterscheiden  von  den  gegen  einzelne  Privatpersonen  im  Staate  begrün- 
deten privatrechtlichen  Forderungen  des  Staates.  —  Originell  und  singulär  ist  die  Auf- 
fassung des  Altenhurgächen  Grundgesetzes  §  74,  dass  die  Aufbringung  der  StaatslistifB 
^eine  ungetheilte  Pflicht  aller  Landesunterthanen"  sei. 

')  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  HI  §.13:  „Die  Theilnahme  an  den 
Staatslasten  ist  für  alle  Einwohner  des  Reiches  allgemein,  ohne . Ausnahme  irgend  eines 
Standes  und  ohne  Rücksicht  auf  vormals  hestandene  besondere  Befreiungen";  auch  §.  4: 
„Auch  kann  keinem  Staatsbürger  eine  Befreiung  von  den  öffentlichen  Lasten  bewilligt 
werden";  Sächsisches  §,38:  „Alle  Unterthanen  haben  zu  den  Staat^lasten  beizatragen', 
und  §§.  39  und  40  (Aufhebung   früherer  Befreiungen,   Verbot  der   Einfuhrung  neoeri^ 

Würtembergsches  §.  21:   „Alle  Würtemberger sind  zu gleicher  Theü- 

nahme  an  den  Staatslasten  verbunden";  Badensches  §.8:  „Alle  Badener  iragen  oke 
Unterschied  zu  allen  Lasten  bei.  Alle  Befreiungen  von  directen  oder  indirecten  Abgabtrs 
bleiben  aufgehoben";  Meiningensches  Grundgesetz  §.  10;  „Alle  UnterthMien  a&i 
schuldig,  nach  dem  Gesetze  der  Gleichheit  und  nach  Verhältm'ss  ihres  Vermögens  —  - 
zu  dem  Zwecke  des  Staates  beizutragen«  namentlich  a)  durch  Steuern,  nach  den  darübrr 
^  vorhandenen  und  zu  erlassenden  Gesetzen";  Altenburgsches  §.  74  (s.  in  vorsteheni'- 
Note);  Brauns chweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.34:  „Die  Theilnahme  an  ^ 
Staatslasten  trifft  Alle  —  ~  allgemein  und  nach  gleichen  Grundsätzen";  Oldenburg- 
seh  es  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  65  ^.3:   „Alle  Freiheiten  und  Begünstigung 

im  Beitrage  zu  den  Staats-  und  Gemeindelasten  sind aufgehoben";  §.4:  „Foitaa 

können  derartige  Freiheiten  weder  verliehen  moch  irgendwie  erworben  werden";  Anhalt- 
Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  52:  „Alle  Staatsangehörige  sind  Verbandes, 
zur  Aufbringung  des  Staatsbedarfs  nach  dem  Masse  ihrer  Steuerkraft  beizutragen*.  — 
Uebrigens  liegt  auch  schon  in  dem  allgemeinen  Prinzip  der  Gleichheit  aller  üntertbaoci 
vor  dem  Gesetze  (s.  oben  §.  469)  wenigstens  das  Motiv  der  Heranziehung  aller  Cnt«^ 
thanen  zu  den  Staatslasten  anerkannt,  und  darf  vor  Allem  nicht  aus  dem  Fehlen  eifitf 
ausdrücklichen  Anerkenntnisses  der  gleichen  Verpflichtung  aller  Unterthanen  in  eim*^ 
Verfassungsgesetze  geschlossen  werden,  dass  dieser  Staat  das  Prinzip  nicht  befolge.  ^ 
spricht  z.B.  das  Preussische  Verfassungsgesetz  das  Prinzip  der  gleichen  Belastung  do: 
Unterthanen  zu  Staatszwecken  nirgends  ausdrücklich  aus,  und  dennoch  ist  wohl  1^^^ 
Staatshaushalt  so  conscquent  in  dessen  Ausführung  gewesen,  wie  der  preussische.  —  I^ 
übrigens  die  Begriffe  „Alle"  und  „Jeder"  in  der  Regel  der  gleichen  Vertiieflan^  ^^ 
Staatslasten  nicht  strict  zu  verstehen  sind,  zeigt  §.  489. 
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diesen  Lasten  zu  concnrriren  haben.  Das  Prinzip  der  gleichen  Verpflich- 
taog  aller  Unterthanen  zu  den  Staatslasten  beizutragen  schliesst  die  concrete 
Vertbeilung  der  Staatslasten  nach  dem  Grundsätze  einer  nur  relativen 
gleichen  Heranziehung  der  Kräfte  der  Einzelnen  nicht  aus.  Dass  der  Staat 
aber  nur  in  der  im  Rechte  begrtlndeten  Form  und  nach  den  darin  be- 
stimmten Grundsätzen  solche  Ansprüche  an  die  Unterthanen  erheben  könne, 
liegt  schon  in  dem  Rechtscharakter  der  Staatsgewalt.  *)  Unter  den  Staats- 
lasten treten  besonders  die  Steuer-,  die  Wehr-  und  die  Httlfsdienst- 
pf licht  der  Unterthanen  hervor. 

a.   Steuerpflicht. 

§.  488. 
Der  subjective  Träger  der  Staatslasten  ist  der  persönliche  Repräsentant 
des  wirthschaftlichen  und  darum  steuerpflichtigen  Vermögens:  die  „Gesell- 
schaft" und  in  dieser  jedes  selbständige  Glied  derselben.  Dieser  gesell- 
schaftliche Charakter  der  Unterthanen  begründet  die  individuelle  Verpflich- 
tung derselben,  an  den  Staatslasten  passiven  Antheil  zu  nehmen,  und  mo- 
dificirt  die  Regel,  dass  „alle"  Staatsangehörige  diese  Verpflichtung  tragen. 
Hier  ist  eben  das  Gebiet,  auf  welchem  die  Gesellschaft  ihre  politischen 
Beziehungen  äussert  und  wo  der  Staat  die  Nothwendigkeit  der  Gesellschaft 
und  ihrer  Unterstützung  erfährt.  Diese  ist  freilich  als  ein  Wesen,  welchem 
das  Organ  der  äusseren  Repräsentation  und  überhaupt  eine  bestimmte 
organische  Form  mangelt,  nicht  im  Stande,  als  eine  selbständige  Persön- 
lichkeit dem  Staate  gegenüber  die  Steuerpflicht  ihrer  einzelnen  Glieder  zu 
vertreten,  gleichwohl  aber  ist  sie.  das  Medium  zwischen  dem  Steuerrechte 
des  Staates  und  der  Steuerpflicht  der  Individueft  im  Staate.  *)  Indem  der 
Staat    die   Steuern   anordnet ,    berücksichtigt    derselbe   nicht   das   Einzel- 


')  YergL  .Prenssisches  Verfasstuigsgesetz  §.  100:  „Steuern  und  Abgaben  für  die 
Staatskasse  dürfen  nur,  soweit  sie  in  den  Staatshanshalts -Etat  aufgenommen  oder  durch 
besondere  Gesetze  angeordnet  sind,  erhoben  werden";  Sächsisches  §.  3t:  „Kein  IJnter- 
than  soll  mit  Abgaben  oder  anderen  Leistungen  beschwert  werden,  wozu  er  nicht  vermöge 
der  Gesetze  oder  kraft  besonderer  Rechtstitel  verbunden  ist";  Meiningensches  Grund- 
gesetz §.  10  (s.  vorstehende  Note)  verbl. :  ,,nach  den  darüber  vorhandenen  und  zu  erlassen- 
den Gesetzen." 

*)  Dass  die  Geltendmachung  des  politischen  Steuerrechtes  einer  solchen  Vermittlung 
bedürfe,  ist  schon  öfter  gefühlt,  aber  noch  nicht  zur  allgemeinen  Anerkennung  gelangt. 
Auf  der  einen  Seite  hat  man  lediglich  das  Vermögen  des  .Individuum  als  das  Object  der 
Besteuerung  bezeichnet,  so  dass  die  Hebung  der  Steuern  ein  Geschäft  zwischen  dem  Staat 
und  dem  Einzelnen  sein  würde,  andrerseits  hat  man  den  Begriff  der  MÜnterthanenschaft** 
als  jene  Vermittlung  gedacht.  Vergl.  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abtfa.  II.  S.  577  IT. 
Dass  dieser  BegriiT  aber  nicht  genügt,  beweisen  die  „Fremden*  im  Staate,  welche  nicht 
Unterthanen  und  doch  in  gewissem  Masse  steuerpflichtig  sind.  Der  Begriff  der  .Gesell- 
schaft" umschliesst  dagegen  auch  diese,  insofern  sie  wirthschaftliche  Personen  und  Glieder 
der  Gesellschaft  im  Staate  sind. 


~    476    — 

Vermögen  der  ünterthanen,  so  das»  das  steuerbare  Gesammt- Vermögen  die 
Addition  dieser  einzelnen  Vermögens werthe  sein  würde,  sondern  die  im 
Staate  wirkenden  oder  geniessbaren  Vermögenswerthe  werden  als  objective 
Gegenstände  von  dem  Steuerrechte  des  Staates  ergriflfen  und  ist  das  Ver- 
mögen des  Einzelnen  nur  insofern  der  Steuer  unterworfen,  als  dasselbe  ein 
Theil  jenes  objectiven  Vermögens  ist,  und  nur  in  dem  Verhältnißse,  in 
welchem  dasselbe  objectiv  zu  dem  Productions-  oder  Genusswerthe  des 
Gesammt- Vermögens  steht.  Es  ist  darum  nicht  der  Gewinn,  welchen  da« 
Individuum  durch  die  Benutzung  der  im  Staate  vorhandenen  prodnctiven 
Vermögenskräfte  (Grundbesitz,  Industrie,  Handel  und  Wandel)  in  Wirklich- 
keit zieht,  ebenso  nicht  der  Genuss,  welchen  der  Einzelne  von  den  im 
Staate  vorhandenen  Gennsswerthen  hat,  das  Mass  der  staatsseitigen  Be- 
steuerung der  Einzel -Vermögen,  sondern  nur  die  objective  Tauglichkeit 
eines  Vermögens  in  productiver  oder  consumtiver  Hinsicht  bestimmt  den 
Steuerfuss,  dessen  Wirkung  für  den  Einzelnen  eine  ganz  objective  und  eben 
deshalb  für  verschiedene  Individuen  subjectiv  sehr  verschieden  ausfallen 
kann  und  wird.')  Diese  objective  Tauglichkeit,  das  Prinzip  einer  gleich- 
massigen  —  nicht  einer  gleichen  —  Vertheilung  der  Steuern  zu  ermitteln, 
ist  die  Aufgabe  der  Finanzpolitik,  nicht  die  des  Staatsrechts.*) 

§.  489. 
Als  die  wichtigste  Klasse  der  staatsrechtlichen  Einnahmen  des  Staates 
beanspruchten  vor  Allem  die  Steuern  die  Durchführung  des  Prinzipes  der 


*)  Ein  Beispiel  erläutert  diese  Seite  des  Steuerrechts.  Die  Grundstücke  werden  al- 
productive  Vermögenskräfte  nach  dem  Masse  hesteuert,  nach  welchem  sie  an  sich  objerJv 
brauchbar  erscheinen  unter  Berücksichtigung  der  Bod^art,  der  "Belegenheit,  Zugängüol- 
keit  u.  8.  w.  Dass  die  Besitzer  zweier  verschiedener  Grundstücke  in  umgekehrtem  Vn- 
hältnisse  die  erwerbende  Kraft  derselben  benutzen,  dass  der  thätigerc  und  kundigere  F»- 
sitzor  des  schlechteren  Landes  mehr  Gewinp  davon,  als  der  trägere  und  unwisseinKr 
Besitzer  des  besseren  Landes  zieht,  geht  die  Handhabung  des  Steuer  rechts  des  Staat'^^ 
Nichts  an.  Vergl.  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II.  S.  580:  „Der  Massstab  dri 
Besteuerung  —  ist  zunächst  nicht  die  Grösse  des  wirklichen  Erwerbes  des  Einwlnei. 
sondern  das  Verhältniss  der  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Erwerbes  und  Genusses  im 
Staate  und  die  Theihiahme  des  Einzelnen  an  ihhen." 

')  Die  deutschen  Verfassungsgesetze  nennen  allgemein  „alle  Staatsangehörigen"  (^^^ 
Jeden  Staatsbürger"  als  individuell  verpflichtet,  zu  den  Staatslasten  beizutragen.  VokI 
die  Nachweisungen  aus  den  Verfassungsgesetzen  in  §.  487  Note  2.  Nur  einige  Verf»-^- 
sungsgesetze  deuten  —  freilich  nur  sehr  indirect  und  vieUcicht  absichtslos  —  auf  di^ 
gesellschaftlichen  Grund  der  individuellen  Steuerpflicht.  Vergl.  Braunschweigscb- 
Neue  Landschaftsordnung  §.  39;  „Die  Theilnahme  an  den  Staatshwten  trifft  Alle,  welcV 
im  Staatsgebiete  wohnen  oder  Grundeigenthum  besitzen";  01denburgsrb^> 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  65  §.  2:  „Alles  steuerbare  Vermögen  und  Ein- 
kommen ist  der  Besteuerung  zu  Zwecken  des  Staates  und  der  Gemeinde  unterworfen' 
Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  52:  „Alle  Staatsangehörige  siu^ 
verbunden,  zur  Aufbringung  des  Staatsbedarfs  nach  dem  Masse  ihrer  Steuerkra'i 
beizutragen." 
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gleichen  Heranziehung  aller  SteaerfUhigen  zu  deren  Anfbringang.  Ver- 
fassungsgesetzlich  ist  die  Steaerpflicht  in  dem  Sinne  allgemein^  dass  die 
Besteuerung  alle  steuerfähigen  Personen  im  Staate  nach  gleichem  Prinzipe 
trifift  und  dass  ein  Privilegium  der  Steuerfreiheit  als  eine  singulare  Bevor- 
zugung nicht  existirt./)  So  lange  die  deutschen  Staaten  ihr  eigentliches 
Wesen  noch  nicht  zur  Geltung  gebracht,  sondern  in  mehr  privatrechtlichen 
Formen  ihr  Leben  entfalteten,  kamen  Steuerbefreiungen  einzelner  Personen 
und  Corporation^nin  diesen  s.  g.  Territorialstaaten  allgemein  vor,')  allein 
seit  der  Existenz  wirklich  souverainer  Staaten  und  seit  der  Erkennung 
ihres  organisch  -  einheitlichen  Wesens  ist  es  ein  allgemeines  verfassungs- 
gesetzliches Prinzip  geworden,  dass  Befreiungen  von  den  Landessteuem 
grundsätzlich  unzulässig  sind,  vielmehr  die  Steuerlast  sich  auf  alle  Glieder 
des  Staates  nach  gleichen  Grundsätzen  vertheilen  soll.  Der  innere  Grund 
dieser  Regel  ist  eben  die  organische  Einheit  des  Staates  und  die  sittliche 
Noth wendigkeit  seiner  Herrschaft.  Weil  der  Staat  herrscht,  muss  er  die 
Mittel  dazu  gewinnen,  und  weil  der  Staat  aus  allen  diesen  Gliedern  be- 
steht, entnimmt  er  von  allen  die  nothwendigen  Mittel  seiner  Existenz.^) 

§.  490. 

Dem    allgemeinen  Prinzipe    der  Steuerpflichtigkeit    aller  Unterthanen 

des  Staates  gegenüber  ist  das  Recht  auf  Befreiung  von  der  Steuerlast  ein 

singuläres  und  demgemäss  nach  den  Regeln  des  Ausnahmsrechts  strenge 

zu  interpretiren.    Es  gilt  dies  sowohl  von  den  Personen,  welche  ein  solches 


*)  Preussisches  Verfasaungsgesetz  Art.  101:  „In  Betreff  der  Steuern  können  Bevor- 
zugungen nicht  eingeführt  werden.  Die  bestehende  Steuergesetzgebung  wird  einer  Revision 
unterworfen  und  dabei  jede  Bevorzugung  abgeschafft"^  Baiersches  Tit.  III.  §.4:  „Auch 
kann  keinem  Staatsbürger  eine  Befreiung  von  den  öffentlichen  Lasten  bewilligt  werden", 
und  §.  13:  „Die  Theilnahme  an  den  Staatslasten  ist"  etc.;  Sächsisches  §.  38:  „AUe 
Unterthanen  haben  zu  den  Staatslasten  beizutragen",  und  §.  40:  „Neue  bleibende  Be- 
freiungen von  Staatslasten  können  in  keiner  Weise  vergünstigt  oder  erworben  werden*'; 
Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  8;  Coburg-Gothasches  Staats- 
grandgesetz §.58;  Braunschweigsche  J^eue  Landschaftsordnung  §.39;  Oldenburg- 
sches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  65  §.  2  und  §.  4;  Anhalt-Bernburgsches 
Landesverfassungsgesetz  §.  52;  Schwarzburg-Sondershausensches  §.  46;  Luxem- 
bnrgsche  Constitution  von  1856  Art.  101;  Waldecksche  Verfassungsurkunde  §.  83; 
Keuss-Schleizisches  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  28. 

*)  Befreiung  von  der  allgemeinen  Steuerlast  beanspruchten  und  erlangten  auch  im 
Mittelalter  aUgemein  die  Kirchen-,  Schul-,  Pfarr-Güter  und  die  Güter  der  milden  Stiftun- 
gen, ebenso  auch  die  Geistlichen  für  ihre  Person.  Der  gleiche  Anspruch  der  Ritterschaften, 
«ler  Städte  und  der  fürstlichen  Privatgüter  (Kammergüter)  ward  dagegen  nicht  so  all- 
g'emein  anerkannt.    Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th  11.  §.  255. 

*)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11.  S.  396:  „Denn  es  giebt  in  dem 
Staatsgebiete?  weder  Personen  noch  Vermögen,  die  nicht  der  Staatsherrschaft  unterworfen 
wären,  und  auf  dieser,  nicht  auf  dem  Ersatz  der  Vortheile  der  Staatsordnung,  an  denen 
freilich  AUe  auch  Theil  haben,  beruht  die  Steuerpflicht. 
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Privilegium  beamprucfaen  (persönliches  oder  reales),  als  aach  von  dem 
Objecte,  anf  welches  sich  dasselbe  bezieht  (allgemeines  oder  partielles). 
Das  positive  Recht  des  einzelnen  Staates  hat  über  dieses  Privilegium  und 
seinen  Inhalt  za  entschdden/)  vor  Allem  auch  darttber,  ob  die  Anfbebong 
eines  solchen  Ausnahmsrechtes  einen  Anspruch  anf  Entschädigung  b^rflndet 
oder  nicht. ^  Ein  allgemeines  Prinzip  ist  hierüber  nicht  anzuwenden,  da 
ein  innerer  Grund  weder  ftlr  die  Steuerfreiheit^  noch  für  den  Umfang  der- 
selben gelt^d  zu  machen  ist^  Nur  haben  die  mediatisirten  Beichsstände 
(s.  g.  Standesherren)  und  deren  Familien  durch  das  Bnndesgmndgesetz 
einen  aligemeinen  Anspruch  anf  eine  bevorzugte  Behandlung  in  Ansehon^ 
der  Besteuerung  erlangt/)  sowie  es  auf  einem  inneren  Prinzipe  beruht,  am 


*j  Weiss,  System  S.  819  Note  g  behauptet  zu  viel,  wenn  er  die  Steaerfreibeit  nw 
für  das  bei  der  BewiUigung  besessene  Vermögen,  nur  auf  die  damals  bekannten  Staats- 
bedürfnisse und  nur  auf  die  ordentlichen  Steuern  erstrecken  wilL  Als  allgemeine  Reg^el 
lässt  sich  dies  nicht  behaupten. 

*)  VergL  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  ü.  S.  537  ffi  Ein  Büligkeüagnind 
reicht  für  die  Anerkennung  eines  Entschädigungsrechtes  im  Allgemeinen  nicht  aus,. da  die 
Steuerleistung  nur  die  Erfüllung  einer  politischen  Pflicht  und  so  wenig  unbillig  oder 
unrecht  ist,  dass  vielmehr  die  bisherige  Steuerfreiheit  nur  als  unbillig  erscheinen  konnte'. 
Gleichwohl  könnte  die  Sache  im  einzelnen  Falle  anders  Hegen,  wie  denn  auch  einige  Ver- 
fassungsgesetze eine  Entschädigung  für  die  aufgelipbenen  Steuer-Exemtionen  verspracheo. 
Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  39.  (nur  hinsichtlich  bestandener  Realbefreiungeni: 
(Eurhessisches  §.  148,  nur  hinsichtlich  der  Grundsteuer);  Meiningensches  Grand- 
gesetz  §.  10;  Altenburgsches  §.  74;  Schwarzburg-Sondershausensches  Staate- 
grundgesetz  §.44.  Das  richtige  Prinzip  enthält  das  Oldenburgsche  Staatsgrundgesetz 
Art.  65  §.3:  »Nur  ausnahmsweise  und  nur  für  solche,  für  welche  dem  Staate,  beäebuBg^- 
weise  der  Gemeinde,  erweislich,  etwas  gezahlt  ist,  oder  noch  etwa«  gezahlt  oder  gelasta 
wird,  soll  nach  einem  zu  erlassenden  Gesetze  Entschädigung  geleistet  werden."  Ganz  aD- 
gemein  begründete  einen  Entschädigungsanspruch  das  Altenburgsche  Grundgeaefi 
§.  74,  womit  zu  vergleichen  das  Gesetz,  die  Entschädigung  für  den  Wegfall  von  Gnsst 
Steuer-Befreiungen  betreffend,  vom  20.  Januar  1851. 

3)  Wenn  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  n.  S.  596  a.  £.  ein  solches  Prinsp 
so  formnlirt,  dass  Stiftungen  für  Zwecke  öffentlicher  Wohlfahit  von  der  Steaerpfiicl^ 
befreit  werden  können,  weil  ilire  Einkünfte  ohnehin  öffentlichen  Zwecken  dienen,  daher 
die  Besteuerung  zu  Gunsten  der  Staatskasse,  die  auch  nur  um  der  öffentlichen  WoUfihrt 
willen  bestehe,  jene  dem  Wesen  nach  gleichartige  Verwendung  beeinträchtige:  so  ist  da* 
gegen  zu  erinnern,  dass  erstlich  nicht  jede  Öffentliche  Wohlfahrt  so  nothwendig  in  desi 
Staatszwecke  enthalten,  dass  in  Ermangdung  einer  derselben  dienenden  Stiftmg  der 
Staat  sie  zu  pfleged  habe,  und  dann,  dass,  wenn  Solches  der  Fall,  die  NichtfordaniM 
-von  Steuern  von  solchen  Stiftungen  eben  nur  formeU  als  eine  Steuerbefreiung  befera^t*^ 
werden  könnte,  da  dieselben  ja  in  Wirklichkeit  weit  mehr  als  die  Steuer  tSa  jenen  Staat»- 
zweck  leisten. 

*)  VergL  (Deutsche  Bundesacte  Art.  14:  „—  sie  (die  Standesherren)  und  ihre FaiBi2> 
bilden  die  privilegirteste  Klasse  (der  ünterthanen),  insbesondere  in  Ansehong  der  B« 
Steuerung.")  Eine  bestimmte  Befreiung  von  der  allgemeinen  Steuerlast  ist  abo  hi«rdarii 
den  Standesfaerm  nicht  gesichert.  Darum  die  Clausel  in  dem  Hannoverschen  0^<^ 
vom  5.  September  1848  §.  8  a.  E.;  „•—  soweit  solche  Ausnahsiß  gegenwärtig  berteW  »^ 
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die  Sonveraine  von  allen  Beiträgen  zu  den  Landesstenem  befreit  sind,  da 
sie  eben  in  keiner  Hinsicht  Unterthanen  sind.*)  Inwiefern  dagegen  ein 
gleiches  Privilegiom  auch  flir  die  Mitglieder  des  sonverainen  Hauses,  sowie 
Ar  das  privative  Eigenthnm  des  Landesherm  begrttndet  ist,  entscheidet 
sich  nicht  schon  aus  jenem  Prinzipe,  sondern  bedarf  eines  positiv-rechtlichen 
Nachweises  so  gut,  wie  ein  Anspruch  der  Güter  der  Kirchen,  Pfarren, 
Schalen  und  milden  Stiftungen.^    Das  Recht  auf  Befreiung  von  der  Steuer- 


in der  Verfassung  Deutschlands  begründet  ist"     So  bestand  z.  B.  für  das  Fürstlich 
Bentheimsche  Haas  eine  solche  Freiheit  nicht  mehr. 

')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  IL  S.  543  Note  18:  „Hinsichtlich  der  Person 
des  Landesherrn  kann  rechtlich  von  gar  keiner  Steuerpflicht  und  mithin  auch  von 
gar  keiner  Steuerbefreiung  die  Rede  sein." 

*)  Eine  Harmonie  der  deutschen  Yerfassungsgesetze  ist  in  diesem  Punkte  nicht  zu 
finden.  VergL  z.  B.  1)  hinsichtlich  der  Kirchengüter  etc.  (Kurhessisches  Ver- 
fassungsgesetz §.  149:  „Die  Güter  der  Kirchen  und  Pfarreien,  der  öffentlichen  Unterrichts- 
anstalten und  der  milden  Stiftungen  bleiben,  so  lange  sie  sich  in  deren  Eigenthum  be- 
finden, von  Steuern  befreit.  Diese  Steuerfreiheit  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  diejenigen 
Grundstücke,  welche  bisher  schon  steuerpflichtig  waren,  oder  nach  der  Verkündigung  dieser 
Verfassung  von  ihnen  erwotben  werden ");  Braunschweig  sehe  Neue  Landschafbsordnung 
§.39:  ,—  —  das  Grundeigenthum  und  Eigenthum  der  Kirchen  und  übrigen  frommen 
Stiftungen,  soweit  dasselbe  jetzt  von  den  ordentlichen  Steuern  befreit  ist,  sind  frei  von 
Staatslasten":  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  65  §.2:  „Ausgenom- 
men (von  der  allgemeinen  Steuerlast)  sind 2.  die  dem  Gottesdienste  gewidmeten 

Gebäude  und  die  Begräbnissstätten";  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  83  Abs.  4: 
^Bücksichtlich  der  Besteuerung  der  Kirchen-,  Pfarr-,  Schul-  und  Kästergüter  bleibt  der 
Gesetzgebung  das  Weitere  vorbehalten";  2)  hinsichtlich  der  fürstlichen  Güter:  (Han- 
noversches Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  8  Abs.  2:  „Ausgenommen  sind  die  Be- 
freiungen der  Mitglieder  der  Königlichen  Familie  und  der  Königlichen  Schlösser  und 
Gärten");  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  150:  „Die  Grundstücke,  welche  von  der 
Landesherrschaft  zu  eigenem  Gebrauche  oder  von  Gliedern  des  Kurhauses  erworben  sind 
oder  werden,  bleiben  in  ihrer  bisherigen  Steuerverbindlichkeit");  Altenburg'sches 
Grundgesetz  §.  74  Abs.  2:  „Von  der  Zeit  an,  wo  die  Lehngüter  zu  den  bisherigen  Grund- 
.steaern  beitragen  werden,  sollen  auch  die  Kammer-  und  Schatullgüter  zu  denselben 
ebenfalls  gegen  'Entschädigung*  beigezogen  werden.  Dagegen  sollen  schon  von  jetzt  an 
einzelne  Theile  des  gesammten  herrschaftlichen  Grundeigenthnms  (nicht  blos  Theile  von 
Kammer-  und  SchatuUgütem),  welche  in  Privatbesitz  übergehen,  mit  Steuern  belegt  wer- 
den; und  ebenso  bei  Grundstücken,  welche  bisher  steuerpflichtig  waren  und  von  der  Lan- 
desherrschaft erworben  werden,  die  Steuerpflichtigkeit,  dieser  Erwerbung  ungeachtet,  fort- 
dauern";  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  65  §.  2:  „Ausgenommen 
sind  1.  die  Grossherzoglichen  Schlösser  mit  ihren  Nebengebänden  und  Gütern**;  Waldeck- 
sches  Verftosungsgesetz  §.  88  Abs.  2:  „Der  Besteuerung  unterliegt  nicht  das  Domanial-- 
und  Fideicommissvermögen  des  Fürstliehen  Hauses  und  dessen  Gräflicher  Linie,  soweit 
dasselbe  bis  zum  Jahre  1849  die  Steuerfreiheit  genoss.  Auch  bleiben  die  Mitglieder  des 
Fürstlichen  Hauses,  mit  Einschluss  der  Gräflichen  Linie,  von  allen  directen  persönlichen 
Steuern  frei."  Hinsichtlich  des  Fürstlichen  Kammerguts  als  Privateigenthums  ist  eine  Aus- 
nahme nicht  begründet.  —  Dass  übrigens  die  in  Bücksicht  ihres  damaligen  Besitzers  steuer- 
freien Grundstücke  diese  Eigmischaft  verlieren,  sobald  sie  in  Privateigenthnm  übergehen 
(Karhessisches  Verfassungsgesetz  §.  151),  ist  wohl  ein  selbstverständlicher  Grundsatz. 
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pflicht  oder  anf  Begtinsti^ng  darin  ist  übrigens  stets  ein  staatsrechtliches, 
dessen  Existenz  oder  Nichtexistenz  sich  lediglich  nach  den  Gmndsätzen  des 
betrefifenden  Staatsrechts  entscheidet  und  worüber  nicht  die  Gerichte,  son- 
dern die  souveraine  Gewalt  des  Staates  selbst  durch  ihre  Finanzbehörden 
zu  entscheiden  haben  würde.  Von  dem  Privilegium  der  Steuerfreiheit  ist 
aber  der  Erlass  der  persönlich  geschuldeten  Steuer  im  einzelnen  Falle  za 
unterscheiden  und  ist  das  Recht  hierzu  der  Staatsgewalt  nicht  zu  bestreiten, 
da  die  Gründe,  welche  dasselbe  stützen,  nicht  zu  verkennen  sind/) 

b.    Wehrpflicht. 

§.  491. 
In  allen  deutschen  Staaten  gilt  der  Grundsatz,  dass  die  Wehrpflicht, 
d.  h.  die  Pflicht,  das  Vaterland  mit  den  Wafl^en  zu  vertheidigen, ')  gkieb- 
mässig  auf  allen  männlichen  Unterthanen  ruht^)  und  dass  grundsätzlich  nnr 
in  den  gesetzlich  feststehenden  Ausnahmefällen  Jemand  von  dieser  Pflicht 
befreit  sein  kann.  Den  in  früheren  Zeiten  nicht  ohne  Härte  angewandtem 
Systemen  der  Werbung  und  Pressung  der  brauchbaren  Kriegsmannschaften 
gegenüber  haben  die  deutschen  Staaten  mit  dem  Prinzipe  der  stehenden 
Heere  auch  den  Grundsatz  adoptirt,  dass  das  Volk  des  Staates  nicht  nur 
die  Kosten  desselben  zu  tragen,  sondern  auch  das  Heer  selbst  zu  bilden 
und  mit  seinen  Söhnen  zu  versorgen  habe.  Will  der  Staat  ein  eigenes 
Leben  führen  und  eine  selbstbestimmende  Macht  sein,  so  muss  auch  in  dem 


')  Vergl.  z.B.  Braunschweigsche  Neue  LandschaJtsordnimg  §.39:  »Nur  Erlt8>e, 
jedesmal  höchstens  für  die  Dauer  einer  Finanzperiode,  keine  Befreiungen  von  densclbcD 
(Staatslasten)  können  hewiUigt  werden";  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgc-.*'^ 
Art.  194 :  „Die  Erlassung  rückständiger  Doraanialeinnahmen,  Steuern,  Abgaben,  Sportti 
und  Gebühren  in  einzelnen  Fällen  bleibt  dem  Ermessen  der  Staatsregirung  überlass^a. 
Das  Waldecksche  Verfassungsgesetz  §.12  nimmt  wenigstens  dem  Fürsten  das  Becbt 
Steuern  zu  erlassen,  während  ihm  die  Remission  rückständiger  „Abgaben,  Sportein  ulI 
sonstiger  Gebühren"  gestattet  ist. 

")  Vergl.  oben  §.  275  über  die  politische  Bedeutung  der  Militaigewalt  des  Staate?. 
Die  ausdrückliche  Ausschliessung  jeder  Verpflichtung  der  Unterthanen,  im  fremden  SölJt 
zu  dienen  —  vergL  Meiningensches  Grundgesetz  §.  10;  Altenburgsches  §.  99  — 
erinnert  nur  an  den  Missbrauch  der  Militairgewalt,  welchen  sich  früher  deutsehe  Fütskii 
zu  Schulden  kommen  liessen. 

^)  Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  34:  „Alle  Preussen  sind  wehrpflichti?": 
Baiersches  Tit.  IV.  §.  12  und  Tit.  IX.  §.  1;  Sächsisches  §1  30;  Würtemberg3che> 
§.23;  Badensches  §.  10;  Hessen-Darmstädtsches  §.  29;  Meiningensches  Grund- 
gesetz §.  10;  Altenburgsches  §.  77;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetx  §.  TiS 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  46;  Oldenburgsches  Revidirtt^ 
Staatsgrundgesetz  Art.  31  §.3;  Anhalt-Bemburgsches  Landes?erfassungsgeseti  §,  ^'t^. 
Schwarzburg -Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.  3;  Reu^;-- 
Schleizisches  Verfassungsgesetz  §.  8;  Waidecksches  §.  31;  Liechtensteinsich«' 
§.  21. 
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Organe,  welches  diese^Macht  darstellt,  seine  Kraft  walten  und  es  muss  das 
Volk  dieses  Staates  es  sein,  welches  mittelst  des  stehenden  Heeres  seine 
physische  Kraft  zur  Sicherung  und  Beschtltzung  des  Staates  darstellt.  Auf 
diesem  wie  der  Würde  so.  auch  der  Gerechtigkeit  des  Staates  entsprechenden 
Prinzipe  beruht  die  auch  in  den  Verfassungsgesetzen  anerkannte  Ausdehnung 
der  Militairpflicht  auf  alle  Untertha^en  des  Staates.  Mit  diesem  Prinzipe 
ist  aber  nicht  schon  ausgesprochen,  dass  in  der  That  ein  Jeder  im  Staate 
in  das  Heer  des  Staates  einzutreten  gezwungen  ist;  vielmehr  ist  von  dem 
Prinzipe  der  allgemeinen  Wehrpflicht  das  der  thatsächlichen  Aushebung  zum 
stehenden  Heere  zu  unterscheiden. 

§.  492. 
Abgesehen  davon,  dass  fllr  jeden  wehrpflichtigen  Unterthan  die  Ver- 
pflichtung zu  activem  Militairdienste  nur  auf  gewisse  Lebensperioden  (dienst- 
pflichtiges Alter)  beschränkt  ist,  also  vor  dem  Eintritt  in  dieses  Alter  und 
nach  Beendigung  desselben  .  eine  Befreiung  vom  Militairdienste  besteht, ') 
haben  die  deutschen  Staaten  auch  noch  besondere  gänzliche  Befreiungen 
von  dieser  Pflicht  unter  gewissen  Voraussetzungen  anerkannt,  so  dass,  wer 
diese  erflillt,  auch  während  jener  Lebensperioden  ganz  befreit  bleibt.*)  Die 
Ausnahmsgründe  sind  theils  die  persönliche  Unfähigkeit  zum  activen  Heeres- 
dienste, da  nur  die  Waflfenfähigen  auch  waffenpflichtig  sind,  theils  gingen 
dieselben  aus  Ktlcksichtnahmen  hervor,  welche  die  besonderen  Standesver- 
bäJtnisse  der  Unterthanen  veranlassten.  So  sind  allgemein  die  im  Jahre  1806 
und  seitdem  mittelbar  gewordenen  ehemaligen  Beichsstände  —  also  auch 
die  1866  depossedirten  deutschen  Fürsten  —  fttr  sich  und  ihre  Familien 
von  aller  Militairpflichtigkeit  befreit,')  ebenso  wohl  in  allen  Staaten  —  aber 
selbstverständlich  nicht  aus  einem  politischen  Grunde  —  die  in  einem  geist- 
lichen Amte  Stehenden.*)  Jedenfalls  aber  kann  eine  Befreiung  von  dem 
Militairdienst  nur  aus  einem  im  Gesetze  festgestellten,  also  staatsrechtlichen 
Grunde,  nicht  aber  aus  einem  individuell  persönlichen  Interesse  eintreten.*) 


')  Damm  verweißen  die  Verfassungsgesetze,  indem  sie  das  Prinzip  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  aussprechen,  stets  bezüglich  des  Umfanges  wie  der  Art  der  Dienstpflicht  auf 
die  besonderen  Gesetze.    Vergl.  die  im  vorstehenden  Paragraphen  Note  1  citirten  Stellen. 

')  Hinsichtlich  der  Wehrpflicht  im  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  s.  ohen  §.  283  ff. 
und  hinsichtlich  der  in  den  süddeutschen  Staaten  oben  §.  289. 

^)  Deutsche  Bundesacte  von  1815  Art.  14,  3,  und  die  im  Bereiche  des  Nord* 
deutschen  Bundes  geltende  Preussische  Militair-ErBatz-Instruction  vom  9.  December 
1858  §.  16. 

*)  Vergl.  z.  B.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  IX.  §.  1:  »Von  der  Pflicht,  die 
Waffen  zu  tragen,  ist  der  geistliche  Stand  ausgenommen.**  Ein  Gleiches  werden  die  Mi- 
litairgesetze  aller  deutschen  Staaten  bestimmen. 

')  VergL  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  30:  „Es  finden  dabei  keine  anderen  als 
die  durch  die  Gesetze  bestimmten  Ausnahmen  Statt**;  Hessen-Darmstädtsches  §.29: 
,, Jeder  Hesse,  für  welchen  keine  verfassungsmässige  Ausnahme  besteht,  ist  verpflichtet**  etc.; 
Orot« f OB d,  Stafttsrocht.  31 


—    482     — 

DasB  in  ausserordentlichen  Fällen  auch  die  gesetzlichen  Befreiungen  von 
der  persönlichen  Militairpflicht  nicht  zur  Geltung  kommen,  ist  wohl  auch 
ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz.^) 

c.   Hülfsdienstpflicht. 

§.  4^3. 
Die  Hülfsdienstpflicht  der  Unterthanen  ist  eine  ganz  allgemeine  Ver- 
pflichtung^ welche  iimnittelbar  aus  dem  Unterthanennexus  entspringt.  Dem 
Landfolgerechte  der  Staatsgewalt  gegenüber  lastet  diese  Verpflichtung  auf 
Jedermann,  welcher  zur  Leistung  der  geforderten  Dienste  körperlich  und 
geistig  im  Stande  ist,  wie  dieselbe  auch  unter  Umständen  von  weiblichen 
Personen  crfllllt  werden  kann  und  darf.  Bisweilen  ist  auch  diesen  Ver- 
pflichtungen ein  bestimmter  privatrechtlicher  Charakter  gegeben,  in  welchem 
Falle  dann  Subject  und  Object  besonders  bestimmt  zu  sein  pflegen.  Dem 
Militairrecht  der  Staatsgewalt  gegenüber  ist  die  Verpflichtung  nicht  minder 
eine  allgemeine,  allein  durch  den  Zweck  dieser  Verpflichtung  auch  beson- 
ders qualificirt,  indem  der  Umfang  und  die  Art  dieser  Pflicht  besonders  be- 
stimmt und  der  Eintritt  derselben  an  besondere  Bedingungen  geknüpft  sein 
muss.  Die  Aufnahme  der  allgemeinen  Bestimmungen  über  diese  Dienst- 
pflicht der  Unterthanen  in  die  Verfassungsgesetze  hat  vor  Allem  in  der 
Thatsache  seinen  Grund,  dass  ehedem  die  Fürsten  mit  dieser  Pflicht  naehr 
nach  Willkür,  als  nach  gleichmässig  angewandten  Grundsätzen  Einzelne 
beschwerten,  und  dass  der  prinzipiellen  Freiheit  der  individuellen  Kräfte 
und  ihrer  Verwendung  gegenüber  die  Anforderungen  des  Staates  daran 
nach  Mass  and  Art  rechtlich  bestimmt  sein  mussten.') 

2.    Active  Rechtsverhältnisse.^ 

§.  494. 
Das  Gesetz  iei  Noth wendigkeit,  welches  den  Staat  und  sein  Leben 
beherrscht,  begründet  auch  die  Forderung  der  Unterthanen,  dass  der  Staat 
diesem  Gesetze,  aber  auch  nicht  über  dasselbe  hinaus  lebe.     Dazu  tritt 


Oldenbnrgsches  Bevidirtes  Staatsgrondgesetz  Art.  31  §.  3:  „Die  gesetzlich  bestehenden 
Befreiungsgründe  sind  mögliebst  einzuschränken." 

')  Hessen-Darmstädtsches  Yerf assnngsgesetz  §.  28 :  , Jn  ansBerordentlichen  Notb- 
fällen  ist  jeder  Hesse  zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  verpflichtet  nnd  kann  für  diesai 
Zweck  zu  den  Waffen  berufen  werden."    Der  Landsturm  im  Norddeutschen  Bunde. 

*)  Vergl  oben  §.  290. 

^)  Lehrbücher  des  deutschen  Staatsrechtes  sprechen  von  »»Begirungsrechten  der  ÜBter- 
thanen"  (z.  B.  Weiss,  System  §.  269).  „Begirungsrechte"  steKen  niemals  einem  Anderen 
als  dem  Monarchen  zu,  wohl  aber  kann  die  Ausnutzung  eines  »J^egals"  (s.  g.  nabbirer 
Hoheitsrechte)  sehr  wohl  einem  anderen  fpriTatrechtlichen)  Subjecte  ganz  oder  theilreise, 
zeitlich  oder  auf  immer  überlassen  werden. 
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dann  noch  das  weitere  Moment,  dass  die  sittliche  Natur  der  Menschen 
nicht  duldet,  dass  dieselben  in  ihren  politischen  Verhältnissen  ohne  das 
lebendige  Bewusstsein  ihrer  politischen  Natur  und  ohne  selbsbestimmende 
Äntbeilnahme  an  dem  Leben  dei^  Staates  stehen.  Der  sittlich  freie  Mensch 
ist  dem  Staate  nicht  nur  ein  Pflichtiger,  sondern  ihm  eignet  auch  die  For- 
demng  an  den  Staat,  dass  dieser  dem  sittlichen  Bewusstsein  seiner  Unter- 
tfaanen  in  all  seinen  Handlungen  Rechnung  trage  und  sich  stets  der  eigenen 
sittlichen  Natur  und  des  in  sich  begrenzten  Zweckes  seines  Daseins  bewusst 
bleibe  und  zeige.  Aus  dem  politischen  Leben  der  Unterthanen  zieht  das 
des  Staates  seine  wesentliche  Nahrung  und  ohne  die  active  Antheilnahme 
der  Unterthanen  an  dem  Wollen  und  Handeln  des  Staatsoberhauptes  ist 
wohl  ein  Herrschen  dieses,  nicht  aber  ein  Leben  des  Staates  denkbar.  Nur 
aus  der  Verbindung  des  passiven  und  des  activen  Charakters  der  Unter- 
thanen geht  der  Begriff  der  con8titutioi\ellen  Unterthanen  oder 
Staatsbürger  hervor,  und  ist  die  active  Antheilnahme  der  Unterthanen 
an  dem  Leben  des  Staates  Ursprung  und  Inhalt  der  Unterthanenrechte.  ^) 

§.  495. 
Die  Unterthanen  rechte  sind  theils  allgemeine  und  stehen  unter  ge- 
wissen objectiv  feststehenden  Voraussetzungen  einem  jeden  Unterthan  als 
solchen  zu,  theils  sind  sie  besondere,  welche  nur  von  einzelnen  Unter- 
thanen  im  Staate  erworben  werden  können  oder  erworben  werden.*)    Beide 
Arten  der  Unterthanenrechte  sind  gleich  wesentlich,  in  dem  Wesen  des 
Staates  und  der  Unterthanschaft  selbst  und  unmittelbar  .begründet.     Nur 
am  des  Staates  und  seines  Lebens  willen  bestehen  sie  und  nur  daraus  be- 
stimmen sich  deren  Voraussetzungen,  Arten  und  Umfang.    Auch  die  An- 
erkennung einzelner  besonderer  Berechtigungen  zum  Unterschiede  von  den 
allgemeinen  Hechten  der  Unterthanen  hat  die  Natur  und  das  Bedürfni^s'  des 
Staates  zum  Grunde  und  ergiebt  sich  nur  hieraus  der  Inhalt  der  besonderen 
Rechte  einzelner  Unterthanen.     Eben  darum  war  es  eine  berechtigte  und 
mit  Erfolg  geltend  gemachte  Forderung  des  erwachten  politischen  Bewusst- 
seins  der  Unterthanen,  dass  alle  jene  nicht  in  dem  Wesen  und  dem  Rechte 
des   Staates  begründeten,  sondern  nur  zu  persönlicher  Begünstigung  und 
Bevorzugung  einzelner  Individuen  oder  auch  einzelner  Familiengeschlechter 
eingeführten  Sonderrechte  nicht  femer  bestehen  sollen.     In  diesem  Sinne 
ist   die  verfassungsgesetzliche  Aufhebung  aller   politischen  Bevorzugungen 


^  Gerber,  üeber  öffentliche  Bechte  S.  47:  „Seine  (des  Staatsorganismas)  Lebens- 
fähigkeit beruht  aaf  der  Möglichkeit  der  freien  Ausübung  jener  Bechte,  deren  Innehaben 
die  Eigenschaft  eines  lebendigen  Gliedes  derselben  begründet."  YergL  auch  Ahrens, 
I>ie  organische  Staatslehre  Th.  L  S.  173,  4. 

*)  Diese  „besonderen  Unterthanenrechte"  sind  nicht  politische  Vorrechte,  sondern  nur 
doTcli  besondere  Verhältnisse  und  Interessen  des  Staates  bedingte  Bechte  der  Unterthanen 
als  solche. 

31* 
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einzelner  Stände  oder  Personen  und  das  Anerkenntniss  der  gleiclien  poli- 
tischen Berechtigung  aller  Unterthanen  zu  verstehen.  Nicht  ist  damit  die 
individuelle  Gleichberechtigung  aller  Unterthanen;  sondern  der  Ausschluss 
der  Bevorzugung  Einzelner  aus  individueUen  Gründen  und  die  Nothwendig- 
keit  der  Zurückfahrung  aller  Rechte  der  Unterthanen  als  solcher  auf  das 
Wesen  und  den  Zweck  des  Staates  anerkannt.') 

A.    Allgemeine  Rechtsverhältnisse. 

a.    Das  Beschwerde-  und  das  Petitionsrecht.*) 

aa.    Das  Beschwerderecht. 

§.  496. 
Den  rechts-  und  verfassungswidrigen  Anforderungen  der  Organe  der 
öffentlichen  Gewalt  gegenübßr  steht  den  Unterthanen  das  Recht  der  Be- 
schwerde zu.  Ausgeschlossen  ist  dasselbe  hinsichtlich  der  Gesetze  und  hin- 
sichtlich der  Verordnungen  und  Verfügungen  des  Souverains,  hier  wegen 
der  persönlichen  Unverantwortlichkeit  des  Souverains,  welche  indess  durch 
das  Erforderniss  der  Gegenzeichnung  verantwortlicher  Minister  zur  RechtB- 
Verbindlichkeit  der  fürstlichen  Verordnungen  wirkungslos  gemacht  ist,  und 
dort,  weil  der  im  Gesetze  ausgesprochene  Wille  des  Staates  souverain  ist 
und  einen  Richter  nicht  über  sich  hat.  Hier  würde  die  sachlich  gerecht- 
fertigte Beschwerde  sich  zu  einer  Vorstellung  abschwächen  müssen,  welche 
etwa  den  gesetzgebenden  Körper  oder  den  Souverain  zu  einer  Revision  und 
Modification  ihrer  Normen  und  Verfügungen  veranlassen  könnte.*)  Dagegen 
ist  hinsichtlich  aller  Handlungen  der  Staatsbehörden,  welche  an  dem  Gesetze 
des  Staates  geprüft  werden  können,  das  Beschwerderecht  den  Unterthanen 
gestattet  und  kann  eine  jede  materiell  oder  formell  gesetz-  oder  auch  nur 
ordnungswidrige  Handlung  oder  Unterlassung  der  Behörden  Anlass  und 
Gegenstand  der  Beschwerde  sein/)    Die  Redressirung  der  beschwerenden 


*)  YergL  hinsichtlich  der  noch  bestehenden  poIiti9then  Standesvorrechte  ohcn 
§.  470  ff.,  auch  §.  469. 

')  Beide  politischen  Bechte  sind  ganz  verschiedener  Natur  und  Bedeutung;  sie  werdis 
indess  in  den  Yerfassungsgesetzen  wie  in  der  theoretischen  Behandlung  nicht  ohne  Gruni 
zusammengestellt,  weil  die  rechtliche  Gestaltung  der  Ausühung  dieser  beiden  Rechte  ais 
inneren  Gründen  eine  gleiche  sein  musste.    Vergl.  unten  §.  502. 

^)  Vergl.  Weimarsches  Grundgesetz  §.  45:  „Sollte  wegen  bemerkter  Ifissbräuche  ii 
der  Gesetzgebung  oder  in  der  Verwaltung  des  LandesfUrsten  von  Seiten  des  Landtagen 
VorsteUung  gethan  werden,  so  ist''  etc. 

*)  Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII.  §.  21:   „Beschwerden  über  Ver- 
letzung der  constitutioneUen  Bechte'*;  Sächsisches  §.36:  „über  gesetz-  oder  ordonsf^ 
widriges  Verfahren  einer  Behörde  oder  Verzögerung  der  Entscheidung";  Würtembe ra- 
sches §.  36  (ebenso);  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  65  (ebenso);  Ooburg-Gothk 
Bches  Staatsgrundgesetz  §.  48   spricht  nur  von  „Beschwerden",   ohne  den  G^eua^^^ 
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Handlang  oder  Unterlassung  ist  selbstverständlich  der  Zweck  der  Be- 
schwerde; obwohl  die  Erfüllung  desselben  auch  einigen  Schutz  vor  ähn- 
lichen Störungen  der  constitutionellen  Beziehungen  im  Staate  gewähren 
kann/)  Die  Beschwerde  verlangt  einen  Bescheid  und  schreiben  manche 
Verfassungsgesetze  ausdrücklich  vor,  dass  dem  abweisenden  Bescheide  die 
Entscheidungsgründe  beigeftigt  sein  müssen.') 

§.  497. 
Zur  Geltendmachung  einer  Beschwerde  kann  nur  der  berechtigt  sein, 
welcher  durch  ein  ordnungs-  oder  gesetzwidriges  Verfahren  oder  Verhalten 
der  Behörden  verletzt  war  oder  doch  ein  solches  wahrgenommen  hat.  Die 
Verletzung  oder  Benachtheilignng  eines  persönlichen  Rechtes  oder  Verhält- 
nisses wird  nicht  immer  die  Voraussetzung  der  persönlichen  Legitimation 
sein  können,  da  die  Behörden  und  deren  Beamte  auch  allgemeine  Ver- 
pflichtungen haben,  deren  NichterfllUung  nicht  immer  direct  das  Recht  oder 
das  Interesse  des  einzelnen  Unterthanen  verletzt,  sondern  zunächst  im  all- 
gemeinen Interesse  der  Staatsregirung  selbst  vermieden  werden  muss.  So 
ist  es  nicht  unmöglich,  dass  ein  Unterthan  nur  um  dieses  allgemeinen  In- 
teresses willen  Beschwerde  erhebt,  wie  z.  B.  über  das  unsittliche  Verhalten 
eines  Beamten,  obwohl  ihm  persönlich  noch  kein  Nachtheil  dadurch  zugefügt 
worden.  Auch  bedarf  es  nicht  immer  der  Zugehörigkeit  zu  diesem  Staate, 
Namens  dessen  eine  Behörde  gehandelt,  da  dieselbe  auch  den  „Fremden" 
gegenüber  Verpflichtungen  hat,^)  deren  Verletzung  auch  diesen  das  Recht 
zur  Beschwerde  geben  muss.^)    In  mehren  Verfassungsgesetzen  findet  sich 


derselben  zu  berühren,  §.  133  dagegen  von  „Beschwerden  über  etwaige,  durch  Regirungs- 
verfugungen  ihnen  widerfahrene  Beeinträchtigungen";  Braunschweigsche  Neue  Land- 
schaftsordnung  §.  38:  „Beschwerden  üher  gesetz-  oder  ordnungswidriges  Verfahren  der 
Behörden";  Oldenburgs ch es  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  47  §.  1  spricht  ganz  all- 
gemein nur  von  „Beschwerden";  Anhalt-Bernhurgsches  Landesverfassungsgesetz  §.11 
spricht  allgemein  von  dem  ,^Recht  zu  Beschwerden"  und  dann  besonders  von  Beschwerden 
über  gesetzwidriges  Verfahren  der  Verwaltungsbeamten",  das  Gesetz  vom  31.  August  1859 
Art  in,  welcher  den  §.  11  des  Verfassungsgesetzes  abänderte,  aber  nur  von  dem  Äechte, 
„Beschwerden  an  die  Staatsregirung  zu  richten";  Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom 
10.  Juni  1866  §.  22 :  „Jedermann  bleibt  es  frei,  über  das,  sein  Interesse  benachtheiligende 
verfassungs-,  gesetz-  oder  ordnungswidrige  Benehmen  oder  Verfahren  einer  öffentlichen 

Behörde Beschwerde  zu  erheben";   Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §,  22 

(ebenso);.  Waldecksches  §.33  spricht  nur  allgemein  von  der  Gewährung  des  Beschwerde- 
rechtes der  Unterthanen;  ebenso  das  Bremensche  §.  14,  Es  ist  wohl  gestattet,  in  diesen 
verschiedenen  Ausdrücken  einen  wesentlich  gleichen  Sinn  zu  finden. 

')  Hierdurch  unterscheidet  sich  die  ».Beschwerde"  von  der  „Petition",  welche  die  Her- 
stellung eines  neuen  Zustandes  bezweckt,  am  Sichtbarsten. 

=)  Vergl.  z.  B.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  36;  Würtembergsches  §.  37; 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  65. 

')  Vergl.  oben  §.  316  ff. 

*)  Mehre  Verfassungsgesetze  sprechen  zwar  nur  von  dem  Beschwerderechte  der  Staats- 
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die  Bestimmung,  dass  das  Einreichen  von  Beschwerden  Seitens  Mehrerer 
unter  einem  Gesammtnamen  nur  Behörden  und  Corporationen  gestattet  sei^  ^ 
sowie  das  Beschwerderecht  der  bewaffneten  Macht  und  der  im.Militairdiengt 
Stehenden  durch  die  Kücksichtnahme,  welche  das  dienstliche  Interesse  ver* 
langt,  modifieirt  ist.*) 

§.  498. 
Ein  in  dem'  deutschen  Rechtsleben  besonders  berücksichtigter  Fall  des 
Beschwerderechts  der  Unterthanen  ist  die  Verweigerung  der  Justiz, 
d.  h.  die  Nichterfüllung  der  Pflicht  des  Richters ,  dem  bestrittenen  Rechte 
Geltung  zu  verschaffen.  Das  besondere  Wesen  dieser  Beschwerde  ist  durch 
den  Charakter  des  Gegenstandes  und  den  Anlass  und  Zweck  der  Be- 
schwerde begründet.  Handelt  es  sich  darum,  dass  vom  Staate  (durch  das 
Verschulden  seines  Richters)  nicht  geschieht,  was  von  demselben  von  Rechts 
wegen  geschehen  müsste,  so  muss  auch  auf  die  Beschwerde  ein  bestimmter 
Bescheid  erfolgen,  welcher  entweder  derselben  Folge  giebt  oder  diese  als 
rechtlich  nicht  begründet  zurückweist.  Ebenso  steht  diese  Beschwerde  nur 
dem  bestimmten  Rechtssubjecte,  welches  die  richterliche  Hülfe  weg^i  emes 
pflichtwidrigen  Richter  nicht  erlangen  kann,  zu,  nicht  aber  so  allgemein,  wie 
sonst  von  dem  Beschwerderecht  der  Unterthanen  zu  sprechen  ist  Dass  aber 
in  den  deutschen  Staaten  von  dem  Rechte  der  Beschwerde  über  die  Ver- 
weigerung der  Justiz  besonders  die  Rede  ist,  erklärt  sich  weniger  aus  dem 
Charakter  dieser  Staaten  als  wahrer  Rechtsstaaten,  als  vielmehr  aus  den 
ehedem  wohl  vorgekommenen  Uebergriflfen  der  Staatsregirung  in  das  Gebiet 
der  Rechtspflege.') 

bb.    Das  Petitionsrecht.*) 

§.  499. 
Es  liegt  schon  in  der  ^atur  der  Sache,  dass  der  Staat,  welcher  seiner 


angehörigen  oder  Unterthanen,  indess  liegt  kein  Grund  vor,  daraas  zn  schliessen,  dase 
die  „Fremden"  niemals  zu  einer  staatsrechtlichen  Beschwerde  legitimirt  erscheinen  konneo. 
Eichtiger  ist  es,  wenn  auch  das  Yerf assangsgesetz ,  .wie  z.  B.  das  Sächsische  §.36 
schlechthin  sagt:  „Jeder  hat  das  Becht,  Beschwerde  zu  führen/ 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII.  §.  21:  „Jeder  einzelne  Staatsbürger,  wiric 
jede  Gemeinde";  Coburg-Gothasches  Staatsgrandgesetz  §.  48:  „Petitionen  und  Be- 
schwerden unter  einem  Gesammtnamen  sind  nur  Behörden  und  Corporationen  gestattet*" 
Vergl.  dazu  auch  die  unten  S.  489  Note  1  citirteii  Stellen  aus  Verfassung^geaetzen.  Damit 
ist  aber  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  sich  Mehre  im  Verein  beschweren.  Vgl.  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz  1.  c.  Abs.  1  und  2. 

*)  S.  unten  die  Citate  auf  S.  489  Note  2. 

^)  Seitdem  die  Wiener  Schlussacte  Art.  29  den  Fall  der  Justizverweigenm^ 
besonders  berücksichtigt  hatte,  bedurfte  es  für  die  einzelnen  Staaten  des  Bundes  einer 
ausdrücklichen  Normirung  der  Beschwerde  über  verweigerte  Justiz  nicht  mehr. 

*)  Von  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  I.  S.  222  ff.:  Beiträge  va 
Lehre  vom  Petitionsrecht  in  constitutionellen  Staaten. 
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sittlichen  Idee  and  der  geistig- sittlichen  Selbständigkeit  seiner  Menschen 
sich  bewusst  ist,  seinen  Unterthanen  und  zwar  einem  Jeden  derselben  das 
Recht  zngestehty  seine  Ansichten  über  das,  was  zar  Förderung  des  politi- 
schen Lebens  und  namentlich  zur  Pflege  des  Gemeinwohles  erforderlich 
oder  wünschenswerth  erscheine,  auch  in  der  Form  einer  bestimmt  geäusser- 
ten Bitte,  dass  Solches  geschehen  möge,  zu  äussern.  Die  deutschen  Ver- 
fassuBgsgesetze  erkennen  das  s.  g.  Petitionsrecht  der  Unterthanen  grössten 
Theils  ausdrücklich  an ;  jedenfalls  aber  liegt  ein  solches  Anorkenntniss  schon 
in  dem  thatsächlichen  Aufgeben  jener  Bevormundungstheorie  der  inconstitu- 
tionellen  Staaten,»  welche  das  politische  Leben  und  Wissen  lediglich  in  dem 
Oberhaupte  des  Staates  cöncentriren  und  die  active  Seite  des  Unterthanen-: . 
Verhältnisses  ganz  übersehen  zu  müssen  glaubten.  Das  Petitionsrecht  der 
Unterthanen  ist  aber  in  materieller  und  formeller  Hinsicht  ein  bestimmtes 
Institut  des  öffentlichen  Rechtes,  eben  ein  Recht  der  Unterthanen  als  solcher: 
materiell  bestimmt  durch  die  Beschränkung  desselben  auf  das  Gebiet  der 
öffentlichen  Interessen,  foimell  durch  die  Feststellung  bestimmter  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  der  Unterthan  dasselbe  geltend  machen  könne, 
und  des  bestimmten  Ganges,  welchen  die^  Petition  vor  den  Organen  der 
Staatsgewalt  zu  nehmen  habe.  Eine  Uebereinstimmung  der  Prinzipien  der 
positiv-rechtlichen  Gestaltung  des  Petitionsrechtes  findet  sich  in  den  deut- 
schen Staaten  nicht.  ^) 

§.  500. 
Weder  der  Begriff  des  Staates  noch  der  Zweck  desselben  noch  der 
Begriff  der  Unterthanen.  und  ihrer  organischen  Stellung  im  Staate  schliessen 


^)  Es  ist  charakteristisch ,  dass  alle  deutschen  Yerfassniigsgesetze  ans  der  Zeit  «vor 
1830  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Sachsen -Weimarschen  von  1816  §.  110  des  Peti- 
tionsrechtes gar  nicht  erwärmten  Es  mag  dies  in  dem  damaligen  Misstraaen  der  Re- 
^irangen  gegen  das  Petitionsrecht  -^  welches  Misstraaen  noch  in  dem  Beschlüsse  der 
deutschen  Bundesversammlung  vom  13.  October  1831  sich  sehr  bestimmt  aussprach  — 
seinen  Grund  haben.  Gleichwohl  wird  aus  keinem  Staate  zu  constatiren  sein,  dass  nicht 
trotzdem  in  Wirklichkeit  das  Petitionsrecht  der  Unterthanen  auch  in  dieser  Periode  An- 
erkennung gefunden  habe.  Seit  1830  haben  mehre  deutsche  Staaten ,  seit  1848  alle, 
-welche  überhaupt  zu  einer  politischen  Codification  gelangten,  das  Petitionsrecht  ausdrück- 
lich im  Yerfassungsgesetze  anerkannt.  Die  vor  1848  erschienenen  Yerfassungsgesetze  be- 
kunden noch  einige  Abneigung  gegen  die  unumwundene  Anerkennung  des  Petitionsrechtes, 
während  die  späteren  im  Ganzen  dem  freieren  Grundsatze  der  Beichsverfassung  von  1849 
§.  159  treu  geblieben  sind.  Des  Petitionsrechts  der  Unterthanen  gedenken  Preussis ch es 
Verfassungsgesetz  Art.  32;  Luxemburgsches  Art.  27;  Weimarsches  Grundgesetz  §.46; 
Altenburgsches  §.  66;  Coburg -Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  48;  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  38;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrund- 
^esetz  Art.  47;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  11,  vergL  mit  Gesetz 
vom  31.  August  1859  Art.  III.;  Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  24; 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  33;  Licchtensteinsches  §.  20;  Bremensches 
§.    14. 
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irgend  einen  Theil  der  öffentlichen  Angelegenheiten  von  dem  Rechte  der 
Unterthanen,  durch  ausdrückliche  Bitte  die  Aufinerksamkeit  der  Staatsgewalt 
auf  irgend  eine  Angelegenheit  zu  lenken,  aus.  Was  ein  politisches  Interesse 
hat;  das  kann  auch  der  Gegenstand  der  staatsrechtlichen  Bitte  sein,  und 
kann  diese  ebensowohl  die  Abstellung  eines  politischen  Uebelstandes  als 
auch  die  Herstellung  irgend  eines  günstigen  Neuen  bezwecken.  Da  der 
Staat  nicht  verpflichtet  ist,  die  ihm  vorgetragenen  Bitten  sei  es  überhaupt 
oder  gar  in  bestimmter  Weise  zu  berücksichtigen,  so  kann  sein  Interesse 
oder  seine  Würde  nicht  darunter  leiden,  wenn  •den  Unterthanen  nicht  ver- 
wehrt ist,  alle  ihre  Wünsche  und  Bitten  zur  Kunde  des*  betreffenden  Or- 
ganes  der  Staatsgewalt  zu  bringen.  Früher  hatten  allerdings  Verfassungs- 
gesetze das  materielle  Grebiet  des  Petitionsrechtes  näher  umgrenzen  und 
dieses  Recht  der  einzelnen  Unterthanen  nur  ftir  solche  AngelegenheiteD 
anerkennen  woUen,  welche  dieselben  individuell  berühren  und  deren 
Wahrung  auch  dem  Einzelnen  obliege:*)  indess  ist  in  den  neuen  Ver- 
fasBungsgesetzen  eine  materielle  Beschränkung  des  Fetitionsrechtes  der 
Unterthanen  nicht  niehr  für  nöthig  befunden  und  einem  jeden  Unterthan 
schlechthin  das  Recht  jeder  Bitte  gewährt.*)  Dagegen  ist  aber  auch  der 
Staat  oder  die  Behörde  nicht  verpflichtet,  dem  Bittsteller  einen  Bescheid 
zu  ertheilen.^) 

§.  501. 
Das  Recht  eine  politische  Bitte  zu  äussern  ist  so  wenig  zu  untersagen, 
wie  das  Recht,  eine  politische  Ansicht  oder  einen  politischen  Wunsch  zu 
hegen.  Wer  hierzu  im  Stande,  der  wird  im  Allgemeinen,  und  faUs  das 
positive  Recht  des  Staates  nicht  ein  Anderes  bestimmt,  auch  zu  der  Aus- 
übung des  Petitionsrechts  persönlich  legitimirt  sein  müssen.     Unter  dieser 


*)  So  das  Hessen-D'armstädtsche  Verfasgangsgesetz  §.  81  Abs.  3:  „Ein  Petitions- 
recht  der  Einzelnen  und  der  Corporationen  in  Hinsicht  allgemeiner  politischer  Interessen, 
welche  zu  wahren  blos  den  Ständen  gehührt,  findet  nicht  Statt  und  eine  Vereinigung 
Einzelner  oder  ganzer  Corporationen  für  einen  solchen  Zweck  ist  gesetzwidrig  und  straf- 
har."  Das  Jahr  1848  hat  auch  diese  Beschränkung  des  Petitionsrechts  beseitigt  Die 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  38:  „Jedermann  darf  in  seiner  An- 
gelegenheit schriftliche  Bitten  an richten.*' 

*)  So  das  Preussische  Verfassungsgesetz  Art.  32:  „Das  Petitionsrecht  steht  allea 
Preussen  zu";  Weimarsches  Grundgesetz  §.  46  (wortliche  Wiederholung  des  §.  HO  <le? 

Grundgesetzes  von  1816):    „Wenn  irgend  ein  Staatsbürger ein  Gebrechen,  dessen 

Abstellung  das  aDgemeine  Wohl  zu  erfordern  scheint,  bemerkt  oder  einen  nach  seiner  An- 
sicht zum  Besten  des  Landes  gereichenden  Vorschlag  aufgefasst  hat,  so  bleibt  es  ihm  un- 
benommen' 'etc.;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  49 :  „  Jeder  St^iatsangehorur? 

hat  das  Bccht,  sich  mit  Bitten an  die  Behörden  oder  an  den  Landtag  zu  wenden": 

Eeuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  24:  „Ueberhaupt  ist  den  —  Unte^ 

thanen freigelassen,  ihre  Wönsche  und  Bitten vorzubringen*;   Liechten- 

steinsches  Verfassungsgesetz  §.20;  Waldecksches  §.  33;  Bremensches  §.14. 

*)  Anders  verhält  es  sich  bei  der  Beschwerde.    Vergl.  oben  §.  496. 
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Voraassetzung  begrttnden  die  perB^nliohen  Eigenschaften  der  Unterthanen 
einen  weiteren  Unterschied  nicht;  das  persönliche  Recht  zum  Petitioniren 
wird  nicht  durch  das  Alter^  nicht  durch  das  Geschlecht^  nicht  durch  sonstige 
Verhältnisse  der  Unterthanen  beeinflusst.  Vorausgesetzt  wird  nur,  dass  die 
Person  einer  politischen  Einsicht  und  eines  politischen  Wunsches  an  sich, 
nicht  unfähig  war^  und  werden  deshalb  wie  die  Blödsinnigen  oder 
Irren  so  auch  die  Kinder  nicht  als  staatsrechtlich  legitimirt  betrachtet  wer- 
den können.  Wenn  aber  das  positive  Staatsrecht  allgemeine  Voraus- 
setzungen ftlr  die  Geltendmachung  der  staatsbürgerlichen  Rechte  gesetzt 
und  namentlich  ein  bestimmtes  Lebensalter  (z.  B.  das  18.  Lebensjahr)  oder 
ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntniss  (z.  B.  zu  einer  der  drei  christtichen 
Kirchen)  bestimmt  erfordert^  so  wird  die  Erfüllung  dieser  Voraussetzungen 
in  der  Person  des  Petitionirenden  nicht  schon  dessen  Berechtigung  zu  der 
Ausübung  dieser  allgemeinen  Befugniss  der  Unterthanen  bedingen  müssen.  0 
Hinsichtlich  des  Einreichens  einer  Petition  von  Mehren  unter  einem  Ge- 
sammtnamen  gilt,  was  hinsichtlich  solcher  Beschwerdeftlhrungen  Prinzip 
ist,*)  sowie  auch  das  Petitionsrecht  der  Soldaten  gleichen  Beschränkungen 
unterliegt/) 

cc.    Formelle  Yoraussetzangen  des  Beschwerde-  und  des  Petitionsrechtes. 

§.  502. 
Ungeachtet  der  prinzipiellen  Verschiedenheit  *des  Beschwerde-  und  des 
Petitionsrechtes  der  Unterthanen,  welche  in  dem  verschiedenen  Anlass  und 
Zwecke  beider  Rechte  begründet  liegt,  sind  die  formellen  Voraussetzungen 


0  S.  unten  §.  507  ff. 

')  Prenssisches  Yerfassimgtfgesetz  Art  82 :  »Petitionen  anter  einem  Gesammtnamen 
sind  nur  Behörden  und  Corporationen  gestattet";  Coburg-Gothasches  Staatsgnmdgesetz 
§.  48  Abs.  2;  Lnxembargsches  von  1856  Art.  27;  Oldenbargsches  Staatsgrandgesetz 
Art.  47  §.1:  ,  Jeder  hat  i^r  sich  and  im  Verein  mit  Mehreren  das  Becht  za  An- 
trägen" etc.;  §.2:  »Die  Aasübung  desselben  Rechtes  durch  ihre  Vorsteher  steht  jeder 
Gemeinde  und  jeder  sonstigen  vom  Staate  anerkannten  Genossenschaft  zu";  An  halt - 
Bernburgsches  Landesyerfassungsgesetz  §.  11  Abs.  1  (vergl.  mit  Gesetz  vom  31.  August 
1859  Art.  m);  Beuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  24:  »—  den  einzelnen 
Unterthanen,  sowie  ganzen  Gemeinden  und  Körperschaften";  Liechtensteinsches  Ver- 
fossangsgesetz  §.  20:  „Das  Petitionsrecht  an  den  Landtag  —  —  steht  nicht  nur  einzehien 
Landesangehorigen  und  anderen  in  ihren  Interessen  Betroffenen  —  also  ist  hier  unter 
Petitionsrecht  auch  das  Beschwerderecht  verstanden  —  sondern  auch  Gemeinden  und 
Corporationen  zu";  Das  Schwarzburg-Sondershausensche  Verfassungsgesetz  von 
1849  §.  32  gestand  das  Petitionsrecht  jedem  Einzelnen  wie  auch  Mehreren  im  Vereine 
za ;  indes»  ist  dieser  Grundsatz  mit  jenem  Verfassungsgesetze  wieder  beseitigt.  Dasselbe 
Prinzip  findet  sich  aber  noch  in  dem  Bremenschen  Verfassungsgesetz  §.  14. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  39;  .Coburg-Gothasches  Staatsgrund' 
gesetz  §.48  Abs.  3;  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  14. 
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ihrer  GeltendmacboDg  im  WesentlicheD  dieselben.  *)   So  jSndet  sich  fftr  beide 
vorgeschrieben,  dass  sie  schriftlich  eingereicht  werden  mttssen,^  and  fftr 
beide  verboten,  dass  sie  persönlich  in  Ständeversammlnngen  vorgetragen 
oder  überreicht  werden.^)     Der  Sinn  dieser  Bestimmungen  liegt  anf  der 
.Hand:  dort  ist  es  das  Interesse  der  geschäftlichen  Behandlung  der  Peti- 
tionen oder  Beschwerden  bei  den  Behörden,  hier  aber  die  Abwehr  nano^t- 
lich  in  erregten  Zeiten  gefahrvoller  Scenen.    Was  den  Behördengang  be- 
trifft, so  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Beschwerde  an  diejenige 
Behörde,  welche  der  die  Beschwerde  veranlassenden  zunächst  vorgesetzt 
ist,  nach  den  Regeln  des  gesetzlichen  Instanzenzuges,^)  die  Petition  aber 
an  eine  solche  —  das  Instanzeaverhältniss   kann  hier  nicht  so  bestimmt 
entscheiden'^)  — ,  von  deren  Competenz  der  Gegenstand  derselben  nidit  aus- 
geschlossen ist/)     Ausdrücklich  pflegt  aber  anerkannt  zu  sein,  dass  den 
Unterthanen  auch  frei  steht«  Beschwerden  und  Bitten  direct  an  die  Stände- 
versammlung zu  richten  und  deren  Vermittlung  zu  beapspmchen.^    Dass 
nur  der  Landtag  die  Beschwerde  der  Unterthanen  annehmen  und  der  Re- 
girung  mittheilen  könne,  findet  sich  dagegen  nur  vereinzelt.^)    Dass  Be- 
schwerden und  Petitionen  in   geziemender  Form   oder  „auf  gesetzlichem 
Wege"  eingereicht  werden  müssen,')    kann  dagegen   nicht  wohl  als  ein 
staatsrechtliches  Prinzip*  bezeichnet  werden,    da  es   selbstverständlich  bt, 


0  Gerade  dieser  Umstand  wird  die  Identificirnng  beider  Unterthanenrechte  in  de: 
früheren  Theorie  and  Gesetzgebung  veranlasst  haben. 

•)  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  36;  Weimarsches  Grundgesetz  §.46; 
Altenburgsches  §.  65;  Coburg-Gothasches  Staatsgnindgesetz  §.  48;  Braas- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  38;  Waldecksches  Verfassungsgeseta  §.  3o; 
Bremensches  §.  14. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  81  Abs.  2;  Sächsisches  §.  111;  Wür- 
tembergsches  §.  170;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  46  a.  £. ;  Coburg-Gothasch'.^ 
Staatsgrundgesetz  §.  133. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.36;  Würtembergsches  §.36;  Altenburg- 
sches Grundgesetz  §,  65;  Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  22. 

*  »)  So  findet  sich  auch  die  ausdrückliche  Bestimmung  in  Verfassungsgesetxen,  *l3** 
Petitionen  direct  an  den  Landesherm  selbst  gerichtet  werden  können.  VergL  z,  B. 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  66  Abs.  2. 

«)  Oldenburgsches  Beridirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  47;  „bei  den  zustandi^tr: 
Behörden";  Bremensches  §.  14  (ebenso);  Waldecksches  §  38:  , unter  Emhdtnng  *le* 
geordneten  Instanzenzuge-»**,  was  sich  indess  wohl  mehr  auf  das  Beschwerderecht  beiiebtü 
wird.  Das  Altenburgsche  Staatsgrundgesetz  §.  66  verweist  die  Anträge  rar  Bef?-?- 
derung  des  Gesammtrechts  einer  Gemeinde  zunächst  an  die  Ortsvorsteher. 

')  Vergl.  unten  die  Darstellung  des  Rechtes  der  Landstände. 

«)  VergL  Weimarsches  Grundgesetz  §.  46;  Liechtensteinsches  Verfcsan^- 
gesetz  §.  20. 

«)  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  38:  „in  vorschriftsmissigrr 
Weise  und  mit  Beobachtung  der  vorgeschriebenen  Ordnung";  Reuss-Schleiii»«'^'" 
Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  24:  »auf  gesetzlichem  Wege.** 
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dass  der  Beschwerdeführer  oder  Bittsteller  fbr  das  bei  Gteltendmacbnng 
seines  Hechtes  begangene  Unrecht  den  Strafgesetzen  gegenüber  yerantwort- 
lieh  bleibt,  andererseits  aber  nicht  schlechthin  gesagt  werden  darf,  dass 
jeder  nicht  ordnungsmässigen  Beschwerdeführang  der  Erfolg  fehlen  müsse.') 
Ist  der  Gegenstand  der  Beschwerde  auch  im  gerichtlichen  Verfahren  ver- 
folgbar,  so  entzieht'  die  Veranlassnng  dieses  denselben  der  staatsrechtlichen 
Behandlung. und  ist  die  staatsrechtliche  Beschwerde  durch  die  privatrecht- 
liche  Klage  substituirt.^) 

b.    Das  Vereinsrecht.') 

§.  503. 

Je  lebhafter  das   politische  Bewusstsein   des  Volkes   erwacht,    desto 

reger  ist  auch  der  Trieb  der  Einzelnen  nach  einer  Einwirkung  auf  die 

formelle  und  materielle  Oestaltung  des  Staatswesens  und  das  Verlangen, 

die  dem  Einzelnen  dem  grossen  Staatsganzen  und  seiner  Macht  ^gegenüber 

mangelnde  politische  Kraft   durch  die  Vereinigung   der  Kräfte  Vieler  zu 

ergänzen  und  zu  potenciiren.  ^)    In  den  Zeiten  politischer  Bewegungen  und 

überhaupt  eines  politisch  angeregten  Lebens  pflegt  daher  auch  das  Vereins- 

wesen   der  Unterthanen    in   seiner   besonderen   Bedeutung   hervorzutreten 

und  eine  bestimmte  politisch -rechtliche  Gestalt  anzunehmen.     Dies  zeigt 

sich  deutlich  in  der  politischen  Geschichte  des  deutschen  Reiches.     Denn 

während   der  Reichszeit   gab  es  zwar   höchst  politische  und    bedeutsame 

Vereine  in  den  Ritterorden,  den  gewerblichen  Zünften  und  den  Städtebünden : 

aliein  Einigungen,  deren  Streben  auf  die  Aenderung  und  Vernichtung  der 

Reichsverfassung  gerichtet  gewesen,  gab  es  noch  nicht,  und  das  Volk  im 

Ganzen  war  noch  ohne  politisches  Bewusstsein  und  Verständniss'  und  nahm 

an  jenen  ständischen  Einigungen  keinen  AntheiL    Eben  darum  fanden  auch 

die  Reichsgewalt  wie  die  landesherrliche  Gewalt  in  den  einzelnen  Territorien 

nur  wenig  Anlass,  das  Vereinswesen  besonderer  Aufsicht  oder  formellen 

Beschränkungen  zu  unterziehen,  und  begnügte  sich  namentlich  die  Reichs- 

^esetzgebuug  mit  dem  allgemeinen  Verbote  der  dem  Staatsbestande  und 


-)  Man  denke  z.B.  des  Falles,  dass  Jemand  sich  begpründeter  Weise  über  eine  Be- 
hörde beschwert,  in  seiner  Beschwerdeschrift  aber  die  vorgesetzte  Behörde  injuriirt.  Hier 
ist  derselbe  wegen  di^er  Injurie  verantwortlich,  es  wurde  aber  doch  nicht  im  Interesse 
der  Staatsverwaltung  liegen,  wenn  deshalb  das  Unrecht  der  unteren  Behörde  unbeachtet 
bleiben  soUte  oder  gar,  einer  desfallsigen  positivrechtlichen  Bestimmung  entsprechend, 
bleiben  müsste. 

^)  Die  staatsrechtliche  Beschwerde**  und  die  privatrechtliche  , Klage"  sind  zwei  ganz 
verschiedene  und  eben  diesen  verschiedenen  Bechtssystemen  angehörige  Institute. 

-^)  Hier  ist  von  dem  politischen  Yereinsrecht  im  Gegensatze  zu  dem  gesell- 
:5  0  haftlichen  s.  oben*§.  68  ff.)  die  Rede. 

*)  Nur  von  dem  Yereinsrecht  der  Unterthanen  als  solchen  ist  bei  der  Dar- 
i^tellong  der  Unterthanenrechte  zu  sprechen. 
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dem  Staatfileben  gefährlichen  Vereine,')  Erst  in  der  neuesten  Epoche  des 
dentschen  Staatslebens  erhob  sich  auch  das  Vereinswesen  za  einer  Bedeu- 
tung, welche  dasselbe  zu  einem  besonderen  Gegenstande  der  politischen 
Gesetzgebung  machte.  Das  Excediren  der  politischen  Bewegungen  nadi 
dem  Jahre  1815  veranlasste  den  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1852,  welcher 
das  Vereinsrecht  auf  dem  politischen  Gebiete  völlig  %egirte.')  *  Emzehe 
deutsche  Staaten  verliessen  indess  alsbald  diesen  Gesichtspunkt,  und  be- 
gnttgten  sich,  die  prinzipielle  Befugniss  der  Unterthanen  Vereme  za 
schliessen  anerkennend,  damit,  zum  Schutze  des  Staates  Schranken  gegeo 
deren  gefahrliche  Anwendung  zu  setzen. 

§.  504. 
In  der  heftigeren  Erregung  des  politischen  Lebens  im  Jahre  1848 
trat  dann  die  Forderung  des  s.  g.  Assodationsrechtes  an  die  Spitze  des 
politischen  Programms,  und  die  Freiheit  aller  Vereine  wurde  nicht  selten 
mit  Zurückweisung  aller  staatlichen  Surveillance  begehrt.  Die  „Grundrechte 
des  deutschen  Volkes^  entsprachen  diesem  Verlangen.  Sie  gaben  den 
Deutschen  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammehi,  und 
beseitigten  das  Erforderniss  der  obrigkeitlichen  Erlaubniss.  Ebenso  ward 
das  allgemeine  Recht,  Vereine  zu  bilden,  anerkannt  und  jede  Beschränkung 
dieses  Rechtes  durch  eine  yorbeugende  Massregel  verboten.  Selbst  die 
Volksversammlungen  unter  freiem  Himmel  —  ans  natürlichen  Grründen 
die  für  Ruhe  und  Sicherheit  gefährlichsten  Versammlungen  —  sollten  nur 
„bei  dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit^  vct- 
boten  werden  können,  und  die  allgemeine  Associationsfreiheit  fand  auch 
beim  Heere  und  bei  der  Kriegsflotte  nur  die  Beschränkung,  vrelche  die 


»)  Vergl.  z.B.  Goldene  Bulle  Cap.  XV  §§.  1—4;  Reichs-ExecutionsordnnD^ 
von  1555  §.  34,  43;  Westphälischer  Friede  Art  XVII  §.  7. 

")  Bundesbeschluss  yom  5.  Juli  1832  §.  2*:  „Alle  Vereine,  welche  politische 
Zwecke  haben,  oder  unter  anderem  Namen  zu  politischen  Zwecken  benutzt  werden,  änc 
in  sämmtlichen  Bundesstaaten  zu  verbieten  und  ist  gegen  die  Urheber  und  Theikehmei 
an  denselben  mit  angemessener  Strafe  vorzuschreiten";  §.  3:  »Ausserordentliche  Xotki- 
Versammlungen  und  Volksfeste,  nämlich  solche,  welche  bisher  hinsichtlich  der  Zeit  ü&i 
des  Orts  weder  üblich  noch  gestattet  waren,  dürfen  unter  welchem  Namen  und  zu  wekhos 
Zwecke  es  auch  immer  sei,  in  keinem  Bundesstaate,  ohne  voraus^gangene  Genehmigi:!^ 
der  competenten  Behörde,  Statt  finden.  Diejenigen,  welche  zu  solchen  Vemmralangts 
oder  Festen  durch  Verabredungen  oder  Ausschreiben  Anlass  geben,  sind  einer  angemessrikfi 
•Strafe  zu  unterwerfen.  Auch  bei  erlaubten  Volksversammlungen  und  Volksfesten  i^t  «^^ 
nicht  zu  dulden,  dass  öiFentliche  Beden  politischen  Inhalts  gefuhrt  werden;  diejenigen,  öc 
sich  dies  zu  Schulden  kommen  lassen,  sind  nachdrücklich  zu  bestrafen".  Bes<»ider8  wiirde 
dann  noch  das  studentische  Verbindungswesen,  dessen  schon  der  Bundesbeschluss  ^i« 
20.  September  1819  §'3  gedacht  hatte,  durch  den  Bundesbeschluss  vom  13.Nov€ibW: 
1834  verboten.  Alle  diese  Bundesbeschlüsse  sind  als  s.  g.  Ausnahmegeseti»  durch  da 
Bundesbeschluss  vom  2.  April  1848  ausser  Kraft  gesetzt. 
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militairischen  Diseiplioarvorsobrifteii  bedingten.  *)  Gleichlautende  Bestimmon- 
gen  gingen  dann  auch  «in  einige  Partikular- Verfassungen  über,  und  über- 
dauerte das  Prinzip  der  völligen  Vereinsfreiheit  in  diesen  legislatorisehen 
Formen  die  Grundrechte  auch  nach  ihrer  definitiven  Aufbebung.')  Andere 
Staaten  nahmen  indess  jene  Bestimmungen  nicht  ohne  Beschränkungen 
auf;  indem  sie  nur  die  Versammlungen  in  geschlossenen  Bäumen  frei 
gaben,')  nur  Vereine  mit  gesetzlich  und  sittlich  erlaubten  Zwecken  ge- 
statteten^) oder  auch  schlechthin  die  Freiheit  des  Vereinigungs-  und  Ver- 
sammlungsrechtes an  die  Bedingung  der  Beobachtung  der  Gesetze  knttpften.^ 
Einige  Staatsverfassungen  verweisen  auch  schon  auf  eine  gesetzliche  Be- 
gelung  der  Ausübung  des  gewährleisteten  Vereins-  und  Versammlungs- 
rechtes und  enthielten  für  die  politischen  Vereine  besondere  Bestimmungen.^ 

§.  505. 
Als  Gegengewicht  gegen  die  Ausschreitungen,  von  denen  die  deutschen 
Verfassungsgesetze  aus  dem  Jahre  1848  sich  nicht  immer  frei  gehalten  haben 
sollten,  erfolgte  dann  der  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854,  welcher 
von  der  Anerkennung  einer  allgemeinen  Vereinsfreiheit  nicht  mehr  aus- 
geht, sondern  mit  der  Bestimmung  der  Bedingungen  beginnt,  unter  welchen 
Vereine  geduldet  werden  dürfen.  Danach  dürfen  in  den  deutschen  Staaten 
nur  solche  Vereine  geduldet  werden,  die  sich  darüber  genügend  auszuweisen 
vermögen,  dass  ihre  Zwecke  mit  der  Bundes-  und  Landesgesetzgebung  im 
Einklage  stehen  und  die  öffentliche  Ordnung  un4  Sicherheit  nicht  ge- 
fährden. Besonders  wurden  aber  die  politischen  Vereine  einer  strengen 
Controle  unterworfen  und  wenn  dabei  die  Parenthese  „sofern  derartige 
Vereine  nicht  nach  Massgabe  der  Landesgesetzgebung  überhaupt  untersagt 
sind  oder  doch  einer  für  jeden  Fall  besonders  zu  ertheilenden  obrigkeit- 


•      ')  Grundrechte  Art.  VH  §.  29-31 

^  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  44;  Oldeuburgsches  Bevidirtes 
Staatsgrandgesetz  Art.  50. 

^)  Prenssische  Yerfasstingsarkande  Art  29;  Anhalt-Bernbnrgsches  Landes- 
yerfassnngsgesetz  §.  9;  Schwarzburg-Sondershansensches  Gesetz  vom  2.  August 
1852  §.  7,  8. 

*)  Preussische  Yerfassungsurkunde  Art.  30;  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz §.  4f);  Anhalt-Bernburgsches  Landesyerfassungsgesetz  §.  10;  Vexfassungs- 
•nrkunde  f&r  Reu^s  j.  L.  von  1852  §.  15 

^)  Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  4. 

^)  Preussische  Yerfassungsurkunde  Art  30:  „Das  Gesetz  regelt,  insbesondere  zur 
Aufrechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit,  die  Ausübung  des  in  dem  vorstehenden  Artikel 
(29)  gewährleisteten  Bechis.  Politische  Vereine  können  Beschränkungen  und  vorüber- 
gehenden Verboten  im  Wege  der  Geset^ebung  unterworfen  werden."  Vergl.  Schwarz- 
barg-Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August  1852  §.9:  „Die  Staatsangehörigen 
haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden.  Die  Ausübung  dieses  Rechts  ist  zur  Aufrechthaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit  durch  das  Gesetz  zu  regeln".  Das  Verfassungsgesetz  vom 
12.  December  1849  §.  34  hatte  dagegen  noch  ganz  das  grundrechtliche  Prinzip  enthalten. 


—    494    — 

liehen  GkDehmigang  bedürfen^,  nicht  fehlte^  ap  erweist  eich,  wie  weit  der 
deutBche  Bund  von  der  AnerkenhnDg  einer  allgemeinen  Vereinsfreiheit  ent- 
fernt war.  Allein  nicht  alle  deutschen  Staaten  adoptirten  diesen  Bundes- 
beschlass  durch  die  Landesgesetzgebung*)  und  die  Rundschau  in  den  par- 
tikularen Verfassungszuständen  lässt  verschiedene  Prinzipien  über  das 
Vereinswesen  erkennen,  indem  etliche  noch  immer  die  Vereinsfreibeit 
auch  auf  dem  politischen  Gebiete  als  oberstes  Prinzip  anerkennen,  andere 
dagegen  das  Erforderniss  der  obrigkeitlichen  Erlaubniss  aller  oder  wenig- 
stens der  politischen  Vereine  an  die  Spitze  der  Vereinsgesetzgebung  stellen.') 


*)  Publicirt  und  mit  besonderer  Ausführungsverordnung  yerRehen  wurde  der  Bundes-         | 
beßcbloss  yom  13.  Juli  1854  z.B.  im  Königreich  Hannover,  Grossherzogthuni  Hessen, 
in  Eurhessen.    Wegen  dieser  sporadischen  Publicirung  jenes  Bundesbeschlusses  können 
dessen  Prinzipien  nicht  „gemeinrechtliche"  (Zöpfl,  Grundsätze  §.469)  genannt  werden.         | 
In  anderen  deutschen  Staaten  erschienen  besondere  Gesetze  über  das  Vereinswesen,  z.  B.         j 
in  Baiern  am  29.  Februar  1850,  Preussen  am  11.  März  1850,  Sachsen  am  3.  Juni  1850. 

*)  Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  ?9:  »Alle  Preussen  sind  berechtigt,  ; 
sieh  ohne  vorgängige  obrigkeitliche  Erlaubniss  friedlich  und  ohne  Waffen  in  geschlossenes 
Bäumen  zu  versammeln";  Art.  30:  ^AUe  Preussen  haben  das  Recht,  sich  <u  solchen 
Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  nicht  zuwiderlaufen,  in  Gesellschaften  zu  vereinigen;* 
Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §,  4:  „Es  soll  freies  Vereinigungs-  und 
Versammlungsrecht  unter  Beobachtung  der  Gesetze  stattfinden";  Luxemburgsche 
Constitution  von  1856  Art.  25:  »Die  Luxemburger  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versammeln,  jedoch  unter  Beobachtung  der  Gesetze,  welche  die  AAsübun^ 
dieses  Rechtes  ordnen  ohne  dasselbe  einer  verhütenden  Massregel  (autorisation  pr^alahk) 
unterwerfen  zu  können";  Art.  27:  „Die  Luxemburger  haben  das  Vereinigungsrecht,  d&« 
Gesetz  ordnet  und  beschränkt  die  Ausübung  dieses  Rechtes  im  Interesse  der  öffentlichen 
Ordnung";  Meiningensches  Grundgesetz  g.  28:  „Es  ist  zwar  den  ünterthanen  nicht 
verwehrt,  zu  Zwecken,  welche  an  sich  nicht  gesetzwidrig  sind,  Gesellschaften  zu  stiften: 

allein  das  Recht  der  Persönlichkeit erlangen  sie  nur  durch  die  Bewilligung  des 

Staates"  (vergl.  oben  §.  80  Note  1);  Coburg-Gothasches  Staatsgnmdgeseti  §.  4«: 
„Alle  Staatsangehörige  haben  das  Recht,  zu  solchen  Zwecken,  welche  den  Strafgeisetzeii 
oder  der  Sittlichkeit  nicht  zuwiderlaufen,  Vereine  zu  bilden.  Das  Nähere  bleibt  der 
gesetzlichen  Feststellung  vorbehalten";  Braunschweigsches  Gesetz  vom  20.  Jani  18^ 
mit  dem  Gesetz  vom  4.  Joli  1853,  betreffend  polizeiliche  Massregeln  gegen  den  Missbrauch 
des  Vereins-  und  Versammlungsrechts  und  die  Bestrafung  gesetz-  und  ordnungswidriger 
Vereine;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  50  §.  1:  „Dia  Staatsbürger 
haben  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln;  einer  besonderen  Er^ 
laubniss  dazu  bedarf  es  nicht";  §.  2:  „Volksversammlungen  können  bei  dringender  Ge- 
fahr für  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  verboten  werden";  Art.  51  §.  1 :  „Die  Staats- 
bürger haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden  Dieses  Recht  soU  durch  keine  vorbeugende 
Maasregel  beschränkt  werden";  §.  3;  JDie  Regirung  ist  jedoch  befugt,  die  Vereinsstaateu 
einzusehen  und  diejenigen  Vereine  aufzulösen,  welche  staatsgefährliche  Zwecke  verfolgen, 
vorbehaltlich  näherer  Regelung  dieser  Befugnisse  durch  die  Gesetzgebung";  Anhalt- 
Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  9  und  10  (wie  in  Preussen);  Hessen- 
HomburgBches  Gesetz  vom*20.  März  1852  §.  7.  Im  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  verwei^t 
das  Gesetz  vom  10.  Juli  1856  §.  26  auf  die  bandesgesetzlichen  Bestimmungen  an  SteQf 
des  §.  17  des  Verfassungsgesetzes  von  1852;  Liechtensteinsches  Verfassungsgeseti  von 
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§.  506. 
Nach  dem  Bundesbeschluss  vom  13.  Juli  1854  ist  die  Vereinsfreiheit 
der  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten    insofern  nur  eine  persön- 
liche,  als  eine  Organisation  der  politischen  Vereine  zu  einem  grösseren 
Ganzen  absolut  verboten  worden  ist.')     Der  innere  Grund  dieses  Verbotes 
ist  offenbar  nur  in  einem  staatspolizeilichen  Interesse  zu  suchen,  da  durch 
das  Wesen  des  subjectiven  Vereinsrechts  an  sich  eine  solche  Beschränkung 
noch  nicht  begründet  ist.     Es  ist  indess  in  der  .That  nicht  zu  verkennen, 
dass  eine  organische  Extension  der  politischen  Vereine  dem  Staate  eine 
grössere  Gefahr  als  der  einzelne,    örtlich    bestimmte   und   darum  um  so 
leichter  zu  ttberwachende  Verein  droht.    Alsdann  ist  aber  auch  die  per- 
s(}nHche  Vereinsfreiheit  von  Bundeswegen  noch  beschränkt,  indem  abgesehen 
von  der  Ausschliessung  der  Minderjährigen,  der  Lehrlinge  und  Schüler  von 
der  Theilnahme  an  einem  politischen  Vereine*),  der  bewaffneten  Macht 
das  Vereinsrecht  nicht  eignen  solP)  und  ferner  alle  Arbeitervereine  und 
Verbrüderungen,    welche  politische,    socialistische  und  communistische 
Zwecke  verfolgen,  überhaupt  untersagt  sind.*)     Das  legislatorische  Motiv 
für  diese  beiden  Ausnahmen  ist  ein  verschiedenes.    Der  bewaffneten  Macht 
ist  das  Vereinsrecht  vorenthalten,  weil  sie  in  einer  zu  directen  und  intimen 
Beziehung  zu  dem   höchsten  Organe  des  Staatswillens  steht,  um  in  staat- 
lichen Dingen  eine  eigene  Thätigkeit  entwickeln  zu  können,  und  anderer- 
seits  sind  die  dienstlichen  Anforderungen  so  bestimmt  und  pünktlich,  so 


1862  §.  18:  «„Das  Vereinsrecht,  durch  ein  Gesetz  geregelt,  geniesst  den  Schutz  der  Ver- 
fassung". Die  Grossherzoglich-Hessische  Verordnung  vom  2.  Octoher  1850  verbot 
imbedingt  alle  politischen  Vei^ine.  Bremensches  Verfassungsgesetz  von  1854  §.  16: 
«Vereine  zu  gemeinsamer  Wirksarakeit,  sowie  Versammlungen  zu  friedlichen  Zwecken  und 
ohne  Waffen,  stehen  allen  Staatsgenossen  freL  ~  Dieses  Hecht  kann  jedoch  im  Wege  der 
Gesetzgebung  beschränkt  werden  und  findet  auf  die  bewaffnete*  Macht  überall  keine  An* 
wenjjpmg.  r-  Versammlungen  oder  Vereine  zu  politischen  Zwecken  unterliegen  obrigkeit- 
licher Erlaubniss  und  Aufsicht.  —  Volksversammlungen  unter  freiem  Himmel  sind  gleich- 
falls nur  nach  vorgängiger  obrigkeitlicher  Erlaubniss  gestattet." 

^)  Bundesbeschluss  §.  4:  „Jede  Verbindung  mit  anderen  Vereinen  ist  unstatthaft.* 
Zöpfl,  Grundsätze  §.  468,  469  spricht  deshalb  von  dem  Prinzipe  der  »LocaUsinmg"  der 
Vereine. 

^  Bundesbeschluss  §.  4. 

^  Ebenda  §.6:  „Dib  bewaffnete  Macht  darf  sich  nicht  anders  als  auf  Befehl  ver- 
sammeln  und  weder  in  noch  ausser  dem  Dienst  berathschlagen;  Versammlungen  und 
Vereine  jedes  Theils  der  stehenden  Heere  und  der  Landwehr  zur  Berathung  oder  Beschluss- 
fassung über  militairische  Befehle  und  Anordnungen  sind  auch  dann,  wenn  dieselben  nicht 
zasammenberufen  sind,  untersagt." 

*)  Ebenda  §.8:  „ Im  Interesse  der  gemeinsamen  Sicherheit  vorpflichten  sich  sämmt- 
liche  Bundesregirungen  ferner,  die  in  ihren  Gebieten  «twa  noch  bestehenden  Arbeiter- 
vereine und  Verbrüderungen,  welche  politische,  socialistische  oder  communistische 
Zwecke  yerfolgen,  binnen  zwei  Monaten  aufzuheben,  und  die  Neubildung  solcher  Verbin- 
dQBgen  bei  Strafe  zu  verbieten." 
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unbedingt  zu  erfüllen ,  dass  eine  freie  Bethätigung  der  nnter  dem  Heer- 
befehle stehenden  Individuen  nicht  möglich  ist  und  deren  politische  Be- 
stimmung nahezu  ganz  in  dem  Gehorchen  aufgeht.')  Die  Arbeiterverb'm- 
düngen  sind  aber  deshalb  besonders  untersagt,  weil  das  wandernde  Leben 
der  Arbeiter  in  Verbindung  mit  einer  regelmässig  nur  unvollständigen  und 
einseitigen  politischen .  Bildung  einen  staatsgefährlichen  Erfolg  der  Ver- 
einigungen der  arbeitenden  Klasse  und  besonders  der  noch  unselbständigen 
Handwerker  nur  verstärken  wUrde,') 

•  B.    Die  besonderen  Rechte. 

§.  507. 
Aus  den  allgemeinen  Rechtsverhältnissen  der  Untertbanen  treten  die- 
jenigen  als  die  besonderen  staatsbürgerlichen  Rechte  (politische  Ehren- 
rechte, Staatsbttrgerrechte  in  besonderem  Sinne)^)  hervor,  welche 
sich  nur  an  denjenigen  Unterthanen  begründen,  die  in  besonderer  Weise 
an  den  Functionen  der  öffentlichen  Gewalt  und  an  der  Verwirklichung  des 
öffentlichen  Lebens  Antheil  nehmen.  Diese  Ehrenrechte  sind  sehr  ver- 
schiedener Art,  je  nachdem  sie  eben  zu  der  Betheiligung  an  dem  öffent- 
lichen Leben  qualificiren.  Sie  correspondiren  unmittelbar  mit  Verpflichtun- 
gen in  der  Weise,  dass  die  Erfüllung  politischer  (staatsbürgerlicher)  Pflichten 
eine  gewisse  politische  Ehrenhaftigkeit  der  Person  voraussetzt,  so  dass  in 


^)  Daram  haben  denn  auch  selbst  diejenigen  Yerfassungsgesetze,  welche  im  Allge- 
meinen das  Prinzip  der  Yereinsfreiheit  anerkennen,  bei  dem  Heere  eine  Ausnahme  stataiit. 
VergL  z.  B.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art  38  (wörtlich  wie  der  §.  6  des  Bundes- 
beschlusses) ;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §,»47:  »Die  Theilnahme  acdTtT 
Militairpersonen,  mit  Einschluss  der  Beurlaubten,  an  Versammlungen  und  Vereinen  dan 
nur  insoweit  Statt  finden,  als  die  militairischen  Disciplinarvorschriften  nicht  entgegts- 
stehen";  ähnlich  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  52.  Die  übrige 
deutschen  Staaten  bestimmen  hierüber  in  den  besonderen  Militair-Gesetzen  und  m^- 
Instructionen.  Aber  selbst  wenn  sie  diese  Frage  ganz  unbeantwortet  gelaasen,  so  liegt 
es  in  der  Natur  des  Dienstverhältnisses  der  Militairpersonen,  dass  sie  als  solche  die  Staate 
bürgerliche  Freiheit  der  anderen  Unterthanen  nicht  unbedingt  theilen  können,  Wemgsutr^ 
ist  dieses  eine  logische  Consequenz  aus  der  thatsächlichen  Stellung  des  deutschen  IGHtaiif 
der  Gegenwart  im  öffentlichen  Leben.  Selbst  die  Grundrechte  erkannten  dies,  rer?l 
Art.  VJLU:  „Diese  Bestimmungen  finden  auf  das  Heer  und  die  Kriegsflotte  Anweadurx. 
insoweit  die  militairischen  DiscipUnarvorschriften  nicht  entgegenstehen. ** 

*)  VergL  dagegen  jetzt  die  thatsächliche  Duldung  der  « Arbeitervereine "  mit  mtb: 
oder  weniger  proLoncirt  politischer  Tendenz  in  Preussen  und  den  meisten  andern  df^t* 
sehen  Staaten. 

^)  Der  Ausdruck  » politische  Ehrenrechte"  ist  ein  allgemein  üblicher,  aber  doch  mttt 
ganz  passender,  da  auch  diese  Bechte  nicht  um  der  Ehre  ihrer  Besitzer  willen  enstlrri.. 
sondern  doch  auch  nur  Pflichten  gegen  den  Staat  sind.  Am  lieblichsten  ist  es,  diejeikif^' 
öffentlichen  Pflichten  des  Unterthanen  seine  politischen  Ehrenrechte  zu  nennen,  wel<hf 
nur  den  Unbescholtenen  zugemuthet  werden  und  welche  unentgeltlich  verrichtet  wrrdt** 
müssen,  wie  z.  B.  das  Amt  der  gewählten  Gemeindebeamten  und  der  BOigervorsteher. 
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Folge  des  Ausschlusses  der  dieses  Erforderniss  niclit  erfüllenden  Unter- 
thauen  von  der  sonst  schuldigen  Leistung  diese  selbst  als  ein  Becht  des 
Befähigten  wenn  auch  nur  in  sehr  eigenem  Sinne  erscheinen  lässt.  Das 
Wesen  dieäer  politischen  Ehrenrechte  beruht  in  der  Antheilnahme  der 
Unterthanen  an  dem  öffentlichen  Leben  und  erhalten  dieselben  durch  die 
mannichfachen  Beziehungen  der  Unterthanen  zu  den  verschiedenen  Lebens- 
gebieten des  Staates  und  zu  den  Organen  seines  Lebens  je  »ihren  beson- 
deren Gegenstand.*) 

a.    Die  einzelnen  Rechte. 

§.  50* 
Die  Antheilnahme  der  Unterthanen  an  der  Erfüllung  des  Eechtsberufes 
der  Staatsgewalt,  an  der  Schtitzung  des  Rechtes  in  dem  Institute  der  Vor- 
mundschaften oder  Curatelen,  an  der  Heilung  des  verletzten  Rechtes  in 
dem  Institute  der  Schöfifen  und  Geschworenen,')  sowie  an  der  Verwaltung 
des  Staates  sei  es  in  unmittelbarer  Weise  durch  den  Eintritt  in  den  Staats- 
dienst oder  in  nur  mittelbarer  Weise  durch  die  Betheiligung  an  der  Ge- 
meindeverwaltung,'*) und  endlich  die  Mitwirkung  der  Unterthanen  an  dei' 
Gesetzgebung  des  Staates  (Construction  des  Staatswillens)  sowohl  durch  die 
Bethätigung  bei  den  Wahlen  zum  gesetzgebenden  Körper  als  auch  durch 
die  active  Betheiligung  an  den  Functionen  desselben:   dies  sind  im  Allge- 

')  Es  würde  auch  der  Staatsdienst  —  in  dem  Sinne  der  Wahrnehmung  besonderer 
Funktionen -der  Staatsgewalt  in  deren  Auftrage  —  zu  den  besonderen  staatsbürgerlichen 
Rechtsverhältnissen  zu  rechnen  sein,  da  der  Staat  auch  diese  Dienstleistungen  von  seinen 
Unterthanen  fordern  muss:  allein  die  geschichtliche  Gestaltung  des  Staatsdienstes  in  den 
deutschen  Staaten  hat  diesem  Institute  einen  selbständigen  Charakter  gegeben,  kraft  dessen 
die  Rechtsverhältnisse  dem  „Staatsdiener"  nicht  sowohl  als  „staatsbürgerliche  Rechts- 
verhältnisse der  Unterthanen"  denn  viebnehr  als  Rechtsverhältnisse  an  einem  Organe 
der  Staatsgewalt  erscheinen.    S.  unten  IV.  Buch  II.  Kapitel 

')  Das  Institut  der  Vormundschaft,  bezw.  der  Curatel  betrifft  wie  auch  der  civil- 
processualische  Zeugenbeweis  vorwiegend  das  Privatrecht,  wie  die  Geschworenen-  und 
Schöffengerichte  mit  dem  criminalprocessualischen  Beweisverfahren  Anstalten  für  die 
Straf rechtspflege  der  Staatsgewalt  sind.  Dem  Staatsrechte  im  engeren  Sinne  gehört  aber 
das  Prinzip  an,  dass  die  Unterthanen  als  solche  unter  den  Voraussetzungen  der  vom  Ge- 
setze festgesteUten  Befähigung  zu  der  ücbernahme  des  Amtes  eines  Vormundes  oder 
Carators,  zu  der  Ablegung  des  Zeugnisses  in  Civil-Streitsachen  oder  in  Criminalunter- 
sachongen,  sowie  zur  Dienstleibtung  eines  Geschworenen  oder  Schöffen  allgemein  ver- 
pflichtet sind.  Die  Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  im  Staate,  die  Erfüllung  des 
Berufes  des  Staates,  das  Recht  zu  schützen  und  das  verletzte  z«-  heilen,  fordern  dies  und 
«8  entspringen  diese  civiliechtlichen  und  processualischen  Verpflichtungen  der  Unter- 
thanen unmittelbar  aus  dem  *Wesen  des  Staates  und  sind  durchaus  politischer  Natur. 
Die  Verfassungsgesetze  erwähnen  dieser  Pflichten  der  Unterthanen  nicht,  weil  sie  theils 
diurch  das  bürgerliche  Recht  bereits  festgestellt,  theils  durch  die  den  Civil-  und  den  Straf- 
process  betreffenden  Spezialgesetzen  anerkannt  und  näher  normirt  sind. 

3)  S.  unten  §.  529  ff. 
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meinen  die  einzelnen  politischen  Ehrenrechte  ^  deren  Besitz  an  besondere 
Voraussetzungen  in  .der  Person  der  Untertbanen  geknüpft  ist,  aber  andi 
diese  besonders  als  Staatsbürger  qualificirt.  Unter  sich  sind  diese  Reehte 
sehr  verschiedener  Art.  Die  einen  erscheinen  vorwieg^d  als  Pflichten,  da 
der  Staat  die  Geltendmachung  der  persönlichen  Befähigung  zur  Ausübung 
derselben  als  eine  allgemeine  staatsbürgerliche  Pflicht  fordert,  wie  dies  hin- 
sichtlich des"  Vormundschaftsrechtes  der  Fall  ist.  Andere  dieser  Ehren- 
rechte stehen  insofern  in  dem  Belieben  des  Berechtigten,  als  di^er  zur 
Wahrnehmung  derselben  (Wahlen  zum  gesetzgebenden  Körper,  Staatsdienst) 
nicht  gezwungen  wird  und  die  Nicht-Geltendmachung  nur  dann  einen 
bestimmten  rechtlichen  Charakter  efrhält,  wenn  das  Strafgesetz  sie  verfügte. 
Noch  andere  Ehrenrechte  können  bedingt  facultativ  genannt  werden,  da 
ihre  Geltendmachung  wenigstens  unter  gewissen  Voraussetzungen  dem 
Entschlüsse  des  Einzelnen  überlassen  ist,  wie  z.  B.  die  Antheilnahme  an 
Gemeindeversammlungen,  falls  nur  die  gesetzliche  zur  BeschlussfiUiigkeit 
erforderliche  Anzahl  der  Gemeinde-Mitglieder  erschienen.*) 

.  b.    Voraussetzungen . 

§.  509. 
Die  politischen  Ehrenrechte  eignen  unter  gewissen  Voraussetzungen, 
welche  sich  in  seiner  Person  erftillen  müssen,  nur  dem^dazu  Befähigten. 
Diese  Voraussetzungen  sind  besondere  persönliche  Qualificationen,')  theils 
äussere  Zustände,  theils  mehr  innere  Eigenschaften  der  Person :  z.  B.  männ- 
liches Geschlecht,  bestimmtes  Lebensalter,  Unbescholtenheit  de6  Charak- 
ters, vermögensrechtliche  Selbständigkeit.  Die  politische  Bedeutung -dieser 
^Eigenschaften  ist  indess  hinsichtlich  der  einzelnen  Ehrenrechte  eine  ver- 
schiedene und  ist  nach  dem  positiven  Rechte  eines  jeden  Staates  zu 
prüfen,  in  welcher  Art  die  Wirkung  derselben  auf  das  einzelne  Rechts- 
verhältniss  begründet  ist  und  wie  der  Verlust  jener  persönlichen  Eigen- 
schaften auch  den  Verlust  der  politischen  Ehrenrechte,  sei  es  als  selbst- 
verständliche Folge  oder  kraft  eines  strafgerichtlichen  Erkenntnisses,  be- 


')  Mit  Recht  betont  Held,  System  .Th.  I  S.  255  ff.,  dass  das  Recht,  Schöffe  oder 
Geschworener  oder  Vormund  werden  zu  können,  mehr  Pflicht  als  Recht  sei.  Es  ist  das 
eben  die  Eigenthümlichkeit  des  Staatsrechtes,  dass  das  Prinzip  der  Nothwendigkeit  jedem 
suhjectiven  Rechte  den  Charakter  der  Pflicht  beilegt. 

')  Zwischen  der  persönlichen  Befähigung  zu  dem  Erwerb  der  besonderen  politfech« 
Rechte  und  dem  Besitze  derselben  selbst  ist  ein  wesentlicher  Unterschied-  Es  kunn  *.  B. 
sehr  wohl  Jemand  zur  üebemahme  einer  Vormundschaft  o^er  eines  Gemeinde-Ehrcniiiit» 
völlig  qualificirt  sein  und  kommt  doch  niemals  dazu,  wirklich  Vormund  oder  Ge^^eindl^- 
beamter  zu  werden.  Darum  liegt  auch  in  der  staatsbürgerlichen  Qualification  sunaciiM 
nur  die  Befähigung  zu  den  Activ Verhältnissen,  und  ist  jene  mehr  eine  staatercchüidw 
Eigenschaft  des  Untertbanen,  als  ein  bestimmt  inhaltliches  Recht  desselben. 
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wirken  soll,  oder  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  wenigstens  das 
Re<nit  zur  Ausübung  der  ünterthanenrechte  ruht.*) 

aa.    Politische  Mündigkeit.     * 

§.  510. 
Auch  das  Staatsrecht  geht  von  dem  Prinzipe  aus,  dass  die  active  Be- 
thätigung  der  Unterthanen  an  dem  öffentlichen  Leben  eine  gewisse 
Sicherheit  der  politischen  Urtheilskraft  voraussetzen  muss,  und  hat  darum 
ganz  in  der  Weise,  wie  das  Privatrecht,  die  Volljährigkeit  der  Unter- 
thanen als  ein  Requisit  ihrer  politischen  Handlungsfähigkeit  bezeichnet.') 
In  der  Regel  pflegt  der  Volljährigkeitstermin,  welchen  das  bürgerliche 
Recht  im  Staate  anerkannt  hat,  auch  auf  dem  staatsrechtlichen  Gebiete  zu 
gelten,  jedoch  findet  sich  auch  für  bestimmte  politische  Rechte  ein  höheres 
Lebensalter  bestimmt.*)  Diese  staatsrechtliche  Volljährigkeit  ist  aber  nicht 
nach  den  Grundsätzen  der  privatrechtlichen  zu  beurtheilen.  Die  Wirkung 
der  politischen  Minderjährigkeit  ist  nur  das  Ruhen  der  Ausübung  der  activen 
Ünterthanenrechte,  nicht  tritt  eine  vormundschaftliche  Vertretung  des  Mi- 
norennen ein/) 

•  • 

bb.    Beligiöses  Bekenntniss. 

§.  511. 
Dem  religiösen  Bekenntnisse  der  Unterthanen  ist  in  den  deutschen 
Staaten  ein  verschiedener  Einfluss  auf  den  Inhalt  der  staatsbürgerlichen 
Rechte  gegeben.  Während  in  dem  grössten  deutschen  Staate,  dem  König- 
reich Preussen,  das  religiöse  Bekenntniss  der  Unterthanen  in  politischer 
Hinsicht  nur  insofern  erwähnt  wird,  dass  Niemand  um  seines  Bekenntnisses 
willen  sich  den  staatsbürgerlichen  Pflichten  entziehen  dürfe,*)  findet  sich 


')  Vergl.  Grossberzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  16;  Meiningen- 
Bches  Grundgesetz  §.  14;  AltenbuTgsches  §.  76  ff.;  Coburg-Gothasches  Staats- 
grundgesetz  §.  27;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  27.  Vor  Allem 
enthalten  auch  die  Strafgesetzbücher  Bestimmungen  über  den  Verlust  der  politischen 
Ehrenrechte  als  Strafmittel.  S.  auch  unten  die  Darstellung  der  Landtags-Wahlföhigkeit. 
')  Vergl.  z.  B.  Grotherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  14;  Meiningen- 
sches  Grundgesetz  §.  14;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  82. 

^)  Z.  B.  fiir  das  Recht,  als  Abgeordneter  im  gesetzgebenden  Körper  aufzutreten. 
*)  Altenburgsches  Staatsgrundgeset?  §.  89.  ' 

*)  Preussisches  Yerfässungsgesetz  Art.  12:  „Der  Genuss  der  bürgerlichen  imd 
staatsbürgerlichen  Rechte  ist  unabhängig  von  dem  religiösen  Bekenntnisse.  Den  bürger- 
lichen und  staatsbürgerlichen  Pflichten  darf  durch  die  Ausübung  der  Religionsfreiheit 
kein  Abbruch  geschehen."  Dass  nicht  nur  in  dem  gesetzgebenden  Körper  die  Beseitigung 
dieses  Artikels  aus  dem  Verfassungsgesetze  versucht,  sondern  sogar  in  der  Praxis  jenem 
unzweideutigen  Prinzipe  eine  beschränkende  Deutung  untergelegt  worden,  darüber  s.  von 
Könne,   Preussisches    Staatsrecht  Bd.  I  Abth.  2  S.  128  ff.    Auf  dem  Standpunkte   der 
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in  anderen  Staaten  nur  den  Bekcnnern  der  drei  christlichen  Confessionen 
der  Vollgenuss  der  politischen  Rechte  gestattet  und  ist  es  besonderen  Ent- 
schliessüngen  der  Staatsgewalt  vorbehalten,  in  welchem  Masse  Andere  an 
diesen  Rechten  AntheH  haben.  *)  Selbst  der  Grundsatz  findet  sich  in  einem 
deutschen  Verfassungsgesetze,  dass  das  christliche  Bekenntniss  die  Bedin- 
gung der  Staatsangehörigkeit  überhaupt  ist.^)  Jenes  mittlere  Prinzip  wai 
auch  ein  Grundsatz  der  Deutschen  Bunde^cte,  gestattete  aber  eine  so 
mannichfache  Modification  der  Ausführung,  dass  eine  gleichmässige  Gestal- 
tung dieser  Angelegenheit  in  den  Staaten  des  Bundes  nicht  damit  erreicht 
werden  konnte/)  In  dem  Bereiche  des  Norddeutschen  Bundes  wird  da- 
gegen eine  Gleichmässigkeit  des  Prinzipes  durch  die  Gesetzgebung  über 
das  Staatsbürgerrecht  erreicht  werden.  Nach  dem  Prinzipe  bestimmt  sich 
denn  auch  die  politische  Berechtigung  der  Juden,  welche  bis  zum  be- 
stimmten Auftreten  mehr  oder  minder  christlich  gefUrbter  Secten  bei  den 

Preussischen  steht  die  Badensche  Gesetzgebung  seitdem  die  VerfassungsTn-kimdc  §.9 
und  19  abändernden  Gesetze  vom  17.  Februar  1849;  die  Hesß'en-Darmstädtscbe  seit 
1848  (nach  dem  Bezeugen  Zacbariä's  in  dessen  Sammlung  der  Yerfassungsges^tze 
L  Lieferung  S.  403  Note  **);  das  Coburg-Gothasebe  Staatsgrundgiuetz  §.  34;  dis 
Braunschweigscbe  Gesetz  vom  23.  Mai  1848  (welches  die  Neue  Landsehaftsordnung 
§.  29  modificirte);  das  Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  33  §.  1  und  2; 
das  Reuss-Schleizische  Verfassungsgesetz  §.  16;  das  Waldecksche  §.  40  Abs,  3; 
das  Bremen  sehe  §.  12  Abs.  2. 

*)  Baicrsches  Verfassungsgesetz  Tit.  IV  §.  9:  „Die  in  dem  Königreiche  bestehenden 
drei  christlichen  Kirchengesellschaften  geniesseh  gleiche  bürgerliche  und  politische  Rechte. 
Die  nicht  christlichen  Glaubensgenossen  haben  zwar  vollkommene  Gewissensfreiheit;  sie 
erhalten  aber  an  den  staatsbürgerlichen  Rechlen  nur  in  dem  Masse  einen  Antheü,  wie 
ihnen  derselbe  in  den  organischen  Edicten  über  ihre  Aufnahme  in  die  Staatsgesellschaft 
zugesichert  ist."  Durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834  wurden  die  Bek'enner  der  uniiten  wie 
der  nicht  unirten  griechischen  Kirche  hinsichtlich  der  bürgerlichen  und  staatsbürgeriicbeis 
Rechte  denen  der  drei  christlichen  Kirchen  gleichgestellt.  Dem  Prihzip  des  Baierechen 
Verfassungsgesetzes  huldigen  auch  das  Sächsische  §.  33;  Würtembergsche  §.  27 
(dessen  Prinzip  indess  zu  Gunsten  der  Juden  naoh  der  Verordnung  vom  5.  October  liöl 
verändert  geblieben);  Meiningensches  Grundgesetz  §.  12  und  29;  Anhalt-Bern- 
burgsches  Gesetz  vom  9.  April  1855  §.  4,  welches  indess  als  Prinzip  die  Unabhängig- 
keit der  bürgerlichen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  von  dem  religiösen  Bekenntniss  hin* 
stellt  und  nur  dem  Gesetze  die  Feststellung  besonderer  Ausnahmen  vorbehält  B*-* 
Schwarzburg-Sondershausensche  Grundgesetz  §.  14,  3  erfordert  für  die  actite 
Antheilnahme  an  der  Wahl  zum  Landtage  „christliches  Religionsbekenntniss*.  schlie*« 
also  die  Gleichstellung  aller  Confessionen  aus;  ebenso  die  Lippe-Detmoldsche  Xeror^ 
nung  vom  6.  Juli  4836  §.  9.     S.  unten  die  Voraussetzungen  der  activen  Wahlfihigkeil 

*)  Oldenburgsches  Grundgesetz  §.42:  „Zur  Aufnahme  in  den  Staatsverband  d« 
Herzogthums  Altenburg  ist  das  Bekenntniss  der  christlichen  Religion  erforderlich.  Bie 
besondere  Confession  erwirkt  keine  Verschiedenheit  der  politischen  und  bufgeriich^D 
Rechte." 

^)  Deutsche  Bundcsacte  Art.  16. 
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Bestimmangen  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  der  nicht  zu  einer 
christlichen  Confession  sich  Bekennenden  fest  allein  in  Betracht  kam/) 

cc.    Mätinliches  Geschlecht. 

§.  512. 
Der  Staat  ist  durchaus  männlichen  Charakters.  Sein  Leben  fordert 
die  Einsicht,  den  Muth  lind  die  Kraft  des  Mannes.  So  ist  auch"  das 
männliehe  Geschlecht  die  Voraussetzung  der  vollen  *  politischen  Persönlich- 
keit des  Individuum.'')  Die  Frauen  sind  freilich  von  deuoi  politischen  Leben 
nicht  ausgeschlossen,  auch  sie  haben  Theil  an  den  Lasten,  welche  der 
Staat 'kraft  seines  Finaiizrechtes  fordert,  allein  das  active  Unterthanenrecht,- 
die  eigentlich  staatsbürgerliche  Qualification  eignet  nur  dem  Manne.  In  der 
männlichen  Bevölkerung  liegt  die  Kraft  und  die  Einsicht  des  Staates  und 
die  politische  Bedeutung  des  Weibes  beschränkt  sich  auf  den  —  allerdings 
Dicht  hoch  genug  zu  schätzenden  —  Werth,  welchen  die  sittliche  und 
intellectuelle  Veredlung  des  Männlichen  durch  das  Weiltiche  beansprucht. 
Ausdrücklich  pflegt  in  den  Verfassungsgesetzen  bei  Bezeichnung  der  staats- 
bürgerlichen Rechte  die  Zuständigkeit  zu  deren  Ausübung  nur  den  männ- 
lichen Geschlechte  zugesprochen  zu  sein,  wie  auch  die  Forderung  des 
Huldigungseides  nur  gegen  die  männliche  Bevölkerung  gerichtet  zu  sein 
pflegt:  der  Ausschuss  des  Weibes  und  des  Weiblichen  ist  das  Prinzip, 
das  stillschweigend  immer  gegolten.  Es  würde  Unnatur  und  dem  Staate 
wie  dem  Menschen  verderblich  sein,  wollte  das  Weib  den  ihm  durch  die 
Schöpfung  und  die  Ordnung  des  Irdischen  zugewiesenen  Lebenskreis  der 
Familie  verlassen  und  in  den  Ringpftitz  des  politischen  Lebens  eintreten, 
wie  andererseits  der  Mann  sich  und  den  Staat  vernichten  würde,  wollte  ci- 
die  Aufgabe  des  Weibes  in  der  Familie  flir  die  seinige  halten.  Der  Aus- 
schluss des  Weibes  von  dem  activen  Leben  des  Staates  ist  nicht  eine  Ver- 
kümmerung oder  Verkennung  des  Rechtes  der  Frauen,  sondern  das  An- 
erkenntniss  ihrer  unveräusserlichen  SonderbeschaflFenheit  und  Sonderaufgabe.') 


*)  Deutsche  Bundesacte  Art.  16  Abs.  2. 

*)  Vergl.  Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  14:  „Staatsbürger 
sind  diejenigen  Yolljährigen  Inländer  männlichen  Geschlechts  etc.";  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  11. 

3)  Sehr  richtig  Held,  System  Th.  I.  §.  1Ä9.  Die  Gesetzgebung  hat  geschwankt  und 
ist  noch  nicht  constant.  Während  die  meisten  Verfassungsgesetze  die  Ausübung  der 
staatsbürgerlichen  Rechte,  namentlich  des  Rechts  zur  Betheiligung  an  ständischen  Wahlen 
nur  männlichen  Unterthanen  zuweisen  (vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  70 
und  72,  Wahlgesetz  für  den  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  §.2),  findet  sich 
in  einem  deutschen  Staate  auch  das  weibliche  Geschlecht  als  politisch  acti?es  Subjcct. 
Vergl.  z.  B.  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  192:  „Einer  Wittwe  und  geschiedenen 
Frauenzimmern  steht  das  Recht,  an  der  Bestellung  der  Wahlmänner  Theil  zu  nehmen, 
dann  zu,  wenn  sie  Ejgenthümerinnen  eines  ilauscs  sind  und  die  Berechtigung  durch  einen 
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dd.    ünbescholtenheit  des  Charakters. 

§.  513. 
•Das  Erforderniss  der  Unbescholtenheit  des  Charakters  stellt  das  Staats- 
recht nur  dann  an  die  Unterthanen,  wenn  es  sich  nm  die  Aosübnng  der 
8.  g.  politisclien  Ehrenrechte  d.  h.  derjenigen,  welche  volle  Ehrenhaftigkeit 
des  Charakters  yoraussetzed,  oder  am  den  Eintritt  in  das  Militair  handelt 
Vertrauensposten  in  ^r  Staatsverwaltung  und  die  Antheilnahme  an  der 
Schtitzung  und  Heilung  des  Rechtes  und  der  Rechteordnung  setzen  aller- 
dings voraus,  dass  die  damit  betrauten  Unterthanen  —  mögen  sie  dies^ 
^raft  eines  staatsdienstlichen  Charakters  oder  auch  ohne  solchen  schleehdiin 
als  Unterthanen  sein  —  nicht  selbst  bewiesen  haben,  dass  sie  einer  Miss- 
achtung der  Rechtsoidnung  filhig  und  diese  boshaft  verletzt  haben.  Der 
Begrifif  der  Bescholtenheit  ist  indess  auf  dem  politischen  Oebiete  ein 
ungleich  laxerer  als  auf  dem  sittlichen.  Dem  Staate  genügt  es,  nur  an 
dem  äusseren  Veihalten  seiner  Unterthanen  Ehrenwidriges  nicht  bemerkt 
zu  haben,  und  unbescholten  gilt  ihm,  wer  nur»  nicht  entehrende  Criminal- 
strafen  erlitten.*)     • 

ee.    Vermögensrechtliche  Selbständigkeit. 

§.  514. 
Die  innige  Verwebung  der  staatsrechtlichen  Rechte  und  Pflichten  der 
Unterthanen  hat  allgemein  als  ein  Erforderniss  der  Befähigung,  an  dem 
politischen  Leben  activ  Antheil  zu  nehmen,  die  vermögensrechtliche  Selb- 
ständigkeit oder  das  nicht  in  Kost  und  Lohn  eines  Privatmanns  Stehen')  be- 
stimmt. Es  wird  entweder  die  Entrichtung  directer  Steuern^)  oder  auch  noch 
allgemeiner  das  Nichtbcfangensein  in  einem  Concursverfahren  *)  oder  endlich 
das  Nichterhalten  einer  Unterstützung  aus  öflFentlichen  Armenmitteln*)  als 
dieses  Erforderniss  bezeichnet.  Dasselbe  ist  jedoch  nicht  ftir  die  AusAbnog 
aller  staatsbürgerlichen  Rechte,  sondern  nur  ftlr  die  der  s.  g.  politischen 
Ehrenrechte  bestimmt,  und  richtet  sich  auch  wohl  die  Strenge  dieser  An- 
forderung an  die  Vermögensfähigkeit  der  Unterthanen  je  nach  dem  ver- 
schiedenen Grade  dieser  Ehrenrechte,  ob  sie  ganz  allgemeine  oder  beson- 
ders qualificirte  sind. 

volljährigen  Sohn  ausüben  können.  Eben^  kann  eine  verheiratbete  HansbesitzeriD  aaf 
dem  Lande  an  der  BesteUung  der  Wahlmänner  durch  ihren  Ehemann  Theil  nehroeD 
lassen." 

')  Vergl.  z.  B.  das  Wahlgesetz  für  den  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  §.  4- 
Vergl.  auch  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  86,  c  und  §.  89  d. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  89. 

^)  Vergl.  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  von  1854  §.  14 

M  Vergl.  Würtembergsches  Grundgesetz  §.  89. 

*)  Vergl.  Landgemeinde-Ordnung  für  Hannover  von  1859  §.  12. 
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Zweiter  Abschnitt. 

pie.'§ilc(6f5»erljdftni|Fe  5er  ^emeinöcn. 

L   Begriff  und  politische  Bedeutung  der  Gemeinden. 

.  .  §.  515. 

Die  politische  Gemeinde  —  von  den  Vermögensgenossenschaften  wie 
von  den  kirchMchen  Gemeinden')  ist  hier  nicht  die  Rede  —  ist  die  auf 
einem  bestimmten  Theile  des  Staatsgebietes  sesshafte  Gemeinschaft  von 
Unterthanen  zur  ErftQlung  gewisser  in  dem  Staatszwecke  begriffener  po- 
litischer Aufgaben.  Sie  ist  also  ein  Analogen  des  Staates  sowohl  was  die 
äussere  Organisation  der  Gemeinde  als  auch  was  die  darin  waltende  Idee 
betrifft.  Die  bestimmte  geographische  Umgrenzung  des  Bezirkes  wie  das 
durch  und  durch  politische  Wesen  des  Zweckes  charakterisiren  die  Ge- 
meinde im  Unterschiede  von  allen  privatrechtlichen  Corporationen,  von  dem 
Staate  aber  unterscheidet  sich  dfe  Gemeinde,  wie  der  Theil  vom  Ganzen. 
Diese  ist  eben  nur  ein  Glied  in  dem  Organismus  des  Staates,  nur  eine  Ge- 
meinschaft der  Unterthanen  innerhalb  des  Bestandes  und  des  Zweckes  fles 
Staates,  wie  das  Gemeindeleben  nur  ein  Mikrokosmos  in  dem  so  viel 
weiteren  und  höheren  Staatsleben  ist.  Die  Gemeinde  ist  aber  eine  selb- 
ständige Organisation  der  Unterthanen  innerhalb  des  bestimmten  Bezirkes 
im  Staatsgebiete  und  lebt,  wenn  auch  ntcht  ausserhalb  des  Bereiches  des 
Staatslebens  und*  wenn  auch  zur  Befriedigung  der  politischen  Natur  der 
Menschen,  ihr  eigenes  Leben  und  verfolgt  bestimmte,  wesentlich  nur  ihr 
gesetzte  Zwecke.') 

§.  516. 

Die  politische  Natur  der  Menschen   bedarf  zur  Vermittlung   des  In- 


')  Dass  alle  drei  Arten  von  Xjemeinden  im  einzelnen  Falle  dieselben  Individuen  um- 
faHsen  können,  ist  ein  Zufälliges  und  ftir  den  Begriff  und  das  Becbt  jeder  einzelnen  Art 
bedeutungslos. 

*)  Gerber,  Ueber  öffcntlicbe  Recbte  S.  80:  „In  dieser  Beziehung  hat  sie  ein  ähn- 
liches Ziel  für  die  kleine  lokale  Gesammtheit,  wie  der  Staat  für  das  ganze  Volk;  aber 
dieser  Gegensatz  ist  doch  nicht  blos  quantitativ  zu  denkei^  so  dass  die  Gemeinde  geradezu 
ein  Staat  im  Kleinen  wäre,  sondern  wie  die  Familiengenossenschaft  ein  durchaus  eigen- 
thümliches  Ziel  im  Staate  und  in  der  Gemeinde,  so  hat  auch  die  Gemeinde  im  Staate 
ihren  specifischen  und  selbständigen  Inhalt.  An  staatlicher  Wichtigkeit  überragen  diese 
beiden  Verbindungen,  Familie  und  Gemeinde,  jede  andere  corporative  Genossenschaft;  aber 
darin  trelSen  sie  mit  allen  übrigen  Corporationen  zusammen,  dass  sie  nicht  eigentlich 
Organe  des  Staates,  sondern  eine  ausserhalb  deÜelben  bestehende  aber  freilich  seine 
hauptsächlichste  Grundlage  bildende  gesellschaftliche  Gliederung  sind." 
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dividaum  mit  dem  Staate  eines  Medium^  welches  das  iudividnelle  Leben 
der  politischen  Personen  zusammenschliesst;  ohne  direct  die  Gemeinschaft 
des  Staates. darzustellen y  und  welches  das  in  den  Unterthänen  begriffene 
Element  des  Staatsorganismus  erst  zu  der  organischen  Antheünahme  an 
dem  Gesammtleben  desselben  be&higt.  Die  Gemeinden  sind  diejenige 
Organisation  der  Unterthänen,  welche  diesen  die  Möglichkeit .  verschafft, 
ohne  Verzicht  auf  die  individuelle  Persöülichkeit  an  der  den  Begriff  der- 
selben ausschliessenden  Gesammtheit  des  Staates  und  an  der  Einlieit  seine« 
Lebens  thatsächlichen  Antheil  zu  nehmen,  und  welche  andererseits  auch 
dem  Staate  allererst  die  Möglichkeit  gewährt,  die  in  den  Elementen  seines 
Bestandes  ruhende  Kraft  zu  concentriren  und  den  Zweck  seines  Daseins 
nach  dessen  gesammtem  Inhalte  zu  Nutzen  Aller  im  Staate  zu  erfüllen. 
Darum  sind  auch  die  Gemeinden  des  Staates  so  alt  wie  dieser  selbst. 
Das  System  der  Gemeinden  bedingt  den  Staat.*) 

§.  517. 
Die  Stellung  der  Gemeinde  iu  dem  Organismus  des  Staates  bedingt 
ein  zwiefaches  Prinzip.  Die  Ausscheidung  gewisser  Angelegenheiten  des 
Staates  als  die  Gegenstände,  deren  Pflege  und  Wahrnehmung  zunächst 
dem  engeren  Kreise  der  Gemeinde^  angehören,  begründet  eine  gewisse 
Selbständigkeit  des  Gemeindelebens,  welche  wie  die  lüchtung  und  Formen 
dieses  so  auch  die  Organisation  der  Gemeinde  bestimmt  oder  doch  beein- 
flusst.  Andererseits  darf  auch  die  Gemeinde  sich  nur  in  dem  unerläss- 
lichen  Zusammenhange  mit  dem  Ganzen  des  Staates  wissen  und  hat  anch 
eine  besondere  administrative  Bedeutung  der  Staatsregirung  gegenüber: 
denn  nur  in  dieser  Beziehung  zum  Staate  ist  sie  ein  politisches  Wesen 
und  hat  sie  eine  politische  Bedeutung.*)  Hieraus  aber  entspringt  filr  den 
Staat  das  Recht  und  die  Pflicht,  sich  um  die  concrete  Gestaltung  des  Ge- 
meindewesens, des  Lebens  wie  der  Verfassung  dieses  organischen  Gliedes 
des  Staates,  zu  kümmern  und  Beides  zu  überwachen  und,  soweit  die 
höheren  Interessen  des  Staates  dies  fordern,  kraft  des  grösseren  Rechtes 
zu   bestimmen.     So  tritt   neben   das   Prinzip    der  Selbständigkeit  der  Ge- 


^)  Vergl.  Würtembergsches  Verfaesungsgesetz  §.  62:  „Die  Gemeinden  sind  die 
Grundlage  des  Staatsvereins**;  Ältenburgsches  Grundgesetz  §.  100:  „Die  wichtagstes 
Corporationen  im  Staate  sind  die  Ortsgemeinden,  indem  sie  durch  Zusammenwirto 
und  Zusammenleben  nach  gesetjlicher  Ordnung,  die  Beförderung  der  allgemeinen  sowohl 
als  besonderen  Wohlfahrt  in  ihrem  gesellschaftlichen  Bereiche  bezwecken.  Sie  bilden 
hierinnen  die  Grundlage  des  ganzen  Staatsverbandes";  Oldenburgsches  Eevidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  ßG  §.  1 :  „Die  politische  Gemeinde,  als  solche,  bildet  eine  ünter- 
abth eilung  des  Staates  und  dient  insofern  seinen  Zwecken." 

')  Ob  man  aber  mit  Gerber,  Uebcr  öffentliche  Rechte  S.  80  sagen  dürfte:  ^Dh» 
Gemeinden  sind  zunächst  administrative  Abtheilungen  der  Unterthänen?" 
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meinde  der  Grundsatz  der  staatlichen  Beaufsichtigung  ihres  Lehens  und 
der  staatlichen  Bestimmung  ihrer  Verfassung.') 


II.   Das  Recht  der  Gemeinden, 
t.   Allgemeine  Abgrenzung  desselben«. 

§.  518. 
Das  Gemeindeleben  grenzt  gegen  die  Lebenssphäre  des  Individuum 
und  der  Familie,  wie  gegen  die  des  Staates.  Das  Recht  der  Privat- 
personen, der  Einzelnen  wie  der  juristischen  Personen  oder  Corporationeu 
(auch  der  Gemeinden  gegen  einander)'^  ist  auch  von,  der  Gemeinde  zu  re- 
spectiren,  wie  dasselbe  eine  Schranke  des  Rechts  und  der  Gewalt  des 
Staates  ist.^)  Muss  die  Gemeinde  in  der  Verwirklichung  ihres  Lebens- 
l)enifes  auf  privatrechtliche  Verhältnisse  greffen  und  namentlich  von  dem 
Gründbesitze  oder  von  sonst  vermögensrechtlichen  Gegenständen  Einzelner 
beanspruchen,  um  ihrer  Pflicht  zur  Einrichtung  und  Unterhaltung  gemein- 
ntttziger  Anstalten  genügen  zu  können,  so  kann  auch  die  Gemeinde  nur 
im  Wege  des  Expropriationsverfahrens  eben  den  Widerspruch  der  berech- 
tigten Priyatperson  beseitigen  und  muss  jedenfalls  den  derselben  zuge- 
mutheten  VeTülögeBSverlust  vollständig  ersetzen.     Andererseits  grenzt  das 


*)  Die  Aufgabe,  des  Staates  ist  es,  für  das  Dasein  der  allgemeinen  Voraussetzung  des 
Gemeinwohles  und  der  öffentlichen  Sicherheit  zu  sorgen,  aber  in  der  Erfüllung  dieses 
Berufes  greift  der  Staat  dann  zunächst  auf  die  Kraft  der  Gemeinde,  wenn  diese  mindestens 
ein  gleiches  Interesse  an  derartigen  Angelegenheiten  hat  und  wenn  die  eigene  Kraft  der- 
selben zu  deren  Erledigung  ausreicht  und  geeignet  ist.  Diese  Voraussetzung  ist  aber  nur 
nach  dem  Oultnrstande  -und  der  politischen  Bildung  eines  bestimmten  Staates  zu  be- 
stimmen Erst  seit  der  Erstarlcung  der  Selbsterkenntniss  des  Staates  wie  des  p<]litiBchen  Be- 
wusstseins  der  Menschen  im  Staat«  hat  das  Gemeindeleben  seih  eigenes  Prinzip  begriffen 
und  hat  ller  Staat  dasselbe  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  Zu  einem  definitiven  Ab- 
schloss  ist  diese  Entwicklung  noch  nicht  gelangt  und,  wenn  sich  auch  die  Gebiete  des 
Gemeindelebens  im  Allgemeinen  nonuiii  lassen,  so  ist  damit  doch  die  concrete  Zuständig- 
keit der  Gemeinde  in  deren  intensiven  Richtung  noch  nicht  bezeichnet. 

')  Dies  tritt  namentlich  da  praktisch  hervor,  wo  mehrere  Gemeinden  zn  einer  Sammt- 
iTCiiieinde  (wie  in  Niedersachsen;  für  gewisse  Gemeindeangelegenheiten  verbunden  sind, 
ohne  sonst  ihre  Selbständigkeit  aufgegeben  zu  haben.  Vergl.  Braun schweigsche 
Xeue  Tjandschaftsordnung  §.47:  „In  den  Ortschaften,  welche  aus  verschiedenen  Gemeinden 
zusammengesetzt  sind,  bleibt  die  Verwaltung  des  einer  jeden  derselben  besonders  zustehen- 
«len  Vermögens  und  der  Gerechtsame  getrennt,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  durch 
or<lnangsmässig  gefasste  Beschlüsse  der  betheiligten  Gemeinden  festgestellt  wurde." 

'•)  Altenburgsches  Grandgesetz  §.  111:  „Der  Beschluss  (der  Gemeinde) darf 

sich  nicht  über  die  Privatrechte  von  Einzelnen  oder  Corporationen  erstrecke!»**  Dieses 
Vt-rbot  Jiegt  übrigens  schon  in  dem  auch  von  den  Verfassungsgesetzen  anerkannten  Prin- 
zipe   der  Unverletzbarkeit  der  Wohlerworbenen  Rechte  (s.  oben  §.  55  ff.). 
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Gemeindeleben  auch  gegen  das  Lebensgebiet  des  Staates.  Die  ErMoDg 
seiner  besonderen  Aufgaben  darf  nicht  m  die  grössere  und  höhere  LebeDB- 
aufgäbe  des  Staates  beschränkend  eingreifen.  Die  Gemeinde  bat  in  dem 
Sinne  ein  bestiiSmfes  Lebensgebiet;  dass  auf  demselben  nur  sie  das  han- 
delnde Subject  ist;  über  dasselbe  hinaus  aber  ihr  keinerlei  Rechte  and 
Pfliditen  gehören.  In  dem  constitutionellen  Staate  ist  dieses  (xebiet  des 
Oemeindelebens  gesetzlich  fixirt  und  eia  verfassungsmässiges. ') 

2.  Allgemeiner  Inhalt. 
A.   Politischer. 

§.  519. 
Das  Recht  der  Gemeinden  ist  die  Selbsterdnung  und»  Selbstverwaltung 
ihres  besonderen  politischen  Lebens.  Von  den  in  dem  Zwecke  des  Staates 
begründeten  Aufgaben  der  Staatsgewalt  fällt  ein  quotitativer  Thril  dem 
Lebenskreise  der  Gemeinden' anheim,  so  dass  dieser  zunächst  deren  Er- 
füllung obliegt.  Es  ist  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Gemeinde,  ihre  be- 
sonderen Zustände  rechtlich  zu  ordnen,  in  ihrem  Bezirke  die  öffentliehen 
Lasten  zu  tragen  und  einen  eigenen  Gemeindehaushalt  zu  f&hren.  Die 
locale  Goncentration  des  öiSfentlichen  Lebens  stellt  sich  in  der  Gemeinde 
dar..  Was  über  die  örtlichen  Interessen  hinausliegt  oder  was  yon  allge 
meinerer  politischer  Bedeutung  ist,  das  liegt  auch  jenseits  de»  Berufes  der 
Gememden.')  Darum  gehört  ihrer  Competenz  nicht  die  Bestimmung  der 
individuellen  Rechtsverhältnisse  „Aller"  im  Staate  an:  diese  Grundrätze 
stehen  vielmehr  als  allgemeine  Rechte  über  den  Gemeinden  und  zum  Theil 
sind  dieselben  sogar  die  Fundamente  auch  des  Gemeindelebens  (Grand- 
rechte).   Dagegen  fallt  ein  nicht  geringer  Theil  der  öffentlichen  Fttrso^ 


')  Alteiiburgsches  Grundgesetz  §.  114  Abs.  1:  „Die  Gemeinden  haben  die  Ver- 
pflichtang,  nirgends  etwas  zu  nntemehmen,  wodurch  sie  die  allgemeinen  Rechte  dö 
Staates  beschränken  können;  vielmehr  sollen  sie  bemüht  sein.  Alles  zu  befor^rUt  ^^ 
dem  Staatszwecke  entsprechend  und  heilsam  ist";  Brauivschweigsche  ^ene  Landschafts- 
Ordnung  §.  50 v*  „Keine  Gemeinde  kann  mit  Leistui|pn  beschwert  werden,  wozu  sie  md^^ 
nach  allgemeinen  Gesetzen  oder  besonderen  Eechtsverhaltnissen  verbunden  ist  DasselV 
findet  auch  auf  mehre  im  Verbände  stehende  Gemeinden  Anwendung*;  Oldenburgsch«'« 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  71 :  „Keine  Gemeinde  soll  mit  Leistungen  oder  Aus^ber. 
beschwert*  werden,  zu  denen  sie  nicht  ihre  Zustimmung  gegeben  hat,  oder  durch  das  G^ 
setz  verpflichtet  ist." 

^)  Pas  Prinzip  sprach  die  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  51  »&^ ^ 
„Alle  Lasten ,  welche  nicht  durch  die  örtlichen .  Bedürfhisse  der  Gemeinden  oder  mi^ 
Verbandes  von  Gemeinden,  sondern  durch  die  Erfüllung  allgemeiner  Verbindüciikeiten  d«*? 

Landes   oder   einzelner  Theile   desselben  herbeigeführt  werden, müssen,  in»«c:t 

nicht  bcs^dere  Rechtsverhältnisse  eine  Ausnahme  begründen,  von  dem  gesammtai  Laihi 
oder  dem  betreffenden  Landestheile  in  dem  Masse  getragen  werden,  dass  dicjenis^ 
welchen  die  Last  wirklich  aufgelegt  ist,  Entsdmdigung  erhalten." 
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für  das  Gemeinwohl  sowie  ein  Theil  der  öflFentlichen  Polizei  in  den  Kreis 
des  Gemeindelebens,  wenn  die  Pflege  dieser  Angelegenheiten  in  dem  engeren 
Gemeindebezirke  eine  genügende  und  wohl  bessere  ist,  wie  dies  z,  B.  hin- 
sichtlich  der   Armenpflege,  .  der   Ortspolizei   mid   der   Gemeinde wege   der 

Fall  ist.  0 

B.    Privatrechtlicher. 

§.  520. 
Die  polittsche  Bedeutung  der  Geimßinde  hat  von  jeher  derselben  das 
.  Recht  der  juristischen  Persönlichkeit  zugesprochen.')  Die  Selbsteiligkeit 
der  Gemeindeverwaltung  ist  durch  den  Besitz  selbständiger  Vermögens- 
rechte bedingt,  und^es  ist  schon  vom  römischen  Rechte* die  Gemeinde  als 
juristische  Person  in  ^er  Weise  airerkannt,  dass  'dieselbe  im  vermögens- 
rechtlichen Verkehr^  so  selbständig  und  vollberechtigt  ist,  wie  der  Begriff 
der  juristischen  Person  dies  gestattet.    Auch  in  den  deutschen  Staaten  gilt 


0  Laxembnrgsche  Constitution  von  1856  Art.  107  Abs.  3:  JL^  consBÜ  commnnal 
decide  sur  tout  cequi  est  d'interßt  purement  communal."  Sehr  ausführlich  ist  die  An- 
erkennung der  Selbstelligkeit  der  Gemeinden  im  Meiningenschen  Grundgesetze  §.  20: 
„Die  Ortsgemeinden  haben  das  Eecht  der  Persönlichkeit  und  der  Gesellschaften.  Sie 
können  Eigenthum  erwerben,  Beamte  und  Vorsteher  besteUen,  Beschlüsse  mit  Verbindlich- 
keit für'  die  nicht  einwilligenden  und  künftigen  Mitglieder  machen,  auch  Bechte  erlangen, 
welche  Ton  ihren  einzelnen  Mitgliedern  zu  deren  besonderem  Vortheile  ausgeübt  werden"; 
§.  21:  „Sie  haben  dagegen  auch  die  Pflicht,  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung 
und  Sicherheit  in  den  ihnen  zugewiesenen  Gegenständen  aus  eigenen  Kräften  zu  sorgen, 
namentlich  ihre  Vicinalwege  und  ihre  Brücken  zu  unterhalten  und  ihre  Armen  zu  ver- 
pflegen, aUes  nach  Massgabe  der  darüber  weiter  ergehenden  Verordnungen";  Altenburg- 

sches  Grundgesetz  §.  114:  „Die  Gemeinden sollen  bemüht  sein,  Alles  zu  befordern, 

was  dem  Staatszwecke  entsprechend  und  heilsam  ist  Dieser  liegt  ihnen  vornehmlich  ob: 
die  Beförderung  der  öffentlichen  Sicherheit  in  aUen  Beziehungen  und  besonders  in  ihrem 
Gemeindebereich,  die  Fürsorge  für  öffentliche  Anstalten  (als  Brücken-,  Wege-,  Pflaster-, 
Brunnen-,  Kranken-,  Armen-  und  dergleichen  nicht  anderen  Behörden  obliegende  Institute) ; 
die  Bereithaltung  der  Löschgeräthe,  und  der  zu  dem  Communalwachtdienst  vorräthigen 
Waffen  und  Wehren";  Hamburgs ch es  Verfassungsgesetz  Art.  122:  „JedenfaUs  stehen 
jeder  Landgemeinde  folgende  Rechte  zu,  bei  deren  Ausübung  der  Staat  die  Oberaufsicht 
fuhrt:  1)  Freie  Wahl  der  Gemeindevorsteher  und  Vertreter,  ^  Selbstäjidige  Verwaltung 
der  Gemeindcangelegenheiten,  3)  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  der  Gemeindevertreter, 
4)  Selbstbesteuerung  zu  Gemeindezweck A,  5)  Veröffentlichung  des  Gemeindehaushaltes. 
Sonst  wird  in  den  Verfassungsgesetzen  nur  das  Prinzip  ausgesprochen,  dass  den  *Gemein- 
den  die  freie  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegenheiten,  sowie  die  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens unter  ges^ich  geoi'dneter  Aufsicht  des  Staates  zustehe.  Vergl.  Waldecksches 
Verfassungsgesetz  §.  45. 

')  Die  Gemeinde  hat  Corporatiönsrecht,  aber  sie  ist  nicht  nur  eine  Corporation  im 
Sinne  des  Privatrechts  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  mit  der  Gemeinde  nicht  anders  wie 
mit  dem  Staate  (s.  oben  §.  1  ff.),  und  ist  darum  nicht  zu  billigen,  wenn  Verfassungsgesetze 
(vergL  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  99  ff.)  das  Bech^  der  Gemeinden  unter  der 
Kiibrit :  „Corporationen  im  Staate"  behandeln. 


—    508     - 

die  Gemeinde  als  juristische  Person  und  ihr  Vermögen  als  das  unantastbare 
Privat-Eigenthum.  *)  Alle  Vermögensrechte  der  Gemeinden  stehen  unter 
den  Kegeln  des  Privatrechts  wie  ja  auch  die  Gemeinde  in  dieser  Sphäre 
nur  eine  privatrechtliche  Person  ist.^)  Jedoch  hat  das  Interesse  des  Staates 
an  dem  Vermögen  und  der  Vermögensverwaltung  der  Gemeinden  auch  der 
Staatsgewalt  das  Recht  gestattet  und  erhalten,  diese  privatrechtlichen  Ver 
hältnisse  der  Gemeinden  zu.  tiberwachen  und  durch  eine  geordnete  Auf 
Sichtführung  die  zweckentsprechende  und  rechtmässige  Verwendung  des 
Gemeindevermögens  und  überhaupt  .dessen  Erhaltung  zu  sichfem.^) 

3«  Beziehung  der  Gemeinde  zum  Staat. 

§.  521.  .     • 

Wie  der  Staat  die  Gemeinden  umschliesst  und  diese  als  die  elemeu- 

taren  Glieder  in  dem  Ganzen  des  Staates  bestehen/)  so-  überragen  auch 

die  Interessen  des  Staates  die  seiner  Gemeinden  und  reicht  die  Gewalt  des 

Ganzen  über  die  Macht  seiner  Glieder.   Es  kann  daher  des  GemeindelebcD 

^)  Die  Selbständigkeit  des  Gemeindevermögens  ist  ancli  in  Verfaasungsgesetzen  ab- 
gesehen von  dem  allgemeinen  Prinzipe  der  Integrität  alles  Privatrechts  (s.  oben  §.  55  ff  i 
noch  ansdrückliöh  anerkannt.  Vergl.  z.  B.  Altenburgsches  •Grundgesetz  §.  113:  ,E» 
ist  keiner  Staatsbehörde  gestattet,  über  das  Gemeindevermögen  ohne  Zustimmung  der 
Vorsteher  zu  verfügen,  noch  weniger  darf  dasselbe  jemals  mit  dem  Staatsvermogen  rer- 
einigt  werden";  Coburg-Gothasches  Staatsgrund^esetz  §.  15^  Brannschweigscho 
Neue  Landschaftsprdnung  §.  45;  Gesetz  für  Reuss  j.  L.  vom  10.  Juni  1856  §.30. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  110:  „Die  Gemeinderechte  umfassen  im  All- 
gemeinen die  Befugniss  der  Personeneinheit  im  Rechtssinne,  daher ^  2,  den  Ot- 

nuss  der  gesetzlichen  Vorzüge  der  Minderjährigen  in  Ansehung  ihres  Vermögens  und  üir«  r 
Gerechtsame,  —  4,  das  Recht  der  Erwerbung  von  Grundbesitzungen  und  Berechtigun^iT, 
5,  die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens  durch  selbst  gewählte  Beamte.* 

^}  Vergl.  Meiningensches  Grundgesetz  §.  26:  „Das  Vermögen  der  Gemeinden,  s»- 
wohl  Eämmereivermögen,  welches  der  Gesammtheit  zur  Bestreitung  der  Gemeindc- 
ausgaben,  als  das  Bürgervermögen  ^Nachbar-  oder  Gemeinderecht),  dessen  Genisf 
den  einzelnen  Mitgliedern  zusteht,  geniesst  gegen  den  Staat  privatrechtliche  Sicherh^^it 
und  kann,  s^  lange  die  Gemeinde  besteht,  einseitig  zum  unmittelbaren  Staatsgut«  nkh: 
gezogen  werden..  Zugleicl^  steht  dasselbe  aber  unter  der  Aufsicht  des  Staates,  so  dj^? 
dessen  Benutzung  zum  wahren  Wohle  der  Gemeinheit  geordnet  werden  kann.  l>i' 
Ausgabe-  und  Einnah roeanschläge  der  GemeincTen  müssen  von  der  Staatsrcginmg  rr^?- 
durch  die  competent«n  ühterbehörden  genehmigt  werden";  Braunschweigsche  Xts- 
Landschaftsordnung  §.  46:  „Die  Gemeinden  haben  ihr  Vermögen  durch  ihre  Behörden  seR" 
ständig  zu  verwalten.  Die  Oberaufsicht  d«r  Regirungsbehörden  er8tr^||j|  sich  nur  daw^t. 
dass  die  Verwaltung  überhaupt  den  bestehenden  Gesetzen  gemäss  geschehe,  dass  iiu«- 
besondere  das  Gemeindeverniögcn  erhalten,  das  Einkommen  davon  zu  Gemeind«wo<k'n 
verwandt,  und  dass  bei  der  Vertheilung  der  Gemeindeabgaben  nach  gleichmässigen  Gnin'l- 
Sätzen  verfahren  werde.** 

^)  Ahrens,  Die  organische . Staatslehre  Th.  I  S.  2*20:  „Die  natürlich-politische  Gt- 
derung  des  Staates  nach  Gemeinden  und  Provinzen.** 
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diejenigen  Grenzen  nicht  überschreiten,  welche  das  Interesse  des  Staates 
sei  es  im  Ganzen  •oder  doch  in  grösseren  Kreisen  seines  Bestandes  zieht. 
Uifl  eine  solche  materielle  Competenz-Ueberschreitang  dör  Gemeinden  zu 
verhindern,  steht  der  Staatsgewalt  das  Recht  zu,  von  den  Gemeinde- 
beschlüssen Kenntniss  zu  nehmen,  deren  Gültigkeit  von  ihrer  Genehmigung 
abhängig  zu  machen  und  Alles,  was  in  dem  Gemeindeleben  sei  es  dem 
ausdrücklichen  Gesetze  zuwider  oder  doch  nicht  mit  allgemeineren  und 
darum  höheren  Interessen  harmonirt,  zu  inhibiren  oder  zu  beseitigen. 
Dieses  Recht  der  Staatsgewalt  geht  unmittelbar  aus  der  organischen  Natur  des 
Staates  hervor  und  ist  dessen  Geltendmachung  eine  Pflicht  des  Staates  gegen 
sich  selbst  wie  darum  auch  gegen  die  Gemeinde.')  Die  gesetzliche  Nor- 
mirung  dieses  Aufsichtsrechts  der  Staatsgewalt  nach  Inhalt  und  Form  ist 
eine  Tendenz  der  constitutionellen  Staaten.') 

4.   Stadt-  und  Landgemeinden. 

§.  522.- 
Vefschiedenheit  der  Anerkennung,  welche  das  Prinzip  der  Selbständig- 


')  Meiningensches  Grundgetz  §.22  Abs.  2:  „Sie  (die  Gemeinden)  stehen  unter  der 
Aufsicht  und  der  besonderen  Fürsorge  des  Staats.  Keines  ihrer  Mitglieder  kann  der  Ge- 
sammtheit  durch  ^eine  einseitigen  Handlungen  Gerechtsame  vergeben  oder  dadurch  be- 
sondere Befreiung  gegen  die  Gesammtheit  erwerben";  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  125:  „So  wie  jede  Gemeide  nur  unter  Genehmigung  des  Staates  bestehen  kann,  so 
unterliegt  sie  auch  dem  Aufsichtsrechte  desselben.  Dieses  giebt  sich  kund  1)  durch  das 
Ordnen  der  Ortspolizei,  2)  durch  Genehmigung  der  Gemeindeprocess- Eröffnungen ,  3)  in 
der  Durchsicht  und  Controlirung  des  Gemeinderechnungs-  und  Cassenwesens,  4)  in  der 
Zustimmung  bei  Veräusserung  und  Verpfändung  liegender  Güter  und  Gerechtsame,  bei 
Aufbringung  ausserordentlicher  oder  dauernder  Gemeindeauflagen,  bei  gewichtigen  Bau- 
nnd  anderen  ausserordentlichen  Aufwänden,  bei  Gemeindeanleihen,  bei  Einführung  von 
Ortsstatuten  und  anderen  organischen  Einrichtungen,  5)  durch  Bestätigung  von  Beamten- 
wahlen oder  deren  Versagung  und  durch  Regulirung  der  Beamtengehalte*;  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  64:  „Die  Verfassung  der  Gemeinden  soll  durch  Gesetz 
in  der  Art  geregelt  werden,  dass  dieselben  unter  Oberaufsicht  des  Staates:  1)  ihre  Be- 
Beamten und  Vertreter  zu  wählen,  2)  selbständig  ihre  Angelegenheiten  und  ihr  Vermögen 
zu  verwalten  und  die  Ergebnisse  des  Gemeindehaushaits  zu  veröffentlichen  haben.  Auch 
soll  die  Competenz  der  Gemeinden  gesetzt  bestimmt  werden";  Schwarzburg-8on- 
dershausensches  Grundgesetz  vom  8.  ÄBl8ö7  §!  5:  „Die  Gemeinden  haben  die  selb- 
es tändige  Verwaltung  ihrer  Angelegenheften,  insoweit  dieselbe  nicht  beschränkt  wird  durch 
die  gesetzlich  geordnete  Oberaufsicht  des  Staates";  ähnh'ch  das  (iesetz  für  Reuss'j.  L. 
vom  10.  Juni  1856  §.29;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.45;  Bremensches  V*er- 
fassungsgesetz  §.  83. 

*}  Sehr  bestimmt  das  Öldenburgsche  Kavidirte  Staatsgrundgesetz  Art  68:  „Jede 
Gemeinde  soll  in  ihren  Angelegenheiten  das  Becht  der  freien  Selbstverwaltung  haben  und 
darf  in  dieser  Beziehung  nur  durch  das  Gesetz  und  auch  durch  dieses  nicht  weiter  be- 
schränkt werden,  als  der  Staatszweck  es  nothwendig  erfordert." 
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keit  und  des  Eigenlebens  in  den  in  geschlossenen  Ortschaften  y  den  Ge- 
werben der  bürgerlichen  Nahrang  oder  der  Pflege  der  Wissenschaften 
und  Künste  lebenden  Gemeinden  zu  finden  und  zu  behaupten  vermocfite, 
begründete  schon  früh  den  wesentlichen  und  bedeutungsvollen  Unterschied 
zwischen  den  Stadt-  und  Landgemeinden.  Diese  vermochten  der 
heranwachsenden  fürstlichen  Gewalt  und  dem  Lehnswesen  gegenüber  nicht 
sich  vor  allerld  H5rigkeits Verhältnissen  zu  bewahren  ^  und  das  politische 
Leben  verschwand  aus  denselben  unter  der  Uebermacht  pfivatrechtlicher 
Verhältnisse  und  Lasten^  namentlich  der  Consequenzen  des  Lehnwesens. 
In  den  Städten  dagegen  reifte  ein  Bttrgersinn^  dessen  Macht  zur  Zeit  seiner 
Blüthe  den  Bespect  der  Grafen  und  Fürsten  fordern  konnte ,  und  welcher 
eine  grössere  Zahl  von  Städten  selbst  zu  unmittelbaren  Reichsstädten  er- 
höhte. Nachdem  aber  dlp  Landgemeinden  zu  einer  freieren  Äntheilnahme 
an  dem  Leben  des  Staates  herangezogen  und  die  Gleichheit  Aller  vor  dem 
Gesetze,  verbunden  mit  dem  Grundgesetze  der  Aufhebung  aller  politischen 
Vor-  und  Sonderrechte,  die  Thore  der  Städte  geöffnet,  besteht  ein  Unter- 
schied zwischen  den  Stadt-  und  den  Landgemeinden  nur  noch  in  der  Ver- 
.  sehiedenheit  der  socialen  Verhältnisse,  welche  die  durch  die  äusseren  Zu- 
stände bedingte  Verschiedenheit  der  industriellen  und  geistigen  Beschäfti- 
gungen begründet,  und  in  der  Verschiedenheit,  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung, welche  flir  die  Städte  ungleich  selbständiger  und  selbstberechtigter, 
als  in  den  Landgemeinden.  Die  ind^triellen  Unterschiede  zwischen  den 
Stadt-  und  den  Landgemeinden  fallen  indess  mit  der  Aufhebung  des  ans 
dem  Mittelalter  überkommenen  Zunftwesens  und  mit  der  Anerkennung  des 
Prinzipes  der  Gewerbefreiheit/) 


in.  Verfassung  der  Gemeinden. 

§.  523.  • 
Die  Gemeinden  erscheinen  analog  dem  Staate  als  ein  organisch  ge- 
ordneter und  gefestigter  Zustand  und  haben  eine  diesem  entsprechende  und 
das  Recht  daran  darstellende  Verfassung.')  Diese  umschliesst  die  ein 
zelnen  Elemente  und  Orgaüfe  des  Gemeindelebens  zu  der  persönlichen 
Einneit  der  Gemeinde  organisch  zu^kneu.  Jene  Elemente  sind  die  per- 
sönlichen   Mitglieder    der    Gemeinde    und    der   Bezirk,   innerhalb 


M  Ehedem  eignete  den  Städten  auch  das  Becht  der  eigenen  Gerichtsbarkeit 
(Stadtgerichte)  in  erster  Instanz.  Es  wird  diese  Ausnahme  von  der  alleinigen  JustiriitdieJ^ 
der  Staatsgewalt  aber  auch  nur  noch  sehr  vereinzelt  in  Geltung  sein.  Die  Tendeni,  t^- 
Patrimonialgerichtsbarkeit  zu  beseitigen,  richtete  sich  auch  gegen  diese  Art  derselben 

*)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  81:  „Jede  Gemeinde  hat  das  Becht  auf  ein«: 
selbständige  Gemeindeverfassung.** 
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dessen  Grenzen  das  Leben  der  Gemeinde  sich  coneentrirt  und  entfaltet. 
Die  Organe  des  Gemeindelebens  sind  dagegen  diejenigen  Gemeinde- 
behörden, darch  welche  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
wahrgenommen  wird.  Die  Verfassung  der  Gemeinden  ist  der  Gegenstand 
besonderer  Gesetze  geworden^  welche  je  für  die  städtischen  und  fllr  die 
ländlichen  Gemeinden  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Verwaltung  und  der 
Verfassung  aufstellten  und  ihrem  Wesen  nach  zu  den  organischen  Gesetzen 
des  Staates  gehören.*)  Die  Gleichstellung  der  8ladt-.und  Landgemeinden 
findet  sich  nur  sehr  vereinzelt.*) 

1.   Die  persönlichen  Hitglieder. 
A.    Bedeutung  der  Mitgliedschaft. 

§.  524. 
Die  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde  ist  die  Voraussetzung  der  Zu- 
gehörigkeit  zu   dem  Staate.')     Grade   in   diesem   ausnahmslos   geltenden 


1)  Die  aUgem^inen  Prinzipien  der  Städteordnnngen  pflegen  durch  Ortsstatnte 
für  das  besondere  Gemeindeleben  der  einzelnen  Städte  vermittelt  zu  sein.  VergL  Braun - 
sc hweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  54  und  55.  Hinsichtlich  der  Stadt  und  Land- 
gemeinden in  den  altländischen  Provinzen  des  Königreichs  Preussen  s.  von  Rönne, 
Preussisches  Staatsrecht  Th.  11  Abth.  1  S.  437  ff.  Die  Landgemeindeordnungen 
pflegen  dagegen  nur  von  allgemeinen  Ausfahrungsgesetzen  begleitet  zu  sein.  Allgemeinere 
Prinzipien  über  die  gesetzliche  Behandlung  der  Gemeindeverfassungen  finden  sich  in  dem 
Bremenschen  Verfassungsgesetz  §.  82:  „Die  Grundsätze  fler  Gemeindeverfa^sung  werden 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung'  bestimmt.  Die  Verfassungen  der  Gemeinden  können 
nach  diesen  Grundsätzen  von  den  Gemeinden  selbst  festgestellt  werden,  bedürfen  aber  der 
Bestätigung  des  Senats.  Ohne  Zustimmung  der  Gemeinden  können  denselben  Gemeinde- 
verfassungen nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  gegeben  werden." 

*)  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  67  verheisst  wenigstens  „ftHen 
Gemeinden  in  Stadt  und  Land  eine  möglichst  gleiche  Verfassung." 

3)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  62:  „Jeder  Staatsbiirger  muss,  sofern 
nicht  gesetzlich  eine  Ausnahme  besteht,  einer  Gemeinde  als  Bürger  oder  Beisitzer  an- 
gehören*; vergh  auch  daselbst  §.  19:  „Letztere  (die  Aufnahme  in  den  Staatsverband) 
setzt  voraus,  dass  der  Aufzunehmende  von  einer  bestimmten  Gemeinde  die  vorläufige  Zu- 
sicherung des  Bürger-  oder  Beisitzrechts  erhalten  habe";  Meiningensches  Grundgesetz 
§.19:  «Das  Band  der  Ortsgemeinden  umfasst  alle  Landesunterthanen  und  es  kann  in 
Zukanft  Niemand  Staatsbürger  sein,  ohne  zugleich  auf  eine  oder  die  andere  Weise  im 
Gemeinde  verbände  zu  stehen";   Altenburgsches  §.  100  Abs.  2:    „Mit  Ausnahme  der 

Staatsbeamte,  Kirchen-  und  Schuldiener kann  im  Herzogthum  Altenburg  Niemand 

das  Staatsbürgerrecht  ausüben  oder  die  vollen  Bechte  der  Landesunterthanschaft  sich  an- 
eignen, der  nicht  als  Bürger  oder  Nachbar  einer  inländischen  Gemeinde  an^hört.  Ins- 
besondere sind  Aerzte,  Anwälte,  Notare  und  andere  in  nicht  unmittelbarem  Staatsdienste 
stehende  Personen  als  Mitglieder  des  Gemeinde  Verbandes  ihres  Wohnortes  anzusehen!; 
und  §.  109:  „Durch  Verleihung  des  Ortsbürger-  oder  vollen  Nachbarrechts  wird  zugleicl» 
das  Staatsbürgerrecht  verliehen";  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  60:  „Jeder 
Staatsbürger  muss  einer  Gemeinde  angehören";  Braunschweigsche  Neue  Landschäfts- 
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Prinzipe  zeigt  sich  die  politische  Natur  der  Gemeinde  und  die  Bedeatimg 
derselben  fllr  den  Organismus  des  Staates.  Die  Gemeinde  nimmt  das  In- 
dividuum auf,  um  dasselbe  in  der  Gemeinschaft  mit  anderen  in  die  grössere 
Gemeinschaft  des  Staates  hineinzuführen.  Der  Erwerb  der  Unterthaiien- 
Schaft  oder  die  Aufnahme  in  den  Staatsverbaad  setzt  die  Aufnahme  in  eine 
Gemeinde  des  Staates  voraus  und  jeder  Unterthan  des  Staates  muss'einer 
Gemeinde  angehören.  So  hat  auch  der  Yerlust  der  Unterthanenschaft  das 
Ausscheiden  «aus  der  Gemeinde  zur  Folge  und  ist  durch  dieses  bedingt 
Dieses  Prinzip  ist  indess  "nicht  so  ausnahmslos^  wie  jenes,  es  findet  ach 
wenigstens  in  den  Verfassungsgesetzeu  auch  der  Grundsatz  anerkannt,  dass 
Jemand  bei  dem  Ausscheiden  aus  dem  ünterthanenverbande  seine  Gemeinde- 
angehörigkeit  reserviren  kann.  In  Wirklichkeit  beschränkt  sich  alsdano 
aber  die  Bedeutung  dieser  reservirten  Gemeindezugehörigkeit  lediglich  auf 
die  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  der  Gemeinde. 

B.   Eintritt  in  die  Gemeinde. 

§.  525. 
.  Das  Gemeinderecht  wird  erworben,  wie  das  Recht  der  Unterthanen- 
schaft, entweder  durch  die  Geburt  oder  durch  eine  ausdrückliche  Aufnahme'- 
oder  auch  aus  gesetzlichem  Grunde.*)  Die  Descendenz  der  Gemeinde- 
mitglieder geniesst  des  Domicilrechts*  der  Ascedenten  bis  so  lange,  als  sie 
nicht  selbst  ein  anderes  Domicilrecht  erworben,  beziehungsweise  das  an- 
geborene verloren  hat.  Eheliche  Kinder  theilen  das  Wohnrecht  des  Vaters, 
uneheliche  das  der  Mutter.  Die  Aufnahme  in  die  Gemeinde  kann  eine 
ausdrückliche  oder  eine  stillschweigende  sein.  Diese  tritt  als  gesetzliche 
Folge  des  Ablaufs  einer  bestimmten  Zeitdauer  des  Wohnorts  in  der  Gemeinde 
ein,  jene  vollzieht  sich  durch  den  förmlichen  Beschluss  Hier  Gemeinde. 
Das  Gesetz  pflegt  dann  die  Bedingungen  zn  bestimmen,  deren  Vorhanden- 
sein ein  Widerspruchsrechl  der  Gemeinde  ausschliesst.  Der  Jfachwcis  der 
Existenzfilhigkeit  ist   der   wesentliche  Zweck  dieser  Voraussetzungen  der 

Ordnung  §.  42;  „Jeder  Landeseinwohner  muss  einer  bestimmten  Gemeinde  angeboriü*' 
HambuTgsches  Verfassungsgesetz  von  1860  Art.  117. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  104. 

')  So  sind  wohl  allenthalben  die  angestellten  Staatsdiener  von  Gesetzes  wegen  Mit- 
glieder der  .Gemeinde  ihres  Anstellungsortes.  Vergl.  Altenburgscbes  (irundire?' t' 
§.  109,  b.  In  dem  Grosshcrzogtbum  Oldenburg  (mit  Ausnahme  von  Birkenfeki  ü> 
Lübeck)  besteht  aber  gradezu  die  Freizügigkeit  zwischen  allen  Gemeinden  •narl 
näherer  gesetzlicher  Regelung."     Vergl.  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatagrimdgv>c< 

Art.  72  §.  1  und  §.2:  „ Bis  dahin  wird  jeder  Oldenburgsche  Staatsbürger  d-ni 

4^  Umzug  in  eine  Gemeinde,  beziehungsweise  durch  das  Wohnen  in  derselben,  Mitg»^»"^ 
•des  politischen  Gemeindeverbandes,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  er  in  den  letiten  «li** 
Jahren  weder  wegen  eines  entehrenden  Verbrechens  oder  Vergehens  bestraft  worden»  *^'*"'* 
Unterstützung  aus  Armcnmitteln  erhalten  hat" 


—    513    — 

Nothwendigkeit  der  Aufnahme  des  darum  Nachsuehenden;  in  der  grösseren 
oder  geringeren  Strenge  der  Anforderungen  dieses  Nachweises  und  vor 
Allem  in  der  Beantwortung  der  Frage,  wem  der  Nachweis  obliegen  solle, 
ob  der  Gemeinde  die  Beweisführung  der  Nicl\||^xistenzfäliigkeit  oder  ob 
dem  Nachsuchenden  der  Beweis  seiner  Erwerbsfahigkeit,  weichen  die  Ge- 
setze der  einzelnen  deutschen  Staaten  von  einander  ab/) 

G.    Ausscheiden  aus  der  Gemeinde. 

§.  526. 
Verloren  geht  das  Wohnrecht  in  der  Gemeinde  durch  ausdrücklichen 
oder  stillschweigenden  Verzicht  auf  dasselbe  (thatsächliche  Auswanderung, 
Eintritt  in  fremde  Staatsdienste,  Annahme  fremder  Gehalte  ohne  Erlaub- 
niss).*)  Immer  wird  vorausgesetzt,  dass  auch  das  factische  Wohnen  in 
dem  Gemeindebezirke  aufgegeben  wird;  indess  nicht  mit  jedem  Wegzuge 
ist. auch  der  Verlust  der  Gemeindeangehörigkeit  verbunden,  da  diese  trotz 
jener  bestehen  bleiben  kann.  Der  Grundsatz,  dass  Jemand  bis  zum  Erwerb 
eines  neuen  Domicilrechts  das  bisher  besessene  behält,  galt  in  mehren 
Staaten,  während  in  anderen,  namentlich  im  Königreich  Preussen,  die  Regel 
anerkannt  war,  dass  das  Verlassen  des  Gemeindebezirkes  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeitfrist  auch  den  Verlust  der  Gemeindezugehörigkeit  zur  un- 
mittelbaren Folge  habe  ohne  Bücksicht  darauf,  ob  ein  neues  Domicil  er- 
worben oder  nicht.  *) 


<)  Es  ist  auf  die  Bestimmungen  der  einzelnen  Gemeindeordnungen  zu  verweisen. 
Das  Freizügigkeits-Gesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Yom  1.  November  1867 
hat  indess  einige  Prinzipien  für  die  Gemeinden  im  Bundesgebiete  aufgestellt.  VergL  §.  4 
des  Gesetzes:  «Die  Gemeinde  ist  zur  Abweisung  eines  neu  Anziehenden  nur  dann  befugt, 
wenn  sie  nachweisen  kann,  dass  derselbe  nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sich  und 
seinen  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  nothdürftigen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen, 
tmd  wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem  Vermögen  bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu 
Terpfiichteten  Verwandten  erhält.  Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  diese  Befugniss 
der  Gemeinden  zu  beschränken.  Die  Besorgniss  vor  künftiger  Verarmung  bereditigt  den 
Gemeindevorstand  nicht  zur  Zurückweisung";  §.  8:  „Die  Gemeinde  ist  nicht  befugt,  von 
neu  Anziehenden  wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben.  Sie  kann  dieselben,  gleich 
den  übrigen  Gemeindeeinwohnern,  zu  den  Gemeindelasten  heranziehen.  XJebersteigt  die 
Dauer  des  Aufenthalts  nicht  den  Zeitraum  von  drei  Monaten,  so  sind  die  neu  Anziehenden 
diesen  Lasten  nicht  unterworfen." 

*)  Aitenburgsches  Grundgesetz  §.  104. 

^J  Der  Gothaer  Vertrag  vom  15.  Juli  1851  §.  1  stellte  wenigstens  den  Grundsatz 
aaf,  dass  jeder  -  Vereinsstaat  auf  Verlangen  des  .andern  seine  derzeitigen  und  seine  vor- 
maligen Angehörigen,  wenn  diese  nicht  dem  anderen  Staate  nach  dessen  eigener  Gesetz- 
gebung angehörig  geworden  seien,  wieder  zu  übernehmen  habe.  Es  war  damit  also  ein' 
gewisses  negatives  Prinzip  über  den  Verlust  des  Heimathrechts  aufgestellt,  welches  zwar 
zimächst  das  Verhältniss  der  ünterthanschaft  betrifft,  indess  doch  auch  auf  das  Becht  der 
Oemeindeangehörigkeit  reflectirte. 

Qrotefend,  Suatarttcht.  33 
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D.    Rechtsverhältnisse  der  Gemeindemitglieder. 

§.  527. 
Das  Becht  der  Gem^demitglieder  ist  die  Antheilnahme  an  dem  Ge- 
meindeleben, an  den  Bechten  und  Pflichten  der  Gemeinde.  Sie  geniessen 
des  Schutzes  und  der  Vertretung  der  Gemeinde,  betheiligen  sich  an  den 
Wahlen,  welche  die  Bestellung  der  Organe  der  Gemeindeverwaltung  er- 
fordert, habea  ein  Anrecht  auf  die  Unterstützung  der  Gemeinde  im  Falle 
der  Verarmung  und  geniessen  von  dem  Vermengen  der  Gemeinde  je  in  der 
Weise  und  nach  dem  Masse,  wie  das  Recht  dies  gestattet.*)  Andererseits 
aber  hat  auch  das  so  berechtigte  Mitglied  der  Gemeinde  die  Verpflichtung, 
an  den  Lasten  derselben  mit  zu  tragen  und  zu  den  Verbindlichkeiten, 
welche  die  Gemeinde  von  Rechts  wegen  trägt  und  welche  nicht  schon  ans 
deren  Vermögen  bestritten  werden  können  oder  mttgsen,  beizutragen.') 
Das  Verhältniss  der  Antheilnahme  des  Einzelnen  an  den  Rechten  und 
Pflichten  der  Gemeinde  wird  durch  die  Stimmordnung  und  den  Lasten 
beitragsfuss  festgestellt.  Die  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Regeln  der 
politischen  Berechtigungen  und  Verpflichtungen  der  Gemeindemitglieder,  wie 
sie  für  besondere  Klassen  der  Gemeindemitglieder  (z.  B.  Häuslinge  oder 
Inquilienen,  Forensen  u.  dergl.)  bestehen,  sind  aus  den  einzelnen  Gemeinde- 
verfassungen (Gemeindeordnungen)  zu  ersehen.')  Die  active  Antheilnahme 
an  dem  Gemeindeleben  gilt  als  das  Gemeinde-Ehrenrecht,  wie  die  an  dem 
Staatsleben  das  Ehrenrecht  der  Unterthanen  ist.  Durch  Verlust  der  Ehren- 
haftigkeit des  Charakters  wird  auch  jener  Theil  des  Ortsbürgerrechts  ver- 
loren, ohne  dass  die  Ortsangehörigkeit  dadurch  berührt  würde.*) 


*)  VergL  Braunschweigsche  Neue  Landßchaftsordnung  §.48;  .Durch  die  mit  dem 
Wohnsitzrecht  verhundene  Aufnahme  in  die  Gemeinde  allein  werden  keine  Anrechte  an  den 
Gemeindegütem  gewonnen,  deren  Mitbenutzung  an  den  Besitz  gewisser  Grundstücke  in 
der  Gemeinde  geknüpft  ist,  auch  nicht  an  den  Gütern,  welche  gewissen  Genossenschaften 
gehören." 

*)  Vergl.  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  102, 103  und  112;  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  49 :  „Von  den  verfassungsmässig  der  Gemeinde  oder  mehren 
im  Verbände  stehenden  Gemeinden  aufgelegten  Gemeindelasten  und  Leistungen  kami  kein 
Mitglied  der  Gemeinde  oder  des  Verbandes,  sowie  auch  kein  in  derselben  bdegenes  Grund- 
stück anders,  als  aus  gesetzlichen  Gründen  befreit  werden."  —  Streitigkeiten  über 
Gemeinde -Beiträge  werden  als  Angelegenheiten  der  öffentlichen  Verwaltung  der  Ent- 
scheidung der  Regirungsbehörden  unterliegen  (Altenburgsches  Grundgesetz  §.  103 
Abs.  2;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.46).  Streitigkeiten  über  be- 
sondere Verpflichtungen  Einzelner  sind  aber' privatrechtlicher  Natur, 

^)  Die  Verfassungsgesetze  schweigen  hierüber  als  über  besondere  Verhältnisse  einzelner 
Gemeinden,  mit  Ausnahme  des  Altenburg  sehen  Grundgesetzes  §.  106  ff. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  104:  , dergestalt,  dass  die  Erleidung  der 

Zuchthaus-  oder  Prangerstrafe,  die  kriegsgerichtliche  Ausstossung  aus  dem  Militaire,  in- 
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E.    Arten  des  Gemeinderechts. 

§.  528. 
Die  rechtliche  Stellung  des  Individuum  in  der  Oemeinde  ist  wohl 
überall  eine  zwiefache,  je  nachdem  demselben  die  volle  Stimmberechtigung 
oder  nur  ein  Wohnrechf  ohne  diese  zusteht.  Das  Prinzip  der  Gleichheit 
Aller  vor  dem  Gesetze  drängt  freilich  auch  auf  die  Anerkennung  einer 
gleichen  Stellung  der  Gemeindemitglieder  in  der  Gemeinde  hin,  und  war 
schon  durch  die  Aufhebung  der  H^rigkeitsverhältnisse  ein 'wichtiger  Schritt 
in  dieser  Richtung  geschehen;  indess  noch  ist  wohl  überall  die  Verschieden- 
heit der  politischen  Bedeutung  der  äusseren  Verhältnisse  der  Gemeinde- 
mitglieder von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  staatsrechtliche  Beziehung 
derselben  zur  Gemeinde  geblieben.  Unter  den  Angehörigen  der  Gemeinde 
scheidet  sich  der  Kreis  derjenigen,  welche  —  in  der  Regel  bei  besonderer 
oder  gar  ausschliesslicher  Antheilnahme  an  den  Gemeindelasten  —  an  der 
statutarischen  Regelung  der  Gemeindeangelegenheiten  direct  oder  auch  nur 
mdireet  (Gemeinde-Ausschuss,  Stadtverordneten-  oder  Bürger- 
yorsteher-Collegium)  sieh  activ  betheiiigen,  gegen  den  Kreis  der  nur 
wohnberechtigten,  aber  nicht  im  Besitze  des  Stimmrechts  in  der  Gemeinde- 
versammlung sich  befindenden  Einwohner  aus.  Der  Besitz  dieses  vollen 
Gemeinderechtes  pflegt  denn  auch  die  Voraussetzung  der  Befähigung  zur 
Uebemahme  von  Gemeindeämtern  zu  sein.  So  unterscheidet  sich  analog 
dem  Unterschied^  in  der  staatsrechtlichen  Qualification  der  Unterthanen 
ein  actives  und  ein  passives  Gemeinderecht  oder  —  hinsichtlich  der 
städtischen  Gemeinden  —  ein  Activ-  und  ein  Passiv-Bürgerrecht.*) 
Ein  besonderer  Unterschied  ist  wohl  überall,  in  den  Stadt-  wie  in  den 
Landgemeinden,  zwischen  den  ein  städtisches  Bürgerwesen,  bezw. 
eine  ländliche  Reihestelle  Besitzenden  und  den  nur  persönlich 
Wohnberechtigten  begründet  und  werden  die  Rechte  und  die  Lasten 
Jener  wenigstens  dem  Umfange  nach  grösser  sein.^ 


gleichen  ein  aosdrucklich  auf  den  Verlnst  des  Staatsbürgerrechts  gerichtetes  Erkenntniss 
nur  die  Ehrenvorzuge  des  Ortsbürgerrechts  aufhebt,  nicht  aber  dessen  nutzbare  Ausflüsse.* 

*)  Die  Bezeichnungen  dieses  Unterschiedes  sind  in  den  deutschen  Staaten  verschieden, 
vergL  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.19  und  62  (Bürger-  und  Beisitzrecht) ; 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  101  (Gemeindebürger,  Ausmärker  oder  Forenser  im 
engeren  Sinne  und  Handwerksbürger,  Schutzverwandte). 

*)  Darum  das  Interesse  des  Staates  und  der  Gemeinde  an  der  Consenrirung  nament- 
lich der  Beihestellen  der  Dörfer  (nicht  zu  verwechseln  mit  der  Conservirung  des  „grossen 
Gnmdbesitzes")  und  folgeweis  das  Recht  der  Gemeinde  vor  der  Gestattung  von  Ab- 
baaereien  (von  einer  alten  Hofstelle)  oder  Anbauereien  (auf  der  Gemeinheit)  in  dem 
Gemeindebezirke  gehört  zu  werden.  VergL  Braunschweigsche  Neue  Landschafts 
Ordnung  §.  56. 

33* 


3.   Die  Org:ane  der  Gemeindeverwaltung. 

§.  529. 

Die  Organe  der  Gemeindeverwaltung  sind  in  den  Stadt-  und  Land- 
gemeinden  verschieden.  Dort  leitet  der  Magis^trat  unter  berathcDder  Mk- 
wirkuug  der  Stadtverordneten  (Bürgen^oreteher) ')  die  Verwaitutig  der 
Comnmuälangelegenhcitenj  bier  ein  Gemeindevorgtand  unter  bemthen- 
der  Mitvv^irknng  entweder  der  ganzen  Gemeinde  oder  anch  einer  besonders 
erwälilten  Vertre!ang  derselben. "0  Sowohl  die  Mit^jlieder  des  städtisclien 
Magistrats,  wie  die  Bürgervorsteher  und  die  GemeiDdehearate  werden  von 
den  stimmberechtigten  Gemeindemitgliedern  gewählt  und  zwar  mit  Ans- 
nabnic  der  Magistratsmitglieder  mittelst  directer,  diese  aber  mittels!  in- 
directer  Wahlen  (z,  B.  nur  von  den  vorhandenen  Magistratspcreoücn  imd 
den  Btlrgervorstehem).'^  Die  Beziehungen  der  Gemeinden  zü  dem  Staate 
haben  in  der  Regel  die  gesetzlicbe  Vorschrift  veranlasst,  dass  die  Wahlen 
zu  den  Communal-Aemtern  der  Bestätigung  der  Regiruug  bedürfen«  Nor 
vereinzelt  sind  diese  Wahlen  vtSllig  frei/)^^ 

§;  530, 

Die  Verwaltung  der  (Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  ist  eine  mittelban- 
Function  der  Staatsgewalt  und  stehen  daher  auch  die  Gemeindeheamteo, 
welcher  Art  sie  sein  mtigeuj  mittelbar  im  Staatsdienste.  Es  zeigt  mh 
dieses  in  der  Verantwortlichkeit  derselben  der  Staatsregirang  gegenül>er 
und  folge  weise  in  dem  Rechte  dieser,  Ordnungswidrigkeiten  in  dem  Ver- 
fahren oder  Verhalten  der  Gemeiuilebeamten  zu  rUgcn  und  die  Beamten 
mit  Disciplinarstrafen  äu  belegen  und  sogar  unter  den  geöetzlicheu  Voran*- 


M  AltenburgÄches  örandgeset?  §.  124:    „Insbesondere  siad  de  (die  St«dtreforiJ- 

neten)  bernfen  etc, ;  IceineawegTi  aber  Ein^reifun>f  in  die  Verwaltang-  oder  iLBsfuhnntc 

Reibst,  wolclic  Tielmehr  dem  Stadtrathe  allein   Knatoht     Ilire  Stcnong  zum  Stadtrathc  l^ 
der  Stellt! ng  der  Tiönd stände  zur  Staiitsregirung  ähnUcliT  ibr  Aint  ein  freies  EhrenaiüL" 

^)  Brauns chweig-sche  Nene  Laiidschaftaordiiüng  §.-f>5  (OrtagescliworeneK 

^)  E«  ist  auf  die  versehiedeneti  Specidg-eaetae  der  deutscben  Staaten ,  welche  di«  Or- 
ganisation der  Stadt-  tmd  Lands'emeinden  betreffen,  xu  vt*r weisen.     Von  den  Yerfassün,^^- 
gesetzen  nahm   nur   das  Altenbnrgsclie  Grundgesetz  §.  115—124  detftillirbere  Be^ti' 
mnngen  auf. 

*)  Oldenlur^sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art,  BS*  §,1:  «Den  G*m*in*l^ö 
soll  freie  Wahl  ihrer  Vertreter  und  BeaniU^n  ;ife währt  werden."  VergL  dagegen  Bram- 
si^liweigBclie  Neu«  Landach aftsordnung  §.53:  „Die  Bürgerschaft  in  den  Stadteo  —  — 
soll  berechtigt  sein:  1)  durf)i  eine  dt^pptilte  Wablliamnung  ihre  Vertreter  m  wi^fe*^ 
2)  durch  diese  Vertreter  und  die  F^timiuftibrendcii  Mitglieder  des  Magistrats  die  Besjut«^ 
der  Staatsverwaltung  frei  ?m  wfihleii  und  zwar  in  de  Di  Ma^e,  das^  nur  die  stimmfiiJirsß* 
den  MitgUeder  des  Magiiitrat«  der  LatidesfÜrethchen  Bestätig-ung  bedürfen";  g-  56;  J^° 
Landgemeinden  steht  da«  Recht  an,  ihre  Orts  Vorsteher  unter  Vorbehalt  der  Be*til|i5B«^ 
vo I \  Seiten  der  *  Regir ungKbehGrden  z u  w ählen *i  Hainburgschee  Vürf asirtiujflffö**' 
Art  122,  1,  "  • 


beamten  aber  nur  kraft  besonderer  Ermächtigung  der  Staatsregirung  in 
deren  Dienst/)  und  kann  es  sich  dann  nur  fragen,  ob  die  Beauftragung 
der  Gemeindebeamten  mit  Functionen  des  Staatsdienstes  ohne  Vernehmung; 
bezw.  auch  wider  den  Willen  der  betheiligten  Gemeinde  geschehen  könnte. 
Sofern  aber  ein  Gemeindebeamter  zugleich  Functionen  des  Staatsdienstes 
versieht,  steht  derselbe  auch  in  dem  Verhältnisse  der  Staatsdiener,  wenig- 
stens was  dessen  unmittelbare  Verantwortlichkeit  gegen  die  Staatsregirung 
betrifft.*)  Wo  eine  Vereidigung  der  Beamten  (Staatsdiener)  gesetzlich  vor- 
geschrieben, wird  auch  ein  jeder  Gemeindebeanite  zur  'Ableistung  dieses 
Eides  verpflichtet  sein,  weil  doch  auch  diesem  eine  besondere  Verantwort- 
lichkeit in  dem  Verfassungsleben  obliegt.') 

3.  Der  Oemeindebezirk. 

§.  531. 
Der  Bezirk  der  Gemeinden,  der  städtischen  wie  der  ländlichen,  pflegt 
ein  historisch  bestimmter  zu  sein,  ähnlich  wie  die  Grenzen  des  Staats- 
gebietes selbst.  So  vermochten  die  Gemeinde-Ordnungen  denselben  mit 
dem  allgemeinen  Prinzipe  zu  bezeichnen,  dass  alle  diejenigen  Grundstücke 
den  Qemeindebezirk  bilden,  welche  demselben  bisher  angehört  haben  oder 
von  dessen  Grenzen  umschlossen  seien.  ^  Die  Bedeutung  der  Gemeinde- 
bezirke im  Staatsgebiete,  als  dessen  Bestandtheile  sie  gelten,  hat  den  Grund- 
satz, dass  ein  jedes  Grundstück  einem  Gemeindebezirke  angeschlossen  sein 
müsse,  hervorgerufen  und  pflegt  nur  hinsichtlich  solcher  grösseren  Guts- 
bezirke, welche  dem  Werthe  eines  Gemeindebezirkes  nahe  oder  gleich 
kommen,  eine  Ausnahme  gestattet  zu  sein.')    Die  Veränderung  der  Ge- 

•)  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgnmdgesetz  Art.  69  §.  2:  „Sofern  die  Gemeinde- 
beamten  Functionen  erhalten,  die  über  die  eigentlichen  Gemeindeangelegenheiten  hinaus- 
gehen, soll  zu  ihrer  Ernennung  auch  die  Staatsregirung  eintreten." 

^)  Die  concreten  Grundsätze  der  deutschen  Staaten  sind  nur  aus  deren  Spezial- 
gesetzen zu  ersehen  und  ist  das  speziellere  Studium  auf  diese  zu  verweisen. 

^  Im  Königreich  Preussen  haben  alle  Gemeindebeamte  als  Staatsdiener  den  Ver- 
fassungseid (s.  unten  die  Darstellung  des  Rechtes  des  Staatsdienstes)  zu  leisten.  Ver- 
fassungsgesetzlich ist  dies  auch  in  der  Braunschweigschen  Neuen  Landschafteordnung 
§.  52  vorgeschrieben. 

*)  VergL  die  Preussischen  Städteverordnungen  vom  30.  Mai  1853,  19.  März  1856 
und  15.  Mai  1856  §.  2  und  Preussisches  Allgemeines  Landrecht  Th.  II  Tit.  7  §.  18: 
»Die  Besitzer  der  in  einem  Dorfe  oder  dessen  Feldmark  gelegenen  bäuerlichen  Grundstücke 
niachen  zusammen  die  Dorfgemeinde  aus." 

*)  Vergl.  Preussisches  Gesetz  vom  14.  April  1856  (betr.  die  Verfassung  der  Land- 
gemeinden in  den  sechs  östlichen  Provinzen  der  Monarchie)  §.  1,  welches  dem  Könige  das 
I{echt  vorbehält,  einem  „nach  seinem  Umfang  und  seiner  Leistungsfähigkeit"  sich  dazu 
eignenden  Grundstücke  die  Eigenschaft  eines  besonderen  Gemeinde-  oder  Gutsbezirkes  zu 
verleihen;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.61:  „Jedes  Grundstück  muss  einem 
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meindebezirke  ist  eine  Begirangsangelegenheit  und  gehört  zar  Gompetenz 
der  RegirongsbehOrden.  0 


IV.    Organisation  der  Gemeindeverbände. 

§.  532. 
Die  organische  Bedeutung  der  Gemeinden  für  den  gesapmten  Staats- 
bestand und  das  öffentliche -Leben  erfordert  eine  weitere  organische  Glie- 
derung und  Verbindung  derselben.  Je  grösser  der  Staat  desto  nothwendiger 
und  gliederreicher  muss  diese  Organisation  der  Gemeinden  im  Staate  sein. 
Mehr  oder  minder  grosse  Verbände  mehrer  Landgemeinden  mit  ein^r  selb- 
ständigeren organischen  Vertretung  und  einem  besonderen  Verwaltungs- 
organe (Landrathsämter,  Aemt-er,  Bürgermeistereien^  Kreis- 
vertretungen)  sind  die  unteren  und  ersten  -  organischen  Verbindungen 
der  Gemeinden.')  Diese  schliessen  sich  dann  wieder  mit  den  Stadt- 
gemeinden zu  den  weiter  reichenden  Bezirken  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden (Begirungen)  und  haben  etwa  auch^  jedoch  in  anderem  Sinne 
wie  die  unteren  Gemeindebehörden ,  eine  politische  Vertretung  in  dem  In- 
stitute der  Pro  vi  nziallandschaft.^)  Je  höher  und  grösser  die  orgsudsehe 


Gemeindeverbande  angehören.  Ausnahmen  wegen  Staats-  und  Domainengütem,  sowie 
wegen  Waldungen  werden  durch  Gesetz  bestimmt";  Braunschweigsche  Neue  Land- 
Bchaftsordnung  §.  41  Abs.  1. 

')  Vergl.  die  in  den  voraufgehenden  Noten  erwähnten  Stellen  Preussischer  Gesetxe, 
Dass  eine  Mitwirkung  der  „Betheiligten"  dahei  Statt  findet,  ist  wohl  selbstverständlich; 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  63:  „Die  Grundsätze  über  Bildung  und  Auf- 
lösung von  Gemeinden  werden  durch  das  Gesetz  bestimmt";  Braunschweigsche  Neue 
Landschaftsordnung  §.  41  Abs.  2:  „I^ie  Landesregirung  wird  diese  Gemeindebezirke,  so- 
weit sie  noch  zweifelhaft  sind,  durch  Verordnungen  bestimmen",  und  besonders  §.44: 
„Keine  Gemeinde  kann  sich  bilden  ohne  Genehmigung  der  Landesregirung,  und  ohne 
diese  darf  eine  Gemeinde  weder  ihren  Gemeindeverband  durch  Aufnahme  anderer  Ge- 
meinden erweitem,  noch  durch  Bildung  neuer  und  besonderer  Gemeinden  verändern,  noch 
ihre  rechtlich  bestehende  Gemeindeverfassung  eigenmächtig  umgestalten";  Hamburg- 
sches  Verfassungsgesetz  von  1860  Art.  116:  „Zur  Bildung  einer  neuen  Gemeinde  ist  ein 
Beschluss  der  gesetzgebenden  Gewalt  erforderlich." 

*)  Meiningensches  Chrundgesetz  §.  24:  „Die  Gemeinden  eines  Amtes  bilden  eine 
Amtsgemeinde  zu  gemeinschaftlicher  Besorgung  der  dazu  bestimmten  Angelegenheiten'; 
Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  73:  „Die  Gemeinden  eines  bestimm- 
ten Bezirkes  sollen  zu  einem  grösseren  Verbände  zusammentreten,  dessen  Verfassung 
möglichst  nach  denselben  Grundsätzen  und  Grundlagen  wie  die  Verfassung  jener  geordnet 
ist";  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.48  (Orts-  und  Kreisgemeinden). 

^  Die  Provinziallandschaften  nehmen  an  der  Staatsgesetzgebung  Theil  und  sind  bei 
Gelegenheit  der  Darstellung  des  Bechtes  des  gesetzgebenden  Körpers  nochmals  n  ^^' 
wähnen. 
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Selbständigkeit  derselben,    dies^  weicht  vielmehr  der  administrativen  Be- 
deutnng  der  Verbände  fllr  die  gesammte  Staatsverwaltung.*) 


Dritter  Titel. 

Dje  Rechtsverhältiflsse  der  Unterthanen-Gesammtheit. 

I.    Begriff. 

§.  533. 
Die  Individuen  der  ünterthanen  werden  krafUder  Idee  und  des  Wesens 
des  Staates  als  eines  organischen  Ganzen  zu  einer  Gesammtheit  vereinigt, 
welche  verschieden  von  den  Einzelnen,  die  sie  bilden,  auch  eine  selbstän- 
dige Bestimmung  in  dem  Organismus  des  Staates  hat  und  in  besonderer 
Weise   an   dem  Leben   desselben  Antheil  nimmt.     Auch  die  Ünterthanen 
tragen  als  Gesammtheit  einen  subjectiven  Charakter  und  sind  als  solche 
das  Subject  von  Bechtsverhältnissen,  in  welchen  nur  die  Gesammtheit  der 
Ünterthanen,    nicht   ein   Einzelner   von    diesen,    steht   und   stehen   kann. 
Gleichwohl  stehen  alle  diese  Rechtsverhältnisse  nur  unter  dem  Prinzipe  der 
Unterthanschaft  und  schliessen  sich  nur  um  ein  Subject,  welches  der  Ge- 
walt des  Staates  unterworfen  ist  und  nur  in  dem  Organismus  des  Staates 
Bedeutung  haben  kann.    Es  ist  die  Gonsequenz  der  Vielheit  der  Ünter- 
thanen   und   der  Einheit   des  Staatsganzen,    welche   diese  Individuen   zu 
einem  Gesammtbegrifif  vereinigt  und  aus  ihnen  ein  Subject  darstellt,  welches 
so   ideell   wie   der  Begriflf  der  Staatsgewalt,   aber  auch   so  concret  und 
praktisch  ist,  wie  diese,  und  welches  in  dem  Organismus  des  Staates  das 
wesentlich  nothwendige  dritte  Element  ist.*) 


*)  DarnTQ  ist  es  noch  nicht  inconseqnent ,  dass  die  Ortsgemeinden  des  FÜrsten- 
thnms  Waldeck  das  Becht  d^  Wahl  ihrer  Vertreter  und  Beamten  haben,  dass  aber  der 
Vorsteher  der  Kreisgemeinden  von  dem  Fürsten  ernannt  wird.  VergL  Waldeck- 
sches  Verfassungsgesetz  §.  45. 

*)  Die  Anerkennung  eines  Eechtes  der  Unterthanen-Gesammtheit  und  dieser  als  eines 
von  den  Individuen  zu  unterscheidenden  Subjectes  des  Staatsrechtes  konnte  erst  von  der 
richtigen  Erkenntniss  des  Staatswesens  und  von  der  wirklichen  DarsteUung  des  wahren 
Staates  datiren.  Das  war  ja  eben  das  Wesen  des  Feudalstaates  des  Mittelalters,  dass 
die  Rechte  des  Staates  an  seinen  ünterthanen  und  namentlich  die  Rechte  der  ünter- 
thanen gegen  den  Staat  sich  auf  Rechtstitel  stützten,  die  zwischen  dem  Landesherm  und 
den  Einzelnen  seiner  ünterthanen  hegründet  waren.  Nur  in  den  Zunftveiiussungen  in 
den  deutschen  Städten  war  ein  Element  gewahrt,  durch  welches  mit  der  scharfen  Aus- 
prägung des  Standeshewustseins  wenigstens  die  Brücke  zu  dem  Verständniss  des  Begriffes 
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II.  Ethische  Begründung. 

§.  534. 
Die  Gesammtrechte  der  Unterthanen  haben  nicht  anders  wie  die  in- 
dividuellen  Rechte  derselben  ihren  inneren  Grund  in  der  sittlichen  Freiheit 
der  Unterthanen.  Das  Leben  des  Staates  kann  sich  nur  in  dem  seines 
Volkes  darstellen  und  es  ist  als  der  Wille  ^es  Staates  nur  der  seiner 
Menschen  denkbar.  Hört  das*  Individuum  im  Staate  nicht  auf,  ein  sittlieb 
freies  Wesen  zu  sein  und  schuldet  dasselbe  als  solches  dem  Staate  einen 
Theil  seiner  individuellen  Freiheit  und  seines  individuellen  Vermögens,  so 
ist  aucd  die  Gesammtheit  dieser  Individuen  berufen^  mit  Selbstbewosstseb 
sich  in  dem  Organismus»  des  Staates  zu  wissen  und  durch  Thaten  seiner 
sittlichen  Freiheit  sich  als  ein  Element  des  Staates  zu^  zeigen.  Ein  zwie- 
faches Prinzip  findet  darin  seme  ethische  Begründung.  Zunächst  das 
Prmzip  der  Nothwendigkeit  einer  Antheilnahme  der  Unterthanen  an  der 
Feststellung  der  Grundsätze,  welche  die  Beziehungen  der  Unterthanen  tm 
Staate,  deren  Rechte  und  Pflichten  im  Staate,  feststellen,  und  alsdann  das 
Prinzip  der  Nothwendigkeit,  die  Bedingungen  des  staatlichen  Lebens  nnd 
der  Erftillung  des  Berufes  des  Staates  zu  schaffen  und  zu  erhalten.  Beide 
Prinzipien  zeigen  sich  in  dem  Rechte  der  Unterthanen-Gesammtheit  darin 
wirksam,  dass  das  Recht  derselben  zugleich  deren  politische  Pflicht  d.  b. 
eben  ein  um  des  Staates  und  der  Menschen  willen  nothwendiges  Recht  ist 


III.    Inhalt 


§.  535. 
Das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Unterthanen   als  politischer  Ge- 
sammtheit besteht  in  der  Gesammt-Theilnahme  der  Unterthanen  als  solcher 
—  also  nicht  noch  so  vieler  Einzelner,  auch  nicht  der  Gemeinden  —  äb 
dem  Leben  des  Staates.     Somit  beschränkt  sichi  die  politische  Bedeutung 
dieses  ideellen  Subjectes  auf  diejenigen  Sphären,  des  öflFentlichen  Lebens, 
wo  nicht  die  Individuen  der  Unterthanen  mit  ihren  individuellen  Reebxea 
und  Pflichten  erscheinen,  sondern  wo  grade  im  Gegensatze  zu  diesem  in- 
dividuell politischen  Leben  der  Unterthanen  Fragen  der  Gesammtheit  der- 
selben zu  lösen  und  Interessen  der  Gesammtheit  einer   praktischen  V«- 


der  Unterthi^en-Gesammtheit  gestützt  ward.  Dieser  Begriff  ist  ein  echt  cottstitatioBeller 
und  seine  praktische  Verwerthung  die  unerlasslicbe  Voraussetzung  des  conatiteüoBeli^-Ti 
Staates  und  Staatslebens. 
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tretung  bedürfen.  Während  der  Staat  die  individuellen  Opfer  an  Kraft 
and  Geld  nur  von  den  Individuen  fordern  kann,  weil  nur  diese  phygische 
Sobjecte  sind  und  physische  Kraft  und  materielle  Mittel  besitzen,  ist  es 
die  ßesammtheit  der  ünterthanen,  welche  das  Interesse  zu  vertreten  hat, 
dass  die  Voraussetzttngen  und  das  Mass  der  Ansprüche  des  Staates  an  das 
physische  und  materielle  Vermögen  der  Einzelnen  ein  allgemein  gerechtes  d.  h. 
rerhältnissmässig  geringes  ist.  Ebenso  ist  es  ein  Interesse  Aller,  dass 
dem  Einzelnen  nicht  ein  grösserer  Theil  der  individuellen-  Freiheit  ge- 
nommen und  der  Antheil  desselben  an  dem  Leben  des  Staates  nicht  in 
grösserem  Masse  beschränkt  werde,  als  das  Interesse  des  Staates  dies  er- 
fordere und  dass  die  Grenze  zwischen  dem  Recht  des  Staates  und  dem 
des  Individuum,  des  Menschen,  nicht  auf  Kosten  dieses  verschoben  werde, 
Diese  Gesammtinteressen  der  Ünterthanen  begründen  das  Recht  des.Sub- 
jectes  der  Unterlhanen-Gesammtheit. 

§.  536. 
Unter  dem  allgemeinen  Begriff  des  Rechtes  der  Unterthanen-Gesammt- 
beit  und  aus  dem  Berufe  der  Staatsgewalt  bestimmen  sich  als  die  prin- 
zipiellen Gegenstände  seiner  concreten  Verwirklichung  erstens  das  Recht 
der  ünterthanen    zur   Mitwirkung    bei    der  Feststellung    der 
Bechte,  welche  am  Staate  und  in  demselben  gelten  sollen,  femer  das 
Recht  zu  einer  Mitwirkung  bei  den  Functionen  der  vollziehen- 
den Gewalt,*)  sodann  das  Recht  zur  Aeusserung  die  Verwirk- 
lichung  des   Staatszweckes   bezielender   Wünscly    und   endlich 
das  Recht  zur  Erhebung  von  Beschwerden  über  verschuldete 
Störungen    dieser   Verwirklichung.     Alle   diese   Gegenstände   sind 
nar  spezielle  Richtungen  der  bewussten  Antheilnahme  des  aus  den  Ünter- 
thanen gebildeten  Elementes  des  Staates  an  den  Functionen  seiner  Gewalt, 
denn  bei  einem  jeden  handelt  es  sich  nur  darum,  dass  sich  auch  dieses 
Element  als  ein  lebendiges  Glied  in  dem  Organismus  des  Staates  erweist 
und  dass  das  Leben  des  organischen  Ganzen  aus  bestimmten  Functionen 
aller   seiner  Glieder   gebildet   wird.     So   beweisen   die  Ünterthanen   ihre 
Gesammtstellung  im  Staate  durch  jene  die  Unterwürfigkeit  unter  die  Ge- 
walt des  Staates  voraussetzende  theils  positive  theils  negative,  theils  die 
Erftillung    des    Staatszweckes   fördernde   theils   die  Hindemisse   derselben 
abwehrende  Antheilnahme  an  dem  Staatsleben.    In  den  Verfassungsgesetzen 
pflegt  wobl   ausdrücklich  bezeugt  zu  sein,   dass  dem  Organe  der  Unter- 
tbanen  nar  die  in  demselben  genannten  und  begrenzten  Rechte  zustehen. 


*)  Meiningensches  Grundgesetz  §«49:  „tun  den  Gang  der  ganzen  Staatsverwaltung 
stets  in  der  gesetzmässigen  Bahn  erhalten  zu  helfen." 
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Die  positirrechtliche  Natnr  des  Staates  verlangt  eben  auch  die  gesetzliche 
Festignng  dieses  Theils  des  öffentlichen  Rechtes.') 


IV.    Politischer  Charakter. 

§•  537. 
Das  Recht  der  Unterthanen  zur  Mitwirkang  bei  der  Feststellung  der 
Rechte,  welche  in  und  an  dem  Staate  gelten  sollen,  betrifft  die  ConstracKon 
des  als  Gesetz  sich  darstellenden  Staatswillens,  und  das  zur  Mitwirkang 
bei  Fonctionen  der  vollziehenden  Gewalt  die  thatsächlichen  Handlangen 
der  souverainen  Gewalt,  während  das  Recht  der  Beschwerde  sich  nur  auf 
die  concreten  Functionen  der  handelnden  Staatsgewalt  bezieht,  das  Recht 
der  Bitte  aber  nur  eine  Entschliessnng  oder  auch  nur  eine  Erwägung  der 
persönlichen  souverainen  Gewalt  veranlassen '  will.  Diese  beiden  Rechte 
theilt  die  Unterthanen-Gesammtheit  mit  einem  jeden  Unterthanen-Individunm, 
weil  sie  mit  diesem  das  Interesse  an  einem  richtigen  Staatsleben  theilt: 
jenes  erstere  Recht  dagegen  ist  das  ausschliessliohe  der  Unterthanen- 
Gesammtheit,  weil  nur  diese,  nicht  das  Individuum,  im  Stande  ist,  an  der 
Darstellung  einer  Norm  mitzuwirken,  welche  nicht  allein  über  dem  In- 
dividuum, sondern  allgemein  über  den  Unterthanen  und  jedem  Individanm 
unter  diesen  als  unerschütterliches  Gesetz  herrschen  will.  Der  eoncrete 
Gebrauch  des  Petitions-  und  des  Beschwerderechts  ist  auch  für  die  Unter- 
thanen-Gesanu^beit  mehr  facultativ  und  von  den  vorliegenden  Umständen 
jeweilig  bedingt,  dahingegen  ist  die  Goncurrenz  der  Unterthanen  bei  der 
Gesetzgebung  und  der  vollziehenden' Gewalt  des  Staates  objectiv  veranlasst 
und*  nothwendig  wie  für  den  Staat  so  auch  für  seine  Unterthanen.  Durch 
diese  betheiligen  die  Unterthanen  sich  activ  an  dem  Leben  des  Staates; 
durch  die  Bitte  und  die  Beschwerde  suchen  sie  nur  auf  das  eoncrete  Ver- 
halten der  Staatsregirung  einzuwirken. 


V.  Organische  Bedeutung  der  Unterthanen-Gesammtheit. 

§.  538. 
Die  prinzipiell  bestimmte  Stellung  der  Unterthanen  als  dieses  politischen 
Elementes  im  Staatsbestande  bedingt  bestimmte  Rechtsbeziehungen  zwischen 
der  Gesammtheit  der  Unterthanen  und  dem  Organismus  wie  dem  Leben 


^  VergL  z.  B.  (Hannoversches  Landesverfassnngsgesetz  §.  63:  „Die  allgemeine 
Ständeversammlimg  ist  berufen,  die  ihr  dnrch  die  Verfassung  beigelegten  Rechte  wahr- 
zunehmen*); Baiersches  Tit.  VII.  §.  1;  Sächsisches  §.  79;  Badensches  §.  50; 
Meijiingensches  §.  5. 


lieh  bestimmtes  in  den  beiden  Hinsichten,  dass  das  Subject  rechtlich 
organisirt  and  dass  das  Recht  desselben  ein  positiv  bestimmtes  ist.  Die 
rechtlich-organische  Nator  des  Staates  muss  sich  auch  an  diesem  Elemente 
desselben  beweisen  und  es  ist  grade  ein  Fortschritt  der  politischen  Ent- 
wicklung;  dass  anch  die  Gesammtheit  der  Unterthanen  nach  diesen  beiden 
Seiten  staatsrechtlich  gestaltet  und  somit  als  ein  Element  des  Staates  auch 
an  dem  rechtlichen  Organismas  des  Staates  Antheil  nimmt.  So  ist  die 
Organisation  der  Unterthanen  als  eines  staatsrechtlichen  Sabjectes  und  die 
Feststellung  des  Rechtes  desselben  als  ein  wesentlicher  Bestandtheil  der 
Verfassungsgesetze  behandelt  und  bildet  Beides  in  den  s.  g.  Grundgesetzen 
sogar  den  alleinigen  Gegenstand  der  eigentlich  politischen  Godification. ') 


Drittes  Bach. 

Die  Formen  des  Staatslebens. 


Erstes  Kapitel. 
Das  Leben  des  Staates. 

I.   Richtungen. 

§.  539. 
Zwiefacher  Art  ist  das  Leben  des  Staates.^  Der  Staat  lebt  als  dieses 
souveraine  Wesen  sein  individuelles  Leben  in  dem  Verkehre  mit  anderen 
ätaaten   and  Völkern ,    aber   anch   in   dem  Staate   ist   ein  Leben   thätig, 
welches  je  an  den  einzelnen  Elementen  des  Staates  and  deren  Gliedern 
sich    entfaltet  und  dessen  Zusammenwirken  eben  jenes  individuelle  Leben 
des  Staatsganzen  darstellt.    Dieses  organische  Leben  im  Staate  gleicht  den 
Lebensverrichtungen  der  Glieder  des  menschlichen  Körpers.     Nur  als  die 
organische  Einheit  des  Ganzen  haben  wie  diese  die  Glieder  des  Staats- 
körpers die  Macht  und   die  Nothwendigkeit  (das  reXog)  ihres  lebendigen 
Wirkens  und  nur  die  Bedeutung  der  Sonderfunctiönen  des  Gliederlebens  für 
das   Gesammtleben  des  Körpers  bestimmt  die  Art  und  den  Umfang  jenes 


•)  Die  weitere  Darstellung  der  staatsrechtlichen  Organisation  der  ünterthanen- 
(iesanuntheit  und  ihrer  Mverfassungsmässigen  Bechte"  ist  mit  der  des  Rechtes  des  gesetz- 
g-ebenden  Körpers  zu  verbinden. 
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wie  die  Wirksamkeit  und  die  Erfolge  des  ganzen  Körpers.  Als  staats- 
rechtliches Wesen  zeigt  aber  der  Staat  nar  das  Leben  an  seinem 
Körper"  und  ist  nur  dieses  Gegenstand  der  Wissenschaft  des  Staats- 
rechts; das  des  Staates  als  das  eines  politischen  Indiridnom  in  dessen 
Beziehungen  zu  anderen  Staaten  ist  dagegen  der  Gegenstand  des  Völker- 
rechtes und  steht  unter  den  Gesetzen  dieses. 


II.   Charakter. 
1.     Im   Allgemeinen. 

§.  640. 
Das  Leben  des  Staates  ist  ein  sittliches  und  rechtliches  zugleich. 
Stehen  die  unverletzbaren  Prinzipien  des  Sitten-  und  des  Rechtsgesctzes 
in  dem  Sinne  über  dem  Staate,  dass  sein  Wollen  jenem,  sein  Handeln  aber 
diesem  nicht  wiedersprechen  darf:  so  sind  mit  dem  Gegenstatde  und  dem 
Gebiete  des  Staatslebens  auch  bestimmte  Formen  seiner  Aeusserung  recht- 
lich gegeben.  Das  ist  eben  der  Fortschritt  des  christlicheii  Staates,  dass 
sein  Leben  einem  höheren  Gesetze  unterstellt  ist  und  dass  seine  Tbateu 
sich  in  einer  Weise  kund  thun,  welche  in  materieller  und  in  formeller 
Hinsicht  der  Selbständigkeit  des  persönlichen  Wesens  des  Staates  entspricht, 
ohne  die  Gefahren  der  Willkür  herbeizuffthren.  Diese  rechtliche  Bestimmt- 
heit des  Staatslebens  entspricht  der  rechtlichen  Ordnung  des  Staatsbestandes. 
Die  Souverainetät  des  Staates  lässt  freilich  auch  das  Leben  desselben  als 
eine  Uebermacht  über  dem  des  Individuum  und  der  nicht-staatlichen  Ord- 
nungen erscheinen  und  es^stellt  sich  grade  das  Leben  des  Staates  als  eine 
Gewalt  dar,  aber  es  diese  nicht  die  Macht  des  Absolutismus  oder  des 
Despotismus,  sondern  nur  eine  Gewalt,  welche  die  Sittlichkeit  weihte  und 
das  Recht  beseelte. 

2.   Bestimmende  Prinsipien. 

§.  541. 
Das  christlich-sittliche  Prinzip  der  deutschen  Staaten  bindet  anch 
den  Willen  und  das  Handeln  derselben.  Wird  das  christliche  Sittengesetz 
als  die  unabweisliche  höchste  Norm  erkannt,  welcher  das  gesammte  Leben 
der  sittlichen  Wesen  der  Schöpfung  in  allen  Weisen  und  Kreisen  seiner 
Bethätigung  zu  entsprechen  hat,  so  steht  es  auch  über  dem  Staate  als  das 
Gesetz,  dem  unfehlbar  auch  die  Gewalt  des  Staates  Ehrfurcht  und  Gehor- 
sam schuldet.  Darin  eben  zeigt  sich  allererst  die  Ghristlichkeit  de«  Staate.«!, 
dass  seine  Handlungen  allen  Anforderungen  der  erkannten  ethischen  Wahr- 


Schriften  bestimmen  lässt.  Auch  die  Staaten  haben  eine  Moral  und  sind 
unmoralischer  Handlungen  fähig,  wie  die  Menschen,  und  der  Staat  darf 
sich  des  sichersten  Grundes  rühmen,  dessen  Tugend  die  Heilighaltung  des 
Sittengesetzes  ist.  Ruht  das  gesammte  Völkerrecht  —  eben  weil  ihm 
wenigstens  zur  Zeit  noch  die  Möglichkeit  richterlicher  Heilung  fehlt  — 
wesentlichst  auf  der  Moralität  der  mit  einander  verkehrenden  Staaten,  so 
ist  auch  das  innere  Leben  des  Staates  nur  dann  vor  zerstörenden  inneren 
Kämpfen  gesichert,  wenn  den  Staat,  das  Organ  seiner  Gewalt  und  die 
Gesammtheit  seiner  sittlichen  Glieder  die  ethische  Wahrheit  als  ein  un- 
wandelbares heiliges  Gesetz  beherrscht.  In  dem  Leben  des  Staates  soll 
sich  das  Bewusstsein  seiner  ethischen  Bestimmung  durch  die  Sittlichkeit 
seines  Handelns  offenbaren.  Allein  diese  sittliche  Schranke  der  Staats- 
macht ist  nicht  so  objectiv  unverletzbar,  wie  die  der  physischen  Natur. 
Der  Staat  kann  sie  durch  unmoralische  Handlungen  verletzen  und  sich 
in  sSinen  physischen  Organen  verantwortlich  machen  vor  der  ewigen  Gott- 
heit, aber  er  darf  es  nicht  und  sollte  es  darum  auch  nicht  wollen.*) 

§..542. 
Das  eigentlich  politische  Sittengesetz  ist  das  Gebot  der  Gerechtig- 
keit des  Staatslebens.  Das  L*eben  des  Staates,  sein  Wollen  und  Handeln, 
muss  in  allen  Richtungen  das  ewige  Gesetz  des  Gerechten  über  sich  als 
unverletzliche  Richtschnur  erkennen  und  befolgen;  die  Staatsgewalt  muss 
allewege  gerecht  sein.'*)  So  wollen  in  der  That  auch  die  deutschen  Staaten 
einen  nach  allen  Seiten  hin  gesicherten  Rechtszustand  in  ihren  Grenzen 
darstellen.  Die  Gerechtigkeit  gilt  ihnen  als  ihre  vornehmste  Tugend.  Das 
spricht  sich  in  den  mancherlei  Bestimmungen  aus,  welche  die  Verfassungs- 
gesetze zum  Schutze  der  ausser  der  Staatsidee  liegenden  Lebenssphären 
gegen  die  physische  Uebermacht   der  Staatsgewalt  aufnahmen. ')    So  er- 


*)  Vergl.  Grotefend,  Publicistische  Skizzen  S.  53  ff.  „die  heilige  Alliance." 
*j  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  2  S.  189:  „Gesetz  und  Staatsgewalt  ver- 
halten sich  zu  einander  wie  im  einzelnen  Menschen  die  Gesinnung  (Charakter)  und  der 
Wille  (Kraft  des  Entschlusses).  Das  Gesetz  ist  Grund  und  Voraussetzung  der  Staats- 
gewalt, durch  welches  sie  Staatsgewalt  ist  (Gesetze  über  Eegirungsform,  Thronfolge),  und 
iflfc  theils  Schranke,  theils  positiver  Bestimmungsgrund  ihrer  Ausübung,  sie  darf  es  nicht 
überschreiten  und  muss  es  vollziehen."  Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  13 
Note  1;  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.  366.  ^ 

^)  Das  ist  der  Sinn  der  in  vielen  deutschen  Verfassungsurkunden  sich  findenden  Be- 
stimmung, dass  die  Rechte  im  Staate  unter  dem  Schutze  der  Verfassung  stehen ,  also  so 
heilig  wie  diese  selbst  sein  sollen.  Vergl.  Sächsische  Verfassungsurkunde  §.  26:  „Die 
Rechte  der  Landeseinwohner  stehen  fiir  alle  in  gleichem  Masse  unter  dem  Schutze  der 
Verfassung";  Baden  sehe  Verfassungsurkunde  §.13:  „Eigenthum  und  persönliche  Freiheit 
der  Badener  stehen  für  alle  auf  gleiche  Weise  unter  dem  Schutze  der  Verfassung";  §.  24: 
«Die  Rechtsverhältnisse    der  Staatsdiener  sind   -    —  durch   die  Verfassung   garantirt"; 
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klären  die  deutschen  Staaten  ein  verfassungsmässiges  d.  h.  aber  ein  dem 
Rechte  und  der  Gerechtigkeit  entsprechendes  Leben  führen  zu  wollen  und 
versprechen,  die  Verletzung  der  Verfassung  des  Staates  an  den  fllr  ihre 
Aufrechthaltung  verantwortlichen  Personen  ebenso  unnachsichtlich  wie  be- 
sonders scharf  ahnden  zu  wollen.  Das  ist  eben  der  Sinn  der  Verfassungs- 
mässigkeit des  Staatslebens,  dass  die  Handlungen  des  Staates  diejenigen 
Voraussetzungen  und  Formen  erftlllen  sollen ;  welche  der  Staat  in  seinen 
Gesetzen  als  die  objectiv  herrschenden  Prinzipien  praedestinirt  hat.  Ein 
grosser  Theil  der  deutschen  Verfassungsgesetze  besteht  grade  ans  solchen 
zur  Sicherung  der  Gerechtigkeit  der  Staatshandlungen  gegebenen  Bestim- 
mungen und  in  der  That  muss  die  Bedeutung  derselben  steigen,  je  richtiger 
das  Wesen  des  Staates  und  das  der  übrigen  Kreise  und  Subjecte  der  all- 
gemeinen Weltordnung  erkannt, •also  auch  die  Sicherung  der  Freiheits- 
sphären  derselben  gegeneinander  zum  Bedürfniss  wird. 


IV.  Unmittelbares  und  mittelbares  Staatsleben. 

§.  643.  . 
Das  Leben  des  Staates  ist  die  Function  seines  gesammten  Organismns. 
Wie  aber  dieser  selbst  ein  aus  verschiedenen  Elementen  und  Organen  zu- 
sammengesetztes Gkinzes  ist,  und  die  Sondergestaltungen  dieser  Theile  anch 
in  dem  Gesammtorganismus  des  Ganzen  sichtbar  Bleiben,  so  ist  auch  das 
Leben  des  Staates  nur  ein  Gesammtleben  seiner  einzelnen  Glieder.  Da- 
durch begründen  sich  verschiedene  Kreise  des  politischen  Lebens.  Die 
einen  ziehen  sich  um  die  Gesammtheit  des  Staates  und  haben  diesen  als 
das  organische  Ganze  zum  subjectiven  Träger  (unmittelbares  Staats- 
leben), andere  dagegen  umschliessen  nur  einzelne  Glieder  am  Staate  und 
gehen  zunächst  aus  dem  besonderen  politischen  Interesse  derselben  hervor 
(mittelbares  Staatsleben).  Vor  Allem  tritt  das  politische  Leben  der  Ge- 
meinden im  Staate,  sei  es  der  einzelnen  Gemeinden  in  ihrer  individuellen 


§.  25:  nBie  Institute  der  weltlichen  und  geistlichen  Wittwenkassen  und  der  Brand- 
yersichemng  sollen unter  den  Schutz  der  Verfassung  gestellt  sein";  Grossherzog- 
lich Hessische  Verfassungsurkunde  §.38:  „Die  besonderen  Bechtsyerhältniase  des  Adels 
geniess^  den  Schutz  der  Verfassung*';  §.  39 :  Die  innere  Kirchenverfassung  geniesst  auch 
den  Schutz  der  politischen";  §.  49,  welcher  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Pensioni- 
rung  der  Staatsdiener  und  der  Militairpersonen  unter  den  Schutz  der  Verfassung  stellt; 
Meiningensches  Grundgesetz  §.  15:  „Die  besonderen  Bechtsverhältnisse  der  verschie- 
denen Stande  gemessen  den  Schutz  der  Verfassung."  —  SpezieUere  Bestimmungen  deutscher 
Verfassungsgesetze  zum  Schutze  der  im  Staate  lebenden  Individuen  gegen  die  üebermacfat 
der  Staatsgewalt  werden  von  der  Darstellung  der  Prinzipien  der  Rechtspflege  za  con- 
Btatiren  sein. 


Gresammt-Gemeindelebens  verbandenen  Gemeinden  in  dem  Oesammtbilde  des 
Staatslebens  kenntlich  hervor.  Seitdem  die  Staaten  ihre  ^organische  Natur 
begriffen,  drängt  auch  cTas  Staatsleben  zu  dem  Anerkenntniss  der  organischen 
Zusammensetzung  desselben  aus  dem  Einzelleben  der  Elemente  des  Staates. 
Dem  Gonstitutionalismus  des  Staatsbestandes  hat  auch  der  Gonstitutiona- 
lismus  des  Staatsleben»  zu  entsprechen.  Je  grösser  der  äussere  Be- 
stand und  der  territoriale  Umfang  des  Staates,  desto  noth wendiger  auch 
die  Selbständigkeit  des  Antheils  des  politischen  Lebens  der  Staatsglieder 
an  dem  Gtesammtleben  des  Staatsganzen.') 


Zweites  Kapitel. 
Formen  des  Staatslebens. 

I.  Die  einzelnen  Formen. 

§.  544. 
Das  Leben  des  Staates  vollzieht  sich  in  rechtlich  bestimmten  Functionen. 
Ist  der  Staat  ein  äusserer  Zustand  ftlr  rein  irdische  Zwecke,  so  entgehen 
ihm  alle  diejenigen  Eigenschaften  und  Aufgaben^  welche  nur  dem  ftlr  die 
Ewigkeit  lebenden,  sittlich  begabten  und  berufenen  Menschen,  dem  Prototyp 
der  Per^l^hkeit,  eignen  können.  Das  Leben  des  Staates  besteht  nur  in 
äusserä^^Hddeln  und,  wenn  dieses  auch  sich  nicht  dem  Einflüsse  und 
der  BeMRchtigung  allgemein  ethischer  Prinzipien  entziehen  kann,  so 
können  die  Handlungen  des  Staates  doch  nur  in  ihrer  sichtbaren  Erschei- 
nung betrachtet  und  beurtheilt  werden.  So  kann  auch  das  Leben  des 
Staates  nur  in  denjenigen  Functionen  sich  vollziehen,  aus  welchen  die  that- 
sächliche  äussere  Handlung  besteht,  und  können  diese  Functionen 'der 
Staatsgewalt  selbst  nur  äusserlich  wahrnehmbare  Momente  sein:  nämlich 
nur  der  Wille  und  die  That.'^) 


')  Prinzip  derDecentralisation  des  Staatslebens  oder  der  Selbstregirang  der 
Gemeinden.    Yergl.  oben  §.  519. 

')  Eötvds,  Der  Einfluss  der  herrschenden  Ideen  des  19.  Jahrhunderts  anf  den  Staat, 
Leipzig  1854,  Th.  11  S.  laS  ff.  —  Die  Theorie  hat  sich  schon  seit  Aristoteles  nm  die 
„Eintheilnng  der  Staatsgewalt",  wie  man  die  Unterscheidung  der  verschiedenen  Functionen 
des  Staatslebens  nennt,  hemüht  und  in  mannichfach  verschiedener  Weise  dies  Problem  su 
losen  gesucht.  Harmonirt  es  auch  nicht  mit  dem  allgemeinen  Plane  dieser  Darstellung 
des  deutschen  Staatsrechtes  in  die  Geschichte  dieser  Disciplin  tiefer  zurückzugehen,  so 
darf  eine  Erinnerung  an  die  Hauptphasen  derselhen  bei  der  grossen  wissenschaftlichen 
und  praktischen  Bedeutung  dieser  Lehre  sich   doch   wohl  als  gerechtfertigt  betrachte^ . 
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§.  545. 
So  scharf  sich  die  verschiedenen  formellen  Functionen  des  Staatslebens 
aus  logischen  Gründen  und  materiellen  wie  formellen  Rücksichten  sondeni 


Aristoteles  war  der  Erste,  welcher  die  verschiedenen  Aenssemngen  der  staaüicben 
Thätigkeit  philosophisch  untersuchte.  Wie  seine  ganze  Staatslehre  so  stand  auch  seine 
Ansicht  über  die  verschiedenen  Arten  der  politischen  Gewalt  unter  dem  Einflüsse  des 
griechischen  Staatslebens.  Seine  Unterscheidung  der  b^erathschlagenden,  der  regi- 
renden  und  der  richterlichen  Gewalt  (Politik  IV,  II,  I:  „Äri  drj  tgia  fio^  t£v 
noXiteuSy  nawSy  —  tjy  d^ovrioy  xaXoSg  avayxri  rijy  TtoXitetay  e^eiv  xccXas^  xtd  tag  TtoUism 
dioupi^iy  dXkrihiy  iy  rt^  diag)eQ€iy  Sxaaroy  tovxtav,  'Eczi  de  wy  TQmy  xovxtay  iy  fWf  ü 
to  ßovXevofieyoy  nsQi  nSy  xoiyoSy  deiuqoy  de  t6  neQi  tctg  uqx^^*  '^*'vto  d^icziy  ai 
deZ  xai  tlvioy  elycu  xvqiag  xal  noiay  ziyä  dei  yeyatrSixi  ti^y  al^caiy  avnSy  x^itov  d'i;n 
to  dixa^oy")  entsprach  den  Functionen  der  öffentlichen  Gewit  seines  Vaterlandes  nnd 
erhielt  vor  AUem  durch  den  specifisch-griechischen  Begriff  des  Gesetzes  (Plutarch: 
Apophth.  Jjacc.  ed.  Hütten,  p.  231 :  ,o"n  rovg  yo/ioif  tdSy  dyd^y,  ov  rovg  ayd^l  mv 
yofmy  xvQiovg  elyai  det-")  und  der  richterlichen  Gewalt  (Piaton:  Leges  VI  p.  767  A. 
nach  der  Seitenzahl  des  Stephanus:  „nayra  a^oyra  ayayxatoy  xai  dixaariQy  ciyai  nyuv') 
ihre  besondere  Färbung.  Vergl.  Herrmann,  Lehrbueh  der  griechischen  Staatsalter- 
thümer  §.  53.  Kach  Aristoteles  versank  die  Wissenschaft  vom  Staate  überhaupt  in  die 
Nacht  interessenloser  ünkenntniss  und  mit  ihr  auch  diese  besondere  Lehre.  Als  dann 
das  Mittelalter  auf  die  griechische  Staatsphilosophie  zurückgriff  und  von  dieser  sich  aafs 
Neue  beleben  und  befruchten  Hess,  war  es  vor  Allem  auch  jene  aristotelische  »Eintheilon^ 
der  Staatsgewalt",  welche  als  ein  unanfechtbares  Dogma  lange  Zeit  hindurch  galt  Erst 
der  Franzose  Montesquieu  (1748)  revidirte,  gestützt  auf  den  Engländer  Locke  (1690) 
jene  Lehre  und  stellte  unter  dauerndem  Beifall  der  allgemeinen  Meinung  die  Sondemng 
der  einzelnen  in  der  Staatsgewalt  begriffenen  Gewalten  mit  den  Ausdrucken  pouvoir  legis« 
latif,  ex^cntif,  judiciaire  fest:  eine  Unterscheidung,  welche  selbst  von  mehren  Verfassungs- 
gesetzen (zuerst  von  der  französischen  Constituante  1789)  adoptirt  und  sanotiiflurt  worden 
ist.  Die  ünvollständigkeit  dieser  Eintheilung  führte  dann  zu  mannichfa^Hto'^^^^^^ 
späterer  Gelehrten,  die  verschiedenen  Elemente  der  Staatsgewalt  anderwe^^Hostellen, 
und  man  fügte  zu  jener  Eintheilung  noch  die  Unterscheidung  einer  au&ehcnraP^d  einer 
regirenden  oder  verwaltenden  Gewalt  hinzu,  auch  wohl  noch,  weil  man  zugleich  diese 
verschiedenen  Gewalten  je  besonders  in  dem  Staate  organisiren  und  auch  eine  factische 
Trennung  derselben  herbeifuhren  zu  müssen  glaubte,  eine  vermittelnde  Gewalt,  die  des 
Koni|^  (pouvoir  royal  oder  pouvoir  neutre).  Noch  Andere  reducirten  die  Eintheilung  wie- 
der auf  die  Dreizahl,  bestimmten  aber  als  dieselbe  die  gesetzgebende,  die  regirende  und 
die  richterliche  Gewalt  (Stahl).  Zu  einem  allgemein  befriedigenden  Abschlüsse  haben 
alle  diese  Versuche  nicht  geführt.  Der  Grund  daran  liegt  in  der  Vermischung  der  Unter- 
scheidungs-Prinzipien. Indem  man  nämlich  einmal  die  verschiedenen  Formen  der  Be- 
thätigung  der  Staatsgewalt,  andrerseits  aber  die  durch  den  besonderen  Zweck  und  Cha- 
rakter der  verschiedenen  Gebiete  der  politischen  Zuständigkeit  gegebene  Unterscheidung 
als  das  Prinzip  der  Eintheilung  betrachtete,  ohne  die  Verschiedenheit  dieser  Ausgange 
punkte  zu  berücksichtigen,  kam  man  dahin,  für  das  eine  oder  für  das  andere  zu  viel  oder 
zu  wenig  zu  thun,  in  keiner  Hinsicht  zu  erschöpfen  und  doch  in  jeder  mehr  als  nötbig  m 
behaupten.  Diese  Verwechslung  oder  Vermischung  der  Unterscheidungsprinzipien  «eigt 
sich  auch  fast  in  allen  Darstellungen  des  Deutschen  Staatsrechts;  Vergl.  z.  B.  Zachariä 
Deutsches  Staatsrecht  Th.  I  S.  73  Auch  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Tb.  1 
S.  454  ff.  unterscheidet  die  GJesetzgebungs-,  die  Regirungs-  die  richterliche  Gewalt,  erkennt 


dem  Wesen  des  Staates  zusammen.  Sie  bilden  logisch  und  real  ein  Gatizes, 
dessen  einzelne  Theile  .sich  in  einander,  aber  nicht  neben  einander  ftlgen. 
Logisch  hat  die  gesetzgebende,  factisch  die  regirende  Gewalt  den  Vorrang : 
aber  nur  beide  zusammen  stellen  den  Staat  als  ein  lebendiges  Wesen  dar. ') 
Die  Unterscheidung  der  Functionen  der  Staatsgewalt  ist  von  bedeutend 
praktischem  Werthe,  darf  aber  niemals  als  eine  Zertheilung  der  Staats- 
gewalt selbst  in  der  Weise  gedacht  werden,  als  lassen  sich  diese  einzelnen 
Verrichtungen  der  politischen  Zwecke  auf  verschiedene  Subjecte  oder 
Organe  im  Staate  zurückfllhren.  Alle  Arten  der  Functionen  der  Staats- 
gewalt gehen  vielmehr  stets  nur  von  dem  einen  persönlichen  Wesen,  dem 
Staate,  aus  und  sind  Nichts  weiter  als  die  verschiedenen  Verrichtungen 
einer  und  derselben  Person,  der  souverainen  Staatsgewalt.') 


neben  diesen  aber  noch  „zwei  andere  Gruppen  von  einzelnen  Organen  und  Functionen  des 
Staates",  nämlich  „die  Aufsicht  und  Pflege  der  geistigen  Culturverhältnisse ,  der  Staat's- 
cultur,  und  die  Verwaltung  und  Pflege  der  materiellen  Kräfte  und  Zustände,  die  Wirth- 
schaft."  Off'enbar  leidet  auch  diese  Eintheilung  an  jenem  Fehler  der  Prinzipien  Verwechs- 
lung. Die  -Wirthschaff*  (in  diesem  Sinne)  fällt  unter  den  Begriff  des  „Regirens",  wie 
andrerseits  zwischen  diesem  Begriffe  und  dem  der  Gesetzgebung  und  des  Richtens  und 
umgekehrt  manche  Aehnlichkeiten  bestehen,  welche  auf  ein  anderes  Unterscheidungsprinzip 
verweisen.  Viel  richtiger,  wenngleich  nicht  erschöpfend  war  die  unterscheidende  Definition 
von  Jordan,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  §.  45:  r^n  formaler  Hinsicht  ist  die 
wirkliche  Staatsgewalt  theils  1)  als  Gesammtvernunft,  insofern  sie  bestimmt  was  all- 
gemein Vernunft nothwendig  ist  d.  i  Gesetze  ^ebt  (gesetzgebende  Gewalt),  theils 

2)  als  Gesammtverstand,  insofern  sie,  wenn  die  Gesetze  gegen  Einzelne  wegen  eines  ent- 
standenen Rechtsstreites  oder  einer  vorgefallenen  Gesetzesübertretung  geltend  gemacht 
werden  sollen,  bestimmt,  was  für  die  Einzelnen  in  einem  solchen  Falle  nach 
den  geltenden  Rechtsnormen  nothwendig  ist  (richterliche  Gewalt),  theils  endlich 

3)  als  Gesammtwille ,  insofern  sie  das  Vemunftnoth wendige  äusserlich  realisirt,  den 
ganzen  Staat  und  das  Volksleben  nach  demselben  gestaltet  und  leitet,  und  so  die  vernunft- 
mässige  Einheit  des  Ganzen  thatsächlich  begründet  und  aufrecht  hält  (regirende  Gewalt).** 
Unterscheidet  man  nun  allgemein  die  Arten  der  Bethätigung  der  Staatsgewalt  oder  die 
Formen  ihrer  Functionen,  so  wird  sich  die  im  Text  vertretene  ergeben  müssen.  Die  Rück- 
sichtnahme auf  die  verschiedenen  Gebiete  der  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  ist  für  diese 
prinzipielle  Unterscheidung  nicht  erforderlich. 

')  Jordan,  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  Th.  I  §.46:  „Das  Prinzip  und  Band 
der  Einheit  liegt  in  der  regirenden  Gewalt,  welche  daher  die  Staatsgewalt  im  eminenten 
Sinne  des  Wortes  (summum  imperium),  die  Machtvollkommenheit  (plena  summi 
imperii  potestas),  um  so  mehr  gcnanat  werden  kann,  als  die  gesetzgebende  und  richter- 
liche Gewalt  an  sich  nur  wissenschaftliche  Arbeiten  sind,  deren  ProSuct«  erst  durch  den 
thatkräftigen  Willen  der  regirenden  Gewalt  rechtliche  Form  und  Kraft  erlangen." 

*)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I  S.399;  Stahl,  Rechts-  und  Staats- 
lehre Abth.  II  S.  190;  „Doch  sind  dies  immer  nur  Verrichtungen  einer  und  derselben 
Staatsgewalt,  die  im  Souverain  ihren  Sitz  hat,  und  es  ist  unangemessen,  sie  als  eigene 
Gewalten  zu  behandeln."  —  Die  entgegenstehende  Ansicht  hat  sich  allerdings  auch  schon 
praktisch  geltend  gemacht ,  aber  stets  nur  nnd  sehr  bald  den  Beweis  geliefert ,  dass  eine 

Groiefend,  Staatsrecht.  34 


1.   Das  Gesetz. 

A.    Charakter  des  Staatswillens. 

§.  546. 

Der  Wille  des  Staates  ist  das  Product  seines  WoUens,  dieses  als  der 
Inbegriff  aller  deijenigen  geistigen  Functionen,  welche  der  Thatsaehe  des 
bestimmten  Entschlusses  vorausgehen,  gedacht.  Das  Charakteristische  dieses 
Wollens  und  dieses  Willens  ist,  dass  sowohl  die  dem  concreten  Willen  vor- 
ausgegangenen Momente  wie  dieser  Wille  selbst  äusserlich  wahrnehmbare 
Thatsachen  oder  Thaten  sein  müssen.  Denn  wie  der  Staat  seiner  inuerßten 
Natur  nach  ein  sinnlich  wahrnehmbarer  Zustahd  thatsächlicher  Verhältnisse 
ist  und  wie  sein  Leben  durchaus  nur  auf  äussere  Interessen  der  Menschen 
gerichtet  ist,  so  können  auch  seine  Gedanken,  Absichten,  Wünsche  nur  in 
.  sichtbarer  Gestalt,  nur  in  wahrnehmbaren  Aeusserungen  hervortreten.  Nur 
die  erklärten  Motive  des  Staats  willens  sind  dies  und  auch  nur  so,  wie 
sie  erklärt  sind,  mag  die  persönliche  Gesinnung  oder  Absicht  deijenigen, 
welche  diese  aussprechen,  eine  andere  gewesen  sein  oder  nicht.  Nur  das 
gesprochene  Wort  ist  der  positive  souveraine  Wille  des  Staates.  Das 
Wesen  des  Staatswillens  weicht  also  weit  ab  von  der  Natur  des  individuell 
menschlichen  Willens,  welcher  als  in  einem  Wesen,  das  auch  ein  unsicht- 
bares inneres  Leben  zu  führen  vermag,  sich  auch  aus  unsichtbaren  Motiven 
bilden  und  eine  nicht  geoffenbarte  Existenz  haben  kann.  Eben  durch  jene 
Aeusserlichkeit  des  Wollens  und  des  Willens  des  Staates  erhält  Beides 
einen  bestimmten  rechtlichen  Charakter. 

§.  547. 

Der  Wille  des  Staates  existiii;  erst,  wenn  alle  Momente  des  Wollens 
erfüllt  sind.  Er  gilt  nur  in  seiner  thatsächlichen  Vollendang,  nur  als  die 
abgeschlossene  That  des  Wollens.  Die  vorausgehenden  oder  vorbereitenden 
Momente  sind  nicht  bedeutungslos,  da  sie  die  Genesis  des  endlichen  WUlens 
bekunden,  aber  ihr  Werth  ist  ein  anderer  als  der  des  nach  ihrer  Erfüllung 
sichtbar  gestalteten  Willens.  Vielleicht  erläutern  sie  den  Inhalt  dieses  oder 
stellen]  das  Verständniss  desselben  zweifellos  fest,  sie  werden  immer 
für  die  Kenntniss  der  inneren  Gründe  der  Entwicklung  des  politischen 
Lebens  von  Interesse  sein:  allein  die  Macht  zu  herrschen,  das  Recht  die 
unweigerliche  Achtung  Aller  zu  fordern,  kann  nur  dem  bestimmt  geäusser- 
ten Willen,  und  diesem  nur  so,   wie  er  geäussert  ist,  eignen.     Sofern  nun 


„Trennung  der  Gewalten"  Nichts  ist  als  eine  Auflösung  des  Staates  selbst  £s  gi^l^t 
keine  Executive  des  Königs  neben  einer  Gesetzgebung  des  Volkes,  sondern  Beides  gehört 
dem  Staat  und  sind  nur  die  Organe  verschieden,  durch  welche  der  Staat  das  Eine  fvler 
das  Andere  verrichtet. 


fllr  die  Verbindlichkeit  und  Gültigkeit  des  Staatswillens  festgestellt^  erscheint 
dieser  als  ein  rechtlicher  Act  nach  Form,  Inhalt  und  Wirkung,  und  es 
existirt  ein  staatsrechtlicher  Wille  des  Staates  nur,  wenn  derselbe  im  con- 
creten  Fälle  alle  jene  Voraussetzungen  erfüllt  hat  (s.  g.  verfassungs- 
mässiger Staatswille). 

B.  Bedeutung  des  Gesetzes. 

§.  548. 
Der  Wille  des  Staates,  welcher  als  allgemeine  Rechtsnorm  gelten  und 
das  Leben  im  Staate  und  die  Freiheit  der  Menschen  in  demselben  be- 
herrschen will,  ist  das  Gesetz.  In  dem  Begriffe  des  Gesetzes  liegt 
zweierlei:  dasselbe  ist  der  Wille  des  Staatsganzen,  so  ist  dasselbe  auch 
zur  Herrschaft  über  alle  Glieder  dieses  Ganzen  berufen.  Kein  Einzelner 
im  Staate  vermag  Etwas  wider  das  Gesetz.  Recht  und  Pflicht  des  Gesetzes 
sind  unverbrüchlich.  Zwar  kann  auch  ausserhalb  des  Gesetzes  Recht  und 
Pflicht  für  die  Menschen  im  Staate  entstehen,  da  es  besondere  Sphären 
des  individuellen  Lebens  giebt,  in  welchen  ohne  die  Betheiligung  des 
Staatsganzen  Recht  geschaffen  werden  kann:  aber  in  keinem  Kreise  des 
öffentlichen  oder  des  individuellen,  des  bürgerlichen  oder  des  religiösen 
Lebens  kann  sich  die  Rechtsbildung  wider  das  Gesetz  des  Staates  richten 
und  die  in  diesem  gesetzte  Regel  eigenmächtig  durchbrechen.^)  Die  sou- 
veraine  Macht  des  Gesetzes  gründet  sich  aber  darin,  dass  dasselbe  der 
Wille  des  souverainen  Staates,  des  organischen  Ganzen  allen  Einzelnen  in 
diesem  gegenüber  ist.') 

C.  Entstehung  des  Gesetzes. 

§.  549. 
Das  Gesetz  entsteht  aus  dem  Wollen  und  Beschliessen  aller  geistig- 
sittlichen Elemente  des  Staates.    Das  Gesetz  ist  es,  welches  als  der  Wille 

9  VergL  oben  §.  79. 

*)  VergL  Gerber,  Ueber  öffentliche  Bechte  S.  58:  „Indess  ist  die  Beherrschung, 
welche  in  der  Ertheilung  von  Gesetzen  liegt,  sehr  wesentUch  verschieden  von  der  staat- 
lichen Herrschaft,  welche  sonst  vom  Oherhanpte  des  Staates  ansgeüht  wird;  während  diese 
Gehorsam  für  den  einzelnen  Willensact  verlangt,  so  fordert  jene  Gehorsam  für  einen 
Willen,  der  sich  als  bleibende  abstracto  und  objective  Begel  von  der  Verbindung  mit  der 
individaellen  Persöiilichkeit  seines  Urhebers  ablöst.  Die  gesetzgebende  Thätigkeit  ist 
auch  nkht  bloa  in  der  Art  üin  jüristi acher  Act ,  dasa ,  wiü  bei  sonstigen-  Herrscheracten 
des  Königs,  die  rechtliche  Eigenschaft  nur  in  dem  äusseren  Zwange  liegt,  mit  welchem 
Mk  das  Eecht  (beaeer  das  Recht  a^J  begleitet,  it)ndeni  sie  ist  eine  lediglich  juristische 
HaDdlung',  weil  ihr  gesammter  Inhalt  durch  die  AbRifbt,  zu  bitiden,  also  zu  herrschen,, 
erschöpft  wird,  während  anJerweite  Befehle  zunächst  auf  Emiolung  eines  wenigstens  nicht 
unmittelbar  juristischen  Zweckes  gerichtet  sind,  und  nur  zur  Erreichung  des  letzteren  die 
Hülfe  des  Rechtes  heibeiaiehea," 
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der  souveraiDen  Gewalt,  die  Einheit  all^r  Elemente  des  Staates  bekandet, 
indem  dasselbe  aas  der  Uebereinstimmung  des  gesammten  Volkes  als  des 
Inbegriffes  des  Staatsoberhauptes  and  der  Unterthanen  hervorgeht  und  bi? 
an  die  Grenzen  des  Staatsgebietes  herrscheu  kann.  So  ist  das  Gesetz  die 
Anerkennung  and  der  thatsächliche  Ausdruck  des  elementaren  Charakter!^ 
und  der  organischen  Stellung  der  Unterthanen  im  Staate,  der  Beweis,  dass 
der  Staat  die  Gemeinschaft  sittlich  freier  Menschen  ist.  Das  Zusammen- 
wirken beider  geistig-sittlichen  Elemente  des  Staates,  des  Staatsoberhauptes 
und  der  Unterthanen  desselben,  ist  die  logische  und  rechtliche  Voraussetzung 
der  Entstehung  des  Gesetzes. 

§.  550. 
Der  Process  der  Entstehung  des  normirenden  Staatswillens.  heisst  die 
Gesetzgebung. ')  Das  deutsche  Staatsrecht  hat  flir  Beides,  für  die  ein- 
zelnen Stadien  dieses  Processes  wie  für  die  Feststellung  und  Verktindigang 
des  Ergebnisses  desselben,  bestimmte  Formen  vorgeschrieben,  so  dass  deren 
Beobachtung  die  Existenz  eines  Gesetzes  bedingt,  dieses  aber  auch  au 
seiner  äusseren  Gestalt  zu  erkennen  ist.  Dadurch  tritt  zu  jenem  materiellen 
Charakter  der  Gesetze  noch  ein  formeller  hinzu  und  es  ist  möglich,  dass 
sich  die  Begriffe  des  materiellen  und  des  formellen  Gesetzes  in  concreto 
nicht  decken.  Es  ist  denkbar,  dass  die  Gesetzgebung  selbst  auf  jene  ihre 
materiell  begründete  Competenz  in  einzelnen  Fällen  oder  für  eine  gewisse 
Zeit  verzichtet,  wie  auch,  dass  die  Gesetzgebung  ihre  Zuständigkeit  auf 
Gegenstände  ausdehnt,  welche  nicht  schon  auf  Grund  jener  prinzipiellen 
Ausscheidung  ihr  unterworfen  sein  würden.  So  kann  es  Gesetze  geben, 
welche  dies  nur  formell  oder  nur  materiell  sind.  .  Immer  bleibt  aber  der 
materielle  Charakter  der  durch  die  Gesetzgebung  zu  behandelnden  An- 
gelegenheiten die  Regel,  welche  diese  formelle  Behandlung  derselben  recht- 
fertigt und  als  logisch  noth wendig  erscheinen  lässt.^) 

D.    Gegenstände. 

§.  551. 
Das  Gesetz  des  Staates  ist  der  Geist  des  politischen  Organismus,  wie 
der  ideelle  Zweck  desselben  als  die  Seele  des  Staates  erscheint.     Eben 
darum    muss    der  Staatswille   sich    auf  alle   diejenigen  Gegenstände  und 

*)  K.  S.  Zacharia  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  Bd.  XVi  (1833)  S.  145  il: 
Linde  ebendaselbst  S.  306  fif.  (kommt  von  falschen  Argumenten  zu  falschen  Schlüssen U 
Derselbe  in  der  Zeitschrift  für  Civilrecht  und  Prozess  Dd.  VII  (1834)  S,  49  ff.;  Wäch- 
ter, Würtembergsches  Privatrecht  Bd.  II  §.5;  R.  von  Mohl  in  der  kritischen  Zeitschrift 
flir  Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  des  Auslandes  Bd.  XXIV  (1852)  S.  117  ff.; 
Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Abth.  II  S.  194  ff.;  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsreoht 
Th.  T  S.  394  ff. 

*^)  S.  unten  die  Darstellung  des  Rechts  des  gesetzgebenden  Körpers. 


unu  iiii^eiegeiiueiieu  ues  uuüiiiiicuen  ijUüens  siuu.  iDneruaiu  uieser  opuHreu 
ist  der  Staatswille  die  Quelle  der  verpflichtenden  und  berechtigenden 
Normen  und  sonstigen  Bestimmungen ,  aber  und  nur  innerhalb  dieser.  So- 
fern nämlicb  der  Staat  ein  selbständiges  Leben  anderer  Personen  nnd  per- 
sönlichen Wesen  anzuerkennen  hat,  miiss  er  diesen  auch  die  Freiheit  der 
ihre  besonderen  Lebensbeziehungen  betreffenden  Bestimmungen  zugestehen. ') 
Der  Staatszweck  richtet  also  den  Willen  des  Staates  sowohl  auf  die  Rechts- 
znstände  als  auch  auf  die  allgemeine  Sicherheit  und  das  allgemeine  Wohl^ 
sofern  diese  Gegenstände  das  Leben  des  Staates  erfüllen,  auf  sein  Finanz- 
wie  auf  sein  Wehrrecht. ^  Die  Gesetze  sind  Rechtsgesetze  oder  Ver- 
waltungsgesetze oder  Polizeigesetze,  oder  Finanzgesetze  oder 
Militairgesetze.  ^) 

E.    Formelle  Voraussetzung. 

§.  552. 
Die  Verbindlichkeit  der  Gesetze  der  Staatsgewalt  ist  durch  die  Er- 
fllllang  der  formellen  Voraussetzopgen  ihrer  Entstehung  bedingt.  Un- 
bestritten ist,  iam  das  Gesetz  nur  der  in  der  bestimmten  Forn^dcs  Ge- 
setzes*) verkündete  Rechtswille  ist.  Sowohl  die  zu  der  Ausführung  des 
Staatswillens  berufenen  Organe  der  Staatsgewalt  haben  nur  auf  diese  Form 
der  rechtlichen  Normen  zu  sehen  und  allen  in  der  rechtmässigen  Form 
sich  darstellenden  schuldige  Folge  zu  geben,  als  auch  die  Unterthanen  ver- 
bunden sind,  die  Autorität  solcher  formell  richtigen  Gesetze  anzuerkennen. 
Innere  Mängel,  die  materielle  Unrechtmässigkeit  berühren  dagegen  die 
äussere  Rechtsverbindlichkeit  der  Gesetze  nicht,  sondern  können  nur  den 
Anlass  geben,  diesen  Act  der  Gesetzgebung  zu  beseitigen  und  etwa  durch 
einen  materiell  besseren  zu  ersetzen.     Der  Wille  des  Staates  ist  nur  sich 

selbst  verantwortlich.*) 

__    # 

^)  Die  Aafweisung  des  subjectiven  Rechtes  des  Staates  liefert  Belege  nnd  Beispiele 
dieser  objectiven  Umgrenzung  des  Staatsmllens. 

*)  S.  die  Ausfuhrung  unten  im  4.  Buch. 

3)  Die  formelle  Bedeutung  dieser  Unterschiede  wird  unten  bei  der  Darstellung  des 
Rechtes  des  gesetzgebenden  Körpers  zu  erwähnen  sein. 

*)  Vergl.  unten  die  Darstellung  des  Rechtes  des  gesetzgebenden  KörJJers. 

*j  Blantschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I  S.  549  ff.  VergL  auch  Zachariä, 
Deutsches  Staatsrecht  Th.  II  S.  95;  Held,  System  Th.  ü  §.  252  ff.  —  Die  Theorie  hat 
sich  2a  Untersuchungen  über  Ungültigkeit  der  Staatsverfassung  oder  einzelner  Ver- 
fasaungsgesetze^  der  Nichtigkeit  oder  s.  g.  Ipsojure-Nullität  und  deren  Anfecht- 
barkeit oder  Rescissibilität  veranlasst  gefanden.  Vergl.  Held,  System  Th.  II  S.  76  ff. 
Betrachtet  man  indessdas  Gesetz  und  die  Gesetzgebung  in  ihrer  wirklichen  Erscheinung 
und  nach  ihren  wirklichen  Functionen,  so  werden  solche  Untersuchungen  als  praktisch 
werthloa.  erscheinen  müssen.   Zunächst  ist  die  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  der  Staats- 


—    534     - 

§.  553. 
Für  alle  Willensbestimmnngen  des  Staates  gilt  allgemein  als  die  Vor- 
aussetzung ihrer  verbindlichen  und  zur  Anerkennung  zwingenden  Kraft, 
dass  sie  in  solcher  Weise  publicirt  worden,  dass  die  Kenntniss  dieses 
Willens  von  einem  Jeden,  den  es  angeht,  erwartet  werden  darf  und  muss 
(Publikation,  Promulgation). ')  Das  Dasein  des  Staatswillens  ist  die  Vor- 
aussetzung seiner  Verkündigung,  diese  aber  ist  der  Act,  von  welchem  die 
formelle  Verbindlichkeit  des  G^etzes  abhängt.')  Das  nicht  verkündete  Ge- 
setz gilt  noch  nicht  als  solches,  sondern  kann  nur  und  erst  durch  die 
Verkündigung  gesetzliche  Autorität  Erhalten.  Würde  die  geschehene  Pu- 
blikation bestritten  sein,  so  ist  sie  wie  ein  anderes  rechtliches  Factum  zu 
beweisen.')  Diese  Publikation  ist  aber  nur  die  Voraussetzung  der  formellen 
Gültigkeit  der  Gesetze,  deren  materielle  Gültigkeit  noch  durch  die  Ueber- 
einstimmung  des  Publicirten  mit  dem  Willen  des  Staates  d.  h.  der  ihn  dar- 
stellenden Organe  bedingt  ist.^     Das  deutsche  Staatsrecht  hat  für  diesen 


yerfassung  logisch  undenkbar,  eine  nichtige  Staatsverfassung  ist  identisch  mit  einem 
Nicht-Staat.  Eine  Ungültigkeit  von  Oesetzen,  sei  es  des  Veifassungsgesetzes  oder  anderer 
Gesetze  — ^diese  Unterscheidung  ist  hier  yollig  irrelevent  —  würde  jtll^rdings  theoretisch 
denkbar,  eine  Theorie  darüber  aber  praktisch  werthlos  sein.  Denn,  wie  die  manchen 
heftigen  Yerfassungskämpfe  in  deutschen  Staaten  beweisen,  es  handelte  sich  niemals  am 
die  Nichtigkeit  eines^  Yerfassungs-  oder  sonstigen  Gesetzes  oder  um  die  praktische  Geltend- 
machung einer  solchen  Nichtigkeit,  sondern  stets  um  die  Bestreitung  der  gesetzlichen 
Autorität  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung  erlassener  förstlichen  Verordnungen.  Selbst 
die  Verordnung  des  Kurfürsten  von  Hessen  vom  13.  April  1852  gab  sich  nicht  als  «Gesetz* 
aus  und  schuf  nur  dadurch  den  zehnjährigen  bitteren  Hader,  dass  diese  , Verordnung' 
sich  die  Macht  des  „ Gesetzes"  vindicirte.  Der  Streit  drehte  sich  nicht  um  die  Gültigkeit 
oder  Ungültigkeit  des  Verfassungsgesetzes ,  sondern  lediglich  um  die  Macht  oder  Becbt- 
losigkeit  der  kurfürstlichen  Verordnung.  Wohl  konnte  dagegen  einst  der  Deutsche  Bund 
von  der  „bundesrechtlichen"  Nichtigkeit  eines  Verfassungsgesetzes  in  einem  Gliederstaate 
des  Bundes  sprechen,  indem  eine  Verletzung  des  „Bundesrechtes"  durch  das  staatsrecht- 
lich gültigste  Verfassungsgesetz  eines  Staates  im  Bunde  denkbar  war.  Abgesel^p  davon, 
dass  eine  solche  bundesrechtliche  Nichtigkeit  der  Gesetzgebung  in  einem  deutschen  Staat« 
nicht  möglich  geblieben,  gestattet  die  Geschichte  der  Verhandlungen  im  deutschen  ßonde 
über  „bundeswidrige"  Gesetze  der  Theorie  nicht,  bestimmte  Grundsätze  daraus  zu  ent- 
nehmen. 

')  Promulgation  heisst  das  yerfassungsmässige  Zustandekommen  des  Gesetzes, 
Publikation  seine  Bekanntmachung.  Vergl.  Held,  System  Th.  II  S.  93  §.  253.  Gesetze 
werden  in  der  Regel  allgemein  publicirt  werden  müssen ,  Verordnungen  aber  häufig  nur 
speziell  Botheiligten  bekannt  zu  sein  brauchen  (Zöpfl,  Grundsätze  .§.  439  III). 

^)  So  ist  es  wenigstens  nach  deutschem  Staatsrecht.  Anders  yerhält  es  sich  in  Eng- 
land und  Nordamerica,  wo  das  Parlament  eine  solche  Aufmerksamkeit  der  Nation  glaubt 
voraussetzen  zu  können,  dass  die  von  ihm  beschlossenen  Gesetze  zur  all^meinen  Kund- 
barkeit  Nichts  und  zur  Gültigkeit  nur  die  Sanction  des  Staatsoberhauptes  bedürfen. 

^)  Vergl,  Pfeiffer,  Praktische  Ausfuhrungen  Bd.  VI  S.  174  ffl 

^)  Demnach  ist  die  .Publikation"  ein  wesentliches  Requisit  der  Entstehung  enier 
rechtsverbindlichen  Norm  und  es  war  ein  Fehler  des  revidirten  Staatsgrundgesetzes  ftr 


geschrieben,  deren  Erfüllung  die  Gültigkeit  der  Gesetze  bedingt.  So  ist 
namentlich  eine  gewisse  Fassung  der  Publikation')  und  die  Art,  wie  die- 
selbe zu  geschehen,  gesetzlich  bestimmt.")  Erst  durch  die  formelle  gültige 
Publikation  und  sofort  mit  ihr  wird  das  Gesetz  zum  Gesetze,  wenn  nicht 
die  Publikation  selbst  einen  anderen  Zeitpunkt  für  die  Ausführung  des 
Publicirten  bestimmen  sollte.  ) 

2.    Die  Begirung. 
A.    Begriff. 

§.  554. 
Der  Wille  des  Staates  ist  nicht  ein  ruhender,  sondern  die  treibende 
Kraft  seines  Lebens.  Er  muss  um  der  Menschen  willen,  aus  tief  sittlichem 
Grunde  herrschen  d.  h.  aber  seinen  objectiven  Inhalt  auch  in  einen  realen 
Zustand  verwandeln.  Darin  zeigt  sich  eben  die  praktische  Bedeutung  des 
sittlichen  Grandes  und  der  sittlichen  Würde  des  Staates.  Wie  derselbe 
nicht  aus  der  Willkür  der  Menschen,  sondern  aus  dem  sittlichen  und 
physischen  Wesen  derselben  nothwendig  hervorgegangen,  so  fordert  auch 
das  Leben  der  Menschen,  dass  die  Idee  der  Gemeinschaft,  wie  sie  in  dem 
Staate  lebt,  sich  allenthalben  und  immer  thatsächlich  bewahrheitet  und  be- 
währt. Der  Wille  des  Staates  als  das  Gesetz  der  Gemeinschaft  und  des 
Gemeinsamen  trägt  die  Nothwendigkeit  seiner  Verwirklichung  in  sich.  Erst 
durch  dieses  Zurthatwerden  seines  Willens  erfüllt  sich  das  Leben  des 
Staates  und  es  zeigt  grade  dieses  Moment  des  Handelns  den  Staat  als  eine 
Gewalt.  Der  Staat  muss  so  handeln,  weil  er  also  wollte,  und  er  musste 
so  wollen,  weil  diese  Zustände,  auf  welche  der  Wille  gerichtet  war,  dar- 
gestellt werden  mussten.  Wille  und  That  sind  also  gleich  nothwendige 
Momente  des  Staatsdaseins  und  bedingen  und  erzeugen  sich  gegenseitig 
aus  dem  BegriflFe  des  wirklichen  Staates.  Diese  Thatmomente  füllen  in 
Verbindung  mit  dem  Momente  des  Staatswillens  den  Begriff  des  souverainen 
Staatslebens. 

Reusa  j.  L.  vom  14.  April  1852,  dass  dasselbe  im  §.  42  die  Verkündigung  der  Gesetze  zu 
der  vollziehenden  Gewalt  rechnete. 

')  Erwähnung  der  Zustimmung  der  Landstände  in  den  Gesetzen,  Contrasignatur  der 
verantwortlichen  Minister 

')  Verkündigung  durch  die  Gesetzsammlung,  durch  officielle  Anzeigeblättcr ,  von  der 
Kanzel  u.  s.  w.  Partikularrechtlich  ist  die  Bestimmung,  dass  eine  Verordnung  am  achten 
Tage  nach  der  Veröffentlichung  derselben  in  dem  öffentlichen  Anzeigeblatt  als  gehörig 
publicirt  betrachtet  werden  solle.  Vergl.  Preussische  Verordnung  vom  28.  März  1811 
und  Braunschweigsche  vom  5.  Januar  1814. 

^)  Das  Dasein  des  materiellen  Gesetzes  ist  die  Voraussetzung  seiner  Verkündigung, 
aber  diese  erfüllt  erst  den  formellen  Begriff  desselben. 
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§.  555. 
Die  Verwirklichung  des  Zweckes  des  Staates  und  die  Vermittlung  der 
darin  begriffenen  Prinzipien  des  öffentlichen  Lebens  mit  den  realen  Zu- 
ständen und  Bedürfnissen  desselben  zeigen  den  Staat  als  ein  lebendiges 
Wesen.  Während  die  Verfassung  den  Staat  als  Zustand  darstellt,  offenbart 
sich  in  der  Betbätigung  seines  Berufes  das  Leben  des  Staates  und  zeigen 
die  Glieder  seines  Organismus  sich  in  lebensvollen  Functionen  begriffen. 
Dieses  Leben  des  Staates  ist  seine  Regirung*)  und  sind  darunter  alle 
die  Functionen  begriffen ,  welche  den  Zweck  des  Staates  mit  dem  realen 
Leben  vermitteln  und  welche  von  dem  Staate  ausgehen  und  f&r  den  Staat 
geschehen.  Die  Regirung  des  Staates  ist  die  unabweisliche  Consequenz 
und  wieder  die  nnerlässliche  Bedingung  des  Staatsdaseins  und  als  .die  Ver- 
wirklichung ununterbrochen  und  absolut  geltender  und  zu  erfbUender  Zwecke 
eine  continuirlich  wirkende,  so  dass  es  üblich  geworden  die  Staatsgewalt 
selbst  als  Staätsregirung  zu  bezeichnen.^ 

*  B.    Nationaler  Charakter. 

§.  556. 
Das  Subject  der  Regirung  als  des  wirklichen  Staatslebens  ist  der 
Staat,  also  die  organische  Gemeinschaft  des  Volkes  auf  diesem  bestimmten 
Staatsgebiete.  Selbstverständlich  beeinflusst  der  sittlich -geistige  Charakter 
des  Volkes  wie  den  Geist  so  auch  die  Formen  seines  Gesammtlebens.  Ein 
jeder  Staat  prägt  sein  eigenes  Regirungssystem  aus  und  zeigt  in  diesem 
sein  individuelles  Leben.  Wie  die  Verfassung  des  Staates  die  Individaalität 
seiner  Existenz,  so  stellt  die  Regirung  des  Staates  die  Individualität  seines 
Handelns  dar.  Aber  es  gilt  auch  für  das  Leben  der  deutschen  Staaten, 
dass  die  Gleichartigkeit  ihres  Volkes,  des  Bruchtheiles  einer  einigen  Nation, 
und  die  gleichen  äusseren  und  inneren  Verhältnisse  auch  eine  gewisse 
Gleichartigkeit  der  einzelnen  Regirungssysteme  hervorgebracht  l\at  Zwar 
ist  der  materielle  Inhalt  und  die  politische  Bedeutung  ^es  Staatslebens  sehr 
verschieden  je  nach  dem  Grade  der  staatlichen  Bedeutsamkeit  des  einzelnen 
Staates  und  dem  Umfange  und  der  Art  der  Aufgaben  seines  realen  Lebens, 
aber  nicht  so  bemerkbar  sind  diese  Unterschiede,  wenn  es  sich  nur  darum 
handelt,  die  allgemeinen  Formen  und  Organe  des  Staatslebens  daraustellen. 
Diese  sind  in  jedem  deutschen  Staate  dieselben  und  die  Verschiedenheiten 


*)  *Ä^i]y  imperium,. beide  Ausdrucke  im  national- technischen  Sinne  verstanden.  Das 
deutsche  Mittelalter  bezeichnete  dasselbe  oder  doch  sehr  Aehnllches  mit  dem  Worte  ,Vogtei'. 
das  aber  im  Laufe  der  Zeit  wenigstens  diese  Bedeutung  verloren  hat. 

')  In  den  deutschen  Verfassungsgesetzen  findet  sich  der  Ausdruck  »Staatsregiraß?" 
oder  „Regirung"  stets  in  diesem  Sinne  gebraucht. 
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der  thatsächlichen  Gestaltung  des  Staatslebens  sind  mehr  factischer  als  prin- 
zipieller Art  und  Bedeutung/) 

C.    Gegenstände. 

§.  567. 
Die  Gegenstände  der-Regirung  des  Staates  sind  im  Allgemeinen  die 
in  dem  Zwecke  des  Staates  enthaltenen  und  zieht  dieser  die  Grenzen  auch 
für  diese  Function  der  Staatsgewalt.  Dass  sie  indess  nicht  mit  den 
Objecten  des  Gesetzes  in  der  Weise  zusammenfallen,  dass  die  Regirung 
nur  das  ergreifen  könne,  wofür  zuvor  der  Staats wille* in  einem  bestimmten 
Gesetze  die  Norm  gegeben,  erhellt  schon  daraus,  dass  die  Handlung  des 
Staates,  namentlich  seine  Oberaufsichtsftlhrung,  nicht  selten  der  Normirung 
eines  politischen  Verhältnisses  vorausgeht,  auch  nicht  minder  selten  in 
diesem  ihrem  Stadium  beharrt.  Je  bestimmter  nun  das  Recht  die  Grenzen 
des  staatlichen  Zuständigkeitsgebietes  bezeichnet  hat,  desto  fester  ist*  auch 
das  objective  Gebiet  der  Staatsregirung  bestimmt.  Ebenso  können  auch 
für  die  Formen  der  Staatsregirung  mehr  oder  weniger  unausweisliche 
Normen  gegeben  und  kann  dadurch  die  thatsächliche  Regirung  an  feste 
materielle  und  formelle  Gesetze  gebunden  sein.  Wo  dieses  der  Fall,  pflegt 
man  von  einer  verfassungsmässigen  Staatsverwaltung  zusprechen, 
und  muss  diese  natürlich  das  Prinzip  sein.*)  . 

D.    Arten, 
a.    Allgemeine  Formen. 

§.  558. 
Die  Regirung  der  Staatsgewalt  begreift   alle   diejenigen  Vornahmen, 


*)  Es  genügt  an  den  möglichen  Unterschied  zwischen  dem  Inhalt  des  Verfassungs- 
gesetzer  und  dem  thatsächlich  geuhten  Regirungssystem  zu  erinnern. 

*j  Analog  dem  verfassungsmässigen  Staatswillen.  Die  Regirungsgewalt  des 
Staates  ist  verschieden,  je  nachdem  sie  als  Rechtsgewalt  oder  als  Sicherungsgewalt  oder 
als  Fürsorge  für  die  materielle  Wohlfahrt  auftritt.  Dort  h&lt  sie  das  Recht,  welches  ge- 
setzt ißt,  aufrecht,  indem  sie  das  verletzte  Recht  heilt  nnd  einem  Jeden  zu  seinem  Rechte 
verhilft;  als  Sicherungsgewalt  üht  sie  den  zum  Schutze  der  Bedrohten  oder  des  Geföhr- 
deten  noth wendigen  Zwang;  als  Fürsorge  für  das  allgemeine  Wohl  pflegt  sie  die  Interessen 
und  fördert  sie  die  Voraussetzungen,  welche  dasselbe  bedingen.  Der  Gegenstand  und  der 
Zweck  haben  die  spezielle  Function  der  Staatsverwaltung  zu  bestimmen.  Mit  besonderer 
Bedeutung,  wie  auch  aus  besonderen  sachlichen  Gründen  charakterisirt  sich  aber  die 
Staatsverwaltung  auf  dem  Gebiete  des  Rechtslebens  sei  es  auf  dem  des  öffentlichen  wie 
auf  dem  des  bürgerlichen  Rechtes,  wenn  der  Schutz  des  subjectiven  Rechtes  oder  die 
Heilung  der  verletzten  Rethtsbrdnung  oder  des  verletzten  Privalrechts  die  Hülfe  des 
Staates  beansprucht.  Vor  Allem  zeigt  sich  diese  Bedeutung  an  dem  besonderen  Interesse, 
welches  die  Organe  der  Justizgewalt  in  den  deutschen  Staaten  bestimmt  und  ihre  Rechts- 
zustande gestaltet  hat     S.  unten  die  Darstellung  des  Rechts  der  Regirungsorgane. 
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welche  die  thatsächliche  und  objective  Verwirklichung  des  Staats  beabsich- 
tigen.    Dieselben  sind  ihrem  Wesen  nach  zwiefacher  Art,   indem  sie  ent- 
weder den   Zweck  haben,  der  Staatsgewalt  die  Kenntniss  der  zn  ihrem 
Berufsgebiete  gehörenden  Angelegenheiten,  ihrer  realen  Gestaltung  und  der 
an  denselben  hervortretenden  Mängel  zu  verschaffen,   oder  aber  die  Ver- 
wirklichung der  staatsrechtlichen  Zwecke  und  Bestimmungen  durch  positire 
Handlungen  zum  Gegenstande  haben.   Jene  Art  der  Staatshandlnngen  wird 
die   oberanfsehende  (xewalt   genannt,    diese   aber   die   ausführende. 
Beide  Richtungen  der  Staatsthätigkeit  dienen  demselben  Ziele  und  unter- 
scheiden sich  nur  durch  die  verschiedenen  Mittel,  deren  sie  sich'  bei  der 
Verfolgung  dieses  Zieles  bedienen.     Die  oberaufsehende  Gewalt  ist  mehr 
receptiv,   die  vollziehende  mehr  productiv,    aber  beide  ergänzen  und  be- 
dingen sich  so  bestimmt,    dass  die  eine  ohne,  die  andere  als  unmöglich 
oder  doch  als  zwecklos  und  ohne   praktischen  Werth    erscheinen  würde. 
Wie  der  Staatswille  zur  That   drängt  und  der  Grund  der  Staatsregirmig 
ist,  so  enthält  auch  die  Regirung  selbst  wieder  die  Motive,  aus  welchen 
der  Wille  des  Staates  entsteht, 

aa.    Oberaufsebende  Gewalt. 

§.  559. 
Die  Oberaufsicht  des  Staates  wird  durch  die  Beobachtung  und  Ueber- 
wachung  aller  in  dem  Staatszweck  enthaltenen  oder  denselben  direct  oder 
indirect  berührenden  Angelegenheiten  geübt.*)     Den  Gegenstand  des  staat- 
lichen Oberaufsichtsrechts  bildet  der  Staat  mit  all  seinen  Angelegenheiten, 
mögen  sie  dem  Gebiete  des  Rechtes*)  oder  dem  der  sonstigen  öffentlichet 
Interessen,  dem  des  unmittelbaren  oder  dem  des  nur  mittelbaren  Berufes 
des  Staates  angehören,  und  mögen  sie  die  inneren  oder  äusseren  Verhält- 
nisse desselben  betreffen.     Denn  da  die  Aufgabe  und  das  Wesen  ffieser 
Art  der  politischen  Gewalt  nur   ist,    dem  Haupte   des  Staates  die  noth- 
wendige  Kunde  der  den  Staat  direct  oder  indirect  betreffenden  Angelegen- 
heiten,  ihrer  Mängel,  ihrer  Entwicklung  und  weiteren  Wirkung,  zu  ver 
schaffen  und  ihm  somit  die  Gewissheit,  dass  die  Staatszwecke  erfüllt  sind 
oder  werden,  und  die  Möglichkeit  der  erforderlichen  Abhülfe  und  NachhtilU 
zu  gewähren,  so  kann  dieser  Oberaufsicht  des  Staates  keine  Angelegenhei' 
des  öffentlichen  Lebens  sich  entziehen,    und  macht  es  für  dieselbe  anch 
keinen  Unterschied,  ob  und  in  welcher  Weise  der  Staat  danadi  im  Staude' 
ist,  seine  endliche  Aufgabe  zu  lösen,  ob  dereelbe  bei  der  KenDtnissnahin»' 


M  Klub  er,  Oeffentliclies  Recht  §.358:  ,  Wachsam  nouaB  sie  jeder  Anordnung'  v! 
Vorschrift  vorausgehen,  beobachtend  muss  sie  deren  Vollziehung  und  Erfolg  "b^leiton* 

')  Die  Oberaufsicht  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes  bildet,  den  we-^r* 
liebsten  Bestandtheil  der  „Justizhoheit.**     S.  unten  §.  568. 


Handlungen  bewegen  muss.')  Es  bedarf  also  keiner  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Gegenstände  der  staatlichen  Oberaufsichtsgewalt,  wie  dieselbe  auch 
nur  eine  Wiederholung  der  einzelnen  Gegenstände  und  Richtungen  der 
materiellen  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  sein  würde.*) 

§.  560. 
Die  Art  der  Bethätigung  der  staatlichen  Oberaufsicht  bestimmt  sich 
nach  dem  speziellen  Gegenstande  und  Zwecke  derselben  verschieden.    Per- 
sönliche Augenscheineinnahme  durch  einen  damit  beauftragten  Beamten  oder 
auch  eine  andere  Privatperson,  Einforderung  von  Berichten,  Anordnung  von 
Visitationen  und  Inspectionen  der  Behörden,  Einsicht  der  Statuten  besonderer 
Vereine  oder  gewerblicher  Gesellschaften,   üeberwachung  ihrer  Zusammen- 
künfte, Beaufsichtigung  der  öffentlichen  Versammlungen,  Visitationen  der 
Wirthshäuser  und  dergl.  Vornahmen  iienen  zur  Verwirklichung  der  staat- 
lichen Oberaufsicht.    Wie  aber  der  Gegenstand  dieser  Function  der  Staats- 
gewalt durch  den  Zweck  und  das  Recht  des  Staates  definitiv  und  prinzipiell 
bestimmt  ist,  so  darf  auch  die  Verwirklichung  derselben  sich  nur  solcher 
Mittel  bedienen,  welche  die  sittlichen  uad  rechtlichen  Prinzipien  des  öflfeut- 
lichen  Lebens  nicht  verletzen.')     Eben  dieser  Grundsatz  ist  ein  Fortschritt 
des  modernen  Staatslebens,  gegen  den  sich  die  Staaten  in  früheren  Zeiten 
oft  schwer  genug  versündigt  haben.  ^)   Durch  die  rechtliche  Feststellung  der 
Grenzen  der  individuellen  Rechts-  und  Freiheitssphäre  sowohl  der  einzelnen 
Kechtssubjecte  als  der  neben   dem  Staate    bestehenden    rechtlich-sittlichen 
Wesen  ist   auch  ein  festerer  Boden  und  ein   bestimmtes  Bereich  für  die 
Uebung  dieser  Oberaufsicht  der  Staatsgewalt  gewonnen.*^) 

bb.    Die  ausführende  Gewalt. 

§.  561. 
Die  ausftlhrende  Gewalt  des  Staates  setzt  das  Dasein  eines  bestimmten 
\"i Ileus  desselben  voraus  und  hat  die  Verwirklichung  dieses  in  den  realen 


M    Diese  gehören  dann  aber  dem  Gebiete  der  „vollziehenden  Gewalt"  an.  A.  M.  Klub  er 
a.  O.  §.  359,  und  Weiss,  System  §.  320.  welche  zu  den Bestandtheilen  des  staatlichen  Ober- 
ifäichtsrechts  auch  „das  Becht  zu  billigen,  zu  genehmigen,  zu  bestätigen,  was  dem  Staats- 
reck   g-emäss,  zu  missbilligen,  aufzuschieben,  eu  hintertreiben,  zn  untersagen,  2U  vet- 
Witen,  was  ihm  zuwider  befunden  wird'',  rechneten. 

^)    Vergl   Zachariä.  Deutsches  StaAt^recht  Th.  II  §,  166,  II. 
J)    VergL  oben  §.  4G  if.  und  §.  541  ff. 

'J    Vergl  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §,  166,  L 

*J    Vergl  oben  g.  41  ff,  über  die  Grenzen  der  Itstaatszuständigkeit  und  f.  63  ff,  nnd  218 
flb^r    daä  Rec^t  des  Staates  den  Vereinen  gegenüber.  , 
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Zuständen  und  Verhältnissen  oder  deren  Vermittlang  mit  dem  Staatswillen 
znm  Zwecke.  In  der  ErfUlIang  dieses  Zweckes  theilen  sich  die  Fnnctioneu 
der  Yollziehenden  Staatsgewalt  wieder  in  zwei  Bichtaugen.  In  der  einen 
genügt  es,  die  allgemeinen  oder  die  spezielleren  Grundsätze,  nach  welchen 
der  Wille  des  Staates  in  einen  realen  Zustand  verwandelt  werden  soll. 
festzustellen  und  zu  verkünden.  Die  andere  Richtung  fordert  dagegen  den 
Staat  zu  positiven  Handlungen  auf,  sei  es  dass  es  sich  um  die  Herstellurg 
bestimmter  äusserer  Einrichtungen  und  Anstalten  oder  nur  um  die  Vor- 
nahme einer  einmaligen  Thätigkeit  handelt.  So  sondert  sich  die  verord- 
nende Gewalt  der  Staatsregirung  von  der  vollziehenden  und  die 
Verordnung  von  der  Executive. 

«.   Die  verordnende  Gewalt. 

§.♦562. 
Unter  der  verordnenden  Gewalt  oder  d^r  Verordnung  sind  alle 
Manifestationen  des  Staatswillens  begriffen)  welche  die  Gegenstände  nnd 
Angelegenheiten  ausserhalb  des  Gebietes  der  Gesetzgebung  betreffen,  oder 
welche  nicht  die  formellen  Requisite  des  Gesetzes  erfüllen.  Somit  ist  die 
Verordnung  auch  zugleich  ein  materieller  und  ein  formeller  Begriff  ganz 
in  der  Weise,  wie  Solches  an  dem  Gesetze  hervortritt.  Als  jener  ergiebt 
sich,  dass  die  Verordnung  nur  fllr  diejenigen  Angelegenheiten,  welche 
innerhalb  des  Bereiches  der  Staatsgewalt  liegen,  aber  .nicht  einen  Eingriff 
in  die  Rechtssphäre  des  Individuum  erfordern,  eine  bestimmende  und  ver- 
pflichtende Norm  geben  kann,  während  formell  als  Verordnung  jede 
Manifestation  des  Staatswillens  erscheint,  welche  nicht  die  formellen  Er- 
fordernisse des  Gesetzes  eAllt.  Auch  hier  ist  möglich,  dass  der  formelle 
und  der  materielle  Begriff  der  Verordnung  sich  in  Wirklichkeit  nicht 
decken,  indem  die  verordnende  Gewalt  sich  auf  das  Gebiet  der  gesetz- 
gebenden ausdehnte  oder  ihrerseits  von  den  Grenzen  ihrer  materiellen  Zu- 
ständigkeit zu  Gunsten  der  Gesetzgebung  zurückwich. ') 

§.  563. 
Ohne  des  Charakters  allgemeiner  Normen  und  Grundsätze  entbehren 
zu  müssen  ist  das  innere  Wesen  der  Verordnungen,  dass  sie  den  wandeln- 
den Bedürfnissen  des  materiellen  öffentlichen  Lebens  dienen  and  die 
Aeussernngen  desselben  den  allgemeinen  Zwecken,  dem  Ethos  des  Staate^ 
entsprechend  leiten.  Das  tägliche  Leben  des  Staates  —  wenn  man  diese 
Bezeichnung  nicht  missverstehen  will  —  äussert  sich  vorwie^«nd  nur  in 
den  Formen  der  Verordnung,  schon  weil  die  Leichtigkeit  ihrer  Handhabung 

«)  S.  oben  §.  350. 


hin  schwerfälligere  Organ  der  gesetzgebenden  Gewalt.  Ein  grosser  Theil 
der  Verordnungen  bezweckt  darum  die  Vermittlung  der  allgemeinen  gesetz- 
lichen Normen  mit  den  thatsäcblicheu  Zuständen,  für  welche  und  über 
welche  diese  herrschen  wollen  (s.  g.  Ausftthrungs-Verordnungen)  *); 
allein  es  kann  das  Staatsleben  der  Verordnungen  auch  zur  Feststellung 
selbständiger  Prinzipien  des  öffentlichen  Lebens  nicht  entbehren')  und  es 
ist  das  gesammte  Gebiet  des  materiellen  Gemeinwohles,  wie  dieses  in  dem 
objectiven  Begriffe  des  Staatszweckes  enthalten,  prinzipiell  dasjenige,  aut 
welchem  die  Zuständigkeit  der  verordnenden  Gewalt  die  Regel  bildet.  Wo 
die  Zweckmässigkeit  der  jeweiligen  Umstände  das  bestimmende  Prinzip 
bildet,  ist  vor  Allem  die  Verordnung  die  regelmässige  Form  der  Aeusserung 
des  Staats  willens.') 

§.  564. 
Das  positive  Recht,   also  die  Gesetzgebung,   bestimmt  das  Gebiet  wie 
die  Formen  der  verordnenden  Gewalt.*)     Dadurch  wird  auch  die  Verord- 
nung zu  einem  Rechtsbegriffe  und  die  verordnende  Gewalt  zu  einer  reclit- 
lichen  Function  des  Staatslebens.     Die  üeberschreitupg  jenes  positiv-recht- 
lichen Gebietes  macht  die  Verordnung  materiell,  die  Ausserachtlassung  jener 
vom    Gesetze    vorgesc^J^bnen    Formen    iformell    nichtig.     Nur   diejenige, 
welche  jenen  gesetzlichen  Bestimmungen   entspricht,    ist  eine    herrschafts- 
t  berechtigte  und   (verfassungsmässige)   Verordnung.     Wohl  aber   kann  das 
Gesetz  selbst  Ausnahmsfälle  feststellen,    in  denen  die  Befugniss  der  ver- 
ordnenden Gewalt  die  (regelmässige)  Grenze  ihrer  materiellen  Zuständigkeit 
tiberschreiten    darf.     Dann   ist   die   Verordnung   unter   der  Voraussetzung 
materiell  gältig,  dass  die  materiellen  Bedingungen  dieser  Ausnahmen  erftillt 
sind.     Sind  die  formellen  Erfordernisse  einer  solchen  Ausnahmsverordnung 
noch  besonders  gestaltet,  so  ist  auch  diesen  zu  genügen,  um  der  Verord- 
nung auch  die  formelle  Gültigkeit  zu  verschaffen.*) 


*)  Sie  werden  passend  „Anordnungen**  zur  Unterscheidung  von  „Verordnungen"  genannt 
-werden. 

*)  A.  M.  Zöpfl,  Grundsätze  §.  439,  L 

3)  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre  Ahth.  II  S.  195. 

*)  So  bestimmte  das  Preussische  Gesetz  vom  10.  Juni  1854,  dass  die  Wieder- 
herstellung der  1848  beseitigten  Rechte  und  Vorzüge  der  Mediatisirten  im  Wege  König- 
licher Verordnung  erfolgen  solle.  Ein  besonders  wichtiger  Fall  der  Ausdehnung  des 
Tnateriellen  Gebietes  der  verordnenden  Gewalt  ist  die  gesetzliche  üebertragung  der  ge- 
.^amraten  gesetzgebenden  Gewalt  auf  den  König  bezüglich  der  dem  Königreich  Preussen 
1866  einverleibten  neuen  Provinzen. 

*)  Das  Nähere  wird  unten  in  der  Darstellung  des  Rechtes  der  Regirungsorgane  bezw. 
der   Staatsregirung  zu  erwähnen  sein. 
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ß.   Die  vollziehende  Gewalt. 

§.  565. 
Die  vollziehende  Oewalt  ist  die  thatsächliche  Darstellung  des  nor- 
malen Zustandes  des  öffentlichen  Lebens. ')  Das  vBecht  des  Staates  wie 
das  im  Staate  sind  also  die  materielle  Voraussetzung  dieser  Function  der 
Staatsgewalt  in  dem  Sinne,  dass  die  vollziehende  Gewalt  dieses  Rechte  den 
Beruf  des  Staates,  als  einen  thatsächlichen  Zustand  darstellen  muss,  aber 
auch  nur  darstellen  kann.  Der  Staat  muss  eben  seinen  sittlich-rechtlichen 
Beruf  erfüllen,  aber  auch  nur  diesen.  Wie  also  die  vollziehende  (Jewalt 
des  Staates  die  ausserhalb  des  Staatsberufes  liegenden  Angelegenheiten  nicht 
zu  ergreifen  hat,  so  ist  auch  die  Art  und  Weise,  wie  diese  Gewalt  sich  zu 
bethätigen  hat,  insofern  durch  den  Beruf  des  Staates  bedingt  und  bestimmt, 
als  die  Formen  und  Mittel,  deren  der  Staat  sich  bedienen  will,  nicht  gegen 
Recht  und  Sittlichkeit  Verstössen  dürfen,  sondern  vielmehr  so  zu  wählen 
und  zu  handhaben  sind,  dass  der  coucrete  Zweck  der  vollziehenden  Ge- 
walt dadurch  erreicht  werden  kann  und  die  allgemeinen  Prinzipien  des 
öffentlichen  Lebens  gewahrt  und  verwirklicht  werden. 

§•  566. 
Die  einzeben  Formen  der  vollziehendei^^lralt  des  Staates  fUhren 
sich  auf  die  Untersuchung  oder  Prüfung  thatsächlicher  oder  recht- 
licher Verhältnisse,  auf  die  Entscheidung  und  deren  Ausführungr 
oder  Vollstreckung  zurück.  Auf  den  verschiedenen  Gebieten  des 
Staatslebens  zeigen  sich  diese  Formen  aber  verschieden,  je  nach  dem 
Charakter  der  Gegenstände,  auf  welche  sie  sich  beziehen  und  der  Zwecke, 
welche  damit  erfüllt  sein  wollen.  So  ist  die  criminalrechtliche  Unter- 
suchung eines  verbrecherischen  Thatbestandes  eine  andere  als  die  criminal- 
processualische  Instruction  einer  privatrechtlichen  Klage,  und  von  beiden 
unterscheidet  sich  •  die  Untersuchung,  realer  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete 
der  Pflege  des  Gemeinwohles  und  auf  dem  der  Polizeigewalt,  desgleichen 
ist  die  Bedeutung  der  Entscheidung  oder  des  Urtheils  eine  je  besondere 
auf  dem  Gebiete  der  Strafrechtspflege,  des  Givilrechts  und  des  administra- 
tiven,  bez.  polizeilichen  Rechtes  der  Staatsgewalt,')  wie  endlich  auch  die 

*)  Weiss,  System  §.  316:  „Die  ausführende  oder  vollziehende  innere  Staatsgewalt 
(die  Executivgewalt  im  weiteren  Sinne)  besteht  in  dem  Recht  und  der  Pflicht  des  Staats- 
oberhauptes, die  von  der  Staatsgewalt  verfassungsmassig  erlassenen  Gesetze  zur 
Ausführung  und  Anwendung  zu  bringen. 

*)  Unterschied  zwischen  Urtheilen,  Bescheiden,  Anordnungen  d  h.  concreten 
Begelungen  eines  bestimmten  thatsächlichen  Verhältnisses.  Das  Urtheil  ist  ein  Institut 
des  Straf-  und  des  Civilrechts,  der  Bescheid  und  die  Anordnung  gehören  vorwie/^^^(l 
dem  administrativen  oder  polizeilichen  Verfahren  an;  indess  kennt  auch  das  richterlicbe  ' 


liehen  Lebens  nach  Form  und  Mitteln  eine,  wesentlich  besondere  ist. 

§.  567. 
Die  spezielle  Richtung  und  Art  der  vollziehenden  Gewalt  bestimmt 
sich  durch  den  concreten  Zweck  derselben.*)  Es  kann  dieser  erfordero, 
dass  Neues  geschaflFen,  Bestehendes  geschützt  oder  Verletztes  restituirt 
werde.  Ebenso  bedingt  der  Zweck  des  concreten  Staatsberufes  die  Art 
und  Weise,  wie  die  vollziehende  Gewalt  sich  zu  bethätigen  hat,  ob  durch 
Anwendung  physischen  Zwanges  oder  durch  intellectuelle  oder  moralische 
Beeinflussung  derjenigen  Personen,  an  und  von  welchen  das  Recht  des 
Staates  zu  verwirklichen  ist,  ob  durch  Herstellung  eines  realen  Zustandes 
und  bestimmter  Anstalten  oder  durch  Abwehr  von  Hemmnissen  und  ge- 
fährdenden Einflttssen,  ob  durch  Vollstreckung  von  Strafen,  oder  durch 
Verwendung  finanzieller  Mittel  oder  durch  Geltendmachung  der  physischen 
Macht  des  Staates.  Das  Mittel  der  vollziehenden  Gewalt  hat  in  jedem 
einzelnen  Falle  dem  Zwecke  ihrer  Bethätigung  zu  entsprechen.  Vor  Allem 
ist  es  ein  wesentlicher  Fortschritt  des  öfiFentlichen  Rechtslebens,  dass  der 
Staat  begriffen  hat,  dass  das  Gebot  oder  Verbot  und  der  äussere 
Zwang  keineswegs  tiberall  Platz  greifen  dürfen,  dass  es.  vielmehr  ein 
weites  Gebiet  giebt,  auf  welchem  die  Staatsgewalt  nur  pflegen  soll.') 

b.    Besondere  Formen  der  Rechtsgewalt. 

§.  568. 
In  der  praktischen  Uebung  des  RechtsberufeS  der  Staatsgewalt  zeigen 
sich  zweierlei  Arten  ihrer  Thätigkeit,  einmal  die  der  Fürsorge  für  die 
Voraussetzungen  der  Erhaltung  der  rechtlichen  Ordnung  und  dann  die  Er- 
haltung dieser  selbst  oder  die  Anwendung  der  bestehenden  rechtlichen 
Grundsätze  auf  die  bestimmtep  Fälle,  für  welche  sie  vorgesehen  worden. 
Jene  Art  des  Rechtsberufes  der  Staatsgewalt  ist  als  die  Justizhoheit, 
diese  als  die  richterliche  Gewalt^)  bezeichnet.  Die  Unterscheidung 
gilt  für  das  gesammte  Rechtsgebiet  des  Staates,  sowohl  für  das  Criminal- 


Verfahren  solche  Bescheide  und  Anordnungen  im  Gegensatze  von  den  die  Sache  seihst 
oder  deren  einzelne  Vorfragen  entscheidenden  Urtheilen. 

•  ')  Als  eine  seltsame  BegriiTsunklarheit  ist  zu  registriren,  dass  Maurenhrecher, 
Oriindsätze  des  heutigen  Deutschen  Staatsrechts  §.  189  ff.  das  „ Staatsjustiz-,  Polizei-, 
Dienst-  und  Finanzrecht"  —  also  y  ziemlich  das  gesammte  materielle  Becht  der  Staats- 
o-ewalt  nur  als  „Anwendungen  der  vollziehenden  Gewalt"  hehandeln  wollte. 

«)  Vat^I.  Bluntschli,  Allgemeinefi  Staatsrecht  Th.  T  S.  4B5  und  oben  §.  110  ff. 
^}  S.   oben  §.  88  ff,     Vct  XJiitvT^chiüd    zwischen    der  Justizhohi^it  um!    der  richter* 
"iiL'tl«!!   Gt'wuh  des  Stiiates  whsl  von  <^.Mn  ^w lachen  der  ofc'raufsclieoden  uuil  aasführemlen 
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recht  wie  ftlr  das  Privatrecht,  and  hat  auf  beiden  Rechtsgebieten  dieselbe 
Bedeutung.  Während  die  Justizhoheit  die  materiellen  and  formellen  Vor- 
aussetzungen  der  gerichtlichen  Thätigkeit,  die  Klarstellung  der  gesetzlich 
anzuwendenden  Rechtsnormen  wie  die  Schaffung  der  dieselbe  handhabenden 
und  überwachenden  Qrgane  umfasst,  hat  die  rechtsprechende  Thätigkeit  nur 
zu  entscheiden,  ob  und  welche  Rechtsregel  einen  Thatbestand  beherrschen 
will  nnd  ob  eine  begangene  Handlang  als  eine  Verletzung  der  absoluten 
Rechtsordnung  zur  Verantwortung  und  zur  Strafe  zu  ziehen  sei.  Der 
zwischen  beiden  Arten  des  praktischen  Rechtsberufes  der  Staatsgewalt 
liegende  Unterschied  ist  aber  von  solcher  praktischen  Wichtigkeit  und  hat 
eine  so  wesentliche  Berechtigung,  dass  die  gesammte  Organisation  des 
Gerichtswesens  von  diesem  prinzipiellen  Unterschiede  beherrscht  wird.') 


Gewalt  nicht  gedeckt,  yiebnehr  sind  in  dem  Begriffe  der  Justizhoheit  beide  Functionen  der 
Staatsgewalt   mit   ihren  Unterarten  begriffen.     Das  Merkmal   der   Unterscheidung    liegt 
lediglich  in  dem  Gegensatze  vom  ^ Rechtsprechen"   und  von  der  Fürsorge  für  die    Dar- 
stellung und  zweckentsprechende  Unterhaltung  des  Apparates  der  Jurisdiction. 
0  S.  unten  die  Darstellung  des  Rechts  der  Eegirungsorgane 
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Viertes  Bnch. 

Die  Org^ane  des  Staatslebens, 

§.  569. 

Die  Organe;  deren  der  Staat  sich  zur  Betbätigung  seines  persönlichen 
Wesens  (Staatsgewalt)  bedienen  muss,  sind  zweierlei  Art,  wie  eben  auch 
das  Leben  des  persönlichen  Staates  sich  in  zwiefacher  Form  manifestirt. 
Der  Wille  des  Staates  oder  das  Oesetz  bedarf  einer  organischen  An- 
stalt, darch  welche  derselbe  erkennbar  und  zu  der  herrschaftsberechtigten 
Norm  wird,  sowie  auch  die  Regirung  des  Staates  nur  durch  die  Ver- 
mittlung besonderer  Organe  Thatsache  werden  kann.  Hinsichtlich  der  Ein- 
richtung und  des  politischen  Charakters  dieser  Organe  des  Staatslebens 
anterscheiden  sich  in  besonders  kenntlicher  Weise  die  Monarchien  von  den 
Republiken.  Die  Personification  der  Staatsgewalt  in  einer  physischen  Per- 
son, dem  persönlichen  Souverain,  liegt  der  gesammten  Organisation  des 
Organes  des  Staatswillens  wie  der  Staatsregirung  so  bestimmend  zu  Qrunde, 
dass  der  Mangel  eines  solchen  persönlichen  Souverains  in  den  Bepubliken 
auch  eine  andere  Gestalt  und  rechtliche  Stellung  der  Organe  des  Staats- 
lebens zur  Folge  haben  muss.  So  ist  die  Darstellung  des  Rechtes  der  Or- 
gane des  Staatslebens  in  den  Monarchien  von  der  des  Rechtes  der 
Organe  in  den  Republiken  zu  trennen. 

§.  570. 

Seit  den  Ereignissen  von  1866  haben  sich  flir  die  deutschen  Staaten 
noch  für  andere  Sphären  des  öifentlichen  Lebens  der  deutschen  Staaten 
Organe  gebildet.  In  den  verschiedenen  Kreisen,  welche  das  politische 
Leben  den  deutschen  Staaten  seitdem  gezogen,  ist  je  ein  besonderes  Organ 
des  politischen  Lebens  geschaffen  und  gind  diese  als  je  bsondere  darzu- 
stellen. Ueber  den  Organen  des  Einzellebens  der  deutschen  Staa- 
ten, der  Monarchien  und  der  Republiken,  erhebt  sich  hinsichtlich  der  zum 
Norddeutschen  Bunde  vereinigten  Staaten  das  Organ  der  Bundesgewalt, 
und  alle  deutschen  Staaten«  vereinigten  sich  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und 
Handelsverkehrs  zu  dem  gemeinsamen  Organe  des  Zoll-  und  Ilandels- 

Orotefend,  Staatsracbt.  35 
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Vereins.  So  gliedert  sich  das  System  der  Organe  des  deatschen  Staatslebeus 
dreifach  und  sind  jene  drei  Organe  als  je  selbständige  und  eigengeartete 
Systeme  darzustellen.  Hinsichtlich  eines  jeden  ist  dann  der  Unterschied 
zwischen  dem  Organe  der  Gesetzgebung  und  dem  der  Regirung 
zur  Grundtheilung  des  Stoffes  zu  benutzen.  • 


Erstes  Kapitel. 
Die  Organe  des  Staatslebens  in  den  Honarchien. 

§.  571/ 
Das  monarchische  Prinzip  stellt  den  Souverain  als  den  alleinigen  Be- 
sitzer der  Staatsgewalt  und  der  darin  begriffenen  Rechte  dar  und  cp  ist 
nur  dieser,  durch  welchen  der  Staat  seine  Rechte  geltend  machen  und 
herrschen  kann.')  Es  ist  also  der  Souverain  das  alleinige  Organ  der 
Staatsgewalt  und  nur  durch  ihn  äussert  sich  der  Wille  des  Staates  oder 
das  Gesetz  und  zeigt  sich  der  Staat  als  handelndes  Wesen  oder  als  die 
Regirungsgewalt.  Das  ist  das  allgemein  anerkannte  Prinzip  der  deutschen 
Monarchien:  der  Souverain  ist  das  Organ  der  Staatsgewalt,  ihres  Willens 
und  ihres  Handelns,  des  Gesetzes  und  der  Regirung.  Allein  es  erleidet 
dieses  Prinzip  in  beiden  Richtungen  hin  eine  Modifiöation.  Denn  wenn 
auch  der  Souverain  allein  es  ist,  welcher  den  Willen  des  Staates  aus- 
spricht und  als  das  Alle  verpflichtende  Gesetz  verktlndet,  so  ist  doch  nicht 
schon  sein  persönlicher  Wille  das  Gesetz  des  Staates.  Zur  Ent- 
stehung dieses  bedarf  es  der  Mitwikung  und  des  Zusammenwirkens  aller 
sittlich-physischen  Wesen  im  Staate,  eben  des  Souverains  und  der  üuter- 
thanen.  Dann  aber  hat  auch  der  Souverain  zwar  das  alleinige  Recht,  die 
Regirungsgewalt  zu  üben  und  den  Willen  des  Staates  zur  thatsäch liehen 
Herrschaft  zu  bringen  (zu  regiren),  aber  seine  persönliche  Macht 
reicht  dazu  nicht  aus  und  es  bedarf  noch  besonderer  Organe  der  fürstlichen 
Regirung.  So  bilden  sich  ungeachtet  und  wegen  des  monarchischen  Prin- 
zipes  ganz  besondere  Organe  der  Staatsgewalt:  der  gesetzgebende 
Körper  und  der  Staatsdienst,  jenes  als  das  Organ  des  Staatswillens 
und  dieses  als  das  der  Ausführung  des  thatsächlichen  Wollens  und  Mössens 
der  Staatsgewalt,  der  Staatsregirmig. 

')  S.  oben  §.  331  flf. 


Erster  Titel. 

Der  gesetzgebende  Körper. 

Erster  Abschnitt, 
'^crfaffunö  öeffefßen. 

§.  572. 
Das  Gesetz  ist  der  Wille  des  Staates  als  der  organischen  Gesammt- 
heit  seiner  geistig -physischen  Elemente,  es  entsteht  darum  auch  nur  aus 
dem  Wollen  dieser  Gesammtheit  d.  h.  aber  aus  dem  Wollen  des  Staats- 
oberhauptes und  der  Unterthanen. ')  Diesen  beiden  Elementen  eignet  die 
gesetzgebende  Gewalt  gemeinschaftlich,  nur.  durch  ihr  Zusammenwirken 
entsteht  das  Gesetz.  Die  ünterthanen  bedürfen  aber  eines  besonderen  Or- 
ganes  zur  Geltendmachung  ihrer  Antheilnahme  an  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt, wie  auch  sonst  ihrer  Bethätigung  an  der  gesammten  Staatsverwal- 
tung, soweit  diese  überhaupt  der  thätigen  Antheilnahme  der  Ünterthanen 
als  der  nicht  Herrschenden,  sondern  der  vom  Staate  Beherrschten  bedürfen 
kann.  Das  Staatsoberhaupt  und  dieses  Organ  der  Ünterthanen 
sind  die  beiden  Elemente  des  gesetzgebenden  Körpers.*)  Die 
organische  Gestaltung  dieses  und -die  rechtliche  Fixirung  seiner  Stellung 
und  Bedeutung,  seiner  Rechte  und  Pflichten,  sind  ein  wesentlichster  Bestand- 
theil  des  Verfassungsrechtes.  Das  Organ  der  Ünterthanen  zur  Bethätigung 
der  politischen  Rechte  derselben,  ist  in  allen  deutschen  Monarchien  der 
Landtag  (landständische  Verfassung).')  Aus  dem  Zusammen- 
wirken dieser  beiden  Elemente  des  gesetzgebenden  Körpers   entsteht  das 


')  Darum  hat  man  das  Gesetz  auch  wohl  einen  ;, Vertrag"  genannt  und  findet  sich 
diese  Bezeichnung  seihst  im  Verfassungsgesetze,  vergl,  z.  B.  Würtemhergsches  in  den 
Schlussworten,  in  welchen  der  König  „den  gegenwärtigen  Vertrag"  (das  Verfassungs- 
gesetz) fest  und  unverhrüchlich  halten  zu  wollen  geloht.  WiR  man  den  Ausdruck  nicht 
im  privatrechtlichen  Sinne  und  nicht  als  eine  Connivenz  gegen  die  Theorie  des  contrat 
social  verstehen,  so  mag  dagegen  nichts  zu  erinnern  sein,  aber  nur  unter  dieser  Voraus- 
setzraig. 

*)  Bluutächli,  AUgeTneiiies  Staatsrecht  Th.  I  S.  4^)  ff.  Es  wird  nur  von  der 
Bedeutung  und  4cm  Rechte  der  LanÜHtändo  als  dci?  einen  Plli-mentcN  des  gesct^i^eheiidi^n 
KrpTpefB  gesjiroehen.  Daea  die  Landstiinde  auch  noch  wt^itert*  Befugns.sse  liaheriT  ivini 
sich  hei  der  Darstellung  der  Or^'nue  der  nc^iruiigsjjewalt  steigen-  Dit'  soiiKt  übliche 
Weise,  schlccJithin  von  dt^n  Rechten  der  Htände  ssu  i^pTücheiit  wird  hier  verlaaat'n. 

*)  Die  Bezeichnung  \wt  eine  verschiedene  ^  LandischaftT  Landtag,  StändeTer- 
Sammlung,  die  Stande  oder  L  a  Ti  d s  t  ä  n  di\  Die  ers^teren  "beidt^n  und  die  Bezei<?linung : 
,iiit?  Staude"  geht>rcn  vor  Allem  der  alteren  Periode  der  politischen  Entw  ick  long  in 
Ijentscliland  an,  inde^s  verbindet  eich  jet5^  du  bealiniinter  fitaat*4Tcclitlicher  Begriff  mit 
jenen  verschiedenen  Bezeichnungen  nicht  mehr,  Äh  die  vorurttreiblosc  kann  w^lil  die 
„der  XiATidtag'*  genannt  werden. 

35* 
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Gesetz.  Sie  ergänzen  sich  zu  einem  einheitlichen  Ganzen ,  dessen  Recht 
die  Gesetzgebung  und  an  dessen  organischen  Gliederung  sich  das  besondere 
System  der  Rechte  des  gesetzgebenden  Körpers  gestaltet^  und  zwar  das 
Recht  des  Landtags  als  das  eines  organischen  Wesens  und  das  Recht  der 
Beziehungen  zwischen  dem  Sonveraili  und  dem  Landtage ;  wodurch  eben 
das  einheitliche  Wesen  des  gesetzgebenden  Körpers  und  die  Bedeutung  des 
monarchischen  Prinzipes  sich  darstellt  und  worin  das  System  der  land- 
ständischen  Verfassung  besteht,  als  ein  Theil  und  zwar  als  ein  höclist 
wesentlicher  der  Staatsverfassung.  ^) 


*)  Es  wird  also  im  Text  als  gesetzgebender  Körper  das  Subject  verstanden ,"  welches 
das  Gesetz  giebt  d.  h.  der  Souverain  und  der  Landtag.  So  werden  auch  alle  recht- 
lichen Beziehungen  dos  gesetzgebenden  Körpers  auf  dessen  einheitlichen  Organismus 
zurückgeführt  und  es  werden  die  Rechtsverhältnisse  und  Rechte  den  beiden  Elementen  in 
ihren  wechselseitigen  Beziehungen,  als  sich  gegenseitig  ergänzend  und  unter  einem  höhe- 
ren Prinzipe,  dem  monarchischen,  betrachtet-  Die  übliche  Bezeichnung  der  besonderen 
Rechte  des  Souverains  dem  Landtage  gegenüber  als  der  Prärogative  der  Krone 
(Zöpfl,  Grundsätze  §.  363  und  Luxemburgisches  Verfassungsgesetz  Capitel  ITI  §.  1 
Art.  34)  zu  benutzen,  fand  diese  Auffassung  des  rechtlichen  Wesens  des  gesetzgebenden 
Körpers  keine  Veranlassung.  Es  hat  eben  ein  jeder  Theil  seine  besonderen  Rechte  und 
bedingen  und  ergänzen  sich  diese  gegenseitig  zu  dem  System  der  landständischen 
Verfassung.  Darum  ist  auch  nicht  in  der  Darstellung  des  Rechts  des  gesetzgebenden 
Körpers  das  Recht  des  Souverains  dem  des  Landtags  gegenüber  zu  stellen,  sondern  beide 
sind  in  ihrem  systematischen  Zusammenhange  eben  als  das  einheitliche  System  der  Rechte 
des  gesetzgebenden  Körpers  zu  betrachten.  Es  weicht  allerdings  eine  solche  Auffassnng 
des  Wesens  und  Zweckes  der  .landständischen  Verfassung  vollständig  von  derjenigen  ab, 
welche  „den  Zweck  der  Landesvertretung  in  der  repräsentativen,  die  Theilung  der  politi- 
schen Gewalten  ausschliessenden  Monarchie,  nur  darin  findet,  -dass  sie  eine  Schranke 
gegen  den  Missbrauch  der  Staatsgewalt  bilden  und  der  Krone  bei  der  verfassungsmässi- 
gen Ausübung  der  Regirung  zur  Stütze  und  Kräftigung  dienen  soll"  (Zöpfl  a.  a.  0. 
§.  389  und  auch  Gerber  Ueber  öffentliche  Rechte  S.  84  ff.).  Nicht  ein  politischer 
Zweck,  sondern  eine  politische  Nothwendigkeit,  eben  das  Wesen  des  Staates  als 
eines  lebendigen  Organismus  selbst,  sind  der  rechtliche  und  ethische  Grand  der  Existenz 
und  des  Berufes  des  Landtages  und  der  landständischen  Verfassung.  Auch  passt  das 
Wesen  des  gesetzgebenden  Körpers  nicht  unter  die  Anschauung  des  Art.  57  der  Wiener 
Schlussacte,  dass  der  Souverain  durch  eine  landstandische  Verfassung  nur  in  der  Aus- 
übung bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden  dürfe,  ^eon 
das  Gesetz  entsteht  nur  aus  dem  Zusammenwirken  der  in  dem  Souverain  sich  repri- 
sentirenden  Staatsgewalt  und  des  Organes  der  Unterthanenvertretung  und  es  würde  contra 
naturam  legis  sein,  woUte  dem  Fürsten  die  gesetzgebende  Gewalt  (Gesetzgebungshoheit 
welche  nach  Held  System  S.  485  ff.  dem  Souverain  eignen  soll)  zuzusprechen,  derselbe 
aber  nur  in  der  Ausübung  derselben  an  die  Mitwirkung  der  Landstände  gebunden  werden. 
Jene  Anschauung  des  Art.  57  der  Wiener  Schlussacte  passt  eben  nur  auf  das  Recht  des 
Souverains  an  der  Regirungsgewalt.  S.  unten  §.  627  ff.  —  Held  System  Th.  H  S.  473 
verwirft  deshalb  den  Ausdruck  Prärogative  der  Krone,  weil  derselbe  darauf  hindeute,  dass 
derjenige,  dem  sie  zustehe,  in  anderen  ähnlichen  Dingen,  und  zwar  meistens  mit  Dem- 
jenigen, gegen  den  sie  ihm  zustehe,  auf  gleicher  rechtlichen  Stufe  stßhe,  dies  aber  mit 
dem  monarchischen  Prinzipe  unverträglich  sei. 


I.   Zusammensetzung  des  Landtages. 
1.    Geschichtliches. 

§.  573. 
Das  Prinzip  der  landständischen  Verfassung  ist  ein  echt  genna- 
nisches;')  dasselbe  hat  aber  je  in  den  Verschiedenen  Stadien  der  politischen 
Entwicklung  in  Deutschland  eine  sehr  verschiedene  Gestaltung  erhalten.^) 
So  lange  die  staatliche  Souverainetät  allein  dem  Kaiser  eignete  und  das 
„Reich"  in  staatsartiger  Weise  an  Her  Ausübung  der  sou verainen  Gewalt 
rechtlich  bestimmten  Antheil  nahm,  konnte  in  den  einzelnen  Territorien  in 
den  Unterthanen  ein  Bewusstsein  ihrer  *  politischen  Natur  so  wenig  er- 
wachen, als  die  Landesherren  ihre  fürstliche  Stellung  als  eine  politische, 
ihre  Macht  als  eine  souveraine  betrachteten.  Damals  waren  es  Gründe 
und  Interessen  einer  äusseren  Nothwendigkeit  und  thatsächlichen  Verhält- 
nissen entlehnt,  welche  die  „Stände"  in  den  Territorien  analog  den  „Stän- 
den des  Reichs"  zwangen,  sich  der  üebermacht  der  landesherrlichen  Ge- 
walt zu  erwehren,  und  welche  andrerseits  den  Landesherrn  nöthigten,  der 
Billigung  und  Zustimmung  seiner  Stände  sich  zu  versichern.  Bestimmte 
äussere  Veranlassungen  riefen  die  Bethätigung  der  Stände  hervor;  die  Be- 
schaffenheit derselben  führte  allmälich  (seit  dem  Beginn  des  14.  Jahrhunderts) 
zu  einiger  Organisation  der  einzelnen  Stände  und  ihrer  Gemeinschaft  dem 
Fürsten  gegenüber,  das  Privatrecht  aber  lieh  mit  Hülfe  des  Lehnrechtes 
die  rechtlichen  Grundsätze  und  Formen,  nach  und  in  welchen  die  Ver- 
fassung und  Wirksamkeit  der  Stände  d.  h.  der  Ritterschaft,  der  Prälaten 
und  der  Städte,  welchen  sich  in  einzelnen  Gegenden  auch  ein  Stand  der 
freien  Bauern  zugesellen  konnte,  sich  bildete  und  bewegte.  Es  war  das 
Geftihl  des  Gegensatzes,  nicht  das  Bewusstsein  einer  organischen  Gemein- 
schaftj  welches  die  ständische  Verfassung  des  Mittelalters  stützte  und  be- 
seelte, anlehnend  an  die  im  Grund  uud  Wesen  so  verschiedenen  Oauver- 
samoilungen    einer  früheren  Zeit   des  deutschen   Lebens,     Eine   politiache 

tldee  lag  diesen  Rtandischen  Gemeinschaften  (Corporationen  im  privatrecht- 
liehen  Sinn)  kaum  zit  Grunde;  was  als  ihr  Recht  gaU,  beti-achtetea  sie  je 
als  res  domectica  des  Htandes.    Aber    was  solcher  Weise  sich  thatsächUch 
')  Tacifcns  de  Germania   cap.  1!:     '„De  minonbus    rebus   principes   Consultant ,  de 
mjgoribufl  oinnes,   ita  tarnen  ^   ^t   ea  qnoqne,    quorrnn  penes  plebeni  arbitriam  est.    apud 
piincipes  pertract^Bütur*" 
*)  Dass  sieb   die  Geäcbichte   der  landständlscheti  Verfassungen    in  Dent^cbland  hier 
,  aicLt  anders  denn  nur  m  den  allerweitesten  UmrlsBen  und  nur  andeataujciBweiae  erwähnen 
lisBt.  bedarf  wohl  kaum   der  Bemerkung.     Die  reiclist^^m  Literatyr-Kaebwtüsungen  s.  bei 
Zachariä,  Deutsebes  SUat^resibt  Tb.  I  S.  578  ff,,  namentUch  zu  §.  108  nnd  S.  611  E 
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gestaltete,  ward  das  Fundament  der  nach  Jahrhunderten  eintretenden  po- 
litischen Entwicklung  des  landständischen  Wesens  und  -die  Vermittlung 
der  geschichtlichen  Verwirklichung  der  staatsrechtlichen  Idee  der  Repräsen- 
tativverfassung In  den  deutschen  Staaten. 

&.  574. 
•  Mit  der  politischen  Entwicklung  der  Landeshoheit  hielt  auch  die  des 
ständischen  Wesens  und  der  landständischen  Verfassung  Schritt.  Je  mehr 
sich  der  Landesherr  seiner  politischen  Stellung  und  Aufgabe  bewusst  ward, 
desto  schroffer  wurden  die  Beziehungen  der  Stände  zu  ihm,  da  nicht  das 
Verständniss  des  Staatswesens  und  seiner  organischen  Einheit,  sondern  des 
Oefteren  die  Eifersucht  der  Sonderinteressen  der  fürstlichen  Macht  und  der 
ständischen  Corjorationen  das  ti»ibende  Prinzip  waren.*)  Als  dann  die 
Auflösung  des  deutschen  Reichs  die  Souverainetät  seiner  Landesherren 
vollendet,  trat  eine  völlige  Verwirrung  in  die  Theorie  und  Praxis  der  land- 
ständischen Verfassungen  ein.  Man  fand  einen  Gegensatz  zwischen  der 
neuen  fürstlichen  Souverainetät  und  der  landständischen  Verfassung.  In  et- 
lichen Staaten  glaubten  die  Fürsten  nunmehr  def  Last  des  ständischen  Bei- 
rathes  sich  entledigen  zu  können,  in  anderen  entschlief  das  landständische 
Wesen,  das  schon  lange  unter  der  Ungunst  der  Zeit  gekränkt  hatte,  niur 
in  wenigen  Staaten,  aber  glücklicher  Weise  in  den  bedeutungsvollsten, 
blieben  die  Stände  auch  factisch  in  dem  Besitze  ihrer  Rechte  und  Ijoten 
der  weiteren  Entwicklung  einen  festen,  positiven  Ausgangs-  und  Halt- 
punkt.') 

§.  575. 
Auf  dem  Wiener  Congresse  ward  die  Nothwendigkeit  des  Fortbestandes 
der  landständischen  Verfassung  nioiit  bestritten,  von  etlichen  Seiten  dachte 
man  sogar  an  eine  wahrhaft  constitutionelle  Belebung  und  Neügeßtaltung 
des  Instituts  und  sollten  die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen  dem  Son- 
verain  und  seinen  Ständen  allgemein  gleich  und.rechtlich  bestimmt  werden. 
Indess  die  Ansichten  der  Regirungen  gingen  immer  weiter  auseinander 
und  als  endlich  der  Abschluss  der  Bundesacte  unter  dem  Drange  der  Er- 
eignisse noth wendig  ward,    da   fand   siclf  der  landständischen  VerfassuBg 


')  Es  war  eine  beliebte  These  der  Publicisten,  zu  untersuchen,  wofiir  die  Vermutbnn? 
spreche,  ob  fiir  die  I^ichtbeschränkung  der  Landesherren  durch  die  Stande  oder  ftr  die 
Concurrcnz  der  Landstände  bei  der  Begirung.  Moser  von  der  Beichsstände  Landen 
B.  IV  K.  7  §.6  antwortete  sehr  richtig:  „Waches  ist  die  Begel:  die  Landeshoheit  oder 
die  LandesfreiHeiten?  Antwort:  Keines  ohne  das  andere  sondern  beides  zuftam- 
men;"  allein  diese  Ansicht  war  keineswegs  die  communis  opinio  doctorum. 

2)  Die  Thatsache,  dass  die  süddeutschen  Fürsten  (Würtemberg,  Baden,  Hessen-Darta- 
stadt,  Nassau)  die  landständische  Verfassung  1806  flugs  beseitigten,  während  in  den  nord- 
deutschen Staaten,  Preussen,  Mecklenburg,  Hannover,  Braunschweig  daran  nicht  gedacht 
wurde,  mag  nicht  uninteressant  erscheinen. 


nur  die  YerheiBSimg  gewidmet,  dass  in  allen  Bandesstaaten  eine  land- 
ständische  Verfassung  Statt  finden  werde.')  Von  dem  Wesen  dieser  Ver- 
fassung, von  ihren  Rechten  und  Pflichten,  von  ihrer  Organisation  und  den 
Formen  der  Functionen  der  Landstände  war  Nichts  gesagt,  und  konnte 
aus  der  Fassung  jenes  Artikels  13  nur  geschlossen  werden,  dass  demnächst 
in  keinem  Staate  eine  landständische  Verfassung  fehlen  werde.*)  Der 
Bundestag  dachte  zwar  daran,  die  landständische  Verfassung  durch  be- 
stimmtere und  zwingende  Prinzipien  zu  stützen  und  zu  fordern,  der  Carls- 
bader Congress  ging  indess  von  dem  Prinzip  einer  thunlichsten  Einschrän- 
kung und  Lähmuäg  der  ständischen  Bechte  behuf  Festigung  des  monarchi- 
schen Prinzips  aus  und  die  Folge  waren  die  coercirenden  Bestimmungen 
der  Wiener  Schlussacte,')  in  deren  Sinne  dann  auch  der  Bundestag  bis 
1848  das  landständische  Wesen  behandelte.') 


^)  Bundesacte  Art.  13. 

*)  Wie  man  in  der  That  den  Sinn  des  Artikels  13  auffasste,  beweist  Stein 's  Briet 
an  Eichhorn  vom  8.  Januar  1818  (Pertz  Steines  leben  Bd.  V  S.  171  ff.):  „Diese 
(Widersacher)  erröthen  nicht,  mit  der  frechsten  Schamlosigkeit  die  Grundsätze  des  em- 
pörendsten Machiavellismus  auszusprechen  und  zu  verbreiten;  die  Bundesacte,  sagen  sie, 
verspricht  zwar  den  Ländern  Landstände,  aber  die  Bestimmung  des  Zeitpunkts  und 
der  Art  überlässt  sie  der  Weisheit,  d.  i.  der.  Willkür  der  Regirungen,  den  Unter- 
thanen  steht  nur  ein  Erwartungsrecht  zu,  der  Bund  hat  keine  Befugniss  sie  zu 
schützen,  vielmehr  ist  er  verpflichtet,  wenn  Unruhen  entstehen,  sie  zu  unterdrücken,  ohne 
sich  um  die  raerita  causae,  um  den  Grund  der  Beschwerden  zu  bekümmern." 

3)  Wiener  Schlussacte  Art.  54:  ^.Da  nach  dem  Sinne  des  dreizehnten  Artikels 
der  Bundesacte  und  den  darüber  erfolgten  späteren  Erklärungen  in  allen  Bundesstaaten 
landständische  Verfassungen  Statt  finden  sollen,  §0  hat  die  Bundesversammlung  darüber 
zu  wachen,  dass  diese  Bestimmung  in  keinem  Staate  unerfüllt  bleibe;"  Art.  55:  „Den 
souverainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  bleibt  überlassen,  diese  innere  Landesangelegenheit 
mit  Berücksichtigung  sowohl  der  früherhin  gesetzlich  bestandenen  ständischen  Rechte, 
als  der  gegenwärtig  obwaltenden  Verhältnisse  zu  ordnen  ;*  Art.  56:  Die  in  anerkannter 
Wirksamkeit  bestehenden  landständischen  Verfassungen  können  nur  auf  verfassungsmässi- 
gem Wege  wieder  abgeändert  werden;"  Art.  57:  „Da  der  deotsche  Bund,  mit  Ausnahme 
der  freien  Städte,  aus  souverainen  Fürsten  besteht,  so  muss,  dem  hierdurch  gegebenen 
Grundbegriffe  zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des  Staates  ver- 
einigt bleiben,  und  der  Souverain  kann  durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der 
Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden;"  Art,  58: 
»Die  im  Bunde  vereinten  souverainen  Fürsten  dürfen  durch  keine  landständische  Ver- 
fassung in  der  Erfüllung  ihrer  bundesmässigen  Verpflichtungen  gehindert  oder  beschränkt 
werden;"  Art.  59:  „Wo  die  Oeffentlichkeit  landständischer  Verhandlungen  durch  die  Ver- 
fassung gestattet  ist,  muss  durch  die  Geschäftsordnung  dafür  gesorgt  werden,  dass  die 
gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeusserung,  weder  bei  den  Verhandlungen  selbst,  noch 
bei  deren  Bekanntmachung  durch  den  Dcnck,  auf  eine  die  Ruhe  des  einzelnen  Bundes- 
staats oder  des  gesammten  Deutschlands  geföhrdende  Weise  überschritten  werden;" 
Art  60:  „Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des  Bundes  für  die  in  seinem 
Lande  eingeführte  landständische  Verfassung  nachgesucht  wird,  so  ist  die  Bundesver- 
sammlung berechtigt,  solche  zu  übernehmen.  ^  Sie  erhält  dadurch  die  Befugniss,  auf  An- 


§.  576. 
Trotz  der  Ungunst  der  Qrandsätze  des  Bundestages  entwickelte  sich 
doch  in  mehren  Staaten  und  zwar  in  den  Mittelstaaten  eine  Verfafisang, 
welche  nicht  nur  das  landständische  Wesen  Constitutionen  erfasste^  sondern 
überhaupt  dem  politischen  Wesen  des  Staates  durch  die  Feststellung  der 
allgemeinen  Rechte  der  Unterthanen  und  der  Staatsverwaltung  einen  be- 
stimmten Ausdruck  lieh.  Die  französische  Charte  von  1814  diente  wohl 
als  Muster^  indess  würde  es  irrig  sein,  anzunehmen,  dass  auch  der  Inhalt 
der  Verfassungsgesetze  von  Baiern  (1818),  Wttrtemberg  (1819),  Baden 
(1818),  Hessen-Darmstadt  (1820),  Weimar  (1816,  beschränkte  sich 
aber  nur  auf  die  landständische  Verfassung),  Meiningen  (1829),  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  (1816),  Waldeck  (1816)  fremdländischen  Ursprungs 
gewesen:  vielmehr  weckte  das  französische  Vorbild,  selbst  dem  engKschen 
Verfassungsrechte  nachgebildet,  nur  die  im  Laufe  von  Jahrhunderten  ent- 
schlafenen, nun  erst  verstandenen  Ideen  und  es  waren  auch  diese  Ver- 
fassungsgesetze echt  deutschen  Ursprungs  und  Inhalts.  Die  Julirevolution 
des  Jahres  1830  gab  dann*  der  politischen  Gesetzgebung  einen  erneuten 
Anstoss  und  es  entstanden,  den  bereits  bestehenden  Verfassungsgesetzen 
ähnlich,  umfassende  Staatsgrundgesetze  in  Sachsen  (1831),  Eurhessen 
(1833),  Hannover  (1833),  Braunschweig  (1832),  Altenburg  (1831) 
und  noch  später  in  Schwarzburg-Sondershausen  (1841),  welche 
ebenfalls  das  Institut  der  Landstände  im  constitutionellen  Sinne,  als  das 
Organ  der  Unterthanenvertretung  betrachteten  und  staatsrechtlich  gestalteten. 
In  anderen  Staaten  (Weimar,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Lipppe-Det- 
mold,  Waldeck,  Schaumburg-Lippe  kam  es  dagegen  seit  1815  nur 
zu  einer  verfassungsgesetzlichen  Feststellung  des. alten  Wesens  und  Rechtes 


mfang  der  Betheiligten,  die  Verfassung   aufrecht   zn  erhalten,   und  die  über  Auakgoiur 
oder  Anwendung  derselben  entstandenen  Irrungen,  so  fem  daftir  nicht  aitderweitig  Mittel 
und  Yfege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind,  durch  gütliche  Vermittelung  oder  compromissA- 
rische  Entscheidung  beizulegen;"  Art.  61:    „Ausser  dena  Falle  der  übernommenen  besoB- 
dem  Garantie   einer  landständischen  Verfassung  und   der  Aufrechthaltung  der  über  den 
dreizehnten  Artikel  der  Bundesacte  hier   festgesetzten  Bestimmungen,  ist  die  Bundesrer- 
sanmilung  nicht   berechtigt,   in   landständische  Angelegenheiten  oder   in    Streitigkeiten 
zwischen  den  Landesherren  und  ihren  Ständen  einzuwirken,  so-  lange  solche  nicht  den  im 
sechs  und  zwanzigsten  Artikel  bezeichneten  Charakter  annehmen,  in  irelchem  Falle  die 
Bestimmungen  dieses,  so  wie  des  sieben  und  zwanzigsten  Artikels  auch  hierbei  ihre  An- 
wendung finden.  —  Der  sechs  und  vierzigste  Artikel  der  Wiener  Congressacte  vom  Jahre 
achtzehnhundert  und  fünfzehn,  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien  Stadt  Frwikfart.  er- 
hält jedoch  hierdurch  keine  Abänderung;**  Art«  62:    »Die  vorstehenden  Bestimmangexi  in 
Bezug  auf  den  dreizehnten  Artikel  der  Bundesacte  sind  auf  die  freien  Städte  in  so  weit 
anwendbar,  als  die  besonArn  Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen.^ 

*)  Bundesbeschluss   vom   16.   August  1824   (von  Meyer*a   Staatsacten  Bd.  II 
S.  246  ff.)  und  der  vom  28.  Juni  1832  (Za^hariä*s  Sammlung  S.  31  ff.\ 
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der  Stände,  oder  es  blieb  die  alte  ständische  Verfassung  ganz  unbertthrt 
von  der  neaeren  Gesetzgebung  in  tbatsächlicber  Kraft  (Mecklenburg, 
Reuss-Grei«).  Preussen  und  Oldenburg  hatten  nicht  einmal  dem  Ar- 
tikel 13  der  Bundesacte  entsprochen. 

'   §.  577. 
Die  Bewegungen  des  Jahres  1848  erschütterten  vor  Allem   das  bis 
dahin   befolgte   System    der   landständischen    Verfassung.     Der   von   dem 
Bundestag  festgesetzte  Unterschied   zwischen    der  altlandständischen   und 
der  Repräsentativ- Verfassung  ward  zu  Gunsten  dieser  aufgegeben,  und  das 
Uebergewicht  des  demokratischen  Elementes  zeigte  sich  in  der  Gestalt  und 
Befugniss  der  neuen  Landtage.    Das  Prinzip,  dass  der  Landtag  das  Organ 
und  die  Vertretung  des  „Volkes"  sei,    suchte   vor  Allem  und  verschaflfte 
sich  in  manchen  Staaten,    namentlich  in  den  kleineren,  wo  jeder  Gegen- 
druck einer  besonneneren  Partei  fehlte,  in  der  Weise  Geltung,  dass  gerade 
die   bis   dahin    am  wenigsten  berücksichtigten  „Massen"  der  Unterthanen 
die  Grundlage  und  die  von  ihnen  gewählten  Vertreter  der  Hauptbestand- 
theil  des  Landtages  sein   und  dass  die  Schwerkraft,  der  Regirung  in  dem 
Einfluss  des  Landtages  auf  den  Souverain  beruhen  müsse.    Jedenfalls  aber 
ging  nunmehr  die  Verheissung  des  Artikels  13  der  Bundesacte  in  Erfül- 
lung,  und   ist   auch    seitdem   in  keinem  Staate  eine  landständische  Ver- 
fassung femer  zu  vermissen.     Das  Zurückfluthen  der  subversiven  Strömung 
und  das  Wiederkehren  ruhigerer  Besonnenheit  und  massvollerer  Bestrebun- 
gen  der  Parteien  berührten  am  Unmittelbarsten  die  landständischen  Ver- 
fassungen und   als    die  Bundesglieder  Öffentlich  wieder   die  Verpflichtung 
übernommen,  an  die  Prinzipien  der  Bundes  vertrage  zur  Wahrung  des  mon- 
archischen Prinzipes  wieder  anzuknüpfen,^)  da  wandte   sich    die  Gesetz- 


')  Man  vergl.  die  Vorschläge  der  Snbcommissioii  der  Dresdener  Conferenzen,  betref- 
fend das  Verhältnii^s  der  Bandes-  znr  Landesgesetzgebnng  (1851),  anf  welche  die  Bnndes- 
Bescblüsse  vom  23.  Angost  1851  sich  stützten.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Aus- 
fuhr nngcn  der  Motive  derselben: 

„Da  nach  Art.  55  der  Schlussacte  (der  Wiener  Ministerial-Conferenzen  von  1820)  die 
Ordnang  der  landstandischen  Verfassangen  als  innere  Landesangelegenheit  zwar  den  sou- 
irerainen  Fürsten  der  Bundesstaaten  überlassen  bleibt, 

dagegen  die  Innern  Staatseinrichtungen  der  deutschen  Bundesstaaten  weder  dem 
Zweck  des  Bundes,  wie  solcher  Art.  2  der  Bundesacte  und  Art.  1  der  Schlussacte  aus- 
gesprochen ist,  irgend  einen  Eintrag  thun,  noch  überhaupt  die  im  Bunde  vereinten  sou-^ 
verainen  Fürsten  in  ErfuUung  ihrer  bundesmässigen  Verpflichtungen  durch  eine  land- 
ständische Verfassung  gehindert  und  beschränkt  werden  dürfen  (Art.  53  und  58  der 
Schlass-Acte), 

da  femer  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des  Staates  vereinigt  blei- 
ben muss  und  der  Souverain  durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
beHtimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden  werden  kann  (Art.  57  der 
Schlu88-Acte), 

die  Bundesverfassung  aber  ausser  den  Art.  26  der  Schluss-Acte  angeführten  Fällen 
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gebang  der  einzelnen  Staaten  besonders  der  Reform  der  landständischen 
Verfassung  zu  und  restaurirte  1848  vernichtete  Zustände,  meistens  aber 
den  gerechten  Forderungen  des  Constitutionalismus  nachgebend.  Das  Mass 
der  Bestauration  upd  der  Reform  war  in '  den  verschiedenen  Staaten  ein 
verschiedenes.  Gelang  es  in  einigen  Gesetzgebungen  gleichsam  das  that- 
sächliche  Ereigniss  der  Bewegung  von  1848  ignoriren  zu  können  und  un- 
mittelbar und  ohne  jede  Concession  an  die  veränderte  politische  Anschauuig 
zu  den  alten  Einrichtungen  zurückzukehren ,  so  haben  andere  Staaten  die 
landständische  Verfassung  gleichsam  vermittelnd  gestaltet  und  das  geschicht- 
lich Ueberlieferte  im  Gteiste  der  vorgeschrittenen  Zeit  modificirt 

2.   Gegenwärtige  Prinzipien. 

§.  578. 
Der  gegenwärtigen  Gestaltung  der  landständischen  Verfassung  liegt 
in  den  meisten  Staaten^)  das  historische  Recht  und  die  historische  Form 
der  alten  Landschaften  zu  Grunde,  und  sind  nur  die  Modificationen  dieser 
Formen  und  Prinzipien  verschiedene.  Allgemein  ist  nur,  dass  ein  jeder 
Staat  eine  allgemeine  Ständeversammlung  als  das  Organ  der  Unter- 
thanenvertretung  besitzt,  wobei  die  landschaftlichen  Verfassungen  der  Pro- 
vinzen eben  alsProvinziallandtage  unberührt  bleiben  konnten  und  wohl 
allenthalben  geblieben  sind.')    Aber  der  staatsrechtliche  Charakter  der  land- 


und  ausser  dem  Fall  einer  übernommenen  besonderen  Garantie  (Art.  60  der  Scblusa-Act^) 
berechtigt  and  verpflichtet  ist,  in  landständischen  Angelegenheiten  oder  in  Streitigkeiten 
zwischen  den  Landesherren  und  iliren  Ständen  zur  Aufrechthaltung  der  über  den  Art.  13 
der  Bundes-Acte  festge^tzten  Bestimmungen  einzuwirken  (Art.  61  der  Schhiss-Acte),  die&j 
Bestimmungen  auch  auf  die  freien  Städte  insoweit  anwendbar  sind,  als  die  besonderen 
Verfassungen  und  Verhältnisse  derselben  es  zulassen  (Art.  62  der  Schluss-Acte), 

nachdem  es  endlich  notorisch  ist,  dass  in  mehreren  Verfassungen  und  Landesgesetzen 
der  Bundesstaaten,  besonders  seit  dem  Jahre  1848,  Bestimmungen  aufgenommen  wur(kn 
sind,  welche  mit  den  Grundsätzen  des  Bundes  und  den  übernommenen  bundesmässigcn 
Verpflichtungen  nicht  im  Einklänge  stehen: 

so  erkennen  sämratliche  Bundesglieder  die  Verpflichtung  an,  die  erforderliche  Ab- 
änderung der  betroffenden  Bestimmungen  ihrer  Verfassungen  und  Gesetze  zu  bewirken 
auch  der  Bundesversammlung  davon  Anzeige  zu  machen,  dass  und  in  welcher  Beziehoiie 
dies  geschehen,  oder  zu  begründen,  dass  eine  solche  Abänderung  nicht  erforderlich  war. 

Im  Fall  eine  solche  als  uothwendig  erkannte  Abänderung  .auf  Hindernisse  stossen 
sollte,  welche  sich  auf  landesverfassungsmässigem  Wege  nicht  beseitigen  Hessen,  hat  die 
betreffende  Bundesregierung  hievon  gleichfalls  der  Bundesversammlung  Anzeige  zu  er- 
statten, welche  sodann  den  vorliegenden  Fall  in  Berathung  zu  nehmen  und  innerhalb 
ihrer  grundsätzlichen  Corapetenz  die  Mittel  und  Wege,  wie  eine  Abänderung  zu  bewirken 
sei,  zu  beschliessen  hat." 

')  Nicht  in  Luxemburg,   Coburg-Gotha,  Oldenburg,  Waldeck. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  61  Abs.  2;*  Oldenburgsches  Revidirte> 
Staatsgrundgesetz  Art.  112  §.  2.  Hinsichtlich  der  provinzial-landschaffclichen  Verfasstmg 
im  Königreich  Preussen   s.   von   Bönne,   Preussisches    Staatsrecht  Bd.  I   §.  U2  £ 


Konnte  ehedem,  wo  der  Begriff,  der  Unterthanen  nur  als  der  Inbegriff  der 
einzelnen  politisch  anerkannten  „Stände"  gefasst  wurde,  auch  nur  eine  Ver- 
tretung dieser  Stände  und  nicht  die  aller  Unterthanen  als  solcher  in  Frage 
kommen,  so  hat  die  volle  Anerkennung  des  politisch  gleichen  Charakters 
der  Menschen  im  Staate,  welche  der  Gewalt  dieses  Staaten  unterthan  sind, 
auch  zu  der  Herstellung  eines  Organes  der  „Unterthanen"  und  nicht  blos 
von   ständischen  Genossenschaften    derselben    gedrängt.     Im    Allgemeinen 
lassen  sich   zwei  Systeme   in    der  Bildung  des  Organes  der  Unterthanen 
nachweisen.     Das  erste  und  älteste  ist  das  altlandständische  System, 
welches  nur  eine  Vertretung  der  aus  dem  Mittelalter  überkommenen  poli- 
tischen Stände  beruft;  das  neuere  oder  —  richtiger  —  constitutionelle  ist  das 
s.  g.  Repräsentativ-System,  welches  die  Unterthanen    als   solche   in 
dem  Organismus  des  Staates  anerkennt  und  deshalb  zur  Antheilnahme  an 
dem  Leben   des  Staates  berechtigt   hält.^)     Das  altlandständische  System 
liegt  noch  gegenwärtig  den  Verfassungen  der  Herzogthümer  Lauenburg 
und  Anhalt  und  der  Fftrstenthümer  Reuss-Greiz  (Reuss  älterer  Linie), 
Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold  zum  Grunde. 

A.    Altlandständisches  Prinzip. 

§.  579. 
Die  Bildung  der  Landtage  nach  dem  altlandständischeu  Prinzipe .  oder 
der  8.  g.  Landschaft  geht  von  der  Anerkennung  der  geschichtlichen  Stände, 
der  Ritterschaft,  der  Städte  und  der  bäuerlichen  Grundbesitzer  aus.  Nur 
den  Mitgliedern  dieser  Stände  als  bestimmt  geschlossener  Gemeinschaften 
eignet  unter  den  weiteren  gesetzlichen  Voraussetzungen  persönlicher  Quali- 
fication  das  Recht,  an  den  Wahlen  zum  Landtage  activen  Antheil  zu  neh- 
men. Ebenso  ist  auch  ein  jeder  Stand  nur  berechtigt,  aus  seiner  Mitte 
den  Abgeordneten  zu  wählen,  so  dass^die  ständische  Vertretung  in  der  That 
nur  eine  Vertretung  der  „Stände"  ist  und  ein  jeder  Abgeordneter  den 
Charakter  seines  Standes  in  sich  repräsentirt.  Hinsichtlich  der  Grundsätze 
über  die  Bildung  der  Ständeversammlung  oder  Landschaft  diflferiren  die 
V^erfassungsgesetze  der  einzelnen  Staaten  unter  sich  und  ist  aus  jeder  ein- 


Diese  partikularrccKtlichen  Specialitäten  geboren  aber  nicbt  zu  dem  Gegenstande  dieser 
Darstellung,  so  wie  für  diese  aucb  nicbt  besonders  berücksichtigt  wird,  dass  die  Herzog- 
timmer  Coburg  und  Gotha  und  die  Änbaltiscben  Herzogthümer  ausser  der  land- 
Ftändischen  Verfassung  der  einzelnen  Staaten  je  einen  besonderen  .Gesammt-Landtag  der 
ilurch  Personal-Union  verbundenen  Staaten  geschaffen  haben.  Vergl.  Coburg-Gotha- 
^ches  Staatsgrundgesetz  §.  70  flf.  und  113  ff.  und  Anhaltische  Landschaftsordnung 
von  1859. 

*)  üeber  den  Unterschied  der  ständischen  und  repräsentativen  Verfassung «.  Bluntschli 
allgemeines  Staatsrecht  Tb.  I  S.  484  ff. 
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zelnen  VerfaBstmg  za  constatiren  sowohl,  welche  Elemente  znr  Landtags- 
wahl berechtigt  sind/)  als  auch,  welche  Voranssetznngen  das  Secht,  als 
Abgeordneter  gewählt  zu  werden,  hat.    Im  Allgemeinen  ist  der  Charakter 


^)  LanenbiirgMlies  Yerfassungspatent  vom  20.  December  1853  §.  3:  ;Die  st&ndiscl^ 

Yertretnng soll  bestehen  aus  dem  Erblandmarschall,  zweien  lebenslänglicben  Liß<l- 

räthen,  welche  mit  dem  Landmarschaü  unter  dessen  Vorsitz  das  Landes-Coüegitiin  büden. 
und  aus  15  periodisch  gewählten  Abgeordneten;''  §.  4:  «Das  Erblandmarachallamt  w- 
erbt  in  der  Familie  von  Bülow  mit  dem  Besitze  des  Qutes  Gudow  dergestalt  etc.;"  $.0 
„Die  beiden  Landräthe  werden  yon  der  gesammten  Ritter-  ux^d  Landschaft  auf  dem  Lao'i- 
tage  aus  der  Mitte  der  fünf  gewählten  Abgeordneten  der  Ritterschaft  (§.  6  unä  7)  t-r- 

wählt" ;  §.6:  „Die  15  gewählten  Mitglieder  Unserer  Lauenburgischen  Ritter- nw 

Landschaft  sollen  bestehen :  1)  aus  5  von  den  sämmtlichen  Besitzern  der  bisher  landtap- 
fahigen  Güter  im  Herzogthum  Lauenburg  zu  erwählenden  Gutsbesitzern;  2)  ans  5  A^ 

geordneten  der   drei  Lauenburgschen  Städte ;  3)  aus  5  Ton  den  sämmthchen  Bf 

sitzem  der  bäueilichen  Güter  im  Herzogthum  Lauenburg  zu  erwählenden  Meines  Lad- 
besitzem;"  §.7:  „Die  sämmtlichen  Besitzer  der  bisher   landtagsfähigen  Güter  in 

Herzogthum  wählen  die  Abgeordneten  ihres  Standes  aus  ihrer  Mitte ;"   §.8:  ,14^ 

Bürgerschaft  einer  jeden  der  drei  Lauenburgschen  Städte wählt  je  einen  Abgeo.v 

neten  aus  den  Mitgliedern  des  Magistrats  und  je  einen  aus  den  wählbaren  Bürgeiii  \i\ 
Stadt.  Jedoch  ruhet,  was  die  Wahl  des  aus  der  Bürgerschaft  zu  erwählenden  Abgeord- 
neten betrifft,  für  eine  jede  Wahlperiode  das  Wahlrecht  einer  der  drei  Städte  nach  eiiKr 
unter  den  Städten  innezuhaltenden  Turnus.  Bedingung  des  Wahlrechts  wie  der  Wfö- 
barkeit  in  diesem  Stande  ist  das  Bürger-  resp.  Vorbürgerrecht  in  den  betreffec'i^ 
städtischen  Gemeinden  zugleich  mit  dem  eigenthümlichen  Besitze  eines  städtischen  Groai- 
stttckB  zum  Werthe  von  600  Rthlr.  L,  M.  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  eigenthür- 
lichen  Grundbesitzes,  der  Entrichtung  von  mindestens  4  Rthlr.  L.  M.  5ffentlicher  (4c 
Communal-Steuer;"  §.9:  „Die  5  Abgeordneten  des  Standes  der  bäuerlichen  Graudbesiß' 
im  Herzogthum  Lauenburg  endUch   sollen   in  der  Weise   gewählt  werden,  ^ass  die  be 

stehenden   vier   sogenannten   Fuhrdistricte    und   vormaligen  Seesionsdistrictc 'S« 

Wahldistricte  ausmachen  —  —  (Ratzeburg  wählt  2  Abgeordnete).  Bedingung  des  Wahl- 
rechts wie  der  Wählbarkeit  in  diesem  Stande  ist  bäuerlicher  Grundbesitz  in  dem  betraf 
fenden  Amts-  oder  Gutsdistrict  zur.  Grösse  von  mindestens  12  Morgen  Calenb^i??^ 
Massen."  —  Im  Herzogthum  Anhalt-B«rnburg  hatte  das  LandesverfassuB^'vj 
gesetz  von  1850  Art.  1  die  landständische  Verfassung  ganz  dem  Repräsentantiv-Srstdi 
und  dem  Constitutionalismus  entsprechend  eingerichtet,  das  (besetz  vom  31.  August  1^ 
Art.  1  hob  indess  diesen  Theil  des  Verfassungsgesetzes  wieder  auf  und  es  kehrte  die  fM 
die  Anhaltischen  Gesammtlande  publicirte  Landschaft sordnung  vom  IB.  Juli  iN^i 
'„den  Boden  des  Constitutionalismus  verlassend,  zu  der  uralten  deutschen  ständisch -repn^ 
sentativen  Verfassung  zurück.**  Die  danach  geschaffene  Gesammt-Landschaft  ^ 
Anhaltischen  Herzogthümer,  welche  entweder  in  ihrer  Gesammtheit  auf  einem  Gesamai 
Landtage  oder  auf  Sonder-Landtagen  verhandelt,  besteht  aus  12  Vertretern  der  lürter 
Schaft,  12  Vertretern  der  Städte  und  12  Vertretern  der  Landgemeinden.  Die  Rittersfwi 
wird  vertreten  1)  durch  diejenigen  adligen  Familien,  denen  in  Gemässheit  dieser  Law 
schafts-Ordnung  ein  Sonder-Stiromrecht  beigelegt  wird,  2)  durch  Abgeordnete,  welch 
Rittergutsbesitzer  der  beiden  Herzogthümer  getrennt  von  einander  aus  ihrer  Mittt? 
len  (so  viele,  als  mit  Hinzurechnung  der  einzelnen  Familien  beigelegten  Sonderstim: 
zur  Erfüllung-  der  der  Ritterschaft  überhaupt  gebührenden  12  Stimmen  erforderlich 
Vertreter  der  Städte  sind  aber  die  Bürgermeister  der  Städte  Dessau,  Zerbst,  Köthen 


was  die  Zuständigkeit  des  activen  Wahlrechts  und  das  Wesen  dieses  und 
auch  des  Landschaftsrechtes  selbst  anlangt,  ein  vorwiegend  privatrechtlicfaer 
und  liegt  darin  hauptsächlich  der  Unterschied  zwischen  diesem  und  dem 
s.  g.  Repräsentativ-System. ') 

Bernburg  und  8  Abgeordnete,   welche  die   Gemeinderäthe  sämmtlicher   Städte   wählen. 
Die  12  ländlichen  Abgeordneten  werden  durch  die  Schulzen  der  Landgemeinden  aus  ihrer 
Mitte  oder   aus   der  Zahl   der   in   den  HerzogthÜmem  angesessenen  bäuerlichen  Grund- 
besitzer —  Hüfner,  Voll-  und  Ganzspänner  —  gewählt.    Vergl.  Landschaftsordnung 
§.  2  —  11.  —  Im  Furstenthum  Reuss- Greiz  (ä.  L.)  ist  es  ungeachtet  des  Abschlusses 
der  desfallsigen  Landtagsverhandlungen  1848  zu   einer  Verfassungsänderung  nicht  ge- 
kommen und  gilt  noch  die  altlandständische  Verfassung  früheren  Datums.    VergL  Zacha- 
riä,  Sammlung  Th.  11  S.  1037.  —  Im  Furstenthum  Schaumburg-Lippe  belebte  die 
Fürstliche  Verordnung   vom  15.  Januar  1816   die   altlandständische  Verfassung   und  be- 
rechtigte  zur  Landstandschaft   1)  die   wirklichen   Besitzer  adlicher   Güter,    welche   das 
25.  Jahr  ihres  Alters  zurückgelegt  haben,  2)  Deputirte  der  Städte  und  Flecken,  welche 
die  Magistrate  entweder  aus  ihrer  Mitte  oder  aus  der  Bürgerschaft  zu  bestellen  haben, 
und  3)  Depntirte  der  Amtsunterthanen  d.  h.  aus  den  wirklichen  Besitzern  von  Bauern- 
gütern, welche  durch  Vermittlung  von  Wahlmännern,  an  deren  Erwählung  alle  mit  Grund- 
eigenthum  angesessenen  Amtsunterthanen  Theil' nehmen,  gewählt  werden  und  welche  das 
30.  Lebensjahr  zurückgelegt,  der  Militairpflicht  Genüge  geleistet   und  allezeit  einen  un- 
bescholtenen Lebenswandel   geführt  haben.     Vergl.   die  Verordnung  §.4  —  10.  —  Im 
Furstenthum  Lippe-Detmold,  wo  die  Fürstliche  Verordnung  vom  15.  März  1853  den 
andern  Prinzipien  huldigenden  Verfassungszustand  von  1849  beseitigte  und  die  altland- 
ständische Verfassung  von  1836  zurückführte  (vergl.  Zachariä,  Sammlung  S.  1070  ff.)> 
bestehen  die  Landstände   aus  den  Abgeordneten  der  drei  Stände  (Ritterschaft,   Städte, 
Grandbesitzer),  welche  sich  in  2  Curien  theilen  und  von  denen  die  erste  durch  7  Deputirte 
der  Ritterschaft  und  die  zweite  durch  7  Abgeordnete  des  zweiten  und  7  Abgeordnete  des 
dritten  Standes  gebildet  wird.    Der  erste  Stand  besteht  aus  den  Besitzern  der  landtags- 
fähigen Rittergüter  (sie  sind  in  der  Verordnung  vom  6.  Juni  1836  §.  8  einzeln  benannt), 
solange  der  Grundbesitz  derselben  nicht  so  verkleinert  ist,   dass  der  Reinertrag  nicht 
mehr  500  Rthlr.  beträgt,  und  wird  von  denselben   ein  25jähriges  Alter,   Befreitsein  von 
jeder  Curatel,  unbescholtener  Ruf  und  christliche  Oonfession  gefordert.     ,So  lange 
das  gegenwärtige  Zahlenverhältniss  der  adlichen  zu  den  bürgerlichen  Rittergutsbesitzern 
sich  nicht  wesentlich  verändert,"  sollen  5  Abgeordnete  aus  der  Mitte  der  adlichen  und 
2  aus  der  Mitte  der  bürgerlichen  Besitzer  landtagsfähiger  Güter  ernannt  werden.     Die 
Abgeordneten  des  zweiten  Standes  wählen  die  Personen  des  alten  und  neuen  Raths,  die 
verfassungsmässigen  Repräsentanten  der  Bürgerschaft  und  eine  dieser  Gesammtheit  gleich 
konimende  Zahl  von  Bürgern,  welche  der  Magistrat  auswählt.    Zu  den  Vollberechtigten 
des  dritten  Standes  gehören  alle  Eügenthümer  eines  nicht  dem  ersten  Stande  beigerech- 
neten  Gates,  einer  Stätte   oder  Q^nes  Wohnhauses   auf  dem  platten  Lande,  und  wählen 
diese  durch  Vermittlung  von  Wahlmännem.    Allgemeine  Voraussetzungen  der  Wahlfähig- 
keit aller  Wähler  sind,  dass  sie  ihr  Vermögen  selbst  verwalten,  weder  in  Concurs  noch 
in   der  Elocation  stehen,   im  Lande  wohnen,   sich   zur   christlichei^  Religion  bekennen, 
25  Jahre  zurückgelegt  haben  und  nicht  eine   entehrende  Strafe  erlitten  haben.    Vergl. 
Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  8  —  12,  14,  15  und  die  derselben  an- 
o-ehängte  Wahlvorschrift  §.  2,  9  ff. 

0  Dahlmann,  Politik  S.  106  —  121.    Wie  die  weitere  Darstellung  zeigen  wird,  finden 
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B.  Constitutionelles  Prinzip. 
§.  580. 
Das  Wesen  des  s.  g.  Repräsentantiv- Systems  gründet  sich  auf  dsus 
Prinzip^  dass  die  Unterthanen  als  solche,  kraft  ihrer  staatsbürger- 
lichen Eigenschaft  an  der  Bildung  ihrer  Vertretung  im  gesetzgebenden 
Körper  Antheil  nehmen,  weil  eben  die  Glesammtheit  dieser  Individuen  da?: 
,,Volk''  im  Staate  bildet.')  In  voller  Consequenz  findet  sich  indess  dieses 
Prinzip  nur  vereinzelt  durchgeftlhrt;  in  den  meisten  deutschen  Staaten  Ist 
dasselbe  durch  die  Rücksichtnahme  auf  die  historisch  begründeten  Sonder- 
rechte einzelner  Klassen  der  Unterthanen  oder  auf  die  verschiedene  poli- 
tische Bedeutung  gewisser  Stände  der  Unterthanen  modificirt.  Jüngsten 
Datums  ist  das  s.  g.  numerische  Prinzip  als  dasjenige,  welches  die 
Unterthanen  viritim  zur  Bildung  ihrer  legislatorischen  Vertretuig  beruft.*) 
In  den  alteren  Verfassungsgesetzen  hat  das  s.  g.  dynamische  Prinzip, 
kraft  dessen  einzelne  Klassen  oder  Stände  der  Unterthanen  in  besonderer 
Weise  dabei  mitwirken,  sich  gewahrt.')  Trat  jenes  numerische  Prinzip  mit 
der  Anerkennung  des  wahren  Staatsbegriffes  und  des  wahren  Begriffes  der 
politischen  Unterthanenschaft  in's  Leben,  so  ist  doch  eine  Modificatioii 
seiner  Consequenzen  durch  eine  Berücksichtigung  des  dynamischen  nicht 
nur  in  Folge  einer  historischen  Reminiscenz,  sondern  auch  als  den  that- 
sächlichen  Zuständen  und  Verhältnissen  der  Unterthanen  im  Staate  ent- 
sprechend in  den  meisten  Staaten  ftlr  nothwendig  gehalten.  Es  verbanden 
diese  das  dynamische  Prinzip  mit  dem  numerischen  in  der  Weise,  dass 
jenes  nur  einen  Theil,  dieses  den  übrigen  der  Landtagsmitglieder  bestimmt 
(dynamisch- numerisches  Prinzip),  freilich  auch  wieder, in  je  ver- 
schiedener Weise.*) 

3.   Die  Elemente  des  Landtages. 

§,  581. 
Die  Elemente,    welche   zur  Antheilnatene  an  der  Gesetzgebung  des 
Landtages  berufen  sind,    sind   nach  den  Verfassungen  der  verschiedeneu 

sich  auch  in  Staaten,  deren  Verfassungen  nicht  mehr  zu  den  altlandstandischen  gerechnet 
werden,  die  Unterschiede  der  alten  Stände  oder  anderer  Standesverhältnisse  als  die  Gmnd- 
lagen  des  Systems  der  ünterthanerivertretungen ,  aUein  das  standische  Institut  ist  ent- 
schieden staatsrechtlichen  Charakters  und  steht  deshalb  jenen  ,, Landschaften"  prinxipiell 
gegenüher. 

')  Es  ist  dies  das  eigentlich  constitutionelle  System  der  Volksyertretun?. 
S.  Za^hariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  23;  Zöpfl,  Grundsätze  §.  343. 

*)  Grossherzogthum  Luxemburg,  Herzogthum  Coburg- Gotha,  Grosaherzogthnrn 
Oldenburg,  Walcinck,  deren  Verfassungs-  bez.  Wahlgesetze  nach  1848  erschienen. 

^)  Königreich  Sachsen,  Herzogthum  u^tenhurg,  Herzogthum  Braunschweig. 

^)  So  das  Verfassungsgesetz  für  Preussen,  Baiern  (Verfassungagesetz  von  181ö  un.l 
Gesetz  vom  4.  Juni  1848),  Würtemherg,  Baden,  Hessen,  Weimar,  MeiningeB. 
Schwarzhurg-Sondershausen,  S chwarzhurg-Rudolstadt,  Liechtenstein. 


rufang  der  Pnnzeti  des  soaverainea  Hauses  )  sowie  kraft  des  in  der  Bandes- 
acte  von  1815  vereinbarten  Grundsatzes  die  der  Hänpter  der  s.  g.  standes- 
herrlichen Häuser  and  des  ehemaligen  Reichsadels,  sofern  diese  in  dem 
Staate  die  Standesherrschaft  besitzen,  bezw.  begfltert'sind.^)  Dann  ist  der 
grosse  geschlossene  Grundbesitz,  namentlich*  der  im  Besitze  der  Ritter- 
schaft^ und  der  geistlichen  Corporationen  befindliche,  sowie  der  bäuerliche 
Gnmdbesitz  besonders  vertreten;  ferner  die  Städte  und  etwa  auch  die  den- 
selben politisch  gleichgestellten  Marktflecken,  entweder  je  einzeln  für  sich 
oder  in  bestimmt  organisirten  Verbänden,  und  entweder  alle  Städte  im 
Staat  oder  nur  bestimmte,  von  dem  Souverain  mit  solchen  Rechten  begna- 
digte. Endlich  ist  auch  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  oder  der  Staats- 
oder  kirchendienstlichen  Stellung  •  Einzelner  Rechnung  getragen  und  sind 
namentlich  die  Landesuniversitäten,  höhere  Staats-  und  Hof-Bamte  und 
geistliche  (katholische  und  protestantische)  Prälaten  bei  der  Bildung  der 
Volksvertretung  besonders  berllcksichtigt.  Wenn  einige  Verfassungsgesetze 
aber  dem  Souverain  das  Recht  verbehalten,  einzelnen  Untertbauen  eine  be- 
sondere lebenslängliche  oder  erbliche  landständische  Berechtigung  zu  «r- 
theilen,  so  erhält  ein  solcher  verfassungsgesetzlicher  Vorbehalt  nur  dann 
eine  prinzipielle  Bedeutung,  wenn  dem  Entschlüsse  des  Souverains  eine 
bestimmtere  Richtung  gesetzlich  gegeben  ist.*)    Eine  besondere  Vertretung 

*)  Jedoch  nur  in  den  Staaten,  welche  das  Zwei-Karamersystem  der  Zusammensetzung 
des  Landtages  zu  Grunde  gelegt  haben.    S.  unten  §.  594. 

*)  Bundes  acte  von  1815  Art.  14,  6  und  Abs.  4. 

^)  Ueber   das  Verhältniss   der  Vertretung   der  Ritterschaft   zu   der   anderer  Stände 
s.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  112  Note  6. 

*)  Preussische  Verordnung  vom  12.  October  1854  §.  1   und   4  (s.  unten  S.  560 
Note  2).    Vergl.  Bäiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VI  §.  3:   „Das  Recht  der  Vererbung 
(lies   Stimmrechts    im  Reichsrath)    wird   der  König   nur  adligen  Gutsbesitzern  verleihen, 
welche  im  Königreiche  das  volle  Staatsbttrgerrecht  und  ein  mit  dem  Lehn-  oder  Fidei- 
comTnissarischen  Verbände  belegtes  Grundvermögen  besitzen,  von  welchem  sie  an  Grund- 
und  Domiidcalsteuer  in  simplo  dreihundert  Gulden  entrichten,  und  wobei'  eine  agnatisch- 
linealische  Erbfolge  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  eingeführt  ist,"   und  Gesetz,  die 
Bildung  der  Kammer  der  Reichsrathe  betr.,  vom  9.  März  1828  Art.  II:  „Der  König  wird  . 
«He  von  ihm   zu  ernennenden  erbliehen  und  lebenslänglichen  Reichsrathe  aus  jenen  Per- 
«iOBen  auswählen ,   die*  entweder  dem   Staate  ausgezeichnete  Dienste  geleistet  haben  oder 
Ton  adliger  Geburt  sind  oder  Vermögen  besitzen;"  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  65 
Abs.  4  erfordert  für  die  vom  KöAige   zu   emennendei^  zehn   Rittergutsbesitzer  —  diese 
Zahl  muss  nach  Abs.  5  stets  vorhanden  sein  —  einen  Census  von  mindestens  400Q  Thlr. 
jährlichen  Reinertrags   des  Ritterguts;   Würtembergsches   Verfassungsgesetz   §.  130: 
^Za  erblichen  Mitgliedern  wird  der  König  nur  solche  Gutsbesitzer  aus  dem  standesherr- 
lichen oder  ritterschaftlichen  Adel  ernennen,  welche  von  einem  mit  Fideicommiss  belegten, 
nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  sich  vererbenden  Grundvermögen  im  Königreiche,  nach 
Abzngr  der  Zinsen   aus   den  darauf  haftenden  Schxdden,  eine  jährliche  Rente  von  sechs- 
tausend Gulden  beziehen;"  §.  131:  „Die  lebenslänglichen  Mitglieder  werden  vom  Könige, 
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« 

des  „Handels-  und  Fabrikstandes^  findet  sich  nar  vereinzelt.')  Wo  und 
insofern  das  numerische  Prinzip  in  seiner  reinen  Fassung  zur  (xeltang  ge- 
kommen,  sind  aber  alle  jene  Rücksichtnahmen  bedeutungslos  and  sind 
schlechthin  die  Unterthanen  als  solche  das  auf  dem  Landtage  vertretene 
Element.*) 


ohne  Rücksichtnahme  auf  Geburt  nnd  Vermögen,  ans  den  würdigsten  Staatsbüigem  er- 
nannt. **  Das  Schwarzbnrg-Sondershausensche  Wahlgesetz  von  1856  §.  2  be- 
stimmte hinsichtlich  des  Rechts  der  Landesherren,  Mitglieder  des  Landtages  auf  Jjeben?- 
zeit  zu  ernennen,  nur,  dass  diese  die  allgemeinen  Erfordernisse  der  Wählbarkeit  haben 
müssen;  ebenso  das  Liechtensteinsche  Verfassungsgesetz  §.  55.  —  S.  von  Mohl. 
Staatsrecht,  Völkerrecht  unTl  Politik  Bd.  I  S.  325  ff. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgosetz  §.  68,  4  (fünf  Vertreter  des  Handels-  und  Fabrik- 
wesens). 

^)  Eine  Uebersicht  der  Elemente  der  deutschen  Landtage  oder  StändeYersammlungen 
lässt  sich  nur  durch  ein  Referat  der  betreffenden  gesetzlichen  Bestimmungen  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  geben.  Im  Königreich  Preussen  gilt  das  Prinzip  der  persönlichen 
Antheilnahme  Einzelner  an  der  gesetzgebenden  Versammlung  —  auf  Lebenszeit  oder  mit 
erblicher  Berechtigung  —  and  das  Prinzip  der  Vertretung  der  übrigen  Unterthanen  nach 
nuqierischen  Verhältnissen.  Zunächst  sind  zur  Antheihiahme  an  der  Gesetzgebung  be- 
rufen die  grossjährigen  Prinzen  des  Königlichen  Hauses,  sodann  mit  erblicher  Be- 
rechtigung: die  Häupter  der  Fürstlichen  Häuser  HohenzoUern-Hechingen  und  Hoheo- 
zollem-Sigmaringen ,  die  nach  der  deutschen  Bundesacte  von  1815  zur  Standschaft  be- 
rechtigten Häupter  der  vormaligen  deutschen  reichsständischen  Häuser  im  Königreiche 
(s.  oben  §.  473),  die  übrigen  nach  der  Verordnung  vom  3,  Februar  1847  zur  Herren-Curie 
des  vereinigten  Landtages  berufenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  und  endlich  diejenigen 
Personen,  welchen  das  erbliche  Recht  auf  Sitz  und  Stimme  in  der  Ersten  Kammer  vom 
Könige  durch  besondere  Verordnung  verliehen  worden.  Auf  Lebenszeit  berufen  sind 
die  Inhaber  der  vier  grossen  Landesämter  in  Preussen,  einzelne  Personen,  welche  der 
König  aus  besonderem  Vertrauen  ausersehen,  und  die  Personen,  welche  dem  Könige  von 
den  mit  solchem  Präsentationsrechte  versehenen  Korporationen  präsentirt  worden.  Ein 
solches  ständisches  Standschaftsrecht  haben  aber  die  nach  der  Königlichen  Verordnung 
vom  3.  Februar  1847  zur  Herren-Curie  des  vereinigten  Landtages  berufenen  Stifter,  der 
für  jede  Provinz  zu  bildende  Verband  der  darin  mit  Rittergütern  angesessenen  Grafen, 
die  Verbände  der  durch  ausgebreiteten  Familienbesitz  ausgezeichneten  Geschlechter,  welche 
mit  diesem  Rechte  vom  Könige  begnadigt  worden ,  die  Verbände  des  alten  njid  des  be- 
festigten Grundbesitzes,  eine  jede  Landesuniversitat  und  ietzlich  diejenigen  Städte,  welchen 
der  König  dieses  Recht  besonders  beilegt.  Vergl.  das  Preussische  Gesetz  vom  7.  Mai 
1853  (hob  die  Artikel  65—68  des  Verfassungsgesetzes  auf)  und  die  Königliche  Verord- 
nung vom  12.  October  1854  §.  1  —  4.  Ausser  diesen  aus  besondren  politischen  Bnck- 
sichten  besonders  Berufenen  nehmen  seit  1867  432  Abgeordnete  als  nach  bestimmten 
Populationsverhältnissen  gewählte  Vertreter  der  Unterthanen  an  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlung TheiC  Das  dynamische  Prinzip  ist  ako  durch  Anerkennung  besonderer  per- 
Röniicher  und  corparativer  Landstandschaftsrechte  zur  Geltung  gebracht,  während  dit 
allgemeine  Basis  der  Volksvertretung  von  dem  rein  numerischen  Prinzipe  getragen  vird. 
—  Im  Königreich  Baiern  sind  auf  Grund  des  dynamischen  Prinzipes  zur  „allgemeinen 
Versammlung  der  Stände  des  Reichs"  berufen  die  volljährigen  Prinzen  des  Königh'chen 
Hauses,  die  Kronbeamten  des  Reiches,  die  beiden  Erzbischöfe,  die  Häupter  der  ehenialN 
reichsständischen  —  fürstlichen  und  gräflichen  —  Familien ,  so  lange  sie  im  Besitze  ihrer 
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§.  582. 
Eine  besondere  VerbiDdung  des  dynamischen  mit  dem   numerischen 
Prinzipe  findet  da  Statt,    wo  von   der    Geltendmachung  des  allgemeinen 

vormaligen  reichsständischen  im  Königreiche   belegenen  Herrschaften  bleiben,  ein  vom 
Könige  ernannter  Bischof  und  der  jedesmalige  Präsident  des  protestantischen  General- 
Consistoriums,  und  diejenigen  Personen,  welche  der  König  entweder  wegen  ausgezeich- 
neter dem  Staate  c^leisteter  Dienste  oder  wegen  ihrer  Gehurt  oder  ihres  Vermögens  zu 
Mitgb'edem  der  Kammer  entweder  erhlich  oder  lebenslänglich   ernennt.    Vergl.  Baier- 
sches  Verfassungsgesetz  Tit.  V  §.  2  und  §.  4:    „Die  Zahl   der  lebenslänglichen  Beichs- 
räthe  kann  den  dritten  Theil  der  erblichen  nicht  übersteigen;"  das  Gesetz  vom  9.  März 
1828  Art.  1  bestimmt  dazu,  welche  Beichsräthe  zu  den  erblichen  und  welche  zu  den  lebens- 
länglichen gereohnet  werden  sollen.    Im  Uebrigen  wird   die  Vertretung  der  ünterthanen 
nach  dem  numerischen  Prinzip  gebildet  und  wird  auf  je  31,500  Seelen  ein  Abgeordneter 
gewählt.    VergL  Gesetz,  die  Wahl  der  Landtags- Abgeordneten  betr.,  vom  4.  Juni  1848 
Art.  1.  —  Das  Sächsische  Verfassungsgesetz   (§.  63)  beruft  in  die  Ständeversammlung 
die  volljährigen  Prinzen  des  königlichen  Hauses,  das  Hochstift  Meissen  durch  einen  De- 
pntirten  seines   Mittels,  den   Besitzer   der  Herrschaft  Wildenfels,  die  Besitzer  der  fünf 
schönburgschen  Becessherrschaften  Glaucha,  Waidenburg,  Lichtenstein,  Hartenstein  und 
Stein,  durch  einen  ihres  Mittels,  einen  Abgeordneten  der  Universitätsstadt  Leipzig  (aus 
dem  Mittel    ihrer  ordentlichen  Professoren) ,  den  Besitzer  der  Standesherrschaft  Königs- 
brück,  den  der  Standesherrschaft  Beibersdorf,   den  evangelischen  Oberhofprediger,  den 
Decan  des  Domstifts  St  Petri  zu  Budissin,   zugleich   in  seiner  Eigenschafb  als  hohem 
tatholischer  Geistlicher  (im  Falle  cfor  Behinderung  oder  der  Erledigung  der  Stelle  einen 
der  drei  Capitulare  des  Stifte),  den  Superintendenten  zu  Leipzig,  einen  Abgeordneten  des 
CoUegienstifts  zu  Würzen  aus  dem  Mittel  des'  Capitels ,  die  Besitzer  der  vier  schönburgi- 
schen  Lehnsherrschaften  Bochsburg,  Wechselburg,  Penig  und  Bemissen  durch  einen  ihres 
Mittels,  zwölf  auf  Lebenszeit  gewählte  Abgeordnete  der  Bittergutsbesitzer,   zehn   vom 
Könige  nach  freier  Wahl  auf  Lebenszeit  ernannte  Bittergutsbesitzer,  die  erste  Magistrats- 
person der  Städte  Dresden  und  Leipzig,  die  ertte  Magistratsperson  in  sechs  vom  Könige 
unter  möglichster  Berücksichtigung  aller  Theile  des  Landes   nach  Gefallen   zu  bestim- 
menden Städten,  femer  (§.  68)  zwanzig  Abgeordnete  der  Bittergutsbesitzer,  fünfundzwan- 
zig der  Städte,  fünfundzwanzig  des  Bauernstandes  und  fünf"  Vertreter  des  Handels-  und 
Fabrikwesens.    Also  keine  Anwendung  des  numerischen  Prinzips,  da  alle  Nicht-Grund- 
besitzer von  der  Antheilnahme  an  der  Wahl  ausgeschlossen  sind.  —  Die  Vertretung  der 
ünterthanen  besteht  im  Königreich  Würtemberg  aus   den  Prinzen  des  königlichen 
Hauses,  ans  den  Häuptern  der  fürstlichen  und  gräflichen  Familien   und  den  Vertretern 
der  standesherrlichen  Gemeinschaften,  auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Beichs-  oder 
Kreistagsstimme  geruht  hat,  aus  den  vom  Könige  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten 
Mitgliedern  (höchstens  Vs  der  übrigen  Mitglieder  der  ersten  Kammer),  aus  dreizehn  Mit- 
gliedern des  ritterschaftlichen  Adels,  aus  den  sechs  protestantischen  General-Superinten- 
denten, ans  dem  Landesbischofe,  einem  von  dem  Domcapitel  aus  detsen  Mitte  gewählten 
Mitgliede  und  dem  der  Amtszeit  nach  ältesten  Decan  katholischer  Confession,  aus  dem 
Canzler  der  Universität,  aus  einem  gewählten  Abgeordneten  von  jeder  der  Städte  Stutt- 
gart, Tübingei?  Ludwigsburg,  Ellwangen,  Ulm,  Heilbronn  und  Beutlingen  und  einem  Ab- 
geordneten   von  jedem  Oberamtsbezirke.    Vergl.  Würtembergsches  Verfassungsgesetz 
§.  129  und  133.     Da  zu  den  Wahlen  im  Oberamtsbezirke   alle  besteuerten  Bürger  jeder 
Gemeinde  benifen  sind  (Verfaasungsgesetz  §.  137),  so  ist  hinsichtlich  dieser  Abgeordneten 
das  numerische  Prinzip  angewandt.  —  Das  Badensche  Verfassungsgesetz  beruft  {§.  27) 
C^rotefoBd,  Staatsrocht.  36 
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Wahlrecbtes  zwar  Niemand  ausgeschlossen  ist,  indess  die  persönlichen  Ver- 
bältnisse der  einzelnen  Wahlberechtigten  dennoch  auf  die  Art  nnd  ge- 
wissermassen  auf  den  Grad  der  Antheilnahme  an  den  allgemeinen  Wahlen 


die  Prinzen  des  grossherzoglichen  Hauses,  die  Häupter  der  standesherrlichen  Familifc. 
den  Landesbischof  und  einen  vom  Grossherzog  lebenslänglich  ernannten  protestantiscben 
öeistlichen  mit  dem  Bange  eines  Prälaten,  acht  Abgeordnete  des  grundherrlichen  AdeU. 
zwei  Abgeordnete  der  Landes-Univergitäten ,  die  vom  Grossherzoge  ohne  Rücksicht  aof 
Stand  und  Geburt  zu  Mitgliedern  der  Ersten  Kammer  ernannten  Personen  (nach  §.  32  dr> 
Verfassnngsgesetzes  höchstens  acht).  Ausserdem  ist  das  Grossherzogthum  in  40  Wahl- 
bezirke getheilt  und  wählen  diese  je  einen  Abgeordneten  (numerisches  Prinzip).  Daneben 
aber*findet  das  dynamische  Prinzip  insofern  noch  Anwendung,  als  „in  Berücksichtigung: 
theils  ihrer  commerciellen  ßedeutenheit ,  theils  ihrer -f ruberen  Verhältnisse,  theils  m\ 
vorzüglich  aber  in  Betrachtung  ihres  stärkern  Beitrags  zu  den  indirecten  Abgaben"  roehnr 
Städte  je  für  sich  einen  oder  zwei  (Heidelberg,  Preiburg,  Lahr)  oder  drei  (Karhmibe  irad 
Mannheim)  Vertreter  wählen.  Vergl.  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  33  und  dk 
Wahlordnung  vom  23.  Deccmber  1818  g.  34  und  35.  —  In  dem  Grossherzogthün. 
Hessen  beruft  das  numerische  Prinzip  nur  die  vier  und  dreissig  Abgeordnet<\ 
welche  von  den  nicht  mit  einem  beso-.ideren  Wahlrecht  begabten  Städten  nnd  den  Land- 
gemeinden und  zwar  von  denjenigen  Staatsbürgern,  welche  seit  Anfang  des  Jahres,  in 
welcher  die  Wahl  vorgenommen  wird.  Personalsteuer  entrichten,  gewählt  werden.  Pas 
dynamische  Prinzip  liegt  dagegen  zum  Grunde  der  Berufung  der  Prinzen  des  grossheno?- 
4ichen  Hauses,  der  Häupter  der  standesherrlichen  Familien,  welche  sich  im  Besitze  einer 
oder  mehrer  Standesherrschaften  befinden,  des  Seniors  der  Familie  der  Freiherrn 
von  Ricdesel,  des  katholischen  Landesbischofs  (oder  eines  Vertreters  desselben),  eines  ]>nv 
testantischen  Geistlichen,  welchen  der  Grossherzog  dazu  auf  Ivebenszeit  mit  der  Ward«» 
eines  Prälaten  ernennt,  des  Kanzlers  der  Landesuniversität  (oder  eines  Stellvertreters  def- 
selben),  derjenigen  „ausgezeichneten  Staatsbürger",  welche  der  Grossherzog  auf  Lebens- 
zeit zu  Mitgliedern  beruft  (höchstens  zehn),  der  sechs  Abgeordnaken  des  in  dem  Gross- 
herzogthum genügend  mit  Grundeigenthum  angesessenen  Adels  und  der  zehn  Abgeordne- 
ten, welche  acht  Städte  (Darmstadt  nnd  Mainz  je  zwei)  kraft  eines  besonderen  Wahl- 
rechtes wählen.  Vergl.  Gesetz,  die  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  der  Stände 
betr.,  vom  6.  September  1866  Art.  2  und  3.  —  Die  Bildung  der  Volksvertretung  im 
Grossherzogthum  Luxemburg  beruht  auf  der  Königlich-Grossherzoglichen  Verord- 
nung vom  7.  Juni  1857,  die  Wahlen  zur  Ständevcrsammlung  betreffend,  und  hat  diese  das 
numerische  Prinzip  unter  Peststellung  eines  bestimmten-  Census  zur  Gfeltnng  gebracht. 
Alle  Luxemburger,  welche  im  Grossherzogthum  ansässig  sind  und  zur  Ausübung  der  bür- 
gerlichen und  politischen  Kechte  befugt  sind,  nehmen,  wenn  sie  wenigstens  10  Francs  an 
Grund-Mobiliar-  oder  Patent-Steuer  zahlen,  an  der  Wahl  der  V<»rtreter  Theil  und  xvir 
diejenigen,  welche  nicht  über  125  Francs  zahlen,  an  der  Wahl  der  Cantonswähler,  welche 
dann  sechszehn  Abgeordnete  wählen,  und  diejenigen,  welche  mehr  als  125  Francs  fflt- 
richtcn,  als  Districta^'ähler  direct  an  der  Wahl  von  fünfisehn  Abgeordneten.  Vergl.  die 
Luxemburgsehe  Verordnung  vom  7.  Juni  1857  Art.  1  —  4,  und  das  Verfassongs- 
gesetz  von  1856  Art.  52.  ~  In  dem  Grossherzogthum  Sachsen-Weimar  ist  di> 
dynamische  Prinzip  mit  dem  numerisclien  in  der  Weise  combinirt,  dass^on  den  31  Ab- 
geordneten des  Landtages  21  „aus  allgemeinen  Wahlen  im  ganzen  Grossherzogthnra' 
hervorgehen,  während  die  begüterte  ehemalige  Reichsritterschaft  einen,  die  Besitzer 
eines  inländischen  Grundeigenthums  von  wenigstens  1(X)0  Thlm.  jährlicher  Rente,  und 
diejenigen  Staatsunterthanen,  welche  aus  anderen  Quellen,  als  dem  Grundbesitze  ein  jähr* 
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Hasse  ihrer  directen  SteuerleistuDgen  klassenweise  vei*theilt  and  in  diesen 


'  liebes  Einkommen  von  wenigstens  1000  Thlm.  haben,  5  Abgeordnete  besonders  erwählen. 
Vergl.  Weimarsches  Gesetz  über  die  Wahlen  der  Landtags- Abgeordneten  vom  6.  April 
1852  §.2.  —  In  ähnlichem  Verhältniss   sind  jene   beiden  Prinzipien  in  dem  Herzog- 
thura  Sachsen-Meiningen  verbunden,   indem  nach  dem  Geaetz  vom  25.  Juni  1853 
Art.  1    und   7  von   24  Abgeordneten  16  von  allen  grossjährigen,  selbständigen,  christ- 
lichen und  directe  Steuer  zahlenden  Staatsbürgern  gewählt  werden,  während  der  EEurzog 
*und  die  Besitzer  grösserer  gebundener  Güter  (wenigstens  40  Gldn.   Grundsteuer    oder 
250  Nürnberger  Morgen  Areal)  6  Abgeordnete  zu  wählen  haben.  —  Das  Altenburgsche 
Grundgesetz  §.  167  bildet  die  Landstände  aus   einem  Präsidenten  und  24  Abgeordneten, 
nämlich  8  Abgeordneten  der  Eittergutsbesitzer ,  8  der  Städte  und  8  des  Bauernstandes 
and  brachte  hinsichtlich  der  Antlieilnahme  an  der  Wahl  in  diesen  letzten  beiden  Klassen 
das  numerische  Prinzip  zur  Anwendung.  —  Im  Herzogthum  Sachsen-Coburg-Gotha 
ist  bei  der  Bildung  der  Ydßrtretui^  der  ünterthanen  auf  dem  Landtage  nur  das  nume- 
rische Prinzip  zur  Anwendung  gekommen.    Das  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  146 
berechtigt  zur  (indirecten)  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Landtags-Abgeordneten  jeden 
selbständigen,  unbescholtenen  männlichen  Staatsbürger,  welcher  das  25  Lebensjahr  zurück- 
gelegt, seit  Anfang  des  dem  Ausschreiben  der  Wahl  vorausgegangenen  Jahres  eine  directe 
Staatssteuer  zu  entrichten  gehabt  hat  und  sich  damit  bei  Aufstellung  der  Wahlliste  nicht 
auf  ein  Jahr  im  Bückstande  befindet.    Auf  besondere  persönliche,  politische  oder  Standes- 
eigenschaften  ist  keinerlei  Rücksicht  genommen.  —  Eigen thümlicher  Art  ist  das  Prinzip 
der  Volksvertretung  im  Herzogthum  Braunschweig,    Von  den  46  Abgeordneten  der 
Landesversammlung    wählen    10   die   Stadtgemeinden,    12   die    Landgemeinden,    21    die 
Höchstbesteuerten  (nach  §.  7  des  Gesetzes  vom  22".  November  1851  in  5  Abtheilungen: 
1)  nach  4er  Grundsteuer,  2)  nach  der  Gewerbesteuer,    3)  nach  den  diese»  Steuern  nicht 
unterworfenen  Berufständen)  und  3  die  evangelische  Kirche.    In  den  Stadtgemeinden  be- 
theiligen sich  nur  die  Mitglieder  des  Magistrats,   die  Stadtverordneten  und  eine  Anzahl 
Wahlmänner,  doppelt  so  gross  als  die  der  Stadtverordneten,  direct  an  der  Abgeordneten- 
wahl und  werden  nur  diese  Wahlmänner  nach  den  Vorschriften  über  die  Wahl  der  Stadt- 
verordneten von  der  Bürgerschaft  gewählt.    In  den  Landgemeinden  dagegen  wählen  bei 
einer  Einwohnerzahl  von  500  und  weniger  der  Gemeindevorsteher  und  6  oder  9  Personen, 
die  von  der  Gemeinde  gewählt  werden,  einen,  bei  einer  Einwohnerzahl  von  500  —  1000 
der  Gemeinderath  und  9  zwei,  bei  einer  noch  grösseren  Einwohnerzahl  der  Gemeinderath 
und  18   dazu  gewählte  Personen   drei  Wahlmänner,  welche  alsdann  als  Wahlcollegium 
zusammentreten.     Vergl.   Braunschweigsches   Gesetz  über  die  Zusammensetzung  der 
Landesversammlung  vom  23.  November  1851  §.  2  und  Wahlgesetz  vom  22.  November 
1851  §.  5  und  6.  —  Das  Oldenburgsche  Gesetz,  betr.  die  Wahl  der  Abgeordneten  zum 
Landtage  vom  22.  November  1851  adoptirte  das  numerische  Prinzip  in  voller  Consequenz, 
,i»dem  dasselbe  die  Stimmberpchtij^ong:  de.s  Urwählers   und  dit«  Wühlbarkoit  des  Wahl- 
itmnnes  und  des*  Abg-eordneten  jedem  aelbständigen  Staatabürgeri  der  das  25.  Jahr  voU- 
fod^t  tmd  nifht  in  verfas^fungsg-esetzliclieni  Sinne  boseholtcn,  zutheilt     Vergl  jenes  Oenctz 
Att   7    §.    1.    —    Iin    Fürstenthum    Sclnvarzburg-Sonderahauaen    besteht    der 
Lundtag  aaf  Grund  des  Wahlgesetzes  vom  14,  Januar  1856  §.  1  auis  fhöcbst^ns  fünf) 
ItbenalÄnglich  ernannten  Mitg-ÜL'dern ,  aus    fünf  Abgeordnt>ten   der  Höchstbeatea orten  und 
itSmf  Alige«>rdneten  aus  aUgcTiieinen   Wtililea.     Es   ist  als«  dnreh  die  Bestimmung-  diesea 
lirilten  Elementes  (wie  auch  schon  nach   rletn  Wahlgesetze  voni  t.  Üctober  1852)  das  nu- 
üMfdjiübe   Prinzip   zur   Anwendung    gelangt   —  Da»    Scbwarzburg-BiiilolatädtHcTie 
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Klassen  an  der  Wahl  der  Wahlmänner  sich  betheiligen/)  aach,  dass  die 
Höchstbesteuerten  des  Urwahlbezirks  als  solche  einen  Theil  der  Wahlmänner 
stellen ;  so  dass  nur  der  übrigbleibende  aus  allgemeinen  Wahlen  heryorgebt/) 

Grundgesetz  von  1854  §.  12  bildet  den  Landtag  des  Furstenthnms  aus  drei  Abgeordneten 
der  grösseren  Grundbesitzer  (gebundene  Güter),  fünf  der  grösseren  Städte  und  acht  der 
nicht  in  diesen  beiden  Klassen  wahlberechtigten  ünterthanen  (Bewohner  der  kleineren 
Städte  und  des  Landes),  und  ist  auf  solche  Weise  das  dynamische  Prinzip  mit  dem  nn- 
me«fichen  verbunden.  —  Das  Lichtensteinsche  Verfassungsgesetz  von  1862  §.  55 
adoptirte  das  Prinzip  der  s.  g.  Repräsentativ-Verfassung  und  das  numerische  Prinzip 
—  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen  —  mit  der  einzigen  Modification,  dass  drei  Mitglieder 
des  aus  fünfzehn  bestehenden  Landtages  vom  Fürsten  aus  dem  Kreise  der  wahlßlhigen 
Bevölkerung  ernannt,  die  übrigen  aber  ^ durch  Wahlmänner  aus  dem  Volke"  gewählt 
werden.  —  In  dem  Fürstenthum  Reuss  j.  L.  (Reuss-Schleiz)  hatte  noch  das  Revi4iit-e 
Staatsgrundgesetz  von  1852  dem  numerischen  Prinzii^i  reinster  Weise  gehtlldigt  (§.  50: 
„Die  Rechte  des  Volkes  werden  durch  frei  gewählte  TRgeordaete  ohne  Unterschied  des 
Standes  vertreten").  Das  Gesetz  über  die  Zusammensetzung  und  Wahl  der  Landesvertre- 
tung vom  16.  Mai  1856  §,  1  modificirte  aber  dieses  Prinzip  durch  die  Aufnahme  des 
Fürstlichen  Besitzers  des  Reuss-Kostritzer  Paregiums  oder  dessen  Vertreters  und  von  drei 
Abgeordneten  der  „ührigen"  Rittergutsbesitzer  (im  §.  2  des  Gesetzes  werden  die  land* 
tagsfahigen  Rittergüter  benannt).  —  Im  Fürstenthum  Waldeck  endlich  liegt  der  Zn- 
sammensetzung des  Landtages  nur  das  numerische  Prinzip  zum  Grunde.  VergL  das 
Wahlgesetz  vom  17.  August  1852  §.  1:  „Die  15  Abgeordneten  zum  gemeinsamen  Land- 
tage werden  in  Wahlbezirken durch  Wahliflänner  der  einzelnen  Ortsgemeinden  ge- 
wählt;" §.*4:  „Wahlberechtigt  und  zum  Wahlmanne  wählhar  sind  alle  Gemeindeangebö- 
rigen,  denen  bei  den  Gemeindewahlen  gesetzlich  das  Wahlrecht  zusteht.*  Eine  Eigen- 
thüralichkeit  dieses  Wahlgesetzes  ist  aber  die  Bestimmung  im  §.  3  desselben,* dass  der 
Gemeinderath  und  Gemeindevorstand  gemeinschaftlich  die  eine,  die  übrigen  stimmberech- 
tigten Gemeindemitglieder  die  andere  und  zwar  im  Falle  einer  ungraden  Zahl  die  grössere 
Hälfte  der  Wahlraänner  zu  wählen  haben. 

M  Preussisches  Wahlgesetz  §.  10:  „Die  Urwähler  werden  nach  Massgabe  der  von 
ihnen  zu  entrichtenden  directen  Staatssteuem  (Klassensteuer,  Grundsteuer,  Gewerbesteuer) 
in  3  Abtheilungen  getheilt  und  zwar  in  der  Art,  dass  auf  jede  Abtheilnng  ein  DrittheQ 
der  Gesammtsumme  der  Steuerbeträge  aller  Urwähler  faUt;"  §.11  (bezieht  sich  auf  die 
Wahlbezirke,  in  denen  Klassensteuer  nicht  erhoben  wird);  §.12;  „Die  erste  Abtbeilmig 
besteht  aus  denjenigen  Urwählern ,  auf  welche  die  höchsten  Steuerbetrage  bis  zum  Be- 
laufe eines  Drittheilcs  der  Gesammtsteuer  fallen.  Die  zweite  Abtheilung  besteht  ans 
denjenigen  Urwählern,  auf  welche  die  nächstniedrigeren  Steuerbeträge  bis  zur  Grenze  des 
zweiten  Drittheiles  fallen.  Die  dritte  Abtheilung  besteht  aus  den  am  Niedrigsten  be- 
steuerten Urwählern,  auf  welche  das  dritte  Drittheil  fallt.  In  diese  Abtheilnng  gehören 
auch  diejenigen  Urwähler,  welche  keine  Steuer  zahleu;**  §.  14:  „Jede  Abtheilung  wählt 
ein  Drittheil  der  zu  wählenden  Wahlmänner.  Ist  die  Zahl  der  in  einem  Urwahlbeiirk  zu 
wählenden  Wahlmänner  nicht  durch  3  theilbar,  so  ist,  wenn  nur  1  Wahlmann  übrig  ^ 
bleibt,  dieser  von  der  zweiten  Abtheilung  zu  wählen.  Bleiben  2  Wahlmänner  übrig,  so 
wählt  die  erste  Abtheilung  den  einen  und  die  dritte  Abtheilung  den  andern."*  Ganz 
ähnliche  Grundsätze  finden  sich  in  dem  Oldenburgschen  Wahlgesezte  von  1S52 
Ari;.  21—24. 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  139:  „Zwei  Drittheile  der  Wahlmäimer 
bestehen  aus   denjenigen  Bürgern,  welche  im  nächstvorhergegangenen   Finanzjahre  die 


Klassen,  in  welchen  der  Staat  ein  sichereres  (conservatives)  Element  und  in 
deren  Einflass  er  eine  besondere  Garantie  gegen  eine  tiberstürzende  Ent- 
wickelung  der  öffentlichen  Zustände  zu  haben  glaubt. 


II.    Die  Landtags -Mitgliedschaft. 

1.    Bechtsgrund. 

§.  583. 
Die  Mitglieder  des  Landtages  sind  entweder  persönlich  berechtigte 
und  ist  dann  die  Berechtigung  entweder  eine  vorübergehende  (zeitweilige) 
oder  eine  lehenslängliche,  oder  sie  gehen  aus  der  Wahl  bestimmter  Ge- 
nossenschaften oder  Verbände  hervor,  als  deren  Abgeordnete  oder  De- 
po tirte.  Ist  auch  das  mÜerielle  Recht  alier  Mitglieder  des  Landtages. in 
den  Landtagsversammlungen  ein  gleiches,  so  unterscheidet  sich  dennoch 
die  politische  und  staatsrechtliche  Bedeutung  der  Berechtigungen  sehr  be- 
stimmt sowohl«  hinsichtlich  des  Rechtsgrnndes  der  Landtags-Mitgliedschaft 
wie  auch  hinsichtlich  des  Einflusses,  welchen  die  Dauer  der  Landtags- 
sessionen (Legislaturperiode)  und  namentlich  die  Auflösung  der  Ständever- 
sammlung übt.*)  Der  Wahl  der  Landtagsmitglieder  bedarf  e%  eben  da, 
wo  eine  Mehrheit  von  Individuen  gleichsam  ein  Gesammtrecht  der  Antheil-^ 
nähme  an  den  Landtagen  besitzt  und  zur  Geltendmachung  dieses  Rechtes 
einer  besonderen  individuellen  Vermittlung  bedarf.  In  früheren  Zeiten  war 
die  persönliche  Berechtigung  die  Regel  und  begründete  in  dem  Stande  der 
Ritter  und  der  Prälaten  das  Landstandschaftsrecht  ausschliesslich. '^  Das 
Prinzip  der  Vertretung  der  Unterthanen  als  solcher  beeinträchtigte  natür- 
lich jene  Regel,  mit  welcher  eine  consequente  Durchflihrung  jenes  Prinzipes 
unvereinbar  ist/) 

A.    Persönliche  Berechtigungen. 

§.  584. 
Die  persönlich  berechtigten  Mitglieder  gründen  ihr  Recht  auf  Sitz  und 

,'  ftdehff£e  ordeTitliclie  directe  Steaer an  den  Staat  zu  ontrichti^n  hatten.     DiesL*  wer- 

ifi^n  jedeBmal  vor  Än^jtellung  einer  Wahl  von  dem  Ort^  versteh  er  ^  ^  als  Wahlmanncr 
I  tü^ge^ichnet;'*  §.  140:  „Das  letzte  Dritlheil  der  AValiltnänner  wird  von  ilen  übrigen 
i   Steuercöntriliiienten  —  —  gewählt.  "* 

{  'fS.  unten  g,592  nnd  (502.  #  ^ 

L        ^)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §,  114 

Iv    ^  Darum  weiss  auch  liie  Verfassung  des  Norddeutscten  Bunde«  Nicht«  von  ^f- 
SSölich  berochtigtCTi  Ruichstag^mitgliedern. 
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Stimme  in  der  Ständeversammlang  auf  verschiedene  Titel:  entweder  anf 
den  Orund  ihrer  persönlichen  Qnalification  oder  auf  den  einer  amflichen 
Stellang  oder  auf  den  einer  erblichen  Berechtigung  oder  auf  den  einer  be- 
sonderen Ernennung  durch  den  Souverain.  Die  persönliche  Qualification 
berechtigt  die  Prinzen  des  ftirstlichen  Hauses  als  solche,  sobald  sie  die 
hausgesetzliche  Grossjährigkeit  erreicht  haben.*)  Die  kraft  ihrer  dienst- 
lichen Stellung  oder  (weltlichen  oder  geistlichen)  Würde  gesetzlich  berufe 
nen  Mitglieder  haben  mit  dem  Eintritt  in  dieses  Amt  oder  diese  Würde 
den  verfassungsmässigen  Anspruch  auf  jenes  Recht  erworben.*)  Diejenigen, 
welche  auf  Grund  einer  erblichen  Verleihung  die  Mitgliedschaft  erwerben, 
sind  durch  den  Eintritt  m  das  bestimmte  Verhältniss,  in  den  mit  der 
Landtagsqualification  versehenen  Besitz,  legitimirt.')  Die  von  dem  Landes- 
herrn ernannten  Mitglieder  des  Landtages  gründen  ihr  Recht  auf  diese  Er- 
mächtigung des  Souverains/)     Je  mit  diesem   Rechtsgrunde  der  Mitglied- 

')  Preussische  Verordnung  vom  12.  October  18Ö|J§.  1;  Baiersches  Verfassuugs- 
gesetz  Tit.  V  §.  2;  Säcbsisches  §.  63. 

*)  Kraft  ihrer  dienstlichen  Stellung  sind  landtagsherechtigt  1)  in  Preussen  die  In- 
haber der  Tier  grossen  Landesämter  im  Königreich  Preussen  (das  Oherhurggrafenarat, 
das  Ober-Marschallarot,  das  Landhofmeisteramt,  das  Kanzleramt,  s.  yon*Bönne,  Prenssi- 
sches  Staatsrecht  Bd.  I  Abth.  1  S.  345,  Note  1);  2)  in  Baiern  die  Kronbeamten  des 
Reichs,  die  Erzbischöfe,  der  Präsident  des  protestantischen  General-Considtoriums;  3)  in 
Sachsen  der  evangelische  Oberhofprediger,  der  Decan  des  Domstifts  St  Petri  m  Bn- 
dissin;  der  Superintendent  zu  Leipzig,  die  erste  Magistratsperson  der  Städte  Dresden  nnd 
»Leipzig  und  von  sechs  nach  Gefallen  vom  Könige  zu  bestimmenden  Städten;  4)  in  War- 
temberg  die  sechs  protestantischen  General-Superintendenten,  der  Landesbischof,  der 
der  Amtszeit   nach   älteste  Decan  katholischer  Confession,  der  Kanzler  der  Universität; 

5)  in  Baden  der  Landesbbchof; '6)  im  Grossherzogthum  Hessen  der  katholische 
Landesbischof  und  der  Kanzler  der  Universität.  In  den  übrigen  Staaten  g^ebt  es  derartige 
Landtagsmitglieder  nicht. 

')  Dieser  Grund  berechtigt  1)  in  Preussen  die  Häupter  der  beiden  Hohenzollern- 
schcn  Häuser,  die  nach  der  Bundesacte  von  1815  zur  Standschaft  berechtigten  Häupter 
der*  vormaligen  deutschen  reichsständischen  Häusör  im  Königreich  und  die  nach  der  Ver- 
ordnung vom  3.  Februar  1847  zur  Herren-Curie  des  Vereinigten  Landtages  berufenen 
Fürsten,  Grafen  und  Herren;  2)  in  Baierri  die  Häupter  der  standesherrlichen  Häuser; 
3)  in  Sachsen  die  Besitzer  der  Herrschaften  Wüdenfels,  Königsbrück  und  Reibersdorf 
(d.  h.  die  Standesherren);  4)  in  Würtemberg  die  Häupter  der  fürstlichen  und  gräf- 
lichen Familien,  auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs-  oder  Kreistagsstimme  ruhte, 
und  die  etwa  vom  Könige  erblich  ernannten  Mitglieder;    5)  in  Baden   wie  in  Baicm: 

6)  im  Grossherzogthum  Hessen  desgleichen  und  der  Senior  der  freiherrlich 
von  Riedeselschen  Familie.  In  den  übrigen  Staaten  finden  sich  erbliche  Landtagsberech- 
tigungen nicht. 

*)  Das  Recht  zur  Ernennung  von  Mitgliedern  des  Landtags  eignet  dem  Fürst^  1}  im 
Königreich  Preussen  (lur  auf  Lebenszeit);  2)  im  Königreich  Baiern  (erblich  od« 
lebenslänglich);  3)  im  Königreich  Sachsen  (auf  Lebenszeit);  4)  im  Königreich  Wür- 
temberg wie  in  Baiem;  5)  im  Grossherzogthum  Baden  (nur  für  jede  LegislÄtu^ 
Periode);  6)  im  Grossherzogthum  Hessen  (auf  Lebenszeit) ;  7)  im  Herzogthum  Sachsen- 


Person  dieser  Mitglieder  neben  den  allgemeinen  Voraussetzungen  einer 
jeden  Landtaayitgliedschaft  vorhanden  sein  müssen  ^  um  denselben  die 
Geltendmachung  des  Rechtes  zu  gestÄtten,  und  mit  deren  Verlust  das  ge- 
übte Recht  wieder  erlischt.  *)  Jene  allgemeinen  Voraussetzungen  sind  wohl 
tiberall  dieselben:  Besitz  der  Unterthan-Eigenschaft,  Vollbesitz  der  bürger- 
lichen Rechte,  Innehaben  eines  bestimmten  Wohnsitzes  im  Staatsgebiete, 
nicht  im  activen  Dienste  eines  anderen  Staates  Stehen,  ein  bestimmtes 
Lebensalter^)  und  persönliche  Ehrenhaftigkeit/)  Die  besonderen  Voraus- 
setzangen  bestehen  dagegen  in  dem  Besitze  der  Eigenschaf't,  hinsichtlich 
welcher  die  persönliche  Berechtigung  von  dem  Gesetze  gegeben,  also  z.  B. 
bei  dem  Rechte  der  Standesherren  die  Zugehörigkeit  zu  der  standesherr- 
lichen Familie.  Ein  singulärer  Titel  der  Landtagsberechtigung  ist  das 
Präsentationsrecht  der  mit  solchem  Rechte  vom  Könige  begnadigten 
Korporationen  im  Königreich  Preussen ,  welches  diese  zur  Präsentation 
eines  Abgeordneten,  dessen  Mandat  aber  die  Königliche  Berufung  ist,  be- 
rechtigt.^) 


Meiningen  (für  jede  Legislaturperiode);  8)  im  Fiirstenthum  Schwarzburg-Sonders- 
hausen (auf  Lebenszeit);  9)  im  Fürstenthum  Lichtenstein.  Vergl.  aber  oben  §.  581 
4.  Note. 

')  Preussische  Verordnung  vom  12.  October  1854  §.8;  Sächsisches  Verfassungs- 
gesetz §.  66. 

')  Z.  B.  in  Preussen  das  30.,  in  Baden  das  25.  Lebensjahr.  Hinsichtlich  der  Zu- 
lässigkeit  einer  Stellvertretung  Minderjähriger  s.  unten  §.  609.  * 

^  Während  •  für  die  „Abgeordneten"  diese  Qualification  als  „ünbescholtenheit"  (s. 
unten  §.  588)  bezeichnet  zu  sein  pflegt,  findet  sich  für  die  Mitglieder  der  Ersten  Kam- 
mer d.  h.  eben  die  persönlich  Berechtigten  oder  aus  besonderen  Gründen  berufenen  die- 
selbe als  „Ehrenhaftigkeit"  präcisirt.  Vergl.  Preussische  Verordnung  vom  12  October 
1854  §.  9:  „Das  Recht  der  Mitgliedschaft  der  Ersten  Kammer  geht  ausser  den  FäUen 
der  §§.  12  und  21  des  Strafgesetzbuches  verloren,  wenn  die  ]j[!ammer  durch  einen  von 
Uns  bestätigten  Beschluss  einem  Mitgliede  das  Anerkenntniss  unverletzter  Ehrenhaftigkeit 
oder  eines  der  Würde  der  Kammer  entsprechenden  Lebenswandels  oder  Verhaltens  ver- 
tagt;" §.  10:  „Wenn  die  Kammer  mit  Rücksicht  auf  eine  gegen  ein  Mitglied  eingeleitete 
Untersuchung  oder  aus  sonstigen  wichtigen  Gründen  der  Ansicht  ist,  dass  demselben  die 
Ausübung  des  Rechts  auf  Sitz  und  Stimme  zeitweise  zu  untersagen  sei,  so  ist  zu  dieser 
Massregel  Unsere  Genehmigung  erforderlich." 

*)  Preussische  Verordnung  vom  12.  October  1854  §.3:  „Als  Mitglieder  auf  Lebens- 
zeit wollen  Wir  berufen  1)  Persopen,  welche  IJns  in  Gemässheit  der  folgenden  Paragra- 
phen präsentirt  werden;"  §.  4:  „Das  Präsentationsrecht  steht  zu:  1)  den  nach  Unserer 
Verordnung  vom  3.  Februar  zur  Herren-Kurie  des  Vereinigten  Landtages  berufenen 
Stiftern;  2)  dem  für  jede  Provinz  zu  bildenden  Verbände  der  darin  mit  Rittergütern  an- 
gesessenen Grafen,  für  je  einen' zu  Präsentirenden;  3)  den  Verbänden  der  durch  aus- 
gebreiteten Familien-Besitz  ausgezeichneten  Geschlechter,  welche  Wir  mit  diesem  Rechte 
begnadigen;.  4)  den  Verbänden  des  alten  und  des  befestigten  Grundbesitzes;  5)  einer 
jeden  Landes -^Juiversität:  6)  denjenigen  Städten  t    welchen  Wir  dieses  Recht  besonders 
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B.    Wahlmandat. 

§.  585.  0 

Die  nicht  persönlich  berechtigten  Mitglieder  des  Landtages,  die  „Ab- 
geordneten" bestimmter  Glemeinschaften,  Körperschaften  oder  Veremigangeo 
der  Unterthanen,  gehen  ans  Wahlen  herFor  und  gründet  sich  deren  Recht 
lediglich  auf  diese  Wahl  nnd  zwar  unter  der  Voraussetzung  der  formellen 
und  materiellen  Gflltigkeit  der  Wahl.*)  Die  rechtlichen  VorauBsetznngeii 
eines  solchen  Wafalactes  sind  in  den  deutschen  Staaten  mittelst  besonderer 
Wahlgesetze,  welche  als  Pertinenzien  der  Verfassungsgesetze  erscheinen, 
oder  auch  wohl  in  den  Verfassungsgesetzen  selbst  "ftes  Nähern  bestimmt.^ 


*)  Wenn  Zopfl,  Grandsätze  §.  347,  den  Rechtsgrund  nicht  als  ein  Mandat  im  ciTÜ- 
rechtlichen  Sinne,  sondern  als  eine  „in  Form  einer  Wahl  Torzunehmende  Ernenaang^ 
bezeichnet,  so  ist  Jenes  unzweifelhaft  richtig,  dieses  aber  ebenso  falsch.  Denn  die  «Er- 
nennung zu  einer  öffentlichen  Function"  kann  nur  dem  Inhaber  der  SouTerainetäts- 
rechte  zustehen,  nicht  aber  einem  Wahlbezirke.  »Die  rechtliche  Bedeutung  der  Wahlzam 
Landtage  ist  eine  rein  staatsrechtliche.  Der  Gewählte  erklärt  sich  hereit  die  Wahl  an- 
zunehmen und  yerpflichtet  sich  dadurch  zur  Geltendmachung  der  den  Abgeordneten  zu- 
stehenden Rechte  und  obliegenden  Pflichten.  Es  ist  aber  der  Staat  als  solcher,  dem 
gegenüber  diese  Verpflichtung  besteht,  und  nicht  der  Wahlbezirk,  und  es  ist  die  Ver- 
tretung, des  Interesses  aller  Unterthanen  der  Beruf.  Der  Bechtsgrund  der  Landtagsmit- 
gliedschaft ist  wohl  ein  Mandat,  aber  nicht  ein  civilrechtliches.  Das  Suhject,  welches 
dasselbe  üherträgt,  der  Inhalt  der  aus  der  Wahl  hervorgehenden  Berechtigung,  die  Form 
der  Wahl  —  AUet  ist  rein  staatsrechtlichen  Charakters. 

^j  Preussische  Verordnung  über  die  Ausführung  der  Wahl  der  Abgeordneten  zar 

2.  Kammer  vom  30.  Mai  1849;  Baiersches  Gesetz,  die  Wahl  der  Landtags-Abgeordneten 
betr.,  vom  4.  Juni  1848;  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  65  und  70 — 74  und  Wahl- 
gesetz vom  19.  Octohör  1861;  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  136  —  154; 
Badensche  Wahlordnung  vom  23.  December  1818;  Grossherzoglich  Hessisches 
Gesetz,  die  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  der  Stände  und  die  Wahlen  der  Ab- 
geordneten hetr.,  vom  6.  September  1866;  Luxemburg  sehe  Verordnung  vom  7.  Juni 
1857,  die  Wahlen  zur  Ständeversammlung  betreffend;  Weimarsches  Gesetz  über  die 
Wahlen  der  Landtags- Abgeordneten  vom  6.  April  1852;  Meiningensches  Gesetz  vom 
25.  Juni  1853  üher  die  Wahlen  der  Landtags-Abgeordneten;  Altenburgsches  Grund- 
gesetz §.  167  —  198  und  die  dasselbe  modificirende  Herzogliche  Verordnung,  die  land- 
schaftlichen  Wahlen  betreffend,   vom   12.  März   1855  (beseitigte  das   Wahlgesetz  vom 

3.  August  1850  und  restituirte  und  modificirte  die  §§.  167  —  198  des  Gmndgesetzes); 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  vom  3.  Mai  J.852,  Beilage  I  (Wahlordnung  för 
die  Landtage  der  Hcrzogthümer  Coburg  und  Gotha);  Braunschweigsches  Gesetz  über 
die  Zusammensetzung  der  Landcsversammlung  vom  22.  November  1851;  Oldenburg- 
8  che 8  Gesetz,  betr.  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Landtage,  vom  22.  November 
1852;  Anhaltische  Landschaftsordnung  vom  18.  JuM,  bezw.  31.  August  1859; 
Schwarzburg-Sondershausensches  Wahlgesetz  vom  14.  Januar  1856;  Schwarz- 
burg-Rudolstädtsches  Wahlgesetz  vom  21.  März  1854;  Reuss-Schleizisches  (j.  L.) 
Gesetz  über  die  Zusammensetzung  und  Wahl  der  Landesvertretung  vom»  16.  Mai  1856; 
Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  Ton  1862  §.  55  ff.;  Schaumburg-Lippcscbe 


oder  der  Wahlkörper,  die  Voraussetzungen  der  activen  Wahlfähigkeit,  die 
der  passiven  Wahlfähigkeit,  die  Bestellung  der  die  Wahlen  leitenden  Or- 
gane und  das  Wahlverfahren  selbst.  Die- Beachtung  dieser  gesetzlichen 
Vorschriften  ist  die  Bedingung  der  Gültigkeit  der  Wahl  und  des  Rechtes 
des  Gewählten  auf  Sitz  und  Stimme  in  der  Ständeversammlung.  Dieselben 
sind  allgemeine  und  besondere.  Diese  betreffen  die  Wahlen  de/ 
besonders  wahlberechtigten  Körperschaften  und  gehen  aus  der 
besonderen  Eigenthümlichkeit  dieser  hervor,  während  die  allgemeinen 
Wahlvorschriften  sich  auf  die  s.  g.  allgemeinen  Volkswahlen  d.  h. 
aaf  die  Wahl  der  kraft  des  numerischen  Prinzipes*  berechtigten  Wähler 
beziehen. 

a.    Allgemeine  Wahlen. 

aa.    Wahlkorperschaft  nnd  Wahlbezirk. 

§.  586. 
Die  allgemeinen  Wahlkörperschafl»n  werden   durch  Feststellung    be- 
stimmter Wahlbezirke  in  der  Weise  gebildet,  dass  die  in  solchen  Bezirken 
ansässigen  Unterthanen,  welche  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  per- 
sönlichen Wahlfähigkcit  in  sich  erfttllen,   zu    der  Wahl  in  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Weise  zusammentreten.     Diese  Wahlversaramlungen  treten 
nar  zu  diesem  Zwecke  zusammen  und  endigen  mit  dessen  Erflillung;  eine 
sonstige  corporative  Eigenschaft  mangelt  ihnen  gänzlich.    Die  Bestimmung 
dieser  Wahlversammlungen  ist  entweder  nur   die,    besondere  Vertrauens- 
männer, welche  danach  die  Person  des  Abgeordneten  bestimmen,  zu  wählen 
(Ur wählen),  oder  aber  sie  wählen  unmittelbar  den  Abgeordneten  selbst 
(directe  Wahlen).    In  den  deutschen  Staaten  ist  die  Eintheilang  des 
Wahlactes  in  jene  Urwahl  und  in  die  Wahl  des  Abgeordneten  durch  Wahl- 
männer die  Kegel;  directe  Wahl  des  Abgeordneten  kommt  nur  hinsichtlich 
der  Vertreter  besonderer  Wahlkörperschaften  vor.    Der  Bildung  der  Wahl- 
bezirke (Urwahlbezirke  fttr  die  Wahl  der  Wahlmänner,  Wahlbezirke 
ftlr  die  Wahl  der  Abgeordneten)  pflegt  das  Verhältniss  der  politischen  Ge- 
meindebezirke zum  Grunde  zu  liegen,  wenn  auch  mehre  kleinere  dieser  Bezirke 
ZQ  einem  Wahlbezirke  zusammengelegt,  gi*össere  Aer  zu  mehren  zertheilt 
sind.     Die   Zahl  der  zu    wählenden  Wahlmänner  findet  sich  nach  einem 
bestimmten    Verhältniss    der  Seelenzahl    in    dem   Wahlbezirke    bestimmt, 
in  den  verschiedenen  Staaten  aber  verschieden.*) 

Verordnung  vom  15.  Januar  1816  §.4  ff.;  Lippe-Detmoldsche  Verordnang,  die  land- 
ständische  Verfassangsnrkimde  betreffend,  Tom  6.  Juli  1836  Tit.  II  und  folgende;  Wal- 
äefksches  Wahlgesetz  vom  17.  August  1852 

*)  Prenssisches  Verfassangsgesetz  Art.  71  und  Wahlverordnung  §.4—6  (auf  jede 
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bb.    WahlTerssmmlnngen. 

§.  587. 
Die  StaatsregiruDg  ordnet -den  Zusammentritt  der  berechtigten  Wähler 
zu  einer  Wahlversammlung  an  und  darf  diese  nicht  anders,  als  auf 


Yollzahl  von  250  Seelen  ein  Wahlmann,  Gemeinden  von  weniger  als  750  Seelen  werden 
mit  andern  zu  einem  Urwahlbezirke  vereinigt,  GemeinAen  von  1750  Seelen  unddaiÄber 
in  mehre  Urwahlbezirke  zerlegt)  und  das  Gesetz,  die  Feststellung  der  Wahlbezirke  für 
das  Haus  der  Abgeordneten  betr. ,  vom  27.  Juni  1860  §.1  —  3  nebst  dem  Gesetze,  betr. 
die  Abänderung  des  Art.  69  der  Verfassungsurkunde  etc.,  vom  17.  Mai  1867  Art  1  ff.; 
Baiersches  Wahlgesetz*  Art.  1  ff.  (auf  je  500  Seelen  ein  Wa^lmann,  Gemeruden  Ton 
weniger  als  200  Seelen  werde»  mit  andern  vereinigt)  und  Art.  1  (auf  je  31,500  Seelen 
der  Gesammtbevölkerung  ein  Abgeordneter);  Sächsisches  Wahlgesetz  untei»cheidet 
1)  die  Wahl  der  städtischen  Abgeordneten,  vergl.  §.  68  (auf  je  500  Seelen  1  Wahl- 
mann, beträgt  die  überflchiessende  Zahl  mehr  als  250  so  ist  sie  als  voll  anzunehmen)  and 
§.21  und  22  (Dresden,  Leipzig  und  Ghemnitz  bilden  je  einen,  die  übrigen  Städte  20 
möglichst  gleiche  Wahlbezirke),  und  2)  die  Wahl  derAbgeordneten^des  Baaem- 
standes,  vergl.  §.  31,  75  und  76  (25  möglichst  gleiche  Wahlbezirke,  jeder  Wahlbezirk 
zerfallt  in  mehre  Wahlabtheilungen,  auf  je  500  Einwohner  ein  Wahlmann,  wie  in  den 
Städten);  Wttrtembergsches  VerfaMungsgesetz  §.  137  —  140  (jede  städtische  oder 
ländliche  Gemeinde  wählt  auf  7  wahlberechtigte  Bürger  einen  Wahlmann  und  bilden  die 
Städte  und  die  Oberamtsbezirke  je  einen  Wahlbezirk);  Badensches  Wahlgesetx 
§.  34— i2  (das  Grossherzogthum  ist  unter  Ausschluss  der  besonders  berechtigten  Städte 
(s.  oben  S.  561  Note)  in  41  Wahlbezirke  eingetheilt  und  zerfallen  diese  wieder  in  Wahl- 
districte,  die  aus  den  mit  eigenem  Gerichte  versehenen  Orten  mit  wenigstens  250 
Seelen  bestehen;  grössere  Orte  von  wenigstens  750  Seelen  wählen  auf  je  500  Seelen 
einen  und  auf  den  Rest,  insofern  er  250  erreicht,  einen  weiteren  Wahlmann,  in  jedem 
Aemterwahlbezirk  müssen  aber  wenigstens  32  Wahlmänner  ernannt  werden;  in  den 
Städten,  welche  eigene  Abgeordnete  zu  ernennen  haben,  wird  je  auf  300  Einwohner  ein 
Wahlmann  und,  wenn  der  Üeberschuss  150  erreicht,  ein  weiterer  ernannt,  aber  auch  nie 
weniger  als  32  Wahlmänner) ;  Hessen-Darmstädtisches  Wahlgesetz  Art  21  (Pronni 
Starkenburg  hat  13,  Oberhessen  13  und  Rheinhessen  8,  mit  Berücksichtigung  der  geo- 
graphischen Lage  nach  Zahl  der  Bevölkerung  thunlichst  gleiche  Wahlbezirke;  Gemeinden 
von  250  —  500  Seelen  wählen  je  einen  Wahlmann ,  grössere  für  jede  weitern  500  Seelen 
einen  weiteren;  kleinere  Gemeinden  werden  mit  anderen  desselben  Wahlbezirks  vereinigt); 
Luxemburgschcs  Wahlgesetz  Art.  2  (jeder  Gerichtscanton  bildet  einen  Wahlcanton. 
zur  Wahl  von  16  Abgeordneten  durch  die  Cantonwähler  (Wahlmänner)  und  jeder  Ver-  ^ 
waltungsdistrict  einen  Wahldistrict  zur  directen  Wahl  von  15  Abgeordneten)  und  Art.  31 
(auf  500  Seelen  ein  Wahln^nn,  ein  Bruch  von  300  und  darüber  zählt  für  die  volle  Zahl, 
jedenfalls  mnss  ein  Canton  15  Wahlmänner  zählen);  Weimars  eh  es  Wahlgesetz  §  53 
und  57  (jeder  Gremeindebezirk  wählt  auf  je  400  Seelen  einen  Wahlmann  und  auf  je  200 
mehr  einen  weiteren ;  aus  den  ungetheilt  zusammen  zu  legenden  Gemeindebezirken  werden 
die  21  Wahlbezirke  gebildet);  Meiningensches  Wahlgesetz  Art.  7  (die  wahlberechtigten 
Städte  bilden  4  Wahlbezirke),  Art.  8  (in  jedem  dieser  4  städtischen  Wahlbezirke  wählen 
die  betheiligten  Städte  nach  gesetzlich  feststehendem  Verhältnisse  16  Wahlmänner;  jedt 
Landgemeinde  erwählt  auf  je  500  Seelen  einen  Wahlmann,  auf  je  150  Seelen  mehr  einen 
weiteren;  kleinere  Gemeinden  werden  mit  andern  vereinigt;  die  Wahlmänner  wählen  d|nn 
gemeinsam  die  8  eingeordneten  der  Landbewohner);  Altenburgsche  Wahlordnung  von 


Begirang  die  Wahlhandlung  selbst  durch  dazu  beauftragte  CSmmissarien 
(Staats-  oder  auch  Gemeindebeamte).')  Die  Betheiligung  an  der  Urwahl 
ist  indess  dem  Belieben  des  Einzelnen  überlassen;^  das  Erscheinen  der 
Wahlmänner  ist  dagegen  eine  durch  die  Annahme  der  Wahl  übernommene 
Verpflichtung.  Wenn  gesetzlich  zur  Wahl  des  Abgeordneten  eine  bestimmte 
Zahl  der  Stimmen  erforderlich,  so  findet  sich  auch  die  Bestimmung ,  dass 
die  unentschuldigt  entbliebenen  Wahlmänner  die  Kosten  des  vereitelten, 
bezw.    die   des   erforderlich   gewordenen    neuen   Wahltermins    zu    tragen 


1831  §.  30  nebst  der  Herzoglichen  Verordnung  vom  12.  März  1665  §.  17  und  Coburg- 
Gothas  che  Wahlordnung  von  1852  §.  1  (stellen  die  ürwahlhezirke  und  Wahlbezirke  no- 
minell fest);   Braunschweigsches  Gesetz   vom   22.  November  1851   §.  3   (die   wahl- 
berechtigten Städte  bilden  7  Wahlbezirke  in  der  gesetzlich  festgestellten  Weise)  und  §.  5 
(die  Landgemeinden  jeder  Exeisdirection  bilden  einen  Wahlbezirk)   und  das  Wahlgesetz 
§.6  (die  Wahlcollegien  für  die  Landgemeinden  —  vergl.  oben  S.  563  Note  —  wer- 
den durch  Wahlmänner  gebildet,   von  denen  jede  Gemeinde  von  500  und  weniger -Ein- 
wohnern  einen,    über  600  bis  1000  Einwohner    2,    über    1000  Einwohner   3  sendet); 
Oldenburgsches  Wahlgesetz  von  1852  Art.  3  §.  1  (auf  je  300  Einw^er  ein  Wahl- 
mann und  auf  je  6000  Einwohner  ein  Abgeordneter);  Schwarzbu^^-Sondershausen- 
sches  Wahlgesetz' von  1856  §.  21  (jede  Gemeinde  von  weniger   als  1400  Seelen  bildet 
einen  ürwahlbezirk,  grossere  werden  von  dem  Gemeindevorstande  in  mehre  Wahlbezirke,* 
zerlegt,  auf  je  200  Seelen  wird  ein  Wahlmann  gewählt);  Schwarzburg-Rudolstädt-' 
sches  Wahlgesetz  §.  11,  15  und  16  (betreffen  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Städte 
Radolstadt,  Frankenhausen,  Stadtilm  und  Königsee,  in  welchen  die  Staatsburger  je  auf 
50  Einwohner  einen  Wahlmann  in  Bezirken  von  höchstens  150  Wahlberechtigten  wählen) 
und  §.  29  (betr.  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Bewohner  des  Landes;  die  Gemeinden 
wählen  auf  je  50  Seelen  einen  WahlmanU)  bei  einer  Einwohnerzahl  von  mehr  als  150  in 
Wahlbezirken,  jedoch  so,   dass  kein  Wahlbezirk  mehr  als  drei  Wahlmänner  zu  wälüen 
bat);  Beuss-Schleizisches  Wahlgesetz  von  1856  §.  13  (auf  je  500  Kopf  der  Bevölke- 
rung ein  Wahlmann,  jede  Gemeinde  wählt  aber  jedenfalls  einen,  bei  grösseren  gilt  ein 
üeberschuss  von  250  Seelen  jener  Normalzahl  gleich;  die  Städte  sind  in  bestimmte  Wahl- 
bezirke eingetheilt);  Wald  eck sches  Wahlgesetz  §.  1  (15  Wahlbezirke  nach  den  Grenzen 
der  zeitigen  Kreiseintheilung,  die  Ortsgemeinden  bilden  die  Ürwahlhezirke  und  wä|j|a  je 
2  Wahlmänner,  grössere  als  mit  500  Einwohnern  auf  jede  250  Seelen  einen  und,  aVem 
in  ihr  kein  besonderer  Gemeinderath  besteht,  überhaupt  nur  ein  Wahlnmnn) ;  Liechten- 
steinsches  Verfassungsgesetz  §.56  (jede  Gemeinde  wählt  auf  100 Seelen  2  Wahlmänner; 
jede  Zahl  über  60  wird  für  100  gerechnet). 

*)  S.  z.  B.  Preussisches  Wahlgesetz  §.  16  und  26;  Sächsisches  Wahlgesetz  von 
1861  §.  45  und  77;  Hessen-Darmstädtsches  Wahlgesetz  von  1856  Art  23  und  42; 
Weimarsches  §.  llf  Meiningensches  Art.  24  und  33;  Coburg-Gothfrsches  §.  10 
und  29;  Brannschweigsches  §.  31,  34,  38  und  43;  Oldenburgsches  Art.  40. 

')  Ausnahmen  finden  sich  indess  auch,  vergl.  Weimarsches  Wahlgesetz  von  1852 
§.29  —  31,  wonach  auch  die  Urwahlen  nur  gültig  sind,  wenn  wenigstens  zwei  Drittheile 
der  Wahlberechtigten  abgestimmt  haben,  und  die  Entbliebenen,  falls  durch  ihr  Entbleiben 
die  Wahi  vereitelt  worden,  die  Kosten  des  Termins  zu  erstatten  haben.  YergL  auch  Wür- 
tembergsches  Verfassungsgesetz  §.  143. 
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habeo/)  Bei  der  Wahl  entscheidet  entweder  relative')  oder  absolate 
Stimmenmelirheit.^)  Die  Wahl  erstreckt  sich  entweder  anf  die  Wahl  des 
Wahlmannes  oder  auf  die  des  Abgeordneten,  beziehungsweise  eines  Stell- 
vertreters desselben/)  Weitere  Befugnisse  hat  aber  eine  Wahlversammlmig 
nicht  und  endigt  deren  Existenz  im  Augenblick  der  Erledigung  des  Wahl- 
geschäftes von  selbst/)  Im  Falle  ^iner  ungültigen  Wahlverhandlung  oder 
wenn  der  Grc wählte  die  Wahl  ablehnt,  bedarf  es  einer  Wiederholung  des 
Wahl  Verfahrens/)  Die  Entscheidung  ttber  die  Annahme  oder  AblehDung 
der  Wahl  zum  Landtage  steht  in  dem  freien  Ermessen  des  Erwählten.^ 
Nur  vereinzelt  findet  sich  als  Prinzip  ausgesprochen,  dass  die  Annahme 
der  Wahl  im  AHgemeinen  Pflicht  sei  und  deren  Nichterflillnng  nur  ans 
gesetzlich  bestimmten  Orttnden  verweigert  werden  könne.")     DieAnnidune 


0  Baiersches  Wahlgesetz  Ton  1848  Art.  17;  Braonschweigsches  WaUgeseb 
von  1851  §.  24;  Waldeckschee  von  1852. 

^  So  z.B.  nach  dem  Würtembergschen  VeTfassTuigsgesftz  §.  l44;  Oldenburg- 
sehen  Wahlgesetz  Ton  1852  Art.  34. 

^)  So  z.  B.aach  dem  Weimarschen  Wahlgesetz  §.  28  nnd  Brann^chweigschen 
§.  25.  Das  Erfordernis  der  Stimmenmehrheit  hedingt  alsdann  auch  besondere  Yorsdirif- 
ten,  wie  im  FaUe  des  Nichterreichens  derselben  za  verfahren. 

«        *)  Baiersches  Wahlgesetz  §.10;  Sächsisches  yerfas8nngsgesetz§.69;  Meiningen- 
sches  Wahlgesetz  Art.  5;  Altenbnrgsches  Ghmndgesetz  §.  168  nnd  176. 

*)  Baiersches  Wahlgesetz  Art.  27;  «l^ie  Wahlverhandlungen  beschränken  sich  einzig 
auf  den  Gegenstand  der  Wahlen  nnd  jede  Einmengung  von  anderen  Gegenständen,  von  be- 
sonderen Anträgen,  Beschwerden  oder  Instructionen,  auf  was  immer  fiir  eine  Art,  sind 
von  der  Wahlcommission  ohne  Weiteres  abzuweisen." 

•)  Braunschweigsches  Wahlgesetz  §.  28  Abs.  3.  VergL  jedoch  Würtemberg- 
sches  Yerfassungsgesetz  §.  153:  „Kann  oder  will  der  Gewählte  die  Wahl  nicht  annehmen, 
so  kann  der  Nächste  in  der  Stimmenzahl  für  ihn  eintreten,  vorausgesetzt,  dass  dieser 
nicht  weniger  als  den  dritten  Theil  der  abgelegten  Stimmen  erhalten  hat;  ausserdem 
muss  eine  neue  Wahl  vorgenommen  werden.  Dies  Letztere  muss  auch  dann  gescbeben, 
wenn  nach  bereits  vorgenommener  Wahl  die  Stelle  des  Abgeordneten  wieder  erledij»|i 
wiräJ"  S.  auch  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  181:  „Ist  der  vorhandene  einzige, 
oder,  im  Falle  mehre  Abgeordnete  und  deshalb  auch  mehre  Stellvertreter  zu  wählen  waren, 
sind  diese  SteUverfreter  ebenfalls  anderweit  zu  ersetzen,  'sor  erfolgt  die  Ergänzung  dnrrh 
Diejenigen,  welche  bei  der  Wahlhandlung  f&r  die  Stellvertreter,  nach  diesen  sdbst  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben:  die  Ersatzmänner." 

^  Dem  widerspricht  nicht  das  Praejudiz  des  Coburg-Gothaschen  Wahlgesetie« 
von  1852  §.  36,  dass  falls  der  Gewählte  nicht  binnen  8  Tagen  nach  Emp&ng  der  Be- 
kanntmachung über  die  Annahme  oder  Nichtannahme  sich  erklärt  habe,  die  Wahl  als  an- 
genommen anzunehmen  sei,  oder  die  Bestimmung  des  Weimarschen  Wahlgesetzes  §.  35, 
dass  Schweigen  als  Annehmen  gelte. 

^  AJtenburg sches  Grundgesetz  §.  179  Abs.  1:  „Jeder  Staatsbürger  folgt  willig 
dem  ehrenvollen  Rufe  als  Wahlmann  oder  als  Landtagsabgeordneter.  Nur  ärztlich  be- 
scheinigte Krankheit  oder  unverschiebliche  Abwesenheit  können  davon  ent8cha4digen.* 
Die  ähnlichen  Bestimmungen  anderer  Verfassungsgesetze,  welche  Zöpfl,  Grundsätze  §.  347 
Note  10  citirt,    passen  nicht,  da*§.  82  der  Braunschweigschen  Neuen  Landschtfts- 


sie  als  Ablehnaog  gilt.*) 

cc.    Active  Wahlberechtigung. 

§.  588. 
Die  Berechtigung  zur  Antheilnahme  an  den  allgemeinen  Wahlen  ist 
an  bestimmte  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  in  der  Person  des  Unter- 
terthanen  vereinigt  sein  müssen,  um  diesen  als  wahlberechtigt  erscheinen 
zu  lassen.  Abgesehen  von  den  allgemeinen  Erfordernissen  des  Besitzes 
der  8.  g.  staatsbürgerlichen  Rechte  (Unterthanen- Eigenschaft ,  männliches 
Geschlecht,  Wohnen  im  Staate  bezw.  in  einem  bestimmten  Wahlbezirk,  ein 
bestimmtes  Lebensaller,')  Unbescholtenheit  des  Charakters,*)  materielle 
Selbständigkeit),^)   welche  hinsicj^tlich   der  Berechtigung  zur  Antheilnahme 


Ordnung  durch  das  Wahlgesetz  vom  22.  November  1851  §.17  aufgehoben,  und  §.  59  des 
Hessen-Darmstadtschen  Verfassongsgesetzes  von  dem  „Rücktritt"  der  Landtagsmit- 
glieder  spricht. 

')  Preussisches  Wahlgesetz  §.  31;  Weimarsches  §.  35. 

')  In  Preussen  das  24.,  in  Sphaumbnrg-Lippe  das  30.,  |on8t  das  25.  Lebens- 
jahr oder  das  Volljährigkeitsalter  (21.  Lehensjahr). 

^  Die  nähere  Definition  des  Begriffes  der  ünhescholtenheit  des  Charakters  als  Er- 
fordermss  der  persönlichen  Actiywahlföhigkeit  ist  in  den  deutschen  VerfassnngS''  und 
Wahlgesetzen  nicht  immer  dieselhe.  S.  ausser  den  in  folgender  Note  4  citirten  Gesetze^ 
stellen  namentlich  Preussische  Wahl  Verordnung  §.  8;  Sächsisches  Wahlgesetz  von  1861 
§.  2,  f  — k;  Hessisches  von  1856  Art  7;  Cohnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz 
§.  148;  Oldenburgsches  Wahlgesetz  von  1852  Art.  8,  und  besonders  Luxemburg- 
sches  Wahlgesetz  Aft.  12.  Singular  ist  die  Bestimmung  des  Oldenburgschen  Wahl- 
gesetzes Art.  8,  dass  der  wegen  eines  nach  der  Tolksansicht  entehrenden  Verbrechens 
oder  Vergehens  rechtskräftig  Verurtheilte  nur  bis  zum  Ablauf  des  fünften  Jahres  nach 
überstandener  Strafe  von  dem  Wahlrecht  ausgeschlossen  sein  solle.  —  Der  strafgericht- 
lichen Verurtheilung  pflegt  die  Eröffnung  des  Untersuchungsverfahrens  und 
die  Verfügung  der  Haft  in  demselben  gleich  gestellt  zu  sein,  indess  vrirken  diese  per- 
sonh'chen  Zustände  als  solche  nur  bis  zur  Beendigung  des  Verfahrens  und  restituirt  die 
Freisprechung  oder  Ausserverfolgsetzung  das  Wahlrecht. 

^)  Der  Begriff  dieser  materiellen  Selbständigkeit  ist  in  den  deutschen  Staaten  ver- 
schieden modificirt,  als  Nicht-Ünterstütztwerden  aus  Armenmitteln,  Entrichtimg  directer 
Staatssteuern,  Führung  eines  eigenen  Hausstandes,  Nicht-Befangensein  im  Concurse,  Nicht- 
Stehen unter  Curatel  oder  väterlicher  Gewalt.  S.  das  Nähere  in  den  Nachweisen  der 
gesetzlichen  Bestinmiungen  in  folgender  Note  4.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  70 
und  Wahlverordnung  §.  8;Baiersches  Wahlgesetz  Art.  5;  Sächsisches  §.  1  ff.;  Würtem- 
bergsches  Verfassungsgesetz  §  142;  Badensche  Wahlordnung  §.  43;  Hessen -D arm- 
städtsches  Wahlgesetz  Art.  5;  Luxemburgs  che.  Wahlordnung  Art.  4;  Weimar- 
sches  Wahlgesetz  §.  7;  Meiningenaches  Art.  7;  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
^^esetz  §.  146;  Braunschweigsches  Wahlgesetz  §,  4  (bezieht  sich  nur  auf  das  Wahlrecht 
in  der  Klasse  der  Höchstbesteuerten,  da  im  Uebrigen  die  Bestimmungen  über  das  Wahl- 
recht* in  der  Städte-  bezw.  Gemeinde-Ordnung  auch  für  diese  Wahlen  entscheiden);  Ol- 
denburgsches Wahlgesetz  Art.  7  §.  1  und  2,  Art.  9  und  9;  Schwarzburg-Sonders- 
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an  den  Landtagswahlen  in  den  deutschen  Verfassungs-  and  Wahlgesetzen 
besondere  betont  und  auch  begrifflich  näher  präcisirt  sind,')  und  welchen 
in  einigen  Staftten  noch  das  Erforderniss  des  Bekenntnisses  der  christ- 
lichen Religion  (ohne  Unterschied  der  Confession)')  oder  das  der  Ableistung 
des  Verfassungs-  (Unterthanen-)  Eides')  hinzugefügt  ist,  findet  sich  "das 
allgemeine  Wahlrecht*  auch  durch  einen  gewissen  Census  bedingt,  so  dass 
alle  durch  diesen  Census  ausgeschlossenen  Unterthanen  auch  an  dem  activeu 
Wahlrecht  nicht  Theil  nehmen/)     Das  Zusammentreffen  aller  positivrecbt- 


haasensches  Wahlgesetz  von  1856  §.  22;  Schwarzbnrg-Radolstädtsches  Grund- 
gesetz §.  14;  BcQss-Schleizisches  Gesetz  vom  16.  Mal  1856  §.  3—5;  Liechten- 
stein sches  Verfassungsgesetz  §.  57.  —  Bei  der  Art  der  Zusammensetzung  derAnhalt- 
schen  Landschaft  (s.  oben  §.  579  Note  1)  bedurfte  es  einer  Bestimmung  hinsichtlich  der 
Requisite  der  activen  Wahlfähigkeit  nicht.  Im  Ftthjtenthum  Waldeck  aber  ist  dieland- 
standische  Wahlberechtigung  mit  dem  Gemeinde-Wahlrecht  völlig  identiücirt.  Yergl. 
Waldecksches  Wahlgesetz  vom  17.  August  1852  §.4:  „Wahlberechtigtand  zum  Wahl- 
mann wählhar  sind  aUe  Gemeindeangehörigen,  denen  bei  den  Gemeindewahlen  gesetzlich 
das  Wahlrecht  zusteht." 

')  S.  oben  §.  585  Note  2. 

*)  Sächsische^  Wahlgesetz  von  1831  §.5  c;  Meiningensches  von  1853  Art.  7; 
Altenhurgsches  GrundgeseJsB  §.  169,  c;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli 
1836  §.  15;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  von  1854  §.14,  3. 

^)  Balersches  Wahlgesetz  vom  4.  Juni  1848  Art.  4. 
«  *)  Ein  solcher  Census  ist  in  verschiedener  Weise  normirt.  Das  Preussische  Ver- 
fassungsgesetz Art  70  und  Wahl-Verordnung  §.  8  schliessen  nur  die  aus  öffentlichen 
Armenmitteln  Unterstützten  aus;  das  Baiersche  Wahlgesetz  Art.  5  die  dem  Staate  eine 
directe  Steuer  nicht  entrichten;  das  Sächsische  Wahlgesetz  von  1861  fordert  einen  sehr 
bestimmten  Census:  auf  dem  Lande  das  bürgerliche  Eigenthum' an  einem  mit  Wohn- 
sitz versehenen  Grundstücke  oder  Zahlung  von  Grundsteuern  von  eigenthümlich  zagehöri- 
gen Grundstücken  oder  Personallandesabgaben  oder  von  beiden  zusammen  zofin  Betrage 
von  mindestens  2  Thalem  jährlich  (§.33),  in  den  Städten  das  bürgerliche  Eigenthum 
an  einem  Wohnhause  im  Orte  oder  Entrichtung  jener  Steuer  zum  Betrage  von  minde- 
stens 3  Thalem  in  den  grossen  und  2  Thalem  in  den  kleinen  Städten  (§.  24),  und  für 
den  Handels-  und  Fabrikstand  Zahlung  von  wenigstens  24  Thalem Gewerbestenerin 
der  ersten  oder  zweiten  Unterabtheilung  oder  von  10  Thalem  in  der  dritten  Unterabthei- 
lung und  Betreiben  eines  Handels-  oder  Pabrikgeschäfts  unter  einer  öffentlich  angemel- 
deten Firma  (§.  40);  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  J139  uad  140  wie  das 
Baienche  Wahlgesetz;  das  Badensche  Wahlgesetz  §.  43  fordert  nur  indirect  insofern 
einen  gewissen  Census,  als  nur  die*  im  Wahlortc  angesessenen  Bürger  oder  die  daselbst 
ein  öffentliches  Amt  bekleüen,  wahlberechtigt  sind;  das  Hessen-Darmstädtsche 
Wahlgesetz  Art.  (J  fordert  nur  Entrichtung  von  Personalsteuer;  die  Luxemburgsche 
Wahlordnung  Art.  5  setzt  als  Minimum  einen  Census  von  10  Francs  Grund-,  Mobiliw- 
oder  Patentsteuer;  das  Weimarsche  Wahlgesetz  §.  7  entspricht  dem  Prenssischen 
Grundsatze;  das  Meiningensche  Art.  7  fordert  Zahlung  von  Grund-  oder  Gewerbe- 
steuer; das  Altenburg  sehe  Grundgesetz  §.  190  beiugt  zur  Bestellung  von  Wahlmännern 
in  den  Städten  nur  diejenigen,  welche  städtische  Abgaben  oder  (in  den  Vorstädten) 
directe  Steuem,  mindestens  die  Schulsteuer,  entrichten,  und  (§.  191)  auf  dem  Lande 
nur  die,  welche  ein  bäuerliches  mit  Vohnsitz  versehenes  Grundstück  oder  doch  ein  blosses 


Wahlrechts  der  Untetthanen,  der  Mangel  derselben  hat  den  Verlust  des- 
selben bezw.  Nichtbesitz  entweder  flir  immer  oder  nur  zeitweilig,  bis  zur 
ErftiUang  des  Mangels,  zur  Folge/)  Die  Beseitigung  des  Mangels  kann 
aber  in  und  auch  ausserhalb  der  Macht  des  Einzelnen  liegen.')  Von  der 
Möglichkeit  einer  Betheiiigung  juristischer  Personen  an  den  Landtags- 
wahlen ist  nur  sehr  vereinzelt  die  Rede.^) 

dd.    Passive  Wahlberechtigung. 

ff.    Im  Allgemeindn. 

§.  589. 
Hinsichtlich  der  Qualification  der  Wahlmänner  und  der  Abgeordneten 
haben    die   deutschen  Verfassungen  verschiedenen    Grundsätzen    gehuldigt. 

Wohnhaas  eigentbümlich  besitzen;  das  Braunschweigsche  Wahlgesetz  von  1851  §.  5  ff. 
adoptirte  hinsichtlich  der  Wahl  der  Abgeordneten  der  Stadt-  und  der  Landgemeinden  den 
hinsichtlich  der  Wahlen  der  Stadtverordneten  und  der  Landgemeinde-Beamten  in  der  Ge- 
meindegesetzgebnng  festgestellten  Census,  bestimmte  aber  hinsichtlich  der  Wahl  der  Ab- 
geordneten der  „Höchstbestenerten**  in  den  §§.  8  —  14  toi  Minimalbetrag  der  Grundsteuer- 
capitale  bezw. »der  Gewerbesteuer,  welcher  zur  "Theilnahme  an  der  Wahl  in  der  Klasse 
der  höchstbesteuerten  Grundbesitzer  oder  Gewerbtreibenden  legitimiere,  und  bildete  §.  15 
die  Wahlcollegien  der  den  „Berufständen"  angehörigen  Höchstbesteuerten  durch  Bezeich- 
nung der  Diensstellen  bezw.  der  Beruf  stände,  mit  welchen  ein  Wahlrecht  verbunden  sei; 
das  Oldenburgsche  Wahlgesetz  Art.  8  schliesst  nur  die  aus  öffentlichen  Armenmitteln 
Unterstützten  aus;  das  Schwarzbnrg-Sondershausensche  Wahlgesetz  §.  22  entspricht 
dem  Oldenburgschen  1.  c;  ebenso  das  Schwarzburg-Budolstädtsche  Grundgesetz 
§.  13;  das  Reuss -Schleizische  Wahlgesetz  von  1856  §.  3  fordert,  „dass  man  in  die 
SteaerroUe  des  Staates  eingezeichnet  sei  und  an  Tragung  der  Gemeindelasten  Tlieil 
nehme;'' das  Lie cht ensteinsc he  Verfassungsgesetz  §.  57  verlangt  das  „Betreiben  eines 
Berufes  für  sich  auf  eigne  Rechnung"  und  schliesst  die  aus  öffentlichen  Armenmitteln 
Unterstützten  aus;  im  Fürstenthum  Waldeck  ist  der  für  Gemeindewahlen  bestimmte 
Census  auch  för  die  landständischen  Wahlen  gültig.    S.  oben  §.  588  (erste)  Note  4. 

')  Den  nur  zeitweiligen  Verlust  bewirkt  die  Nichterfüllnng  des  vorgeschriebenen 
Lehensalters,  der  Bezug  von  Armenunterstützung,  das  ßefangensein  im  Concurse  oder  in 
einer  strafgerichtlichen  Untersuchung.  Mit  dem  Aufhören  dieser  persönlichen  Zustände 
tritt  die  active  Wahlfähigkeit  eo  ipso  in  Eraffc. 

*)  So  steht  es  in  dem  Belieben  eines  Jeden,  z.  B.  das  Requisit  der  Ableistung  ^es 
Verfassungseides  zu  erfüllen,  es  kann  der  aus  Armenmitteln  Unterstützte  auf  diese  Unter- 
stützung verzichten,  oder  ein  Nicht-Christ  zur  christlichen  Religion  sich  bekennen;  nicht 
aber  kann  Jemand  die  Folge  der  criminalrechtlichen  Verurtheilung  beseitigen  oder  den 
Mangel  am  Lebensalter  nach  eigenem  Entschlüsse  ersetzen. 

^)  Sächsisches  Wahlgesetz  §.  3  Abs.  2  und  3:  «Für  juristische  Personen  steht 
deren  gesetzmässigen  Stellvertretern,  für  Pfarr-  und  Schullehne  deren  Nutzniessem  das 
Stimmrecht  zu,  wofern  dieselbeff  den  Vorbedingungen  des  §.  1  entsprechen  und  ihnen 
keines  der  §.  2  bemerkten  Hindemisse  entgegensteht.  Der  Staatsfiscus  kann  ein  Stimm- 
recht niemals  ausüben.  Gemeinden  steht  ein  solches  nur  wegen  eines  ausser- 
halb des  Gemeindebezirks  liegenden  Grundstücks  zu." 


—    576      - 

Einige  erfordern  fbr  Beide  nur  die  allgemeinen  Eigenschaften  der  Urwähler, 
so  dass  die  active  und  passive  Wahlfähigkeit  identisch  sind.  Andere 
identificiren  nur  die  Wahleigenschaften  des  Wahlmannes  und  die  des  Ab- 
geordneten und  knüpfen  dieselben  an  besondere  Voraussetzungen  ausser  der 
Voraussetzung  der  allgemeinen  activen  Wahlf ähigkeit  Noch  andere  end- 
lich unterscheiden  noch  zwischen  den  Qnalificationen  des  Abgeordneten  nnd 
denen  des  Wahlmanns ^  für  jene  noch  besondere  Momente,  für  diese  die 
allgemeinen  Voraussetzungen  des  Wahlrechts  oder  auch  für  beide  je  be- 
sondere Eigenschaften  fordernd/)     Femer  findet  sich  eine  Verschiedenheit 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  71  Abs.  8:    „Die  Wahlmanner  werden  in 

jeder  Abtheilung  (s.  oben  §.  582)  ans  der  Zahl  der  stimmberechtigten  Urwähler 

gewählt;**  Art.  74:  «Zun  Mitgliede  des  Hauses  der  Abgeordneten  ist  jeder  Preusse  wähl- 
bar, der  das  30.  Lebensjahr  Tollendet,  den  YoUbesitz  der  bUrgerliehen  Bechte  in 
Folge  rechtskraftigen  richterlichen  Erkenntnisses  nicht  yerloren  und  bereits  drei 
Jahre  dem  Prenssischen  Staatsverbande  angehört  hat;*  Baiersches  Wahl- 
gesetz Art.  6  und  Art.  7  fordert  für  den  Wahlmann  Vollendung  des  25.,  für  den  Abgeord- 
neten des  30.  Lebenqahres;  das  Sächsische  Wahlgesetz  von  1861  fordert  für  alle  Ab- 
geordnete die  persönliche  Stimmberechtigung  und  die  Erfüllung  des  30.  Lebensjahres, 
stellt  dann  aber  für  die  Abgeordneten  der  einzelnen  Ständeklassen  (§.  17  för  die  der 
Rittergutsbesitzer,  §.  27  fOr  die  cl^r  Städte,  §.  35  für  die  des  Bauernstandes  und  §.  43 
für  die  des  Handels  und  des  Fabrikwesens)  ausser  dem  Erfordemiss  eines  dreijährigen 
Aufenthalts  im  Königreich  je  verschiedene  Yermögensvcrhaltnisse ,  ebenso  für  die  Wahl- 
männer in  der  Klasse  der  Städte  (§.  26)  und  der  des  Bauernstandes  (§.  34),  wohingegen 
in  der  Klasse  des  Handels  und  Fabrikwesens  jeder  Stimmberechtigte  auch  ab  Wahhnann 
wählbar  ist  (§.  42);  Würtembergsches  Yerfassungsgesetz  §.  146  erfordert  f&r  den 
Wahlmann  keine  besondere  Eigenschaften,  für  die  Abgeordneten  aber  (§.  185)  Bekennt- 
niss  zu  einer  der  drei  christlichen  Gonfessionen;  Badenschea  Yer&ssimgs- 
gesetz  §.  36  erklärte  jeden  Stimmberechtigten  auch  für  als  Wahlmann  wahlbar,  erfordert 
dagegen  §.  37  für  den  Abgeordneten  Vollendung  des  30.  Lebemjahres  und  einen  gam 
bedeutenden  Census  (in  dem  Grund-,  Hänser-  und  Gewerbssteuer-Kataster  ein  Kapital  Ton 
wenigstens  10,000  Gulden  oder  eine  jährliche  lebenslfingliche  Rente  von  wenigstens 
1500  Gulden  von  einem  Stamm-  oder  Lehnsbesitze  oder  eine  fixe  ständige  Besoldung  oder 
Kirchenpfründe  von  gleichem  Betrage,  auch  in  diesen  beiden  letzten  FäUea  Zahlong 
wenigstens  irgend  einer  directen  Steuer  aus  EigenÜinm);  das  Hesse n-Darmstädts che 
Wahlgesetz  Art.  9  beschränkt  die  Wählbarkeit  zum  Wahlmann  auf  diejenigen  stimm- 
berechtigten Mitglieder  der  Wahlgemeinde,  welche  an  directen  Steuern  mindestens  den 
einem  Normalsteuer-Kapital  von  118'  Gulden  entsprechenden  Betrag  jährlich  entrichten, 
und  fordert  für  die  Abgeordneten  Vollendung  des  30.- Lebensjahres ,  nnd  einen  sehr  be- 
stimmten (durch  Deposition  von  verzinslichen  Grossherzoglichen  Staatspapieren  zu  dem 
betreffenden  Betrage  und  eidliche  Versicherung  des  Eigenthums  von  denselben  zu  sichern- 
den) Vermögens-  oder  Einkommens-Nachweis  (Art  13  —  16);  das  Luxemburgs  che 
Wahlgesetz  Art.  4  und  92  lässt  die  Voraussetzungen  der  Stimmberechtigung  und  des 
Bechts,  Wahlmann  oder  Abgeordneter  zu  sein,  dieselben  sein;  das  Weimarsche  Wahl- 
gesetz §.  3  fordert  nur'  für  den  Abgeordneten  als  ein  Besonderes  die  VoUendong  des 
30. Lebensjahres;  das  Meiningensche  Art.  9  bedingt  die  Qualification  des  Wahlmsnnes 
durch  die  Erfüllung  des  30.  Lebensjahres,  ebenso  die  des  Abgeordneten,  fordert  indess 
von   diesem   auch   noch   die  Entrichtung   von  wenigstens  10  Gulden  jährlicher  directer 


VI  aui  .ut»  üu^eoruneieu  uezw.  aes  n  aaimauus  aui  aits  mii^iieuur  ues  um- 
stimmten Wahlbezirkes  oder  sonst  eines  bestimmten  örtlichen  Kreises  .zu 
beschränken  bezw.  die  Wahl  bestimmter  Personen  von  gewissen  Wahl- 
bezirken ausgeschlossen  sei  oder  ob  keinerlei  derartige  Beschränkungen 
gesetzt  seien.  *)     Auf  ganz  besonderen  politischen  GrUnden  beruht  es,  wenn 


Steuern  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Hälfte  der  Abgeordneten  der  Landbewohner  dem 
Stande  der  Wähler  angehören  und  mit  Grundeigenthum  angesessen  sein  müsse  (Art.  10) ; 
Altenburgsches  Grundgesetz  §.  171  und  196  qualificirt  die  Befähigung,  städtischer 
oder  bäuerlicher  Abgeordneter  zu  sein,  durch  das  Erfordemiss  des  25.  Lebensjahres  und 
durch  das  der  Entrichtung  eines  bestimmten  jährlichen  Steuersatzes  (in  den  Städten  an 
Land-  oder  Handels-  oder  Viehsteuer  oder  an  diesen  zusammen  von  3  Vi  bis  13  Thaler 
und  in  den  Aemtem  an  Land-  oder  Viehsteuer  zwischen  6  Vi  bis  25  Thaler),  erklärte  aber 
§.  19.7  i^  den  Städten  die  versitzenden  Glieder  der  Stadträthe,  ingleichen  die  andern 
stimmfühtenden  Mitglieder  und  die  Stadtverordneten  „wegen  der  bei  ihnen  vorauszusetzen- 
den Kenntnisse  der  Stadtverhältnisse  und  wegen  ihres  vermutheten  Interesses  an  deren 
Wohlstand  auch  ohne  Bücksicht,  ob  sie  Steuern  oder  Stadtabgaben  entrichten ,  auf  ihre 
Amtsdauer**  für  befähigt,  Abgeordnete  für  ihre  Stadt  zu  werden;  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  153  befähigt  jeden  Wahlberechtigten,  Abgeordneter  zu  werden,  falls 
er  das  30.  Lebensjahr  erreicht  habe;  Braunschweigsches  Gesetz  vom  22.  November 
1851  §.  14  verlangt  von  dem  Abgeordneten  nur  Vollendung  des  30.  Lebensjahres,  dass 
er  ein  Jahr  im  Lande  seinen  Wohnsitz  gehabt,  nicht  bestraft  und  unbescholtenen  Rufes 
sei  und  nicht  für  seine  Person  oder  Vermögen  unter  Curatel  stehe,  also  weniger,  als  von 
den  Stimm-  und  Wahlberechtigten  (s.  oben  §,  588  2.  Note  4);  das  Oldenburgsche  Staats- 
grundgesetz Art.  115  §.  1  und  2  und  Art.  116  bestimmt  die  Voraussetzungen  der  Wahl 
zum  Abgeordneten  genau  wie  das  Wahlgesetz  Art.  7  und  8  die  des  activen  Wahlrechts; 
das  Schwarzburg-Sondershausensche  Wahlgesetz  §.  5  entspricht  ganz  dem  Prinzipe 
des  Braunschweigschen  §.  14;  das  Schwarzburg-Budolstädtsche  Grundgesetz  §.  13 
fordert  von  den  Wahlmännem  und  den  Abgeordneten  ausser  der  Vollendung  des  30.  Lebens- 
jahres noch  bei  den  grösseren  Grundbesitzern  den  Besitz  eines  geschlossenen  Gutes  von 
bestimmtem  Umfange,  bei  den  übrigen  Abgeordneten  aber  die  Entrichtung  eines  gewissen 
Betrages  an  directen  Steuern  (vergl.  Wahlgesetz  §.  5  und  6  und  §.27);  das  Wahlgesetz 
für  Beuss  j.  L.  §.  3  unterscheidet  zwischen  der  activen  und  passiven  Wahlfahigkeit 
nicht;  ebenso  nicht  das  Liechtensteinsche  Verfassungsgesetz  §.  57;  das  Waldeck- 
sche  Verfassungsgesetz  §.  4  identificirt  das  Wahlrecht  und  die  Befähigung  Wahlmann  zu 
sein,  fordert  von  den  Abgeordneten  aber  Erfüllung  des  30.  Lebensjahres  und  dass  sie  seit 
mindestens  2  Jahren  dem  Staate  angehören. 

^)  Beschränkung  der  Wahl  des  Wahlmannes  auf  die  Zahl  der  Urwähler  des  Urwahl- 
bezirkes  sowie  Gestattung  der  Wahl  des  Abgeordneten  ohne  Rücksicht  auf  die  Wahl- 
bezirke: Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  71  Abs.  8  und  Art.  74;  Baiersches  Wahl- 
gesetz Art.  14  Abs.  2  und  3;  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  146  schliesst  von 
der  Wählbarkeit  zum  Wahlmanne  Staatsdiener  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  und  Kirchen- 
diener innerhalb  des  Oberamtsbezirks,  in  dem  sie  wohnen,  sowie  die  Häupter  der  standes- 
herrlichen Familien  und  die  Rittergutsbesitzer  aus,  beschränkt  aber  §.  147  die  Wahl  des 
Abgeordneten  nicht;  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  37  Abs.  2:  „Landes-,  Standes- 
und grundherrliche  Bezirksbeamte,  Pfarrer,  Physici  und  andere  geistliche  und  weltliche 
Ifocaldiener  können  als  Abgeordnete  nicht  von  den  Wahlbezirken  gewählt  werden,  wozu 
ihr  Amtsbezirk  gehört;"  Hessen-Darmstädtsches  Wahlgesetz  Art.  18:  „Ebensowenig 
Grotefend,  Staatsrecht.  37 


mitglieder  von  der  Wählbarkeit  als  Abgeordneter  oder  auch  als  WablmanD 
auageschlossen  Bind.*)  Vereinzelt  findet  sich  der  Fall  der  gleichzeitigen 
Wahl  von  Vater  und  Sohn  oder  von  Brüdern  in  dem  Verfassangsgesetie 
vorgesehen  und  der  gleichzeitige  Eintritt  Beider  verboten.*) 

ß.    Der  Staatsbeamten. 

§.  590. 
Eine  besondere  Frage  des  deutschen  Verfassungsrechtes  war  es,  ob 
die  zu  Abgeordneten  gewählten  Staatsbeamten  (Staats-  and  Hofdiener  oder 
auch  die  Diener  der  Kirche  und  der  Schule,  nur  die  im  activen  Dienste 
stehenden  oder  auch  die  pensionirten  oder  zur  Disposition  gestellten)  behoi 
des  Eintritts  in  die  Ständeversammlung  eines  besonderen  Urlaubes  ihrer 
vorgesetzten  Dienstbehörde  bedtlrfen  oder  nicht.  Während  einige  diese 
Frage  rückhaltlos  verneinten/)  erforderten  andere  allerdmgs  ein  Kachsncheo 
solcher  Staatsdiener  um  Beurlaubung  von  ihren  Dienstverbindlichkeiten  oder 
um  Genehmigung  ihres  Eintritts  in  den  Landtag,  jedoch  mit  der  Bestim- 
mung, dass  der  Urlaub  nicht  oder  doch  nur  ans  dienstlichen  Gründen  ver- 


(s.  folgende  Note)  können  folgende  Justiz-  und  Verwaltimgsbeamte,  nSmlich  -  —  für 
Städte  und  Wahlbezirke,  welche  ganz  oder  znm  (nach  der  Bevölkerung  zu  berechnesdenj 
grössten  Theile  zu  ihren  Dienstbezirken  gehören,  zu  Abgeordneten  gewählt  werden;*  dis 
Altenburgsche  Grundgesetz  §.  197  a.  E.  scheint  nur  Abgeordnete  der  WahlcoüegieL 
aus  ihrer  Mitte  zu  kennen;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesets  Art  114  §.1 
und  Wahlgesetz  Art.  4  §.  1  und  §.  4  (das  Preussische  Prinzip). 

*)  Sächsisches  Wahlgesetz  §.  4  Abs.  2 :  „Dienstthuende  Staatsminister,  soVie  solche 
Personen,  welche  in  activen  ausländischen  Diensten  stehen,  sind  als  Abgeordnete  nicht 
wählbar;"  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  146  schliesst  von  der  Wählbarkeit 
zum  Wahlmann  Staatsdiener  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  und  Kirchendiener  innerb&ll 
des  Oberamtsbezirkes,  in  dem  sie  wohnen,  sowie  die  Häupter  der  standesherrlicheo  Fa- 
milien und  die  Rittergutsbesitzer  aus;  Hessen-Darm städtsches  Wahlgesetz  Art.  17: 
„Mitglieder  der  Ministerien  können  nicht  zu  Abgeordneten  f&r  die  zweite  Kammer  )?'- 
wählt  werden;"  Weimarsches  Wahlgesetz  §.  3  Abs.  2:  »Ausgeschlossen  sind  nur  di'" 
verfassungsmässig  verantwortlichen  wirklichen  Mitglieder  Unseres  Staats-Mmisteriums;* 
Altenburgsche»  Grundgesetz  §.  182,  Abs.  2  (ebenso).  Am  Weitesten  geht  das  Luxen'- 
burgsche  Verfassungsgesetz  Art.  54,  welcher  aber  dem  gewählten  Beamten  gestatte* 
zwischen  dem  Mandat  und  dem  Amt  zu  wählen. 

^  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  178:  »Wenn  unter  ihnen  keine  ISnignng  xüt- 
einen  freiwilligen  Rücktritt  erfolgt,  so  geht  der  Vater  dem  Sohne,  der  ältere  Bruder  dcj 
jüngeren  vor;"  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  84. 

3)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  78  Abs.  2;  Ooburg-Gothasches  Staate 
grundgesetz  §.  154  (nur  im  activen  Militairdienste  befindliche  Personen  bedürfen  UrUül 
der  einmal  ertheilte  kann  aber  ohne  Genehmigung  des  Landtages  nicht  sur&ckgeio^ 
werden);  Reuss-Schleizisches  Landesgrundg^setz  §.85  Abs.  1;  Waldeeksche»  Vci 
fassungsgesetz  §.  50. 


aieners  oei  seiner  uiensiDeoorae  Denm  HirwirKang  einer  oteiiyertretung  in 
seinem  Amte  und  um  dieselbe  von  seiner  Nichtanwesenheit  im  Amte  in 
Kenntniss  zn  setzen  bedarf,  liegt  in  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  und 
seiner  Organisation  begründet.^) 


*)  Baiersches  Wahlgesetz  vom  4.  Juni  1848  Art.  24:  „Der  Urlaub  darf  dem  ge- 
wählten Staatsbeamten  und  öffentlichen  Diener  nicht  verweigert  werden;  ebensowenig  den 
Officieren  und  Militairheamten ,  sofern  nicht  ausserordentliche  Verhältnisse  ihrer  Entfer- 
Dirng  vom  Dienste  entgegenstehen;"  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  75:  »Wird  ein 
Staatsdiener  zum  Abgeordneten  oder  Stellvertreter  zu  einer  der  heiden  Kammern  gewählt,^ 
so  hat  derselbe  solches  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  anzuzeigen,  damit  diese  erweisei 
ob  die  Annahme  der  Wahl  genehmigt  werden  könne,  und  nöthigenfalls  wegen  einstweili- 
ger Versetzung  des  Amtes  Vorsorge  treffe.  Die  Genehmigung  kann  ohne  erhebliche,  in 
dem  Wesen  des  Amtes  beruhende  und  den  Standen  zur  Nachricht  mitzutheilende  Gründe 
nicht  versagt  werden.  —  Gerichtsdirectoren  und  gutsherrliche  Beamte  hahen  die  Zustim- 
mung ihrer  Prinzipale,  städtische  Beamte  die  Zustimmung  der  Stadträthe  einzuholen, 
diese  kann  aber  nur  aus  denselben  Ursachen  verweigert  werden,  wie  die  landesherrliche 
Erlaubniss  för  die  Staatsdiener.  —  üeber  Beclamationen  wegen  verweigerter  Genehmigung 
entscheidet  die  Begirnng;**  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  198:  «Bei  diesem  Anlass 
(der  Vorlegung  der  Wahlergebnisse)  spricht  sich  der  Landesherr  üher  den  Eintritt  etwa 
gewählter  Beamten  aus;"  Oldenhurgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  121  §.  1: 
»Zu  Abgeordneten  gewählte  Beamte  des  Civil-  oder  Militairdienstes  und  Schullehrer  be- 
dürfen des  dienstlichen  Urlauhs  —  — ;"  §.  2:  „Der  Urlaub  wird  nur  dann  versagt  wer- 
den, wenn  der  Landtag  mit  der  Staatsregirung  darin  einverstanden  ist,  dass 
dem  Eintritte  des  Gewählten  in  den  Landtag  erhebliche  Rücksichten  des  Dienstes  ent- 
gegenstehen. Die  Staatsregirung  wird  ihre  etwaigen  Bedenken  dieser  Art  unverzüglich 
dem  Landtage  mittheilen,  falls  aber  solche  nicht  vorhanden  sind,  den  Urlaub  zeitig  be- 
willigen;*' Anhaltische  Landschaftsordnung  §.  14  Abs.  2:  .Beamte,  auch  die  pen- 
sionirten  oder  zur  Disposition  gestellten,  bedürfen  zum  Eintritt  in  den  Landtag 
Unserer  Genehmigang;"  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  15:  „Fürst- 
liche Hof-  und  Staatsdiener,  Diener  der  Kirche  und  der  Schule,  sowie  Militair- 
personen  bedürfen  zum  Eintritt  in  den  Landtag,  wie  zu  jeder  anderen  zeitweiligen  Ent- 
fernung vom  Amte,  des  Urlaubs  der  vorgesetzten  Behörde,  der  indess  nur  im  Interesse 
des  Dienstes  verweigert  werden  kann;^  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  83: 
„Ein  zum  Landtage  gewählter  Staatsdiener  bedarf  des  Urlaubes  der  Begirung,  derselbe 
wird  jedoch,  wenn  nicht  sehr  erhebliche  Gründe  vorliegen,  jedesmal  bewilligt  werden.** 

')  Ooburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  1.  c;  Oldenhurgsches  Bevidirtes 
Staatsgrundgesetz  1.  c;  Beuss-Schleizisches  Landesgrundgesetz  L  c.  —  Die  aller- 
dings höchst  praktische  und  politisch  nicht  gleichgültige  Frage,  ob  der  Abgeordnete  oder 
der  Staat  die  Kosten  der  Stellvertretung  zu  tragen  habe,  ist  in  den  deutschen 
Verfassnngsgesetzen  nicht  behandelt.  Nur  das  Eeuss-Schloizis che  Landesgrundgesetz 
§.  85  Abs.  2  versprach  ein  Gesetz  „in  Bezug  auf  die  Stellvertretung  eines  gewählten  Ab- 
geordneten in  seinem  Amte  sowie  darauf,  wie  die  Kosten  der  Stellvertretung  zu  decken 
seien.**  Im  Königreich  Preussen  ist  die  Frage  durch  einen  Beschluss  des  Staats- 
Ministerirnns  vom  22.  September  1863,  woran  sich  ein  Erkenntniss  des  Königlichen  Ober- 
Tribunals  vom  17.  März  1865  schloss,  dahin  entschieden,  dass  solche  Kosten  nicht  aus 
Staatsmitteln,  sondern  aus  dem  Gehalts-Einkommen  des  betreffenden  Beamten  zu  be- 
streiten seien. 
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b.    Besondere  Wahlen. 

§.  591. 
Die  besonderen  Wahlkörperschaften  werden  durch  diejenigen  gebildet, 
welchen  das  Verfassungsrecht  das  Recht  einer  besonderen  Vertretung  (Dach 
dem  dynamischen  Prinzipe)  zugewiesen  hat.  Unter  sich  sind  dieselben 
sehr  verschiedener  Art  und  in  einem  jeden  deutschen  Staate  besondere. 
Einige  Staaten  kennen  solche  besondere  Wahlkörper  gar  nicht,  da  sie  den 
Landtag  nur  auf  dem  Grunde  des  numerischen  Prinzipes  zusammen- 
setzten*) oder  doch  das  dynamische  nur  in  der  Berufung  persönlich  Be- 
rechtigter in  die  Ständeversammlung  anwandten.*)  In  den  übrigen  aber 
sind  in  mannichfaltiger  Verschiedenheit  solche  Korporationen  gebildet,  eben 
in  der  Weise  und  nach  dem  Masse,  wie  das  dynamische  Prinzip  die  Ele- 
mente  der  Ständeversammlung   bestimmte.^     Die  Antheilnahme   an  der 

*)  Luxemburg,     Coburg-Gotha,    Oldenburg,    Liechtenstein,    Waldeck. 
S.  oben  S.  562  Note  die  Referate  auB  den  betreffenden  Yerfassungsgesetzen. 

*)  Königreich  Baiern.    S.  oben  S.  560  Note  2. 

')  Die  besonderen  Wahlkörperschaffcen  sind:  1)  imKönigreich  Preussen  die  nach 
der  Königlichen  Verordnung  vom  3.  Februar  1847  zur  Herren-Curie  des  vereinigten  Land- 
tages berufenen  Stifter,  der  für  jede  Provinz  zu  bildende  Verband  der   darin  mit  Ritter^ 
gQtern  angesessenen  Grafen,  die  Verbände  der  durch  ausgebreiteten  Famiiienbesitz  aoä- 
gezeichneten  Geschlechter,  welche  mit  diesem  Rechte  vom  Könige  begnadigt  worden,  die 
Verbände  des  alten  und  des  befestigten  Grundbesitzes,  die  Landesuniversitäten  und  die 
städtischen  Collegien,  welchen  dieses  Recht  besonders  beigelegt  worden;  2)  im  König- 
reich  Sachsen  das  Hochstift  Meissen,  die  Besitzer  der  fünf  schönburgscheB   Recess- 
herrschaften,  die  Universität  Leipzig,  das  Collegiatstift  zu  Würzen,  die  Besitzer  der  vier 
Rchönburgschen   Lehnsherrschaften ,   die  Rittergutsbesitzer  und  die  Repräsentanten  des 
Handels-  und  Fabrikwesens;   3)  im  Königreich  Würtemberg  die   standeaherrlichifi^ 
Gemeinschaffcen,  auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs-  oder  Kreistagsstimme  geruht 
hat,   der  ritterschaftliche  Adel,   das  katliolische  Domcapitel,  sieben  bestimmte  Städte; 
4)  im  Grossherzogthum  Baden  der  grundherrliche  Adel  und   die  Landes-Universi- 
täten;  5)  im  Grossherzogthum  Hessen  der  mit  Gmndeigenthum  genügend  angesessene 
Adel  und  die  mit  besonderem  Wahlrecht  versehenen  acht  Städte;  6)  im  Grossherzog- 
thum Weimar  die  begüterte  ehemalige  Reichsritterschaft,  die  Besitzer  eines  inländischen 
Eigenthums  von  wenigstens  1000  Thlm.  Reinertrag  und   diejenigen  Staatsanterthaneu. 
welche  aus  anderen  Quellen,  als  dem  Grundbesitz  ein  jährliches  Einkommen  von  wenig- 
stens 1000   Thlm.   beziehen;   7)  im  Herzogthum  Meiningen  die  Besitzer    gros^itT 
gebundener  Güter;  8)  im  Herzogthum  Altenburg  die  Rittergutsbesitzer;  9)  im  Her- 
zogthum Braunschweig  die  Höchstbesteuerten  der  Grundbesitzer,  der  €rewerl>etTei- 
benden  und  die  diesen  Steuern  nicht  unterworfenen  Berufstände,  und  die  evangelidch^ 
Kirche;  10)  im  Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen  die  Höchstbesteuert^u: 
11)  im  Fürstenthum  Schwarzburg-Rudolstadt  die  Besitzer  grösserer  gebundener 
Güter  und  die  grösseren  Städte;  12)  im  Fürstenthum  Reuss-Schleiz  die  Ritte^|^ut^^ 
besitzer.    S.  oben  S.  560  Note  2.  —  In  den  Staaten,  welche  die  Ständeversammlong  nacli 
dem  altlandständischen  Prinzipe  berufen,  giebt  es  selbstverständlich  nur  indlvidaell  he^ 
sondere  Wahlgemeinschaften.    S.  oben  §.  ö79  Note  1. 
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Wahl  zam  Landtage  in  einer  solchen  -  besonderen  Klasse  ist  dann  von  der 
Zugehörigkeit  zn  dieser  abhängig  und  bestimmen  sich  im  Allgemeinen 
nach  den  Yoranssetznngen  derselben  die  eines  solchen  besonderen  persön- 
lichen Wahlrechtes.*)  Dieses  schliesst  aber  die  Geltendmachung  des  all- 
gemeinen Wahlrechts,  obgleich  dessen  Yoraassetznngen  vollständig  erfüllt 
sein  würden,  aus;  es  scheiden  eben  die  Mitglieder  solcher  besonderen 
Wahlcorporationen  wie  auch  die  persönlich  berechtigten  Mitglieder  der 
Ständeversammlung  aus  der  Masse  der  allgemein  wahlberechtigten  Unter- 
thanen  aus  und  stehen  die  besonderen  Wahlkörperschaften  ausserhalb  der 
Wahlbezirke.*)  Die  positivrechtlichen  Grundsätze  hinsichtlich  der  Zusammen- 
setzung dieser  besonderen  Wahlkörper  und  der  Erfordernisse  der  activen 
und  passiven  Wahlfähigkeit  sind  für  einen  jeden  Staat  besondere/) 


')  Es  ist  indess  hinsichtlich  einer  jeden  Wahlkörperschaft  zu  prüfen,  ob  schlechthin 
die  Mitgliedschaft  auch  das  active  Wahlrecht  zum  Landtage  zur  Folge  hat.  Nicht  ist 
dies  z.  B.  der  Fall,  wenn  an  der  Wahl  des  Ahgeordneten  der  Universität  nur  die  ordent- 
lichen Professoren  Antheil  zu  nehmen  haben.  Vergl.  Badensches  Wahlgesetz  §.  21. 
Vor  Allem  ist  auch  aus  dem  Verfassungsrechte  des  hetreffenden  Staates  zu  entscheiden, 
ob  das  den  Rittergut shesitzern  eingeräumte  Becht  den  Besitzern  eines  Rittergutes 
schlechthin  oder  nur  den  adh'gen  Besitzern  eines  solchen  eingeräumt  werden  soll.  Ersteres 
ist  der  Fall  nach  Sächsischem  Staatsrecht  (vergl.  Sächsisches  Wahlgesetz  von  1861 
§.  14  verhunden  mit  dem  Wahlgesetze  von  1831  §.  25).  ehenso  nach  Altenhurgschem 
(Grundgesetz  §.  184),  Letzteres  nach  Hessen-Darmstädtschem  (vergl.  Wahlgesetz 
Art.  12);  ebenso  Weimars ches  Wahlgesetz  §.  8. 

')  VergL  Badensches  Wahlgesetz  §.  43:    „Bei  Ernennung 'der  Wahhnanner  sind 

stimmfähig  und   wählbar   alle   Staatsbürger,   die  —  —  2)  nicht  Mitglieder  der 

Ersten  Kammer  und  bei  der  Wahl  der  grundherrlichen  Abgeordneten  nicht  stimmfähig 
nnd  nicht  wählbar  sind;"  Hessen-Dar  mstädtsches  Wahlgesetz  Art.  17;  Weimar- 
sches  Wahlgesetz  von  1852  §.  7  Abs.  3  mit  der  Schlussbestimmung:  „Die  dem  vormali- 
gen Eeichsadel  angehörigen  Besitzer  oder  Mitbesitzer  eines  vormals  reichsunmittelbaren 
Gutes  im  Grossherzogthum  dürfen  sich,  selbst  wenn  ihnen  die  übrigen  Erfordernisse  zur 
Seite  stehen,  an  den  Wahlen  in  irgend  einer  anderen  Klasse  doch  nur  dann  betheiligen, 
wenn  sie  zuvor  in  einer  bei  dem  Kreisgerichte  zu  Eisenach  abgegebenen  Erklärung  auf 
ihr  Wahl-Privilegium  in  der  Klasse  der  Reichsritterschaft  verzichtet  und  darüber  ein  von 
jener  Behörde  ausgefertigtes  Zeugniss  vorgewiesen  haben."  Meiningensches  Art.  12: 
Jeder  kann  nur  an  einer  Wahl  als  Wähler  und  Wahlmann  Theil  nehmen;"  Lippe- 
Detmoldache  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  If5:  ^Niemand  kann  in  mehr  als  einem 
Stande  wählen." 

^  Die  spezielle  Darstellung  dieser  Grundsätze  ist  den  Bearbeitungen  des  partikularen 
Staatsrechtes  zu  überlassen.  Hier  kann  nur  ein  Nachweis  der  bezüglichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  gegeben  werden.  l)Preussische  Verordnung  vom  12.  October  1854 
§.  5  (betr.  die  von  den  Stiftern  zu  präsentirenden  Vertreter),  und  das  Reglement  über  die 
Wahl  der  von  den  Provinzial-Verbänden  der  Grafen,  sowie  der  für  den  alten  und  für  den 
bef(»tigten  Grundbesitz  zu  präsentirenden  Mitglieder  der  Ersten  Kammer  vom  12  October 
1854;  2)  Sächsisches  Wahlgesetz  von  1861  §.  12  —  19  und  §.  62—64  (betr.  die 
Wahlen  der  Rittergutsbesitzer)  und  §.  38  —  43  und  80  —  86  (betr.  die  Wahlen  der  Ver- 
treter des  Handels-  und  Pabrikwesens);  3)  Würtembergsches  Veifassungsgesetz  §.  136 
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9*    Endigang  der  Landtags-Hitgliedsehaft. 

§.  592. 
Das  Recht  der  Eammermitgliedschaft  erlischt  abgesehen  von  dem 
Falle  der  Auflösung  des  regelmässigen  Schlusses  des  Landtages*)  frei- 
willig durch  den  Verzicht  des  Landtagsmitgliedes  oder  unfreiwillig 
in  Folge  des  Verlustes  der  Voraussetzungen,  von  welchen  die  persönliche 
Qualificatiön  der  Landtagsmitglieder  abhängt,  oder  in  Folge  einer  Verände- 
rung der  staatsrechtlichen  (staatsdienstlichen)  Qualificatiön  des  Abgeordne- 
ten. Der  Verzicht  auf  das  Landtagsmandat  steht  nach  mehren  Verfassungs- 
gesetzen  einem  jeden  Abgeordneten  jederzeit  frei,*)  wenn  es  auch  der  Ge- 
nehmigung des  Landtages  bezw.  der  Kammer  bedtlrfen  mttsste;^)  in  anderen 
Staaten  aber  ist  der  freiwillige  Rtlcktritt  nur  unter  den  gesetzlich  bestimm- 


(betr.  die  Wahlen  der  ntterscbaftlichen  Mitglieder);  4)  Badens  che  Wahlordnung  von 
1818  §.1  —  20  (betr.  die  Wahl  der  grandherrlichen  Abgeordneten  zur  Ersten  Kammer), 
§.  21  —  33  (betr.  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Landes-Üniversitaten) ;  5)  Heseen- 
Darmstädtsches  Wahlgesetz  von  1856  Art.  20  (betr.  die  Wahl  der  adligen  Guts- 
besitzer); 6)  Weimarsches  Wahlgesetz  von  1852  §.  36—39  (von  der  Wahl  der  vormals 
reichsritterschaftlichen  Grandbesitzer),  §.  40—45  (von  der  Wahl  der  grosseren  6nmd- 
besitzer),  §.  46 — 52  (von  der  Wahl  derjenigen,  welche  aas  anderen  Quellen,  als  dem 
Grundbesitze  ein  jährliches  Einkommen  von  wenigstens  1000  Thalem  versteuern); 
7)  Meiningensches  Wahlgesetz  von  1853  Art.  21  —  23  (betr.  die  Wahl  der  Abgeord- 
neten im  Stande  der  Besitzer  der  grösseren  gebundenen  Güter);  8)  Altenburgsches 
Grrundgesetz  §.  184—189  und  dazu  die  Verordnung  vom  12.  März  1855  §.  5  fF.  (betr. 
die  Wahl  von  Rittergutsbesitzern);  9)  Braunschweigsches  Wahlgesetz  von  1851 
§.  8  —  16,  §.  40—  61  (betr.  die  Wahl  der  Abgeordneten  der  Höchstbesteuerten)  und  §.62 
und  63  (betr.  die  Wahl  der  evangelischen  Kirchen);  10)  Schwarzburg-Sonders- 
hausensches  Wahlgesetz  von  1856  §.  7  ff.  (betr.  die  Wahl  der  Vertreter  der  Höchst- 
besteuerten) ;  11)  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Wahlgesetz  von  1854  §.  4—10 
(von  der  Wahl  der  Abgeordneten  der  grösseren  Grundbesitzer),  §.  11—24  (von  der  Wahl 
der  Vertreter  der  grösseren  Städte);  12)  Beuss-Schleizisches  Wahlgesetz  von  1856 
§.  2  ff.  (betr.  die  Wahl  im  Stande  der  Rittergutsbesitzer). 

')  S.  unten  §.  602. 

')  Preussisches  Verfassungagesetz  (arg.);  Baiersches  Gresetz  vom  4.  Juni  1848  Art 
29;  Würterabergsches  Verfassungsgesetz  §.  158;  Hessen-Darmstädtsches  Gesetz  yobi 
8.  September  1856  Art  43  (auch  Gesetz  vom  6.  September  1856  Art.  46);  Coburg- 
Got hasche s  Staatsgrundgesetz  §.87;  Braunschweigsches  Gesetz  über  die  Zusammen- 
setzung des  Landtages  vom  22.  November  1851  §.21,  5;  Oldenburgsches  Revidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  122,  2;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  19, 3; 
Reuss-Schleizisches  Landesgrundgesetz  §.  84. 

^)  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  L  c;  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  179  Abs.  2;  Reuss-Schleizisches  Landesgrundgesetz  §.  [97  Abs.  2:  ^Derjemg^ 
Landtagsabgeordnete,  welcher  sein  Mandat  ohne  Genehmigung  des  Landtags  niederlegt 
ist  für  die  laufende  Landtagsperiode  nicht  wieder  wählbar;"  Liechtensteinsches 
Verfassungsgesetz  §.  82. 


positivrecbtliehen  Bestimmungen  emzelner  Yerfassangggesetze  im  Falle  emes 
wiederholter  Ladungen  ungeachteten  fortgesetzten  Fembleibens  von  den 
Landtagssitzungen  yermuthet.^)  Der  Verlust  der  persönlichen  Befähigung 
znr  Eammermitgliedschaft  hat  den  Verlust  di^es  persönlichen  Rechtes 
selbst  zur  Folge.')  Auch  kann  ein  Lnndtagsmitglied  durch  gerichtliches 
£rkenntnis8  oder  auf  Grund  der  Geschäftsordnung  durch  den  Beschluss 
des  Landtages  ausgeschlossen  werden/)  Im  Einzelnen  können  die  Gründe 
des  Verlustes  so  mannichfach  sein,  wie  die  Voraussetungen  der  passiven 
Wahlfilhigkeit  gesetzlich  bestimmt  sind.  Allgemein  hat  die  Beförderung 
eioes  Eammermitgliedes  zu  einer  (oder  einer  anderen)  staatsdienstlichen 
Stellung  (oder  zu  einer  Hofcharge)  das  Erlöschen  der  Kammermitglied- 
schaft zur  unmittelbaren  Folge,  es  steht  indess  einem  Wiedererwerb  dieses 
Rechtes  durch  eine   neue  Wahl  Nichts  entgegen.^)    Einige  Staaten  lassen 


0  Sächsisches  Verfasanngsgesctz §.  66  Abs.  4  (gestattet  den  Bittergntsbesitzern 
die  Resignation  nur  im  Falle  einer  ärztlich  bescheinigten  längeren  Krankheit,  wegen 
solcher  häuslichen  Familien-  oder  Dienstverhältm'sse ,  welche  die  persönliche  und  bestän- 
dige Anwesenheit  nach  beizabringender  genüglicher  Bescheinigung  wesentlich  erfordern, 
wegen  öOtJ^brigen  Alters  und  wenn  sie  bereits  drei  ordentlichen  Landtagen  beigewohnt 
haben). 

*)  Baiersches  Gesetz  vom  2ö.  Juli  1850  Art.  27  und  28;  Hessen-Darmstädt- 
schesGesetz  vom  8.  September  1856  Art.  42;  Schwarzburg-BudolstädtschesGrund- 
gesetz  §.  19,  5. 

^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  66  Ahs.  1^3  und  §.  71  Abs.  5,  a;  Hessen- 
Darrastädtsches  Gesetz  vom  6.  September  1856  Art.  48,  4;  Altenhurgsches  Grund- 
gesetz §.  174  Abs.  3;  Braunschweigsches  Gesetz  üher  die  Zusammensetzung  der  Lan- 
desversammlung vom  22.  November  1851  §.21,  3;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staats- 
grandgesetz Art  122,  1 ;  Anhaltische  Landschaftsordnung  §.  14  Abs.  3;  Schwarzhurg- 
Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  19,  2  und  4. 

^)  Preussische  Verordnung  wegen  Bildung  der  Ersten  Kammer  vom  12.  October 
1854  §.  9  und  10;  Wurtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  158;  Hessen-Barmstädt- 
sches  Gesetz  vom  6.  September  1856  Art  48,  3;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz Art.  122,  4;  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  19,  5,  Wal- 
decksches  Verfassungsgesetz  §.69,  wo  aher  der  Fall  einer  „dauernden  Behinderung  des 
Abgeordneten  an  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte"  dem  seines  renitenten  Femhleibens 
oder  unwürdigen  Betragens  ganz  gleichgestellt  wird. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  78  Abs.  3  (wenn  ein  Eammermitglied  ein 
besoldetes  Staatsamt  annimmt  oder  im  Staatsdienste .  in  ein  mit  einem  höheren  Bange 
oder  einem  holieren  Gehall  verhundenes  Amt  eintritt);  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni 
1848  Art,  29  Abs.  2  (im  Falle  der  Annahme  eines  Staatsamtes,  einer  Beförderung  oder 
einer  Hofcharge);  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  66  Abs.  3  und  §.71  Abs.  5,  6  (wie 
in  Baiem);  Luzemhurgsches  Art.  58  (im  Fall  der  Beförderung  zu  einem  besoldeten 
Staatsamte);  Braunschweigsches  Gesetz  vom  22.  November  1851  §.21,  4  (durch  An- 
nahme eines  Staats-  oder  Hofamtes,  welches  der  Ahgeordnete  zur  Zeit  seiner  Wahl  noch 
nicht  bekleidete,  also  nicht  durch  Versetzung) ;  Beuss-Schleizisches  Landesgrundgesetz 
§.  85  (im  Falle  des  Eintritts   in  den  Staatsdienst  oder  der  Beförderung  ode^  Verbesse- 
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auch  während  der  Legislaturperiode  ein  regelrnttsBiges  Ausscheiden  eines 
bestimmten  Theiles  der  Abgeordneten  eintreten.  *)  An  die  Stelle  der  ans 
irgend  einem 'Grunde  ausscheidenden  Abgeordneten  tritt  entweder  der  gleich 
bei  dessen  Wahl  mitgewählte  Stellvertreter  oder  Ersatzmann,  oder  es  findet 
eine  neue  Wahl  Statt,  %u  welcher  nach  einigen  Yerfassungsgesetsen  die 
früheren  Wahlmänner  wieder  berufen  oder  ein  von  Anfang  an  neues  Wahl- 
verfahren  eingeleitet  wird.')  Ein  Widerruf  des  Mandates  Seitens  des  Wahl- 
bezirkes ist  staatsrechtlich  unmöglich,  weil  das  Landtagsmitglied  nicht  dem 
Wahlbezirke,  sondern  nur  dem  Staatsganzen  gegenttber  verpflichtet  isf) 


III.   Organisation  des  Landtages. 

§.  593. 
Der  Landtag  ist  ein  einheitliches  Ganzes^)  und  als  solches  bestimmt 
organisirt  und  fUgt  sich  in  dieser  seiner  Verfassung  in  den  Organismus 


rung  des  zum  Abgeordneten  gewählten  Staatsdieners  im  Amte);  Waldecksches  Ver- 
fassmigsgcsetz  §.  51  (im  FaUe  des  Eintretens  im  Staats-  oder  Hofdienst  oder  der  Beför- 
derung daiin,  mit  der  Clansel:  „er  behält  indessen  seinen  Sitz  in  der  Versammlimg  W 
zum  Eintritt  des  Nengewählten**);  Liechtensteinsches  Yerfassungsgesetz  §.  61  (wenn 
die  Ernennung  eines  Abgeordneten  zu  einer  ständigen  besoldeten  f&rstlichen  Beamtimg 
oder  wenn  in  der  amtlichen  Stellung  eines  gewählten  Landtagsmitgliedes,  welches  zu- 
gleich Staatsdiener  weltlichen  oder  geistlichen  Standes  ist,  eine  Veränderung  eintritt). 

0  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  §.71  Abs.  1  („AUe  3  Jahre  am  Schlüsse  eines 
ordentlicben  Landtages  tritt  ein  Theil  der  Abgeordneten  zu  der  zweiten  Kammer  ans*) 
und  Abs.  2  (bestimmt  den  tumus  des  Ausscheidens);  Badensches  §.88  (alle  zwei  Jahre 
ein  Yiertheil  der  Abgeordneten);  Luzemburgscbes  Art.  5t>  (alle  3  Jahre  die  Hälfte); 
Altenburgsches  Grundgesetz  §,  174,  175  und  176  und  Verordnung  vom  12.  März  1855 
§.  4  (alle  3  Jahre  ein  Drittheil);  Braunschweigsches  Gesetz  vom  22.  November  1S51 
§.  18  (alle  3  Jahre  die  Hälfte);  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  98  (aUe  drei 
Jahre  die  Hälfte). 

')  Vergl.  Baier scbes  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  Art.  29  Abs.  3  (beruft  die  Ersatz- 
männer und  ordnet  nöthigenfalls  Zwischen  wählen  an,  zu  welchen  die  noch  vorhandenen 
Wahlmänner  des  Bezirks  einzuberufen  sind);  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  176,  177 
und  179  (lässt  die  Stellvertreter  oder  die  Ersatzmänner  eintreten);  Braunschweigsches 
Gesetz  vom  22.  November  1851  §.20  (ordnet  neue  Wahlen  an);  OldenburgschcsReTJ- 
dirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  123  (desgleichen,  jedoch  „insofern  nicht  mit  Zusümmnng 
des  Landtages  davon  abgesehen  wird");  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz 
§.19  Abs.  2  (ordnet  neue  Wahlen  an);  Liechtensteinsches  Verfassungsgesetz  §.  85 
(beruft  die  Stellvertreter).  Hinsichtlich  des  besonderen  PaUes  des  Verlustes  der  MitgKed- 
Bchaft  der  Ersten  Kammer  Seitens  eines  erblich  Berechtigten  im  Preussischen  Ver- 
fassungsrechte  s.  die  Königliche  Verordnung  vom  12.  October  1854  §.  11. 

3)  Coburg-Gothasches  Verfassungsgesetz  §.84  a.  E.  Die  von  Zachariä,  Deut- 
sches Staatsrecht  Th.  I  S.  658  Note  12,  behauptete  Ausnahme  im  §.  66  des  Sächsi- 
schen Verfassungsgesetzes  ist  in  Wirklichkeit  aus  dem  Inhalt  desselben  nicht  zu  beweisen. 

'•)  Die  organische  Einheit  des  Landtages  findet  sich  in  Verfassungsgesetzen  ansdrück- 


thanen-Gesammtheit  bedingt  das  Prinzip  dieser  Verfassung,  wenngleich  in 
Wirklichkeit  die  AusfÜhning  desselben  einzelne  Modificationen  nicht  aus- 
ßchliesst.  Der  Landtag  steht  der  Staatsregirung  gegenüber,  weil  er  eben 
das  der  Kegirong  gegenüberstehende  Element  des  Staates,  die  Unterthanen, 
vertritt;  andrerseits  ist  der  Landtag  als  das  Organ  und  die  Vertretung 
der  Unterthanen  diesen  gegenüber  selbständig  und  können  die  Unterthanen 
in  keiner  Weise  an  den  Verhandlungen  des  Landtages  Antheil  nehmen  oder 
anf  dieselben  einen  bestimmenden  Einflnss  haben.  *)  Der  Landtag  existirt 
aber  nicht  in  der  Weise  als  ein  Organ  im  Staate,  dass  er  wie  die  andern 
Institutionen  der  Verfassung  ein  beständiges  Dasein  und  eine  äusserlich 
continuirliche  Existenz  hat,  sondern  nur  im  Augenblicke  seiner  in  Folge 
der  landesherrlichen  Berufung  eintretenden  Constituirung  erhält  er  wirkliche 
Gestalt  und  beginnt  ein  reelles  Leben.  Das  Verfassungsgesetz  bestimmt 
die  Voraussetzungen  dieser  Constituirung  des  Landtages  und  sind  diese  im 
Allgemeinen  und  Wesentlichsten  die  Anwesenheit  einer  bestimmten  Anzahl 
von  Mitgliedern  und  die  Bestellung  eines  Vorstandes  zur  Leitung  der  Ver- 
handlungen. Die  organische  Bedeutung  des  Landtages  in  dem  Staate 
führte  auch  zu  dem  allgemein  angenommenen  Grundsatze,  dass  der  Staat 
die  Kosten  des  Landtages  zu  tragen  babe.^) 

lieh  als  Prinzip  betont.  Vergl.  Brannschweigache  Neue  Landschaf tsordnong  §.  58: 
„Die  gesammte  Landsclufl  bildet  ein  ungetrenntes  Ganzes."  —  Anders  die  Auffassung 
Derer,  welche  den  Landtag  als  ^.juristische  Person"  hetrachten,  aber  auch  Derer,  welche 
das  Becht  des  Landtages  nur  als  die  Rechte  der  einzelnen  Vertreter  des  Volkes  betrach- 
ten. Vergl.  Gerber,  üeber  öffentliche  Rechte  S.  88:  „Der  juristische  Charakter  der 
ständischen  Rechte  ist  yielmehr  folgender.  Es  besteht  der  objective  Rechtsatz,  dass  kein 
Gesetz,  keine  Steuerauflage  u.  s.  w.  ohne  standische  Einwilligung  zu  Stande  kommen 
kann.  Diese  Norm  wird  ergänzt  und  in  Wirksamkeit  gebracht  durch  diejenigen  Rechte 
und  Rechtssätze,  welche  darauf  gerichtet  sind,  bestimmte  Personen  erblich,  lebensläng- 
lich oder  periodisch  mit  der  Punktion  zu  begleiten  (bekleiden?),  in  gemeinsamem  Wirken 
(Ständeversammlnng)  die  ständischen  Rechte  auszuüben.  Die  so  gebildete  politische  Ge 
sammtheit  der  Stände  ist  nun  nicht  etwa  ein  neues  juristisches  Subject,  welchem  als 
Ganzen  die  ständischen  Rechte  zugeschrieben  werden  müssten,  sondern  es  besteht  blos 
ein  Recht  jedes  einzelnen  Ständemitgliedes,  durch  Rede,  Abstimmung  u.  s.  w.  an  dem 
rechtlichen  Erfolge  mitzuwirken,  welcher  aus  der  Summirung  aller  Ausübungen  dieses 
Rechts  in  Gemässheit  des  oben  genannten  objektiven  Rechtssatzes  {ein  Gesetz  u.  s.  w. 
bedarf  der  Zustimmung  der  Stände)  erkannt  wird.  Wenn  die  Gesammtheit  der  Stände 
endlich  in  der  Einreichung  von  Petitionen,  Erhebung  von  Beschwerden,  Anklagen  han- 
delt, so  liegt  ein  Akt  der  politischen  Gesammthoit  vor,  aber  eben  so  wenig  der  einer 
juristischen  Person,  als  dies  bei  den  Handlungen  jedes  administrativen  Beamtencollegiums 
der  Fall  ist.- 

')  S.*  unten  §.597. 

*)  Vergl.  z.  B.  Baiersches  Gesetz,  den  Geschäftsgang  des  Landtags  betreffend, 
vom  25.  Juli  1850  Art.  12:  „Die  Staatskasse  bestreitet  die  sämmtlichen  Ausgaben  des 
Landtags  und  leistet  den  Kammervorständen   auf  jedesmaliges   Begehren   die  nothigen 
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1.    Ein-  und  Zwei-Eamme^4378telll. 

§.  594. 
Die  organische  Gestaltung  der  ünterthanen -Vertretung  beruht  in  den 
deutschen  Staaten  entweder  auf  dem  Ein-  oder  auf  dem  Zwei-Kammer- 
system, der  Nachbildung  des  Curien- Systems  der  alten  Landstände. 
Jenes,  nur  in  den  kleineren  Staaten  zur  Anwendung  gebrachte,*)  vereinigt 
die  sämmtlichen  Mitglieder  der  ünterthanen- Vertretung  in  einer  einzigen 
Versammlung,  während  das  Wesen  des  anderen  darin  besteht,  dass  die 
kraft  des  dynamischen  Prinzipes  berufenen  Elemente  des  gesetzgebenden 
Köi-pers  den  einen,  die  übrigen  Vertreter  der  ünterthanen  oder  doch  diese 
zum  grösseren  Theile  den  anderen  Theil  desselben')  bilden  und  dass  beide 
Versammlungen  hinsichtlich  ihrer  Constitution,  ihrer  Berathungen  und  Be- 
schlussfassungen je  selbständig  sind.  Der  innere  Grund  des  Zwei-Kammer- 
systems ist  die  Festigung  und  Bestärkung  derjenigen  Elemente,  welche  den 
bestehenden  Zuständen  des  Staates  gewissermassen  näher  stehen  und  der 
Entwickelung  aller  politischen  Verhältnisse  den  historischen  Zusammenhang 
und  die  geschichtliche  Consequenz  sichern,  wohingegen  die  s.  g.  Zweite 
Kammer  diejenige  Vertretung  der  ünterthanen  ist,  welche  in  absoluterer 
und  gewissermassen  abstracterer  Weise  den  Wandel  der  politischen  Prin- 
zipien vertritt  und  darum  mehr  auf  den  reinen  Werth  des  künftigen  Er- 
folges als  auf  die  thatsächlichen  Zustände  der  Gegmiwart  Gewicht  legt 
Das  Wesen  des  Zwei-Kammersystems  ist  also  durchaus  politische  Art: 
der  Grund  einer  staatsrechtlichen  Nothwendigkeit  trägt  dasselbe  nicht, 
wenngleich  auch  eine  gewisse  Billigkeit  auf  besondere  ständische  Vor- 
rechte, welche  von  jeher  einzelnen  Geschlechtern  zugestanden,  Rücksicht 
nehmen  zu  müssen  glaubte/) 


Vorschüsse,  über  deren  Verwendung  nach  geendigter  Versammlmig  Rechnung  ro  steüen 
ist;"  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  194;  Altenburgsches  Grundgeseti§.246. 

0  Lauenburgsches  Verfassungs-Patent  vom  20.  December  1853  §.  3;  Luxem- 
burgsche  Constitution  Art  50;  Weimar sches  Grundgesetz  §.  28;  Meiningensches 
§.  50;  Altenburgsches  §.  164;  Coburg-Gotbasches  Staatsgrundgesetz  §.  73; 
Braunschweigsches  Gesetz  vom  22.  November  1851  §.  1;  Oldenburgsches  ReTi- 
dirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  112  §.1;  Anhalts  che  Landschaftsordnung  von  1811  §.1: 
Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgnmdgesetz  vom  8.  Juli  1857  §.  21: 
Schwarzbnrg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  12;  Gesetz  ftkr  das  Fürstenthoni 
Reuss  j.  L  vom  16.  Mai  1856  §.  1;  Schaumburg-Lippesche  Verordnung  vom 
15.  Januar  1816;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.46;  Liechten8teinsches§.  ^• 

*)  Erste  und  Zweite  Kammer;  in  Preussen  heisst  jene  das  „Herrenhaus*,  diew 
da«  „Haus  der  Abgeordneten"  (Preussisches  Gesetz  vom  30.  Mai  1855),  in  Baiern  jetw 
die  „Kammer  der  Reichsräthe".  diese  die  der  Abgeordneten  (Verfassuogsgesetz  Tii  VI.  §.  !)• 

»)  Vergl  Zöpfl,  Grundsätze  §.  360;  Held,  System  Th.  U  S.  461  ff.  Unter  Bezug- 
nahme auf  das  Referat  aus  den  deutschen  Verfassungs-  und  Wahlgesetzen  in  der  2.  Note  2 


Das  staatsrechtliche  Wesen  des  Zwei- Kammersystems ^)  beruht  darin, 
da88  der  einheitliche  Landtag  ans  diesen  beiden  unter  einander  gleich- 
berechtigten und  je  selbständigen  Theilen  besteht.  Daraus  gehen  aber 
zweierlei  Prinzipien  hervor:  das  der  geschäftlichen  Selbständigkeit  der  bei- 
den Kammern  und  das  der  Nothwendigkeit  der  Uereinstimmung  ihrer  Vota, 
um  eine  Action  des  Landtages  als  des  Organes  der  Unterthanen-Gesammt- 
heit  herbeizuführen.  Jener  Grundsatz  der  Selbständigkeit  einer  jeden  Kam- 
mer ist  in  den  Verfassungsgesetzen  hinsichtlich  verschiedener  Consequenzen 
anerkannt,  so  in  den  Bestimmungen,  dass  eine  jede  Kammer  ihren  Geschäfts- 
gang und  ihre  Disciplin  selbst  regelt,  ihre  Präsidenten  und  das  Bureau- 
Personal  erwählt,*)  die  Legitimation  ihrer  Mitglieder   prüft  und    darüber 

des  §.  581  wird  es  genügen,  nur  die  Bestandtheile  der  Zweiten  Kammer  in  den  deutschen 
Staaten  zu  erwähnen.  Ein  Vergleich  mit  dem  in  jener  Note  Bemerkten  lässt  dann  das 
Vertheilungsprinzip  der  einzehien  deutschen  Staaten  leicht  erkennen.  Die  Zweite  Kam- 
mer des  Preussi sehen  Landtages  wird  nur  aus  den  von  den  Unterthanen  gewählten 
Abgeordneten  gebildet,  so  dass  also  die  kraft  des  dynamischen  Prinzips  berufenen  Mit- 
glieder des  Landtages  nur  der  Ersten  Kammer  angehören.  Vergl.  Preussisches  Ver- 
fassungsgesetz  Art.  69.  —  Dasselbe  Prinzip  liegt  der  Zusammensetzung  des  Baierschen 
Landtags  zum  Grunde  (vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz,  die  Wahl  der  Landtags- 
Abgeordneten  betr.,  vom  4.  Juni  1848  Art.  1),  ebenso  der  des  Badenschen  (vergl.  Ba- 
densches  Verfassungsgesetz  §.  33).  Im  Königreich  Sachsen  besteht  dagegen  die  Zweite 
Kammer  aus  den  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte,  des  Bauernstandes  und 
des  Handels-  und  Fabrikwesens;  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  68.  Im  Königreich 
Würtemberg  ist  die  Zweite  Kammer  zusammengesetzt  aus  den  Mitgliedern  des  ritter- 
schaffclichen  Adels,  aus  den  sechs  protestantischen  General-Superintendenten,  aus  dem 
Landesbischof,  einem  von  dem  Domcapitel  gewählten  Mitgliede  und  dem  der  Amtszeit 
nach  ältesten  Decan  katholischer  Confession,  aus  dem  Kanzler  der  Landes-Üniversität  und 
aus  den  Abgeordneten  der  Städte  und  der  Oberamtsbezirke;  Würtembergsches  Ver- 
fassungsgesetz §.  133.  Die  Zweite  Kammer  des  Grossherzogthums  Hessen  wird  gebildet 
aus  den  sechs  Abgeordneten  des  genügend  mit  Grundcigenthum  angesessenen  Adels,  aus 
den  Abgeordneten  der  mit  einem  besonderen  Wahlrecht  versehenen  Städte  und  aus  den 
Abgeordneten  der  anderen  Städte  und  der  Landgemeinden ;  Grossherzoglich  Hessen- 
sches  Gesetz,  die  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  der  Stände  betr.,  vom  6.  Sep- 
tember 1856  Art.  3.  —  Das  Zwei-Curien-System  in  Lippe-Detmold  (Verordnung 
vom  6.  Juli  1836  §.  8  und  30)  ist  dem  Zwei-Kammer-System  analog,  indess  durch  den 
altlandständischen  Charakter  dieser  Verfassung  besonders  gefärbt. 

')  Dahlmann,  Politik  S.  123  ff.;  Brater-Bluntschlisches  Wörterbuch  Bd.  IV 
:<.  294  ff.  und  Bd.  VI  S.  292  ff 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  78;  Würtembergsches  |.  164  und  193. 
Xaoh  dem  Sächsischen  Verfassungsgesetze  §.  67,  dem  Würtembcrgschen  §.  164, 
dem  Hessen-Darmstädtschen  Gesetz  vom  2.  September  1856  Art.  3  und  dem  Baden- 
schen Verfassungsgesetz  §.  45  ernennt  indess  der  Souverain  den  Präsidenten  der  Ersten, 
in  Sachsen  (Verfassungsgesetz  §.  72)  auch  den  der  Zweiten  Kammer  und  dessen  Stell- 
vertreter. 
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entscheidet,  0  selbständig  yerhandelt;^  die  Sitznngspolizei  handhabt/)  ein- 
seitige Bitten  and  Beschwerden  an  die  Staatsregirang,^  Adressen  an  den 
Souverain  und  Anfragen  an  die  Minister  richten^  nnd,  wenn  Oberhaupt 
den  Ständen  ein  solches  Recht  eignet,  GesetzesYorschlage  dnrdehen  kann 
(Recht  der  Initiative).*)  Das  Prinzip  der  integrirenden  Zagdi5rigkeit  bei- 
der Kammern  za  dem  Landtage  bekandet  sich  dagegen  in  den  yer&ssangs- 
gesetzlichen  Bestimmungen,  dass  nnr  der  übereinstimmende  Besdiloss  Beider 
als  das  Votum  des  Landtags  gilt  und  ein  einseitiger  Beschlnss  nur  einer 
Kammer  legislatorisch  bedeutungslos  ist,^  dass  nur  beide  Kanunem  zugleich 


*)  PreassiBcbes  Verfiassangsgesetz  Art.  78;  Baiersches  Gesetz,  den  Geschäfts- 
gang des  Landtages  betr.,  vom  25.  Juli  1850  Art.  1  nnd  3;  Wurtembergscbes  Ver- 
fafisiingsgesetz  §.  160  Abs.  4;  Badensches  §.  41;  Hessen-Darmstädtsches  §.  87. 

^)  Sächsisches  Yerfassongsgesetz  §.  121  (vergl.  anch  §.  130):  »Jede  KunmerTer- 
handelt  getrennt  von  der  anderen  und  hat  bei  den  an  den  König  zn  richtenden  ErkU- 
rnngen  eine  Curiatstimme;"  Würlrembergsches  §.  177;  Badensches  §.  75:  »Die 
beiden  Kammern  können  weder  im  Ganzen  noch  durch  Commissionen  zusammentreten: 
sie  beschränken  sich  in  ihrem  Yerhältniss  zu  einander  auf  gegenseitigte  Hittheilimg  ilirer 
Beschlüsse;"  Hessen-Darms tädtsches  §.  95.  In  anderen  Staaten  irird  dagegen  bei 
vorliegender  Meinungsverschiedenheit  der  beiden  Kammern  durch  den  Zusammentrir. 
eines  Ausschusses  beider  Kammern  die  Herbeiführung  eines  einheitlichen  Beschhsses  Ter- 
sucht.  Vergl  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  91  und  131;  Würtembergsche« 
§.  177  und  183  (die  Kammern  selbst  treten  zu  einer  vertraulichen  Sitzung  zusammen). 
Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Verkehr  der  Kammern  mit  einander  sind  in  den 
Geschäftsordnungen  der  Landtage  zu  suchen. 

^)  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  7. 

'*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  64;  Baiersches  Tit  Vn  §.  19  und  2i}. 
Andere  Verfassungsgesetze  gestatten  dagegen  im  Allgemeinen  nur  der  Standcversammlong 
im  Ganzen  das  Recht  der  Bitte  und  Beschwerde ;  so  das  Sächsische  §.  109,  das  Baden- 
sche  §.  67  Abs.  3;  das  Hessen-Darmstädtsche  §.  79,  80  und  82.  Die  .Beschwerde 
über  die  durch  die  königlichen  Staatsministerien  oder  andere  Staatsbehörden  geschehene 
Verletzung  der  Verfassung"  steht  nach  dem  Baierschen  Verfassungsgesetz  Tit  X  §.  5 
nur  den  vereinigten  Kammern  zu,  während  das  Sächsische  §.  100  das  Recht  der  »Be- 
schwerde gegen  die  oberste  Staatsbehörde  und  einzetoe  Vorstände  von  Ministerial-Departi*- 
ments  über  die  Anwendung  der  Gesetze  und  der  Landesverwaltung  und  Rechtspflege' 
einer  jeden  Kammer  zugesteht.  VergL  aueh  Wurtembergscbes  Verfassangsgeseti 
§.  179 :  „Nur  zur  Ausübung  des  Rechtes  der  Petitionen  und  Beschwerden,  sowie  zu  einer 
Anklage  wegen  verletzter  Verfassung  ist  jede  Kammer  auch  einzeln  befugt" 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  81:  „Jedes  der  beiden  Häuser  hat  für  sili 

das  Recht,  Adressen  an  den  König  zu  richten. Jedes  der  beiden  Häuser  kann  di" 

an  dasselbe  gerichteten  Schriften  an  die  Minister  überweisen  und  von  denselben  Ansknnft 
über  eingesandte  Beschwerden  verlangen.** 
•)  S.  unten  §.  613  ff. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  62  Abs.  1  und  2;  Baiersches  Tit  ^1 
§.  19;  Sächsisches  §.  86;  Wurtembergscbes  §.182,  183;  Badensches  §.  53,64: 
Hessen-Darmstädtsches  §.  72,  75.  —  Einige  Verfassungsgesetze  haben  ein  beson- 
deres Verfahren  angewendet,  um  im  Falle  eines  Dissenses  der  beiden  Kammern  die  Er- 
reichung einer  üebereinstimmung  des  Votums  besonders  zu  versuchen,    VergL  Sächsi- 


demselben  Orte  und  während  derselben  Zeit  (Penode)  tagen.')    Niemand 
kann  (daher)  zu  gleicher  Zeit  Mitglied  beider  Kammern  sein.^) 

2.    Landständische  Ansschfisse. 

§.  596. 
Die  Organisation  des  Landtages  hat  in  mehren  Verfassnngen  noch 
durch  die  Einfügung  besonderer  landständischer  Ausschüsse  eine  besondere 
Gestalt  erhalten/)  Abgesehen  von  den  lediglich  zur  Erleichterung  der  ge- 
schäftlichen Thätigkeit  des  Landtages  gewählten  Commissionen  der  Stände- 
vereammlung,  deren  Aufgabe  die  Vorbereitung  der  Berathungen  über  be- 
stimmte Gegenstände  ist/)  haben  mehre  Verfassungen  ein  ständiges  Organ 
des  Landtages  geschaffen,  welches  in  gesetzlich  bestimmter  Weise  an  die 
Stelle  des  Landtags  tritt  und  dessen  Functionen ,  wenn  und  so  lange  die 
Stände  nicht  versammelt  sind,  versieht.^     Das  Recht  zur  Bestellung  solcher 


sehe 8  Yerfassungsgesetz  §.  101  und  131  (vergl.  aber  §.  92:  „Bleiben  auch  dann  noch 
die  Cariatstimmen  beider  Kammern  getheilt,  so  ist  zu  der  Verwerfung  des  Gesetzes - 
Vorschlages  erforderlich,  dass  in  einer  der  beiden  Kammern  wenigstens  zwei 
Drittheile  der  Anwesenden  für  die  Verwerfung  gestimmt  haben");  Wür- 
tembergsches  §.  183;  Hessen-Darmstädtsches  §.  67  und  75. 

*)  Preussisches  Yerfassungsgesetz  Art.  77;  Baiersches  Tit.  VI  §.  16;  Sächsi- 
sches §.  115  if.;  Würtembergsches  §.  186;  Badensches  §.  68;  Hessen-Darm- 
städtsches §.  63  ff.  üeher  den  Fall  der  Vertagung  der  ersten  Kammer  hei  einer 
Auflösung  der  zweiten  s.  unten.  Wie  aher  Zöpfl,  Grundsätze  §.  371,  in,  behaupten 
mochte,  dass  Art.  51  des  Preussisehen  Verfassungsgesetzes  „ausdraddich"  sage,  dass  der 
König  entweder  beide  oder  nur  eine  Kammer  auflösen  könne,  ist  schon  nach  dem  Wort- 
laut dieses  Artikels,  aher  noch  weniger  nach  der  bestimmten  Bestimmung  des  Art.  77  nicht 
irohJ  zu  verstehen. 

^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  61. 

^)  Preussisches  Veifassungsgesetz  Art.  78  a.  E.;  Hessen-Darmstädtsches  §.  58. 
*)  Von  den  einzelnen  Beamten  des  Landtags  (Landsohaftsdirector,  Lantagssjndikus, 
Schriftführer)  und  dem  Dienstpersonal  derselben  ist  hier  nicht  zu  sprechen. 

^)  Die  Beziehungen  dieser  Commissionen  pflegen  in  den  Geschäftsordnungen  geregelt 
zu  sein.  Nur  auf  solche  Commissionen  (Deputationen)  bezieht  sich  das  Sächsische 
Verfassungsgesetz  §.  114;  Badensches  §.  70;  Hessen-Darmstädtsches  Gesetz  vom 
8.  September  1856  Art.  22  ff.;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  31;  Schwarzburg- 
Sondershansensches  Grundgesetz  §.  64;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  63,  64. 
£in  ganz  besonderes  Institut  ist  der  Landtagsausschuss  der  Lippe-Detmoldschen 
Ver&ssong  (Verordnung  vom  6.  JuM  1836  §.  36  ff.).  Dieser  Ausschuss  ist  eine  ständische 
Behörde,  deren  Mitglieder  besoldet  werden  (vergL  §.  40  L  c). 

*)  Worte mbergsch es  Verfassungsgesetz  §.  187:  „So  lange  die  Stände  nicht  ver- 
sammelt sind,  besteht  als  Stellvertreter  derselben  ein  Ausschuss  für  diejenigen  Geschäfte, 
deren  Besorgnng  von  einein  Landtage  zum  andern  zur  ununterbrochenen  Wirksamkeit  der 
Bepräsentation  des  Landes  nothwendig  ist;*  Meiningensches  Grundgesetz  §.  53  („zu 
Wahrnehmung  der  ständischen  Obliegenheiten  und  Gerechtsame  in  der  Zwischenzeit"); 
Altenburgsches    §,    248;   Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz   §.  91;   Braun- 
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Aasschttsse  ist  dem  Landtage  so  verlieben,  dass  der  Landtag  dieses  Orgaii  | 
bestellen  und  dureh  dasselbe  sich  in  den  gesetzlich  festgestellten  BeuehoD- 
gen  vertreten  lassen  muss.  In  der  Absicht,  durch  dieses  Organ  des  Land- 
tages eine  ständige  Vertretung  der  Unterthanen  zu  schaffen,  ist  die  Com 
petenz  des  Ausschusses  im  Allgemeinen  aus  dem  Gesichtspunkte  geordDet 
dass  derselbe  theils  die  für  die  Ständeversammlungen  sich  eignenden  Ge- 
schäftsgegenstände vorbereitet,  theils  die  Ausführung  der  ständischen  Be- 
schlüsse beachtet,  namentlich  die  richtige  Verwendung  der  bewilligten 
Steuern  prüft,  und  überhaupt  die  Aufrechthaltung  der  Verfassung  über- 
wacht/) Dagegen  ist  der  Ausschuss  nicht  berufen,  die  ständische  Yertie- 
tung  und  deren  Thätigkeit  zu  ersetzen,  und  sind  alle  Angelegenheiten, 
deren  gesetzliche  Feststellung  der  Zustimmung  der  Ständeversammlong 
bedarf,  von  der  Gompetenz  des  Ausschusses  ausgeschlossen.*)  lieber  seioe 
Thätigkeit  hat  der  Ausschuss  der  Ständeversammlnng  Rechenschaft  n 
geben.')  Der  ständische  Ausschuss  wird  auf  die  Zeit  der  Legislaturperiode 
(von  einem  Landtage   zum   andern)  bestellt;*)    mit   einer  Auflösung  des 


schweigsche  Nene  Landschaftsordnung  §.  59  und  (besetz  vom  22.  November  1851  §.24 
mid  27  (a.  flg.  Seite  Notel);  Oldenburgsches  Bendirtes  Staatsgrandgesetz  Art.  1^: 
Schwarzbnrg-Sondershansensches  Landesgmndgesetz  §.  72;  Schwarzburg-Bn- 
dolstädtsches  Grundgesetz  §.  142;  Liechtensteinsches  Verfawnmgsgesetz  §.  106 
und  110. 

')  Hinsichtllcb  der  specieUeren  positivrechüichen  Competenzbestimmnngen  s.  Wür- 
tembergscbes  Verfassnngsgesetz  §  188;  Badens  che  s  '§.  51  Abs.  1;  Weimarsches 
Grundgesetz  §.  4  No.  8  und  §.  14;  Meiningensches  §.  56  und  57;  Altenburgsches 
§.  249,  251  —  261  (wo  die  Competenz  der  «Landesdeputation"  sehr  detaiUirt  und  aaeh 
weitgehender  bestimmt  ist);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  97;  Braan- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  118  —  127;  Oldenburgsches  Revidirt« 
Staatsgrundgesetz  Art.  173;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrondgesetz 
§.  76—85;  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §? 43— 45;  Renss-Schlei- 
zisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  99  und  100;  Liechtensteinsches  Verfassungs- 
gesetz §.  113. 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  189;  Liechtensteinsches  §•  11^: 
„Der  Ausschuss  kann  keine  bleibende  Verbindlichkeit  für  das  Land  eingehen."  Anders 
aber  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  82:  «Der  Landtag 
kann  dem  Ausschusse  im  Voraus  seine  yerfassungsmässigen  Bechte  f&r  einzelne  Fälle  und 
Geschäfte  übertragen,  wenn  die  Staatsregierung  damit  einverstanden  ist/  und  §.  83: 
„Auch  ohne  solchen  Auftrag  kann  der  Landtagsausschuss  in  eiligen  Fällen  die  Zustim- 
mung des  Landtags  zu  Veräusserungen  von  Bestandtheilen  des  Staats-  und  des  Kamnier- 
guts mit  gleicher  Wirksamkeit  ertheilen." 

^)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  191;  Altenburgsches  Grundgesetz 
§.  264;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  94;  Braunschweigsche  Neot 
Landschaftsordnung  §.  151;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Siuitsgrundgesetz  Art.  IT^: 
Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  87;  Liechtensteinsches 
Verfassungsgesetz  §.  114. 

^)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  190. 


Landtag  der  Erwählung  eines  neuen  AuBschusses.  )     Mitglieder  des  Aus 
Schusses  pflegen  der  Präsident  des  Landtages  bezw.  die  Präsidenten  beider 
Kammern  und  einige  von  dem  Landtage  gewählte  Landtagsmitglieder  zu 
sem,^)  oder  es  ist  dem  Landtagsvorstande  als  solchen  diese  Function  über- 
tragen.') ^ 


IV.   staatsrechtliches  Wesen  des  Landtags. 

§.  597. 
Der  Landtag  gilt  als  das  Organ  der  Unterthanen  und  vertritt  diese 
innerhalb    der  Grenzen    seiner   Competenz/)     Wenn   auch  die  Mitglieder 
desselben  nicht  von  allen  Unterthanen  bevollmächtigt  sind,  indem  entweder 


')  Würtembergsches  Yerfassangsgesetz  §.  192;  Badenscbes  §.  51  Abs.  2;  anders 
Weimarsches  Grundgesetz  §.  12:  ,Der  Landtagsvorstand  bleibt  jedesmal  bis  zum  Zu- 
sammentritt des  nächsten  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Landtages  in  Wirksamkeit 
und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Auf lösung  des  Landtages  erfolgt  ist;**  Meiningensches 
§.  54  (ähnlich);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  94  und  95;  Braunschweig- 
sche  Neue  Landschaftsordnung  §.  24:  „Der  Ausschuss  wird  ernannt,  wenn  der  Landtag 
vertagt,  verabschiedet  oder  aufgelöst  «wird ,  vor  dessen  Auseinandergehen,"  und  §.  27: 
„Der  Auftrag  des  Ausschusses  erlischt  mit  der  Eröffnung  jedes  neuen  ordentlichen  Land- 
tages;" Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  73  (ähnlich  wie 
das  Weimarsche  §.  12). 

')  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  190;  Badenscbes  §.  51;  Alten- 
burgsches  Grundgesetz  §.  250;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  92  und  102; 
Braunschweigsches  Gesetz  vom  22.  November  1851  §.22  —  27  (der  Ausschuss  be- 
steht aus  7  von  der  Landschaft  gewählten  Mitgliedern);  Oldenburgsches  Kevidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  167  und  169  —  172;  Schwarzburg-Sondershausensches 
Landesgrundgesetz  §.  72;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  42  Abs. 
2  —  4;  Beuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  98;  Liechtensteinsches 
Verfassungsgesetz  §.111  und  112. 

^  Weimarsches  Grundgesetz  §.  4  No.  8  und  §.  12  und  14  ff. 
*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art. 83:  „Die  Mitglieder  beider  Kammern  sind 
Vertreter  des  ganzen  Volks;''  Sächsisches  §.  78:  „Die  Stände  sind  das  gesetzmässige 
Organ  der  Gesammtheit  der  Staatsbürger  und  Unterthanen;"  Luxemburgsches  Art.  50; 
Weimarsches  Grundgesetz  §.  1  und  2:  „Sämmtliche  Staatsbürger  werden  durch  Stim- 
men vertreten,  welche"  etc.;  Meiningensches  §.  49  (s.  flg.  Note);  Altenburgsches 
§.  162;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.69:  „Die  Staatsbürger  üben  die  in 
ihrer  Gksammtheit  ihnen  verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  durch  die  Landtage"  (der 
Plural  bezieht  sich  auf  die  staatliche  Selbständigkeit  der  Herzogthümer  Coburg  und 
Gotha);  Brauns chweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  57:  '„Die  Stände  des  Herzog- 
thums  vertreten die  Gesammtheit  der  Landeseinwohner;"  Oldenburgsches  Revi- 
dirtes Staatsgrund^esetz  Art.  127;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrund- 
g-esetz  §.21;  Reuss-Schleizisches  Staatsgrundgesetz  von  1852  §  50;  Waldecksches 
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kraft  des  altlandfitändiscben  Prinsipes  nur  gewisse  Stände  zu  der  Antheil- 
nähme  an  den  Wahlen  berufen  oder  durch  die  positivrechtliehe  Be- 
Stimmung  der  Erfordernisse  der  activen  Wahlfähigkeit  gewisse  Personen 
von  der  Betheiligung  an  den  Wahlen  ausgeschlossen  wurden,  so  betrachtet 
das  Staatsrecht  dennoch  die  Ständeversammlung  als  die  vollgttltige  und 
alleinige  Vertretung  der  Unterthanen-Gesammtheit  in  ihrep  Gegensätze  zu 
und  in  ihrem  Unterschiede  von  dem  Soüverain  und  seiner  Staatsregirang. 
Die  staatsrechtliche  Bedeutung  dieser  Vertretung  ist  aber  in  dem  Smne  zu 
verstehen,  dass  dieses  Organ  das  alleinige  der  Erklärungen  und  Ent- 
schliessungen  der  Unterthanen  ist  and  dass  nur  aber  auch  schon  dasjenige 
als  der  Wille  der  Unterthanen  gilt,  was  von  der  Ständeversammlung  recht- 
und  verfassungsmässig  als  dieser  Wille  erklärt  worden.  Kraft  einer  ge- 
wissen Piction  wird  aber  der  Landtag  als  die  Unterthanen-Gememschaft 
und  Gesammtheit  angesehen  und  ist  deshalb  auch  deren  Entschliessnng 
völlig  selbständig  und  an  keinerlei  Instructionen,  Aufträge  oder  Reservatio- 
nen der  Wähler  und  Vollmachtgeber  gebunden.  Der  politische  Wille  der 
Unterthanen -Gesanuntheit  originirt  nur  in  dem  Organe  ihrer  Vertretung, 
dem  Liandtage  oder  der  Ständeversammlung  bezw.  in  der  eigenen  üeber- 
zeugung  ihrer  Mitglieder.')  Nur  eine  Consequenz  dieser  Bedeutung  des 
Landtages  ist  es,  dass  derselbe  für  den  ganzen  Staat  oder  dass,  wie  es 
in  Verfassungsgesetzen  heisst,  in  dem  Staate  eine  landständische  Ver- 
fassung besteht.')    In  denjenigen  Staaten  indess,  deren  landständische  Ver- 


VerfassimgBgesetz  §.  46.  Seltsam  ist  die  Fassung  des  Liechtensteinschen  Ve^ 
fassongsgesetzes  §.  89:  „Die  Versammlung  der  Abgeordneten bildet  das  ver- 
fassungsmässige Organ  des  Landtages." 

')  Preussisches  Yerfassungsgesetz  Art.  83:  „Sie  (die  Mitglieder  der  Kammern ) 
stimmen  nach  ihrer  freien  Ueberzeugung  und  sind  an  Aufträge  und  Instructionen  nicht 
gebunden;**  Baiersches  Yerfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  25;  Sächsisches  §;  81;  Wür- 
tembergsches  §.  155  und  163;  Badensches  §.  48;  Hessen-Darmstädtiscbes 
§.  83;  Luzemburgschcs  Art.  50;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  17:  ^Jeder  Ab^rd- 
neter  ist  Vertreter  aller  Staatsbürger  und  hat  ausser  den  Gesetzen  keine  andere  lUcht- 
schnür  anzuerkennen,  als  seine  Ueberzeugung  und  sein  Gewissen;"  Meiningensches 
§.  49 :  „Um  die  Rechte  und  Befugnisse  zu  vertreten,  welche  dem  Volke  in  seiner  Gesammt- 
heit im  Verhältnisse  zu  der  Begirung  zustehen, sollen  auch  femer  Abgeordnete  de? 

Landes  erwählt  werden"  und  das  Wahlgesetz  vom  25.  Juni  1853  §.  19;  Altenburgsches 
§.200  und  240;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  84 ;  Braunschweigsche 
Neue  Landschaftsordnung  §.  94  und  96:  („Keiner  ist  als  der  besondere  Vertreter  seiner 
Standesklasse  zu  betrachten");  Oldenburgscheß  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  129 
und  130;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  30  und  31; 
Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  17;  Beuss-Schleizisches  Gesetz 
vom  20.  Juni  1856  §.  53;  Waldecks  ches  Verfassungsgesetz  §.  62;  Liechtenstein- 
sches  §.  103. 

')  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  61;  Luxemburgsches  Art  50;  Weimar- 
sches Grundgesetz  §.  1  und  2;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  U'2 


Sieb  ein  Jedes  Mitglied  des  iiandtages  nur  als  Vertreter  seines  »tandes  und 
ist  der  Wille  des  Landtags  nur  die  Addition  der  Cuiiatstimmen  der  Land- 
schaftsstände. ^)  Aber  selbst  in  den  einem  Bepräsentativ-Systeme  huldigen- 
den Staaten  finden  sich  noch  Anklänge  an  das  sonst  aufgegebene  alt- 
landständische  Prinzip.^) 


V.   Die  Landtagsversammiungen. 

1.    Zusammentritt 

.  §.  598. 
Den  Zusammentritt  des  Landtages  veranlasst  die  Entschliessung  des 
Souverains,  welchem  allein  das  Recht  seiner  Berufung  eignet.')  Es  finden  * 
sich  aber  bestimmtere  Normen  hinsichtlich  der  Berufung  des  Landtages  in 
den  Verfassungsgesetzen  festgestellt,  so  dass  die  Entschliessung  des  Souve- 
rains nur  bis  zur  Erftlllung  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  subjectiv 
freie  ist.  Hierauf  beruht  der  Unterschied  zwischen  ordentlichen  (regel- 
mässig nach  den  Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  wiederkehrenden) 
und  ausserordentlichen  (nur  aus  bestimmten  Veranlassungen  besonders 
berufenen)  Landtagen.^)  Abgesehen  von  ausserordentlichen  Anlässen  hat 
der  Souverain  regelmässig  den  Landtag  in  den  im  Verfassung^gesetze  be- 
stimmten Fristen  zu  berufen,*)     Auch  finden  sich  ausserordentliche  Anlässe 

§.  1;  Anhaltische  Landschaftsorcbang  von  1859  §.  1;  Waldecksches  Verfasgongs- 
^esetz  §.  46. 

»)  S.  oben.§.  579. 

^)  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  129;  Meiningensches  Grundgesetz 
§.  96;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  142  ff. 

^)  S.  die  unten  §.  600  Note  2  zum  Nachweis  des  Eröffhungsrechtes  des  Souverains 
und  die  in  folgender  Note  5  citirten  verfassungsgesetzlichen  Bestimmungen,  auch  das 
Baiersche  Gesetz,  die  standische  Initiative  betreffend,  vom  4.  Juni  1848  Art.  3. 

*)  „Ausserordentlich*  kann  eine  jede  aus  besonderem  Anlass  berufene  Standever- 
sammlung genannt  werden,  namentlich  auch  eine  s.  g.  Constituante,  eine  zur  Berathung 
einer  neuen  Verfassung  und  nur  zu  diesem  Zwecke  auf  Grand  besonderer  Prinzipien  und 
landesherrlicher  Verfügung  berufene.  Vergl.  Hessen-Darmst&dtsche  Verordnung  vom 
7.  October  1850  und  Oldenburgsches  Gesetz  vom  26.  Juni  1848. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  76:  „Die  Kammern  werden  durch  den 
König  regelmassig  im  Monat  November  jeden  Jahres  und  ausserdem,  so  oft  es  die  Um- 
Htände  erheischen,  einberufen;**  Baiersches  Tit.  VII  §.  23:  „Der  König  wird  wenigstens 
alle  3  Jahre  die  Stände  zusammenberufen;*'  Sächsisches  §.  115  („längstens  alle  3  Jahre 
und  so  oft  es  Gesetzgebungs-  oder  andere  dringende  Angelegenheiten  erfordern");  Wür- 
texnbergsches  §.  127  (ebenso);  Badensches  §.  46  (alle  2  Jahre);  Hessen-Darm- 
stadtsches  §.  64  (wenigstens  alle  3  Jahre);  Luxemburgsches  Art  72  (al^ahrlich, 
arote fend,  Btaatsrocht.  38 
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einer    nothwendigen    Kammerberufang   verfaBsangsgesetzlich    festgestellt  *) 
Eine  Ausnahme  von  der   allgemeinen  Regel,  dass  der  Landtag  nar  auf 


aber  keine  Versammlung  darf  länger  als  40  Tage  dauern);  Weimarsches  Grundgesetz 
§.  6  (von  3  zu  drei  Jahren);  Meiningensches  §.  51  (regelmässig  alle  3  Jahre  und 
ausserdem,  so  oft  es  nöthig  ist);  Altenburgsches  GresetZt  die  Finanzperioden  des 
Landes  betr.,  vom  16.  September  1850  (alle  3  Jahre);  Coburg-Gothasches  Stasts- 
grundgesetz  §.  80  (regelmässig  in  dem  ersten  und  letzten  Jahre  des  yieijährigen  Zeit- 
raumes, auf  welchen  die  Abgeordneten  gewählt  sind,  und  ausserdem  sofort  dringende  An- 
gelegenheiten es  erfordern);  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  128  (alle 
3  Jahre  und  ausserdem,  wenn  der  Landesherr  es  f&r  nothwendig  hält);  Oldenburgs ch es 
Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  145  §.  1  (alle  3  Jahre,  der  Gesetzgebung  ist  aber  vor- 
behalten, jährliche  ordentliche  Landtage  eintreten  zu  lassen)  und  Art  146  §.  1  (zur  Er- 
ledigung bestimmter  Gesetzgebungs-  oder  anderer  Angelegenheiten  wird  der  Landtag 
ausserordentlich  berufen);  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz 
von  1857  §.  26  (regelmässig  im  zweiten  und  vierten  Jahre  der  Finanzperiode  und  ausser- 
*  dem,  80  oft  es  die  Umstände  erheischen);  Schwarzburg-Budolstädtsches  (rrund- 
gesetz  §.  39  (alle  3  Jahre)  und  §.  40  (wenn  Vorlagen  zu  machen  sind ,  deren  Dringhch- 
keit  ein  Hinausschieben  derselben  bis  zor  Einberufung  des  ordentlichen  Landtages  nicht 
gestattet);  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  f&r  Benss  j.  L.  §.  81  (alle  3  Jahre  im  Monat 
October  und  ausserdem,  so  oft  es  zur  Erledigung  dringlicher  und  wichtiger  Landes- 
angelegenheiten von  der  Staatsregirung  sei  es  nach  eigenem  Ermessen  sei  es  auf  An- 
trag der  Volksvertretung  für  nöthig  befunden  wird);  Waldecksches  Verfassnngs- 
gesetz  §.  55  (im  Monat  October  jeden  Jahres  und  sonst,  so  oft  es  die  Umstände  erfo^ 
dem);  Liechtensteinsches  §.92  (jährlich  in  der  Zeit  zwischen  dem  15.  und  31.  Mal) 
und  §.  91  (so  oft  der  LandesfÜrst  die  Zusammenberufung  zur  Erledigung  wichtiger  und 
dringender  Landesangelegenheiten  nöthig  erachtet).  Die  auf  das  altlandständische  Prinxip 
sich  gründenden  Verfassungsgesetze  weichen  in  der  Bdstinmiung  einer  festen  Periodicität 
der  Landtagsversammlungen  nicht  ab,  vergl.  Anhaltische  Landschaftsordnang  §.  IB 
und  30  (jedenfalls  alle  3  Jahre),  Lippe*Detmoldsche  Verordnung  vom  16.  Juli  1836 
§.  25  (alle  2  Jahre  und  wenn  sonst  der  Landesherr  die  Zusammenberufung  f&r  nöthig 
erachtet),  Lippe-Schaumburgsche  Verordnung  vom  15.  Januar  1816  «§.  11  («Es  soll 
jährlich  ein  Landtag  gehalten  werden").  Nqr  die  Lauenburgsche  Verordnung  vom 
20.  December  1853  §.  14  macht  die  Zusammenberufong  des  Landtages  lediglich  von  dem 
BedürfnisB  abhängig. 

*)  Sächsisches  Verfasenngsgesetz  §.  115  Abs.  2:  „Eine  ansserordentiiche  Zusammen- 
kunft der  Stände  ist  jedesmal  nöthig,  wenn  ein  Beginmgswechsel  eintritt;  die  Einberu- 
fung erfolgt  dann  binnen  der  nächsten  vier  Monate;"  Würtembergsches  §.  127  Abs.  2 
(ebenso  jedoch  „innerhalb  der  nächsten  vier  Wochen");  Weimarsches  Grundgesetz  §.  16 
(beim  Absterben  von  zwei  Vorstandsmitgliedern)  und  §.  68  (behuf  Entgegennahme  des 
schriftlichen  Gelöbnisses  ^es  neuen  Landesherm  vor  der  Huldigung,  vergL  oben  §.409); 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  158:  „Wenn  der  Herzog  stirbt,  auch  wenn 
die  Begirung  des  Statthalters  oder  des  Beglrungsverwesers  sich  erledigt,  tritt  der  gemeuh 
schaftUche  Landtag,  falls  derselbe"  nicht  grade  einberufen  ist,  spätestens  am  vierten  Tuf^e 
darauf,  ohne  Berufung  zu  Gotha  zusammen,  um  den  von  Seiten  des  Beginmgsnacb- 
folgers,  des  Statthalters  oder  des  Regirungsverwesers  zu  leistenden  verfassnngsmässigen 
Eid  entgegenzunehmen",  (wftre  das  Mandat  grade  erloschen,  so  tritt  der  zuleirt  berufene 
Landtag  zu  diesem  Zwecke  nochmals  zusammen);  §.160:  „Peraer  tritt  der  gemeinscbaft- 


an  das  frtthere  Recht  der  btände  auf  eine  Selbständigkeit ,  welche  sich 
unter  den  Fehden  zwischen  Fürsten  und  Stiftern  und  Städten  herangebildet 
und  sogar  bis  zu  einem  jus  armomm  der  Stände  entwickelt  hatte,  einige 
Yerfassuugsgesetze  noch  ein  Becht  des  Stände  zum  Zusammentreten  ohne 
flirstliche  Berufung  für  bestimmte  Fälle  anerkannt;  es  ist  dies  aber  ein 
sehr  singuläres  und  nur  historisch  zu  erklärendes  Recht/)  Andere  Yer- 
fassungsgesetze  verbieten  das  Selbstversammeln  der  Stände  ausdrücklich^ 


liehe  Landtag  dann,  wenn  das  Herzoglich  Sachsen-Ernestinische  Hans  aufhören  sollte, 
über  die  Herzogthümer  zn  regiren,  nach  den  Bestimmangen  des  §.  158  sofort  zusammen, 
um  die  Gesanunt-  und  Sonderinteressen  beider  Herzogthümer,  namentlich  auch  bezüglich 
des  Staatsguts  und  des  Kammer-  und  Domainenvermögens,  zu  wahren;"  Liechten- 
steinsches  Verfassungsgesetz  §.  94  (bei  einem  Begirungswechsel  sind  die  Landstande 
binnen  30  Tagen  zu  berufen). 

')  VergL  die  in  voriger  Note  erwähnten  Bestimmungen  des  Coburg-Gothaschen 
Staatsgiundgese^s  §.  158  und  160;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 
§.113:  „Kraft  althergebrachten  Bechts  darf  sich  die  Standeversanunlung  in  den 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  bestimmten  Fällen,  aber  auch  nur  in  diesen, 
auch  ohne  landesfürstliche  Berufung  versammeln,  berathen  und  Beschlüsse  fassen.  Dieses 
Convocationsrecht  soll  Statt  finden:  1)  auf  Yoranlassung  einer  plötzlichen  allgemeinen 
Landesgefahr,*  2)  wenn  dieses  Landesgrundgesetz  verletzt  wird  und  Anträge  zu  dessen 
Schutze  zu  machen  sind,  insbesondere  wenn  der  Landtag  nicht  alle  3  Jahre  berufen  wird, 
3)  wenn  der  ständische  .Ausschuss  zu  ergänzen  ist,  4)  wenn  bei  dem  Landesgerichte  von 
der  Landschaft  zu  besetzende  Yacanzen  zwischen  den  Landtagen  und  zwar  4  Monate  vor 
der  Versammlnng  des  nächsten  Landtages,  entstanden  sind,  5)  wenn  die  Stelle  des  Land- 
Ryndicus  erledigt  ist.  In  einer  solchen  Versammlung  darf  Nichts  vorgenommen  werden, 
als  der  Gegenstand,  der  sie  veranlasst  hat  Nach  einer  von  dem  Landesfürsten  verfügten 
Auflösung  der  Ständeversammlung  kann  das  Convocationsrecht  vor  Eröffnung  des  Land- 
tages nicht  ausgeübt  werden,  ausgenommen  in  dem  unter  I  aufgeführten  Falle;"  Olden- 
burgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art;.  146  §.  2,  verweisend  auf  Art.  150  §.  2: 
„Unterbleibt  das  Eine  oder  das  Andere  (das  Ausschreiben  der  Wahlen  bezw.  Einberufung 
des  Landtags  nach  Auflösung  eines  Landtages  innerhalb  der  verfassungsgesetzlichen 
Fristen),  so  treten  die  Mitglieder  des  aufgelösten  Landtags  bis  zum  Zusammentritt  der 
nengewählten  Abgeordneten  in  ihre  früheren  Bechte  und  versammeln  sich  ohne  Einberu- 
fung baldthunlichst  zur  Wahrung  des  Staatsgrundgesetzes,*  und  auf  Art.  198 
§.  2 :  ,  Ist  der  Landtag  bei  der  Begirungserledigung  nicht  versammelt,  so  tritt  der  zuletzt 
versammelt  gewesene  Landtag  am  vierzehnten  Tage. nach  der  Begirungserledigung  auch 
ohne  Berufung  zusammen.*  Hinsichtlich  des  Prinzips  der  Lauenburgschen  Verfassung 
8.  dk  folgende  Note  1.    S.  auch  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I  S.  666  ff. 

')  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  118;  Badens ches  §  .52;  Hessen-Darm- 
städtsches  §.  63  Abs.  2  (»Eine  willkürliche  Vereinigung  der  Stände ist  gesetz- 
widrig und  strafbar*);  Meiningensohes  Grundgesetz  §.  51  Abs.  2;  Altenburgsches 
§.  165  und  227;  Schwarzburg-Sondershansensches  Landesgrundgesetz  §.  26; 
Schwarzburg-Budolstädtsches  §.  26;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom 
G.  Juli  1836  §.  24:  „Eigenmächtige  Landtägige  Versammlungen  sind  gesetzwidrig  und 
nichtig.* 

38" 
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oder  indem    sie   das  Recht  den  Landtag  zu  berufen  nur  dem  Souyerain 
vorbehalten. ') 

2.    Gonstitnirnng. 

§.  599. 
Die  Constituirung  des  Landtages  setzt  voraus,  dass  die  gesetzlich  er- 
forderte Zahl  der  rechtsgültigen  Mitglieder  des  Landtages,  bezw.  einer 
jeden  der  beiden  Kammern  anwesend  und  dass  der  Vorstand  des  Land- 
tages bezw.  beider  Kammern  bestellt  und  die  sonst  erforderliche  organische 
Einrichtung  bescbafFIt  worden.  In  mehren  deutschen  Staaten  haben  die 
Stände  selbst  das  Kecht,  ihren  Präsidenten  und  dessen  Stellvertreter  sowie 
die  landständischen  Beamten  selbst  ans  ihrer  Mitte  zu  wählen  oder  doch 
die  gewählten  zur  landesherrlichen  Bestätigung  zu  präsentiren,  in  anderen 
dagegen  ernennt  der  Souveräin  den  Präsidenten  der  Ständeversammlung.') 
Immer  aber  ist  der  Vorstand  des  Landtags  aus  dessen  Mitgliedern  zu  bil- 
den. Die  Constituirung  der  Anwesenheit  der  gesetzlicll^  erforderlichen 
Mitglieder  des  Landtages  bezw.  seiner  Kammern  setzt  die  Prüfung  der 
Legitimation  der  Mitglieder  und  namentlich  der  aus  Wahlen  hervorgegan- 
genen sowie  die  Entscheidung  darüber  voraus.  Diese  Prüfung  hat  sich 
sowohl  auf  die  objectiven  wie  auch  auf  die  subjectiven  Erfordernisse  der 
Mitgliedschaft,  also  bei  den  Abgeordneten  auf  die  Rechtsgttltigkeit  der  ge- 
sammten  Wahlacte  und  auf  die  persönliche  Qualification  des  Abgeordneten, 
zu  erstrecken.     Die  Prüfung  der  Legitimation  der  Kammermitglieder  nnd 


^)  S.  die  in  yorstehender  Note  6  enthaltenen  Nachweise  ans  VerfassnugsgeseiseiL 
Gans  singolär  ist  das  Recht  der  Zusammenbenifiing  des  Landtages  durch  die  Laaei- 
burgsche  Yerordnang  vom  20.  December  1863  §.  16  gestaltet.  Danach  erfolgt  die 
Oonvocation  darch  den  ErblandmarschaU  «entweder  anf  Veranlassung  einer  AniTorderniur 
unserer  Lanenburgschen  Begiernng  oder  in  Folge  eines  Beschlusses  des  Landrath-CoUe- 
giums.  In  dem  letzteren  Falle  ist  Jedoch  eine  Torgangige  Anzeige  der  beabsichtigten 
Convocation  an  Unsere  Lanenburgsche  Begiernng  erforderlich." 

»)  S.  oben  §.  595  Note  3  und  femer  Luxembnrgsches  Verfassangsgesetz  Art  60 
(der  Kdnig-Grossherzog  ernennt  den  Präsidenten  der  Ständeversammlong  ans  der  Mitte 
ihrer  Mitglieder);  Weimarsches  Grandgesetz  §.  9  (von  der  Wahl  des  Präsidenten  und 
der  beiden  Stellvertreter  ist  nur  dem  Herzoge  Anzeige  zu  machen);  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  53,  modificirt  durch  das  Wahlgesetz  vom  25.  Juni  1853  Art.  20  (Wahl  des 
Landtags);  Altenburgsches  Wahlgesetz  vom  12.  März  1855  §.  2,  bezw.  Geschäfts- 
ordnung des  Landtagt  vom  8.  Juni  1851  §.  2,  und  Grundgesetz  §.  225  (ebenso);  Brann- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  136  (ebenso);  Oldenburgsches  Bevidirtcs 
Staatsgrundgesetz  Art  125  und  126  (desgleichen);  Schwarzburg-Sondersbauscn- 
sches  Landesgrundgesetz  von  1857  §.  59  und  60  (desgleichen);  Revidirtes  Staatsgmnd- 
gesetz  f&r  Reuss  j.  L.  von  1852  §,  87  (desgleichen);  Waldecksches  VorfassungsgesetJ 
§.  60  und  Liechtensteinsches  §.  97  (desgleichen).  Bis  zur  vdlzogenen  Wahl  des 
Vorstandes  hat  überall  der  Alterspräsident  die  Leitung  der  Verhandlungen  und  nament- 
lich auch  die  Wahl  des  Präsidenten  wahrzunehmen. 


der  dtaatsreginiDg  die  Antheilnabme  an  den  VerbandlungeD  darüber  nicbt 
versagt  ist,  jetzt  wohl  ttberall  dem  Landtage  bezw.  einer  jeden  seiner 
Kammer  selbst  zu.^)  In  Folge  der  landständischm  Verwerfung  einer  Wahl 
hat  aber  die  von  dieser  Entscheidung  muterrichtete  Staatsregirang  die  Vor- 
nahme einer  anderen  Wahl  zu  veranlassen. 

3.    Sitznngen. 

§.  600. 
Die  Sitzungen  des  Landtages  eröffnet  und  scbliesst  der  Souverain 
entweder  in  Person  oder  durch  einen  damit  besonders  beauftragten  Stell- 
vertreter (Minister).^  Vor  dieser  Eröffiiung  hat  der  Landtag  noch  kein 
Kecht  zur  Verhandlung  und  nach  der  Schliessung  steht  ihm  ein  solches 
oder  sonst  ein  Recht  nicht  mehr  zu.^  Die  Dauer  der  Sitzungen  wird  im 
AUgemeinen  durch  den  Umfang  der  Vorlagen  und  die  Zeit,  welche  deren 
Erledigung  beansprucht,  bedingt.  Einige  Verfassungsgesetze  bestimmen 
aber  eine  äusserste  Frist  für  die  Dauer  der  Landtagssitzungen,  so  dass  der 
Landtag  bis  dahin  seine  Vorlagen  erledigt  haben  oder  eine  längere  Frist 


*)  S.  oben  §.  596  Note  4  tmd  femer  LuxemburgscheB  Verfassungsgesetz  Art.  57; 
Coburg-GothaBches  Siaatsgnmdgesetz  §.  81 :  „Die  Landtage  haben  die  Gültigkeit  der 
Wahlen  ihrer  Mitglieder  zu  prüfen  und  darüber  endgültig  zq  entscheiden,  woza  ihnen  die 
Wahlacten  Ton  der  Staatsregirnng  mitzntheilen  sind;''  Oldenbnrgsches  Bevidirtes 
StaatBgnmdgesetz  Art.  124:  „Dem  Landtage  steht  die  Entscheidung  zu  über  die  Legiti- 
mation der  gewählten  Abgeordneten,  insbesondere  auch  darüber,  ob  die  angeschuldigte 
üebertretung  als  eine  nach  der  Volksansicht  entehrende  anzusehen  ist"  (yergl.  oben  §.  588 
Note  3);  Schwarzburg-Sondershaus ensches  Landesgrundgesetz  ron  1857  §.  25; 
Reuss-Schleizisches  Eevidirtes  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.87;  Waldecksches 
yerfjBasungsgesetz  §.  58;  Liechtensteinsches  §.  88.  In  den  anderen  Staaten  enthalten 
die  Geschäftsordnungen  der  Landtage  die  Bestimmungen  hierüber.  —  Es  findet  sich 
auch  der  Begirung  das  Recht  yorbehalten,  zur  Antheilnabme  an  dem  Legitiroations- 
geschäft  GomnÜBsarien  abzuordnen;  ?ergL  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  159 
Abs.  3.  —  S.  Bob.  von  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  I  S.  107  ff. 

')  Freussisehes  Verfassungsgesetz  Art  77;  Baiersches  Tit.  VU  §.  22;  Sächsi- 
sches §.  117;  Würtembergsches  §.  186;  Badensches  §.68;  Hessen-Darmstädt- 
sches  §.  88  und  101;  Luzemburgsches  Art  72  Abs.  4;  Weimarsches  Grundgesetz 
§.  27;  Meiningensches  §.  92  («Die  Eröffnung  wird  Torbereitet  durch  eine  kirchliche 
Feier  mit  einer  dem  Zwecke  angemessenen  Predigt")  und  §.  51;  Altenburgsches 
§.  222  (schreibt  auch  eine  kirchliche  Eröffnungsfeier  yor);  Coburg-Gothasches  Staats- 
^nmdgesetz  §.  77;  Brauns chweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  131  und  147; 
Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  148  und  151;  Anhaltische  Land- 
schaftsordnung §.  24  und  32;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz 
§.  27;  Bcuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  90 und  96;  Waldecksches 
Verfassungsgesetz  §.  52;  Liechtensteinsches  §.  90. 

')  Meiningensches  Grundgesetz  §.  101;  Altenburgsches  §.243;  Oldenburg- 
sches Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  154. 


—     598    — 

zur  Erledigang  derselben  von  dem  Landesherm  bewilligt  erhalten  mm.^ 
Der  Souverain  hat  aber  auch  dag  Recht ,  die  Verhandlangen  des  Land- 
tages durch  die  Vertagung  desselben  zu  unterbrechen. *)  Dass  auch  der 
Landtag  sich  selbst  vertagen  könne,  findet  sich  dagegen  nur  vereinzelt.^ 
Wenn  dann  in  mehren  Verfassungsgesetzen  ausdrücklich  bestimmt  ist,  im 
während  derselben  Session  des  Landtages  nur  eine  einmalige  VertagoDg 
zulässig  sei,  so  hab  dadurch  eine  sonst  etwa  mögliche  Vereitlung  der 
Landtagsarbeiten  auch  ohne  Auflösung  des  Landtags  ausgeschlossen  werden 
sollen/)  Verfassungsgesetzlich  ist  in  mehren  'Staaten  auch  die  mögliche 
Zeitdauer  der  Vertagung  bestimmt  entweder  schlechthin  oder  so,  dass  deren 
Ueberschreitung  nur  mit  der  Zustimmung  des  Landtages  rechtlich  möglich 
ist/)  In  den  übrigen  Staaten  aber  ist  das  Recht  des  Souveraias,  den 
Landtag  zu  vertagen,  ohne  solche  Beschränkungen  anerkannt  Die  Ver- 
tagung nimmt  immer  dem  Landtage  das  Recht  zusammenzutreten  und  irgend 
welche  Thätigkeit  zu  ttben/) 


*)  Baiersches  Yerfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  22:  «Die  Sitzongen  einer  aoleben  Yer- 
sammlang  dürfen  in  der  Begel  nicht  länger  als  2  Monate  daoem;"  §.  23:  »Dem  Eonige 
steht  jederzeit  das  Recht  zu,  die  Sitzungen  zu  verlängern;"  Luxemburgsches  Art  "d 
Abs.  2  (ansnahmslos  nicht  länger  als  40  Tage);  Brannschweigsche  Nene  Landschafts- 
Ordnung  §.  146:  „Die  Landtagsverhandlungen  soUen  binnen  3  Monaten  vollendet  werden. 
Nur  mit  besonderer  landesfurstlicher  Bewilligung  kann  der  Landtag  über  3  Monate 
dauern;"  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  187:  «Die  Dauer  eines 
Landtages  wird  stets  in  der  Einberufongs Verordnung,  die  eines  ordentlichen  Landtages 
nicht  unter  6  Wochen  bestimmt,  wodurch  jedoch  eine  angemessene  Yerlängerimg 
nicht  ausgeschlossen  ist;"  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.33: 
„Die  gewöhnliche  Dauer  des  Landtags  ist  14  Tage  bis  3  Wochen." 

^)  S.  die  zu  Note  2  des  §.  602  citirten  Nachweise  aus  den  Verfassungsgesetzen. 
welche  das  Becht  der  Vertagung  des  Landtages  mit  dem  seiner  Auflösung  zusammen- 
stellen. 

3)  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  54  Abs.  2  (auf  die  Dauer  von  4  Wochen). 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  52;  Luxemburgsches  Art  73  (eine  öftere 
Vertagung  bedarf  der  Zustimmung  der  Stände);  Weimarsches  G-rundgesetz  §.  34  Abs.  2 
(ebenso);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  149;  Beuss-Schleizi- 
sches  §.  97  Abs.  2;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  54. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  52  (ohne  Zustimm img  des  Landtages  darf 
die  Ve'rtagung  die  Frist  von  30  Tagen  nicht  übersteigen);  Sächsisches  §.  116  Abs.  2 
(nicht  über  6  Monate);  Luxemburgsches  Art.  73  (nicht  über  einen  Monat);  Weimar- 
sches  Grundgesetz  §.  34  Abs.  2  (nicht  über  30  Tage);  Braunschweigsche  Nene 
Landschaftsordnung  §.  147  Abs.  2  (nicht  über  3  Monate);  Oldenburgsches  Bevidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  149;  Beuss-Schleizisches  §.  97  Abs.  2  (nicht  über  30  Ta£^ 
und  „unter  Angabe  der  Gründe");  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  54  (nicht  aber 
2  Monate);  Liechtensteinsches  §.  90  („aus  erheblichen,  der  Versammlung  jedesmal 
mitzutheilenden  Gründen  auf  3  Monate"). 

»)  S.  oben  S.  595  Note  2  und  unten  S.  603  Note  2  (Verbot  des  eigenmaehtigen  Zu- 
sammentreten^ und  Zusammenbleibens  des  Landtags). 


Die  eiDze|neD  Sitzungen  des  Landtages  ordnet  der  Präsident  dessel- 
ben, bezw.  einer  jeden  Kammer  des  Landtags,  in  Gemässheit  der  Geschäfts- 
Ordnung  an^  mid  darf  ohne  eine  solche  Anordnung  der  Landtag  keine 
Sitzung  halten.')  Der  Präsident  leitet  die  Verhandlangen  nnd  überwacht 
den  gesetzlichen  und  ordnungsmässigen  Verlauf  derselben.  Sind  die  hier- 
auf bezüglichen  Vorschriften  in  der  Geschäftsordnung  des  Landtags  ent- 
halten, 80  pflegen  doch  auch  die  Verfassungsgesetze  zwei  Prinzipien  fest- 
zustellen: das  der  Oeffentliohkeit  und  das  der  Mündlichkeit  Im 
Gegensatze  zu  den  früheren'  Grundsätzen,  deren  Befolgung  der  deutsche 
Bundestag  vor  1848  verlangte,')  ist  auf  diese  Prinzipien  in  den  Verfassungs- 
gesetzen besonderes  Gewicht  gelegt.  Die  Oeffentlichkeit  der  Kam- 
meryerhandlungen  hat  aber  dpn  zwiefachen  Sinn,  dass  nämlich  der 
Zutritt  zu  denselben  Jedermann  gestattet,  und  dass  die  Mittheilung  der- 
selben durch  die  Presse  unverwehrt  ist.  Der  Ausschluss  der  Oeffentlich- 
keit der  Landtagsverhandlungen  kann  dagegen  von  dem  Landtage  selbst 
unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  beschlossen  werden,  und  hat  der- 
selbe alsdann  auch  die  NichtVeröffentlichung  solcher  vertraulichen  Ver- 
handlungen durch  den  Druck  zur  selbstverständlichen  Folge.  Auch 
findet  sich  der  Regirung  das  Recht  zugestanden,  den  Ausschluss  der  Oeffent- 
lichkeit zur  Behandlung  einer  vertraulichen  Angelegenheit  zu  verlangen.^ 


0  Altenbnrgsches  Grundgesetz  §.  227. 

*)  Den  Anfang  mit  Beschränkimgen  der  Oeffentiichkeit  der  landstandischen  Verhand- 
lungen machte  schon  die  Wiener  Schlussacte  von  1820  Art  59:  „Wo  die  Oeffentlich- 
keit landstandischer  Verhandlungen  durch  die  Verfassung  gestattet  ist,  muss  durch  die 
Geschäftsordnung  daf&r  gesorgt  werden,  dass  die  gesetzlichen  Grenzen  der  freien  Aeusse- 
rung  weder  hei  den  Verhandlungen  selbst  noch  hei  deren  Bekanntmachung  durch  den 
Druck  auf  eine  die  Buhe  des  einzelnen  Bundesstaates  oder  des  gesammten  Deutschlands 
gefährdende  Weise  überschritten  werden."  Entschiedener  ging  der  Bundesbeschluss 
Tom  16.  August  1824  vor,  welcher  die  Bundesstaaten  verpflichtete,  strenge  darüber  zu 
wachen,  dass  in  der  Ausübung  der  den  Ständen  durch  die  landständische  Verfassung  zu- 
gestandenen Bechte  das  monarchische  Prinzip  unverletzt  bleibe,  und  die  Oeffentlichkeit 
der  Verhandlungen  im  Sinne  jenes  Art.  59  der  Wiener  Schlussacte  beschränkt  werde. 
In  dem  Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1832  endlich  hatten  sich  die  Bundesstaaten 
anheischig  gemacht,  zur  Verhütung  von  Angriffen  auf  den  Bund  in  den  ständischen  Ver- 
sammlungen und  zur  Steuerung  derselben,  jede  nach  Massgabe  ihrer  inneren  Bundes- 
verfassung, die  angemessenen  Anordnungen  zu  erlassen  und  zu  handhaben.  Die  Censur 
unterstützte  die  Begirungen  bei  diesem  Vorgehen  gegen  die  Veröffentlichung  der  Landtags- 
verhandlungen  durch  die  Presse.  ' 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  79;  Baiersches  Gesetz  vom  28.  Juli  1850 
Art.  13;  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  135;  Würtembergsches  §.  167  (obliga- 
torisch ist  die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  aber  nur  für  die  Zweite  Kammer)  und  §.  168; 
Badensches  §.  78;  Hessen-Darmstädtsches  Gesetz,  die  landständische  Geschäfts- 
ordnung betr.,  vom  20..  October  1849  Art.  24;  Luxemburgsches  Art  61;  Weiraarsches 
Grundgesetz  §.  13;  Altenburgsche  Geschäftsordnung  vom  8.  Juli  1851  §.  29;  Coburg- 


Schlass  der  Verhandlungen,  die  Abstimmungen,  und  erklären  mehre 
Verfasßungggesetze  ausdrücklich,  daö^  auch  diese  in  der  Regel  öflFentlich 
und  mündlich  geschehen  müssen.*) 

4.     Dauer. 

§.  602. 
Die  Thätigkeit  des  Landtags  ist  periodicirt,  so  dass  eine  jede 
Landtagsversammhmg  regelmässig  mit  dem  Ablauf  der  gesetzlichen  Periode 
ihre  Existenz  verliert  und  die  Vollmachten  der  Mitglieder  erlöschen.  Diese 
Legislatur-  oder  Wahlperioden  sind  in  den  verschiedenen  Staaten 
verschieden  bestimmt.*)  Ausserdem  eignet  aber  auch  dem  Souverain  das 
Recht,  den  Landtag  jederzeit  nach  freiem  Entschlüsse  aufzulösen^)  und 

^Baiersches  Gesetz  vom  25.  Jali  1850  Art.  31;  Badensches  Verfassungsgesetz 
§.74;  Hessen-Darmstädtschea  Gesetz  vom  8.  September  1856  Art.  37  Abs.  4  und  5; 
Luiemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  63;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  241 
Abs.  2.  Dem  Principe  der  Oeffentlichkeit  entspricht  auch  das  Abstimmen  mittelst  „Auf- 
stehen" und  „Sitzenbleiben''  (Hessen-Darmstadt,  Luxemburg);  das  Abstimmen  mittelst 
schwarzen  und  weissen  Kugeln  gehört  dagegen  zu  den  geheimen  Abstimmungen 
(Meiningensches  Grundgesetz  §.  95  Abs.  2). 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  67  (filr  die  Erste  Kammer  6  Jahre)  und 
Art.  73  (für  die  Zweite  3  Jahre);  Baiersches  Tit.  IV  §.  13  (6  Jahre);  Sachsisches 
§.  115  (3  Jahre);  Wurtembergsches  §.  157  (6  Jahre);  Badensches  §.  38:  „Die  Ab- 
geordneten der  Städte  und  Aemter  werden  auf  8  Jahre  ernannt  und  so,  dass  die  Kammer 
alle  2  Jahre  zu  einem  Viertel  erneuert  wird;"  Hessen-Darmstädtsches  §.  64  (3  Jahre); 
Lauenburgsche  Verordnung  vom  20.  December  1853  §.  13  (6  Jahre);  Luxemburg- 
schejs  Verfassungsgesetz  Art  56  (6  Jahre);  Weimarsches  Wahlgesetz  §.64  (6  Jahre); 
Meiningensches  Wahlgesetz  Art.  17  (6  Jahre);  Altenburgsche  Verordnung  vom 
12.  März  1855  §.  4  (9  Jahre);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  74  und  75 
(4  Jahre);  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  145  (3  Jahre);  Anhal- 
tische Landschaftsordnung  §.15  (6  Jahre);  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grund- 
gesetz §.  16  (6  Jahre);  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  3 
(6  Jahre). 

^  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  51;  Baiersches  Tit.  VII  §.  23  Abs.  1; 
Sächsisches  §.  116;  Wurtembergsches  §.  186  Abs.  2;  Badensches  §.  42;  Hessen- 
Darmstädtsches  §.  68;  Luxemburgsches  Art.  74  Abs.  1;  Weimarsches  Grund- 
gesetz §.  34;  Meiningensches  §.  52;  Altenburgsches  §.  166;  Coburg-Gothasches 
StÄatsgrundgesetz  §.  78;  Braunschweigsche  Neue  Landschafbsordnung  §.  147;  Olden- 
burgsches Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  148;  Anhaltische  Landschaftsordnung 
§.  28  und  33;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  28;Reuss- 
Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  97  („unter  Angabe  von  Gründen");  Wal- 
«lecksches  Verfassungsgesetz §.  52  Abs.  2;  Liechtensteinsches  §.  90  („aus  erheblichen, 
der  Versammlung  jedesmal  mitzutheilenden  Gründen**).  —  Der  Grund  der  Landtags- Auf- 
lösung ist  in  der  Regel  ein  unversöhnlicher  Conflikt  zwischen  dem  Landtage  und  der 
Krone,  welche  lieber  versuchen  will,  in  einem  neuen  Landtage  günstigere  Stimmungen 
zu  finden,  als  mit  ihrem  Systeme  brechen  mag. 
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zwar  mit  der  Wirkung;  dass  die  Vollmachten  der  Depntirten  und  der  Wahl- 
männer im  Augenblicke  der  Auflösung  erlöschen;  die  persönliehen  Land- 
tagsberechtigungen  aber  ruhen.*)  Bei  dem  Zwei -Kammersystem  macht 
dieses  Prinzip  sich  in  der  Weise  geltend ,  dass  im  Falle  der  Auflösung 
der  zweiten  Kammer  die  erste  eo  ipso  vertagt  ist,  wenn  nämlich  die  erste 
Kammer  nur  aus  persönlich  berechtigten  Mitgliedern  besteht.*)  Wenn  aber 
auch  die  Entschliessung  des  Souverains  über  die  Auflösung  des  LandUp 
eine  völlig  freie  ist,  so  ist  derselbe  doch  gesetzlich  verpflichtet,  die  N^i- 
wahlen  zum  Landtage  innerhalb  einer  bestimmten  FVist  wieder  auszuschrei- 
ben und  diesen  selbst  gleichfalls  innerhalb  bestimmter  Frist  wieder  za  be- 
rufen.')    Durch   die   von   mehren  Verfassungsgesetzen   ausdrücklich  aos- 


^)  Badensches  Verfassangsgesets  §.  39  tmd  43;  He88en-Darm8tadt8che8§.6o; 
Weimarsches  Grundge8et2  §.  34  Ab8.  2j  Altenburgsches  §.  166;  Anhaltisebc 
Laiid8chaft8ordnung  §.  28;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  19,1; 
Eenss-Schleizisches  Bevidirtcs  Staatsgrnndgesetz  §.  97  Abs.  3.  | 

*J  PreusBieches  Verfassungsgesetz  Art.  77  Abs.  3;  Baiersches  Tit.  VU  §,  23 
(spricht  nur  von  der  Auflösimg  der  zweiten  Kammer)^  Sächsisches  §.  116;  Würtem- 
bergsches  §.  186  (wie  das  Baiersche).  Die  Bedeutung  dieser  Vertagung  ist  aber  der 
der  Auflösung  insofern  gleich,  als  bei  dem  Wiederzusammentreten  des  Landtages  aach 
die  geschäftliche  Thätigkeit  der  vertagten  ersten  Kammer  von  Neuem  beginnen  muss  und 
nicht  etwa  in  dem  letzten  Stadium  fortgesetzt  wird. 

^  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  51  (binnen  60  Tagen  Anordnung  neoer 
Wahlen,  binnen  90.  Berufung  des  neuen  Landtages);  Baiersches  Tit  Vn  §.  23  Abs.  2 
(wenigstens  binnen  3  Monaten  muss  eine  neue  Wahl  der  Kammer  der  Abgeordneten  toi- 
genommen  werden);  Sächsisches  §.  116  (innerhalb  der  nächsten  6  Monate  Anordnui^ 
der  neuen  Wahlen  und  Berufung);  Würtembergsches  §.  186  Abs.  3;  Badensches 
§.  44  („Erfolgt  die  Auf lösung,  ehe  der  Gegenstand  der  Berathung  erschöpft  ist, 
so  muss  längstens  innerhalb  3  Monaten  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten  werden*); 
Hessen-Darmstädtsches  §.  64  Abs.  2  (binnen  6  Monaten  Berufung  einer  neuen  Stände- 
Versammlung);  Luxemburgs ches  Art.  74  Abs.  2  (binnen  3  Monaten  neue  Wahlen  an- 
zuordnen); Weimarsches  Grundgesetz  §.  34  Abs.  3  („Erfolgt  diese  Anordnung  —  sc. 
neuer  Wahlen  —  binnen  dreimonatlicher  Frist  nicht,  so  ist  der  aufgelöste  Landtag 
von  selber  wieder  hergestellt**);  Meiningensches  §.  52  Abs.  2  («Sogleich  bei 
Auflösung  der  vorigen  Stände  soll  aber  das  Ausschreiben  neuer  Wahl^  erfolgen*); 
Ooburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  79  (unterscheidet  zwischen  der  AuflösTing 
des  gemeinschaftlichen  Landtages  und  der  des  Landtages  einer  der  beiden  Herzogthümer; 
in  diesem  Falle  ist  binnen  14  Tagen  eine  neue  Wahl  anzuordnen  und  binnen  6  Monaten 
von  der  Anordnung  dieser  Wahlen  an  der  Landtag  zusammenzuberufen,  während  in  jenem 
die  beiden  Landtage  binnen  3  Monaten  zur  Bewirkung  einer  Neuwahl  znsammenzubernfen 
sind);  Braonschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  147  Abs.  3  (in  der  Auflösong«- 
verordnung  sind  zugleich  die  neuen  Wahlen  anzuordnen  und  ist  der  Tag  der  Eroffhnng 
der  neugewählten  Ständeversammlung. und  zwar  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  6  Mona- 
ten zu  bestimmen);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  150  §.  1  ibinnen 
2  Monaten  neue  Wahlen  auszuschreiben  und  binnen  3  Monaten  danach  der  Landtag  zn- 
sammenzubernfen, widrigenfalls  der  aufgelöste  Landtag  sich  „zur  Wahrung  des  Staats- 
grundgesetzes**  ohne  Einberufimg  wieder  versammelt,  s.  vorstehenden  §.  598  S.  595  Note  1): 
Schwarzburg-Sondershausensches    Landesgrundgeset«   §.  29    (Anordnung    neuer 


gelösten  Landtages  wieder  wählbar  sind,  ist  die  Selbständigkeit  der  Wahl- 
körperschhften  jenem  Prinzip  gegenüber  gewahrt/)  Nach  dem  Schlüsse, 
mag  dieser  in  Folge  des  Ablaufs  der  Legislaturperiode  oder  in  Folge  der 
Auflösung  eintreten,  existirt  der  Landtag  nicht  mehr  und  ist  dessen  Ver- 
sammeltbleiben ein  gesetzwidriges  Verfahren.')  Auch  der  nach  der  Auf- 
lösung des  letzten  neu  berufene  Landtag  gilt  als  ein  neuer  und  ist  seine 
Periode  nach  den  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  berechnen, 
wenn  nicht  das  Verfassnngsgesetz  ein  Anderes'  vorschreibt.')  Den  Schlnss 
des  Landtags  spricht  in  allen  Fällen  der  Landesherr  aus.*) 

5.    Verfahren. 
A.    Allgemeine  Stadien. 

§.  603. 
Das  Verfahren  des  Landtags  als  des  einen  Factors  der  i&esetzgebung 
bewegt  sich  in  bestimmten  Formen  und  nach  gewissen  Grundsätzen,  welche 
positivi-echtlich  fttr  jeden  Landtag  bestimmt  sind.  Die  s.  g.  Geschäfts- 
ordnungen des  Landtages  oder  die  Landtagsordnungen  —  in  einigen 
Staaten  mit  dem  Charakter  des  Gesetzrs  bekleidet,  in  den  meisten  aber 
nur  eine  von  dem  Landtage,  bezw.   einer  jeden  Kammer  desselben  auf- 


Wahlen binnen  4  Wochen,  Zusammenbenifong  des  neaen  Landtages  binnen  6  Monaten); 
Schwarzbnrg-Bndolstadtsches  Grandgeaetz  §.  21  (Einleitung  nener  Wahlen  binnen 
«1  Monaten);  Benss-Schleizisches  ReTidirtes  Staatftgrundgesetz  §.  77  Abs.  4  („Die 
Frist  für  den  Zusammentritt  des  neagewählten  Landtages  darf  nicht  über  60  Tage  nach 
erfolgter  Auflösung  ausgedehnt  werden");  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.52  Abs.  2 
(binnen  3  Monaten  Versammlung  der  neuen  Stände) ;  Liechtensteinsches  §.93  (binnen 
4  Monaten  Einberufung  des  neuen  Landtags)  —  Jedenfalls  würde  die  Nichteinberufung 
des  Landtages  innerhalb  ider  verfassungsgesetzlichen  Frist  das  Staatsministerium  dem 
Landtage  gegenüber  verantwortlich  machen. 

0  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VI  §.  13;  Würtembergsches  §  186  a«E.; 
Badensches  §.  40;  Hessen-Darmstädtsches  §.  65;  Weimarsches  Grundgesetz 
§.  34  Abs.  3;  Altcnburgsches  §.  166;  Üeuss-Schleizisches  Beyidirtes  Staatsgrund- 
gesetz  §.  97  Abs.  3. 

^)  Ganz  analog  der  Gesetzwidrigkeit  des  eigenmächtigen  Zusammentretens  der  Land- 
tagsmitglieder. S.  oben  S.  595  Note  2  und  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit  Vn  §.  31; 
Cobnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  75;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
gmndgesetz  Art  154. 

3)  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  74  Abs.  4:  «Erfolgt  die  Auflösung 
des  Landtags,  so  erstreckt  sich  die  gesetzliche  Dauer  der  Wirksamkeit  des  neuen  Land- 
tages ebenfalls  nur  auf  den  noch  übrigen  Theil  der  -Wahlperiode;"  Oldenburgsches 
Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  150  §.  3:  «Der  neugewählte  Landtag  tritt  in  die  Periode 
des  Aufgelösten  ein.* 

*)  VergL  die  S.  597  Note  2  citirten  verfassungsmässigen  Bestimmungen;  auch 
Altenbnrgsches  Grundgesetz  §.  165  und  248. 
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gestellte  Biohtschnur  des  Verfahrens  im  Liandtage*)  —  enthalten  die  Vo^ 
Schriften  ttber  die  Formen  der  Antragstellang  nnd  den  Modus  der  Be- 
handlang der  Anträge,  über  den  Gang  der  Berathnngen  nnd  die  Art  der 
Beschlnssfassung.  Die  Beachtung  dieser  Vorschriften  bedingt  die  Ent- 
stehung eines  gültigen  Beschlusses  des  Landtages  und  also  mittelbar  auch 
die  eines  gültigen  Gesetzes.  Im  Allgemeinen  sind  es  vier  Stadien,  welche 
die  legislatorische  Mitwirkung  des  Landtages  durchlaufen  muss:  die  Antrag- 
stellung (Gesetzesvorschlag,  Proposition,  Motion),  die  Vorberathung  des  An- 
trages in  den  dazu  erwählten  Ausschüssen  oder  GOmmissionen,  die  Debatte 
und  endlich  die  Abstimmung.  Für  jedes  dieser  Stadien  weist  die  positive 
Gesetzgebung  die  formellen  Voraussetzungen  nach;  eine  gleichmässige  Ge- 
staltung dieser  Angelegenheiten  findet  sich  in  den  deutschen  Staaten  nichts 
FUr  einzelne  Gegenstände  der  Gesetzgebung  pflegen  die  Verfassungßgesetze 
selbst  besondere  Grundlagen  der  Behandlung  derselben  in  dem  gesetz- 
gebenden Körper  zu  enthalten,  deren  Absicht  aus  der  besonderen  Natur 
des  Gegenstandes  sich  erklärt.  Es  gilt  dies  ftlr  die  Verfassungsgesetze,  die 
Finanzgesetze  und  die  s.  g.  Nothgesetze.') 

B.    Das  Recht  der  Initiative. 

§.  604. 
Den  Gegenstand  der  legislatorischen  Thätigkeit  des  Landtages*) 
bilden  Gesetzentwürfe,  welche  demselden  zur  Berathung  und  (geneh- 
migenden,   verwerfenden,   abändernden)  Beschlussfassung  vorliegen.    Das 


0'  S.  oben  §.  596  Note  2.  Gesetze  sind  die  GeschSftsordnnngen  in  Baiern  (Gesetz, 
den  Geschäftsgang  des  Landtages  betreffend,  vom  25.  Juli  1850);  Hessen-Darrostadt 
(Gesetz  vom  8.. September  1856);  in  Luxemburg  (VerfasstmgHgesetz  Art  51  und  70); 
Braunschweig  (Neue  Landschaftsordnung  §.  152  erklart  die  landschafthcbe  Geschäfts- 
ordnung zwar  für  keinen  Bestandtheil  der  Verfassung,  gestalftet  aber  eine  Abänderung 
derselben  nur  „durch  Uebereinkunft  zwischen  dem  Landesfürsten  und  den  Ständen*), 
Oldenburg  (Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  165).  Wenn  aber,  wie  das  Schwarz- 
burg-Sondershausensche  Landesgrundgesetz  §.  62,  ein  Terfassungsgesetz  auf  die 
Geschäftsordnung  verweist,  so  wird  diese  dadurch  in  eine  solche  Beziehung  zu  dem  Ver- 
fassungsgesetze  gebracht  sein,  dass  auch  die  Geschäftsordnung  demnächst  nur  in  der 
Weise  eines  Gesetzes  abgeändert  werden  kann.  Das  richtige  Prinzip  enthält  das  Wal- 
decksche  Yerfassungsgesetz  §.  60:  „Die  Ständeversammlung  hat  das  Becht,  sich  eine 
Geschäftsordnung  selbst  zu  geben;  diejenigen  Punkte  indessen,  welche  die  geschäftliche 
Beziehung  zur  Staatsregirung  betreffen,  werden  durch  Uebereinkunft  geordnet" 

')  Auf  die  gesetzliche  Gestaltung  der  Lebensfunctionen  des  Landtages,  bezw.  der 
beiden  Kammern,  desselben  einzugehen,  liegt  ausserhalb  der  Aufgabe  dieser  Darstellnng 
und  hat  diese  nur  auf  die  Geschäftsordnungen  der  einzelnen  Ständeversammlungen  n 
verweisen, 

»)  S.  unten  §.  613  ff. 

*)  Von  den  Gegenständen  anderer  Befugnisse  des  Landtages  (Petitions-,  Beschwerde- 
recht, Recht  der  Ministeranklage)  ist  hier  noch  keine  Rede. 


tiatiYe  eignet  yerfassungsgesetzlich  entweder  beiden  Theilen  des  gesetz- 
gebenden Körpers,  der  Staatsregirung  und  dem  Landtage  *)  und  zwar  einer 
jeden  Kammer  desselben,'^  oder  auch  nur  dem  Souverain,  während  dem 
Landtage  nur  gestattet  ist»  den  Erlass  eines  neuen  Gesetzes  durch  einen 
Antrag  anzuregen.  ^  Auch  findet  sich,  dass  das  Recht  der  Initiative  dem 
Landtage  zugestanden,  indess  dasselbe  von  bestimmten  Gegenständen  aus- 
gesdilossen  ist/)*  Allgemein  und  jedenfalls  aber  eignet  dem  Landtage  das 
ßeJBt,  die  Erlassung  neuer  Gesetze  wie  auch  die  Aufhebung  oder  Abände- 
rung bestehender  bei  der  Staatsregirang  zu  beantragen  (Motionen)  und  da- 
durch -eine  Bethätigung  des  gesetzgebenden  Körpers  zu  veranlassen.*)  Ver- 
einzelt findet  sich  aber  auch  dieses  Recht  des  Landtages  im  Interesse  des 
Schutzes  der  Verfassung  sonderlich  gestaltet/)    Ein  staatsrechtlicher  Grund 

*)  PreussischeB  Verfassmigsgesetz  Art.  64;  Baiersches  Gesetz,  die  ständische 
Initiatire  betreffend,  yom  4.  Juni  1848  Art.  I;  Luxemburgsohes  Art.  47;  Coburg- 
Gothasches  Staategrundgesetz  §.  101  a;  Braunscbweigsche  .Nene  Landschafteord- 
nung §.  105  und  138;  OldenburgschesRevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  138;  Schwarz- 
bnrg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.36;  Reuss-Schleizisches  ßevidir- 
tes  Staatsgrundgesetz  §.  64;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  7; 
Liechtensteinsches  Yerfassnngsgesetz  §.41. 

')  S.  aber  folgende  Note  4. 

^)  Sachsisches  Verfassungsgesetz  §.  85;  Würtembergsches  §.  172;  Badensches 
§.  67;  Hesssen-Darmstädtsches  §.  76;  Weimarsches  Grandgesetz  §.  4,  4;  Meinin- 
gensches  §.  93  a;  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  24;  Waldeck- 
sckes  Verfassungsgeaetz  §.  65. 

*)  Baiersches  Gesetz  vom  4  Jnni  1848  Art.  I:  „Das  Recht  der  Initiative  fdr  Ge- 
setze, die  keine  Verfassungsgesetze  sind,  steht  jeder  der  beiden  Kammern  zu;** 
Art.  n  räumt  den  Standen  dieses  Recht  aber  hinsichtlich  der  Abänderung  der  in  Tit  lY 
(von  allgemeinen  Rechten  nnd  Pflichten),  VII  (von  dem  Wirkungskreise  der  Ständever- 
sammlung),  YIII  (von  der  Rechtspflege)  und  X  (von  der  Gewähr  der  Verfassung)  §.  1  --  6 
der  Yerfassungsurkunde  enthaltenen  Bestimmungen  ein;  Art.  IV:  „Beztiglich  der  im  Tit.  VI 
(von  der  Ständeversammlnng)  der  Verfassungs-Urkunde  enthaltenen  Bestimmungen,  steht, 
soweit  sie  die  Kammer  der  Reichsräthe  betreffen,  dieser,  soweit  sie  die  Kammcnr  der  Ab- 
geordneten betreffen,  der  letzteren  das  in  Art.  2  bezeichnete  Recht  der  Initiative  'eben- 
falls zu." 

*)  Die  Formen  und  Voraussetzungen  der  Motionsstellungen  (Erfordemies  einer  Unter- 
stützung des  Antrages  durch  eine  bestimmte  Zahl  der  Landtags-  oder  Kammermitglieder) 
bestimmen  die  Geschäftsordnungen.    Vergl.  Meiningensches  Grundgesetz  §.  93,  c. 

^  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  Art  V:  «Anträge  zur  Abänderung  der  im 
Art.'  2  und  4  bezeichneten  Verfassungsgesetze  sind  sofort  nach  ihrer  Einbringung  einer 
vorläufigen  Verhandlung  zu  unterwerfen;  wenn  dieselben  hiemach  nicht  von  der  Hälfte 
der  anwesenden  Mitglieder  der  betr.  Kammer  unterstatzt  werden,  so  können  sie  zu  keiner 
weiteren  Berathung  gelangen.  Im  Fall  der  Unterstützung  werden  die  Ausschüsse  auf 
die  doppelte  Zahl  ihrer  Mitglieder  verstärkt;"  Art.  VI:  „Bei  allen  von  den  Kammern 
vorgeschlagenen  Abänderungen  der  Verfassungs-Urknnde  oder  Zusätzen  zu  derselben,  den 
'Beilagen  und  Verfaasungs-Gesetzen,   ist   in  Zwischenräumen  von  wenigstens  acht  Tagen 
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spricht  nicht  fUr  den  Aosschlass  oder  die  Beschränkung  des  ständiBcIieQ 
Rechts  der  Initiative;  nur.  politische  Interessen  waren  ehedem  demsetben 
nicht  geneigt  Die  organische  Natur  des  gesetzgebenden  Körpers  und  sei- 
ner beiden  Elemente  lässt  die  Gleichstellung  dieser  beiden  Factoren  in 
dem  Rechte  der  Gesetzgebung  nur  conseqnent  erscheinen.  Dass  einmal 
verworfene  Geset^esvorschläge  in  derselben  Sitzungsperiode  nicht  wieder- 
holt werden  können/)  ist  wohl  ein  allgemeiner  Grundsatz  der  deutschen 
Staaten;  nicht  minder,  dass  der  Landtag  die  Propositionen  des  Staat 
hauptes  vor  allen  übrigen  Gegenständen  zu  berathen  hat.*) 

C.    Der  Besdhluss. 

§.  605. 
Als  ein  rechtsgültiger  Beschluss  des  Landtages  gilt  nur  diejenige  Er- 
klärung ^  welche  von  der  Mehrheit  einer  beschlussfähigen  Versammlnng 
desselben  bezw.  der  Kammern  abgegeben.  Die  Verfassungsgesetze  oder 
die  Geschäftsordnungen  bestimmen,  welche  Zahl  anwesender  Landta^- 
bezw.  Kammermitglieder  die  Beschluss fähigkeit  ihrer  Versammlimg 
bedingt^)  und  nach    welchem  Yerhältniss  die  entscheidende    Stimmenzahl 


eine  dreimalige  Berathung  und  Schlasafassung  in  Gegenwart  von  Vi  der  bei  der  ye^ 
Sammlung  anwesenden  Mitglieder  in  jeder  Kammer  und  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen 
der  Stimmen  erforderlich.'* 

')  Prenssischee  Verfassungsgesetz  Art.  64;  Baiersches  Tit.  Vn  §.  28;  Sächsi- 
sches §.  94  und  95  („während  desselben  Landtages  nur  in  verändertem  Masse*); 
Würtembergsches  §.  183;  Hessen-Darmstädtsches  §.  91;  Weimarsches  Grund- 
gesetz §.  60;  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  74;  Liechten- 
steins ches  Verfassungsgesetz  §.  41. 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  22  und  Gesetz,  den  (reschäftsgang  des 
Landtags  betreffend,  vom  26.  Juli  1850  Art  22;  Sächsisches  Varfaasungsgesets  §.  80; 
Meiningensches  Grundgesetz  §.  56,  c,  und  §.  94;  Altenbnrgsches  §.  237;  Braan- 
schweigRche  Neue  Landschaftsordnung  §.  138. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  80:  „Keine  der  beiden  Kammern  kann 
einen  Beschluss  fassen,  wenn  nicht  die  Mehrheit  der  gesetzlichen  Anzahl  ihrer  Mitglieder 
anwesend  ist;"  und  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1855  §.  2  (das  Herrenhaus  ist  bei  Anwesen- 
heit von  60  Mitgliedern  beschlussfahig) ;  Baiersches  Gesetz  7om  25.  Juli  1850  Art  25 
(das  preussische  Prinzip  jedoch  „mit  Vorbehalt  deijenigen  Fäll»,  in  welchen  gesetzlicli 
die  Anwesenheit  einer  grösseren  Anzahl  vorgeschrieben  ist**);  Sächsisches  Verfassimgs- 
gesetz  §.  127  (Berathungen  können  nur  bei  der  Anwesenheit  von  mindestens  der  Hälfte 
der  durch  die  Verfassung  bestimmten  Zahl  der  Mitglieder  Statt  finden),  §.  128  (die  Be- 
schlussfahigkeit  setzt  die  Anwesenheit  von  mindestens  zwei  Drittheilen  der  Mitglieder 
voraus);  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  160  (erfordert  fUr  die  Erste  Eanuner 
Anwesenheit  der  Hälfte,  für  die  Zweite  Anwesenheit  von  zweiDrittheiien);  Badensches 
§.  74  Abs.  4  (die  Erste  Kammer  durch  Anwesenheit  von  10,  die  Zweite  durch  die  von  35. 
einschliesslich  der  Präsidenten,  vollzählig) ;  Hessen-Darmstädtsches  Verfassongsgesetx 
§.  93  (in  der  Ersten  Kammer  wenigstens  ein  Drittheil  der  berechtigten  Mitglieder,  in 
der  Zweiten  wenigstens  27  Abgeordnete  anwesend);  Luzemburgsches  Art  62  Abs.  2 
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(in  der  Regel  absolate  Mehrheit^  Dur  in  besonderen  Fällen  ein  anderes 
Verhältniss)  zn  berechnen  ist/)  Alsdann  aber  wird  noch  vorausgesetzt, 
dass  die  Beschlussfassung  in  dem  nach  dem  Gesetze  oder  der  Geschäfts- 
ordnung richtigen  Stadium  der  Verhandlungen  eintritt  und  —  wenn  eine 
mehrmalige  Abstimmung  vorgeschrieben  ist  —  in  dem  vorschriftsmässigen 
Zeitraum  wiederholt  wird.^)  Auch  mnss  die  Beschlussfassung  oder  Ab- 
stimmung selbst  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Weise  und  Form  er- 
folgen. 0  Bei  dem  Zwei -Kammersystem  gilt  dies  von  einer  jeden  Kammer 
und  ist  dann  die  Uebereuistimmnng  der  Beschlüsse  beider  Kammern  der 
Beschluss  des  Landtages.*)  Es  findet  sich  aber  für  den  Fall,  wenn  bei 
Einberufting  eines  Landtages  eine  der  beiden  Kammern  nicht  in  der  zur 
Beschlussfähigkeit  erforderlichen  Anzahl  zusammenkommen  sollte,  die  ge- 
setzliche Vermuthung  ihrer  Einwilligung  in  die  Beschlüsse  der  anderen  in 
dem  Verfassungsgesetze  ausgesprochen.  *)    Auch  schreibt  ein  Verfassungs- 


(Anwesenheit  der  Mehrheit  der  Mitglieder);  Weimarsches  Grundgesetz  §.  13  Abs.  2 
(Anwesenheit  von  wenigstens  zwei  Dnttheüen);  Meiningensches  §.  91  (Anwesenheit 
Ton  wenigstens  20  Abgeordneten);  Cohurg-Gothasches  Staatsgrondgesetz  §.88  (in 
der  Regel  Anwesenheit  yon  zwei  Drittheilen  genOgend;  um  jedoch  die  Beschlussfähigkeit 
eines  nicht  in  beschlussfähiger  Zahl  vorhandenen  Landtages  herbeizuführen,  genügt,  wenn 
die  Abwesenden  noehmals  besonders  berufen  und  femer  entblieben,  die  Anwesenheit  der 
Mehrheit  der  Mitglieder);  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  139  (An- 
wesenheit Ton  mindestens  zwei  Drittheilen);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrund- 
gesetz Art.  159  (ehenso);  Scbwarzhurg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  von 
1857  §.67  (ebenso);  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  20  Abs.  1  (von 
den  16  Abgeordneten  müssen  wenigstens  11  anwesend  sein);  Beuss-Schleizisches 
Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  86  und  92  (Anwesenheit  von  zwei  Drittheilen); 
Walde  cksc he s  Verfassungsgesetz  §.  57. 

*)  Preassisches  Verfassungsgesetz  Art.  80;  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850 
Art  32;  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  128  Abs.  3;  Würtembergsches  §.  175  und 
176;  Badetisches  §.74  Abs.  1;  Hessen-Darmstädtsches  Verfassungsgesetz  §.  93; 
Lnxemburgsches  Art  62  Abs.  1;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  95  Abs.  2  und 
§.  85;  Altenburgsches  §.  243;  Cohurg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  88; 
Braunschweigsche  Neue  Landschafteordnung  §.  140;  Oldenburgsches  Bevidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art  160;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz 
§.68;  Schwarzburg-Budölstädtsches  Grundgesetz  §.  20  Abs.  2;  Beuss-Schleizi- 
sches Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  93  Abs.  2;  Waldecksches  Verfassungsgesetz 
§.  62  Abs.  2. 

')  Die  einzelnen  Bestimmungen  sind  in  den  Geschäftsordnungen  der  Landtage 
enthalten.  ^ 

^)  S.  die  Geschäftsordnungen. 

*)  8.  oben  §.  595. 

^)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  161:  , Sollte  bei  Einberufung  eines 
Landtages  eine  der  beiden  Kammern  nicht  in  der  nach  §.  160  erforderlichen  Anzahl  zu- 
sammenkommen, so  wird  sie  als  einwilligend  in  die  Beschlüsse  der  andern  angesehen. 
Jedoch  steht  es  in  diesem  Falle  den  erschienenen  Mitgliedern  der  unvollzähligen  Kammer 
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gesetz  vor,  dass  die  abwesenden  Landtaggmitglieder  mit  dem  Präjadioe  des 
Ausschlusses  vom  Landtage  geladen  werden  können/)  Den  Fall  der 
Stimmengleichheit  haben  die  VerÜELSsungsgesetze  verschieden  vor- 
gesehen.*) 

§.  606. 
Die  Bedeutung  des  in  der  gesetzlichen  Weise  gefassten  Beschlusses 
des  Landtages  besteht  darin,  dass  dieser  als  der  Beschluss  des  gesammten 
Landtages  und  also  auch  als  dar  der  gesammten  Unterthanen  von  Rechts- 
wegen gilt,')  und  zwar  als  ein  unwiderruflicher.^)  Die  nach  den  Vor- 
schriften  des  Gesetzes   als   überstimmt   zu    bezeichnenden  Mitglieder  des 

frei,  den  Sitzungen  der  andern  mit  Stimmrecht  beizuwohnen.**  Also  factische  Verwand- 
lung des  Zwei-Kammersystems  in  das  Ein-Kammersystem. 

*)  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  26:  ^Wenn  im  Augenblicke  der  Ab- 
stimmung diese  Mehrheit  nicht  versammelt  ist,  so  hat  der  Präsident  die  Abwesenden  für 
die  nächste  Sitzung  persönlich  laden  und  die  Ladung  bescheinigen  zu  lassen ;**  Art.  27: 
, Jedes  Mitglied  der  Kammer  der  Abgeordneten,  welches  nach  geschehener  zweimaliger, 
richtig  nachgewiesener  Ladung  auf  die  dritte  unter  Androhung  des  Ausschlusses  an  IIa 
ergangene  und  nachgewiesene  Vorladung  weder  erscheint  noch  sein  Ausbleiben  durch  g^ 
nügend  dargelegte  Grunde  rechtfertigt,  wird  als  ausgetreten  betrachtet.*"  Nach  Art,  '^ 
wird  in  solchem  Falle  ein  Mitglied  des  Beichsrathes  „für  die  Dauer  des  Landtags*  &1^ 
ausgetreten  betrachtet.  Jedenfalls  setzt  die  Anwendung  dieser  Massregel  besonders  er- 
regte politische  Stimmungen  voraus. 

^)  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  32:  „Bei  Stimmengleichheit  wird  der 
in  Berathung  gezogene  Vorschlag  als  verworfen  betrachtet;"  Sachsisches  Ver- 
fassungsgesetz §.  128  Abs.  4  (die  Stimme  des  Präsidenten  entscheidet);  Badensches 
§.  74  (desgleichen);  Hessen -D  ärmst  ad  tsches  §.  93  Abs.  2:  „Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  der  Antrag  der  Kegirung,  bei  anderen  Gegenständen  die  Meinung  für  das 
Bestehende  und  bei  Beschwerden  gegen  öffentliche  Behörden  oder  Einzelne  die  diesen 
günstigere  Ansicht;"  Meiningensches  Grundgesetz  §.  95  Abs.  2  (Entscheidung  des 
Landesherm);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  161  §.2  (nochmalige 
Abstimmung  in  folgender  Sitzung;  bei  wiederholter  Stimmengleichheit  gilt  dann  der  Antrag 
für  verworfen);  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  j}.  69  (ebenso). 
Beim  Mangel  solcher  Bestimmungen  ist  selbstverständlich,  dass,  wenn  nor  der  Beschluss 
der  Stimmenmehrheit  als  Landtagsbeschluss  gelten  soU,  keiner  der  beiden  Beschlüsse, 
welche  nur  mit  Stimmengleichheit  gefasst  werden,  jenem  Erfordemiss  entspricht,  also  elD 
Landtag8be.Hchluss  nicht  vorliegt,  beziehungsweise  der  Antrag  verworfen  ist.  VeigL 
Luzemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  62  Abs.  1;  Waldecksches  §.  62  Abs.  2. 

3)  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  93:  „Ein  Beschluss  des 
Landtages  kann  weder  durch  Protestation,  noch  durch  Berufung  auf  höchste  Entschei- 
dung, noch  auf  andere  Wdse  gehindert  werden.  Die  Minderheit  muss  sich  der  Mehrheit 
unterwerfen." 

*)  So  gut  un widerruf licn  wie  die  Sanction  des  Beschlusses  des  Landtages  dnrch  den 
Souverain,  d.  h.  aber  ein  Widerruf  würde  ein  neuer  Act  der  Gesetzgebung  sein  müssen. 
Seltsam  klingt  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.70:  «Be- 
schlüsse, durch  welche  der  Landtag  Vorlagen  der  Staatsreginmg  angenommen  hat. 
können  von  demselben  nur  mit  Zustimmung  des  Ministeriums  wieder  angehoben 
werden." 
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Landtages  haben  keinerlei  Recht,  gegen  den  Beschloss  der  Mehrheit  zu 
protestiren  oder  sonst  wie  dessen  rechtliche  Wirksamkeit  zu  hindern.  Nur 
in  einem  Staate  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  den  überstimmten  Mit- 
gliedern des  Landtages  gestattet  sei,  ihr  Separatvotum  schriftlich  auszuftth- 
ren  und  der  Landesregirung  zur  Berttcksichtigung  bei  deren  Beschluss  ttber 
das  Landtagsvotnm  zu  überreichen.')  Noch  näher  an  die  Gonsequenz  des 
altlandständischen  Prinzipes,  welches  nur  eine  Vertretung  bestimmter 
Standesklassen  kennt,  treten  aber  diejenigen  Verfassungsgesetze  hinan, 
welche  dem  in  seinem  Rechte  vermeintlich  verletzten  „Stande"  eine  for- 
melle Protestation  gegen  einen  Landtagsbeschluss  gestatten  und  also  das 
Prinzip  der  Vertretung  der  Unterthanen  durch  den  Landtag  und  der  Bechts- 
verbindlichkeit  seiner  Beschlüsse  prinzipiell  durchbrechen.') 

^)  Braunschweigscbe   Neue  Landschaftsordnuxig  §.  144:    „ Jedes  Mitglied 

mnss  sich  das  Kesultat  der  Abstimmung  schlechterdings  gefallen  lassen.  Gleichwohl  steht 
es  einzelnen  oder  mehreren  Abgeordneten  frei,  ihre  besondere  Meinung  schriftlich  aus- 
zufahren und  zu  verlangen,  dass  ihre  Ausführung  mit  dem  Beschlüsse  der  Landschaft  der 
L&ndesregirung  mitgetheilt  werde." 

^  Vergt.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  129:  «Die  Abstimmungen  geschehen 
ron  den  einzelnen  Mitgliedem  ohne  Bücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Stande.  Es 
ist  jedoch  den  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte  und  des  Bauernstandes  in 
der  Zweiten  Kammer  erlaubt,  wenn  wenigstens  drei  YiertheUe  der  Anwesenden  ihren 
Stand  in  seinen  besonderen  Bechten  oder  Interessen  durch  d6n  Beschluss  der  Mehrheit 
für  beschwert  achten,  eine  Separatstimme  abzugeben.  Eine  solche  Separatstimme  muss 
in  die  Erklärung  der  Ständeversammlung  neben  dem  Beschlüsse  der  Mehrheit  aufgenom- 
men und  mit  an  die  Begirung  gebracht  werden.*  Das  Meiningensche  Grundgesetz 
§.  96  gestattet  einem  „einzelnen  Stande *,  gegen  einen  Beschluss  des  Landtages  -wegen 
Beeinträchtigung  in  seinen  wohlerworbenen  Rechten  bei  dem  Landesherm  in  besonderer 
Vorstellung  au  remonstriren  und  darauf  anzutragen,  dass  dem  Beschlüsse  die  höchste  Ge- 
nehmigung versagt  werde.  —  Ganz  besonderer  Art  ist  noch  die  Bestimmung  der  Braun- 
schweigschen  Neuen  Landschafksordnung  §.  142:  „Wenn  eine  Abänderung  in  der  Ver- 
tretung einer  der  drei  Standesklassen  vorgenommen  werden  soll,  so  muss  die  Mehrzahl 
der  Abgeordneten  des  betheiligten  Standes  der  für  die  Aenderung  stimmenden  erforder- 
lichen Mehrheit  beigetreten  sein;"  §.  143:  „^^d  ein  solcher  Vorschlag  abgelehnt  und 
auf  dem  nächsten  Landtage  wieder  vorgebracht,  hat  derselbe  alsdann  wiederum  die  Mehr- 
lieit  der  Stimmen  des  betheiligten  Standes  gegen  sich,  bilden  aber  zugleich  sämmtliche 
für  denselben  abgegebenen  Stimmen  die  erforderliche  Mehrheit  der  Stinmienzahl  der  gan- 
zen Ständeversammlung,  so  ist  der  Vorschlag  angenommen."  Die  von  Zop fl,  Grundsätze 
§•  381  Note  3,  erwähnte  ähnliche  Bestimmung  des  Altenburgschen  Grundgesetzes 
$.244  ist  durch  das  Gesetz  vom  10.  April  1848, §.  32  aufgehoben.  Zachariä,  Deutsches 
Staatsrecht  Th.  I  S.  629  Note  7,  behauptet  auch,  dass  Beseitigung  dieser  Bestimmungen 
über  das  Votum  separatum  überall  seit  1848  erfolgt  sei,  in  Sachsen  durch  das  proviso- 
rische Gesetz  vom  15.  November  1848. 
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ohne  ErlaubnisB  des  Souverains  Deputationen  abordnen.^ 

2.    Zn  der  Begirung. 

§.  608. 
Den  unmittelbaren  geschäftlichen  Verkehr  zwischen  der  Staatsregirung 
und  dem  Landtage  vermitteln  dortseits  die  höchste  Staatsbehörde  (Staats- 
Diinisterium)  und  hierseits  der  Vorstand  des  Landtages  bezw.  je  der  Vor- 
stand der  beiden  Kammern,  oder  es  ergehen  auch  unmittelbar  landesherr- 
liche Erlasse   an    die  Ständeversammluug.^)    Aber    auch   hinsichtlich    der 
ständischen  Verhandlungen  selbst  findet  ein  Verkehr  zwischen  der  Staats- 
regirung und  dem  Landtage  Statt,  um  diesen  in  den  Stand  zu  setzen,  von 
allen  tbatsächlichen  Verhältnissen  des  Regii*ungswesens  sich  zu  unterrichten, 
und  um  der  Regirung   die  Gelegenheit   zu  geben,    gleichsam  unmittelbar 
persönliche  Kenntniss  von  dem  Verlaufe  der  Kammerverhandlungen  zu  erhal- 
ten.   So  ist  allgemein  vorgesehen ,    dass  die  Staatsminister  sowie  die  von 
der  Staatsregirung   in    solcher   Absicht   besonders    committirten    Personen 
(Beamte)  jederzeit  freien  Zutritt  zu  den  Landtagssitzungen  haben,  auf  ihr 
Verlangen  gehört  werden  müssen,  den  Vorsitzenden  auf  Ordnungswidrig- 
keiten- in  den  Verhandlungen  aufmerksam  machen,  auch  wohl  Anträge  in 
Bezug  auf  den  Gegenstand  der  Berathung  (Abänderungen  der  vorliegenden 
(resetzentwttrfe)  stellen   dürfen,    und   dass  andrerseits  auch  die  Mitglieder 
des  Landtages  sowie  die  Ausschüsse  desselben  die  Anwesenheit  der  Staats- 
minister  verlangen   und   die   zur  Sache   erforderlichen  Erläuterungen  und 
Auftchlüsse  von  den  Staatsministem  oder  deren  Vertretern  fordern  können 
(Interpellations recht  des  Landtags  und  seiner  Mitglieder)/)    Im  Ein- 


')  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  37;  Badensches  Verfassungsgesetz 
§.  75  Abs.  2;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  247  Abs.  3. 

*)  Würtembergscbes  Verfassungsgesetz  §.  170;  Badensches  §.  75  Abs.  3. 
^)  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  33  Abs.  2;  Sachsisches  Ver- 
fassungsgesetz §.  133;  Würtembergscbes  §.  126  (der  Geheimerath  d.  h.  die  höchste 
,berathende*'  Staatsbehörde,  welche  nach  §.54  des  Verfassungsgesetzes  aus  den  Ministern 
ind  Yom  Könige  ernannten  Käthen  besteht);  Badensches  §.75;  Hessen-Darmstädt- 
ichea  §.  89  und  96  (das  Geheime  Staatsministerium  oder  die  vom  Grossherzog  ernannten 
jandtagscommissarien)f  Lauenburgsches  Verfassungspatent  vom  20.  December  1853 
?.  20  (anmittelbar  die  Regirungsbehörde,  mittelbar  ein  Regirungs-Commissar);  Weimar - 
ches  Gmndg'esetz  §.  14  No.  2  und  §.32;  Meiningensches  §.  56,  c;  Altenburg- 
ches  §.231;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundges^tz  §.  58;  Reuss- 
chleiziscbes  Eevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  88:  „Der  Landtag  verhandelt  mit  dem 
ursten  durch  das  Mittel  des  Ministeriums;"*  Waldecksches  Verfassungsgesetz 
.  64  Abs.  3. 

^)  Hinsichtlich   der  formeUen  Voraussetzungen   und  Behandlungen   der  s.  g.  Inter- 
BUationen  Fer^l.  a.  B.  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art  18. 


and  dem  Landtage  nicht  ebenmässig  festgestellt,  indess  enthalten  alle  Ver- 
fassongsgesetze  das  Prinzip  der  Nothwendigkeit  einer  solchen  contmiiir- 
liehen  Commanication  zwischen  den  beiden  Theilen  des  gesetzgebenden 
EörperS;  welcher  gerade  darin  seine  organische  Einheitlichkeit  bekondetJ) 
An  der  Abstimmung  des  Landtages  nehmen  dagegen  die  Vertreter  der 
Staatsregirung  als  solche  keinen  Antheil,^)  wie  auch  einige  Verfassnngs 
gesetze  die  landesherrlichen  Commissarien  von  den  yertraulichen  Sitzungen 
der  Stände  ausschliessen.') 


*)  Preussisches  Yerfassungsgesetz  Art  60;   Baierscbes  Ti,t  YII  §.  24  nnd  das 
Gesetz,  den  Geschäftsgang  des  Landtags  betreffend,  vom  28.  Juli  1850  Art  10—16,  oS 
und  84;  Sächsisches  §.  134   (s.  die  folgende  Note)   und  125;   Würtembergsclies 
§.   169   und   171;   Badensches  §.   71   und   76;    Hessen-Darmstädtsches  §.  62. 
Luxemb'urgsches   Art.  67  Abs.  2  und  Art.  80;   Weimarsches   Grundgesetz  §.  29; 
Meiningensches  §.  94;  Altenburgsches  §.  282  und  283  und  Gesetz,  die  landschaft- 
liche Interpellationsbefugniss  betreffend,  vom  7.  April  1849;  Oldenburgsches  Revidirtt!^ 
Staatsgrundgesetz  Art  155  und  156;  Anhaltische  Landschaftsordnung  §.  24;  Schwarz- 
burg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  56,  65  und  66;  Beuss-Schleizi- 
seh  es  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  89;  Waldecks  ch  es  Yerfassungsgesetz  §.  63  and  64. 
Im  üebrigen  ist   auf  die  Geschäftsordnungen  der  einzelnen  Landtage  zu  verweiseu.  — 
um  ein  Beispiel  der  prinzipiellen  Abweichungen  der  verfassungsgesetzlichen  Bestimmang«£ 
zu  geben,  mögen  zusammengestellt  werden  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art  10: 
„Dem  Staatsministerium  und  königlichen  Commissären  steht  überdies  am  Schlüsse  der 
Verhandlungen,  nachdem   der   Berichterstatter    gesprochen  hat,   die    Abgabe   einer 
Schlussausserung  zu.    Sollten  hiebei  bisher  nicht  vorgekommene  Thatsachen  vorgebrack 
werdon,  so  kann  jedes  Mitglied  über  diese  Thatsachen  das  Wort  verlangen,  vorbehaltlich 
des  Bechts  der  königlichen  Commissäre  und  Berichterstatter,  hierüber  das  letzte  Wort 
in  Anspruch  zu    nehmen'^,    und  Meiningensches   Grundgesetz   §.   94:    „Sie  idk 
landesherrlichen  Commissarien)   haben   aber,   wenn  sie   die   nöthigen  Erläuterungen  ge- 
geben haben,  den  Ständen  zu    fernerer  Berathung  ohne  ihr   Beisein   Zeit  zc 
lassen." 

')  Sächsisches  Gesetz,  das  Abtreten  der  Minister  und  königlichen  Commiasare  Ini 
den  Abstimmungen  in  den  ständischen  Kammern  betreffend,  vom  19.  Juni  1846  ^Aer.< 
die  Bestimmung  des  §.134  des  Verfassungsgesetzes,  dass  diese  Vertreter  der  Staatsred- 
rung  bei  allen  Abstimmungen  abzutreten  haben,  dahin,  dass  das  Abtreten  nur  noch  bei 
den  Abstimmungen  durch  Namensaufruf  in  geheimer  Sitzung  stattzufinden  habe,  v^'~ 
,  jener  Grundsatz  mit  dem  Prinzipe  der  Oeffentlichkeit  der  ständischen  Verhandlungen  nich: 
übereinstimme.  Das  Prinzip  jenes  §.  134  ist  dagegen  in  dem  Ba denschen  Yerfaseun.'?- 
gesetze  §.  76  beibehalten. 

^)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  94  a.  £.;  Altenburgsches  §.  284  (in  d^^s 
ohne  Beisein  der  landesherrlichen  Commissarien  gehaltenen  vertraulichen  Sitzungen  dürfr- 
niemals  Beschlüsse  gefasst  werden);  das  Badens  che  Verfassungsgesetz  §.  76  gestatio 
dagegen  den  Mihistem  und  den  grossherzoglichen  Commissarien  jeden  Sitzungen,  ac>-^ 
den  geheimen,  beizuwohnen.  . 


VII.    Rechtsverhältnisse  der  Landtagsmitglieder. 
1.    Pflicht  der  Antheilnahme  an  den  Yersammlnngen. 

§.  609. 
Die  Mitglieder  des  Landtages,  vor  Allein  die  von  Wahlkörperechaften 
odQr  in  Bezirken  gewählten  Abgeordneten  ^ind  verpflichtet,  zu  dessen 
Sitzungen  zu  erscheinen  und  an  den  Abstimmungen  sich  zu  betheiligen^ 
falls  nicht  etwa  ein  rein  persönliches  Verhältniss  des  Einzelnen  der  Gegen- 
stand der  Verhandlungen  sein  oder  diesen  berühren  oder  eine  Dispensation 
von  der  Antheilnahme  an  den  Sitzungen  in  Gemässheit  der  desfallsigen 
Vorschriften  des  Verfassungsgesetzes  oder  der  Geschäftsordnung  ertheilt 
sein  wtlrde.')  Dass  nur  die  persönlich  Anwesenden  ihre  landständischen 
Befugnisse  ausüben  können,  sprechen  einige  Verfassungsgesetze  ausdrück- 
lich aus,  es  ist  dieser  Grundsatz  aber  schon  stillschweigend  in  den  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  der  Verhandlungs-  und  BeschlussfUhigkeit  einer 
Landtagsversammlung  enthalten.')  Eine  Stellvertretung  ist  indess  in  eini- 
gen Staaten  den  Standesherren  oder  auch  anderen  Landtagsmitgliedem, 
welche  kraft  eines  erblich  verliehenen  Landtagsrechts  zu  den  Sitzungen  der 
Ständeversammlung  berufen  sind,  entweder  schlechthin  oder  unter  beson- 
deren Umständen,  oder  wenn  sie  die  Voraussetzung  eines  bestimmten 
Lebensalters  noch  nicht  erflillen,  unter  den  weiteren  verfassungsgesetzlich 
bestimmten  Voraussetzungen  gestattet.  "*)    Sowohl  aus  dem  Gesichtspunkte 

')  Baiersches  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  Art.  29;  Würtembergsches  Verfassiings- 
gesetz  §.  166;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  100;  Altenburgsches  §.  220;  Reuss- 
Schleizischcs  Bevidirtes  Staatsgnmdgesetz  §.  83  nnd  84.  Im  XJebrigen  und  wegen 
der  partiknlarrechtlichen  Detailbestimmimgen  über  ürlaubsertheiliingen  s.  die  Ge- 
schäftsordnungen der  Landtage. 

*)  Baiersches  Yerfassongsgesetz  Tit.  VI  §.  17;  Sächsisches  §.  81;  Würtem- 
bergsches §.  156;  Hessen-Darmstädtsches  §.  61;  Braunschweigsche  Neue 
Landscbaftsordnung  §.  Idla.  £.;  Oldenbnrgsches  Bevidirtes  Staatsgnmdgesetz  Art.  129 
§.2;  Renss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgnmdgesetz  §.  52. 

^)  Sächsisches  Verfassxmgsgesetz  §.  64:  „Für  die  §.  63  unter  3,  4,  6,  7  und  12 
benannten  Besitzer  der  Herrschaften  (s.  oben  S.  561  Note)  kann  im.  Falle  der  Min- 
Jerjährigkeit,  oder  wenn  sie  -aus  Ursachen,  welche  die  Kammer  als  statt- 
haft anerkennt,  an  dem  Landtage  persönlich  Theil  zu  nehmen  nicht  vermögen,  der- 
jenige nächste  Nachfolger  in  die  Kammer  eintreten,  welcher  nach  §.  74  für  die  Person 
dazu  geeignet  ist.  Den  Besitzern  der  Herrschaft  Wüdenfels  und  der  schönburgischen 
Recessherrschaften  ist  jederzeit  nachgelassen,  wegen  ihrer  erblichen  Stimmen  Bevollmäch- 
tigte in  die  Kammer  eintreten  zu  lassen,  welche  die  nach  §.  74  erforderlichen  Eigen- 
schaften haben  und  im  Königreich  Sachsen  mit  einem  Bitterg^te  angesessen  sind;"  und 
Würtembi^rgscho^  Vi.rf.ki;Tiimi,'%^e8etz  §.  15tii  ».Nor  düu  erblichen  Mitgliedern  il er  ersten 
Jüimmer  Ist  gestattet^  ihre  Stimme  eiiieTii  am  lern  in  der  Venflaminlunj,''  anwescmden  Mit- 
ftde  cile9t!r  Kammer  oder  einero  Sohne  oder  einem  sonstigen  präsumtiven  Nachfolger  in 


einer  Dimgen  ji^ntscDaaigang  aer  juanaiagsmitgueaer  ais  aucn  in  aer  ad- 
Bicht  die  Objectivität  der  landständischen  Wirksamkeit  derselben  zu  sichern 
haben  alle  Verfassungsgesetze  wenigstens  allen  gewählten  Mitgliedern  des 
Landtages')  einen  bestimmten  Anspruch  auf  Ersatz  der  Reisekosten  und 
Zahlung  von  Diäten  aus  der   Staatskasse^)  zugebilligt,  ^nf  welchen  An- 


der Standesherrschaft  zu  übertragen.  Dieses  besondere  Recht  der  Stinunenübertragong 
kann  auf  gleiche  Weise  auch  f^r  einen  wegen  Minderjährigkeit  oder  anderer  personli<!her 
Unföhigkeit  unter  Vormundschaft  stehenden  Standesherm  von  dessen  Vormunde  ausgeüM 
werden.  In  jedem  Falle  aber  kann  ein  Mitglied  der  Ersten  Kammer  oder  ein  StellTe^ 
treter  desselben  niemals  mehr  als  eine  übertragene  Stimme  führen;"  Hessen-Darn- 
städtsches  Gesetz  vom  6.  September  1856  Art  50:  »In  dem  Falle  jedoch,  wenn  ein 
Standesherr  durch  Miliderjährigkeit  oder  Curatel  abgehalten  wird,  tritt  der  Agnat, 
welcher  die  Vormundschaft  oder  Curatel  führt,  an  dessen  Stelle,  vorausgesetzt,  dass  der- 
selbe in  jeder  Hinsicht  als  gehörig  qualificirt  erscheint.  Auch  soll  ein  Standeshen, 
wenn  er  durch  ärztlich  bescheinigte  Krankheit  oder  durch  andere  Ver- 
hältnisse behindert  ist,  selbst  auf  dem  Landtage  zu  erscheinen,  und  wenn  die  erste 
Kammer  diese  Gründe  als  zulänglich  erkennt,  oder  wenn  er  nach  erlangter  Volljährigketi 
das  nach  Art.  10  erforderliche  Alter  (25  Jahre)  noch  nicht  erreicht  hat,  das  Recht  habeo, 
sich  durch  den  nächsten  Agnaten,  wenn  dieser  gehörig  qualificirt  ist,  für  diesen  Landtag 
vertreten  zu  lassen.  Dieses  Recht  steht  unter  denselben  Bedingungen  auch  dem  Seni'^ 
der  Familie  der  Freiherren  von  Riedesel  zu.**  —  Singular  ist  das  Recht  des  katholi- 
schen Bischofs  in  Hessen-Darmstadt,  sich  in  Behinderungsfällen  mit  Zustimmung -des 
Grossherzogs  durch  einen  katholischen  Bischof  vertreten  zulassen.  VergL Hesse n-Darm- 
städtsches  Gesetz  vom  6.  September  1856  Art.  2,  4. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  85  (nur  den  Mitgliedern  der  Zweiten  Kam- 
mer); Baiersches  Gesetz,  die  Wahl  der  Landtags- Abgeordneten  betreffend,  vom 4  Juni 
1848  Art.  30  (den  Mitgliedern  der  Kammer  der  Abgeordneten,  welche  nicht  am  Orte  der 
Versammlung  selbst  wohnen);  Sächsisches  §.  120  (den  Ständen  mit  Ausnahme  deijeni- 
gen  Mitglieder  der  Ersten  Kammer,  welche  kraft  erblichen  Rechts  oder  als  Abgeordsete 
der  Kapitel  und  Universität  auf  Landtagen  erscheinen,  aber  nur  insofern  sie  nicht  && 
dem  Orte  des  Landtages  beständig  wohnen);  Würtembergsches  §.  194  (anschoBeni 
allen  Mitgliedern  der  Ständeversaramlung) ;  Luxemburgsches  Art  75  (mit  Aasnahme 
derer,  welche  am  Orte  des  Landtages  wohnen  und  —  selbstverständlich  —  derer,  welche 
ÄU  den  Sitzungen  nicht  erscheinen);  Weimarsches  Grundgesetz  §.  20  (allen  Abgeordne- 
ten); Altenburgsches  §.  246  (desgleichen);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgeseti 
§.  90  (desgleichen),  auch  §.  103;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  1^ 
(die  Abgeordneten,  welche  am  Versammlungsorte  wohnen,  erhalten  dieHälfte);  Schwan - 
bnrg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  38  (allen  Mitgliedern  des  Land- 
tags); Reuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  95  (desgleichen);  Wal- 
decksches  Verfassungsgesetz  §.  70  (desgleichen);  Liechtensteinsches  §.  109  (dt?- 
gleichen). 

*)  S.  die  Nachweisungen  aus  den  Verfassungsgesetzen  in  vorstehender  Not».  Die= 
ist  im  Gegensatz  zu  früher  angewandten  Grundsätzen,  wonach  die  Wahlbezirke  bezw.  dk 
Wahlkorperschaften  selbst  die  Entschädigungen  zu  zahlen  hatten,  zu  betonen.  In  d^ 
Staaten,  welche  das  altlandständische  Prinzip  gewahrt  haben,  wird  jener  früher  aUgeni^'if 
übliche  Grundsatz  noch  in  Anwendung  sein.  Die  betreffenden  Verfassungsgeeeiae  ich«^ 
gen  hierüber,  mit  Ausnahme  der  Lippe-Detmoldschen  Verordnung  vom  6.  JoH  1^^ 
§,  34,  welche   den  Lande  ^abgeordneten  Diäten  zubilligt   und   zwar    vorerst   und  tts   ^t^ 


untersagt  zu  sein  pflegt  oder  doch  durch  die  bestimmte  verfassungsgesetz- 
liehe  ZosieberuDg  solcher  Entschädigungen  stillschweigend  untersagt  ist/) 

2.   Freiheit  der  Meinangsäasserung. 

§.  610. 
Der  eidlich  zu  gelobenden  Pflicht  der  Landtagsmitglieder  ^  nur  des 
ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  und  Bestes  ohne  Rücksicht  auf  irgend 
welche  Sonderinteressen  Einzelner  nach  der  eigenen  innem  Ueberzeugung 
im  Auge  zu  haben,  zu  vertreten  und  zu  erstreben,*)  entspricht  der  Grund- 
satz, dass  die  Mitglieder  des  Landtages  für  ihre  Abstimmung  niemals  ver- 
antwortlich gemacht  werden  können.  Es  muss  eben  präsumirt  werden, 
dass  die  bei  der  Abstimmung  bekundete  Meinung  wenigstens  der  subjec- 
tiven  Auffassung  des  allgemeinen  Wohles  und  Bestens  entspricht.  Aber 
anch  die  in  den  Verhandlungen  des  Landtags  bekundeten  Meinungen  und 
Ansichten  entziehen  sich  der  gerichtlichen  Verantwortlichkeit  und  sind  nur 
der  Kritik  des  Landtages,  welche  sich  in  dem  Ordnungsrufe  des  Präsi- 
denten oder  der  Versammlung  selbst  oder  selbst  in  der  Ausschliessung  des 
Landtagsmitgliedes   äussert^   unterworfen.  "*)     Dahingegen    ist  die  Stände- 


weitere Verfftgang  noch  (sc.  wie  seit  1848  geschehen)  aus  der  Landeskasse,"     Es  war 

damit  also  anerkannt,  dass  dieser  Grundsatz  nur  bis  auf  Weiteres  gleichsam  gedaldet, 

aber  als  sonst   den  Prinzipien   des  Lippe-Detmoldschen  Staatsrechts  nicht  entsprechend 

betrachtet  werde. 

^)  Preussisches  Verfassongsgesetz  Art.  85;  „Ein  Verzicht  hierauf  ist  unstatthaft;** 

OJdenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art,  164;  Reuss-Schleizisches  §.  95 

Abs.  B;  Waldecksches  Verlbssungsgesetz  §.  70. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  108;  Baiersches  Tit.  VII  §.  25  und  Gesetz 

vom  25.  Juli  1850  Art.  6;   Sächsisches  §.  82;   Würtemhergsches  §.  163;   Baden- 
sches  §.  69  und  Gesetz  vom  17.  Fehruar  1849  Art.  4;  Hessen-Darmstädtsches  §.  88; 
Laxemburgsches  Art.  57;   Meiningensches  Grundgesetz  §.  92;   Altenburgsches 
§.  200;    Coburg- Gothasches   Staatsgrundgesetz  §.  83;    Braunschweigsche   Neue 
Landschaftsordnung  §.  132;   Oldenburgsches   Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  130; 
Schwarzbnrg-Sondershausensches    Landesgrundgesetz    §.    31;     Schwarzburg- 
Badolstädtsches  Grundgesetz  §.  18;  Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856 
§.  53;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  27;  Waldecksches  Ver- 
fassongsgesetz §.  59;  Liechtensteinsches  §.  103.  —  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht 
Th.  I  S.  621;  v.  Bas,  Die  Redefreiheit  der  Mitglieder  gesetzgebender  Versammlungen  (1868). 
^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  84;   Baiersches  Tit.  VI  §.  27;   Sächsi- 
sches §.  83  Ab«.  1  und  2;   Würtemhergsches  §.  185;   Luiemburgsches  Art.  68; 
Hessen-Darmstädtsches  §.83;  Weimarsches  Grundgesetz §.  18;  Meiningensches 
N^.  99  („dem  Landtage  liegtob,  unanständige  und  verfassungswidrige  Ausdrücke 
and  Erklärungen  zu  verhüten  und  zu  rügen");   Altenburgsches  §.  245:    „Die  ein- 
zelnen Abgeordneten  haben  die  Verpflichtung  der  Freimüthigkeit  bei   den  Bera- 
,  thttögöH^  wobei  &ich  von  Belb»t  versteht,  dai»ft  dieselbe  iiitierliÄl1>  der  gc«oti' 
lielicil    Grenzen    bleiben    ninss;"    Cobqrg-GntliafchBi    Staatagfrundgeäetz    %  85 
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versanunlimg  keineswegs  eine  Freistatt  jedweder  Aeossemng  and  der  mit 
dem  Worte  zu  begehenden  Vergehen  oder  Verbrechen.  Vielmehr  blaben 
aaeh  die  Mitglieder  des  Landtages  für  jede  beleidigende,  yerläomdende 
oder  sonst  die  Voraussetzungen  eines  Verbrechens  consumir^de  Aeosse- 
rung  den  ordentlichen  Strafgerichten  ausnahmslos  verantwortlich/)  wenn 


Abs.  1  and  3;  Braunschweigsche  Neue  LandsclLaftsordnung  §.  134:  Oldenburg- 
8 che 8  Revtdirte8  Staatsgnmdgesetz  Art  131  §.  1  und  3;  Schwarzburg-Stfnder?« 
hansensches  Landesgnmdgesetz  §.  32;  Benss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrund- 
gesetz  §.  94  Abs.  2  nnd  3;  Waldecksches  Verfassimgsgesetz  §.  68. 

*)  Sächsisches  Verfassnngsgesetz  §.  83  Abs.  3:  „Wenn  die  (von  dem  Präsidenten] 
gerügte  Aensserong  ein  besonderes  Verbrechen  oder  eine  personliche  Beleidigung  in  sich 
begreift,  so  kann  das  fragliche  Mitglied  der  Kammer,  es  mag  nun  dessen  Ausschliessung 
(vom  Landtage)  erfolgt  sein  oder  nicht,  deshalb  noch  Yor  seinen  ordentlichen  Richter 
belangt  werden;"  Würtembergsches  §.  185  Abs.  1:  „Jedoch  sind  Beleidignngen  oder 
Verlaumdnngen  der  Regierung,  der  Standeversammlnng  oder  einzelner  Personen  der  Be- 
strafung nach  den  bestehenden  Gesetzen  in  dem  ordentlichen  Wege  des  Rechtes  ^nte^ 
werfen;**  Hessen-Darmstädtsches  ^.  83:  „Dagegen  schützt  das  Recht  der  freien 
Meinungsäusserung  nicht  gegen  den  Vorwarf  der  Yerläumdong,  welche  Einzelne  in  dieser 
Aeusserung  etwa  finden  sollten.  Den  Einzelnen  bleibt  in  solchen  Fällen  das  Klagrecht, 
welches  ihnen  gegen  Verläumdungen  nach  den  Gesetzen  zusteht;"  Weimarsches  Grund- 
gesetz §.  18:  »Jede  Verunglimpfung  der  höchsten  Person  des  Landesfursten ,  Beleidigm- 
gen  dßr  Regierung,  de«^  Landtages  oder  Einzelner  ist  jedoch  rerboten  und  nach  den  G^ 
setzen  strafbar;"  Altenburgsches  §.245  (s.  yoistehende  Note);  Coburg-Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  85. Abs.  2:  „Wegen  eines  durch  solche  Aeusserungen  etwa  begange- 
nen Verbrechens  oder  Vergehens  kann  der  Landtag  seine  Missbilligung  förmlich  «is- 
sprechen,  auch  den  Fall  auf  Antrag  des  Beleidigten  zur  strafrechtlichen  Erledigung  an 
das  Gericht  verweisen;"  Braunschweig  sehe  Neue  Landschaftsordnung  §.  134:  J>i& 
Mitglieder  der  Landschaft  ^.—  können  wegen  Verletzungen  der  Geschäftsordnnng, 
welche  weder  ein  besonderes  Verbrechen  noch  eine  persönliche  Beleidigung  enthalten, 
nur  von  der  StändeTersammlung  selbst  zur  Verantwortung  gezogen  werden;"  Olden- 
burgsches  Revidirtes  Staategrundgesetz  Art.  131  §.  2:  »Wegen  einer  durch  solche 
Aeusserungen  etwa  begangenen  Uebertretung  des  Strafgesetzes  kann  ein  gerichtliches 
Verfahren  nur  Statt  finden,  wenn  der  Landtag  den  Fall  zur  strafrechtlichen  Erledigmig 
an  das  Gericht  verwiesen  hat;"  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgnmd- 
gesetz §.  32:  «Die  Mitglieder  des  Landtags  können ,  faUs  durch  solche  Aeusseron- 

gen  ein  Vergehen  verübt  sein  sollte,  mit  Genehmigung  des  Landtags  durch  den  zustän- 
digen Richter  zur  Verantwortung  gezogen  werden;"  Reuss-Schleizisches  Revidirtes 
Staatsgrundgesetz  §.  d4:  „ wenn  nicht  der  vorgekommene  Fall  das  rechtliche  Kenn- 
zeichen einer  Iigurie,  Verläumdung  oder  eines  in  den  Gesetzen  mit  Strafe  bedrohten 
sonstigen  Vergehens  an  sich  trägt;"    Waldecksches  Verfassungsgesetz   §.  68:    «Kein 

Abgeordneter  darf  zu  irgend  einer  Zeit gerichtlich  verfolgt  werden,  ausgenommen 

bei  Majestätsbeleidigungen,  bei  Beleidigungen  gegen  den  Bundestag  oder  bei  Privatr 
ii^urien."  —  Unzweifelhaft  ist  durch  die  Fassung  des  Prinzipes  in  dem  Preussischen. 
Baierschen  und  Meiningenschen  Verfassungsgesetze,  dass  ein  Kammermitglied  wegen  seiner 
Abstimmung  oder  der  in  den  Landtagssitzungen  ausgesprochenen  Meinungen  gerichtli<'h 
nicht  zur  Verantwortung  zu  ziehen  sei,  keineswegs  die  strafgerichtliche  Verfolgbarkeit 
der  Landtagsmitglieder  wegen  der  in  ihren  Aeusserungen  enthaltenen  in  den  allgemeinen 
Strafgesetzen  mit  Strafe  bedrohten  Verbrechen  oder  Vergehen  ausgeschlossen. 


treten  könnte/) 

3.   Persönliche  ÜHTerletzbarkeit. 

§.  611. 
Die  politische  Bedeutsamkeit  des  Landtages  beeinflasst  auch  die  staats- 
rechtliche Stellung  seiner  einzelnen  Mitglieder.  Wenn  und  so  lange  diese 
als  solche  in  Thätigkeit  sind,  geniessen  sie  des  Vorzuges  einer  gewissen 
persönlichen  Unverletzbarkeit  insofern,  als  ein  jedes  Landtagsmit- 
glied während  der  Dauer  der  Sitzungsperiode  der  gerichtlichen  Verfolgung 
entzogen  ist.  Im  Einzelnen  modificiren  die  Verfassungsgesetze  dieses 
Prinzip  verschieden.  Allgemein  ist  anerkannt,  dass  ein  Landtagsmitglied 
nur  mit  XJenehmigung  des  Landtags  verhaftet  oder  zur  gerichtlichen  Unter- 
suchung gezogen  werden  könne,  falls  dasselbe  nicht  auf  frischer  That  bei 
Begehung  eines  Verbrechens  (oder  auch  schon  eines  Vergehens)  ergriffen 
worden.*)     Einige  Verfassungsgesetze    erstrecken    diesen    Grundsatz   auch 


')  Vergl.  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §  85;  Oldenburgsches  Revi- 
dirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  131  §.  2;  Schwarzburg-Sondershausensches  Grund- 
gesetz §.32.     Bedenklich;  vergl.  Herrmann,  Archiv  des  Criminalrechts  1855  S.  358. 

^)  Preuflsisches  Verfassungsgesetz  Art.  84  Abs.  2  «ausser  wenn  es  bei  Ausübung 
der  That  oder  im  Laufe  des  nächstfolgenden  Tages  nach  derselben  ergriffen  wird;"  Baier- 
sches  Tit.  VII  §.  26  (,den  Fall  der  Ergreifung  auf  frischer  That  bei  begangenem  Ver- 
brechen ausgenommen");   Sächsisches   §    84    („ausser   im   Falle   der   Ergreifung    auf 
frischer  That  bei  einem  begangenen  peinlichen  Verbrechen  und  dem  Falle  des  Wechsel- 
verfahrens");  Würtembergsches  §.  184'  („den  Fall  der  Ergreifung  «luf  frischer  That 
wegen  eines  Verbrechens  ausgenommen.    In  letzterem  Falle  ist  aber  die  Kammer  von  der 
geschehenen  Verhaftung,  mit  Angabe  des  Grundes,  unverzüglich  in  Kenntniss  zu  setzen"); 
Badensches  §.  49  (wie  das  Baiersche  1.  c);   Hessen-Darmstädtsches   §.  84  (wie 
das  Würtembergsche  L  c);  Luiemburgsches  §.  69;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  19  ' 
(„während  der  Versammlung  des  Landtages  und  bis  acht  Tage  nach  dem  Schlüsse  oder 
nach   einer   Vertagung   desselben  —  —  mit   alleiniger   Ausnahme   der    Ergreifung    auf 
frischer  That.    In  diesem  letzteren  Falle  ist  dem  Landtage  von  der  getroffenen  Mass- 
regel sofort  Kenntniss  zu  geben  und  es  steht  ihm  zu,  die  Aufhebung  der  Haft  —  -  zu 
verfügen");   Meiningensches  §.  100  Abs.  2:    „Der  Lauf  der  Justiz  kann  gegen  die 
Deputirten  nicht  gehemmt  werden;  nur  sollen  sie  während  ihrer  Anwesenheit  am  Land- 
tage nicht  zum  persönlichen  Erscheinen   in  bürgerlichen  Bechtssachen   und   in  Polizei- 
wachen vorgeladen  und  in  diesen  nicht  mit  Verhaft  belegt  werden,  ausser  wegen  fälliger 
Wechsel;"    Coburg-Gothasches   Staatsgrundgesetz  §,  86   (wie    das  Würtembergsche 

1.  c);    Braunschweigsche   Neue  Landschaftsordnung  §.  135:    „Kein  Mitglied 

kann  —  —  verhaftet  werden,  als  entweder  im  Wege  des  Wechselverfahrens  oder  wenn 
dasselbe  auf  frischer  verbrecherischer  That  ergriffen  wird  oder  mit  Zustimmung  der 
Ständeversammlung.  In  den  beiden  ersten  Fällen  hat  die  verhaftende  Behörde  dem 
Staatsministerium  und  dieses  der  Ständeversammlung  sofprt  Anzeige  von  der  Verhaftung 
zu  machen;"  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  132  („während  des 
Landtages   und   auf  der  Reise  dahin  und  zurück nur  bei  Ergreifung  auf  frischer 
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ausdrücklich  auf  das  privatrechtliche  Arrestverfabren')  und  nehmen  einzelne 
wieder  das  Wechselverfahren  aus.^  Aach  ränmen  einige  Verfassmigs- 
gesetze  dem  Landtage  das  Recht  ein,  die  Aufhebung  eines  jeden  bereits 
anhängigen  Strafverfahrens  und  einer  jeden  Untersuchungs-  oder  Civilhait 
gegen  ein  Landtagsmitglied  •  ftir  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  zu  be- 
anspruchen.^) 


Zweiter  Absclmitt. 
I.    Allgemeiner  Inhalt. 

§.  612. 
Der  Beruf  und  die  Zuständigkeit  des  Landtages  bestimmen  sich  aus 
der  organischen  Stellung  und  Bedeutung  desselben  im  Staate.  Berufen, 
die  Gesammtrechte  der  Unterthanen  zu  vertreten;  hat  der  Landtag  nur 
diese  zum  Gegenstande  aber  in  solcher  Weise,  dass  die  GeltendmachoDg 
dieser  Rechte  seine  Pflicht  ist.  Wie  das  ganze  Institut  der  Landstände  ein 
absolut  nothwendiges  in  dem  sich  selbst  begreifenden  Staate  ist,  indem 
nur  durch  sie  die  Unterthanen  als  das  andere  geistige  Element  des  Staates 
sich  darstellen  können ,  so  ist  auch  das  Recht  der  Landstände  ein  nach 
allen  Seiten  hin,  nach  Inhalt,  Umfang  und  Form  bestimmtes.  Die  Geltend- 
machung dieses  Rechtes  ist  eine  sittlich  freie  in  dem  Sinne^  dass  es  nicht 
eine  mechanische  Thätigkeit,  sondern  die  eines  sich  selbst  bewussten  Snb- 
jectes  ist  und  aus  dem  Selbstbewusstsein  und  der  freien  Entschliessung 
desselben  hervorgehen  muss.  Dem  verfassungsgesetzlichen  Grundsatze, 
dass  der  Landtag  nur  die  ihm  in  dem  Verfassungsgesetze  zugewiesenen 

That  oder  mit  Znstimmong  des  Landtages  oder  seines  Ausschusses,  aber  andi  vi\?eu 
eines  ^Vergehens**);  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  94  Abs.  1 
(wie  das  Prenssische  1.  c);  Liechtensteinscbes  Yerfassnngsgesetz  §.  107  (wie  das 
Wartembergsche  1.  c.)  und  §.108:  „Wird  ein  Landtagsmitglied  die  letzten  6  Wochen  vor 
Eröffnung  des  Landtages  in  Verhaft  genommen,  so  ist  dem  Ausschüsse  mit  Angabe  def 
Grundes  ungesäumt  hie  von  Eenntniss  zu  geben." 

^)  Ausdrücklich  erklären  dies  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  84  Abs.  3: 
Sächsisches  §.  84;  Luxemburgsches  Art.  69;  stillschweigend  liegt  aber  auch  diefv 
Bestimmung  in  dem  Verbote  einer  jeden  Verhaftung  eines  Landtagsmitgliedes  wahrend 
der  Dauer  einer  Sitzungsperiode.    S.  die  Nachweise  in  vorstehender  Note. 

^)  S.  das  Sächsisch eVerfas8ungsge8etz§.  84 und  dasMeiningensche  §.  lOOAbs.2. 

3)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  84  Abs.  4;  Luxemburgsches  Art  69; 
Weimarsches  Grundgesetz  §.  19. 


am  des  Staates  willen  nothwendiger  ist^  und  dass  in  diesem  urgane  der 
Unterthanen  sich  der  Organismas  des  Staates  ^  in  seinem  Leben  sich  das 
des  Staates  erfüllt  und  sichert.^)  Die  einzelnen  Arten  des  Rechtes  der 
Landtage  sind  aber  das  Recht  an  der  Gesetzgebung  und  das  Recht 
der  Bitte  und  der  Beschwerde/) 


II.   Das  Recht  an  der  Gesetzgebung. 

1.    Gegenstände. 

A.    Im  Allgemeinen. 

§.  613. 
Die  Gegenstände,  auf  welche  sich  das  Recht  der  Unterthanen  auf 
Mitvnrkung  an  der  gesetzgebenden  Gewalt  erstreckt,  bestimmen  sich  aus 
dem  Prinzipe  dieser  Gewalt  selbst  oder  aus  dem  Begriffe  des  Gesetzes.*) 
Es  ist  dahin  Alles  zu  rechnen,  was  zu  dem  Rechte  in  und  an  dem  Staate 
gehört:  —  sowohl  die  Normen  des  öffentlichen  Lebens,  wie  dieselben  in  dem 
Verfassungsgesetze  sich  darstellen,  als  die  Rechtssätze,  welche  das  indivi- 
duelle Leben  der  Menschen  oder  ihrer  nicht-staatlichen  Beziehungen  be- 
herrschen sollen,  sowohl  das  Recht  der  Gesammtheit  des  Staates  oder  be- 
sonderer Kreise  im  Staate,  als  auch  das  Recht  der  Emzelnen  und  ihrer 
Beziehungen  zu  dem  Ganzen,  sowohl  das  materielle  Recht  der  Staats- 
gewalt als  auch  den  realen  Bestand  des  Staates.  An  der  Recht  schaffen- 
den Thätigkeit  der  Staatsgewalt  concurriren  die  Unterthanen  auf  allen  Ge- 
hieten  des  Rechtslebens.')  So  sprechen  auch  die  deutschen  Verfassungs- 
gesetze nur  von  einer  Mitwirkung  (der  Vertretung)  der  Unterthanen  bei  der 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  1;  Sächsisches  §.  79;  Badensches 
§  50;  Hessen-Darmstädtsches  §.66;  Meiningensches  §.  5;  Brannschweigsche 
iVeue  Landschaftsordttung  §.  Ö7  und  95. 

')  Sä'chsisches  Verfassnngsgesetz  §.  79;  Wurtembergsches  §.  125;  Brann- 
schweigsche Nene  Landschaftsordnung  §,57. 

^)  Meiningensches  Grundgesetz  §.5:  „ landstandische  Verfassung,  hestimmt 

dnrch  das  Erfordemiss  ihrer  Mitwirkung  zu  den  unten  näher  bezeichneten  Regirungs- 
'»andJungcn,  in  der  Staatsverwaltung  Festigkeit  und  Stetigkeit  erhalten  zu  helfen,  sowie 
^me  gri^Bsere  Sicherheit  des  allgemeinen  Bechtszustandes  zu  gewähren."  VergL  auch  da- 
selbst §.  49. 

^)  Hier  ist  nur  das  Recht  an  der  Gesetzgebung  zu  erwähnen;  von  dem  der  Bitte 
«"'i  Beschwerde  wird  erst  bei  der  Darstellung  der  Organe  der  Staatsregirung  zu 
^^prechen  sein. 

*)  S.  oben  §.  546  C 

•)  Blnntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  I  S.  545  ff. 
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gesetzgebedden  Grewalt  und  heben  aus  iheils  geschichtlichen  theils  prak- 
tischen GnLnden  nur  ein  Gebiet  derselben  besonders  hervor:  die  Feststel- 
lung der  Grundsätze,  nach  welchen  die  Lasten  der  Unterthanen  im  Staate, 
ihre  Militair-  und  ihre  Steuerpflicht  bestimmt  werden  sollen.  Das  Prinzip 
ist  eben  bei  allen  Gregenständen  der  gesetzgebenden  Gewalt,  hinsichtlieh 
der  eigentlichen  Rechtsgesetze  wie  hinsichtlich  der  Militair-  und  der  Steuer- 
gesetze, genau  dasselbe;  denn  stets  ist  es  die  Anforderung,  welche  der 
Staat  an  seine  Unterthanen  und  zwar  als  solche  sei  es  zur  Gewinnung  be- 
stimmter Rechte  über  die  individuelle  Freiheit,  sei  es  zur  Erlangung  der 
physischen  Kraft  und  der  materiellen  Mittel  der  Individuen  im  Staate  von 
Rechtswegen  stellt.  In  allen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Feststellung 
der  Grenze  zwischen  dem  Rechte  des  Staates  und  dem  der  Menschen  im 
Staate,  und  es  geschieht  dieselbe  durch  einen  Act  der  Vereinbarung  zwischen  • 
dem  Repräsentanten  der  Gewalt  des  Staates  und  den  Unterthanen  des- 
selben eben    dadurch,   dass  Beide   so  wollen/)    Ob  aber  die  gesetzliche 


0  Die  deutschen  Verfassongagesetze  sind  im  Wesentlichen  über  das  Prinzip  ernTer- 
standen.  Einige  sprechen  dasselbe  abstract,  andere  aber  mehr  casnistisch  concret  ans, 
indem  sie  auf  die  einzelnen  Gegenstände  der  Gesetzgebung  ausdrücklich  Bezug  nehmen 
und  das  Prinzip  gleichsam  als  allgemein  feststehend  betrachten.  Vergl.  Preussisches 
Yerfassungsgesetz  Art.  62  Abs.  2:  „Die  Üebereinstimmung  des  Königs  und  beider  Häuser 
des  Landtags  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich;"  Baiersches  Tit.  VII  §.  2:  »Ohnedeo 
Beirath  und  die  Zustimmung  der  Stande  des  Königreichs  kann  kein  aUgemeines  Gesetz, 
welches  die  Freiheit  der  Personen  oder  das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen  betrilEI, 

erlassen werden;"  Sächsisches  §.86:    „Kein  Gesetz  kann  ohne  Zustimmung  der 

Stände  erlassen werden;"  Würtembergsches  §.  124:  „Die  Stände  sind  berufen 

bei  Ausübung  der  Gesetzgebungsgewalt   durch   ihre  Einwilligung  mitzuwirken;' 

Badensches  §.53:  „Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  keine  Auflage  ausgesehrieben 
und  erhoben  werden;"  §.  64:  „Kein  Gesetz,  das  die  Verfassungsurkunde  ergänzt,  erläutert 

oder   abändert»   darf  ohne   Zustimmung der  beiden  Kammern  gegeben  werden;' 

§.  65:  „Zu  allen  andern,  die  Freiheit  der  Personen  oder  das  Eigenthum  der  Staats- 
angehörigen betreffenden  allgemeinen   neuen   Landesgesetzen ist  die  Zustimmung 

der  beiden  Kammern  erforderlich;"  Hessen-Darmstädtsches  §.  66:  „Ohne  Zu- 
stimmung der  Stände  kann  keine  directe  oder  indirecte  Auflage  ausgeschrieben  oder  er- 
hoben werden;"  §<.  72:  „Ohne  Zustimmung  der  Stande  kann  kein^Gesetz,  auch  in  Bezug 
auf  das  Landespolizeiwesen,  gegeben  werden;"  Luxemburgsches  Art.  46:*  ^Die  Zu- 
stimmung der  Ständeversammlung  wird  zu  jedem  Gesetze  erfordert;"  Weimarsches 
Grundgesetz  §.  4  specificirt  die  einzelnen  Rechte  des  Landtages  und  bezeichnet  als  Gegen- 
stände der  Antheilnahme  an  der  Gesetzgebung  die  Landesgesetze,  welche  entw'eder  die 
Landesverfassung  betreffen,  oder  die  persönliche  Freiheit,  die  Sicherheit  und  das  Eigen- 
thum der  Staatsbürger,  sei  es  in  dem  ganzen  Lande  oder  In  einzelnen  LandestheileUt 
zum  Gegenstande  haben;"  Meiningensches  §.85:  „Verordnungen  und  Gesetze,  durch 
welche  nicht  blos  die  organische  Einrichtung  der  Behörden  und  die  Form  der  Geschäfts- 
führung bestimmt,  auch  nicht  blos  die  nahem  Anordnungen  zur  Ausführung  schon  be- 
stehender Gesetze  gegeben,  sondern  wodurch  Eigenthum  und  Freiheit  der  Unterthanen 
getroffen,  oder  eine  Veränderung  der  Abgaben  und  Rechte  herbeigeführt  wird,  können 
ohne  Beirath  und  Zustimmung  der  Stände  nicht  gegeben  werden;"   Altenburgsches 


bebe,  ob  sie  allgemeines  oder  singuläres  Recht  schaffe ,  relevirt  dabei 
nicht.')  ^Wenn  einige  Verfassongsgesetze  die  s.  g.  authentische  Inter- 
pretation ausdrücklich  unter  die  Rechte  des  Landtages  zählen,  so  ist  da- 
gegen um  so  weniger  Etwas  zu  erinnern,  als  in  Wirklichkeit  dieser  Act 
des  gesetzgebenden  Körpers  alle  Voraussetzungen  eines  Actes  der  Gesetz- 
gebung erfüllt.  Denn  ein  wirklich  zweifelhafter  Rechtssatz  ist  gar  kein 
Recbtssatz  und  die  s.  g.  authentische  Interpretation  schafft  einen  neuen.  ^ 


§.  201:  „Bei  allgemeinen  neuen  Gesetzen,  welche  die  Freiheit  der  Personen  oder  das 
Eigenthum  aller  Staateangehörigen,  ingleichen  die  Grundverfassung  und  die  Militair- 
ausbebung  betreffen,  ist  ihre  (der  Stande)  Mitwirkung  dergestalt  erforderlich,  dass  etc.;" 
Coburg-Gothas ch es  Staatsgrundgesetz  §.  104:    „Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  von 

dem  Herzog  in  Gemeinschaft  mit  den  Landtagen ausgeübt;*  Braunschweigsche 

Neue  Landschaftsordnung  §.  98:  „Die  ständische  Zustimmung  ist  erforderUch:  1.  wenn 
dieses  Landesgrundgesetz  oder  die  mit  demselben  erlassenen  Gesetze  ergänzt,  erläutert 
oder  abgeändert,  2.  wenn  neue  organische  Staatseinrichtungen  getroffen  oder  die  bestehen- 
den abgeändert,  3.  wenn  Landesgesetze  gegeben  —  —  werden,  die  das  Landesfinanz- 
nnd  Steuerwesen,  die  Militairpflichtigkeit  und  die  Aushebung  der  Mannschaften,  das 
bürgerliche  oder  Strafrecht,  den  bürgerlichen  oder  Strafprocess  betreffen;"  Oldenburg- 
sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  136:  „Ein  Gesetz  kann  von  dem  Grossherzoge 
nur  in  üebereinstimmung  mit  dem  Landtage  erlassen  —  —  werden;"  Schwarzburg- 
Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §  34:  „Der  Landtag  nimmt  Theil  an  der 
Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt;"  Schwarzburg-Rudolstädtscbes  Grundgesetz 
§.  23,  1  und  2  und  §.  24:  „Das  Mitwirkungsrecht  des  Landtages  bei  der  Gesetzgebung 
besteht  darin,  dass  demselben  alle  zu  erlassenden  allgemeinen  Gesetze,  welche  die  grund- 
gesetzlichen Bestimmungen  des  Pürstenthums  oder  die  persönliche  Freiheit,  die  Sicher- 
heit und  das  Eigenthum  der  Staatsunterthanen,  sei  es  im  ganzen  Lande  oder  in  einzelnen 
Landestheilen  zum  Gegenstande  haben,  zur  Berathung  und  Zustimmung  vorgelegt  werden 
müssen;"  Reuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.54,  a  und  c  und  §.  63: 
„Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den  Fürsten  nnd  die  Landes- 
vertretung  ausgeübt.  Die  üebereinstimmung  des  Fürsten  und  des  Landtags  ist  zu  jedem 
Gesetz   erforderlich;"    Walde cksch es    Verfassungsgosetz   §.  6:    „Gesetze    können    vom 

Fürsten  nur  mit  Zustimmung  des  Landtages  erlassen werden;"    Liechtenstein- 

scbes  §.40:   „Die  Wirksamkeit  des  Landtags  hat  sich  vorzugsweise  auf  folgende  Gegen- 
stände zu  erstrecken:   a)  auf  die  verfassungsmässige  Mitwirkung  zur  Gesetzgebung."  — 
•)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  2;    Sächsisches  §.  86;   Würtem- 
bergsches  §.  88;    Badensches  §.  64  und  65;   Weimarsches  Grundgesetz  §.  4,  6; 
Cobarg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  106;  Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  98;   Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art,  136;   Schwarz- 
barg-Sondershausensches  §  34  Abs.  2;  Waldecksches  §.  6  und  95.  —  Dass  jede 
bestehende  Bechtsordnung  und   ein  jeder  bestehende  Rechtssatz  durch  die  Gesetz- 
gebung abgeändert  oder  beseitigt  werden  könne,  ist  unzweifelhaft,  nicht  so,  ob  auch  das 
s.  g.  wohlerworbene  Recht  des  Einzelnen  zu  den  Gegenständen  der  Gesetzgebung 
gehören  könne.    Es  ist  indess  gar  kein  Grund  dagegen  zu  finden  und  kann   nur  ein 
Gesetz  nicht  rückwirkende  Kraft  haben.    VergL  oben  §.  81.   Anders  Zop fl,  Grund- 
sätze §.  390,  VI 

*)  Sehr  richtig  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz  Art  48:  ..L'interpr^tation  des 
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§.  614. 
Die  Competenz  des  Landtages  anf  dem  Gebiete  der  GesetzgebuDg  be- 
stimmt sieh  lediglich  ans  materiellen  Gründen.  Die  Nothwendigkeit  der 
Mitwirkung  und  Zustimmung  des  Landtages  hängt  allein  von  dem  Gegen- 
stände und  davon  ab,  ob  ein  Erlass  der  Staatsgewalt  die  Rechtsordnung 
und  die  individuelle  Freiheitssphäre  berührt.  Der  Anlass  und  die  äussere 
Form  des  Actes  der  Staatsgewalt  ist  dabei  ohne  Bedeutung  und  modificirt 
die  Art  und  den  Umfang  der  landständischen  Zuständigkeit  durchaus  nicht. 
Die  deutschen  Verfassungsgesetze  erkennen  dieses  in  dem  Prinzipe  an, 
dass  auch  die  Staatsverträge,  welche  an  sich  als  Acte  der  Staatsregi- 
rung  zu  den  G^enständen  des  alleinigen  Rechtes  des  Souverains  ge- 
hören/) doch  insofern,  als  sie  gesetzliche  Bestimmungen  enthalten  d.  h. 
als  sie  die  rechtliche  Ordnung  im  Staate  verändern  oder  dem  Staate  oder 
Einzelnen  neue  Lasten  auferlegen,  auch  Gegenstände  der  Gesetzgebung 
und  nur  pach  der  Anerkennung  vom  gesetzgebenden  Körper  den  Unter- 
thanen  gegenüber  rechtsverbindlich  seien.  Diese  Voraussetzung  trifft  dann 
auch  bei  allen  Handels-  und  Zollgesetzen  zu,  sofern  auch  durch  diese  der 
individuellen  Freiheit  neue  Schranken  gesetzt  und  das  Vermögen  der  Ein- 
zelnen neuen  Abgaben  unterworfen  wird.  Die  deutschen  Verfassungs- 
gesetze specificiren  zum  Theil  die  einzelnen  Fälle,  in  welchen  Staatsver- 
träge  aus  Rücksicht  ihres  Inhaltes  der  Genehmigung  vom  gesetzgebenden 
Körper   bedürfen,*)    aber   im  Grunde  reduciren  sich   alle   diese  einzelnen 


lois  par  voie  d'autorite  ne  peut  avoir  üeu  que  par  la  Ich;"*  und  Hessen-Darmatädt- 
sches  §.72:  „Wenn  bei  bestehenden  Gesetzen  die  doctrinelle  Auslegung  nicht  hinreicht, 
so  tritt  nicht  authentische  Auslegung,  sondern  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Bestim- 
mung, durch  einen  Act  der  Gesetzgebung  ein."  —  Vergl.  El  üb  er,  OeffenÜiches  Eecht 
§.  362;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  n  S.  139  Note  8;  Held,  System  Th.  II 
S.  60  Note  2;  Puchta,  Cursus  der  Institutionen  Th.  I  S.  41. 

*)  S.  oben  §.  339.  Vergl.  auch  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnting 
§.  7  und  8. 

*)  PreuBsisches  Verf assungsgesetz  § .  48 :  „ Letztere  (die  Staatsvertrage)  bedürfen 
zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung  der  Kammern,  sofern  es  Handelsverträge  sind, 
oder  wenn  dadurch  dem  Staate  Lasten,  oder  einzelnen  Staatsbürgern  Ver- 
pflichtungen auferlegt  werden  aollen;"  Würtembergsches  §.  85:  „Es  kann  jedoch 
ohne  Einwilligung  der  Stände  durch  Verträge  mit  Auswärtigen  kein  Theil  des  Staats- 
gebietes und  Staatseigenthums  veräussert,  keine  neue  Last  auf  das  Königreich  und  dessen 
Angehörige  übernommen,  und  kein  Landesgesetz  abgeändert  oder  aufgehoben,  keine  Ver- 
pflichtung, welche  den  Rechten  der  Staatsbürger  Eintrag  thun  würde,  eingegangen,  na- 
mentlich auch  kein  Handelsvertrag,  welcher  eine  neue  gesetzliche  Einrichtung  zur  Folge 
hätte,  und  kein  Subsidienvertrag  zu  Verwendung  der  königlichen  Truppen  in  einem 
Deutschland  nicht  betreffenden  Kriege,  geschlossen  werden;"  Luxemburgsche -Consti- 
tution Art.  37:  „Les  traites  de  commerce  et  ceui  qui  pourraient  grever  TEtat 
ou  Her  individuellement  des  Luxembourgeois,  n'ont  d'effet  qu'apr^s  avoir  m^n 
Vasscntiment  de  VAssembl^e  des  ^tats:"  Ooburg-Gothasches  Staatsgmndgesetz §.  128 
Abs.  2:    „Zur  gültigen  Abschliessung   der  Verträge  mit  anderen  Staaten  gebort  die  Za- 


ßegnn  aes  liesetzes.  ; 

-  §.  615. 
Das  Gebiet  der  Gesetzgebung  kann  durch  positivrecbtliche  Bestim- 
mungen über  die  Grenzen,  welche  das  Wesen  des  Gesetzes  zieht,  hinaus 
erweitert  oder  auch  in  der  Weise  beschränkt  sein,  dass  dem  Prinzipe  nach 
im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  regelnde  Angelegenheiten  positivrechtlich 
der  einseitigen  Entschliessang  des  Souverains  überlassen  sind.  In  diesem 
letzteren  Falle  liegt  ein  Verzicht  des  gesetzgebenden  Körpers  auf  einen 
Theil  seiner  materiellen  Zuständigkeit  vor,  in  jenem  aber  hat  der  Souverain 
von  seinem  Rechte  an  der  Regirungsgewalt  zu  Gunsten  der  Gesetzgebung 
rergeben.     Streitigkeiten  zwischen  dem  Souverain  und  dem  Landtage  über 


stimmang  des  betreffenden  Landtags  dann,  wenn  dadurch  dem  Staat  oder  Einzelnen 
neue  Lasten  aufgelegt  oder  Gesetze  gegeben,  abgeändert  oder  aufgehoben 
werÄu;"  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  6:  „Diese  (die  Staats- 
verträge)  bedürfen  der  Zustimmung  oder  Bestätigung  des  Landtages,  wenn  sie  a)  einen 
Gegenstand  betreffen,  über  welchen  ohne  Zustimmung  des  Landtags  von  der  Staatsregie- 
rung verfassungsmässig  Anordnungen  gültig  nicht  getroffen  werden  können,  oder  b)  Han- 
dels- oder  Schi  ff  fahr  tsver  träge  und  nicht  einfache  Gegenseitigkeitsverträge  sind, 
oder  c)  einzelnen  Staatsbürgern  besondere  Lasten  auferlegen,"  (b  und  c  sind 
schon  unter  a  begpriffen);  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz 
§.  42:  „Staatsverträge  bedürfen  der  Zustimmung  des  Landtags,  wenn  durch  dieselben 
dem  Staate  Lasten  oder  den  Staatsangehörigen  Verpflichtungen  auferlegt 
werden,"  (die  Ausnahmen  des  §.  43,  die  den  thüringenschen  und  resp.  den  deutschen 
Zoll-  und  Handelsverein  betreffenden  Verträge,  sind  durch  die  Errichtung  des  Zollparlaments 

überflüssig  geworden) ;  Anhaltil^che  Landschaffcsordnung  §.  19:  „ Ingleichen  wollen 

Wir  —  — -  zum  Abschluss  von  Staatsverträgen,  welche  Unseren  ünterthanen  neue 
Lasten  auferlegen,  die  Zustimmung  Unserer  Stände  einholen;"  Eeuss-Schleizi- 
sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  70:  »Es  kann  Jedoch  durch  Verträge  mit  anderen 
Staaten  kein  Theil  des  Staatsgebietes  und  des  Staatseigenthums  veränssert, 
keine  Last  auf  das  Land  oder  dessen  Angehörige  übernommen  und  kein 
Landesgesetz  abgeändert  oder  aufgehoben,  auch  keine  Verpflichtung, 
welche  den  Eechten  der  Staatsbürger  Eintrag  thun  würde,  eingegangen 
werden,  ohne  dass  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  vor  dem  Abschlüsse  eingeholt 
und   ertheilt   worden    ist;"    Wal^decksches  Verfassungsgesetz  §.11  (wie  das  Sonders- 

hausensche  L  c);   Liechtensteinsches  §.23:    „ Es  kann  jedoch  ohne  VerwiUi- 

gung  des  Landtages  durch  Verträge  mit  Auswärtigen  weder  der  Staat  im  Ganzen 
noch  ein  Theil  desselben  oder  Staatseigenthum  veräussert,  auf  kei^i 
Staatshoheitsrecht  oder  Staatsregal  verzichtet,  oder  darüber  irgendwie  verfügt 
werden,  weiteres  keine  neue  Last  auf  das  Fürstenthum  oder  dessen  Angehörige 
übernoramen,  endlich  keinerlei  Verpflichtung,  welche  den  Rechten  der 
Landesang'ehörigen  Eintrag  thun  würde,  eingegangen  werden." 

M  Daruin  sehr  richtig  Coburg-Gothasches  Staatsgprundgesetz  §.  128  a.  E.  (s.  vor- 
stehende Note):  »Solche  Verträge  sind  als  Gesetz  zu  veröffentlichen."  Es  relevirt  eben 
nicht,  ans  welchein  Anlass  und  bei  welcher  Gelegenheit  die  Competenz  der  gesetzgebenden 
Gewalt  berührt  wird. 
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die  Gompetenz  des  gesetzgebendeD  Körpers  und  die  der  Krone  d.  h.  eben 
darüber,  ob  eine  Bestimmung  als  (xesetz  oder  nur  als  Verordnang  zu  er- 
lassen sei,  sind  in  den  Verfassungsgesetzen  ausdrtteklich  kaum  vorgesehen.') 
Nur  mittelbar  ist  eine  Instanz  für  solche  Streitigkeiten  geschaffen,  insofern 
der  Landtag  eine  Verletzung  der  Verfassung  durch  die  Nichtachtung  der 
Gompetenz  des  gesetzgebenden  Körpers  Seitens  der  Regirnng  behauptet 
und  die  verantwortlichen  Räthe  der  Krone  in  der  verfassungsmässigen 
Weise  zur  Rechenschaft  zieht.')  Das  Recht  des  deutschen  Bundes  hatte 
eine  schiedsrichterliche  Entscheidung  solcher  Differenzen  vorbehalten  und 
Bestimmungen  über  die  Einrichtung  der  schiedsrichterlichen  Instanz  fest- 
gestellt, indess  ist  dieses  niemals  praktisch  gewordene  Verfahren  mit  der 
Auflösung  des  deutschen  Bundes  auch  in  thesi  beseitigt/)  Auf  die  Mög- 
lichkeit eines  in  anderer  Weise  nicht  zu  schlichtenden  Streites  zwischen 
dem  Souverain  und  dem  Landtage  über  die  Auslegung  des  Verfassungs- 
gesetzes  nehmen  einige  Verfassungsgesetze  Rücksicht  und  ordnen  ein  be- 
deres  schiedsrichterliches  Verfahren  an,  welches  indess  selbstverstälBlicli  ■ 
durch  eine  authentische  Intei*pretation  der  streitigen  Gesetzesstelle  ersetzt 

werden  könnte.*)    Innerhalb  des  Gebietes  des  Norddeutschen  Bundes     5 

1 

„  » 

0  S.  Oldenburgaches  Kevidirtes  Staatsgrondgesetz  Art.  209  (s.  folgende  Note  4K 

')  S.  nnten  die  Darstellung  der  Rechtsverhältnifise  der  Staatsdiener  und  besonders 
die  der  Staatsminister. 

^)  Bundesbeschluss  vom  30.  October  1834  Art  1:  „Für  den  Fall,  dass  in  einem 
Bundesstaate  zwischen  der  Begirung  und  den  Ständen  über  die  Anslegnng  der  Verfassong 
oder  über  die  Gränzen  der  bei  Ausübung  bestimmter  Rechte  des  Regenten  den  Ständen 
eingeräumten  Mitwirkung,  namentlich  durch  Verweigerung  der  zur  Führung  einer  den 
Bundespflichten  und  der  Landesverfassung  entsprechenden  Rcgirung  erforderlichen  Mittel 
Irrungen  entstehen,  und  alle  verfassungsmässigen  und  mit  den  Gesetzen  vereinbarlichen 
Wege  zu  deren  genügenden  Beseitigung  ohne  Erfolg  eingeschlagen  worden  sind,  ver- 
pflichten sich  die  Bundesglieder,  als  solche,  gegen  einander,  ehe  sie  die  Dazwischenkunft 
des  Bundes  nachsuchen"  —  diese  blieb  also  immer  noch  vorbehalten  —  .die  Entschei- 
dung solcher  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  auf  dem  in  den  folgenden  Axtikehi  be- 
zeichneten Wege  zu  veranlassen."  Auf  diese  bundes-schiedsrichterliche  Instanz  recurrirte 
auch  das  Reuss-Schleizische  Revidirte  Staatsgrundgesetz  §.  117. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  153:  „Wenn  über  die  Auslegung  einzelner 
Punkte  der  Verfassungsurkunde  Zweifel  entsteht  und  derselbe  nicht  durch  Uebereinknnft 
zwischen  der  Regirung  und  den  Ständen"  —  das  würde  eben  authentische  Interpretation 
sSm  —  "beseitigt  werden  kann,  so  sollen  die  für  und  wider  streitenden  Gründe  sowohl 
von  Seiten  der  Regirung  als  der  Srände,  dem  Staatsgerichtshofe  zur  Entscheidung  vor- 
gelegt werden.  Zu  diesem  Behufe  -  —  etc.  Der  hierauf  ertheilte  Ausspruche 
soll  als  authentische  Interpretation  angesehen  und  befolgt  werden/ 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  231:  „Wenn  (Voraussetzung  wie  vor- 
stehend)   ,  so  wird  zuvorderst  das  Herzogliche  Staatsministerium  mit  einer  Deputa- 
tion der  Stände  zusammentreten,  um  eine  Ausgleichung  zu  versuchen.  Sollte  aber  dieser 
Versuch  fn^chtlos  bleiben,  so  ist  sowohl  der  Regirung  als  den  Standen  nnbenonunen,  die 
entstandene  Differenz  im  Wege  Rechtens  entscheiden  zu  lassen.    Diese  Entscheidung  soU 


gewiss  stets  dem  Zweck  entsprechende  Instanz  ges^^haffen. ') 

B.    Das  Verfassnngsrecht. 

§.  616. 
Die  Heilighaltung  der  Verfassung  sollte  durch  eine  Erschwerung  ihrer 
Aenderungen  besonders  gesichert  sein.  Die  Nothwendigkeit  eines  möglichst 
Constanten  Verfassungszustandes  veranlasste  besondere  Bestimmungen  über 
die  Abänderung  desselben  im  gesetzlichen  Wege  und  wurden  diese  Be- 
stimmungen auch  zu  den  besonderen  Garantien  der  Verfassung  gerechnet. 
Es  ist  indess  auch  in  den  deutschen  Staaten  die  Nothwendigkeit  solcher  be- 
sonderen Erschwerungen  der  die  Staatsverfassung  betreflFenden  Gesetze  be- 


in  erster  und  letzter  Inatanz  durch  ein  Compromissgericht  abgegeben  werden"  (hinsicht- 
lich dessen  Bildung  s.  das  Gesetz  vom  19.  März  1850  §.  2);  Oldenburgsches  Revidirtes 
Staatsgnmdgesetz  Art.  209:    „Waltet  über   die  Auslegung  des  Staatsgrundgesetzes  oder 
über  die  Grenzen  der  verfassungsmässigen  Mitwirkung   des  Landtages  eine  Verschieden- 
heit der  Ansichten  zwischen   der  Staatsregirung  und  dem  Landtage  ob,  so  soll  auf  An- 
trag, sei   es  der  Staatsregirung  oder  des  Landtags,  die  Frage  von  einem  vereinbarten 
Schiedsgerichte  oder  von  dem  Staatsgerichtshof  als  Schiedsgericht   und  falls  die  Staats- 
regirung oder  der  Landtag  sich  bei  der  Entscheidung  des  Schiedsgerichtes  nicht  berulii- 
gen  wollen,  von  dem  deutschen  Bundesschiedsgerichte  in  letzter  Instanz  erledigt  werden" 
Üetzt  würde  also  nur  jene  erste  Instanz  entscheiden  können);  Art.  210  (betrifft  das  Ver- 
fahren vor  dem  Schiedsgerichte);  Art.  211:    „Der  vom  Schiedsgericht  abgegebene  Spruch 
soll  öffentlich  bekannt  gemacht  werden  und  dann  die  Kraft  einer  authentischen 
Auslegung  beziehungsweise  eines  rechtskräftigen  Urtheils  haben."    Zwischen 
der  einen  oder  andern  Kraft  ist  aber  ein  bedeutender  Unterschied,    da  der  Kichterspruch 
das  ürtheil,  nicht  die  Kraft  des  Gesetzes  h'at  —  Für  die  Mecklenburgschen  Staaten 
hat  eine  Verordnung  der   beiderseitigen  Herzöge  vom  28.  November  1817  in  der  Ab- 
sicht, „den  getreuen  Landständen  befriedigende  Mittel  und  Wege   zu   eröffnen,   um   bei 
streitigen  Fällen  in  Angelegenheiten,  welche  die  Landesverfassung  betreffen ,. zur  recht- 
lichen  Entscheidung   zu   gelangen,"    ein   detaillirtes   compromissarisches    Verfahren    an- 
geordnet, und  hat  dann  auch  im  Jahre  1850  „in  Sachen  der  Mecklenburgischen  Ritter- 
schaft Klägerin   in   einem,   des  Durchlauchtigsten  Fürsten  und  Herrn,    Herrn  Friedrich 
Franz,  Grossherzog  von  Mecklenburg  etc.  Beklagten  im   andern  Theile"  ein  demgemäss 
bestelltes  Schiedsgericht  für  Recht  erkannt,  „dass  das  durch  Gesetz  vom  10.  October  1849 
eingeführte    Staatsgrundgesetz   für    das    Grossherzogthum   Mecklenburg-Schwerin,    nicht 
minder  das  unter  demselben  Tage  erlassene,  Grossherzogliche  Gesetz,  betreffend  die  Auf- 
hebung  der  landständischen  Verfassung,   für  rechtsbestäftdig  nicht  anzusehen,  vielmehr, 
den  Anträgen  der  Ritterschaft  gemäss,  wie  hierdurch  vom  Schiedsrichter  geschieht,  für 
nichtig  zu  erklären".     (Entscheidungsgründe  sind  wenigstens  nicht  publicirt.)    S.  Zacha- 
riä,  Sammlung  S.  892. 

')  Verfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  76  Abs.  2:  „Ver- 
fassnngsstreitigkeiten  in  solchen  Bundesstaaten,  in  deren  Verfassung  nicht  eine  Behörde 
zur  Entscheidung-  solcher  Streitigkeiten  bestimmt  ist,  hat  auf  Anrufen  eines  Theiles  der 
Bundesratb  gütlich  auszugleichen  oder,  wenn  das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Bundes- 
gesetzgebung zur  Erledigung  zu  bringen." 
Grotefend.  Staatsrecht.  40 
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zweifelt  und  ist  in  einigen;  namentlich  in  dem  grössten  deutschen  Staate, 
von  denselben  fast  ganz  abgesehen.  In  diesen  Staaten  wird  also  nur  im 
Wege  der  ordentlichen  Gesetzgebung  auch  über  Aenderungen  der  Verfassung 
verhandelt,  während  in  anderen  noch  besondere  Bestimmungen  in  sehr  ver- 
schiedener Weise  diese  Aenderungen  zu  erschweren  beabsichtigen.  Das 
positive  Verfassungsrecht  der  einzelnen  Staaten  hat  die  bestimmten  Grund- 
sätze  der  Verfassungsgesetzgebung    nachzuweisen.  \)      Einzeln   findet  sich 


^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  107  verlangt  nur  eine  zweimalige  Abstim- 
mung und  dass  zwischen  beiden  ein  Zeitraum  von  wenigstens  21  Tagen  liege;   Baier- 
sches  Tit.  X  §.  7  erfordert  „in  diesej  höchst  wichtigen  Angelegenheit"  die  Gegenwart 
von  V4  der   bei   der  Versammlung   anwesenden  Mitglieder  in  jeder   Kammer  und  eioe 
Mehrheit  von  zwei  Drittheilen   der   Stimmen  (das  Gesetz,   die  ständische  Initiative  be- 
treffend, vom  4.  Juni  1848  Art.  5 — 8  erschwerte  die  Beantragung  einer  Verfassungs- 
änderung sehr  erheblich,  s.  §.604  Note  5);   Sächsisches  §.  152  (ähnlich);  Würtem- 
bergsches  §.  176  erfordert  Zustimmung  von  zwei  Drittheilen  der  anwesenden  Mitglieder 
in  beiden  Kammern;  Badensches  §.64  und  74  a.  £.   Anwesenheit  von  drei  Viertheäen 
und   Zustimmung   von   zwei  Drittheilen   der  Anwesenden;   Hessen-Darmstädtsches 
§.  110:  „In  der  zweiten  Kammer  ist  die  Zustimmung  von  wenigstens  26  Mitgliedern  imd 
in  der  ersten  Kammer,  bei  Stimmenmehrheit,  die  Zustimmung  von  wenigstens  12  Mit- 
gliedern erforderlich.     Ist  aber  die  Anzahl  der  an  der  Abstimmung  wirklich  theilnebnien- 
den  Mitglieder  so  gross,  dass  Vs  davon  mehr  betragen  als  die  ausgedrückten  Zahlen,  so 
ist  die  Zustimmung  von  V3  der  wirklich  Abstimmenden  erforderlich;"  Lnxemburgscbes 
Art.  114  verlangt  zweimalige  Abstimmung  in  wenigstens  vierzigtägigem  Zwischenraame; 
Weimarsches  Grundgesetz  §.  64:    „Zwischen   der  Berathung  und  Beschlnssiassung  im 
Landtage  über  eine  Aenderung  des  Grundgesetzes  muss  ein  Zwischenraum  von  mindestens 
acht  Tagen  liegen,  und  es  müssen  nicht  nur  mindestens  drei  ViertheUe  der  Abgeordneten 
hei  der  Beschlussfassung  anwesend  sein,  sondern  es  müssen  auch  mindestens  zwei  Drittheile 
der  Anwesenden  für  die  Aenderung  stimmen;"    Meiningensches  §.  109:    „An  diesem 
Grundgesetze  und  der  durch  solches  gestifteten  Verfassung  darf  in  keinem  Punkte,  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar  ohne  gemeinsame  üebereinstimmung  des  Landesherm  und  des 
Landtages  (alle  Mitglieder  desselben?)  eti^as  geändert  werden;"  Altenburgsche8§.  266 
(dem  Sinne  nach  ebenso);  Coburg- Gothas ches  Staatsgrundgesetz  §.  112  erfordert  hin- 
sichtlich der  Beschlüsse  des  gemeinschaftlichen  Landtages  über  Abänderongen  des  Staats- 
grundgesetzes die  Zustimmung  beider  Sonder-Landtage,  bestimmt  aber  föt  die  Beschlnss- 
fassung  selbst  keine  besonderen  Erfordernisse  (vergL  auch  §.  156);   Brannschweig- 
sehe  Neue  Landschaffcsordnung  §.  141    erfordert   die  Zustimmung  von  wenigstens  zwei 
Drittheilen  der  ganzen  Landschaft,  hinsichtlich  der  Abänderung  der  Vertretung  einer  der 
drei  Standesklassen  (s.  oben  S.  563  Note)   bestimmen  §§.  142  und  143  Näheres;  Olden- 
burgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art,  212  erfordert:    „1.  dass  der  Beschluss  auf 
zwei   nach   einander  folgenden  Landtagen,   zwischen  denen  eine  neue  Abgeordnetenwahl 
Statt  gefunden  hat,  gefasst  werde,  2.  dass  der  Tag  der  Abstimmung  jedes  Mal  acht  Tage 
vorher  angekündigt  werde,  und  3.  dass  wenigstens  drei  Viertheile  der  einberufenen  Ab- 
geordneten an  der  Abstimmung  Theil  nehmen;  Schwarzburg-SondershansenBches 
Landesgrundgesetz   §.  38    verlangt   zweimalige   Abstimmung   in  wenigstens    14tägigem 
Zwischenräume  und  jedesmal  eine  Stimmenmehrheit  von  zwei  Drittheilen  „der  nach  dem 
Wahlgesetze  vorhandenen  Mitgliederzahl";  Seh  war  zburg-Budolstädtsches  Grandgesetz 
(wie  das  Baiersche  Verfassungsgesetz  Tit.  X   §.  7);   Walde cksches  Verfassongsgesetz 


YertAssangsanderungen  oescbränKt. 'j  uass  aer  Yenassangsanaerang  ver- 
änderongen  des  Staatsgebietes  gleich  seien,  bestimmen  einige  Verfassungs- 
gesetze  ausdrücklich.') 

C.    Das  Finanzwesen. 

§.  617. 
Den  Gegenstand  der  Steuer-  oder  Finanzgesetze  bilden  diejenigen 
Rechtsgrandsätze,  welche  den  Staat  berechtigen,  von  seinen  Unterthanen 
zur  Deckung  seiner  finanziellen  Bedürfnisse* Steuern  zu  heben  oder  sonstige 
(directe  oder  indirecte)  Leistungen  zu  fordern,  und  in  eben  dem  Masse  die 
Unterthanen  zur  Entrichtung  derselben  verpflichten.^)  Es  sind  nur  Rechts- 
grnndsätze  und  nur  solche,  welche  die  Vermögensdispositionen  und  folge- 
weise auch  eleu  Vermögensbesitz  der  Unterthanen  und  zwar  aller  Unter- 
thanen*) betreffen.  Nicht  schon  dadurch  unterscheiden  sich  die  Finanz- 
gesetze Yon  den  eigentlichen  und  besonders  so  genannten  Bechtsgesetzen. 
Dass  sie  gleichwohl  in  allen  Verfassungsgesetzen  besonders  genannt  wer- 
den, hat  theils  einen  mehr  historischen  Grund,  insofern  es  nämlich  früheren 
Streitigkeiten  oder  Unklarheiten  gegenüber  von  Wichtigkeit  war,  das 
Steuerbewilligungsrecht  der  Unterthanen  besonders  und  unanfechtbar  aus- 
zusprechen, obwohl  dasselbe  im. Grunde  nur  als  eine  Consequenz  der  An- 
erkennung der  rechtlichen  Freiheit  und  des  subjectiven  Rechtes  der  Ein- 
zelnen erscheint.  Sodann  brachten  die  besonderen  Voraussetzungen  und 
das  Wesen  des  Steuerrechtes  des  Staates  es  mit  sich,  dass  auch  die  ge- 
schäftliche Behandlung  der  Steuergesetze  eine  besondere  sein  muss  und  für 
die  Verpflichtung  der  Steuerbewilligung  der  Stände  besondere  Voraus- 
setzungen und  Schranken  prinzipiell  gezogen  sind,  deren  gesetzliche  An- 


§.  95  (wie  das  Schwarzbarg-Sondershausensche  jedoch  nur  3tagig>en  Zwischenraum); 
Liechtensteinsches  §.121  verlangt  StimmeneinheUigkeit  der  auf  dem  Landtage  an- 
wesenden Mitglieder  oder  eine  auf  zwei  nach  einander  folgenden  ordentlichen  Landtags- 
Sitzungen  sich  aussprechende  Stimmenmehrheit  von  drei  Yiertheilen  derselben.  —  Dass 
das  Verfassangsrecht  von  Anhalt,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe-Detmold  ffLr  Verfassungs- 
änderungen besondere  Formen  nicht  kennt,  ist  die  Consequenz  aus  dessen  Auffassung  und 
Bedeutung  der  Verfassung  und  des  Verfassungsgesetzes. 

')  S.  oben  §.  431;   Luiemburgsches  Verfassungsgesetz  Art  115;   Sächsisches 
§.  12;  „Veränderungen  in  der  Verfassung  dürfen  von  dem  Regirungs-Verweser  weder  in 
Antrag  gebracht  noch,  wenn  sie  von  den  Ständen  beantragt  worden,  genehmigt  werden, 
als  wenn  solches  von  ihm  unter  Beirath  des  nach  §.11  constituirten  Familienraths  und 
in  Folge  eines  in  der  daselbst  vorgeschriebenem  Masse  gefassten  Beschlusses  geschieht." 
^)  Luxemburgsche  Constitution  Art.  37  a.£.;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  4,7; 
Coburg- Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  113. 
3)  S.  oben  §.  233  ff. 
')  S.  oben  §.  488. 

40* 


^     628     -~ 

erkennung  zur  Elaretellang  des  gesammten  St;euerre<^hte8  der  Staatsgewalt 
erforderlich  schien. 

§.  618. 
Es  ist  ein  Gardinaisatz  des  öffentlichen  Rechtes  aller  deatschen  Staaten, 
dass  die  Staatsgewalt  von  den  Unterthanen  kein  finanzielles  Opfer  fordern 
könne,  es  sei  denn,  dass  das  Gresetz  sie  dazu  ermächtige  wie  die  Unter- 
thanen verpflichte.  Wenn  4iie  Verfassungsgesetze  dieses  mit  den  Worten 
bezeichnen,  dass  keine  Stener,  Abgabe  oder  Leistung  yon  den  Unterthanen 
ohne  die  Verwillignng  des  Landtags  gefordert  werden  könne/)  so  ist 
damit  nur  auf  den  Fehler  und  Iirthum  frttherer  Zeiten,  als  habe  der  Landes- 
herr kraft  eines  patrimonialen  Rechtes  schlechthin  ein  Anrecht  an  das  Ver- 
mögen der  Unterthanen,  hingewiesen,  das  Prinzip  selbst  aber  nur  sehr  ein- 
seitig aufgefasst.  Denn  es  ist  nicht  nur  das  gleichsam  von  Aussen  hinzu- 
tretende, mechanische  Consentiren  des  Landtages,  welches  die  Forderung 
der  Staatsregirung  rechtfertigt  und  zu  einer  rechtlichen  erhebt,  sondern 
das  innerste  Wesen  des  Staatslebens  und  seiner  organischen  Grestaltang 
ist  unmittelbar  die  Wurzel  jenes  Prinzipes  der  Finanzgewalt  des  Staates. 
Denn  auch  darin  zeigt  sich  der  Organismus  des  Staates  als  eine  lebens- 
volle Einheit  seiner  sittlich -physischen  Elemente,  dass  nur  die  Gesammt- 
heit  dieser  die  finanziellen  Bedtirfnisse  des  Staates  erwägt  und  die  zn  ihrer 
Befriedigung  erforderlichen  Mittel  feststellt  Das  Finanzgesetz  ist  eben  nnr 
durch  seinen  Gegenstand  eine  besondere  Art  der  Gesetze,  dem  staaterecht- 
lichen Wesen  nach  ist. auch  jenes  nur  ein  Ausdruck  des  Gesammtwillens 
der  geistigen  Elemente  des  Staates  d.  h.  eben  des  Staats  willens.*)    Eben 


*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII §.  3;  Würtemberg8che8§.  109;Baden- 
sches  §.  63;  Hessen-DarmstädtscheB  §.  67;  Braunschweigsche  Nene  Landscbaft»- 
ürdnung'§.  174;  Oldenburgaches  Revidirtes  Staatsgnindgesetz  Art.  187  §.  1;  Schwarx- 
burg-Budolatädtsches  Grundgesetz  §.  23,  2;  Waldecksches  yerfas8ang8ge8etz§.85: 
Liechtensteinsches  §.  43. 

*)  DarQm  ist  auch  die  Steuerbewilligung  der  Landstände  nicht  eine  von  Aussen  ge- 
gebene Bedingung  des  Steuerrechtes  der  Staatsregirung,  sondern  ein  selbständiger  Act 
und  eine  wesentlich  nothwendige  Bethätigung  des  Organes  der  Unterthanengesammtheit 
an  dem  Leben  des  Staates  und  an  der  Sicherung  seiner  äusseren  Bedingungen.  Denn 
auch  die  Unterthanen  haben  für  die  Aufbringung  des  Staatabedarfes  zu  „sorgen"  (Sächsi- 
sches Verfassungsgesetz  §.97;  Oldenburgaches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  1^< 
und  188)  und  auch  hier  stehen  Recht  und  Pflicht  in  innigster  Beziehung  (Braunschweig- 
sche Neue  Landschaftsordnung  §.  173).  Es  ist  ungleich  mehr  staatsrechtlich  gedacht, 
anstatt  „keine  Steuer  kann  ohne  Einwilligung  der  Stände  erhoben  werden"  zu  sageo 
„eine  jede  Auflage  zu  Staatszwecken  stellt  das  Gesetz  fest"  (Preussis che s  Verfassung^ 
gesetz  Art.  99;  Luxemburgsches  Art.  99;  Ooburg-Gothasches  Staatsgmndgeä^ti 
§.  118;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  47),  oder  «las 
Finanzrecht  der  Stände  als  das  Recht  zu  beschreiben,  „gemeinschaftlich  mit  dem 
Landesfürsten  die  Staatsbedürfnisse  zu  prüfen  und  die  zu  ihrer  Deckung  erforderlichen 
Einnahmen  un,d  Ausgaben  festzusetzen"  (Weimarsches  Grundgesetz  §.  4,  1),  oder  als  die 


^ütziico&eit  der  l^taatsausgaben  und  über  die  Zweckmässigkeit  und  die  Art 
der  zu  ihrer  Deckung  bestimmten  Mittel  ein  freies  und  selbständiges  und 
flicht  durch  die  Forderungen  der  Staatsregirung  schlechthin  bedingt/)  in- 
sofern nicht  bereits  feststehende  rechtliche  Verbindlichkeiten  des  Staates 
nach  Grösse  oder  Art  bestimmte  Mittel  beanspruchten.^) 

§.  619. 
Die  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Steuerbewilligungspflicht  des 
Landtages  sind  in  dem  Prinzipe  der  Subsidiarität  des  Steuerrechts  des 
Staates')  gegeben.  Dem  Landtage  kann  nicht  eher  die  Bewilligung  von 
Steuern  angesonnen  werden,  als  bis  die  Nothwendigkeit  derselben  d.  h. 
aber  als  bis  das  Bedttifniss  der  ordentlichen,  beständigen  und  bestimmt 
vorherzusehenden  Staatsausgaben,  der  dauernden  uhd  der  vortlbergehenden, 
und  die  Unzulänglichkeit  aller  dem  Staate  sonst  eignenden  Mittel  zu  deren 
Deckung  nachgewiesen,  beziehungsweise  von  der  Regirung  und  dem  Land- 
tage tibereinstimmend  festgestellt  worden  sind.  Diesen  Nachweis  der  Staats- 
bedürfnisse  und  der  Staatseinnahmen  giebt  das  Budget  und  es  ist  das 


Obliegenheit  der  Stände  zu  bezeiclmen,  „an  ihrem  Theile  dahin  mitzuwirken, 
dass  die  Beiträge  der  Unterthanen  zu  dem,  was  das  Gemeinwohl  erheischt,  mit  kluger 
Sparsamkeit  gefordert,  mit  Grerechtigkeit  vertheilt  und  mit  strenger  Gewissenhaftigkeit 
und  Genauigkeit  ihrer  Bestimmung  gemäss  verwendet  werden'*  (Merningonsches 
(inindgesetz  §.  80;  Altenburgsches  §.  202;  Keuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz §.  56). 

')  Vergl.  z.  B.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  97;  Meiningensches  Grund- 
^'esetz  §.  80  (s.  vorstehende  Note).  Dass  aber  damit  den  Ständen  nicht  auch  frei  steht, 
die  Bewilligung  von  Steuern  an  Bedingungen  zu  knüpfen,  welche  ausserhalb  des  Zweckes 
der  Finanzverwaltung  liegen,  ist  ebenso  selbstverständlich,  wie  dass  die  Stände  niemals 
das  Recht  haben,  die  zur  Landes  Verwaltung  noth  wendigen  Steuern  zu  verweigern  und  die 
Führung  der  Staatsregirung  unmöglich  zu  machen.  Jenes  war  als  ein  directes  Verbot 
in  Verfassongsgesetzen  (Baiersches  Tit.  VII  §.  9;  Sächsisches  §.  102;  Gresetz  vom 
f).  Mai  1851  §.4;  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  113;  Badensches  §.  56; 
Hessen-Darmstädtsches  §.  68;  Altenburgsches  §.  204;  Coburg-Gothasches 
§.  127;  Oldenburgsches  Art.  188;  Reuss-Schleizisches  §.  58;  Waldecksches 
.^.  87)  und  in  Bundesbeschlüssen  (Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1832  Art  2)  aus- 
drücklich ausgesprochen.  Mit  der  rechtlich  unmöglichen  Verweigerung  der  zur  Fortfüh- 
rung der  Begirung  noth  wendigen  (d.  h.  also  in  der  Regel  aller)  Steuern  (Oldenburg- 
sches Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  187  §.  2)  ist  aber  die  Verpflichtung  der 
Ständeversammlungen  auf  Ersparnisse  im  Staatshaushalt  Bedacht  zunehmen,  nicht 
zu  verwechseln.     S.  Meiningensches  Grundgesetz  §.80;  Altenburgsches  §.202. 

^)  Vor  Allem  entzogen  die  Verfassungsgesetze  die  zur  Erfüllung  der  Bundespflichten 
iler  Staatsregirung  erforderlichen  Mittel  der  ständischen  Beurtheilung  und  Bewilligung. 
Wrgl.  z.  B.  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  187  §.  2;  Schwarz- 
burg-Sondershausensclws  Landesgrundgesetz  §  44;  Liechtensteinsches  Ver- 
fassungsgesetz  §.  43  Abs.  3. 
^)  S.  oben  §.  272. 
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Badgetrecht  ein  Moment  and  zwar  das  erste  des  Stenerbewilligongsrechtes, 
and  das  Budget  das  materielle  und  rechtliche  Fundament  der  Steuergesetze. 
Indem  die  deutschen  Yerfassungsgesetze  dieses  Budgetrecht  unbedingt  an- 
erkennen; ')  enthalten  sie  zugleich  mehr  oder  minder  genaue  BestimmangeD 
über  die  Aufstellung  und  Behandlung  des  Budgets,  setzen  aber  vor  ÄUem 
die  Perioden  (Finanz-  oder  Steuerperioden)  fest,  für  welche  zur  Er- 
möglichung und  Erhaltung  eines  geregelten  Finanzhaushaltes  des  Staates 
das  Budget  feststehen  und  die  Steuern  demgemäss  bewilligt  werden  mOssen.') 
Nur  wenn  der  Souverain  durch  ausserordentliche  Fälle  an  der  rechtzeitigen 
Berufung  der  Ständeversammlung  zur  Feststellung  des  neuen  Haushalts- 
planes (Staatshaushalts-Etat)  verhindert  ist,  eignet  ihm  das  Recht  einer 
einseitigen  Verlängerung  jener  Periode  um  die  verfassungsgesetzlich  nach- 
gelassene Frist.  0    Unmittelbar   in   dem  Budgetrechte  der  Ständeversamm- 


0  Preussisches  Verfassnngsgesetz  Art.  99;  Baiersches  Tit.  VII  §.  4;  Säclisi- 
sches  §.  97  und  99  und  Gesetz  vom  5.  Mai  1851  §.  3;  Wfirtembergsches  Ver- 
fassungsgesetz §.110  und  111;  Badensches  §.  55;  Hessen-DarmBtädti8clies§.  68; 
Luzemburgsches  Art.  104;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  4,  1;  Meiningensches 
§.  81;  Altenburgsches  §.  203  und  207;  Coburg-Gothas ches  Staatsgnmdgesetz 
§.  119;  Braunschweigsche  Neue  Landscbaftsordnung  §.  184  und  185;  Oldenburg- 
sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  189;  Reuss-Schleiziscbes  §.56  —  58;  Wal- 
decksches  Verfassungsgesetz  §.86;  Liecbtensteinscbes  §.45. 

*)  Preussisches  Verfassungsgeseia  Art  99  Abs.  2;  Baiersches  Tit.  VII  §.  5  (anl 
6  Jahre),  vergl.  dazu  das  s.  g.  Verfassungs-Verständniss,  das  Steuerbewilligungsrecht  der 
Stände  betreffend,  nach  dem  Landtagsabschiede  von  1843  (bei  Zachariä,  Sammlung 
S.  130  ff.)  §.  I  und  §.11:  „Aus  diesen  Verfassungsbestimmungen  folgt:  I.  in  Absicht  auf 
das  Budget,  dass  dieses  A)  das  gesammte  bestimmt  vorherzusehende  Staatsbedürfhiss  tini 
B)  alle  irgend  zu  erwartenden  Staatseinnahmen  vollständig  und  nachhaltig  evident  stellen 
muss;"  Sächsisches  Gesetz  vom  5.  Mai  1851  §.  3  (auf  3  Jahre);  Würtembergsches 
Verfassungsgesetz  §.  112  (auf  3  Jahre);  Badensches  §.54  (in  der  Regel  auf  2  Jahre, 
nur  solche  Auflagen,  mit  denen  auf  längere  Zeit  abgeschlossene  Verträge  in  unmittel- 
barer Verbindung  stehen^  auf  so  lange-,  als  die  contractliche  Verbindlichkeit  besteht i; 
Hessen-Darmstädtsches  (auf  3  Jahre);  Weimarsches  Grundgesetz  §.  35  (des- 
gleichen); Meiningensches  §.  81,  6  (auf  die  Dauer  der  Legislaturperiode);  Alten- 
burgsches Gesetz,  die  Finanzperioden  des  Landes  betreffend,  vom  16.  September  1^^ 
§.2  (auf  3  Jahre);  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  119  (von  4  zu  4  Jahren); 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  177  (auf  3  Jahre);  Oldenburgscbe^ 
Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  190  (desgleichen);  Waldecksches  Verfassungfsgeseti 
§.  86  (desgleichen);  Liecbtensteinscbes  §.  44  (von  einem  ordentlichen  Landtage  zm 
andern). 

'*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  7  (auf  ein  halbes  Jahr):  Sächsisches 
Gesetz  vom  5.  Mai  1851  §.  6  (auf  ein  Jahr);  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  62  (aaf 
6  Monate);  Hessen-Darmstädtsches  §.  69  (desgleichen,  mit  dem  Zusatz:  ^l^^ 
sechs  Monate  werden  jedoch  in  die -neue  Finanzperiode  mit  eingerechnet");  Weimar-' 
sches  Grundgesetz  §.  37  und  38  (noch  auf  ein  halbes  Jahr,  wenn  eine  Vereinigung  über 
den  Etat  am  Schlüsse  der  Finanzperiode  nicht  zu  Stande  gekommen);  Altenburgsches 
§.  206  (desgleichen,  aber  auf  ein  Jahr);  Coburg-Gothasches  Staatsgnmdgesetz  §.  125 
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ZU  werden  und  darüber  von  der  Staatsregirung  Rechenschaft  zu  fordern, ') 
sowie  eine  jede  Veränderung  in  dem  activen  und  passiven  Vermögens- 
bestände der  Staatskasse  als  der  rechtlichen  Voraussetzung  des  Steuer- 
bewilligungsrechtes in  quali  et  quanto  nur  unter  Zustimmung  des  Land- 
tags rechtlich  geschehen  kann.')  Die  zur  Deckung  ausserordentlicher  nicht 
vorhergesehener  und  aus  den  bewilligten  Mitteln  und  dem  ftlr  solchen  Fall 
besonders  bestimmten  Reservefonds  nicht  zu  deckenden  Staatsbedtlrfnisse 
erforderlichen  Mittel  bedtürfen  der  besonderen  Bewilligung  der  Stände  oder 
ihrer  nachträglichen  Zustimmung,^  ebenso  die  Ueberschreitungen  des  Bud< 


und  126  (desgleichen);  Braun  schweig  sehe  Nene  Landschaftsordnnng  §  177  (desgleichen, 
vergl.  jedoch  §.  177  und  178);  Oldenhurgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  191 
(wie  das  Hessen-Darmstädtsche  1.  c);  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  86  Abs.  2 
(desgleichen). 

')  FreuBsisches  Verfassungsgesetz  Art.  104  Abs.  2;  Baiersches  Tit.  VII  §.  10; 
Sächsisches  Gesetz  vom  ö.  Mai  1851  §.  3;  Luxemburgsches  Art  104  Abs.  3;  Wei- 
marsches  Grundgesetz  §.  4,  3  und  §.  44;  Meiningensches  §.  81,  c  und  §.  47;  Co- 
burg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  122;  Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  168  und  188;  Oldenhurgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  196; 
Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  49  und  76 — 78;  Schwarz- 
burg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  33  und  34;  Reuss-Schleizisches  Revidirtes 
Staatsgrundgesetz  §.  5^  und  60;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  91;  Liechten- 
steinsches  §.  45. 

')  Das  ist  die  praktische  Bedeutung  der  s.  g.  Unveräusserlichkeit  des  Staats- 
guts  oder   des  Kammerguts   (s.  oben  §.  260  und  §.  357),  4er   Ooncurrenz   der 
Landstände  bei  der  Aufnahme  von  Staatsanleihen,  bei  der  Verwaltung  des 
Staatsschuldenwesens   und   der  Feststellung   des   Schuldentilgungsplanes, 
bei  der  Ausgabe  von  Papiergeld.    VergL  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  103; 
Baiersches  Tit.  VII  §.  11  —  18  und  dazu  das  s.  g.  Vdrfassungs-Verständnis8§.  Vund  VI; 
Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  105  —  108  und  Gesetz  vom  5.  Mai  1851  §.8;   Wür- 
tembergsches  Verfassungsgesetz   §.  119;   Badensches  §.  57  —  60;   Hessen-Darm- 
städtsches  §.  78;   Weimarsches  Grundgesetz   §.  4,  2  und  §.  39  —  42;  Meiningen- 
sches §.  42  und  84;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  117  und  118;  Braun- 
schweigsche Neue  Landschaftsordnung  §.  187;  Schwarzburg-Sondershausensches 
Landesgrandgesetz  §.  50;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  §.  27;  Reuss-Schleizi- 
sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  61;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli 
1B36  §.  5  Abs.  2;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.88;  Liechtensteinsches  §.  47. 
^)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VII  §.  15;  Sächsisches  Gesetz  vom  5.  Mai 
1851  §.  8;  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  63  (ordnet  ein  ganz  besonderes  Verfahren 
behuf  Beschaffung  der  ausserordentlichen  Mittel   in  Kriegsfällen  an);   Hessen-Darm- 
städtsches  §.71  erfordert  ,in  ausserordentlichen  Fällen,  wo  drohende  äussere  Gefahren 
die  Aufnahme  von  Capitaiien  dringend  erfordern,   die  Einberufung  der   Ständeversamm- 
lung aber  —  —  durch  äussere  Verhältnisse  unmöglich  gemacht  wird,  diese  nicht,  son- 
dern gestattet  der  Regirung,  die  Aufnahmen  von  Anleihen  unter  Verantwortlichkeit  der 
^bersten  Staatsbehörde  und  vorbehaltlich  der  Nachweisung  ihrer  Verwendung;  Weimar- 
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getB  oder  Etats.*)  Erklärt  der  Landtag  diese  fttr  gerechtfertigt,  so  gelten 
sie  den  verfassangsmässigen  Verwendungen  gleich;  andrenfaUs  sind  ^e 
verantwortlichen  Mitglieder  der  Staatsregirung  zu  deren  Deckung  ver- 
pflichtet, wenn  nicht  eine  Indemnitätserklärnng  des  Landtags  sie  da?(ffl 
befreit.') 

§.  620. 
Der  Grundsatz  des  englischen  Verfassnngsrechtes,  dass  Finanz-Gesetz- 
Entwürfe  zuerst  dem  Unterhause  vorgelegt  werden  müssen,  und  dass  über 
den  Beschluss  desselben  das  Oberhaus  sich  nur  s^ustimmend  oder  abldinend 
erklären  darf,  hat  auch  in  den  deutschen  Staaten,  welche  das  Zwei-Eammer- 
system  in  die  Verfassung  aufnahmen,  die  Kegel  der  formellen  Parität  der 
beiden  Kammern  des  Landtages  durchbrochen.  Schon  das  Baiersche  Ver- 
fassungsgesetz von  1818,  das  Hessen-Darmstädtsche  von  1820,  das  Sächsi- 
sche von  1832  und  dann  auch  das  Preussische  von  1850  hatten  den 
Grundsatz  aufgenommen,  dass  Anträge  über  Staatsauflagen  oder  Finanz- 
Gesetz-Entwürfe  und  Staatshaushalts-Etats  zuerst  der  zweiten  Kammer  oder 
dem  Hause  der  Abgeordneten  vorgelegt  werden  müssen.  Das  Recht  der 
ersten  Kammer  oder  des  Hauses  der  Reichsräthe  dem  Beschlüsse  der  zwei- 
ten Kammer  über  solche  Anträge  gegenüber  ist  aber  verschieden  bestimmt 
Während  in  Preussen,  Baden  und  Hessen -Darmstadt  die  in  der  zweiten 
Kammer  berathenen  Finanzgesetz-Entwürfe  und  Staatshaushalts-Etats  von 
der  ersten  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  abgelehnt  werden  kennen,') 


8 che 8  Grandgesetz  §.  43  (erfordert  eine  ausserordentliche  Berufung  des  Landtages); 
Braunschweigsche  €feue  Landschaftsordnung  §.  190  ebenso,  vergL  jedoch  §.  180: 
„Ausnahmsweise  müssen  ohne  Bewilligung  der  Stände  diejenigen  ausserordenÜichen  all- 
gemeinen Lasten  und  Leistungen  von  dem  Lande  angebracht  und  getragen  werden, 
welche  erforderlich  sind  1.  ausserordentlicher  Weise  zur  Abwendung  einer  plötzlichen  all- 
gemeinen Landesgefahr ,  wobei  jedoch  dem  standischen  Ausschusse  die  Gründe  der 

desfallsigen  Ausschreiben  stets  vorgelegt  werden  sollen;"  Oldenburgsches  BeTidirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  193  gestattet  der  Staatsregirung  die  Verfugung  der  unumgänglich 
nothwendigen  Massregeln,  diese  sind  aber  unter  Nachweiaung  der  verwandten  Sominen 
dem  nächsten  Landtage  zur  Erwirkung  der  verfassungsmässigen  Zustimmung  vorzulegen; 
Beufts-Schleizisches  §.  62  (das  Staatsministerium  kann  die  erforderlichen  Summen 
unter  seiner  Verantwortung  aufnehmen,  muss  aber  dem  nächsten  Landtage  die  Noth- 
wendigkeit  nachweisen);  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  89  (wie  das  Oldenbnrg- 
sche  1.  c). 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  104  Abs.  1;  Coburg-Gothaschea  .Staate- 
grundgesetz §.  124;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  34;  Liechten- 
steinsches  Verfassungsgesetz  §.31  und  45.  Es  folgt  dies  aber  schon  aus  dem  Wesen 
und  der  staatsrechtlichen  Bedeutung  des  Budgets. 

*)  Die  „Indemnitätserklärung"  geht  von  der  ünrechtmässigkeit  der  Regirungshand- 
Inng  aus,  lässt  aber  das  formelle  unrecht  hinter  materielle  Rücksichtnahmen  zur&cktreten. 

=*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  62;  Badensches  §.60;  Hessen-Darm- 
städtsches  §.67  Abs.  2. 


erbieu  jvamiuer  au  uer  vreseizgeDaug  uivui«  weiier  uescnrau&i.  ;  uer  innere 
Gmnd  jenes  Prinzipes  der  Ueberweisong  der  Finanzgesetz-Entwttrfe  an  die 
zweite*  Kammer  liegt  in  dem  Charakter  dieses  Theiles  des  gesetzgebenden 
Körpers  als  der  allgemeinen  Vertretung  der  zur  Tragong  der  Staatslasten 
verpflichteten  Unterthanen.  Im  Falle  der  Verwerftmg  des  Gesetzentwurfes 
Seitens  der  zweiten  Kammer  gelangt  derselbe  gar  nicht  zur  Verhandlung 
in  der  ersten.')  Der  verwerfende  Beschluss  der  ersten  Kammer  hat  die 
allgemeine  staatsrechtliche  Bedeutung  und  Folge  des  Dissenses  der  beiden 
Kammern.') 


Dritter  Aliscimitt. 
I.    Materielle  Voraussetzungen. 

§.  621. 
Das  Gesetz  geht  nur  aus  der  Uebereinstimmung  des  gesetzgeberischen 
Willens  des  Staatsoberhauptes  und  des  Landtages  hervor.^)     Wo  also  der 


0  Baiersches  Verfassongsgesetz  Tit.  VI  §.18;  Säclisisches  §.  122;  Würtem- 
bergsches  §.  178. 

')  Badensches  yerfaflsnngsgesetz  a.  a.  0. 

')  VergL  jedoch  Badensches  Verfassungsgesetz  §.  61  (ebenso  Würtembergsches 
Verfassangsgesetz  §.  181  No.  3) :  „Tritt  die  Mehrheit  der  ersten  Kammer  dem  Beschlnsse 
der  zweiten  nicht  bei,  so  werden  die  bejahenden  und  verneinenden  Stimmen  beider  Kam- 
mern zusammengezählt  und  nach  der  absoluten  Mehrheit  sammtlicher  Stimmen  der 
Ständebeschlnss  gezogen;**  und  H^ssen-Darmstädtsches  §.  67  Abs.  3:  „Geschieht  das 
Letztere  (Verwerfung  des  Beschlusses  der  zweiten  Kammer  in  der  ersten),  so  wird  das 
Finanzgesetz  in  einer  Versammlung  der  vereinigten  beiden  Kammern,  unter  dem  Vor- 
sitze des  Präsidenten  der  ersten,  discutirt  und  der  Beschluss  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit gefasst.** 

")  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  62:  „Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemein- 
schaftlich durch  den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt  Die  Uebereinstimmung 
des  Kräiigs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich;"  Coburg-Gotha- 
8ches  Staatsgrundgesetz  §.  104 und  107;  Benss-Schleizisches  Bevidirtcs  Staatsgrund- 
^esetz  §.  63.  Die  übrigen  Verfassungsgesetze  fassen  das  Prinzip  negativ,  indem  sie  nur 
sagen,  dass  ohne  Zustimmung  der  Standeversammlung  kein  Gesetz  gegeben  werden  könne. 
Das  Schwarzburg-Sondershausensche  Landesgrundgesetz  §.  34  stellt  dem  so  ge- 
fasäten  Prinzipe  noch  den  Satz:  „Der  Landtag  nimmt  Theil  an  der  Ausübung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt",  voran;  und  das  Schwarzburg-Budolstädtsche  Grundgesetz 
§.  24  beschreil)t  nur  „das  Mitwirkungsrecht  des  Landtags  bei  der  Gesetzgebung".  Der 
wahren  Bedeutung  und  dem  organischen  Wesen  des  gesetzgebenden  Körpers  entspricht 
nur  die  Fassung  des  Preussischen  Verfassungsgesetses. 
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Antrag  von  jenem  ausging,    hat   dieser  seine  Znstimmang   zu  erklären: 
wenn  aber  der  Landtag  den  Qesetz-Entwnrf  anfstelite,  hat  der  Soayeram 
denselben  zu  genehmigen  (Sanction  des  Gesetzes)/)    Die  AblehDong  de8 
einen  oder  des  anderen  Factors  des  gesetzgebenden  EOrpers  (kuidesherr- 
liehes  Veto)  schliesst  die  Entstehung  eines  Gesetzes  aus,  der  Staat  will 
nicht.')    Die  EntSchliessungen  sowohl  des  Souverains  und  des  Landtages 
als  auch  jeder  der  beiden  Kammern  dieses  letztem  stehen  sich  hinsichtlich 
der  staatsrechtlichen  Bedeutung  völlig  gleich.    Einer  besonderen  Form  der 
landesherrlichen  Bestätigung  eines  Landtagsbeschlusses  bedarf  es  im  All- 
gemeinen nicht,  diese  kann  auch  mit  der  Verkündigung  des  Gesetzes  Ter- 
bunden  werden  oder  schon  in  dieser  selbst  liegen,  wie  sich  auch  die  Ver- 
mnthung  verfassungsgesetzlich  aufgestellt  findet,  dass  die  Bestätigung  als  ver- 
weigert  gelte,    wenn  die  Verkündigung  nicht  binnen  einer  gewissen  Frist 
erfolgt  sei.')    Nur  einzelne  Verfassungsgesetze  haben  in  den  s.  g.  Land- 
tagsabschieden    eine  bestimmte  Foim   der    landesherrlichen  Erklärang 
geschaffen/)     Die  Gründe  des  fürstlichen  Vetos  oder  der  ständischen  Ab- 
lehnung eines  Gesetzentwurfes  brauchen  «war  nicht  genannt  zu  werden  and 
können  in  Wirklichkeit  die  verschiedensten  sein:    stets  aber  müssen  beide 
Theile  des  gesetzgebenden  Körpers  nur  von  politischen  Motiven  und  nur 
von  dem  Interesse  des  Staates  sich  leiten  lassen.     Wie  Nichts  im  Staate, 
so  ist  vor  Allem  auch  die  Gesetzgebung   nicht .  eine  Sache   der  Willkühr 
oder  persönlicher   Interessen,    sondern    das  Wohl   des  Staates   muss   das 
Gesetz  der  Gesetzgebung  sein.    Die  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ist  eine  Pflicht  des  gesetzgebenden  Körpers,  das  Zusammenwirken  seiner 
beiden  Factoren  um  des  innersten  Wesens  des  Staates  willen  nothwendig.') 


')  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  112:  „Alle  ständischen  Beschlüsse,  weldie  auf 
eine  Angelegenheit  des  Landes  Bezag  haben,  bedürfen,  nm  wirksam  sni  werden,  der  aus- 
drücklichen Sanction  des  Königs." 

^)  £s  ist  nicht  staatsrechtlich  richtig,  za  sagen:  „ohne  die  Sanction  des  Monarchen 
sei  ein  Beschlnss  der  Ständeversammliing  nicht  vollziehbar  oder  gelte  nicht  als  Gewti* 
(Zöpfl,  Grundsätze  §.  373).  Das  Prinzip  ist  ein  positives:  ans  der  ücbereinstimmang 
des  Monarchen  und  des  Landtages  entsteht  das  Gesetz. 

^)  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  109.    S.  unten  §.  625. 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  Vn  §.  29;  Sächsisches  §.  119;  Hessen- 
Darmstädtsches  §.  101;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsotdnung  §.  148;  Ol- 
denhurgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  163;  Reuss-Schleizisches  Grund- 
gesetz §.  96;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  32;  Waldeck- 
sches  Verfassungsgesetz  §.  53.  Das  Weimar  sehe  Grundgesetz  §.  32  Abs.  2  sagt,  nur: 
„Der  LandesfQrst  lässt  seine  Entschliessung  hierauf  (auf  die  Beschlüsse  des  Landtags) 
ebenfalls  schriftlich  an  den  Landtag  gelangen."  —  Die  staatsrechtliche  Bedeutung  der 
Landtagsabschiede  ist  aber  nur  die,  eine  Form  der  Sanction  der  Gesetze,  nicht  aber  die 
der  Verkündigung  derselben  zu  sein.    S.  unten  §.  624  if. 

^)  Wenn  darum  die  Gesetze  sagen:  „Die  Stände  haben  das  Recht^  oder  „ohne  die 
Mitwirkung  oder  ohne  die  Zustimmung  derselben  darf  kein  Gesehs  erlassen  werden",  90 


oeiaerBemgen  cintscnuessang  anerKennena^  aasaracKLicn  bestimmen,  oass 
dem  ablehnenden  Beschlösse  des  Landtages  und  dem  Veto  des  Souverains 
die  Motire  des  Entschiasses  hinzagefttgt  sein  müssen.')  Im  Allgemeinen 
steht  auch  allein  bei  dem  Monarchen,  ob  und  wann  er  seine  Erklärung 
auf  die  Beschlüsse  des  Landtags  abgeben  will.  Es  ist  indess  seine  poli- 
tische Pflicht,  damit  nicht  grandlos  warten  zu  lassen.') 

§.  622. 
Die  Art  der  Antheilnahme  der  Unterthanen  an  der  gesetzgebenden 
Gewalt  ist  in  den  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  die  nämliche :  die  Zu- 
stimmung zu  dem  staatsrechtlichen  Willen  des  Souverains.  So  lange  es 
dem  Landesherren  noch  gelingen  mochte,  die  Fülle  der  Staatsgewalt  und 
die  Geltendmachung  der  darin  begriffenen  sonverainen  Rechte  in  sich  zu 
concentriren  und  des  Willens  der  Unterthanen  nur  zu  achten,  wenn  die 
Ungunst  derselben  ihm  die  wünschenswerthen  finanziellen  Mittel  vorenthal- 
ten* zu  wollen  drohte,  erschienen  die  Unterthanen  freilich  nicht  selten  nur 
zur  Berathung   und  Begutachtung   der   gesetzgeberischen  Intetationen   des 

rs 

mögen  das  praktisch  brauchbare  Fassangen  sein,  aber  der  wahren  Bedeutung  der  Gresetz- 
gebang  und  dem  wahren  Wesen  der  gesetzgebenden  Gewalt  entsprechen  sie  nicht.  Das 
Athmen  des  Staates  durchzieht  seinen  ganzen  Körper,  das  Leben  des  Staates  ist  das 
aller  seiner  Glieder;  die  organische  Einheit  des  Staatsganzen  vollendet  sich  allererst  durch 
die  Existenz  des  Gesetzes  als  des  Willens  dieser  organischen  Gesammtheit. 

0  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  93:  „Die  ständische  Erklärung,  wodurch  ent- 
weder ein  Gesetzvorschlag  ganz  abgelehnt  wird  oder  Veränderungen  dabei  beantragt 
werden,  muss  die  Angabe  der  Beweggrunde  enthalten;"  und  §.  113:  „Auf  jeden  von  den 
Ständen  an  den  Eonig  gebrachten  Antrag  wird  ihnen  eine  Entschliessung  und  zwar  im 
Ablehnungsfalle  unter  Angabe  der  Gründe;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  209: 
„Wenn  die  Stände  sich  veranlasst  finden,  da  wo  ihre  Zustimmung  zur  Gültigkeit  eines 
Gesetzes  erforderlich  ist,  dieselbe  abzulehnen,  so  haben  sie  dies  mit  Anführung  aller 
ihrer  Gründe  zu  thun,  damit  der  Landesherr  den  Gegenstand  nochmals  in 
üeberlegung  ziehen  kann;"  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  145 
Abs.  2;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrnndgesetz  Art.  139;  Beuss-Schleizi- 
sches  §.  75. 

')  Die  Verfassungsgesetze  schweigen  hierüber,  sofern  sie  nicht  die  Pflicht  der  Ver- 
kündigung der  Gesetze  positivrechtlich  normirt  haben.  S.  vorstehende  Note  3  und  unten 
§.  626.  Nur  das  Baiersche  Gesetz,  den  Geschäftsgang  des  Landtages  betreffend,  vom 
25.  Juli  1850  Art.  40  bestimmt:  „Der  König  ertheilt  oder  verweigert  den  Gesetzentwürfen, 
welche  die  Zustimmung  beider  Kammern  erhalten  haben,  seine  Sanction  entweder  so- 
gleich nach  der  Vorlage  eines  jeden  einzelnen  Gesammtbeschlusses  oder  spätestens  beim 
Schlüsse  im  Landtagsabschiede",  womit  aber  zu  vergleichen  Gesetz,  die  ständische  Ini- 
tiative betreffend,  vom  4.  Juni  1848  Art.  7 :  „Dem  König  bleibt  das  Becht  vorbehalten, 
Seine  definitive  Entschliessung  über  die  abo  gefassten  Gesammtbeschlüsse  auf  ein  Jahr 
zu  vertagen,  um  inzwischen  die  noch  nothwendig  erscheinenden  Erhebungen  und  Ver- 
nehmungen pflegen  zu  lassen."  Das  Sächsische  Verfassungsgesetz  §.  113  sagt  nur: 
^wo  möglieh  noch  während  der  Ständeversammlung;"  und  das  Luzemburgsche  Art.  34: 
nso  bald  als  möglich**. 


—     636    — 

Souverains  berechtigt.  Die  Klarstellung  der  organischen  Natur  der  Unter- 
thanen  im  Staate  und  die  Anerkennung  der  sittlich-rechtlichen  Freiheit  der- 
selben drängten  indess  selbstverständlich  zu  dem  Anerkenntniss  des  Rechtes 
der  Unterthanen,  dass  sie  die  Anforderungen  des  Staates  an  ihre  Freiheit, 
ihre  Kraft  und  ihr  Vermögen  bewilligen  müssen  und  das  Gesetz  nur  aus 
der  Vereinbarung  zwischen  den  beiden  subjectiven  Elementen  des  Staates, 
dem  Sottverain  und  den  Unterthanen^  hervorgehen  könne.  So  ist  das  Recht 
der  Unterthanen  an  der  Gesetzgebung  das  der  Zustimmung  oder  der  Ab- 
lehnung d.  h.  nur  durch  jene  wird  der  legislatorische  Act  perfect  0 


')  S.  die  Nachweisnngen  aus  den  Yerfassangsgesetzen  in  Note  4  zu  S.  633.  Ghmz 
ansnahmsfrei  scheint  das  Prinzip  indessen  doch  nicht  zn  sein.  Man  vergleiche  Alten- 
hurgsches  Grundgesetz  §.210.  „Allgemeine  Landesgesetze,  welche  nicht  die  Freiheit 
der  Person  und. das  Eigenthum  aller  Unterthanen  betreifen,  werden  den  Ständen  zn  ihrer 
Begutachtung  mitgetheilt ;  der  Landesherr  wird  ihre  Bemerkungen  bei  weiterer  Er- 
örterung der  Sache  in  Erwägung  ziehen,  und  sie  benutzen,  soweit  er  es  zweckmässig  er- 
achtet", und  Braunschweig  sc  he  Neue  Landschaftsordnung  §.  99:  „Bei  aUen  übrigen 
(nicht  in  §.  98  genannten),  namentlich  das  Landespolizeiwesen  betreffenden  gesetzlich6D 
Bestimmungen,  müssen  die  Stände  zuvor  mit  i^rem  Gutachten  und  Rath  gehört,  und  es 
können  in  solchen  Gesetzen  Polizeistrafen  bis  zu  einmonatigem  einfachen  Gefangniss  oder 
diesem  entsprechenden  Geldstrafen  angedroht  werden."  Allein  es  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  wenigstens  die  Bestimmung  des  Braunschweigschen  Verfassungsgesetzes  nicht 
eine  Verminderung  sondern  eine  Erweiterung  der  Bechte  des  Landtags  ist,  da  hier  deren 
„Gutachten  und  Rath"  für  landesherrliche  Erlasse,  welche  lediglich  Ausflüsse  der  Begi- 
rungsgewalt  und  nicht  Acte  der  Gesetzgebung,  also  nicht  an  die  Voraussetzungen  der 
Gesetze  gebunden  sind,  gefordert  wird.  Es  ist  nur  in  gesteigertem  Grade  das,  was  d^ 
Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  142  bestimmt:  „Der  Landtag  kann 
über  Anordnungen,  welche  seiner  Zustimmung  nicht  bedürfen,  sowie  über  die  hei 
beabsichtigten  Aenderungen  in  der  Gesetzgebung  im  Allgemeinen  zu  befolgenden  Grund- 
sätze auf  Antrag  der  Staatsregirung  seine  gutachtliche  Erklärung  abgeben."  Die  Be- 
hauptung Zöpfl's  (Grundsätze  §.  390,  II),  dass  einige  Verfassungsurkunden  den  Ständen 
nicht  unbeschränkt  und  in  Bezug  auf  aUe  Gegenstände  der  Gesetzgebung  das  Recht  der 
Zustimmung  und  Verwerfung  beilegen,  ist  nicht  begründet;  diese  angeblich  ausgenomme- 
nen Gegenstände  gehören  eben  nicht  zu  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung.  Die  Verfassungs- 
gesetze selbst  begehen  den  Irrthum  oder  doch  die  Ungenauigkeit,  das  Wort  „Gesetz"  in 
dem  Sinne  einer  Verordnung  des  Souverains  und  nicht  in  dem  des  „Staatswillens''  zu 
verstehen,  und  müssen  darum  Ausnahmen  von  einem  Grundsatze,  der  sie  gar  nicht  be- 
rührt, reserviren,  wie  z.  B.  die  Anhaltische  Landschaftsordnung  §.  19  von  dem  Prinzipe 
des  Erfordernisses  der  Zustimmung  des  Landtages  die  „Gesetze"  ausscliliesst ,  soweit  sie 
als  Ausflüsse  bereits  bestehender  Staatsverträge  dienen."  Abgesehen  davon,  dass  gar 
kein  „Gesetz"  existirt,  wenn  nicht  der  Landtag  eingewilligt,  so  können  solche  „Ausflüsse 
bereüs  bestehender  Staatsverträge"  auch  gar  nisht  Gesetze  im  materiellen  Sinne  des 
Wortes  werden,  da  sie  ganz  ausserhalb  des  Gebietes  der  Gesetzgebung  liegen.  In  den- 
jenigen Staaten  dagegen,  wo  der  landständischen  Verfassung  das  s.  g.  alüandatändische 
Prinzip  zum  Grunde  liegt,  ist  auch  der  frühere  Grundsatz,  dass  es  in  der  Regel  nar 
eines  Beirathes  des  Landtages  bedürfe  und  nur  unter  besonderen  Voraussetzungen  dessen 
Zustimmung  erfordert  werde,  an  die  Spitze  gestellt,  wenngleich  im  Wesentlichen  die  Art 
der   landständischen   Competenz   dadurch   nicht   alterirt  worden.    VergL  Anhaltische 


In  Fällen  dnngender  Notb  kann  nacn  dem  positiven  deutschen  btaats- 
recht  das  Gesetzgebungsrecht  zeitweilig  dem  Fürsten  allein  eignen  und 
dieser  berechtigt  sein,  das  von  dem  Staatswohl  dringend  erforderte  Gesetz 
ohne  ständische  Mitwirkung,  als  ein  provisorisches  Nothgesetz  zu 
verkünden.*)  Die  Nothgesetze  charakterisiren  sich  nicht  durch  eine 
Besonderheit  des  Gegenstandes,  sondern  nur  durch  die  politischen  Conjunc- 
turen,  unter  denen  dieselben  entstehen.  Die  Ausnahmsstellung  derselben 
liegt  in  den  einseitigen  Erlassen  solcher  Gesetze  durch  das  Staatsoberhaupt, 
welches  im  Fälle  der  Dringlichkeit  der  gesetzlichen  Regelung  irgend  einer 
Angelegenheit  und  der  Unmöglichkeit  der  rechtzeitigen  Behandlung  der 
Sache  von  dem  gesetzgebenden  Körper  durch  die  Verfassung  selbst  zu 
solchem  einseitigen  Vorgehen  ermächtigt  ist.  Die  Erlassung  von  Noth- 
gesetzen  ist  also  ein  bestimmtes  Recht  und  eine  unabweisliche  Pflicht  des 
Souverains.  Dieselbe  setzt  aber  die  Unmöglichkeit  einer  rechtzeitigen  Be- 
theiligung  des  gesetzgebenden  Körpers  voraus;  sobald  dieser  in  Function 
tritt,  d.  h.  sobald  der  Landtag  zusammentritt,  hat  derselbe  auch  die  Noth- 
gesetze seiner  Competenz  zu  unterziehen  und  hängt  deren  rechtlicher  Fort- 
bestand von  der  Genehmigung  des  Landtages  ab.  Die  besondere  Ver- 
antwortlichkeit des  gesammten  Staatsministeriums  hinsichtlich  der  Voraus- 
setzungen und  des  Inhalts  der  Nothgesetze  pflegt  in  den  Verfassungs- 
gesetzen   vorgeschrieben   zu   sein.')     Der   Gegenstand    der   Gesetzgebung 


Landschaftsordnimg  §.  18:  „Wir  wollen  Uns  des  ßeirathes  Unseres  Gesammt-Landtages 
zu  allen  das  gemeine  Wohl  and  das  Beste  des  Landes  angebenden  Gesetzen  und  zu  sonsti- 
gen Angelegenheiten,  welche  Wir  für  dazu  geeignet  halten,  hedienen;**  §.  19:  „Die  Zu- 
stimmung der  Landstande  werden  Wir  zum  Erlass  solcher  Gesetze  einholen,  welche  eine 
Abänderung  der  Landesverfassung  und  der  Landschaftsordnung  enthalten.  Unsere  Unter- 
thanen  mit  neuen  Abgaben  belasten  oder  wohlerworbene  Rechte,  insbesondere  das  Eigen- 
thum  einzelner  Uuterthanen  oder  ganzer  Klassen  derselben  aufheben  oder  beschränken;" 
Schaumburg-Lippesche  Verordnung  vom  15.  Januar  1816  §.  2:  „Die  Landstände 
sollen  folgende  Rechte  auszuüben  haben: 2)  das  Recht,  über  die  zu  er- 
lassenden allgemeinen  Landesgesetze  ihr  Gutachten  zu  geben  und,  wenn  sie  auf  die 
Landesverfassung  einen  wesentlichen  Einfluss  haben,  ihre  Einwilligung  zu  denselben 
zu  ertheilen."  Die  Lippe-Detraoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §.  5  garan- 
tirt  den  Landständen  schlechthin  die  bis  zum  Jahre  1805  besessenen  Rechte,  „insoweit 
solche  nicht  durch  das  gegenwärtige  ^ Gesetz"  ausdrückliche  Modificationen  erleiden," 

')  Mau  vergl.  da^  IS oth recht  iler  iStuatsg'i^wüU  oben  §.  '22i^,  22^). 

^1  PreuHsisclif^s  Verf asH n n gf^^esetK  A rt.  63 :  , Nii r  in  d tnn  V n\ h  ,  wenn  di e  Ä uf- 
nNchtlialtun^  der  <>ffentlichen  Sicherheit  oder  die  Beaeiti^iny  oinos  un;^ewohtilichen  Notb- 
fitAndes  es  dringend  ttrfardert ,  konneÜT  in  sofern  die  Kammern  nicht  versau  im  elt  sind, 
mU}T  Verantwortlichkeit  des  jy^LVsaunntcn  ^taftts^-MmiateriuujÄ,  Verordnvinürent  die  der  Ver- 
ljM!3itu]g  nicht  jtuwiderlaufen^  mit  licsetÄeHkraft  erlassen  werden.  Diest-lben  sind  aber  den 
Hsmmern  bei  ihrem  nächsten  ZuBammentritt.  zur  Oenehinigiing  vorüulegen :*  Sächsischei 
§,  S8  («der  Könige  erlasät  auch   solche   ihrer    Natur    n&di   der   ständiichen  S^iustimmung- 
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begründet  einen  formellen  UnterBchied  der  ^.  g.  Nothgesetze  nicht  und 
haben  in  dieser  Beziehung  namentlich  auch  die  Finanznothgesetze  keine 
besondere  Bedeutung.')  Dass  solche  Nothgesetze  nur  provisorisch  sind, 
ist  selbstverständlich,  sognt  wie  dass  die  demnächstige  NichtgenehmigaBg 
derselben  im  Landtage  keine  rückwirkende  Kraft  hat^) 


bedürfende,  aber  durch  das  Staatswohl  dringend  gebotene  Verordnungen,  deren  vorüber- 
gehender Zweck  durch  Verzögerung  vereitelt  werden  würde,  mit  Ausnahme  aller  und  jeder 
Abänderungen  in  der  Verfassung  \)nd  dem  Wahlgesetze;"  sonst  dem  Sinne  nach  wie  das 
Preussische  1.  c);  Badensches  §.  66  (definirt  den  Begriff  der  Nothgesetze  wie  (Us 
Sächsische,  schweigt  aber  von  dem  Erforderniss  einer  nachträglichen  Genehmigung  durch 
den  Landtag);  Hessen-Darmstädtsches  §.  73:  „Der  Grossherzog  ist  befugt,  ohn./ 
ständische  Mitwirkung  in  dringenden  Fällen  das  Nöthige  zur  Sicherheit  des  Staates  vor- 
zukehren", dazu  dann  aber  das  Gesetz  vom  16.  Juli  1862  Art.  1:  „Wenn eine  Ver- 
ordnung, welche  ihrer  Natur  nach  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  eingreift,  erlassen 
wird,  so  soll  dieselbe,  falls  sie  nach  Ablauf  eines  Jahres  noch  für  längere  Zeit  oder  blei- 
bend in  Wirksamkeit  erhalten  werden  soll,  der  alsdann  grade  vereinigten  Stände-Ver- 
sammlung oder,  wenn  eine  solche  nicht  anwesend  ist,  der  nächsten  Ständeversammte 
zur  Ertheilung  ihrer  Zustimmung  vorgelegt  werden.  Wird  eine  solche  Vorlage  von  beidci 
Kammern  der  Stände  oder  auch  nur  von  einer  derselben  abgelehnt,  so  soll  die  Verord- 
nung sofort  ausser  Wirksamkeit  gescitzt  werden;"  Weimarsches  Grundgesetz  §.61  ge- 
stattet dem  Landesfürsten  einseitig  Gesetze  zu  erlassen,  wenn  ein  durch  das  Staatsrecht 
dringend  gebotener  Zweck  einer  schleunigen  Erfüllung  bedarf,  bestimmt  aber,  dass  solck 
unter  Verantwortlichkeit  aller  Departements-Chefs  erlassenen  Gesetze  sich  ausdröcklick 
als  provisorische  ankündigen  „mit  dem  Hinzufügen,  dass,  wenn  sie  von  dem  nächsti^n 
Landtage  nicht  ausdrücklich  angenommen  werden  sollen,  sie  mit  dem  Ende  des  letztem 
von  selbst  und  ohne  Weiteres  ausser  Kraft  treten;"  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz  §.  130  (dem  Sinne  nach  gleich);  Oldenburgsches  ßevidirtes  Staatsgnmdgeseti 
Art.  137  (desgleichen);  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  39 
(desgleichen);  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  25  (desgleichen); 
Reuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  66  und  67  (desgleichen);  Wal- 
decksches  Verfassungsgesetz  §.  7  (desgleichen,  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass,  wenn 
demnächst  eine  Vereinigung  zwischen  dem  Landtage  und  der  Staatsregirung  nicht  er- 
folge, die  erlassenen  Verordnungen  entweder  sofort  aufgehoben  oder  einem  innerhalb  dreier 
Monate  zu  versammelnden  neuen  Landtage  vorgelegt  werden  müssen;  erst  die  Verwerfong 
der  Verordnung  auch  von  diesem  macht  die  Aufhebung  nothwendig).  —  Das  Liechten- 
steins che  Verfassungsgesetz  §.  24  ersetzt  die  Bestimmungen  über  die  Ausübung  des 
Noth-Gesetzgebungsrechtes  des  Souverains  durch  die  CJlausel:  „Auch  wird  der  Fürstin 
dringenden  Fällen  das  Nöthige  zur  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  Staates  vorkehren", 
—  allerdings  für  das  politische  Literesse  dieses  Staates  wohl  genügend. 

')  S.  oben  S.  631  Note  3. 

^)  Ausdrücklich  bezeugt  dies  das  Reuss-Schleizische  Reyidirte  Staatsgrand- 
gesetz §.  67  Abs.  2. 


II.    Formelle  Voraussetzungen. 

§.  624. 
Der  Wille  des  gesetzgebenden  Körpers,  welcher  aus  der  Ueberein- 
stimmang  des  Fürsten  und  des  Landtages  als  des  Organes  der  Unterthanen 
hervorgegangen,  wird  durch  die  Verkündigung  des  Souverains  als  des  Staats- 
oberhauptes Gesetzt)  Un verkündigt  kann  jener  Wille  des  Staates  existi- 
ren,  aber  nur  durch  diese  Verkündigung  (Publication)  wird  demselben  die 
Macht  und  das  Recht  des  Gesetzes  geliehen.  Denn  in  dem  persönlichen 
Souverain  erfüllt  sich  die  Persönlichkeit  des  Staates  und  nur  das  Staats- 
oberhaupt spricht  den  Willen  des  Staates  aus.  Wirkten  auch  bei  der  Ent- 
stehung dieses  Willens  die  beiden  geistigen  Elemente  des  Staatsorganismus 
eben  um  dieses  ihres  Wesens  willen  noth wendig  mit,  so  ist  es  doch  nur 
der  Mund  des  Souverains,  welcher  den  also  geschaflfenen  Willen  verkündet, 
und  nur  kraft  dieser  Verkündigung  hat  der  Wille  des  Staates  das  Recht, 
über  das  Wollen  und  Handeln  der  Menschen  im  Staate  zu  herrschen,  und 
sind  diese  verpflichtet,  solcher  Herrschaft  sich  unweigerlich  zu  fligen.  Kein 
Beschluss  des  Landtages  hat  als  solcher  den  Unterthanen  gegenüber  Macht 
und  Recht;  nicht  einmal  die  Zustimmung  des  Souverains  vermag  dem  In- 
halt des  Beschlusses  diese  Macht  zu  leihen.  Nur  der  vom  Souverain 
verkündete  Beschluss  des  gesetzgebenden  Körpers  ist  das  Gesetz.^)  Aber 
die  Verkündung  des  Gesetzes  ist  nicht  ein  Act  der  vollziehenden  Gewalt, 
sondern  ein  Essentiale  der  Gesetzgebung.^) 

§.  625. 
Das  Prinzip  der  persönlichen  Freiheit   und  Unverantwortlichkeit  des 
Souverains  überlässt  auch  dem  Entschlüsse  desselben,   ob  und  wann   das 
Gesetz  auch  formell  Qxistent  werden  »soll.     Wenn  indess  die  Aufgabe  des 


')  Dass  der  Souverain  nur  den  Willen  des  gesetzgebenden  Körpers,  nur  das  von 
diesem  Beschlossene  verkünden  kann,  ist  selbstverständlich.  Dass  der  Inhalt  des  Gesetzes 
mit  dem  Beschlüsse  des  Landtages  übereinstimme,  ist  ein  Erforderniss  der  materiellen 
Gültigkeit  jenes.  Vergl.  Coburg-Gothasches  Staatsgrandgesetz  §.  106  Abs.  1.  Von 
den  Yoranssetzungen  der  formellen  Gültigkeit  ist  onten  §.  626  die  Bede. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  45;  Sächsisches  §.87;  Würtemberg- 
sches  §.  172  Abs.  2;  Badensches  §.  66;  Luxemburgsches  Art  34;  Altenburg- 
sches  Grundgesetz  §.  5;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  5  und  140; 
SchwarzbuT^-Sondershausensensches  Landesgrundgesetz  §.  41;  Waldecksches 
Verfassungsgesetz  §.  8. 

^)  Das  Waldecksche  Verfassungsgesetz  §.  ö  nennt  —  was  die  Verfassungsgesetze 
von  1848  gern  thaten  —  die  Verkündigung  der  Gesetze  einen  Ausfluss  der  vollziehenden 
Gewalt.  Es  gründet  sich  die  Auffassung  auf  die  Theorie  der  Theilung  der  Staatsgewalt, 
wonach  der  Landtag  die  Gesetzgebung,  der  Souverain  aber  die  Begirung  oder  die  voll- 
ziehende Gewalt  besitzen  soU:  eine  mit  dem  monarchischen  Prinzipe  und  dem  Wesen  des 
Staates  völlig  unvereinbare  und  jedenfaDs  höchst  überflüssige  Theorie. 


—    640     - 

gesetzgebenden  Körpers  nicht  von  den  Launen  der  WiUktlr  bestimmt  and 
dessen  Bethätigang  aus  thatsächlichen  Anlässen  als  eine  um  des  Staates 
willen  nothwendige  hervorgegangen;  so  ist  es  selbstverständlich,  dass  jenes 
Prinzip  sich  selbst  dahin  erläutert,  dass  auch  die  Freiheit  der  VerktlDdigang 
eines  materiell  existenten  Gesetzes  nicht  zum  Deckel  einer  launenhaften 
WiUktlr  benutzt  werden  mag,  und  dass  der  Monarch  durch  sein  politisches 
Wesen  politisch  und  so  auch  moralisch  verpflichtet  ist,  das  Werk  des  gesetz- 
gebenden Körpers  nicht  durch  ein  unmotivirtes  Zurückhalten  der  Verkün- 
digung zu  vereiteln  und  gleichsam  die  Wttrde  desselben  zu  kränken.  Die 
Praxis  der  deutschen  Staaten  beweist  auch,  dass  dem  Existentwerden  des 
Gesetzes  auch  die  Verkündigung  alsbald  folgt.  Einige  Verfassungsgesetze 
haben  indess  die  moralische  Pflicht  des  Monarchen  auch  in  eine  positiv- 
rechtliche  verwandelt  und  eine  bestimmte  Frist,  innerhalb  welcher  die  Ver- 
kündigung zu  geschehen  habe,  festgestellt/)  oder  auch  die  Nichtverkündi- 
gung  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  als  die  Verweigerung  der  Bestätigung 
betrachtet.') 

§.  626. 
Die  Verkündigung  der  Gesetze  ist  als  ein  staatsrechtlicher  Act  an  be- 
stimmte Formen  gebunden,  so  dass  dieselbe  nur  in  diesen  geschehen  kann, 
wenn  sie  die  gesetzgebende  Wirkung  haben  soll.  Nur  die  in  der  ver- 
fassungsgesetzlichen Weise  als  Gesetze  verkündeten  Erlasse  des  Souverains 
sind  Gesetze.  Allgemein  ist  es  ein  verfassungsgesetzlicher  Grundsatz,  dass. 
abgesehen  von  der  Erfüllung  des  allgemeinen  Erfordernisses  der  politischen 
Verbindlichkeit  der  landesherrlichen  Erlasse,  der  eigenen  Unterschrift  und 
der  Contrasignatur  eines  verantwortlichen  Ministers,')  der  erfolgten  Zu- 
stimmung des  Landtages  in  dem  Gesetze  selbst  Erwähnung  geschehen 
müsse.  ^)     Hat  dann  das  positive  Recht   auch   ein  bestimmtes  Organ  der 


*)  Oldenburgs ch 88  Bevidirtee  Staatsgrundgesetz  Art.  5:  ,Der  Grossherzog  be- 
fiehlt die  Verkündigung  der  Gesetze,  ohne  jemals  dieselbe  aassetzen  zu  können." 

')  Coburg-Gothasches  Staatsgmndgesetz  §.  109:  «Die  Bestätigung  der  von  den 
Landtagen  beschlossenen  Gesetze  durch  den  Herzog  gilt  als  verweigert,  wenn  die  Ver- 
kündigung derselben  binnen  acht  Wochen  von  der  Zeit  an  gerechnet,  wo  sie  der  Staats- 
regirong  mitgetheilt  worden,  nicht  erfolgt  ist." 

3)  S.  unten  §.  632. 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  VU  §.  30:  „Der  König  allein  saactionirt  di« 
Gesetze  und  erlässt  dieselben  mit  seiner  Unterschrift  und  Anführung  der  Vernehmung 
des  Staatsrathes  (singulär)  und  des  erfolgten  Beirathes  und  der  Zustimmung  der  Lieben 
und  Getreuen,  der  Stände  des  Eeichs;"  Sächsisches  §.87;  Würtembergsches§.  172 
Abs.  2;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  62;  Coburg-Gothasches  StaatsgrundgeseQ 
§.  108  („Zur  wesentlichen  Form  eines  Gesetzes  gehört  die  Erwähnang  der  Zustunmun? 
des  Landtages  zu  demselben  in  denVerkündigungsworten**);  Oldenburgsches  Reridirtes 
Staatsgrundgesetz  Art.  140;  Beuss-Schleizisches  §.65;  Waldecksches  Verfassongs- 
ges'etz  §.  8  und  94. 


u.  uergi.;  saDciioniri;  so  isi  aie  üecüisverDinaiiCQKeu  aer  lursuicoeD  ue- 
setzesverkÜDdiguüg  auch  durch  die  Benutzung  dieses  Organes  bedingt.  *) 
Den  Unterthanen  gegenüber  hat  aber  ein  jeder  landesherrliche  Erlass  kraft 
dieser  seiner  Form  die  Macht  und  Bedeutung  des  Gesetzes  und  steht  Nie- 
manden ein  Recht  zu,  das  formell  gültige  Gesetz  anzufechten.  Materielle 
Grüqde  der  (gänzlichen  oder  theilweisen)  NichtVerbindlichkeit  des  Gesetzes 
geltend  zu  maclUn,  ist  nur  die  Befugniss  des  Landtages,  dessen  Beschluss 
iü  dem  Gesetze  nicht  enthalten  ist.*) 


Zweiter  Xitel. 

Die  Organe  der  Regirungsgewalt. 


Erster  Absclmitt. 

Pic  'gUcgirungsgcroaft  bes  9Ronar(ftcn. 

I.    Begriff  und  Wesen. 

§.  627. 
Das  Organ  der  Regirungsgewalt  des  Staates  ist  der  Monarch.  Die 
gesammte  Fülle  der  Staatsregirung  in  allen  ihren  einzelnen  Richtungen, 
die  verordnende  und  die  ausführende,  die  anordnende  und  die  vollstreckende 
Gewalt  eignet  dem  Souverain.  Es  bestimmt  sich  aus  dessen  persönlichem 
Entschlüsse  die  thatsächliche  Handhabung  dieser  Gewalt  und  die  Erfüllung 
ihrer  concreten  Aufgaben.  Grade  dieses  war  der  eigentliche  Sinn  des  ver- 
fassungsgesetzlichen Prinzipes,  dass  die  gesammte  Regirungsgewalt  in  der 
Person  des  Monarchen  vereinigt  sei  und  bleiben  müsse, ^)  und  selbst  die 
von  der  Theorie  einer  Theilung  .der  Staatsgewalt  redigirten  Verfassungs- 
gesetze waren  über  dieses  Prinzip  nicht  zweifelhaft.     Der  Monarch  ist  eben 

')  So  werden  auch  die  Landtagsabschiede  (s.  oben  §  621  Note  1)  nur  durch 
(leren  VeröfFentlichung  in  dem  Gesetzblatt  zu  Gesetzen. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  106:  „Gesetze  and  Verordnungen  sind  ver- 
bindJich,  wenn  sie  im  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht  worden 
sind.  Die  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  gehörig  verkündeter  Königlicher  Verordnungen 
steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  den  beiden  Häusern  des  Landtags  zu;"  Olden- 
burgs ches  Eevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  141  §  1  und  2  (dem  Sinne  nach  ebenso); 
li''liwiir?;bnrg-Iludolatädtsches    GrandgtJiäetx    §,  2U    < dt*i*gluich<"iM j    Waideckschßi 

1  8.  üben  §.  335.  -i 
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als  Repräsentant  der  Persimlichkeit  des  Staates  das  einzige  Organ,  durch 
welches  dieser  seine  persönliche  Macht  über  alles  und  alle  ihm  Unterwor- 
fenen thatsächlich  tlben  kann;  nur  der  Souverain  vermag  das  Gesetz  des 
Staates  mit  den  realen  Zuständen  zn  vermitteln  and  in  der  thatsächlichcA 
Herrschaft  über  die  Unterthanen  und  deren  Verhältnisse,  über  Alles,  wag 
im  Staate  ist,  zu  erhalten.  Der  Souverain  regirt,  aber  auch  nur  der  Sou- 
verain. Darin  aber  liegt  ein  Zwiefaches.  Denn  einmal  ist  die  Regirang 
des  Fürsten  nicht  schlechthin  jedes  Handeln  desselben, %ondem  nur  das 
kraft  seines  fürstlichen  Bewusstseins  und  Rechtes  Gewollte  und  Gethane, 
und  sodann  ist  auch  die  Regirung  des  Fürsten  von  rechtlichen  Grundsätzen 
beherrscht,  wie  diese  eben  die  politische  Bedeutung  desselben,  das  staats- 
lechtliche  Wesen  der  Krone  gegeben.  Denn  der  Souverain  steht  in  dem 
rechtlichen  Organismus  des  Staates  und  ist  die  Krone  die  Vollendung  des- 
selben. In  diesem  Sinne  heisst  es  in  den  Verfassungsgesetzen:  der  Sou- 
verain übt  alle  Rechte  der  Staatsgewalt*)  oder  ihm  steht  die 
vollziehende  Gewalt  zu*)  oder  in  ihm  vereinigen  sich  alle  Zweige 
oder  alle  Rechte  der  Staatsgewalt.^) 

§.  628. 
Die  Regirung  des  Souverain^  ist  die  der  Staatsgewalt,  aber  sie  mu&5 
aus  dem  Bewusstsein  seiner  politischen  Bedeutung  hervorgehen  und  von 
der  Ueberzeugung  von  dem  Rechten  und  Guten  bestimmt  werden.*)  JeneJ^ 
Bewusstsein  ist  das  politische,  diese  Ueberzeugung  das  moralische  Element 
in  dem  Regiren  des  Monarchen.  Denn  dieses  letztere  ist  die  allgemeiDe 
sittliche  Anforderung  an  die  Selbstbestimmung  des  Menschen,  jenes  andere 
aber  ist  die  speciell  fürstliche  Tugend,  eine  eben  so  schwere  wie  herrliche. 
Sie  ist  die  weise  Einsicht  in  das  wahre  Wesen  des  Staates  als  dem  ob- 
jectiven    Grund    der   fürstlichen    Gewalt   und    die    selbstverleugnnngsvolle 


')  Baierschea  Verfassangsgesetz  Tit.  II  §.  1;  Sächsisches  §.  4;  WurtBinberg- 
sches  §.4;  Badensches  §.  5;  Hessen-Darmstädtschcs  §.4;  Luxemburgscho? 
Art.  32;  Altcnburgsches  Grundgesetz  §.  4;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgeseti 
§.3;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftaordijung  §.  .*J;  Oldenburgsches  Revidirt»*'? 
Staatsgrundgesetz  Art.  4  §.2;  Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  5: 
Waldecksches  Vcrfassungsgesetz  §.  3;  Lieehtensteinsches  §.  2. 

'*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  45;  Luxemburgsches  Art.  33;  Alten- 
burgsches  Grundgesetz  §.  6  („Der  Herzog  steht  an  der  Spitze  der  ganzen  Sta&tsTerwal- 
tung");  Schwär zburg-Sondershausenschcs  Landesgrundgesetz  §.  10  (..Unter  dem 
Fürsten  werden  sämmtliche  Regirungsgeschäffce  durch  ein  Ministerium  geleitet*');  Wal- 
decksches Verfassungsgesetz  §.  8. 

^)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  3;  Altenburgsches  §.  4;  Braunscbweig- 
sche  Neue  Landschaftsordnung  §.  3;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landes- 
grundgesetz §.8;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  1;  Reuss-Scblei- 
zisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1856  §.  5. 

*)  Die  Nichtanerkennung  dieser  politischen  und  ethischen  Prinzipien  und  Motive  des 
fürstlichen  Willens  ist  der  Despotismus  und  Absolutismus. 


j!iiDsicoi.  uer  Yviue  aes  oon^eraiDS  soii  auein  aus  semem  eigensieD  innern 
entspringen,  aber  er  soll  nicht  staatswidrigen  Gelüsten  der  Selbstsucht  ver- 
fallen, sondern  in  dem  Bewnsstsein,  der  Wille  des  Staates  zu  sein,  auch 
von  der  Sorge  für  die  Erhaltung  des  Staates  und  für  die  möglichst  voll- 
endete Erflillung  seiner  Bestimmung  allezeit  getragen  sein.')  Andere  Be- 
stimmungsgründe darf  der  souveraine  Wille  des  Monarchen  nicht  kennen; 
er  muss  vielmehr  sein  eigenster  Wille,  die  That  eigenster  und  freiester 
Selbstbestimmung  bleiben.'^)  Da  nun  die  Selbstverleugnung,  Einsicht  und 
Festigkeit  individuelle  Tugenden  und  nicht  ein  selbstverständliches  und  un- 
veräusserliches Gemeingut  Aller  sind,  so  ist  auch  die  Individualität  des 
Souverains,  sein  ganzes  ethisches  und  psychisches  und  mittelbar  selbst  sein 
physisches  Wesen  von  der  wesentlichsten  Bedeutung  für  das  Leben  und 
die  Geschichte  des  Staates/)  Die  persönliche  Staatsgewalt  soll  auch  per- 
sönlich wollen  und  handeln.*) 


0  Es  findet  sich  wohl  behauptet,  dass  der  Fürst  nur  im  Namen  und  kraft  des  Ge- 
setzes regire,  und  die  französische  Constitution  von  1791  promulgirte  diesen  Satz  aus- 
drucklich. Es  ist  indess  eine  höchst  einseitige  und  viel  zu  beschränkte  Anschauung: 
denn  der  Fürst  hat  nur  das  Gesetz,  sein  eigenes  Werk,  zu  respectiren,  aber  er  darf  und 
muss  weit  mehr  handeln,  als  das  Gesetz  enthält.  Jener  Irrthum  fand  sich  auch  in  der 
Luxemburgschen  Constitution  von  1848  Art.  45:  „Le  Grand-Duc  n'a  d'autres  pouvoirs 
que  ceux  que  lui  attribuent  formeUement  la  Constitution  et  les  lois  particulieres  port^es 
en  vertu  de  la  Constitution  möme;"  ebenso  in  dem  Schwarzburg-Sondershau sen- 
schen Verfassungsgesetz  von  1849  §.  49.  Die  späteren  Revisionen  corrigirten  diesen  Satz. 
Treifend  bezeichnet  Gerber,  lieber  öffentliche  Rechte  S.  55,  das  Verhältniss  des  persön- 
lichen Königs  mit  den  Worten:  „Der  König  handelt  nicht  als  Individuum,  sondern  als 
König  d.  h.  mit  dem  Bewusstsein,  dass  das  Volk  in  ihm  Persönlichkeit  erhält,  also  als 
oberstes  Glied  des  Organismus  und  nur  innerhalb  der  für  den  letzteren  bestehenden 
Sphären." 

*)  Die  deutschen  Staaten  weisen  mit  aller  Bestimmtheit  die  Zumuthung  zurück,  dass 
der  Regent  seinen  Willen  durch  den  irgend  eines  Anderen,  sei  es  den  der  Minister  oder 
den  des  ständischen  Organs,  bestimmen  lasse.  Dies  gehört  auch  nicht  im  Entferntesten 
zu  der  „constitutionellen  Idee",  und  es  ist  nur  ein  Verkennen  des  Wesens  der  constitu- 
tionellen  Verfassung,  wenn  diese  als  ., Republik  mit  monarchischer  Institution"  charakte- 
risirt  wird,  wie  von  Zu|ifl  (cüntstitutionelle  Monarchie  mid  V*>lksstmvüriiine^Lt.  tlh^iltl- 
berg  1851)  gt^sdiehen.  Audi  dii'  co  ^st  i  tut  ionoll  e  Monarchie  kt^nnt  nur  eme  idi'L'lle  ??oMTe- 
Ttt,inet<ttt,  die  des  8taaU?s,  und  nur  eine  persönliche,  die  des  Fürsten »  und  weiea  Nichts 
von  einer  So averai n etfit  de r  Un to rtli an ön  oder  des  Vo Ik es .  S ehr  ri uhtig  n enn t  Zachariä, 
Deutscht).^  Staatsrecht  Tlu  I  S.  85,  aU  finen  Grundsatz  des  a.  g.  niouarchiKcben  Principe«, 
„ilas«  in  der  irtaatliobon  Onlinin^  Nichts  ohne  und  Nichtig  jcje^cn  den  VViH(?n  dai 
Monarchen  geändert  werdt^n  darf  und  dass  jede  A".md«^rung  nur  durch  die  von  iluii  aus- 
gehende SanctioTi  die  gesetzliche  Kraft  erhalten  kann/' 

^J  Das  Gcg-entheil  kann  nur  erfnlirungsloser  Unverstand  behaupt^m.  Die  politische 
Situation  der  deutschen  Htaateu  gerade  dieser  Tage  he  weiset  handgreiflich  das  im  Teit 
Oelmuptete.  I>aruni  ist  es  auch  ein©  tiefernste  Staatsaachej  nicht  etwa  eine  HoflicUkeita- 
rüeksiicrhti    daa»   das    allsonntäglicbe    chrisUielte   Kirclieugebet    \mt&T   den   Fürbitten    tot 

^* 
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II.   Constitutlonelles  Prinzip. 

§.  629. 
Kechtlich  bestimmt  ist  die  Regirang  des  Souverains  nach  dem  Inhalt 
wie  nach  den  Formen.  Wie  der  ganze  Staat  ein  rechtlich  gefestigter 
Organismus  ist  und  ein  persönliches  Recht  in  festen  Grenzen  und  mit  be- 
stimmt abgemessenen  Zielen  besitzt  ^  also  kann  auch  die  Regirnng  des 
Souverains  nicht  über  das  Gebiet  der  Zuständigkeit  der  Staatsgewalt  hin- 
ausgreifen, sie  muss  in  allen  Richtungen  erfbUen  und  verwirklichen,  was 
des  Staates  ist.  Andrerseits  steht  auch  die  Art  der  fürstlichen  Regirmig 
unter  dem  bestimmenden  Einfluss  des  rechtlichen  Organismus  des  Staates, 
auch  sie  ist  ein  Theil  der  Verfassung  dieses  Ganzen  und  kann  ihre  ein- 
zelnen Functionen  nicht  aus  den  innigsten  Beziehungen  zu  dem  Ganzen 
lösen.  Das  Gesetz  der  Harmonie  des  staatlichen  Organismus  darf  auch 
von  dem  persönlichen  Regiment  des  Souverains  nicht  durchbrochen  wer- 
den, vielmehr  muss  auch  dieses  sich  als  staatsrechtliches  Wesen  offenbaren 
und  sich  in  hestimratcr  Weise  rechtlich  qualificiren.  Eben  dadurch  zeigt 
sich  das  politische  Wesen  des  Monarchen  und  der  Unterschied  zwischen 
dem  Fürsten  und  dem  Menschen,  ein  Unterschied,  der  niemals  verwischt 
werden  darf.  Nicht  genügt  schlechthin  das  persönliche  Entschliessen  oder 
Handeln  zur  Darstellung  der  Staatsregirung,  sondern  nur  das  ist  die  Re- 


AUem  auch  die  enthält,  dass  der  Geist  der  Weisheit  und  des  Verstandes,  des  Rathes  und 
der  Kraft  die  Gedanken  und  BeschUessungen  des  Landeslierrn  in  allen  Stücken  berathen 
und  recht  leiten  möge,  und  ein  jeder  Patriot  sollte  es  immerdar  von  Herzensgrunde  beten. 
'*)  Sehr  wahr  schildert  die  persönliche  Bedeutung  des  Fürsten  Friedrich  der 
Grosse  in  seinen  Essais  sur  les  formes  des  gouvernements  in  Fortsetzung  der  oben 
S.  312  Note  2  erwähnten  Aeusserung:  ,,Le  prince  est  a  la  societe  qu'il  gouveme  ce  que 
la  t^te  est  au  corps:  il  doit  voir,  penser  et  agir  pour  toute  la  communaute,  afin  de  lui 
procurer  tous  les  avantages,  dont  eile  est  susceptible.  Si  Ton  veut  que  le  gouvemement 
monarchique  l'emporte  sur  le  republicain,  Tarröt  du  souverain  estprononce:  il  doitetre 
actif  et  integre  et  rassembler  toutes  ses  forces  pour  fournir  la  carriere 
quiestouverte.  Le  souverain  tst  attache  par  des  liens  indissolubles  au  corps  d'Äat; 
par'consequent  il  ressent  par  repercussion  tous  les  raaui,  qui  affligent  ses  sugets,  et  la 
sociöt«  souffre  egalement  des  malheurs,  qui  touchent  son  souverain.**  —  Man  hat  in  san- 
guinischer Uebertreibung  des  Constitutionalisnius  Sie  Persönlichkeit  des  Regenten  für 
gleichgültig  erklären  wollen.  Aber  es  würde  doch  auch  seltsam  sein,  wenn  die  Geschichte 
der  Völker  und  Staaten,  welche  doch  unbeschadet  des  göttlichen  Regimentes  durch 
Menschen  für  Menschen  gemacht  wird  —  man  wird  den  Ausdruck  nicht  missverstehen  — 
von  der  am  höchsten  gestellten,  mit  den  grössten  Ehren,  Rechten  und  Pflichten  aus- 
gezeichneten Person  Nichts  zu  hoffen  oder  zu  furchten  haben  sollte.  Weim«  es  Thatsache 
ist,  dass  ein  englischer  Minister  die  Königin  Victoria  um  die  Entfernung  einiger  Hof- 
damen aus  politischen  Gründen  zu  ersuchen  fand :  s(fllto  nicht  damit  eine  höhere  politische 
Bedeutung  des  persönlichen  Charakters  der  Königin  anerkannt  sein? 


von  dem  Rechte  des  Staates  gesetzten  Formen  bekundet  (verfassungs- 
mässige oder  constitutionelle  Regirung).') 


III.     Inhalt   und  Ziel. 

§.  630. 
Die  einzelnen  Aufgaben*  und  Richtungen  des  Regirungsrechtes  des 
Souverains  bestimmen  sich  im  Allgemeinen  und  dem  Prinzipe  nach  aus 
den  praktischen  Zwecken  der  Regirungsgewalt  und  aus  ihren  besonderen 
Functionen.  Der  Monarch  hat  die  zur  Verwirklichung  der  Gesetze  und  zur 
Leitung  des  thatsächlichen  Staatslebens  erforderlichen  Verordnungen  zu  er- 
lassen; die  Oberaufsicht  tlber  das  gesammte  öffentliche  Leben  wahrauneh- 
men,  die  organischen  Einrichtungen  zur  Vermittlung  des  Berufes  der 
Staatsgewalt  zu  treflfen  und  deren  ordnungsmässige  Wirksamkeit  zu  über- 
wachen, und  endlich  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Gesetze  des  Staates  und 
alle  Seitens  der  Staatsgewalt  ergangenen  Befehle  ordnungsmässig  und 
zweckentsprechend  ausgeführt  werden.*)  Nur  alle  legislatorischen  Bestim- 
mungen sind  als  dem  gesetzgebenden  Körper  eignend  von  den  Functionen 
der  Regirungsgewalt  des  Monarchen  —  eben  schon  prinzipiell  —  aus- 
geschlossen, es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  selbst  im  einzelnen  Falle  eine 
Ausnahme  statuirt  habe.')  Darum  konnten  die  Verfassungsgesetze  als  das 
Recht  des  Monarchen  die  üebung  aller  Rechte  der  Staatsgewalt,  sofern  es 
nicht  der  Mitwirkung  der  Landstände  bedürfe,  bezeichnen.^)  Wenn  sie 
gleichwohl  einzelne  Functionen  der  Regirungsgewalt  des  Souverains  be- 
sonders namhaft  machten,  so  geschah  dieses  nur  zur  Sicherstellung  der 
Unterscheidung   zwischen   der  Zuständigkeit    des   gesetzgeb^den  Körpers 


VJ  Daniin  der  in  fast  allen  Verfassmjgügo setzen  ausgedrückte  Vorbehalt,  dass  der 
Souverain  dio  Staatsgewalt  ausübe  In  Gernässbeit  der  Gesetze  oder  der  Verfaseung. 
H,  die  im  ful^'t'uilüu  Paragvajtben  iL  Not^  ritirten  Stallen  der  Verfassuiigsgesetze,  auch 
Preusäisclies  Verfaasun^^jjg'eHt^tK  Art.  50  uml  Luxembu rasches  Art.  3^.  Für  die 
^ouveraine  imNorddc-^ut  sehen  Bunde  Ue^timmt  mcb  dieser  Vorbehalt  auch  noch  aus  der 
Verfaeöimg  des  Nord  den  tsrben  Bumles.    S*  üben  §  340. 

*)  von  Hohl,  Würtenibergsches  Staiitsreeht  Jj.  35, 

4  S.  oK>n  §.  Ö15;  Wiener  8ch]TisHacte  Art.  57, 

*)  Ge gell  ^1 1 e  Fassun ^^  des  (a ü fgel loben en )  ^.  Hö  des  Ä n h a It - B e t n b n r g s e  1 1 e n  hu,n' 
deiiverfassungisgeHetzeij  von  1^50:  „Ihr  Hcnsog  übt  die  gesetzgebende  Gewalt  vcrlasi^iitigs- 
mässig  in  Git?in(5inijchaft  mit  den  Vertretern  des  Volkes,  die  volkiobende  G^swalt  ailein'% 
wEr  im  Gtandc  Nicbtä  tu  sagen.  Yer^*  Sehwarzburg-Son  Ji^rtflbaasenacbes  Lan- 
dt?8gTandgeäetz  %  H;  Stb warzburg-Rudülstädtecbes  Grundgesetis  §.  1;  B*;uss- 
SthleisiseheB  Gesetz  vom  KL  Jmii  18n6  g.  ö. 
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und  der  des  Souverains  und  zur  gesetzlichen  Klarstellang  der  Consequenzen 
des  PrinzipeS;  dass  die  Regirungsgewalt  dem  Soaverain  ansschliesslich 
eignet.  *) 

§.  631. 
Die  Verfllgangen  des  Soaverains  dienen  der  VMtiittlnng  der  gesetzlich 
festgestellten  Grundsätze  mit  den  realen  Zuständen  und  Verhältnissen  im 
Staate  9  sofern  diese  überhaupt  in  das  Competenzgebiet  der  Staatsgewalt 
hineinreichen.  Die  Verfassungsgesetze  pflegten  ausdrilcklich  zu  bezeugen, 
dass  der  Souverain  die  zur  Ausführung  oder  zur  Vollstreckung  und  Hand- 
habung der  Gesetze  erforderlichen  Verordnungen  zu  erlassen  und  zu  treffen 
habC;  ohne  der  Mitwirkung  des  Landtags  zu  bedürfen.  *)     Ueberhaupt  ist  es 


*)  So  heisst  es:  ,,Der  Landesherr  hat  den  Oberbefehl  über  das  Heer,  alle 
Dienststellen  in  demselhen  bezw.  in  den  andern  Zweigen  des  Staats- 
dienstes zu  besetzen  (Prenssiscbes  Yerfassungsgesetz  Art.  46  und  47;  Würtem- 
bergsches  §.  43;   Hessen-Darmstädtsches  §.  74;  Lnxembargsches  Art  35  und  ' 

37;  Altenbnrgsches  Grundgesetz  §.  10  nnd  61;  Coburg-Gothasches  Staatsgnmd- 
gesetz  §.  128;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  9;  Oldenburgscbee 
Revidirtes  Staatsgrnndgesetz  Art.  7  §.  2  und  Art.  8;  Anhalt-Bernburgsches  Landes-  ' 

Verfassungsgesetz  §.  84;   Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  4;   ßeuss- 
Schleizisches   §.  43;   Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  9  und  10),   derselbe  übt         ( 
das  Münzrecht  nach  Massgabe   des   Gesetzes   (Preussisches  Verfaasungsgesetz         i 
Art.  50;  Luxemburgsches  Art.  39),  der  Monarch  hat  das  Becht   der  Begnadigung  1 

und  Strafmilderung  (s.  oben  §,  102  ff.)  und  das  Becht  Orden,    Titel   und  Ans-  | 

Zeichnungen  zu  verleihen  (s.  oben  §.  343),  das  Recht  Staatsverträge  zn 
schliessen  (s.  oben  §.  339).  Alle  diese  einzelnen  Bestimmungen  haben  nur  den  Zweck, 
aUe  Zweifel  Über  die  s.  g.  Prärogative  der  Krone  zu  heben  d.  h.  zu  sichern,  dass  nicht 
Functionen  der  Regirungsgewalt  oder  —  wie  es  in  Verfassungsgesetzen  heisst  —  der 
vollziehenden  Gewalt  mit  denen  der  Gesetzgebung  verbunden  oder  verwechselt  werden. 
Das  Constitution eUe  Staatsrecht  hält  eben  darauf,  dass  dem  gesetzgebenden  Körper  die 
gesetzgebende  und  dem  Souverain  die  Regirungsgewalt  gewahrt  bleibe,  dass  aber  je  beide 
ihre  Rechte  zu  voll  besitzen  und  üben.  Das  Prinzip  der  „Theilung  der  Gewalten**  liegt' 
der  Redaction  mehrer  Verfassungen  imzweifelhaft  zum  Grunde  (Preussisches  Ver- 
fassungsgesetz Art.  45;  Luxemburgsches  Art.  34  unter  der  Rubrik  „de  la  Prerogative 
du  Roi  Grand-Duc**;  01denburgsche|  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  5),  wird  aber 
das  Wesen  des  gesetzgebenden  Körpers  und  der  Begriff  des  Gesetzes  im  Gegensatze  zu 
der  Regirung  richtig  erfasst,  so  Icann  trotz  jener  Weise  der  Redaction  der  Verfassungs- 
gesetze von  der  Adoption  oder  Billigung  jener  Theorie  keine  Rede  sein,  wie  überhanpt 
der  Constitutionalismus  in  seiner  richtigen  Bedeutung  mit  derselben  Nichts  zu  thun  hat. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  45;  Sächsisches  §.84;  Würtemberg- 
sches  §.89  und  90;  Badensches  §.66;  Hessen-Darmstädtsches  §.73  (mit  beiden 
übereinstimmend  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.211,  s.  w.  unten);  Luxemburgsches 
Art.  36;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  5  und  137;  Reuss-Schlei- 
zisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  4i  (durch  das  Gesetz  vom  20.  Juni  1856  aufge- 
hoben); Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  8  Abs.  3.  Näher  definiren  den  Begriff  der 
„Verordnungen"  das  Altenburgsche  Grundgesetz  §.  211:  ,Reglcmentarische  Ver- 
fügungen zur  Ausführung  bestehender  Gesetze,  Verordnungen,  die  aus  dem  Anfsichts 
und  Verwaltungsrechte  fliessen,   polizeiliche  Anordnungen   (insofern  sie  nicht 


das  öffentliche  Leben  nothwendig  ist,  und  überall  handelnd  einzugreifen, 
wo  die  Interessen  des  Staates  dies  erfordern,  selbst  wenn  eine  bestimmte 
gesetzliche  Regel  nicht  vorliegen  sollte  oder  der  gesetzliche  Weg  nicht 
eingeschlagen  werden  konnte.  Kiemais  aber  kann  der  Souverain  einseitig 
wider  das  Gesetz  Verstössen  oder  Ausnahmen  von  dessen  bestimmten  Dis- 
positionen gestatten,  falls  nicht  etwa  das  Gesetz  selbst  die  Ermächtigung 
dazu  gegeben  haben  sollte.')  Denn  d&s  ist  eben  die  Bestimmung  des  Ge- 
setzes, allgemein  und  tlber  Alle  und  Alles  herrschen  zu  wollen,    und  was 


die  Freiheit  der  Person  oder  das  Eigenthum  aller  Untcrthanen  berühren  oder  die  Grund- 
verfassung  ändern);  ferner  Vorschriften  zur  Sicherheit  des  Staats  bedürfen  der  ständischen 
Begutachtung  nicht;"  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  101:  „Verord- 
nungen d.  h.  solche  Verfügungen,  welche  aus  ^em  allgemeinen  Verwalfcungs-  oder  Ober- 
aufsichtsrecht  der  Regirung  hervorgehen,  oder  welche  die  Ausführung  und  Handhabung 
der  bestehenden  Gesetze  betreffen,  erlässt  die  Landesregirung  ohne  Mitwirkung  der  Stände." 
')  Luxemburgs ches  Verfassungsgesetz  Art.  36:  „Le  Koi  Grand-Duc  fait  Ics  regle- 
ments  et  arretes  necessaires  pour  Texecution  des  lois,  sans  pouvoir  jamais  ni  suspendre 
les  lois   elles-memes   ni  dispenser  de  leur  execution;"    dagegen   Coburg-Gothaschea 

Staatsgrundgesetz  §.  128 :  „Der  Herzog  übt  — das  Recht der  Dispensationen, 

soweit  diese  Befugniss  nicht  durch  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  beschränkt  ist;" 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.6:  „Der  Landesfürst  kann  in  einzelnen 
Fällen  Dispensation  von  den  gesetzlichen  Vorschriften  ertheilen,  jedoch  insofern  dritte 
Personen  wegen  ihrer  Rechte  betheiligt  sind,  nur  mit  deren  Zustimmung;"  Waldeck- 
sches  Verfassungsgesetz  §.  12  Abs.  3:  „Dem  Ermessen  des  Fürsten  bleibt  es  vorbehalten, 
in  einzelnen  FäUen  rückständige  Abgaben  (mit  Ausnahme  der  Steuern),  Sportein  und  son- 
stige Gebühren  zu  erlassen.*^  Das  Prinzip  sprach  das  (aufgehobene)  Schwarzburg- 
Sondershaus  ensche  Verfassungsgesetz  vom  12.  December  1849  §.65  aus:  „Von  dem 
Fürsten  hängt  die  Ertheilung  von  Dispensationen  ab,  soweit  dieselben  nach  den  Gesetzen 
zulässig  sind.**  Vergl.  auch  das  Kur  hessische  Verfassungsgesetz  von  1832  §.  96:  „Dis- 
pensationen von  den  schon  jetzt  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  sollen  nur  mit 
grösster  Vorsicht  ertheilt  werden,  und  dürfen  niemals  gegen  die  künftig  ergehenden  ver- 
fassungsmässigen Gesetze  Statt  finden,  so  fern  nicht  solche  in  dem  Gesetze  aus- 
drücklich vorbehalten  sind:" —  Die  meisten  deutschen  Verfassungsgesetze  schweigen 
von  dem  Dispensationsrechte  gänzlich  und  mit  Recht,  da  dasselbe  unter  einem  allgemeinen 
Prinzipe  nicht  steht  und  die  einzelnen  Fälle  seiner  Anwendung  von  den  Specialgesetzen 
zu  bestimmen  sind.  Die  Staatsrechtslehrer  haben  freilich  ziemlich  allgemein  ein  fürst- 
liches Dispensationsrecht  als  selbstverständlich  und  nur  im  Falle  ausdrücklichen  gesetz- 
lichen Ausschlusses  cessirend  betrachtet:  allein  mit  Unrecht.  Das  Dispensationsrecht 
eignet  nur,  wenn  und  wie  das  Gesetz  dasselbe  gestattet.  Die  Zeit  der  Edicte  „von  hoher 
Landespolizei  wegen*'  ist  nicht  mehr.  Ehedem  stand  es  damit  allerdings  anders.  Die 
Gesetzgebung  war  noch  zu  lückenhaft  und  die  staatsrechtliche  Natur  mancher  Institute 
noch  zu  wenig  erkannt,  so  dass  die  Uebung  der  Privilegienhoheit  namentlich  dann  als 
eine  Wohlthat  erscheinen  musste,  wenn  die  industriellen  Zustände  einqs  solchen  ausser- 
ordentlichen Schutze«  geradezu  bedurften.  Heutzutage  ist  dem  ganz  anders.  Von  einem 
Sutzeik  der  Privilegien  ist  —  abgesehen  von  dern  Privilegirten  selbst  —  nicht  mehr  die 
Rede  und  der  Aufschwung  der  Industrie  und  ihr  Segen  für  das  Allgemeine  hat  vielmehr 
Hemmnisse  und  Nachtheile  von  ihnen  zu  fürchten.    Das  Nähere  hierüber  s.  oben  §.  165, 


der  gestjtÄgeuende  Körper  ü,  n.  aber  der  bouverniu  iina  das  urgau  aer 
Unterthaiien  als  bindende  Nonn  gesetzt ^  vermajc  nicht  c  i  o  Factor  desselben, 
der  Hon  verain  so  wenig  wie  der  Landtag,  einseitig  äu  äDdem  oder  aufh 
nur  im  einzelnen  Falle  auszuachliessen.  Wohl  aber  steht  dem  Soui^eraii] 
das  Recht  zu,  die  ÄnTrendimg  seiner  Verordnungen  im  einzelnen  Falle  m 
suspendiren  und  sei  es  ftlr  Einzelne  sei  es  für  bc^ndere  Verhältnisse  Äus^ 
nahmen  von  der  Regel  der  „Verordnung"  zu  gestatten,  jedoch  nur  so  d'i>? 
BIG  niemals  gegen  das  Gesetz  vcrslosBcn.  In  diesem  tiinne  eignet  ^m 
JSou verain  mit  dem  Verordnungsrecht  auch  das  Recht  Privilegien  zu  er- 
theilen  (Privilegieuhobeit)**) 


IV.    Formelle  Voraussetzungen. 

§.  632. 
Alle  Verftlgttngcn  des  Souverains  Bind  an  gewisse  Formen  gebunder 
durch  dereü  BeachtEng  sie  sich  eben  als  Handlungen  des  Houverain*  .^^ 
solchen  kund  thun  zum  Unterschiede  von  denen  des  tfouverains  als  Menschti:. 
Zar  Vermeidung  einer  absolutistischen  und  unstaatlichen  Anwendung  de;- 
Prinzipes  der  persönHchen  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  *J  hat  djä> 
deutsche  Staatsrecht  allgemein  auch  verfassungsgesetzlich  bestimmt,  da^? 
eine  jede  Verfügung  des  Souverains  von  einem  oder  mehren  verantwort- 
lichen MiniBtem  contrasignirt  sein  müsse ,  und  dass  nur  die  also  contra- 
signirten  Verfügungen  als  staatsrechtliche  Acte  betrachtet  werden  dUrion, 
wie  auch  die  Gesetze  nur  in  der  bestimmten  positiv  rechtliehen  Form  tks 
Gesetzes  dies  sein  können.')     Dadurch  ist  ungeachtet  der  unurawundeDCT] 


')  Pass  eine  rt*elitlf<:1ie  Vernintlmiig  filr  da«  Ki^rht  iles  Souveraina  einseitig  ra^^l  ^r- 
gcmcm  DiHpensatiüTiLii  und  Privilegien  zri  ertlunlcn  (Weiss  Öptem  S-  ^1**  ^^^^  Äa'kr^' 
sitrcite,  tami  im  Hinblick  auf  dem  Beg-rift'  dca  G^setzea  und  hinsicbtlicb  des  Gebid*^  '1'^- 
Gesetzj^ebuüg^  nieht  ZD^^estanden  werden.  Selbst  der  in  vorstellender  Note  erwäbnte  i  ^-^ 
des  r'obur^-GothaHcheTi  StaatsgrainigeHetzes  ifit  nur  so  t\x  verstehen,  d&ss  sdböriT- 
ständlii'li  Dispensfttionen  und  Privfli^irion  dem  Gesetze  gögenübt^r  nur  von  dem  Gc*?ti^Wr 
crtheilt  werden  können.     Nirlit  g:anz  klar  ii^achariä  Dcutecbefl  Staatsrecht  Th.  II.  ij  I*^ 

=*)  S,  oben  fä,  m6. 

^)  S.  oben  §.  Ö24  Preussitschos  VerfassungBgeaetz  Art.  4-4;  ßaii^^tiebe»  GtseU  ^i& 
Verantwortlichkeit  di^r  Minister  Iwjtn^flijud,  vom  4.  Juni  1848  Art,  4;  SächsiffcbeiS^^t* 
(tnit  dem  Selilusssatze:  „Eine  ä^lcbe  mit  der  erforderlichen  Contrasipnatur  ukht  besei'*^ 
net^  Vcrrüp-un^  ist  ala  tracldiclien  t\i  betrachten  und  daher  un verbindlieh  ;'1  und  ^.  ^** 
Ab«.  2;  Würtembergsches  §.  51;  Lusemburgschee  Art  45;  MeiningensctT^^ 
Grundgesetz  §.  102  und  103;  AHrnburg&clic*  §.  36  und  37;  Coburg-^Gotbas^^K^ 
StaÄtsgruudgeaetK  §.  Si2:  „Dte  Anordnungen  des  Herzog's,  des  R^igiermigsvenpesers  i^' 
des  Statthalters  sind  nnr  dann  Heg-iriingshandlungen,  wenn  wie  schriftbth  t?ri**-*? 
und,  wie  solche«  durch  besunderes  Geaet^  heätiimut  iät,  von  eiuera  Mitgliede  d^  ^i^' 


Konsequenz  der  persönlichen  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen  die  Sicher- 
heit gegeben,  dass  dieser  seines  politischen  Berufe^  und  seiner  politischen 
Stellung  stets  bewusst  ist  und  dass  die  Handlungen  desselben  nicht  mit 
den  persönlichen  Tendenzen  und  Wünschen  des  Monarchen  als  Menschen 
verwechselt  werden.  Denn  durch  die  Gegenzeichnung  übernehmen  die  Minister 
die  staatsrechtliche  Verantwortlichkeit.  *)  •  Nicht  ist  es  aber  eine  Abweichung 
von  dem  Prinzipe,  wenn  diejenigen  Verordnungen  und  Verfligungen  des 
Souverains  als  der  Gegenzeichnung  der  Minister  nicht  bedürfend  ausgenom- 
men sind,  welche  entweder  die  Ernennung,  die  Entlassung  oder  die  Ver- 
setzung der  Minister  in  den  Anklagestand,  oder  Acte  des  militairischen 
Oberbefehls  oder  die  Verleihung  von  Orden  betreffen.')  Denn  hinsichtlich 
jener  ersteren  Verfligungen  kann  von  Uebemahme  einer  Verantwortlichkeit 
Seitens  der  Minister  keine  Rede  sein,  den  militairischen  Oberbefehl  übt 
aber  der  Souverain  persönlich  nach  seinem  persönlichen  Entschlüsse,  und 
die  Verleihung  von  Orden  ist  im  Wesentlichen  mehr  eine  Hof-  als  eine 
Staatssache. 

ministeriums  gegengezeichnet  oder  unterzeichnet  worden 'bind,"  und  §.  167  und  1(^  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschafteordnung  §.  155:  «Um  den  verfassungsmässigen 
Gang  der  Staatsverwaltung  und  die  dem  Staatsministerium  untergeord- 
neten Staatsbeamten  wegen  ihrer  Verantwortlichkeit  zu  sichern,  sind  die 
untev  der  höchsten  Unterschrift  des  Landesfursten  erlassenen  Verfugungen  in  Landesange- 
legenheiten nur  dann  vollziehbar,  wenn  sie  mit  der  Contrasignatur  eines  stimmführenden 
Mitgliedes  des  Staatsministeriums  versehen  sind;*"  Oldenburgs ches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz Art.  12  §.  3;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  82; 
Schwarzburg'Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  11;  Schwarzburg-Bu- 
dolstädtisches  Grundgesetz  §.  5:  „AUe  landesfürstlichen  Begirungserlasse  bedürfen 
zur  Feststellung  ihrer  Authenticität,  zur  Verhütung  eines  etwaigen  Missbrauches  der  lan- 
desherrlichen Namensunterschrift  und,  damit  sofort  ersichtlich  sei,  wer  die  Verantwortung 
für  den  Erlass  zu  tragen  hat,  der  Gegenzeichnung  eines  Mitgliedes  der  obersten  Regirungs- 
behörde;"  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  40  mit  dem  Schluss- 
satze: „Der  Mangel  einer  solchen  Gegenzeichnung  macht  die  Verfugung  ungültig, **  vergL 
jetzt  aber  Gesetz  vom  20.  Juni  1856  §.  107  (führt  als  Motiv  der  Vorschrift  der  Contra- 
signatur an  „zum  Zeichen,  dass  die  betreffende  Angelegenheit  auf  verfassungsmässige  Weise 
behandelt  worden  sei");  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.5;  Li^echtensteinsches 
§.  29.  • 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  44;  Braun  schweigsche  Neue  Landschafte- 
ordnung §.  156;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  12. 

^)  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  45;  Oldenburgsches  Bevidirtes 
Staatßgrundgesetz  Art.  12  §.  5;  W aide  ck seh  es  Verfassungsgesetz  §.  8  Abs.  2.  Die 
Brau  u schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  155  spricht  auch  nur  von  der  Contra- 
signatur  der  landesherrhchen  Erlasse  „in  Landesangelegenbeiten,''  und  dasBenss-Schlei 
zische  Verfassungsgesetz  vom  20.  Juni  1856  schreibt  die  Contrasignatnr  nur  vor  bei  den 
„in  Bezug  auf  die  Begirung  und  Verwaltung  des  Staates  ausgehenden  Anord- 
nungen und  Verfügungen  des  Landesherm."  Vergl.  auch  Würtembergsches  Verfas- 
sungsgesetz  §.  51. 


V.    Concurrenz  der  Landstände. 

1.    In  direoter  Weise. 

§.  633. 
Die  Art  der  Handhabung  der  Staatsregirang  ist  dem  persönlicheD  Ent- 
schlüsse des  Souverains  vorbehalten.  Kraft  der  staatsrechtlichen  Bedeutung 
und  Beziehung  der  Staatsgewalt  im  Allgemeinen  und  der  Regirnngsgewalt 
im  Besonderen  kann  aber  der  Entschluss  und  das  Verfahren  des  Monarclien 
niemals  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  ausser  Acht  lassen,  vielmehr  irf 
die  Ausführung  und  Beobachtung  der  Gesetze  grade  der  Inhalt  und  die 
Bedingung  der  Regirnngsgewalt.  Nur  eine  praktische  Consequenz  diese* 
unbestreitbaren  Prinzipes  ist  die  Befugniss  des  Landtages  eine  gewisse  Cod- 
trole  über  den  gesetzmässigen  Gang  der  Staatsregirung  zu  führen  und  sich 
die  Gewissheit  zu  verschaffen,  dass  die  Staatsverwaltung  den  zum  Gesem 
gewordenen  Beschlüssen  des  gesetzgebenden  Körpers  entsprechend  thai 
sächlich  gefllhrt  werde.  Der  Natur  der  Sache  gemäss  macht  sich  die>e 
Befugnin  '^^^^^^^^s  *^f  dem  Gebiete  der  Finanzverwaltung,  welches  ?icä 
der  Controle  des  Publikums  und  der  allgemeinen  Einsicht  am  Meisten  ent 
ziehen  muss,  geltend. ')  Es  ist  darum  ein  allgemeines  Prinzip  der  deutschea 
Verfassungen,  dass  die  Verwaltung  der  Finanzen  und  namentlich  auch  de> 
Öchuldenwesens  einer  gewissen ,  die  Sicherung  der  Gesetzlichkeit  der  Yer 
waltung  bezweckenden  Mitwirkung  der  Landstände '')  oder  ihres  Au88chas!5e> 


*)  Es  ist  keineswegs  das  Recht  einer  landständischen  Controlimng  der  Staatsverwal- 
tung auf  das  Gebiet  der  Finanzverwaltung  heschränkt,  auf  diesem  ist  jenes  Bficht  ab^r 
aus  sachlichen  Gründen  regelmässig  zu  üben  und  sind  dafür  bestimmte  Institute  des  \  er- 
fassungsrechtes gegeben.  Die  Controle  der  Landstände  auf  anderen  Gebieten  der  SUat^ 
Verwaltung  äussert  sich  dagegen  in  dem  Rechte  derselben  zur  Bitte  und  Beschwerde.  > 
den  folgenden  Paragraphen. 

*)  Aus  dem  Prinzipe,  dass  die  Steuern  nur  für  bestimmte  Ausgaben  bewilligt  werden. 
folgt  wie  von  selbst  das  andere,  dass  die  Landstände  ihr  Interesse  an  der  wirklichen  Ver- 
wendung der  Steuern  für  diese  bestimmten  Zwecke  in  einer  regelmässigen  Controk  ü'^ 
Finanzverwaltung  der  Staatsregirung  geltend  machen.  Der  Inlialt  dieses  Rechtes  <y 
Landstände  bestimmt  und  bemisst  sich  aus  der  Art  und  dem  Inhalt  der  concreten  Steo^'- 
verwiUigung.  Wenn  z.  B.  eine  Position  des  Budgets  nur  die  Ausgaben  für  einen  Z^^'^ 
der  Staatsverwaltung  im  Ganzen  betrifft  und  der  Staatsregirung  die  Verwendung  der  <n 
sammtsumme  ( Bauschquantum)  in  specie  vorbehalten  ist(Luxemburg8ches  Vcrfasroair"- 
gesetz  Art.  165;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  82:  Braunschweigsche  >>■• 
Landschaftsordnung  §.  185;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  129)  so  t*i^ 
auch  der  Controle  der  Ständeversammlung  die  Verwendung  jener  Bewilligung  nur  h>y 
fern  unterworfen  sein,  als  ef»  sich  um  die  Verwendung  für  jene  Ausgabenpositiflo  n-. 
i4ann?n  handelt,  während  die  RjM?KicUc  Vcrtbeüung  des  Bewilligten  innerhalb  dei  G^Äirf' 
Etats  deraelben  entaogen  ist* 
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1er  einer  besondern  landständischen  Beh(5rde  bedürfe.*)  Wenn  einzelne 
jrfassangsgesetze  ausdrücklich  bestimmen,  dass  von  völkerrechtlichen  Bttnd- 
&seD  die  Stände  in  Eenntniss  gesetzt  werden,  sobald  die  Umstände  dies 
istatten,  so  ist  damit  nur  dem  selbstverständlichen  Interesse  der  Vertretung 
)r  Unterthanen  an  den  auch  auf  das  innere  Staatsleben  zurückwirkenden 
llkerrechtlichen  Beziehungen  des  Staates  Rechnung  getragen.*) 

8.  In  indirecter  Weise. 

§.  634. 
Eine  indirecte  Einwirkung  auf  die  Staatsregirnng  steht  dem  Landtage 
irch  das  Recht  der  Bitte  und  der  Beschwerde  zu.  Es  ist  dieses 
^D  Landständen  allgemein  und  von  je  her  zustehende  Recht  nicht  eine 
eschränkung  des  souverainen  Rechtes  des  Monarchen,  auch  nicht  ein  Mo- 
ment in  der  Ausübung  der  Regirungsgewalt,  sondern  lediglfch  ein  Ausdruck 
SS  Interesses,  welches  die  Unterthanen  und  so  auch  deren  Vertretung  an 
tv  rechten  und  guten  Staatsregirnng  haben  muss.  Dem  Prinzip  nach  ist  es 
icbts  Anderes,  als  das  Petitions-  und  Beschwerderecht,  welches  einem 
den  Einzelnen  im  Staate  zusteht.*).  Die  Wahrnehmung,  dass  entweder 
ie  best^enden  Zustände  in  der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  des  Staates, 
lassnahmen  der  Staatsbehörden  oder  das  Verhalten  einzelner  Staatsbe- 
mteu  nicht  den  Anforderungen  des  Rechtes,  der  Nützlichkeit  oder  der 
Irdnung  ensprechen,  *)  oder  dass  die  öffentlichen  Angelegenheiten  und  Ein- 
ichtnngen  besser  gestellt  und  gewahrt  werden  möchten,  kann  wie  von 
lern  Landtage  direct  oder  indirect  (durch  die  Mittheilung  eines  Anderen) 
lemacht,  so  auch  von  ihm  in  der  Petition  oder  in  der  Beschwerde  geltend 
;einacht  werden.*)     In  der  Hinsicht  unterscheidet  sich  diese  Antbeilnahme 

')  Baiersches  Verfassungsgeaetz  Tit.  VII  §.  14  und  15;  Sächsisches  §.  107; 
Ifürtemhergsches  §.  120 — 123  und  §.  188;  Meiningensches  Grundgesetz  §.  47; 
^obnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  122. 

^  Würtemhergsches  Verfassungsgesetz  §.  86;  Braunschweigsche  Nene  Land- 
Hhaftsordnong  §.  8. 

^\  S.  oben  §.  496  ff.  Auf  die  prinzipielle  Verschiedenheit  des  Petitions-  und  des 
Beschwerderechtes  wird  hier  nicht  wieder  aufmerksam  zu  machen  sein. 

')  S.  unten  §.  705  ff. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  81  Abs.  1;  Baiersches  Tit.  VII  §.  19: 
•Die  Stande  haben  das  Becht,  in  Beziehung  auf  alle  zu  ihrem  Wirkungskreise  gghörigen 
Gegenstände  dem  König  ihre  gemeinsamen  Wünsche  und  Anträge  in  der  genügenden  Form 
vorzubringen;"  Sächsisches  §.  109,  Abs.  1  (ebenso)  und  Abs.  2:  «Hierzu  gehören 
iöch  Anträge  auf  Abstellung  wahrgenommener  Gebrechen  in  der  Landesverwaltung  oder 
Becbtspflege;"  Würtemhergsches  §.  38.  124;  Badensches  §.  67  Abs.  1;  Hessen- 
J^armstädtsches  §.  79;  Luxemburgsches  Art.  67  Abs.  2;  Weimarsches  Grund- 
gesetz §.  4  No.  4:  „Das  Recht,  dem  Landesfürsten  Vortrag  zu  thun  über  Mängel  und 
jJiasbräuche  in  der  Gesetzgebung  und  in  der  Verwaltung  des  Landes  mit  gutachtlichen 
Vorschlägen  Zu  Abstellung  derselben;"    Meiningensches   §.  86  und  W;   Altenburg- 
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des  Landtages  an  der  Staatsverwaltang  aber  von  der  des  Einzelnen  ia 
Unterthanen^  dass  sie  immer  ein  allgemeines  Interesse  voraussetzt,  sei  9 
nun,  dass  der  Gegenstand  an  und  für  sich  dasselbe  besitze  oder  dass  die 
Vergeblichkeit  der  Bemühungen  des  zunächst,  yielleicht  nur  persi^nlich,  i^ 
teressirten  Einzelnen,  der  Bitte  Oeltung  und  namentlich  dem  Uebelstanis 
Abhttlfe  zu  verschaffen,  die  Fürsprache  des  Landtages  veranlasse.  0 

§.  635. 
Die  formelle  Gestaltung  des  Rechtes  des  Landtages,  durch  Bitte  vd 
Beschwerde  einen  indirecten  Einfluss  auf  die  Staatsregirung  zu  üben,  kt 
nur  insofern  eine  besondere,  als  die  Behandlung  des  Anlasses  in  d» 
Landtage  besonderen  Vorschriften  oder  Rücksichten  zu  entsprecheD  laL 
Abgesehen  von  den  durch  die  concreten  Geschäftsordnungen  festgestellt« 
Grundsätzen  über  die  formelle  Behandlung  eines  Antrages  an  den  Landtac, 
sich  im  Interesse  der  Staatsverwaltung  bei  der  Staatsregirung  zu  verwenden. 
ist  allgemein  anerkannt,  dass  die  Stände versamn^lung  sich  selbständig,  in 
Anlass  eines  in  ihr  selbst  gestellten  Antrages,  oder  in  Folge  einer  bei  ik 
eingegangenen  Beschwerde  oder  Petition  in  dieser  Richtung  bethätigei 
könne,  aber  ebenso  allgemein  verboten,  dass  dem  Landtage  in  Person  eine 


Bches  §.  215:  „—  —  Regelwidrigkeiten  in  einzelnen  Verwaltungszweigen ,  welche  k 
Anfsicht  der  Oberbehörden  und  des  Regenten  auf  die  Dauer  entgangen  sein  möchten.  la 
Eenntniss  des  Landesherm  za  bringen,  dessen  Wunsch  es  ist,  von  jeder  ungeeigneten 
Vorkommenheit  in  der  unter  seiner  obersten  Leitung  stehenden  Staatsverwaltung  Kucdr 
zu  erhalten;"  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  132:  .Die  Landtage  sind 
berechtigt:  —  —  2.  Der  Staatsregirung  über  etwaige  Regelwidrigkeiten,  Gebrechen  '"i^r 
Missbräuche  der  Staatsverwaltung  und  Rechtspflege  Anzeige  und  Vorstellung  zu  inaditi 
—  —  4.  derselben  ihre  Wünsche  und  Anliegen  in  Bezug  auf  die  Beförderung  der  La&lr^ 
Wohlfahrt  oder  auf  die  Verbesserung  der  Gesetzgebung  vorzutragen;"  Braunschweigsih 
Neue  Landschaftsordnung  §  106  und  107;  Oldenburgsches  Reviilirtes  StaatsgniTidi:i' 
setz  Art.  133  §.  1;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §,  80,  und  An 
haltsche  Landschaftsordnung  §.  22;  Schwarzburg-Sondershausensches  Lanif?- 
grundgesetz  §.  55;  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.35:  „Der Landtag' 
hat  das  Recht  —  ~  ,  Beschwerden  über  Missbräuche  und  Mängel  der  Rechtspflege  >^y 
Verwaltung,  über  Kränkung  der  verfassungsmässigen  Rechte  des  Landes,  sowie  der  staab- 
bürgerlichen  Rechte  der  einzelnen  Unterthanen  dem  Fürsten  vorzutragen,  demselben  aii 
Wünsche  auf  Herbeiführung  von  Einrichtungen  zum  allgemeinen  Besten  zu  unterbreit,  n, 
sowie  Anträge  auf  denErlass  von  Gesetzen  zu  stellen;"  Reuss-SchleizischesReTidiri^- 
Staatsgrundgesetz  §.  76;  Lippe-Detmoldsche  Verordnung  vom  6.  Juli  1836  §  <: 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.65;  Liechtensteinsches  §.42  (sehr  casuistisfh 
M  S.  folgenden  Paragraphen  Note  1  und  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz  Art  6« 
Abs.  3:  ^L'assemblee  des  Etats  ne  s'occupe  d'aucun  p<5tition  ayant  pour  objet  des  in- 
ter^ts  individuels,  a  moins  qu'elle  ne  tente  en  redressement  de  griefs  r^ultant  d'act<? 
illegaux  poses  par  le  Gouvernement  ou  les  autoritös,  au  que  la  decision  a  intervenir  i»' 
soit  de  la  competence  de  TAssemblee  des  Etats." 
t 


—    653    — 

Mtte  oder  Beschwerde  zur  weiteren  Beförderang  vorgetragen  werden  dürfe.  *) 
Lndrerseits  .ist  es  ein  auch  schon  durch  die  Stellung  und  Bedeutung  des 
jandtages  in  dem  Organismus  des  Staates  gebotenes  Prinzip,  dass  der 
iandtag  seine  Bitte  oder  Beschwerde  nur  an  die  Staatsregirung  direct 
idressiren  dürfe.  Denn  als  die  Vertretung  der  Unterthanen-Gesammtheit 
teht  der  Landtag  nur  dem  Staatsoberhauptes  bezw.  den  unmittelbaren 
)rganen  der  Staatsregirung  gegenüber.'')  Wo  die  Ständeversammlung  aus 
;wei  Kammern  besteht,  findet  sich  das  Recht  der  Bitte  oder  Beschwerde 
aner  jeden  Kammer  oder  nur  dem  ganzen  Landtage  zugesprochen.^  Ob 
md  in  welcher  Weise  die  Staatsregirung  auf  solche  Bitten  oder  Beschwer- 
len  einzugehen  genügen  will,  hängt  von  ihrem,  beziehungsweise  dem  Be- 
ßhlnsse  des  Souverains  ab;  verfassungsgesetzlich  aber  liegt  diesem  die 
Verpflichtung  ob,  den  Landtag  mit  einer  Eröfiiiung  seiner  Entschliessnng 
Q  versehen/) 


')  Prenssisches  Verfassungsgesetz'  Art.  81  Abs.  2;  Baiersches  Gesetz  vom 
t.  Juli  1850  Art.  37;  Sächsiscbes  Verfassungsgesetz  §.  111;  Würtembergsches 
^38;  Badensches  §.  67  Abs.  2;  Luxemburgscbes  Art.  67  Abs.  1;  Weimarsches 
imndgesetz  §.  46;  Altenburgscbes  §.  2L6;  Coburg-Gotbascbes  Staatsgrundgesetz 
.1*3;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  134  §.  1  und  Art.  135; 
Inhalt-Uernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  74;  Reuss-Schleizisches  Revi- 
iites  Staatsgrundgesetz  §.  78  und  79;  Wald  eck  sehe  s  Verfassungsgesetz  §,  67;Liech- 
en8teinsches  §.  20. 

^j  S.  die  Gresetzesnachweise  in  dem  vorstebenden  Paragraphen  Note  5. 

^)  Nach  dem  Preussischen  Verfassungsgesetze  Art.  81',  und  dem  Würtemberg- 
fheu  §.  179  einer  jeden  Kammer,  nach  dem  Bai  ersehen  Tit.  VU  §.  20,  dem  Sfich- 
ischen  §.  109  Abs.  3,  Badens  eben  §.  67  Abs.  3,  und  Hessen-Darmstädtschen 
i  T9.  nur  der  ganzen  Standeversammlnng;  dasHessen-Darmstädtsche  Verfassungs- 
?«et2  §.  82  behielt  aber  der  einzelnen  Kammer  das  Recht  vor,  die  Regirung  von  der 
beabsichtigten  Petition  oder  Beschwerdeführung  im  Wege  der  gewohnlichen  Mit- 
beiluDfi:  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  zu  setzen,  dass  dieselbe  der  anderen  Kammer, 
welche  aber  ihre  Zustimmung  versagt  habe,  mitgetheiU  worden  sei.  (Vergl.  auch  Gesetz 
Trtm  8.  September  1856  Art.  48.)  Andere  Verfassungsgesetze  betonen  dagegen,  dass  die 
Ständeversammlung  als  solche,  nicht  einzelne  Mitglieder  derselben  das  Recht  der  Bitte 
BD-l  B»?schwerde  haben.  Vergl,  Weimarsches  Grundgesetz  §.  45;  Altenburgscbes 
'•216  Abs.  2.  Nach  der  Anhalt-Bernburgschen  Landschaftsordnung  §.  22  (alt- 
btbtändiscbes  Prinzip)  steht  das  Beschwerderecht  dem  Gesammt-Landtage,  aber  auch  den 
•"inzelnen  Ständen  zu,  „wenn  sie  sich  durch  den  Beschluss  der  Mehrheit  beschwert  glauben. *• 
^-  "ben  §,  606. 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  111,  113  und  140;  LuxemburgBches  Art.  67 
^K  2;  Meiningensches  Grundgesetz   §.  87:    «Es  soll  ihnen  (den  Ständen)   von  dem 

Lanlesministerium auf  Verlangen  vollständige  Auskunft  ertheilt,  und  es  sollen  die 

^"D  den  Ständen  angebrachten  Beschwerden  mit  vorzüglicher  Sorgfalt  untersucht  und  den 
Stirrundet  gefundenen  abgeholfen  werden;*  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrund- 
»ff^etz  Art.  133  §.  2  und  Art.  134  §.  2;  Reuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrund- 
ei>«tz  §.  77  (ähnlich  wie  das  Meiningenscbe  Grundgesetz  §.  87);  Lippe-Detmoldsche 
Vcrordnimg  vom    6.  Juli  1836  §.7:    „ und  soll  das  l^esultat  dieser  Anzeigen  den 
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Zweiter  Abschnitt 

g)rfiane  5er  '^egirunfidgeivaff. 
I.  Politischer  Grund. 

§.  336. 

Die  Unmöglichkeit  einer  persönlichen  Wahrnehmung  aller  Fanctioiigi 
der  Regiruugsgewalt  ftlhrte  zu  der  Sonderang  dieser  Functionen  in  solche. 
welche  dem  Souverain  selbst  vorbehalten  bleiben,  und  in  solche,  derai 
Verrichtung  andern  Organen  kraft  des  Auftrages  des  Souverains  ttherlasÄca 
werden. ')  Das  Prinzip,  dass  alle  Rechte  der  Staatsgewalt  in  dem  Staas- 
oberhaupte  vereinigt  seien,  ist  nur  in  dem  Sinne  zu  verstehen,  dass  sk 
Functionen  der  Staatsgewalt  in  dem  Regirungsrechte  des  Souverains  ihm 
Ursprung  und  Mittelpunkt  haben,  dass  sie  darauf  stets  zurückgeführt  wer 
den  müssen  und  nie  von  dieser  ihrer  Quelle  getrennt  werden  dürfen/ 
Nicht  aber  ist  damit  gesagt,  dass  der  Souverain  selbst  alle  Regirungsband 
lungen  vornehmen  müsse,  dass  alle  Regirung  stets  persönlich  von  ihm  n 

Landständen  auf  dem  nächstfolgenden  Landtage  bekannt  gemacht  werden;*    Liechtct 
steinsches  Verfassungsgesetz  §.  42. 

^)  Was  Zöpfl  Grundsätze  §.  513,  V  gegen  diese  Auffassung  der  Begründung  i^ 
Staatsamtes  sagt,  dürfte  wohl  mit  dem  monarchischen  Prinzipe  nicht  harmoniren.  Dm 
damit  gesagt  sei,  dass  „der  Souverain  eigentlich  alles,  was  für  den  Staat  nothwendig  'A 
selbst  persönlich  thun  müsse,"  ist  doch  gewiss  nicht  richtig.  Vergl.  Stahl  Rechts-  tJi^ 
Staatslehre  Abth.  11.  §.  95:  „Durch  den  Organismus  der  Staatsämter  ist  erst  die  St•Gv^ 
rainetät  (Einheit  und  Concentrirung)  realisirt;  denn  nur  durch  ihn  wird  die  ganze  Ver- 
waltung dem  obersten  Einen  Willen  dienstbar.  Auf  der  anderen  Seite  aber  beruht  nirhl 
minder  auf  ihm  der  publicistische  Charakter  des  Staates,  die  Garantie  desselben  als  An- 
stalt, dass  die  objective  Intelligenz  und  die  objectiven  Motive,  Bedürfnisse  und  Xothwra- 
digkeit  der  Sache,  überall  die  Staatsregirung  bestimmen;"  auch  Held  System  TL  El 
S.  329  ff. 

*)  Braunschweig  sehe  Neue  Landschaftsordnung  §.  5:  „Die  gesammte  StaatsVtr- 
waltung  geht  vom  Landesfursten  aus.  Sie  wird  nur  vermöge  der  von  ihm  verliehenrii 
Gewalt  unmittelbar  oder  mittelbar  in  seinem  Namen  ausgeübt  und  steht  unter  se>.»  - 
Oberaufsicht;"  Oldcnburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  7  §.  1:  „Der  Gro?^- 
herzog  leitet  und  überwacht  die  gesammte  innere  Landesverwaltnng."  Schwarzbcrg- 
Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  10:  „Unter  dem  Fürsten  werden  s&n-jn*- 
liche  Regirungsgeschäfte  durch  ein  Ministerium  geleitet."  Liechtensteinsches  Verfi*- 
songsgesetz  §.  27:  ,,Die  in  der  Hand  des  Fürsten  liegende  Regirungsgew.ilt 
wird  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieser  Verfassung  durch  verantwortliche  Staatsr- 
diener  ausgeübt  werden."  Sehr  bestimmt  und  richtig  sprach  das  Prinzip  das  Hanno- 
versche Landesverfassungsgesetz  §.  6  aus:  „Im  Innern  des  Staats  geht  alle  Regieraiur»- 
gewalt  allein  von  dem  Könige  aus.  Die  Behörden,  sie  mögen  vom  Könige  unmittelbar 
bestellt  sein  oder  nicht,  üben  dieselbe  nur  kraft  der  ihnen  von  Ihm  verliehenen  Gewilt 
aus,  und  verwalten  sie  unter  seiner  Oberaufsicht." 


ötaatsregirung  ist  m  der  Weise  dem  persönlichen  Einflüsse  des  Souverains 
entzogen,  dass  dieser  niemals  selbst  darauf  verfügen  oder  in  die  Hand- 
lungen der  Behörden  eingreifen  könnte,  das  Forum  der  Civil-  und  Criminal- 
Gerichte.  Obwohl  auch  das  unbestrittener  Grundsatz  des  monarchischen 
Staates  ist,  dass  alle  Gerichtsbarkeit  von  dem  Monarchen  ausgehe,*)  so  ist 
es  doch  eben  so  unbestritten  ein  Cardinalsatz  des  deutschen  Staatsrechts, 
dass  der  Souverain  niemals  selbst  Recht  sprechen  dürfe  (Verbot  der 
Cabinetsjustiz).*) 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  86:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Na- 
men des  Königs  durch  unabhängige,  keiner  andern  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unter- 
worfene Gerichte  ausgeübt;"  Baiers ch es  Tit.  VIII  §.  1:  „Die  Gerichtsbarkeit  geht  vom 
Könige  aus.  Sie  wird  unter  Seiner  Oberaufsicht  durch  eine  geeignete  Zahl  von  Aemtern 
und  Obergerichten  in  einer  gesetzlich  bestimmten  Instanzenordnung  verwaltet;"  Würtem- 
bergsches   §.  92:    „Die  Gerichtsbarkeit   wird  im  Namen  des  Königs  und  unter  dessen 

Oberaufsicht  durch  collegialisch  gebildete  Gerichte verwaltet;"  Meiningensches 

Grundgesetz  §.  105:  „Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Staate  und  dem  Landesherni  (soll 
wohl  bedeuten :  von  dem  Landesherrn  als  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt)  aus  und  soll  nur 
durch  die  vom  Staate  unmittelhar  oder  mittelbar  bestellten  Gerichte  ausgeübt  und  der 
Lauf  der  Justiz  nicht  gehemmt  werden;"  Altenburgsches  §.  7:  „Alle  Gerichtsbarkeit 
und  alle  Polizeigewalt  wird  im  Namen  des  Herzogs  entweder  unmittelbar  oder  mittelhar 
ausgeübt  und  unter  seiner  landesherrlichen  Oberaufsicht  verwaltet;"  Coburg. Gothasches 
Staatsgrundgesetz  §.  134:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Herzogs  und  unter 

dessen   Oberaufsicht durch    die  Gerichtshöfe   und   richterliche  Beamte   ausgeübt," 

§.  135  Abs.  2:  „Cabinetsjustiz  ist  unstatthaft;"  dagegen  aber  Oldenhurgsches  Revi- 
dirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  92:  „Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Staate  aus,"  und  Art.  93 
J.  1 :  „Cabinets-  und  Ministerialjustiz  ist  unstatthaft;"  Anhalt-Bernburgsches  Landes- 
verfassungsgesetz von  1850  §.31  Abs.  1,  und  §.  33  Abs.  3  (genau  wie  die  vorerwähnten 
Artikel  des  Oldenburgschen  Verfassungsgesetzes).  Ungleich  richtiger  ist  die  Fassung  des 
Schwarzburg-Soüdershausenschen  Landesgrundgesetzes  §.  88 :  „ Alle  Gerichtsbarkeit 
geht  vom  Staate  aus.  Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Fürsten  durch  die 
Gerichte  ausgeübt;"  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  74:  ^Die  richterliche  Gewalt 
wird  im  Namen  des  Fürsten  durch  unabhängige  Gerichte  ausgeübt;  Liechtensteinsches 

§.  33 :  „Die  Gerichtsbarkeit  wird  im  Auftrage  des  Fürsten  durch Richter  verwaltet." 

-)  Held  System  Th.  L  S.  335:  „Der  Souverain  ist  verfassungsmässig  von  der  Pflicht 
gegen  den  Staat,  alles  das  mannichfaltige  und  höchst  künstliche  geltende  Recht  voll- 
ständig zu  kennen,  da  ihm  deren  Erfüllung  eine  Unmöglichkeit  oder  nur  auf  Kosten  der 
Erfüllung  der  übrigen  Regentenpflichten  möglich  wäre,  entbunden,  hat  also  auch  persön- 
lich nicht  die  Pflicht,  selbst  als  Richter  zu  fungiren."  Die  Beseitigung  der  Cabinetsjustiz 
hat  übrigens  wohl  einen  tieferen,  in  dem  Wesen  des  Rechtes  selbst  liegenden  Grund. 
Denn  warum  sollte  es  den  Fürsten  der  kleinen  Staaten  „unmöglich"  sein,  das  geltende 
Recht  ihres  Ländchen«  so  gut  wie  ein  Richter  kennen  zu  lernen?  Gleichwohl  triift  das 
Prinzip  des  Verbots  der  Cabinetsjustiz  bei  denselben  grade  so  zu,  wie  bei  dem  Herrscher 
eines  Grossstaates.  —  Dieses  Prinzip  ist  übrigens  ein  allgemeines  des  gegenwärtigen  Ver- 
fassungsrechtes  aller  civilisirt-en  Staaten,  und  ist  dessen  ausdrückliche  Anerkennung  in 
Verfassungsgesetzen  (Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  135;  Oldenhurgsches 
Kevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  93  §.1;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungs- 
gesetz §.  33;Rcuss-Schleizi8ches  Revidirtes  Staatsgpnindgesetz  §.  3 1)  materiell  irrelevant. 


II.    Begriff  und  Wesen  des  Staatsdienstes/) 

1.    Im  Allgemeinen. 

§.  637. 
Der  Inbegriff  der  Functionen,  welche  durch  besondere  Organe  zur  Ver- 
wirklichung der  in  dem  Monarchen  sich  darstellenden  Regirnngsgewait  be- 
stimmt sind,  ist  der  Staatsdienst.     Das  Wesen  des  Staatsdienstes  be- 
steht also  in  der  Verrichtung  von  Functionen  der  Regirnngsgewait,  nicht 
aber  in  der  Leistung  von  Diensten  für  den  Staat.     Die  persönliche  Yer- 
sehung  des  Staatsdienstes  erscheint  allerdings  als  ein  Dienst,  welchen  diese 
Pereon  dem  Staate  und   seinen  Interessen  leistet   und  als  eine  Verpflich- 
tung, deren  EtftlUung  dem  Staate  gegenüber  geschuldet  wird  (munus,  ofS- 
cium,  ministerium  publicum).     Der  Staatsdienst  selbst   geht  aber   nur  ans 
dem  Begriffe  der  Regirnngsgewait  unmittelbar  hervor   und   ist  selbst  m 
guter  Theil  der  Regirnngsgewait.    Wie  darum  die  Thätigkeit  der  Mitglir 
der   des  Landtags   als    des    einen  Factors  der  gesetzgebenden  Gewafe 
nicht   unter   den    Begriff  des   Staatsdienstes  als    einer  Function   der  Re- 
girnngsgewait   fallen    kann,     so    sind    auch    alle    diejenigen    Hand- 
lungen und  Leistungen,  welche  zwar  für  den  Staat  und  zu  dessen  Nutzen. 
aber  nicht  Namens   der  souverainen   Gewalt   desselben   und   kraft  derec 
Ermächtigung  geschehen,  von  dem  Begriffe  des  Staatsdienstes  ausgeschlos&eD. 
Der  active  Militairdienst,  die  Leistung  der  Steuern  und  Abgaben,   die  auf 
privatrechtlicher  Vereinbarung  beruhenden  Dienstverpflichtungen   Einzelner 
(nach  den  Grundsätzen  der  locatio  et  conductio  operarum  oder  dergleicheo 
privatrechtlichen   Regeln),    die    Verrichtungen    Derer,    welche    wenigsten^l 
direct  nur  das  Interesse  des  Publikums  vertreten  (Aerzte  und  Advokaten  ;,| 
die  Dienste,    welche   dem  persönlichen    Souverain  geleistet   werden  (Hof 
Chargen)^)  und  dergleichen  gehören    nicht    zu    dem   Begriffe   des    StaatM' 


')  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §.343  flF.;  Weiss,  System  §.  362;  Zopfl,  Grunl 
Sätze  §.  513  ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  133  ff.;  Bluntschli,  Alj 
gemeines  Staatsrecht  Th.  11  S.  115  ff.;  Stahl,  Rechts-  and  Staatslehre,  Ahtheilun?  ]| 
§.  92  ff.;  Held,  System  Th.  II  S.  303  ff.  Aus  dei:  monographischen  Literatur  sind  ^ 
erwähnen  Gönner,  Der  Staatsdienst  etc.  (1808);  B.  W.  Pfeiffer,  Praktische  AÜsfüi 
rungen  (1825-1846)  Bd.  I  S.  281  ff,  HI  S.  352  ff.,  V  S.  201  ff..  VUl  S.  ^Sl  ^ 
Heffter,  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte  (182Ü)  S.  106  ff.;  von  S*  j 
hold.  Das  Institut  der  Aemter  (1854);  Zöpfl  in  den  Heidelberger  Jahrhüchem  Ja\iij 
1854  S.  760  ff.;  Pözl  im  Bluntschli-Braterschen  Wörterhuche  s.  v.  Amt, 

*)  Den  Unterschied  zwischen  Staatsdienst  und  Hofchargen  herücksichtigt  das  O  1  vi  r^  | 
hurgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  110:  »Staatsdienst  und  Hofcavalierdi^zi^ 
sind  in  derselhen  Person  nicht  zu  vereinigen. **  Dagegen  ist  im  Königreich  !Raiei 
durch  die  Verleihung  des  Rechtes   der  lehenslänglichen   oder  erblichen  MitgliedsoliAfr 


Staates  that«ächlicb  darstellt;  steht  ein  jedes  indmduelle  Glied  dieser  Macht 
auch  in  einem  staatsdienstlichen  Verhältnisse:  denn  es  verrichtet  eine  Func- 
tion der  Staatsgewalt.  In  dieisem  Sinne  gehM  auch  der  Militairdienst  zu 
dem  Staatsdienst.  Ebenso  entscheidet  sich  die  Frage,  ob  auch  die  Lehrer 
der  Wissenschaft  und  der  Kunst  und  die  Volksschullehrer  zu  den  Staats- 
dienem  gehören/  lediglich  danach,  ob  sie  in  der  That  im  Dienste  des 
Staates  stehen  und  ein  Recht  der  Staatsgewalt  verwirklichen  oder  eine 
Pflicht  derselben  erfUUen.') 

2.   Unmittelbarer  und  mittelbarer  Staatsdienst. 

§.  638. 
Die  Organe  der  Regirungsgewalt  sind  in  der  Regel  unmittelbar  und 
ausschliesslich  der  Staatsgewalt  diensam  und  in  diesem  Sinne  unmittel- 
bare Staatsbehörden.  Es  finden  sich  aber  auch  solche  Anstalten  und 
Behörden,  welche  zunächst  nur  besonderen  Gliedern  am  Staate  angehören 
und  nur  mittelbar  zur  Verwirklichung  der  Staatsaufgaben  mitwirken.  Diese 
treten  jenen  als  die  mittelbaren  Staatsbehörden  gegenüber.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  unmittelbaren  und  mittelbaren  öffentlichen  Leben, 
welcher  sich  in  der  Sonderung  des  Gemeindelebens  von  dem  Staatsleben 


der  Ständeversammlang  den  „Kronämtem  als  obersten  Würden  des  Reichs**  eine  staats- 
rechtliche Bedeutung  verliehen.    Vergl.  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit.  V  §.  1. 

*)  Die  Bezeichnungen  „Staatsamt*'  und  „ Staatsdienst**  werden  nicht  selten  synonym 
gebraucht  und  ist  dadurch  manche  begriffliche  Unklarheit  unterstützt.  In  Wirklichkeit 
verhält  sich  das  Staatsamt  zn  dem  Staatsdienst  wie  die  Species  zur  Gattung.  In  noch 
anderem  Sinne  kann  mit  dem  Staatsdienste  die  persönliche  Bekleidung  eines  Staatsamtes 
(s.  unten  §.  668  ff.)  bezeichnet  werden. 

•)  Verkehrt  ist,  diese  Frage  schlechthin  aus  einem  politischen  Prinzipe  entscheiden 
zu  wollen;  nur  das  positive  öffentliche  Recht  des  einzelnen  Staates  kann  sie  für  diesen 
lösen :  Relevirt  die  Schule  oder  Universität  (katholische  Universitäten  im  strengsten  Sinne 
des  Wortes)  von  der  Kirche,  so  sind  die  daran  angestellten  Lehrer  nicht  Staatsdiener, 
weil  sie  nicht  eine  Aufgabe  der  Staatsgewalt  erfüllen  sollen  und  wollen.  So  schloss  das 
Hannoversche  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Königlichen  Diener  vom  24.  Juni  1858 
§.  2  mit  Recht  von  seinem  Bereiche  „alle  Lehrer  bei  den  unter  Oberaufsicht  der  geist- 
lichen Behörden  stehenden  Schulen  und  bei  den  katholischen  Gymnasien  und  Progynma- 
sien"  aus,  während  dasselbe  §.  3  auf  alle  übrigen  „an  einer  öffentlichen  Lehranstalt  an- 
gestellten Lehrer"  Anwendung  leiden  wollte.  Nach  dem  Preussischen  Allgemeinen 
Landrecht  Th.  II  Tit.  12  §.  1  ff.  dagegen  mussten  die  Lehrer  als  Staatsdiener  gelten, 
da  auch  die  Schule  selbst  nur  eine  Anstalt  des  Staates  war.  Dem  entsprach  auch  das 
Prenssische  Verfassungsgesetz  Ari  23:  „Alle  öffentlichen  und  Privat-Unterrichts-  und 
Erziehungs-Anstalten  stehen  unter  der  Aufsicht  vom  Staate  ernannter  Behörden.  Die 
l^ffentlichen  Lehrer  haben  die  Rechte  und  Pflichten  der  Staatsdiener. **  S.  oben  §.  136  ff. 
Ebenso  hatten  die  Deutschen  Grundrechte,  welche  von  jenem  Grundsatze  des  Preussi- 
pchen  Landrechts  ausgingen,  Recht,  wenn  sie  „alle  öffentlichen  Lehrer**  als  Staatsdiener 
Ibetrachteten. 

Grotefend,  SUaUreeht.  42 
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kund  giebty^)  ei-weist  sich  auch  in  der  Organisation  der  Anstalten  des 
öffentlichen  Leidens  wirksam.  Diejenigen  Organe,  durch  welche  das  Leben 
der  Gemeinden,  sei  es  der  einzelnen  oder  ihrer  engeren  und  weiteren  Ver- 
bände/) sich  darstellt  und  verwirklicht,  dienen  nur  mittelbar  dem  Staate- 
leben und  haben  nur  eine  mittelbare,  wenngleich  sehr  wesentUche  imd 
wichtige  Bedeutung  ftlr  dieses.  Das  Mass  dieser  Bedeutung  der  Organe 
der  Gemeinden  bestimmt  sich  eben  nach  dem  Masse  defr  Selbständigkeit 
des  Lebens  der  Gemeinden;  je  reicher  ifDd  freier  der  Inhalt  dieses,  desto 
intensiver  und  extensiver  auch  diejenigen  Functionen,  welche  durch  die 
Organe  der  Gemeinden  sich  verwirklichen,  und  desto  bedeutungsvoller  die 
Organe  des  mittelbaren  Staatslebens.  Jedenfalls  aber  gehört  es  zu  dem 
Berufe  der  Staatsgewalt,  auch  für  das  Dasein  und  die  richtige  Bethätignng 
dieser  Organe  zu  sorgen  und  ist  die  Existenz,  Einrichtung  und  Art  der 
Bethätigung  derselben  stets  von  der  Genehmigung  des  Staates  abhängig.^) 
Wo  die  Standesherrschaften  der  Mediatisirten  noch  im  Besitze  von  Begirungs- 
rechten  geblieben  und  zur  Versehung  derselben  bestimmte  Aemter  dn- 
gerichtet  haben,  stehen  auch  deren  Beamte  in  dem  VerhältniBs  der  mittel- 
baren Staatsbeamten/) 

3.    Das   Staatsamt. 

§.  639. 
Aus  dem  weiteren  Begriffe  des  Staatsdienstes  hebt  sich  der  engere 
des  Staatsamtes  hervor.')  Dieses  ist  der  Inbegriff  derjenigen  Anstalten, 
welche  kraft  des  Auftrages  der  souverainen  Gewalt  deren  Regirungsrechte 
mit  politischer  Selbstbestimmung  verwirklichen.  Aus  diesem  Wesen  und 
Begriffe  des  Staatsamtes  entwickeln  sich  als  unmittelbare  Gonsequenzen  die 
besonderen  Momente,  welche  dasselbe  aus  dem  allgemeineren  Begriffe  des 
Staatsdienstes  bestimmt  aussondern.  Diese  sind  zunächst  zeitliche  Dauer  and 
örtliche  Begrenzung.  Alle  im  Interesse  des  Staates  geleisteten  Dienste, 
welche  nur  vorübergehende  Zwecke  verfolgen,  können,  wenn  sie  auch  den 


«)  S.  oben  §.  543. 

»)  S.  oben  §.  529. 

^)  S.  die  partikularen  Gemeinde-Ordnungen. 

'*)  Der  Gegensatz  zwischen  mittelbaren  und  unmittelbaren  Staatsbeamten  beruht 
lediglich  auf  der  Verschiedenheit  der  dienstlichen  Beziehungen  der  Beamten  zu  der  Staats- 
regirung  hezw.  ihrer  Befugnisse  dieser  gegenüber.  Die  Beziehung  eines  Gehaltes  aus  der 
Staatskasse  wird  ein  äusseres,  die  Verrichtung  wirklicher  Eegirungsgeschafte  das  iraiere 
Zeichen  des  unmittelbaren  Staatsdienstes  sein.  So  sind  die  prdussischen  Landräthe, 
ungeachtet  sie  auf  Präsentation  der  Ereisvertretung  ernannt  werden,  unzweifelhaft  wirk- 
liche und  unmittelbare  Staatsbeamte. 

*)  Pözlim  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterhuch  s.v.  Amt  (Bd  IS.  204  ff.). 


amtes  bilden.  Ebenso  verträgt  der  Begriff  des  Staatsamtes  nichts  dass  die 
Functionen  desselben  örtlich  unbestimmbare  sind.  Sodann  aber  ist  eine 
unerlässliche  Voraussetsiung  des  Daseins  eines  Staatsamtes  ^  dass  dasselbe 
politisch  selbstberechtigt  ist  d.  h.  aber  in  der  bestimmten  organischen  Be- 
ziehung zum  Staate  und  kraft  des  Auftrages  und  unter  Aufsicht  des  Sou- 
verains  die  ihm  zugewiesenen  Functionen  selbstbewusst  und  mit  mehr  oder 
minder  freier  Selbstbestimmung  verrichtet.  Alle  nur  für  das  Staatsamt, 
zur  Ermöglichung  seines  Daseinsberufes  bestimmten  Dienstleistungen  des 
Httlfspersonals  oder  der  Subaltembeamten  sind  darum  von  dem  Begriff 
des  Staatsamtes,  nicht  aber  von  dem  des  Staatsdienstes  ausgeschlossen. 
Dass  aber  jenes  Selbstbestimmungsrecht  des  Staatsamtes  auch  ein  materiell 
ungebundenes  sei,  erfordert  der  Begriff  desselben  ni^t,  die  Bedeutung  des 
Gesetzes  und  der  politischen  Ordnung  schliessen  dies  vielmehr  grade  aus.^) 

§.  640. 
Das  Staatsamt  (in  abstracto)  entwickelt  sich  unmittelbar  aus  der  Or- 
ganisation des  Staates  und  ist  direct  in  dem  Wesen  des  Staates  als  einer 
mit  Rechten  und  Pflichten  versehenen  irdischen  Anstalt  begründet. ')  Weil 
der  Staat  der  Vermittlung  festgeordneter  Aemter  zur  Bethätigung  seines 
Lebens  und  zu  der  ErfllUung  seiner  ewigen  Daseinszwecke  nicht  ent- 
behren kann,  darum  besteht  das  Staatsamt  und  erscheint  als  eine  weiterer 
Rechtfertigung  nicht  bedürfende  politische  Nothwendigkeit.  Die  concrete 
Gestaltung  der  Aemter,  die  s.  g.  Organisation  des  Staatsdienstes,  im  Staate, 
die  Vertheilung  ihrer  materiellen  Zuständigkeit,  die  Bestimmung  ihrer 
Competenzbezirke,  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  verschiedenen  Aemter 
zu  einander,  ihre  Ueber-  und  Unterordnung  u.  dergl.,  sind  darum  rein  po- 
litische und  staatsrechtliche  Acte,  welche  von  keinem  Anderen  als  der 
sonverainen  Gewalt  des  Staates  ausgehen  können,  sei  es  nun  —  die  all- 
gemeinen Bedingungen  über  die  Nothwendigkeit  der  Gesetzes-  oder  der 
Verordnungsform  haben  darüber  zu  entscheiden*)  —  in  der  Form  des  Ge- 
setzes oder  in  der  der  Verordnung  und  wieder  sei  es  in  der  Form  einer  all- 
gemeinen oder  einer  speziellen  Verordnung.  Andrerseits  aber  begründet 
die  politische  Nothwendigkeit  des  Staatsamtes  und  seiner  organischen  Stel- 
lung im  Staate  auch  eine  gewisse  Selbständigkeit  seiner  Bethätigung, 
welche  sich  unbeschadet  der  durch  die  organische  Einheit  des  Staates  be- 


*)  Solche  vorübergehende  Staatsdienste  bilden  den  Wirkungskreis  der  Comraissio- 
nen  oder  Commissarien. 

')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  133,  HI;  Bluntschli,  Allgemeines 
Staatsrecht  Th.  H  S.  117,  3. 

')  Sehr  gat  ausgeführt  von  Stahl,   Rechts-  und  Staatslehre,   Ahtheilung  11  §.  92 
und  93.    Vorgl.  auch  Held,  System  Th.  11  S.  304. 

*)  S.  den  folgenden  Paragraphen. 

^^  i2* 
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dingten  Goncentration  der  Staatsämter  anter  die  eine  soaveraine  Gewalt 
in  der  Berechtigung  zu  dem  Handeln  nach  eigenem  aher  pflichtmässigem 
Ermessen  darstellt.^) 


III.  Organisation  des  Staatsdienstes. 

1.   Das  Becht  der  Organisation. 

§.  641. 
Die  Darstellung  des  staatsdienstlichen  Apparates  ist  in  dem  Rechte 
der  Regirungsgewalt  enthalten  und  ist  das  Recht  des  Souverains.  Seiuem 
Ermessen  ist  es  überlassen,  wie  im  Interesse  der  Regirung  die  Behörden 
am  Besten  einzurichten  und  alle  dienstlichen  Beziehungen  derselben  fest- 
zustellen seien.  Nur  diejenigen  Verhältnisse  des  Staatsdienste^  und  der 
Behörden,  welche  als  Rechtsverhältnisse  erscheinen  und  unmittelbar  die 
allgemeine  Rechtsordnung  berühren,  bedürfen  der  Feststellung  im  Wege  der 
Gesetzgebung.  Darum  sind  die  Organisationen  der  Gerichtsbehörden  ak 
solche,  ^)  die  der  anderen  Behörden,  insofern  die  Kosten  derselben  von  dem 
Staate  aufgebracht  werden  müssen ,  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Zu- 
ständigkeit der  verschiedenen  Behörden  und  die  Beziehungen  derselben  und 
der  Beamten  zu  dem  Staate  wie  alle  Rechtsverhältnisse  derselben  dem 
Begriffe  nach  Gegenstände  der  Gesetzgebung  und  der  einseitigen  V^rfllgang 
des  Souverains  entzogen.  Es  findet  sich  indess  auch  die  Organisation  der 
Staatsbehörden  als  solche  der  Zuständigkeit  der  Gesetzgebung  zugewiesen.^) 


')  Held,  System  Th.  11  S.  326  §.  371  und  besonders  S.  330  a.  E.:  ,So  sind  denn 
die  Staatsämter  die  mit  dem  Staatsorganismas  wesentlich  zosammenhangenden,  dauernden, 
unter  sich  selbst  wieder  organisch  verbundenen,  mit  der  nothigen  materiellen  und  sitt- 
lichen Kraft  ausgerüsteten,  durch  Menschen  dargestellten,  ihren  Ausgangs-  und  Wieder- 
vereinigungspunkt  in  der  Person  des  Monarchen  findenden  Organe,  deren  sich  der  Monarch 
bedient,  um  die  in  seiner  Hand  vereinte  gesammte  individuelle  Lebenskraft  des  staat- 
lichen Gemeinwesens  in  steter  ihrer  Natur  und  ihrem  Zwecke  entsprechender  Wirksam- 
keit zu  erhalten."  Dass  Begriff  und  Wesen  des  Staatsamtes  in  Wirklichkeit  je  aus  dem 
Wesen  des  Staates  hervorgehen  und  dass  der  Staatsdienst  den  Charakter  des  Staates 
theilt,  beweist  grade  die  Geschichte  des  Staatsdienstwesens  in  Deutschland,  wo  alle  Auf- 
fassungen und  Beeinflussungen  des  Wesens  und  des  Lebens  des  Staates  durch  das  Lehn- 
recht, das  römische  und  das  canonische  Becht  unmittelbar  auch  auf  die  Gestaltung  der 
Staatsdienstverhältnisse  einwirkten.  Vergl.  die  geschichtliche  Darsteliong  von  Held. 
S^em  Th.  11  S.  305  ff.  Die  Darstellung  im  Texte  setzt  nur  den  Begriff  und  das  Wesen 
der  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  voraus. 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  89:  »Die  Organisation  der  Gerichte  wird 
durch  das  Gesetz  bestimmt" 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  98:  „Die  besonderen  Eechtsverhaltaisse 
der  nicht  zum  Bichterstande  gehörigen  Staatsbeamten,  einschliesslich  der  Staatsanwälte, 
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Dagegen  wird  die  Besetzung  der  Stellen  und  ihre  innere  Einrichtung  auf 
der  Grundlage  jener  gesetzlichen  Prinzipien  von  dem  Souverain  selbst'kraft 
seiner  Regirungsgewalt  wahrgenommen.*) 

2.    Oegenstand. 

§.  642. 
Der  G^enstand  des  Organieationsrechtes  der  Staatsgewalt  ist  der  ge- 
sammte  Apparat^  dessen  der  Staat  zur  Erfüllung  seines  Berufes  und  zur 
Bethätigung  seines  Lebens  bedarf,   die  Behörden,    sowie  die  innere  Ein- 
richtung derselben  und  das  Verfahren,  nach  welchem  sie  thätig  zu  werden 


sollen  durch  ein  Gesetz  geregelt  werden,  welches,  ohne  die  Begirnng  in  der  Auswahl  der 
ausführenden  Organe  zweckwidrig  zu  heschränken,  den  Staatsbeamten  gegen  willkürliche 
Entziehung  von  Amt  und  Einkommen  angemessenen  Schutz  gewährt;"  und  Art.  104: 
„Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  und  die  Befugnisse  der  Ober-Rechnungs- 
kammer bestimmen;"  Baiers ch es  Tit.  X  §.  6:  „Die  Dienstverhältnisse  und  Pensions- 
ansprüche der  Staatsdiener  und  öffentlichen  Beamten  richten  sich  nach  den  Bestimmun- 
gen der  Dienstespragmatik;'*  Coburg- Gotha  sehe  Staatsgrundgesetzes  §.  67:  „Die  Ver- 
hältnisse der  Staatsdiener  in  den  Herzogthümem  werden  durch  Gesetz  geregelt,"  und 
§.  117:  ,J)ie  Aenderungen  hinsichtlich  der  bisherigen  Eintheilung  des  Landes  in  Aemter 
und  Verwaltungsbezirke  sind  als  Gegenstände  der  Gesetzgebung  zu  behandeln;"  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  98:  „Die  ständische  Zustimmung  ist  erfor- 
derlich:   2.  wenn  neue  organische  Staatseinrichtungen  getroffen  oder  die  bestehen- 
den verändert  werden;"  §.  157:  „Die  übrigen  (nicht  in  den  §§.  153 — 156  bestimmten) 
Rechtsverhältnisse  der  Staatsbeamten  sind  durch  das  —  —  Staatsdienstgesetz  (vom 
12.  October  1832)  bestimmt**,  und  §.  160  (betrifft  die  Organisation  und  den  Geschäfls- 
kreis  der  Kreisdirectionen);  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  111 
§.  1;  „Im  üebrigen  sollen  die  Verhältnisse  des  Staatsdienstes  durch  besondere  Gesetze 
in  volksthümlicher  Umgestaltung  näher  geordnet  werden;"  §.  2:  „Vorzüglich  ist 
dabei  Bedacht  zu  nehmen  auf:  Verminderung  der  Behörden,  Stellen  und  Beamten,  Ver- 
einfachung des  Dienstes  und  Abkürzung  des  Geschäftsganges,  Ueberwachung  des  Dienstes 
durch  möglichste  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen,  Berufung  wechselnder  Beamten  aus 
den  Volksgenossen  für  dazu  geeignete  Stellen;"  §.  3:  „Das  Gesetz  hat  insbesondere  auch 
wegen  Besoldungen,  Pensionirnngen  und  Titelverleihungen,  desgleichen  wegen  der  Disci- 
plinarverhältnisse  der  Beamten  und  wegen  der  Mittel,  wodurch  die  Staatsregirung  über 
die  Fähigkeit  und  Würdigkeit  derselben  die  nöthige  Eenntniss  sich  verschafft,  nähere 
Bestimmungen  zu  treffen  und  festzusetzen,  dass  jeder  Bericht  über  die  Fähigkeit  und 
Würdigkeit  der  Beamten  auf  Antrag  der  Betheiligten,  soweit  er  sie  betrifft,  denselben 
nicht  vorenthalten  werden  dürfe;"  ßeuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz 
§.  3:  jJDie  für  die  Verwaltung  des  Staates  nöthig  werdende  Organisation  erfolgt  durch 
das  Gesetz,**  und  §.  38:  „Ueber  die  rechtlichen  Verhältnisse  aller  Staatsdiener  soll  ein 
besonderes  Crosetz  bestimmen."  Dagegen  wieder  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz 
Art.  76:  „Le  Boi  Grand-D uc  regle  Vorganisation  de  son  Gouvernement,"  und  Liechten- 
stein seh  es  §.  28:  „Die  Organisation  der  Staatsbehörde  wird  im  Verordnungswege  durch 
den  Landesfursten  normirt,  jedoch  hat  derselben  die  verfassungsmässige  Bestimmung  zu 
Grunde  zu  liegen,  dass  die  oberste  Verwaltungsbehörde  ihren  Amtssitz  im  Fürstenthum 
haben  muss." 

')  S.  oben  §.  630  Note  3. 
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haben.  Je  nach  der  politischen  Beschaffenheit  and  Wichtigkeit'  des  Staates 
wird  dieser  Apparat  ein  gliederreicherer  sein^  sowohl  was  die  Zahl  ab 
was  die  Arten  der  Organe  des  Staatslebens  betrifft.  Der  Staat  hat  je 
nach  der  Art  seines  Bedürfnisses  zu  bestimmen,  in  welcher  Gestalt  seine 
Organe  sich  darstellen  und  in  welchen  Formen  dieselben  je  in  ihrer  Sphäre 
an  der  Verwirklichung  des  Staatslebens  Antheil  nehmen  sollen.  Dreierlei 
ist  danach  in  dem  Organisationsrecht  der  Staatsgewalt  enthalten:  isA 
Recht  die  Organe  ihrer  Lebensverrichtungen  zu  schaffen  und  systematiscb 
zu  organisiren,  das  Recht ,  einem  jeden  einen  bestimmten  Kreis  der  Thä- 
tigkeit  der  Art  und  dem  Räume  nach  zu  überweisen  und  endlich  das 
Recht,  die  Formen,  in  welchen  jedes  Organ  sich  an  den  Functionen  der 
Staatsgewalt  zu  betheiligen  hat,  zu  bestimmen.  Die  Einheit  des  Staats- 
organismus und  di^  Einheit  des  Lebens  des  Staates  als  eines  persönlichen 
Wesens  stellen  auch  den  Gegenstand  des  Organisationsrechtes  unter  das 
Prinzip  der  Einheitlichkeit  und  Harmonie  in  dem  Sinne,  dass  alle  Organe 
der  Staatsgewalt  solcher  Gestalt  organisirt  sein  müssen',  dass  sie  alle  an 
der  ErfttUung  der  Aufgaben  der  Staatsgewalt  je  in  ihrer  besonderen  Weise, 
aber  niemals  sich  gegenseitig  behindernd  bestimmten  thätigen  Antheil  neh- 
men, dass  sie  alle  Zeit  sich  als  die  Organe  des  die  Staatsgewalt  in  sich 
darstellenden  und  verwirklichenden  Monarchen  wissen  und  bethätigen  und 
von  der  Idee  und  dem  Leben  des  Staates  durchdrungen  sind.*) 

§.  643. 
Die  innere  Organisation  der  einzelnen  Staatsbeamten  und  die  Ordnung 
des  Geschäftsganges  und  Verfahrens  derselben  hat  sich  dem  besonderen 
Zwecke  der  einzelnen  Dienststellen  und  ihrer  Gattung  entsprechend  zu  ge- 
stalten und  muss  die  Verschiedenheit  dieser  Zwecke  in  der  Verschieden- 
heit jener  Formen  der  Behörden  und  ihres  Verfahrens  ^ch  abspiegeln.  Im 
Allgemeinen  sind  in  den  deutschen  Staaten  zwei  Prinzipien  massgebend 
gewesen  und  haben  sich  entweder  gegenseitig  ausgeschlossen  oder  sind 
gleichzeitig  zur  Anwendung  gebracht:  das  Prinzip  der  CollegialVer- 
fassung  und  das  der  Einzelbeamten.  Jene  legt  die  entscheidende 
Gewalt  der  Behörde  in  den  Beschluss  der  mehren  Mitglieder  derselben, 
während  der  Einzelbeamte  die  Functionen  des  von  ihm  verwalteten  Amtes 
allein  wahrnimmt.  Das  Institut  dieser  Einzelbeamten  kann  der  Natur  der 
Sache  gemäss  nicht  wohl  anders  als  in  den  unteren  Stellen  des  Staats- 
dienstes, bei  den  Unterbehörden,  wo  Entscheidung  und  Ausflihrung  sich 
rasch  zu  folgen  und  die  Dienstverrichtungen  sich  unmittelbarer  an  die  realen 
Verhältnisse  des  Augenblicks  zu  schliessen  haben,  Anwendung  finden.  Die 
coUegiale  Einrichtung  der  Behörden  empfiehlt  sich  dagegen  mehr,  wenn 
nicht  ausschliesslich  ftlr  die  höheren  Stufen  derselben,  wo  die  BerathuDg 


')  Held,  System  Th.  H  S.  331  §.  373. 
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und  Entscheidung  der  allgemeinen  Prinzipien  besonders  wiehtig  ist/) 
Zwischen  dem  Systeme  der  Einzelbeamten  and  dem  der  collegialen  Be- 
hörden steht  dann  noch  das  s.  g.  bnreaukratische  Prinzip,  nach 
welchem  die  Behörde  zwar  ans  mehren  Mitgliedern  besteht ,  unter  diesen 
aber  das  dirigirende  oder  präsidirende  die  definitive  Entscheidung  und  die 
alleinige  Verantwortlichkeit  trägt.') 

3.    Sonderang  der  verschiedenen  Dienstzweige. 

§.  644. 
Nach  den  verschiedenen  Richtungen  und  Gebieten  der  Zuständigkeit 
der  Staatsgewalt  zertheilt  sich  auch  das  Staatsamt  in  verschiedene  Arten 
und  Organe  (Aemter,  Behörden),  welche  je  in  bestimmter  Weise  an  den 
Functionen  der  Staatsgewalt  Antheil  nehmen  und  dadurch  in  ein  Verhält- 
niss  zu  einander  treten,  welches  der  Mannichfaltigkeit  und  der  Einheit  des 
politischen  Berufes  und  seiner  Bethätigang  entspricht.^)  Ist  auch  der  Beruf 
der  einzelnen  Staatsdiens^stellen  je  ein  besonderer  und  von  bestimmten 
materiellen  und  formellen  Grenzen  umzogen,  so  stehen  sie  doch  allesammt 
anter  dem  allgemeinen  Begriffe  des  Staatsdienstes  und  werden  durch  die 
allgemeine  politische  Idee  organisch  zusammen  gehalten.  Ein  jedes  Amt 
hat  an  seinem  Theile  das  Becht  des  Staates,  seinen  Beruf  zu  verwirk- 
lichen und  wie  dieser  in  seinem  letzten  Prinzip  ein  einheitlicher,  so  re- 
präsentirt  sich  auch  die  Totalität  der  Staatsämter  als  eine  organische  Ein- 
heit. Die  positivrechtliche  Gestaltung  der  Staatsämter  ist  in  den  deutschen 
Staaten  je  eine  besondere  gewesen,  jedoch  haben  gleichmässige  Prinzipien 
wenigstens  eine  allgemeine  Gleichgestaltung  dieser  Angelegenheit  herbei- 
geführt.*) 


')  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre,  Abtheilung  U.  S.  316. 

«)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  132;  Pözl  im  Bluntschli-Brater- 
schen  Wörterbuche  s.  v.  „Amt"  S.  209  ff. 

^)  Je  nach  dem  verschiedenen  Stande  und  Charakter  des  öffentlichen  Lebens,  dem 
Bestände  und  der  politischen  Gestaltung  des  Staates,  den  Cnlturverhaltnissen  und  den 
materiellen  Zuständen  in  demselben  muss  auch  die  Organisation  des  Staatsdienstes  eine 
besondere  sein  und  hat  in  Wirklichkeit  dieselbe  auch  in  den  deutschen  Staaten  eine  ge- 
schichtliche Entwickelung  gehabt,  die  sich  eng  an  die  des  öffentlichen  Lebens  und  der 
politischen  Zustände  in  Deutschland  anschliesst.  VergL  Eichhorn,  Deutsche  Staats- 
und ßechtsgeschichte  Th.  II  §.  308,  Th.  IV  §.  549;  Zopf  1,  Staats-  und  Bechtsgeschichte 
ibth.  II  S.  115  ff.,  Abth.  III  S.  69  ff.  Wie  auf  die  Verfassung  so  hat  auch  auf  die  Or- 
ganisation der  Staatsbehörden  die  Bewegung  von  1848  einen  bedeutenden  Einfluss  geübt, 
weil  eben  dieselbe  tiefgreifende  Aenderungen  der  materiellen  Prinzipien  des  öffentlichen 
Lebens  mit  sich  führte.  Zur  Geschichte  der  Organisation  des  Staatsdienstes  im  König- 
reich Preussen  vergl.  von  Bönne,  Preussisches  Staatsrecht  Bd.  2  §.  217  ff. 

^  Eine  grosse  Zahl  von  partikularen  Staatsdienergesetzen  s.  bei  Zachariä,  Deut- 
sches Staatsrecht  Th.  II  §.  133  Note  15,  wo  zugleich  die  partikularrechtliche  Literatur 
über  den  Staatsdienst  berücksichtigt  ist 


Die  Staatsämter  unterscheiden  sich  nach  den  verschiedenen  FonctioneD 
und  Zuständigkeiten   der  Staatsgewalt.     Eine   allgemeine   Unteischeidang 
trennt  den   Civildienst  von   dem   Militairdienst '):   ein  Unterschied, 
welcher  in  seiner  gegenwärtigen  Form  allerdings  wohl   durch  unabhäDgig 
von   dem  Wesen  der  einen   wie   der  andern  Art   des  Staatsdienstes  ent- 
wickelte Verhältnisse  ausgeprägt,  aber  doch  auch  in  dem  besonderen  Cha- 
rakter des  MilitairdiensteSy  der  Nothwendigkeit  einer  strengen  Subordina- 
tion und  des  unweigerlichen  Gehorsams  des  Untergebenen  gegen  den  Vor- 
gesetzten; begründet  ist.')    Der  Militairdienst  begreift  alle  behuf  der  tech- 
nischen Ausbildung   und  Verwendung   der  bewafineten  Macht   des  Staates 
geleisteten  Dienste;  alle  übrigen  Staatsdienste  fallen  unter  den  Begriff  des 
Civilstaatsdienstes.    Innerhalb   dieses  unterscheiden   sich   wieder   die  ver- 
Bchiedensten  Aemter  je  nach  dem  Gebiete  der  Zuständigkeit  der  politischen 
Gewalt:  die  der  Wahrnehmung  der  äussern  Rechte  der  Staats- 
gewalt   dienenden,    die    richterlichen,    die   Verwaltungs-,   die 
Finanz-,    die  für  die  Bearbeitung  der  weltlicnen  Seite   der   geist- 
lichen Angelegenheiten  bestimmten,  die  mancherlei  technischem 
(Hülfs-)  Aemter.    Unter  diesen  nehmen  dann  wieder  die  zur  Wahmebmung 
der  eigentlichen  souverainen  Rechte  berufenen  Aemter  der  Verwaltung  nnd 
der  Justiz  als  die  Aemter  im  eigentlichsten  Sinne  eine  besondere  Stellnng 
ein,  welche  beide   Arten   der  Staatsämter   aber  wieder  durch   die  je  be- 
sondere Arten  und  Formen   ihres  Berufes  sich   auf's  Wesentlichste  unter- 
scheiden. 

4.   Aeussere  Organisation  der  BehSrden. 

§.  646. 
Die  räumliche  Ausdehnung  des  Staates  fbhrte  überall  zu  einer  Zer- 
theilung  der  gleichartigen  Aemter  in  bestimmte  geographische  Bezirke« 
welche  die  örtliche  Zuständigkeit  derselben  bestimmen.  Die  um  des  ein- 
heitlichen Staatswesens  willen  nothwendige  Centralisation  dieser  verschie- 
denen Aemter  erforderte  dann  wieder  die  Darstellung  gemeinsamer  höherei 
und  höchster  Behörden,  welche  die  Geschäftsführung  der  unteren  Aemter 
zu  überwachen,  für  die  Gleichmässigkeit  ihres  materiellen  nnd  formellen 


')  In  wiefern  der  Militairdienst  nnter  den  Begriff  des  Staatsdienstes  füh,  s.  oben 
g.  637.  Danach  gehören  alle  militairischen  Chargen  zu  dem  Staatsdienste.  Freassi- 
sches  Allgemeines  Landrecht  Th.  11  Tit.  1  §.  68:  „Alle  Beamte  des  Staat«,  wekb-- 
zom  Militairstande  nicht  gehören»  sind  unter  der  allgemeinen  Benennmig  von  CitÜ- 
Bedienten  begriffen." 

^)  Diese  Unterscheidung  ist  schon  alt  und  es  mag  zu  ihrer  Charakterisirung  bemerk: 
sein,  dass  dieselbe  von  den  byzantinischen  Kaisem  mit  besonderer  Strenge  gehend  (?^ 
macht  wurde. 


Zunächst  sondern  sich  an  oberster  Stelle  die  Znständigkeitsgebiete  der 
Ministerien.  Der  Regel  nach  haben  die  yerschiedenen  Departements 
der  höchsten  Staatsregirung  —  ohne  das*  jedoch  in  Fällen  eines  meb- 
seitigen  Interesses  der  Angelegenheit  eine  gemeinsame  Behandlung  der- 
selben 7on  mehren  Ministerien  aasgeschlossen  ist  —  je  ihren  bestimmt  ab- 
gegrenzten Beruf  und  können  ohne  Verletzung  ihrer  PfUchten,  beziehungs- 
weise der  Rechte  der  andern  nicht  über  diese  Grenzen  hinausgehen. ') 
Deshalb  ist  auch  ein  jedes  Departement  besonders  zu  besetzen  und  hat  der 
Zahl  derselben  die  Zahl  der  Minister  oder  Ministerialvorstände  zu  ent- 
sprechen. Die  gleichzeitige  Verwaltung  mehrer  —  aber  doch  nie  mehr 
als-  zweier  —  Ministerial- Departements  durch  eine  Person  ist  damit  aber 
nicht  ausgeschlossen  und  ist  dies  ein  oft  eintretender  Fall  der  dentscheü 
RegirungspraxiS;  indessen  ist  eine  solche  Besetzung  der  Ministerien  nur  ab 
eine  Ausnahme  zu  betrachten^  welche  in  den  Verhältnissen  des  Angenblick? 
gerechtfertigt  sein  muss.  Jedenfalls  aber  ändert  eine  solche  Personal-Unios 
der  Ministerial-Departements  an  der  Selbständigkeit  und  Unverschiebbarka 
ihrer  Gompetenzgebiete  Nichts.*)    Dieses  Grundprinzip  der  Departementr 


ments  sehr  vereinfachen,  weil  der  Umfang  der  Geschäfte  eine  formelle  Vereinigniig'  der 
Oompetenzen  gestattete.  YergL  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  §.  41:  ,Es  best^^ 
die  Ministerial-Departements  der  Justiz,  der  Finanzen,  des  Innern,  des  Krieges,  do 
Cnltns  nnd  der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Biese  Vorstände  bilden  das  Geainist' 
ministerinm,  als  die  oberste  coUegiale  Staatsbehörde;"  Würtembergsches  §.  56:  ^Dh 
Verwaltungs-Departements,  an  deren  Spitze  die  yerschiedenen  Minister  stehen,  sind  f&V 
gende**  (wie  in  Sachsen),  von  einem  Gesammtministerium  ist  keine  Bede,  auch  schein: 
nach  §.  54  und  55  der  Geheimrath  (s.  unten  §.  666)  als  die  eigentlich  ht>ciBti 
Centralbdiörde  und  die  Minister  nur  als  Glieder  derselben  zu  gelten;  Braunschweig- 
sehe  Neue  Landschaftsordnung  §.  158:  „Die  unmittelbar  unter  dem  Landesförsten  nii^f 
der  obersten  coUegiab'schen  Leitung  der  Landesrerwaltung  ausschliesslich  beauftragte  6^ 
hörde  ist  das  Staatsministerium.  Für  die  einzelnen  Verwaltungszweige  bestehen  IGniati^ 
rialdepartements.  Dasselbe  wird  stets  mindestens  mit  drei  stimmführenden  Mit> 
gliedern  besetzt  sein;**  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  4:  «B^i 
der  Leitung  der  Begirungsgeschäfte  stehen  dem  Fürsten  ein  oder  mehre  Bäthe  r^ 
Seite,  welche  die  oberste  BegirungsbehÖrde  bilden.  ** 

*)  (E urhessisches  Verfassungsgesetz  §.  107:    „Die  einzelnen  Zweige  der  Staats- 
verwaltung :  Justiz,  des  Innern  etc. sind  hinsichtlich  der  Competenz  stets  soigfiltv 

von  einander  abgegrenzt  zu  halten".) 

*)  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  107:  «Ein  solcher  (MinisterialTor^Ar. i 
kann  zwar  zwei  Ministerial-Departements,  jedoch  nicht  mehrere,  zugleich  yerwalteo.  E* 
bleibt  aber  stets  für  jedes  derselben  besonders,  sowie  überhaupt  hinsichflich  der  ziib> 
Staatsministerium  kommenden  Angelegenheiten  seines  Departements  auch  dann,  we^n  er 
darüber  nicht  selbst  den  Vortrag  gehalten  hat,  verantwortlich.*)  Das  Baiersche  Gesetz, 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betreffend,  vom  4.  Juni  1848  Art,  2  beschränkte  •^.- 
vorübergehende  Leitung  der  Geschäfte  eines  Staatsministeriums  disr-V 
einen  vom  Könige  zu  ernennenden  Staatsrath  oder  Vorstand  eines  anderen  Hinisterzs^i!- 


zn  einem  Gesammt-Ministerinm  zusammentreten  und  als  solches  han- 
deln. Die  Idee  der  Einheit  der  gesammten  Staatsverwaltung  liegt  dem 
Institute  des  Gesammtministerinms  zum  Grunde  und  es  beschränkt  sich  des- 
halb auch  die  Zuständigkeit  desselben  auf  die  Angelegenheiten,  welche  an 
sich  oder  in  ihren  Wirkungen  über  die  Grenzen  eines  einzelnen  Ministerial- 
Departements  hinausreichen/)  Auch  steht  das  Gesammt-Ministerium  wohl 
als  eine  Behörde  über  den  einzelnen  Ministerial-Departements,  insofern 
dasselbe  Beschwerden  gegen  Ministerial- Beschlüsse  und  Zweifel  über 
die  Gompetenz   der   einzelnen   Departements  zu   entscheiden  hat.')    Dem 


auf  die  Fälle:  1)  wenn  der  wirkliche  Staatsminister  an  der  Ausübtmg  seines  Amtes  Ter- 
hindert  ist;  2)  in  so  lange  die  sofort  einzuleitende  Wiederbesetznng  eines  erledigten 
Staatsministeriams  zu  keinem  Besnltate  geführt  hat. 

0  VergL  Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  110:  „—  Dieses  (das  Gesammt- 
Staatsministerium)  hat  Staatsangelegenheiten,  welche  der '  landesherrlichen  Entschliessung 
bedürfen,  oder  in  seinen  Sitzungen  wegen  ihrer  Wichtigkeit  von  Seiten  der  Ministerial- 
Departements  zum  Vortrage  gebracht  werden,  zu  berathen.  In  ausserordentlichen  und 
zugleich  dringenden  Angelegenheiten  des  auswärtigen,  sowie  des  Kriegsdepartements 
können  die  betreffenden  Vorstände  die  landesherrliche  Beschlussnahme ,  ohne  vorgängige 
Berathung  im  gesammten  Staatsministerium,  einholen.**  Bestimmungen  aber,  wie  im 
Weimarschen  Grundgesetz  §.47:  „Bei  denjenigen  Anordnungen  aber,  welche  nicht  aus- 
schliesslich in  das  eine  oder  andere  Departement  gehören,  haben  sämmtliche  Departe- 
ments-Chefs, in  deren  Departement  die  Sache  einschlägt,  —  gegenzuzeichnen  **,  beweisen, 
dass  in  solchen  Staaten  nicht  ein  „Gesammtministerium"  besteht,  sondern  in  gewissen 
Fällen  mehre  Minister  gemeinsam  handeln.  Im  Königreich  Preussen  besteht  das 
Staatsministerium  als  die  Vereinigung  der  Departements -Minister,  dessen  Beruf  es 
ist,  die  gesammte  Staatsverwaltung  zu  concentriren  und  die  Angelegenheiten  allgemeinerer 
Wichtigkeit  zu  behandeln.  VergL  die  Königlichen  Cabinets-Ordres  vom  3.  Juni  1814  und 
3.  November  1817. 

*)  (Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.111);  Prenssische  Königliche  Cabinets- 
Ordre  vom  3.  November  1817,  VUL  Das  Verfassungsgesetz  hat  in  mehren  Staats- 
sachen eine  besondere  Competenz  des  NStaatsministeriums"  begründet.  Nach  Art.  57 
und  58  hat  das  Staatsministerium  die  beiden  Hänser  des  Landtags  zu  berufen  behuf  Er- 
wählung eines  Regenten,  falls  ein  solcher  nicht  gesetzlich  existirt,  und  die  Staatsregirung 
bis  zur  Eidesleistung  des  Regenten  zu  führen;  nach  Art.  63  hat  dasselbe  die  Verantwort- 
lichkeit f&r  die  provisorischen  mit  Gesetzeskraft  erlassenen  landesherrlichen  Verordnun- 
gen. Durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1851  über  den  Belagerungszustand  ist  dem  Staats- 
ministerium  die  Befiigniss  ertheilt,  ini  Falle  eines  Krieges  oder  Aufruhrs  die  im  Art.  Itl 
des  Verfassungsgesetzes  vorgesehene  Suspension  einzehier  Artikel  desselben  zu  verfügen. 
Nach  den  Städte-  und  Gemeinde-Ordnungen  kann  auf  Antrag  des  Staatsministe- 
riumH  eine  Stadt-  bezw.  eine  Gemeinde-  oder  Amtsversammlung  aufgelöst  werden.  Das 
Ctesetz  vom  21.  Juli  1852  §.  41,  28,  90  endlich  ermächtigte  das  Staatsministerium  zur 
Entscheidung  über  Competenz-Conflicte  der  Disciplinar-Behörden',  bestellte  dasselbe  als 
Recurs-Instanz  hinsichtlich  der  Erkenntnisse  der  Disciplinar-Gerichte  für  m'cht-richtUche 
Beamte  und  auch  hinsichtlich  der  von  dem  betreffenden  Departements-Minister  verfugten 
Versetzung  eines  Beamten  in  den  Buhestand. 
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Oesammt  -  MiniBteriom   steht  der  vom  Soaverain  ernannte   Minister  -  Präsi- 
dent vor.*) 

§.  648. 
Innerhalb  der  materiell  bestimmten  Grenzen  der  Zuständigkeit  der 
Ministerial-Departements  hat  dann  wieder  in  abstufender  Folge  ein  jedes 
Staatsamt  seinen  materiell  und  geographisch  bestimmten  Wirkungskreis 
innerhalb  der  Grenzen  desselben  dieses  Amt  thätig'  sein  muss  und  nur 
dieses  Amt  thätig  sein  darf.  Materiell  bestimmt  sich  derselbe  durch  die 
Art  der  Geschäfte,  welche  von  ihm  zu  erledigen  sind,  geographisch  durch 
die  örtlichen  Grenzen,  welche  das  lilumliche  Gebiet  des  amtlichen  Berafes 
bezeichnen.  Es  giebt  danach  eine  materielle  und  eine  geographische  Zu- 
ständigkeit oder  Competenz  der  Aemter.  Beide  Arten  der  amtlichen  Gom- 
petenz  zu  bestimmen  ist  das  Recht  der  souverainen  Gewalt  des  Staates 
und  hat  diese  nach  dem  Prinzipe  der  Arbeitstheilung  die  verschiedenen 
Arten  der  Hoheitsrechte  verschiedenen  Aemtem  zuzutheilen,  den  örtlichen 
Bezirk  ihrer  Functionen  aber  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Zweckmässig- 
keit und  den  Anforderungen  des  Dienstinteresses  entsprechend  zu  be- 
messen.^ Nur  die  materielle  Competenz  der  Gerichte  ist  objectiv  gegeben 
und  bedarf  nicht  erst  der  Festsetzung  durch  die  Staatsgewalt,  sondern 
fordert  nur  die  Anerkennung  Seitens  des  Staates.  Die  Entscheidung  der 
privatrechtlichen  Streitigkeiten  durch  die  Anwendung  der  privatrechtlichen 
Regeln  sowie  die  Aufrechthaltung  der  absoluten  Rechtsordnung  im  Straf- 
verfahren ist  das  Gebiet  der  materiellen  Zuständigkeit  der  Gerichte.^ 

5.    Terhfiltniss  der  Justiz  zu  der  Verwaltung. 
A.    Prinzip  der  Trennung. 

§.  649. 
Die  Scheidung  der  richterlichen  Gewalt  von  der  Regirung  auch  in 
den  Organen  ihrer  Verwirklichung  ist  ein  Hauptbestreben  des  öffentlichen 
Lebens  in  den  deutschen  Staaten  gewesen.  Die  Trennung  der  Justiz 
von  der  Verwaltung  war  ein  Cardinalsatz  der  politischen  Forderungen 
der  moderaen  Zeit  und  ist  auch  in  den  meisten  deutschen  Staaten  zu 
einem  positivrephtlichen  Dogma  geworden.  0     Die  Tendenz  dieses  Prinzipes 


*)  In  Prenssen  bekleidet  diesen  Posten  der  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten; Königlicher  Erlass  vom  19.  December  1850. 

*)  Pözl  im  Blnntschli-Braterschen  Staatswörterbnche  s.  v.  „Amt*  S.  207,  2. 

3)  S.  unten  §.  656.  Des  Näheren  kann  hier  auf  die  Organisation  der  Staatsbehörden 
nicht  eingegangen  werden,  und  ist  aiif  die  partikulare  Gresetzgebung  zu  verweisen.  HId- 
sichtlich  der  Behördenorganisationen  im  Königreich  Preussens.  von  Rönne,  Preussisches 
Staatsrecht  Bd.  2  §.  224  fT.  Vortrefflicher  bei  Stein ,  Die  Verwaltungslehre  Th.  I S.  223  ff. 

*)  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  9);  (^urhessisches  Ver- 
fassungsgesetz  von    1831    §.   112);    Coburg-Gothasches    Staatsgrundgesetz   §.  137; 
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war  vor  allen  Dingen  die  Sichernng  des  positiven  Rechtes  nnd  seiner  Aaf- 
rechthaltnng  gegen  die  Beeinflussung  der  freieren,  vorwiegend  anf  Zweck- 
loässigkeitsrücksichten  verwiesenen  Verwaltung,  aber  im  Orunde  entsprach 
dasselbe  dem  Interesse  beider  Arten  der  politischen  Gewalt  in  gleichem 
Masse.  Der  Beruf  derselben  ist  eben  ein  so  verschiedener/  dass  auch  die 
Tbätigkeit  der  Justiz-  und  der  Verwaltungsbehörden  je  eine  besondere 
sein  muss,  und  die  Sicherung  dieses  je  besonderen  Chariikters  der  beiden 
politischen  Gewalten  ist  nur  zum  Vortheile  derselben  und  nur  zu  Gunsten 
der  gesammten  Staatsverwaltung ,  zumal  da  auch  die  Ausbildung  der  Be- 
amten ftlr  den  einen  und  fUr  den  anderen  Zweig  eine  besondere,  dem  be- 
sonderen Zwecke  entsprechende  sein  kann.')  In  seiner  praktischen  An- 
wendung zeigt  sich  aber  jenes  Prinzip  der  Trennung  der  Justiz  von  der 
Verwaltung  in  der  Organisation  je  besonderer  Behörden  fllr  die  Wahrneh- 
mang  der  richterlichen  und  der  administrativen  Regirungsacte,  so  dass  der 
wohl  nie  verkannte  Unterschied  zwischen  der  materiellen  Bedeutung  der 
Justiz  und  der  Verwaltung  einen  bestimmten  auch  äusserlich  wahrnehm- 
baren Ausdruck  erhalten  hat.  Die  Organisation  der  Gerichte  und  die  der 
Verwaltungsbehörden  sind  dem  Wesen  ihres  Berufes  entsprechend  ver- 
schieden gestaltet. 

§.  650. 
Die  Grenze  der  Gompetenz  der  gerichtlichen  Behörden  zieht  der  Um- 
fang der  richterlichen  Gewalt,  insofern  die  Bearbeitung  der  „Justizsachen" 
denselben  obliegt,  und  femer  der  Umfang  der  das  Recht  schützenden  Gewalt 
des  Staates,  der  s.  g.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Alles  nicht  in  diesen 
Begriffen  Enthaltene  bildet  alsdann  das  der  Verwaltung  als  dem  Gegensatze 
der  Justiz  zugehörige  Zuständigkeitsgebiet.  ^)  Positivrechtlich  kann  aber 
das  Gebiet  der  gerichtlichen  Zuständigkeit  anders  bemessen  und  aus  irgend 
welchen  Rücksichten  den  Gerichten  oder  den  Verwaltungsbehörden  Etwas 
ihrer  prinzipiellen  Zuständigkeit  zu  Gunsten  oder  Lasten  der  anderen  Be- 
hörden entzogen  sein.^  Factisch  ist  dieses  in  mehren  deutschen  Staaten 
Doch  immer  der  Fall  und  war  ehedem  eine  solche  Veimischung  oder  ein 


Brannschweigsche  Nene  Landflchaftsordnnng  §.  192;  Oldenbnrgsches  Bevidirtes 
Staatsgnmdgesetz  Art.  96  §.  1  und  2;  Anhalt-Bernburgscbes  Landesverfassimgs- 
gesetz  §.38;  Schwarzbürg-SondershAusensches  Landesgnmdgesetz  von  1857  §  92; 
Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  36;  Waldecksches  Verfassangs- 
gesetz  §.  80. 

0  In  den  meisten  deutschen  Staaten  hat  erst  die  Bewegung  von  1848  das  Prinzip 
der  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  zur  Geltang  gebracht.  In  Prenssen  und 
Braanschweig  galt  dasselbe  aber  schon  seit  längerer  Zeit. 

^  Luxemburgsche  Constitution  Art.  84  und  8ö;  Braunscbweigscbe  Neue  Land- 
schaftsoidnung  §.  192  und  195. 

')  So  war  es  mit  der  üeberweisung  einer  polizei-strafgerichtUcben  Competenz  an  die 
Verwaltungsbehörden  der  Fall.    VergL  oben  §.  224. 
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solcher  AuBtaasch  der  Cotupetenzen  wohl  allenthalben  Rechtens/)  Die 
Theorie  und  Praxis  sprechen  daher  von  einer  s.g.Administrativ-Justiz 
oder  Verwaltungsrechtspflege,  deren  Begriff  nicht  ein  wissenschaft- 
licher, sondern  nur  ein  praktischer  und  durchaus  positivrechtlicher.  ^)  Zu- 
folge des  Strclbens,  die  Grenze  zwischen  der  Justiz  und  der  Verwaltung 
prinzipiell  scharf  zu  reguliren  und  festzusetzen,  ist  in  manchen  Verfassungs- 
gesetzen  auf  die,s.  g.  Administrativ -Justiz  ausdrücklich  verzichtet,  womit 
eben  die  volle  Gonsequenz  des  Prinzipes,  dass  alle  Bechtsstreitigkeiten  m 
den  Gerichten  vorbehalten  sein  müssen,  hat  gezogen  werden  sollen/) 

B.    Competenz- Streitigkeiten/) 

§.  651. 
Wird  von  mehren  Behörden  oder  Staatsämtem  die  Zuständigkeit  im 
einzelnen  Falle  gleichzeitig  beansprucht  oder  lehnen  diejenigen  Behörden, 
welche  an  sich  zuständig  sein  könnten,  ihre  Bethätigung  als  incompetent 
ab,  so  entsteht  ein  s.  g.  Competenz-Conflict,  welcher  in  jenem  Falle 
ein  positiver,  in  diesem  ein  negativer  genannt  wird.  Die  unter  den 
einzelnen  Behörden  entstandenen  Streitigkeiten  über  deren  Competenz  ent- 
scheidet die  souveraine  Gewalt  des  Staates,  von  welcher  auch  die  Bestim- 
mung der  Competenz  ausgehen  musste.  Innerhalb  einer  einzeluen  BraneJie 
des  Staatsdienstes  steht  diese  Entscheidung  ihrer  höchsten  Behörde  zu,  wenn 
es  sich  nur  um  die  Competenz  gleichartiger  Behörden  handelte.    Dreht  in 


*)  D.  hr  stets  nur  oder  doch  vorwiegend  zu  Gunsten  der  Verwaltung,  von  welcher 
man  eine  mehr  politische  Behandlung  der  Eechtssachen  erwartete. 

')  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  Th.  n  §.  149,  wo  sich  die  einschlagende  LiteratiiT 
vollständig  genug  berücksichtigt  findet. 

')  Yergl  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  96  §.  2;  Anhalt- 
Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  38;  Beuss-Schleizisches  BeTidiites 
Staatsgrundgesetz  §.  37;  Walde cksches  Verfassungsgesetz  §.  80;  auch  das  Han- 
burgsche  Verfassungsgesetz  von  1860  Art  96.  —  Aber  noch  in  einem  andern  Siime 
spricht  man  von  einer  s.  g.  Administrativ-Justiz  als  eines  Instituts  der  politischen 
Bechtspflege  oder  der  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten,  welche  auf  dem  Gehiete 
des  öffentlichen  Rechtes  entstanden,  bestimmten  Verwaltungbehörde.  Deutschland 
kennt  dieses,  hauptsächlich  in  Frankreich  heimische  Institut  (Dareste  La  justice  admim- 
strative  en  France  ou  trait^  du  contentieux  de  Tadministration,  1862)  positivrechtilich  nicht 
Von  einer  Seite  wird  aber  die  Einführung  dieser  Verwaltungsrechtspflege  in  das  deuiache 
Staatsrecht  ernstlich  erstrebt  (vergL  den  vonBluntschli  erstatteten  Commiflsionsbericht 
zu  dem  Badenschen  Gesetzentwürfe  über  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung,  Beilage 
zum  Protokoll  der  Sitzung  der  ersten  Badenschen  Kammer  vom  9.  Juni  1863).  Dass  mit 
dem  in  deutschen  Verfassungsgesetzen  ausgesprochenen  Verzicht  auf  die  Verwaltungsrechts- 
pflege auch  diese  Art  derselben  gemeint  gewesen,  ist  nicht  wohl  anzunehmen. 

*)  Nordmann  Betrachtungen  über  Competenzconfiicte  zwischen  Justiz  und  Verwal- 
tung nach  dem  neuesten  Hannoverschen  Bechte,  2  Hefte,  1862,  1863,  vortreffliche  £rü^ 
terungen  von  auch  allgemeinem  Interesse. 
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solchem  Falle  der  Streit  sich  nur  um  die  örtliche  Grenze  des  Zuständig- 
keitsbezirkes,  so  ist  die  Entscheidung  des  Competenzstreites  mit  der  Fest- 
setzmig  dieser  Grenze  identisch;  anderen  Falls  aber,  wenn  die  Zuständig- 
keit unter  mehren  gleich  stehenden  Aemtem  aus  materiellen  Gründen  be- 
stritten ist,  kommt  es  auf  die  Fesstellung  des  objectiven  Grundes  des 
Inhalts  der  Ämtsgewalt  der  Dienststelle  an.  Besonders  qualificirt  erscheint 
aber  der  Fall,  wenn  zwischen  einer  Justiz-  und  einer  Administrativbehörde 
die  Zuständigkeit  bestritten  ist,  sei  es,  dass  beide  ihre  Competenz  be- 
haupten oder  bestreiten.  Dieser  in  besonderem  Sinne  so  benannte  Compe- 
tenz-Conflict  ist  in  dem  deutschen  Staatsrechte  besonders  normirt,  während 
die  Yerfassungsgesetze  von  jenen  anderen  Fällen  eines  Zuständigkeitsstreites 
überhaupt  nicht  reden,  deren  Bestimmungen  den  besonderen  Staatsdienst- 
gesetzen überlassend. 

§.  652^ 
Das  Prinzip  ist,  dass  die  Gerichte  über  ihre  Competenz  selbst  ent- 
scheiden, d.  h.  es  ist  zunächst  ihrer  Beurtheilung  überlassen,  ob  eine  An- 
gelegenheit als  zum  gerichtlichen  Verfahren  gehörig  zu  betrachten  sei.^ 
Andererseits  steht  den  Gerichten  nicht  die  Macht  zu,  Verfügungen  der 
Verwaltungsbehörden  zu  inhibiren,^  und  sind  auch  diese  in  der  Entschei- 
dung über  ihre  Competenz  wie  in  ihrem  Verfahren  von  den  Gerichten  un- 
abhängig.*)  Bestreitet  aber  die  Verwaltungsbehörde  die  Competenz  des 
Gerichtes  oder  dieses  die  Zuständigkeit  jener,  indem  je  die  eine  Behörde 
sich  selbst  zu  dem  -von  der  andern  begonnenen  oder  beanspruchten  Ver- 
fahren zuständig  hält,  so  tritt  eine  höhere  Entscheidung  durch  eine  Instanz 
ein,  welche  besonders  dazu  bestellt  und  demgemäss  aus  Mitgliedern  der 
Gerichts-  wie  der  Verwaltungsbehörden  zusammengesetzt  oder  auch  eine 
ordentliche  höhere  oder  höchste  Behörde  ist.  Die  Verfassungsgesetze  pflegen 
nnr  das  Prinzip  auszusprechen,  dessen  Verwirklichung  einem  besondern  Ge- 


*)  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordntuig  §.  196. 

^)  Brannschweigsche  N.  L.  §.  195. 

^  Das  war  das  Prinzip  des  Hannoverschen  Landes verfassnngsgesetzes  §.  170,  be- 
seitigt durch  das  Gesetz  Yom  5.  September  1848  §.  105,  dessen  §.  10  lautete:  „Die  Gre- 
richte  sind  befagt  über  die  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  selbst  zn  entscheiden.  Yerwal- 
tongsmassregeln ,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der  Grenzen  ihrer 
Zuständigkeit  vorgenommen  worden  sind,  können  von  den  Gerichten  nicht  aufgehoben 
werden.  —  —  Verwaltungsmassregeln,  welche  von  den  Verwaltungsbehörden  ausserhalb 
der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  vorgenommen  sind,  können  auf  Antrag  des  dadurch  in 
seinen  Rechten  Verletzten  durch  die  Gerichte  aufgehoben  werden."  Die  Competenz  der 
Gerichte  war  also  auch  in  diesem  Falle  durch  das  Vorhandensein  einer  Bechtsver- 
letzang  bedingt,  und  war  dadurch  ausgeschlossen,  dass  das  Gericht  als  Instanz  über 
der  Verwaltungsbehörde  erschien. 


setze  ttberlassend.^)  Der  Schwerpankt  dieser  verfassmigsgesetzIicheD  Be 
Stimmungen  liegt  aber  in  der  Tendenz,  unter  Ausschluss  jeder  willkOr- 
lichen  Aenderungen  der  Competenzverhältnisse  durch  die  Regimngsgewalt 
ein  bestimmtes  gesetzliches  Organ  und  Verfahren  zur  Entscheidung  der 
Gompetenzconflicte  zu  begründen.^) 

6.    Organisation  der  Gerichte. 

A.    Formelle  Organisation. 

§.  653. 
Der  Staat  übt  seine  gerichtliche  Gewalt,  die  strafende  wie  die  privat- 
rechtlich entscheidende,  durch  bestimmte  Organe,  die  Gerichte.*)  Es 
ist  die  Pflicht  des  Staates  den  gerichtlichen  Apparat  im  weitesten  Um- 
fange des  Wortes  (die  Gerichte  und  die  Hülfsanstalten  derselben,  wie 
Gerichtsgebäude  und  Strafanstalten)  zu  schaffen  und  stets  in  seise: 
zweckentsprechenden  Vollständigkeit  zu  erhalten,  so  dass  derselbe  dem 
Anspruch  der  öffentlichen  Rechtsordnung  und  des  privativen  Rechte 
auf  Schützung  und  Aufrechthaltung  durch  die  Staatsgewalt  zu  genüge: 
vermag.  Die  Organisation  und  Besetzung  der  Gerichte"  mit  ihren  Nebea- 
anstalten  (Staatsanwaltschaften)  ist  ein  unveräusserlicher  Beruf  der  Staafe- 


')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  96;  Sächsisches  §.  47;  Würtcmbcr*- 
sches  §.  59,  3;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  46  Abs.  5:  „Ueber  CompetenzzreL^I 
zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  entscheidet  die  höchste  Stelle;*  C ob a re- 
Gothas che  s  Staatsgrundgesetz  §.  142;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordsnug 
§.  159  (jetzt  Gesetz  vom  19,  Mai  1851);  Oldenburgsches  Eevidirtes  Staatsgnmi> 
gesetz  Art.  97;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassungsgesetz  §.  38  Abs.  4:  .IHe 
Competenz  der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  wird  durch  das  Gesetz  bestimnit 
Ueber  Competenzstreitigkeiten  entscheiden  die  zuständigen  Gerichte  If 
gewöhnlichen  Instanzenzuge;"  Schwarzburg-Sonderahausensches  Landfi- 
grundgesetz  §.  92  Abs.  2;  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgnmdgesetz  §.  d^ 
Abs.  2;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  80  Abs.  3  und  §.  101. 

*)  Darum  auch  ganz  gleiche  Bestimmungen  in  den  Verfassungsgesetzen  der  Repu- 
bliken. VergL  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  69:  , Etwaige  Competenz -Conflkt^ 
zwischen  Verwaltungsbehörden  und  Gerichten  werden  nach  Massgabe  des  Gesetzes  eihob^r. 
und  entschieden."  Das  Hamburgsche  Verfassungsgesetz  von  1860  Art.  97  lasst  ira 
Zweifelsfalle,  ob  eine  Sache  im  Verwaltungs-  oder  im  Rechtswege  zu  erledigen  sei,  di^ 
darüber  erfolgte  rechtskräftige  gerichtliche  Entscheidung  für  alle  Behörden  verpflichte&i 
sein,  und  behält  der  Gesetzgebung  vor,  ob  für  solche  Zweifelsfalle  ein  besonderer  Insua- 
zenzug  bestehen  solle.  —  Für  die  Preussische  Monarchie  hat  das  Gesetz  vom  8.  April 
1857  einen  besonderen  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der  Competenz-Conflictr 
zwischen  den  Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden  geschaffen.  Dersdl-e 
besteht  aus  den  auf  Lebenszeit  vom  Könige  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  des  Staatsradi« 
ernannten  Mitgliedern  des  Staatsraths,  nämlich  ausser  dem  Präsidenten  desseßieit  tusi 
dem  Staatssecretair  aus  neun  Mitgliedern,  von  welchen  fünf  Justiz-,  die  übrigen  aber 
Verwaltungs-Beamte  sein  müssen. 

^)  lieber  den  Umfang  des  Gebietes  dieser  beiden  Arten  der  Staatsgewalt  8.  otoi  §.  n* 
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zwischen  dieseD.  Nachdem  schon  die  Reichsgesetze  die  Einriohtang  lieber 
Instanzen  den  Landesherrn  zur  allgemeinen  Pflicht  gemacht,')  habep  die 
deutschen  Staaten  dieselbe  auch  durch  den  Bundesvertrag  von  1815  in 
der  Weise  wieder  anerkannt,  dass  sich  alle  deutschen  Staaten  zur  Einrich- 
tung bezw.  Erhaltung  eines  obersten  Gerichtshofes  verpflichteten  und  zwar 
diejenigen  Bundesstaaten,  deren  Besitzungen  nicht  eine  Volkszahl  von 
300,000  Seelen  erreichen,  zur  Einrichtung  eines  gemeinschaftlichen.  Die 
in  solchen  kleineren  Staaten  l)ereit8  bestehenden  Gerichte  dritter  Instanz 
sollten  aber  erhalten  bleiben,  falls  die  Volkszahl,  über  welche  sie  sich  er- 
strecken, nicht  unter  150,000  Seelen  ist.  Die  vier  freien  Städte,  welche 
wenigstens  zur  Zeit  der  Errichtung  des  Bundes  aucli  zusammen  noch  nicht 
300,000  Einwohner  zählten,  war  das  besondere  fiecht  zur  Errichtung  eines 
gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtshofes  gesichert.')  Ausserdem  haben 
auch  die  Verfassungsgesetze  der  deutschen  Staaten  die  gesetzliche  Instanzen- 
ordnung als  ein  staatsrechtliches  Prinzip  der  Rechtspflege  besonders  aner 
kannt.^)     Dabei  ist  indess  das  Prinzip  der  s.  g.  drei  Instanzen  von  einigen 


^)  Deputat.  Abscli.  von  1600  §.  15:  „Dieweil  aber  die  höchste  Nbthdurft  erfordert. 
dass  in  allen  ChurfÜrstenthüraern,  Fürstenthümern  u.  s.  w.  die  Unter-,  Ober-  nnd  Hofjfe- 
richte,  in  denen  Orten  es  noch  nicht  ^^eschehen,  nnd  nach  Mangel  und  Gebrechen  beror. 
anffi  eheste,  forderlich  und  unrerhinderlich  reformiret,  mit  verstandigen  Urtheilem  besetzt 
und  in  eine  gute,  richtige,  der  rechten  Reichs-  und  Canuner-Gerichts  Prozess  gemässe  Ord- 
nung gebracht  und  darauf  festiglich  gehalten  werde,  damit  denUnterthanen,  dasie 
rechtlos  gestellet  worden  seien,  Ursachen  zu  klagen  abgeschnitten  werden, 
so  wollen  wir  hiemit  allen  und  jeden  Churfursten,  Fürsten  und  Standen  des  Reichs  aD<i 
allen  andern  des  Reichs  Eingesessenen,  Zugethanen  und  Verwandten,  wie  die  Namen  haben 
mögen,  ernstlich  auferlegt  und  befohlen  haben,  solche  hiervor  und  jetzo  bedachte  nützliebe 
Anordnungen  ihrer  Unter-,  Ober-  und  Hofgerichte,  in  den  Orten  es  noch  nicht  geschehen  - 
ihren  und  des  Reichs  Unterthanen  selbsten  zum  Besten  anzuordnen  und  darin  einigen 
weitem  Aufschub  nach  Einstellung  nicht  zu  suchen." 

')  Bundesacte  Art.  12.  Vergl.  über  dessen  Geschichte  Elüber  Acten  des  Wiener 
Congresses  Bd.  11  S.  355,  422,  434,  442,  454,  486,  533,  560.  Dieser  Artikel  verpflichtete 
nur  die  Staaten  mit  weniger  als  300,000  Einwohnern  zur  Errichtung  eines  gemeinschaft- 
lichen obersten  Gerichtshofes.  Indess  ist  niemals  bezweifelt,  dass  die  grosseren  Staaten 
damit  zur  Einrichtung  oder  Erhaltung  —  es  wird  wohl  in  allen  diesen  Staaten  nur  vor 
dieser  die  Rede  sein  können  —  selbstverständlich  verpflichtet  seien.  —  Welche  Staatet 
sich  über  ein  gemeinschaftliches  oberstes  Gericht  vereinigen  wollen,  überHess  der  Art.  12 
in  den  Worten:  „—  werden  sich  ii^it  den  ihnen  verwandten  Häusern  oder  andern  Bnnde»- 

gliedern,   mit  welchen  sie  wenigstens  eine  solche  Volkszahl  (300,000)  ausmachen, 

vereinigen,"  der  freien  Vereinbarung  der  betreflfenden  Staaten.  —  Ein  Venseichniss  der 
bestehenden  obersten  Gerichtshöfe  der  deutschen  Staaten  s.  bei  Zach aria,  Deutsches 
Staatsrecht  Th.  U  §.  171  Note  10. 

^)  VergL  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  92:  »Es  soll  in  Preussen  nur  ein 
oberster  Gerichtshof  bestehen;"    Baiersches  Tit.  VIII  §.  1:    ^Die  Gerichtebarkeit  wird 

in  einer  gesetzlich  bestimmten  Instanzenordnung  verwaltet;"    Sächsisches  §.  45 

(vergl.  auch  Gesetz  vom  28.  Januar  1835);   Würtembergsches  §.  92;   Luxem  bürg- 
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Staaten  nur  so  verstandeD,  dass  eine  dreifache  Ordnung  der  Gerichte  be- 
stehen, nicht  aber  dass  für  jede  Klagsache  eine  zweimalige  Berufung  mög- 
lich sein  müsse/) 

§.  655. 
Die  jurisdictorische  Bedeutung  der  gesetzlichen  Ordnung  bestimmter 
Instanzen  ist  theils  die  Möglichkeit  der  Anfechtung  eines  der  betheiligten 
Partei  nicht  rechtmässig  erscheinenden  Urtheils,  zum  andern  und  nicht 
minder  wichtigen  Theile  beruht  sie  aber  in  der  gesetzlichen  Festsetzung 
bestimmter  Gerichtsstellen,  welche  innerhalb  eines  bestimmten  geographischen 
Bezirkes  (Gerichtssprengel)  je  die  Rechtsstreitigkeiten  einer  bestimmten 
Art  zu*  entscheiden  haben.  Das  Gesetz  sagt  ein  fllr  alle  Male,  welches 
Gericht  im  Staate  zur  Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  sei  es  in  erster, 
sei  es  in  zweiter  Instanz  zuständig  sein  solle*.  ^)  öo  ordnen  sich  die  ein- 
zelnen Gerichtsstellen  im  Staate  nach  festen  Grundsätzen  neben  und  Über- 
einander, indem  die  in  einem  gewissen  räumlichen  Bezirke  der  gericht* 
liehen  Verhandlung  bedtirfenden  Rechtssachen  nur  von  dem  Gerichte  dieses 
Bezirkes  zur  Cognition  gezogen  werden  können,  und  die  Erkenntnisse 
dieses  Gerichtes  nur  vor  dena  Obergerichte,  in  dessen  Bezirke  dasselbe  be- 
legen ist,  zum  Berufungsverfahren  gebracht  werden  können.  Die  Instanzen- 
ordnung  ist  also  die  Bestimmung  der  Zuständigkeit  der  einzelnen  Gerichts- 
stellen iiü  Staate;  die  gesetzlich  verordnete  Instanz  ist  das  ordentliche 
Gericht  des  einzelnen  Falles.^) 


sc  he  8  Art.  87:  „D  hst  pourvu  parune  loi  a  Torganisation  d'une  cour  superieure  de  justice;" 
Braanschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  192. 

')  Vergl.  Zachariä  a.  a.  0.  S.  216.  —  Im  Königreich  Preussen  hat  die  besondere 
(allgemeine)  bürgerliche  Prozessordnung  der  Provinz  Hannover  zwar  drei  Instanzen 
1  Amtsgerichte,  Obergerichte,  Appellationsgericht)  beibehalten,  aber  im  bürgerlichen  Ver- 
fahren nur  eine  einmalige  Berufung  gestattet,  während  in  den  übrigen  Theilen  der 
Monarchie  jede  Streitsache  in  drei  Instanzen  verhandelt  werden  kann. 

^)  Dass  die  erste  Instanz  auch  das  Obergericht  sein  könne,  ist  nur  zu  erwähnen. 

^)  Eine  in  allen  Hinsichten  singulare  Modification  dieses  Prinzipes  findet  sich  in  dem 
Altenburgschen  Grundgesetz  §.  45  Abs.  2;  „Dem  Oberrichter  steht  es  frei, 
Bechtssachen,  die  seiner  Gerichtsbarkeit  zustehen,  zur  Erleichterung, 
einer  ünterbehörde  auftragsweise  zu  übertragen;  oder  unter  besonderen  Um- 
ständen —  (z.  B.  bei  Verwandtschaft  des. Richters  «lit  der  Partei  und  dergleichen)  — 
Rechtssachen  an  ein  anderes  üntergericht  zu  verweisen."  Wenn,  wie  nach  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  anzunehmen,  der  Oberrichter  das  Recht  hat,  "das  ganze  gerichtliche  Verfahren, 
Instruction  und  Entscheidung,  dem  Uuterrichter  aufzutragen,  so  hat  die  , gesetzlich  be- 
stimmte Instanzenordnung"  im  Herzogthum  Altenburg  jedenfalls  eine  ganz  besondere  Be- 
deutung, Vergl.  dagegen  die  Constitutions-Ergänzungs-Acte  zu  der  alten  Verfassung  der 
freien  Stadt  Frankfurt  vom  19.  Juli  1816  Art.  33:  „Da  jeder  Gerichtsstelle  ihr  Wir- 
kungskreis  angewiesen   ist, so   darf  keine   der   hiesigen   höheren  Gerichtsstellen 

Gegenstande,  welche  nach  der  Gerichtsordnung  zum  eigenen  oder  ihres  Canzleipersonals 
fieasort,  und  nicht  zur  Competenz  des  Stadtamtes  oder  des  Landamtes  gehören,  von  sich 
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B.    Ordnung  der  materiellen  Competenz. 

§.  656. 
Die  Gerichte  sind  die  Organe  zur  Geltendmachung  des  civil-  uüd 
strafrichterlichen  Rechtes  des  Staates  und  erhalten  also  als  das  Gebiet 
ihrer  Thätigkeit  dasjenige,  welches  der  materielle  Inhalt  dieses  Rechtes 
bestimmt.*)  Die  Zuständigkeit  der  von  dem  Staate  geschaffenen  gericht- 
lichen Behörden  darf  allein  nach  objectiven  sachlichen  Gründen  bemessen 
werden.  Es  können  für  besondere  Angelegenheiten  besondere  Gerichte  be- 
stehen, wie  z.  B.  ftlr  Handels-  und  Gewerbesachen,  für  Steuercontraven- 
tionen,^)  aber  das  dafllr  bestellte  Gericht  muss  alle  Streitsachen  seiner  Zu- 
ständigkeit an  sich  ziehen,  weil  das  Recht,  welches  durch  die  gerichtlichec 
Organe  seine  Herrschaft  und  seine  Wohlthaten  üben  will ,  ein  objectiv  all- 
gemeines, ein  alle  Menscheti  im  Staate  berechtigendes  und  verpflichtendes 
Recht  ist.  Ebenso  können  die  besonderen  Verhältnisse  gewisser  Klas^i 
der  Unterthanen  die  Einrichtung  besonderer  Gerichte  aus  dinglichen  Gräi- 
den  erfordern,  wie  die  Militair-  und  die  akademischen  Gerichte.  Alles 
auch  solche  Spezialgerichte  sind  „ordentliche"')  Gerichte  im  Siime  l 
Gesetzes,  Im  Gegensatze  zu  den  früheren  Ati  Behauungen  des  öffentUcL 
Lebens  über  die  Berücksichtigung  der  persönlichen  Standegverhältnisse  dt: 
Personen  im  Staate  haben  die  deuischeti  Staaten  in  der  Gegenwart  uinr: 
Beseitigung  des  b.  g,  privilegirten  oder  eximirten  Gerichtsstandes,  vor  wrV 
ehern  gewisse  bevorzugte  Personen  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen  hatiez, 
das  Prinzip  anerkannt  und  zu  einem  Grundsatze  des  Verfassunggreehfe^ 
erhoben ,  dass  wie  vor  dem  Gesetze  ')  so  auch  vor  dem  Gerichte  Jedier 
mann  gleich  steht,  und  dass  die  Zuständigkeit  der  duit^b  das  Gesetz  ^t 
stellten  Gerichte  weder  zum  Vortheil  noch  zum  Nachtbeil  etnzeber  oder 
bestimmter  Personen  beschränkt  werden  darf/)     Eine  Aosnabme  voo-die&ei: 


oder  Lhrer  Catialei  an  letztere  auftragsweUe  verweisen ,  aondeni  ankho  CommUsionen  icii- 
ien  Mit^rliedern  des  Gerichta  oder,  nach  BescbafFenheitj  dem  dg^nea  Caiizleipersonid*?  *^-- 
getragen  werden,** 

^)  Vergl.  oben  g.  91;  Laiömbütgaches  Terfassun^sgeBctz  Art_  84j  .Lm  wuMSj- 
tions  (^ui  ont  poüf  objet  des  droits  ciyils  sont  exeluaivement  du  resaort  des  tribsmi^J ' 
Scliwarzburg-SonderaliaUBenscliea  LandeögTund^eaetÄ  g.  09* 

^J  Vergl.  z.  B.  Preussischci  .Verfasaungagesetz  Art.  91  j  Oldenburgsches  &.»> 
dirtes  StaAtsgrundgesetz  Art.  95  §*  2;  Schwarzburg-SonderBhauBensclies  Lwij^ 
grtmdgesetz  §.  94  Abs.  2;  BremeaBcheö  VerfaasiungBgesetz  Ton  185i  §,  II,  —  Ver^ 
Klüber,  Oeffeiitlicbes  Recht  g,  371, 

')  S.  oben  §   469. 

*)  Badenstihea  Gesetz  vom  15.  Februar  t85l  Art.  2. 

*)  VargL  PreuHSLBchea  Gesetz  über  die  Aufhebung  der  Priyatgerichtsbftrfceit  ^ 
des  ciimirt«n  Gerichtsstaudes  i\U\  vom  2,  Januar  It^9|  Sächaiscliea  Verikssttn^^^*?^^ 
§.  55 1  „Die  Recbtapflege  wird  auf  eine  der  Gleichheit  vor  dem  GtJüetie  enUpr^tbäilf 
Weise   jd    dem  Maiae   eingerichtet^  dase   äiä   pririlegiften  GerichtitÄEde  aufii5cti  M^ 


allgemeinen  Grandsatze  besteht  in  den  deutschen  Staaten  ab 
des  Gerichtsstandes  der  Mitglieder  des  souverainen  Fürstenhaus 
der  Verträge  des  deutschen  Bundes  der  Mitglieder  der  mediatisii 
häoser/) 

§.  657. 
Den  richterlichen  Beruf  des  Staates  erfüllen  nur  diese  in 
Ordnung   bestehenden  Gerichte.     Es   kann  Jemand  nur  vor  d 
suchen y    aber  diese  müssen  ihm  auch  Recht  geben. ^    Auch  di 


(vergL  Gesetz  vom  28.  Januar  1835);  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  Se]      i 
§.  9);  Badensches  Gesetz  vom  15.  Febmar  1851  Art.  1;  (Kurhessischefi 
gesetz  §.  130:  „Die  Rechtspflege  soll  auf  eine  der  Gleichheit  vor  dem  Rechte  (      i 
Weise  zweckmässig   eingerichtet  werden  und  somit  die  Aufhebung  der  pri\      \ 

sonlichen  Gerichtsstände erfolgen");  Cj^hurg-Gothasches  Staatsgrund 

Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  200:  „Alle  Landesein wol 
dem  Richter  gleich.    Der   privilegirte  Gerichtsstand   ist  und  bleibt  abgescl     I 
mit    §.  199:    „Die  bisherigen  Vorrechte   des  Fiscus   in  Beziehung   auf  gen 
folgung  seiner  Ansprüche,  Privatpersonen  gegenüber,   werden  hierdurch 
Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  95  §.  1 :  „Es  soll  keinen 
Gerichtsstand   der  Personen  oder  Güter  geben;"    Anhalt-Bernburgschei     I 
fassungsgesetz  §.  32;   Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrund^    i 
Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  76  Abs.  1.  —   Wenn  sich  in  einigen 
gesetzen  der  Aufhebung  des  privilegirten  Grerichtsstandes  die  Clausel  hinzug    ; 
^mit  Ausnahme   der  Militairgerichtsbarkeit,"   so  liegt  d&rin  an  und  für  siel    ; 
Modification  jenes  Prinzipes,  da  die  Militairgerichte  an  sich  noch  nicht  privi    i 
dem    nur  besondere  Gerichtsstände,   deren  Competenz   nach  sachlichen  Rücl 
bestimmt,  sind.  —  Connex  mit  der  Beseitigung  des  privilegirten  Gerichtsstan 
das    ausdrückliche  Anerkenntniss  des  Staates  (als  Fiscus),   nur  vor  den  ordei   I 
richten  Recht  geben  und  nehmen  zu  woUen.    Vergl.  (Hannover  seh  es  Landes   i 
gesetz  §.  38);    Würtembergisches   Verrfassungsgesetz   §.  94;    Badensc    i 
Grossherzoglich  Hessisches  §.  102;    Oldenburgisches  Revidirtes  Sta  I 
setz  Art.^102;  Schwarzburg-Sondershausensches  Gesetz  vom  2.  August   I 
Lichtensteinsches  Verfassungsgesetz   §.  35.    Etwas  Anderes  bedeutet  ab( 
zieht   des  Staates   auf  die  materiellen  Rechtsvorzüge  fprivilegia  fisci),   wie  it  i 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.199  enthält.    Dies  ist  eine  i  ! 
rechtliche  Angelegenheit. 

^  Deutsche  Bundesacte  Art.  14,  dessen  Inhalt  auch  nach  Auflosung 
partikularrechtliche  Kraft  behalten     Vergl.  auch  das  Preussische  Gesetz  vo  i 
1854,  betrefFend  die  Deklaration  der  Verfassungs-Ürkunde  vom  31.  Januar  185  I 
auf   die  Rechte  der  mittelbar  gewordenen  Deutschen  Reichsfürsten  und  Grafei 
sonders   die  Verordnungen  vom  12.  November  1855,  betr.  die  Wiederhers 
privilegirten  Gerichtsstandes  für  die  mittelbar  gewordenen  Deuts^en  Reichsf  i 
Grafen. 

^)  Das  ist  der  Sinn  solcher  verfassungsgesetzlichen  Aeusserungen,  wie:   ^Si 
geschuldigten  darf  der  verlangte  Ürtheilsspruch  versagt  werden"  (Kurhessis: 
fasssangsgesetz  §.  118,  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  203) 
inand   kann   ohne  Urtheil  bestraft  werden"    (^Oldenburgsches  Revidirtes  Sti 
gesetz  Ari  38  §.  1).     Bestimmter  ist  das  Princip  ausgesprochen  in  dem  Schw 


VerfassaDgsgesetze  bekennen  ansdrttcklich;  dass  Niemanden  die  Verfolgang 
seines  Hechtes  vor  diesen  Gerichten  versag  werden  ^)  nnd  dass  KiemaDd 
seinem  gesetzlichen  Richter  —  auch  nicht  mit  seinem  Willen  —  entzogCB 
werden  dürfe.*)  Jener  Ausdruck  des  einen  Prinzipes  trifft  mehr  dessen 
privatrechtliche,  dieser  mehr  dessen  staatsrechtliche  Anwendung. .  In  beiden 
Hinsichten  hatten  die  deutschen  Staaten  früher  befolgte  Grundsätze  zu  ver- 
lassen und  dem  richtigeren,  des  Staates  wie  des  Rechtes  gleich  würdigem 
Prinzipe  Folge  zu  geben.  Wer  ehedem  Versperrung  oder  Erschwerung  der 
Geltendmachung  eines  privatrechtlichen  Anspruches  in  Folge  der  Meinungen 
von  einer  über  und  ausser  dem  Rechte  stehenden  Wohlfahrt  des  Staaten 
nicht  selten  gewesen,  namentlich  auch  dann,  wenn  det  Staat  oder  der 
Landesherr  selbst  die  Stelle  einer  Partei  in  dem  Rechtsstreit  zu  übernehmen 
gehabt,  so  erklären  die  jetzigen  deutschen  Staaten  und  Fürsten  ausdrück- 
lich,   auch   selbst   nur  vor  den  ordentlichen  Gerichten  Recht  nehmen  und 


Sondershausenschen  Landesgrondgesetz  von  1857  §  89:  „Den  Gerichten  gebühit  4' 
rechtliche  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Streitigkeiten  über  Privatrechte,  sowie  ö- 
Untersuchung  und  Bestrafung  der  Verbrechen  und  Vergehen  wider  die  Strafgesetze."  V^ir. 
auch  Luxemburgsche  Constitution  Art.  84  und  85;  Meiningensches  Gnin<lge?rt: 
§.  105;  Gesetz  für  das  Fürstenthum  ßeuss  j.  L.  vom  20.  Juni  1856  §.  35;  Brcmei- 
sches  Verfassungsgeaetz  von  1854  §.68:  „Die  Verwaltung  der  Bechtspflege  geschitsr 
auBchlJesslich  durch  die  gesetzlich  dazu  bestellten  Gerichte;"  ähnlich  Hamburgscb'^' 
Verfassungsgesetz  vom  28.  SejÄember  1860  §.95.  Das  Coburg-Gothasche  Staat- 
grundgesetz  §.134  setzt  hinzu:  „—  insoweit  nicht  für  besondere  Fälle  die  Gesetze  m 
Ausnahme  bestimmen." 

0  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  49;  Würtembergisches§.  95:  «Keiß^ 

Bürger kann  der  Weg   zum  Bichter   verschlossen   werden;   Kurheasisches  vof 

1831  §.35  („  —  bleibt  in  jedem  Falle,  wo  Jemand  sich  in  seinen  Bechten  verktr 
glaubt,  die  gerichtliche  Klage  offen")  und  §.  113,  auch  §.  125:  („Gemeinden  und  Köiper- 
sdiaften  bedürfen  zu  einer  Klage  gegen  den  «Staatsanwalt  zwar  nicht  der  Ermächtirac" 
einer  Verwaltungsbehörde  '');Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  201 ;  R  e  b  s  - 
Schleizisches  Gesetz  vom  20.  Juni  1857  §.23  Abs.  1  und  §.35;  Bremensches  Vfr- 
fassungsgesetz  von  1854  §.15;  Hamburgsches  von  1860  §.69.  Nur  eine  Conseqaru 
aus  diesem  Prinzipe  ist  die  (selbstverständliche)  Zusicherung  einiger  Verfassungsge;?*^!' 
(vergl.  z.  B.  Meiningensches  Grundgesetz  §.  106),  dass  eine  criminalrechtlicbe  E^ 
gnadigung  Niemanden  hindere,  seine  aus  einer  Rechtsverletzung  herfliessenden  Print- 
ansprüchc  gerichtlich  zu  verfolgen. 

*)  Vergl.    Preussisches    Verfassungsgesetz    Art.  7;    Baiersches    Titv  14  §-  >- 
Sächsisches  §  48;  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §  5);  Wörtt^ 
bergisches    Verfassungsgesetz  §.26;   Badcnsches   §.15   (,  —  in    Cruninafeachfo' 
(Kurhessisches  §.114:  ,  —  sei  es  in  bürgerlichen  oder  peinlichen  Fällen ' ) ;  G r o r v 
herzoglich    Hessisches   §.   31;    Luxemburgisches    Art.  13    (,contre    son   grt"' 
Altenburgsches   Grundgesetz  §.45;    Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetx  §. -^' 
Braunschweigische  Neue  Xandschaftsonlnung  §.  201;    Oldenburgsches  BeTidir:-'* 
Staatsgrundgesetz  Art.  38  §.2;  Anhalt-Bernburgsches  Landesverfassangsgeseö  >  ' 
Schwär zburg-Sondershausensches   Landesgrundgesetz    §.  93    Abs.  1;   Gesetz  ft 
Reuss  j.  L.  vom  26.  Juni  1856  §.  37;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  75  AI«.' 
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geben  zu  wollen :  —  nur  eine  Consequenz  der  Gleichberechtigung  des  Fiscus 
und  der  einzelnen  Personen  im  Staate  auf  dem  privatrechtlichen  Gebiete.  0 
Ebenso  haben  die  Staatdh  auedrtlcklich  oder  stillschweigend  auf  die  früher 
bei  politischen  Untersuchungen  besonders  angewandte  Bestellung  von  AuB- 
nahmsgerichten  und  ausserordentlichen  Commissionen  fttr  einen  besonderen 
einzelnen  Fall  veraichtet.')  Dagegen  steht  ihnen  das  Recht,  in  gesetzlicher 
Weise  allgemeine  Ausnahmen  von  dem  Grundsatze,  dass  Niemand  seinem 
ordentlichen  Richter  entzogen  werden  dürfe,  aus  sachlichen  Gründen  zu 
ßtatuiren,  unzweifelhaft  auch  femer  zu.^ 


')  Baiersches  Verfasaungsgesetz  Tit.  VII  §.  5;  Sächsisches  §.  50;  Hannover- 
sches Landesverfassungsgesetz  §.  38;  Würtembergisches  Verfassungsgesetz  §.  94; 
ßadensches  §.14  Abs  3;  Grossherzoglich  Hessisches  §.102;  Altenburgsches 
§.49;  Braunschweigische  Neue  Landschaftsordnung  §.  197  und  198;  Oldenburg- 
sches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  102f;  Schwarzhurg-Sondershausensches 
LandesgTundgesetz  §.97;  Liechtensteinsches  Yerfassungsgesetz  §.  35. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  7;  Sächsisches  §.48;  Hannoversches 
Gesetz  vom  5.  September  1848  §.5;  Kurhessisches  Verfassungsgesetz  §.  114;  Luxem- 
burgisches Art.  86:  „H  ne  j^ut  dtre  cre4  de  commissions  ni  de  tribunani  extra- 
ordinaires,  soua  quelque  d^nomination  que  ce  soit";  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz §.  31;  Oldenburgs ches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  38  §.  2;  Schwarz- 
barg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.93  Abs.  2;  Gesetz  für  Beuss  j.  L. 
Tom  20.  Juni  1856  §.  37  Abs.  2;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.75  Abs.  2.  Vergl. 
auch  das  Keichsverfasspngsgesetz  vom  28.  März  1849  §.  175  Abs.  2. 

^)  Vergl.  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §48:  „Kein  ünterthan  darf  seinem  ordent- 
lichen Bichter  entzogen  werden,  ausser  in  den  von  den  Gesetzen  vorausbestimmten 
Fällen;*  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.5:  „—  ausser  in  den  im 
Processgange  begründeten  oder  von  den  Gerichten  im  Voraus  bestimmten  Fällen");  (Kur- 
hessisches Verfassungsgesetz  §.  114:  „ —  es  sei  denn  auf  dem  regelmässigen  Wege 
nach  den  Grundsätzen  des  bestehenden  Bechtes  durch  das  zuständige  obere  Gericht"); 
Liiiembnrgsche  Constitution  Art.  86;  Altenburgsches  Grundgesetz  §.45:  „Die 
Staatsregirung  ist  befugt,  ausserordentliche  Criminalgerichte,.  imgleichen  (auch  für 
solche  Personen,  die  nicht  dem  Militaire  angehören)  Standgerichte  in  Fällen  offener 
Empörung  oder  doch  eines  thätigen  Anstrebens  gegen  die  Staatsgewalt  ohne  Weiteres 
niedenusetzen.  Sollten  andere,  die  öffentliche  Sicherheit  oder  Wohlfahrt  wesentlich  ge- 
fährdende, aber  minder  dringende  Verhältnisse  obwalten,  so  erfordert  die  Anordnung  von 
besonderen  Criminalgerichten  die  vorherige  Zustimmung  der  Landesdepution."  Schwarz- 
burg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  89  Abs.  2;  Gesetz  für  Beuss  j.  L. 
vom  20.  Juni  1856  §.37  Abs.  1  (wörtlich  wie  das  Kurhessische  Verfassungsgesetz  §.  114 
lautend)f  Wenn  einzelne  Verfassungsgesetze  Ausnahmen  von  dem  Prinzipe,  dass  Niemand 
seinem  ordentlichen  Bichter  entzogen  werden  darf,  vorbehalten,  zugleich  aber  die  lie- 
stellung  von  Ansnahmsgerichten  gänzlich  verbieten,  wie  z.  B.  das  Luxemburgische  in  den 
citirten  Artikeln,  so  ist  darin  nicht  etwa  ein  Widerspruch  zu  finden,  sondern  nur  die 
Unterscheidung  zwischen  der  gesetzlichen  Feststellung  jener  Ausnahmen ,  also 
durch  den  Willen  des  Staates,  und  zwischen  der  einseitigen  Nichtberücksichtigung  der 
ordentlichen  Gerichte  durch  den  persönlichen  Bepräsentanten  der  Staatsgewalt  Jene 
Ausnahmen  sind  Bechtens,  nicht  diese.  —  Von  einem  besonderen  Gerichtshofe,  dem  zum 
Schutze  der  Verfassung  bestellten  Staats gc rieh  tshofe  ist  unten  §.  707  ff.  zu  sprechen. 


C.    Stellung  der  Gerichte  im  Staate/) 
a.    Verhältniss  zum  Gesetze. 

§.  658. 
Indem  die  Staatsgewalt  darch  die  von  ihr  bestellten  Organe  dem 
Rechte  die  gebührende  Herrschaft  sichern  mnss  und  will,  erkennt  sie  damit 
an,  dass  das  Recht  ein  objectiv  Gegebenes  ist,  das  sie  nicht  erst  bestim- 
men, sondern  dem  sie  nur  die  Anerkennung  seines  Herrschaftsrechtes  ver- 
schaffen soll.  Das  positive  Recht  will  so,  wie  es  gestaltet  ist,  herrschen, 
und  dass  dasselbe  so  herrscht,  ist  der  Beruf  der  Gerichte.  Der  Staat  hat 
also  die  Heiligkeit  des  Rechtes  selbst  zu  respectiren  und  darf  niemals  sei- 
nen zeitigen  subjectiven  Willen  als  entscheidende  Norm  betrachten  lassen, 
wenn  derselbe  nicht  in  den  vorgeschriebenen  Formen  der  Rechtsentstehung 
die  Kraft  des  Gesetzes  erlangt  hat.*)  Zur  Sicherung  dieser Beschranknn? 
des  Willens  und  der  Macht  der  Staatsgewalt  hat  das  positive  Recht  der 
der  deutschen  Staaten  etliche  Grundsätze  der  Rechtspflege  festgestellt 
deren  weitere  Ausftlhrungen  den  besonderen  organischen  Gesetzen  desfe 
richtswesens  tiberlassen  blieb.     Dieselben  zielen  aber   nicht   nur  anf  die 

*)  H.  Simon,  Die  Preussischen  Richter  mid  die  Gesetze  vom  29.  März  1844(l&iVi 
J.  Fr.  von  Lennep,  Dissertatio  de  partibus,  qnas  reges  habnerint  habeantqne  etus 
rnmc  in  administranda  justitia  (1849);  B.  W.  Pfeiffer,  Die  Selbständigkeit  nnd  Ts- 
abhängigkeit  des  Bichteramts  (1851);  Zachariä,  Deutschet  Staatsrecht  §.  170. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  86:  „Die  richterliche  Gewalt  wird— dor^i 
unabhängige,  keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Gerichte  äjö- 
geübt;*  Baiersches  Tit.  VIII  §.  3:  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der  Grenzen  te 
amtlichen  Befugnisse  unabhängig;"  Sächsisches  §.  47:  „Sie  (die  Gerichtastdlenl  Jisi 
bei  Ausübung  ihres  richterlichen  Amtes  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Competens  vod  deai 
Einflüsse  der  Regirung  unabhängig;"  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  1(0:^ 
Würtembergsches   §.  93;   Badensches   §.  14  Abs.  1;    (Kurhessisches  §.  1^^ 

„Die  Gerichte entscheiden,   ohne   irgend   eine  fremde  Einmischung,  nach  dai  ^ 

stehenden  Hechten  und  den  verfassungsmässigen  Gesetzen;")  Grossherzoglich  Hessi- 
sches §.  32:  „Das  Materielle  der  Justizertheilung  und  das  gerichtliche  Verfehren,  iäkt- 
halb  der  Grenzen  seiner  gesetzlichen  Form  und  Wirksamkeit,  sind  von  dem  Einflasse  der 
Regirung  unabhängig;"  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  46  Abs.  1:  „Das  richterlkbf 
Verfahren  und  Urtheil  ist  innerhalb  seiner  gesetzlichen  Form  und  ¥^ksamkeit  selb- 
ständig und  unabhängig  von  jedem  willkürlichen  Einflüsse  der  Staatsregirimg;'  ^'^' 
burg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  135;  Braun  seh  weigsche  Neue  Landscbai^- 

Ordnung  §.  193 :    „Die  Gerichte entscheiden   daher  in  allen  Instanzen  mit  Tolkr 

Freiheit  der  Meinungen;"  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgeseti  Art  ^^■'^'• 
Anhalt-Bernburg^Hches  Landeaverfnsk«(ungBgeBetz  §,  33;  Schwarabnrg-SflmJff** 
hau.^ensches  Landcßgrundgesetz  §,  90  Abs.  1;  GeaetÄ  für  Renas  j.  L  vom  äO.  J^ 
1856  §  43  (wörtlich  mit  S-  'i^^^  des  Kurhcf'sischen  Verfassungsgeseties  übereinstinmJ^'J- 
WaldecköcheB  Verfa^eungsgesetz  §.74:  „—  Gerichte  — »  welche  keiner  amii^reii  Aufiontf 
ab  dir  der  verfas8ungsmäsßigi;n  Geeetie  unterworfen  sind;*"  Liechtensteiaschiffi^'* 
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Garantinmg  des  objectiven  Bechts  gegen  etwaige  Willküren  d4^  Staats- 
gewalt/) sondern  anch  auf  die  Sicherong  der  concreten  richterlichen  Ent- 
scheidung gegen  den  Einfluss  des  Irrthnms  und  der  Unkenntniss  der  (zur 
Entscheidung  berufenen  Personen  —  so  das  Erfordemiss  eines  Nachweises 
der  persönlichen  Befähigung  zum  Richteramte,  ^  die  Verpflichtung,  den  Er- 
kenntnissen die  Entscheidungsgründe  anzufügen,^  die  Einrichtung  mehrer 
Instenzen  —  oder  auch  auf  die  Sicherung  der  Klarstellung  der  zur  richter- 
lichen Entscheidung  gebrachten  thatsächlichen  Verhältnisse,  wie  das  Prinzip 
der  Oeffentlichkeit  und  Httndlichkeit  der  Verhandlungen  vor  den  Gerich- 
ten/) also  alle  auf  die  Sicherung  einer  unparteiischen  Rechtspflege.') 

§.  659. 
Die  Gerichte  suchen  das  im  concreten  Falle  anzuwendende  Recht  und 


')  Verbot  der  s.  g.  Cabinefcs-Justiz.     VergL  obeu  §.  636. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  90:  „Zu  einem  Richteramte  darf  nur  der 
berufen  werden,  welcher  sich  zu  demselben  nach  Vorschrift  der  Gesetze  befähigt  hat;" 
iKurhe'ssisches  §.  122:  «Zur  Bekleidung  eines  Bichteramtes  wird  jedenfalls  ein  Alter 
von  24  Jahren,  in  der  höchsten  Instanz  aber  ein  Alter  von  wenigstens  3^  Jahren  erfor- 
dert (sc.  ausser  der  intellectuellen  Befähigung);  und  §.  121:  „Das  OberappeUationsgericht 
wild  nur  aus  wirklichen  Käthen  bestehen,  die  Obergerichte  sollen  wenigstens  zu  zwei 
Dritteln  aus  wirklichen  Bathen  und  nur  zu  einem  Drittel  aus  Beiräthen  bestehen;") 
Laiemburgsche  Constitution  Art  91  Abs.  2:  „Toute  fois,  en  cas  d'infirmit^  ou  d'in- 
conduite,  il  (le  juge)  peut  6tre  suspendu,  r^yoqu^  ou  d^plac^,  suivant  les  conditions  de- 
terminees  par  laloi;"  Liechtensteinsches  §.  33.  Einen  besonderen  Ausdruck  erhielt 
dieses  allgemeine  Prinzip  in  den  Verfassungsgesetzen  der  Handelsrepubliken  in  Berück- 
sichtigung des  besonderen  Charakters  der  Mehrzahl  der  dort  vorkommenden  Prozess- 
objecte.  Vergl.  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  vom  28.  September  1860  Art.  101: 
^Die  bürgerliche  Bechtspflege  soll,  sofern  sich  ein  Bedfirfniss  dafür  heraussteUt,  in  Sachen 
besonderer  Berufserfahrung  durch  sachkundige,  von  den  Berufsgenos^en  gewählte  Bichter 
mitgeübt  werden«  Namentlich  wird  ein  Handels-  und  ein  Gewerbegericht  bestehen,"  un^ 
Art  102:  „Auch  bei  den  übrigen  eoUegiaUsch  besetzten  Gerichten  nehmen  an  der  Ent- 
scheidung nichtrechtsgelehrte  Mitglieder  Theil;"  Bremensches  Verfassungsgesetz  von 
1854  §.  71:  »Gerichte,  welche  nur  für  besondere  Arten  von  Sachen  zuständig  sind,  kön- 
nen in  Folge  gesetzlicher  Anordnung  ganz  oder  theilweise  aus  anderen  Mitgliedern  ge- 
bildet werden."  Dem  ersten  Satze  des  Art  101  des  Hamburgschen  Verfassungsgesetzes 
gleichlautend  ist  das  Oldenburgsche  Bevidirte  Staatsgrundgesetz  Art.  98.  VergL 
auch  Luzemburgsche  Constitution  Art.  94:  „B  peut  y  avoir  des  tribunauz  de  commerce 
daus  les  lieuz  detennin^s  par  la  loi." 

')  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit  HI  §.  2;  Sächsisches  §.46;  Luzemburg- 
sches  Art.  89;  Altenburgsches  §.  47  Abs.  2;  Braunschweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  192  Abs.  2;  Anhalt-Bernburgsches  LandesTerfassungsgesetz  §.  35  Abs.  2; 
Liechtensteinsches  §.37. 

*)  VergL  oben  §,  99. 

.^)  Darum  die  allenthalben  bestehende  Forderung  des  Bichtereides  und  die  gesetz- 
liche Feststellung  der  Gründe  einer  Becusation  des  Bichters  im  concreten  Falle. 
VergL  die  speziellen  Criminal-  und  Strafprozessgesetze  und  die  Gesetze* über  die  Organi- 
sation der  Gerichte. 
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bringen  dasselbe  zur  Geltang.')  Was  Rechtens  sei,  ob  eine  und  welche 
Rechtsvorschrift  auf  den  zur  richteriicben  Entscheidung  voriiegenden  Fall 
anzuwenden,  das  ist  die  Sache  der  richterlichen  Prüfung  und  Entschei- 
dung, und  grade  darin  liegt  der  Kern  und  das  Wesen  der  Unabhängigkeit 
der  Gerichte.  Aber  als  Organ  des  im  Staate  geltenden  Rechtes  können 
die  Gerichte  auch  nur  dieses  zur  Anwendung  bringen.  Nur  was  in  den 
anerkannten  Formen  des  Rechtes,  als  welche  das  Gesetz  und  die  Gewohn- 
heit gelten,  sich  darstellt,  kann  durch  den  Spruch  der  Gerichte  die  Macht 
des  Rechtes  erlangen.  Die  richterliche  Prüfung  der  Gültigkeit  einer 
Rechtsnorm  kann  sich  also  nur  darauf  beschränken,  ob  dieselbe  sich  in 
der  positivrechtlichen  Form  des  gültigen  Rechtes  darstellt.')  Tiefer  darf 
die  Kritik  der  Gerichte  nicht  dringen,  da  sie  nicht  den  Beruf  haben,  das 
Verfahren  der  Recht  schaffenden  Gewalt  zu  überwachen,  sondern  nur  das 
Recht,  das  der  Staat  als  solches  ausgiebt,  anzuwenden  haben.  ^)  Je  nacb 
der  Art  der  positivrechtlichen  Formen  der  Gesetze  bestimmen  sich  ako 
auch  die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Gerichte  den  Willen  der  soave- 
rainen  Gewalt  als  Gesetz  zu  respectiren  haben.  Immer  bleibt  a6er  die 
Macht  d^r  Gerichte  darauf  beschränkt,  der  formell  unvollkommenen  Rechts- 
norm die  Anwendung  in  dem  concret  vorliegenden  Streitfalle  zu  versagen: 
die  Annullirung  derselben  in  thesi  ist  niemals  das  Recht  der  Gerichte.^) 


»)  Zöpfl,  Grundsätze  §.  451;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II  §.  175,  HL 

*)  Vergl.  oben  §.  624  u.  632  über  die  formelle  Gültigkeit  der  Gesetze  und  Verordnungen. 

^)  Anderer  Ansicht  waren  und  sind  noch  Viele.  Vergl.  die  Nachweisungen  hei  Zopf  1 
&.  a.  0.  §.  451  Note  8  und  Zachariä  a.  a.  0.  §.  175  Note  12.  Der  Widerspruch 
kommt  aber  von  zwei  Seiten,  indem  die  Einen  glaubten  den  Gerichten  jede  Befogniss 
über  die  Quellen  ihrer  Rechtsschöpfung  zu  urtheilen  bestreiten  zu  müssen,  wie  besonders 
noch  Stahl,  Andere,  aber  den  Gerichten  auch  die  Aburtheilung  über  die  materielle  Gal- 
ligkeit der  Bechtsnormen  zusprechen  wollten  —  beides  nicht  minder  verkehrte,  das  Wesen 
der  Gerichte  wie  das  der  Staaten  rerkennende  Ansichten. 

*)  Der  Standpunkt  der  staatsrechtlichen  Praxis  ist  hinsichtlich  dieses  Gegenstandes 
wohl  allgemein  derselbe,  wenn  auch  der  positivrechtliche  Ausdruck  mehr  oder  minder  be- 
stimmt ist.  Das  Prinzip  drückt  unzweideutig  aus  das  Preussische  Verfassungsgesetz 
Art.  106:  „Die  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  gehörig  angekündeter  Königlicher  Verord- 
nungen steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  den  Kammern  zu."  Ebenso  ist  einerwei- 
teren Interpretation  nicht  bedürftig  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung 
§.  100  Abs.  2:  „Alle  in  dieser  (vergl.  Abs.  1)  verfassungsmässigen  Form  von  dem  Landes- 
fursten  verkündigten  Gesetze  müssen  von  allen  Landeseinwohnem,  Behörden  und  Ge- 
richten befolgt  werden;"  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  141  §.2: 
„Die  Prüfung  der  Rechtsbeständigkeit  gehörig  verkündeter  Gesetze  und  Verordnungen 
steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  dem  Landtage  zu;"  Schwarzburg-Budol- 
städtsches  Grundgesetz  von  1854  §.  26  (wie  das  Oldenburgsche  Art.  141  lautend): 
und  dem  Sinne  nach  gleichlautend  das  Waldecksche  Verfassungsgesetz  §.  94;  Reuss- 
Schleizisches  Gesetz  vom  20.  Juni  1856  §.  107  Abs.  2  und  3:  „Durch  die  gedachte 
Contrasignatur  (der  Minister)  erhalten  solche  Anordnungen  und  Verfügungen  allgemeine 
Glaubwürdigkeit  und  VoUziehbarkeit.    Diese  rechtliche  Folge  ist  ohne  Ausnahme  sowohl 
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b.    Verhältniss  der  Gerichte  zur  Regirungsgewalt. 

aa.    Materielle  Beziehungen. 

§.  660. 
Die  materielle  Unabhängigkeit  des  Kichterspruches  löst  die  Gerichte 
Dicht  aas  dem  innigen  Zusammenhange  mit  dem  gesammten  Staatsorganis- 
mas. Von  einer  Sonverainetät  des  Bichteramtes  za  sprechen,  ist  noch 
weniger  gestattet  —  aach  nicht  in  einem  bildlichen  Sinne  —  als  das 
Gesetz  soaverain  za  nennen  ^^  da  schon  das  Gesetz  über  dem  Kichter 
steht.  Die  Gerichte  stehen  nicht  dem  Staate  oder  seinem  persönlichen 
Repräsentanten  als  ein  fremdes  oder  selbständiges  Institut  gegenüber,  son- 
dern die  Idee  des  Staates  ergreift  und  belebt  auch  die  Gerichte  und  fllgt 
sie  wie  jedes  andere  Glied  in  den  Organismas  des  Staatsganzen  ein.  Die 
Gerichte  handeln  darum  nicht  kraft  ihres  eigenen  Rechtes,  sondern  ihr 
Rechtsspruch  ergeht  ethisch  betrachtet  nur  kraft  der  in  dem  Staate  sich 
personificirenden  Rechtsidee  und  politisch  nur  als  der  Rechtsspruch  der  in 
dem  Souverain  ßich  darstellenden  Gewalt  des  Staates.  Das  richterliche 
Urtheil  gilt  als  der  concrete  Rechtswille  des  Staates  und  die  Autorität  der 
Gerichle  beruht  nur  auf  der  Würde  und  der  Heiligkeit  des  Staates.  Dieser 
spricht  durch  seine  ^Jerichte  das  Recht  und  der  Sprach  der  Gerichte  gilt 
nur  insofern  als  der  souveraine  Rechts wille,  als  das  Gesetz  des  Staates 
das  Gericht  zu  solcher  Thätigkeit  legitimirte.  So  ist  auch  ein  allgemeiner 
Brauch  der  gerichtlichen  Praxis,  dass  die  Urtheile  der  Gerichte,  wenigstens 
der  höchsten  Instanz,  als  im  Namen  des  Souverains  gesprochen  sich  aus- 
drücklich ankündigen  und  im  Namen  des  Souverains  vollstreckt  werden.*) 
Eine  andere  Stellung  der  Gerichte  zum  Staate  würde  die  organische  Ein- 
heit des  Staates  verletzen  und  diesen  grade  an  der  gefährlichsten  Stelle 


für  die  Gerichte  als  för  aUe  anderen  Staatsbehörden  massgebend,  so  dass  nnr  der  Landes- 
vertretnng  vorbehalten  bleibt,  in  Betreff  der  Frage  über  die  Bechtsbestandigkeit  erlasse- 
ner Verordnungen  mit  der  Regirung  in  Verhandlung  zu  treten."  Nicht  weniger  zweifel- 
los sind  aber  auch  die  Bestimmungen,  wie  Grossherzogllch  Hessisches  Verfassungs- 
gesetz §.  32:  «Das  Materielle  der  Justizertheilung  —  —  (ist)  von  dem  Einflüsse 
der  Regirung  unabhängig,"  und  Luxemburgsche  Constitution  Art.  95:  «Les  Cours  et 
tribunaux  n'appliquent  les  arrßtes  et  reglements  locaux  qu'autant  qu'ils  sont  confornjes 
aax  lois."  Wo  überhaupt  —  und  dies  ist  in  allen  deutschen  Staaten  der  Fall  —  eine 
bestimmte  Form  für  die  Verordnungen  und  Gesetze  vorgeschrieben,  sollte  ein  Zweifel 
gar  Dicht  denkbar  sein,  dass  auch  nur  die  dieser  Form  entsprechenden,  nur  die  „ver- 
fassungsmässigen" Gesetze,  wie  die  Eurhessische  Verfassungsurkunde  §.  123  unter 
Bezugnahme  auf  §r  95  sie  bezeichnet,  als  Gesetze  gelten  wollen  und  können. 

')  Vergl.  oben  §.  548. 

')  Vergl.  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  68;  Luxemburgsciws  Art  49. 
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spalten.  *)     Darum  bezengen  alle  deutschen  Verfassongsgesetze  aasdrtteklieh, 
dass  alle  Gerichtsbarkeit  von  dem  Landesherm  ausgehe.^ 

§.  661. 

Wenn  es  auch  unzweifelhaften  und  ausnahmlosen  Rechtes  ist,  dass 
die  Staatsgewalt  selbst  d.  h.  durch  die  sie  repräsentirenden  Organe  nicht 
Recht  zu  sprechen  hat,  sondern  diesen  Beruf  lediglich  durch  die  zu  solchem 
Zwecke  bestellten  Gerichte  ttbt,  so  ist  es  doch  ebenso  unzweifelhaft  und 
ausnahmslos;  dass  die  Staatsgewalt  als  solche  das  Recht  und  die  Pflicht 
hat;  dartlber  zu  wachen,  dass  die  Gerichte  ihren  Beruf  stets  erfUlen.  Ohne 
Einfiuss  auf  die  materielle  Entscheidung  der  Gerichte  tlben  oder  diese  we- 
gen derselben  zur  Verantwortung  ziehen  zu  können  —  es  sei  denn,  dass 
die  Entscheidung  des  Richters  selbst  diesen  zugleich  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  verantwortlich  mache,  z.  B.  als  eine  strafbare  Handlung  oder 
wegen  der  Nichtigkeit  des  Urtheils^  — ,  steht  der  Staatsgewalt  das  un- 
bestrittene Recht  zu,  die  Thätigkeit  der  Gerichte  und  ihr  Verfahren  zu  be- 
aufsichtigen und  das  Interesse  des  ^Staates  an  der  ordnungsmässigen  Ver- 
waltung der  Rechtspflege  durch  Visitationen  der  Gerichte  und  ihrer  Neben- 
anstalten, durch  Gerichtseinforderungen,  durch  Eenntnissn^hme  der  Acten, 
Ertheilung  von  den  formellen  Geschäftsgang  betreffenden  Vorschriften 
(z.  B.  tlber  Führung  von  Prozess-Registem)  und  dergleichen  Vornahmen 
geltend  zu  machen.  *  Dieses  Oberaufsichtsrecht  der  Staatsgewalt  (Jastiz- 
hoheit  oder  Gerichtsherrlichkeit  im  Gegensatze  zu  der  Gerichts- 
barkeit)*) erstreckt  sich  soweit,  als  nicht  das  materielle  Urtheil  mit  den 
dasselbe  vorbereitenden  Handlungen  der  Gerichte  in  Frage  kommt,  nnd 
äussert  sich  materiell  und  formell  verschieden,  je  nachdem  die  Anforde- 
rungen einer  ordnungsmässigen  Justizverwaltung  sich  gestalten/) 

§.  662. 

Besonders  haben  die  deutschen  Staaten  die  Pflicht  der  Staatsgewalt, 


*1  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  175,  L 

2)  S.  oben  §.  636. 

^)  Vergl.  Altenburgsches  Grundgesetz  §.48:  , Sollte  bei  einem  Richtersprucbe  ein 
Criminalgesetz  übersehen  oder'  sach widrig  angewendet  worden  sein,   so  kann,   entweder 
aof  den  Antrag  der  Landesjustizbehörde  oder  nach   deren   eingeholtem   Gutachten,  der 
Fiscal  zur  BcTlsionseinleitung  aufgerufen  worden." 
.  ')  S.  oben  §.  568. 

^)  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  90  Abs.  2:  «Das 
landesherrliche  Ohei'aufsichtsrecht  über  die  Gerichte  äussert  sich  in  der  allgemeinen  Für- 
sorge für  die  Erhaltung  und  Beförderung  einer  wohlgeordneten  und  schleunigen  Rechts- 
pflege, gestattet  aber  keine  Einmischung  in  die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  ein- 
zelnen Fälle;"  vergl.  auch  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  46  Abs.  2:  „Wohl  aber 
ist  es  (sc.  unbeschadet  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  von  der  Staatsgewalt)  deren 
Pflicht,  auf  schnelle,  unparteiische  nnd  minder  kostspielige  Rechtspflege  zu  sehen  und 
hiezu,  vermöge  der  Aufsichts-  und  Disciplinargewalt,  hinzuwirken. 


tigen,  gesetzlich  and  selbst  in  den  Bnndesverträgen/)  jetzt  auch  in  der 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes^)  anerkannt  und  sich  gegenseitig 
gelobt.  Liegt  der  Grund  des  Justizmangels  in  der  Unthätigkeit  der  vor- 
handenen Justizorgane,  so  hat  die  Staatsgewalt  der  befundenen  Sachlage 
gemäss  mit  Verftigungen  gegen  die  säumige  Gerichtsperson  vorzugehen  und 
etwa  dieselbe  des  Dienstes  zu  entheben  und  durch  eine  andere  zu  ersetzen. 
Würde  indess  der  Grund  der  Justizverweigerung  in  der  unfreiwilligen  Be- 
hmderung  einer  Gerichtsstelle  liegen,  so  hat  der  Staat  den  Eintritt  einer 
anderen  gleichartigen  Justizstelle  vorzusehen,  nicht  aber  durch  ausser- 
ordentliche Commissionen  oder  Ausnahmsgerichte  die  Justiz  administriren 
zu  lassen.')  Wohl  in  allen  deutschen  Staaten  wird  das  Substitationsver- 
hältniss  der  Gerichtsstellen  —  aus  sachlichen  Gründen  kann  eigentlich  nur 
die  Behinderung  der  Untergerichte  in  Frage  kommen  —  in  derselben 
Weise  wie  die  Zuständigkeit  der  einzelnen  Gerichte  selbst  fest  und  im 
Voraus  geordnet  sein.  Die  Anordnungen  der  zuständigen  Gerichtsstellen 
durch  die  Staatsgewalt  (mandata  de  administranda  justitia)  dtlrfen  aber 
niemals  eine  Entscheidung  über  das  materielle  Recht  des  streitigen  Falles 
oder  tlber  die  Strafbarkeit  einer  begangenen  Handlung  enthalten,  sondern 
können  stets  nur  die  formale  Frage  der  Competenz  der  gerichtlichen  Stellen 
betreffen  J) 

bb.     Organ  der  Jnstizhoheit. 

§.  663. 

Die  gerichtsherrlichen  Rechte  der  Staatsgewalt  nimmt  an  erster  Stelle 

unter  dem  Souverain  das  Ministerium  der  Justiz  wahr.    Dasselbe  hält  sich 

der  Gerichtsbarkeit  fem,  aber  versieht  die  Functionen  der  Regirungsgewalt 

auf  dem  Gebiete  des  Gerichtswesens.     Entsprechend   der  gesetzlich   ge- 


^)  Vergl.  über  die  Auffassung  des  Begriffes  der  Justizverweigerung  in  der  Bundes- 
versammlung das  Gutachten  der  Redamations-Commission  zum  Protocoll  von  1830 
§.  166  (referirt  bei  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  H  §.  176  Note  17). 

^j  Verfaasungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art  77. 

^)  Vergl.  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  §.  36:  «Jeder  hat  das  Kecht,  Übergesetz- 
oder ordnxmgswidriges  Verfahren  einer  Behörde,  oder  Verzögerung  der  Entscheidung,  bei 
der  zunächst  vorgesetzten  schriftliche  Beschwerde  zu  fuhren.*  Im  Verfolg  wird  das 
Ivecht,  solche  Beschwerde  an  die  Stande  mit  der  Bitte  um  Verwendung  oder  auch  direct 
an  den  Begenten  zu  bringen,  zugesichert.  Ebenso  (Hannoversches  Landesverfassungs- 
gesetz §.  42  und  Gesetz  vom  ö.  September  1848  §.  11;)  Würtembergsches  Ver- 
fassungsgesetz §.  36—38;  (Kurhessisches  §.  35  und  §.  118;)  Meiningensches 
Grundgesetz  §.  105;  Altenburgsches  §.  65. 

^)  ^ecklenburgscher  Erbvergleich  von  1755  §.  397;  Schwarz^rg-Sonders- 
^ausensches  Landesgrundgesetz  §.  90  Abs.  2.  VergL  von  Mohl,  WÜrtembergscheP 
^taaterecht  Th,  I  S.  215  ff.;  Pfeiffer,  Praktische  Ausführungen  Th.  ÜI  a  255  ff. 
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festigten  Ordnung  der  Gerichte  haben  die  deutschen  Staaten,,  wenigsteng 
wohl  die  Mehrzahl  derselben^  in  dem  Institute  der  Staatsanwaltschaf- 
ten *)  auch  ein  bestimmtes  Organ  ftlr  das  das  gerichtliche  Verfahren  be- 
treffende Oberaufsichtsrecht  der  Staatsgewalt  und  zur  Unterstützung  des 
Justizministeriums  geschaffen. *)  Die  Stellung  und  der  Beruf  derselben  be- 
stimmen sich  im  Allgemeinen  aus  der  Verpflichtung-  des  Staates,  das  Gesetz 
zu  wahren,  und  zwar  sowohl  das  Gesetz  der  absoluten  Rechtsordnung  als 
auch  das  des  bürgerlichen  Rechtslebens.  In  beiden  Richtungen  zeigt  sich 
aber  der  Natur  der  Sache  entsprechend  der  allgemeine  Beruf  der  Staats- 
anwaltschaften verschieden,  indem  sie  dort  als  öffentlicher  Ankläger  d.  h. 
als  Vertreter  des  die  strafgerichtliche  Stlhne  des  Verbrechens  fordernden 
Staates  und  als  Vollstrecker  der  im  gerichtlichen  Strafverfahren  erkannten 
Strafe  erscheinen,  hier  aber  nur  das  Interesse  des  Staates  an  dem  mate 
riellen  Richterspruche  wahren,  sowie  dessen  Aufsicht  über  die  äussere  Ge- 
schäftsthätigkeit  der  Gerichte  zu  tlben  haben.  Als  Aufsichtsbehörde  stehen 
sie  in  gewissem  Sinne  über,  sonst  aber  neben  den  Gerichten,  und  ist,  die 
Instanzenordnung  der  Gerichte  nachbildend,  auch  das  Institut  der  Staats- 
anwaltschaften   organisirt.')     Die   Einführung   des  s.  g.   Anklageprinzipes 


M  Auch  Kronanwaltschaften  (Hannover),  Staatsprocuraturen  (im  Bezirke 
des  rheinischen  Appellationsgerichtes  zu  Cöln)  genannt.  Verschieden  davon  ist  dann  die 
Staatsanwaltschaft  im  Sinne  einer  privatrechtlichen  Vertretung  des  Fiscus,  wie  solche  in 
Eurhessen  neben  und  getrennt  von  der  Staatsprocuratur  bestand. 

')  Als  Justiz- Verwaltungsorgane  können  die  Staatsanwaltschaften  nicht  in  der  Weise 
der  gerichtlichen  Instanzen,  welche  je  selbständig  entscheiden,  gegliedert  und  geordnet 
sein,  aber  eine  Unter-  und  Ueberordnung  der  einzelnen  Mitglieder  der  Staatsanwaltschaft 
findet  dennoch  Statt,  so  dass  dieses  Institut  für  sich  ein  organisches  Ganzes  neben  den 
Gerichten  bildet.  Vergl.  z.  B.  Hannoversche  Revidirte  Strafprozessordnung  vom  5.  April 
1859  §.  20:  „Das  Haupt  der  Staatsanwaltschaft  ist  der  Oberstaatsanwalt;  alle  Beamte 
der  Stantsanwaltschaft  sind  nur  seine  Stellvertreter  und  ihm  untergeben.  Die  Staats- 
anwälte bei  den  Amtsgerichten  stehen  in  gleich  untergebener  Stellung  zu  dem  Staats- 
anwälte bei  dem  vorgesetzten  Obergerichte." 

^)  Das  Institut  der  Staatsanwaltschaft,  aus  England  über  Frankreich  von  Deutsch- 
land überkommen,  ist  noch  nicht  in  seinem  ganzen  Wesen  richtig  begriffen.  Gesetzlich 
behandelt  wird  dasselbe  in  besonderen  Gesetzen,  namentlich  in  den  die  Organisation  und 
das  Verfahren  der  Gerichte  betreffenden.  Als  ein  Beispiel,  aber  auch  nur  als  ein  solches, 
mag  bezüglich  der  civilprozessualischen  Stellung  der  Staatsanwaltschaften  der  ^.Si 
der  Hannoverschen  Bürgerlichen  Prozessordnung  vom  8.  November  1850  —  bekannt- 
lich ein  Muster  der  deutschen  Civilprozess- Gesetzgebung  —  hier  Platz  finden.  Derselbe 
bestimmt  die  Mitwirkung  der  Staatsanwaltschaft  bei  der  Verhandlung  bürgerlicher  Bechts- 
streitigkeiten  vor  den  Obergerichten  und  dem  Oberappellationsgericht  im  All- 
gemeinen dahin:  «In  Sachen:  1)  welche  die  öffentliche  Ordnung,  den  Staat,  die  Gemein- 
den, das  Kirchen-  und  Klostergut,  die  öffentlichen  Anstalten,  Armen-  und  andere  milde 
Stiftungen  betr^en;  2)  wenn  es  sich  um  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  bezüglich  der 
Gattung  der  Gerichtsbarkeit,  die  Bestimmung  des  rechten  Richters,  die  Ablehnung  von 
Gerichtspersonen  und  Begressklagen  gegen  dieselben  handelt;  8)  in  Sachen  zwischen  An- 


—    687    — 

in  das  Strafverfahren  ftthrte  anmittelbar  zu  den  Einriebtangen  der  Staats- 
anwaltscbaften. ') 

c.    Vollstreckung  der  ürtbeile. 

aa.    Im  Strafycrfahrcn. 

§.  664. 
Wie  das  Urtbeil  des  Gerichts  der  Aufrechthaltung  und  Wiederherstel- 
lung des  öffentlichen  Rechts,  der  absoluten  Rechtsordnung,  galt,  so  ist  auch 
die  Staatsgewalt  verpflichtet,  das  gerichtliche  Urtbeil  zu  vollstrecken  und 
der  Gerechtigkeit  die  Sühne  zu  verschaffen,  welche  allein  in  der  Voll- 
streckung der  Strafe  als  der  tbatsäcblicben  Restitution  der  verletzten 
Rechtsordnung  gefunden  werden  kann.  An  dem  Inhalt  der  Ürtbeile  hat 
aber  die  Staatsgewalt  Nichts  zu  ändern,  sie  wollen  vielmehr  so,  wie  sie 
verkündet  und  rechtskräftig  geworden,  vollstreckt  werden.  Zwar  gilt  in 
manchen  Staaten  noch,  dass  wenigstens  die  in  schweren  peinlichen  Fällen 
ergangenen,  namentlich  auf  Todesstrafe  lautenden  Erkenntnisse  vor  deren 
Vollziehung  der  Genehmigung  des  Repräsentanten  der  Staatsgewalt  be- 
dürfen, allein  diese  Bestimmung  berührt  nicht  die  Rechtskraft  der  Er- 
kenntnisse der  Criminalgerichte,  sondern  eröffnet  der  Staatsgewalt  nur  eine 
besondere  Gelegenheit,  von  dem  Rechte  der  Begnadigung  Gebrauch  zu 
machen.*) 


walten,  Advocaten,  Notaren  und  GerichtsYQgten  einerseits  und  ihren  Vollmachtgebern 
andrerseits;  4)  wenn  eine  der  Parteien  unter  Vormundschaft  oder  Curatel  steht;  5)  in 
Sachen,  welche  den  Personenstand  betreffen;  6)  wenn  eine  Urkunde  als  falsch  oder  ver- 
fälscht angegriffen  wird;  7)  bei  Nichtigkeits-  und  Bestitutionsklagen  soUen  die  Acten  der 
Begel  nach  wenigstens  drei  Tage  vor  der  mündlichen  Verhandlung  der  Sache  der  Staats- 
anwaltschaft mitgetheilt  werden,  um  derselben  Gelegenheit  zu  gewähren,  soweit  ihr 
solches  angemessen  erscheint,  ihre  gutachtliche  Erklärung  abzugeben.  Die  Staatsanwalt- 
schaft ist  ausserdem  berechtigt,  in  allen  übrigen  Sachen  die  gleiche  Mittheilung  zu  be- 
gehren und  das  Gericht  kann  selbst  von  Amtswegen  dieselbe  yerordnen."  Hinsichtlich 
der  strafprozessualischen Bedeutung  der  Staatsanwaltschafken  vergl.  diePreussische 
Verordnung  vom  3.  Januar  1849. 

*)  Vergl.  die  Preussische  Verordnung  vom  3.  Januar  1849  §.  1. 

^)  Sehr  richtig  drückten  das  Prinzip  aus  Würtembergsches  Verfassungsgesetz 
§.  96:  „Die  Erkenntnisse  der  Criminalgerichte  bedürfen,  um  in  Kechtskraffc  überzugehen, 
keiner  Bestätigung  des  Begenten;''  §.  97:  „  Dagegen  steht  dem  Könige  zu,  Straferkennt- 
nisse vermöge  des  Begnadigungsrechtes  —  —  aufzuheben  oder  zu  mildem.  Es  sind 
daher  die  Criminalgerichte  —  verbunden,  in  schweren  FäUen  die  Acten  saramt  ihrem 
Erkenntnisse  vor  der  Eröffnung  desselben  —  dem  Könige  zum  Behuf  einer  etwaigen  Be- 
gnadigung vorzulegen,^  und  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  193:  „Die 
Strafurtheile  der  Gerichtshöfe  bedürfen  keiner  Bestätigung  des  Landesfürsten,  doch 
soll  die  Vollziehung  der  durch  das  Gesetz  bezeichneten  schweren  peinlichen  Strafen 
nur  nach  landesfürstlicher  Genehmigung  erfolgen."  Vergl.  auch  Altenburg- 
sches  Grundgesetz   §.  8:    „Ohne   des  Herzogs  Bestätigung   darf  kein  Urtbeil  vollzogen 


bb.    Ira  Civilproceflg* 

i  665. 
Die  Ausführung  der  von  den  (xerichten  rechtskräftig  gesprocbeneu 
Urtheile  igt  auf  dem  Gebiete  des  Privatrecbtes  unmittelbar  and  zuiiäcb^r 
die  Sache  der  Gerichte*  Wenn  diese  erkaont  haben  >  was  dag  Recht  der 
einen  oder  der  anderen  Partei  sei,  so  haben  sie  nun  auch  daflir  zu  sor- 
gen, dass  dieses  Recht  zur  ohjectiven  Thatsache  werde.  Wie  aber  die 
Civilgerichte  nur  im  Interesse  der  Privatpersonen  und  nur  auf  deren  An- 
trag thätig  werden,  so  ist  auch  die  Verwirklichung  des  von  ihnen  als  sab 
jectives  Recht  Erkannten  von  dem  Antrage  der  dazu  berechtigten  Partei 
abhängig.  Unterbleibt  ein  solcher  Antrag^  so  ist  es  nicht  die  Pflicht  aacii 
nicht  das  Recht  der  Gerichte,  für  die  Ausführung  ihrer  Urtheile  zu  &org>ea. 
sondern  es  ruht  ihre  Thätigkeit  nach  der  Verkündigung  des  Urtheüs,  imd 
zwar  mit  um  so  grösserem  Rechte  ^  als  dem  Verzichte  der  berechtigten 
Person  auf  Verwirklichung  des  Richterspruches  Nichts  entgegensteht.  Falk 
aber  die  Gerichte  zur  Vollstreckung  ihrer  privatrechtlichen  EutBcheidun^'ei; 
zu  schreiten  haben,  eröffnet  sich  insofern  Anlass  zu  emer  MitbethätignK 
der  Staatsgewalt,  als  sie  der  Autorität  des  Rechtes  schuldet,  dem  in  rechte 
kräftiger  Form  gesprochenen  Urtheile  der  Gcrirhte  die  unweigerliche  Folg* 
zu  sichern  und  dieser,  wenn  und  so  wait  es  erforderlich,  auch  seiDe 
äussere  Macht  zur  Hülfe  zu  leihen,  so  wie  Überhaupt  das  gerichtliche  Ver- 
fahren  mit  seioer  Macht  zu  schützen*') 

7.    Besonder  dStaatsämter. 

A.    Der  Staatsrath. 

§.  666, 

In  einigen  Staaten  findet  sich   als  die  höchste  herathende  Bebörle 
der  Krone  der  Staatsrath    oder  Geheimrath,^)     Derselbe  besteht  aoi 


werden"  („Genehmigung"  anstatt  „BeatÄtigung*'  wünie  uiiiweidetitiger  seiö).  Dk  meiern 
der  hierher  gehörigen  g-eaetzlicbeG  Besttimiiyngen  sind  in  den  Strafi>ro»essoninMWfet 
enthalten.    VergL  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  n  %  172  Note  14  bis  16. 

*)  Vergl.  (Knrliessisches  Ver&kssmigsg-eEeta  §.  123:  *^Die  Gerichte  —  —  soÜen  h 
ihrem  Verfahren ,  nametitlkh  auch  in  der  Vollziehung  ihrer  Verfügungen  und  Unhal^ 
—  jedoch  ohne  Eintrag-  für  die  Verfügungen  der  höheren  Gerichtsbehörden  Mid  GBb<- 
schadet  des  landesherrlichen  Begnadigungsrechtes  —  geschützt  und  soll  ihnen  hiein  t*^ 
allen  Civil-  und  Militairbeliürdeu  der  gebührende  Beistand  geleiistet  werden;*')  BraaB- 
schweigsche  Neue  Lands  chaftsürdnun^  §.  193  und  194;  Oldenburgs  che*  B^ridiito 
Staatsgrundgeöetz  Art,  93  g.  2;  .^Dic  Gericht^?  sijid  berechtigt,  den  Schutz  und  im  Ao*^ 
f&hrung  ihrer  Verfug-ungen  den  Beistand  der  bttrgerhchen  und  militÄirischen  Behorte 
zu  verlangen;*'  Gesetz  für  Eeuss  j,  L.  Ymii  20.  Juni  1856  §.  43;  B r ein en sehe*  V«-- 
fassungsgesetz  von  1H54  §.  G9:  ^ß^n  Entscheidungen  derselben  (der  Gerichte)  mneibaf* 
der  Grenzen  ilirer  Competena  moas  von  allen  Behörden  Anerkennung  gewihrt  werdw.*' 

*)  Previsßische  Königliche  Verordnung  vom  27.  October  1810^  vom  20.  Hin  !&!♦ 


—    689 .  — 

den  SttiatsminiBterien  and  den  darch  das  Vertrauen  des  Sonverains  berufe- 
nen Mitgliedern*)  und  hat  vorwiegend  nur  den  Beruf ^  den  Souverain  in 
wichtigen  Angelegenheiten  der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  gutachtlich 
za  berathen.')    Indess  fehlt  ihm  auch  die  Befugniss  zu  entscheiden  und 


tmd  6.  Januar  1848;  W&rtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  54;  Laxemburgsches 
Art  76  Abs.  2;  Bra  anschweig  sehe  Neue  Landschaftsordnung  §.  159.  Das  Sächsis  che 
Verfassungsgesetz  §.  41  Abs.  4  sagt  nur:  „Es  kann  ein  Staatsrath  gebildet  werden,  zu 
welchem  ausser  den  Vorständen  der  Ministerial-Departements  diejenigen  Personen  gezogen 
werden,  welche  der  König  geeignet  findet."  —  Die  Einrichtung  des  Staatsrathes  bestand 
aach  im  Königreich  Hannover  (Landesyerfassungsgesetz  §.  169)  und  im  KurfÜrstenthum 
Hessen  (Verfassungsgesetz  von  1832  §.  109  ff.).  Uebrigens  bezeichnet  der  Ausdruck 
«Geheimrath"  in  einigen  Staaten  auch  wohl  das  Gesammt-Ministerium. 

')  Sächsisches  Yerfassungsgesetz  l,  c;  Würtembergsches  §.  55  und  57;Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  159  Abs.  2.  Im  Königreich  Preussen  be- 
steht der  Staatsrath  (nach  den  Unterbrechungen  in  Folge  des  Jahres  1848  seit  dem 
4.  Juli  1854  wieder  in  Wirksamkeit)  aus  den  Prinzen  des  Königlichen  Hauses,  welche 
das  18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  aus  dem  vom  Könige  ernannten  Präsidenten,  den 
Feldmarschällen,  den  Staatsministem,  dem  Staats-Secretair ,  dem  Chef  des  Obertribunals, 
dem  ersten  Präsidenten  der  Ober-Rechnungskammer,  dem  Geheimen  Cabinetsrath,  dem 
den  Vortrag  in  Militairsachen  beim  Könige  habenden  Officier,  den  commandirenden  Gene- 
ralen und  den  Ober-Präsidenten  der  Provinzen,  und  endlich  aus  Staatsdienern,  welchen 
der  König  aus  besonderem  Vertrauen  Sitz  und  Stimme  im  Staatsrath  beilegt.  Vergl.  Ver- 
ordnung vom  20.  März  1817  §.  4. 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  58:  »Alle  dem  Könige  vorzulegenden 
Vorschläge  der  Minister  in  wichtigen  Angelegenheiten,  namentlich  in  solchen,  welche  auf 
die  Staatsverfassung,  die  Organisation  der  Behörden  und  die  Abänderung  der  Territorial- 
Eintheilung  oder  auf  die  Staatsverwaltung  im  Allgemeinen  und  die  Normen  derselben 
sich  beziehen,  wie  auch  in  Gegenständen  der  Gesetzgebung  und  allgemeiner  Verordnun- 
gen, so  weit  es  sich  von  deren  Erlassung,  Abänderung,  Aufhebung  oder  authentischer 
Erklärung  handelt,  müssen,  sofern  nicht  bei  Gegenständen  des  Departements  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  oder  des  Kriegswesens  die  Natur  der  Sache  eine  Ausnahme 
begründet,  in  dem  Geheimenrathe  zur  Berathung  vorgetragen  und  mit  dessen  Gutachten 
begleitet  an  den  König  gebracht  werden;**  §.  59:  „Uebrigens  gehören  zu  dem  (jeschäfte- 
kreise  des  Geheimenraths  als  berathcnder  Behörde:  1)  alle  ständischen  Angelegen- 
heiten; 2)  Anträge  auf  Entlassung  oder  Zurücksetzung  eines  Staatsdieners  nach  §.  47; 
3)  Competenzstreitigkeiten  zwischen  den  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden;  4)  die  Ver- 
hältnisse der  Kirche  zum  Staate  oder  auch  Streitigkeiten  einzelner  Kirchen  unter  ein- 
ander, wenn  die  Centralstellen  dieser  Kirchen  sich  nicht  vereinigen  können ;  5)  alles,  was 
dem    Geheimenrathe   von    dem    Könige    zur    Berathung   besonders    aufgetragen    wird;** 

Luxemburgsches  Art.*  76  Abs.  2:    „ un  conseil  appele  ä  d61iberer  sur  les  pro- 

jets  de  loi  et  les  amendements  qui  pourraient  y  Stre  propos^s ,  ainsi  que  sur  les  contesta- 
tions  concemant  la  legaüte  des  arretes  et  r^glements  generaux;  ä  regier  les  conflits 
d'attribution  et  les  questions  du  contentieux  administratif ;  et  ä  donner  son  avis  sur  toutes 
aatres  questions  qui  lui  seront  d^ferees  par  le  Boi  Grand-Dnc  ou  par  les  lois;"  Braun- 
schweigsche  Neue  Landschaffcsordnung  §.  159  Abs.  1:  „Zur  Berathung  der  Gesetz- 
entwürfe und  anderer  wichtigen  Angelegenheiten  und  zur  Entscheidung  der  zwischen  den 
Verwaltungsbehörden  und  Gerichten  eintretenden  Competenzstreitigkeiten  soll  eine 
Commiasion  bestehen."    Vergl.  Gesetz  über  die  Organisation  der  Ministerial-Commission 

Orotefead.  Staatsrecht.  44 


-    690    — 

zu  verfügen  nicht  gänzlich,  nur  ist  jenes*  die  nächste  and  hanptsächficbste 
Bestimn^ung  des  Staatsrathes. ')  Des  Einzelnen  ist  aber  lediglich  auf  die 
positive  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  zu  verweisen,  Nor  in  einiger 
Hinsicht  ersetzen  den  Staatsrath  im  Königreich  Preussen  die  Eronsyndici, 
deren  Beruf  aber  nur  ist^  wichtige  Rechtsfragen  auf  Veranlassung  des  Kö- 
nigs zu  begutachten  und  rechtliche  Angelegenheiten  des  Herrenhauses  za 
prüfen  und  zu  erledigen.') 

B.    Httlfs-Staatsdienst. 

§.  667. 
Zurückgreifend  auf  ein  echt  germanisches  Element  der  Orgamsation 
der  öffentlichen  Verwaltung^)  ist  es  die  Tendenz  der  neuesten  Entwick- 
lung der  Organisation  des  Staatsdienstwesens,  an  der  Verrichtung  der 
staatsdienstlichen  Functionen  die  dabei  betheiligten  Unterthanen  selbst  einen 
bestimmten  Antheil  nehmen  zu  lassen.  In  dem  Institute  der  Schöffen  and 
der  Geschworenen^)  stellt  sich  nicht  eine  Specics  des  eigentlichen  Staats- 
dienstes dar,  sondern  dasselbe  ist  vielmehr  nur  eine  Pertinenz  eines  be- 
stimmten Organes  der  Staatsregirung  und  nur  dazu  bestinmit,  dieses  Organ 
in  der  Erfüllung  seines  Berufes  zu  unterstützen.  Der  Begriff  des  Staats- 
dienstes erfüllt  sich  in  demselben,  insofern  der  Beruf  der  Schöffen  und  Ge- 
schworenen ein  Moment  der  Regirungsgewalt  enthält;  der  Mangel  der 
selbsteiligen  Bethätigung  begründet  dagegen  eine  Begriffsverschiedenheit, 
welche  in  der  Bezeichnung  dieses  Staatsdienstverkältnisses  als  eines  Hülfs- 


Tom  12.  October  1832.  Das  Gesetz  vom  19.  Mai  1851  überwies  aber  die  Entsebeidung 
von  Coropetenzconflicten  einem  besonderen  Gerichtsbofe. 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  60:  „Als  entscheidende  nnd  ver- 
fügende Behörde  wirkt  der  Geheimerath:  1)  bei  Recursen  von  Yerfugongen  der  De- 
partementsminister,  wobei  jedesmal  die  Vorstände  des  Obertribanals  znznzieben  sind; 
2)  bei  Recursen  von  Straferkenntnissen  der  Administrativstellen,  wobei  sechs  Rechts- 
gelehrte  zugegen  sein  müssen,  deren  Zahl  erforderlichen  Falls  durch  Mitglieder  des  Ober- 
tribunaL)  vom  Präsidenten  abwärts  zu  ergänzen  ist;  3)  im  Falle  des  §.  30  (der  Zwangs- 
enteignung von  Vermögensrechten  zu  Staatszwecken)."  Vergl.  auch  das  Luxemburg- 
sche  Verfassungsgesetz  Art.  76  Abs.  2:  „a  regier  les  conflits  d*attribntion  et  ies 
questions  du  contentieux  administrativ **  —  Auch  der  Preussische  Staatsrath  ist  nur 
die  höchste  berathende  Behörde  für  die  Krone,  ohne  jeglichen  Antheil  an  der  Staatsver- 
waltung. Es  liegt  eben  in  dem  Ermessen  des  Königs,  wann  und  über  welche  Angel^n- 
heiten,  namentlich  auch  Gesetzentwürfe  er  das  Gutachten  des  Staatsrathes  einholen  will 
(Verordnung  vom  20.  März  1817  §.  2).  . 

*)  Preussische  Verordnung  wegen  Bildung  der  Ersten  Kammer  vom  12.  October 
1854  §.  3.  Die  Preussischen  Kronsyndici  sind  weder  eine  eigentliche  Behörde  noch  eine 
gesetzliche  Institution. 

3)  Das  Oldenburgsche  Revidirte  Staatsgrundgesetz  spricht  ven  einer  Ordnung  der 
Verhältnisse  des  Staatsdienstes  «in  volksthümlicher  Umgestaltung.* 

*)  S.  oben  §.  99. 


—    692    - 

2,   Rechtlicher  Charakter. 

§.  669. 
Die  rechtliche  Seite  des  persönlichen  Staatsdienstes  steht  durchaus 
anter  den  Grundsätzen  des  öffentlichen  Rechtes  nnd  der  Politik.  *)  Als  das 
Staatswesen  ttberhanpt  noch  nicht  begriffen  war  nnd  das  öffentliche  Leben 
noch  anter  der  Anschauung  und  den  Begehi  des  Privatrechtes  stand,  hatte 
freilich  auch  der  Staatsdienst  einen  privatrechtlichen  Charakter.  Es  be- 
stimmten in  Deutschland  die  lehnrechtlichen  und  die  römisch -rechtlichen 
Grundsätze  über  Entstehung,  Dauer  und  Inhalt  auch  dieser  Dienstverhält 
msse.  Auch  der  Staatsdienst  galt  als  ein  Vertrag,  und  zwar  m  der  Regel  als 
ein  solcher,  in  welchem  das  Belieben  des  Landesherm  von  Überwiegendem 
Einflüsse  war.')  Erst  die  Erkenntniss  des  Staates  und  seines  besonderen 
Wesens  öffnete  auch  das  Yerständniss  des  staatsrechtlichen  Charakters  des 
Staatsdienstes.  AUmälig  vrich  die  privatrechtliche  Theorie  von  dem  Dienst- 
vertrage der  Ansicht,  dass  der  Staatsdienst  eine  Institution  des  öffentlichen 
Rechtes  und  seine  stete  Versehung  eine  Pflicht  des  Staates,  eine  Pflicht 
seines  Selbsterhaltungstriebes  sei,  und  machten  die  Folgen  dieser  Ansicht 
sich  vor  allem  auch  für  die  Stellung  der  im  Staatsdienste  stehenden  Per- 
sonen, deren  Anstellung,  Entlassung,  Besoldung,  Pensionirung,  dienstliche 
Verpflichtungen  u.  dergl.,   geltend.    Wie  der  Staatsdienst  eine  unmittelbar 


Zeit  ohne  Weiteres  entlassen  werden  kann.  VergL  z.  B.  Baden  ach  es  Gesetz  rom 
30.  Januar  1819  §.  3 :  „ Widerrnflich  ist  unbedingt  der  Dienst  bei  denjenigen  CiYÜstaats- 
dienem  deren  Dienstzeit  unter  fünf  Jahren  beträgt.  Diese  haben  keinen  rechtlichen  An- 
spruch auf  einen  Buhegehalt  und  können  daher  ohne  Angabe  eines  Grandes  und  ohne 
Buhegehalt  entlassen  werden."  Solche  Angestellte  sind  wirkliche  Staatsdiener,  hören  aber 
im  FaUe  der  Entlassung  wieder  auf  es  zu  sein. 

^)  Preussisches  Yerfassungsgesetz  Art.  98;  VergL  Badensches  Verfassungsgeeetz 
§.  24:  „Die  Rechtsverhältnisse  der  Staatsdiener  sind  in  der  Art,  wie  sie  das  Gesetz  Tom 
heutigen  Tage  festgestellt  hat,  durch  die  Verfassung  garantirt;"  Coburg-Gotha- 
Bches  Staatsgrundg^setz  §.  67:  „Die  Verhältnisse  der  Staatsdiener  in  den  Herzogthumem 
werden  durch  Gesetz  geregelt" 

')  Zöpfl  Deutsche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  Bd.  II  Abth.  2  §.  38  und  Grund- 
sätze §.  514;  Zachariä,  Deutsches  Steatsrecht  Th.  11  §.  135.  Welcher  Art  dieser  Ve^ 
trag  sei,  ob  ein  Precarium,  locatio  conductio  operarum,  Mandat,  unbenannter  Contract  (do 
ut  facias),  ward  gestritten.  Auch  die  Erfindung  eines  „besonderen  Dienstvertrages"  half 
der  richtigen  Erkenntniss  des  Staatsamtes  wenig.  Wie  man  einen  solchen  „Staatsdienst- 
Vertrag"  sich  dachte,  darüber  vergl.  besonders  Jordan  Lehrbuch  §.  72  IL  sUnser  jetziger 
Staatsdienst  beruht  -—  auf  einem  bcsondem  Vertrage  (Staatsdienst-  oder  Amtsvertrag) 
zwischen  der  Gesammtheit  des  Volkes  oder  dem  Begenten,  als  Bepraesentanten  derselben, 
und  dem  Beamten,  durch  welchen  dieser  zum  Staatsdienst  autorisirt  und  verpflichtet, 
und  zur  Forderung  einer  angemessenen  Entgeltung  berechtigt,  der  Staltt  dagegen  zu 
dieser  verpflichtet  und  zur  Forderung  einer  gewissenhaften  Dienstleistung  berechtigt 
und  selbst  das  Staatsamt  auch  zugleich  zu  einer  Nahm ngs quelle  für  den  Staats- 
diener wird.** 


aus  dem  Zwecke  des  Staates  originirende  und  continuirliche  N( 
im  staatlichen  Organismus  ist,  so  ist  es  auch  nur  das  Recht 
welches  die  rechtlichen  Beziehungen  des  Staatsdienstes  bestim: 

§.  670. 
Der  Staatsdiener  ist  ein  Organ  der  souverainen  Gewalt, 
sich  in  dem  Repräsentanten  der  Staatsgewalt  verkörpert.    Die 
des  Staatsdieners   zu   dem  Staate   werden   durch  die  Person 
vermittelt.    Diese  ist  es,  welche  zu  den  Rechten  und  Pflichten    I 
amtes   die  Person   des   Staatsdieners   ermächtigt,   und    welch 
Staatsdiener   ihre   politische  Gewalt   verwirklicht.*)      Aber  es    i 
staatsrechtliche  Persönlichkeit  des  Fürsten,  welche  in  den  Staat    i 
repracficntirt   und   den   politischen  Charakter   dieser  bestimmt 
souveraine  Gewalt  des  Staates  in  der  Person  des  Fürsten  sich 
tischen  Ausdruck  schuf,    so  ist  der  Staatsdiener  der  Repraese    ; 
dem  Fürsten  verkörperten  souverainen  Gewalt.    Zu  dem  Fürst   i 
sehen,   als   dem   privatrechtlichen  Rechtssubjecte  begründet  d£ 
keinerlei  Beziehungen  fUr  den  Staatsdiener.    Den  Souverain  ve  i 
am  gehorcht,   ihm  dient  er,  ihm  schuldet  und  gelobt  er  beso  : 
und  Ehrerbietung^  und  alle  Beziehungen  zwischen  dem  Fürst  i 
Staatsdiener  begründet  und  bestimmt  das  öffentliche  Recht.    S 
darum   die  Sitte    ist,   das  Staatsamt   nach  dem  Titel  des  Für  ; 
kafserliches,  königliches  u.  s.  w.  zu  bezeichnen,  so  wenig  Recl 
aus  dem  Reflexe  des  souverainen  Titels  des  Monarchen  auf  die 
amt  bekleidende  Person  eine  mehr  als  staatsrechtliche  Beziehung  i 
dieners  zu  dem  persönlichen  Souverain  herzuleiten,  wie  umgekc  i 
zu  rechtfertigen  ist,    wenn  die  Bezeichnung  „Staatsdiener^  im  \ 
zu  der  „fürstlicher  Diener"  jene  Beziehung  der  Beamten    zu   d 
schwächen  oder  ignoriren  will.') 

8.   Arten  der  Staatsdiener. 

§.  671. 
Die  ma.teriellen  und  formellen  Unterschiede,  welche  verschi: 
tungen  der  Staat9ämter  begründen,  0  bewirken  auch  wesentliche  U  i 
unter  den  dieselben  bekleidenden  Beamten.    Zunächst  tritt  die 


*)  Darnm   werden  auch  die  Diensteide  dem  Sonverain  abgelegt.    Yergl 
h er g 8 che 8  Yerfassongsgesetz  §.  45. 

')  Vergl  z.   B.  Waldecksches  VerfasBimgsgesetz  §.  71. 

^)  Im  Komgpreich  Hannover  kannte  das  Staatsgnmdgesetz  von  1833 
diener,^  das  Landesyerfassnngsgesetz  von  1840  nur  „Königliche  Diener,"  die  (: 
von  1848  wieder  nur  ,  Staatsdiener "  und  die  von  1858  wieder  nur  „Königlicl 

')  S.  oben  §.  645. 
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zwischen  den  weltlichen  und  den  geistlichen  Staatsdienern  hervor. 
Die  Diener  der  Kirchen  sind  freilich  als  solche  gar  nicht  zn  d^i  Dienern 
des  Staates  zu  rechnen  ^  da  sie  nicht  Functionen  der  Staatsgewalt  yerridi- 
ten,  auch  nicht  dem  Staate  als  solchem  Dienste  leisten.  Sofern  indess  auch 
die  Diener  der  Kirche,  die  Geistlichen,  durch  die  positiven  Gresetze  ver- 
bunden sind,  gewisse  Dienste  zur  Erfüllung  der  Staatszwecke,  z.  B.  Fttli- 
rung  von  Civilstandsregistem,  zu  versehen,  mtlssen  auch  sie  als  politisclie 
Personen  und  als  Staatsdiener  betrachtet  werden.  Es  ist  aber  dem  posi- 
tiven Rechte  vorbehalten,  die  Art  und  das  Mass  der  Staatsdiener-Eigenschaft 
der  Geistlichen  zu  bestimmen.*)  Unter  den  weltlichen  Beamten  sondern 
sich  dann  wieder  die  Civil-  von  den  Militair-Beamten")  und  unter 
jenen  die  richterlichen  von  allen  nicht-richterlichen.  Namentlich  diese 
letztere  Unterscheidung  betriiit  auch  die  persönlichen  Rechtsverhältnisse  der 
Staatsbeamten  in  wesentlichen  Punkten.^  Die  richterliche  Qualification  des 
Beamten  bestimmt  sich  aber  lediglich  durch  die  Versehung  etwelcher  rich- 
terlichen Functionen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  mit  einem  eigentlichen 
Riehteramte  oder  mit  einem  sonstigen  Staatsamte  verbunden  sind,  vorbe- 
haltlich der  näheren  positivrechtlichen  JBestimmungen.*)  Endlich  zeigt  rieh 
auch  der  Unterschied  zwischen  dem  unmittelbaren  und  dem  mittelbaren 
Staatsdienste*)  in  den  dienstlichen  und  persönlichen  Verhältnissen  der 
Staatsdiener  und  unterscheidet  auch  diese  als  unmittelbare  und  mittel- 
bare Staatsdiener.  ^) 

4.   Bangverhfiltnisse. 
§.  672. 
Der   äusseren   und   inneren  Organisation   des  Staatsdienstes   und  des 
Verhältnisses  seiner  verschiedenen  Aemter  und  Stellen  entspricht  die  Ean- 

•)  Das  Prenssische  Allgemeine  Landrechfc  Th.  I  Tit.  11  §.  19  sichert  den  bei  den 
anerkannten  KirchengeseUschaften  zur  Feier  des  Gottesdienstes  und  zum  Religionsunter- 
richt bestellten  Personen  die  Rechte  der  „anderen  Beamten  im  Staate"  (ist  das  zu  ver- 
stehen wie  die  homerische  Redeweise:  Penelope  und  die  anderen  Dienerinnen?)  und  sagt 
§.  96  direct:  „Die  Geistlichen  der  vom  Staate  privilegirten  Kirchen -Gesellschaften  sind 
als  Beamte  des  Staates,  der  Regel  nach  von  den  persönlichen  Lasten  und  Pflichten  des 
gemeinen  Burgers  frei."  Unzweifelhaft  gehören  aber  die  von  dem  christlichen  Staate  in 
seinem  Interesse  angestellten  Geistlichen  z.  B.  bei  den  Strafanstalten,  bei  der  Armee  u. 
dergl.  zu  den  wirklichen  Staatsbeamten.  —  Die  Geistlichen  der  nur  geduldeten  Gemein- 
schaften haben  dagegen  in  keiner  Weise  einen  politischen  Charakter. 

2)  Preussisches  Allgemeines  Landrecht  Th.  II  Tit.  1  §.  68;  „Alle  Beamte  des 
Staates,  welche  zum  Militairstande  nicht  gehören,  sind  unter  der  allgemeinen  Benennung 
von  Civü-Bedienten  begriffen. 

3)  S.  unten  §.  720. 

*)  z.  B.  zählen  zu  den  richterlichen  Beamten  die  Auditeure  der  Armee,  nicht  aber 
Notare  oder  Advocaten,  auch  nicht  die  Staatsanwälte. 

ft)  S.  ohen  §.  638. 

^  z.  B.  hinsichtlich  der  Besoldung  derselben  aus  der  Staatskasse,  der  Ansprüche 
auf  Pension  aus  Staatsmitteln,  der  Disciplinargewalt  u.  dergl. 


—    695    — 

girnng  der  dieselben  bekleidenden  Beamten  und  die  Bestimmung  ihrer  per-^ 
sönlichen  Stellung.  Auch  die  Staatsdiener  stehen  je  innerhalb  des  be- 
stinimten  Dienstzweiges  in  einem  bestimmten  Rangverhältuisse  zu  einander 
und  nehmen  nach  dem  Verhältnisse  der  von  ihnen  verwalteten  Aemter  oder 
sonstigen  Staatsdienstleistungen  eine  bestimmte  äussere  Stellung  ein.  Sie 
erhalten  eben  durch  die  Würde  und  Ehre  des  Amtes  auch  eine  persönliche 
Amts-  oder  Dienstehre.*)  Dadurch  begründet  sich  in  den  mannichfachsten 
Abstufungen  die  Unterscheidung  zwischen  Vorgesetzten  und  Untergebenen^ 
zwischen  höheren  und  niederen  (subalternen)  Staatsdienern,') 
indem  zu  jenen  die  ein  wirkliches  Staatsamt  bekleidenden  Beamten,  zu  den 
Subalternen  aber  die  denselben  mechanisch  dienenden  Staatsdiener  gerechnet 
werden.  Zur  Bezeichnung  dieser  Bangyerhältnisse  und  Bangunterschiede 
dient  das  Titel-  und  Uniform wesen,  welches  indess  seit  langer  Zeit  so 
gestaltet  ist,  dass  auch  Titel,  welche  nicht  einem  Amte  entsprechen,  ver- 
liehen werden,  so  dass  der  Titel  des  Beamten  nicht  immer  seine  dienst- 
liche Stellung  und  den  dadurch  erhaltenen  Rang  bezeichnet.  Die  Bestim- 
mung des  dienstlichen  Bangverhältnisses  wie  die  Verleihung  des  dientliehen 
(wie  auch  des  nicht -dienstliclien)  Titels  steht  nur  der  souverainen  Staats- 
gewalt zu.  Der  mit  dem  Staatsdienst  verbundene  und  diesen  bezeichnende 
Bang  und  Titel  ist  ein  staatsrechtliches  Anrecht  des  Staatsdieners.  ^)     « 

5.  Begründung  des  persönlichen  Staatsdienstes. 

A.  Der  Bechtstitel. 
§.  673. 
Die  persönliche  Versehung  eines  Staatsamtes  wird  durch  die  Verleihung 
Seitens  der  souverainen  Gewalt  begründet.^)  Diese  beruft  die  Person, 
durch  welche  der  Staatsdienst  vorübergehend  oder  dauernd  versehen  werden 
soll,  und  setzt  die  allgemeinen  Bedingungen,  untef  welchen  Jemand  als 
wählbar,  als  zur  Versehung  dieses  Staatsamtes  fähig  und  würdig,  zu  be- 
trachten ist.  Von  dem  Entschlüsse  des  Berufenen  hängt  es  freilich  ab, 
ob  derselbe  das  angebotene  Amt  übernehmen  will,  allein  nur  insofern,  als 


*)  Heffter,  Beitrage  zum  deutschen  Staats-  und  Fürsteniecht  8.133  ff.;  Zachariä 
im  Archiv  des  Criminalrechts,  1845  S.  392  ff.;  Perthes,  Der  Staatsdienst  in  Preassen 
S.  93  ff.  S.  U6  ff 

*)  Nicht  identisch  mit  dem  ohen  §.  646  erwähnten  Unterschiede  zwischen  den  Oher- 
imd  Unter-Behörden.  An  heiden  giebt  es  höhere  oder  eigentliche  Beamte  und  Subaltem- 
beamte. 

3)  Blnntschli  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11  S.  128,  2.  VergL  oben  §.  343. 

*)  Ehedem  gab  es  auch  Erbämter;  indess  kennt  das  heutige  Staatsrecht  solche 
nicht  mehr.  Die  hie  und  da  noch  vorkommenden  erblichen  Aemter  sind  keine  Staats- 
ämter, sondern  entweder  Erbämter  (wie  Erb-Mundschenk,  Erb-LandstaUmeister,  Erb-Post- 
meister  etc.)  oder  landständische  Aemter  (wie  Erblandmarschall)  und  haben  nur  eine 
ehrenrechtliche  Bedeutung.    Ebenso  ist  von  käuflichen  Staatsämtem  keine  Bede  mehr. 


|ier  btaat  Keinen  zwang  zur  Uerieruabme  eines  AiDtes  zu  üben  braucht 
und  üben  will ')  Die  Annahme  eines  Staatsamtes  gilt  dämm  nißht  als  die 
Perfectiün    eines  Vertrages,    sondern    nar   als  die  Einwilligung,    das»  die 

Folgen  der  Verleiliang  des  Staat&amteß  für  dieses  Indiriduiim  in  Kraft  treten, 
öo  ist  dcQn  auch  die  Form  der  Begrlindong  des  perftönliehen  Staatsdienst- 
verbältnisses  niemals  die  des  Vertrages,  sondern  stets  nnr  die  einer  Ver- 
leibung  oder  Anstellung  Seitens  der  souverainen  Gewalt  Die«e  ennächtigi 
zu  der  Wahrnchmimg  der  Functionen  dieses  Staatsamtes  ^  mögen  der  An- 
stellung Verhandlungen  mit  dem  neu  Angestellten  vorausgegangen  selti 
oder  nicht/')  Etwas  Anderes  ist  es  aber,  ob  von  dem  persönlichen  Repr-i- 
eentauten  der  souverainen  Gewalt  seihet  oder  von  Andern  in  dessen  ^ameo 
die  Besetzung  eines  Staatamtes  ausgeht  und  kann  dieses  allerdings  positiv- 
rechtlich  verschieden  bestimmt  sein.')  Selbst  in  dem  Falle,  dass  die  Be- 
setzung eines  Staatsamtes  einem  Andern  als  Ausfluss  des  Besitzes  eines 
B.  g-  Hoheitsreclites  zustehen  sollte,  ist  dieses  Recht  so  gut  wie  der  Bemi 
des  Hoheitsrechtes  selbst  auf  die  Conniveu2  und  Genehmigung  der  souve- 
raiücn  Staatsgewalt  ^^urUckzuflihren  und  würde  diese  auch  jenes  Recht  Im 
gesetzlichen  Wege  immer  wieder  an  sich  ziehen  können/^) 


"■)  Von  einer  ftUgeineinen  Verpflichtung  der  Untcrthünen,  einen  StaatsAienet  «ti  Übet- 
nehmen,  kann  längst  nicht  mehr  die  Rede  sein.  Seitdem  der  Staatsdienst  der  Geg^nstoJ 
einea  \virkhehen  I^benshernfci  geworden  nnd  die  Qualüication  za  demi^elben  besondcTp 
Voran saetzungen  hat,  ist  weder  ein  Jeg^Heher  zu  der  Versehun^  eines  Staat^amtes  tano-licij 
noch  auch  könnte  Jemand  wider  seinen  Willen  ohne  die  grrMste  Ungerechtigkeit  d^iu  g^ 
zwungen  werden.  Verj^l,  Held  System  S.  539.  HinsiehÜich  der  Uebertra.gTing  cb*:-» 
Minif^terpostens  erklärt  daa  Baier« che  Geseti,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  Kr 
treü'cn<l,  vorn  i,  Juai  1848  Art.  1:  „Niemand  ist  mxr  Annahme  eine«  Minist-eriuma  Ttr- 
pÖichtet/  dies  ausdrücklich. 

^)  Kopfl  Grundgatzf!.§.  515,  HI;  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  Th.  D  §.  I3ö; 
Bluntschli  ÄllgemdneB  Staatsrecht  Th.  II.  S,  119. 

^)  VergL  ohen  §.  638. 

')  Zachariä  Deutsches  Staatsrecht  Th.  I  §.  134,  V.  Nach  Beseitigung  der  Patn- 
rooTiial-Oerichte  und  Richter  wird  nur  noch  die  Anstellung  von  Staatgilienem  Seitens  Jvt 
mediatisirten  Forsten  in  Frage  kommen  können,  VergL  (Hannoversche?  T-Aiideffver- 
faenungsgesetz  §.  172,  177),  Nur  in  den  Grossherzogthümem  Mecklenburg  und  i^n 
Hemogthum  Braanachweig  (Neue  Lands chailsordnmig  g.  104  und  Gesetz  T<>m  19. Sin 
1850)  eiißtirt  das  höchst  unstaatsrcchthche  Recht  der  Landstände,  m  einigen  Bichter- 
stellen  in  dem  höchsten  I^andesge richte  zu  bestell on,  welchem  Recht  aach  das  HannorerFfti^ 
sowie  eine  Zeit  lang  das  Knrh essische  Staatsrecht  kannte,  bis  eine  Königliche  Verorfu^m:.* 
nacli  ilor  Annection  der  beiden  Staaten  dasselbe  glücklicher  Weiiie  beseitigte.  Di*  Exi- 
trtcni  eines  so  auffallenden  Bingulären  Hechte»  der  Landetande  erklärt  sich  nur  lüiitoTiBth  ^ 
sie  iBt  eben  auf  eine  Zeit  zurückKufühTeu ,  wo  Ffirat  und  „Stände"  sich  noch  ab  wiiv 
willige  nnd  argwöhn ische  Parteien  gegentlherstanden  und  das  Prinzip  der  Ünabhängigltt^ 
der  Gerichte  und  rler  Richter  noch  im  Nebel  der  privatrechthch  gedachten  lÄadeshohwt 
lag.  Für  das  gegenwärtige  Staatsrecht  ist  jenes  Recht  der  Landstände  eine  BtÄatswidn^f 
Singularität    Vergl  Grotefond  Publicistisehe  Skissen  Ö,  169  C 
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§.  674. 
Die  staatsseitige  Ermächtigaog  zur  Wahrnehmang  eines 
eschrünkt   sich  dann  auf  eine  Bestätigimg  des  Staatsdieners 
on  einer   anderen  Person  als  dem  Staate  selbts  kraft  öffentlich 
erwählt  iw^ar.  *)     Dies  ist  hinsichtlich  solcher  Beamten  der  Fall,  ' 
lachst  zur  ^Wahrnehmung  der  Interessen  einer  besonderen  Corpoi 
nstitation    in  dem  Staate  berufen  sind  und  welche  nur  in  ge^ 
siebmigen  oder  nur  mittelbar  ein  allgemein  staatliches  Interesse  ad 
laben.      Hier  beschränkt  sich  die  öffentliche  Gewalt  darauf,  die 
der  Dienstpflichten  des  bestimmten  Amtes  der  (Gemeinde  oder  ein 
Corporation  durch  die  von  dieser  dazu  designirte  (präsentirte)  Pei 
uehmigen.      Es  ist  aber  diese  Genehmigung  oder  Bestätigung  l 
rechtliche  Voraussetzung  der  Gtlltigkeit  der  Diensthandlungen  deei, 
den  Beamten,  so  dass  auch  hier  von  dem  Staate  selbst  die  Erml 
zur   Yersehung   emes  öffentlichen   Dienstes   ausgeht.     Dass   tlbri 
staatsseitige  Bestätigung  nur  von  objectiv-politischen  Rücksichtnal 
hängig  sei,  ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  und  der  Staatsmc 
landesherrlicher  Gnadenact  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  ]» 
stätigODg  nicht.') 

§,  675. 
Die  Anstellung  der  Staatsdiener  geht  von  dem  Souverain  £ 
positive   Staatsrecht   hat   indess   hinsichtlich   der   verschiedenen 
Kategorien  unterschieden,  welche  Staatsdiener  von  dem  Souver; 
und  welche  von  den  Staatsministem  oder  auch  diesen  untergeordi 
h<>Tden  angestellt  werden.     Das  Recht  der  Anstellung  eignet  dies 
beh'örden  aber  nur  kraft  einer  Ermächtigung  des  Souverains.    W 
das  Gesetz  ein  Anderes  bestimmt,  so  steht  dem  Souverain  Nichts, 
eine  solche  Ermächtigung  wieder  zurtlckzuziehen  oder  auch  im 
Falle  den  Staatsdiener  selbst  zu  bestellen.    Die  Grenze  zwischen  d 
liehen  Austlbung  des  Anstellungsrechtes  Seitens  des  Souverains 
r  der  Staatsminister  bezw.  der  anderen  Behörden  pflegt  die  Untei 
l    zwischen  den  hOhern  und  niedem  Staatsämtem  und  zwischen  d 
^''  liehen  und  Subaltem-Beamten')  zu  ziehen.    Die  Form  der  Ans 


r 

j.  *)  S.  vorstehenden  Paragraphen  Note  4.    Vergl.  auch  (Eurhessisches 

1^  gesets  von  1831  §.  51 :  „In  Ansehung  deijenigen  Stellen,  för  welche  einzehien 
p  oder  Körperschaften  ein  Prasentations-  oder  Wahlrecht  zustehet,  erfolgt  die  £ 
L ,;  Fonn  einer  Bestätigung  nach  Massgabe  der  deshalh  bestehenden  Yerhaltn 
p    (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  arg.  §.  172). 

')  Leiat,  Lehrbuch  des  Staatsrechts  S.  365;  Zachariä,  Deutsches  Staat 
§.  136,  YL 

>)  S.  oben  §.  638  und  §.  672.    Hinsichtlich  des  Preussischen  Staats 
von  Bonne,  Preussisches   Staatsrecht  Bd.  n  §.  136,  m.     Die   Städteo 


eine  vom  Könige  oder  von  der  dazu  berechtigten  Staatsbeborde  aiisgefertid^ 
BestallnngB- Urkunde  (AnstellangB-Bescript),  mit  deren  Behändigotig  de 
amtliche  Charakter  des  Ernannten  beginnt') 

B.    Voraussetzungen. 

§.  676. 
Seitdem  der  Staatsdienst  in  bestimmter  syRtematiBcher  Ordnnng  gr 
regelt  und  die  stete  Versorgung  der  Staatsämt^^r  mit  den  daza  g^hm^ 
qualificirten  Personen  nothwendig  geworden  ist,  hat  sich  derselbe  zn  änm 
bestimmten  Lebensberuf  der  Beamten  gestaltet  and  ist  der  Eintritt  in  än- 
selben  zum  Endzwecke  der  wissenschaftlichen  und  praktischen  Vorbildung 
Vieler  geworden.  Mit  dem  Mher  allerdings  gern  gepflegten  PrinEipe,  i^ 
Staatsdienststellen  und  vor  Allem  die  einflussreichem  oder  dcM^h  h(>her  ^^ 
achteten  und  besser  dotirten  für  die  Genossen  des  besonders  geachteten 
und  dem  Fürsten  am  Nächsten  stehenden  Standes  zu  resenriren^  hal^'n  dv 
deutschen  Staaten,  wenigstens  seit  dem  Jahre  1848^  gebrochen  md  b 
seitdem  —  auch  wohl  ausdrtlcklich  —  als  ein  verfassuDgsge*etzliL4^ 
Prinzip  betrachtet,  dass  der  Zutritt  zu  den  Staatsämtem,  sowie  die  Ik 
nutzung  der  dazu  qualificirenden  Bildungsanstalten  einem  jeden  Untenliii 
freistehe,')  und  dass  die  Anstellung  im  Staatsdienste  nur  von  objectiffb 
Bücksichtnahmen  bestimmt  werde,  durch  die  persöitiiehe  Qualificatioti  d^^ 
Bewerbers  und  durch  das  Interesse  des  DiensteB^  des  Htaatsdienstes  in 
Allgemeinen  und  der  besondem  in  Frage  steh^den  Dienststelle.'} 


30.  Mai  1853  (für  die  6  östlichen  Provinzen)  §.  33,  vom  19.  Här^  1856  (für  West pliäl- 
§.  33  imd  vom  15.  Mai  1856  (für  die  Rheinprovinz)  §,  32  behielten  liinsicbtli^^b  ■ 
Commnnalbeamten  (Bürgermeister  und  Beigeordneten)  das  Hecbt  der  Befitäti^ning  ^^  ^ 
Städten  von  über  10,000  Einwohnern  dem  Könige,  in  den  anderen  den  Eegimnf  en  ^  i 

»)  von  Rönne  a.  a.  0.  Bd.  n  ^.  291,  V. 

*)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  4;  Baiersches  Tit.  tV  §,  5;  (Karb«??: 
sches  §.  28;)  Sächsisches  §.  34;  Würtemhergschea' §,  2^j  BÄdenacht'f  Sfe  " 
Hessen-Darmstädtsches  §.  19;  Meiningensches  Gmntlgcsetz  §,  15;  AUeab::^ 
sches  §.  61;  Cohurg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  ^0;  Brauns rhweigtcht  >"'-. 
Landschaftsordnung  §.  34;  Oldenburgs ch es  Revidirtes  Staatsgnmdgesctx  Axl^i^^^ 
Es  war  dies  auch  ein  Prinzip  der  Deutschen  Grundrechte  Art.  II.  Wmib  ^l: 
das  Verfassungsgesetz  einer  Republik  (Bremensches  §.  18)  dies  Prinzip  ao^pmsr 
erscheint  dessen  ausdrücldiche  Anerkennung  allerdings  wenigier  motivirt. 

*)  Altenburgsches  Grundgesetz  §.  61.  „Kein  altcnburgscher  Landcsimterthii 
durch  seine  Geburt  oder  seinen  Stand  von  der  Anwartschaft  auf  Staats-  und  £odr:' 
öffentliche,  ingleichen  auf  die  Kirchen-  und  die  Schnlämter  ausgeschlossen;  je*ii?J  i 
steUung  muss  jedoch  eine  ordnungsmässige  Prüfung  der  Eenntniss^e  und  EreaftÜiffi^  ^  ^ 
sonstigen  Fähigkeit  vorausgehen;"  §.  62:  „Der  Landesangehiirige  hat  somä  «acj  o: 
Recht,  sich  zu  jedem  Stande  oder  Gewerbe  nach  freier  Wahl  ru  be^ümufli  mrf  » - 
hierzu  im  In-  oder  Auslande  auszubilden,  wiewohl  unter  Beobachtuni^^  der  lii«*)*' 
namentlich  hinsichtlich   der  Vorbereitung  zum  Staatsdienste   bestehenden  Vöifidüift^^ 


-    699    - 

a.    Subjective. 

§.  677. 
Die  erste  YoraiiBsetzniig  der  Anstellungsfähigkeit  eines  Staatsdieners 
ist  der  Vollbesitz  der  staatsbürgerlichen  Rechte,  namentlich  auch  der  s.  g. 
politischen  Ehrenrechte  als  des  Inbegriffes  der  politischen  Selbständigkeit,  *) 
nicht  jedoch  auch  die  privatrechtliche  Volljährigkeit.")  Alsdann  aber  ist 
auch  die  moralische  Integrität  des  Charakters  eine  Bedingung  der  An- 
stellungsfähigkeit; indess  kann  der  Staat  nur  den  Anspruch  erheben,  dass 
nicht  ein  unsittliches  Verhalten  des  Candidaten  äusserlich  hervorgetreten 
oder  die  Staatsregirung  bestimmten  Anhalt  zu  der  Annahme  des  Mangels 
der  moralischen  Zuverlässigkeit  desselben  hat.')  Ob  und  welchen  Einfluss 
dag  religiöse  Bekenntniss  auf  die  Anstellungsfähigkeit  der  Staatsbeamten 
übt,  ist  nur  aus  dem  positiven  Bechte  des  einzelnen  Staates  zu  bestimmen. 
Die  Erklärung  der  Gesetze,    dass  die  staatsbürgerlichen  Rechte  von  dem 


§.63:  „AUe  Unterrichts-  und  Bildmigsanstalten  des  Landes,  wo  niclit  deren  Statuten  Be- 
schränkungen vorzeichnen,  stehen  dieserhalh  jedem  Landesunterthan  offen." 

^)  S.  oben  §.  494.  Per  Mangel  des  Besitzes  der  politischen  Ehrenrechte  kann  aber 
ein  zeitweiliger  sein  und  föllt  dieser  Grund  der  Nicht- Anstellnngsfähigkeit  dann  mit 
Ablauf  der  Zeit  hinweg,  aber  der  Staatsregirung  bleibt  doch  immer  vorbehalten,  den 
Einfluss  des  vergangenen  VerhaltenB  der  Person  anf  den  Entschluss  ihrer  Anstellung  zu 
kmcssen. 

')  Preussisches  Allgemeines  Landrecht  Th.  11  Tit.  18  §.  810. 

^)  Bei  der  Behandlung  der  Frage  nach  der  Haftverbindlichkeit  des  Staates  aus  den 
Handlangen  seiner  Beamten  hat  man  einen  Haftgrund  im  FaUe  einer  culpa  in  eligendo 
bei  der  Anstellung  des  Beamten  finden  wollen:  eine  ebenso  ungegründete  wie  in  der 
Praxis  unverwerthbare  Meinung.  Wann  soUte  wohl  jene  culpa  anzunehmen  und  wie  der 
Beweis  derselben  gefuhrt  werden?  Die  Thatsache,  dass  doch  keiner  der  Staatsbeamten 
em  Engel  ist,  stosst  jene  Theorie  über  den  Haufen.  S.  unten  §.  723.  —  Die  Anforde- 
rungen, welche  die  Staatsregirung  an  das  sittliche  Verhalten  ihrer  Beamten  stellt,  fasst 
die  Preussische  Geschafts-Instruction  für  die  Begirungen  vom  23.  October  1817  §.  38 
dahin:  „Es  sollen  keine  Subjecte  in  öffentlichen  Bedienungen  gelitten  werden,  die  durch 
ihr  Privatleben  Gleichgültigkeit  gegen  Religion  und  Moralitat  an  den  Tag  legen,  oder 
sich  sonst  durch  ihren  Wandel  verächtlich  machen,  wozu  auch  Trunkenheit  und  Spiel 
gehört "  Bestimmter  können  die  das  Wesen  und  Verhalten  der  Person  betreffenden  Be- 
dingungen der  AnsteUungsfähigkeit  im  Bechte  nicht  gefasst  werden.  Die  Praxis  wird 
die  Anwendung  der  Prinzipien  sehr  yerschieden  gestalten.  Da  Niemand  ein  Eecht  auf 
Anstellung  im  Staatsdienste  hat,  so  kann  die  Staatsregirung  ihren  Entschluss  über  ein 
Anstellungsgesuch  durch  die  naoh  Art  und  Grad  verschiedensten  Erwägungen  beeinflussen 
lassen.  So  kann  ja  schon  ein  weniger  angenehmer  Eindruck,  welchen  die  persönliche 
Erscheinung  macht,  oder  die  Misbilligung  der  politischen  und  religiösen  Gesinnung  des 
C&ndidaten  dessen  Abweisung  thatsächlich  zur  Folge  haben,  obwohl  eine  rechtliche 
Kothwendigkeit  derselben  nicht  zu  deduciren  war.  Das  rechte  Mass  auch  im  concreten 
Falle  zn  halten,  ist  gewiss  keine  der  leichtem  Aufgaben  der  Begirnngspolitik.  Vergl. 
Perthes,  Der  Staatsdienst  in  Preussen  S.  56  ff. 


religiösen  Bekenntniss  völlig  unabhängig  seien,  kann  noch  keinesw^  be- 
weisen,  dass  in  dem  religiösen  Bekenntniss  bezw.  in  dem  Nichtbekenntniss 
einer  christlichen  Gonfession  ein  Gnmd  zum  Znrttckwdsen  vom  Staats- 
dienste nicht  gefunden  werden  dürfe.  Denn,  da  Niemand  ein  Recht  auf 
Anstellung  im  Staatsdienste  hat,  so  kann  auch  dem  im  YollbcBitce  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  sich  Befindenden  ein  solches  nicht  zustehen  und 
also  die  Staatsregirung  ihre  Anforderungen  an  die  Anstellungsfahigkdt 
auch  nach  dieser  Seite  hin  stellen.  Nur  das  positive  Partikularrecht  kaon 
entscheiden  ob  und  hinsichtlich  welcher  Staatsämter  ein  bestimmtes  rdi- 
giöses  Bekenntniss  erfordert  werde.')  Der  Mangel  des  Indiginats  kann 
selbstverständlich  als  Grund,  Jemanden  von  dem  Dienste  in  dem  „fiemd^^ 
Staate  auszuschliessen,  rechtlich  benutzt  werden,  ohne  jedoch  den  Soaveraio 
zu  behindern,  einen  Ausländer  in  den  Dienst  zu  berufen  und  demsdben 
dadurch  das  Indigenatsrecht  zu  ertheilen.^  In  den  Staaten  des  Norddeutschen 
Bundes  aber  smd  alle  Staatsämter  einem  jeden  Bundesunterthan  in  gleicher 
Weise  zugänglich.')  —  Einmal  des  Dienstes  Entsetzte  können  nicht  vrieder 
angestellt  werden.  ^ 

b.   Objective. 

§.  678. 
Zu  den  objectiven  Voraussetzungen  der  Anstellungsfähigkeit  einer  ?&- 
son  gehört  die  dienstliche  Qualification  derselben  zu  diesem  bestimmt«! 
Staatsdienste.')  Seitdem  die  Anforderungen  an  den  Staatsdienst  so  g^ 
steigert  und  der  Zudrang  zu  den  öffentlichen  Aemtem  so  bedeutend  ge- 
worden, dass  der  Staat  eine  Auswahl  unter  den  mehren  Bewerbern  treffen 


')  Ganz  unzweifelhaft  ist,  dass  zu  Functionen  der  Staatsgewalt,  welche  mit  dea 
Leben  und  der  Verwaltung  der  christlichen  Kirche  in  Verbindung  stehen,  audi  nur  f?e 
Bekennern  dieser  Kirchen  versehen  werden  können;  ebenso,  dass  diejenigen,  welche  durek 
ihr  religiöses  Bekenntniss  sich  behindert  finden,  den  Diensteid  zu  leisten  (MennoniteD). 
schon  wegen  Nichterfüllung  dieser  Bedingung  der  Dienstverrichtungen  vom  Staatsdießst 
ausgeschlossen  sind. 

^)  S.  den  folgenden  Paragraphen  a.  E. 

^)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  3. 

*)  Würt emb er gsch es  Verfassungsgesetz  §.  205;.Hessen-Darm8tadt8chcs§.50: 
Meiningsches  Grundgesetz  §.  106  No.  2;  Braunschweigsche  Nene  Landschaftsord* 
nung  §.  111. 

^)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  44:  „Niemand  kann  ein  Staatsuit  er- 
halten, ohne  zuvor  gesetzmässig  geprüft  und  far  tüchtig  erkannt  zu  sein.  Landeseii- 
geborene  sind  bei  gl^i<»ber  Tüchtigkeit  vorzugsweise  vor  Fremden  m  be- 
rru.'lv  sieht  igen;"  (Kurli(?ssischc3  von  1851  %.  h-ii  „Ein  StaÄtsirut  kaaa  iOT  ^«" 
jcni^'-en  übei-tra^'en  werden,  welcher  vorher  ^esctoiässig  gepT^lft  und  für  fllAlif  ^ 
würdig  zu  demselben  er^cannt  worden  ist.  —  —  Zu  einer  Weiterbeftirderuiig  ist  elft?  ^'^ 
malige  Prüfimg-  nar  erforderlich,  wenn  solche  besonders  vorgescbrieben  ist;*)  Or^iTt'" 
zoglich  HesBJsches  Verfasaungsgeaetz  §.  47  Abs.  1  (e,  unten  N€te)< 


und  die  Anstellung  im  Staatsdienste  „gestatten^  kann,  ist  m 
statining  dieser  persönlichen  Qualification  durch  die  Anordnunj 
einmaliger  oder  mehrmaliger  Prüfungen  *)  und  Probe-Dienstleiij 
xeg-elt.  Die  Verhältnisse  gestatten  aber  dem  Souverain,  durch  { 
zu  diesen  Probediensten  und  das  Bestehen  der  angeordneten ; 
Prüftngen  noch  Niemanden  einen  Anspruch  auf  die  Verli 
Staatsamtes  oder  sonstigen  Staatsdienstes  zu  gewähren^  sonde^ 
liehe  Anstellung  auch  nach  der  Gonstatirung  der  persönlichen! 
seiner  freien  Entschliessung  vorzubehalten.')  Bei  der  Beruftb 
ländem^  welche  der  Staatsgewalt  freisteht  und  aus  saehlicfe 
freistehen  muss^  cessir^  jene  Vorschriften  über  den  Nachw 
Böalicben  DienstwtLrdigkeit,  da  in  diesem  Falle  derselbe  als  du 
herigen  Dienstleistungen  des  Berufenen  erbracht  angesehen  wi] 


0  Vergl.  die  gesetzlichen  Nadiweisimgeii  in  vorstehender  Note.  Sol< 
sind  in  den  deutschen  Staaten  nicht  nar  für  die  erste  Anstellang,  sondern  i 
die  Beförderung  zu  einer  oder  einer  gewissen  höheren  SteHung  vorgeschri 
z.  B.  im  Königreich  Hannover  ein  jeder  zum  Oher-Appellationsgerichts-Ba 
nocli  ein  Examen  vor  dem  Ober -Appellationsgerichte  zu  bestehen,  von  des« 
Beförderung  zu  diesem  Bichteramte  ausnahmslos  abhängt.  Ueber  den  poli 
der  s.  g.  Staatsprüfungen  s.  Bluntschli  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11  S. 
sichtlich  des  Preussischen  Staatsrechtes  s.  von  B6nne  Bd.  11  §.  293. 

')  Die  Dauer  des  provisorischen  Staatsdienstes  ist  in  den  deutschen  Sta; 
den  bemessen:  in  Baden,  Hessen-Darmstadt  und  Nassau  auf  5,  in  B 
in  Sachsen,  (Hannover  und)  Braunschweig  auf  2  und  in  Kurhessei 
Vergl.  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  ü.  §.  136  Note  26. 

')  Ehedem  war  es  üblich,  Anwartschaften  oder  Expec tanzen  ai 
für  den  Fall  ihrer  Erledigung  zu  ertheüen  und  von  dem  dadurch  Begunstigl 
einmal  die  aUgemeinen  Erfordernisse  zur  Bekleidung  eines  Staatsamtes  zu  fo 
Art  von  Anwartschaften  werden  jetzt  wohl  von  keinem  Staate  mehr  ert 
Grossherzoglich  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.  48.  Etwas  Anderes 
wenn  demjenigen,  welchem  neben  dem  Inhaber  eines  Staatsamtes  dieFunctic 
übertragen  sind,  (Amts-A^juncten)  die  spes  snccedendi  eröffnet  wird.  Hier 
lung  der  Anwartschaft  nur  eine  anticipirte  und  im  Interesse  des  Amts-Inl 
cirte  Anstelkmg^  und  ebenso  üblich  wie  unbedenklich.  (E urhessisches  Veri 
§.  54:  «Die  Srtheilung  von  Anwartschaften  auf  bestimmte  Staatsdienerste 
xmstatthafi;  gleichwohl  kann  den  Gehülfen,  welche  alterschwachen  oder  sonsl 
Dienstversehang  gehinderten  Staatsbeamten  beigegeben  werden,  die  demnac 
ständige  Anstellung,  nach  Massgabe  ihrer  bewährten  Tüchtigkeit 
werden.«)    Vergl  Held  System  Th.  II  S.  343. 

*)  Zacharia  Deutsches  Staatsrecht  Th.  n  §.136,  YII.    VergL  auchGi 

lieh  Hessisches  Verfassungsgesetz  §.47:  «Niemand  kann  ein  Staatsamt  c 

seine  Fähigkeit  dazu  durch  ordnungsm^igc  Prüfung  bewiesen  zu  haben.  — 

I   welche  im  Auslände  bereits  Staatsämter  bekleidet  und  dadurch  ihre  Fähi^ 

haben,  leidet  diese  Regel  eine  Ausnahme.« 


C-   Temporeller  Anfang, 

§.  679.  ■ 
Die  persönliche  Qualification  als  Staatsdiener  beginnt  in  dem  Augen- 
blickej  wo  der  Staat  die^  Person  zu  einem  üffentlichen  Amte  beruft,  so  da*.^ 
schon  von  diesem  Momente  an  die  äusseren  Zeieben  des  staatsdienstUcbtEi 
Charakters,  wie  z*  B.  Titel,  Dienstkleidung  u,  dcrgl,  der  Person  zustehen. '| 
Davon  verschieden  ist  aber  der  Beginn  der  Befugnias  zur  Ausübung  and 
Erfüllung  der  in  dem  verliehenen  Staatsamte  begriffenen  Hechte  und  Pflichkiu 
Diese  datirt  erst  von  dem  Augenblicke  der  Einflihrung  in  das  bestimmte 
Staatsamt  ^  welche  ein  besonderer  staatsrechtlicher  Act  ist.  Derselbe  be- 
ginnt in  der  Regel  mit  der  Beeidigung  des  Staatsdieners  auf  die  gewisaai* 
hafte  Verrichtung  der  staafcsdienstlichen  Pflichten  und  endigt  mit  der  fo^ 
mellen  Ueberweisung  der  Dienstgeschäfte,  tlblichcr  Weise  verbanden  mit 
einer  pers<inlichen  Vorstellung  des  Eingeführten  den  Collegen  gegenüber 
und  einer  Vorstellung  der  jenem  untergeordneten  Dienen  Das  wescntlicbste 
Moment  in  dem  Acte  der  Diensteinftlhmng  ist  das  eidliche  Gelübniss  dö 
Staatsdieners,  vor  dessen  Ableistung  die  Handlungen  des  Staatsdicners  mcb 
die  Qiialification  stautsdienstlicber  Functionen  haben»') 

6t   Dia  Bechtsverliältnisse  der  Staatsdienerp 

A.    Allgemeiner  Charakter. 

§,  680. 
Die  Rechte  und  Pflichten  des  persrmlichen  Staatsdienstes  liestinmrct 
sich  allein  nach  dem  öffentlichen  Iteeht  nnd  nach  den  Gnmdsätzt^n  de^ 
KeginingssystemSj^  welches  einem  jeden  Amte  und  Beamten  die  dienfi- 
liehen  Obliegenheiten  zumisst.  Indem  Jemand  ein  Staatsamt  überkommt 
tritt  derselbe  in  alle  diejenigen  Zustände  und  Verhältnisse  hinein,  wekbc 
mit  diesem  Staatsamte  sei  es  allgemein  oder  auch  grade  für  diese  Persot 
nach  dem  Willen  der  souverainen  Gewalt  verbunden  sind.  Vertragswei^ 
wird  in  dieser  Richtung  Nichts  festgesetzt,  sclljst  dann  uicbt,  wenn  bei  der 
Bewerbung  um  ein  Staatsamt  von  dem  Bewerber  oder  auch  von  dem  ^iuk 
besondere  Bedingungen  gestellt  waren,  von  deren  Erfiiüung  die  Annalnü^ 
oder   die  Verleihung   abhängen  sollte.')     Wohl  aber  ist  es  möglieb ,  da^ 


^)  Heffter,   Beitrage    S.  160   £j    Blantachli,   AUgemeines    Staatsrecht  TK  ü 

^)  Zachariä,  DeütaclieB  Staatarecbt  Th.  H,  §.  136, 

^)  Den  Rcchtstitel  hat  man  aU  lei  specialis  bcadclinefc;  indeaa  ist  derselbe  eint  yy 
im  teehnißchen  Sinne  gar  nicht  und  ein  „Privileg*  nur  in  der  aller  weitesten  BeJfüisEjf 
dieaea  Worte a.  Beide  Ausdrücke  eracheinen  übrigens  anch  eut  BezeidinDqg  der  s^-' 
nieht  doÜi wendig. 

0  Vergl.  schon  Günner  der  Staatsdienst  §*  äÖ. 


rieben   den  politischen  Folgen  der  Uebernabme  eines  Staatsaifl 
privatrechtliche  Verhältnisse  begründet  sind  und  ^ar  anf  defl) 
privatrecbtlichen  Vertrages.    Diese  sind  dann  allerdings  darch  \ 
begründet  und  müssen  ganz  nach  den  privatreohtlichen  Grund 
die   Verbindlichkeit   und   die  Wirkungen   des  Vertrages  beurthl 
allein  die  Berechtigungen  und  Verpflichtungen^  welche  die  Ver 
Annahme  des  Staatsamtes  als  solche  zur  Folge  hat,   sind  led 
scher  Art  und  nur  nach  staatsrechtlichen  Grundsätzen  zu  beme 
gesaminten  Rechtsverhältnisse  des  Staatsdienstes  sind  aber  zwie 
zonäGhst  die  unmittelbaren,    in   welchen   der  Staatsdiener  , 
Diestes  willen  steht,  und  sodann  die  mittelbaren,  welche  in  F 
sich  an  der  Person  des  Staatsdieners  als  dessen  persönlichen  Bei 
nisse  darstellen.  i 

B.   Die  Dienstpflichten, 
a.    Object  derselben. 

§.  681. 

Die^  concreten  Bechte  und  Pflichten  des  Staatsdieners  bestil 

aus   dem    rechtlich -sittlichen  Zwecke  des  von  ihm  verwalteten  j 

aus  dem  positiven  Bechte,  welches  die  Zuständigkeit  oder  denB( 

Amtes  festsetzte.')    So  verschieden  auch  die  speziellen  Aufgaben  i 

diener  sind,  so  stehen  sie  dennoch  unter  einem  allgemeinen  staatsi 

Prinzipe,    welches  jedem  Amte   und   dem  concreteu  Berufe  jed< 

dieners   einen  Btaatsrechtlichen  Charakter  verleiht    Dieser  staati 

Charakter    der  Bechte   und  Pflichten   des  Staatsdieners   zeigt  si( 

Sonderang  der  persönlichen  Interessen  und  Ansichten  des  Staatsd 

dem   positiv -rechtlichen   Inhalte   und   Interesse   des   von  ihm  b 

Amtes.     Der  Staat  ist  es,  in  dessen  Interesse  und  nach  dessen  ' 

Aufgaben    der  Staatsdienststellen   bestimmt   sind:    so   hat   auch 

Staatsdiener   dem  entsprechend  seinen  Dienst  wahrzunehmen  ui 

Bewusstsein    seines   politischen  Berufes  die  Pflichten  seines  Ami 

'  ülHen.     Die  persönlichen  Anschauungen  des  Staatsdieners  haben  < 

lich-rechtUchen  Anforderungen,  welche  die  politische  Gewalt  an  sei 

Verrichtung  stellt,    zu  weichen,    und  würde  im  Falle  eines  that 
'«Conflictes  der  sittlichen  Ueberzeugung  des  Staatsdieners  mit  dies 

derungen  der  öffentlichen  Macht  derBttcktritt  des  Staatsdieners  v 
^Amte  der  alleinige  Weg  sein  diesen  Conflict  zu  lösen.') 


<)  Zacharia»  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II  §.  135  Note  10. 
f        *)  Prcnssisches  Allgemeines  Landreclit  Th.  n  Tit.  10  §.  3:    «Ein  je 
^.diener)   ist  nach  Beschaffenheit   seine«  Amtes  und  nach  dem  Inhalte  seiner 
Indern  Staate  noch  zn  besonderen  Diensten  durch  Eid  und  Pflicht  zugethan." 

^)  Die   ehedem  oft  vertheidigte  Ansicht,  dass  der  Staatsdiener  gar  ke 


§.  682. 
Der  Eintritt  in  deg  Staatsdienst  verpflichtet  den  Staatsdiener  im  AB 
gemeinen  zu  den  in  dem  Begriff  der  Gattung  des  öffentlichen  Dienstfö, 
in  welchem  derselbe  angestellt  worden^  enthaltenen  Pflichten  and  Rechten. 
Im  Einzelnen  steht  daher,  den  Beamten  nicht  die  Befagniss  einer  Waid  zu: 
die  ErftUlang  der  gegebenen  Pflichten  ist  seine  Schuldigkeit,  deren  Nicht 
erftallung  eine  Verletzung  oder  auch  ein  Vergehen  oder  Verbrechen/)  km 
ist  allgemein  Rechtens ,  dass  ein*  jeder  Staatsdiener  sich  eine  Erweitemn: 
seiner  Diensgeschäfte,  wenn  sie  ihm  nicht  Dienste  ganz  anderer  Art  oder 
mit  seinem  Amte  und  der  dadurch  gegebenen  Stellung  unTcrträgliche 
Dienste  auferlegen  würde,  selbst  ohne  einen  Entschädigungs-  oder  Vergt 
tungs- Anspruch  gefallen  zu  lassen  habe.')  Ebenso  aber  hängt  es  aachnicb: 
von  d^  Wahl  oder  dem  Belieben  des  Staatsdieners  ab,  auf  welcher  Mt 
oder  in  welchem  Dienstbezirke  derselbe  seine  Qualification  geltend  machen 
will,  sondern  die  Entscheidung  hierüber  eignet  lediglich  der  politisahen  i^t- 
walt,  wie  auch  nur  diese  im  Stande  ist,  die  dabei  sich  geltend  macheiniei: 
Rücksichten  zu  nehmen.^)  Darum  ist  es  das  Recht  der  Staatsgewalt,  des 
Staatsdiener  die  von  ihm  zu  erfüllenden  Dienstobliegenheiten  zu  bestimiBr. 
und  diesen  concreten  Beruf  durch  Versetzung  oder  Beförderung  zu  ändei:, 
wie  andrerseits  der  Staatsdiener  schuldig  ist  solchen  Verftigungeo  k 
Staatsgewalt  zu  entsprechen,  wenn  derselbe  überhaupt  in  dem  Verhältnis^ 
der  Staatsdiener  verbleiben  will/)  Selbstverständlich  ist  dabei  aber  dk 
Bedingung,    dass  der  Staatsdiener  durch  eine  Versetzung  oder  anderwei'^ 


haben  dürfe,  sondern  unbedingt  den  ihm  werdenden  dienstlichen  Befehles  zu  gehör^iß 
habe  (Gönner,  der  Staatsdienst  S.  202  fiF.).  widerspricht  ebenso  der  sittlichen  Wiri^ 
des  Staates  wie  der  des  Menschen.  Der  Gewissenhafteste  ist  auch  noch  immer  der  \^< 
Staatsdiener  gewesen  und  der  Staat  ist  der  glücklichste,  welcher  das  Gewissen  sci»^ 
Bürger  und  Diener  ausnahmslos  respectiri  Vergl.  Pfeiffer,  Praktische  Ausfubnn?^- 
Bd.  m.  S.  316  und  375  ff;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  137  Note  H 
Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11  S.  134,  7. 

')  Heffter,  Beiträge  S.  158. 

*)  Zaehariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  137  Note  3  und  §.  141;  v.  U^^' 
Preussisches  Staatsrecht  Bd.  II  §.  295,  I. 

^)  Vergl.  Preussische  Verfassungsurkunde  Art.  98:  ,—  ohne  die  Regimng  ib  '^^ 
Wahl  der  ausfuhrenden  Organe  zweckwidrig  zu  beschränken.**  Singular  ist  das  Warte m- 
bergsche  Verfassungsgesetz  §.  49  Abs.  1:  , Versetzungen  der  Staatsdiener  olme  V<^ 
an  Gehalt  und  Bang  können  nur  aus  erheblichen  Gründen  und  nach  Torgangigea  iri^* 
achten  des  Departementschefs  verfügt  werden.**  VergL  dagegen  (Kurhessisches  Verfir 
sungsgesetz  §.  57:  „Jeder  Staatsdiener  muss  sich  Versetzungen,  welche  seinen  Fähig^^-^' 
oder  seiner  bisherigen  Dienstfuhrang  entsprechen,  aus  höheren  Rücksischt^i  des  Stis:-' 
ohne  Verlust  an  Bang  und  Gehalt,  gefallen  lassen**). 

*)  VergL  Bluntschli,  AUgemeines  Staatsrecht  TL  H  §.  127.  Dass  in  dieset  V?r 
fügungen  der  Staatsgewalt  politische  Bückaichten  entscheiden,  ist  selbstversUndlKi,  »^'' 
diese  sollten  auch  nie  mal»  gegett  die  Gerechtigküit  veri^taäBüii. 


i 


dienstliche  Verwendung  nicht  in  seinem  Range  oder  Gel 
Tverde,  da  die  in  solcher  Hinsicht  einmal  begründeten  staat 
liHltnisse'  des  Staatsdieners  anch  dem  Staate  gegenüber  nm 
^^enn  nicht  der  Staat  befhgt  ist,  solche  Nachtheile  m  Folj 
Verfahrens  zu  verhängen.')  Ob  der  Staat  verbunden  sei, 
Versetzung  dem  Staatsdiener  erwachsenen  s.  g.  Umzugskoste 
ist  positivrechtlich  in  den  deutschen  Staaten  nicht  gleichmä 
Wenn  auch  im  Allgemeinen  eine  solche  Verpflichtung  des 
stens  ftor  den  Fall  der  Versetzung  ohne  Beförderung  bezw.  ^ 
sernng  anerkannt  ist,  so  sind  doch  positivrechtlich  fUr  bestiii^ 
Versetzungen,  auch  wenn  diese  nicht  zur  Strafe  geschehen,  At 
jener  fiegel  begründet.')  Nur  hinsichtlich  der  richterlichen  B| 
im  Interesse  der  Rechtspflege  eine  Ausnahme  gemacht  und  eiii 
derselben  wider  deren  Wilten  ausgeschlossen  zu  sein.^)  , 

b.    Die  einzelnen  Pflichten. 

aa.   Trene  und  Gehorsam. 

ff.    Qegen  den  Son verain. 

§.  683. 
Durch  den  politischen  Beruf  wird  der  Staatsdiener  als  s 
gonderer  und  bestimmter  Weise  in  den  Organismus  des  Staa 
&o  dass  auch  die  Organe  der  Verwaltung  der  öffentlichen  An 
oder  die  Regining  des  Staates  ungeachtet  aller  Mannigfal 
Formen  iind  materiellen  Aufgaben  der  einzelnen  Organe  unter 
einer  inneren  und  äusserlichen  Einheit  steht.     Besonders  wirki 


«)  S.  unten  §.  715.  Zachariä  a.  a.  0.  §.  141.  Vergl.  (Hannove 
TeTfasBungsgesetz  §.  174:  „Bei  nothwendigen  Dienstversetzungen  hat  der 
Recht  auf  seinen  hisherigen  Gehalt  und  Rang");  Wurtemhergsches  V 
§.  49  Abs.  2:  „  Staatsdiener,  welche  ohne  ihr  Ansachen  versetzt  werden, 
Umzngskosten  die  gesetzliche  Entschädigung "^ ;  (E urhessisches  §  57 
welche  ohne  ihr  Ansuchen  oder  Verschulden  versetzt  werden,  erhalten  fü; 
Umzuges  eine'  angemessene  Entschädigung,  sofern  ihnen  nicht  durch  < 
ihres  Diensteinkommens  eine  entsprechende  Vergütung  dafür  zu  Theil 
Oldenburgsches   Revidirtes   Staatsgrundgesetz   Art  109   §.  1:    „Im  ' 

findet eine  Versetzung   (der  definitiv  angestellten  Beamten)   nur 

des  ganzen  bisherigen  Gehalts  statt" 

*)  Es  ist    auf  die  Bestimmungen   der  Spezialgesetze  zu  verweisen, 
Verfassungsgesetzen  geschieht;   vergl.  Würtemhergsches   §.  49   Abs. 
Berechnung  der  s.  g.  Umzugskosten  ist  auch  eine  verschiedene,  bald  köi 
gemachten  Auslagen   oder  gehabten  Verluste,   bald  nur  bestimmt  norm 
rechnung  gebracht  werden  und  kann  es  demnach  sein,  dass  im  concrete 
weniger,  als  die  Umzugskosten  in  Wirklichkeit  betrugen,  erstattet  wird. 
>)  S.  unten  §.  699. 
Orotefend,  Staatsrecht. 


üiesee  rrinzip  aarcn  aie  rnicnt  aer  ireue  una  aes  ixeDorsamSy  weicoe 
dem  Staatediener  der  souverainen  Gewalt  des  Staates  und  ihrem  persön- 
liehen  Repräsentanten,  dem  Souverain,  gegenüber  obliegt.  Es  ist  dies  aller- 
dings im  Wesen  keine  andere  Pflicht,  als  die  aller  Unterthanen  des  Staates, 
welche  auch  durch  Untreue  und  Ungehorsam  gegen  die  souveraine  Gewalt 
und  durch  Verletzungen  der  Gesetze  des  Staates  sich  strafrechtlich  oder 
doch  moralisch  verantwortlich  machen.*)  Allein  durch  die  dienstlicben 
Pflichten  wird  auch  jene  Pflicht  des  Staatsdieners  eine  besondere  und  er- 
hält dieselbe  aus  den  besonderen  Beziehungen  des  Staatsdieners  zu  dem 
Staate  und  seiner  Regirung  einen  besonderen  Werth.*)  Während  die  all- 
gemeine Unterthauenpflicht  regelmässig  nicht  über  die  Grenzen  einer  pas- 
siven Antheilnahme  an  den  öffentlichen  Lasten  aller  Art  hinausgeht,  hat  der 
Staatsdiener  sich  activ  für  den  Staat  zu  bethätigen  und  ungleich  mehr  Ad- 
lass,  Treue  und  Gehorsam  gegen  den  Staat  uBd  seinen  Souverain  zu  be- 
zeigen, mag  der  persönliche  Souverain  selbst  oder  kraft  der  Organtsation 
des  öffentlichen  Dienstes  eine  höhere  Dienststelle  Forderungen  an  den  Staats- 
diener stellen.  Aber  —  auch  diese  Pflicht  der  Treue  und  des  Gehorsam^ 
ist  eine  staatsrechtliche,  d.  h.  um  des^  Staates  willen  sind  sie  zu  teilten 
und  zu  den  Zwecken  und  in  den  Formen  ^  welche  das  Recht  des  Staatt> 
festsetzt.')  Auch  voii  den  Staatsdienern  kann  nur  ein  —  in  diesem  Sinne  — 
„verfassungsmässiger"  Gehorsam  gefordert  werden,  und  die  Pflicht  zu  die- 
sem weicht  nach  keiner  Seite  liher  die  Grenzen  von  Recht  und  Sittlichkeit. 
Eines  anderen  Gehorsams  bedarf  auch  der  Staat  niemals/) 


')  Vergl.  oben  §,  486, 

2)  Preussißclica  Allgemeines  Landrecht  Th,  H  Tit  10  §.2:  „Sie  sind  (die  Staats- 
diener), ausser  tlcn  allg-emeinen  Uti tu rtlijtne» pflichten,  dorn  Oberbau pte  des  Staat««  beson- 
dere Treue  und  fiehorsain  s^rhuldig," 

')  Beu8s*Scbleiziaches  Kevidirtei  Staatfigrundgesetz  §.  106:  ^^ Jeder  Staatadks^ 
haftet  für  dieGi^setz-  und  Verfatjsungsmässigkeitseinor  amtlichen  TbätigteiL" 

*)  Bluntsebli,  Allt^'^meint^a  Staatsrecht  TL  U  S.  l^L-  Held,  System  Tlu  H  S.3oI 
§.  373  und  S.  344:  „Hier  stellt  es  vor  Allein  fost^  dass  ein  Staatsdiener  nie  etwas  g^a 
das  absolute  Sittengeaetis  YerstosRündea,  iugUdcben  etwas  absolut  Widerrecbtlicheß,  auch 
wenn  es  ihm  von  noch  so  hoher  Stelle  befohlen  würde,  und  ebensowenig  irgend  dnt 
Weisung,  welche  nicht  in  der  Torgonchri ebenen  Form  an  ihn  ergangen  ist,  amtlich  dnich- 
zufuhren  verpflichtet  sei."  Vergl  dazu  Moser*  Von  fe  deutschen  BeithsKUnde  Lamkn. 
S.  1157:  „Wie  aber,  wenn  ein  Landesherr  einem  Collegio^  Rath,  Beamten,  OfficieriLs  w 
Etwas  befiehlt,  davon  man  wci^^J^,  ^iftss  ea  gegen  die  Land  es -Verfassung  sei?  Wer  Gt^ 
mehr  furchtet  ^h  Mensehen,  oder  anch  sonst  ifur  ein  reeht  ehrlicher  Mann  ist,  der  !ehm 
es  mit  Bescheidenheit  ab  und  thiit  es  nicht ,  sondern  leidet  lieher  darüber  ^  wa»  er  nicti 
ändern  kann.  Weil  aber  Wenige  so  denken  *  so  geht  es  halt  wie  es  geht^  so  wird  t7 
aber  auch  an  dem  grossen  Weltgerichte  dem,  der  es  befohlen,  und  dem,  der  es  bdbigti 
hat,  gehen  wie  es  gehen  wird;*'  auch  Stahl,  Eechts*  nnd  Staatslehre  Abth.  II  §.  M 
Die  absolute  Unterwerfang  des  ,jFür^?ndienera"  unter  jedt  n  Willen  des  Fürstvn  iftr  diu 
Btaatsgeföhrlichc  Forderung  der  Hallersehen  Schule. 
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ß.   Gegen  die  Yerfassang  und  das  Gesetzr 

§.  684. 
Seit  der  Herausbildung  constitntioneller  Verfassungen  in  Deutschland 
und  besonders  seit  der  Codification  des  gesammten  Rechtes,  sowie  der 
Grundlagen  der  Verfassung  ist  es  allgemein  üblich  geworden/)  die  Staats- 
diener —  die  Civil-,  nicht  aber  die  Militair-Beamten,  auch  wohl  die  Kirchen- 
und  Schuldiener  —  besonders  auf  die  Beobachtung  der  Gesetze  und 
namentlich  der  Verfassung  wirklich  tu  verpflichten  und  dieselben  vor  dem 
Eintritt  in  das  Amt  oder  doch  bei  der  Anstellung  der  Verfassung  gegen- 
über besonders  verantwortlich  zu  machen.*)  Wo  alle  Unterthanen  ver- 
pflichtet sind,  bei  dem  Eintritt  in  ein  bestimmtes  Lebensalter  oder  bei  der 
Ansässigmachung  (Gründung  eines  eigenen  Heerdes)  den  s.  g.  Verfas- 
sungseid zu  leisten,  ist  jene  Vereidigung  der  Staatsbeamten  nur  insofern 
eine  besondere,  als  die  Beziehungen  derselben  zu  der  Staatsverfassung  und 
dem  Verfassungsrecht  auch  besondere  sind.  Denn  als  Organ  der  souverainen 
Regirungsgewalt  sind  die  Staatsdiener,  oder  richtiger  die  Staatsbeamten, 
in  besonderer  Weise  berufen  und  ermächtigt,  Wächter  der  Verfassung  zu 
sein.  Der  Verfassungseid  begründet  indess  eine  rechtliche  Verpflichtung 
nicht,  sondern  kann  nur  eine  moralische  Garantie  der  Erfüllung  der  schon 
ohnehin  bestehenden  rechtlichen  Verpflichtung  gewähren.  Wenn  nun  gar 
im  Falle  eines  politischen  Verbrechens  der  Bruch  des  Verfassungseides  nicht 
weiter  in  Betracht  gezogen,  sondern  nur  das  objectivc  Verbrechen  nach  den 
Grundsätzen  des  Strafgesetzes  bestraft  wird,  so  ist  von  der  staatsrechtlichen 
Bedeutung  des  Verfassungseides  nicht  wohl  zu  reden  und  das  Gewicht, 
welches  die  gesetzgebenden  Versammlungen  auf  die  EinHlhrung  desselben 
in  das  Verfassungsrecht  legten,  auch  rücksichtlich  der  Staatsbeamten  nur 
aus  dem  übertriebenen  Eifer  des  noch  jungen  Constitutionalismus  zu  erklären. 


')  Der  Verfasaungseid  der  Staatsdiener  kommt  aber  auch  schon  früher  vor.  S. 
Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  57  Note  1. 

*)  Es  galt  dieser  Verfassungseid  als  ame  der  „Garantien  der  Verfassung."  S.Preus- 
sisches  Verfassungsgesetz  Art.  108;  Baiersches  Tit.  X  §.  3  und  4;  Sächsisches 
§.  ia9;  Wfirtembergsches  §.  45  und  69;  Hessen-D armstädtsches  §.  108  und 
109;  Luxemburgsches  Art.  110;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  65;  Meiningsches 
§.  108;  AltenhurgscheS  §.  73,  womit  zu  verhinden  §.  266  a.  E.:  „Jeder  Beamte  und 
ünterthan  des  Landes,  die  jetzigen  und  künftigen,  sind  durch  den  Act  seiner  Verkündigung 
als  auf  da«  Grundgesetz  verpflichtet  zu  betrachten  und  machen  sich  durch  dessen  Ucber- 
schreitong,  auch  wenn  sie  nicht  besonders  darauf  verpfiichtet^sind,  straffällig ;" 
Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  g.  161  und  162;  Braunschweigsche  Neue 
Landscbaftsordnung  §.  153  und  154,  auch  §.  52;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staats- 
grundgesetz Art  199j  Anhalt-Bernburgs.ches  Verfassungsgesetz  §.  97;  Schwarz- 
burg Rndolstädtsches  Grundgesetz  §.  48;  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staats- 
gnmdgesetz  §.  104;  Waldecksches  Verfassungsgesetz  §.  72  ui!ä  73  (fordert  aber  ein 
eidliches  Gelobniss  nicht);  Liechtensteinsches  §    124. 

45- 


Selljst  wenn  die  Verletzung  der  .Verfassung  zu  einem  besonderen  ausser- 
halb d&s  Gebietes  der  gemeinen  oder  der  Dienstvergehen  bestehenden  Be- 
griff des  Vergehens  gemacht  ist/)  m  ist  doch  auch  dabei  keine  Kede  von 
dem  Einflüsse  oder  einer  rechtlichen  Bedeutung  des  Braches  d&&  Ver- 
fassungseides.'') Dem  Gesetze  gegenüber  waren  aber  die  SteatsdicEer 
von  jeher  auch  durch  den  Diensteid  verpflichtetj  ^vie  ja  die  Verwirklichung 
der  Gesetze  grade  die  Pflicht  der  Staatsdiener  ist, 

bb,    Atntavetschwiegenböit 

§.  685, 
Indem  der  Staatsdienst  einen  Theil  der  pb3^Biscl]en  und  der  geisrigea 
Kraft  der  ihm  sich  widmenden  Person  in  Anspruch  nimmt,  wird  die^ie  in 
dem  Bereiche  des  bestimmten  riffentlichen  Amtes  gleichsam  gebunden  und 
hat  diesen  Theil  ihrer  Bethätigung  als  ein  ihrer  Verwaltung  anvertraute 
fremdes  Gut  zu  betrachten.  Die  Angelegenheiten  des  Dienstes  sonden 
sich  prinzipiell  von  denen  der  peraänlichen  Interessen  des  Staatsdieners,  es 
sind  eben  die  Interessen  des  St^iates,  %vclche  durch  den  persönlichen  Dieca 
des  Staatsdieners  ihre  Befriedigung  suchen,  und  die  Anvertrauang  Uirer 
Wahrnehmung  ist  immer  eine  politische  Vcrtrauenssache.  Eine  besondere 
Folge  dieser  Besonderheit  —  des  staatsrechtliehen  Charakters  —  der 
Pflichten  des  Staatsdieners  ist  die  nothweodige  Forderung  der  ^,  g,  Amt^- 
verechwiegenhcit  oder  der  Geheimhaltung  der  fUr  die  Oeffentlichkä: 
sich  nicht  eignenden  oder  nicht  bestimmten  Angelegenheiten  des  Dienstes. 
Will  und  muss  auch  das  öffentliche  Leben  ein  öffentliches  sein  und  dürfcii 


*)  Weimaracties  Grundg^ßäetz  §.  66:  ^Jede  absichtliehe  Verletzung'  der  Verfa^;*c:if 
im  StaatfidiensttJ  soll  nls  VevletKtmg  der,  Amtapflicht  bestraft  werden,  m>feni  nicht  da 
äcb werteres  Verhrerlien  darin  enthalten  ist.  Jede  Handlang-  eines  Sta^tsdieners,  welche  m 
der  Ateicht  tmternoninien  wird,  um  diese  Yerfasenni?  heimlieh  zu  ujitergraben,  \A  als 
Hoch verrath  zn  heatr af en ; "  Ä It e n h u r g^ s c h e s  §  7 .S :  „Eine  Terle ttnng  des  6niiid^»«i^ 
besond^^rs  einer  der  hier  genannten  Unterthanspflichteu  gilt  als  Treubmch  und  Staate- 
vergehen;*"  imd  §.  266  a,  E.  (s,  Note  2  auf  8.  707), 

=)  Für  ao  WDBCnÜicli  l>ei  dem  Ei-wac^lien  der  conntitution eilen  Theorie  das  ImittrEC 
des  Verfassungseides  gehalten  wurde,  bü  ist  doch  gegenwärtig  di<?  Majorität  der  com^ 
tenteu  StimmöU  gegen  diesen  Eid  gerichtet,  mag  er  nun  von  di-n  Staatsdienem  oder  vnc 
wem  sonst  äu  leisten  «ein.  Sind  alle  pcrmJRaorischen  Eide  höchst  bed«nlilich,  ^  rti 
Ancm  solche  politischen ,  deren  Gegenstand  ein  hochüt  variirender  and  variabler  tu  Sf^J 
pflegt.  Man  vergl.  Coburg- Gothaschcs  Staalsgiiindgeaet^  S-  l^^i  Braun3<::hT^ijf- 
sehe  Nene  Landsthaft^ordnung  §.  108;  Oldenburgaehes  Re?idirfces  Staat^gruiidgfti*0 
Art.  209.  Das  Hannoversche  Landes vevfassnngsgesetz  von  1840  kannte  den  Terfi?- 
Bungaeid  nicht  und  hatten  alle  Verfa«Hungsge^etae  diesem  Beispiele  ohne  irgend  »eictt 
Naditheilen  folgen  Kennen.  T>urch  den  Äus«chlu*<!S  des  Jlilitairs  vom  Terfii- 
Rungaeide,  der  gewiss  gerechtfertigt  ist,  nimss  ja  nur  ein  gewisser  Argwi>hn  gt^  l»' 
Verfassung  und  das  Verfassnngftlchen  geweckt  werden.  VergL  auclv  H^ld,,  Sj«*** 
Th.  II  B.  344. 


die  Handlungen  desselben'  vor  dem  Lichte  der  Oeffentlichkj 
verbergen,  so  ist  doch    manche  Angelegenheit  der  inneren! 
Staatsverwaltung  eben  im  Interesse  des  Staates  selbst  von  < 
zu  halten,    welche  nur  durch  ihre  dienstliche  Stellung  Kul 
halten  konnten.    Die  Pflicht  der  Amtsverschwiegenheit  ist  i 
exceptionelle  und  kann  sich  nur  auf  die  Fälle  beschränken, 
öffentlichung  des  dienstlich  Erfahrenen  —  von  dem  sonstige 
Staatsdieners  ist  überhaupt  keine  Bede  —  dem  Staate  oder  li 
Nachtheil  bringen  würde,  was  entweder  die  Natur  des  Gegd 
die  den  Staat  repräsentirende  Gewalt  selbst  bestimmt.*)    Did 
Amtsverschwiegenheit  pflegt  in  dem  Diensteide  besonders  erM 
den,  ihre  Verletzung  aber  gilt  als  ein  Dienstvergehen  und,  i 
theilung  des  zu  Verschweigenden  den  Charakter  des  LandesV 
aach  als  ein  Dienstverbrechen.*)     Der  Verpflichtung  zur  Amts^ 
heit  entspricht  die  Befreiung  von  der  Pflicht  Zeugniss  über  s( 
genheiten  abzulegen,  deren  Veröffentlichung  dem  Staate  Gefah 
theil  bringen  könnte.  *) 

cc.    Persönliche  Integrität 

.    §.  686. 
Die  besonderen  öffentlichen  Pflichten  der  Staatsdiener  e 
an  das  gesammte  äussere  Verhalten  des  Staatsdieners  besonder 
Derselbe  ist  im  Hinblick  auf  die  Würde  und    den   Ernst   d 
verwalteten  Amtes  verpflichtet,  sowohl  in  allen  den  Dienst  unn 
mittelbar  berührenden  Beziehungen  als  auch  in  dem  ausserhalb 
sicl\  bewegenden  Leben  stets  ein  streng  sittliches  und  tadelfre 
zu  zeigen«     Der  Staat  kann  schon  um  seiner  selbst  willen  in 
sieht  nicht  leicht  zu  streng  sein,  da  ein  sittenloses  oder  unehi 
tragen  seiner  Beamten   unmittelbar   den  Staat   selbst  compro; 
seinem   Ansehen  wie  seiner  Macht  Schaden  zufllgen  würde, 
haftigkeit  des  Staatsdieners  erhält   aber   noch  eine  besondere 
litische  Bedeutung,  indem  dieselbe  namentlich  die  Integrität  de 
Charakters  des  Beamten,  dessen  Selbständigkeit  und  Festigkei 
richtung    der  dienstlichen  Obliegenheiten  und  vor  Allem  das 
•  dienstlichen  Wirkens  von  den  Einflüssen  parteiischer  Selbstsi 


0  Blantschli,  Allgemeines  Staatsrecht  Th.  11  S.  136,  8:  „Eine  pc 
dehnang  des  Geheimnisses  über  diesen  Bereich  und  eine  fidvole  Ausplav 
beiden  entgegengesetzten  Klippen,  die  za  vermeiden  sind." 

*)  Vergl.  Preussisches  Strafgesetzbuch  §.  71. 

')  Dieses  pflegt  in  bürgerlichen  und  in  Straf-Prozessordnungen  ausgesp 
Vergl.  z.  B.  Preussische  Allgemeine  Gerichtsordnung  Th.  I  Tit.  10  §.  180 
sehe  Criminal-Ordnung  §.  313. 


Darum  ist  auch  in  allen  deutschen  Staaten  den  Staatsdienem  verboten,  tod 
den  Amtsuntergebenen  Geschenke  anzunehmen,  und  ist  die  Bestechung  im 
actiyen  wie  passiven  Sinne  als  ein  straf bai  es  Vergehen  oder  Verbredieo 
betrachtet.  In  gleicher  Absicht  ist  auch  den  Staatsdienem  verboten,  ohne 
Genehmigung  ihrer  Regirung  von  anderen  Regiruugen  Geschenke,  Titel, 
Ehrenzeichen  oder  sonstige  Belohnungen  anzunehmen.  Es  steht  aber  über- 
haupt das  äussere  Leben  der  Staatsdiener  unter  der  Aufsicht  der  Staats- 
gewalt und  ist  diese  so  berechtigt  wie  verpflichtet,  auch  die  Verletzang 
dieser  Seite  der  staatsdienerlichen  Pflichten  seiner  strafenden  Cognition  zo 
unterziehen.  *) 

dd.    Volle  Hingabe  an  den  Dienst. 

§.  687. 
Theils  im  positiven  Interesse  der  Verwaltung  der  öffentlichen  Aemter. 
theils  auch  in  besonderer  Rücksicht  auf  die  persönlichen  Beziehungen  imd 
Verhältnisse  der  Staatsdiener  verlangt  der  Staat,  dass  seine  Diener  den 
Obliegenheiten  des  ihnen  anvertrauten  Amtes  ihre  ganze  physische  mi 
geistige  Kraft  wenigstens  insofern  widmen,  dass  sie  dieselbe  nicht  f&r  die 
Betreibung  anderer  Erwerbszweige  verwenden.  Es  entspricht  nicht  der 
Würde  des  Staates  noch  den  nothwendigen  Interessen  seiner  Dienstverbalt- 
nisse, wenn  die  Organe  der  Staatsverwaltung  durch  die  persönliche  nwi 
directe  Betheiligung  an  gewerblichen  Unternehmungen  in  den  Interesset 
dieser  verwickelt  und  den  Gefahren  der  industriellen  Krisen  und  Schwac 
kungen  überlassen  werden.  Indem  der  Staat  einer  Person  die  VerwaltuBf 
eines  Staatsdienstes  überträgt,  hat  er  von  derselben  auch  die  völlige  Hin- 
gabe an  die  Verpflichtungen  dieses  Amtes  zu  erwarten  und  verhindert 
darum  mit  Recht,  dass  der  Staatsdiener  in  die  Conflicte  geräth,  welche  die 
Vereinigung  der  Verwaltung  eines  öffentlichen  Amtes  mit  der  Betreibung 
bürgerlicher  Erwerbsgeschäfte  mit  sich  führen  würde.  Die  industrieDen 
Unternehmungen  ziehen  in  die  Sphäre  der  (nicht  politischen)  Gesellschaft 
und  mllHSten  den  Staatsdiener  dem  Staate  entfremden,  w^nn  nicht  gar  \L 
mit  diesem  verfeindeUj  zuoinl  wenn  die  Erwerljabeschäftigung  der  Aii  sen 
würde,  dnas  sie  dem  sie  Retreihenden  die  Stelle  einer  Partei  dem  Staats^' 
gegenüber  zuweiBt.  Darum  das  ausdrückliche  Verbot,  dass  Staat^dicnff 
IlandcIsgeBchäfte  oder  sonstige  gewerbliche  Geschäfte  betreiben,  als  SmI- 
waltcr  oder  Advocaten  fungiren,  im  Amtsbezirke  nicht  Darlehnsgescbäfte 
abflchliessen,  Grundeigenthum  erwerben  oder  Bürgschaften  bestellen  dürfen/ 


')  Darum  eben  kann  aucli  das  StÄat^recbt  von  einem  »iin würdigen"  Verbaiten  »ea»?^ 
Beatnti'n  ä)>T<?chen.  VcrgL  z.  B.  Oldcnbtirg-BChes  Revidirtes  HtaatsEmmi^*?*^ 
Art.  111  g.  3. 

')  VergL  Zacliaria,  Deutacbeä  Staatsrecht  Th,  H  §,  137  Note  4  und  ä  —  I^ö- 
Deschränkungen  der  ausaerdienstlielien  Betriebsamkeit  der  Beamten  sind  paTtifod»ntcfei' 


c.    SicheruDg  der  Erfttllung  der  staatsdienstlichen  P 

§.  688.    .  1 

Ein  jeder  Staatsdiener  schuldet   dem  Staate   die   geW 
treae  Erfbilong  seiner  dienstlichen  Pflichten  and  die  trene  ^ 
seiner   Beziehungen   zu    dem    Staate  und    dem   Organismul 
dienstes.')    Weil  die  Gewalt  des  Staates  in  dieser  Weise  1 
vralten  muss  und  will,  ist  es  die  staatsrechtliche  Pflicht  ihre^ 
Anforderungen  des  öffentlichen  Dienstes  in  ihrem  ganzen  Uli 
sprechen.    Das  Gelöhniss   der  gewissenhaften  und  treuen  I 
^wird  von  dem  Staatsdiener  in  den  deutschen  Staaten  darum  i 
Antritte  seines  Dienstes  in  der   Regel  in  der  feierlichen   w, 
liehen  Verspiecfaens,  nur  selten  in  «der  minder  feierlichen  des  I 
verlangt   und   ist   das  staatsrechtliche   Institut   der  s.  g.  Diil 
\ireitesten  Masse  ausgebildet.    Zum  Inhalt  nehmen  die  Diens^ 
löbniss   der  gewissenhaften  und  treuen  Erflillung  der  Pflicht 
nommenen   Staatsamtes  nach  der  Verfassung,  den  Gesetzen 
nnngen   mit  besonderer  Bezugnahme   auf  die  Verpflichtung 
schwiegenheit  und  zu  einem  ehrenhaften  Wandel  oder  auch  ^ 
einziehung   der   Verpflichtung,    die  Verfassung   zu   wahren, 
derselben   ist   die  moralische. Stärkung   des   dienstlichen  Be\5 
Staatsdiener   und   die   folgeweise   bessere   Sicherung   der   A?  ! 
Staates  an  seine  Diener.    Auf  einen  sittlichen  Zweck  beschi  . 
Bedeutung   und   Wirkung   der  Diensteide;  eine   besonders   i 
ansprachen  dieselben  nicht,  wie  nicht  einmal  die  Bestrafung  i 
Verletzung  der  dienstlichen  Pflichten,  des  eigentlichen   Dien  I 
aaf  den  darin  enthaltenen  Eidbruch  Rücksicht  nimmt.    Nur     i 
der   materiellen,   aus  Dienstvergehen   erwachsenen  Anspruch 
an  seine  Diener  bezwecken  die  s.  g.  Dienstcautionen,  di 
jener  Sicherung  in  die  Hände  des  Staates   deponirten  Gapil  I 
bis  dahin,    dass  der  Staat  yermögensrechtliche  Ansprüche  a 
diener  aus  dessen  Dienstftihrnng  geltend  zu  machen  hat,  ii 
thum  des  Staatsdieners  oder  desjenigen,  der  sie  für  diesen  ( 


liehe   und   können  liier   nnr  angedeutet  werden.    Hinsichtlich  des  Frei    i 
TergL  TOB  Bonne,  Prenssisches  Staatsrecht  Bd.* II  §.  295,  IIL 

*)  VergL  Altenbargsches  Grundgesetz  §.  83.:    „Ans  diesem  (det    ! 
Staatsdienst)  fliesst  die  TorzngswBise  Verpflichtung  der  öffentlichen  Bea    : 
ihren   Dienstpflichten   auf  das  Genügendste  zu   entsprechen  und  dadu 
Staatsbürgern  mit  den  besten  Beispiele  vorausgehen.     Jeder  Staatsdie     r 
liehe,  weltliche  und  geistliche  Beamte  ist  für  seine  Dienstleistung  Terai 
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bleiben^  dann  aber  das  Vermögen  sind;  an  welchem  der  Staat  zunächst  sich 
erholen  kann.*) 

C.    Die  Dienstrechte. 

§.  689. 
Als  die  Rechte  des  Staatsdieners  erscheinen  im  Allgemeinen  und  zu- 
nächst dessen  Pflichten,  insofern  die  Erfüllung  dieser  das  Recht  nur  dieser 
bestimmten  Person  sein  muss.  Es  giebt  aber  auch  bestimmte  Berechtignngen 
der  Staatsdiener,  welche  zunächst  nur  als  solche  sich  zeigen,  indem  ihnen 
gegenüber  bestimmte  Verpflichtungen  Anderer  bestehen*  Der  ^taatsdiener 
hat  Rechte  gegen  den  Staat  und  ebenso  auch  gegen  die  übrigen  ünter- 
thanen  desselben.  Alle  diese  Rechte  sind  aber  öffentliche  Rechte,  da  sie 
um  des  Staates  willen  bestehen  und  jn  dessen  Wesen  selbst  begründet 
sind.  Dieselben  tragen  auch  den  allgemeinen  Charakter  aller  öffentlichen 
Rechte,  welchen  die  Noth wendigkeit  ihrer  Existenz  und  ihrer  Geltend- 
machung bestimmt.  Es  ist  nicht  dem  Belieben  des  Staatsdieners  überlassen, 
ob  derselbe  die  mit  dem  ihm  verliehenen  Amte  verbundenen  und  gegebe- 
nen Rechte  gebrauchen  und  geltend  machen  will,  sondern  der  Beruf  des 
Staates  selbst  ist  es,  welcher  von  dem  Staatsdiener  fordert,  dass  derselbe 
ebenso  die  Rechte  des  Staatsamtes  übt,  wie  die  Pflichten  desselben  erfüllt 
Die  Rechte  der  Staatsdiener  als  solcher,  zu  denen  also  die  auf  einen  privat- 
rechtlichen Titel  sich  gründenden  Ansprüche  desselben  sei  es  gegen  den 
Staat  selbst  oder  gegen  andere  Personen  nicht  gehören,  sind  zwiefacher 
Art,  indem  sie  entweder  unmittelbar  die  Erfüllung  der  Dienstpflichten  be- 
zwecken und  aus  der  amtlichen  Stellung  selbst  hervorgehen,  oder  aber  den 
besonderen  Verhältnissen  der  Staatsdiener  Rechnung  tragen.  Diese  in  be- 
söndem  Sinne  persönlichen  Rechte  der  Staatsdiener  betreffen  dann  wieder 
theils  die  pecuniären  Verhältnisse  theils  die  äusseren  Vorrechte  der  Staats- 
diener als  Glieder  des  Standes  der  Staatsdiener.') 


*)  Die  Bedingnngen,  Formen  und  Rechtsverhältnisse  der  Dienstcautionen  können  sek 
verschieden  8€in.  Das  YerhSltniäs,  nach  welchem  die  Dienstcantions-Summe  berechnet, 
die  Voranssetzungen,  unter  welchen  sie  zu  bestellen  (ob  von  allen  Beamten  oder  ob  nur 
von  solchen,  welche  öffentliche  Gelder  zu  vereinnahmen  oder  zu  verrechnen  haben),  der 
rechtliche  Modus  der  Bestellung  (ob  durch  Staatspapiere,  die  als  Faustpfand  deponirt 
werden,  oder  durch  hypothekarische  Sicherung  oder  durch  haare  Einzahlung  der  Cao- 
tionssumme,  deren  Yerzinsung  die  Staatskasse  übernimmt),  die  Voraussetzungen,  onter 
welchen  die  Staatsregirung  die  Cautionssumme  als  verhaftet  angreifen  darf,  sowie  die, 
unter  welchen  diese  als  haftfrei  zurückgegeben  werden  darf,  sind  die  Punkte  des  Ca&- 
tionswesens,  welche  gesetzlich  bestimmt  sein  müssen  und  nur  ans  dem  positiven  Becbte 
der  einzelnen  Staaten  zu  erkennen  sind.  Vergl.  hinsichtlich  des  Cautionswesens  in  Preossen 
Von  Bönne,  Prenssisches  Staatsrecht  Bd.  n  §.  294. 

3)  Zacharia,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  11  §.  139.  » 


a.    Die  unmittelbaren  Dienstreclite. 

§.  690, 
Die  unmittelbar  aus  dem  Wesen   und   der  Würde  des 
entepriugenden  Rechte  des  Staatsdieners  sind  die  Ansprüche  \ 
alle    diejenigen  Vorrechte,    welche  die  Erfüllung  der  Staatsc 
noth  wendig  macht.     Gegen  den  Staat'ist  es  der  Anspruch  aul 
aller   derjenigen  Mittel,  welche  die  thatsächliche  Ausrichtung  | 
erfordert,  sowie  auf  die  staatsseitige  Aufrechthaltung  des  denj 
Amte    und  der  dasselbe  bekleidenden  Person  gebührenden  Ai 
Vertretung   ihrer   amtlichen   Handlungen    (publica   fides,    Be 
—  echten  —  öffentlichen    Urkunden),    gegen    die   übrigen 
aber   der  Anspruch  auf  die  thatsächliche  Anerkennung  der    iq 
sich  darstellenden. Art  der  öffentlichen  Gewalt  und  die  Befolgung! 
fllgungen  und  Erweisung  der  dem  Amte  gebührenden  äusseren 
der    Staatsdiener  repräsentirt   einen  guten  Theil  der  souveraii 
Der  Staat  hat  die  durch  das  Amt  überkommene  Würde  seinei 
schütten  und  deren  Anerkennung  und  Achtung  Yon  den    übr 
tbanen  zu  fordern,  nöthigenfalls  durch  seine  Gewalt  zu  erzwinge 
Recht  des  Staatsdieners  auf  die  Anerkennung  seines  öffentlicl 
ters  und  auf  die  Respectirung  seiner  amtlichen  Handlungen  spe 
alsdann    denen   gegenüber,    welche   besonders    der   Gewalt   d 
unterworfen  sind  und  dadurch  in  besonderem  Sinne  Respect  uc 
dem  persönlichen  Repräsentanten  des  Staatsamtes  schulden.    ^ 
dieses  Rechtes  des  Staatsdieners  und  seines  amtlichen  Gharakt 
guDgen  der  Amtsehre  oder  Widersetzlichkeiten  gegen  die  Verf 


')  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  n  §.  139,  I,  fordert  nur  voi 
gebenen"  Gehorsam  gegen  den  Beamten  etc.,  allein  ein  Theü  dieser  Anree 
dieners  besteht  auch  ganz  allgemein  den  sämmÜichen  ünterthanen,  selbst 
Vergesetzten I  gegenüber.  Das  innere  Prinzip  und  den  staatsrechtlichen  C 
Anrechts  des  Staatsdieners  auf  Gehorsam  und  Autorität  bezeichnet  Gerb< 
liehe  Bechte  S.  70  sehr  treffend  in  den  Worten:  (der  Beamten)  «eigenthüi 
ist  ja  grade  die,  dass  sie  die  Bechte  der  Staatsgewalt,  wie  sie  injtder  Bi 
Staatsoberhauptes  zusammenlaufen,  an  der  Stelle  des  letzteren  ausüben  i 
Spruch  auf  Gehorsam  und  Anerkennung  bei  ihren  Verfügungen  und  Am 
nicht  auf  dem  Boden  ihres  eigenen  Bechtes,  sondern  ist  das  fremde  Becht 
dem  sie  nur  dienen  als  ausübende  und  vollziehende  Organe.  Selbständig 
lieh  im  Staatsrechte  ist  ihnen  nur  das  Becht,  dass  ihr  Bepräsentat: 
erkannt  werde." 

^  Darauf  gründen  sich  die  strafgesetzlichen  Bestimmungen  rücksicht 
amten  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  begangenen  Verbrechen  oder  Verg< 
ehrenbeleidigung,  thätliche  Mishandlung,  gewaltsame  Verhinderung.  Vergl. 
Strafgesetzbuch  §.  89  ff.,  156,  192  ff. 


Staates,  ahndet  der  Staat  kraft  seiner  Strafgewalt.  Besonders  anbedingt 
ist  aber  der  Ansprach  des  Staatsdieners  auf  den  Oehorsam  der  dienstiieb 
Subordinirten/der  so  lange  ein  unbedingter  sein  mnss^  als  der  Befehl  des 
Vorgesetzten  nicht  Rechtswidriges  fordert.') 

b.    Die  mittelbaren  Dienstrechte, 
aa.   Pecnni&re  Ansprüche. 
§.'691. 
Dem  Rechte  des  Staates,  die  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  seiner 
Diener  zu  verwenden,  entspricht  seine  Pflicht,  filr  die  äussere  Existenz  der* 
selben  ztt  sorgen  nnd  ihnen  die  Mittel  zn  gewähren,  um  dem  Staatadienäe 
als  Lebensberuf  sich  widmen  zu  können.*)    pie  Besoldung  der  Staatsdiener 
ist  eine  selbstverständliche  Folge  der  Organisation  des  Staates  und  dämm 
eine  prinzipielle  Verpflichtung  desselben  gegen  seine  Diener:  denn  in  dem- 
selben  Masse,  in  welchem  der  Staat  dem  Manne  die  Möglichkeit,  die  äusse- 
ren Mittel  seines  individuellen  Daseins  sich  zu  verschaffen,  entzieht,  er- 
wächst ftlr  ihn  die  Verpflichtung,  diese  Mittel  ihm  selbst  zu  gewähren  oDd 
ihm  diejenigen  Dienste,  welche  er  von  dem  Staatsdiener  beansprucht  und 
erhält,  angemessen  zu  vergtlten.')    Dieses  Prinzip  ist  denn  auch  in'alleD 


<)  S.  oben  §.  383. 

*)  Nicht  80  staatsrechtlich  nothwendig  ist  dagegen  die  Verpflichtang  des  Staates,  skh 
anch  der  Fürsorge  der  Wittwen  und  Waisen  der  Staatsdiener  anzunehmen,  vb'X 
diesen  Pensionen  oder  Unterstützungen  ans  Staatsmitteln  za  bewilligen.  Es  haben  ind« 
wohl  alle  deutsche  Staaten  anch  diese  Fürsorge  wenigstens  als  eine  moralische  Pfli^t 
erkannt  und  entweder  selbst  Wittwen-  nnd  Waisen-Pensionskassen  geschaffen  oder  äsch 
Privatkassen  der  Staatsdiener  mit  ihren  Mitteln  unterstützt.  Eine  Staatssache  ist  dk 
Fürsorge  für  die  Hinterbliebenen  der  Staatsdiener  im  Königreich  Würtemberg.  Veirl 
Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  50:  , —  sowie  für  die  Hinterbliebenen  der 
Staatsdiener  ist  durch  ein  Gesetz  gesorgt."  VergL  auch  Badensches  Verfassangsgesetz 
§.  25:  „Die  Institute  der  weltlichen  und  geistlichen  Wittwenkasse  —  sollen  in  ihrer  läf- 
herigen  Verfassung  fortbestehen  und  nnter  den  Schutz  der  Verfassung  gestellt  seis.' 
Hier  sind  also  diese  Institute  nicht  Staatsanstalten,  aber  sie  sind  doch  als  Angekg^i^ 
heiten  politischen  Interesses  anerkannt.  Ebenso  Grossherzoglich  Hessisches  Ver- 
fassungsgesetz §.  49.  Im  Königreich  Primussen  ist  dagegen  ein  Anspruch  der  Hister- 
bliebenen  eines  Staatsdieners  auf  eine  Pension  aus  Staatsmitteln  Ton  dem  Gesetze  aidi' 
anerkannt.  Es  besteht  aber  für  bestimmte  Kategorien  der  unmittdbaren  StaatsSa^i 
eine  vom  Staate  garantirte  und  subventionirte  „Allgemeine  Wittwen-Verpflegungs-Anstah' 
welche,  Ton  König  Friedrich  II  1775  gegründet,  durch  die  Königliche  Cabinets-Orfr* 
vom  27.  Februar  1831  neu  organisirt  worden.  Danach  ist  die  Beitritts-BerechtiguDg  ^^ 
die  bestimmten  Staatsdienerklassen  beschrankt,  es  sind  aber  die  Mitglieder  dersdS)«t 
zum  Beitritt  Terpflichtet. 

^  Gegen  die  Aeusserung  Bluntschli*s  in  dessen  AUgemeines  Staatsrecht  Tk  C 
S.  128,  4:  „Dass  der  Beamte  anch  für  seine  Dienstleistung  selbst  eine  Vergütung  n  ^:>^ 
dem  habe,  Torsteht  sich  nicht  ebenso  (sc.  wie  der  Anspruch  auf  Schadenersaki,  rsfi 
folgende  Note  2)  Ton  selbst",  ist  nur  zu  bemerken,  dass  sich  im  positiven  Rechte  am  &^ 
Nichts  von  selbst  d.  h.  ohne  positivrechtliche  Bestimmung  versteht,   dasa  aber  dia  B^ 


deatschen  Staaten  anerkannt  und  der  Aiiepruch  der  Staatsdinj 
bestimmten  Gehalt   als  DienetentBchädigung  positivrechtlicb 
geordnet,    wenn   auch   in   sehr  versehiedener  Weise.    SowoU 
des  BesoidungsansprueheS;.  der  in  keinem  Staate  sofort  mit  dd 
tritt  in  den  Staatsdienst  beginnt,^)  als  aaeh  die  Grösse  unc| 
zu   beziehenden  Anspruchs  sind  verschieden  geregelt    So  ist  | 
positiven  Rechte   des  -bestimmten  Staates   zu  bestimmen,    ot| 
diener   zu  dem  Bezage   eines  fixirten  haaren  Gehaltes  oder  { 
lieferungen  oder  von  Sportein  und  Gebtthren    (ftlr   die  einz« 
tiandlnngen,   also  auoh  nur,  wenn  diese  geleistet  werden)   b 
Dass  der  besoldete  Staatsdiener  auch  einen  Ersatz  der  Auslaß 
Belbe  im  Interesse  des  Staatsdienstes  gemacht,  und  des  Scha«! 
im  öffentliche  Dienste  erlitten,  beanspruchen  könne,  ist  abej 
gemein  Rechtens.')    Die  finanzielle  Versorgung  der  Staatsdienerj 
ein   Gegenstand  der  Finanzgesetzgebung  und  die  Feststellung  4 
Theil   des  Budgets,  mag  dieses  die  Emolumente  der  einzelnen; 
oder  nur  eiqe  Gesammtsumme  für  eine  bestimmte  Beamtenkat 
stellen    und  die  spezielle  Vertbeilung  auf  die  einzelnen  darin 
Aemter  dem  Entschlüsse  der  Staatsregirung  vorbehalten.^) 

§.  692. 
Das  von  dem  Staate   gegebene  Anrecht   auf  eine  Besold 
dem  Amte  oder  Dienste,  wofür  dieselbe  gegeben,  so  eng  verb 
dasselbe  mit  dem  Augenblick  der  Verleihung  des  Amtes  begi  i 
lau^c  dauert  wie  die  persönliche  Bekleidung  des  öffentlichen  . 
Grundsatz,  dass  der  Gehalt*  des  Staatsdieners  nicht  anders  a  i 
eines  gesetzlichen  Strafverfahrens  entzogen  oder  geschmälert  vi 
ist    ein   allgemeiner  Rechtssatz  des  deutschen  Staatsrechts   g(  i 
als    ein   Satz   des  Verfassungsrechtes  ausdrücklich  anerkannt.  | 


soldongsrecht  des  Staatsdieners  so  gut,  wie  irgend  ein  öffentUches  Becht, 
dem  Wesen  des  Staates  begründet  ist. 

')  Das  canonische  Prinzip  nnaünm  officiom  sine  beneficio"  wird  in 
Staaten  wohl  angestrebt,  ist  aber  wohl  noch  nirgends  zar  conseqnenten 
langt.  Nicht  selten  ist,  nm  den  Fiscos  vor  jenem  Prinzipe  zu  schützen 
bereitongsdienst  übermässig  rerlängei-t 

*)  Das  Gegentheil  ist  von  Manchen  behauptet  (vergl.  z.  p.  an< 
a.  a.  O.  S.  128,  3),  aber  im  offenbaren  Widerspruch  mit  der  Praxis 
Staaten. 

^)  S.  oben  §.  633  Note  2;  Cobnrg-Gothasches  Staatsgnmdgeset 
Herzog  bewilligt  Gnadengehalte,  Geschenke  nnd  Erlasse  auf  Kosten  der 
innerhalb  der  etatmässigen  Grenzen." 

*)  Prenssische  Yerfassungsurkonde  Art,  98:  „Die  besonderen  B 
der  nicht  zmn  Bichterstande  gehörigen  Staatsbeamten  einschliesslich  d 
sollen  darch  ein  Gesetz  geregelt  werden,  welches den  dtaatsbean 


tügt  sich  der  concrete  (irebaltsaDspruch  des  öffeDthchen  Dieners  deni  „wotil 
erworbenen  Rechte"  desselben  ein  und  steht  mit  di^em  unter  den  Prluzi 
pien  und  Regeln  des  Privatrechts.  Die  öflfentlieh-rechtliche  und  prirat 
rechtliche  Sphäre  berühren  sich  dabei  aufs  Nächste:  denn  dus  Hecht  atif 
Besoldung  oder  der  Eintritt  der  ^jCtatsmässigen*''  Anstellung  bestimmt  da^ 
öflfentliche  Recht,  während  die  vermögensrechtlichen  Conscquenzen  äie?ies 
Rechtes  durchaus  privatrechtlicher  Natur  sind,  so  dass  eintretenden  Falles 
auch  die  Gerichte  über  den  Rechtsgrund  und  den  Umfang  des  coocrtJet^ 
Gehaltsanspruches  zu  entscheiden  haben,  wenn  nicht  die  pomtive  GeseD.- 
gebung  ein  Anderes  verfügt.  Die  Voraussetzung  des  privatrechtlichen  Gc- 
haltsanspruches  ist  aber  die  staatsrechtliche  .Begründung  der  abetracten 
Besoldungsverhältnisse  fttr  diese  bestimmte  Person.  Nur  wenn  der  Stirit 
sei  es  speziell  oder  durch  die  Aufstellung  allgemeiner  Grundsätze  Über  flre 
Bewilligung  von  Besoldungen  diese  versprochen,  kann  ein  privatrechtÜclicr 
Anspruch  des  Staatsdieners  auf  einen  bestimmten  Besolduhgsbetrag  er- 
wachsen sein.*) 

bb.    Standesvorre'chte. 

§.  693. 
Die  Staatsdienerschaft  bildet  in  Folge  ihrer  besonderen  Yerhältni^j^^ 
in  und  zu  dem  Staate  einen  in  bestimmten  Richtungen  abgeschlossen  rc 
„Stand".  Indem  der  Staatsdienst  den  grössten  Theil  des  Lebensbenife> 
des  damit  Bekleideten  ausfüllt,  stellt  derselbe  den  Staatsdiencr  neben  d^t 
einem  anderen  Berufe  lebenden  Individuen,  während  anclrerseits  der  be 
sondere  Inhalt  jenes  Berufes  den  Staatsdiener* in  engerer  und  engs^ter  Be 
Ziehung  zu  dem  Staate  hält  und  ihm  gewissermassen  eine  Khrf'^etellnf^r 
in  dem  öffentlichen  Leben  anweist.  Das  in  der  Sache  Reibst  begrtüjdeii 
und  positivrechtlich  näher  fixirte  Erfordemiss  einer  besonderen  peii?önIicbeL 
Ausbildung  zu  dem  Staatsdienste  hebt  den  Stand  der  Staatsdicuer  »I- 
solchen  noch  bestimmter  hervor  und  trägt  zur  Sicherung  des  Be^'^iig^tsein- 
desselben  von  sich  selbst  aufs-  Wesentlichste  bei.*)  Andrerseits  aber  \^*^i 
sich  der.  Stand  der  Staatsdiener  und  keine  Klasse  derselben  aus  dem  üh 


kürliche  Entziehimg  von  Amt  und  Einkommen  angemessenen  Schutz  frf?^Shrt^  ivfrzi 
Gesetz  vom  21.  Juli  1852,  betr.  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  B^amtiai  ttc^ 
Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  109. 

')  von  Mohl,  Würtembergsches  StaatsrechtTh.il  S.  117;  Zachariä.  Destefbr- 
Staatsrecht  Th.  n  §.  141  a.  E. 

')  Die  ehedem  übliche  Auszeichnung  der  Staatsdiener  durch  Standes^-AosnahiBsitel^Tr. 
wie  das  Privilegium  des  bevorzugten  Gerichtsstandes,  persönlicher  Adel  u.  dergl  M  *» 
dem  deutschen  Staatsrecht  der  Gegenwart  geschwunden.  Nur  das  Baierpcte  V'jr- 
fassungsgesetz  Tit  Y  §.  5  anerkennt  noch  etliche  politische  Vorrechte  des  Adeb  meh  fi^ 
die  „CoUegialräthe  und  höhern  Beamten". 


g^emeinen  Begriff  der  Unterthanenscbaft^  vielmehr  stehen  die) 
Hinsiehten  in  den  Verhältnissen,  welche  durch  die  Untertb 
solche  begründet  werden,  nur  noch  in  besonders  engen 
Ziehungen  zu  dem  Staate  und  seinem  Leben«*)  Auch  sind 
niemals  ein  besonderer  Factor  des  politischen  Lebens  nebeni 
neu  Gewalt-  des  Staates,  da  sie  nur  kraft  dieser  und  nur  ftt) 
ren.')  Symbole  der  Standesvorrechte  der  Staatsdiener  sind  i 
soaveraineu  Gewalt  verliehenen  Titel  und  die'  äusserep  dil 
zeichen  (Uniformen  oder  bestimmte  an  der  Kleidung  ang 
zeichen) ,  deren  Besitz  zugleich  ein  persönliches  Recht  des  I 
^väbrend  seiner  Dienstzeit  ist.^)  j 

! 

cc.    Beeinflussung  der  PrivatTerhältnisse. 

§.  694. 
Selbst  die  Privatverhältnisse  der  Staatsdiener  sind  nicht 
sches  Interesse,   da  sie  die  gesellige  Stellung  desselben  bediq 
entscheidender  Bedeutung    fttr  die  individuelle   Möglichkeit, 
des  Staatsdienstes  in  der  noth wendigen  Unabhängigkeit  und  £ 
erfüllen  zu  können,  sind.     Im  Allgemeinen  zeigt  sich  jene  po 
der  Privatverhältnisse  der  Staatsdiener  alsdann,  wenn  diese  zu 
des  dienstlichen  Verhaltens  desselben  aus  der  Ordnung  weicl 
wohl   dem  persönlichen  -Ansehen   des  Staatsdieners    selbst   al 
Würde  des  Staates  schaden,  so  dass  der  ßtaat  zur  Aufrecht 
noth  wendigen  Ansehens,  des  öffentlichen  Amtes  gegen  den  Staa 
zuschreiten  berufen  ist.    Besondere  Befugnisse  der  Staatsgewalt 
der  Privatverhältnisse  der  Staatsdiener  sind   aber   durch   pos 
Bestimmungen  begründet.     Zu  diesen  gehört  zunächst  die  Bestii 
ein  Staatsdiener  entweder  überhaupt  nicht  oder  nicht  vor  dem  1 
bestimmten  festen  Gehaltes  sich  ohne  Genehmigung  der  Regirung 


*)  Daram  die  Verleihung  des  Staatsamtes  ein  „Privileg**  zu  nennen,  vf 
Grundsätze  §.  öl5|  II  geschieht,  ist  nicht  gerechtfertigt,  wenn  man  diesem 
den  allgemeinsten  Sinn  von  der  Welt  geben  will. 

*)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  Th.  II  §.  129,  IV. 

^)  Mit  dem  Ausscheiden  aus  dem  Staatsdienst  ist  der  Verlust  des  1 
Rechts,  Uniformen  zu  tragen  nur  dann  verbunden,  wenn  eine  Dienstentsetz 
eine  Dienstentlassung  jenes  veranlasste.  Ebenso  hat  die  rechtskräftige 
eines  Beamten  zu  einer  den  Verlust  der  bürgerlichen  Ehre  bewirkenden  ! 
^gerichtliche  Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  den  Verlust  des  Rai 
mit  dem  des  Amtes  selbst  zur  unmittelbaren  Folge.  Vergl.  Preussisch( 
buch  §.  12  No.  2  und  §.  22;  Gesetz  vom  7.  Mai  1851  §.  15  und  Gesetz  von 
.§.  16.  —  Das  unbefugte  Tragen  einer  Uniform  oder  sonst  eines  dienstlicl 
sowie  die  unbefugte  Anmassung  eines  Titels  sind  strafbare  Handlungen.  V< 
fiches  Strafgesetzbuch  §.  105. 


besonders  der  Eingehung  einer  Ehe  in  noch  nicht  gesicherten  VermögeDs- 
Verhältnissen  vorgebeugt  werden  soll/)  Sodann  ist  die  rechtliche  Be- 
schränkung der  Beschlagnahme  des  Gehaltes  der  Staatsdiener  zur  Befrie- 
digung seiner  privatrechtlichen  Gläubiger  hierher  zu  rechnen^  da. auch  dariD 
das  staatsrechtliche  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  sich  geltend  macht/« 
während  im  üebrigen  die  gerichtliche  Verfolgung  von  RechtsverletzuBgei^ 
gegen  die  Staatsbeamten  nicht  weiter  erschwert  zu  sein  pflegt.^  Partikn- 
larrechtlich  finden  sich  auch  noch  andere  Sonderbestimmungen  hinsichtlicii 
der  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Staatsdiener/) 

c.    Besondere  Rechtsverhältnisse  der  Staatsminister. 

§.  695. 
Der  Beruf  der  Minister,  die  Regirung  des  Staates  an  höchster  Stelle 
unmittelbar  unter  dem  Souverain  zu  flihren/)  weist  denselben  je  in  dem 
Bereiche  ihrer  Zuständigkeit  die  Fülle  der  Regirungsgewalt  zu  und  stelh 
sie  mit  besonderer  Auszeichnung  an  die  Spitze  der  gesammten  StaatsdicBer- 
Schaft/)     Mit  dem  grossen  Masse  der  Rechte  correspondirt  aber  auch  em 


*)  Das  Prinzip  ist  in  verschiedenen  deutschen  Staaten  verschieden  gestaltet;  währeihl 
z.  B.  im  KurfÖrstenthnm  Hessen  ein  jeder  Staatsdiener  zu  seiner  Verheirathnng  der  G<- 
nehmigong  der  Regirnng  bedurfte,  war  diese  im  Königreich  Hannover  nur  erforderiici 
so  lange  der  Staatsdiener  nicht  wenigstens  400  Thlr.  festien  Gehalt  bezog.  Es  be^l)l^JI 
diese  Grundsätze  übrigens  nur  auf  reglementarischen  Anordnungen  der  Staatsregimog. 

*)  Staatsrechtliche  Anwendung  des  s.  g.  beneficium  competentiae.  Vergl.  Preussi- 
sehe  Allgemeine  Gerichts-Ordnung  Th.  I,  24,  Anhang  §.  160—174. 

*)  In  den  Verfassungsgesetzen  ist  nur  der  Fall  vorgesehen,  wenn  amtswidri?- 
Handlungen  der  Staatsdiener  in  Frage  stehen.  Die  privatrechtlichen  BeziehongeB  imi 
Verbindlichkeiten  der  Staatsdiener  unterliegen  dagegen  lediglich  den  Begehi  des  Prirät- 
rechts  und  sind  auch  die  aus  dem  Öffentlichen  Interesse  hervorgegangenen  gesetzlidi» 
Modificationen  derselben  privatrechtlichen  Inhalts,  wenn  auch  in  staatsrechüicher  Ft>r& 
(Verfassungsgesetz)  erlassen. 

^)  So  findet  sich  im  Preussischen  Rechte  die  Befreiung  gewisiter  Elassea  dt' 
Staatsdiener  von  der  allgemeinen  Pflicht,  Vormundschaften  zu  übernehmen  (AUgeroeict' 
Landrecht  Th  11  Tit  18  §.  208  ff.)  und  die  Bestimmung,  dass,  so  lange  Jemand  i^ 
Dienst  des  Staats  in  fremden  Landen  sich  aufhält,  keine  Verjährung  wider  ihn  saigd^s- 
gen  werden  könne  (ebenda  Th.  I  Tit  9  §.  518). 

^)  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  12  §.  2:  »Das  SUkU- 
ministerium  nimmt  unter  dem  Grossherzoge  die  oberste  Leitung  der  Begimng  wibi.* 
Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrundgesetz  §.  10:  ,Unter  dem  Für?tn. 
werden  sämmtliche  Begirungsgeschäfte  durch  ein  Ministerium  geleitet" 

*)  Vergl.  Luxemburgsche  Constitution  von  1856  Art.  79:  ,11  n'y  a  catre  t- 
membres  du  Gouvernement  et  lo  Boi  Grarid-Duc  aucune  autorite  intremediaire.*  —  r^it 
in  manchen  Staaten  bestehende  Institut  des  fürstlichen  Cabinets  verfolgt  n^hr  bt 
einen  Zweck  der  formalen  Geschäftserledigung  an  allerhöchster  Stelle,  wenngleirh  'iB- 
Beeinflussang  auch  der  materiellen  Acte  derselben  leicht  dadurch  begründet  wird.    IHr.^u: 
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gleiches  Mass  der  Pflichten  und  die  allgemeine  Verantwortlichkeit  aller 
Staatsdiener  steigert  sich  füx  die  Vorstände  der  Ministerien  in  besonderem 
Grade.  Als  die  Leiter  des  öffentlichen  Lebens  und  die  Versorger  der  An- 
sprüche und  Bedttrfoisse  desselben  stehen  sie  in  emer  intimeren  Beziehung 
zu  dem  Ganzen  des  Staates  und  zu  seiner  Macht  und  seinem  Rechte.  Der 
Staat  fordert  mit  Fug  und  Recht  von  Denen,  welchen  die  Fülle  seiner 
Macht  anvertraut  ist;  auch  eine  ganz  besonders  treue  und  gewissenhafte 
DieDstverrichtuug.  ^)  Wie  das  Recht  und  das  Gerechte  das  höchste  Gesetz 
der  Staatsmoral  ist,  so  haben  auch  die  Minister  vor  Allem  das  Recht  und 
seine  positiven  Satzungen  heilig  zu  halten  und  schulden  dem  Staate ;  dem 
Monarchen  und  dem  Lande  (den  Landständen), ^)  in  besonderer  Weise 
Wahrung  des  Rechtes  und  der  Verfassung.  In  den  deutschen  Verfassungs- 
gesetzen ist  die  Aufrechthaltung  oder  Befolgung  der  Verfassung  als  eine 
wesentliche  Pflicht  der  Staatsminister  wie  der  Vorstände  der  Ministerien 
besonders  nachdrücklich  betont,  auch  in  den  Diensteid  derselben  ausdrück- 
lich aufgenommen.  So  ist  vor  Allem  auch  allgemeiner  Grundsatz  des 
deutschen  Staatsrechts,  dass  die  Minister  durch  die  Gegenzeichnung  der 
landesherrlichen  Verfügungen  die  staatsrechtliche  Verantwortlichkeit  für 
die  Recht-  und  Verfassungsmässigkeit  dieser  Vertilgung  und  ihres  Inhalts 
übernehmen,')  eine  Verantwortlichkeit,  von  welcher  sie  durch  Nichts  befreit 


anszuschliessen,  war  die  Absicht  jener  Bestimmimg  des  Luxemburgschen  Verfitssungs- 
gesetzes.  Das  auf  Grand  der  KönigUchen  Verordnung  vom  27.  October  1810  in  Prenssen 
bestehende  Cabinet  des  Königs  ist  durch  den  Art.  44  des  Yerfassnngsgesetzes  (Ver- 
antwortlichkeit der  Minister  und  Erfordemiss  ihrer  Contrasignatnr  der  landesherrlichen 
Verfügungen)  seiner  politischen  Bedeutung  entkleidet. 

')  Das  Weimar^che  Grundgesetz  §.  48  spricht  auch  von  der  (selbstverständlichen) 
civilrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Staatsminister  für  den  „in  Folge  ihres  amt- 
lichen Wirkens,  bestehe  es  in  Handlungen  oder  Unterlassungen,  dem  Staate  zugefügten 
Schaden  und  Nachtheil,  sei  dieser  durch  bdse  Absicht  oder  durch  Verschulden  von  ihnen 
herbeigeführt." 

*)  (Hannoversches  Gesetz  vom  5.  September  1848  §.  102  Abs.  3;)  Oldenburg- 
s c he s  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  12  §.  4:  „Jedes  Mitglied  des  Staats ministeriums 
ist  für  seine  Handlungen  und  Unterlassungen  in  Staatsangelegenheiten  verantwortlich 
und  darüber  dem  Landtage  Auskunft  schuldig." 

^)  VergL  oben  §.  632  Note  3  und  ausserdem  Baiersches  Gesetz,  die  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  betreffend,  vom  4.  Juni  1848  Art,  6;  Würtembergsches  Ver- 
fassungsgesetz §.  52;  Badensches  §.  7  Abs.  2;  Hessen-Darmstädtsches  §.  109; 
Luxemburgsches  Art  78  und  81;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  48;  Meiningen« 
sches  §.  102  ff.;  Altenburgsches  §.36  und  37;  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz §.  167  und  168;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.156;  Olden- 
burgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  12  §.  3  und  4;  Anhalt-Bernburgsches 
Landesverfassungsgesetz  §.  82;  Schwarzburg-Sondershausensches  Landesgrund- 
gesetz §.  12;  Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.  4  ff.;  Waldecksches 
Verfassungsgesetz  §.  72.  —  Dass  nuf  derjenige  Minister,  welcher  contrasignirt  oder  unter- 
zeichnet, die  Verantwortlichkeit  für  diesen  Erlass  des  Souverains  trägt,  ist  selbstverständ- 


w-rden  können. ')  Die  einzige  Weise,  dey  Verantwortlichkeit  zu  entgehen 
ist  die  Nichtvollziehung  der  Gontrasignatur  und  eyentaell  der  Rttcktritt  tod 
dem  Ministerposten.') 

§.  696. 
Die  Staatsminister  sind  in  den  Grenzen  ihres  Ressorts  selbständig. 
aber  sie  flihren  die  Verwaltung  ihres  Ministeriums  nur  mit  der  Freihei 
der  fintschliessung,  welche  die  Verfassung  nebst  den  Gresetzen  auf  der 
einen  Seite  und  der  Wille  und  die  Absichten  des  Souverains  auf  der  ac- 
dem  Seite  belassen.  Der  Einklang  der  politischen  Anschauungen  der  Mi 
nister  mit  denen  des  Souverains  ist  ein  Erfordemiss  des  deutschen  Staatv 
rechts  und  besonders  des  monarchischen  Prinzipes,  wie  dieses  in  dem 
deutschen  Staatsrechte  anerkannt  und  gestaltet  ist.  Darum  die  dnreli  die 
Verfassung  ausdrücklich  gesicherte  Freiheit  der  Souveraine,  nach  eigenster 
EntSchliessung  die  Minister  zu  wählen  und  zu  entlassen.')     Diese  flirgtlieke 


lieh.  Vergl  z.  B.  Sächsisches  Verfassung^sgesetz  §.  43  nndllO;  Braunschwei^scbf 
Neue  Landschaftsordnung  §.  156  Abs.  2:  „Diese  Verantwortlichkeit  trifft  denjeni?-^: 
höchsten  Staatsbeamten,  welcher  contrasignirt  oder  unterzeichnet  hat,  peisönlich  üü- 
ohne  Zulassung  der  Berufung  auf  eine  vorher  mündlich  oder  schriftli - 
erklärte  abweichende  Meinung;**  Schwarzburg-Sondershausenscheg  lanif- 
grundgesetz  1.  c. 

M  VergL  Luiemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  81:  „En  aucun  cas.  V&m' 
verbal  ou  ecrit  du  Roi  Gfrand-Dac  ne  peut  soustraire  un  membre  du  Gouvemenicnt  i  '^ 
responsabilite;"    Coburg-Gathasches   Staatsgrundgesetz  §.  168:    »Dasjenige  Mit^lir: 

des  Staatsministeriums haftet   für  die  Verfassungsmässiglreit    (des  contrasiguirtf' 

landesherrlichen  Erlasses)  ohne  Zulassung  der  Berufung  auf  einen  Befehl  des  Enn^ ' 
Brauns chweigs che   Neue  Landschafteordnung   §,  156   Abs.  2   (a.  vorstehende  »t^^ 
Reuss-Schleizisches  Gesetz  vom  20.  Juni  1866  §.  107  Abs.  4:.  „Die  oben  erwäb- 
Verantwortlichkeit  kann   durch  Befehle   des  Fürsten   nicht  aufgehoben   oder  TenniB'-'' 
werden." 

*)  Hinsichtlich  der  Geltendmachung  von  Bedenken  gegen  den  Inhalt  landesberrte' 
Verfügungen  enthält  das  Baiersche  Gesetz  vom  4.  Juni.  1848  die  Vorschrift:  Art' 
„Hält  der  Vorstand  eines  Staatsministeriums  eine  ihm  angesonnene  AmtshaDdlou?  T/ 
gesetzwidrig  oder  dem  Landeswoh]  nachtheilig,  so  ist  er  verpflichtet,  dieselbe  atol^t::' 
bezw.  seine  Gegenzeichnung  unter  schriftlicher  Angabe  der  Gründe  zu  verweij?enu  -■ 
ist  berechtigt,  seine  Gründe  dem  Ministerrathe  darzulegen,  dessen  Protokoll  dem  Kf-nic 
vorzulegen  ist;**  Art.  8:  „Jedem  wirklichen  oder  abgetretenen  Staatsminister  od^r  ^ '* 
weser  eines  Staatsministeriums  dürfen  die  amtlichen  Behelfe  zur  Bechenscbaftsätä- 
über  seine  Amtsverwaltung  nicht  vorenthalten  werden,  wenn  er  derselben  zu  seiner  KrYi'- 
fertigung  vor  dem  Könige  oder  den  Ständen  des  Reichs  bedarf."  Vergl.  damit  disfU' 
Art  3".  „Ein  Staatsminister  kann  zu  jeder  Zeit  um  Enthebung  von  seiner  Stelle  bitr«^'- 
Dieselbe  darf  ohne  Rücksicht  auf  §.  24  der  IX.  Verfassungs-Beilage  nicht  verrfb' 
werden,  wenn  sie  aus  dem- Grunde  erbeten  wurde,  weil  der  König  in  wichtigen  ßc^^^'" 
angelegenheiten  die  Rathschläge  Seines  Ministers  nicht  annehmen  za  können  glaubt  I^^ 
auf  diese  Weise  in  Folge  seiner  Bitte,  sowie  dem  aus  eigenem  Antriebe  de  Mcoarc'  ' 
enthobenen  Staatsminister  verbleibt  der  Standesgehalt  ungesehnialcrt.* 

^)  VergL  z.  B,  Preussische  Verfassungs Urkunde  Art.  45;  (Han noT ersehe«  C«^ 


Bntschliessimg  wird  sich  aber  durch  objective  Motive  best| 
d&   es  sich  bei  der  Ernennang  wie  bei  der  Entlassnug  der  t 
der  Krone  nur  darum  handeln  muss,  die  AusfUhrung   der  ; 
kariinten  Begirungsprinzipien  zu  sichern  und  durch  die  geeigi 
zu   fbrdem.    Im  gegensätzlichen  Unterschiede  zu  dem  Prinzi 
sehen  Parlamentarismus^  welcher  die  Person  der  Minister  du] 
rit£ltsstimmung  des  Parlamentes  bestimmen  lässt,  ist  dieses  in  i 
Staaten  das  freie  und  ausschliessliche  Recht  des  Souverains^ 
scbliessungen    indess   thatsächlich    der  politischen    Gesammtst 
Landes  billiger  Weise  Rechnung  tragen.    Denn  auch  hier  si 
die  persönliche  Zu-  oder  Abneigung  des  Fürsten  als  eines  ^ 
Individuums;  sondern  der  souveraine  Wille  desselben  als  eine 
Wesens  bethätigen.     Dieser  aber  nimmt  seine  Motive  und  Te 
dem   gesammten  öffentlichen  Leben  des  Staates  und  im  Staatel 

«.    Besondere  Rechtsverhältnisse  der  richterlichen  Beai 

§.  697. 
Die  besondere  Stellung  und  Bedeutung  der  Gerichte  in  d< 
mus  und  ihres  Berufes  in  dem  Leben  des  Staates  reflectirten  a 
persönlichen  Rechtsverhältnisse  der   richterlichen  Beamten.     E 
selben  auch  in  ihren  äusseren  Beziehungen  so  zu  stellen^  dass 
gewissenhafte;  nach  allen  Seiten  hin^  auch  der  höchsten  politi 
rität  gegenüber,  unparteiische  Erfüllung  ihres  Berufes  thunlich  i 
die  Versuchung  zu  der  Berücksichtigung  irgendwelcher  persön  < 
essen  auf  Kosten  der  Gerechtigkeit  und  des  Rechtes  möglichst    i 
werde.     Aus  diesem  Gesichtspunkte  erklären  sich  die  versch  ! 
fassungsgesetzlichen  Bestimmungen,  welche  die  Richter  bis  zu   i 

vom  5.  September  1848  §.  101;)  Würtembergsches  Verfassangsgesetz  { 
[biirgBches  Art  77;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Ar 
rdem  richtigen  Zusätze ,   dass  es  bei  der  Ernennung  oder  Entlassung  der    ! 
Ißtaatsministeriums  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers  nicht  bedürfe);  S    i 
|6ondershausen8che8  Landesgrundg^setz  §.  10.    Von  dem  gleicher  Weis 
Staatsmiiiisters,  jeder  Zeit  um  Entlassung  von  seinem  Posten  aus  polit    i 
nachsuchen  zu  können,   s.   oben  §.  695.    Nicht  frei  ist  der  Entschluss      > 
binsichtlich  der  Entlassung  des  Ministers,  wenn  dieser  wegen  Verletzung 
oder  sonstiger  Dienstvergehen  verurtheilt  worden.    S.  unten  §.  713. 

')  So   durfte   und   musste   auch   die   Fassung   des  HannoYerschei    I 

f>.  September  1848  §.101:    „—  Gesammtministerium  — ,  dessen  Mltglie    i 

ftach   eigener  Wahl  ernennt  und  entlässt",   yerstanden  werden.    Yen     ! 

Bestimmung  des  Baierschen  Gesetzes,  die  Verantwortlichkeit  der  Min     ( 

^om  4.  Juni  1848  Art  1 :  «Die  Führung  eines  Ministeriums  kann  nur  eil     i 

ordentlichen  Dienste   übertragen  werden",   da.    Ob   eine   solche  Be     i 

ouverainen  Bechtes  der  Minister-Ernennung  zu  allen  Zeiten  haltbar  sein 

Crotefend,  Staatsrecht. 
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Richter  eine  lebenslängliche  ist^  dass  eine  Versetzang  derselben  nur  mit 
deren  Zustimmung  geschehen,  ein  jedes  Dienstvergehen  aber  nur  in  einem 
gerichtlichen  Verfahren  untersucht  und  geahndet  werden,  eine  unfreiwillige 
Versetzung  an  eine  andere  Stelle  nur  unter  den  gesetzlich  feststehendeo 
Voraussetzungen  verfügt   werden    kann.*)     Darum   auch    findet    sich  be- 


')  Die  Verfassungsgesetze  enthalten  bei  gleicher  Anerkennung  des  Prinzips  doch  B^ 
Stimmungen  von  sehr  verschiedener  Intensivität.  Man  vergl.  Preussisches  Verfassung*- 
gesetz  Art.  87 :  „Die  Kichter  werden  vom  Könige  oder  in  dessen  Namen  auf  ihre  Lebeiß- 
zeit  ernannt.  Sie  können  nur  durch  Richterspruch  aus  Gründen,  welche  die  Gesetze  tot- 
gesehen  haben,  ihres  Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  enthoben  werden.  Die  vorläufige 
Amts-Suspension,  welche  nicht  kraft  des  Gesetzes  eintritt,  und  die  unfreiwillige  Ver- 
setzung an  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Buhestand  können  nur  ans  den  Ursachen  und 
unter  den  Formen,  welche  im  Gesetze  angegeben  sind,  und  nur  auf  Grund  eines  richter- 
lichen Beschlusses  erfolgen.  —  Auf  die  Versetzungen,  welche  durch  Veränderun^n  in 
der  Organisation  der  Gerichte  oder  ihrer  Bezirke  nöthig  werden,  finden  diese  Bestim- 
mungen  keine  Anwendung;**  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tii  VTII  §.3:  ,Die  Richter 
können  nur  durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des  damit  verbcB- 

denen  Gehaltes  entlassen oder  derselben  entsetzt  werden;**    Würtembergsche^ 

§.  46:  «Kein  Staatsdiener,  der  ein  Richteramt  bekleidet,  kann  aus  irgend  einer  ürsack 
ohne  richterliches  Erkenntniss  seiner  Stelle  entsetzt,  entlassen  oder  auf  eine  geringelt 
versetzt  werden;**  Hessen-Darmstädtsches  §.  34:  „Die  Richter  können  nur  duith 
gerichtliches  Erkenntniss  entsetzt,  sie  können  auch  nicht  wider  ihren  Willen  enÜAss^^ 
und  nur  dergestalt  versetzt  werden,  dass  sie  in  derselben  Dienstkategorie  verbleiben  vsü 
weder  im  Gehalte,  noch  in  dem  Dienstgrade  zurückgesetzt  werden.  Die  Directorei 
der  Justizcollegien  bleiben  jedoch  den  allgemeinen  Bestimmungen  der 
Dienstpragraatik  unterworfen;**  Luxemburgsch£s  Art.  91:  »Les  juges  dö  tri- 
bunaux  d'arrondissement  et  les  conseillers  sont  nomm^s  a  vie.  —  Aucun  d'eui  ne  pest 
dtre  priv^  de  sa  place  ni  suspendu  que  par  un  jugement.  Le  deplacement  d'un  de  <^ 
juges  ne  peut  avoir  lieu  que  par  une  nomination  nouvelle  et  de  son  consentemeul 
Toutefois,  en  cas  d'infirmite  ou  d'inconduite,  il  peut  etre  suspendu,  revoque  ou  deplatv, 
suivant  les  conditions  determinees  par  la  loi;**  Art.  92:  „Les  traitements  des  mein- 
bres  de  Tordre  judiciaire  sont  fixes  par  la  loi;"  Alten b u rg sches  Gnmdgesea 
§.  46  Abs.  3:  „Jeder  vom  Staate  angestellte  oder  in  einer  Stadtgemeinde  efwahlte  u&i 
von  der  Staatsregirung  bestätigte  Beamte  einer  Richterbehörde  —  (er  habe  den  Richterei: 
oder  den  Eid  als  wirklicher  Actuarius  geleistet)  —  ißt  als  auf  lebenslang  angestellt  r. 
betrachten  und  kann  ohne  richterlichen  Spruch  nicht  entsetzt,  noch  gegen  seinen  WiH^s 
ohne  gleichen  Gehalt  und  Dienststand,  auch  Vergütung  der  Umzugskost-en  auf  eine  ander* 
Stelle  versetzt  werden;**  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  106  §.  1 
«Kein  ordentlicher  Richter  darf,  ausser  durch  Urtheil  und  Recht  von  seinem  Amt«  est- 
finit  odi^r  an  Kang^  unil  GdiaU  beeintiüchÜgt  wenkii;"  §.  2:  .Siisp^:a<iüii  .L::i 
olme  ricliterliclieTi  Be^^chlusä  uud  nh.lit  ohut^  gleichzeitigö  Verweisung  an  das  txi^J^^i 
Gfridit  erfolgt-n.  Dl^t  Bewdiluss  ist  vom  höchsten  LandcagericM  m.  fass^wr  An 
„Kehl  mdenttidkT  Richter  darf  wider  seinen  Willen,  auaser  durch  g-edi^hÜicfc«»  1 
in  ilen  iliircli  das  Gesetz  bestiiniDten  Fällen  und  Formen,  zu  einer  »mtodll 
setzt  oder  in  Ruhestand  gesetzt  werden;"  Änlialt-Bernbutgschea  Lftndtagftrimfgj* 
l*i>setz  g,  33  (äbtiUch  wie  das  Preu^dj^ebe  VcTfas^ungsgcaeti  Art  S7\;  Schw«rib«*r 
SoniUrali^ausenatht*^    Landt^sgruiidgesetz    g.  91:     , Diensten teetzmig^. 
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stimmt,  dass  mit  einem  richterlichen  Amte  ein  anderes  besoldetes  Amt 
nicht  verbunden  werden  dürfe.*)  Man  sprach  eben  von  dem  Prinzipe  der 
Unabhängigkeit  der  Richter  —  analog  dem  der  Unabhängigkeit  der 
Gerichte  —  zog  aber  dessen  Consequenzen  bisweilen  zu  weit,  wie  man  ja 
auch  die  s.  g.  Souverainetät  des  Gesetzes  zu  hoch  schrob.')  Von  einer 
Unabhängigkeit  der  Richter  kann  aber  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  wer- 
den, dass  die  Regirungsgewalt  deren  Verfahren  und  Rechtsprechen  nicht 
beeinflussen  kann,  sondern  dem  Rechte  und  dem  Gesetze  freien  Lauf  lassen 
mnss,  und  eine  Sonderstellung  der  Richter  ist  nur  gerechtfertigt,  wenn  und 
80  weit  dieses  Prinzip  es  erfordert.  Die  Richter  sind  die  Diener  des  Ge- 
setzes, aber  im  Namen  des  Souverains;  so  sind  sie  auch  durch  das  Gesetz 
gebunden.^) 

D.     Verletzungen  der  Dienstpflichten. 
a.    Begriff  der  Dienstvergehen. 

§.  698. 
Die  Rechts-  und  Ordnungswidrigkeiten  der  Staatsdiener  können,  ganz 
abgesehen  von  den  gemeinen,  ausserhalb  der  amtlichen  Stellung  und  ohne 
Bezug  auf  diese  möglichen 'Verbrechen  oder  Vergehen  und  privatrechtlichen 
Verletzungen,  welche  ganz  ausserhalb  der  staatsrechtlichen  Sphäre  liegen, 
verschiedener  Art  sein.  Auch  hinsichtlich  der  besonderen  in  und  an  der 
staatsdienstlichen  Stellung  begangenen  Delicte  macht  sich  der  Unterschied 
zwischen  Verbrechen  als  den  Negationen  der  absoluten  Rechtsordnung  und 
zwischen  Vergehen   als   den  Störungen   der    äusseren  Ordnung  im  Staate 


Zar&ckyersetzxing  auf  eine  im  Bange  nnd  Gehalte  geringere  SteUe,  Suspension  vona  Amte, 
Stellung  zur  Disposition  und  Versetzung  in  den  Bubestand  kann  gegen  einen  Bichter  nur 
durch  gerichtliche  Entscheidung  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  TerfÄgt  werden. 
Unfreiwillige  Versetzungen  der  Bichter  zu  andern  Stellen  sind  nur  in  den  durch  die  Ge- 
setze bestimmten  FäUen  und  Formen  zulässig;"  Beuss-Schleizisches  Bevidirtes  Staats- 
gmndgesetz  §.  33  (genau  wie  das  Anhalt-Bernburgsche  Verfassungsgesetz  1.  c);  Wal- 
de cksch  es  Verfassungsgesetz  §.77:  „Kein  Bichter  darf,  ausser  durch  Ui*theil  und  Becht, 
von  seinem  Amte  entfernt  oder  in  Bang  und  Gehalt  beeinträchtigt  werden.  In  Betreff 
der  Amtssuspensionen  und  der  Versetzung  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Buhestand 
bestimmt  das  Gesetz  das  Nähere."  Speziellere  Bestimmungen,  namentlich  auch  hin- 
sichtlich  des  Disciplinarverfahrens  gegen  Bichter  sind  in  den  besonderen  Dienstgesetzen 
zu  finden. 

')  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art.  88;  Luxemburgsches  Art.  93;  Olden- 
burgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  105. 

')  Man  TergL  z.  B.  den  durch  das  Gesetz  vom  31.  August  1859  wieder  beseitigten 
§.  34  des  Anhalt-Bernburgschen  Landesverfassungsgesetzes:  „Der  Bichter  darf  kein 
anderes  Staatsamt  verwalten  und  weder  Orden  noch  Gratificationen  annehmen." 

^)  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  95:  «Les  Cours  et  tribunaux  n*ap- 
pliqaent  les  arrStes  et  reglements  locaux  qu'autant  qu'ils  sunt  conformes  aux  lois." 
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geltend/)  Das  bestimmende  Eriteriam  ist  das  Verhältniss  der  Dienst- 
handlungen zu  der  positiven  Rechtsordnung  im  Staate.  Aach  die  Amts- 
oder Dienstverbrechen  sind  wie  die  gemeinen  Verbrechen  Negationen  and 
Verletzungen  der  allgemeinen  Rechtsordnung  und  muss  der  Staat  kraft 
seiner  Pflicht ,  diese  aufrecht  zu  erhalten,  dagegen  strafend  auftrete 
Ihren  besonderen  Charakter  als  Amtsverbrechen  erhalten  sie  allererst  uod 
nur  durch  die  besondere  Wechsel-Beziehung  des  Staatsdieners  zum  Staate, 
Der  abstracto  BegriflF  des  Verbrechens  spezialisirt  sich  auf  dem  Gebiete 
der  besonderen  dienstlichen  Beziehungen  des  Staatsdieners  zum  Staate, 
zu  dem  des  Dienst-  oder  Amtsverbrechens.  Als  die  Dienst-  oder 
Amtsvergehen  stehen  denselben  dann  diejenigen  Handlungen  derStaais- 
diener  gegenüber,  welche,  ohne  den  BegriflF  des  Verbrechens  zu  erftiUen, 
die  besonderen  Pflichten,  welche  der  Staatsdienst  auferlegt,  verletzen,  den 
Grundsätzen  der  staatsrechtlichen  Dienstfllhrung  widersprechen  und  des- 
halb von  dem  Staate  nicht  geduldet  werden  dürfen  (dienstwidriges  Ver- 
halten, Ordnungswidrigkeiten  in  der  Dienstfllhrung,  Disciplinar-Ver- 
gehen).  Im  Einzelnen  hat  den  BegriflF  und  die  Arten  der  Amtsverbrechai 
das  Strafrecht  sowie  den  der  Dienstvergehen  die  politische  Gesetzgebung 
zu  bestimmen  und  sind  die  positivrechtlichen  Bestimmungen  der  deutsche 
Staaten  auf  diesem  Gebiete  nicht  übereinstimmend  gefasst.')  Gegenständ- 
lich und  in  Folge  dessen  auch  hinsichtlich  der  rechtlichen  Behandlang 
zeichnen  sich  aber  in  besonderer  Weise  die  Verletzungen  der  Ver- 
fassung als  strafbare  Delicto  der  Staatsdiener  aus. 

b.  Subjective  Verantwortlichkeit. 

§.  699. 
Die  Verantwortlichkeit  fllr  die  Ausrichtung  des  übertragenen  Staats- 
dienstes triflCt  im  Allgemeinen  denjenigen,  welcher  den  Dienst  verrichtet 
und  dabei  sich  einer  Verletzung  des  Rechtes  schuldig  macht.  Unbedingt 
gilt  dieses  hinsichtlich  der  strafrechtlichen  Verfolgung  der  Dienstvergehen 
und  der  privatrechtlichen  Ansprüche  aus  den  Handlungen  der  Staatsdiener. 
welche  allein  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Urheberschaft 
und  sonstige  subjective  Antheilnahme  an  dem  Verbrechen  oder  Delide^ 
welche   das  Strafrecht,  und  nach  den  Grundsätzen  über  die  obligatorische 


*)  Das  Altenbnrgsche  Grundgesetz  §.  83  und  84  unterscheidet  „Dienstf^rfebh^ 
gen",  „grobe  Uebertretungen  des  Diensteides"  und  „Dienstverbrechen". 

*)  S.  die  Lehr-  und  Gesetzbücher  des  Criminalrechts  und  die  partikulare  s.  g.  I^- 
ciplinargesetze.  Vergl.  auch  Heffter  im  Neuen  Archiv  des  Criminalrechts,  Jahrstrz 
1833  S.  48  if.  und  155  ff.,  Jahrgang  1863^  &.  422  ff.;  Weisse,  RechtdexikoB  Bd.  l 
S   220  ff.;  Dollmann  im  Blunt^rhli-Braterachen"  Sfaafe^wortPTbnche  »."  t,   ^.A*^ 
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Verbindlidikeit/)  welche  das  Privatrecht  aufstellt,  za  beartheilen  sind.^ 
Eben  diese  Rechtsregeln  haben  dann  auch  zu  bestimmen;  in  welcher  Weise 
etwa  ein  vorgesetzter  Beamter,  welcher  den  Auftrag  zu  der  rechtswidrigen 
Diensthandlung  gegeben,  sei  es  als  mitverpflichtet  oder  im  Wege  des  Re- 
gresses oder  subsidiarisch  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Was 
dagegen  die  rein  politische  Verantwortlichkeit  wegen  dienstwidriger  Hand- 
Inngen  betrifft,  so  gilt  das  staatsrechtliche  Prinzip,  dass  der  in  rechtmässiger 
Form  erlassene  Befehl  höherer  Behörden  auch  nur  diese,  nicht  aber  den 
jenem  Befehle  gehorchenden  untergeordneten  Staatsdiener,  verantwortlich 
macht.')  Das  Interesse  der  Staatsverwaltung  fordert  dies;  es  beruht  dieses 
Prinzip  auf  der  Noth wendigkeit,  die  kräftige  und  rasche  Ausübung  der 
5ffentlichen  Gewalt  grade  der  Verantwortlichkeit  der  einzelnen  Staatsdiener 
gegenttber  zu  sichern.  Bedenken  wegen  der  Rechtmässigkeit  einer  zur 
Ausführung  übertragenen  höheren  in  rechtmässiger  Form  erlassenen  Ver- 
fügung an  der  geeigneten  Stelle  geltend  zu  machen,  steht  allerdings  dem 
Staatsdiener  zu  und  ist  sogar  seine  staatsrechtliche  Pflicht ;  allein  die  Nicht- 
berücksichtigung dieser  Bedenken  an  der  die  Verfügung  ablassenden  Stelle 
bebt  nicht  die  Verpflichtung  des  Staatsdieners  sie  auszuführen  auf,  macht 
aber  auch  nur  die  verfügende  Behörde  verantwortlich.^)  Nur  in  denr  Ge- 
setzen ausdrücklich  verbotene  oder  unsittliche  Handlungen  müssen  stets 
von   demjenigen,    der  sie  beging,    vertreten  werden  und  kann  dieser  Ver- 


*)  Dies  ist  anch  der  Standpunkt  des  Prenssisclien  Allgemeinen  Landrechts;  vergl. 
Th.  n  Tit.  10  |.  89  in  Verbindung  mit  Tb.  I  Tit  6  §.  10  ff. 

*)  Zachariä,  Deutsches  SUatsrecht  Th.  U  §.  138,  A. 

^)  Vergl.  Würtemhergsches  Yerfassnngsgcsetz  §.  53  Ahs.  1:  ,Auf  gleiche  Weise 
(wie  die  Departementsminister)  sind  auch  die  übrigen  Staatsdiener  und  Behörden  in  ihrem 
Geschäftskreise  Terantworüich ;  sie  haben  bei  eigener  Verantwortlichkeit  nur  die  ihnen 
?on  den  geeigneten  Stellen  in  der  ordnungsmässigen  Form  zukommenden  Anweisungen  zu 
beobachten;**  Meiningensches  Grundgesetz  §.  104:  ,Die  Verantwortlichkeit  für  jede 
gesetzwidrige  Verfügung  haftet  zunächst  auf  demjenigen,  Ton  welchem  sie  ausgegangen 
ist;  Befehle  einer  höheren  Behörde  decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  von 
dem  competenten  Oberen  ausgeg^uigen  sind;"  Altenhurgsches  §.  37  Abs.  1  (wörtlich 
mit  dem  Meiningenschen  Grundgesetz  §.  104  übereinstimmend);  Coburg-Gothasches 
Beyidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  166:  «Der  Angeklagte  kann  sich  von  der. Anklage  durch 
den  Nachweis  befreien,  dass  er  in  Gemässheit  eines  in  gehöriger  Form  an  ihn  ergangenen 
Befehls  der  competenten  vorgesetzten  StaatshehÖrde  gehandelt  hat." 

*)  Bluntschli,  Allgemeines  SUatsrecht  Th.  11  S.  132,  c.  VergL  Würtemherg- 
sches Verfassungsgesetz  §.  53,  Abs.  2:  „Sind  sie  (sc.  Staatsdiener)  in  Zweifel,  ob  die 
Stelle,  weUt^e  ihnen  einen  Auftrag  ertheilte,  dazu  competent  sei,  so  haben  sie  darüher  bei 
ihrer  vorgesetzten  Bel^rde  anzufragen,  sowie  ihnen  auch  obliegt,  wenn  sie  hei  dem  In- 
halte einer  höheren  Verfügung  Anstände  finden,  solche  auf  geziemende  Weise,  und  unter 
Vermeidung  jeder  nachtheiligen  Verzögerung,  der  verfugenden  Stelle  vorzii1|ragen,  im  Falle 
eines  beharrenden  Bescheides  aber  die  Verfugung  zu  befolgen."  >  '. 


werden.*) 

c.   Ahndung  der  Dienstrergehen. 

§•  700. 
Alle  Dienstverbrechen  gehören  nicht  anders  wie  die  gemeinen 
Verbrechen  der  Staatsbeamten  wie  in  die  Theorie  des  Strafrechts  so  auch 
zur  Cognition  der  Strafgerichte;  ebenso  sind  alle  privatrechtlichen  (Ent- 
schädigungs-)  Ansprüche  gegen  Beamte  vor  den  btlrgerlichen  Gerichten  zom 
Austrag  zu  bringen.')  Die  Verfassungsgesetze  nehmen  daher  auf  dieselben 
nur  insofern  Rücksicht;  als  sie  anerkennen ,  dass  der  gerichtlichen  Ver- 
folgung der  Staatsdiener  in  keiner  Hinsicht  Hindemisse  entgegenstehen  und 
dass  namentlich  zu  derselben  eine  jjlenehmigung  der  Staatsregirung  nicht 
erforderlich,  ^  aber  auch  eine  Niederschlagung  des  Verfahrens  wegen  Dienst- 
verbrechen ausgeschlossen  sei.*)  In  strafrechtlicher  Beziehung  tritt  eben 
das  Wesen  des  Staatsdienstes  nicht  anders  als  in  der  Bestimmung  d» 
BegriflFes,  des  Thatbestandes  und  der  Strafe  der  Dienstverbrechen  hervor. 
Staatsrechtlichen  Charakters  sind  dagegen  die  Dienstvergehen  im  enge- 
ren Sinne  des  Wortes  oder  die  Disciplinarvergehen  und  die  Verfas- 
Bungs Verletzungen  der  Staatsdiener,  und  ist  es  die  Sache  des  Staate- 
rechtes, wie  den  Begriff  dieser  Vergehen  so  auch  das  Verfahren  ihrer 
Verfolgung  und  die  Strafe  des  Schuldigen  zu  bestimmen.  Während  die 
Ahndung  der  eigentlichen  Dienstvergehen  in  besonderen  Gesetzen  normiit 


*)  Hinsichtlich  der  Lehre  von  der  Haftverbindlichkeit  der  Beamten  qpss  anf  die  par- 
tikulare und  privatrechtliche  Gesetzgebong  verwiesen  werden.  In  den  Verfassnng^e^fa^ 
ist  ausser  den  in  vorstehenden  Noten  lütgetheilten  Nichts  enthalten.  Das  Preussisclie 
Allgemeine  Landrecht  spricht  nur  von  der  privatrechtlichen  Verantwortlichkeit  der  Cm:- 
diener.  Die  Grundsätze  über  die  unmittelbare  Haftverbindlichkeit  derselben  sind  Th.  II 
Tit.  10  §.  85  ff.  und  Th.  I  Tit.  6  §.  50  ff.  („wenn  der  Schade  bei  Gelegenbeit  ein« 
Auftrages  verursacht  worden*'),  die  Über  die  Haftverbindlichkeit  dessen,  der  auf  Befdü 
eines  Vorgesetzten  handelte,  Th.  I  Tit.  6  §.  45  ff. 

*)  Baierssches  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betreffend,  vom  4.  JceI 
1848  Art.  13;  Sachsisches  Verfassungsgesetz  §.  148  Abs.  2;  Würtembcrgsche? 
§.  203  Abs.  2;  Luxemburgsches  Art,  116  a.  E.;  Coburg-Gothasches  Staatsgniw!- 
gesetz  §.  175;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  110  Abs.  2;  Anhalt- 
Bernburgsches  Verfassungsgesetz  §.  38  Abs.  3;  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staat?- 
grundgesetz  Art.  205  §.  2;  Reuss-Schleizisches  §.  115  Abs.  2.  —  £ine  andere  Fng« 
ist  aber,  ob  die  unter  das  gemeine  Strafgesetz  oder  die  bürgerlichen  Gesetze  &D^es 
Verbrechen  bezw.  Verpflichtungen  vor  den  ordentlichen  Straf-  oder  Civil -Gerichten  oder 
einem  ausserordentlichen  Forum  (Staatsgerichtshof  oder  einem  sonstigen  bestuderen  G^ 
richte)  verhandelt  werden  müssen.    S.  unten  §.  00  ff.' 

^)  Preussisches  Verfassungsgesetz  Art  97  und  damit  übereinstimmend  das  S ch w a r ^ 
burg-Sondershausensche  Gesetz  vom  8.  Juli  1857  §.  96. 

*)  Hessen-Darmstädtsches  Ver&ssungsgeset  §.50  (also  nicht  anch  dne  Aholitks 
wegen  gemeiner  Verbrechen  der  Beamten). 
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ist,  pflegen  die  Verfassaugsgesetze  das  Institut  der  Anklage  wegen  Ver- 
letzung der  yer£BU98ung  näher  zu  bestimmen,  zumal  da  es  sich  zugleich 
darum  handelte,  den  Antheil  der  Landstände  an  der  Verfolgung  dieser  be- 
sonders qualificirten  politischen  Vergehen  zu  fixiren  und  die  praktische 
Consequenz  des  Prinzips  der  Verfassungsverantwortlichkeit  der  Staatsdiener 
und  besonders  der  Staatsminister  staatsrechtlich  zu  gestalten.  Wenn  aber 
au,ch  die  gememen  und  die  Dienstyerbrechen  der  Staatsbeamten  dem  Straf- 
recht verfallen,  so  berühren  dieselben  doch  auch  die  politischen  Beziehun- 
gen des  Staatsdieners  so  bestimmt,  dass  auch  die  Sfaatsregirung  sich  nicht 
gleichgültig  dagegen  verhalten  kann,  sondern  auch  von  jenen  Kenntniss 
nehmen  und  den  compromittirten  Staatsdiener  noch  besonders  zur  Verant- 
wortung ziehen  muss.*) 

d.   Die  einzelnen  Dienstvergehen. 

aa.  Die  Verletzung  der  Yerfassang. 
«.   Begriff  der  Verfassungsverletzung. 

§.  701. 
Der  verfassungsmässigen  Verantwortlichkeit  der  Staatsdiener  entspricht 
es,  wenn  dieselben  wegen  Verletzungen  der  Verfassung  besonders  verant- 
wortlich gemacht  und  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.  Ganz  abgesehen  . 
davon,  ob  die  Verfassungsverletzung  den  Thatbestand  einer  auch  sonst 
schon  strafbaren  Handlung  consumirt,  ist  eine  jede  Handlung  der  Staats- 
diener,   welche    wider    die   Grundbestimmungen    des   Verfassungsgesetzes 

*)  S.  unten  §.  709  ff.  Einen  ganz  singolären  Ausdruck  hat  das  Interesse  der  Staate- 
regirong  an  der  mdglichsten  Sicherstellang  ihrer  Beamten  gegen  unmotiyirte  gerichtliche 
Verfolgung  derselben  wegen  deren  Amts-  und  Diensthandlungen  in  dem  Preussischen 
Gesetze  vom  13.  Februar  1854,  betr.  die  Conflicte  bei  gerichtlichen  Verfolgungen  wegen 
Amts-  und  Diensthandlungen,  erhalten.  Danach  steht,  wenn  gegen  einen  Civil-  oder 
Militairheamten  wegen  einer  in  Ausübung*  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung  oder 
wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung  eine  gerichtliche  Verfolgung  im  Wege  des  Civil- 
und  Strafprozesses  eingeleitet  worden  ist,  der  vorgesetzten  Provinzial-  oder  Centralhehörde 
des  Beamten,  falls  sie  glauht,  dass  demselhen  eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete 
Ueherschreitung  seiner  Amtshefugnisse  oder  Unterlassung  einer  ihm  ohliegenden  Amts- 
handlung nicht  zur  Last  faUt,  die  Befügniss  zu,  den  Conflict  (nicht  aher  den  Competenz- 
Conflict)  zu  erheben.  Die  Entscheidung  darüber  gebührt  dem  Gerichtshofe  zur  Entschei- 
dung der  Competenz-Conflicte.  Befindet  dieser,  dass  dem  Beamten  eine  zur  gerichtlichen 
Verfolgung  geeignete  Amts-Handlung  oder  Unterlassung  nicht  zur  Last  faUt,  so  entscheidet 
er,  dass  der  Bechtsweg  ausgeschlossen  sei,  andernfalls  aber,  dass  derselbe  zulassig  sei, 
ohne  dass  für  das  Verfahren  und  den  Erfolg  der  gerichtlichen  Verhandlung  damit  irgend  präju- 
dicirt  wäre.  Ausgeschlossen  sind  von  diesem  Gesetze  die  Verfolgungen  gegen  richterliehe 
Beamte  mit  Ausnahme  der  Staatsanwälte  und  der  Beamten  der  gerichtlichen  Polizei  und 
gegen  die  im  Bezirke  des  Appellationsgerichtes  zu  Cöln  angestellten  Hypothekenbewahrer 
und  Civilstandsbeamten. 


staatswidrig  und  strafbar.  Des  Vergehens  der  VerfassangeyerietEUDg  sied 
alle  Staatsdiener  j  sowie  alle  in  staatsrechtlichen  Verhältnissen  stehende 
Individuen  fähig,  aber  wie  die  Verantwortliehkeit  und  die  staatsrechtliche 
Beziehung  der  Einzelnen  eine  verschiedene^  so  ist  auch  die  Möglichkeit 
und  die  Art  der  Verletzungen  des  VerfassnugSTechtes  verschieden.  Eine 
jede  nicht  den  Bestimmungen  und  Grundsätzen  des  Verfassungsrechte&j 
beziehungsweise  des  Yerfassnngsgesetzes  entsprechende  Handlung  des  Staats 
dienera  gilt  als  eine  Verletzung  derselben  und  als  Verletzung  der  bebil- 
dern Pflicht^  welche  ihm  der  Eintritt  in  den  Staatsdienst  und  das  Gelöhüiss 
der  BeohachtUDg  der  Verfassung  auferlegte.^)  Vor  Allem  aber  qualiädit 
sich  die  Verfassiingsverletzungj  deren  sich  diejenigen  schuldig  macheo. 
welchen  eine  besondere  Verpflichtung,  die  Verfassung  zu  wahren  und  ihren 
Bestimmungen  Geltung  zu  verschaffen  und  stets  nachzuleben  obliegt:  die 
Beamten  und  unter  diesen  wieder  besonders  die  Staatsminister  und 
auch  die  Mitglieder  der  Ständeversammlang  oder  des  landstän- 
diaclien  Augschusses.^ 

§.  702. 
Der  Begriff  der  Verfassungsverletznng  bestimmt  sich  in  objcctiver 
Hinsicht  aus  dem  der  Verfassung  selbst  und  aus  dem  Inhalte  des  Ver* 
fassungsgesetzes,  Eme  jede  Handlung  oder  Unterlassung,  welche  auf  den 
Umsturz  des  Verfassungsgesetzes  oder  der  Verfassung  selbst  {StaatsverraJi) 
gerichtet  ist  oder  gegen  einzchie  Bestimmungen  und  Grundsätze  des  Ver- 
fassungsgesetzes ^)  verstösst,  Tällt  unter  den  Begriff  der  Verfassnngsver- 
letzung,  *)     Es  muss  dabei  aber  vorausgesetzt  werden^  dass  die  Bcstimninng 


')  B.  oben  §.  684. 

*)  Ea  ist  kaum  ein  Grej^enntand  de*  Staat areclite»,  welcher  ivartiknlairechtlich  so  Ter- 
Bchieden  behandelt  ist^  als  die  Ahndung  der  VerfasRungsTer!et7:un^en  der  Staatsdimer. 
bcÄw.  der  Miniötor.  Die  Schwierig-teit  einer  Daratellnng  des  deutschen  Staatsrechte* 
der  partikularrechtlichen  Zerklüftung  des  Staatsrechts  g-e^enüher  ist  grade  bei  der  Dir- 
Btellung  dieacfl  Institutes  rectt  am  Evidentesten.  Obwohl  sich  die  folgende  DargteUm? 
bemüht,  wenigstens  eine  Skizze  der  verschiedenen  Rechtsg-estaltongen  in  den  dentsfb^ 
Btaatcn  hinHiehtUch  dieses  Geg'enstandeii  zu  gtthen ,  so  mass  dieselbe  doc^h  darauf  wp- 
ziehten  alle  Differenipunktc  ku  berühren,  da  es  moh  um  die  verscUiedenen  Canseqüemn 
aus  verschiedenen  Prinzipien  handelt.  —  Besondere  Gesetae  ^  die  Verantwortlichkeit  d^ 
Minister  und  die  Anklage  deraelben  wegen  VcTfasaungaverlet,Eungen  betreffend,  erschienejt  ti 
Baiern  am  4.  Juni  1M8,  Baden  am  5.  Oetober  1820*  Hessen-Darmstadt  am  5-JcJi 
1821  nnd  8.  Januar  1824,  Weimar  am  22.  October  1850. 

^)  Cobnrg-Got  hasch  es  Staategrundgeaetz  §.  163:  ^ —  o^^t  eines  f^  einen  inte- 
grir enden  Theil  der  TeTfassnnjßf  erklärten  Gesetzes." 

*}  VergL  z.  B.  Baiers clios  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  beti^föii 
vom  4.  Juni  184*^  Art  ^;  Sächaiachei  Verfassungsgeseti  §.  140  und  142;  WÄrt«»- 
bergsches  g.  193;  Coburg -üothasches  Staategrundgeaetz  §.163;  Oldenbnrf  atbc« 
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oder  der  Grundsatz  des  Yerfassangsgesetzes  in  thesi  klar  und  fest  steht; 
und  dass  nicht  etwa  nur  eine  einseitige  ^  nicht  zweifelsfreie  Interpretation 
des  Verfassnngsgesetzes  den  objectiven  Thatbestand  der  Verletzung  der- 
selben za  begründen  vermöchte.  *)  Eben,  deshalb  setzt  auch  der  Begriff  der 
Verfassangsverletzong  die  Existenz  eines  nnzweidentigen  Verfassnngsgesetzes 
oder  doch  die  gesetzliche  Feststellang  der  Grundsätze  des  Verfassnngs- 
rechtes  voraus.  Falls  mit  der  Verletzung  der  Verfassung  ein  s.  g.  ge- 
meines Verbrechen  oder  ein  besonderes  Dienstvergehen  concurriren  sollte^ 
so  sind  die  verschiedenen  objectiven  Thatbestände  begrifflich  wohl  zu  tren- 
nen.*) In  subjectiver  Hinsicht  wird  aber  der  Begriff  der  strafbaren 
Verfassungsverletzung  selbstverständlich  erst  durch  das  Dasein  einer 
sabjectiven  Schuldbarkeit,  also  durch  die  Möglichkeit,  die  Handlung  oder 
Unterlassung,  welche  die  Verfassung  verletzte,  auf  einen  rechtswidrigen 
Willen  oder  eine  schuldhafte  Fahrlässigkeit  zurückführen  zu  können,  er- 
füllt.')   Auch  beeinflusst  der  Grad  des  Verschuldens  (Versuch  und  VoUen- 


Bevidirtes  Staatsgrnndgesetz  Art.  200  §.  1,  a;  Schwarzbarg-Badolstädtsches  Grund- 
gesetz §.  6. 

V  Cobnrg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.173:  „Betrifft  die  Anklage  'fieüebcr- 
tretong  einer  Bestimmung,  deren  Fassung  unklar  ist,  und  findet  der  Gerichtshof,  dass  die 
von  dem  Angeklagten  gemachte  Auslegung  zwar  nicht  die  richtige  (?)  gewesen,  der  An- 
geklagte aber  gute  Gründe  gehabt  habe,  sie  dafür  zu  halten,  so  bat  der  Gerichtshof 
zwar  auszusprechen,  dass  der  Angeklagte  gegen  die  Verfassung  gehandelt  habe,  denselben 
jedoch  von  den  Strafen  und  Kosten  freizusprechen;*  Braunschweigsche  Neue  Land- 
schaftsordnung §.  108:  „eine  Verletzung  der  auf  den  vorliegenden  Fall  unzweifel- 
haft anwendbaren  Bestimmungen  die&es  Landgrundgesetzes ;**  auch  Oldenburg- 
8 che 8  Bevidlrtes  Staatsgrundgesetz  Art.  209. 

*)  Die  Verfassungsgesetze  machen  diese  Unterscheidungen  der  Begriffe.  Auch  das 
Baiersche  Gesetz  vom  4  Juni  1848  Art.  13  erklärt  ausdrücklich,  dass  durch  das  Ver- 
fahren vor  dem  Staatsgerichtshofe  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Strafgerichte  be- 
züglich der  etwa  concurrirenden  gemeinen  oder  Amtsverbrechen  oder  Vergehen,  sowie  die 
Verfolgung  der  Entschädigungsansprüche  vor  den  bürgerlichen  Gerichten  nicht  ausge- 
schlossen sei  Das  Coburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz  spricht  §.  166  von  der  An- 
klage der  Staatsbeamten  wegen  Verletzung  der  Verfassung  und  gestattet  §.  175  neben 
dieser  Anklage  und  dem  darauf  gegründeten  Verfahren  die  Verfolgung  etwa  concurrirender 
gemeiner  oder  dienstlicher  Vergehen  durch  die  ordentlichen  Criminalbehörden.  Ebenso 
spricht  das  Oldenburgsche  Bevidirte  Staatsgrundgesetz  Art  206  von  Fällen,  welche 
nicht  lediglich  eine  Verletzung  der  Verfassung  (vergl.  Art.  200  §.  1,  a)  zum  Gegenstand 
haben.  Etwas  ganz  Anderes  ist  es,  ob  die  Verweisung  der  Verfassungsverletzungen  mit 
anderen  Verbrechen  vor  einen  besonderen  (politischen)  Gerichtshof  gesetzlieh  ausgesprochen. 
Damit  ist  dem  Begriffe  der  Verfassungsverletzungen  eine  weitere  Ausdehnung  noch  nicht 
gegeben. 

^  Baiersches  Vesfassungsgesetz  Tit  X  §.  6  («wegen  vorsetzücher  Verletzung  der 
Verfassung")  und  das  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  Art.  9;  Badensches  Gesetz  vom  5.  Oc- 
tober  1820  §.9;  Weimarsches  Grundgesetz  §  49;  Coburg-Gothasches  Staatsgrund- 
gesetz §.  164:  nDie  Grade  der  Ahndung  eines  Bolchen  Vergehens  bestimmen  sich  nach 
der  Grosse  der  bösen  Absicht  und  Schuld,   nach  der  Grosse  und  dem  Um&nge  des  zuge- 


nehmens  die  strafgerichtliche  Behandlung  desselben,  wie  in  dem  gemdn^ 
Strafrechte.  ^)  Die  AostUhrong  eines  verfassungswidrigen  aber  in  gehöriger 
Form  erlassenen  Befehls  der  competenten  yorgesetzten  Behörde  findet  sicii 
von  dem  Begriffe  der  Verfassungsverletzung  ausgeschlossen.*) 

ß.   Standisches  Recht  der  Anklage. 

§.  703. 
Das  Recht,  die  Minister  wegen  begangener  Verfassungsver- 
letzungen zur  Verantwortung  zu  ziehen,  kann  nur  den  Landständen  als 
den  Vertretern  der  ünterthanen  —  der  .Staatsregirung  gegenüber  —  zu- 
stehen.*) Nur  die  gemeinen  Verbrechen  oder  Vergehen,  sowie  die  speziellen 
Dienstverbrechen  oder.  Vergehen  unterliegen  der  Cognition  der  ordentlichen 
Staatsbehörden  und  werden  auf  dem  gewöhnlichen  Wege,  auf  Antrag  der 
dazu  berufenen  Behörden  (Staatsanwaltschaften  oder  administrative  Be- 
hörden) zur  Untersuchung  gezogen.  Wenn  Verfassungsverletzungen 
der  dem  Staatsministerium  untergeordneten  Staatsbeamten  in 
Frage  kommen,  alsdann  ist  allerdings  ein  Grund,  nur  den  Landständen 
das  Recht  der  Anklage  vorzubehalten,  nicht  vorhanden.  Ueber  die- 
sen Beamten  stehen  noch  die  höheren  Behörden  und  jeden&Us  d^ 
Staatsministerium,  welches  eben  durch  seine  besondere  Verantwortücb- 
keit   verpflichtet   ist,    derartige  Vergehen  seiner  untergeordneten  Beamten 


fügten  Schadens  nnd  den  gesetzlichen  Kegeln  der  Znrechnnng;"  OldenbnrgschesReri- 
dirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  200  §.  1  ff.;  Reuss-Schleizisches  §.  110:  »wenn  ök 
absichtliche  Verletzung  der  Verfassung  in  Frage  steht,"  wenn  dagegen  es  sidi  nuros 
die  „ünzweckmässigkeit  einer  Verordnung  oder  anderen  Massregel*'  handelt,  so  steht  der 
Volksvertretung  nur  das  Recht  der  Beschwerde  zu;  Waldecksches  Gesetz  vom  4.  Jrai 
1850  Art.  2. 

*)  Vergl.  ausser  den  in  voriger  Note  citirten  Stellen  der  Verfassungsgesetze  Weimar- 
seh  es  Grundgesetz  §.  49  Abs.  2;  Oldenhurgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art 
202 :  „Die  Zuständigkeit  des  Staatsgerichtshofes  erstreckt  sich  auch  auf  die  Mitschuldigeii " 

')  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  166. 

^)  Ausdrücklich  und  direct  sagrt  dieses  freilich  nur  die  Braunschweigsche  Nei« 
Landschaffcsordnung  §.  108  und  namentlich  §.  112:  „Nur  die  Standeversammlung  est- 
scheidet  darüber,  ob  ein  Verfahren  wegen  verletzter  Verfassung  einzuleiten  sei.  Hat  m 
durch  einen  ordnungsmässigen  Beschluss  das  Verfahren  der  Mitglieder  des  Staatsminkte- 
riums  oder  des  Ausschusses  gebilligt,  so  findet  eine  ständische  Ankl^e  nicht  weiter  Statt 
Die  ordentlichen  Gerichte  dürfen  daher  wegen  vorletzter  Verfassung  gegen  die  Mitglied 
des  Staatsministeriums  und  des  ständischen  Ausschusses  von  Amts  wegen  nicht  verfahres:^ 
Schwarzburg-Budolstädtsches  Grundgesetz  §.7;  Beuss-SchleizisehesBevidiite^ 
Staatsgrundgesetz  §.  108.  Es  sind  indess  alle  verfassungsgesetzlichen  Bestimmungsi  üWr 
das  Anklagerecht  der  Stände  nur  in  diesem  Sinne  zu  verstehen .  da  der  Begriff  der  Ve^ 
fassungsverletzung  nicht  ein  criminalrechtlicher  und  dieses  politische  Vergehen  sieht  itr 
Strafgerichts-Competenz  gehört,  eine  Anklage  Seitens  des  Souverains  aber  nndenWÄT  »^ 
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za  ahnden  oder  doch  die  strafgerichtUche  Untersachang  derselben  zu  ver^ 
anlassen.  Hier  könnte  nor  eine  Versäomniss  der  Ahndangspflicht  der  Be- 
hörden einen  Antrag  der  Ständeversammlong  begründen  müssen/) 

§.  704. 
Das  Recht  der  Landstände  zur  „förmlichen  Anklage^  erstreckt  sich 
innerhalb  der  positivrechtlichen  Grenzen  der  Competenz  der  Landstände 
nur  auf  die  Anregung  der  Untersuchung,  und  ist  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  des  Verfa'ssungsrechtes  geltend  zu  machen.  So  findet  sich, 
dass  den  Ständen  zunächst  nur  das  Recht  der  Beschwerde  bis  zu  der 
höchsten  Regirungsstelle  und  nur,  wenn  dieser  nicht  abgeholfen  werden 
sollte,  eine  förmliche  Anklage  zusteht,  die  sich  dann  allerdings  zugleich 
gegen  die  Minister  selbst  richten  kann.*)  Diese  Anklage  muss  Seitens  der 
Regirung  berücksichtigt  und  zur  weiteren  verfassungsgesetzlichen  Verhand- 
lung gebracht  werden.  Die  Stände  können  aber  dieselbe  jederzeit  zurück- 
ziehen, sowie  auch  auf  ihr  Klagerecht  verzichten.^  Dass  der  Beschluss 
derselben  über  die  Erhebung  einer  Anklage  besonderen  formellen  Bestim- 
mungen unterworfen  sei,  findet  sich  nur  vereinzelt.*)  Einige  Verfassungs- 
gesetze lassen  auch  das  Anklagerecht  des  Landtags  in  bestimmter  Frist 
nach  dem  Tage,  an  welchem  die  Thatsache,  auf  welche  die  Anklage  gebaut 
wird,  zur  Kunde  des  Landtags  gekommen  ist,  verjähren.')  Ein  officielles 
Einschreiten  der  ordentlichen  Gerichte,  beziehungsweise  der  Staatsanwalt- 

*)  Brauns chweigsche  Neue  Laudschaftsordnung  §.108  Abs.  3:  „In  Ansehung  der 
dem  Stastsministerium  untergeordneten  Beamten  sind  dergleichen  Anträge  von  der  Stände- 
Tersammlung  nur  dann  statthaft,  wenn  diese  Beamte  da,  wo  sie  in  den  Grenzen  eigner 
Verantwortlichkeit  handeln,  die  Verfassung  verletzt  zu  haben  beschuldigt  werden,  und  der 
Antrag  auf  Bestrafung  bei  den  vorgesetzten  Behörden  und  zuletzt  bei  dem  Staatsministe- 
rium  angebracht  und  8  Wochen  lang  unbeachtet  geblieben  ist."  Vergl.  Reuss-Schlei- 
zisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  109. 

')  Vergl.  z.  B.  Meiningensches  Grundgesetz  Art.  88;  Altenburgsches  §.  37 
Abs.  2  („jedoch  ist  vor  Erhebung  der  Anklage  umständliche  Ai^zeige  der  Besch^erde- 
pankte  beim  Landesherm  zu  machen  und  eine  Erörterung  im  Verwaltungswege  zu  veran- 
lassen   (§.  216).    Führt  letztere  nicht  zum  Zwecke  einer  sachgemässen  Schadlosstelluhg, 

so  tritt   der  Rechtsweg ein");   Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz   §.  169 

(gestattet  die  Anklage  erst,  wenn  der  Beschwerde  bei  dem  Herzog  nicht  binnen  einem 
Monat  nach  deren  Eingabe  auf  eine  diSi^Jiandtag  zufrieden  stellende  Weise  abgeholfen 
worden),  vergl.  §.  174;  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.  108  (ähnlich, 
bezieht  sich  aber  nur  auf  die  Anklage  der  dem  Staatsministerium  untergeordneten  Be- 
amten).   S.  vorstehende  Note. 

')  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  203. 

*)  Oldenburgs^es  Verfassungsgesetz  Art.  200  §.  2:  »Der  Beschluss  zu  einer  sol- 
chen Anklage  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Wiederholung  in  einer  zweiten,  wenigstens 
acht  Tage  nach  der  ersten  Abstimmung  abgehaltenen  Sitzung." 

^)  Braunschweigsche  Neue  Landschafteordnung  §.  108  Abs.  2  (in  sechs  Jahren); 
Oldenburgsches  Revidirtes  Siaatsgrundgesetz  Art.  204  (in  vier  Jahren). 


ßchatien  hinsichtlich  der  zu  der  Competcnz  jener  gehörenden  Delicte  der 
MiiiLöter  oder  sonstiger  Beamten  ist  damit  nicht  auBge^hlosGcn/)  wenn 
aoch  dem  Landtage  nicht  verwehrt  ist,  das  ordentliche  Strafverfahren  dnith 
eine  Beschwerde  hei  dem  Staatsminiaterium  zu.  veranlassen,?)  Das  Recht 
der  Ministeranklage  ist  in  Staaten,  deren  Landtag  aus  zwei  Kamniem  be- 
steht, entweder  einer  jeden  einzelnen  Kammer  oder  nur  dem  gesammten 
Landtage  eingeräumt;^)  auch  findet  sieh  diese  Befugniss  schou  dem  land- 
ständiscben  Auflschusse  gewährt-")  .         , 

y.   Der  coinpetenie  Gericbtshot 

§.  705. 
Znr  Untersuchung  der  Verfassnogsverletznngen  der  Staatsdiener  ^  ist 
in  mehren  Staaten  ein  besonderer  Gerichtsliofj  der  ß,  g.  Staatsgericht^ 
hof,  vcrfasBungsgesetzlich  bcfitimmtj  wie  denn  auch  das  Verfassnngsgcseti 
in  Berücksichtigung  des  besonderen  Wesens  dieser  Vergeben  das  hei  deren 
Verfolgung  anzuwendende  Verfahren  und  die  darin  zu  erkennenden  Strafen 
zu  normireu  pflegt.  Es  ist  aber  aus  einem  jeden  partikularen  Rechte 
die  Existenz  und  Competenz  dieses  ausserordentlichen  Staatsgerichte- 
hofes  zu  constatiren.'^)  Denn  keineswegs  ist  es  ein  allgemeines  Prinzip^ 
dass  die  Verfassungs Verletzungen  aller  SUiatsdiener  die  Zuständigkeit  da? 
Staatsgerichtsiiofes  und  seines  besonderen  Verfahrens  begründen.  Die 
deutschen  Verfassungsgesetze  gingen  vielmehr  bei  der  Normirung  des  In- 
stituts der  Anklage  wegen  Vcrfassungsverletzungen  von  sehr  verschiedenen 
Prinzipien  aus  und  schieden  in  der  Regel  nur  die  eine  ^^erfaseungsver- 
letzung  enthaltende  Handlungen  bestimmter  8taatsdiener  zur  Zuständigkeif 
des  Staatsgericbtsbofea  und  zu  dessen  besonderem  Verfahren  aus,  dm 
wesentlichen  Unterschied  zwischen  der  materiellen  Bedeutung  der  Veifas- 
sungsverantwortlichkeit  der  verschiedenen  Arten  der  Staatsdiener  praktisch 


')  Tcrgl.  Baieriches  Geaeti  Tora  4  Joni  1848  Äri  13 j  CohnTg-Gotbascici 
Staatagrundgcflcti  §,  175. 

*)  Oldctiburgsches  Reiidirtea  Staat^grutidg^esetz  Art.  208, 

^)  PreuseiBchcB  VerfaKÄongB^eBeti  Art.  61;  Würtemhergache»  §,  179,  KiHi 
dem  Baierschen  Uesjetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minieter  betreffeml»  vom  -L  Jiiä 
1848  Art.  10  und  U  nnd  Htm  Sächsischea  TeTfasfltmgsgesetE  §,  141  steht  dieses  Ji* 
klagerooht  aher  Dur  dem  ganzen  Landtage  zu. 

*)  Cohnrg-GothascheB  Stfiat^igfimdgeücts  §.  165. 

*)  Das  Sächsische  Vorfassimgsgesetz  §.  142  und  das  WürtenibcTgsoh^  %^ 
lagen  „xum  gerichtlichen  Schutze  der  Verfassung'.*  Daa  In&titut  der  Anklage  w^b 
Verletzung  der  Verfassung  galt  oben  als  eine  der  „Garantien  der  Verfaasnng.* 

")  Wie  aUe  AuRnahtnen  tou  Regeln  m  muss  auch  die  Ausnahme  der  Bestrafmje  ikr 
besonderen  poli tisch eti  Vergehen  durch  awBserordentliche  Gerichte  und  in  aDSseroniÄ' 
liebem  Verfahren  strict  interpretirt  weiden.  Die  strafreehtUchen  Ormid^älie  nnflum  m- 
men  sine  lege  and  nulla  poena  sine  lege  wirken  selbitTerBtändÜch  aach  in  dieser  Hlii^i* 
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berttcksichtigend/)  Abgesehen  von  den  VerfasBangsgesetsen,  welche  nnr 
das  Prinzip  aasspreehen,  dass  Verfassmigs  Verletzungen  der  Minister  vor 
einem  besonderen  Gerichtshöfe  zur  Verhandlung  kommen  sollen,  die  näheren 
Bestimmungen  aber  einem  besonderen  Gesetze  vorbehalten  und  also  bis 
zum  Erscheinen  dieser  praktisch  anwendbare  Bestimmungen  nicht  enthalten/) 
haben  die  Gompetenz  des  Staatsgerichtshofes  und  seines  besonderen  Ver- 
fahrens emige  Verfassungsgesetze  auf  alle  Diensvergehen  der  Staatsdie- 
ner überhaupt/)  andere  dagegen  nur  auf  die  Verfassungs Verletzungen 
bezw.  sonstigen  Dienstvergehen  der  Staatsminister  oder  der  Mitglieder 
der  höheren  Staatsbehörden/)  noch  andere  aber  auf  alle  oder  bestimmte 


*)  Um  ein  Beispiel  ans  der  Gesetzgebung  anzof&hren  vergl  Brannschweigsche 
Nene  Landschaftsordnung  §.  109:  „In  Ansehung  der  dem  Staatsministeiium  untergeord- 
neten Beamten wird  der  Antrag  auf  Bestrafung  (sc.  von  Verfassungsverletzungen) 

bei  dem  Landesgericht  gemacht,  welches  die  Untersuchung  durch  zwei  seiner  Mitglieder 
zu  fahren  und  das  erste  Erkenntniss  abzugeben  hat,  gegen  welches  die  ordnungsmässigen 
Rechtsmittel  zulässig  sind."  §.  110:  „Soll  aber  ein  Antrag  auf  Bestrafung  eines  Mit- 
gliedes des  Staatsministeriums  oder  des  ständischen  Ausschusses  wegen  verletzter  Verfas- 
sung gemacht  werden,  so  wird  zuvörderst  ein  .eigener  Gerichtshof  gebildet"  etc.;  Olden- 
burgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  208,  welcher  das  Verfahren  gegen  zum 
Staatsministerium  nicht  gehörende  Beamte  wegen  Verletzung  der  Verfassung  dem  „zu- 
ständigen Gerichte"  überweist. 

^  Prcussisches  Verfassungsgesetz  Art.  61:  „Die  Minister  können  durch  Beschluss 
einer  £ammer  wegen  des  Verbrechens  der  Verfassungsverletzung,  der  Bestechung  und  des 
Verrathes  angeklagt  werden.  Ueber  solche  Anklage  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof 
der  Monarchie  in  den  vereinigten  Senaten.  So  lange  noch  zwei  oberste  Gerichtshöfe  be- 
stehen, treten  dieselben  zu  obigem  Zwecke  zusammen.  Die  näheren  Bestimmungen  Über 
die  Falle  der  Verantwortlichkeit,  über  das  Verfahren  und  über  die  Strafen  werden  einem 
besonderen  Gesetze  vorbehalten."  Das  Gesetz  ist  noch  nicht  erschienen.  Das  Luxem- 
burgsche  Verfassungsgesetz  Art.  82  verweist  auch  auf  ein  besonderes  Gesetz  über  die 
Ministeranklage.  Das  Anhalt -Bernburgsche  Landesverfassungsgesetz  §.  80  anerkenn t 
das  Recht  der  Landstände  über  gesetzwidriges  Verfahren  der  Verwaltungsbeamten  Beschwerde 
zu  fuhren  und  die  gesetzmässige  Bestrafung  schuldiger  Staatsdiener  zu  beantragen,  auch  die 
Minister  anzuklagen,  behielt  aber  alle  näheren  Bestimmungen  einem  besonderen  Gesetze 
vor,  das  bis  jetzt  nicht  erschienen.  Ebenso  das  Schwarzburg-Sondershausensche 
Landesgrundgesetz  §.  57. 

')  Meiningensches  Grundgesetz  §.88:  „Den  Ständen  steht  die  Befugniss  zu,  gegen 
Staatsdiener  wegen  Verletzung  der  Verfassung  —  Missbrauch  der  Amtsgewalt,  Untreue 
und  Erpressung  förmliche  Anklage  zu  erheben.  Gegen  Beamte,  welche  unter  höherer  Lei- 
tung stehen,  soll  jedoch  allemal  erst  Beschwerde  bei  dem  Ministerium  geführt,  und  nur 
wenn  dieser  nicht  abgeholfen  wird,  zur  Anklage  geschritten  werden;"  Coburg- 
Gothasches  Staatsgrundgesetz  §.  132  und  165  ordnet  ein  besonderes  Verfahren  an  im 
Falle  der  Verletzung  der  Verfassung  durch  Staatsbeamte. 

*)  Baiersches  Verfassungsgesetz  Tit  X  §.  6  und  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  betreffend,  vom  4.  Juni  1848  Art.  9  (hinsichtlich  der  Handlungen  oder  Unter- 
kssungen  der  Staatsminister  oder  deren  Stellvertreter,  durch  welche  die  Staatsgesetze 
verletzt  werden);  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  14t  und  142  (im  Fall  der  Ver- 
letzung der  Verfassung  durch  die  Vorstände  der  Ministerien) ;  Badens  che  s  §.67  (wegen 


verfassungswidrige  Handlangen  der  Minister  und  Departementscheis 
sowie  der  Mitglieder  und  Beamten  der  Ständeversammlnng  er- 
streckt. *) 

§.  706. 
Der  Staatsgerichtshof  ist  in  den  verschiedenen  Staaten  sehr  verschiedcD 
zusammengesetzt.     Der  oberste  Gerichtshof  des  Landes  pflegt  die  Elemente 
des  Staatsgerichtshofes  darzureichen,  indess  unter  sehr  verschiedenem  Eio- 


Verletzungen  der  Verfassung  oder  anerkannt  verfaßsungsmässiger  Rechte  durch  die  Mini- 
ster oder  die  Mitglieder  der  obersten  Staatsbehörde);  Hesse  u- Darm  st  ädtsch  es  Ver- 
fassungsgesetz  §.  109  und  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  obersten  StaAts- 
beamten  vom  5.  Juli  1821  und  8.  Januar  1824;  Weimars ches  Grundgesetz  §.49  (geg^n 
die  Departementschefs  wegen  Uuterschleife  bei  öffentlichen  Gassen,  Bestechlichkeit,  geseö- 
widrige  Eingriffe  in  die  Rechtspflege,  absichtliche  Verzögerung  in  der  Verwaltung  oder 
andere  willkürliche  Eingriffe  in  die  Verfassung  oder  in  die  gesetzliche  Freiheit,  in  die 
Ehre  und  in  das  Eigenthum  der  Staatsbürger  oder  endlich  sonst  wegen  solcher  VerletroB- 
gen  der  Amtspflichten  eines  Departementschefs,  welche  ausschliesslich  der  gerichtlichea 
Bestrafung  vorbehalten  sind);  Altenburgsches  §.  37  Abs.  2  (gegen  höhere  Staatsbe- 
amte wegen  verfassungswidrig  ertheilter  oder  gegengezeichneter  Befehle);  Oldenburf- 
sches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art.  200  §.  1:  „Der  Landtag  ist  befugt,  die  Mit- 
glieder des  Staatsministeriums  gerichtlich  anzuklagen,  welche  sich  a)  sei  es  durch  eignes 
Handeln  oder  Unterlassen,  oder  durch  blosse  Zulassung,  vorsätzlich  oder  in  grober  Fahr- 
lässigkeit einer  Verletzung  der  Verfassung  oder  b)  eines  Staatsverraths  —  oder  des  Miss- 
brauchs  ihres  Amtes  zu  einem  gemeinen  Verbrechen.  —  oder  einer  Bestechung,  —  oder 
des  Verbrechens  der  Amtsuntreue,  —  oder  einer  Verletzung  ihrer  Amtspflichten  in  der 
Absicht  der  Erlangung  eigenen  Vortheils,  —  oder  in  der  Absicht  der  Benachtheüigmif 
des  Staats  oder  einzelner  Staatsbürger,  —  oder  einer  gesetzwidrigen  Verhaftimg  schuldig 
gemacht  haben  sollten;"  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.  6  (gegen 
Mitglieder  der  obersten  Regirungsbehörde  „wegen  Verfassungsverletzunfir  und  iwar  »w^fc] 
wegen  Handlungerj  wie  wegen  Unterlassungen,  diu  mit  einer  Beatiimnang  dieses  Grm'i- 
gesetzes  im  Widempnach  stehen*' )t  WÄldecksehes  Verfassun^geaetz  §.  6<j  Igegffli  «Ih 
verantwortlichen  Mitglieder  der  Staats regirung  wegen  Verfasaungiiverletiüiig  ^Äch 
näherer  Bestimmung  des  Gesetzes);  ReUBH-Schleizisches  Revidirtes  StaatÄgriin%es>«a 
§.  107  und  §,  108  (gegen  Mitglieder  des  MinjHteriums), 

')  W  ü  r t  c  111  b  e  r  g  g  c  h  e  8  Ve rf ajaeiiin gsges etz  ^ .  1 9 J* ;  „ Ei ne  Anklage  v or  dem  St  aai*- 
gerichtshofe  wegen  der  oben  §  195  erwähnten  Handlangen  (Umäturz  der  Verfftiamii^  na  3 
Verletzung  einzelner  Panktc  derselben)  kann  geschehen  von  der  Kegirung  gegen  einirlr^e 
Mitglieder  der  Stände  und  des  ÄUBaeliHssea  und  von  den  Ständen  siowohl  gegen  MittiÄi-^^ 
and  DepartementachefB  als  gegen  einzelne!  Mitglieder  und  highere  i^earate  der  Stände T-:r- 
Sammlung.  Andere  Staatsdiener,  ab  Minister  und  Departementschefs,  können  tot  ilie^Ji 
Gerichte  nicht  angeklagt  werden,  ausser  wegen  t'ebertretung  der  §,  53  enthaltenen  V^^r- 
Schrift*'  (daea  sie  hei  eigener  Verantwortlichkeit  nur  die  ihnen  von  den  geeigneten  Stete 
in  der  ordnungsinässigen  Form  autonimenden  Anweiaangen  lu  beobachten  haben),  l^i^ 
BraunschweigHche  Neue  Landschaftaordnüug  g.  108  gestattet  der  Stand eTer^ammicjQ^"" 
auf  BciJtrafung  der  Mitglieder  des  Staats  min  isteriums  (also  nicht  nur  der  Minister»  ss-i 
des  itäüdiscben  Ausschusses,  i, welche  einer  Verletzung  der  auf  den  vorliegendeu  F^I 
unssweifelbaft  anwendbaren  Bestimmungen  dieses  Landgrundgesetzes  sich  schuldig  p- 
macht  haben/  anzutragen. 


fluBse  der  Landstände;  welchen  das  Recht  eine  gewisse  M 
gliedern  des  Gerichtes  zu  wählen,  eingeräamt  zu  sein  pflegt.  *) 
hin  der  höchste  oder  ein  höherer  Gerichtshof  des  Landes  i 
des  Staatsgerichtshofes  zu  üben  habe,  findet  sich  nur  da  best 
Gompetenz  desselben  auch  auf  die  Dienstvergehen  der  Staat! 
dehnt  und  also  der  politische  Charakter  des  Staatsgerichtsli 
weitert  worden.*)  Vereinzelt  findet  sich  auch  das  Institut  i 
renen  in  der  Einrichtung  des  Staatsgerichtshofes  nach  den 
dass  über  die  Thatfrage  der  Anklage  Geschworene,  ttber  Ah 
rechtskundige  Richter   zu   entscheiden   haben.')    In   einigen  i 


*)  Baiersches  Gesetz  vom  30.  März  1850  Art.  1  (Präsident  des  6h 
hofes  und  sechs  Käthe  desselben);  Sächsisches  Verfassangsgesetz  §.143 
vom  Könige  aus  den  ersten  Vorständen  der  höheren  Gerichte  ernannt,  un 
Yon   denen   der  König   sechs  aus  den  Mitgliedern  jener  Gerichte  und  jed 
nebst  zwei  Stellvertretern  ausserhalb  der  Mitte  der  Ständeversammlung  wä 
von   den  Ständen   gewählten  Mitgliedern   müssen   mindestens   zwei  Rechl 
welche  auch  mit  Vorbehalt  der  Einwilligung  des  Königs,   aus  den  Staatsc 
werden  können);  Würtembergsches  §.  196  (ganz  ähnlich  wie  das  Säch 
dem  Schlusssatze :  „Ausserdem  müssen  die  Mitglieder  alle  zur  Stelle  eines  St 
erforderlichen  Eigenschaften  haben"j;  Weimarsches  Grundgesetz  §.51,  51 
sident  des  Ober- Appellationsgerichtes  zu  Jena  und  zwölf  Käthe,  welche  zu 
den  Landesfursten ,    zur   andern  Hälfte  aber  durch  den  Landtag  aus  den 
ländischen  Gerichtshöfe  jedoch  so  gewählt  werden,  dass  sich  unter  beiden  j 
Bäthe  des  Ober-Appellationsgerichts  befinden  müssen.    Landtags-Abgeordnel 
Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  zu  sein;  scheiden  einige  Mitglieder  des 
hofes   aus,    so   cooptirt   sich   derselbe  aus  den  Bäthen  der  inländischen  J 
Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung   §.  109  und  Gesetz  vom 
§.  2  (sieben  Mitglieder  des  Obergerichts,   von  denen  drei  durch  das  Loos, 
Landesregirung  und  zwei  von  der  Versammlung   der  Abgeordneten  gewähli 
Vorsitz  übernimmt  das  älteste  der  so  gewählten  Mitglieder ) ;  Oldenburgsc 
Staatsgrundgesetz  Art.  201  und  Anlage  IQ  (sieben  Mitglieder,  von  denen 
Loos  aus  den  Mitgliedern  des  höchsten  Landesgerichts  berufen,  drei  durch  die 
und  drei  von  dem  Landtage  aus  den  richterlichen  Beamten  des  Grossherzog 
werden;   in   gleicher  Weise   werden  sechs  Ersatzrichter  gewählt;   sämratl 
wählen  unter  sich  den  Präsidenten). 

*)  So  das  Ober  -  Appellationsgericht  zu  Jena,  vergl.  Meiningensch< 
§.  88;  Altenburgsches  §.  37;  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgese 
171  (»bis  dahin,  wo  durch  Gesetz  der  Staatsgerichtshof  bestellt  und  das 
stattfindende  Verfahren  bestimmt  ist") ;  das  ordentliche  Gericht  unter  Zulasi 
lation  an  das  Appellationsgericht  in  Schwarzburg-Budolstadt  (Grui 
Benss-Schleizisches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  §  113  (das  Ober-App 
in  Jena;  jedoch  steht  dem  Angeklagten  wie  der  Volksvertretung  frei,  „au 
dang  der  Acten  an  ein  anderes  deutsches  SpruchcoUegium  behufs  der  Ent 

die  Anklage  ( also  nicht  auch  behufs  der  Untersuchung  — )  an  der  S 

Ap  p  ellationsgerichts  anzutragen  * ). 

^)  Baiersches  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betreffem 


der  Staatsgerichtshof  am  Schlosse  eines  jeden  ordenttichen  Landtages  auf 
die  Dauer  der  Periode  eines  solchen,  also  gewissermassen  als  ein  sUuidiges 
Institut  bestellt;  *)  nach  anderen  Verfassungsgesetzen  wird  ein  Staatsge- 
richtshof dagegen  nur  in  Veranlassung  eines  bestimmten  Falles  und  nur 
für  diesen  gebildet.^)  Dass  die  Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  bei  der 
besonderen  Verpflichtung  für  diesen  Beruf  ihres  Unterthanen-  und  sonstigeD 
Diensteides  entbunden  werden,  findet  sich  ausdrücklich  bestimmt  und  er- 
scheint dieses  allerdings  als  eine  Gonsequenz  aus  dem  besonderen  Berufe 
dieser  Richter.^)  Singulare  Bestimmungen  über  die  Bildung  des  Staatsge- 
richtshofes finden  sich  in  dem  Luxemburgschen  Verfassungsgesetze/) 

(T.   Das  Verfahren. 

§.   707. 
Das  Verfahren,  mittelst  welches  die  Minister  oder  die  in  dieser  Hin- 
sicht  denselben  gleichgestellten  Staatsdiener  wegen  ihrer  politischen  Ver- 
brechen oder  Vergehen  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  und  welchem 


1848  Art.  11  Abs.  3:  „Ueber  die  Thatfrage  der  Anklage  haben  Geschworene,  über  dk 
Rechtsfrage  rechtskundige  Bichter  zu  entscheiden.*' 

*)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  143  Abs.  3  „im  Falle  einer  Vertagung  des 
Landtags  oder  der  Auflösung  der  zweiten  Kammer  bleibt  der  am  Schiasse  des  yoriges 
ordentlichen  Landtags  bestellte  Gerichtshof  bis  wieder  zum  Schlüsse  der  nächsten  Stände 
Versammlung  fortbestehen" ;  Weimarsches  Grundgesetz  §.  52  Abs.  2 :  ,Bei  jedem  ordent- 
lichen Landtage  kann  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  sowohl  tod  Seitci! 
des  Landesfursten  als  des  Landtages  ganz  oder  theilweise  erneuert  werden ;**  Oldeo- 
b.urgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Anlage  IQ  §.  2:  »Auf  jedem  ordentlichen  Laad- 
tage  soll  eine  Neubildung  des  Staatsgerichtshofes  vorgenommen  werden,  wenn  entweder 
die  Staatsregirung  oder  der  Landtag  darauf  anträgt.  Bis  zu  erfolgter  Neabildong  des 
Staatsgerichtshofes  bleibt  der  bisherige  in  Wirksamkeit.  Er  besteht  ausnahmswei^  aseb 
nachher  fort,  für  den  einzelnen  Fall,  der  durch  Uebergabe  der  Anklageschrift  Torfaer  an 
ihn  gebracht  worden,  bis  zur  gänzlichen  Beendigung  des  Prozesses." 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  198  Abs.  2 :  „Das  Gericht  lost  sich  acf . 
wenn  der  Prozess  geendigt  ist;"  Braunschweigsche  Neue  Landschaftsordnung  §.U^: 
„Soll  aber  ein  Antrag  auf  Bestrafung  eines  Mitgliedes  des  Staatsministeriams  oder  d<5 
ständischen  Ausschusses  wegen  verletzter  Verfassung  gemacht  werden,  so  wird  zu  vor- 
der st  ein  eigener  Gerichtshof  (also  nur  ad  hoc)  gebildet.*^ 

^)  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  144:  „Der  Präsident  und  sämmtliche  Bichter 
werden  für  diesen  ihren  Beruf  besonders  verpflichtet  und  in  Bezug  auf  selbigai  ihre^ 
Unterthanen-  und  sonstigen  Eides  entbunden ;"  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrvod- 
gesetz  Anlage  lU  §.10:  „Die  Mitglieder  des  Staatsgerichtshofes  sind  for  diesen  ihrer 
Beruf  von  dem  Diensteide  entbunden  und  blos  durch  den  geleisteten  Eid  aof  VerCasosf 
und  Gesetz  verpflichtet." 

^)  Luxemburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  116:  „Jusqu'a  ce  qu*il  est  poorra  par 
une  loi,  FAssemblee  des  Etats  aura  un  pouvoir  discritionnaire ,  pour  accoser  hb  memke 
du  Gouvernement  et  la  Cour  sup^rieure,  en  assembl^e  generale,  le  jngera,  en  csraetin- 
sant  le  dülit  et  en  determinant  la  peine/  also  nach  der  Weise  dea  engliachesi  Staai?- 
reehts,  welches  in  diesem  Falle  das  Parlament  als  Gerichtshof  constitairt. 


I 


der  Angeklagte   durch   freiwüligeQ  RMcktritt   von  seinem  ä 
entziehen  kann/)  ist,  sofern  ein  ordentliches  Gericht  den  8^ 
bildet,  das  ordentliche  Verfahren  dieses  Gerichtes,^  falls  a^ 
Gerichtshof  besonders  gebildet  ist,  nrasste  auch  die  Art  des  I 
denselben  besonders  festgestellt  werden.^)    Das  Prinzip  der-i 
und  Mündlichkeit   der  Verhandlungen*)  oder  doch  der  Anki 
Üieidigung^)  findet  sich  auch  für  dieses  Verfahren  ausdrücklj 
aber   auch  —    wenigstens  das  der  OeflFentlichkeit  —   ausdr^ 
schlössen/)     Sind  die  Stände  die  Ankläger,    so  haben  auch 
Geltung  des  aceusatorischen  Prinzips  BevoUmäfthtigte  derselbe 
einzureichen  und  zu  vertreten.^)     Die  Beschlussfassung  des  G 
an  besondere  Voraussetzungen  gebunden  zu  sein,  deren  Ten^ 

*)  Sächsisches  Verfassongsgesetz  §.  151:  „Die  Resignation  des  j 
auch  auf  das  gegen  ihn  eingeleitete  Verfahren  und  den  Urtheilsspmch  k4 

*)  Meiningensches  Grundgesetz  §.  88  Abs.  2:  sDic  AnMage  sol 
Appellationsgerichte  in  Jena  angebracht ,  im  förmlichen  Bechtswege  dun 
beauftragendes  Criminalgericht  des  Landes  untersucht  und  vom  Ober-Ap]^ 
entschieden  werden;"    Altenburgsches  §.  37   a.  £.:    .—  so  tritt  de^ 

dem  Ober-Appellationsgerichte  nach  den Bestimmungen  des  §.  39  i 

lationsgerichts-Ordnung  ein*/  Coburg-Gothasches  Staatsgrundgesetz  { 
Gerichtshof  ist  für  den  eintretenden  Fall  mit  allen  Rechten  und  Pflicht 
suchungsrichters  bekleidet,  untersucht  die  Sache  nach  den  Grundsätzen 
aceusatorischen  Prozesses  und  ertheilt  nach  beigebrachter  oder  yersäumtoi 
des  Angeklagten  das  Erkenntnisse  Braunschweigsche  Neue  Landschafts 
„Dieser  Gerichtshof  —  —  leitet  bei  vorhandenen  Gründen  die  Untersuch 
dieselbe  nach  den  Regeln  des  Untersuchungsprozesses  und  fäUt  das  Erken 
and  letzter  Instanz/  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §J 
—  entscheidet  nach  Massgabe  der  bestehenden  Gesetze ;**  Reuss-Schle 
dirtes  Staatsgrundgesetz  §.  114. 

^)  Baiersches  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betreffen 
1848  Art.  11  Abs.  4;  Weimar sches  Grundgesetz  §.  57.  Wo  ein  besom 
nicht  bestimmt  ist,  wird  das  ordentUche  Strafverfahren  zur  Geltung  komn 

*)  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  Art  11  Abs.  1  (hinsichtlic 
nähme  von  Geschworenen  bei  der  Beurtheilung  der  Thatfrage  s.  vorstehender 
S&chsisches  Verfassungsgesetz  §.  147:.  „Die  Acten  des  Staatsgerichtshofe 
den  Druck  bekannt  gemacht/  ebenso  Braunschweigsche  Neue  Lan< 
§.  110  Abs.  4;  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Anlage  I 
Oeifentlichkeit  kann  auf  Antrag  der  Staatsregirung  in  Uebereinstimmung 
tage,  beziehungsweise  mit  dem  standigen  Landtags- Ausschüsse  aus  Bücksiel 
wobls  vom  Staatsgerichtshofe  ausgeschlossen  werden.  ** 

*)  Würtembergsches  Verfassungsgesetz  §.  199  Abs.  2. 

«)  Schwarzburg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.8:  Jedoch  mit 
der  Oeffentlichkeit." 

''j  Baiersches  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  Art  11  Abs.  2;    Oldenbu 

dirtes  Staatsgrundgesetz  Anlage  III  §.  17:   „Das  Hauptverfahren  ist 

verfahren/  §.  18:    «Die  Anklage  wird  von  einem  bis  drei  von  dem  Land 
Mitte  erwälten  Bevollmächtigten  durchgeführt.  ** 
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der  verfasenngsgefieUlichen  Besttuimung  über  die  Behandlung  der  Sache 
durch  Incjuirenten  und  R^fereuteti  zu  finden  ist,'')  Es  findet  Bich  aber  auci 
augdrücklicfa  bestimmt^  dsiBB  der  8taat£gerichtshof  bei  seiner  EntseheidnD^ 
nicht  an  strenge  Beweisregeln  gebunden  iBt^  sondern  nur  nach  seiner  Ueber^ 
Zeugung  zu  richten  habe.'') 

j.    Da«  TJrtlieiL 

§.  708. 
Daft  nach  geschlossenem  Verbandlungsverfahren  abzulaggende  Urtbeil 
des  ötaatsgcrichtsbofefi  ^)  bat  zuuächst  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  eifle 
Verfassungsverletzung  oder  ein  sonstiges  Dienstvergehen ,  dessen  Äbürtliei- 
luug  seiner  Compet^nz  gesetzlich  zugewiesen^  begangen  und  ob  den  An* 
geklagten  die  Schuld  dieser  That  trifft.  In  den  deutschen  VerfassQD^^- 
gesetzen  fiudcn  nich  aber  rUcksichtlich  der  rechtlichen  Folgen  die>r^ 
Spruches  des  Staatsgerichtshofes  verschiedene  Prinzipien  aufgestellt  Nael] 
einigen  erkennt  der  Gerichtshof  alsdann  auch  die  gesetzlieh  bestimmit-Q 
Strafen  dieser  politischen  Verbrechen  oder  Vergehen/)  während  nach  den; 


^  SächBiflches  TerfasBting-s^setÄ  §.  147 r  „Bei  jedem  Beschlüsse  nmas  eine  gk^-h^' 
iiiixaM  Vom  Könige  bosteUter  un<l  von  den  Standen  gewÄlUtor  Mitglieder  anwe^eo^l  &^iit 
Sollte  diircli  55ufaH  eine  Ungleichheit  der  Zdil  eintreten,  welche  nicht  sogleich  —  -  r- 
hoben  werden  kann,  so  tritt  das  letxte  Mi%lied  von  der  überzählenden  Scit€  ftiüx  dcfb 
darf  die  Zahl  d^r  Richter  nie  unter  zehn  sein.  Im  Falle  d*r  Stimmong^leichheit  1—  br: 
der  Httuptentflcheidung  bat  der  Präsident  ein  Stimmrecht  nicht  —)  entscheidet  die  far  d-  r. 
ÄJigelclagten  günstigere  M^einnng;"  Wvirtemhergacheß  §  202  (ebenso);  Weimarich«-* 
Grundgesetz  §,  oS:  ^Die  Entscheidung  über  erhobene  Anklagen  ist  in  Gemäsdieit  dfi 
bestehenden  Gesetze," 

^\  Sächsisches  Verfaüsungsgeaetz  §.  146;  Würtcmbergischea  §,  200  und  2t)I. 

^)  Oldtjnbürgßcbea  llevidirtes  Stoatsgrundgetietai  Anlage  III  §    IB. 

■*J  Dem  Verfahren  vor  dem  StaÄtsgerichtshofe  sind  aber  aneh  Zvischenheacfaeide  saX 
die  Verfögang'  von  Maßregeln  des  Cntcrsuehung-^verfahrens  nicht  fremd-  Yerg.  t  R 
OldeiiburgscheB  Re vid irtes  StaatKgrmidgesetz  Ä rt.  20& :  , In  Fällen ,  welch e  nicht  Itdk- 
lieh  eine  Verktiung  der  Verfassung  mni  Gegenstände  haben,  steht  es  dem  Staatapr 
jichtahofe  ün,  die  ein^itweilige  Entfernung  des  Ängekla;^^en  aus  dem  Dienst©  au^zuspnfcta 
(s.  unten  |.  714K  ho  bald  Gewiasbeit  oder  dringende  Wabrscb  einlieh  keit  eines  nach  ^ 
Tolksansiebt  entehre tulen  Verbrechens  oder  VergehenÄ  vorliegt/  Ohne  diese  Yfox^ 
Setzung  würde  allerdings  von  solcher  Verfügung  keine  Eede  *ieiji  können.  Etwas  Aftkr^ 
ist  ea  aber,  wenn  da«  Baiersche  GesetZT  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  betceüi«! 
vom  4.  Juni  184H  Art.  10  bestimmt:  „der  KTmig  wird  —  —  den  .Vngekkgteo  «^ 
tun6g  ätisi)end]reD. 

*')  Baierscbea  Gesietz  vom  1.  Jnni  1848  Art,  12  und  9:  »lEin  Staatsmlijister  ^.  ^ 
—  kann  mit  Eück siebt  aaf  den  Grund  de»  Verschuldens  und  auf  den  Erfülg  der  PÄkiff- 
Verletzung  1)  niit  einfacher  Entfernung  vom  Dienste  unter  Belasaung  des  ihm  —  —  ff- 
bubrenden  Eubegehaltes,  2)  mit  Dlenstentlas^iung  ohne  Ruhegehalt,  3)  mit  Di*BiWT^' 
Setzung  —  Ca«?iation  —  bestraft  werden;"  Sächsisches  Verfastfungageaeti  §,  14#;  pÄ* 
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Staatsrechte  anderer  Staaten  das  Urtheil  des  Staatsgerichtshofes  sich  auf 
die  FestBteUang  der  That-  und  Scbuldirage  beschränkt  und  die  strafrecht- 
lichen Folgen  als  selbstfolgende  Wirkangen  dieses  Urtheils  eintreten.') 
Ebenso  ist  die  Rechtskraft  der  Entscheidung  des  Staatsgerichtshof^s  ver- 
schieden bestimmt.  In  einigen  Staaten  ist  dieselbe  unanfechtbar,*)  in  an- 
dern kann  von  dem  Verurtheilten  ein  Revisionsverfahren  bei  demselben 
Gerichtshofe  beantragt  werden ,')  noch  in  andern  stehen  die  gewöhnlichen 
Rechtsmittel  dem  Verurtheilten  zur  Hand/)    Eine  landesherrliche  Begnadi- 


Strafbefagniss  des  Staatsgerichtsbofes  erstreckt  sich  nur  auf  ausdrückliche  Missbilligung 
des  Verfahrens  oder  E^ntfemung  vom  Amte;"  Würtembergsches  §.  203  Abs  1:  yj)ie 
Strafbefugniss  des  Gerichtshofes  erstreckt  sich  nur  auf  Verweise  und  Geldstrafen,  auf 
Suspension  und  Entfernung  vom  Amte,  auf  zeitliche  oder  immerwährende  Ausschliessung 
Ton  der  Landstandschaft;'*  Luxemburgsches  Art.  116  (vergl.  oben  §.  706  am  Schi.): 
,Neanmoins,  la  peine  ne  pourra  exceder  celie  de  la  r^clusion,  sans  pr^judice  des  cas  ex- 
pressement  prevus  par  les  lois  penales;"  Weimarsches  Grundgesetz  §.  58:  „Die  Ent- 
scheidung über  erhobene  Anklagen  ist  in  Gemässheit  der  bestehenden  Gesetze-  zu  geben. 
Dieselbe  ist,  wenn  gesetzlicher  Grund  zur  Dienstentsetzung  oder  Dienstentlassung  vorliegt, 
auf  diese  mit  zu  erstrecken."  Oldenburgsches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  Art. 205 
§.  1  verheisst  ein  besonderes  Gesetz  über  die  vom  Staatsgerichtshofe  zu  erkennenden 
Strafen  und  gestattet  diesem  bis  dahin  als  Strafe  einer  Verfassungs Verletzung,  Dienstent- 
setzung oder  Dienstentlassung,  wegen  eines  vorsätzlich  begangenen  sonstigen  Amtsver- 
brechens oder  Amtsvergehens  aber  die  gesetzlichen  Strafen  zu  erkennen.  Art  207  §.  1: 
„Das  Erkenntniss  lautet  auf  Verurtheilung  oder  Freisprechung;  eine  Entlassung  von  der 
Instanz  ist  nicht  zulässig;"  §.  2:  „Bis  das  in  Art.  205  gedachte  Gesetz  vorliegt,  kann 
der  Gerichtshof  bei  der  Verurtheilung  von  Erstattung  der  Kosten  ganz  oder  theilweise 
entbinden,  auch  eine  Pensionirung  unter  Bestimmung  der  Grösse  der  Pension  anordnen, 
diese  darf  jedoch  die  Hälfte  des  Gehalts  nicht  übersteigen." 

')  Braunschweigsche  Neue  Landschaftordnung  §.  110:  „Dieses  Erkenntniss  be- 
schränkt sich  auf  die  Beantwortung  der  Frage:  ob  der  Angeklagte  sich  der  Verletzung 
einer,  auf  den  vorliegenden  FaU  unzweifelhaft  anwendbaren  Bestimmung  des  Laudesgrund- 
gesetzes schuldig  gemacht  habe  oder  nicht? Wird  der  Angeklagte  schuldig  erkannt, 

so  ist  darum  hei  dem  Beamten  Dienstentlassung  und  bei  den  Mitgliedern  des  Ausschusses 
Verlust  der  Abgeordneteneigenschaft  und  der  Wählbarkeit  die  unmittelbare  Folge.** 

=•)  Nach  der  Braunschweigschen  Neuen  Landschaftsordnung  §.  110  Abs.  3  ist 
jedes  Rechtsmittel  mit  alleiniger  Ausnahme  def  „Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand 
wegen  neuaufgefundener  Thatsachen  oder  Beweisgründe"  ausgeschlossen. 

')  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §  149;  Würtembergsche»  §.204.  Vergl.  aber 
Meiningensches  Grundgesetz  §.  88  Abs.  3:  „Dem  Verurtheilten  steht  eine  nochmalige 
Vertheidigung  frei,  worauf  auswärtiges  Urtheil  einzuholen  ist."  Nach  Olden- 
burgschem  Rechte  (Anlage  III  des  Rev.  Staatsgrundgesetzes  §.  20  und  21)  steht  dem 
Angeklagten  gegen  ein  ihn  verurtheilendes  Erkenntniss,  sowie  gegen  einen  Zwischenbe- 
scheid, der  ihm  bleibende  Rechtsnachtheile  droht,  das  binnen  drei  Tagen  einzulegende 
Rechtsmittel  der  weiteren  Vertheidigung  vor  dem  Staatsgerichtshofe  zu;  ausserdem  aber 
kann  derselbe  ein  anderweites  Endurth eil  im  Wege  der  Berufung  verlangen,  und 
wird  dann  die  Berufungsinstanz  durch  Vermehrung  des  Gerichtshofes  um  zwei  Richter 
unter  einem  anderen  Präsidenten  gebildet. 

^)  Schwarzhurg-Rudolstädtsches  Grundgesetz  §.8  Abs.  4  und  5:  „Gegen  diese 
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gUDg  des  solcher  Gestalt  verartheilten  Staatsdieners  ist  ausgeschlossen  oder 
bedingt')  und  kann  eine  Behabilitirung  desselben  nur  unter  Zustimmung 
der  Landstände  geschehen.^)  Die  Vollziehung  des  UrtheUs  liegt  dem 
Stäatsgerichtshof  bezw.  dessen  Präsidenten  ob.') 

bb.    Disciplinarvergehen. 

a.    Begriff  der  Disciplinarvergehen. 

§.  709. 
Der  Begriff  der  Dienstvergehen  lässt  sich  nur  negativ  bestimmen ,  da 
zu   denselben    alle   diejenigen    Verletzungen   der   Dienstpflichten   gehören, 
welche  nicht  den  Begriff  eines  gemeinen  Verbrechens  oder  einer  Verfassungs- 


Entscheidung  sind  für  den  Angeschuldigten  sowohl  wie  für  den  Ankläger  die  im  Straf- 
prozesse gestatteten  Kechtsmittel  zulässig.  Die  Appellation  geht  an  das  Plenum  des 
Appellationsgerichts;"  ßeuss-Schleizisches  Revidirtes  Staatsgrundgesetz  §.  114. 

*)  VergL  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  150:  ,Der  König  —  —  wird  das  ihm 
zustehende  Begnadigungsrecht  nie  dahin  ausdehnen,  dass  ein  von  dem  Staatsgericfatak^fe 
in  die  Entfernung  vom  Amte  verurtheilter  Staatsdiener  in  seiner  bisherigen  Stelle  ge- 
lassen oder  in  einem  anderen  Justiz-  oder  Staatsverwaltungsamte  angestellt  werde,  dafeni 
nicht  in  Rücksicht  der  Wiederanstellung  das  Erkenntniss  einen  ausdrücklichen  Yorbdialt 
zu  Gunsten  des  Verurtheilten  enthält;"  Würtembergsches  §.  205  (ebenso);  Luxem- 
burgsches  Art.  83  (Begnadigung  nur  auf  Antrag  des  I^andtags) ;  Weimarsch es  Grund- 
gesetz §.  59:  „Der  Landesherr  übt  rücksichtlich  aller  von  dem  Staats-Gerichtshofe  m 
verhandelnden  Angelegenheiten  das  Recht,  die  Untersuchung  niederzuschlagen  und  da> 
Recht   der  Begnadigung   nur   im  Wege   eines    Gesetzes   mit   Zustimmung  des  Landtage 

aus;^  Meiningensches  §.  106:  «Das  Recht  der  Begnadigung steht  dem  Landes- 

herm  zu,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  dass  —  —  2.  ein  auf  Anklage  der  Stände  zur 
Entsetzung  verurtheilter  Beamter  zwar  hinsichtlich  der  Strafe  begnadigt  werden,  jedock 
nicht  im  Dienste  l)lL^il[jeiK  iiooli  (larui  wieder  aufgenommen,  auch  aus  hntiot  Staabli?^^ 
Pensionen  beziehen  kann/  fbejieht  Rieh  «.lao  auf  alle  wegen  Diensteutäetzung'  Ternrthrtli^ 
Beamte);  Coburg^-GothaHchesä  Staatsgrundgesetj  §.  17G:  „Eine  Abolition  lunaiirljthci 
der  VerfassungsverletzuDg  findet  lUL^ht  Statt.  Der  Herzog  wird  hinsichtlioh  lier  ^t^r^i 
VerfassungsverletKung  urkaiinten  StruJen  ohne  Zustiinmiing  des  —  —  Landtags  oder 
LandtagsausschufiBeB  keine  Begnadigung  crtheilen;''  Braaneebweigsche  Nene  La^ 
Schaftsordnung  §,  111:  „Die  Abolition  einer  Untersucbang  weg-eii  verletzter  Xei^isiSMi 
ist  unzulässig  und  der  Verurth eilte  kann  Un  Btaatsdienst^j  uLcht  wieder  an gt^^ teilt  werda».' 
Oldenburgschea  Kevidirtt^s  fc^taatsg^rundg^fietÄ  Art.  10  (Begmulig^iing  nur  mit  Zm^a^ 
raung  des  Landtags);  Sohwarzburg-Sonilers hause nsches  Landesgrnndgeseti  S-  ^ 
Abs.  3  (ebenso);  Wald  eck  ach  es  Verfasaungsgesetz  §.  12  Abe.  2  (ebenso),  DasHesE^ß' 
Darmstädtache  VeTfasKung«geaeta  §,  W  c^rklärt  schlechthin  die  Niederachlagia^ 
der  Untersuchung  ftir  unzulässig  und  schweif  vi>n  der  Begnadigung. 

2)  Baier  seil  eü  Gesetz  vom  4.  Juni  1848  Art.  12;  Hea^en-Darmstädt^chei  Vö* 
fassungsgesetz  §,  50;  Reuss-SchleizUclie;!  Revidirtes  Staatsgrundgesetx  §.  116. 

^)  Sächsisches  Verfa^isuugBgewetz  §.  145  Abs.  2;  Würtenibergsche»  §  Ä; 
Oldenburgseljea  Kevidirtes  Staatsgrundgewetz  Art.  III  §.  22.  Das  Cobnrg-0»Jtl>*- 
sehe  Staatsgrundsreactz  §.  177  bcstimnit  nur,  dass  die  Vollziehung-  solcher  ErkenntiB» 
auf  Anordnung  des  Herzogs  umuittelbar  nach  dotn  Eintritt  der  Rechtskraft  gtt*cb«li«' 
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verletznDg  erftllen.  *)  Andrerseits  aber  liegt  in  einem  jeden  gemeinen  Ver- 
brechen oder  Vergehen  des  Staatsdieners  anch  eine  Verletzung  der  Dienst- 
pflicht, welche  ein  tadelfreies  persönliches  Verhalten  nnd  die  Beobachtung 
der  Gesetze  in  besonderem  Grade  fordert.  Die  Dienstvergehen  gruppiren 
sich  im  Allgemeinen  in  zwei  Klassen ;  von  denen  die  eine  diejenigen 
Dienstwidrigkeiten  begreift,  welche  gegen  die  allgemeinen  Pflichten  der 
Staatsdiener  als  solcher  Verstössen,  die  andere  aber  solche  Vergehen  um- 
fasst,  welche  dn  besonderes  Staatsdienstverhältniss  voraussetzen  und  nur 
von  dem  in  solchem  stehenden  Staatsdiener  begangen  werden  köniien, 
deren  Thatbestand  also  ein  besonders  qaalificirter  sein  muss.  Zu  jener 
ersteren  Klasse  gehören  die  Verletzungen  der  allgemeinen  Dienstpflichten 
durch  Ungehorsam  (Insubordination),  Desertion  des  Dienstes,  durch  Miss* 
brauch  der  Amtsgewalt  in  einer  Weise,  welche  nicht  den  Thatbestand 
eines  Dienstverbrechens  (z.  B.  Erpressung,  Fälschung  von  Documenten 
oder  Ausstellung  falscher  Documente)  erfbtlt,  und  überhaupt  jedes  den 
Pflichten  und  der  Wttrde  des  Amtes  nicht  entsprechende  Verhalten  (Trunk- 
fälligkeit  und  Aergemiss  wegen  des  sittlichen  Verhaltens).  Die  zweite 
Klasse  der  Dienstwidrigkeiten  bildet  sich  dann  aus  den  Dienstwidrigkeiten, 
welche  von  den  einen  besonderen  Staatsdienst  verrichtenden  Beamten,  wie 
z.  B.  den  Richtern,  den  Post-  und  2i0ll-Beamten,  den  Polizeibehörden  und 
den  Gerichten  bei  der  Ausrichtung  ihrer  besonderen  Pflichten  begangen 
werden  und  nur  von  diesen  begangen  werden  können.*)  Hinsichtlich  der 
Ahndung  der  Vergehen  macht  sich  diese  Unterscheidung  nicht  weiter  gel- 
tend, da  sie  nur  auf  die  Verschiedenheit  des  objectiven  Thatbestandes  Rück- 
sicht nimmt. 

ß,   Disciptinarrecht  der  Begirungflgewalt. 

§.  710. 
Die  Dienstfllhrung  der  Staatsdiener,  die  der  eigentlichen  Staatsbeamten 
sowohl  wie  die  der  Staatsdiener  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,')   steht 
miter  der  Aufsicht  der  Staatsgewalt  und  hat  diese  darüber  zu  wachen  und 


^)  Das  Preussisclie  Gesetz  rom  21.  JuU  1852  §.  2  unterzieht  dem  Disciplinar- 
verfahren  1)  alle  Verletzungen  der  Pflichten,  welche  das  Amt  dem  Beamten  auflegt,  und 
2)  diejenigen  Fälle,  in  welchen  der  Beamte  durch  sein  Verhalten  in  und  ausser  dem  Amte 
der  Achtung,  des  Ansehens  oder  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert,  sich  unwürdig 
zeigt  Ist  damit  zugleich  ein  gemeines  Verhrechen  oder  Vergehen  begangen,  so  gehört 
das  Verfahren  wegen  deren  Ahndung  vor  die  ordentlichen  Strafgerichte  (§.  3  des  Ge- 
setzes), jedoch  ohne  dass  eine  Massregelung  im  Disciplinar- Verfahren  damit  ausge- 
schlossen wSre. 

*)  Vergl.  Dollmann  im  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterhuch  s.  v.  „Amts- 
Terhrechen  und  Amtsvergehen*  S.  225  ff. 

3)  S.  oben  §,  637. 


darauf  zu  halten^  dasB  dieselben  ihrer  staatsrechtlichen  Schnldigkeit  so 
entsprechen,  wie  die  Interessen  und  das  Recht  des  Staates  dieses  fordern. 
Ist  es  auf  der  einen  Seite  ein  unbestrittenes  und  yielgettbtes  Recht  der 
Staatsgewalt,  die  besonders  tüchtige  Dienstfährung  ihrer  Diener  nnd  be- 
sondere dem  Staate  geleistete  Dienste  durch  äussere  Zeichen  besonderer 
Auszeichnung,  wie  Titel,  Orden  und  Ehrenzeichen  sind,  zu  belohnen,  so  ist 
es  andrerseits  ein  nicht  minder  unbestrittenes  Recht  derselben,  nicht  ms 
über  die  Dienstverrichtnngen  der  Staatsdiener  Rechenschaft  zu  fordern, 
sondern  auch  im  Falle  pflichtwidrigen  Verhaltens  derselben  diese  znr  Ver- 
antwortung zu  ziehen  und  nöthigenfalls  durch  Straf?erftlgungen  die  ord- 
nungsmässige  Wahrnehmung  der  Dienstfunctionen  zu  sichern.  Darin  zeigt 
sich  eben  die  Verantwortlichkeit  der  Staatsdiener  gegen  den  Staat  praktiseh 
wirksam:  das  Ahndungs-  oder  Disciplinarrecht  des  Staates  ist  die  Conse< 
quenz  der  Verantwortlichkeit  der  Staatsdiener,  wie  diese  selbst  unmittelbar 
aus  dem  Begriff  und  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  hervoi^eht  Di^e 
Beziehungen  der  Staatsdiener  zu  der  Staatsgewalt  sind  aber  rechtlicher 
Art  in  dem  Sinne,  dass  das  Recht  (Gesetz)  sowohl  den  Umfang  und  Inhalt 
der  Verantwortlichkeit  der  Staatsdiener  als  durch  die  Voraussetzungen, 
unter  welchen,  und  die  Mittel  uud  Formen,  durch  welche  die  Staatsgewalt 
den  Staatsdiener  zur  Verantwortung  zieht,  bezw.  dessen  Pflichtwidrigkeiten 
ahndet,  und  die  Behörde,  welche  darüber  zu  erkennen  hat^  bestimmt*) 

y.    Das  Disciplinarverfahren. 

§.  711. 
Die  (nicht-strafrechtliche)  Ahndung  der  Dienstvei^ehen  bildet  den 
Gegenstand  des  s.  g.  DisciplinaTverfahrens  der  Staatsgewalt  Eis  be- 
greift dieses  alle  diejenigen  Massnahmen  der  Staatsgewalt,  durch  wekbe 
dieselbe  das  Interesse  des  öffentlichen  Dienstes  dem  ordnungs-  und  rechts- 
widrigen Verbalten  des  Staatsdieners  gegenüber  ku  wahren  hat  und  kann 
fiOWülil  in  piäpamtürisehen  oder  vorläufigen  Handlungen  als  in  definitiven 
Verfügungen  bestehen.  Dieses  DiscipUnarver fahren  der  Staatsgewalt  g?bi 
BelbsEändig  neben  dem  eigentlich  strafrechtlichen  her,  wenn  auch  beide 
Arten  des  Strafverfahrens  im  einzelnen  Falle  formell  in  einander  rer 
sehmolzen  werden  oder  doch  gleicli  zeitig  neben  einander  fortgehen.  rW* 
selbe  steht  der  höheren  oder  höchsten  vorgesetzten  Dienstbehfirde  za,  raid 
wird  auch  nicht  nach  den  GrundsHtzen  des  gerichtlichen  (iStraf-)  Verfah- 
rens sondern  mit  freierer  discretionairer  GevFalt  nach  besonderen  Grund- 
sätzen verhandelt.  Zunächst  ist  es  die  Anstellungsbehörde ,  welche  dies« 
Disciplinargewalt  über  die  von  ihr  angestellten  und  ihr  untergebenen  Staate 
diener  übt;  sodann  kann  aber  auch  der  höheren  Behörde  eine  gleiche  Be- 

^)  Das  Disciplinarverfälireii  iat  atich  ein  richt^rlichefi,  nur  keia  gencfatMchei. 
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fugniss  Aber  die  nicht  von  ihr  aDgestellten^  aber  ihr  untergebenen  Staate* 
diener  zustebea.  Es  beschränkt  sich  aber  diese  Zuständigkeit  auf  das 
Gebiet  der  Difrciplinhrslarafen/)  Ist  eine  verbrecherische  Handlang  zu 
ahnden^  so  treten  aach  bei  dieser  Khisse  der  Staatsdiener  die  allgemeinen 
Voranssetzungen  der  Amtsstrafen  ein.  Andrerseits  ist  auch  die  Einleitung 
und  der  Erfolg  des  Disciplinarverfahrens  von  dem  gerichtlichen  Verfahren 
unabhängig,  wie  beide  auch  eine  verschiedene  Tendenz  haben.  ^)  Die  Ein^ 
Setzung  eines  besonderen  Disciplinargericbtes  pflegt  in  der  partikularen 
Gesetzgebung  vorgesehen  zu  sein^)  und  ist  in  der  Regel  das  Disciplinar- 
verfahren  wie  die  erkennende  Instanz  für  die  richterlichen  Beamten  wegen 
der  Sonderstellung  der  Gerichte  und  der  Bichter  im  Staate  (zum  besonde- 
ren Schutze  der  Richter  gegen  eine  jede  Beeinflussung  ihrer  dienstlichen 
Thätigkeit  durch  die  Staatsregirung)  ein  besonderes.*) 

§.  712. 
Die  Disciplinarvergehen  der  Staatsdiener  zieht  die  Staatsregirung  ent- 
weder auf  Grund  ihrer  eigenen  Wahrnehmung  (von  Amts  wegen)  oder  in 
Folge  einer  Beschwerde  des  dadurch  Verletzten  oder  endlich  auch  auf 
Grund  einer  Beschwerde  der  Landstände  zur  Verantwortung.  Diesen  eignet 
freilich  nicht  ein  Recht,  sich  in  die  innere  Landesverwaltung  zu  mischen 
und  die  Dienstftlhrung  der  Staatsbeamten  zu  überwachen;  gelangen  indess 
Ordnungswidrigkeiten  derselben  zu  ihrer  Kenntniss,  so  gehören  auch  diese 
zu  den  Gegenständen,  über  welche  Beschwerde  zu  führen  den  Landständen 


')  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  178:  „Die  Justiz-  und  Verwaltungs- 
behörden sind  befugt,  wider  die  untergebene  Dienerschaft  Disciplinarstrafen  zu  verfügen. 
Die  höheren  Behörden  sind  befugt,  wider  diese  Dienerschaft,  soweit  sie  von  ihnen  an- 
gestellt ist,  eine  Suspension  vom  Amte  und  Gehalte,  welche  jedoch  die  Dauer  eines  Mo- 
nats nicht  überschreiten  darf,  zu  verfugen.  Es  kann  ihnen  auch  eine  gleiche  Befugniss 
rucksichtlich  derjenigen  ihnen  untergebenen  Dienerschaft  übertragen  werden,  welche  eine 
andere  oder  eine  höhere  Behörde  angestellt  hat;"  Kurhessisches  Yerfassungsgesetz 
§.  56:  „Diejenigen  geringeren  Diener,  welche  von  den  Behörden  ohne  ein  durch  den 
Landesherm  oder  ein  Ministerium  vollzogenes  Bestallimgs-  oder  Bestätigungsrecht  an- 
genommen worden  sind,  können  wegen  Verletzung  oder  Versäumung  ihrer  Berufspflichten 
von  denselben  Behörden  wieder  entlassen  werden,  nachdem  die  vorgesetzte  höhere  oder 
höchste  Behörde,  nach  genauer  Erwägung  des  gehörig  in  Gewissheit  gesetzten  Verschul- 
dens, die  Entlassung  genehmigt  haben  wird.") 

•)  Das  eine  ist  ein  Straf-,  das  andere  ein  Ordnungsverfahren.  Vergl.  Preussisches 
Gesetz  vom  21.  Juli  1852  §.  4  und  5. 

^)  Oldenburgsches  Bevidirtes  Staatsgrundgesetz  Art  111  §.3  Abs.  3  verheisst  die 
Einführung  eines  besonderen  Dienstgerichts  und  fügt  hinzu:  „Dieses  Gericht  ist  auf 
den  Grund  der  Berufsgleichheit  zu  bilden;  es  ist  an  positive  Beweisregeln  nicht  gebunden." 
In  Preussen  giebt  es  besondere  „Disciplinarhöfe". 

*)  Im  Königreich  Preussen  hetrrfft  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1851  die  Dienst- 
vergehen der  Richter  und  das  vom  21.  Juli  1852  des  Disciplinarverfahren  gegen  nicht 
richterliche  Beamte. 


unter  der  aUgeraeinen  Vorauseetzaog  ihres  Rechtes  der  Beschwerdeflihraikg^^ 
zusteht.  Diese  VorauBöetÄUngen  sind  danu  »ber,  dass  eutweder  die  Dienfit- 
Widrigkeit  dea  ätaatadieners  ein  alLgemeiDee  Interesse  der  Unterihaüen 
verletzt  oder  da8S  der  pers^ulieh  dadurch  Verletzte  vergeblich  bei  den  m- 
ständigen  Behörden  und  zwar  bei  allen  Instanzen  Beschwerde  gefUhrt  hat.' 
Einige  Verfessungsgesetze  gestatten  aber  den  Landständen  noch  besoodem 
über  beBtimmte  Dienstvergehen  der  Staatsdiener,  entweder  aller  oder  der 
dem  StaatsminiBterinm  untergeordneten  Beamten  Rescbwerdc  zu  fahren, 
und  Btchern  dann  die  rechtliche  Beachtung  und  Verfolgung  derselbea  Sri- 
teuß  deB  LandeBherm/) 

d.    Die  DisciplinarBtrafen. 

§.  713. 
Die  Strafen;  welche  die  Amtsverbrechen  nach  sich  ziehen,  sind^  mfer^ 
flie  den  Thatbestand  eines  gemeinen  Verbrechens  oder  Vergehens  betreffen, 
die  allgetneinen,  welche  als  die  strafrechtlichen  Folgen  der  Verletzuug  der 
allgemeinen  Rechtsordnung  erscheinen  und  welche  den  Verbrecher  sb 
solchen,  als  das  dolose  oder  kulpose  Individuum  treifen.  Insofern  es  ?ieb 
aber  um  die  Bestrafung  eines  eigentlichen  Dienstvergehens  handelt,  kom- 
men besDndcre  Strafen  zur  Anwendung,  deren  Zweck  nur  ist,  dea  Staai^- 
diener  als  solchen  und  nur  diesen  wegen  der  Verletzung  seiner  bei50iidprti 
Beziehungen  zu  der  im  Staate  sich  darstellenden  Rechtsordnung  zu  strafeu 
Als  solche  DiscipHnarstrafcn  kennen  die  Gesetze  die  Entlassung  iiib 
dem  Dienste/)  die  zeitweise  SuspeuBion  von  demselben ^  die  Versetznug: 
auf  eine  andere  Dienststelle  mit  Verlust  am  Rauge  und  Gehalte  oder  döol 
an  Einem  von  Beiden/)  Geldstrafen,  Verweis  und  Venvarnungen.  Dien 
letzteren  drei  Strafarten  unterscheiden  sich  dann  wieder  als  s*  g.  Ord- 
nungsstrafen von  jenen  anderen    als  den  Disciplinarstrafen  im  en^Ttn 

')  S*  oben  §,  634, 

'J  BratitischweigHt  he  Neuo  LaudRchaftsordTiung  %.  108  Abs,  3. 

■')  Baierschts  Verfasaünge^esttsE  Tit.  X  §.  5;  Sfichffbchcs  §.  liO;  Wfimir' 
ecbes  Grundgesetz  §,  49  und  öOj  Oldenburg  seh  es  Revidittcfi  £tÄatsgniiiLlg»*t3 
Art.  :ä08;  rttjuB8*Schleizi«ches  §.  111  and  112.  Picaes  be^oüdere  BftJcliweTdfm'ät 
der  Liindstände  ißt  durchauB  partjkularrechtlidier  Natur. 

*)  Demiitsio  ab  officio  znm  Unterscliitide  von  der  remotio  ig'nominiosa,  Di^is^Matn^' 
die  nur  im  atrafgericUtlichen  Verfahren  orkannt  werden  kann  und  ein  8tr«(fflitl4  ^ 
ordöutlichen  Straf  reell  ts  i«t. 

^}  Eh  kann  auch  ©iuo  Versetzung  ohne  Verlust  an  Gehalt  oder  Rang  eine  JI*«w|t* 
Inng  des  Beumten  sein,  aber  es  ist  nicht  eine  Straf verBetzung  und  braucht  deÄbaUi  m^^ 
in  einem  Diiädplinar verfahren  rcrfugi  m  werden.  Den  Beamten»  wenigstena  <iöiBl<A^-*' 
auch  gegen  solche  Maiaregelung  zu  sicheni,  haben  mehre  Verfaaauugsgcsetie  aiwdr4cl&^c 
Tersprochen,  VergL  Prens&iachca  Ve rfassungsgeeet;^  Art  98;  OldenbutgscliciE^ 
Tidirtee  Staatfigrundgeseiz  Art,  104  ff. 


die  ?!>U!?peiisioii  als  btrale  erkauiit  wird,  wird  auch  der  üetnsß  der  Dienst- 
emolumeöte  auf  die  Dauer  deir  Suspension  uod  zwar  mit  dem  Augenblick 
der  Rechtskraft  der  Verurtheilung')  cessiren,  während  in  dem  aadem  Falle 
Solches  nicht  Kecbtens  zu  sein,  sondern  nur  eine  theilweise  Zurtickbehal- 
tUDg  des  Gehaltes  behuf  Sicherung  der  etwaigen  Ansprüche  des  Staaten 
oder  auch  Dritter  gegen  deo  in  Untersuchung  betindJichen  Staatsdieoer 
einzutreten  pflegt/)  Einige  deutsche  Staaten  kennen  auch  die  AmtssaFpeE- 
öion  nur  als  ein  im  gerichtlichen  Verfahren  zn  erkennendes  Strafmitteri 
Eine  SuBpeusion  vom  Staatsamte  ohne  po&itirrechtlichen  Grund  ist  so  wenig 
Rechtens  als  eine  solche  Dienstentsetzang,  und  kommt  ea  auch  bierbei  mU 
darauf  an,  ob  die  Staatsregirung  die  Dienstemolamente  ungeschmälert  be- 
lassen wollte/) 

7.    Dauer  das  staatsdienstHohen  Tarbältnisses. 
A,    Allgemeines  Prinzip, 

§•  715. 
Durch  die  Anstelhiog  in  dem  Staatsdienste,  wenn  sie  anders  eine 
definitive  war,  erhält  der  Staatediener  das  Anrecht  auf  lebenslängliche  Be^ 
lassung  in  diesem  Verhältnisse,  wie  anch,  der  Staat  einen  Ansprach  aof  die 
danernde  Verwendung  des  Beamten  hat/)  Abgesehen  von  dem  Tode, 
welcher  thatsächlicb  das  persönliche  Dienstverhältniss  des  Staatsdieuen 
aufhebt  und  eine  Erinnerung  daran  etwa  nur  in  dem  Titel  und  in  Am 
nicht-staatsrechtlichen  Pensionsanspruche  der  Wittne,  beziehungsweise  dtr 
Waisen  zurUcklässt,  kann  dasselbe  nur  aus  bestimmten  Gründen  und  mi^ 
den  gesetzlichen  Voraussetzurigen  gelöst  werden.  Die  Fälle  einer  Beendi- 
gung des  Staatsdienstverhältnisses  hei  Lebzeiten  des  Staatsdieners  sind  nur 


')  ZacbariS,  DcutBcbee  Staatsrecht  g.  145  Nöte  7  gegen  HeffteT,  Neues  äihüt 
des  Criui in al rechts»  Jahrgang  XIU  S,  167,  Vergl.  (HannoTcriches  Landesteifeättegi- 
gesetz  g,  177  Ähs.  3). 

3)  Zachsriä  a.  a.  0.  Note  8. 

^)  Würtemhergflches  VerfaastingS|Erosetz  g- 48j  v.  Mohl,  Wart^mbeiTgschcs  Sti*t*- 
recht  Tb.  U  8.  l'itJ  und  131.  Vergl  auch  Braunachweigsches  Staatsdkmsrg«*'« 
von  1«32  §,  37  und  41. 

^)  A.  M.  Zacliariä  a.  ».  0.  H,  83.  Das  tmtgcgensteliende  Prinzip  wärtle  ewt 
ahiiülutiü tischen  Bureaukratie  oder  einem  bureaukratischen  ÄhBohitisnius  Thor  und  Tkv: 
öffnen.  Die  im  Teit  vertretene  Ansicht  findet  auch  ihre  pouitivrechtliche  BestitifiM- 
vergL  Preussiflche  Verfassangsurkunde  Art.  98  (vriU  „den  Staatsbeamten  g^ea  »i- 
kürliche  Entziehung-  von  Amt  tmd  Einkommen  angemiJSseneD  Schutz**  ge währen |- 

*)  Nur  in  den  Republiken  bewirkte  die  Tendönz,  durch  einen  Tegelmassigfeii  W^ch?*; 
In  der  Person  der  öffentlichen  Beartiten  mit  Ausnahme  der  Richter  und  der  Snlrtlifii- 
beamten  eine  Stetigkeit  der  Staatsregirung  z\nn  Sthutae  der  sonverainen  Maoht  dei  p^ 
zen  Volkes  ausitischlieBsen  ^  das  entgegengesetzte  Prin«p.  S,  Blantschli,  ^Mg^emas^ 
Staatsrecht  Tb,  II  S.  13J1,  2, 
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der  freiwillige  Verzicht  des  Staatodieners  anf  seine  Btaatsdienstliche  Stellung 
oder  die  anfreiwillige  Entfernung  desselben  aus  dem  Staatsdienste.  Diese 
aber  kann  nur  aus  bestimmten  Grttnden  geschehen:  wegen  des  dienst- 
widrigen Verhaltens  des  Staatsdieners  oder  wegen  seiner  unverschuldeten 
Unfafaigheit  zur  Verrichtung  des  Dienstes  oder  wegen  Aufhebung  des  be- 
kleideten Amtes  oder  letzlich,  wenn  bei  der  Anstellung  das  Ktlndigungs- 
recht  oder  das  Recht  einer  jederzeitigen  Zurücknahme  der  Anstellung  vor- 
behalten war,  im  Falle  der  Geltendmachung  dieses  Rechtes  von  Seiten  des 
Staates.  *)  Nur  in  diesen  Fällen  und  unter  den  weiteren  gesetzlichen  Vor- 
aussetzungen kann  das  Ausscheiden  des  Staatsdieners  aus  seiner  dienst- 
lichen Stellung  einseitig  vom  Staate  verfügt  werden.  *) 


')  Zn  Viel  behauptet  Zöpfl,  Grandsatze  §.  516,  10,  wenn  derselbe  dem  Sonverain 
das  Recht  yindicirt,  „den  Beamten  aas  administrativen  Rücksichten  seiner  Function  zu 
entheben  und  auch  ohne  dessen  Willen  in  Rahestand  zu  versetzen",  mit  dem  Nachsatze: 
„Nar  hinsichtlich  der  Richter  hat  man  von  dieser  Regel  in  der  neueren  Zeit  mit- 
unter (?)  eine  Ausnahme  aufzustellen  versucht*  (sicI).  Auch  Held,  System  S.  340,  c,  stellt 
das  Prinzip  zu  schroff. 

')  Uebör  die  Frage,  ob  der  Staat  den  Staatsdiener  unter  Belassung  seines  vollen 
Gehaltes  und  der  kraft  des  Staatsdienstes  ihm  zustehenden  sonstigen  persönlichen  Rechte 
des  Dienstes  entheben  könne,  sind  die  Ansichten  dei  Gelehrten  und  die  Grundsätze 
der  Praxis  lange  getheilt  gewesen.  Ausser  der  alteren  Literatur  vergL  Pfeiffer, 
Praktische  Ausftlhrangen  Bd.  I  S.  281  ff.,  Bd.  lU  8.  352  ff.,  513  ff.;  Heffter,  Beiträge 
zum  deutschen  Staats-  und  Füratenrechte  S.  142  ff.;  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht 
Th.  n  §.  143  und  144.  Nach  Ueberwindung  des  Einflusses,  welchen  die  Auffassang  des 
Staatsdienstes  als  eines  privatrechtlichen  Contractverhältnisses  hierauf  üben  musste  (eine 
übersichtliche  DarsteUung  dieser  literargeschichtlichen  Controverse  s.  bei  Zachariä 
a.  a.  0.  §.  143),  ist  die  staatsrechtliche  Seite  dieser  Frage  zur  Geltung  gekommen  und 
bat  die  rechte  Antwort  in  dem  Satze  gegeben  sein  wollen,  dass  der  Staatsdiener  keinen 
Anspruch  auf  OK'  Ausübung  der  Pflichten  und  Rechte  seines  Amtes  habe,  und  dass  also 
der  Staat  berechtigt  sei,«  einen  jeden  Staatsdiener  einseitig  davon  auszuschliessen,  jedoch 
anbeschadet  der  als  „wohlerworbene  Rechte''  sich  qualificirenden  Ansprüche  des  Ent- 
lassenen, namentlich  der  auf  den  vollen  Gehalt  und  der  Ehrenrechte  des  Amtes.  So 
Zachariä  a.  a.  0.  §.  144,  und  noch  bestimmter  Stahl,  Rechts-  und  Staatslehre,  Ab- 
theilung II  S.  310  ff.  Es  steht  indess  auch  diese  Ansicht  noch  nicht  auf  rein  staats- 
rechtlichem Boden,  wie  in  der  That  ausdrückliche  Gesetze  «nd  eine  constante  Praxis  die- 
selbe verwerfen.  Das  Staatsdienstverhältniss  ist  vielmehr  ein  rechtlich  so  gefestigtes, 
dass  dasselbe  nur  aus  den  von  dem  positiven  Staatsrechte  selbst  anerkannten  Gründen 
gelöst  werden  kann.  Hierbei  macht  sich  auch  kein  Unterschied  zwischen  Justiz-  und 
Administrativ-Beamten  geltend.  Nur  die  Minister,  deren  dienstliche  Stellung  vorwiegend 
eine  Yertrauenssache  ist,  bUden  eine  Ausnahme  und  können  Jederzeit  von  dem  Sonverain 
ihrer  Stellungen  enthoben  werden.  S.  oben  §.  695  und  Bluntschli,  Allgemeines  Staats- 
recht Th.  n  S.  147  ff.)  Ein  jeder  einmal  definitiv  angestellte  Staatsdiener  ist  dieses  so 
lange,  bis  der  Staat  ihn  entlassen;  das  Recht  des  Staates  hierzu  ist  aber  positiv  normirt 
ond  auf  die  Fälle  des  freiwilligen  Rücktritts  des  Beamten  oder  der  verschuldeten  oder 
nicht  verschuldeten  persönlichen  Unfähigkeit  desselben ,  die  Pflichten  des  Amtes  zu  er- 
füllen, oder  auch  auf  den  Fall  der  Aufhebung  des  Staatsamtes  beschrankt  Die  Lebens- 
länglichkeit des  persönlichen  Staatsdienstes  ist  die  Regel  (auch  von  Zachariä  a.  a.  0. 


B.    EndigüDg  des  staatsdienstliohen  VerhältnisBes. 

a.    Durch  freiwilliges  Ausscheiden. 

§.  716. 
Den  Staatsdienem  steht  das  Recht  zu,  von  dem  ihnen  anvertrauten 
Staatsamte  freiwillig  zurückzutreten  und  hat   der  Staat  dem  desfiülsigen 
Ansuchen  ohne  Weiteres   zu  entsprechen,  falls  der  Resignirende  die  üud 


S.  76  anerkannt;  vergl.  auch  Heffter  a.  a  0.  S.  W6);  soUte  nun  aber  dem  SUau 
jenes  Recht  der  —  grundlosen  —  Entlassung  des  Staatsdieners  zustehen,  so  würde  es  mi 
der  Regel  der  Lebenslänglichkeit  Nichts  sein.  Der  selbst  von  Zachariä  vertretenfn 
Ansicht  widerstreitet  schon  der  äussere  Umstand,  dass  die  Bndgetsnormen  der  Staate 
regirung  die  zu  bewilligenden  Dienstgehalte  fixiren,  so  dass  diese  gar  nidit  die  Mitt«) 
haben  würde,  ein  und  dasselbe  Amt  zweimal  zu  remuneriren.  —  Wenn  Blantscbli. 
Allgemeines  Staatsrecht  Th.  U  S.  141  ff.,  die  Entlassung  des  Ministers  Stein  aus  Bück* 
sichten  auf  den  Kaiser  Napoleon  I  als  Beispiel  für  die  Behauptung  benutzt ,  dass  ekt 
Entfernung  vom  Dienste  selbst  bei  dem  Beamten,  der  seine  Pflicht  vollständig  erfolh 
habe,  vielleicht  grade  deshalb,  weil  er  es  gethan,  eintreten  könne,  so  ist  dagegen  zn  be- 
merken, dass  »in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaft  oder  bei  Verwicklungen  nlit  ausTrirti- 
gen  Mächten"  allerdings  Verhältnisse  eintreten  können,  wo  das  Recht  und  die  Gerechti?- 
keit  nicht  das  heiligste  Gesetz  i«  Staate  sind.  Aber  Ausnahms-Massnahmen ,  zu  denn. 
eine  Regirung  sich  dann  gezwungen  sieht,  können  weder  eine  Rechtsregel  beweisen  Dc-ci 
eine  solche  begründen.  —  Gegen  StahTs  Auslassung  a.  a.  0.  S.  311:  «Besteht  die  Tu- 
entfembarkeit  in  der  Ausdehnung,  dass  ohne  Schuld  und  Richterspruch  der  Beamte  nkfa* 
versetzt,  nicht  von  den  Geschäften  beseitigt  werden,  keinen  Theil  seines  Einkommeis  rei- 
lieren  kann,  so  ist  einmal  keine  Hülfe  gegen  Unfähigkeit  oder  doch  nicht  gegen  Mitt^rl- 
mässigkeit  der  Beamten,  dann  aber  sind  die  mittleren  und  unteren  Stellen  immer  in  dfi 
Lage,  die  Absichten  der  Centralregirung  zu  vereiteln,  wäre  es  auch  nur  durch  energW- 
lose  Vollziehung",  lässt  sich  Manches  einwenden.  1)  nämlich  hat  der  Staat  überhso]« 
keine  Veranlassung,  die  rmittelmässigen"  Beamten  zu  beseitigen,  da  die  grSsd^ie  Hilf^ 
aller  Beamten  in  diese  Kategorie  gehören  werden,  und  der  Staat  mit  diesen  zufriedA 
sein  muss;  2)  von  den  unfähigen  Beamten  kann  der  Staat  sich  allerdings  jeden  As^- 
blick  befreien,  da  er  die  ordnungsmässige  Verrichtung  des  öffentlichen  Dienstes  fordera 
andernfalls  unter  den  weiteren  gesetzlichen  Voraussetzungen  den  Beamten  entlassen  kam 
(s.  oben  §.  713);  3)  dass  die  Entlassung  eines  Beamten  nur  durch  „Richterspruch''  jcre- 
schehen  könne,  ist  nicht  allgemein  Rechtens;  4)  sollte  es  eine  Entfernung  des  6eaxr.rT 
„ohne  dessen  Schuld"  geben,  so  würde  das  Ansehen  nnd  die  Ehrenhaftigkeit  der  Staate 
diener  emstlichst  gefährdet  sein  und  dem  Staate  hierdurch  ein  grösserer  Schaden  i^ 
durch  die  „Gefährdung  der  Einheit  und  Energie  der  Regirung"  drohen;  5)  da«  it 
Opposition  der  Beamten  den  Fortgang  und  die  Energie  der  Regirung  nicht  lähmt,  h^ 
weist  die  Cteschichte  der  deutschen  Staatenverwaltung  genügend.  Hat  aber  eine  RegirEK 
nicht  die  Macht,  die  ordnungsmässige  Erfüllung  der  „Amtspflichten^'  der  Stastsdieii^- 
dorchznsetKfni.  8t>  lif^jtft  cK^r  Gnuui  ^ewrls«  in  g^anx  riwn^  Anilerem  nl»  bb*  m  *iirr  t  * 
ruptioii  des  BcttmttiBstftnJes.  —  Dk  dctitscheii  Verl2isäiingi5ge.^tie  mac^eii  mbm  fc^ 
Streite  ein  Ende,  indem  aif'  ftnedrücklich  me  willkQrliche  Eiilf#rii«lti^  der  ^Ue^ 
diener  vom  Ärntt*  und  Gehalt  iioBitivreclitHch  aassclilit^sen :  s<>  Preu«sl»ebe  V«tÄ*«^ 
Urkunde  Art.  9S;  (Hanm)VPrß<!hes  LanüeEverfansirngsgesetz  g.  1 77  Ab«,  l :  ^K^ Sh^ 
diener  —  er  mag  vom  Könige  oder   deesön  Behörden,  von  CorporatlaiMn  «ler  IGtaM^ 


Staataregiratig  sich  verkörpern   mttsgen   and  der  Wechsel  dieser  aaeb  diu 
Wechsel  der  MiaiBter  2iir  Folge  hat/) 

b.    Aus  dem  Grunde  unverschuldeter  Nothwendigkeit, 

§.  717. 
Besonders  gestalten  sieh  die  Kechtsverhältnisse  des  Stiiatsdieners  aasse; 
Dienst^  wenn  dersdlje  aus  von  dem  Staate  anerkanoten  GrÜndeD  —  wit 
z»  B,  vFegen  körperlicher  oder  geistiger  Gebrechlichkeit  und  folgeweisii 
Unfähigkeit^  die  Pflichten  des  Dienstes  äu  erfliUen,  oder  wegen  hoheo 
Alters  oder  aneh  nach  Ablauf  einer  gewissen  Zahl  der  Dienetjahre')  — 
seine  Entlassung  äu  forderii  gezwungen  oder  besonders  berechtigt  war.  h 
diesen  Fällen  tritt  der  Staatsdiener  aus  ausserhalb  seiner  Selhstdispositio:. 
existenten  Gründen  aus  dem  öfl'eutlichen  Dieoste  und  muss  darum  dif 
Staat  den  Ausscheidenden  f\lr  die  unfreiwillige  Einbusse  der  mit  seiurm 
Lebensberufe  verbundenen  Eiiinabmen  entschädigen/)     Diese  Verpfliehtuu^ 


I 


')  S.  oben  g.  695;  Baierg cb es  Gesetz,  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  V 
treffend»  vom  4.  Juni  1Ö43  Art.  3 :  „Em  Staateniinister  kann  tu  jeder  Zeit  um  EotUÄSca^ 
von  Heiner  Stelle  bitten.  Dieselbe  darf  —  —  nicht  verweigert  werden,  wenn  jsie  iE« 
dem  Grunde  erbeten  wurde,  weil  der  König  in  wit'htigen  Regirünge-i.ncH- 
leg-enbeiten  die  Ballischlag-e  Seines  Ministers  nicht  aihietitnen  za.  kÖDßt^D 
glaubte.  Dem  aaf  diese  Wehß  in  Folge  »einer  Bitte,  sowie  dem  auß  eigeuem  luitfkb*  I 
dea  Monarchen  enthobenen  (Staatsniinieter  verhleibt  der  Standesgehalt  uQ|je»chiDAUTL"  ■ 
Der  in  anderer  Weise  Kurücktrctende  Miuiiter  hat  also  einen  solchen  Äniäpruch  nirlii 
Das  SchwarÄburg*Sonder*shaiLqeiiiS<:he  Landesg-riindg'esetz  §,  10  verweist  binsiii't- 
lieh  der  Buchte  der  entlRssenen  Minister  auf  die  Beetirnmungen  de»  Staatsdienergeseiae^ 

■)  Der  Sinn  ist,   daäa  die  Vonendung  einer  bestlmiuten  gröseeren  Zahl   der  Dki< 
jähre  den  Nachweis  der  mangelnden  Fähigkeit,   den  Dienet  ferner  zti  versehen,  erührir^ 

')  Blunt schliß   Allgemeinen  Staatsrecht  Th.  II  S.  141,  meint,  dass  der  PeiMM»- 
anHprneh  sich  nur  dann  von  gelbst  verstehe^  „wenn  durch  den  Staatsdienst  das  GehrecfcÄ 
herbeigeführt  worden,  welches  den  Beamten  unfähig  maehe'*^  allein  im  Widersprach  äJT 
der  Praxis  der  deutschen  Staaten.    Jene  Ani^icht  nnd  deren  Be^^rundung  streift  wieder  » 
die  alte  privatrechtnche  Aaffaasung  des  Staatsdienstes.     Vergl.  {Hannoversches  Lan4^ 
verfassun^sgesetÄ  §    175  und  Gesets  voin  5.  September  1848  §,  106:  ,,Di^cnigen  Suilt- 
diener,  welche  wegen  Altersschwäche  oder  anderer  körperlichen  oder  geistigen  Gd^r«ciM 
ihren  Dienstpflichten  nicht  mehr  Genüge  leiRten  können,    und  daher  in  den  Bnhaiay 
versetit   werden   müssen »  soUen  eine  ihren   Dienatjaliren  und   ihrer  Dienst«iiiiialiiD«  ^^ 
gemessene  Penaion  erhalten ;")  Würtembergscbes  Verfassungsgesetr   §.  50:    ,Föi  l- 
Staatsdiener,  welche  darch  Krankheit  oder  Alter  eu   Führung    ihres  AiatcR  imilhi^  t-^ 
worden  sind,  —  —  ist  durch  ein  Gesetz  gesorgt;*"  (Kurhe«siaches    §   58;  „DifjetiL 
Staat^diener,  welche  weg-en  Altersschwäche   oder  anderer  Gebrechen  ihre  Berufeobli^r 
heilen  nicht  mehr  erfüllen  können"  etc.;}  Grossher  möglich   Hessischea  YtiiMiwR^ 
geset^S'i^i  Alte nbürgscb es  Grundgesetz  §,  85:   „Dagegen  haben  die  durch  Alter  «i^ 
Krankheit   ohne    ihr  Yer schulden   dienstunfabig   gewordenen  Staats-    oder  *Kircli(3idi^o?r 
anf  einen  angenieasenen,  ihren  LebenBunt erhalt  sichernden  Buhegehnlt  Anspruch  za  ni*fhfc  " 
Oldenburgaches    Eevidtrteä  StaattigriindgeBets  Art  LOU  §.    1:    »Im    Verwattsv*^^ 
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des  Staates^  dem  aas  dem  Staatsdienst  Zarttcktretenden  einen  Rabegehalt  oder 
gar  den  ganzen  mit  dem  verlassenen  Staatsamte  verbandenen  Oehalt  za 
gewähren^  aacb  demselben  den  bis  dahin  belassenen  dienstlichen  Titel  und 
Rang  zu  belassen,  ist  wohl  allgemein  Rechtens  in  Deutschland.  Dieses 
Pensionssystem  ist  besonders  ausgebildet')  and  sind  in  den  partikularen 
Gesetzen  bestimmte  Grundsätze  tlber  die  Voraussetzungen  des  individuellen 
Pensionsanspruches,  über  die  Grösse  der  Pension  und  tlber  die  Art  ihres 
Bezuges  gegeben.^  In  der  Regel  besteht  die  Pension  in  einem  Bmchtheile 
des  zuletzt  bezogenen  Gehaltes  und  richtet  sich  der  Procentsatz  in  be- 
stimmter Progression  nach  der  Zahl  der  zurückliegenden  Dienstjahre/)  Wo 
in  der  Besoldung  ein  Standes-  und  ein  Dienstgehalt  gesondert  sind,  ver- 
bleibt dem  quieBcirten  Staatsdiener  nur  jener,  während  dieser  als  mit  der 
Dienststelle  eng  verbnngen  cessirt.*)  Ebenso  fUUt  natürlich  auch  der  An- 
spruch auf  Sportein  und  Gebühren,  da  auch  diese  nur  für  wirklich  ge- 
leistete Diensthandlungen  gegeben  werden,  hinweg/) 

§.  718. 
Ein  besonderer  Grund,  den  Staatsdiener  seiner  dienstlichen  Stellung  zu 
entheben,  ist  in  dem  deutschen  Staatsrecht  für  den  Fall  anerkannt,  wenn 
eine  anderweite  Organisation  des  Staatsdienstes  eintritt  und  durch  dieselbe 
das  concrete  Staatsamt  entweder  ganz  hin  wegfällt  oder  doch  eine  andere 
Gestaltung  erhält.  Da  in  diesem  Falle  der  Staatsdiener  nicht  aus  in  seiner 
Person  liegenden  Gründen  disponibel  wird,  so  muss  der  Staat,  wenn  eine 
anderweite  Anstellung  desselben  nicht  thunlich  erscheint,  den  dienstlos  ge- 
wordenen in  seinen  äusseren  mit  dem  Dienste  verbunden  gewesenen  Ver- 
hältnissen schadlos  erhalten.  In  etlichen  deutschen  Staaten  ist  aber  der 
Anspruch  des  in  Folge  einer  anderen  Organisation  des  Staatsdienstes 
ausser  Thätigkeit  gesetzten  Beamten  besonders  normirt  und  modificirt,  so 
dass  die  nunmehr  zu  beziehende  Einnahme  zu  einem  geringeren  Betrage 


findet  die  Entlassung  der  definitiv  angestellten  Beamten  nur  anter  Verleihung  der  gesetz- 
lichen Pension statt" 

M  Deshalb  aber  in  dem  Pensionssystem  das  Wesen  des  heutigen  Staatsdienstes  zu 
erblicken  (Zöpfl,  Grundsatze  §.  514),  darf  gewiss  nicht  gefallen.  Der  Staatsdienst  ist 
doch  mehr  als  die  pecuniären  Vorthcile  seiner  Verwaltung.  Vergl.  Bluntschli,  AUge* 
meines  Staatsrecht  Th.  II  S.  129,  5. 

»)  Hinsichtlich  des  Pensions wesens  im  Königreich  Preussen  vergL  das  Pensions- 
Beglement  für  die  aus  Staatsmitteln  besoldeten  Civil-Staatsdiener  vom  aO.  April  1825, 
rücksichtlich  der  Pensionirui^  der  Lehrer  und  Beamten  an  den  höheren  Ünterrichts-An- 
Btalten  die  Verordnung  Tom  28.  Mai  1846,  und  hinsichtlich  der  Communalbearoten  die 
Städte-  bezw.  Landgemeinde-Ordnungen. 

>)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  §.  142  a.  E. 

*)  Beilage  IX  zur  Baierschen  Verfassungsnrkunde  §.  17  -  19. 

^)  Dass  die  Bemessung  des  Ruhegehaltes  auch  auf  die  wahrend  des  Dienstes  bezoge- 
nen Sportein  und  Gebuhren  Kueksicht  nimmt,  ist  damit  nicht  au8geschlo89en. 


als  Pension,  sondern  unter  dem  besonderen  Namen  „Wartegeld"  bezeicUiiiit 
ist.')  Es  ist  dann  anch  wohl  diese  Enthebung  des  Staatsdienstes  vüij 
einem  bestimmten  Staatsamte  auf  eine  bestimmte  Reihe  von  Jahren  k- 
schränkt,  nach  deren  Ablauf  dann  entweder  eine  förmliche  Pcnsionirmii: 
oder  eine  Wiederanstellung  des  auf  Wartegeld  Stehenden  eintreten  mu^ 
Uebrigens  gilt  der  Staatsdiener  während  dieser  Wartezeit  in  emem  all- 
gemeinen Sinne  als  wirklicher  Staatsdiener,  und  kann  verpflichtet  st  in, 
die  ihm  etwa  werdenden  dienstlichen  Aufträge,  sofern  sie  der  bisberi^eji 
Thätigkeit  homogen  sind,  zu  verrichten.*) 

c.    Wegen  Ablaufs  der  bestimmten  Dienstzeit, 

§.  719. 
Das  persönliche  Staatsdienerverhältniss  kann  auf  bestimmte  Zeit  iKlcr 
widerruflich  (provisorisch)')  oder  mit  der  Kündigung^klait^el  begründet  ^cio 
In  jenem  Falle  cessirt  dasselbe  mit  dem  Ablauf  der  im  Voraus  bestimiiutii 
Frist,  in  diesem,  wenn  der  Staat  von  der  ihm  zustehenden  Wiedermfs-  oder 
Kündigungsbefugniss  Gebrauch  macht.  Die  Anstelhnig  des  Staatsdiener- 
unter  dem  Vorbehalt  der  Kündigung  ist  indess  als  dem  Wesen  des  ei^^eot- 
liehen  Staatsdienstes  aicht  entsprechend  in  der  Regel  auf  die  Anstelliirc 
der  unteren  Staatsdiener,  bei  welchen  eine  nicht  genügende  Versebanir 
ihrer  Dienstpflichten  eher  zu  befürchten  ist,  beschränkt  niid  dadurch  tnr 
den    tlbrigen   Staatsdienst    prinzipiell  ausgeschlossen Jj     Das    Ktliidigani^ 


*)  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  174:  „Werden  Bienstentlas^zra^ri 
wegen  Veränderung  der  Landesbehörden  nothwendig,  so  hat  der  ausser  Thatig-k^ii  ^-r- 
setzte  Staatsdiener  Anspruch  auf  em  seinen  bisherigen  YerUnltnig^n  »iigtemessni«» 
Wartegeld.") 

')  Preussisches  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  §.  87.  Es  kann  hier  nur  aaf  diep*«J- 
kularrechtlichen  Bestimmungen  verwiesen  werden. 

3)  Badensches  Oesetz  vom  30.  Januar  1819  §.  3.  Ein  ganz  besuiiderer  Fall  .pr?- 
visorischer  Anstellung"  der  Staatsdiener  tritt  nach  dem  BaiertJchen  ycTfaasimffsge«^i 
Tit.  n  §.  18  während  der  Reichsverwesung  ein,  während  welcher  alle  Aemhr  u-: 
Ausnahme  der  Justizstellen  nur  provisorisch  besetzt  werde ti  durfeiL  f^vn^  Afbj. 
liches  trat  hinsichtlich  der  Beamten  der  neuen  Provinzen  den  KöiiigTelchs  Freo««^  *'-u- 
als  deren  Gehälter  nur  in  der  Form  eines  Bausch-Quantum h  bewiJü^,  und  ixt  h'^ 
dahin  etatmässigen  Beamten  als  nicht-etatmässige  übernommen  wurden.  0k  »okhrr 
Gestalt  „provisorisch"  angestellten  Beamten  sind  dies  aber  gewiss  nicht  in  *ieiii  Smu'^ 
dass  der  Staatsreginmg  freistünde,  sie  ad  libitum  aus  dem  Dienste  zu  tnÜ&^tn,  i^^ 
mal  da  die  Gehalts- Ansprüche  auch  dieser  Beamten  durchaus  privaireclitLicfa  begrüD^'^^ 
sein  müssen. 

*)  (Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  §.  179:  «Die  Dienfitkündiguair soll  s-,: 
bei  der  untern  Staatsdienerschaft  vorbehalten,  dieselbe  jedoch  nxir  ron  dem  jcußtülliM 
Staats-  und  Departementsminister  zur  Ausübung  gehracht  werden"*);   Oldenbürg^^cfc' 
Bevidirtes  Staatsgmndgesetz  Art.  111  §.3  Abs.  2:    „Das   Gesetz  hat  —  —  4ii^ttd^2 
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recht  ist  aber  immer  ein  einseitiges^  insofern  dasselbe  nur  dem  Staate, 
nicht  aach  dem  Staatsdiener  zusteht.  Will  dieser  aus  eigenem  Entschlüsse 
Yon  dem  Staatsdienst  zurücktreten,  so  geschieht  dieses  zwar  in  der  Form 
der  Kündigung,  in  Wirklichkeit  aber  unter  den  allgemeinen  Voraussetzungen 
des  freiwilligen  Ausscheidens  aus  dem  Staatsdienste,  und  auf  Grund  der 
staatsseitigen  Entlassung/) 

C.    Wirkung  der  Endigung  des  staatsdienstlichen  Verhältnisses. 

§.  720. 
Der  aus  seinem  staatsdienstlichen  Verhältnisse  entlassene  Beamte  schei- 
det aus  der  Zahl  der  wirklichen  Staatsdiener  ans,  yerbleibt  indess  immer 
noch  in  einer  besonderen  Stellung  dem  Staate  gegenüber,  gegen  welchen 
derselbe  auch  noch  ferner  Pflichten  hat,  welche  nicht  schon  in  dem  allge- 
meinen Unterthanenverhältnisse  begriffen  sind.  Zu  diesen  gehört  vor  Allem 
die  auch  über  die  Dienstentlassung  hinaus  dauernde  Verpflichtung  zur  Ver- 
schwiegenheit über  die  während  und  durch  den  Dienst  erfahrenen  Amts- 
geheimnisse. Diese  Verpflichtung  bleibt  auf  allen  Staatsdienem  haften, 
mögen  dieselben  freiwillig  oder  unfreiwillig,  in  Gnaden  oder  zur  Strafe  aus 
dem  Staatsdienste  geschieden  sein.  Es  ist  dieselbe  eben  eine  durch  den 
Eintritt  in  den  Staatsdienst  einmal  begründete  staatsrechtliche  Pflicht,  welche 
nur  mit  dem  Tode  des  Staatsdieners  enden  kann.*)  Positiv -rechtlich  sind 
auch  wohl  noch  andere  staatsrechtliche  Verhältnisse  fUr  die  Staatsdiener 
ausser  Dienst  begründet,  indess  liegt  diesen  ein  allgemein  anerkanntes 
Prinzip  nicht  zum  Grunde  und  erscheinen  dieselben  vielmehr  nur  als  par- 
tikolarrechtliche  Besonderheiten.^ 


antem  Staatsämter  zn  bezeichnen,  wozn  die  Anstellung  auf  Kündigung  erfolgt,  welche 
jedoch  möglichst  zu  beschranken  ist."  Im  Königreich  Fr eussen  sollen  diejenigen  Unter- 
beamten, deren  Didnst  keine  Ausbildung  erfordert,  sondern  grösstentheils  nur  mechanisch 
ist,  soTiel  als  möglich  auf  einmonatliche  Kündigung  angestellt  werden.  Vergl.  die  Be- 
ginmgs-Instruction  vom  13.  October  1817  §.  12, 

')  S.  oben  §.  718. 

*)  Zachariä,  Deutsches  Staatsrecht  T.  11  S.  39. 

^)  Vergl.  z.  B.  oben  §.  590  hinsichtlich  des  Erfordernisses  einer  Erlaubniss  Seitens 
der  Begirung  zum  Eintritt  in  die  Ständeversammlung;  auch  das  Preussische  Gesetz 
vom  13.  Februar  1854,  betr.  die  Conflicte  bei  gerichtlichen  Verfolgungen  wegen  Amts- 
und Dienstverhandlungen,  (s.  oben  §.  700)  §.4,  welcher  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
auch  den  Fall  einer  gerichtlichen  Verfolgung  wegen  Amtshandlungen  gegen  einen  aus 
dem  Dienste  bereits  ausgeschiedenen  Beamten  oder  gegen  die  Erben  eines  Beamten  ausdehnt. 


Orotafend,  Staatsrecht.  48 


V.  Verpflichtung  des  Staates  aus  den  Handlungen  der  Staatsdiener,  j 

1.   Das  Prinzip. 

§.  721. 
Die  Wirkungen  der  dienstlichen  Verrichtnngen  des  Staatsdieners  sind 
entweder  staatsrechtlicher  oder  privatrechtlicher  Natur,  je  nachdem  es  sich 
um  Verrichtungen  für  den  souverainen  Staat  oder  um  solche  für  den  Staat 
als  Vermögenssubject  (juristische  Person,  Fiscus)  handelte.  Alle  Dienst* 
handlungen  des  Staatsdieners  gelten  als  Verrichtungen  der  Staatsgewalt 
Diese  hat  sie  anzuerkennen  und  zu  vertreten  und  das  Publikum  oder  das 
besondere  Individuum  hat  denselben  Achtung  zu  erweisen  und  den  Ver- 
fügungen der  Behörden  Folge  zu  leisten,  bezw.  ist  durch  die  HandlongeD 
des  Staatsdieners  ein  privatrechtliches  Verhältniss  zwischen  dem  Staat  ab 
juristischer  Person  und  einer  anderen  privatrechtlichen  Person  begründet, 
das  jedem  der  beiden  Theile  Recht  und  Pflicht  in  bestimmter  Weise  za- 
misst.  Dieses  Prinzip  resultirt  unmittelbar  aus  dem  Wesen  des  Staate 
wie  aus  der  politischen  Bedeutung  des  Staatsdienstes  und  gilt  unbestritteD. 
Eine  andere  Frage  ist  aber,  in  wiefern  auch  die  aus  pflichtwidrigen 
Handlungen  der  Staatsdiener  hervorgegangenen  Nachtheile  Eiozelner  und 
Verletzungen  der  subjectiven  Berechtigungen  den  Staat  angehen  bezw.  aach 
diesen  dem  Verletzten  gegenüber  verpflichten.-  Es  können  nun  diese  Ver- 
letzungen zweierlei  Art  sein:  staatsrechtlicher  und  privatrechtlicher,  die 
politische  Rechtssphäre  des  Individuum  als  des  „Unterthanen''  oder  dessen 
privatrechtlichen  Beziehungen  widerrechtlich  verletzen.  So  hat  die  Frage 
nach  der  Verpflichtung  des  Staates  aus  den  rechtswidrigen  Handlungen  dfö 
Staatsdieners  auf  jenem  Gebiete  das  Staatsrecht,  auf  diesem  das  Privatreelit 
zu  entscheiden,  dort  die  Regirungsgewalt  durch  ihre  Organe,  hier  die 
bürgerlichen  Gerichte  in  dem  civilrechtlichen  Verfahren;  dort  müssen  die 
Regeln  des  öffentlichen  Rechtes,  hier  die  des  Givilrechtes  das  Urtheil  fHlleD.*) 

^)  Ausser  der  älteren  nar  privatrechtliche  Anschauungen  vertretenden  Liter&tai  (Za- 
ch ariä,  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  II  §.  140)  s.  Sundbeim  von  der  Haftongsrerbiiiii- 
licbkeit  des  Staats  für  Schadensstiftung  seiner  Beamten  (1827);  Heffter,  Beiträge  zum 
deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte  S.  160  ff.  und  Archiv  des  Criminalrechts,  Jahrgio^ 
1851  S.  445  ff.;  Pfeiffer,  Praktische  Ausführungen  Bd.  ü  S.  361  ffl  Bd.  HI  S.3Sö£ 
519  ff.;  Keuscher  in  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  Bd.  11  S.  168  ff.;  Perthes, 
der  Staatsdienst  in  Preussen  S*  129  ff,;  Zachariä,  m  der  Zeitschrift  für  die  ges^nn-n^'^- 
Stafttswi>:=Heti:^chdt.en  Tld.XIlS.582^  Zvpfh  GrüiuMlze  Bd.  D  §.  ä30;  ZachÄnä*.!^*^«^ 

'j  WähreTul  tlie  ]iersriri!trlie  ITaft Verbindlichkeit  des  Beamten  für  aÜe  ans  äM» 
du'Rsl  -  Oller  ^'esetÄwidri^feii  Hjindliurgeii  Itorvürgt^hendeu  BeschädlgtiBg^en  dired  oto  ir 
dirt^et,  aiLti<lru(:klii:li  oder  iftiUäLbwci^eml,  in  den  deutschen  YerfassuijgagesetieB  infffc^l^ 
Wiirdtn,  fehlt  in  ileri  dtiulü^^-lnin  Vt^rlaf^Hungsurkunden  wie  überhaupt  iiii  geTUviat«  Sed^W 
ein   allg<.^raeines  Prinzip,   dass  der  Staat  eo  ipso  d,  h.  ohne  Inteirentkidi  ctTÜfedttH«^ 
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2.   Anwendmig  des  Prinzips« 

A.   Auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes. 

§.  722. 
Handlangen  oder  Unterlassungen  der  Staatsdiener,  welche  die  politische 
Rechtsspbäre   eines  Unterthanen  verletzen,   also  in  dessen  staatsrechtliche 


Grrfinde  aus  den  Handlungen  seiner  Beamten  zar  Schadloehalttmg  der  Ton  diesen  Verletzten 
verpflichtet  sei.  Das  richtige  Prinzip,  dass  civilrechtliche  Ansprüche  an  den  Beamten, 
mögen  sie  durch  dessen  ordnungswidrige  Dienstf&hrung  oder  sonst  begründet  sein,  lediglich 
Sache  des  gerichtlichen  Verfahrens  sind,  ist  unbestritten.  Es  handelt  sich  nur  darum, 
unter  welchen  Bedingungen  und  inwieweit  auch  der  Staat  diesen,  nicht  gegen  ihn  direct 
begründeten  Ansprüchen  verhaftet  sei.  Das  Coburg-Gothasche  Staatsgrundgesetz  be- 
stimmt allerdings  §.68:  „Für  die  Schaden,  welche  einem  SHiaatsangehörigen  durch 
die  Arglist  oder  grobe  Verschuldung  der  Staatsbeamten  als  solcher  verur- 
sacht werden,  hat  der  Staat  —  insofern  nicht  besondere  Gesetze  in  gewissen  Fällen  eine 
unmittelbare  Vertretungsverbindlichkeit  desselben  festsetzen  —  dann  zu  haften,  wenn  der 
Beschädigte  den  Schadenersatz  vom  schuldigen  Beamten  nicht  zu  erlangen  vermag.  Die 
des&llsigen  Entchädigungsansprüche  an  den  Staat  sind  jedoch  schon  nach  Ablauf  von 
fünf  Jahren  nach  Eintritt  des  beschädigenden  Ereignisses  als  erloschen  zu  betrachten." 
Wenn  aber  das  positive  Staatsrecht  nicht  ein  Anderes  ausdrücklich  bestimmt,  so  kann 
von  einer  Haftverbindlichkeit  des  Staates  aus  den  Handlungen  seiner  Beamten  nur  im 
civilrechtlichen  Sinne  die  Bede  sein  und  hat  darüber  nur  das  Privatrecht  vor  den  ordent- 
lichen Gerichten  zu  entscheiden.  So  verweist  die  Brauns chweigsche  Neue  Landschafts- 
ordnung §.  197  die  Frage,  welche  Entschädigung  vom  Staate  dengenigen  gebühre,  welcher 
durch  Handlungen  der  Begirungs-  und  Verwaltungsbehörden  in  seinen  wohlerworbenen 
Rechten  verletzt  ist,  lediglich  an  die  Entscheidung  der  Gerichte  „ohne  Zulassung  eines 
Competenzconfiictes,"  und  zwar  mit  dem  Hinzufügen,  dass  die  verfassungsmässige  Erlassung 
gesetzlicher  Vorschriften  zu  keiner  anderen  als  der  im  Gesetze  bestimmten  Entschädigung 
berechtigen  könne  (sehr  unverständlich).  £Qemach  würde  also  der  Staat  nur  aus  den 
der  civilrechtlichen  Cognition  der  Gerichte  unterstellten  Gründen  haftbar  sein  können. 
VergL  auch  Sächsisches  Verfassungsgesetz  §.  49:  „Jedem,  der  sich  durch  einen  Act 
der  Staatsverwaltung  in  seinen  Bechten  verletzt  glaubt,  steht  der  Rechtsweg  offen,"  .in 
Verbindung  mit  §.  50:  „Der  Fiscus  nimmt  in  allen  ihn  betreffenden  Rechtsstreitigkeiten 
Recht  vor  den  ordentlichen  Landesgerichten.''  Was  in  jenem  §.  49  von  „Acten  der  Staats- 
verwaltung" gut,  muss  selbstverständlich  noch  mehr  gelten,  wenn  es  sich  um  Verpflich- 
tungen des  Staates  aus  Privatrechte  verletzenden  Handlungen  seiner  Staatsdiener  handelt. 
Das  Hannoversche  Landesverfassungsgesetz  von  1840  §.  40  sprach  das  Prinzip  dahin 
aus:  „Sind  durch  unrichtige  oder  unbefugte  Anwendung  oder  Auslegung  der  Staatsverträge 
oder  Gesetze  oder  auf  sonstige  Weise  von  einer  Verwaltungsbehörde  widerrecht, 
lieh  Privatrechte  verletzt  und  zugleich  die  Erfordernisse  einer  Entschädi- 
gungs-Verbindlichkeit nach  privatrechtlichen  Grundsätzen  vorhanden,  so 
kann  die  Verwaltungsbehörde  auf  Schadensersatz  belangt  werden."  Das  Gesetz  vom 
5.  September  1848  §.  10  substituirte  dieser  Bestimmung  das  allgemeinere  Prinzip,  dass 
gegen  Verwaltungsbehörden,  welche  ausserhalb  ihrer  Competenz  gehandelt,  „geeigneten 
FaUes"  auf  Schadensersatz  erkannt  werden  könne.  Von  einer  absoluten  oder  staatsrecht- 
lichen Haftverbindlichkeit  des  Staates  war  keine  Rede. 

48* 
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Befugnisse  widerrechtlich  hineingreifen/)  können  nicht  als  Act  der  Staats- 
gewalt gelten  und  kann  diese  nicht  verpflichtet  sein,  dieselben  in  der  Weise 
anzuerkennen,  dass  der  Verletzte  gegen  sie  als  ein  selbst,  wenn  auch  nur 
unmittelbar  oder  eventuell  verschuldetes  Subject  einen  rechtsbegründeten 
Anspruch  besitze.  Dem  politisch  Verletzten  steht  ein  anderes  Recht  dem 
Staat  gegenüber  nicht  zu,  als  die  Gewährung  der  ihm. nach  den  Grand- 
sätzen des  öffentlichen  Rechtes  dieses  Staates  zustehenden  politischen  Rechte, 
und  die  Vorenthaltung  oder  Kränkung  dieser  Rechte  —  z.  B.  durch  un- 
befugte Heranziehung  zur  Militairpflicht  oder  zur  Steuerzahlung,  oder  durch 
widerrechtliche  Versagung  der  staatsbürgerlichen  Rechte,  —  welche  sich 
einzelne  Beamte  zu  Schulden  kommen  lassen,  sind  nur  Handlungen  dieser 
Beamten  und  machen  nur  diese  verantwortlich.  Diese  Verantwortlichkeit 
kann  auch  eine  zwiefache  sein:  eine  staatsrechtliche,  welche  der.  Regirungs- 
gewalt  gegenüber  sich  geltend  macht  und  welche  den  Schuldigen  vor  dieser 
zur  Verantwortung  zieht,  und  eine  privatrechtliche,  welche  der  Verletzte 
durch  die  civilrechtliche  Klage  auf  Entschädigung  vor  den  Gerichten  ver- 
folgt. Jene  politische  Verantwortlichkeit  des  Staatsdieners  wird  von  dem 
Staate  —  sei  es  im  strafgerichtlichen  oder  in  einem  administrativen  Ver- 
fahren —  geltend  gemacht;  das  Recht  des  Verletzten  kann  nur  in  der 
Beschwerde  wider  den  schuldigen  Beamten  und  nur  in  dem  Ansprach 
auf  Restitution  des  verletzten  politischen  Rechtes  bestehen.  Zu  einem  An- 
deren kann  der  Staat  nicht  verpflichtet  sein,  dieses  aber  ist  seine  selbst- 
verständliche Pflicht.*) 

B.   Auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts. 

§.  723. 
Verletzungen  der  privatrecfatlichen  Sphäre,  deren  ein  Staatsdiener  sich 
schuldig  gemacht,  begründen  allemal  das  Recht  des  Verletzten,  den  da- 
durch begründeten  civilrechtlichen  Anspruch  vor  den  ordentlichen  Geriditen 
geltend  zu  machen  und  im  civilprozessualischen  Wege  Restitution  der  ver- 
letzten privatrechtlichen  Verhältnisse  nachzusuchen.^    Wenn  nun,  wie  der 

')  Bei  der  Behandlang  dieser  Frage  wird  sonst  nar  unterschieden  zwischen  den  Hand- 
lungen des  Beamten  bei  der  Verrichtung  privatrechtlicher  Geschäfte  für  den  Staat  (^Fiscus) 
und  den  Handlungen,  welche  der  Beamte  in  seiner  staatsrechtlichen  Stellung  den  unter- 
thanen  gegenüber  vorgenommen.  Im  Texte  wird  aber  zwiscl^en  den  Verletzungen  der 
politischen  und  denen  der  privatrechtlichen  Bechtssphäre  des  Individuum  unterschieden 
in  der  Hoffnung,  dass  dadurch  diese  höchst  streitige  Frage  richtiger  gefaast  wird. 

^)  z.  B.  wurde  eine  widerrechtliche  Einstellung  in  die  Armee  eine  Beschwerde  über 
das  Verfahren  des  Beamten  begründen  und  dessen  Verantwortlichkeit  gegen  den  Staat 
geltend  machen,  aber  zugleich  den  seinem  Erwerbe  Entzogenen  zu  einer  Klage  auf  Ersatz 
des  dadurch  erlittenen  Vermögensnachtheils  vor  dem  Gerichte  berechtigen«  Ebenso  würde 
es  bei  einer  widerrechtlichen  Entziehung  der  Freiheit  oder  ungerechtfertigten  Aosdehnong 
der  Haft  sich  stellen. 

=')  S.  oben  §.  700. 
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Begriff  des  Schadensersatzes  ein  rein  privatrechtlicher  ist,  so  auch  die  Ge- 
richte nnr  die  Grundsätze  des  Privatrechts  auf  solche  privatrechtliche  Fälle 
anwenden  können  ^  so  ist  denselben  auch  nicht  möglich ,  einen  Anspruch 
der  durch  die  Handlungen  eines  Beamten  verletzten  Person  gegen  den 
Staat  anders  anzuerkennen,  als  wenn  eine  privatrechtliche  Haftver- 
bindlichkeit des  Staates  vorliegt.  Dies  ist  das  Prinzip,  das  in  jedem 
concreten  Falle  die  Entscheidung  über  die  Haftverbindlichkeit  des  Staates 
geben  mnss.  Es  darf  nicht  gesagt  werden,  der  Staat  ist  schlechthin  ver- 
pflichtet, den  von  seinen  Beamten  einer  privatrechtlichen  Person  zugefügten 
Schaden  zu  ersetzen,*)  sei  es  principaliter  oder  nur  im  Falle  des  Unver- 
mögens des  schuldigen  Beamten ;  ebensowenig  kann  aber  auch  gesagt  wer- 
den, dass  der  Staat  niemals  verbunden  sei,  fllr  die  von  Staatsdienem  ver- 
ursachten Verletzungen  der  privatrechtlichen  Verhältnisse  einer  Person  auf- 
zukommen. Ob  das  Eine  oder  das  Andere  der  Fall,  entscheidet  sich 
vielmehr  daraus,  ob  nach  den  Regeln  des  Privatrechts  eine  Haftverbindlich« 
keit  des  Staates  in  dem  bestimmten  Rechtsfalle  besteht.  Eine  solche  kann 
besteben,  aber  keineswegs  ist  sie  schlechthin  durch  das  Unrecht  des  Staats- 
dieners begründet.  *)  Ausserdem  besteht  nnr  noch  dann  eine  Verpflichtung  des 
Staates  zum  Ersatz  des  privatrechtlichen  Schadens,  der  aus  den  Hand- 
lungen der  Staatsdiener  entstanden,  wenn  er  selbst  sich  zur  Uebernahme 
einer  solchen  Haftverbindlichkeit  bereit  erklärte,  d.  h.  aber  wenn  das  Ge- 
setz (der  Wille  des  Staates)  diese  begründet.^) 


*)  Dies  die  Ansicht  Zachariäs  (vergL  dessen  Deutsches  Staatsrecht  Bd.  II  S.  56, 
B  und  die  Abhandlung  in  der  Zeitschrift  ftir  die  gesainmte  Staatswissenschafb  Bd  XIX 
S.  582).  Der  Grund  der  absoluten  Haftverbindlichkeit  des  Staates  soll  ein  staatsrecht- 
licher sein,  nämlich  darin  liegen,  dass  der  Unterthan  sich  der  Amtsgewalt  der  Beamten 
zu  fögen  und  der  publica  fides  zu  trauen  habe.  Allein  —  ist  die  Rechtswidrigkeit  drs 
Beamten  eine  « Amtshandlung,"  der  sich  das  Publikum  zu  fügen  hat?  Und  haftet  die 
publica  fides  auch  an  gefälschten  oder  falschen  Dokumenten?  Publica  fides  hat  ja  eine 
Urlrande  nur  bis  zum  Beweis  ihrer  Unechtheit,  und  es  ist  Niemand  gezwungen,  an  die 
Unfehlbarkeit  der  Staatsbeamten  zu  glauben,  jedenfalls  aber  ist  der  Unterthan  nicht  mehr 
.berechtigt  und  yerpflichtet"  der  publica  fides  d.  h.  der  Zuverlässigkeit  der  Beamten  zu 
vertrauen,  wie  der  Staat  selbst.  Die  selbst  noch  von  Zachariä  benutzte  Analogie  des 
römisch -rechtlichen  Receptum  ist  völlig  unverwerthbar  bei  der  Behandlung  dieser  Frage, 
da  der  Staat  und  seine  Unterthanen  eine  Analogie  mit  den  Gastwirthen  und  deren  Gästen 
nicht  dulden.  ' 

*)  Diese  Ansicht  ist  aber  keineswegs  mit  jener,  welche  die  Frage  nach  der  Haftver- 
bindlichkeit des  Staates  aus  den  Handlungen  der  Staatsdiener  überhaupt  nur  nach  privat- 
rechtlichen Begeln  des  mandatum,  der  actio  institoria  und  exercitoria,  der  culpa  (in  eli- 
gendo)  behandelt,  zu  verwechseln.  Der  Text  spricht  hier  nur  von  der  privatrecht- 
lichen Haftverbindlichkeit  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts. 

')  Es  muss  aber  wohl  unterschieden  werden  zwischen  der  hier  behandelten  Frage 
nach  der  Haftverbindlichkeit  des  Staates  aus  den  Handlungen  seiner  Be- 
amten und  der  hier  nicht  zu  behandelnden  Frage  nach  der  privatrechtlichen  Ver- 


Zweites  Kapitel 
Die  Orgame  des  StaatslebeuB  in  den  BepubUlteiL 


Erster  TUeK 

Das  republikanische  Prinzip. 

I,   Im  Allgemeinen. 

§.  724. 

Das  Fundament  der  repulilikanischcn  Verfassung  ist  die  NichtPersoni- 

ficirung    der   souveraineu   Gewalt,    die  Niclit-ExiBteux    eines    per^nlkhen 

Staatsoberhauptes.     Das  Prinzip,  dasö  die  souveraine  Gewalt  in  dem  Gmim 

des  Staates  beruhe  and  dieses  beherrsche,  ist  ak  die  allgemeine  Bedm^oog 


antwoitUcbkeit  dee  Staates  aaa  seinen  eigenen  Handlangen,  Man  denket 
FaU,  dass  ein  Richter  die  znm  Depoaitiim  des  Gerichts  geücferten  Gelder  Tenrntr^fit 
habe.  Hier  kommt  es  darauf  an,  ob  das  ^Gericht"  die  Depoeitiön  verfügt  und  d« 
Depositenacbein  ausgeferUgt^  d,  h.  die  DepoBltion  in  legaler  Weise  hehaudelt  li*tte. 
Alsdann  ist  dip  Beliörde  als  solche,  d.  b.  folge  weise  der  Staat  Ferpflichtet,  di£  d*- 
ponirte  Geld  dem  zar  EücTcforderung  Berechtigten  zuriickZQzablen ,  weil  die  Behürde- 
beKW.  der  Staat,  darch  dieselbe  sich  Terpfliebtet  hatte,  die  fragüche  Summe  la  Ttr^ 
wahren  und  demnächst  aurücVzuzftlilen,  Die  Malvereation  des  Beamten  berührt  dias» 
Bechtsverbältniss  zwiöcben  der  ^Staatsbehörde  und  der  Privatperson  gar  nicht  aod  hVttl 
die&eihe  beziehungsweise  der  Staat  ungeachtet  des  Verbrechens  dca  Beamten  Terbaflt't  h 
solchen  Fällen  ist  also  zwar  auch  von  einer  Haft  Verbindlichkeit  des  Staates  durch  dk 
Handkng  seiaer  Beamten  in  sprechen,  aber  nicbt  von  einer  solchen,  welche  ins^  i« 
Pflichtwidrlgkeit  derselben  entstanden  wäre.  Wenn  aber  der  Beamte  bei  der  Deposition 
nicht  legal  verfuhr,  so  konnte  der  Act  selbst  nichtig,  also  eine  solche  Verpflichtung  ^^ 
nicht  begründet  sein  und  ist  m  solchem  Falle  an  eine  Haftverbindlichkeit  Am  SUat« 
gar  nicbt  zu  denken,  weil  die  illegale  Handjnng  nicht  als  eine  eigene  von  dem  ^ttak 
respectirt  werden  konnte.  So  braucht  aach  der  Staat  gefälschte  oder  falsche  Urtnala 
nicbt  zu  respectiren  und  niebt  von  Rechts  wegen  den  dadurch  Betrogenen  sich  verpflicfeid 
erachten.  Ob  es  billig  sein  würde,  von  dem  gutgläubig  Getäuschten  den  Nachtheü  .-^ii* 
Vertrauens  in  die  Rechtmässigkeit  der  Dicnstbandlungen  der  öficntlicben  Beamtem  an- 
wenden ,  ist  eine  andere  Frage,  Die  ^Billigkeit*  würde  aber  nur  durch  das  Qt^^  '^ 
„Recht  und  Pflicht'*  verwandelt  werden.  Wenn  indess  das  Publikum  dee  priTatrechtlifli'^ 
Verkehres  im  Allgemeinen  die  rechtlichen  und  factischen  Nachtheüe  seines  recbtUdKa 
nnd  factjschen  Irrthums  sich  gefallen  lassen  muss ,  so  wird  es  auch  noch  gar  nicbt  i-i 
eiorbitant  erscheinen ,  wenn  demselben  nicht  schlechthin  ein  Anspruch  gegen  den  FisCüS 
in  dem  Falle  eingeräumt  ist,  wo  das  Vertrauen  auf  der  Seite  des  Staates  wie  vd  uö 
des  ünt^rtbanen  in  die  ZuveiUssigkeit  dea  Beamten  sieb  getäuscht  fand. 
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and  GoDseqnenz  des  StaatsbegriffeB^  dem  repoblikaBigchen  wie  dem  monar^ 
chischen  eigen,  aber  die  Idee  der  souverainen  Gewalt  verwandelt  eich  in 
den  Republiken  nicht,  wie  in  monarchischen  Staaten  in  den  sinnlich  wahr- 
nehmbaren Begriff  der  Persönlichkeit,  sondern  verbleibt  eine  Idee,  welche 
nur  in  ihren  Conseqnenzen  in  die  sichtbare  Erscheinung  tritt  und  nur  in 
körperlichen  Organen  der  Staatsgewalt  sich  bekundet  und  durch  diese  eine 
soaveraine  Macht  ist.  Der  Träger  der  Souverainetät  der  Republik  ist  die 
als  subjective  Einheit  gedpchte  Gesammtheit  des  Volkes  —  nicht  aber  die 
Masse  desselben  als  die  Gesammtheit  der  Einzelnen  — :  darum  steht  ein 
jeder  einzelne  Staatsangehörige  der  souverainen  Gewalt  der  Republik  genau 
so  nur  als  Unterthan  gegenüber,  wie  Solches  in  dem  monarchischen  Staate 
der  Fall  ist/)  Während  liier  aber  der  Unterthan  sich  einem  persönlichen 
Wesen  als  dem  Träger  der  souverainen  Gewalt  gegenüber  sieht,  steht  der 
Bürger  der  Republik  nur  emer  Idee,  der  Idee  der  souverainen  Macht  des 
Ganzen  gegenüber.*) 

II.  Einfluss  desselben  auf  den  inneren  Staatsorganismus. 

§.  725. 
Die  Formen  des  Staatslebens  und  die  Functionen  der  Staatsgewalt 
sind  in  der  Republik  nicht  andere  wie  in  d^  Monarchien.  Auch  der  re- 
publikanisch verfasste  Staat  giebt  Gesetze  als  die  Herolde  seines  Willens 
und  regirt  durch  alle  diejenigen  Functionen,  welche  diesen  Willen  mit  den 
Zuständen  und  Interessen  im  Staate  und  diese  mit  jenem  vermitteln,  also 
durch  die  Uebung  einer  verordnenden,  einer  oberaufsehenden,  einer  aus- 
ftlhrenden  Gewalt.  Ebenso  ist  der  materielle  Beruf  der  Staatsgewalt  nicht 
ein  besonderer:  —  das  Recht,  die  allgemeine  Wohlfahrt,  die  allgemeine 
Sicherheit.  Wohl  aber  erhalten  die  Organe,  durch  welche  diese  Functionen 
der  Staatsgewalt  sich  verwirklichen,  einen  besonderen  Charakter  in  dem 
republikanischen  Staate.     Nicht  nur,  dass  in  Folge  des  Mangels  eines  per- 


0  Darum  bedurfte  es  bei  der  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  ünterthanen 
einer  TJuterscheiduug  dersellen  in  den  Monarchien  und  in  den  Bepubliken  nicht 

•;  Das  republikanische  Prinzip  hat  in  den  jetzigen  Yerfassungsgesetzen  der  drei  deut- 
schen Bepubliken  einen  bestimmten  Ausdruck  nicht  erhalten.  Diese  beschränkten  sich 
darauf,  positiv-rechtlich  nur  zu  verhüten,  dass  nicht  ein  Einzelner  oder  Einzelne  die  sou- 
venüne  Gewalt  sich  aneignen  können.  Anders  die  Constitution  der  französischen  Bepublik 
vom  4.  November  1848  Art  1:  ,La  souveraineti  r^side  dans  Tuniversalite  des  citoyens 
fran^ais.  Elle  est  inali6nable  et  imprescriptible.  Aucun  individu,  aucune  fraction  du 
peuple  ne  peut  s'en  attribuer  rexercice."  Auch  bezeugt  das  Bremensche  Verfassungs- 
gesetz vom  März  1849  Art.  2  §.  3:  „Alle  Staatsgewalt  geht  von  der  Gesammtheit  der 
Staatsbürger  aus.  Mit  Ausübung  der  Staatsgewalt  sind  beauftragt:  der  Senat,  die  Bür- 
gerscbaft,  die  richterlichen  Behörden."  Wenn  dann  das  Yerfassungsgesetz  von  1854  §.  3 
nur  sagte:  ,Die  Verfassung  des  Bremischen  Staats  ist  republikanisch,**  so  ist  damit  im 
Wesen  das  Prinzip  des  Gesetzes  von  1849  wiederholt 


Bönlichen  btaatüoberhauptCB  alle  die  rechthchen  und  ethischen  Beziehnngen 
fehlen^  welche  zwischen  dem  persöDÜeheu  Monarchen  ond  allen  OrgaDeti 
des  Staatslebenfl  bestehen :  vor  Allem  ist  auch  daß  Verhältniss  dieser  Organe 
zu  dem  Elemente  des  Staätebestandee,  welches  hier  nur  ein  eini^,  da»  Volk, 
und  nicht  wie  in  den  Monarchien  ein  zweitheiliges,  der  Monarch  and  die 
Unterthanen  ist,  ein  besonderes,  wie  auch  die  Organe ' selbst  eine 
thümliehe  äussere  Gestaltung  haben. 


Zweiter  Titel. 

Die  Organe  des  Staatslebens. 

§.  726. 
Die  in  dem  Ganzen  des  Volkes  beruhende  8ouveratnetät  des  repnbü- 
kanischen  E:!taates  repräaentirt  sich  als  eine  reale  Macht  in  dem  Senium 
nnd  in  der  Bürgerschaft.  Diese  beiden  Institute  sind  nicht,  wie  der 
Monarch,  die  suhjectiven  Träger  der  Staatsgewalt^  sondern  nur  das  Organ 
derselben  und  zwar  das  einzige- ')  Senat  und  Bürgerschaft  sind  nicbt  zwei 
verschiedenartige  sich  wechselseitig  zu  einem  Ganzen  ergänzende  Theile, 
sondern  beide  sind  gleichen  Ursprung»  (Volk),  existiren  aaf  Grund  des- 
selben Rechtstitels  (Wahl)  und  unterscheiden  sich  nnr  durch  den  verscbie* 
denen  Antheil,  welchen  sie  an  der  Venvirklichung  der  souverainen  Gewalt 
der  Republik  nehmen.  Nur  durch  die  Versehiedenheit  des  von  der  Ver- 
fassung ihnen  zugewiesenen  Berufes  und  der  dem  entsprechenden  fürmelleii 
Organisation  unterscheiden  sich  diese  beiden  Institute  der  freistädtischen 
Verfassungen,  von  denen  keins  die  Bedeutung  des  Monarchen  in  monarchischen 
Staaten  auch  nur  annähernd  besitzt,  von  denen  aber  die  Bflrgerschaft  der 
Ständeversamralnng  und  der  Senat  dem  Ministerium  der  monarchischen 
Verfassung  im  Wesen  ähnlich,  aber  keineswegs  gleichbedeutend  i»t,  Nach- 
dem die  Organisation  der  Senate  und  der  Btlrgerschafteu  der  drei  freien 
Städte  dargestellt,  wird  deren  Antheil  an  der  Gesetzgebung  wie  an  der 
Begirung  aufzuweisen  sein,") 

0  Sehr  ^tiga9chic)ct  sagt  das  HambnrgRcbe  Yerfiisstmgsgesetz  Art  6:  ,Did  höchfi« 
Staatsgewalt  steht  dem  Senate  und  d^r  BürgeTschafl  gemelnsehafüich  m."  Die  SUilt- 
gewalt  i«§t  doch  nur  eine  einige,  —  Wenn  ZacbariÄ,  Deatöcliea  Staatsrecbt  g.  124,  ü 
sagt,  do^s  di<.'  Bürgenachaft  wenigstens  als  wirklicher  Mitaouvcrain  m.  hetjscht^n  m^ 
ao  wird  dagegen  zu  bemerlien  sein,  dass  die  „Bürge räch aft*'  im  Sinne  der  Verfasäwing?^ 
»etse  (s.  onten  §.  734  ff,)  nur  ein  Organ  der  «oaverainen  Gewalt  ist 

')  Daas  die  sjEtematiaclie  Ordnnng  der  D&rBtellung  hier  nicht  demSjateme  ini  «nten 
Kapitel  des  vierten  Buches  gajiz  entsprechen  1(annf  liegt  in  dem  besonderen  Cbaniter 
der  EepQblik, 


2.  Die  WaUen  znm  Senate. 

.  §.  728. 
Die  Mitglieder  des  Senates  gehen  in  den  freien  Hansetsadten  aus 
Wahlen  hervor,  aber  es  tragen  diese  einen  verschiedenen  Charakter  und 
geschehen  nach  sehr  verschiedenen  Prinzipien.  In  Lübeck  treten  die  zum 
Wahlacte  erschienenen  Senatsmitglieder  mit  einer  gleichen  aus  der  Bürger- 
schaft gewählten  Anzahl  von  Wahlbürgem  (Vertrauensmännern)  zusammeü 
und  erwählen  diese  das  Mitglied  des  Senates  ohne  eine  directe  Betheiligung 
der  gesammten  Bürgerschaft.')  In  Bremen  dagegen  ist  der  gesammteD 
Bürgerschaft  ein  directerer  Antheil  und  Einfluss  auf  die  Wahlen  zum  Senate 
gestattet.  Die  zur  Wahlversammlung  erschienene  Bürgerschaft  wählt  in 
fünf  durch  das  Loos  gebildeten  Abtheilungen  je  einen  Wahlmann  und  je 
drei  Candidaten ,  im  Ganzen  also  fünfzehn ,  aus  welchen  dann  jene  ffinf 
Wahlmänner  in  Gemeinschaft  mit  ftlnf  von  dem  Senate  aus  seiner  Mitte 
erwählten  Wahlmännem  drei  Candidaten  auf  die  engere  Wahl  brmgen  und 
erwählt  die  Bürgerschaft  selbst  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  einen  m 
diesen  als  das  Mitglied  des  Senates.')  Das  Hamburgsche  Verfasnn^ 
recht  gestattet  dagegen  der  Bürgerschaft  nur  die  endliche  EntBcbeiduns; 
zwischen  den  beiden  Candidaten,  welche  von  dem  WahlcoUeginm,  das 
aus  vier  von  der  Bürgerschaft  und  vier  von  dem  Senate  aus  seiner  Mirte 
gewählten  Mitgliedern  besteht,  auf  den  Wahlaufsatz  (d.  h.  die  engere  WaUi 
gebracht   werden.^)    Für  den  Fall  einer  nicht  sofortigen  Einigung  se  e? 


*  schied,  ob  die  sie  begründende  Ehe  fortdauert  oder  nicht.  In  diesem  Sinne  ist  aber  ly^- 
wohl  das  Lühecksche  Yerfassungsgesetz  zu  verstehen.  Auch  sagt  nur  das  Bre men- 
sche Verfassangsgesetz  1.  c.  Abs.  5,  dass  hei  den  Verwandtschaftsgraden  die  halbe  Grb:r 
der  voUen  gleich  geachtet  werde,  und  (Abs.  6,  vergL  auch  Cresetz,  den  Senat  betreffes: 
vom  21  Februar  1854  §.  19),  dass  derjenige,  welcher  erst,  nachdem  er  in  den  Seait 
gewählt  worden,  in  ein  solches  Verwandtschaftsverhältniss  tritt,  darum  zur  Niederlefun: 
seines  Amtes  nicht  verpflichtet  sei.  —  Der  Zweck  aller  dieser  Bestimmungen  —  die  te- 
lichste  Vermeidung  einer  Familien- Suprematie  im  Senate  und  des  bei  so  inniger  Tete 
düng  der  gesellschaftlichen  und  der  politischen  Interessen  um  so  mehr  zu  bcforchteui^ 
Nepotismus  ~  ist  offensichtlich. 

')  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  4:  „Nach  Eroffiiung  der  Versammtang  »i^"^ 
der  Senat  deräelben  durch  Commissarien  an,  wie  viele  von  seinen  Mitgliedern  ar  Vor- 
nahme der  Wahl  sich  eingefunden  haben  und  fordert  die  BQrgerschaft  auf,  eine  gl^H 
grosse  Anzahl  aus  den  in  ihrer  Versammlung  Erschienenen  zu  WaWbtlrgem  in  erwihts- 
Die  Wahlbürger   werden  von  den  Commissarien  in  den  Bechtssaal  geführt,  die  Bürcf^ 

>  Schaft  selbst  wird  entlassen."    Der  von  dieser  Wahlkanuner,  denWahlmannemderBärter- 
Schaft   und  den  Mitgliedern  des  Senats,   Erwählte  gilt  dann  als  das  neue  lOtglied  ^' 
Senates.    (Daselbst  §.  13  und  14  Abs.  2  a.  E.) 
<       ')Bremensche8  Gesetz,  den  Senat  betreffend,  vom  21.  Februar  1854  §.3  i 

')  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art  9 :  „Die  Wahl  der  Senatsmitgiieder  cf 
schieht   durch   die  Bürgerschaft  aus   einem  Wahlaufsatze   (d.  h.  Prasentatioii)  tqd  z^'i 


aenseioen  ana  anaeren  rersoneD  ötatt  tmaeD^  —  die  Abstunmnng  ist  eme 
geheime,  —  für  den  Candidaten,  welcher  bei  der  Wahl  berücksichtigt 
werden  soll,  muss  eine  bestimmte  Zahl  der  Stimmen  sich  entschieden 
haben,  —  die  endliche  Wahlabstimmung  der  Bürgerschaft  erfolgt  geheim 
und  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.') 

§.  730. 
Nach  Lübeckschem  und  Hamburgschem  Rechte  ist  der  GewShlte 
zur  Annahme  der  Wahl  bei  Verlust  der  staatsbürgerlichen  Rechte  und  be 
deutender  Vermögensnachtheile  verpflichtet,')  während  das  BremcDBcie 
Verfassungsgesetz  die  Annahme  der  Wahl  in  freien  Entschluss  des  Ge 
wählten  stellt.')  Das  Amt  der  Senatsmitglieder  ist  ein  lebenslängliches. 
Dieses  Prinzip  erleidet  jedoch  mehre  Beschränkungen.  Die  Gründe,  welck 
in  den  monarchischen  Staaten  ein  Ausscheiden  aus  dem  Staatsdienste  notb- 
wendig  machen  (unfreiwilliger  Rücktritt),  berechtigen  und  Terpflieh- 
ten  auch  zur  Niederlegung  des  Amtes  eines  Senatsmitgliedes:  der  Eintritt 
von  Verhältnissen,  welche  die  Wahlfähigkeit  ausschliessen,^)  die  pemii- 
liche  Dienstunfähigkeit  oder  Dienstunwürdigkeit.*)  Ein  freiwilliger 
Rücktritt  aus  dem  Senate  wird  von  dem  Lübeckschen  Verfassimp- 
gesetz  gar  nicht,  von  dem  Bremenschen  ohne  jede  Beschränkung  und  vod 
dem  Hamburgschen  gestattet  nach  mindestens  sechsjähriger  Aid& 
dauer  ohne  Pensionsanspruch,  nach  Vollendung  des  sechzigsten  Lebern 
Jahres  und  mindestebs  zehnjähriger  Amtsverwaltung  mit  dem  Anspred 
auf  eine  Pension-zum  Belauf  der  Hälfte  des  Honorars  und  letztlich  nad 
Ueberschreitung  des  siebenzigsten  Lebensjahres  mit  dem  Ansprach  auf  eiiie 
Pension  zum  Belaufe  von  zwei  Drittheilen  des  Honorars.*)    Auch  das  i^ 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  9  ff.  (schreibt  aber  §.  10  »ein«  freimttto 
Besprechung  der  Mitglieder  der  Wahlkammer  über  alle  Diejenigen,  die  auf  der  Liste  s^ 
blieben  sind,  vor");  Bremensches  Gesetz,  den  Senat  betreffend,  §.  7  ff.;  Hambiirggch«^ 
Yerfassangsgesetz  Art.  9. 

')  Lübeckschcs  Verfassungsgesetz  §.16  („bei  Verlust  des  Bürgerrechts  w^  ^ 
zehnten  Theiles  seines  Vermögens");  Hamburgsches  Art.  9  Abs,  4  („bei  Verlist  ^' 
staatsbürgerlichen  Rechte  und  des  Rechtes,  in  Stadt  oder  Gebiet  ein  bürgerlidieB  Geve^ 
zu  betreiben"). 

^)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  24  Abs.  2. 

*)  Vergl.  Bremensches  Gesetz,  den  Senat  betreffend,  vom  21.  Febmar  1854  §■  1- 
(s.  oben  §.  727  Note  6). 

*)  Lübecksches  Verfassungsges'itz  §.  18:  „Durch  besondere  Gesetze  ist  jedod  k- 
stimmt,  in  welcher  Weise  wegen  eingetretener  geistiger  oder  körperlicher  Schwicbe  es 
Versetzung  von  Senatsmitgliedern  in  den  Ruhestand  stattfindet,  sowie  in  welches  Fü^ 
ein  Mitglied  ausnahmsweise  zum  Austreten  aus  dem  Senate  genöthigt  i8t;"BremeBS€^t' 
§.  26  (verweist  auf  das  besondere  Pensionsgesetz,  vergl.  aber  auch  das  Gesetz,  den  5^^^ 
betreffend,  vom  21.  Februar  1854  §.  19  —  24);  Hamburgsches  Art  11:  „Die  FäCf.  - 
denen  ein  Senatsmitglied  austreten  muss,  bestimmt  das  Cresetz." 

«)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  24  Abs.  2;  Hamburgsches  Art  10. 
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pnblikanische  Staatsrecht  kennt  die  vorläufige  Soepension  eines  Senatsmit- 
gliedes  Tom  Amte  im  Falle  einer  criminalgericbtlichen  Verfolgung  des- 
selben, sowie  die  Entsetzung  desselben  im  strafgerichtlichen  Verfahren.*) 

3.    Reohtsverhältiiisse  der  Senatsmitglieder. 

A.    Dienstliche. 

§.  731. 
Bei  dem  Antritt  des  Di9hstes  wird  ein  jedes  Senatsmitglied  auf  die 
getreue  Ftthmng  des  Amtes  vor  dem  Senate  und  der  Bttrgerschaft  oder 
einem  Ausschusse  derselben  eidlich  verpflichtet.*)  Des  Näheren  erstreckt 
sich  diese  eidliche  Verpflichtung  auf  alle  diejenigen  besondem  Verhältnisse 
und  Obliegenheiten;  welche  der  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  mit  sich 
bringt;  namentlich  auch  auf  die  Beobachtung  der  Verfassung.')  Einen  be- 
sonderen Inhalt  bekommt  dieselbe  aber  durch  die  organische  Beziehung  des 
Senates  und  seiner  Mitglieder  zu  dem  Staate:  denn  aus  dieser  erwächst 
filr  ein  Jedes  dieser  Mitglieder  die  Verpflichtung;  auch  in  selbstthätiger 
Weise  für  das  Wohl  des  Staates  zu  sorgen ;  also  noch  mehr  zu  thun,  als 
blos  die  Erfllllung  der  Gesetze  verlangt.  Der  Verfassung  gegenttber  neh- 
men die  Mitglieder  des  Senates  dieselbe  verantwortliche  Stellung  eiu;  wie 
die  Minister  der  constitutionellen  Monarchieen.^)  Ebenso  wird  hinsichtlich 
der  Geltendmachung  privatrechtlicher  Ansprüche;  welche  aus  der  Dienst- 
führung sei  es  der  Senatsmitglieder  sei  es  sonstiger  Beamten  entstanden; 
gegen  diese  der  Grundsatz  wie  im  monarchischen  Staatsrechte  so  auch  in 
dem  der  Republiken  entscheiden;  dass  solche  Anspräche  der  Cognition  der 
ordentlichen  Gerichte  unterliegen.') 


•  ')  Hambnrgsches  Gesetz  über  die  Wahl  und  Organisation  des  Senates  §.  9. 

')  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  17;  Bremenscbes  §.  26;  HamburgscLes 
Art.  15. 

')  YergL  die  Eidesnorm  im  L&becksclien  Verfassungsgesetz  §.  17:  ,,Al8  neu  er- 
wähltes Mitglied  des  Senates  dieser  freien  Stadt  gelobe  und  schwöre  ich  zu  Gott:  Ich 
will  meinem  Amte  gewissenhaft  vorstehen,  das  Wohl  des  Staates  nach  allen  meinen 
Kräften  erstreben,  die  Verfassung  desselben  getreu  befolgen,  das  öffentliche  Gut  redlich 
verwalten  und  bei  meiner  Amtsführung,  namentlich  auch  bei  allen  Wahlen,  weder  auf 
eigenen  Yortheil  noch  auf  Verwandtschaft  oder  Freundschaft  Bücksicht  nehmen.  Ich  will 
die  Gesetze  des  Staates  handhaben  und  Gerechtigkeit  üben  gegen  Jeden,  er  sei  reich  oder 
arm.  Ich  wiU  auch  verschwiegen  sein  in  Allem,  was  Verschwiegenheit  erfordert,  beson- 
ders aber  will  ich  geheim  halten,  was  geheim  zu  halten  mir  geboten  wird.  So  wahr 
mir  Gott  helfe!" 

*)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  27:  „Die  Bestimmungen  über  den  um- 
fang und  die  Geltendmachung  dieser  Verantworttichkeit  und  die  Theilnahme  der  Bürger- 
schaft an  solcher  Geltendmachung,  sowie  über  die  desfalls  zustandigen  Gerichte,  soUen 
durch  ein  Gesetz  festgestellt  werden." 

^)  Nur  das  Hamburg  sehe  Verfassungsgesetz  berührt  diesen  Punkt.    Vergl.  Art.  89: 
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B.    Persönliche. 

§.  732. 
Die  Mitglieder  des  Senates  werden  in  gesetzlich  bestimmter  Weise 
honorirt/)  Nach  Hamborgschem  Verfassungsrechte  ist  den  Mitgliedern  des 
Senates  nur  verwehrt,  ein  anderes  öffentliches  Amt  za  bekleiden  oder  die 
Advocatnr  und  das  Notariat  auszuttben,  eine  andere  Bemfsthätigkeit  aber 
unter  der  Voraussetzung ,  dass  dieselbe  deP  Erfüllung  der  Amtspflichten 
keinen  Abbruch  thut,  gestattet.')  Das  Llibecksche  und  das  Bremenscbe 
Verfassungsgesetz  beschränken  das  Verbot  einer  auderweiten  Berufsthätig- 
keit  nur  auf  die  dem  Gelehrtenstande  angehörenden  Mitglieder  des  Senates, 
was  im  Grunde  nichts  Anderes  besagt.^)  Dass  die  Mitglieder  des  Senate 
an  dem  Sitze  desselben  oder  doch  in  der  nächsten  Umgebung  der  betref- 
fenden Stadt  auf  dem  freistädtischen  Gebiete  ihren  regelmässigen  Wohnsitz 
haben  oder  doch  gleich  nach  der  Erwählung  nehmen  mttssen,  ist  all- 
gemeiner verfassungsgesetzlicher  Grundsatz/)  Bei  dem  Ausscheiden  aas 
dem  Dienste  wird  unter  den  gesetzlich  bestimmten  Voraussetzungen  and 
nach  den  gesetzlichen  Beträgen  ein  Ruhegehalt  bewilligt.^) 

4.    Organisation  des  Senates. 

§.  733. 
Die  innere  Organisation  des  Senates  beruht  auf  dem  Prinzipe  der 
Gleichberechtigung  aller  seiner  Mitglieder.  An  die  Spitze  tritt  ein  Bürger- 
meister^ welcher  aber  nur  auf  bestimmte  Zeit  aus  der  Mitte  des  Senates 
erwählt  wird  und  nach  Ablauf  dieser  Amtszeit  nicht  sofort  wieder  gewählt 
werden  kann.  Nach  dem  Bremenschen  und  Hamburgschen  Verfassangs- 
gesetze  sind  aber  zwei  Mitglieder   des  Senates  Bürgermeister  ^    und  zwar 


„Die  Verwaltungsbehörden  können,  ohne  dass  es  einer  besonderen  Erlaubniss  daxu  bedarf, 
von  Jedem,  der  sieh  durch  ihre  amtlichen  Handlungen  in  seinem  Privatrechte  verletit 
glauht,  auf  Entschädigung  oder  Genugthuung  gerichtlich  belangt  werden;  einsehe  Mit- 
glieder oder  Beamte  einer  Verwaltungsbehörde  nur  nach  voraufgegangener  Beschwerde 
bei  der  betreffenden  Behörde.  Das  Nähere  und  namentlich  die  Vorbengungsmass- 
regeln  gegen  den  Misbrauch  dieses  Rechtes  (s.  das  Preussische  (resetz  vom 
13.  Februar  1854,  oben  §.  700)  bestimmt  das  Gesetz." 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  21;  ßremensches  §.  27  und  Gesetz,  den 
Senat  betreffend,  vom  21.  Februar  1854  §.  25  ff;  Hamburgsches  Verfassnngsgesetz 
Art.  16  und  Gesetz  über  die  Wahl  und  Organisation  des  Senats  §.  12. 

')  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art  13. 

^)  Lübecksches  Verfassnngsgesetz  §.  20;  Bremensches  §.  29. 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  19;  Bremensches  §.  28;  Hamburgsches 
Art.  14. 

^)  Lübecksches  Yerfassungsgesetz  §.  21;  Bremensches  §.  27;  Hamburgsches 
Art  10. 


II.   Die  Bürgerschaft. 

1.   Begriff  und  Wesen  derselben. 

§.  734. 
Die  politische  PersoDificatioD  der  Unterthanen  der  drei  Republiken  ist 
die  Bürgerschaft.  Diese  ist  die  fingirte  Gksammtheit  der  Unterthaoec 
and  vertritt  dieselben  ganz  in  der  Weise,  wie  die  Ständeversammlnng  das 
politische  Organ  der  Unterthanen  in  den  Monarchieen  ist  Es  sind  die 
Gesammtrechte  der  Unterthanen  dem  Staate  gegenüber,  welche  anch  die 
Bürgerschaft  in  den  Republiken  zu  vertreten  hat.  Auch  der  Beschlnss  der 
Bürgerschaft  gilt  als  der  Wille  der  Unterthanen  und  ist  rechtlich  völlig  un- 
abhängig von  den  Wünschen  und  Erklärungen  Anderer.  Dem  Staate  gegen- 
über sind  alle  Unterthanen  nur  Einzelne;  nur  die  Bürgerschaft  ist  das 
Subject  der  Gesammtrechte  der  Unterthanen.  Diese  Gesammtrechte  sind 
aber  genau  dieselben,  welche  den  Unterthanen  der  monarchischen  Staaten 
eignen,  eben  weil  der  Begriff  der  Unterthanenschaft  in  beiden  Arten  der 
Staaten  ein  völlig  gleicher  ist.  Vor  Allem  gehört  darum  die  AutheilnahBie 
an  der  Gesetzgebung  zu  dem  Wirkungskreise  der  Bürgerschaft,  aber  aoefc 
die  Betheiligung  an  der  Staatsregimng  (namentlich  an  der  Finanzverwaltuc«:! 
steht  der  Bürgerschaft  zu,  welche  die  Ständeversammlung  in  den  Monarehieec 
geltend  machen  kann.*) 

8.    Zasammensetznng. 

§.  735. 
Die  Bürgerschaft  besteht  in  Lübeck  ans  120,  in  Bremen  aus  150  und 
in  Hamburg  aus  192  Mitgliedern.^)  Diese  Mitglieder  der  Bfiifierschaft 
werden  von  und  aus  den  Bürgern  des  Staates  gewählt.  In  Lübeck  lie^t 
diesen  Wahlen  durchaus  des  numerische,  in  Bremen  und  Hamburg  d« 
mit  diesem  verbundene  dynamische  Prinzip  zum  Grunde.  Dort  wählen 
und  sind  wählbar  alle  Angehörigen  des  Staates,  welche  das  Bürgerrecht 
besitzen    und   als  Staatsbürger   gelten.')     Zu  der  Hamburgschen   BOrger- 


0  Vergl.   Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  51   ff.;   Bremensches  §.  5S 
§.  64  ff.;  Hambargsches  Art  61  ff. 

^)  Liibeckiiclies  VerfaisungsgeseU  §    28;  Brenitf nsches  §,  3Ä;  B«mbiirgi£^' 

Art.  :a8. 

Regd  alle  Bewohner  des  Lübccküch 

weklie  \i&si   Birg-er recht  lM^>iiUi.ii   und    den   Bftrgertid  geleistet  haWtt;*    Br^nifit' 
j^.  29:  „Wälller  und  wülilbar  sind  in  der  Regel  alle  Bremensclien  Slaat«b&TgrT.    B«»^- 
Au  3(1  ahmen  best  in  mit  das  Gei^ieU",  und  Gesetz,  die  Böri^erscliÄfi  betTi»if<mdi  J.  l:»^  ^ 
fem  sie  nicht  Mitglieder  des  ijenates  sind/ 


sgeseU  %   28;  Brenitf nsches  §*  äH;  BAmbargif^'^ 

Kfresetz   §,  kjy^    /Inr  Wahl  tkr  Vertreter  siad  if  *^^ 
ohen  FtdataÄtea   und  rwar  gleich miü ig  fcüKfctä^*     1 
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Schaft  werden  nur  84  Hitglieder  durch  allgemeine  directe  Wahlen  gewählt, 
während  von  den  übrigen  108  Mitgliedern  48  von  nnd  aus  den  Eigen- 
thümem  solcher  städtischer  oder  vorstädtischer  Grundstücke  gewählt  wer- 
den, deren  Werth  nach  der  Grundsteuertaxe  die  Summe  der  Beschwerung 
wenigstens  um  3000  Mark  Species  übersteigt,  und  60  Abgeordnete  der 
Gerichte,  der  Deputationen  und  GoUegien,  welche  verfassungsgemäss  den 
wichtigeren  Zweigen  der  Verwaltung  vorstehen,  und  der  zu  diesem  Behufe 
in  ein  WahlcoUegium  zusammentretenden  Aelterleute  der  zünftigen  Ge- 
werbe sind.O  Noch  intensiver  wirkte  das  dynamische  Prinzip  in  der  Zu- 
sammensetzung der  Bremenschen  Bttrgerschgft.')  Die  Wähler  zerfallen 
hier  in  acht  KLlassen:  1)  die  Staatsbürger,  welche  auf  einer  Universität 
gelehrte  Bildung  erworben  haben  (16  Vertreter),  2)  die  Theilnehmer  des 
EaafmannS'Convents  und  der  Handelskammer  (48  Vertreter),  3)  die  Theil- 
nehmer des  Gewerbe-Convents  und  der  Gewerbekammer  (24  Vertreter),') 
4)  die  zu  keiner  dieser  Klassen  gehörigen  in  der  Stadt  Bremen  wohnenden 
Staatsbürger  (30  Vertreter),  *)  5)  die  Genossen  der  Stadtgemeinde  Vegesack 
(6  Vertreter),  6)  die  der  Stadt  Bremerhaven  (6  Vertreter),»)  7)  die  Theil- 
nehmer der  Kammer  der  Landwirthschaft  und  diejenigen  Landwirthe,  welche 
zur  Wahl  der  Mitglieder  dieser  Kammer  berechtigt  sind  (10  Vertreter)  und 
8)  diejenigen  im  Landgebiete  wohneuden  Staatsbtlrger,  welche  nicht  zur 
siebenten  Klasse  gehören  (10  Vertreter).  In  Lübeck  werden  gleichzeitig 
mit  den  Wahlen  zur  Bürgenschaft  auch  Ersatzmänner  gewählt,  welche 
beim  Ausfalle  von  Neugewählten  eintreten;  sonst  ergänzt  sich  die  Bürger- 
schaft durch  Neuwahlen.')  Nach  dem  Bremenschen  und  Hamburg- 
schen  Verfassungsgesetz  findet  dagegen  in  jedem  Falle,  mag  die  Vacanz 
durch  Ablehnung  der  Wahl  oder  durch  späteres  Ausscheiden  eintreten,  eine 
Ergänzung» wähl  Statt.  ^) 

§.  736. 
Die  Ausübung  des  activen  Wahlrechts  ist,  sofern  nicht  das  dynamische 
Prinzip  besondere  Bestimmungen  hervorgerufen,   im  Allgemeinen   an   die 


*)  Hambargsches  Yerüusangsgesetz  Art.  29  und  30. 

*)  Bremensches  Gesetz,  die  Bürgerschaft  betreffend,  vom  21.  Febraar  1854  §.  4. 

')  Yergl.  Bremensches  Verfassnngsgesetz  Abschnitt  VI  »von  Staatsanstalten  znr 
Förderung  des  Handels,  der  Gewerbe  nnd  der  Landwirthschaft",  I.  Eanfmannsconvent 
nnd  Handelskammer  (§.  98—110),  H.  Gewerbeconvent  und  Gewerbekammer  (§.  111— 120j, 
HL  Kammer  fftr  Landwirthschaft  (§.  121—125). 

*)  Und  zwar  von  denen,  welche  bei  der  letzten  Hebung  des  Einkommenschosses  ein 
Einkommen  über  500  bezw.  250  bis  500  Thlr.  verschosst  bezw.  gar  keinen  Einkommen- 
schoss  entrichtet  haben,  je  10  Vertreter. 

*)  Die  Wähler  der  ^Stadtgemeinden  Vegesack  nnd  BremcrhaTen  bilden  je  drei  Ab- 
theUnngen,  wie  die  der  vierten  Klasse. 

*)  Lübecksches  Verfassnngsgesetz  §.  87  Abs.  2. 

^)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  42;  Hamburgsches  Art  48. 
Qrotefend,  StMUrecht.  49 


denjenigen,  von  welchen  die  Wahlbefähigung  der  Landtagsmitglieder  Id 
den  monarchischen  Staaten  abhängt.*)  Die  passive  Wählbarkeit  pflegt  an 
besondere  Bedingungen  nicht  geknttpft  zu  sein,')  wenn  nicht  ein  höherei^ 
Lebensalter  (das  30.  Lebensjahr)  und  eine  gewisse  Daner  der  Staatsange- 
hörigkeit hierfür  gefordert  werden.')  Ein  jeder  Btlrger  kann  das  Wahl- 
recht nur  persönlich  austtben-O  Folge  des  republikanischen  Charakters  der 
Staatsverfassung  ist  dagegen  der  verfassungsgesetzliche  Grundsatz,  da^ 
der  Gewählte  zur  Annahme  der  Wahl  verpflichtet  ist  und  dieselbe,  wenn 
nicht  aus  gesetzlich  anerkannten  Gründen,  nur  unter  erheblichen  Nach- 
theilen ablehnen  kann.')  Die  Wahlen  erfolgen  in  bestimmten  Wahlbezirken 
und  kann  ein  jeder  Bürger  nur  in  demjenigen,  in  welchem  er  seinen  regd- 
massigen  Wohnsitz  hat,  ausüben,  °)  während  die  passive  Wählbarkeit  nicht 
localisirt  ist.^  Die  speziellen  Vorschriften  über  die  Wahlen  sind  in  be- 
sonderen Abschnitten  des  Verfassungsgesetzes  oder  in  besonderen  Wahl- 
gesetzen enthalten/)  Dass  Mitglieder  des  Senats  nicht  in  die  BttrgerscbaA 
gewäblt  werden  könoen,    folgt   schon    aus  der  politischen  Bedeutung  dtf> 


'}  Lübecks ches  Verfassungageaetz  §,30;  Bremenaclies  Gesetz,  die  DüTgerschif: 
betreffend,  §.  2;  HamburgBches  Verfassungsgesetz  Art.  31. 

'  *)  Lübecksches  Verfaastmgageaetz  §.  31;   Bremenaches   §.  39  und  Geseta»  di? 
Bürgersrhaft  betreffend,  §*  1. 

^)  HambuT^Bches  Yerfassungsgesetz  Art.  32. 

'^}  Lübecltsches  Verfasaungsgesetz  §  35. 

*)  Lübeckacbos  Verfasaang.sge.'^ütK  §.87:  „Wer  i^üm  Vertreter  gewählt  wird^  m  t 
der  Regel  der  Wahl  Folge  zu  leisten  ven>fl'^'btet;'^  es  kann  nnr  der  zmii  dritten  Mj^ 
(ftoclisjährige  Periode)  Gewählte  ablehnen,  auch  bcrecbtigeü  ein  Alter  tod  65  Jahren  nu '. 
koqierliche  Unfähigkeit  zur  Ablelinung  der  Wahl  bezw,  lar  Niederlegang  des  MftndAU: 
anf  den  de  es  falls!  gen  schriftlichen  Antrag  entscheidet  der  Äusschniss  der  Bürgersdiail  vor- 
behaltlich der  Berufung  an  die  Bürgers  ehalt  innerhalb  vier  Wo  eben  (§,  39),  und  bat  äti 
Atitragstellcr  bis  zu  dieser  Entseheidung'  die  Pflichten  als  Vertreter  za  erfüllen;  Häeo- 
burgsches  Art.  3A;  , Jeder  in  die  IJürgerscbaft  Gewählte  ist  zur  Annahme  der  Witl 
verpflichtet,  bei  Verlust  der  Staatsbürge rlicbon  Rechte  und  des  Rechtes,  in  8tadt  c-d  r 
Gebiet  ein  bürg-erlicbes  Gewerbe  zu  betreiben ,  iur  die  Daner  der  nächsten  t^hn  Jihiy 
Eine  Befreiung  Ton  diesem  Präjudiz^  so  wie  die  Entlasstmg  einea  bereits  <ingetretc'n:i: 
Mitgliedes  der  Bürgerschaft  >  kann^  unheschadet  der  in  den  Art,  36  nnd  3ti  entbaltt-Krii 
Bestimmangen,  nur  durch  Bc.schluas  df>r  Bürgerschaft  erfolgen/  Das  Brenieii5^<  b- 
Verfa3snngagesetÄ  §*  4t  legt  dagegen  die  Annahme  der  Wahl  sowie  auch  daa  Yerbleil^j^ 
in  der  Bürgerschaft  ganz  in  das  Beliehen  des  Gewählten  hezw.  des  Mitgliedes. 

'^j  Lübecksches  Verfaasungsgesetz  §.  32  und  35,  anch  die  Verordnungen  Tom6.  Ä)- 
1814  und  2L  September  1836  (betr.  die  Abgrenzung  der  Armenbeiirke  Tor  den  Tbcffct 
sowie  die  der  Landbezirke), 

')  L  ü  b  c  c  k  B  c  h  e  s  Ver  f agsnn  gsges  eta  § .  34. 

*)  Lübecks cb es  Verfassungsgoset^  §.  40  ff,;  Bretnensches  Geseti,  die  Barg^- 
Bchaft  betreffend,  vom  2L  Tebruar  1854  g.  1  ff.;  Hambnrgacbca  Wablgeseti  rm 
IL  Angnst  1859. 
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Senates  wie  aas  der  der  Bürgerschaft.  *)  Ebenso  erscheint  es  nar  als  eine 
Consequenz  des  Wesens  der  Republik ,  dass  Staatsdiener  ^  wenigstens  die- 
jenigen;  deren  dienstliche  Functionen  ihren  ausschliesslichen  Geschäftsberuf 
bilden,  von  der  Wählbarkeit  ausgeschlossen  sind.^)  Ueber  die  Gültigkeit 
der  Wahlen  entscheidet  die  Bürgerschaft.') 

3.   Organisation. 

§.  737. 
Die  Bürgerschaft  ist  ihrem  republikanischen  Charakter,  Mitbürger  der 
souverainen  Gewalt  zu  sein,  entsprechend  so  organisirt,  dass  derselben  die 
iiüthwendige  Beweglichkeit  und  continuirliche  Wirksamkeit  nicht  mangelt. 
Abgesehen  von  der  Nothwendigkeit  eines  die  Geschäftsthätigkeit  leitenden 
Präsidiums  und  des  erforderlichen  Geschäftspersonals  (Secretaire,  Archivare, 
Canzlisten)^  besteht  in  allen  drei  Freistaaten  ein  Ausschuss  der  Bür- 
gerschaft —  in  Bremen  „Bürgeramt"  genannt  —  welcher  in  besonderem 
Masse  die  Rechte  und  Pflichten  der  Bürgerschaft  in  sich  concentrirt  und 
die  geschäftliche  Verbindung  zwischen  dem  Senate  und  der  Bürgerschaft 
darstellt.  Dieser  Bürgerschafts -Ausschuss  ist  in  den  drei  Republiken  ver- 
schieden organisirt.*)  In  Lübeck  besteht  der  Ausschuss  aus  dreissig,  von 
der  Bürgerschaft  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Mitgliedern.')  Der  Bürger- 
Ausscbuss  in  Bremen  wird  durch  den  Geschäftsvorstand  der  Bürgerschaft 


^)  Hambargsches  Yerfassungsgesetz «Art.  35.  Gewesene  Senatsmitglieder  sind  wähl- 
bar, können  aber  die  Wahl  ablehnen. 

*)  Hambargsches  Verfassungsgesetz  Art.  36:  „ —  Ausgenommen  von  dieser  Be- 
stimmung sind  die  rechtsgelehrten  Richter,  'die  Geistlichen  aller  Confessionen  und  die 
Professoren  des  Gymnasiums,  wenn  sie  den  Erfordernissen  des  Art.  32  genügen.  Doch 
haben  Geistliche  und  die  Professoren  des  Gymnasiums  das  Recht,  die  Wahl  abzulehnen." 
Diese  Ausnahmen  widerstreiten  dem  Prinzipe  nicht,  denn  diese  Angestellten  sind  entweder 
keine  Staatsdiener  (Geistliche)  oder  nicht  Regirungsbeamte  (Richter)  und  trifft  bei  ihnen 
das  Motiv  des  Ausschlusses  der  Staatsdiener,  deren  besondere  Beziehung  zu  der  Regirungs- 
gewalt,  bezw.  dem  Senate,  nicht  zu. 

^)  Bremensches  Gesetz,  die  Bürgerschaft  betreffend,  §.  19;  Harn burgsch es  Yer- 
fassungsgesetz Art.  37. 

*)  Den  Vorsitz  der  Bürgerschaftsversamralung  führte  in  Lübeck  der  „Wortführer 
der  Bürgerschaft*  (Yerfassungsgesetz  §.  48  ff.  und  §.58);  in  Bremen  besteht  der  „Ge- 
Bchäftsvorstand  der  Bürgerschaft '^  aus  einem  Präsidenten,  einigen  Yicepräsidenten  und 
einigen  Schriftführern  (Yerfassungsgesetz  §.  45);  in  Hamburg  bestimmt  die  Geschäfts- 
ordnung der  Bürgerschaft  dasselbe. 

')  Lübecksches  Yerfassungsgesetz  §.  67  ff.;  Bremensches  §.46  und  Gesetz,  die 
Bürgerschaft  betreffend,  vom  21.  Februar  1854  §.  23  ff. 

^  Lübecksches  Yerfassungsgesetz  §.  67:  „Der  Wortführer  der  Bürgerschaft  und 
dessen  Stellvertreter  sind  nicht  wählbar;  alle  übrigen  Mitglieder  der  Bürgerschaft  sind 
verpflichtet,  der  Wahl  Folge  zu  leisten.  ** 
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schuss  der  Hamburgschen  BttrgerBchaft  wählt  diese  ans  ihrer  Mitte  zwanzig 
Vertreter,  unter  denen  jedoch  nur  fünf  Rechtsgelehrte  sein  dürfen.*)  Tritt 
die  Bürgerschaft  selbst  zusammen,  so  sind  die  Mitglieder  des  Ansschosse^ 
nur  Mitgliedei;  der  Bürgerschaft  und  ohne  jegliche  Vorrechte.^ 

§.  738. 
Nach  dem  Lübeckschen  Verfassungsgesetze  ist  der  Bürgeraasschu^ 
Vertreter  der  Bürgerschaft  innerhalb  des  ihm  besonders  zugewiesenen 
Wirkungskreises  und  handelt  im  Namen  der  Bürgerschaft.  Die  Competenz 
des  Bürgerausschusses  ist  aber  auf  finanzielle  Angelegenheiten  bis  zu  einem 
bestimmten  Werthsatze^  sowie  darauf  begrenzt,  wenn  es  sich  um  Ver- 
wendung der  bereits  im  Staatsbudget  ausgesetzten  Sununen,  um  Verfügun- 
gen über  Denkmäler  der  Kunst  und  des  Alterthums  und  um  Entscheidun- 
gen, welche  von  der  Bürgerschaft  dem  Bürgerausschusse  durch  besonderen 
Beschluss  übertragen  sind,  handelt.^)  In  Bremen  ist  der  Bürgerausschuss 
dagegen  nur  ein  Organ  der  Bürgerschaft,  welches  die  geschäftlichen  Be- 
ziehungen zwischen  dem  Senat  und  der  Bürgerschaft  vermittelt  und  des- 
halb auch  „Bürgeramt"  heisst.^)  Das  Hamburgsche  Verfassungsge&etz 
giebt  aber  dem  Bürgerausschuss  den  zwiefachen  Beruf,  bestimmte  Rechte 


*)  Bremensches  Verfassirngsgesetz  §.  46  and  53  (Zwang  zur  Annahme  der  Wahl 
in  den  Ausschass). 

*)  Hamburgsches  Verfassnngsgesetz  Art.  54. 

^)  Lübccksches  Yerfassungsgesetz  §.  57* 

*)  GreldbewUlignngen  bis  znr  Summe  von  3000  Mark  auf  einmal  oder  Yon  150  ¥ark 
jährlich;  Erwerb  oder  Veräussemng  von  Grundstücken  für  den  Staat,  die  Archen.  Si 
öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten  und  die  Privatstiftungen ,  soweit  mit  der  Vcriosse- 
rung  nicht  ein  Aufgeben  von  Hoheitsrechten  verbunden  ist  und  das  Grundstück  nicht 
einen  höheren  Werth  als  von  6000  Mark  Capital  und  300  Mark  jährlicher  Beute  bat;  Aö^e- 
rungen  in  der  Verwaltung  oder  in  der  Benutzung  des  Eigenthums  des  Staates,  der 
Kirchen,  der  öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalten  und  der  Privatstiftungen,  w^n  ein 
Werth  von  nicht  mehr  als  6000  Mark  Capital,  oder  300  Mark  jährlidier  Rente  in 
Frage  steht. 

^)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  72  ff. 

®)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.47:  „Das  Bürgeramt  hat  die  VerpfliehtoBs:: 
a)  auf  die  Aufrcchthaltung  der  Verfassung,  der  Gesetze  und  der  Staalseinrichtongoi  fort- 
während zu  achten  und,  wenn  es  Mängel  oder  Beeinträchtigungen  wahrnimmt,  der  Baiger- 
Schaft  deshalb  zu  berichten;  b)  alle  Mittheilungen  des  Senats  an  die  Bilrgersduift  ftr 
diese  entgegen  zu  nehm^^Ti  und  alle  für  den  Senat  bestimmten  Mittheilungen  der  F^r«*''- 
Hclmrt  iin  den  Semit  ^''elaii^uii  xu  lassen ;  c)  die  Versa uimlün gen  der  Biirg^'r^i'hait  ;. 
au  stalten  und 'die  T^j^etiordnun^  festzuaHzen-  d)  alle  ihm  nach  Mass^aW  der  ii<.*.'^  ■ 
oriliiimg  rcehti/eiti^'  Kukomiiicndcn  Antrüge  auf  die  Tagesordmmg  ii  ütelteii  iuhL 
ei[igeganj^''eiii3  Anträge »  Berichte  und  sonstig-e  Mittheilungen  iD  der  VeT^JUmiilon^ 
anzuzeigen!  e)  dem  Senate  von  der  Vcrnn?italtung  einer  Verearamluftg^  xmtiT 
der  Tagesordnung  zeitig-  Anzeige  zu  inaeben." 
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Namens  der  Bürgerschaft  aaszuttben  und  als  ein  Organ  der  Bürgerschaft 
in  geschäftlicher  Hinsicht  zu  bandeln/) 

4.   Bfirgerschafts-Yersammliugen, 

§.  739L 
Die  Versammlungen  der  Bürgerschaft  finden  regelmässig  zu  verfas- 
sangsgesetzlich  bestimmten  Zeiten  oder  in  Folge  besonderer  Veranlassung 
and  besonderer  Zusammenberufung  durch  das  dazu  befugte  Organ  Statt.') 
Der  Bürgerausschuss  wird  von  seinem  Vorsitzenden  oder  von  dem  Senate 
zusammenberufen.  ^  Die  Sitzungen  der  Bürgerschaft  sind  regelmässig 
öffentlich;  ebenso  die  Abstimmungen,  und  wird  nur  ausnahmsweise  auf 
Antrag  des  Senates  oder  einer  bestimmten  Zahl  der  Mitglieder  der  Bürger- 
schaft von  dieser  der  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  verfligt.*)  Die  Be- 
schlussftüiigkeit  der  Versammlungen  ist  verschieden  bestimmt,  aber  überall 
durch  die  Anwesenheit  einer  gewissen  Anzahl  der  Vertreter  bedingt.*)    Die 


*)  Hambnrgsches  Yerfassnngsgesetz  Art.  60:  „Der  Bürgerausschuss  ist  befugt: 
1)  auf  Antrag  des  Senats  ausserordentliche,  im  Budget  nicht  aufgeführte  Ausgaben  bis 
zu  dem  bei  Beliebung  des  Budgets  für  unvorhergesehene  Ausgaben  festgestellten  Total- 
belauf, sowie  solche  nicht  schon  im  regelmässigen  Gange  der  Verwaltung  liegende  Ver- 
äusserungen  von  Staatsgut,  welche  den  Belauf  von  Bco.  Mark  3000  nicht  übersteigen, 
mitzugenehmigen;  2)  auf  Antrag  des  Senats  in  dringlichen  Fällen  gesetzliche  Verfügungen 
von  geringerer  Bedeutung  bis  zur  künftigen  Zustimmung  der  Bürgerschaft  mitzugeneh- 
migen;  3)  vom  Senate  Auskunft  über  Staatsangelegenheiten  zu  verlangen ;   4)  die 

Zusammenberufung  der  Bürgerschaft  zu  veranlassen;  5)  der  B ärger- Ausschuss  ist  ver- 
pflichtet, die  Einhaltung  der  Verfassung  und  der  auf  das  öffentliche  Recht  bezüglichen 
Gesetze  zu  überwachen.  Etwaige  Verletzungen  derselben  hat  der  Bürger- Ausschuss ,  so- 
fern Eeclamationen  beim  Senate  eine  befriedigende  Erledigung  nicht  herbeigeführt  haben 
sollten,  der  Bürgerschaft  zur  Erwägung  und  eventuell  zum  Behufe  der  weiteren  im  Wege 
des  für  die  Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Verfahrens  einzuleitenden  Massregeln  zur  An- 
zeige zu  bringen." 

')  Lübecksches  Verfassnngsgesetz  §.  55:  „Die  Bürgerschaft  wird  durch  den  Senat 
berufen  so  oft  dieser  es  für  erforderlich  erachtet  oder  der  Bürgerausschuss  es  begehrt, 
wenigstens  aber  sechsmal  im  Jahre,  und  zwar  viermal  an  festbestimmten  Tagen,  näm- 
lich an  dem  dritten  Montage  in  den  Monaten  März,  Julius,  September  und  Deccmber;" 
Bremensches  §.  49:  „Versammlungen  finden  Statt,  so  oft  das  Bürger amt  es  für  nöthig 
erachtet"  (jedenfalls  aber  auf  Antrag  des  Senates  oder  von  wenigstens  dreissig  Vertretern) ; 
Hamburgsches  Art.  50:  „Die  Bürgerschaft  wird  vermittelst  ihrer  Kanzlei  zusammen- 
gerufen: 1)  auf  Anordnung  des  Senats,  2)  auf  Beschluss  des  Bürgerausschusses,  3)  wenn 
seit  ihrer  letzten  Sitzung  mehr  als  volle-  drei  Monate  verflossen  sind,  auf  das  an  den 
Präsidenten  der  Bürgerschaft  zu  richtende  Verlangen  von  wenigstens  vierzig  Mitgliedern." 

3)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  57;  nach  dem  Lübeckschen  §.  55  Abs.  2 
stets  von  dem  Senate. 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.61;  Hamburgsches  Art.  46. 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  59  (ausser  dem  Wortführer  muss  mindestens 
die  Hälfte  der  Vertreter  erschienen  sein);  Bremensches  §.  50  (wenigstens  fünfzig  Mit- 


den  Geschäftsgang  sind  den  besonderen  Geschäftsordnungen,  welche  die 
Bürgerschaft  selbst  zu  beschliessen,  vorbehaUen/)  Die  Communication 
zwischen  der  Bürgerschaft  und  dem  Senate  wird  in  den  Sitzungen  durch 
Gommissionen  des  Senates  wahrgenommen,')  ausserhalb  derselben  durch 
den  Vorstand  der' Bürgerschaft  bezw.  des  Bürgerausschusses  mittelst  schrift- 
licher Mittheilungen.  ^)  Eine  besondere  materielle  Bestimmung  ist,  dassvon 
einem  jeden  Sitzungsprotokolle  der  Bürgerschaft  eine  Ausfertigung  dem 
Senate  innerhalb  bestimmter  Frist  zugestellt  werden  muss.^)  Eine  Auf- 
lösung der  Bürgerschaft  kennt  das  republikanische  Staatsrecht  nicht,  weil 
die  souYcraine  Gewalt  sich  in  Senat  und  Bürgerschaft  darstellt.  Die  Be- 
endigung der  Versammlungen  hängt  allein  von  der  Erledigung  der  Vor- 
lagen ab.  Dem  Senate  steht  •  eine  Schliessung  oder  Vertagung  nicht  zu. 
Eine  Erneuerung  der  Bürgerschaft  würde  nur  ein  Act  der  GesetzgebuD? 
sein  können.^) 

5.    Bechtsyerlifiltnisse  der  Mitglieder  der  Bürgerschaft. 

§.  740. 
Die  Mitglieder  der  Bürgerschaft  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt,  in- 
dess  erneuert  sich  die  Bürgerschaft  in  allen  drei  Freistädten  in  bestimmten 
Perioden,  so  dass  sie  fortwährend  existirt.  In  Lübeck  treten  alle  zwei 
Jahre  diejenigen  aus,  welche  volle  sechs  Jahre  in  der  Bürgerschaft  ge- 
sessen haben. °)  In  Bremen  tritt  alle  drei  Jahre  die  Hälfte  der  Mitglieder 
zurück,  die  Austretenden  sind  aber  sofort  wieder  wählbar,^  ebenso  in 
Hamburg.*)    Zur  Sicherung  der  Continuität  der  Bürgerschaft  haben  die 


glieder,  auRnahmsweise  kann  aber  auch  in  Ermangelung  dieser  Zahl  eine  Bescbln^nahioe 
gültig  erfolgen,  wenn  die  Dringlichkeit  dea  Gegenstandes  keinen  Aufschub  gestattet  und 
dieses  hei  der  Ladung  zu  der  Versammlung  ausdrücklich  angezeigt  worden  ist);  Ham- 
burgsches  Art.  45  (mehr  als  hundert  Mitglieder). 

*)  Lübecksches  Yerfassungsgesetz  §.  65;  Bremensches  §.55;  Hamburgsches 
Art.  47.  Die  formellen  Voraussetzungen,  welche  die  in  der  Bürgerschaft  gestauten 
Anhräge  erfüllen  müssen,  um  zur  geschäftlichen  Berücksichtigung  zu  gelangen,  sind  sehoo 
in  den  Verfassungsgesetzen  enthalten;  Lübecksches  §.  62  ff.;  Bremensches  §.  40; 
Hamburgs ches  Art.  65  und  66. 

*)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  60;  Hamburgsches  Art.  64, 

3)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  63. 

'')  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  66  (binnen  drei  Tagen);  Bremensches  §.54; 
Hamburgsches  Art.  49  (baldthunlichst). 

^)  Das  Hamburg  sehe  Verfassungsgesetz  Art.  123  ff.  spricht  von  einer  Integral- 
Erneuerung,  welche  für  den  besonderen  Fall  einer  beantragten  Verfassungsäodenm^ 
von  dem  Senate  und  der  Bürgerschaft  beschlossen  werden  könne.    S.  unten  §.  743  Note  3. 

^)  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  36. 

')  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  40. 

^)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  38  und  39. 
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Verfassnogsgeseize  di^  Fristen ,  innerhalb  welcher  die  neaen  Wahlen  an- 
geordnet und  vorgenommen  sein  müssen,  fest  bestimmt.')  Das  Hamburg- 
sehe  Verfassungsgesetz  bestimmt ,  dass  mit  dem  Tage  des  Zusammentritts 
der  theilweise  erneuerten  Bürgerschaft  die  Function  der  bisherigen  Bürger- 
schaft aufhört.')  Bei  dem  Mangel  einer  solchen  Bestimmung  in  den  an- 
dern beiden  Verfassungsgesetzen  wird  eine  ununterbrochene  Gontinuität 
auch  der  Functionen  derselben  anzunehmen  sein.  Das  einzelne  Mitglied 
der  Bürgerschaft  tritt  aus  der  Bürgerschaft  aus,  wenn  dasselbe  die  Voraus- 
setzungen der  Wählbarkeit  nicht  mehr  erftUit.^)  Ein  freiwilliger  Bücktritt 
ist  unbedingt  nur  in  dem  Bremenschen  Verfassungsgesetz  gestattet;  nach 
Lttbeckschem  und  Hamburgschem  Rechte  kann  dagegen  die  Entlassung  aus 
der  Bürgerschaft  nur  unter  gesetzlich  bestimmten  Voraussetzungen  gefordert 
and  muss  von  der  Bürgerschaft  darüber  beschlossen  werden.*)  Den  Fall 
der  Entziehung  des  Rechtes  der  Mitgliedschaft  durch  die  Bürgerschaft 
wegen  Unwürdigkeit  des  Mitgliedes  sieht  das  Bremensche  Verfassungs- 
gesetz vor.') 

§.  741. 
Die  Rechtsverhältnisse  der  Mitglieder  der  Bürgerschaft  sind  im  All- 
gemeinen ganz  ähnliche  wie  die  der  Mitglieder  der  Landtage  in  den  Mon- 
archien. Auch  "jene  sind  die  Vertreter  der  gesammten  Bürgerschaft,  nicht 
eines  einzelnen  Wahlbezirkes  oder  Standes-Interesses,  und  es  stellen  sich 
die  Bürger  als  politische  Gesammtheit  nur  in  der  Bürgerschaft  dar.")  So 
sind  auch  die  Mitglieder  der  Bürgerschaft  den  Wählern  gegenüber  selb- 
ständig und   von   deren  Wünschea  und   Meinungen   unabhängig.^)    Auch 


*)  Hambnrgsches  Verfassongsgesetz  Art.  40  (sechs  Wochen  vor  dem  Tennin  der 

tbeilweisen  Ernenerung)  nnd  Art.  41:  „ ist  der  Senat  verpflichtet,  innerhalb   |cht 

Tagen  nach  Eintritt  des  Emeuerungstermins  und  Vollendung  der  neuen  Wahlen  die  Bürger- 
schaft zusammen  zu  berufen." 

*)  Hamburgs  che  8  Verfassungsgesetz  Art.  41  Abs.  2. 

')  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  38;  Hambnrgsches  Art.  42. 

*)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  20:  „Der  Austritt  aus  der  Bürgerschaft  steht 
zwar  jedem  Mitgliede  frei,  jedoch  bedarf  es  dazu  vorab  einer  schriftlichen  Anzeige  an  das 
Bürgeramt. "  Dagegen  Lübecksches  Verfassnngsgesetz  §.  39  und  Hambnrgsches 
Art  34. 

*)  Bremensches  Gesetz,  die  Bürgerschaft  betreffend,  §.  22  (im  Fall  beharrlicher 
Weigerung,  den  ihm  als  Mitglied  der  Bürgerschaft  gesetzlich  oder  in  Gemassheit  der 
Geschäftsordnung  obliegenden  Verbindlichkeiten  nachzukommen,  oder  wenn  der  Pflicht  zur 
Geheimhaltung  eines  Gegenstandes  zuwider  gehandelt,  oder  wenn  die  der  Versammlang 
oder  der  persönlichen  Stellung  schuldige  Achtung  gröblich  verletzt  ist). 

^  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.  34  Abs.  2. 

')  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  44;  Hambnrgsches  Art.  33:  „Kein  Mitglied 
der  Bürgerschaft  kann  hinsichtlich  seines  Verhaltens  in  derselben  gültige  Verpflichtungen 
gegen  seine  Wähler  übernehmen;  ebensowenig  können  einem  Mitgliede  der  Bürgerschaft 
von  seinen  Wählern  bindende  Vorschriften  ertheilt  werden." 


der  Bürgerschaft  nicht  verantwortlich  gemacht  werden.  Ordnungswidrig- 
keiten oder  Pflichtverletzungen  in  den  Sitzungen  werden  von  der  Bürger- 
Schaft  auf  disciplinarischem  Wege  nach  Massgabe  der  Geschäftsordnung 
geahndet.')  Von  der  Bewilligung  von  Diäten  oder  sonstigen  VergiitaDgen 
an  die  Mitglieder  der  Bürgerschaft  kann  nicht  die*  Rede  sein;  die  Yer- 
fassungsgesetze  schliessen  sie  ausdrücklich  aus.')  Wenn  die  Functionen 
der  Bttrgerschaftsmitglieder  ein  „Amt^  derselben  genannt  werden,  so  ist 
damit  wohl  dem  republikanischen  Prinzipe  Rechnung  getragen^  eine  be- 
sondere rechtliche  Bedeutung  ist  indess  damit  nicht  bezeichnet 


Dritter  Titel. 

Die  Functionen  der  Organe. 


I. 

1.    Charakter  des  repnblikanisohen  Gesetzes. 

§.  742. 
Die  Bedeutung  des  Gesetzes,  der  Wille  des  Staates  zu  sein,  ist  m  der 
Republik  keine  andere  als  in  der  Monarchie.  Wohl  aber  verwirklicht  sieh 
der  Begriff  des  Gesetzes  dort  in  anderer  Weise,  weil  der  Gesammtbeschluss 
des  „Volkes"  durch  eine  andere  Betheiligung  des  „Volkes"  entsteht.  Auch 
die  Verfassungen  der  deutschen  freien  Städte  kennen  zwei  Elemente  des 
ggietzgebenden  Körpers,  den  Senat  und  die  Bürgerschaft:  allein  die 
selben  sind  weit  verschieden  von  den  beiden  Elementen  des  gesetzgebenden 
Körpers  in  den  Monarchieen,  dem  Souverain  und  dem  Landtage.  Das 
Gesetz  der  Monarchie  ist  die  Uebereinstimmung  des  Monarchen  als  des 
Repräsentanten  der  gesammten  Staatsgewalt  und  seiner  Unterthanen,  das 
der  Republik  die  Einigung  der  höchsten  Regirungsbehörde  des  Staates  mit 
der  Vertretung  der  „Bürger"  des  Staates.  Dort  steht  der  Monarch  in 
seiner  persönlichen  Individualität  über  allen  Andern  im  Staate  und  zieht 
sich  zwischen  seiner  Person  und  einem  jeden  andern  Individuum  im  Staate 
eine  unübersteigbare  Kluft,  welche  unter  Gottes  Fügung  die  Geschichte  ge- 
zogen und  das  Recht  unverbrüchlich  gefestigt  hat.  In  der  Republik  aber 
sind  alle  Individuen  Bürger  des  Staates.  Keiner  ist  persönlich  über  einen 
Audem  erbobeuj  iukI  die  ^lifgliedschaft  im  Senate  isjfc  kcui^  .ü^ai^iv  o.c<  - 

')  Bremen^iclios  VerfaöHaniij'sgeseta  §h  13;  Hamburgselifia  ijrl  ü. 


„Nothgesetzen^  kann  in  dem  Staatsrecht  der  freien  Städte  wenigstens  aos 
äusseren  Grtlnden  nicht  die  Rede  sein,  wiewohl  an  und  ibr  sich  das  repu- 
blikanische Prinzip  noch  nicht  verhindern  würde,  dass  dem  Senate  unter 
den  entsprechenden  Voraussetzungen  des  monarchischen  Staatsrechts  das 
Recht  zur  einseitigen  Erfassung  provisorischer  Gesetze  positiv-rechtlich  ge- 
geben würde. 

3.   Organ  der  Gesetzgebung. 

§.  744. 
Der  Antheil;  welchen  Senat  und  Bürgerschaft  an  der  Glesetzgebimg 
nehmen,  ist  ein  ganz  gleicher;  sie  üben  das  Recht  der  Gesetzgebung  ge- 
meinsam. 0  D&s  Recht,  die  Erlassung  eines  Gesetzes  zu  beantrageo  nod 
den  Gesetzentwurf  vorzulegen  (Recht  der  Initiative),  steht  beiden  Theilen 
in  gleichem  Masse  zu.^  So  entsteht  das  Gesetz  nur  ans  dem  überein- 
stimmenden Beschlüsse  des  Senates  und  der  Bürgerschaft.')  Ohne  diesec 
Gonsens  kein  Gesetz.  Die  Autorität  des  Gesetzes  entsteht  aber  durch  dk 
Verkündigung  desselben,  welche  dem  Senate  als  dem  Inhaber  der  toQ- 
ziehenden  Gewalt  zusteht.^)  Diese  Verkündigung  ist  indess  nur  ein  formales 
Moment,  nicht  ein  integrirender  Act  der  Gesetzgebung  selbst,  wie  ^esei 
in  der  Monarchie  der  Fall  ist.'^)  Denn  der  Senat  hat  nicht  die  Wahl,  ob 
er  den  Beschluss  von  Rath  und  Bürgerschaft  verkünden  will,  und  die  Pnbli- 
cation  ist  nur  eine  um  des  Daseins  des  Beschlusses  willen  nothweudige 
Thatsache.     Nicht  weil  der  Repräsentant  der  souverainen  Gewalt  den  Be 


Gesetzgebung,  und  zwar  von  der  Bürgerschaft  durch  Zwei-Drittheils-Mj^oritst  aller  Ab- 
geordneten, gefasster  Beschluss;  b.  die  Bestätigung  dieses  Beschlusses  durch  die  Börgcc- 
schaft  entweder  durch  Drei- Viertheils -Majorität  aller  Abgeordneten  nach  ihrer  in  t«^ 
fassungmässiger  Zeit  vollzogenen  Erneuerung  um  die  Hälfte,  oder,  wenn  nach  der  erst;^ 
halbschichtigen  Erneuerung  zwar  keine  Drei -Viertheils-  wohl  aber  eine  Zwei-Dritibeils' 
Majorität  zustimmig  gewesen,  durch  Zwei -Drittheils -Majorität  aller  Abgeordneten  Bä*b 
ihrer  zu  den  verfassungsmässigen  Zeiten  vollzogenen  zweimaligen  Erneuerung  um  die  Hälit«'. 
oder  nach  ihrer  Integral-Erneuerung,  welche  für  diesen  Fall  durch  Beschluss  des  Seisät^ 
und  der  Bürgerschaft  beliebt  werden  kann,  und  nach  Verlauf  von  sechs  Moniten  sdt  i: 
Fassung  des  ersten  Beschlusses,  durch  Zwei -Drittheils -Majorität  aller  Mitglieder  der  b- 
tegral  erneuerten  Bürgerschaft;. 

^)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  56. 

^)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  61  Abs.  2;  Bremensches  §.  61. 

"*)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  59;  Hamburgsches  Art  61  Abs.  1.  Ver^v 

schon   den  Hamburgschen  Hauptrecess  Art.  1:    ^ und  dass  dannhero,  so  hsur 

Bath  und  Bürgerschaft  nicht  zu  einem  einmüthigen  und  freiwilligen  Schluss  gekonuBrs. 
des  einen  Theils  Resolution  und  Entschliessung  für  keinen  gültigen,  weder  E.  £.  B&tfi 
noch  die  erbgesessene  Bürgerschaft  verbindenden  Schluss  geachtet  —  werden  »JÖe.* 

*)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art  61  Abs.  3. 

^)  S.  oben  §.  624. 


Institutionen  zu  deren  SchUchtang  sich  in  jenem  wiederfinden.') 


II.   Regirung. 

1.   Charakter  der  republikanischen  Begimng. 

§.  746. 
Die  Regirungsgewalt  der  Republik  ist  nach  Begriff  und  Umfang  nicht 
eine  andere  wie  die  der  Monarchien.  So  sind  auch  die  Functionen  der- 
selben die  nämlichen^  wenn  auch  die  materiellen  Aufgaben  des  Staatslebens 
grade  in  den  deutschen  Republiken  als  reinen  Handelsstaaten  besondere 
sind.  Der  republikanische  Charakter  der  Staatsverfassung  zeigt  sich  eben 
in  der  rechtlichen  Gestaltung  der  Organe  der  Regirung.  An  der  Stelle 
des  monarchischen  Prinzipib  und  seiner  Conseguenz,  dass  die  gesanunte 
Regirungsgewalt  in  der  Person  des  Monarchen  vereinigt  sein  müsse,*)  stdit 
der  Gardinaisatz  des  republikanischen  Staatsrechtes,  dass  die  Sonveiametät 
und  also  auch  die  Regirungsgewalt  —  die  „höchste  Staatsgewalt,"  wie 
das  Hamburgsche  Verfassungsgesetz  sich  ausdrückt  —  keinem  einzeben 
Organe,  sondern  nur  dem  Staatsganzen  eigne. *)  Dieses  Prinzip  verband 
sich  dann  mit  dem  auch  dem  monarchischen  Staatsrechte  bekannten  Grund- 
sätze der  Staatsverwaltung,  dass  die  Justiz  von  der  Verwaltung  getrennt 
sein  müsse,*)  'und  die  Folge  war,  dass  die  Regirungsgewalt  in  beide 
Hauptbestandtheile  sich  zerlegt  und  dass  für  eine  jede  dieser  beiden  Func- 
tionen besondere  Organe  geschaffen  wurden:  der  Senat  als  das  Oigan  der 
eigentlich  administrativen  oder  vollziehenden,  die  richterliehen  Behörden 
aber  als  das  Organ  der  richterlichen  Gewalt.*)    Bejde  handeln  im  Namen 


^)  Hamburgschefl  Verfassungsgesetz  Ari  70  ff.  Im  Art.  76  ist  andi  der  Fall  tw- 
gesehen,  dass  zwischen  dem  Senate  und  der  Bargerschaft  darüber  gestritten  werde,  0'*» 
das  Ober-Appellationsgericht  oder  die  besondere  Entscheidungs-Gommission  zuständig  s^ 
Hiemach  hat  das  Ober-Appellationsgericht  die  Competenzfrage,  ohne  auf  die  Sache  se!b>: 
einzugehen,  zu  entscheiden. 

»)  S.  oben  §.  326. 

^)  Vergl.  Hamburgschen  Hauptre^ess  von  1712  Art.  1:  « so  wird  hiemit  a^ 

ewiges,  unveränderliches  und  unwiderrufliches  Fundamentalgesetz  festgesteüet  m-. 
bekräfbiget,  dass  solch  ro  xvqiov  oder  das  höchste  Becht  und  Gewalt  bei  £.  E.  Ratii  üs  i 
der  Erbgesessenen  Burgerschaft  inseparabili  nexa,  conjunctim  und  zusammen ,  nicht  aber 
bei  einem  oder  dem  anderen  Theil  privatim  bestehe." 

*)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  68;  Hamburgsches  Art.  95  und  96. 

^)  Von  den  gegenwärtigen  Verfassungsgesetzen  sagt  nur  das  Hamburgsche  Art.  t? 
dies  ausdrücklich.  Es  muss  die  Dreitheilung  der  Staatsgewalt  zum  Zwecke  der  iain*?^ 
Organisation  des  Staates  aber  als  eine  selbstverständliche  Consequenz  des  repubUka&xKher 
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des  Staates  und  kraft  der  Sanction  der  Republik  nnd  sind  von  einander 
unabhängig;  nur  als  die  Organe  der  einheitlichen  Staatsgewalt  nnd  dieses 
einen  Staates  unter  sich  verbunden  und  wechselseitig  auf  einander  ange- 
wiesen/) Die  organische  Gestaltung  der  richterlichen  Gewalt  ist  aber  bei 
der  YöUigen  Gleichheit  des  Wesens ;  4br  Aufgaben  und  der  Formen  des 
richterlichen  Hechtes  in  den  Bepubliken  nicht  eine  besondere^  und  tritt  als 
chai-akteristisches  Wesen  des  republikanischen  Staatsrechts  nur  die  Organi- 
sation des  nicht-richterlichen  Theiles  des  Begirungsrechtes  hervor.') 

8.   Organ  der  Beginmg. 
A.   Der  Senat. 

§.  747. 
Dem  Senate  eignet  die  Versehung  der  Begirungsgewalt  an  höchster 
Stelle  mit  Ausschluss  aller  richterlichen  Functionen.  Im  Allgemeinen  be- 
stimmt sich  also  der  Inhalt  seiner  besonderen  Rechte  aus  dem  Begriffe  der 
Begirungsgewalt  oder  —  wie  sie  in  den  Verfassungsgesetzen  der  freien 
Städte  auch  genannt  wird  —  der  vollziehenden  Gewalt.  Das  Bremensche 
und  Hamburgsche  Verfassuhgsgcsetz  spezialisiren  die  einzelnen  Zustän- 
digkeitsgebiete der  Wirksamkeit  des  Senates,  *)  während  das  Lttbecksche 
nur  erwähot,  dass  dem  Senate  die  Leitung  der  sämmtlichen  Staatsange- 
legenheiten, sofern  nicht  verfassungsgesetzlich  die  Btlrgerschaft  oder  deren 
Ausschuss  mitzuwirken  habe,  zustehe.  Namentlich  eignet  dem  Senate  aller 
drei  Republiken  auch  das  Recht,  den  Staat  nach  Aussen  zu  vertreten,  den 


Prinzipes  erscheinen,  so  gut  wie  das  monarchische  Prinzip  zu  der  Vereinigung  der  ge- 
sammten  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Monarchen  fuhren  muss. 

*)  In  der  Monarchie  sprechen  die  Gerichte  ihr  ürtheil  im  Namen  des  Monarchen,  in 
der  Bepublik  aber  nicht  im  Namen  des  Senates,  und  nicht  kraft  der  Ermächtigung  des- 
selben, sondern  auf  Grund  des  Gesetzes,  das  sie  bestellte,  und  im  Namen  des  Staates,  dem 
sie  dienen.  —  Die  Dreitheilung  der  Staatsgewalt  hinsichtlich  der  inneren  Organisation 
des  Staates  betont  ausdrücklich,  allerdings  nur  das  Hamburgsche  Yerfassungsgesetz 
Art.  6,  wo  die  gesetzgehende  Gewalt  dem  Senat  und  der  Bürgerschaft,  die  vollziehende 
dem  Senate,  die  richterliche  den  Gerichten  zugewiesen  ist.  YergL  das  dem  Yerfassungs- 
gesetze  anhängende  Gesetz,  die  richterlichen  Behörden  betreffend. 

*)  Die  Yerfassungsgesetze  Bremens  §.  68  ff.  und  Hamburgs  Art.  95  ff.  enthalten 
freilich  besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  richterlichen  Behörden  oder  über  die 
Bechtspflege,  dieselben  harmoniren  aber  ganz  mit  den  Prinzipien,  welche  die  Yerfassungs- 
gesetze der  deutschen  Monarchien  aufstellen,  eben  weil  sie  nur  die  Anerkennungen  und 
Consequenzen  des  objectiven  Wesens  der  richterlichen  Gewalt  sind. 

*)  Bremensches  Yerfassungsgesetz  §.56:  „—  Jedoch  hat  der  Senat  die  Leitung 
und  Oberaufsicht  in  allen  Staatsangelegenheiten,  sowie  die  vollziehende  Gewalt  überhaupt 
nach  Massgabe  dez  Yerfassung;*"  §.  57:  „Demzufolge  gehört  zum  Wirkungskreise  des 
Senats  als  der  Begirung  des  Bremenschen  Staats:  a.  die  Sorge  für  die* innere 
und  äussere  Sicherheit  des  Staats  etc.;"  Hamburgsches  Yerfassungsgesetz  Art.  18  ff. 
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gesammten  diplomatiscben  Verkehr  wahrzanehmen  und  Staatsverträge  ab- 
znBchliessen  und  Namens  des  Staates  zu  vollziehen/)  vorbehaltlich  indess 
der  Zastimmung  der  Bürgerschaft,  wenn  dieselben  Gegenstände  der  Gesetz- 
gebung betreffen.*)  DieRegirnng  eignet  aber  dem  Senate  nicht  als  eigenes 
Recht  aa  der  Staatsgewalt,  sondern  nur  als  die  Competenz  einer  Staats- 
behörde und  zwar  der  höchsten,  und  liegt  darin  gerade  das  Charakteristische 
der  staatsrechtlichen  Stellung  des  Senates.^) 

§.  748. 
Der  Senat  ist  die  höchste  Regirungsbehörde  und  nimmt  als  solche  nnr 
die  höchsten  Functionen  der  Regirungsgewalt  selbst  wahr.  Unter  ihm  ist 
ein  weiterer  Behörden -Organismus  wirksam  und  haben  die  einzelnen  Be- 
hörden je  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  in  ihrem  Gompetenzkreise 
und  in  der  angewiesenen  Stellung  sich  zu  bethätigen.  Die  Art  der  Ein- 
richtung und  der  Bethätigung  dieser  Unter-  und  Ober -Behörden  braucht 
nicht  schon  um  des  Charakters  der  Republik  willen  von  der  Organisation 
der  monarchischen  Staatsbehörden  wesentlich  zu  differiren,  da  der  aUge- 
meine  Begriff  des  Staatsdienstes  sich  auch  in  ihnen  verwirklichen  mass. 
Nur  in  dem  Punkte  ist  ein  sichtbarer  Unterschied  begründet,  dass  diese 
Behörden  ihre  Zuständigkeit  nicht  aus  dem  Auftrage  und  der  Anordnimg 
des  Senates  ableiten  können,  sondern  auch  selbst  wie  dieser  sich  unmittel- 
bar auf  das  Gesetz  gründen  und  aus  diesem  Rechte  und  Pflichten  über- 
kommen:  denn  sie  alle,  der  Senat  und  die  anderen  Behörden,  sind  nar 
Staatsämter  und  der  Senat  ist  das  höchste  unter  diesen.  Dem  Senate  steht 
dagegen  als  der  höchsten  Staatsbehörde  allerdings  das  Recht  der  Besetzong 
sämmtlicher  Staatsämter  und  der  Entlassung  der  Staatsdiener,  sowie  das 
Recht  der  Beaufsichtigung  und  Instruction  ihrer  Thätigkeit  zn.^)  Dieses 
in  dem  Begriffe  der  vollziehenden  Gewalt  enthaltene  Recht  erstreckt  sich 
auch  auf  die  sämmtlichen  Justizbehörden,  wie  ja  die  Justizhoheit  nicht  ein 
richterliches  Recht,    sondern  ein  Moment   der   vollziehenden  Gewalt  ist.'^) 


0  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  57:  „ e.  Vertretung  des  Staats  gegen 

Dritte;  f.  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Ernennung  und  Instruction  aUerBre- 
menschen  Abgesandten,  Consuln  und  Agenten,  Vollziehung  von  Staatsvertragen  im  Namen 
des  Staats." 

^  Lübecksches  Verfassungsgesetz  §.54;  Bremensches  §. 58a;  Hamburgsches 
Art.  22. 

")  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  19:  „Der  Senat,  als  Inhaber  (?)  der  voll- 
ziehenden Gewalt,  ist  die  oberste  Verwaltungsbehörde." 

^)  Bremensches  Verfassungsgesetz  §.  57  o  und  p  und  §.  59;  Hamburgsches 
Art.  25. 

^)  Hamburgsches  Verfassungsgesetz  Art.  19;  Bremensches  §.  59  a.  R 
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B.    Senat  und  Bürgerschaft. 

§.  749. 
Da  Senat  und  Bürgerschaft  zusammen  die  Staatsgewalt  der  Republik 
vertreten  und  gemeinschaftlich  die  höchsten  Functionen  derselben  wahr- 
nehmen, der  Senat  aber  für  sich  nicht  der  Träger  der  souverainen  Gewalt, 
sondern  nur  die  höchste  Behörde  im  Staate  ist,  so  ist  es  nur  consequent, 
wenn  die  Bürgerschaft  der  Bepublik  in  intensiv  und  extensiv  grösserem 
Masse  an  der  Regirungsgewalt  sich  betheiligt;  als  dieses  der  Ständever- 
sammlung in  der  monarchischen  Verfassung  gestattet  ist  und  gestattet  sein 
kann.  Nicht  nur  dass  der  Bürgerschaft  an  Stelle  des  Rechtes  der  Bitte 
und  der  Beschwerde,  welches  dem  Landtage  der  Monarchie  dem  Souveraine 
gegenüber  zusteht,  das  exactere  Recht  der  Stellung  eines  bestimmten  An- 
trages eignet,  so  ist  auch  dieselbe  in  noch  positiverer  Weise  berufen,  auf 
die  Aufrechthaltung  der  Verfassung,  der  Gesetze  und  Staatseinrichtungen 
zu  halten  und  auf  zeitgemässe  Entwickelung  derselben,  sowie  auf  Besei- 
tigung etwaiger  Mängel  oder  Beeinträchtigungen  in  Gemässheit  der  Gesetze 
hmzu wirken.  *)  Auch  findet  nach  republikanischem  Staatsrecht  eine  be- 
stimmtere und  directere  Mitwirkung  bei  der  Besetzung  der  Staatsdienst- 
stellen oder  doch  gewisser  Kategorien  derselben  Statt.  Während  in  der 
Monarchie  dieses  Recht  lediglich  dem  Souverain  eignet  und  eine  Bethei- 
ligung des  Landtags  an  dessen  Ausübung  geradezu  eine  Verletzung  des 
monarchischen  Prinzipes  ist,  erscheint  es  nur  als  eine  Consequenz  'des 
staatsrechtlichen  Wesens  der  „Bürgerschaft,"  wenn  auch  diese  bei  der  Be- 
setzung von  Staatsdienststellen  entscheidend  mitwirkt.^)  In  welchen  FäHen 
und  in  welchem  Umfange  dieses  Recht  der  Bürgei-schaft  eigne,  hat  aber 
das  positive  Verfassungsgesetz  zu  entscheiden.  Eine  rechtliche  Präsumtion 
spricht  ftlr  die  Mitwirkung  der  Bürgerschaft  nicht.  ^  Endlich  ist  auch  der 
Bürgerschaft  eme  viel  intensivere  Controle  des  Senates  eingeräumt,  wie 
andererseits  auch  die  Mitverantwortung  für  die  Regirung  sie  in  höherem 
Grade  trifft.  In  dieser  Hinsicht  hat  eben  der  „Bürgerausschuss"  seine  be- 
sondere Bedeutung.^) 


*)  Bremensches  Yerfassungsgesetz  §.  64.     • 

')  Bremensches  Yerfassungsgesetz  §.  58, 1  und  m;  Hamburgsches  Art.  52  und  53. 
')  Hamburgsches  Verfassungsgesetz   Art.  25:    „—    Ist  durch  die  Verfassung  oder 
Gesetzgebung  Nichts  darüber  verfügt,  so  steht  die  Ernennung  dem  Staate  zu." 
*)  S.  oben  §.  737. 


Drittes  Kapitel 
Bie  Organe  der  Norddeutschen  Bimdesgewalt. 


Eratei-  Titel* 

Wesen  der  Buüdesgewalt 

I.   Bundessfaatlicher  Charakter. 

§,  750, 
Der  zum  Schutze  des  BundeBgeliietes  und  des  innerhalb  de&selbcn  he^ 
bestehenden  Hechtes,  sowie  zur  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volk^ 
als  ein  ewiger  Bund  geschlossene  Norddeutsche  Bund  ist  ein  Bunde*siaai 
in  dem  Sinne,  dass  ihm  eine  wirkliche ,  aber  materiell  bestimmt  begrenite 
Staatsgewalt,  Souverainetät,  eignet,  und  dass  diese  innerhalb  des  Bundes 
gebietes  entweder  mit  Ausschluss  der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  oder 
durch  deren  Vermittelung  als  die  souveratne  Gewalt  herrscht.  Dem  Noni- 
deutschen  Bunde  eignet  in  diesem  Sinne  und  mit  solchen  Bosch ränkang^ 
der  Charakter  des  Staates/)    Er  besteht  aus  den  Elementen  des  Staates^ 


^)  So  wiU  derselbe  äucb  gegen  jeden  Terbrecheriachen  AngnW  siclier  sein ,  tm^  M 
die  straf rechtlicben  BeßÜmmutigen  über  die  Verbrechen  des  Hoch-  tind  Staatff^'erraÜii  iwi 
die  Verhreclien  wider  die  Organe  der  sonverainen  Gewalt  auch  auf  alle  Verbrechen  g«f« 
den  Bund  und  soine  Organe  auBgedehiit.  Veri^I.  Verfa&sungsgesetz  des  Koriideut* 
sehen  Bundes  Art.  74:  , Jedes  Unternehnien  gegen  die  KiifitHöni,  die  Integrität,  di? 
Siehe rheit  oder  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  endlich  die  BeleidigTmg  dtfi 
Bundes  rat  hos  oder  des  laichst  ages,  einer  Behörde  oder  einej^  üEent  liehen  Beamten  ^ 
Blindes,  während  dieselben  in  der  Ausuhiing  ihreR  Berufes  begriffen  sind',  oder  in  Bf» 
Ziehung'  auf  iliren  Beruf,  durch  Wort,  Schrift,  Drnek,  Zeichen,  bild liehe  oder  andere  Paf- 
stellungj  werden  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  heurtheilt  und  bestraft  nach  M^spW 
der  in  den  letzteren  bestehenden  oder  künftig  in  Wirlcsamkeit  tretenden  Gefetie.  iwct 
welch en  eine  gleiche  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat,  seine  Verfassung ,  seine  Eantmen 
oder  Stände,  seine  Kammer-  oder  Standern itglieder,  seine  Behörden  und  Beamten  h^n^^ 
Handlang  zu  richten  wäre;"  Art.  75;  „Für  diejenigen  in  Artikel  74  bezeichneten  üiüw^ 
nehmungen  gegen  den  Korddentschen' Bund,  welche  t  wenn  gegen  einen  der  t^inwlieB 
Bundesstaaten  gerichtet,  als  Hocbverrath  oder  LandeiTerrath  zu  quiiUfidren  wireÜT  i* 
das  gemeinschaftUche  Ober-Appellationsge rieht  der  drei  freien  and  Hansestädte  in  Löi*ct 
die  zuständige  Spnichhehörde  in  erster  und  letzter  Instanz,  —  Die  näherim  Beätimroun^ 
über  die  Zoständigkeit  und  das  Verfahren  des  Oher-AppeUationsgerichts  erfolgen  im  Wo 
der  BundeBgeseixgehung.  Bis  JEum  Erlasse  eines  Bundesgesetzea  bewendet  es  bei  der  p^':- 
herigen  Zuständigkeit  der  Gerichte  in  den  einzelnen  Btindesstaaten  nnd  den  auf  ^  Vti- 
fahren  dieser  Gerichte  sich  beziehenden  Bestinimnngeu,"  In  diesen  Artikeln  des  \fjf^^^ 
aungagesetzes  eine  „Kecbtspflege  des  Bundes*  (G.  Meyer  ^  Grundlage  des  Norddeiit?c^J^= 
Bondeerechts  18Gä  8.  130)  zu  finden,  ist  doch  gewisH  nicht  begründet. 
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aus  einer  souverainen  Gewalt,  Unterthanen  and  einem  bestimmteo  Gebiete.  *) 
So  führt  der  Norddeutsche  Bund  auch  ein  .wirkliches  Staatsleben,  aber  nur 
in  den  bestimmten  Richtungen  und  mit  den  bestimmten  Zwecken,  welche 
die  Verfassung  des  Bundss  abgrenzte.  Seine  Gewalt  ist  souverain  d.  b. 
unabhängig,  selbstellig  und  selbstbestimmend,  aber  nur  auf  dem  Gebiete 
seines  besonderen  Lebensberufes.  Die  Formen  der  Bundesgewalt  endlich 
sind  dieselben,  in  welchen  das  eigentliche  Staatsleben  sich  verwirklicht, 
das  Gesetz  und  die  Begirung,  allein  in  diesen  Formen  äussert  sich  nur 
sein  inhaltlich  bestimmt  umgrenztes  Leben.  So  hat  der  Norddeutsche  Bund 
auch  eine  bestimmte  Repräsentation  seiner  Souverainetät  und  bestimmte 
Organe  seines  bundesstaatlichen  Lebens.*) 


II.  Subject  der  Bundesgewalt 

§.  751. 
Das  Subject  der  Bundesgewalt  ist  die  Gesammtheit  der  in  dem  Nord- 
deutschen Bunde  vereinigten  Souveraine  und  freien  Städte,  also  ein  Begriff 
nicht  unähnlich  dem  des  Trägers  der  souverainen  Gewalt  der  Republik. 
Darin  liegt  eine  wesentliche  Eigenthümlichkeit  der  Gewalt  des  Norddeutschen 
Bundes.  Denn  während  in  dem  Nordamerikanischen  Bundesstaate  und  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  als  in  Gesammtheiten  republikanisch 
verfasster  Staaten  das  Subject  der  Bundes -Staatsgewalt  die  Gesammtheit 
des  Volkes  ist,  und  während  andrerseits  die  Souverainetät  des  monarchischen 
Staates  in  der  Einheit  des  elementaren  Bestandes  desselben  beruht  und  in 
der  Person  des  Monarchen  sich  personificirt,  bildet  das  körperliche  Substrat 
der  Souverainetät  des  Norddeutschen  Bundes  die  Vereinigung  der  persön- 


')  Der  deutsche  Bund  von  1815  besass  keine  dieser  Elemente. 
*)  Zwischen  dem  Norddeotschen  Bunde  und  diem  1815  begründeten  Den t sehen 
Bande  ist  in  yerfassnngs-  und  st&ats-  wie  völkerrechtlicher  Hinsicht  nicht  die  geringste 
Aehnlichkeit.  Der  Deutsche  Bund  besass  Nichts  von  einer  Staatsgewalt,  hatte  keine  Ge- 
setzgebungs-  und  keine  Begirungsgewalt,  war  also  auch  so  wenig  selbst  ein  sonveraines 
Subject  ab  in  und  an  ihm  Organe  der  souverainen  Gewalt  ezistirten.  Der  Deutsche  Bund 
beschränkte  die  Souverainetät  der  verbündeten  Regirungen  an  keinem  Punkte,  da  keine 
sonveraine  Gewalt  .aber,  sondern  nur  eine  Vertragsgewalt  aus  diesen  bestand.  Die 
Bundes- Verträge  waren  nur  Vereinbarungen  der  Bundesgl^eder,  die  bezeichnete  Ange- 
legenheit je  in  ihrem  Staate  in  der  vereinbarten  Weise  gestalten  und  behandebi  zu  wollen, 
und  das  Becht,  welches  der  Bond  über  seine  einzelnen  Glieder  hatte,  war  nur  dasjenige, 
welches  der  Vertrag  dem  einen  und  dem  anderen  Contrahenten  einränmte.  Der  Unter- 
schied zwischen  dem  ehemaligen  Deutschen  Bunde  und  dem  Norddeutschen  Bunde  ist  im 
Wesentlichen  der  zwischen  dem  Staatenbunde  und  dem  Bundesstaat.  Der  Begriff 
des  Norddeutschen  Bundesstaats  ist  aber  in  seiner  positivrechtlichen  Gestaltung  zu  ver- 
stehen und  nicht  nach  einem  allgemeinen  bestimmten  Schul-Prinzipe  zu  constmiren. 
Orotefend,  8U»tsreeht.  50 
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liehen  Träger  der  souverainen  Gewalt  der  EinzelstaateD,  also  der  Monarchen 
von  den  Monarchien  und  der  Repräsentanten  der  republikanischen  Gewalt 
der  drei  freien  Städte  d.  h.  von  Senat  und  Bürgerschaft/)  Die  politische 
Verschiedenheit  dieser  Elemente  des  Subjectes  der  Bundesgewalt  macht  sieh 
formell  gar  nicht  geltend,  einen  materiellen  Einfluss  vermag  dieselbe  aber 
bei  der  geringeren  politischen  Bedeutung  der  drei  deutschen  Republiken 
nicht  zu  ttben.') 


Zweiter  Titel. 

Der  gesetzgebende  Körper  des  Bundes. 


I.  Die  Elemente. 

§.  752. 
Die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  ist  die  gei^einschafUicfae 
seiner  Bundesstaaten/^)  jedoch  in  dem  Sinne,  dass  ein  gemeinsames  Organ 
aller  Glieder  des  Bundes  dessen  gesetzgebende  Gewalt  übt,  und  nicht  etwa 
in  dem  Sinne  einer  völkerrechtlichen  Vereinbarung  der  Landesregirongen 
über  gewisse  Grundsätze  der  gesetzlichen  Behandlung  der  Staats- Angelegen- 
heiten, wie  dieses  nach  der  Bundesacte  von  1815  der  Fall  war.  Der  ge- 
setzgebende Körper  des  Norddeutschen  Bundes  ist  der  organischen  Natnr 
des  Bundes  entsprechend  gestaltet.  Auch  in  ihm  repräsentirt  sich  ein 
Subject  als  der  Träger  der  Bundesgewalt  und  ein  anderes  als  die  Vertretang 
der  Bundesunterthanen,  ganz  analog  den  beiden  Elementen  des  gesetzge- 
benden Körpers  der  einzelnen  Staaten,  weil  auch  der  Norddeutsche  Bund 
im  Wesen  eine  souveraine  Gewalt  ist.  Aber  das  Subject  der  Bundesgewalt 
ist  weder  ein  persönlicher  Monarch,  noch  das  ideale  Staatsoberhaupt  der 
Republiken,  sondern  die  Gesammtheit  der  einzelnen  Mitglieder  des  Bundes 
d.  h.  der  Souveraine  der  monarchischen  Staaten  und  der  Vertretungen  der 
souverainen  Gewalt  der  freien  Städte.  So  erscheinen  auch  die  Vertreter 
der  Bundesunterthanen  als  die  Repräsentanten  und  das  Organ  der  gesammten 


*)  Es  ist  nicht  genau,  als  den.  Träger  der  Norddeutschen  Bundesgewalt  die  ^Ge- 
sammtheit  der  verbündeten  Monarchen  und  Senate"  (G.  Meyer,  Grundxüge  S.  60)  zn 
bezeichnen.  Vergl.  oben  §.  724.  Dagegen  ist  es  richtig,  bei  der  Benennung  des  Sub- 
jectes der  Bundes- Regirungsgew alt  der  Senate  der  freien  Städte  za  erwähnen,  weil 
diese  das  Organ  der  Regirungsgewalt  der  Republik  sind. 

■)  Dass  die  Incorporation  der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  nicht  etwa  geschehen, 
weil  deren  republikanische  Verfassung  der  Errichtung  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes  im  Wege  gestanden,  bedarf  wohl  keiner  Erwähnung. 

')  Verfassungsgesetz  Art.  37. 


unceriaanen  im  jMoraaeaiscnen  imnae,  wie  aiese  uuier  auii 
tikuIaristiBchen  Abaondernngen  von  der  Verfassung  des  Bi 
^werden.  Diese  beiden  Faetoren  der  Bundesgesetzgebung  i 
«lesrath  und  der  Reichstag.*)  i 

1.   Der  Bandesrath. 

A.   Zusammensetzung  des  Bundesrathä 

§.  753. 
Der  Bundesrath  besteht  aus  den  Vertretern  der  Mitglied^ 
unter  weichen  die  Stimmftlhrung  sich  nach  Massgabe  der  V 
da.8  Plenum  des  ehemaligen  deutschen  Bundes  vertheilt;    so 
mit  den  ehemaligen  Stimmen  von  Hannover,  Kurhessen ,  Ho 
and   Frankfurt   17   Stimmen    ftlhrt^    Sachsen  4,    Hessen  1, 
Schwerin  2,  Sachsen- Weimar  1,  Mecklenburg-Strelitz  1,  Oldenl 
schweig  2,  Sachsen -Meiningen  1,  Sachsen -Altenburg  1,  Sa^ 
Gotha  1,    Anhalt  1;    Schwarzburg -Budolstadt  1,    Schwarz! 
hausen  1,  Waldeck  1,  Beuss  ältere  Linie  1,  Keuss  jüngere  Lini 
burg-Lippe  1,  Lippe  1,  Lübeck  1,  Bremen  1,  Hamburg  1.   Im 
also    der  Bundesrath  43  Stimmen.     Die  Mitglieder  des  Bund 
Stimmen  durch  Bevollmächtigte  ab  und  können  so  viele  BevoUi 
Bundesrath  ernennen^  wie  sie  Stimmen  haben;  doch  kann  dii 
der    zuständigen  Stimmen   nur   einheitlich  abgegeben  werdei 
tretene   oder    nicht   instruirte  Stimmen  werden  nicht  gezähl 
kann    gleichzeitig  Mitglied   des  Bundesrathes  und  des  Beicl 
Der  Bundesrath  wird,  wie  der  Reichstag  alljährlich  berufen 
Vorbereitung  der  Arbeiten  auch  ohne  diesen  berufen  werdei 
Drittheil  der  Stimmenzahl  es  verlangt,  muss  auch  ausserdem 
des  Bundesrathes  erfolgen.^) 

B.   Bechtsverhältnisse  der  Mitglieder  des  Bun( 

§.  754. 
Die  Mitglieder   des  Bundesrathes   sind  Bevollmächtigte 
vertretenen  Bundesregirungen    und  handeln  nach  deren  Inst 


*)  Der  Bundesrath  ist  aber  ja  nicht  in  dem  Yerhältnisa  eines  Obei 
ersten  Kammer  za  denken.  Derselbe  ist  vielmehr  nur  die  Vertretung 
Gewalt  des  Bundes  und  steht  dem  Organe  der  Bundesunterthanen  gege 

*)  Yerfassnngsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  6  o 

s)  Ebenda  Art.  9  a.  E. 

«)  Ebenda  Art.  13  und  U. 

^)  Indirect  anerkannt  durch  die  Bestimmung  des  VerfassungS] 
„Nicht  vertretene  oder  nicht  instruirte  Stimmen  werden  nicht  gei 


Bandesregirung  nach  Massgabe  der  yerfassangsgesetzlichen  GniDdsatze 
dieses  Staates  und  würde  also  in  den  Monarchieen  der  contrasigDuneDde 
Minister  staatsrechtlich  verantwortlich  sein.  Das  Verfassongsgesetz  des 
Norddeutschen  Bundes  schweigt  hierüber,  die  Verfassungsgesetze  der  deut- 
schen Staaten  konnten  indess  diesen  Fall  noch  nicht  vorsehen.  Da  aber 
das  Verfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  den  Grundsatz  des  mon- 
archischen Staatsrechts,  dass  die  Anordnungen  und  Verfligungen  erst  durch 
die  Contrasignatur  eines  verantwortlichen  Ministers  staatsrechtliche  Acte 
werden  und  dass  der  contrasignirende  Minister  die  staatsrechtliche  Ver 
antwortung  dafür  trage,  durch  keinerlei  Bestimmung  berührt,  so  ist  kein 
Grund  zu  finden,  die  Anwendung  jenes  Gardinalsatzes  des  constitutionelleD 
Staatsrechts  von  dem  Gebiete  des  Norddeutschen  Bundesrathes  ansza- 
schliessen.  *)  Für  die  Bundesrechtmässigkeit  der  Beschlüsse  und  VerhaDd- 
lungen  des  Bundesrathes  bedarf  es  aber  einer  besonderen  bundesrechtliehen 
Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  des  Bundesrathes  nicht,  weil  diese  du 
Bundespräsidium  und  namentlich  der  Bundeskanzler  trägt,*)  —  Dem 
Bundespräsidium  liegt  es  ob,  den  Mitgliedern  des  Bundesrathes  den  üb- 
lichen diplomatischen  Schutz  zu  gewähren.') 

C.    Organisation   des  Bundesraths. 

§.  755. 
Das  Verfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  enthält  einige  all- 
gemeine Prinzipien  hinsichtlich  der  äusseren  Organisation  des  Ban- 
desrathes  sowie  für  die  Behandlung  der  Geschäfte  in  demselbeo. 
In  jener  Hinsicht  ist  bestimmt,  dass  der  Vorsitz  im  Bundesrathe  und  die 
Leitung  der  Geschäfte  dem  Bundeskanzler  zusteht,  und  dass  dieser  sich 
durch  jedes  andere  Mitglied  des  Bundesrathes  vermöge  schriftlicher  Snb- 
stitution  vertreten  lassen  kann.^)  Sodann  ist  bundesverfassungsgesetzlicb 
bestimmt;  dass  in  dem  Bundesrathe  dauernde  Ausschüsse  bestehen,  nnd 
zwar  1)  für  das  Landheer  und  die  Festungen,  2)  für  das  Seewesen,  3)  t^ 
Zoll-  und  Steuerwesen,  4)  für  Handel  und  Verkehr,  5)  für  Eisenbahnen. 
Post  und  Telegraphen,  6)  fllr  Justizwesen  und  7)  für  Rechnungswesen. 
In  jedem  dieser  Ausschüsse  müssen  ausser  dem  Präsidium  mindestens  zwei 
Bundesstaaten  vertreten  sein,  und  führt  innerhalb  derselben  jeder  Staat  nnr 
eine  Stimme.     Die  Mitglieder  der  ersteren  beiden  Ausschüsse  werden  toü 


')  Vergl.  das  Votum  des  Grafen  Bismarck  in  dem  oonstünirenden  Beichstige  (st^^- 
graphische  Berichte  S.  397).    Anderer  Meinung  6.  Meyer,  Gmndzüge  S.  84  C 
*)  S.  unten  §.  765. 
^)  Verfassungsgesetz  Art.  10. 
«)  Ebenda  Art.  11. 
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dem  Bnudesfeldberm,  die  der  ttbrigen  von  dem  Bundesrathe  gewählt.  Die 
Zusammensetzung  dieser  AoBSchtisse  ist  fUr  jede  Session  des  Bandesrathes 
bezw.  mit  jedem  Jahre  zu  erneuem,  wobei  aber  die  ausscheidenden  Mit- 
glieder wieder  wählbar  sind.  Den  Ausschüssen  werden  die  ihnen  zu  ihren 
Arbeiten  nöthigen  Beamten  zur  Verfllgung  gestellt/)  Der  geschäftlichen 
Behandlung  der  Angelegenheiten  im  Bundesrathe  gelten  dagegen  die  Grund- 
sätze, dass  ein  jedes  Bnndesglied  befugt  ist,  Vorschläge  zu  machen  und 
in  Vortrag  zu  bringen,  welche  der  Berathung  zu  übergeben  das  Präsidium 
verpflichtet  ist,  und  dass  die  Beschlussfaasung  regelmässig  mit  einfacher 
Stinimenmehrhdt  erfolgt,  bei  Stimmengleichheit  aber  die  Präsidialstimme 
den  Ausschlag  giebt.')  Ausnahmen  von  dieser  Regel  der  Stimmenmehrheit 
sind  begründet  1)  bei  Verfassungsänderungen,  welche  die  Zustimmung  von 
Zweidrittheilen  des  Bundesrathes  erfordern,^)  und  2)  hinsichtlich  der  Gesetz* 
gebung  über  das  Militairwesen  und  die  Kriegsmarine  und  über  die  Zölle 
und  Verbrauchssteuern  sowie  über  die  zur  Ausführung  dieser  Gesetze  die- 
nenden Verwaltnngsvorschriften  und  Einrichtungen,  bei  welchen  Beschlüssen 
im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  im  Bundesrath  die  Stimme  des 
Präsidiums  den  Ausschlag  giebt,  wenn  sie  sich  fllr  die  Aufrechthaltang  der 
bestehenden  Einrichtungen  ausspricht.*) 

2.    Der  Reichstag. 

A.    Politisches  Wesen  des  Reichstags. 

§.  756. 
Die  Gesammtheit  der  Bundes-Ünterthanen  besitzt  wie  die  Gesammthcit 
der  Staats-Unterthanen  ein  bestimmtes  Organ  zur  Verwirklichung  der  der- 
selben als  solchen  zustehenden  politischen  Rechte^  In  der  Verfassung  des 
Deutschen  Bundes  von  1815  konnte  es  ein  Parlament  nicht  geben,  weil 
es  weder  Unterthanen  des  Bundes  noch  eine  souvcraine  Gewalt  desselben 
gab.  Der  Norddeutsche  Bund  dagegen  bedurfte  eines  solchen  Organes 
seiner  Unterthanen,  weil  nur  durch  dieses  der  staatliche  Charakter  des 
Bundes  und  eine  c.onstitutionelle  Einrichtung  desselben  gesichert  werden 
kann.  Der  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  ist  eine  dem  Landtage 
der  constitutionellen  Monarchie  ganz  analoge  Anstalt.  Wie  dieser  die  Gon- 
Sequenz  des  politischen  Charakters  der  Unterthanen  und  des  Begriffes 
einer  allgemeinen  Unterthanenschaft  ist,  so  ist  der  Reichstag  unmittelbar 
aus  der  Anerkennung  eines  Bundesindigenats  und  einer  souverainen  Gewalt 


')  Verfasungsgeaetz  Art.  8. 
«)  Ebenda  Art.  7  Abs.  2  und  Art.  5  Abs.  1. 

^  Ebenda  Art.  78.    Far  die  Beschlassfassong  des  Reichstages  gilt  eine  Aosnahme 
Ton  der  Regel  der  Beschlnssfassnng  nicht. 

*)  Ebenda  Art.  5  Abs.  2  und  Abs.  37  Abs.  2. 


im  Bunde  hervorgegangen,  nnd  ist  grade  der  Reichstag  der  Änsdrack  der 
politischen  Seite  des  Bundes-Indigenats,  welches  sonst*  auf  dem  gewerb- 
lichen und  industriellen  Grebiet  seine  Wirkung  und  seine  Bedeutung  zeigt/) 

B.    Zusammensetzung  des  Reichstags. 

§.  757. 
Der  Reichstag  geht  aus  allgemeinen  und  directen  Wahlen  der  Bnndes- 
unterthanen  mit  geheimer  Abstimmung  hervor.')  Sie  erfolgt  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  aller  in  einem  Wahlkreise  abgegebenen  Stimmen.  Stellt 
bei  einer  Wahl  absolute  Stimmenmehrheit  sich  nicht  heraus,  so  ist  onr 
unter  den  zwei  Kandidaten  zu  wählen,  welche  die  meisten  Stimmen  er- 
halten haben.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos.')  Die  Wahl- 
kreise sind  so  anangirt,  dass  auf  durchschnittlich  100,000  Seelen  der  nach 
der  letzten  Volkszählung  vorhandenen  Bevölkerung  ein  Abgeordneter  ge 
wählt  wird.  Ein  Ueberschuss  von  wenigstens  50,000  Seelen  derGesammt- 
bevölkerung  des  Staates  wird  vollen  100,000  Seelen  gleich  gereehDct. 
Jeder  Abgeordnete  ist  in  einem  besonderen  Wahlkreise  zu  wählen.^)  Die 
Wahlkreise  werden  zum  Zweck  des  Stimmenabgebens  in  kleinere  Bezirke 
eingetheilt/)  Die  Wahlkreise  und  Wahlbezirke,  die  Wahldirectoren  uod 
das  Wahlverfahren,  insoweit  dieses  nicht  durch  das  Wahlgesetz  des  Buodfö 
festgestellt  worden  ist,  werden  von  der  Staatsregirung  bestimmt^  Wer 
das  Wahlrecht  in  einem  Wahlbezirke  austlben  will,  muss  in  demselben  zur 
Zeit  der  Wahl  seinen  Wohnsitz  haben.  Jeder  darf  nur  an  einem  Orte 
wählen.')  Die  Wahlhandlung  ist  öffentlich.  Das  Wahlrecht  wird  in  PerR)n 
durch  verdeckte,  in  eine  Wahlurne  niederzulegende  Stimmzettel  ohne 
Unterschrift  ausgeübt.*)  Stellvertreter  werden  nicht  gewählt.*)  Die  Wahlen 
sind  im  ganzen  Umfange  des  Staates  zu  derselben  Zeit  vorzunehmen.'"') 

§.  758. 
Wähler   ist  jeder  unbescholtene  Staatsbürger  eines  der  zum  Bande 
gehörenden  deutschen  Staates,  welcher  das  25.  Lebensjahr  erreicht  hat.") 


0  Vergl.  oben  §.  160. 

^)  Yerfassangsgesetz  des  Norddeutschen  Bandes  Art.  20. 

3)  Wahlgesetz  vom  15.  Octoher  1867  §.  12. 

*)  Wahlgesetz  §.  7. 

«)  Wahlen- setz  §.  15. 

''j  Wahlgesetz  §*  d.    Der  §.  10  entluilt  Bestimmungen  Ql^er  die  AnictiS^mg 
FcstateOmig  der  Listen  der  Wähler >  welche  für  jeden  Bezirk  aufgestollt  wenleiL 
«)  Walilge.'ietÄ  §.  U, 
^j  Wahlgesetz  §,  Ul 
'")  Wahlfff^aetz  §.  14. 
")  Wahlge>^etz  §.  2. 


^1 
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Als  bescholten  gelten  diejenigen  Personen,  denen  durch  rechtskräftiges  Er- 
kenntniss  der  Yollgenuss  der  staatsbürgerlichen  Rechte  entzogen  ist,  sofern 
sie  in  diese  Rechte  nicht  wieder  eingesetzt  sind.')  Ausserdem  sind  von 
der  Berechtigung  zum  Wählen  ausgeschlossen  Alle,  welche  unter  Yormund- 
schafl  oder  Kuratel  stehen,  über  deren  Vermögen  Konkurs-  oder  Fallit- 
zustand  gerichtlich  eröffnet  worden  ist  und  zwar  während  der  Dauer  dieses 
Konkars-  oder  Fallitverfahrens,  und  Alle,  welche  eine  Armenuntersttttzung 
aus  öffentlichen  oder  Gemeinde-Mitteln  beziehen  oder  im  letzten  oder  vor- 
hergegangenen Jahre  bezogen  haben.')  Wählbar  zum  Abgeordneten  ist 
jeder  Wahlberechtigte,  der  einem  zum  Bunde  gehörigen  Staate  seit  minde- 
stens drei  Jahren  angehört  hat.  Verbttsste  oder  durch  Begnadignng  er- 
lassene Strafen  wegen  politischer  Verbrechen  schliessen  von  der  Wahl 
nicht  aus.^)  Der  Wunsch  der  Bundesregirungen ,  alle  Staatsbeamte  von 
der  passiven  Wählbarkeit  auszuschliessen,  hat  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tags nicht  gefhnden. 

C.     Legislaturperiode  und  Dauer  der  Versammlungen. 

§.  759. 
Die  Legislaturperiode  des  Reichstags  dauert  drei  Jahre.  ^)  Dem  Prä- 
sidium steht  es  zu,  den  Bundesrath  und  den  Reichstag  zu  berufen,  zu  er- 
öffiien,  zu  vertagen  und  zu  schliessen.  Die  Berufung  des  Bnndesraths  und 
des  Reichstages  findet  alljährlich  Statt  und  kann  der  Bundesrath  zur  Vor- 
bereitung der  Arbeiten  ohne  den  Reichstag,  letzterer  aber  nicht  ohne  den 
Bundesrath  berufen  werden.  Die  Berufung  des  Bundesrathes  muss  erfol- 
gen, sobald  sie  von  einem  Drittel  der  Stimmenzahl  verlangt  wird.^)  Eine 
frtlhere  Auflösung  des  Reichstags  ist  zwar  möglich,  kann  aber  nur  kraft 
eines  Beschlusses  des  Bundesrathes  unter  Zustimmung  des  Präsidiums  ge- 
schehen. Im  Falle  der  Auflösung  des  Reichstags  müssen  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  60  Tagen  nach  derselben  die  Wähler  und  innerhalb  eines 
Zeitraums  von  90  Tagen  nach  der  Auflösung  der  Reichstag  versammelt 
werden.^)  Eine  Vertagung  des  Reichstags  darf  ohne  dessen  Zustimmung 
die  Frist  von  30  Tagen  nicht  übersteigen  und  während  derselben  Session 
nicht  wiederholt  werden.') 


0  Wahlgesetz  §.  4. 

«)  Wahlgesetz  §.  3. 

3)  Wahlgesetz  §.  5. 

^  Verfassang  des  Norddeutschen  Bandes  Art.  24. 

»)  Ebenda  Art.  13  ff. 

*)  Ebenda  Art.  24. 

')  Ebenda  Art.  26. 


D,     GeBcbäftsordnnng  des  Reichstags. 

§.  760. 
Die  Verhandlungen  des  ReicbstagB  Bind  öffentlich.  Wahrheitsgetreue 
Berichte  über  Verbandlungen  in  den  Öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstag 
bleiben  von  jeder  Verantwortlicbkeit  frei.')  Der  Reichstag  setzt  seine 
Geschäftsordnung  selbst  fest.  Übt  die  Disciplin  in  den  Sitzungen  und  er- 
wählt seinen  Präsidenten ,  seine  Vicepräsidenten  nnd  Schrifrfhbrer-  Aach 
prüft  der  Reichstag  die  Legitimation  seiner  Mitglieder  und  entscheidet  dar- 
über.") Der  Reichstag  bescbliesst  nach  absoluter  Slimmcnmebrheit^  mr 
Gültigkeit  der  Beschliissfassuug  ist  aber  die  Anwesenheit  der  Mehrheit  der 
gesetzlieben  Anzahl  der  Mitglieder  e rford erheb. ^) 

E.     Reebteverhältnisse  der  Mitglieder  des  Reichstags. 

§.  76L 
Die  persönliche  Stellung  der  Reichstagsmitglieder  ist  eine  den  Verhält- 
nissen der  Mitglieder  des  Landtages  iinaloge.  Auch  die  Mitglieder  ie^ 
Reichstages  sind  Vertreter  der  Gesammtheit  der  B un des- U alert ba neu  und 
an  Aufträge  nnd  Instructionen  nicht  gebunden .  ^)  Kein  Mitglied  des  Reichs- 
tages darf  Lu.  irgend  einer  Zeit  wegen  seiner  Abstimmung  oder  wegen 
der  in  Ausübung  seines  Bemfes  gethanen  Aeusserungen  gerichtlich  oder 
disciplinarisch  verfolgt  oder  sonst  ausserhalb  der  Versammlung  zur  Vep 
antwortung  gezogen  werden»^)  Ohne  Geucbmiguug  des  Reichstags  kano 
kein  Mitglied  desselben  wegen  einer  mit  Strafe  bedrohten  üandlung  lur 
Untersuchung  gezogen  oder  verhaftet  werden,  ausser  wenn  es  bei  Aus- 
übung der  That  oder  im  Laufe  des  nächstfolgenden  Tages  ergriffen  ward. 
Gleiche  Genehmigung  ist  bei  einer  Verbaftuug  wegen  Schulden  erforderlicL 
Auf  Verlangen  des  Reicbstages  wird  jedes  Strafverfabren  gegen  ein  Mit- 
glied desselben  und  jede  Untersuchungs-  oder  Civilhaft  för  die  Dauer  der 
Sitzungsperiode  aufgehoben."}  Die  Mitglieder  des  Reicbstages  dürfen  ab 
solche  keine  Besoldung  oder  Entschädigung  bezieben.')     Wenn  ein  Mitglied 


^  YerfaRsungEigeaGta  des  Norddeutscben  Btindea  Art  22, 

*)  Ebenda  irt.  27. 

')  Ebenda  Art.  28. 

*)   Ebenda  Art.  29. 

*)  Verfassung'  des  Norddeutschen  Bnndea  Art  30  nnd  Wahlgeietr  §,  l7- 

*)  Ebenda  Art  31. 

'^)  Ebenda  Art  32.  Ob  es  den  Reichstagnniitfliedem  dadurch  Terbcten  st\.  ^^ 
Privaten  Entschädigungen  geschenkweise  anzunehmen ,  ist  einfach  dahin  En  boantwvrtei» 
dftss  die  seihen  keinerlei  Zuwendungen  unter  dem  Titel  einer  Entschädigung  für  di« 
Unkosten  der  Reä  chstagsmitgliedschaft  annehmen  dürfen,  daas  aber  die  ZuUsrir 
keit  von  Gösch enltann eh men  sich  lediglich  nach  den  allgemeinen  Örundiätren  der  einiehtro 
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in  dem  Bande  oder  einem  Vereinsstaat  ein  besoldetes  Staatsamt  annimmt 
oder  im  Bandes-  oder  Staatsdienst  in  ein  Amt  eintritt,  mit  welchem  ein 
höherer  Bang  oder  ein  höheres  Gehalt  verbanden  ist,  so  verliert  dasselbe 
Sitz  and  Stimme  in  dem  Beichstage  and  kann '  seine  Stelle  in  demselben 
nur  darch  neae  Wahl  wieder  erlangen/) 


IL   Die  Gesetzgebung. 

1.  GompeteBB  der  Bnndesgesetagebimg. 

§.  762. 
Innerhalb  des  ganzen  Bandesgebietes  steht  dem  Bande  das  Becht  der 
Gesetzgebang  hinsichtlich  der  im  Verfassangsgesetze  bestimmten  Angelegen- 
heiten mit  der  Wirkung  za,  dass  die  Bandesgesetze  den  Landesgesetzen 
vorgehen.^  Diese  einzelnen  Angelegenheiten  sind:  1)  die  Bestimmangen 
über  Freizügigkeit,  Heimaths-  and  Niederlassangs-Verhältnisse,  Staatsbürger- 
recht,  Passwesen  and  Fremden-Polizei  and  über  den  Gewerbebetrieb,  ein- 
schliesslich des  Versicherungswesens,  desgleichen  aber  die  Kolonisation  und 
die  Auswanderung  nach  ausserdeutschen  Ländern;  2)  die  Zoll-  und  Han- 
dels-Gesetzgebung  und  die  fbr  Bundeszwecke  zu  verwendenden  Steuern;') 
3)  die  Ordnung  des  Mass-,  Mttnz-  und  Gewichts-Systems,  nach  Feststellung 
der  Grundsätze  über  die  Emission  von  fundirtem  und  unfundirtem  Papier- 
geld; 4)  die  allgemeinen  Bestimmangen  über  das  Bankwesen;  5)  die  Er- 
findungs-Patente ;  6)  der  Schutz  des  geistigen  Eigenthums;  7)  Organisation 
eines  gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen  Handels  im  Auslande,  der 
deutschen  Schiffiahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See  und  Anordnung  gemein- 
samer consularischer  Vertretung,  8)  das  Eisenbahnwesen*)  und  die  Her- 
stellang  von  Land-  und  Wasserstrassen  im  Interesse  der  Landesvertheidi- 
gung  und  des  allgemeinen  Verkehrs;  9)  der  Flösserei-  und  Schiffiahrts- 
betrieb  auf  den  mehreren  Staaten  gemeinsamen  Wasserstrassen  und  der 
Zustand  der  letzteren,  sowie  die  Fluss-  und  sonstigen  WasserzOlle;')  10)  das 


Staaten  entscheidet,  wonach  also  den  Beamten  die  Annahme  in  der  Regel  verboteni  Privat- 
personen  aber  tmyerwehrt  sein  wird.    VergL  auch  G.  Meyer,  Gnmdzdge  S.  100. 

*)  YerfassungsgesetK  Art.  21  Abs.  2. 

*)  Verfassnngsgesetz  des  Norddeutschen  Bandes  Art.  2. 

')  Ebenda  Art  35:  «Der  Bond  ausschliesslich  hat  die  Gesetzgebimg  über  das  ge- 
sammte  Zollwesen,  über  die  Bestenening  des  Verbrauches  von  einheimischem  Zucker, 
Branntwein,  Salz,  Bier  und  Tabak,  sowie  über  die  Massregeln,  welche  in  den  Zoll-Aus- 
schlüssen zur  Sicherung  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze  erforderlich  sind.** 

^)  Vergl.  Ark.  41  ff. 

^)  VergL  Art  54  Abs.  2 :  «Der  Bund  hat  das  Verfahren  zur  Ermittelung  der  Ladungs- 
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Post-  und  Telegraphenweseu ;  *)  11)  Bestinimongen  über  die  wechselseitige 
VoUstreckoDg  von  Erkenntnissen  in  Givil-Sachen  and  Erledigung  von  Re- 
quisitionen überhaupt;  12)  über  die  Beglaubigong  von  öffentlichen  Urkonden; 
13)  die  gemeinsame  Gesefzgebang  über  das  Obligationenrecht,  Strafrecbt, 
Handels-  und  Wechselrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren;  14)  das  MiB- 
tairwesen  des  Bandes  und  die  Kriegsmarine;  und  15)  Massr^eln  der 
Medicinal-  und  Veterinärpolizei.*)  Dass  auch  die  Abänderung  der  Ver- 
fassung ein  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung  ist,  versteht  sich  aus  dem 
constitutionellen  Charakter  des  Norddeutschen  Bundes  von  selbst/)  Originell 
ist  dagegen  die  yerfassungsgesetzliche  Bestimmung,  dass  auch  Verfassungs- 
Streitigkeiten  in  solchen  Bundesstaaten,  in  deren  Verfassung  nicht  eine  Be- 
hörde zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  bestimmt  ist,  auf  Anrufen 
eines  Theiles  im  Wege  der  Gesetzgebung  zur  Erledigung  zu  bringen  siod, 
falls  nicht  dem  Bundesratbe  eine  gütliche  Ausgleichung  gelungen/) 

§.  763. 
Einen  besonderen  Gegenstand  der  Bundesgesetzgebung  bildet  hinsicht- 
lich seiner  geschäftlichen  Behandlung  das  Finanzwesen  des  Bundes. 
Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes  müssen   für  jedes  Jahr  rer- 


föhigkeit  der  Seeschiffe  zu  bestimmen,  die  AussteÜang  der  Messbriefe,  sowie  der  Scbiffi»- 
certificate  zu  regeln  tmd  die  Bedingungen  festzustellen ,  von  welchen  die  Erlaubniss  zur 
Fahrong  eines  Seeschififes  abMngig  ist" 

*)  Yerfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bandes  Art  47  Abs.  2:  ,Die  im 
Artikel  4  vorgesehene  Gesetzgebung  des  Bundes  in  Post-  und  Telegraphen-Angelegen- 
heiten erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Gegenstande,  deren  Begelung  nach  den  gegen- 
wärtig in  der  Preussischen  Post-  und  Telegraphen-Verwaltung  massgebenden  Grundsatsen 
der  reglementarischen  Festsetzung  oder  administrativen  Anordnung  überlassen  ist." 

^  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art  4. 

«)  Ebenda  Art.  78. 

*)  Ebenda  Art.  76  Abs.  2.  —  Die  Gegenstande  der  Gegetzgebung  des  Norddeut- 
schen Bundes  differiren  sehr  wesentlich  von  denen  des  Deutschen  Bundes.  Dieser 
kümmerte  sich  wenig,  mit  Erfolg  nur  um  einige  verfassungsrechtliche  Prinzipien,  welche, 
einer  conservativen  Politik  im  Sinne  der  Oarlsbader  Conferenzen  entlehnt,  sich  vor  Allem 
auf  die  Purification  des  monarchischen  Prinzips  in  allen  Bundes-Monarchieen  beschrankten. 
Von  einer  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes  war  kaum  die  Rede;  Erfolge 
hatten  wenigstens  die  gemachten  Anlaufe  nicht.  Das  Verfassungsgesetz  des  Norddeut- 
schen Bundes  spricht  mit  keiner  Sylbe  von  Prinzipien,  welchen  das  Verfassungsrecbt  der 
Bundesstaaten  bei  Vermeidung  des  Bisico*s,  von  Bundes  wegen  oder  mit  Bundeshülfe  um- 
gestossen  zu  werden,  und  bietet  so  wenig  die  Veranlassung  zu  den  traurigen  Verfassongs- 
wirren,  welche  gewiss  als  Haupthebel  der  Erfolge  der  Preussischen  Politik  von  1866  be- 
trachtet werden  können,  dass  vielmehr  in  diesem  Verfassungsgesetze  nur  auf  die  endliche 
Erledigung  solcher  Verfassungsstreitigkeiten  Bedacht  genommen  ist  Gegen  die  bereits 
glänzend  bewährte  Bestrebung  des  Norddeutschen  Bundes  im  Interesse  der  aügemeüien 
Wohlfahrt  reducirt  sich  aber  die  Wirksamkeit  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes  voll- 
ständig auf  Nichts. 
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ansehlagt  und  auf  den  Bnndeshanshaltsetat  gebracht  werden.  Letzterer 
wird  vor  Beginn  des  Etatjahres  nach  folgenden  Qrandsätzen  durch  ein 
Gesetz  festgestellt.*)  Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben 
dienen  zunächst  die  etwaigen  Ueberschttsse  der  Vorjahre,  sowie  die  aus 
den  Zöllen,  den  gemeinschaftlichen  Verbrauchssteuern  und  aus  dem  Post- 
und  Telegraphenwesen  fliessenden  gemeinschaftlichen  Einnahmen.  Insoweit 
dieselben  durch  diese  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  so  lange 
Bundessteuem  nicht  eingeftlhrt  sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundes- 
staaten nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen,  welche  bis  zur 
Höhe  des  budgetmässigen  Betrages  durch  das  Präsidium  ausgeschrieben 
werden.  Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der  Regel  ftlr  ein 
Jahr  bewilligt,  können  jedoch  in  besonderen  Fällen  auch  ftlr  eine  längere 
Dauer  bewilligt  werden.  Ueber  die  Verwendung  aller  Einnahmen  des 
Bundes  ist  von  dem  Präsidium  dem  Bundesrathe  und  dem  Reichstage  zur 
Entlastung  jährlich  Rechnung  zu  legen.  In  Fällen  eines  ausserordentlichen 
Bedtlrfnisses  können  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  die  Aufnahme 
einer  Anleihe,  sowie  die  Uebemahme  einer  Garantie  zu  Lasten  des  Bundes 
erfolgen.*) 

2.    Antheilnahme  des  Bundesraths  und  des  Belohstags  an  der 

Gesetzgebung. 

§.  764. 
Angeregt  wird  die  legislatorische  Thätigkeit  des  Bundes  entweder 
durch  die  Anträge  und  Gesetzesvorschläge  des  Bundesrathes,  welche  das 
Bundespräsidium  dem  Reichstag  vorzulegen  hat,  oder  auch  durch  Anträge 
des  Reichstags,  welche  auf  demselben  Wege  an  den  Bundesrath  gelangen.^) 
Jedes  Bundesglied  ist  beftigt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu 
bringen,  und  ist  das  Präsidium  verpflichtet,  dieselben  der  Berathung  zu 
übergeben.  Erhalten  diese  Vorschläge  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der 
Stimmen  im  Bundesrathe,  so  gelten  sie  als  dessen  Vorschläge  und  werden 


^)  Das  erste  Gesetz,  betr.  die  FeststeUung  des  Hanshalts-Etats  des  Norddeutschen 
Bundes  ftlr  das  Jahr  1868,  datirt  vom  20.  October  1867.  Für  das  Jahr  1867  war  das 
Bundesprasidinm  durch  Gesetz  vom  4.  November  1867  za  den  Ausgaben  für  das  Bundes- 
kanzleramt, den  Bundesrath  und  die  Bundesausschüsse  bis  zur  Höhe  von  35,275  ThLr. 
und  für  den  Beichstag  bis  zur  Hohe  von  54,488  Thlr.  ermächtigt.  Die  Mittel  zur  Be- 
streitung dieser  Ausgaben  wurden  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe ihrer  Bevölkerung  aufgebracht.  Der  Haushalts-Etat  pro  1869  ist  durch  Gesetz  vom 
29.  Juni  1868  festgestellt.  « 

')  Yerfassungsgesetz  Art.  69—73.  Die  erste  Anleihe  des  Norddeutschen  Bundes 
ward  durch  Gesetz  vom  9.  November  1867  genehmigt.  Vergl.  dazu  Gesetz,  betr.  die 
Verwaltung  der  nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  9.  November  1867  aufzunehmenden 
Bandesanleihe,  vom  19.  Juni  1868. 

')  Yerfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  16. 
m 


gen  aber  dnrch  Mitglieder  des  BundeRratbes  oder  durch  besondere  voe 
diesem  zu  eroeDDende  Commigsionen  vertreteo.*)  Ebenso  hat* auch  der 
Reichstag  das  Rechte  innerhalb  der  Competenz  des  Bundes  Gresetze  vor- 
zuschlagen und  an  ihn  gerichtete  Petitionen  dem  Bundesratbe,  reejH?ctive 
dem  Bande&kanzler  zu  ttberweieen.  Diese  Ueberweisung  geschieht  kraft 
eines  Beschlusses  der  absoluten  »Stimmenmehrheit  der  gesetzlichen  MH^ 
glieder  des  Reichstages.^)  Es  steht  übrigens  auch  jedem  Mitgliede  des 
Bundesrathes  frei^  im  Reichstage  zu  erscbeinen  und  die  Ansichten  seiner 
Regirung  zu  vertreten,  auch  dann,  wenn  dieselben  von  der  Majorität  des 
Bundesrathes  nicht  adoptirt  worden  sind/) 

3«   Entstehung  uud  Publikation  der  Buadesgesetze. 

§.  765. 
Auch  der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  liegt  die  Idee  de< 
einheithchen  Willens  des  die  Soavcraine  des  Bundes  vertretenden  Bundes 
rathes  und  des  die  Gesammtheit  der  Bundes-Unterthanen  darstellenden 
Reichstages  zum  Grunde.')  Nnr  dieser  einheitliche  Wille  kann  das  Geect? 
des  Bundes  ^Yerden.  Die  Uebcreinstinimung  der  den  verfassungsgcseb:- 
liehen  Bestimmungen  entsprechenden  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versamm- 
lungen ist  zu  einem  Bundesgesetze  erforderlich  und  ansreichend/)  Die 
tibere  hl  stimm  enden  Beschlüsse  des  Bundesralhs  und  des  Reichstages  werden 
durch  das  Bundespräsidium  Namens  des  Bundes  ausgefertigt  und  rerkfln- 
digt.  Diese  Publikation  bedarf  aber  zur  Gültigkeit  der  Gegcnzeichnan^ 
des  Bundeskanzlers,  irclcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  übeniimmt*) 
Sie  geschieht  vennittelst  des  Bundesgesetzblattes,")  Durch  eine  solche 
Verkündigung  von  Bundes  wegen  erhalten  die  Bnndesgesetze  ihre  verbind- 
liehe  Kraft  mit  der  Wirkung,  dass  sie  den  Landcx^gcsetzen  vorgehen/^ 
Sofern  nicht  in  dem  publicirten  Gesetze  ein  anderer  Anfangstermin  seiner 
verbindlicheu  Kraft  bestimmt  ist,  beginnt  diese  mit  dem  viei"^ehnten  Tag? 
nach  dem  Ablauf  desjenigen  Tages,  an  welchem  das  betretfende  Stück  des 


')  Yerfasaungflgenetz  des  Norddeutschen  Bandes  Art,  7  Abs.  2  und  Art  R 

=)  Ebenda  Art,  23  nnd  2a 

=)  Ebenda  Art.  9. 

^)  ProTisoriadie  NotbgiJictM  (s.  oben  §.  000)  giebt  ei  nach  der  Verfasamip  1^  ^&r^ 
deutfloheii  Bundes  nicbt. 

*J  Verfassnng-fl^esetz  des  Norddeutschen  Bqndes  Art  5  Äba.  L 

*)  Verfasiung  dea  Norddeutachen  Bundes  Art.  17. 

^  Verordnung,  betr,  die  EinfÜbrungr  des  Bundes^Ge&etiblattes  Br  den  Nördd..^t* 
Beben  Bund,  vora  26.  Jnli  1867. 

*)  Der  Deutsche  Bund  publicirte  seine  Vertrage  nieht,  iondem  überlieFB  öt  Palst 
cation  seiner  (Terf^Hun^Tecbtlichen)  Prinzipien  den  ein  seinen  ßegirungen. 
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Bandesgeseteblattes  in  Berlin  ausgegeben  worden  ist')  In  den  Consnlar- 
Jarisdictionsbezirken  erlangen  neue  Bnndesgesetze  erst  nach  Ablauf  von 
sechs  Monaten,  von  dem  Tage  gerechnet^  an  welchem  dieselben  durch  das 
Bundesgesetzblatt  verkündet  worden  sind,  yerbindliche  Kraft.  ^ 


Dritter  Titel. 

Die  Organe  der  Regirungsgewalt  des  Norddeutschen  Bandes. 


I.   Competenz  der  Regirung  des  Bundes. 

§.  766. 
Dem  Norddeutschen  Bunde  eignet  neben  der  Gesetzgebung  auch  eine 
Regirungsgewalt,  welche  dem  Wesen  nach  der  Regirnngsgewalt  des  Staats- 
souverains  analog  ist.  Auf  dem  Gebiete,  welches  der  Gesetzgebung  des 
Bundes  unterworfen ,  besitzt  auch  der  Bund  das  Recht  der  Regirung, 
eben  weil  die  souveraine  Gewalt  wollen  und  demgemäss  auch  handeln 
muss.')  Das  objective  Gebiet  der  Bundesregirung  ist  wie  das  der  Gesetz- 
gebung des  Bundes  verfassungsgesetzlich  abgegrenzt/)  Des  Weiteren  ist 
der  Begriff  dieses  Regirungsrechtes  nicht  definirt,  indess  ergiebt  das  Wesen 
der  Bundesgewalt  als  einer  wahrhaften  Souverainetät,  dass  alle  Functionen, 
welche  in  dem  staatsrechtlichen  Begriffe  der  Regirung  enthalten  sind, 
innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Competenz  auch  der  Norddeutschen  Bundes- 
gewalt eignen  können.  Bei  der  Bestimmung  des  äusseren  Zuständigkeits- 
gebietes des  Bundes  ist  freilich  neben  der  Gesetzgebung  des  Bundes  nur 
die  Beaufsichtigung  desselben  genannt,")  indess  fehlt  auch  die  verfassungs- 
gesetzliche  Anerkennung  einer  verordnenden  und  einer  vollziehenden  Ge- 
walt des  Bundes  nicht.  Das  Verfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes 
spricht  von  der  Ueberwachung  der  Ausführung  der  Bundesgesetze  Seitens 
der  Bundesgewalt,*)  von  der  Ernennung,  Beeidigung  und  Entlassung  der 
Bundesbeamten,')  von  der  Ftthrung  einer  selbständigen  Finanz wirthschaft 


0  Verfassung  des  Norddentschen  Bandes  Art.  2. 

')  GesetE,  betr.  die  Organisation  der  Bnndes-Cottsnlate,  sowie  die  Amtsr echte  und 
Pflichten  der  Bnndesconsoln,  Tom  8.  November  1867  §.  24. 

^  S.  oben  §.  000. 

*)  Yerfassnngsgesetz  des  Norddentschen  Bandes  Art«  4.    S.  oben  §.  000. 

^)  Ter fas sang sgesetc  Art.  4:  «Der  Beaa&ichtigang  Seitens  des  Bandes  und  der 
Cresetzgebung  desselben  unterliegen  die  nachstehenden  Angelegenheiten*  etc. 

«)  Ebenda  Art.  17  und  Art.  36  Abs  2. 

')  Ebenda  Art  18.  . 


Tarifwesen  der  EisenbahneD,*)  von  der  oberen  Leitung  der  Post-  und  Tele- 
graphen- Verwaltung,  Herstellung  einer  einheitlichen  Organisation  derselbeo 
und  Anstellung  der  oberen  Beamten  dieser  Dienstzweige/)  von  der  Orga> 
nisation,  Zusammensetzung  und  dem  Oberbefehle  über  das  gesammte  Ma- 
rine- und  Heerwesen  des  Bundes,')  von  der  AufeichtfÜhrung  über  das  ge- 
sammte Consulatwesen/)  letzlich  auch  von  gewissen  richterlichen  Haud- 
lungen  des  Bundes.")  Liegt  in  allen  diesen  einzelnen  Bestimmungen  auch 
im  Ganzen  das  Anerkenntniss  eines  staatsrechtlichen  Wesens  der  Beginmgs- 
gewalt  des  Bundes,  so  iet  doch  eine  jede  Anwendung  derselben  sowohl 
hinsichtlich  des  Gegenstandes  wie  der  Formen  und  des  Organs  ihrer  Aus- 
übung nur  aus  den  positiven  Bestimmungen  der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  zu  verstehen.  Denn  die  Souverainetät  der  einzelneo 
Staaten  im  Bunde  ist  nur  durch  die  positiven  Bestimmungen  der  Bondfö- 
verfassung  und  nur  so  weit,  als  diese  es  ausdrücklich  gethan,  beschränkt. 
Eine  Vermuthung  streitet  fbr  die  Regirungsgewalt  des  Bundes  nicht.  Jeden- 
falls aber  darf  eine  einzelne  Begiruug  im  Bunde  nicht  das  Prinzip  einer 
einheitlichen  Bundesregirung  verletzen  und.  muss,  auch  wenn  die  Bandes- 
gewalt nicht  selbst  eine  Angelegenheit  zu  behandeln  hat,  doch  stets  deo 
Grundsätzen  der  Bundesverfassung  entsprechend  handeln.^ 


IL   Die  Organe  der  Bundesregirung. 
1.   Der  Bundesrath. 

§.  767. 
Das  Organ  der  Bundesregirung   ist   im  Prinzipe  der  Bundesrath  als 
der  Träger  der  Bundesgewalt,  in  Wirklichkeit  aber  mit  sehr  wenigen  Aus- 
nahmen die  Präsidialmacht  des  Bundes,  die  Krone  Preussen.     Die  Thätig- 


*)  Verfassungsgesetz  Art.  38  und  39,  auch  Art.  49»  52  und  67.  YergL  mA 
oben  §.  763.  Bis  auf  Weiteres  versieht  die  Königlich  Preussische  General-Kasse  zu  Beriis 
die  Central-Kassengeschäfte  des  Norddeutschen  Bundes  unter  dem  Titel  .General  Kasse 
des  Norddeatschen  Bundes"  (Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers  Tom  21.  Janiar 
1868),  wahrend  die  Controle  des  Bundeshaushalts  f&r  die  Jahre  1867  bis  1869  durcb 
das  Bundesgesetz  vom  4.  Joia  1868  der.  Preussischen  Oberrechnangskammer  als  »Berit- 
nungshof  des  Norddeutschen  Bundes"  übertragen  ist. 

^)  Ebenda  Art.  45  ff. 

^)  Ebenda  Art.  50. 

^)  Ebenda  Art  53  ff.  und  Art  67  ff.,  namentUch.Art  64. 

')  Ebenda  Art  56. 

^  Ebenda  Art.  74  ff.    S.  unten  §.  768. 

")  S.  unten  §.  773. 


JL611,  ues  i3imaesraiDe8  una  geiDer  Ausscousse  ersirecKi  sicn  im  Aiigememeu 
OrUfdie  Berathang  und  Bearbeitung  der  Bundes- Angelegenheiten  für  die 
Oesetzgebung  und  auf  die  Berathung  und  Feststellung  der  zur  Ausführung 
der  Bundesgesetze  dienenden  Verwaltungs- Vorschriften  und  Einrichtuiigen;') 
die  vollziehende  Gewalt  bedarf  aber  eines  beweglicheren  Organes  und  ist 
dieses  das  Bundespräsidium.  Die  Functionen  der  Regirungsgewalt  des 
Bundes  sind  darum  zum  grösseren  Theile  der  Gompetenz  des  Bundesprä- 
sidinms  überwiesen  und  nur  zum  geringeren  der  Wirksamkeit  des  Bundes- 
ratfaes  selbst  vorbehalten.  Aus  einem  allgemeinen  Prinzipe  ist  indess  die 
Competenz  des  Einen  und  des  Anderen  nicht  zu  entscheiden;  die  positiven 
Bestimmungen  der  Bundesverfassung  geben  allein  die  rechtliche  Norm.  Es 
ist  aber  die  Präsidialmacht  nicht  etwa  als  eine  dritte  Potenz  neben  dem 
gesetzgebenden  Körper  und  neben  oder  gar  ttber  dem  Bundesrath  zu  he- 
trachten;  wie  in  den  Bepubliken  die  Gerichte  das  dritte  Organ  der  un- 
persönlichen souverainen  Macht  sind.  Vielmehr  bleibt  die  Krone  Preussen 
par  inter  pares  und  ist  nur  der  Repräsentant  des  Bundesrathes  als  des 
Snbjectes  der  souverainen  Macht  des  Bundes.')  Alle  nicht  der  Bundes- 
Präsidialmacht  oder  dem  Bundesrath  vorbehaltenen  Regirungsrechte  werden 
von  den  einzelnen  Regirungen  des  Bundesstaates  geübt;  es  kann  aber  auch 
in  diesem  Falle  dem  Bundespräsidium  das  Recht  eignen,  die  bundes- 
mässige  Ausübung  dieser  Rechte  zu  überwachen/)  und  eintretenden  Falles 
die  in  der  ErfUUung  ihrer  verfassungsmässigen  Bundespflichten  säumige 
Regirnng  dazu  im  Wege  der  Execution  anzuhalten.^) 


^)  Verfassangsgesetz  Art.  37  sagt  dies  indess  nur  hinsichtlich  des  Handels-  und 
des  Zollwesens;  ob  darin  die  Anwendimg  eines  allgemeineren  Prinzipes  zn  finden  sei,  ist 
wohl  sehr  zweifelhaft.  YergL  Art.  50  Abs.  2:  ,Das  Präsidinm  hat  far  den  Erlass  der 
reglementarischen  Festsetzungen  und  allgemeinen  administrativen  Anordnungen   (sc.  des 

Post-  und  Telegraphenwesens) Sorge  zu  tragen." 

*)  Verfassungsgesetz  Art.  17:  „Die  Anordnungen  und  Verfugungen  des  Bundes- 
präsidiums werden  im  Namen  des  Bundes  erlassen.*  VergL  G.  Meyer,  Grundzüge 
S.  63.  Anderer  Meinung  aber  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht  (1867) 
S.  432  ff  und  Ton  Martitz,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bun- 
des (1868)  S.  47  ff, 
I  ■}  YeTgh  1.  B,  Verfnasungsg^^setz  Art.  36:    ^Die  Krhebung  und  Verwsltun'g 

der  ZuUe  und  Yerbrauchssteüern  bleibt  jedem  BujidesÄtaafee,  soweit  derselbe  sie  bisher 
ausgeübt  Imt,  iniierhsilb  seines  Gebietes  ilberkj?sen.  Das  RiiudesprÄäidium  überwacht  die 
Einhaltung  des  gesetdicUeu  Vijrtabren*  durch  Bundesbjaiutt*;"'  und  Art.  50  Ab».  5:  ,I)id 
Änderen  (d.  h.  nicht  oberen!  bei  den  Vcrwaltuügfibeh Orden  der  Post  und  Telegraphie  #r* 
föT^eilichfn  Beamten,  mwk  alle  für  den  lokalen  und  tedmiKchen  Betrieb  bestimmten, 
mithin  bei  den  eigentlieb*?n  Betrl«?bÄS teilen  ftuigirenden  Beamten  u,  b,  w.  werden  von  den 
betreffenden  Land esif^irun gen  angestellt/ 

*J  Vt*rfftBsungi5geaet2  Art.  19;  « Wenn  Bunde*! gl\ eder  ih re  verlk^ un g? mästigen 
ftuniluipflicbteu  nleht  erfüllen,  so  können  .sie  datu  im  We^e  der  Ejiekutiou  angehalten 
Werden.    Diese  Eiekution  ist   a)  in  Betreff  militairim.:ber  Leistongen,    wenn   Gefahr   ink 


Dem  Buodesratfae,  sei  ee  quo  dem  Plenum  defiselben  oder  den  an^ 
ihm  bestellten  besooderen  ÄufiscLLllBsen/)  eiiid  auf  dem  Gebiete  des  Beg- 
rün ge  rechtes  dm'ch  das  Verfagsiingsgesetz  des  Norddeut  Beben  Bundes  ^m- 
drüeklich  folgeudc  FuDotionen  vorbehalten.  Wenn  Buudesglieder  ihre  ver* 
fassungsmäSBigen  Baudeapflichten  nicht  erÜlUen  und  es  sich  nicht  ledi^lirij 
um  miLitairisehe  LeistUDgen  handelt,  so  kann  der  Buiidesrath  die  KxeeaüoD 
beschliessen  und .  hat  der  Bundeateldherr  dieselbe  auszuführen.  ^)  Auf  (\m 
Gebiete  des  Zoll-  und  Handelsweaenä  beschliesut  der  Bundcf^rath  tlkr  dk 
dem  Reichstag  vorzulegenden  oder  von  demselben  angeuommeti^[i  oDtfr 
die  Bestimmung  des  Art.  35  fallenden  gesetzlichen  Anordnungen  einscblie^y 
lieh  der  Haodels-  und  Schifffah rts-Ver träge  ^  über  die  zur  Ausflilinmg  der 
gcmeinachaft liehen  Zoll*  und  Handels- Gesetzgebung  dienenden  Verwaltau^'^ 
Vorschrifteu  und  Einrichtungauj  über  Mängel  ^  welche  bei  der  Ausfiibmui: 
der  gemeinschattlichen  Gesetzgebung  hervortreten,  über  die  von  seiner 
Kechnungsbehörde  ihm  vorgelegte  schlies&liche  Feststellung  der  in  die  Buütk^ 
kasse  fliessenden  Abgaben.^)  Auf  Grund  der  Verpflichtung  der  BuBdes- 
regiruügen,  die  im  Bundesgebiete  belegenen  Eisenbahnen  im  inteiesse  de« 
allgemeinen  Verkehrs  wie  ein  einheitliches  Netz  verwalten,  und  dem  eui 
sprechend  die  neuen  Bahnen  anlegen  und  ansrüsteu  zn  lassen^  bat  der 
Bund  daftir  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Eisenbahuverwaltungen  die  Bahoen 
jederzeit  in  einem  die  nöthige  Sicherheit  gewährenden  baulichen  Zustande 
erhalten  und  mit  dem  Verkehrsbedürfnisse  entsprechenden  Verkehrsmaterisl 
ausrüsten j  und  dass  in  thunlichster  Beschleunigung  Übereinstimmende  Betriefe- 
einrichtungen, insbesondere  gleiche  Bahn-FüHzei-Reglements  eingeführt  wer 
den.')     Ebenso   hat  der  Bund  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen  zu  coiiip' 


Verzuge,  von  dem  Bunde Bfeldherm  anzuordnen  und  zu  vontiehen»  bj  in  aUen  andir'^:! 
Fällen  aber  von  dem  Bmidearstlie  zu  b^aelilieasen  und  von  dem  Bundesfeldberro  in  toJJ- 
strecken.  Die  Exekution  kann  bis  zur  Sequestration  des  betreffen  den  Landers  und  somx 
Regirimgfigewjilt  ausg^edelint  werden.  In  den  nnter  a  bezei ebneten  Füllen  isit  dem  Bund^ 
rathe  von  Anordnung-  der  Eiekution,  unter  Dairleg-iing  der  Beweggründe,  nngesiMit 
Ken ntniea  zu  geben»*  Also  litt  eine  BundeB-E^tekution  gegen  Preusaen  nicht  vorgtsdfccft. 
-*-  nnn,  wold  aua  gutem  Grunde  nicht. 

')  S.  oben  §.  755. 

')  Terfai'sungsgesetz  Art*  19.  * 

^)  Ebenda  Art.  37  Abs.  1;  vergL  auch  Art  S9.  Die  besonderen  Bestimmtnir^ 
binsichtUeb  des  Btimmenverhiltniasee  in  diesen  Angelegenheiten  waren  oben  §.  I^  ^ 
erwähnen. 

^)  Ebenda  Art,  i2  und  4*S.  Es  iat  Her  freilich  immer  nur  ton  dem  , Bunde*  ii* 
der  zuatändigeTi  Gewalt  die  Kede ,  indess  kann  wohl  nicht  bezweifelt  werden  ^  dmes  dks» 
Fanctionen  als  Acte  dea  reinen  Kegirunga rechtes  dem  Bundes rathe  im  Namen  dei  Bifr 
des  zustellen,  und  dass  nur  dem  liundes -Präsidium  eine  Prärogative  nicht  eingteii»* 
-wordeji. 
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liren.')  Endlich  besitzt  der  Bundesrath  auf  dem  Gebiete  der  Becbtepflege 
Rechte  ^iner  gewisseu  Jastizhoheit.  So  liegt  dem  Bunde^the  ob,  wenn 
in  einem  Bundesstaate  der  Fall  einer  Justizverweigerong  eintritt  nnd  auf 
gesetzlichen  Wegen  ausreichende  Hälfe  nicht  erlangt  werden  kann,  er- 
wiesene, nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  des  betref- 
fenden Bundesstaates  zu  beurtheilende  Beschwerden  über  yerweigerte  oder 
gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen  vnd  .darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei 
der  Bundesregirung,  die  zu  der  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  be- 
wirken*.) Endlich  werden  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Bundes- 
staaten, sofern  dieselben  nicht  privatrecbtlicher  Natur  nnd  daher  von  den 
competenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden  sind,  auf  Anrufen  des  einen 
Theiles  von  dem  Bundesrathe  erledigt/)  Verfassnngsstreitigkeiten  in  einem 
Bundesstaate  können  auf  Anrufen  eines  Theiles  wenigstens  versuchsweise 
Gegenstand  eines  gütlichen  Ausgleichs- Verfahrens  vor  dem  Bundesrathe 
werden.  *) 

2.    Das  Bnndes-Präsidinm« 

A.    Als  Vorsitzender  des  Bnndesraths. 

§.  769. 
Das  Präsidium  des  Bundesrathes  ist  berechtigt,  den  Bund  völkerrecht- 
lich zu  vertreten,  im  Namen  des  Bundes  Krieg  zu  erklären  und  Frieden 
zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere  Verti'äge  mit  fremden  Staaten  einzu- 
gehen, Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangen. '^  Es  ist  also  das 
Präsidium  das  ausschliessliche  Organ  des  Norddeutschen  Bundes  als  eines 
völkerrechtlichen  Subjectes  und  an  eine  Concurrenz  sei  es  des  Bundesrathes 
sei  es  des  Reichstages  nicht  gebunden.  Insoweit  indess  die  Verträge  mit 
fremden  Staaten  sich  auf  solche  Gegenstände  beziehen,  welche  nach  Art.  4 
in  den  Bereich  der  Bundesgesetzgebung  gehören,  ist  zu  ihrem  Abschluss 
die  Zustimmung  des  Bundesrathes  und  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmi- 
gung  des   Reichstages   erforderlich.^)    Aber   auch   auf  dem    Gebiete   des 


*)  Verfassungsgesetz  Art.  45:  »Dem  Bunde  steht  die  Oontrole  über  da^s  Tarif- 
wesen  zu.  Derselbe  wird  namentlich  dahin  wirken,  1)  dass  baldigst  auf  den  Eisenbahnen 
im  Gebiete  des  Bundes  übereinstimmende  Betriebs-Beglements  eingeführt  werden,  2)  dass 
die  möglichste  Gleichmassigkeit  und  Herabsetzung^  der  Tarife  erzielt,  insbesondere,  dass 
bei  grösseren  Entfernungen  für  den  Transport  von  Kohlen,  Eoaks,  Holz,  Erzen,  Steinen, 
Salz,  BoheJsen,  Düngungsmitteln  und  ähnlichen  %regenständen  ein  dem  Bedürfhiss  der 
Landwirthschaft  und  Industrie  entsprechender  ermässigter  Tarif,  und  zwar  zunächst  thun- 
liehst  der  Ein-Pfennig-Tarif  eingeführt  werde/ 

«)  Ebenda  Art.  77. 

^)  Ebenda  Art.  76  Abs.  1. 

*)  Ebenda  Art.  76  Abs.  2. 

^)  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  Art.  11  Abs.  1. 

•)  Ebenda  Art.  11  Abs.  2. 
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fugui&Re,  welche  tbeUs  die  geschäftliche  Venuittluug  zwischen  dem  Bundes- 
rathe  und  dem  Reichstage  tbeils  die  AaBftthrung  der  BundcRgesetze  und 
Erftllhiug  der  Buiideszwceke  betreffen.  Dem  Präsidium  steht  es  zu  ^  den 
Bandesrath  und  den  Reichstag  zu  berufen^  zu  eröfftien.  zu  vertageo  u&d  zn 
schliegseu/)  den  Bundeskanzler  zn  ernennen/)  die  geschäftlfche  Vermiu- 
lung  zwischen  dem  Bundesrathe  und  .dem  Reichstage  wahrzunehmen/)  die 
Bundeegesetze  auszufertigen  und  zu  verkündigen  und  ihre  Äusfähmng  m 
überwachen/)  Das  Piüsidium  ernennt  die  Bundesheamten,  vereidigt  die- 
selben für  den  Bund  und  verfügt  erforderlichen  Falls  deren  Entlas8ung/1 
hat  jedoch  vor  der  Beiordnung  der  Bundes-ZoUheamten  an  die  Zoll-  nn<i 
Steaerämter  und  an  die  DirectivbehlJrden  der  ehizelnen  Staaten  den  Ans- 
schuBB  des  Bundesrathos  tlür  Zoll-  und  Steuerwesen  zu  vernehmen^*)  sowie 
die  Anstellung  der  Buudes-Consuln  nach  Vernehmung  des  Ausschusses  flir 
Handel  und  Verkehr  erfolgt/)  Das  Buudespräsidium  kann  bei  eintretenden 
Nothständen^  iuBhesondere  bei  ungewöhnlicher  Theuerung  der  Lebensna.itte! 
einen  dem  Bedürfniss  entsprechenden  niedrigen  Spezialtarif  auf  Vorsehlag  des 
betreffenden  Buudesraths-Ausschußsee  feBtstellen/)  Dcraselbcu  gehört  die 
obere  Leitung  der  Post-  und  Telegraphen-V-envaltmig  an,  ohne  irgend- 
welche Concarienz  des  Buüdesrathes.'^ 

^)  YßrfäBsung  des  Korddeutachen  Btindea  Axt  12. 

^J  Ebenda  Axt,  lö. 

^)  Ebenda  Art.  16,  *"  • 

^)  Ebenda  Art.  17. 

*)  Ebenda 'Art,  18;  vt^gL  mit  Art.  36  Abs.  2  nnd  Art.  &0  Aba,  4.  Die  Form  ia 
Diensteides  der  unmittelbaren  Bunde sbt^aiuten  bestünnitc  die  Prisidiäl^Verordiiinig  vuji 
3.  December  1867,  ^ 

«;  Ebenda  Art,  36  Abs  2. 

"')  Ebenda  Art.  &G  Abs.  L 

*)  Ebenda  Art-  46,  Dieser  Speiialtarif  darf  jedoch  nicht  nnter  den  niedrigslEai  taf 
der  betreffenden  Balin  für  liobprodacte  g-eltenden  Satz  hinabgehen. 

^)  Vcrfassungsgeaetz  Art.  50:  „Dem  Butidespräsidium  gehiirt  die  obere  Leiturr 
der  Post-  und  Tclegraphen-Verwaltting-  an.  Dasselbe  bat  die  PtÜchten  und  d&s  E«Ji- 
dafur  zu  sorgen,  daes  Einheit  in  der  OrgauiBation  der  Verwaltung  und  im  Betriebe  J^ 
Dienstes,  aowtt  in  der  QuaUfication  der  Beamten  hergestellt  und  erhalten  wird,  J>u 
Präsidium  hat  für  den  Erlass  dar  reg^nventariacheii  Festsetzungen  und  aHi^PtDeiDefl  ^- 
minifitrativen  Anordnungen,  sowie  für  die  ausschliesdicbe  Wahrnehmung  der  B^ziefeunf^ 
2U  anderen, deutschen  oder  ausaerdeutaclfen  Ptwt-  nnd  Telegraphen-Verwalttmgen  Scrgie  12 
tragen.  Sämmtliche  Beamte  der  Poat-  und  Telegraphen- Verwaltung  sind  veTpflicbW*  to 
Anordnungen  des  Bundesjjräsidiums  Folge  ta  leisten.  Diese  Verpflichtung  ist  iß  4<^ 
Diensteid  aufzunehmen.  Die  Anstellu^Hg  der  bei  den  Verwaltungsbehörden  der  Post  ai . 
Telegraph ie  in  den  rerachiedenen  Beerten  erforderlichen  oberen  Beamten  {2.  B  d^-^ 
Directoren.  Bäthe,  Oher-InBpectoren)^  ferner  die  Anatellong  der  lur  Wahrnehnnoig  i'^ 
Anfsichts-  n,  s,  w.  Dienstea  in  den  einzelnen  Bezirken  ab  Organe  der  erwähnten  Bd»pitE 
fungirenden  Post-  nnd  Telegraphenbeamteu  (z.  B*  InnpectoreoT  Controleure)  gehtflr^ 
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B.    Als  Bandesfeldherr. 

§.  770. 
Der  Bandesfeldherr  hat  die  Pflicht  and  das  Rechte  dafür  Sorge  za 
tragen,  dass  innerhalb  des  Bandesheeres* alle  Trappentheile  vollzählig  and 
kriegstttchtig  vorhanden  sind,  »nnd  dass  Einheit  in  der  Organisation  and 
Formation,  in  Bewaffnung  and  Kommando,  in  der  Aasbildang  der  Mann- 
schaften, sowie  in  der  Qaalifikation  der  Officiere  hergestellt  and  erhalten 
wird.  Zu  diesem  Behuf e  ist  der  Bandesfeldherr  berechtigt,  sich  jederzeit 
dorch  Inspectionen  von  der  Verfassung  der  einzelnen  Gontingente  zu  über- 
zeugen und  die  Abstellung  der  dabei  vorgefundenen  Mängel  anzuordnen. 
Der  ßundesfeldherr  bestimmt  den  Präsenzstand,  die  Gliederung  und  Ein- 
theilung  der  Contingente  der  Bundesarmee,  sowie  die  Organisation  der 
Landwehr,  und  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Bundesgebietes  die  Garnisonen 
zu  bestimmen,  sowie  die  kriegsbereite  Aufstellung  eines  jeden  Theils  der 
Bundesarmee  anzuordnen.^)  Der  Höchstcommandirende  eines  Contingents 
sowie  alle  OfBciere,  welche  Truppen  mehr  als  eines  Gontingents  befehlen, 
und  alle  Festungskommandanten  werden  von  dem  Bundesfeldherm  ernannt 
und  leisten  diesiem  den  Fahneneid.  Der  Bundesfeldherr  ist  berechtigt,  be- 
hufs Versetzung  mit  oder  ohne  Beförderung  ftlr  die  von  ihm  im  Bundes- 
dienste, sei  es  im  Preussischen  Heere  oder  in  anderen  Gontingenten  zu  be- 
setzenden Stellen  aus  den  OfScieren  aller  Gontingente  des  Bundesheeres  zu 
wählen.*)  Das  Recht,  Festungen  innerhalb  des  Bundesgebietes  anzulegen, 
steht  dem  Bundesfeldherm  zu,  welcher  die  dazu  erforderlichen  Mittel,  so- 
weit das  Ordinarium  sie  nicht  gewährt,  bei  dem  gesetzgebenden  Körper 
beantragt.')  Die  Organisation  und  Zusammensetzung  der  Kriegsmarine 
liegt  dem  Könige  von  Preussen  ob,  welcher  die  Officiere  und  Beamten  der 
Marine  ernennt  und  den  Oberbefehl  über  dieselbe  ftlhrt.*)  Wenn  die  öflFent- 
liche  Sicherheit  in  dem  Bundesgebiete  bedroht  ist,  kann  der  Bundesfeldherr 
einen  jeden  1?heil  desselben  in  Kriegszustand  erklären.')  Endlich  ist  es 
Recht  und  Pflicht  des  Bundesfeldherm  gegen  die  ihre  militairischen  Lei- 


ganze  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  von  dem  Präsidium  ans,  welchem  diese  Beamten 
den  Diensteid  leisten.  Den  einzelnen  Landesreginmgen  wird  von  den  in  Rede  stehenden 
Ernennungen,  soweit  dieselben  ihre  Gfebiete  betreffen,  Behufs  der  landesherrlichen  Bestä- 
tigung und  Publikation  rechtzeitig  Mittheilung  gemacht  werden." 

*)  Verfassungsgesetz  Art  63. 

^  Ebenda  Art.  6,  i  Abs.  2  und  3. 

*)  Ebenda  Art.  65;  vergl.  auch  Art.  73. 

«)  Ebenda  Art.  53. 

^)  Ebenda  Art.  68.  Bis  zum  Erlass  eines  die  Voraussetzungen,  die  Form  der  Ver- 
kündigung und  die  Wirkungen  einer  solchen  Erklärung  regelnden  Bnndesgesetzes  gelten 
dafür  die  Vorschriften  des  Preussischen  (Gesetzes  vom  4.  Juni  1851. 
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vorzugeben,  )  -  ^ 

C-    Formen  und  Organe  der  Bundes-Priisidialgewalt 

.§.  771_ 

Das  Bundeß-Präsidiiun  (Bundesfeldheq-)  ist  der  König  von  Prea^ra 
ala  der  souveraine  Träger  der  Krijue  Preiisseu.  In  der  Geltendmacbung 
der  Rechte  und  in  der  ErMllang  der  Pflichten  de6  Btindes-PräÄidiums  han- 
delt dieser  Monarch  pergoulieh,  Dal>ci  ist  aber  auch  die  Conseqnenz  des 
monarchischen  Prinzipes,  die  personlicLe  Un Verantwortlichkeit  des  S^ave- 
rains,  in  Kraft  gebüeben  und  ist  zur  Währung  dergelbeu  verfassnngsge- 
setzlich  bestimmt^  dass  die  Verantwortlichkeit  für  eine  jede  Anordnang  oder 
Verfilgimg  des  Bimdes- Präsidiums  der  Bundeskanzler  tragt,  und  dass  m 
zur  Gültigkeit  derselben  der  Gegen  zeichimg  dieses  Bundes -Ministers  bedtlrte*^» 
Es  bezieht  sieh  diese  Verantwortlichkeit  des  Bundeskanzlers  nur  darno^ 
dass  die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Bundes -Präsidiums  der  Vct- 
fassung  und  des  Gesetzes  des  Bundes,  sowie  dem  vom  Bundesrathe  ino^- 
halb  der  Competenz  gefasstcn  Bescbllb^scn  entspreche-  Das  Erfordemisa 
der  Contrasignatur  des  Bundeskanzlers  ist  dagegen  nur  in  dem  Sinne  des 
monarcbi scheu  Htaatsrechts  zu  verstehen  und  tritt  deshalb  nicht  bei  dei^- 
jenigen  Anordnungen  und  Verflignngeii  des  Königs  von  Preusscn  eiß* 
welche  von  demselben  kraft  seines  Rechtes  des  Oberbefehls  tlber  die  BuDdes- 
Armee  ergehen,^) 

g.  772, 

Dem  Bundes -Präsidium  stehen  als  die  ausführenden  Organe  zur 
Seite:   der  Bundeskanzler  mit  den  ihm  unterstellten  Behörden  und  Be- 


')  VorfaHsuiigsgeBetÄ  Art,  11).     S.  oben  §.  767  a.  Kl 

-)  ELondft  Art.  17.  ' 

^)  Hiörsemenzelj  ^ig  Verfassung  des  Norddeutächcn  Bundes  Th,  Ü  S,  76  ff.  Wjki 
G,  Meyer,  Grundzüge  S,  B3  ff*  dai^eß-en  sa^,  triiTt  keineswegs  za.  Namentlich  istnidlt 
KU  concediren,  da^a  die  Aiu drücke  ,Bunde,spriaidiQm'*  and  ,,BundeBfeldberr''  nur  redactk»- 
nelle  Verscliied*'nljeiten  obne  aachliclie  Bedeuttw^  seien.  loi  Reichst jjg  selbst  ist  mx 
dieses  behauptet  und  g:leichaara  "besehlussiiuisaig  festgestellt.  Das  hatte  indess  einen  £ini 
anderen  8inB-  Insofern  iat  die  BezeiclinuBg  nämlich  uUerdiugB  nur  eine  redAeUoneD^ 
ohne  aacUiche  Itedüutung,  als  Bundeanräsidium  und  BundesfoMherr  identisch  ist  mit  da 
Krone  Preu&sen  und  diese  wieder  mit  dem  Könige  von  Preossen*  Wenn  es  skh  aber  vm 
die  begriinicbtn  Unt^rscbiede  der  verschiedenen  Functionen  der  Regirmigsgewilt  hÄUÄelt 
dann  erhalten  jene  Besteiehnnugen  allerdings  cino  fiebr  be^tiiuinte  sacblicha  BedeuUmg^ 
Man  wird  doch  nicht  sagen  wollen,  der  König  yon  Preusaen  volkiebe  ein  ZoHgeicö  al" 
Bandesfaldherr,  Wenn  aher  Graf  Bisinarck  ausdrücklich  erklärte,  dass  er  sich  auch  r-i" 
die  Kriegs-  und  Marine  Verwaltung  des  Bundes  als  verantwortlich  ansehe»  so  bewebt  i3i- 
Nichti  gegen  die  im  Teit  vertretene  Ansicht,  da  ja  auch  nach  dem  StaAtErecht  der  Exir-p- 
mimfiter  diese  VerantwertUcliköit  tragt,  ohne  dass  es  darum  »einer  Cöntrasignatrar  ft*i 
mlHainsehen  Befehlen  bedurfte^ 
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amten  fUr  das  nicht -militairische  Gebiet  der  Präsidialmacht,  und  die  ge- 
sammte  Bandes- Armee  mit  ihrem  Officiercorps  fttr  die  Verrichtmigen  des 
Bundesfeldherm.  Der  Bandeskanzler  ist  der  Vertreter  der  Präsidialmacht 
im  Bandesrathe  and  zugleich  Minister  des  Bundes,  in  sofern  alle  Anord- 
nangen  and  VerfÜgangen  des  Königs  von  Preossen  der  Gegenzeichnung  des 
Bundeskanzlers  bedürfen  und  dieser  dadurch  die  politische  Verantwortlich- 
keit für  die  Bundesgesetzmässigkeit  derselben  übernimmt.  0  Zur  Unter- 
stützung des  Bundeskanzlers  ist  dasbesondereBundeskanzler- Amt  berufen, 
als  Behörde  fttr  die  dem  Bundeskanzler  obliegende  Verwaltung  und  Beauf- 
sichtigung der  durch  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  zu  Gegen- 
ständen der  Bundesverwaltung  gewordenen,  bezw.  unter  die  Aufsicht  des 
Bundes- Präsidiums  gestellten  Angelegenheiten,  sowie  fUr  die  dem  Bundeskanzler 
zustehende  Bearbeitung  der  übrigen  Bundes -Angelegenheiten.')  Die.de  m 
Bundeskanzler  untergordneten  Bundesbeamten  sind  zur  Ausrich- 
tung des  völkerrechtlichen  Berufes  der  Präsidialmacht  die  Gesandt- 
schaften nebst  denConsnln,  und  für  die  Wahrnehmungen  der  anderen 
Regirongsfunctionei)  des  Bundes -Präsidiums,  die  in  der  Zoll-  und  Post- 
bezw.  Telegraphen- Verwaltung  angestellten  höherenBeamten.^) 
Die  Organisation  der  Bundesconsulate  ist  durch  die  Gesetzgebung  des  Nord- 
deatschen  Bundes  besonders  geordnet,  sowie  diesQ  auch  die  Gerichtsbarkeit 
der  Bundesconsuln  geregelt  hat.^) 

8.   Die  Bundesstaaten. 

§.  773. 
Eine  jede  einzelne  Regirung  im  Norddeutschen  Bunde  nimmt  an  den 
Functionen  der  Regirungsgewalt  desselben  im  Allgemeinen  insofern  Antheil, 
als  dieselbe  auch  individuell  verpflichtet  ist,  die  «Interessen  des  Bundes  zu 
beachten  und  das  zur  Erfüllung  der  Bundeszwecke  Erforderliche  je  an 
ihrem  Theile  wahrzunehmen.  Abgesehen  von  einer  solchen  allgemeinen 
mehr  moralischen  Verpflichtung  der  Bundesstaaten  sind  denselben  auch  be- 
sondere Zuständigkeiten  auf  dem  Gebiete  des  Bundeslebens  eingeräumt. 
So  ist  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern 
einem  jeden  Bundesstaate,   soweit  derselbe  sie  bisher  ausgeübt  hat,  inner- 


*)  S.  vorstehenden  Paragraphen.    VergL  G.  Meyer,  Grundzüge  S.  82  Note  4. 

*)  AUerhöchster  Präsidial-Erlass  vom  12.  August  1867  (Bundes-Gesetzblatt  S.  29). 

')  Hinsichtlich  dieser  Zoll-  und  Postbeamten  s.  oben  §.  769. 

*)  Gesetz,  betreifend  die  Organisation  der  Bundesconsulate,  sowie  die  Amtsrechte, 
und  Pflichten  der  Bundesconsuln,  vom  8.  November  1867  (Bundes-Gesetzblatt  S.  137—144), 
in  dessen  §.  24  bis  zum  £rlass  eines  Bundesgesetzes  über  die  Consulargerichtsbarkeit  das 
hierüber  in  Preussen  erlassene  Gesetz  vom  29.  Juni  1865  (Bundes-Gesetzblatt  1867 
S.  144—156)  adoptirt  worden. 
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halb  seines  Gebietes  überlassen,  jedoch  unter  der  Oontrole  des  Präsidinms.  ^) 
Ebenso  ist  das  Eisenbahnwesen,  insofern  nicht  die  Anlage  von  Eisen- 
bahnen, welche  im  Interesse  der  Vertbeidigung  des  Bandesgebietes  oder  im 
Interesse  des  gemeinsamen  Verkehrs  für  nothwendig  erachtet  werden,  oder 
allgemeine  Betriebs-  und  Tarifordnungen  in  Frage  sind,  der  Gresetz- 
gebnng  and  Regirang  der  einzelnen  Bundesstaaten  yerblieben.')  Nachdem 
das  Post-  and  das  Telegraphenwesen  zu  einheitlichen  Staatsverkehrs- An- 
stalten erhoben  und  die  obere  Leitung  derselben  ganz  dem  Bundes-Präsidium 
überlassen  worden,  eignet  den  Landesregirungen  nur  die  Anstellung  der 
nicht  zur  oberen  Leitung  dieser  Anstalten  dienenden  Post-  und  Telegraphen- 
Beamten.'),  Auf  dem  Gebiete  des  Militairwesens  haben  die  Souveraine 
der  Bundesstaaten  noch  diejenige  Selbständigkeit,  welche  die  Grundsätze 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  über  die  Organisation  und  Zu- 
sammensetzung der  Bundescontingente  übriglassen.*)  Die  BundesfUrsten 
und  die  Senate  ernennen  daher,  wo  nicht  besondere  Conventionen  ein  An- 
deres bestimmen,  die  OfBciere  ihrer  Contingente,  sofern  diese  nicht  von 
dem  Bundesfeldherrn  zu  ernennen  sind;'^)  sie  sind  Chefs  aller  ihren  Ge- 
bieten angehörenden  Truppentheiie  und  geniessen  die  damit  yerbundenen 
Ehren.  Auch  steht  ihnen  das  Recht  zu,  zu  polizeilichen  Zwecken  nicht 
blos  ihre  eigenen  Truppe^  zu  verwenden,  sondern  auch  alle  anderen  Theile 
der  Bundes-Armee,  welche  in  ihren  Bundesgebieten  dislocirt  smd,  ru  re- 
quiriren.®)  Sonst  sind  die  Bundesregirungen  in  ihren  souverainen  Rechten 
unbeschränkt  geblieben  und  gelten  immer  noch  als  souveraine  Gewalten 
im  staatsrechtlichen  Sinne.  ^ 


0  Verfassungsgesetz  Art.  36  Abth.  1.    Vergl.  auch  Art.  39. 

s)  Ebenda  Art.  41  und  ^. 

3)  Ebenda  Art.  50.  .  • 

*)  S.  oben  §.  275  ff. 

*)  Bei  Generalen  und  Generalstellen  versehenden  Officieren  innerhalb  des  Bundes- 
Contingents  ist  die  Ernennung  von  der  jedesmaligen  Zustimmung  des  Bundesfeldherrn  ab- 
hängig zu  machen.    Vergl.  Verfassungsgesetz  Art  64  Abs.  2. 

')  Verfa'ssungsgesetz  Art  66. 

')  S.  oben  §.  340.  Die  in  dem  Vorfassungsgesetz  des  Norddeutschen  Bundes  (vergl. 
z.  B.  Art  50  Abs.  5)  vorkommende  Bezeichnung  „Landesregirung"  erinnert  an  die  »Ter- 
ritorial-Kegirungen"  der  Reichszeit. 


Viertes  Kapitel.  i 

Die  Organe  des  Zollvereüis. 

I.  Wesen  der  Zoiivereinsgewait. 

§.  774. 
Der  unter  dem  8.  Juli  1867  zwischen  dem  Nord 
welcher  bereits  auf  Grand  der  Bandesverfassang  einen  Z 
verein  gebildet,  und  Baiern,  Wttrtemberg,  Baden  und  Hesf 
zum  Bande  gehörigen  süddeutschen  Staaten  gegründete  Z 
verein  trägt  einen  wesentlich  anderen  Charakter  als  die  f\ 
Vereine.  Während  diese  lediglich  völkerrechtliche  Verei 
und  mit  allen  Grundsätzen  und  Bestimmungen  vorwiegend 
des  Völkerrechts  standen,  hat  dieser  deatsche  ZoUvereh 
staatsrechtliches  Gepräge  erhalten,  und  erscheint  als  ein  i 
gebungs-  und  Verwaltungsjecht  versehener  Zoll-Bundessl 
stand  dieser  Quasi -Souverainetät  ist  indess  ein  sehr  besc 
das  Gebiet  des  Zoll-  und  Handelswesens  dieser  Gesetzg< 
Regirang  vorbehalten  ist.  Dieses  Gompetenzgebiet  ist  posit 
begrenzt  und  sind  die  Grenzen  und  Gegenstände  dessel 
Bestimmungen  des  Vertrages  und  der  darauf  sich  gründenc 
etwa  aus  einem  allgemeinen  Prinzipe  zu  erkennen.')  N 
gebung  dieses  Zollvereins  findet  sich  immer  noch  der  völ 
trag  als  der  Weg  der  Herbeiführung  gleichmässiger  G; 
Hebang  und  Vei*waltung  von  ZbUen  anerkannt,  so  dass  6 
Körper  des  Zollvereins  nur  diejenigen  Aufgaben  zu  erftl 
der  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  ihm  überwiesen  hat.*) 


*)  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  Art.  3:  „üeber  die  Gemeinscha 
und  der  Verwaltnngs-Einrichtungen  ist  zwischen  den  vertragenden  T\ 
abredet  worden; "  und  Art.  7  a.  Schi. :  »Auf  andere  als  die  vorstehe 
gelegenheiten  erstreckt  sich  die  Zuständigkeit  derselben  (sc.  des  1 
Zollparlaments)  nicht  ** 

«)  Vcrgl.  Vertrag  vom  8.  Juli  1867  Art  5:  »Die  vertragenden  Tl 
streben  darauf  richten,  eineüebereinstimmung  der  Gesetzgebu 
rung  der  in  ihren  GebieteQ,  theils  bei  der  Hervorbringung  oder  Zul 
mittelbar  bei  dem  Verbrauche  mit  einer  inneren  Steuer  belegten,  nicht 
des  Artikels  3  fallenden  Erzeugnisse  im  Wege  des  Vertrages  hei 
dahin,  wo  dieses  Ziel  erreicht  worden,  soUen  hinsichtlich  der  vorbem 
folgende  Grundsätze  in  Anwendung  kommen,"  —  also  kraft  diet 
üebereinkommena. 


II.   Gesetzgebung  des  Zollvereins. 

h   Gompetens« 

§.  776. 
Die  GesetzgeUinig  des  Zoll  und  HandelgvereinB  h&t  sieh  nach  den 
Bestiinmungen  des  Vertrages  zu  erstrecken:')  1)  auf  die  Eingangs-  rnid 
Aus^gangs-Abgabeu,  sowie  auf  die  Durchfuhr,  wobei  jedoch  diejenigen  par 
Hkularrechtlichen  Modifieationen  zulassig  Bind,  welche^  ohne  dem  gemein- 
samen Zwecke  Ahbnich  zu  thun,  aus  der  EigenthUmiiehkeit  der  allgemeiiieo 
Gesetzgebung  eines  jeden  Theü  nehmenden  Staates  oder  ans  localen  loter* 
essen  Bich  als  nothwendig  ergeben;^)  2)  anf  die  Besteuerung  des  im  Um- 
fange des  Vereins  gewonnenen  Salzes  nnd  aus  Kliben  bereiteten  Zuckers:^ 
;i)  auf  die  Besteaemug  des  im  Umfange  des  Vereins  gewonnenen  oder  zu- 
bereiteten  Tahacks;^)  4)  auf  die  Massregeln  zum  Schutze  des  gemeinschüft- 
liehen  Zollsystems  gegen  den  Schleichhandel  und  der  inneren  Ve^branch^■ 
abgaben  gegen  Hinterziehungen  (Defraudationen).*)  Andere  Gegenstäadc 
des  Zoll-  und  HandelswcBens  sind  der  Gesetzgebung  des  Zoll7ereins  nicht 
unterworfen,  sondern  der  Gesetzgebung  eines  jeden  Staates  im  Zollverein 
bezw.  der  Legislation  des  Norddeutschen  Bundes  vorbehalten,  welche  dann 
etwa  nur  durch  die  Vereinbarung  dieser  Staaten  über  bestimmte  Priniipien 
beeinfluest  werden  kann,*) 

2.   Der  gesetzgehende  E&rper. 

A.    Die  Elemente. 

§:  776. 
Die  OrganisatiQu  des  gesetzgebenden  Körpers  des  Zoll-  nnd  Handek- 
vereins  beruht  genau  auf  denselben  Grundsätzen,    welche  die  Emrichtimr 
der  Gesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  bestimmten.     Auch  die  Ge^ 


'}  Alt,  3  des  ZoU Vortrages  §g,  1 ,  J  und  5  sagt  freilich  nur :  .In  den  G^^bieten  4^^ 
vertrag^enden  T heile  sollen  übcretastimiDeiid  Gesetze  über*  et^.  bestehen.  Dass  dieses  abtü 
jiichi  im  t^inne  des  Staatenbundesrechtes  zu  verstehen,  beweiast  Art.  7 ;  ^Die  Gesetijfchimi: 
über  die  in  dem  Artikel  3  bezeichneten  Angelegenheiten wird  »osgeübt*  etc 

=*)  Art  3  g.  h 

3J  Art,  3  g.  3,  Dabei  ist  vorbehalten,  dass,  wena  die  Fabrikation  von  2acker  wi^f 
%ra|)  aiis  anderen  inländischen  Erzeugnissen  als  ans  Ruhen,  z.  II.  aus  Starke,  ufk  Zi:>ü- 
vcrein  einen  erheblichen  Umfang  gewinnen  soUte,  diese  Fabrikation  eben  falb  der  2>^- 
veteins'Geaetzgebnng  sta  unterwerfen  sein  würde. 

^)  Art.  3  g.  4. 

')  Art  3  §.  5. 

"}  Yergh  Art.  5  g.  1  tf. 
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setzgebung  des  Zollvereins  wird  durch  den  Bundesrath  unter  dem  Prä- 
sidium der  Krone  Preussen  und  das  Zollparlament  ausgeübt,  und 
entspricht  jener  genau  dem  Bundesrathe  und  dieses  genau  dem  Reichstage 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes,  nur  dass  die  Elemente  desselben 
durch^den  Hinzutritt  der  Regirungen  und  der  Unterthanen- Vertreter  Baiems, 
Würtembergs,  Badens  und  Hessens  wesentlich  erweitert  sind.  Zu  den 
Stimmen  im  Bundesrath  des  Norddeutschen  Bnndes  treten  noch.  6  für 
Baieru;  4  für  WtirtemWg,  3  für  Baden  und  noch  2  für  Hessen,  das  im 
Norddeutschen  Bunde  eine,  im  Zoll-Bundesrath  aber  drei  Stimmen  führt. ^) 
Das  Zollparlament  besteht  aus  den  Mitgliedern  des  Reichstages  des  Nord- 
deutschen Bundes  und  aus  Abgeordneten  aus  den  Süddeutschen  Staaten, 
welche  ganz  nach  den  Bestimmungen,  welche  ftlr  die  Wahlen  zu  jenem 
Reichstage  gelten,  gewählt  werden.')  Es  bleibt  aber  der  Gelsetzgebung  der 
Süddeutschen  -  vorbehalten  über  die  Staatsangehörigkeit  Bestimmung  zu 
treflFen,  durch  welche  die  Wählbarkeit  zum  Abgeordneten  für  das  Zollpar- 
lament bedingt  ist.^) 

B.    Rechtsverhältnisse. 

§.  777. 
Im  Allgemeinen  gelten  alle  Bestimmungen  des  Verfassungsgesetzes  des 
Norddeutschen  Bundes  auch  ftlr  den  gesetzgebenden  Körper  des  Zollvereins 
und  die  beiden  Theile  desselben,  sowohl  was  die  Organisation  als  auch 
was  die  Art  der  Verhandlungen,  die  Berufung,  0  Eröffnung,  Vertagung  und 
Schliessung  der  Versammlungen  betrifft.  Die  besondere  Natur  des  Zoll- 
vereins^ und  dessen  Beziehungen  zu  den  Organen  des  .Norddeutschen  Bundes 
haben  aber  mehre  besondere  Bestimmungen  für  den  Bundesrath  und  das 
Zollparlament  herbeigeftlhrt.  Was  zunächst  den  ZoU-Bundesrath  be- 
trifft, so  bildet  derselbe  aus  seiner  Mitte  dauernde  Ausschüsse  ftlr  Zoll-  und 
Stenerwesen,  für  Handel  und  Verkehr  und  für  Rechnungswesen;  in  jedem 
dieser  Aüsschtlsse  müssen  aber  ausser  dem  Präsidium  mindestens  vier 
Vereinsstaaten  vertreten  sein,  während  in  den  Ausschüssen  des  Norddeut- 
schen Bundesrathes  die  Vertretung  von  zwei  Bundesstaaten  genügt.*)  Hin- 
sichtlich des  Zoll  Parlaments  hat  der  Umstand,  dass  det  Hauptbestand- 

')  Vertrag  Art.  8  §.  1 

«)  Art.  9  §.  1  Abs.  1. 

^)'Ebenda  Abs.  2. 

*)  Jedoch  mit  der  Modification,  dass  die  Berufung  des.  Bundesratlis  zwar  auch  all- 
jährlich, die  Berufung  des  ZoUparlanients  dagegen  nicht  in  regelmässig  wiederkehrenden 
Zeitabschnitten,  sondern  dann  stattfindet,  wenn  das  legislative  Bedürfniss  den  Zusammen- 
tritt erforderlich  macht  oder  ein  Drittheil  der  Stimmen  im  Bundesrathe  denselben  verlangt. 
Vergl.  Vertrag  vom  8.  JuU  1867  Art.  8  §.  8  und  Art.  9  §.  5. 

6)  Art    8  §.  3. 


zu  diesem  Zwecke^  nach  Vernehmung  des  Ausschusses  des  Bundesrathes 
flir  Zoll-  und  Steuerwesen,  den.  Haupt -Zollämtern  sowohl  an  den  Grenzec 
als  im  Innern  und  den  Directivbehörden  Vereinsbeamte  bei.  Die  Gehälter 
und  alle  übrigen  Kosten  der  Vereins-Controleure  und  Bevollmächtigten  tra^ 
der  Verein. ')  Von  besonderem  Interesse  ist  aber  die  Vereinbarung  der 
Zoll- Vereinsstaaten,  für  die  Diensttreue  der  bei  der  Zoll -Verwaltung  von 
ihne»  angestellten  Beamten  und  Diener  und  für  die  Sicherheit  der  Gassen 
locale  und  Geldtransporte  in  der  Art  zu  haften,  dass  Ausfälle,  welche  an 
den  Zolleinnahmen  durch  Dienstuntreue  eines  Angestellten  erfolgen  oder 
aus  der  Entwendung  bereits  eingezahlter  Gelder  entstehen,  von  derjenigen 
Regirung,  welche  denselben  angestellt  hat  oder  welche  die  entwendeten 
Bestände  erhoben  hatte,  ganz  allein  zu  vertreten  sind  und  bei  der  Revenüeo* 
thciluüg  dem  betreffendeu  Staate  zur  Last  .fallen."^ 


^)  Art.  20,  wo  sich  auch  nähere  Be^tinimtingen  üher  die  Functionen  dji^^r  Zull 
YereinB' Beamten  finden,  YergL  cUveu  das  ScIilUBsprotocoll  vom  8.  Jnii  1867  No,  i'j 
tnundee-Gesetzhktt  S,  110)- 

^)  Art.  16  Abs.  2,  Eigenthüraliche  Anwendung  des  Grundsatzes,  dast  dsr  t^tu. 
fTir  die  Defraudationen  seiner  Beamten  hafte.  Derselbe  ist  hier  also  hinsichtlich  h 
Verbältnissee  zwischen  dem  Zollverein  und  den  einzelnen  Vereinsstaaten  entseliiedt^L 


*    Ucbcrsiißht 

der  in  den  Noten  allegirten  verfassungsgesetzlichen  1 

(Die  Zahlen  vor  dem  Komma  bezeichnen  die  Seitcnza 


I.  Preussisches  Verfassungsgesetz 
vom  30.  Mai  1851. 

(Artikel  1  —  119  Davon  sind  aufgehoben 
Art.  40  —  41,  betr.  Errichtung  von  Lehen 
und  Stiftung  von  Familien-Fideicommissen 
etc.,  durch  Gesetz  vom  5.  Juni  1856;  Art. 
65  und  66,  betr.  die  Bildung  der  ersten 
Kammer,  durch  Gesetz  vom  7.  Mai  1853 
bezw.  Königliche  Verordnung  vom  -12.  Oc- 
tober  1854;  Art.  94  und  96,  betr.  Aburthei- 
lung  der  politischen  Verbrechen  durch  Schwur- 
gerichte, durch  Gesetz  vom  21.  Mai  1852; 
Art.  105,  betr.  die  Verfassung  der  Gemeinde-, 
Kreis-,  Bezirks-  und  Provinzial- Verbände, 
durch  Gesetz  vom  24.  Mai  1853.) 

Art.  1  —  306,  2. 

2  —  308,  2. 

3  _.  448,  3. 

4  —  457,  1.  463,  3.  466,  1.  698,  2. 

5  —  37,  2.  212,  3. 

6  —  41,  3.  54,  3.  212,  3. 

.    7  —  212,  3.  678,  2.  679,  2. 

8  —  91,  1.  187,  2. 

9  —  52,  3. 

10  —  95,  2. 

11  —  452,  1.  453,  1. 

12  —  43,  3.   45,  2.   46,  1.   113,  2. 

114,  3.  116,  5.  499,  5. 

13  —  46,  1.  11§,  2. 

15  —  63. 3.  65,  2. 116, 5.  122,  4.  147. 

16  —  63,  3.  116,  5.  122,  4. 

17  —  62,  2.  122,  4. 

18  —  63,  3.  122,  4. 

19  —  140,  1. 

20  —  134,  1.  • 

21  —  127,  3.  128,  1.  131,  1. 

22  —  128,   1. 

23  —  131,  1.  657,  2. 

24  —  131,   1.  132,  1. 

25  —  127,  3.  128,  2. 

26  —  133,  1. 
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667, 
350,  1. 
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2. 
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103 
104 
106 
107 
108 
111 


501,  3.  573,  4. 

569.  L  rilü,  1.  Ö77,  1. 

501,  3. 

t^Ol,  2. 

57Ö,  1.  577,  1. 

593,  5, 

5H9,  1.  597,  2.  m^2.  2. 

578,  3.  583,  5.  587,  2.  588,  h 

589,  3. 
599,  3. 

m^,  2.  607,  1 
490,  3.  588,  5.  610, 1.  651,  5. 

1553,  1  und  3, 
610,  2. 

591    4.  5B2    L 
ÜI5!  2.  (juI  2,  618,  1  und  3, 

614,  h  615,  1. 
655,  1,  680,  2. 

722,  l. 

723,  L 

660,  2.  673,  1» 
681,  2. 

673,  1,  676,  2. 

674,  3. 
92,  4. 
92,  3. 
92,  3. 
672,  L 
726,  3. 

660,  3,  692,  L  704,3.  715,4. 

744,  5.  746,  4,  748, 
G28,  2,  630,  1  imd'2. 
475,  1. 
477,  1. 
25^3,  2. 
24(i.  631,  2. 
631,  L  632,4, 
64L  682,  4. 
62(J,  1. 

615,  2.  707,  2. 
212,  3.  667,  2. 


IL  Baiersches  Verfassungsgesetz 
vom  26,  Mai  1818. 

(Tit.  I  §  1  ütmI  2;  Tit.  II  §,  1-^22-  Tit.  HI 
§.  1-7;  Tit.  IV  §,  1^14;  Tit  V  S-  1-6; 
Tit.  Tl  §.  1  - 19;  Tit.  YU  ^,  1-31;  Tit  VIII 
§.  1-^7;  Tit.  IX  g,  1—7;  Tit  ^  g.  1-7. 
Davon  sind  aufgclioben  Tit  VI  §*  6  — 9,  12, 
14  und  15,  die  Zusainnn?nsetzniig  der  zwei- 
ten Kammer  und  dia  Vorauitsetzung  der  Er- 
öffnung der  Kammer  der  Reiclisrätlie  be- 
treffend, durch  daa  WablgeEcta  vom  4.  Juni 
1848  besGw.  da^^  Gesetz  tlber  den  Geeehäfte- 
R-ang  des  Lnuiltages  vom  25*  Jnli  1850; 
Tit  VU  g.  6,  die  Anstellung  des  Budi^cts 
betreffend,  dnrdi  das  Gesetz  vom  15.  April 
1S40,     Ausaerdem   aind    aber    zu    mekren 


Sndemde  oder  ergänzende  Geeetee  erfniirt 
wie  z.  B.  zu  Tit  V  §.  4  No.  3,  ^^  \fr- 
f reiten  Gevicbtsstand  des  Adek  and  jc^r^ 
Gntseigi.'Dthümerö  in  bürgerliobeE  unj  straf 
rechtlichen  Fällen  betreffend,  da&  Oeä^ti 
vom  4.  Juni  1848  Art,  2) 


Tit  I  §.  t  - 

§■2  - 

Tit  n  §.  i  - 
§-2- 


§.9 


306,  2. 
ßOti,  2, 
312,  2    330,   3.   356,  Z 

64^,  1. 
389,  l.  417,  2. 
380,2.  3,S3.  417,2.46(11 
3Ö5,  3. 
369,  2.    370,  l.  Sn.  l 

379,  a  385,  2.  '^%.  l 

387.  1    390.  ± 
390,1  und  3. 403. 4. 416, 4. 
397,  2. 
400,  1. 

426,  ±  437,  3. 
4U,    1.    415,  2.  4*1.  t 

422,  1. 
425,  2.  429,  2, 
437.   L 

417,  1.  431,  1, 
431,  3.  432,  l. 

418,  3  nnd  4.  420,  5. 
418,  4,  752,  3. 

421,  1. 
435,  3. 

433,  2. 

434,  ± 

226,  2.  353,  3. 
'239,  1.  352,  3.  408.  L 
226,   2.    241 ,   1.  32i>  ^ 
377,  3. 

241,  4.  474,  2.  477,  L 

242,  2. 
242,3. 

243,  1.  244,  L 

448,  3.  449,  L 

449,  h 

457,  L  698^  8. 

50,  %. 

50,  1. 

37,  2.  52,  3.  78^  h  ^S± 

678,  2. 
43,  3.  46,  1.  52,  B.  ^  J 

64.  65,  :i,  114,  LIK.^ 

119,  3.     122,   4,    14T. 

500,  L 
52,  3.  G5,  2.  147. 
40.  205,  6, 
480.3. 

474,2.  477,1.  60L  ^ 
442.   452,  1. 
446,  1.  Gö7, 
462.  561.  566, 1. 
462. 

446,1.  716,2, 
661. 


§.  2  -  561. 
§.3  —  559,  4. 

vom  4.  Sept0| 

§.  4  -^  561. 

(§§.  1- 

154.    Davon  sii 

§.  13  —  603, 1. 

betreflfend  Bewilligung 

§.  16  —  589,  1. 

der  Beschlüsse  des  deuit 

§.  17  —  613,  2. 

Gesetz 

vom  5.  Mai  18fi 

§.  18  —  633,  1. 
§.  19  -  588,  7. 
Tit.  vn  §.  1  —  522, 1.  619,  1. 
§.  2  -  620, 1.  621,  1. 

durch  die  Auflösung  di 

standlos  geworden,  fem^ 
die  Hitwirkung  der  StM 

gesetzgebung,    und  §. 

§.  3  —  628,  1. 
§.4-630,  1. 

Budgetperiode,   durch  ( 

1851  § 

2  und  3.  sodani 

§.  5  —  250,  4.  253,  2 

630,  2. 

verschiedene     standische 

§.  7  —  630,  3. 

durch  die  86.  4—8  ^ 

§,  9  —  251,  1.  629, 1. 

. 

§.  10  -  631, 1. 

§.1  - 

276.  282,  1.  30 

§.  11  -  246.  631,  2. 

2  - 

308,2. 

§.  12  —  244,  4.  631,  2. 

-  3  - 

295,  2. 

§.  13  -  631,  l. 

4  - 

312,  2.  320,  2.  \ 

§.  14  —  631,  2.  651, 1. 

5  - 

302,  1.  403,  1  t 

§.  15  -  631,  2  und  3.  651,  1. 

6  - 

383   389,  1. 

§.  16  -  631,  2. 

7  - 

369,  2.  379,  3.  i 

§.  17  -  631,  2. 

2  und  3.  387, 

§.  18  -  631,  2. 

8  - 

397,  2. 

§.  19  —  588,  3.  651,  5. 

9  - 

400, 1.  414.  416 

§.20-588,  3.  653,  3. 

433,  2.  434,  2 

§.  21  —  484,  4.  486,  1. 

10  - 

421,  2. 

§.  22  —  597,  2.  598, 1. 

606,2. 

11  - 

415,  2.   416,  2. 

§.  23  —  593,  5.  598,1.  601, 3.  602, 

475,  5. 

2  und  3. 

12  - 

403,  2.  418,  3.  ' 

§.  24  -  612,  1. 

13  - 

430,  2.  435,  4. 

§.  25  -  592, 1.  615,  2. 

14  - 

420,  5.  421,  1. 

§.  26  —  617,  2. 

15- 

431,  1.  437,  1. 

§.  27  —  615,  3. 

16  - 

218,  1.  227,  1. 

§.  28  -  606,  1. 

17  - 

221,  1.  222,  1. 

§.  29  —  634,  4. 

18  - 

241,  1  und  4.  2^ 

§.  30  -  640,  4. 

20  - 

336,  1.  338,  1  ui 

§.  31  —  603,  2. 

347, 1.  350,  S 

Tit.  VIU  §.  1  —  655,  1.  673,  1. 

674,  3. 

21  - 

350.  3.  353,  3. 

§.  2  —  681,  3. 

§.  3  -  680,  2.  722,  1. 

22  - 

239, 1.  329, 1.  3 

344,  1.  350,  1 

§.  4  —  98,  2. 

23  - 

461,  1. 

§.  5  —  679,  1. 

. 

24- 

300,2. 

§.  6  —  95,  2. 

25  - 

448,3. 

§.  7  -  76, 1. 

26  - 

457,  1.  525,  3. 

Tit.  IX  §.  1  -  481,  4. 

27  - 

37,2.  52,3.  53 

§.  2  —  258,  1.  266,  2. 

28  - 

58,  1. 

§.  3  -  266,  2. 

29  - 

452,  1.  453,  1. 

§.  6  -  259,  1. 

30  - 

480,  3.  481,  4. 

Tit.  X  §.  1  —  395, 1. 

31  - 

232. 

§.  3  -  469,  4.  473,  1. 

707,  2. 

32  - 

43,3. 

§.  4  -  707,  2. 

33  - 

46,  1.  114, 1.  i 

§.5  —  688,  3.  744,  3. 

34  - 

466,  1.  698,  2. 

§.  6  —  729,  3.  733,  4. 

35  - 

40.  206. 

§.  7  —  626,  1. 

36  - 

484,4  485,2. 

1 

37  - 

475,  1. 

1 

38  - 

474,  2.  477, 1. 

39  - 

474,  2.  478,  2. 

40  - 

474,  2.  477,  1. 

41  - 

423,  1.  666.  6) 

43  - 

648,  3.  720. 

' 

45- 

074,3. 

41  OIÄ,  X. 

48  —  678,  2.  679,  2  und  3.   , 

49  —  233,  2.  678,  1.  755. 

50  —  679,  1.  755. 

51  —  38. 

52  —  99,  1. 

53  —  95,  2. 

54  -  104,  1. 

55  _  676,  5. 

56  _  46,  1.  114,  1.  121,  2. 

57  —  64.  116,  5.  119,  3. 

58  —  120,  3. 

59  —  63,  2. 

60  —  65,  2  und  6.  122,  4.  147. 

61  —  276.  554,  2.  589,  2.  592,  2. 

63  —  561.  566,  1. 

64  —  613,  3. 

65  —  559,  4.  568,  2. 

66  —  567,  1.  583,  1.  3  und  5.  584,  3.  ' 

67  —  587,  2. 

68  —  560,  1.  561.  587. 

69  —  572,  4. 

70  —  568,  2. 

71  —  568,  2.  583,  5.  584,  1. 

72  —  568,  2. 

73  -  568,  2. 

74  —  568,  2. 

75  -  579,  1. 

78  —  591,  4. 

79  —  522,  1.  619, 1  und  2. 

80  —  606,  2. 

81  —  592,  1.  613,  2. 

82  —  615,  2. 

83  —  615,  3.  616.  1. 

84  -  617,  2.  618,  1  und  2.  646,  2. 

85  -  605,  2. 

86  —  588,  7.  620,  1.  621,  1. 

87  —  639,  2.  640,  4. 

88  —  637,  2.  648,  3. 

89  —  296,  2. 

91  —  588,  2. 

92  -  589. 

93  -  635,  1.  . 

94  —  606,  1. 

95  —  G06,  L 

97  —  233,  3,  G28,  2  629, 1,  630,  1. 

99  —  fim  1. 

100  —  S54,  3.  588,  3. 

101  —  589. 

102  —  629,  1. 

105  —   347,  I,  631,  2. 

106  -  631,  2. 

107  —  631,2.  651,  1. 

108  —  631,  2. 

109  —  58Ö,  3.  ^h  5.  653,  3. 

110  —   720. 

111  -  ¥MX  3.  610,  1.  653,  1  und  4. 

112  -   634, 1. 

113  —  635.  1  und- 2.  653,4. 

114  —  5«9,  5. 

llö  —  589,  L  593,  5.  594,  1.  601,  2. 
116  —  589, 1.  698. 4.  601,  3.  GfK,  2  und  3. 


119 
120 
121 
122 
125 
127 
128 
129 
130 
131 
133 
134 
135 
136 
138 
139 
140 
141 
142 
143 
144 
145 
146 
147 
148 
149 
150 
151 
152 
153 


634, 
614. 
588, 
633, 
612, 
606, 
606, 
593, 
588, 
588, 
611, 
612, 
283, 
600, 
288, 
288, 
653, 
732, 
728, 
735, 
736, 
740, 
738, 
737. 
726, 
739, 
740, 
737, 
626, 
624, 


4. 
1. 
2. 

1.  • 
1. 
3. 

3  607,  1.  608,  2. 

2.  609,  2. 
2. 

2.  599. 

3. 

1  und  2. 

2.  599,  4. 
1. 

1.  395,  1.  431,  3.  432.  I. 

1.  707,  2. 

4.  728,  4.  744.  3. 

3.  733,  4. 

4.  732,  5.  733,  4. 
1.  736,  1. 


738,1. 
738,  5. 


IV.  WUrtembergsches  Verfasstingsgesetz 
vom  25.  September  1819. 

(§§.  1—205,  von  denen  zur  Zeit  keiner  dureb 
ein  anderes  Gesetz  aufgehoben,  da  die  asf- 
hebenden  Gesetze  aus  der  Periode  von  l'Sl** 
inzwischen  wieder  beseitigt  worden.  W.^l 
aber  ist  §.  3,  das  Verhältniss  des  Köni^ 
reichs  Würtemberg  zum  Deutschen  Baud^ 
bet reffe nj,  durch  die  Anflöf^ung  dicsr-  n^-- 
sächlich  entwertbetö 

§.  1  —  27U.  3i)fi,  2, 

2  —  2T6,  307,  2.  451,  4. 

4  —  312,2.320,2,296.2.356,2-642,1 

5  -  402,  2. 

6  —  302,  1. 

7  —  379.  3.  385, 3,  386, 2  und  1  38T,  1 

389,  h 

8  —  377,  3.  380,  2.  383.  460, 1. 

9  —  397,  2. 

10  —  395,  J. 

11  —  400,  1, 

12  —  427,  3.  429,  4. 

13  --  400,  1.  422,  l.  423, 1.  421,  l  ^^  ^ 

14  ^  431,  a  432,  1. 
16  —  418,  3.  419,  l. 


I 


-    817    — 


16  -  437.  1. 

§.98 

95,2, 

17  —  433.  2. 

100 

260,  2. 

19  —  447, 5. 448, 3.  456, 1.  511, 3.  515, 1. 

102 

— 

239,  1.  336, 1.  338,  1.  351,  2. 

20  —  456, 1.  473,  1, 

103 

— 

239,  1. 

21  —  457.  1.  469,  2. 

474,  2. 

104 



331,  1. 

22  —  458.  698,  2. 

105 

— 

331, 1.  435,  4.  461,  1. 

23  —  480,  3. 

106 

— 

331,  1.  435,  4. 

24  -  38.  40.  43,  3. 

52,  3.  452, 1. 

107 

— 

241,  1.  3  und  4.  242,  2.  243.  244. 

25  —  38.  49,  2. 

108 



336,  1.  340,  1.  343,  1.  347, 

1. 

26  —  38.  678,  2. 

351,  2.  354. 

27  —  43,  3. 

109 



255.  628,  1. 

28  —  40.  206. 

110 

— 

250,  4.  255.  630,  1. 

29  —  58,  1.  127,  2. 

111 

— 

630,  1. 

30  —  52,  3.  232. 

112 

— 

630,  2. 

32  -  452,  1.  453.  1. 

113 



251,  1.  629,  1. 

33  —  454,  a 

119 

— 

246.  631,  2. 

34  —  451, 1. 

120 



651,  1. 

36  --  484,  4.  490,  4. 

121 



651,  1. 

37  -  485,  2. 

122 



651, 1. 

38  —  651,  5.  653, 1. 

123 



651, 1. 

43  -  646,  1. 

124 



620,  1.  651,  5. 

44  —  449, 1.  700,  5. 

125 



619,  2. 

45  -  693, 1.  707,  2. 

126 

— 

611,3. 

46  —  722,  1. 

127 



593,  5.  594,  1. 

47  —  689,  2.  745,  3. 

129 



561. 

48  —  745,  3.  746,  3. 

130 



559,  4. 

49  -  704,  3.  705,  1  und  2. 

131 

— 

559,  4. 

50  —  714,  2.  750,  3. 

133 

._ 

56L  587. 

51  —  648,  3.  649,  2. 

135 



576,  1. 

52  —  719,  1. 

i 

'  136 



568,  3.  581,  3. 

53  —  725,  3  und  4. 

137 

— 

561.  568,  3.  570. 

54  —  666.  689. 

138 

— 

568,3.  570. 

55  —  666.  689,  1. 

139 

— 

564.  568,  3.  570.  574,  4. 

56  —  666. 

140 

— 

565.  568,  3.  570.  574,  4. 

57  —  689,  1. 

142 

— 

573,  4. 

58  —  689,  2. 

143 

— 

571,  2. 

59  —  672,  1.  689,  2. 

144 

— 

572,  2. 

60  —  690,  1. 

146 

— 

576,  1.  577,  1. 

62  —  504,  1.  511,  3. 

515, 1. 

147 

— 

568,  2.  578,  1. 

63  —  63,  2. 

153 

— 

572,  6. 

66  -  456,  1. 

155 

— 

592,  1. 

67  —  721. 

156 



613,  2  und  3. 

69  —  707,  2. 

157 

— 

601,  2. 

70  —  46,  1.  65,  2.  114,  1.  122, 4.  132, 2. 

158 



582,  2.  583,  4. 

71  —  64.  116,  5. 

159 

— 

597,  1. 

72  ~  119,3. 

160 

— 

588,  1.  606,  3. 

77  -  65,  2.  122,  4.  500,  1. 

161 

— 

607,  5. 

78  -  122,  4. 

163 

— 

592,  1.  615,  2. 

79  -  119,3. 

164 

— 

587,  2. 

82  —  132,  2. 

166 

— 

613,  1. 

83  ~  123,  2. 

167 

— 

599,  3.  600,  1  und  2. 

84  -  128,  2. 

168 

— 

599,  3. 

85  -  308,  2.  325,  1. 

622,  2. 

169 

— 

612,  1. 

86  -  325,  1.  651,  2. 

170 

— 

490,  3.  610, 1.  611,  2. 

88  —  621,  1. 

171 

— 

600.  4.  612,  1. 

89  -  188,  2.  502,  4. 

646,  2. 

172 

— 

605,  2.  639,  2.  640,  4. 

90  -  646,  2. 

175 

— 

607,  1. 

92  —  655, 1.  673, 1. 

674,  3. 

176 

— 

607, 1.  626, 1. 

93  -  680, 1. 

177 

— 

588,2. 

94  —  677.  679, 1. 

178 

— 

633, 1. 

95  -  52,  1.  233,  2.  678,  1. 

179 

— 

588,  3.  653,  3.  732,  3. 

96  —  687,  2. 

181 

— 

633,  3. 

97  —  98.  99,  1  und  2 

.  687,  2. 

182 

— 

588,  7. 

Grotefead,  SUaUrecht. 

52 

184  -  617,2. 

1^5  —  615,  3,  616,  L 

186  -  589,  1.  597,  2.  601,  3.  602,  2  iL  3, 

603,  1. 

187  —  589,6. 

188  —  590,  l.   65L  1. 

189  -  590,  ± 

190  -  59D,4  591,  2. 

191  -  590.  3. 

192  —  59K  K 

193  —   587.  2.  728,  3.  732,  5. 

194  —  586,  614,  U 

195  -  lU,  1. 

196  —  735.  1. 

im  -   736,  2.  740,  3, 

199  -  734,  1.  737,  5. 

200  -  738,  ^. 

201  -  im,  2. 

202  -^   738,  1. 

203  —  726,  2,  739, 

204  —  739,  3. 

205  —  700.  4.  740,  L 


V,  Badensches  Verfassungsgesetz 
vom  22.  August  1818* 

(§§-  1^83.  Das  Gesetz,  die  ÄutTieban^  der 
Beacbränküng-  .staatsbürg-erlioher  lachte  aus 
Rüclcji lebten  der  Confession  betreffend,  vom 
17.  Februar  1849  g^ab  dem  §.  9  Abs.  1,  den 
^,  19  und  69  eine  andere  Fassung  d.  b. 
SndeTte  diese  in  materieller  Hin?iicht  «ehr 
wesentlich  und  liob  g.  33  Ziffer  1  —  Be- 
dingung des  cbristJiebtdn  Bekenntniases  für 
die  landständiseUe  passive  WablJahigkeit  — 
g^ani  mit  Dnrcli  die  Auflöanng-  des  Deut* 
sehen  Bundes  ist  facti Hch  §,1:  „Das  Gros b* 
her^n^thum  bildet  einen  Bestandtheil  des 
Deutschen  Bundes",  beseitigt. 

§.  2  —  ?96,  2. 

3  —  308,  2. 

5  —  320,  2,  356,  2.  642,  1. 

7  —  456,  L  458.  719,  3. 

8  -  474,  2. 

9  —  447,  5.  448,  2.  500.  69B,  2. 
10  —  480,  3. 

12  452,  1, 

13  -^  38.  52,  3.  525.  3. 

14  —  52t  a   232.    673,  L   677.    679,  1, 

680,  2. 

15  —  38.  98,  2.  678^  2. 

16  —  95,  2. 

17  —  20Ö, 

18  —  43,  3.  45,  2.  114.  3. 

19  —  500, 

20  -  52,3.  65,2,  121,4-  147. 

21  —  52,  3.  65,2.   i29,  2,  147. 

22  —  51,  3,  78,  L  2^13,  L  245,  2, 


24 
25 
27 
32 
33 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
4ß 
48 
49 
50 
51 
52 
Ö3 
64 
55 
Ö6 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 

'68 
69 
70 
71 
72 
74 
75 
76 
77 
78 


-  525,  3.  692,  1. 

-  146,  3.  52Ö,  714,  2. 

-  56L 

-  562. 

^  562.   587. 

-  576,  1. 

^  576,  1.  577, 1. 

-  684,  L  601,  2. 

-  602,  1. 

-  603, 1. 

-  588,  1. 

-  601,3. 

-  mi  1. 

-  602,  3. 

-  587,  2. 

-  591,  5. 

-  592,  1. 

-  677,  2. 

-  522,  1.  619,  1.  700,4 

-  590,  1.  591,  1  und  2. 

-  595,  2. 

^  5ö8,  7.  620- 1.  628,  1. 

-  630,2. 

-  630,  1. 

-  251,  1.  629,  L 

-  246.  253,  2.  631,  2. 

-  347,  l.  631,2. 

-  336,  L  340,  1.  344,  1.  631,2, 
--631,  2.  632,  a  633,2. 

-  633.  3. 

-  630,  3. 

-  631,  a 

-  588,  7.  620,  L  621,  1.  626,  1. 

-  620,  L  621,  1. 

-  638.  639,  2.  646,  2. 

^  5a8,  3.  605,  2.  610,  1.  651,  S.  653. 
1  und  3.  733,  4. 

-  589,  1.  597,  2. 

-  615,  2, 

-  589,  5. 
"  612,  1. 

-  587,  2. 

-  601,  L  606, 3.  607. 1. 608,  ±  6fSS.  L 

-  588,2.  611,  1.  2ondä, 

-  61  ä,  L  2  und  3. 

-  600,4 

-  599.  3. 


VI.  Hessen-Darmstädtsches  Ver- 
fassungsgesetz vom  17.  Decemt>er  1820. 

(§S-  ^ — ^1^-  Da^ou  sind  auft^'biiWii  i^.  1^' 
und  20,  Beeinflussung  der  staat^büriferlJcba 
R4J<:hte  durch  das  reiigiöiie  BekennöiiSE  be- 
treffend, durch  das  Ge«eti  vom  ö.  Äuf^ 
1848,  S??-  51—61,  betreffend  die  ZajcamraeB- 
flet^nug  der  Landstände,  jedoch  mit  Ail^- 
nähme  des?  ersten  Absatzes  des  g*  fil,  äurt\i^ 
I    die  GroashenogUclie  VerordDung  rom  7»  Oc- 
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tober  1860,  ferner  §.  81,  das  Petitionsrecht 
betreffend,  durch  das  Edict  vom  6.  März 
1848,  die  §8.  85  und  86,  die  Organisation 
und  Geschäftsordnung  der  Ständeyersainm- 
lung  betreffend,  §§.  99  und  100  über  die 
Oefientlichkeit  der  Eammerverhandlungen 
durch  das  Gesetz  vom  10.  October  1&9. 
Hinsichtlich  des  §.  1  des  Yerfassungsgesctzes 
ist  das  bezüglich  des  §.  1  des  Badenschen 
Yerfassungsgesetzes  Bemerkte  zo  wieder- 
holen.) 

§.  2  —  296,  2. 

3  -  276.  306,  2. 

4  —  320,  2.  356,  2.  642,  1. 

5  —  369,  2.  379,  3.  380,  2.  383.  385,  2 

und  3.  386,  2  und  4. 

6  —  239,  L 

7  —  336,  1.  340,  1.  344,  1. 

8  —  228,  1. 

9  —  347,  1. 

10  —  241, 1.  243.  244. 

11  —  242,  2. 

12  —  439,  2.  436,  1. 

13  —  448,  3. 

14  -  499,  2.  501,  2. 

16  —  499,  1. 

17  —  451,  5. 

18  —  458. 

19  —  458.  698,  2. 

21  —  46,  1.  114,  1. 

22  —  113,  2. 

23  -  38.  52,  3. 

24  —  452,  1. 

25  —  49.  2.  50,  1. 

26  —  50,  1. 

27  —  52,  3.  232. 

28  -  265,  4.  482,  1. 

29  —  480,  3.  481,  4. 

31  —  678,  2. 

32  —  680,  2.  683. 

33  —  38. 

34  -  722,  1. 

35  —  40.  206. 

36  —  58,  1. 

37  -  462. 

38  —  526. 

39  —  64.  119,  3.  122,  4.  526. 

40  —  116,  5.  119,  3. 

41  —  63,  2. 

42  120  3. 

43  —  65,  2.  122,  4.  129,  3.  147. 

44  —  65,  2.  122,  4.  147. 

46  —  52,  3. 

47  —  7t)0,  5.  701,  4. 

48  —  701,  3. 

49  —  147.  526.  714,  2.  750,  3. 

50  -  726,  4.  740,  1  und  2. 

58  —  589,  3. 

59  -  573. 

61  >-  613,  2. 

62  -  612,  1. 

6ö  —  589,  1.  595,  2.  601,  3. 


§.64 

— 

589, 

1.  593,  5. 

601,2. 

602,3. 

65 

— 

602, 

1. 

603,1. 

66 

— 

619, 

1. 

620,  1. 

67 

— 

589. 

628,  1.  632,  3.  633,  3. 

68 

— 

251. 

251,  1.  255.  629, 

1.  630,  1. 

69 

— 

630, 

3. 

71 

— 

223, 

1. 

631,  3. 

72 

— 

187. 

2. 

283,1. 

588,7. 

B20,  1.  622, 

73 

— 

188, 

2. 

213.  638.  646, 

2. 

74 

— 

645, 

1. 

75 

— 

588, 

7. 

589. 

76 

— 

605, 

2. 

77 

— 

297. 

78 

— 

245, 

2. 

246.  631,2. 

79 

— 

588, 

3. 

651,5 

653,  3. 

80 

— 

588, 

3 

81 

— 

488, 

1. 

82 

— 

588, 

3, 

653,3. 

83 

— 

592, 

1, 

615,  3. 

616,  1. 

84 

— 

617. 

2. 

87 

— 

588, 

1. 

88 

>- 

597, 

2. 

615,  2. 

89 

— 

611, 

3. 

91 

— 

606, 

1. 

93 

— 

606, 

3. 

607,1. 

608,  2. 

95 

— 

588, 

2. 

96 

— 

611, 

3. 

99 

— 

600. 

1. 

101 

— 

597, 

2. 

634,  4. 

102 

— 

677. 

679,  1. 

103 

— 

76,  ] 

L. 

104 

— 

157, 

1. 

105 

— 

95,2. 

106 

— 

288, 

1. 

107 

— 

288, 

1. 

108 

— 

4(19, 

4. 

473,  1. 

707,  2. 

109 

— 

719, 

3. 

734. 

110 

626, 

1. 

VII.  Luxemburgsches  VerfassungsgBsetz 
vom  27.  November  1856. 

(Artikel   1  — 121.     Aufgehoben   ist   davon 
Nichts.) 

Art.  1  —  308,  2.  325,  1. 

4  —  356.  2.  458. 

5  -  395.  1. 

6  —  397,  2.  401,  2. 

7  —  400,  1.  401,  2. 
9  -  448,  3. 

10  -  449,  1.  454,  4. 

11  —  439,  2. 

12  -  38. 

13  —  678,  2. 

14  —  91,  1.  187,  2. 

15  -  54,  3. 

16  —  52,  3.  232. 

17  -  95,  2. 

18  —  95,  2. 

52* 


20  -  45,  1.  48,  L 

95 

-  683.  723,  3.                                    | 

2L  -  140,  1. 

'           % 

—  260,  2. 

22  —  6J,  S, 

99 

—  246.  628,  2. 

26  -   127,  2  und  3.  129. 131, 1.  133, 1. 

101 

—  477,  1. 

24  —  40. 

102 

—  250,  1. 

25  —  11-^,3.  202,  1,  494,2. 

104 

—  630.  h 

26  —  113.  3.  118,  2.  202,  1. 

107 

—  302, 1.  707,  2. 

27  —  487,  1.  489,2.  494,2. 

111 

-  300,  2.                                               1 

28  ~  4t,  3. 

113 

—  213. 

32  —  32f),  2.  642,  1. 

114 

—  626,  1,  631,  L                                ' 

83  -  642,  a 

115 

—  418,  5    627,  1. 

34  -   S<39,  2,  646,  L 

116 

-  726,  2.  736,  4.  739. 

85  —  646,  U 

36  —  646,  2.  647,  t 

37  —  622,2,  G2T,  L  646,  1. 

38  —  98,  2. 

39  -  64r>,  L  616,  L 

viri 

Weimarsches  Revidirtes  Grund- 

40  —  328,  l. 
42  —  412.  L 

gesetz  vom  15.  October  1850. 

45  —  643,  1.  649,  2. 

46  "  *;^0,  1. 

47  -^  605,  1. 

(§§-1- 

70,  nur  die  land^tändisclie  Verf&saus^ 

betreffeod.    Aufgehoben  M  davcm  Xichts,)        1 

48  -  62t  2, 

8-1  - 

276.  591.  4.  592,  2,                              l 

49  —  683.  2. 

2  - 

591,  4.  592,  2. 

50  —  586,  h  591,  4.  592,  l  und  l 

4  — 

246.  251.   308,  2,   590.  L   591.3 

5t  —  tK)4,  1, 

605,  3.    620,  1.   621,  L   627.  L       ' 

62  —  5G2 

628,  2. 630,  1.  631,  i  lu  2.  661.  5l 

54  —  578,  1, 

6  — 

694. 

56  -  584,  l.  601,  2, 

9  — 

596, 2.                                                   ' 

57  -  597,  L  615,  2, 

12  — 

691,  1  und  3.                                       1 

68  —  583,  5, 

13  — 

599,  3.  601. 

60  —  596,  2, 

14  ^ 

590.  691.  3, 

61  —  599,  a 

15  — 

6U,  3. 

62  ^  606,3.  607,  1.  608,2, 

16  - 

594,  1. 

63  —  mt,  U 

17  — 

592,  1. 

64  -  610,  2. 

18  — 

615,3.  616,  1. 

67  —  610,  L    612,  L  651,  5.  652,  1 

19  - 

617,  2, 

653.  653,4, 

20  — 

614,  h 

68  —  615,  3. 

27  -^ 

597,  2. 

69  —  617,2.  618,  1  und  3. 

28  - 

586.  L 

70  —  604,  1. 

29  - 

612,  h 

12  —  593.  5.  597,  2.  598,  L 

31  — 

589,  6, 

73  —  598.  4. 

32  — 

6il,  3.  634,4.                                       1 
598,  4.  60i,  3.  602. 1  und  3.  603. 1        i 

74  —  601,3.  602,3. 

34  - 

75  —  614,  L 

35  -- 

630,  2. 

76  —  661.  689.  689,  2,  690,  1, 

36  - 

223. 

77  —  72L 

37  ^ 

630,  3. 

78  —  719,  3- 

38  — 

630,  3. 

79  —  718,  6. 

39  — 

348.  631,  2. 

80  —  612.  1, 

40  - 

631,  2. 

81  —  719,8.  720,  L 

41  — 

631,  2. 

82  —  733.  2. 

4ä  - 

631,  2, 

t*3  —  740,  L 

43  — 

224.  632, 

84  —  669,  2.  673,  1.  676,  1.  678. 

44  -^ 

631,  4. 

85  ™  443,  h  669,  2.  678. 

45  " 

484,  3.  663,  3.                                     ^ 

86  —  673,  1.  679,  2  und  3, 

46  — 

487,  1.   488,  2.   490,  2.  3  tmd  ^. 

87  —  674,  3. 

610,  L  653.  1. 

88  —  93, 

47  - 

667,  1. 

89  —  93.  681,  3. 

48  — 

719.  719,3. 

91  —  681,  2,  722,  1. 

49  — 

729,  3.  730,  1.  734.  744.  3, 

92  —  722,  l. 

50  — 

744,  a 

9a  —  723,  1. 

51  — 

T35,  1. 
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§.52- 

736,1. 

53  - 

735,  1. 

55  - 

735, 1. 

57  - 

737,  3. 

58  - 

738,1. 

59  - 

740,1. 

60  - 

606,1. 

61  - 

638. 

62  - 

640,4. 

64  - 

288.1. 

601, 

2. 

65  - 

288,1. 

707, 

2. 

66  - 

708.1. 

67  - 

395,1. 

68  - 

395, 1. 

594, 

1. 

5.1. 


IX.  MeiningensGhe$  Grundgesetz 
vom  23.  August  1829. 

(§§.  1— 1!0.  Aufgehoben  ist  das  2.  Kapitel 
(§.63—79),  die  Wahlen  betreffend,  darch 
das  Wahlgesetz  yom  25.  Jani  1853,  sowie 
die  §§.  38—48  durch  das  Gesetz  über  das 
Domainen-Vennögen  etc.  yom  3.  Juni  1854 
nicht  unwesentliche  Abänderungen  erfahren 
haben.) 

§.  1  -  306,  2. 

2  —  308,  2. 

3  —  320,  2.  389,  1.  642,  3. 

4  —  397,  3.  399,  1. 

5  —  27«.  522, 1.  619, 1  und  3. 

6  —  448,  3. 

7  —  84.  4.  469,  2. 

8  —  145,  1.  157.  1. 

9  —  452,  1.  456.  1. 

10  —  474,  2.  475,  1.  478,  2.  480, 2  und  3. 

11  —  501,  2. 

12  -  500, 1. 

13  —  466,  1. 

14  —  439,  2.  456, 1.  499. 1  und  2. 

15  —  458.  466,  1.  526.  698,  2. 

16  -  52.  3.  232. 

17  —  2*2.  601,  2. 

18  —  301. 

19  —  511,3. 

20  —  507,  l. 

21  —  507,  1. 

22  -  509,  1. 
24  —  518,  2. 
26  —  508,  3. 

28  —  74,1  und 2.  494,2. 

29  —  43,  3.  45,  2.  113,  2.  114,  3.   121, 1. 

123,  1.  500,  1. 

30  —  64.  117.  119,3. 

33  —  65,  2  und  6.  122,  4. 

34  —  65,  6.  122,  4. 

35  —  66, 1. 

37  —  218,  1.  226,  2.  250, 1. 

42  —  246.  631.  2. 

47  —  222,  1.  631, 1.  651, 1. 


§.49 

50 

51 

52 

53 

54 

56 

57 

80 

81 

82 

84 

85 

86 

87 

88 

92 

93 

94 

95 

96 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

los 

109 


521, 1.  591,  2.  592, 1.  619,  3. 

586,1. 

595,  2.  597,  2. 

601,  3.  602,  3. 

589,  6.  596,  2. 
591,  1. 

590,  1.  606,  2.  611,  3. 
590, 1. 

250, 1.  251.  629.  629, 1. 

630,  1  und  2.  631,  1. 
650,2. 

631,  2. 

607,  1.  620, 1. 

651,  5. 

651,  5.  653,  4. 

733,  3.  735,  2.  737,  2.  739,  3. 

597,  2.  607. 

605,  3  und  5.  615,  2. 

606,  2.  612.  1. 

601, 1.  607,  1.  608,  2. 

593,  2.  609,  2. 
600,1. 


615,3. 
613,  1. 
597,  3. 
356,  2. 
64J<,  3. 
719.  3. 


617,  2.  618,  2. 


719,  3 


357,  2.  648,  3. 

719,  3. 

725,  3. 

82.  1.  320,  2.  655,  1.  678. 
99, 1.  678,  1.  700,  4.  740, 1. 
395,1. 

707,  2.  731,  2. 
626,  1. 


X.  Altenburgsches  Grundgesetz 
vom  29.  April  1831. 

(§§.  1—266.  Davon  sind  aufgehoben  §.  186, 
die  landstandische  Wahlberechtigung  der 
Lehnsyasallen  betreffe  d,  durch  die  Verord- 
nung vom  12.  März  1855  §.  6;  §.  ^4,  die 
Ernennung  des  Landschaftspräsidenten  durch 
den  Landesherm  betreffend,  und  §.  244,  die 
Beschlussfassnng  des  Landtages  über  An- 

felegenheiten  einzelner  Stände  betreffend, 
urch  das  Gesetz  vom  10  April  1848. 
Wesentlich  modificirt  wurden  aber  der  6.  Ab- 
schnitt (§.  18  ff.)  Über  das  Domanialyennö- 
gen  etc.  durch  das  Gesetz  vom  18.  März 
1854  und  die  von  1848—1855  aufgehobenen, 
durch  die  Verordnung  vom  12.  März  1855 
aber  restituirten  §§.  167-198,  die  land- 
standische Verfassung  betreffend,  durch  diese 
Verordnung.) 

§.  1  -  276.  306,  2. 

2  -  308,  2. 

3  -  336,  1.  840,  1.  343, 1. 

4  —  220,  2.  302, 1.  356,  2.  642,  l  und  3. 

5  -  639,  2. 


8  —  99,  1.  687,  2. 
10  -  646,  1. 

12  —  297. 

13  -  246.  377,  3.  385,  1.  385,  3.  389, 1. 

14  —  411,  1. 

15  —  397,  3.  399,  2. 

16  —  421,  2.  427,  3.  434,  3.  437,  1. 

17  —  400,  1.  412,  5.  420,  5.  421,  1. 

18  -  461,  1. 

19  —  461,  1. 

20  —  232,  1.  354. 

21  —  232,  1.  353.  354. 

22  —  353. 

27  —  469.  3. 

28  —  381.  460,  1. 

36  -  356,  2.  357,  2.  648,  3.  719,  3. 

37  -  648,  3.  719,  3.  725,  3.  731,  2.  734. 

735,  2.  737,  2. 

38  -  320,  2. 

39  439  4. 

40  -  439,'  2*Tmd  3.  456,  1. 

41  -  447,  5.  488,  3. 

42  -  43,  3. 

43  -  451,  5.  454, 1. 

44  45g^ 

45  -  84,  4.  214,  1.  675,  3.  678,  2.  679,  3. 

46  —  672,  1.  680,  2.  684,  5.  722,  1. 

47  —  75,  2.  681,  3. 

48  —  95,  2.  99,  1.  684,  3. 

49  —  679,  1. 

50  —  38. 

52  —  38,  2.  92,  1. 
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78  —  64,  122,  4. 
„   §.  l  -  116,  5. 

„   §.  3  -  121,  2- 

79  —  64. 

80  —  122,  4. 

82  §,  2  —  131,  L 

83  -   127,3, 

84  -  127,3. 
,   §.  l  -   128,  1, 


—  827  — 


Art. 


Uli 


112  §.  1  — 


181,  l. 

131, 1.  133,  1. 

131,  1. 

131,  1, 

131,  1. 

131,  1.  135,  1. 

135,  1. 

82,  1.  655,  1. 

655, 1  raid  2.  680,  2. 

6^8, 1. 

677. 

676,  2. 
669. 

669.  670,  3. 

672,  1. 

681.2. 

83,2. 

93. 

92,2. 

92,3. 

677.  679, 1. 
187  2 

673,'  2.  691,  2.  744,  5. 

723, 1. 

722, 1. 

722,  1. 

722,  1. 

716. 

705,  1.  750,  3. 

656,  2. 

661. 

661. 

661.  710,  1.  743,  3.  752,  4. 

586,  1.  592,  2. 

554,2. 

578. 

577. 

577. 

577. 

579,  1. 

579, 1. 

582,  2.  583,  3  und  4. 

584,2. 

597,  1. 

596,2 

596,  2. 

591,4. 

592,  1. 

613,  2. 

592,  1.  615,  2. 

616,  1. 

616,  1.  617,  1. 
616. 

617,  2. 
652. 
653,  4. 
653,  1. 
653,4. 
610,  1. 
653,  1. 
621. 

638.  646,  2. 
605,1. 


Art.  139    —  635,  1. 

140  —  639,  2.  640,  4. 

141  §.  1  —  641,  2. 

,  §.  2  —  641,  2.  682,  4. 

142  —  636, 1. 

145  §.  1  —  594.  601,  2. 

146  §.  1  —  594. 

„  §.  2  -  595.  1. 

148  —  597,  2.  601,  3. 

149  —  598,  4. 

150  §.  1  —  602,  3. 
„  §.  2  —  595,  I. 
„  §.  3  -  603,  3. 

151  -  597,  2. 

154  —  597,  3.  603,  2. 

155  —  612.  1. 

156  —  612,  1. 

157  §.  1  —  600. 
,  §.  2  -  600. 

158  §.  1  -  600,  2. 
.  §.  2  —  600,  2. 

159  —  607. 

160  —  607,  1. 

161  §.  2  —  608,  2. 

162  §.  1  —  600,  1. 
„  §.  2  -  600, 1. 

163  —  634. 

164  —  614,  1.  615, 1. 

165  -  604, 1. 
167    —  591,  2. 

169  —  591,  2. 

170  -  591,  2. 

171  -  591,  2. 

172  —  591,  2. 

173  —  590,  1. 
178    ~  590,  3. 

180  §.  1  —  219. 
,  §.  2  —  219. 

181  —  241,  1. 
,  §.  1  -  243. 

.  |.  2  ~  243. 

,  §.  3  —  244. 

183    —  223. 

186  -  353. 

187  —  598,  1. 

„  §.  1  —  246.  628, 1  und  2. 
,  §.  2  —  252.  629,  1  und  2. 

188  —  252.  628,  2.  629,  1. 

189  —  251.  630,  1. 

190  —  630,  2. 

191  —  631. 

193  —  224.  632. 

194  —  480, 1. 

196  —  631,  1. 

197  —  288,  1. 
,  §.  1  —  395,  1. 
,  §.  2  —  395, 1. 
„  §.  3  —  395, 1. 

198  —  288,  1. 
„  §.  2  -  595, 1. 

199  —  707,  2. 

200  §.  1  —  729.  730.  734. 
.  §.  2  -  731,  4. 


203 
204 


206 
2071 

208 
209 

210 
211 
212 
214 
216 
219 


§.1 


—  luv,    X. 

—  731.  3. 

—  731,  5. 

—  739. 

—  726,  2. 

—  738,  4. 

—  739. 

—  739. 

—  732,  2.  733,  1.  744,  3. 

—  284.  624,  1.  625.  708,  2. 

729,1. 

—  284.  625. 

—  284.  625. 

—  626,  1. 

—  79,  1. 

—  65.  2.  147. 

—  156,  1. 


XIV.  Anhalt-Bernburgsches  Landes- 
verfassungsgesetz vom  28.  Februar  1850. 

(§§.  1-102.  Abgeändert  ist  davon  §.  17 
über  den  Einfiuss  des  religiösen  Bekennt- 
Tiiases  auf  die  ataatsbure-^t-ÜLhon  Rechte, 
durch  dm  Gesetz  vom  \l  April  li^ijo,  welches 
auch  die  §§.  53  und  54,  die  Gnmdzüffe  der 
Gemeindeverfassung  enthaltend ,  besieitigte. 
Das  Gesetz  vom  31.  Augnst  l^'^S  hob  als- 
dann auf  die  §§.  1  (staatsrechtliche  Einheit 
des  HerZü^thumg  AtJhalt-Bernburj;^),  2  (Ver- 
ändertmg'en  der  Grenzen  des  Staat*?gebietes 
betr.),  14  (Verbot  der  Strafe  der  Güt^rein- 
aiehungK  16  —  30  (das  Bekennt»  iss-,  Keli- 
gions-  und  Schulwesen  betreffertd),  34  (^der 
Richter  darf  k^'in  anderes  Staiiti^amt  ver- 
walten und  weder  Orden  noch  Gratificatio- 
Tien  annehmen*  )t  38  Abs.  2  («der  Polizei 
steht  keine  Strafgericht^baikeit  zu"),  49 
Idas  Lehnawesen  betreffend),  ÖÖ — 81  jdie 
Volksvei tretung  betr.),  83  — bT  (das  Begi- 
lunirs recht  des  Landesherm  betn)>  90  Abu.  2 
(Eidesleistung-  des  Herzoj^rs  beim  Regirunga- 
antritt  betr,),  i^  (,Alle  Staatsbeamte  haben 
dem  Herzoge  und  der  VerfasFung  Treue  und 
Gehorsam  zu  sdiwöreTj"),  di^  E  Ver offen t- 
licbung  der  üesetzent  würfe  Tor  der  Berathung 
durch  den  Druck  I  nnd  HX)  (Verfassunga* 
Streitigkeiten  zwischen  der  Kegirung  und 
dem  Landtage  betr.).  Unter  dem  lö.  Juli 
bezw.  3L  August  18^S>  erschien  dann  die 
Landftchafts*Ordnüng  iur  die  Anhalti- 
schen Gesammtlande,  welche  in  §§.  1  —  48 
das  Be  cht  derGesammt-Land^chaft  dars^  teilt.) 

1,  LandcBTerfassnngi^geäets;. 

§,  1  —  306,  2.  556,  1. 

2  —  303,  2. 

3  —  449, 


6  -  54,  3. 

7  —  91,  1.  213.  678,  2. 

8  —  40.  213. 

9  —  213.  493,  3.  494.  2. 

10  —  203.  213.  493,  4.  494,  2. 

11  —  485.  487, 1.  489,  2. 

12  —  41,  3.  42,  1. 

13  -  96. 

14  -  95,  2. 

15  —  452,  1.  453,  1. 

16  —  43,  3.  45,  2. 

17  -  58,  1. 

23  —  134,  1.  141,  1. 

24  -  131,  1. 

25  -  131,  1. 

31  —  82, 1  und  6.  651,  L 

32  -  677. 

33  —  655,  1  und  2.  680,  2.  722,  1. 

34  —  723,  2. 

35  —  93.  681,  3. 

36  —  92,  2  und  3. 

37  -  83,  2. 

38  —  79,  1.  102,  2.  669.  670,  3.  672, 1. 

726,  2. 

39  —  266,  1.  272,  1.  480,  3. 

40  —  259,  2. 

41  —  53.  232. 
47  —  50.  1. 

il2  -  474,  2.  476,  2.  477,  1. 
55  ^  81. 
72  —  326. 

74  _  m%  1. 

75  -  224,  25L 

77  -  246.  246,  L 

78  ^  224. 

SO  —   652.  732,  2. 

82  —  320,  2.  .356.  2.  649.  719,  3. 

84  —  326.  646,  1. 

85  —  99,  1.  645,  645,  4, 

88  -^  389t  1. 

89  —  411.  1. 

90  —  395,  1.  397,  3. 

91  -  4^10.  l.  42iä,  3.  428,  1.  431,  L 

92  -  3H1,  1.  332.  46  t 

93  —  240,  352,  2.  353- 
J»4  -  353.  461. 

95  ~  349. 

97  —  TOT,  2. 

98  -   213. 

2.  LaBdächafts-Ordnung. 

§^  I  ^  58^,  1.  593. 
2—11.  557, 

14  -^  579,  1.  583,  3, 

15  ™  601.2. 

16  —  594, 

18  —  637. 

19  -  623.  636,  1. 
22  —  652.  653,  3. 
24  —  597,  2,  612,  l. 


•-    829    — 


§.25-600,  S. 
28  -  601,  3. 
30  —  594. 

32  —  597,  2. 

33  —  601,  3. 


2,L 


XV.  S€hwarzburg-Sonder$hau8ensGhe$ 
Laiide$grundgesetz  vom  8.  Julius  1857. 

(§§.  1—97,  von  denen  noch  Nichts  wieder 
anfgeboben.  Dieses  Landesgrundgesetz  be- 
seitigte das  bereits  durch  die  Gesetze  vom 
2.  August  1852  und  28.  März  1854  abge- 
änderte Yerfassungsgesetz  vom  12.  Decem- 
ber  1849.) 

§.  1  —  306,  2. 

2  —  295,2. 

4  —  666. 

5  —  509.  1. 

6  —  400, 1. 

8  -  642,  3.  645.  4. 

10  —  642,  2.  654,  2.  718,  5.  721.  750, 1. 

11  —  649. 

12  —  320,  2.  649,  1.  719,  3. 

13  —  377,  3.  385,  3.  386,  2  und  3.  387, 1. 

406,3. 

14  —  411,  1.  500, 1. 

16  —  401,  2.  425,  1.  438. 

17  —  43,  3.  418,  3  und  5. 

18  —  45,  2.  113,  2.  114,  3. 121, 1.  395,  1. 

431.  3.  432,  1. 

19  —  113,  2.  336,  1.  342.  343, 1.  349. 

20  -  116,  5.  345. 

21  —  586, 1.  591.  4. 
23  —  140,  1. 

25  —  134, 1.  597.  1. 

26  —  132.  594.  595.  2. 

27  —  128.  1.  132.  597,  2. 

28  —  127,  3.  128,  1.  601,  3. 

29  —  602,  3. 

30  —  127,  3.  592,  1. 

31  —  58.  1.  127,  2.  592,  1.  615,  2. 

32  —  616.  616,  1.  617, 1. 

33  —  614, 1. 

34  —  621.  621,  1.  633,  4. 

35  -  605,  1. 

36  -  74,  1. 

38  —  53.  626,  1. 

39  —  66, 1.  638. 

41  —  639,  2. 

42  —  6;i3. 

43  —  623. 

44  —  251.  629,  2. 

46  —  224. 

47  —  628,  2. 

49  —  223.  631, 1. 

50  —  246.  246, 1.  389, 1.  404.  631,  2. 

52  —  397,  3. 

53  -   243.  244,  1.  349. 


§.  55  —  652. 

56  —  403.  3.  612, 1. 

57  —  733.  2.  740.  1. 

58  —  611,  3. 

59  —  596.  2. 

60  -  596,  2. 

61  —  610, 1. 

62  —  600.  604,  1. 

63  -  600,  1. 

64  ^  589,  5. 

65  —  612,  1. 

66  —  99,  1.  612,  1. 

67  —  607. 

68  —  607,  1. 

69  —  608,  2. 

70  -  608,  4. 

72  —  590.  591,  2. 

73  —  591. 

76  —  590,  1.  631,  1. 

77  —  590.  1.  631,  1. 

78  —  590,  1.  631,  1. 

79  —  590,  1. 

80  —  590,  1. 

81  —  590,  1. 

82  —  590,  1  und  2. 

83  —  590, 1  und  2. 

84  —  590.  1. 

85  —  590,  1. 

87  —  590,  3. 

88  -  655,  1. 

89  —  676. 1.  678.  679,  3. 

90  —  680,  2.  684,  5.  685,  4. 

91  -  722,  1. 

93  -  679.  2. 

94  -  676.  2.  677. 

95  —  92.  2.  93. 

96  —  726,  3. 

97  —  679,  1. 


XVI.  Schwarzburg-Rudolstädt8che$ 
Grundgesetz  vom  21.  März  1854. 

(§§.  1—49;   mit  Ausnahme  der  die  land- 
ständische Verfassung  betreffenden  Bestim- 
mungen sehr  skizzenhaft.  Geändert  ist  daran 
bis  jetzt  Nichts.) 

§.  1  -  320,  2.  642,  3.  645,  4. 
2  —  356,  2. 

4  -  646,  1.  719,  3. 

5  —  649.  719,  3. 

6  —  734. 

7  -  730,  3   735,  2. 

8  —  737,  2  und  5.  739,  4. 

9  —  336,  1.  342.  343, 1. 

10  -  349. 

11  —  345.  461,  1. 

12  —  564.  586,  1. 

13  —  575.  577. 

I     14  —  502,  3.  574,  3. 


16  —  m\,  2, 

17  —  5f»2,  L 
la  —  (il5,  Ü. 

19  —  582,  2.  583,  2.  3  und  4.  504.  2. 

f>02,  l. 

20  -  GOT.  607,  L 

21  —  60a 

23  --  621-  628.  L 

24  _  605,  3.  621.  633,4. 

25  —  63a. 

26  —  595,2,  641 />   682,1 

27  —  246.  631,  2. 

28  —  223,  1.  23L 

33  —  6(M). 

34  —  631,  L  632,  L 
85  —  652, 

38  --  600. 

39  —  594. 

40  -  594. 
4ä  —  591,2. 
43  -  590,  1. 

45  —  590,  1. 

46  --  288,  1. 

47  -^  288,  1. 

48  —  707,  2. 


XVII.    ReusS'Schleizisches  Revidirtes 
Staatsgrundgesetz  vom  H.  [April  1852. 

tg§.  1— U8.     Die    Äbs^dinitte  IT   jiJid  JU   i 
dicsea  Geeetzes  ^vön  den  Staatsanj^ehörigcn 
und  ihren  Rechten'*    und  ^von  dem  Staate-   < 
oherbaiiptc"  ^,    der    g.  53  (Gelob niss    der    l 
Yolkü Vertreter)  und  §.  107  (Verantwortlich-    ' 
keit    der  Miniejter)   wnrden  dnrt-b    die    Be-    j 
Btiinmungcn  des  Gesetzes  vom  10.  Juni  1^56 
QTai}Ht    lieber   die  Zisammenaetzting'   und 
Wahl  der  La n des vert roter  t^rgin^f  das  Gesetz 
vom  J6.  ilfli  1856.    Di©  Zielen  der  SS.  des 
Staateg^runtlgesetieB  und  des  Gesetzes  vom 
10.  Juni   1856,   dafl   nur  die  §§.  5—49,  53   ■ 
und  107  hat,  cörrespondiren  mit  einander.) 

1.  RafldlrteH  Staat  »gmudg^aeti;. 

§.  1  —  308,  2. 

3  —  661. 

4  —  308,  2. 

5  —  449. 

7  -  453.  L 

8  --  480,  3. 

9  ^  53. 

14  —  40.  40,  2, 

15  —  493,  4. 

16  —  113.  2.  500, 

17  —  58,  1.  127,  2. 
19  -  127,  3.  128, 1.  132, 
L'O  —   12S,  1.  132. 
21  —   129. 


28  ^  477,  L 

31  —  655,  2. 

33  —  723. 

36  -  669.  672.  1. 

37  —  187,  2.  214,  1.  670,  3. 

38  —   66 L 

40  ^   356,  2.  649. 

41  —  411,  1. 

42  —  535,  6^,  2. 

43  -  646,  1. 

44  —  99,  1, 

45  —  389,  1, 

46  —  397,  3.  422»  1, 

47  —  431,  1. 

48  -  397,  a 

49  -  42t,  1. 

50  —  564,  591,4, 
52  —  613,  3, 

54  —  62L 

ö'j  —  223.  2:t0,  1,  251,  629.  631,  2. 

56  —  25  L.  630,  L 

57  —  630,  L 

58  —  251,  252.  629,  1  630,  1, 

60  —  631,  1, 

61  -  246.  246,  L  631.  2. 

62  —   632. 

63  —  621.  633,  4. 

64  ^  605,  1, 
G5  —  640,  4 

66  —  638. 

67  —  ms.   638,  2, 
70  "  623. 

74  —  606,  1. 

75  —  6^5,  1. 

76  --   U52. 

77  ^   60:i  653,  i. 

78  —  653,  l. 

79  —  610,  L  653,  1, 
81  -  594, 

83  —  613,  L 

84  -  582,  2.  613, 1. 

85  -   578,  3,  579,  ±   583,  5. 
85  -   607, 

87  ^  596.  2.  597,  L 

88  —  611,  3. 

89  —   612,  L 

90  -  597.  2, 

91  —  600. 

92  -  607. 

93  —  607,  1,  60S,  3. 

94  -  616.  616,  1.  618, 

95  —  6H,  1,  615,  1, 

96  -  597,  2.  634,  4. 

97  —  582,  3.  598,  4.  601,  a  002.  L 

603,  1, 

98  —  591,  2. 

99  —  590,  1, 
100  —  590,  L 

103  -  395,  L 

104  —  707,  2. 

106  -  706,  3, 

107  —  288, 1.  734. 


—  831  — 


108  —  730,  3. 

109  —  731,  1. 

110  -  730. 

111  _  744,3. 

112  —  744,  3. 

113  —  735,  2. 

114  —  737,  2. 

115  —  726,  2. 

116  —  740,  2. 

117  -  624,  3. 


734. 


740. 


§.5 
6 
8 
9 
12 
13 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
30 
32 
35 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
48 
49 
f.3 
107 


2.  Gesetz  Tom  10.  Juni  1856. 

—  642,  1  und  3. 

—  343.  1.  645,  4. 

—  385,  1. 

—  400, 1.  401,  2.  421, 1.  428,  3. 

—  458. 

—  452,  1. 

—  132. 

—  113,  2. 
232. 

—  485!  490,  4. 

—  102,  2.  678,  1. 

—  487,  1.  488,  2.  489,  2.  490,  9. 

—  157,  1. 

—  494,  2. 

—  41,  3.  42,  1. 

—  53.  508,  1. 

—  749,  1. 

gyö 

—  678,'  2.  679,  2  und  3. 

—  38.  91,  1. 

—  38. 

—  54,  3. 

—  94,  1. 

—  94,  1. 

—  680,  2.  688,  1. 

—  95,  2. 

—  104,2. 

—  129. 

—  53. 

—  592,  1.  615,  2. 

—  649.  682,  4.  720,  1. 


XVIII.  Waidecksches  Verfassungsgesetz 
vom  17.  August  1852. 

(§§.  1—103,  an  denen,  soviel  bekannt,  noch 
Nichts  geändert  worden.) 

§.  1  —  276.  306,  2. 

2  -  308,2.  337. 

3  -  320,  2.  642,  1. 

4  —  356,  2. 

5  —  649. 

6  —  621.  621,  1. 

7  —  638. 

8  —  639,  2  und  3.  640,  4.  642,  2.  r>46,  2. 

649,  2. 


10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
28 
29 
30 
32 
33 
34 
35 
36 
40 

41 
42 
43 
44 
45 
46 
48 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 


I  65  — 


—  646,  1. 

—  646,  1. 

—  526.  623. 
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677.   . 
723. 
93. 
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.  80  -  669.  670.  3.  672, 1. 
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81  —  207,  2. 
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61  -  584. 

83  -  477,  1.  479,  2. 

82  -  582,  3. 

85  -  628,  1. 

83  —  579.  1. 
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84  —  578, 1. 

87  —  629,  1. 

85  —  584,  2. 
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93  —  603. 

100  —  672, 1. 

94  —  595. 

97  -  596.  2. 

98  -  584,  1. 
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9  -  38. 

124  -  707,  2. 

10  -  38. 
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22  -  485. 
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23  -  623. 
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24  —  638. 
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28  —  661. 
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29  -  649. 
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27  —  765,  4. 

28  —  768,  2. 

29  —  769,  1. 

30  —  769,  1. 

31  -  770,  1. 

32  —  770.  3. 
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34  —  770,  5.  775,  4. 

35  —  770,  5.  771,  1. 

36  —  770,  5.  771,  2. 

37  —  771,  3. 

38  —  774,  8. 
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41  —  775, 1  und  2. 

42  —  775.  3. 

43  —  769,  7. 

44  —  776, 1. 

45  -  774, 

46  —  773.  4. 

47  —  774, 1. 

48  —   776,  2. 

49  -  774,  4. 

50  —  773,  2. 

52  —  783,  2. 

53  —  783,  2. 
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57  —  773,  3. 
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63  —  768, 1. 

64  —  774,  2. 

65  —  774,  1. 

66  —  774, 1. 

69  —  678, 1. 

70  —  780,  1. 

71  —  780,  1. 
74  —  779, 1. 
76  —  780, 1. 
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97  —  672,  2. 
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Art.  98  —  93. 
'99  -  92,2. 

100  —  92,  3. 

101  —  681,  2. 

102  —  681,  2. 

110  —  43,  3.  113,  2.  117.  118,  2. 

111  -  133,  1. 
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116  —  518,  1. 

117  -  512. 
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123  -  774,  5.  777,  3. 
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§.  1  —  761, 
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3  —  761, 

4  -  762, 
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9  —  764, 

10  —  764, 

11  —  763, 

12  -  763, 

13  —  763, 

14  —  763, 

15  —  761, 

16  —  764, 

17  -  765, 

18  —  764, 

19  —  766, 

20  —  766, 

21  —  761, 
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23  —  767, 
26  —  767, 
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32  —  770, 
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48  -  771, 
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55  -  773, 
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59  -  773, 
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1. 
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3. 

1  und  5. 
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2  und  3. 
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6. 

7.  775,  6. 

4  und  6. 

6. 

6.  770,  5. 

3. 
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8. 
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4. 

1.  777,  1  und  2. 
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4. 
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61  -  773,  4. 

62  -  774,  1. 

63  —  774,  1. 

65  -  774,  1. 

66  —  774,  4. 

67  —  771,  5  und  6. 
72  —  772,  5. 
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15  —  678,  L 

16  -  203.  495. 
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27  —  766,  1  und  5. 

28  —  766,  4. 

29  --  766.  2. 

30  "  7G7,  4,  6.  7  und  8. 

31  —  767,  L 

38  -  768,  2.  , 

39  -  768,  3.  770,  2. 

40  ^  774,  1  und  7. 
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773,  2. 
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778,  2. 
774,  3. 

768,  1.  783,  1. 
768,  1.  779,  5. 

779,  5. 
777,  3. 

678.  780,  4.  781,  2. 
672,  2.  688,  1. 
676.  2.  681,  2. 

510,  2. 
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509,  L 

HO  —  im.  3. 
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10  —  788,  3. 
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12  "  802,  1. 

13  ~  787,  4.  791,  b. 

14  ^  787,  4 
16  -  e02,  2, 

16  "  795.  3.  796,  1.  802.  3. 

17  —  79G,  6.  797.  6.  799,  2.  ^.  4 

804.2. 

18  —  797,  7.  802,  5. 
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zu  791,  a 

791,  7. 

792,  2. 

792,  3.  796,  2. 
792,  4. 
792,  5. 
792,  6. 
792,  7. 
162,  3. 

162,  4. 

163,  1  und  2. 
802,  5  und  6 


797,  6.  799,  3. 
806,  1. 


163,  2.  798,  1.  800,  3.  806,  1. 
163,  2. 

174,  2.  793,  4.  806,  2. 

175,  1.  800,  4.  806,  2. 
175,  1.  800,  4.  806,  2. 
175,  1. 

175,  1.  798,  2.  80!,  1. 

175,  1.  802,  a 

175,  1.  794, 1. 
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178,  3.  798,  1. 
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265,  1.  7a 
169, 1.  791 
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326,  1.  791 
263,  2.  79« 
263,  2. 
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263,  2.  661 
269,  2. 
803,  1. 
261.  4.  798 
261,  1. 

260. 1. 
263.  3.  798, 
214.  2.  80Si 
795,  2. 
225,  2.  255, 

795. 2.  I 
795,  2. 
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Sach-Register. 


(Die  Zahlen  verweisen  auf  die  Seiten,  die  hinter  einem  Komma  auf  die  Noten). 


Abänderung  der  Verfassung  290.  625.  626. 
in  den  freien  Städten  777;  des  Nord- 
deutschen Bundes  789.  794. 

—  der  Gesetze  601.  604    011.  621. 
Abbauereien  515,  2. 

Abdication  des  Souverains  406,  5. 
Abfindung  s.  Apanage. 
Abgeordnete  565. 
Abgeordneten- Wahl  569. 
Ablehnung  der  Landtagswahl  572. 

—  von  Gesetzentwürfen  634. 
Ablösungsgesotze  53,  3 

Ablösung  privatrechtlicher  Kosten  155. 

Abolition  98.  740. 

Abschluss  von  Staats  vertragen  801. 

Abschossrecht  453,  1. 

Absetzung  s.  Entsetzung. 

Absolutismus  642,  4. 

Abstimmung  bei  Senatswahlen  763. 

—  über  (jiesetzentwürfe  607. 

—  im  Bundesrath  789. 

—  im  Reichstag  792. 
Abtretung  von  Landestheilen  451. 

—  von  Eigenthum  230. 
Abzeichen,  dienstliche  717. 
Abzugsgeld  453,  1. 
Abzugssteuer  452. 
Addressen  der  Landstände  588. 
Adel  461. 

Administration  s.  Verwaltung. 

Administration-Justiz  670. 

Adoptionen  hinsichtlich  des  Thron- 
folgerechts 376,  3. 

Advocaten  656. 

Aelterleute  769. 

Aemter  518.  659.  663. 

Aequivalent  bei  Vergrösserungen  von  Staats- 
vermögen 243. 

Aerzte  656. 

Aeusseres  Eecht  des  Souverains  323. 

Agnaten  386;  als  Regenten  425.  427;  Mit- 
wirkung bei  d.  Regentschaftsbestellung  423. 

Agnatische  Thronfolge  384. 

—  Linie  485. 
Aichungsämter  184. 
Allodial  359,  2. 
Allodialgut  359,  2. 
Allodiale  Staaten  379, 


Altlandständisches  Prinzip  593. 

Altlandständische  Verfassung  553. 

Amnestie  98. 

Amtsehre  713. 

Amtsehrenbeleidigung  713. 

Amtseid  s.  Diensteid 

Amtsentsetzung  744. 

Amtsentlassung  744. 

Amtsgemeinden  518,  2 

Amtshandlungen  754.  757. 

Amtsverschwiegenheit  708.  753. 

Anbauereien  515,  2. 

Anfechtbarkeit  der  Verfassung  533,  5. 

Anklageprinzip  686. 

Anklageprozess  92. 

Anklagereoht  der  Landstände  730.  743. 

Annahme  des  Gesetzentwurfes  632.  634. 

—  der  Landtagswahl  572. 

—  der  Wahl  zum  Senat  764. 

—  der  Wahl  zur  Bürgerschaft  770. 
Anordnungen  541,  1;  542,  2. 
Anstellung    des    Staatsdieners   696;   etats- 

mässige  716. 

Anstellungsfähigkeit  692. 

Antheilnahme  an  den  Landtagsver- 
handlungen 613. 

Antragsstellung  604. 

Antritt  der  Regentschaft  431. 

—  der  Regirung  392. 
Anwartschaften  auf  Staatsämter  701. 
Anzug  in  eine  Gremeinde  5].3,  1. 
Apanagen  330.  460. 

Apanagium  improprium  461. 
Apotheken  143. 
Arbeitervereine  495. 
Arbeitsanstalten  198. 
^QXn  536,  1. 
Armenpflege  144.  507. 
Armenpolizei  144.  198. 
Association  60. 
Asylrecht  104,  4, 
Atheismus  115. 

Aufenthalt  im  Staate  als  Erfordennss  der 
Regirungsfahigkeit  402. 

—  der  Fremden  300. 

Auflösung  der  Bürgerschaft  774;  der  Land- 
tage 598.  601;  des  Reichstags  791;  ^ 
Zollparlaments  810. 


—   in  den  Unterthanenverband  447. 
Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  77.  672 
Aufrufe  des  Landtages  610. 
Aufsichtsrecht  119.  009.  538. 
Au^burger  Beligionsfriede  42. 
Ausfuhrende  Gewalt  538. 
Ausführungsverordnungen  541.  646. 
Aushebung  zum  Wehrdienst  258.  265. 
Ausländer  303;  deren  Anstellung  im  Staats- 
dienst 700.  701,4. 
Auslegung  der  Yerfassungsgesetze  524. 
Auslieferung  84,  4. 
Ausnahmsgerichte  G79. 
Ausrüstung  der  Bundesarmee  264. 
Ausscheiden  aus  der  Gemeinde  513. 

—  ans  dem  Staatsdienste  747. 

—  aus  dem  Senate  774. 
Ausschliessung  der  Landtagsmitglieder  615; 

der  Bürgerschaftsmitglieder  775. 
Ausschüsse  der  Bürgerschaft  771. 

—  des  Landtags  589 

—  des  Bundesrathes  788. 

—  des  Zoll-Bondesrathes  809. 
Austausch  von  Staatsvermögen  242. 
Austritt  aus  der  Bürgerschaft  775. 

—  aus  dem  Landtage  582. 
Auswanderung  451. 
Auswanderungsfreiheit  59,  2.  452. 
Auswärtige  Angelegenheiten  664. 

.  Ausweisung  aus  dem  Staatsgebiete  449. 450, 1 . 
Authentische  Interpretation  621. 
Autonomie  72;  des  fürstlichen  Hauses  459. 
Autonomische  Familien  vertrage  466,  1. 
Autorität  der  Staatsdiener  713. 


Bannrechte  157. 

Beamte  s.  Stahtsbeamte,  Staatsdiener. 

—  der  Mediatisirten  658. 

—  der  Gemeinden  516. 
Beaufsichtigung  der  Behörden  743. 

—  der  Gemeinden  503.  508,  3.  509. 
Bedarfsumme  des  Souverains  330.  343;  des 

Begenten  435. 
Bedingungen  der  Steuerbewilligungen  251. 
Beeidigung  der  Abgeordneten  615. 

—  des  Bundes-Militairs  803. 

—  der  Gemeindebeamte  517; 

—  des  Militairs  auf  die  Verfassung  708. 
~-  der  Staatsdiener  707.  711. 
Beförderung  im  Staatsdienst  704. 
Befreiung  vom  Militairdienst  481. 

—  von  der  Steuerpflicht  477. 
Begnadigungsrecht  96. 

Begnadigung  verurtheilter  Staatsdiener  739. 
Begntaehtangsrecht  desLandtags  635. 636, 1. 
Behörden  s.  Aemter. 
Bekanntmachung  s.  Publikation. 
Bekanntmachungen   des   Landtags   an   die 

Untertbanen  610. 
Bekenntnissfreiheit  45. 

Bekenntniss,  religiöses  als  Bedingung  der 
ReginiDgsföhigkeit  401 ;  des  Staatsbürger- 


ständischen I 
Beneficium  col 
Berichte  rstattei 
sionen  600. 
Berufung    des 
Bürgerschaft 
des   Beichsta 
raths  809;  d 
Berufsfreiheit  S 
Berufsstand  44i 
Bescheide  542, , 
Beschlagnahme 

—  von  Papiere: 
Beschluss  des  L 
Beschlussfähigk« 

der  Bürgerscl 
Beschuldigte  93. 
Beschwerden  üli 

Korporationen 

zögerung  oder 
Beschwörung  dei 

Verfassungseid 
Beschwerderecht 

Setzungen  486i 

—  des  Landtags 

—  der  Behördei 

—  der  Untertha 

—  des  Militairs 
Besetzung  der  S 
Besoldung  der  S 
Bestätigung  ger 

—  der  Beamten 
Besteuerungsrecl 
Bestrafung  der 
Betteln  198. 
Beurlaubung  der 

tage  579,  1. 
Bevölkerungs-Pc 
Bevormundung  < 

Hauses  460. 

—  des  Souverai 
Bewaffnete  Mac 
Bewaffnung  der 
Beweiskraft  der 
Bezirksstrassen 
Büdung  126. 
Bildungsanstalt 
Bill  and  declar; 
Bitte  s.  Petitio: 
Briefadel  765,  : 
BriefgeheimnisE 
Buchdruckerge^ 
Buchhandel  20< 
Budget  629. 
Bürgeramt  (^in 
Bürgermeister 
Bürgermeisters 
Bürgerrecht  51 
Bürgerschaft  (i 

768;     Anth( 

regirung  78i 

Bürgerschafts-j 


—  Wahlen  770. 

Bärge rlicUe  Freiheit  S5,  3, 
Bürgerlicher  Tod  50. 
Bur^'er vermögen  508,  3. 
Bürgervorsteuör  515, 
Bürj^ürwesen  515 
Bundes-Beamte  805. 
^  Feldliürr  803. 

—  Finanzwesen  IM. 

—  Herr  2G2. 

—  IntÜgenat  450, 

—  Kanzler  804. 

—  Kirche  794. 

—  Präaidium  80L 

—  Rath  7b7,  79S, 

—  fcjtaat  784. 

Bnreank ratisches  Prinzip  663, 

CahimstRJuatiz  655. 

Cnbinetsschulden  244, 

Carte  U-Conventionen  M, 

Cassation  ä.  AmtsentäeUung. 

Cantionen  si,  Dienatcantionen, 

C<?nsv]r  5R. 

CensuE  hei  Landtags  wählen  074.  676. 

Chausseen  i(J9. 

Chntullg-ut  354, 

Chatullschulden  244,  li. 

Christliches  Prhzip  524, 

Christliche  Staats idee  4. 

Oivilheanitc  694, 

Civildtenst  664. 

Civilehc  140. 

Civilliste  331.  331. 

Civil  listen  System  348, 

Civilrecht  87, 

CiTürichterlicIieH  Recht  der  StaaUg-ewalt  100 

Cogimten  425. 

Cognatische  ^Hironfolge  387,  390, 

Collateralen  :i76,  3Ö8, 

CoIIogialverfassnng  der  Behörden  662. 

Commissarien  659.  1. 

Commissionen  659,  1* 

Cotnmnnalämter  510. 

Competcnz  der  Acniter  668. 

Competenz-Confliete  070. 

Cümpctenz  der  Gcrit^hte  669»  671, 

—  des  Landtag«  619, 

—  de«  Btindesrathea  600 

—  der  Biinde^regitungen  B05, 

—  des  Nonhltiutschca  Bundes  793,  797. 

—  des  BundespräsiiliumH  801. 

—  des  Zollvereines  808. 
Compctenzstreltigkeiten  zwischen  dem  Land- 
tag «ind  dem  Souverain  624.  801, 

Conccssionswesen  48, 
Concordate  112,  1. 
Conüscationen,  strafrechtliche  95. 
Conscri^tioD  a.  Äushebnng. 
Conaentirung  der  Ehe  459. 
Consentirte  Ehe  379, 


—  der  Monarchie  321. 

—  des  Staatalebens  527. 

—  der  Regirnng  644. 
Constitntionelles  Prinzip    der   Untertonen- 

vertretung  55b. 
Con&ti  tut  Lun  eile  Unterthanen  442.  483. 
Constituirung  de^i  Landtags  585, 
Contingente  des  Bundesheores  803. 
Contrasignatür  der  Minister  G4%^,  719. 
^-  des  Bimde^lcaiizlers  805, 
Convocation  s,  Berufong. 
Corporation en  486,  488,  1, 
Corjwratiönsrechte  65,  74, 

—  der  Kirche  116, 

—  der  Gemeinden  507. 
Coqjs-Cammanilanten  des  Bundeshceca  803. 
Criminal-  g.  Straf-. 
Criminal-Polizei  210. 

Curatelen,  Pflicht  zu  deren  UeWniahiDa  497, 
Curiatstimnien  593. 
Curien  der  Landschaft  557. 
Curiensjstem  586, 

Hauer  der  Landtagiü^ltzungen  597.  598, 1 

Dehatte  GQ4, 

Decen  trali«at  ion  si>r  i  n  zi  j>  527, 

Dell  ctsübligat  Jonen  102, 

Deukfreiheit  39. 

Descendenz,  agnatische  and  cognaüfidbe  3^ti. 

Deutsche  Staaten  12. 

Denis  che  Bundesacte  43. 

Dethroniaationsrecht  405.  595. 

Departements-Minister  6*j6, 

Depeschen  178. 

Deputirte  s,  Ahgeordnete. 

Despotismus  642,  4. 

Diäten  der  Landt^gsmitglieder  614. 

Dienstboten  193,  4, 

Dienstcautionen  7 lt.  712,  1. 

Dienst  ehre  s.  Amtsehre, 

Diensteid  469,  711. 

DJenstentsetKung  s.  Ämtsentsetzang, 

Dienstentlassung  s.  Amtsentla^sung, 

Dienstpflicht  der  Unterthaneu  4K2. 

Dienstpflichten  der  Staatsdicuer  703, 

Dienst  recht  der  ^taatsdiener  712. 

Dienatnniiihigke.it  764. 

Dienstunivünligkeit  764* 

Dienst  verbrechen  721. 

Diensbergehen  723, 

Dienstrertrag  692. 

Dienstzweige  663. 

Dienstliche  Unt^^rthanenrechte  466. 

Disciplinargewalt  der  Hegining  74 L 

—  über  Geroeindebeamte  516. 
Di  s  cipli  narstraf en  744. 
Disciplinar vergehen  740. 
Disciplinar verfall  ren  742, 
Dispensationen  648,  1. 
Domainen  233« 
Domainenfrage  385. 


Dotationen  330.  Erlass  von  St 

Droit  d'enquete  610,  2.  Eroberung  30 

Dynamisches  Prinzip  558.  560.  580.  769.  Eröffnung  der 

Dynamisch-numerisches  Prinzip  558.  561.  Ersatzmänner 

Dynastie,  Successionsrecht  derselben  364. 374.  Ersatzmannscli 

—  Thronfolgeordnung  derselben  384.  Ersatz-Roservi 

Erstgeburt  s.  ' 

Ebenbürtigkeit  381.  459.  464.  Erziehung  doi^^ 

Ehe  139;  morganatische  383.  —  des  Throni 

Ehebruch  139.  Etat  s.  Budge 

Ehehindernisse  139.  Exekution  im  \ 

Eheliche  Geburt  als  Voraussetzung  der  Thron  •  Exekutive  540, 

folge  377.  Exemtionen  s. 

Ehescheidungssachen  101.  Eximirter  GerJ 

Ehrenhaftigkeit  567,  3.  Expropriations^ 

Ehrenpflichten  467.  496.  Exterritorialiti 
Ehrenrechte  328.  467.  469;  Voraussetzungen 

ihres  Besitzes  498.  Fabrikarbeiter 

Ehrenrechte  des  Monarchen  327.  Fabrikation  IQ 

Ehrenzeichen,  fürstliche  327.  Familie  1.  55. 

Ehrerbietung  gegen  den  Souverain  693.  Familie  des  Sc 

Ehrfurcht  gegen  den  Souverain  472.  Familiengut,  fl) 

Ehr  Verletzungen  101.  Familienrath    c 

Eid  des  Kegenten  431  ff.  einer  Regent 

Eid  des  Souverains  394.  Fideicomniss  3; 

Eid  der  Staatsdiener  s.  Beeidung  der  Staats-  Finanzgesetze  i 

diener.  Finanzgewalt  S 

Eigenthum,  ünverletzlichkeit" desselben  65.  Finanzhaushalt 

Einführung  in  das  Amt  702.  Finanzperioden 

Eingeborenen.  Indigenat.  Finanzrechte  2 

Ein-Karamer- System  586.  Finanz verwaltr 

Einquartirung  h.  Quartierlast.  Finanzwesen   i 

Eintheilung  der  Staatsgewalt  527  flF.  gebung  627. 

Eintritt  des  Souverains  in  fremden  Staats-  —    im   Nordd 

dienst  403.  finanzwesen. 

Eintritt   in    den   Staatsdienst  704  s.  auch  Fiscus  67,  1.  t 

Anstellung.  Flotte  264.  26 

Einzelbeamte  662.  Flösserei  169, 

Eisenbahnen  164.  173.  Flussschifffahr 

Eisenbahn-Unternehmungen  174.  Forense  439,  4 

Elbschilffahrtsacte  166.  Formen  des  S 

Elemente  des  Staatsbestandes  7.  Forstgerichtsb 

Enclaven  305.  Freie  Städte  : 

Entsagung  s.  Abdication.  Freihäfen  162 

Entschädigung  der  Steuer  Privilegien  478  Freiheit  der  ] 

—  der  durch  Handlungen  der  Staatsdiener  Freiheit  des  r 

verletzten  Rechte  755.  '        kenntnissfrc 

Entlassung  s.  Amtsentlassung.  Freiheit    der 

Entscheidung    über    die   Legitimation    der  Ständeversa 

Landtagsmitglieder  596.  697,  1.  —  im  Reichs 

Entecheidungsgründe  der  Gerichte  681.  Freiwillige  G 

Entsetzung  s.  Amtsentsetzung.  Freiwillige  in 

Entsetzung  des  Regenten  434.  Freizügigkeit 

Entthronung  s.  Dethronisation.  i   Freizügigkeiti 

Eut-  und  Bewässerung  der  Grundstücke  156.   1  Frenjde  439. 

Erbämter  695,  4.  1   Fremdenpoliz 

Erbfolge  s.  Thronfolge.  i  Fürstlicher  E 

Eibliche  Landtagsmitglieder  559,4.  560,  2.   |   Functionen  d 

566. 

Erbtochter  386.  CSabeUa  emi] 
Erbverbrüderongen  369.                                  i   Gäste  im  Sts 


Gcbietsabtretang  s.  Abtretung  von  Landes- 

th  eilen. 
Gebietshoheit  302. 

Gebiet  des  Norddeutschen  Bandes  309. 
Gebiatsrecht  364. 
Gebot  543. 
Gebahrcn  255. 

Gebühren  der  Staatsdiener  715. 
Gebartsadel  465,  1 
Geburtsstände  457. 
Gee^enzeichnung  s   Contrasignatar 
Genalt  der  Staatsdiener  714 
Gehaltsxerbesserungen  705. 
Gteheime  Polizei  201. 
Geheimer-Rath  611,  3.  688. 
Gehorsam  gegen  Verfassung  und  Gesetz  469. 

470.  471;  gegen  den  Souverain  472. 
Geistige  Interessen  108. 
Geistiges  Leben  39. 
Geistig  sittlicher  Beruf  445. 
Geistlichkeit  445. 
Geistlicher    Stand,    Unfähigkeit    desselben 

zur  Thronfolge  401,  4. 
Geistliche  Gerichtsbarkeit  103. 
Geld  180. 
Geldstrafen  236. 
Gelehrte  445. 
Gelehrte  Schulen  134 
Geleitrecht  172. 
Gemahlin  des  Souverains  459;  als  Begentin 

428.  430,  4. 
Gemeines  Becht  16. 
Gemeinden  1.  306.  444.  503 ;  als  juristische 

Personen    507;    als   landtagsberechtigte 

Körperschaften  575,  3. 
Gemeinde-Angehorigkeit  512.  513,  3. 

—  AusRchuss  515. 

—  Beiträge  514,  2. 

—  Behörden  511. 

—  Bezirk  510.  517. 

—  Ehrenrechte  514. 

--  Glieder  510.  511;  Recht  derselben  514. 

—  Güter  509,  1. 

—  Haushalt  509. 

—  Leben  506   658. 

—  Lasten  514. 

—  Processe  509. 

—  Recht,   Erwerb   desselben  512;   actives 
und  passives  515; 

Gemeinde  -  Rechnungswesen  509. 
Gemeindewege  170.  173.  507. 
Gemeindeverbände  518. 
Gemeindeverfassung  509,  1.  510. 
Gemeindevermögen  505. 
Gemeinde -Vertretung  516. 

—  Verwaltung  497. 

—  Vorstand  516. 
Gemeinheits  Theilungen  156. 
Gemeinrechtliche  Quellen  19. 
Gemeinwohl  67.  105.  108. 
Genesis  des  Volkes  138. 


Gerichte  164.  184.  672;  Verhältniss  zum 
Gesetz  680;  zur  Regirungsgewalt  683w 

Gerichtsbarkeit  655.  684. 

Gerichtsgebände  672. 

Gerichtsherrlichkeit  684. 

Gerichtshof  zur  Entscheidung  TonCorapetenz- 
confiicten  672. 

Gerichtliche  Polizei  209. 

—  Verfolgung  der  Landtagsmitglieder  616. 
Gerichtlichkeit  der  Rechtsgeschäfte  80,  3. 
Gerichtsorganisation  672. 
Gerichtssprengel  675. 

Gesandte  des  Norddeutschen  Bundes  326.801. 

Gesammt-Ministerium  665;  als  Regentschafb- 
rath  421,  L 

Gesammtrechte  der  XJnterthanen  455.  520. 
768 

Geschäftsordnung  des  Landtags  599.  603. 
604,  1;  des  Reichstags  792. 

Geschlechtsadel  465. 

Geschworene  497.  690. 

Gesellenverbindungen  194. 

Gesellschaft  56.  148.  475. 

Gesetz  19.  530.  540;  Entstehung  deaselbeD 
633;  im  Norddeutschen  Bunde  793;  im 
Zollvereine  808;  in  den  freien  Städten  776. 

Gesetzentwürfe  604.  605.  778. 

Gesetzvorschlag  604.  606. 

Gesetzgebende  Gewalt  9.  .^29;  des  Nord- 
deutschen Bundes  793;  des  Zollvereins  808. 

Gesetzgebender  Körper  546.  547;  Elemente 
547;  im  Norddeutschen  Bunde  786;  im 
Zollvereine  808. 

Gesetzgebung  532.  619. 

Gesetzsammlungen  641. 

Gesetzwidriges  Verfahren  einer  Behörde 
485. 

Gesinde  wesen  193. 

Gesundheitspflege  192. 

Gesundheitspolizei  191. 

Gewähr  der  Verfassung  s.  Crarantie. 

Gewerbe  154.  156. 

G werbe -Convente  769. 

Gewerbe-Freiheit  58. 

Gewerbe-Kammer  769. 

—  Privilegien  58.  157. 
Gewichte  184 
Gewissensfreiheit  43.  47. 
Gewissensehe  460. 
Gewohnheitsrecht  72. 
Glaubensfreiheit  47. 
Glaubenssachen  121,  2. 
Gleichheit  der  Wehrpflicht  480. 

—  der  Besteuerung  477. 

—  vor  dem  Gesetze  456. 
Gothaer  Vertrag  449. 
Gradual-System  386. 
Gradesnähe  389. 

Grenzen  des  Staatsgebietes  307. 
Griechische  Kirche  114,  1. 
Grossjährigkeit  s.  Volljährigkeit. 


42Ö.  42»;  als  Vorraünderin  437. 
Grund-  und  gutsherrliche  Lasten  154. 
Grundbesitz  als  Grund  der  Landtagsfähig- 

keit  559.  560,  2.  580,  3. 
Grundbesitz  des  Adels  465.  466,  1. 
Gültigkeit  der  Gesetze  682. 

—  der  Staatsverträge  801. 
Gutsbezirke  517. 

Haftverbindlicbkeit  des  Staates  754. 
Handel  154.  659. 

Handels-    und    Fabrikstand    als  landtags- 
fähig 560. 
Handelsgebiet  162. 

—  Gesetzbuch  160. 

—  Kammer  769. 

—  Marine  168 

—  Privilegien  58. 

—  Verträge  622,  2.  623. 

—  Zölle  161 
Handwerk  156. 
Haus  54. 

—  des  Souverains  459. 
Hausfrieden  34. 
Hausgesetze  19.  459 
Haasgut,  fürstliches  238. 
Haussuchung  54. 
Häuslinge  514. 
Heiligkeit  des  Monarchen  356. 
Heilung  des  Bechts  80. 
Heiraatblose  449. 
Heimathswesen  453. 
Herren-Curie  560,  2.  -580,  3. 
Hofchargen  656. 

Hofbeamte ,     Landtagsföhigkeit     derselben 

559.  566,  2. 
Hofhaltung  330. 

Hoheitsrechte  82;  nutzbare  149,  2. 
Hoher  Adel  383.  461. 
Hohe  Polizei  201. 

Honorar  der  Senatsmitglieder  764.  766. 
Huldig-ungseid  473. 
Hülfsdienstpflicht  475.  482. 
Hulfsdienstrecht  215.  270. 
Hülfspersonal  659. 
Hölfs-Polizei  210. 
Hülfsstaatsdienst  690. 

iVagdrecht  155,  1. 

Illegitimität  359. 

Imperiam  536,  1. 

Indemnitats-Erklärung  632. 

Indigenat   441.  449.  450;  als  Voraussetzung 

der  Anstellungsfähigkeit  700. 
Individualität  444. 
Individuelle  Entwicklung  des  Menschen  5. 

—  Rechte    der  Untherthanen    455;   Ent- 
stehung 466;  passive  und  active  467. 

Individuelles  Leben  35. 
Individuelle  Thronfolge  887. 
Individuuin   1.  6. 
Industrie  137.  147, 


Industrieller  \ 
Industrielles  1 
Initiative  604. 
Inkorporation  i 
Inländer  4')9,  | 
Innere  Mission 
Inneres  Recht 
Inquilinen  514 
Inquisitionsprii 
Instanzenordnu: 
Instruction    de 

raths  787.     ' 
Integral-Erneu€ 

Schaft  778 
Interpretation  ( 
Ipso-jure  Nullit 
Irreligiosität  12 
Juden  46.  500. 
Judenthum  114. 
Juristische      P« 

rechtigte  575. 
Jus  advocatiä  Ij 
Jus  armorura  4( 
Jus  detractus  4£ 
Jus  inspectionis 

—  nundinarum 

—  reformandi  1 

—  resistendi  40 

—  singulorum  l 
Justiz ,   Trenn  ui 

waltung  668. 
Justizhoheit    5^ 

deutschen  6ui 
Justiz-Ministeriu 
Justizsache  85, 
Justiz -Verweige   i 

—  Verzögerung 

Hämmerei-Veri  i 
Kammern,  stän< 
Kammergut  33! 

desselben  54 

qualität     33: 

474,  2. 
Kammerguts-Sj 
Kammerschuldc 
Kauffahrteischil 
Kaufleute  als  S    i 
Käufliche  Staai    i 
Kaufmanns-Coi    ! 
Kirche  1.  62.  ( 
Kirchengüter  6 
Kirchenpatrona    i 
Kirchenrecht  1 
Kirchenverfassc    \ 
Kirchliche  Feii 

tags  597,  2. 
Kirchliche  Gen 
Klage  102. 
Klagerecht  dei 
Körperliche  ZO     i 
Kosten  des  La 


Kreise  :iüÖ. 
Krais-Gemeinde  518,  Ü, 

—  YortretTmg  518, 
Krie^tj-FuTiren  272, 

—  Hafen  'Mb. 

—  Dienüt  s*  Wühnlieast, 
KriegsiiiiniKter  GH5. 
Kronanvvaltscliaft  (>86,  l. 

K  r oTi  ti  d  eico  riiTn  issf Dnda  351, 

Kr  Dtigütfifly a  tt^  m  '^\>  I . 

EroEgyndici  0^0. 

Künstler  G37. 

Kunst  129, 

KGndigang  des  Staatadienstes  753. 

Kultuqtolizei  126,  3* 

Mi  andesc  i  n  wolm  e  r  443. 
Landijsholieit  550. 
Laudesvoräiisseran^  a.  Abtretung, 
liandesHTA^eiKimiT  s,  Ausweisung. 
Landfol  gerecht  4^2. 
Latidfolgrcd  iensl  21 1 . 
Landgi>meindc  509. 
Lanclgemeindeordnuiig  511^  1. 
LivndmarBehall  5i>G,  1. 
L  ai  idratjisa  m  t  e  r  518. 
Land  rät  he  der  LaTuLachaft  556,  1. 
l^ands^tiB^iat  439. 
Landscliaft  547. 

Lands  tan  ikcbaft  des  Adels  468,  1. 
Lands tslnde  547,  3. 

Landet  an iliijchc  AusschüsBe  589  j  CompetenE 
51K);  Mitglieder  591, 

—  Conimisi^iönen  5t^9. 

—  Yerfassnn^  547. 
Londfltrasaen    ll]4. 
Landstreicher  s,  Vagaboni^en. 
Landsturm  253. 

Landtag  547 ;  staatsrcclitliches  Wesen  591 ; 

ZusanimeriüetKüng:    5-19;     KU^inetite    des- 

Bolbeji  55Ö;  Eruenerung  5Ö4. 
L an l1  tage- .Abschiede  Ö34. 

—  Beamte  5t:49,  4, 

—  KeEchlüHse  (JOii.  (108.  ß33. 

—  Commissi 0 neu  BIO. 
-^  Deputationen  5ö9,  5, 

—  Mitgliedschaft  5G5;  Vorausßetiuagen  567  j 
Endigung  582. 

Landtagüfahige  Güter  55<j,  1, 

Landtaga-MjtgUeder  505  613;  Unabliängig- 

keit  deTselben  592;  ernannte  559,  4.  ötjö; 
erbliche  559;  lebenslängliche  559;  per- 
sÖTilich  berechtigte  565;  gewählte  b^. 

I^ndtags-Ordnungen  s.  Geschäftsordnung 

—  Präsidium  596,  599. 

—  Seeslonen  565.  597. 

—  Verßaminlnng'en  593. 

—  YüTatand  61 L 

—  Wahlen  553.  565;  allgemeine  nnd  be- 
sondere 569;  directc  und  indirectc  569. 


Land  wirth  sei  nifl  154. 
Landwirthsehaftlieher  Kredit  156. 
I   Lebensalter  als  Voraussetzung  der  Staat*- 

burgerrechtü  49Ö;  der  Landtagsfaliigk^it 

.573;    der    Reichstagsfähigkeit    790;   der 

Senat*;-  nnd  Bürgeraehafad-MitgliedseliAfl 

7G1.  770. 
Lebenslängliebe     ÄniteUung     der    Staate 

beardten  746. 
Leggean  stalten  159,  2, 
Le^slatar Periode  5tJ5,  601 ;  de»  Keichtrta^ 

79  L 
liCgitimation  der  Landtagsmitglieder  WL 
Legitimität  359. 
Leiien  s,  Staütslehen, 
Lebnsanwart-ficbaft  336,  1. 
Lehnsherrliehkeit  368^  1. 
Ijehranstalten  128, 
Lehrer  l31.  657. 
Lehrfreiheit  134, 
Lehrlinge  j    Verbot   ihrer   Betbeüigim^   id 

Vereinen  495, 
Leibeigentehaft  49. 
Lineal-Gradual-System  386, 
LineaUSyatem  3S6. 
literatur  des  Staatsrechts  24. 

Wa eh t Vollkommenheit  529,  l. 

Magistrat  510. 

Majedtät  32Ö. 

Majorat  365,  l. 

Majoritä.t      der      8timiiieti      ^     StimnMa- 

niehrbeit 
Mandata  ile  adnnnif^tranda  jtistitia  l]iS>5. 
Mandat  der  Abgeordneten  56Ö. 
Man ny stamm  bei  der  Thronfolge  3T&. 
Männliches    Gesehlecht    als   YorauÄ&etiinL' 

dt^r    Thronfolge    379;    der    Staat^bürf«^ 

reelite498. 501 ;  der  Laiidtagafähiflceitö^ 
Märkte  160. 
Marktflecken,        Landtagsfahigkeit       ^ifr- 

lielhen  559 
M^sen  nnd  Gewichte   164.  IM. 
Materielle  Interessen  lOÖ. 
Mediatisirte  463, 
Medicinal- Anstalten  143, 
Med  lein  nl-Pülizci  193, 

—  Wesen  143. 

Meinungsfreiheit  der  Mitglieder  der  Mrrö^ 
sehaft  7^5;  des  Landtags  6l5;  des  Beidu^ 
tags  792. 

Messen   160. 

Methode  des  Staat^^reclite  27* 

Militairbeamte  694. 

—  Conventionen  26  L 

—  Dienst  481. 657,  6^>4j  s.  auch  Webidiflifi. 

—  Gesetze  533, 

—  Gewalt  25S, 
Militairiaehe  Anstalten  260, 
Militairpfliehtiges  Alter  481. 
Militai  strafrecht  260, 
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Militairwesen  des  Norddeutnchen  Bandes  262; 
der  Süddeutschen  Staaten  267. 

Minderjährige,  Verbot  ihrer  Betheiligung  an 
Vereinen  495, 

Minister  718;  nicht  landtagsfähig 
578,  1. 

Ministeranklage  730. 

Ministerrath  als  Begent  425,  2. 

Ministerial-Departements  666. 

Ministerien  666.  611. 

Ministerpräsident  668. 

Ministerium  des  Königlichen  Hauses  665. 

Ministerverantwortlichkeit  719. 

Misbränche  in  der  Gesetzgebung  oder  Staats- 
verwaltung 651. 

Misheirathen  382,  3.  383.  460. 

Mitregentschaft  411. 

Monarch  313. 

Monarchinnen  295.  ^ 

Monarchisches  Prinzip  310. 

Monogamie  138,  2. 

Monopole  157. 

Moratorien  104. 

Morganatische  Ehe  460. 

Motionen  604. 

Motive  des  Gesetzes  530. 

Mündigkeit,  politische  499 

Mündlichkeit  der  gerichtlichen  Verhand- 
lungen 92.  681;  der  Landtagsverhand- 
lungen 599. 

Münze  181. 

Münz  Cartell  183. 

Münzrecht  181, 

Münzregal  180. 

Münzwesen  180.  184. 

Mnndium  425. 

Mutschirungen  371. 

Mutter  des  Souverains  als  Regentin  428; 
als  Vormünderin  des  Souverains  437. 

Machdruck  136. 

Nacheile  272. 

Nachsteuer  453,  1. 

Nation  7. 

Naturalisation  449.  453,  2.  454. 

Naturallieferung  715. 

Nebengeschäfte  der  Staatsdiener  710. 

Nebenlinien  s.  Seitenlinien. 

NeckarschifiTahrts-Convention  167. 

Neuwahlen      zum     Landtag     584.      602, 

3.  769. 
Nichtigkeit  der  Verfassung  535,  5. 
Niederer  Adel  465. 
Niederlassungsrecht  441.  451. 
Nominalwerth  181.  ^ 

Norddeutscher-Bund  13. 
Norddeutsche  Bundesgewalt  784. 
Notariatswesen  80,  2. 
Noth,  allgemeine  146. 
Nothgesetze  637. 
Nothrecht  211. 

Numerisches  Prinzip  558.  560,  3  580. 
Natzungsrecht  des  Fiscas  240. 


Oberaufsehende  Gewalt  5S8. 

Oberaufsichtsrecht  538.  654,  2.  655,  1. 

Oberaufsicht  über  das  Justizwesen  s.  JuäÜz- 
hoheit. 

Oberbehörden  665. 

Oberkirchenrath  665,  3. 

Oberrechnungskammer  665, 3 ;  als  Rechnungs- 
hof des  Norddeutschen  Bundes  798,  1. 

Occupation  307. 

Octroiirte  Verfassungen  291. 

Oeffcntliche  Meinung  204. 

—  Wege  170. 

Oeflfentliches  Recht  69. 

Oeffentlichkeit    der  gerichtlichen  Verhand- 
lung 92.  681 ;  der  LandtagsverhancUungen 
599.  600;  der  Bürgerschaften  773;    des' 
Reichstags  793. 

—  der  Rechtsgeschäfte  80,  3. 
Orden  328. 

Ordentliche  Gerichte  676. 

Ordnungsruf  615. 

Ordnungsstrafen  744. 
'   Ordnungswidrige  Dienstführung  485.  755. 
,   Ordnungswidriges  Verhalten  bei  Landtags- 
verhandlungen s.  Ordnungsruf;  in  Bürger- 
schaftsversammlungen 776. 

Organe  der  Gesetzgebung  576 ;  in  den  freien 
Städten  778;  des  Norddeutschen  Bundes 
786;  des  Zollvereines  808. 

—  der  Norddeutschen  Bnndesgewalt  784. 

—  der  Regirung  546;  in  den  freien  Städten 
781;  im  jNorddeutschen  Bunde  798;  Zoll- 
verein 811. 

—  des  Staatslebens  545.  546;  in  den  freien 
Städten  758.  760. 

—  des  Zollvereins  807. 

Organisation  des  Staatsdienstes  659.  660. 
I  —  der  Bürgerschaften  771. 

—  der  Gemeinden  518. 

1  —  der  Gerichte  660.  672. 
,   —  des  Landtages  584. 
,   —  des  Bundesraths  788. 

—  des  Reichstags  790. 
I   —  der  Senate  766, 

Organisationsrecht  660. 

Ortsangehörigkeit  514. 

Ortsbürgerrecht  8.  Gemeinderecht. 

Ortsgemeinde  518,  2. 

Ort^geschwome  516,  2. 

Ortspolizei  507.  509,  1;  des  Adels  466,  1. 

Ortsstatuten  509,  1.  511,  1. 

'   Pacta  confratemitatis  396. 
i  Papiergeld  246. 
:   Paragium461. 

Parentelen  389. 

Parochieen  461. 

Parlament  im  Zollverein  808. 

Passive  Wahlberechtigung  s.  Wahlbe- 
rechtigung. 

—  Unterthanenrechte.  s.  Unterthanen- 
rechte. 

Passwesen  199. 


Paten  twesicn  157, 

Patrimoniaie  ( terichtsbarkeit  S2    464. 

Patronat  s.  Kirchenpatronat. 

Pension irnn^  der  Senatsinitglieder  7(*4. 

Pension s Wesen  751, 

Periodik Irung  der  Landtage  GOL 

Personal -Union   299 

Persönlicher  Adel  4*35, 

—  Freiheit  37. 

—  LaTstitagsherechtigung  565, 

—  Recht  49. 

—  Untertlian  eure  cht  466. 
Persönlichkeit  des  Staates  10* 
Pertinenf^jQalität  de»  KamnierRiits  t^33. 
Petitionen  nnter  (»esamnitnarnen  489. 
Petition« recht    484.  4ö6;  formelle  Voraui- 

sets^nnijen  489. 

—  des  Landtag»  661. 

—  des  Militairs  4Ö9, 

Pfarrer,    Lainltagswahlfahigkeit    deraelbcn 

577.  l. 
Pfarr^iiter  474,  2.  479,  ± 
Pflege  &4a. 
Pflegereeht  lOB. 
Pflichtwidrige  Handlungen  der  StAatsdiener 

754. 
Phyfiiii  des  Vcdkea  1J>2, 
Physische  Zustände  l;i8. 
Placet  119 
Politische  Eide  473,  2. 

—  Ordnung  im. 

—  Parteien  ^1. 

—  Polizei  i2t)l, 

—  ru^^hte  35,  3. 

—  Vereine  iJ02 

—  Versamn^lungen  204, 
Polizei  185. 
Polizeigesetze  533* 
Polizeigewalt  185, 
Polixeirecht  6S    185. 
Polizei^trafen  187.  209. 
Polizeistrafgewalt  207, 
Polizei verfiiiiren  IHK  209. 
Polizei  vergehen  is.  Vergehen* 
Pol)techni^elie  Anstalt  l^:i5. 
Positives  Recht  77. 
Postanatalt  178,  179. 
Posten    tfj4.   l75,  178. 

Post  recht  177. 

Postregal  s.  PoBtrecht, 

Postrerein  177,  i 

PostÄ  waagerecht  179, 

Prälaten  all  Landtagsmitglieder  559,  560,  2, 

565  nn4  56<i. 
Prärogative  der  Krone  54H,  1    ^>46,  1. 
Präsentation  »recht  zum  l^ndtage  560.  567. 
Präsidinn)    den    Norddentsehen    Bundes    s, 

Bundrsprasidinni 
Preflbyte  rialv  e  r  f assnng   1 20. 
Pres^-iC  40.  204. 
Prcssfrelheit  Ü9.  206. 


I   irenssmenes  venassnngsgesetz  22. 
I   Primogenitur  30^. 

Prinzen  des  stiaveraioen  Hanaea  als  Ltn»J- 
tagsmitgliedec  559*  5G0,  2.  566, 

Frivatansjirtiche  an  Staatsdiener  754. 

Privatftirsten recht  353,  1.  459. 

Privatgat,  fürstlieheB  723. 

Privatrecht  15.  17,  72. 

Privat  re  chtliche  Verhältnisse  der  Unterthanen 
U2. 

Privat«ohulpn  128, 

Privat  Verhältnisse  der  Staatsdiener  717. 

Privatverlassenschaft  des  Stmverains407. 

Privat  vermögen  des  SonTerains  352. 

Privatwege  170. 

Privilegia  Fisci  353. 

—  imjjressoria  136 
Privilegienhoheit  Bi^. 

Privilegirter  Gerichtsstand  676;  de«  AdrU 

4G6,  L 
Prohedienat  701, 
Pri>diictiveä  Vermögen  476 
Promulgation  534, 
Proportion  s,  Antra^stellung, 
Protestationen  bei  L an dt^tgs wählen  573. 
Provinz  299.  -K>(>, 
ProTinÄiBllandi-'phflft  518.  554. 
Provisorische  Gcsetje  637. 
Provisorischer  8taatÄdien[4t  701,  2. 
Prozess  72. 
Proxe^aregister  684, 
Prüfung  der  Landtagswahlen  596.  597, 1. 

—  tnm  Staatsdienst  70  L 
Publica  Fides  713, 

Publication  der  Gesette  534;  639.  ^1;  fe 
den  Hepublikeu  778. 

Quartierlaat  2G^. 

QueOen  des  deutschen  Staatsrechts  W. 

Mangverhältnisio  694. 

Reall  ästen  155,  1 

Realnnion  299. 

Eeceptuni  757  ^  1. 

Rechnungshof    des    Norddentschen   BösiifS 

798,  1. 
Eechte  der  Staatsgewalt  30. 

—  den  Monarchen  316;  unmittelbare*  caä 
niittelbarcs  319;  staatsrechtiiches  aid 
vi Uker rechtliches  328. 

—  des  Regenten  417;  KechtEgnmd  417: 
Inhal!  418:  Wirkung  419.  432, 

—  des  Landtaga  618. 
Recht  des  hohen  Adels  464, 

—  der  Geiueinden  505. 

Recht sge lehrte  als  Scnatsmitglieder  T6I, 

Rechtsgesetze  533. 

Rechtsgleichheit  s.  Gleichheit^ 

Rechtspolizei  77,  1, 

Eecht^ordnang  69.  78. 

Rechtsregeln  73, 

Rechtes  ehöpfung  69, 


»elbsttiOUe  »I. 
Selbstregirung  527. 
Selbstversammlang  des  Landtags  5d5. 
Selbstverwaltung  de»  Gemeinden  506.  509, 

1  nnd  3.  527,  1. 
Senat  760;    Zusammensetzong    761;   Begi- 

rungsrechte  desselben  78Ö. 
Senats-Candidaten  762. 
Senats-Commissarien  762,  1. 

—  Commissionen  774. 
Senatsmitglieder  761;   dienstliche  Verhält- 
nisse derselben  765;  persönliche  766. 

Senatswahl  761.  762. 

Separation  der  Gemeinheiten  156. 

Sequestration  im  Wege  der  Bundesezecution 

800. 
Sicherheitspolizei  194.  • 

Sittenpolizei  197. 
Sittlichkeit  124. 
SittUche  Büdung  109. 

—  Interessen  108. 

—  Ordnung  190. 

Sittliches  Verhalten  der  Staatsdiencr  709. 
Sociale  Interessen  443. 
Sonderrechte,  politische,  488. 
Souverainetät  11.  355. 

—  des  Norddeutschen  Bundes  784. 
Spezialgerichte  676.  681,  2. 
Sportein  715. 

Staat  1. 

Staatenbund  785. 

Staatsamt  657,  1.  658;  Annahme  desselben 
als  Grund  des  Erlöschens  des  Landtags- 
mandats 583. 

Staatsangehörige  443. 

Staatsangehörigkeit  439.  449.  453,  2. 

Staatsanleihen  244. 

Staatsanwaltschaften  672.  686. 

Staatsausgaben  221  ff.;  ordentliche  und 
ausserordentliche  223;  unmittelbare  und 
mittelbare  224;  staatsrechtliche  und  pri- 
vatrechtliche 225;  im  Norddeutschen 
Bunde  225. 

Staatsbeamte,  Beurlaubung  zum  Landtage 
578;  Landtagsfähigkeit  derselben  559. 
560,  2.  566.  577,  1.  578,  1;  s.  auch 
Staatsdiener. 

StftütabedürfnLs.se  s.  S?ta;itsausgab6Ti. 

Staate  büL^ri  ff  1. 

Staut hIjoIi Orden   ^ifH. 

St[iatsbrirj[fer  44H.  4rjü    4>S3. 

SttiJitsbürg-err*Tlit  4ü<j.  8%. 

Staats Inirtrertid  46^\ 

Staatscredit  lM4. 

Staat^clicncr  G9 1 ;  weltliclic  und  geiiitiiche 
694;  uriniittelbiiro  uml  mittelbare  657. 
694;  lii liiere  tinil  niedere  üöö. 

8taa im]  i  etiler h t li ml  4 4 G . 

jJtaiit^ilif^nFit  4t>7,  1.  G.jf).  ^191 1  rechtlicher 
Cliarakter  G9jf;  Beirründnngr  695;  Anfang 
7ü2;  Eadigunp-  75^* 

BtaatsdienstprüfuTig'en  701. 


»taatsemnanmen  "229.  *z6ö. 

Staatsformen  293. 

Staatsgebiet  7.  298.  408.  439.  440. 

Staatsgenossen  443. 

Staatsgerichtshof  625.  679,  3. 

Staatsgewalt  10. 

Staatsgläubiger  244. 

Staatsgut  237. 

Staatshaushalts-Etat  475,  1.  630.^632. 

Staatsidee  2. 

Staatskörper  7. 

Staatslasten  473. 

Staatsleben  523. 

Staatslehne  237. 

Staatsminister  718. 

Staatsministerium    G65.    667;    als   Regent 

429,  1 ;  bei  Anordnung  einer  Begentsdbaft 

423,  1.  422;  als  Regentschaftsrath  421. 1. 
Staatsoberhaupt  9.  309.  759. 
Staatsorganismus  der  Bepubliken  759. 
Staatsprocuraturen  686,  1. 
Staatsrath  688 
Staatsrecht  14.  15.  28. 
Staatsregirung  768. 
Staatsachatz  337. 
Staatsschulen  130. 
Staatsschulden  244. 
Staatsservituten  301. 
Staatsverüassung  9. 
Staatsverlassenschaft  408,  1. 
Staatsvermögen  226.  236. 
Staatsverträge  622. 
Staatswille  545. 
Staatswirthschaft  147,  1. 
Staatszweck  3.  6. 
Stadtgemeinden  509. 
Stadtgerichte  510,  1. 
Stadtrath  516,  1. 
Stadtverordnete  515.  516. 
Städte,    Landtagsfähigkeit,    559.   560,   ± 

580,  3. 
Städteordnungen  511,  1. 
Stände  458.  547,  3.  555. 
Ständeversammlung  547.  554^ 
Standesabzeichen  465. 
Standesherren  464 ;  als  Mitglieder  der  I^nd- 

tage  559.  560,  2. 
Staiideflerhr>hung^ii  329* 
Standcsmässigc  Ehe  381. 
8tandes|>rivikf^ien  ä2* 
Standes  rechte  Gü9. 
8t  an  des  Verschiedenheiten  444, 
StandegTorrechte  457.  46«,  5.  Tl6k 
Standrecht  all. 
Statthalter  414,  L 
Statute  459. 

StehendeB  H^er  263.  266* 
Stellvertretung  in  der  Kcgimiig  41*1 

—  im  MilitÄirdienst  266. 

—  auf  Landtagen  SS4.   ^13;   Kowka  *1^ 
i^elben  579,  2, 

Steuern  247;  ordentliche  tmd 


deutschen  Bunde  255. 
Steuerbares  Vermögen  476. 
Steuerbewilligungsrecht  627.  628.  630. 
Steuercapital  249. 
Stener-Freiheit  477.  478. 

—  Fuss  249. 

—  Gesetze  627. 

—  Kraft  476,  1  und  2. 

—  Perioden  630. 

—  Pflicht  475. 

—  Privilegien  des  hohen  Adels  464.  478. 

—  Quellen  258. 

—  Recht  der  Staatsgewalt  627. 

—  Verträge  162. 

—  Zölle  161.  247.  2.50. 
Stiftungen  475,  3.  477,  2.  479,  2. 
Stimmengleichheit  608. 
Stimmenmehrheit  607. 
Stimmrecht  in  der  Gemeinde  515. 
Strafanstalten  672. 
Strafgewalt  86. 

Strafmittel  95,  1. 
Strafrecht  87. 
Strafverfügung  94.  95. 
Suhaltembeamte  0.59. 

Suhject   der   Staatsgewalt   31;    der   Nord- 
deutschen Bundesgewalt  785. 
Successionsrecht  417. 
Successionsordnung  s.  Thronfolgoordnung. 
Successionsvertrag  367.  384. 
Sustentation  des  Begenten  435. 
Synodalverfassung  120. 

Tabaksmonopol  159,  1. 

Telegraphen  164.  177.  178. 

Territorialhoheit  s.  Gebietshoheit. 

Testament  459. 

That  als  Moment  des  Staatslebens  527. 

Theilung  der  Staatsgewalt  646,  1. 

Theologische  Facultät  123. 

Thronbesitz  404. 

Thronentsetzung  405.  s.  Dethronisation. 

Thronentsagung  406,  s    Abdication. 

Thronfolge  358;  Recht  zur  Thronfolge  361; 
Gegenstand  der  Thronfolge  407;  Vor- 
aussetzungen 376;  hausgesetzliche  380; 
Eröffnung  391. 

Thronfolger,  persönliche  Qualiflcationen  des- 
selben 396. 

ThroHfolgeordnung  359  ff.  373,  384. 

Thronpraetendenten,     Concurrenz     mehrer, 
409  1. 
»      Titel  328.  695;   der   Staatsdiener   717,   3; 
y         des  landesherrlichen  Hauses  462. 

Todesstrafen  95,  2. 

Todtheilungen  371. 

Todte  Hand  50. 
I      Trauschein  139. 

1^      Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung  668.- 
(       Treue  gegen  den  Souverain  472.  693.  705. 

li      Uebertretungen  91,  2. 
1       Ümzugskosten  705. 


ünbescholtenheit  5Q 

Setzung  der  Staat 
Uneheb'che  Kinder,  t 

recht  derselben,  4 
Unfähigkeit   zur   Sd 

Unfähigkeit. 
Ungültigkeit  der  V« 
Uniformen  der  Staal 
Universitäten   129;  1 

selben  559.  566,  2 
Unsittlichkeit  191. 
Unterbehörden  665.  ' 
Unterrichtsanstalten 
Unterrichtswesen  12< 
Unterstützungskassen' 
Unterstützungspflicht, 

Gemeinden  514. 
Unterthanen  7,  1.  9. 
Unterthaneneid  469,  i 
Untertlianen-Gesaramt 
Unterthanenrechte  48 
Unterthanschaft  438. 
Unterthanverhältniss  ' 
Unterwerfungsvertrag 
Unterwürfigkeit  442. 
Untheilbarkeit  des  Ki 

—  des  Staates  409. 

—  des  Staatsgebietes 
UnVerantwortlichkeit 
Unveräusserlichkeit  s. 
Unverletzbarkeit  der  L 

—  des  Monarchen  35( 
Urtheile  542,  2. 
Urwähler  563. 
Urwahlen  569. 
Urwahlbezirke  569. 
Usurpation  307. 


Vagabondenpolizei  1 
Veränderung  des  Sta? 

—  der  Staatsverfassi 
Veränsserung  des  Ka 

—  des  Staatsgebiete 

—  des  Staatseigenth 
Verantwortlichkeit  d 

—  der  Minister  649 
Verbindlichkeit  des 

lungen  der  Staats« 
Verbot  543. 

—  der  politischen  V 
Verbrechen  91,  2. 
Verbrüderungen  495 
Vereinsfreiheit  60. 
Vereinsrecht,   gesell 

sches  491. 

—  des  Militairs  49i; 
Verfahren  der  Land 
Verfassung  des  Stai 

sehen  Bundes  78^ 
Verfassungsänderuni 
Verfassungseid  der  I 


tagsfähigkeit  574. 
Yerfassangsformen  293. 
Verfassungsgarantien  394,  4. 
Verfassungsgesetze  19.  278. 
Verfassungsmässiger  Gehorsam  468.  469, 1. 

471.  706.  707. 

—  Regirung  645. 

—  Staatsleben  526. 

--  Staatsverwaltung  537. 

—  Staatswille  531. 

—  Verordnung  541.  564. 
Verfassungsrecht  28.  277.  625. 
Verfassungsstreitigkeiten  624.  625. 
Vergehen  91,  2.  208;  der  Landtagsmitglie- 

der  61G;  der  Staatsdiener  s.  Dienstver- 
gehen. 

Verhaftung  38. 

Verheirathung  der  Staatsdiener  717. 

Verhinderung  des  Souverains  an  der  Selbst- 
regirung  413.  416. 

Verkehrsanstalten  153.  164. 

Verkehrserleichterungen  160. 

Verkopplung  der  Grundstücke  156. 

Verkündigung  s.  Publication. 

Verleihung  eines  Amtes  695. 

Verletzung  der  politischen  oder  der  privat- 
rechtlichen Rechte  durch  Staatsdiener  756. 

VermÖgensconfiscation  95,  1. 

Vermögensgenossenschaft  503. 

Vermögensrechte  des  Monarchen  329;  der 
Glieder  des  souverainen  Hauses  460,  s.  auch 
Apanagen. 

Vermögensrechtliche  Selbstständigkeit  als 
Voraussetzung  der  Staatsbürgerrechte  498; 
der  Landtags-  bezw.  Bürgerschafts-  und 
Reichstagsfähigkeit  573.  770.  791. 

Verordnende  Gewalt  540. 

Verordnung  19.  540    646.  648. 

Veröffentlichung  der  Landtagsprotokolle  600. 

Verpflegung  der  ßundesarmee  264. 

Verpflichtung  des  Thronfolgers  aus  der  Vor- 
regirung  409. 

—  des  Staates  aus  den  Handlungen  der 
Staatsdiener  754. 

Versammlungen,  politische  491. 

Versammlungsfreiheit  61. 

Versetzung  der  Staatsdiener  704. 

Versicherungsanstalten  146. 

Vertagung  des  Landtages  598;  des  Reichs- 
tages 7yi;  des  Zollparlaments  809. 

Vertrauensmänner  in  den  freien  Städten  762. 

Vertheidigungsrecht  des  Angeklagten  92. 

Vertrauliche  Landtagsverhandlungen  599. 
600,  3.  612,  3. 

Verwaltungsämter  664. 

Verwaltungsgesetze  533. 

Ver;valtiin;^^sri^dit:>j(fle^e  670, 

Verweicffirung  dür  Bestätigung  des  Gesetzlos 

mx 

—  der  Justixjjfletfe  .s.  Justiz venvei^frnug, 
y^Tzii^lit  auf  das  Lundtaganiaudat  5^:^. 

—  üuf  die  Tbronfol^v  3^*6. 


Veterinärpolizei  193. 
Veto,  landesherrliches  654. 
Vogtei  536,  1. 
Volk  7.  8. 
Völkerrecht  15.  17. 
Volksbildung  129. 
Volksschule  128.  130. 
Volksschullehrer  131.  657. 
Volksversammlungen  495. 
Volkswahlen  569. 
Volkswirthschaftspflege  147,  1. 
Vollmacht  der  Abgeordneten  602;  der  Wahl- 
männer 602. 
Volljährigkeit  des  Souverains  433. 

—  des  Thronfolgers  397. 
Volljährigkeitserklärung  398. 
Vollstreckung    der    Urtheile    im   Strafrer- 

fahren  687;  im  Civilprozess  688. 

Vollziehende  Gewalt  5Ä.  542;  in  der  Be- 
publik 780. 

Vollziehung  s.  Vollstreckung. 

Vorberathungen  des  Landtags  604. 

Vorbereitungsdienst  715,  1. 

Vormund  des  Souverains  436. 

Vormundschaft  141 ;  Pflicht  zu  deren  Ueber- 
nahme  497. 

Vorrechte  des  Adels  465  466,  1;  des  hohec 
Adels  461. 

l¥ahlact  zum  Landtage  571.  572;  ra: 
Bürgerschaft  769;  zum  Senat  763;  am 
Reichstag  790. 

Wahlaufsatz  (Hamburgsches  Recht)  762. 

Wahlberechtigung,  active  573;  passive  573: 
Voraussetzungen  576. 

Wahlbezirke  5fJ9.  570.  770. 

Wahlbürger  (in  der  Republik)  762. 

Wahlcensus  573.  576.  1. 

Wahlcommissarien  571.  763. 

Wahlen  zu  Gemeindeämtern  516. 

—  zu  Staatsämtem  in  den  freien  Städten  763. 
Wahlfähigkeit  zum  Landtage  556.  557. 
Wahlkammer  762,  1. 
Wahlkörperschaft  569.  580.  581. 
Wahlraandat  568. 

Wahlmänner  569.  570. 

Wahlperiode  601. 

Wahlsystem  (repubb'kanisches)  763. 

Wahltermin  571. 

Wahlverfahren  in  den  Monarchieen  570;  re- 

pubKkanischcs  763. 
Wahlversaramlungen  570.  762. 
Waisenkassen  146.  714,  2. 
Wappenrecht  465. 
Wartegeld  752. 
Wasserstrassen  ^164. 

WegeUsttm  170. 
Wegepflicht  17a,  t 
Wegeregttl  172. 
Wehrpflicht  266.  475.  48a 
Weibliche  Linien  087. 


Weserschiffrabrtsacte  166. 
Westfälischer  Friede  43.  117.  118. 
Widerruf  des  Landtagsinandats  504. 
Widersetzlichkeit  der  Staatsdiener  713. 
Widerstandsrecht   der  Unterthanen  s.   Ge- 
horsam. 
Wille  als  Moment  des  Staatslebens  527. 
Wissenschaft  129. 
Witthüraer  320. 

Witthum  der  Wittwe  des  Souverains  461. 
Witwenkassen  146.  714,  2. 
Wohlerworbenes  Recht  51. 
Wohlfahrt,  allgemeine,  s.  Gemeinwohl. 
Wohnfreiheit  s.  Freizügigkeit. 
Wohnung,  Unverletzlichkeit  der,  54. 
Wohnrecht  215.  257.  513. 
Wortführer  der  Bürgerschaft  771. 


Zengnisspnicht  der  Sa 
Zoll-Bundesstaat  807. 
Zollgebiet  164.  | 

Zollverein  807. 
Zollverträge  162. 
Zollwesen  154. 
Zunftwesen  159. 
Zusammentritt  des  Lai 
Zuständigkeit   der   Stä 
Staatsbehörden  s.  (k 
Zustimmung  des  Landt 
Zutritt  zn  den  Staatsäl 
Zwang  186.  543. 
Zwangsrecht  s.  Bannre 
Zweck  des 'Staats  s.  Bi 
Zweck  der  Strafen  88. 
Zwei-Kammersystem  58 
Zwischen-Herrscher  40( 
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Erster  Halbband. 


Berlin  1869. 

Verlag  von  Fr,  Kortkampf. 
Baehbandhing  flir  Staatswissensehaiton  und  Geschieh 

94.  Wilholms-Strasiio  84. 
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